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Meyers Larch-Lexika, 


Bequemſtes Nachſchlagen — außgiebigfte Belehrung im engfien Raum — fachmanniſche 
Bearbeitung — einheitliche Durchführung aller Fächer — gemeinverfländligge Haltung aller 
Artitel — Drud und Format aller Bücher übereinflimmend — jedeb Fach in einem Band. 
Allgemeine Geſchichte, von Dr. 8. Hermann 
Alte Geſchichte, von Dr. Heinr. Beter. 
Deutliche Gefchichte, von Dr. H. Brofien. 
Vhiloſophie, von Brof. Dr. Rob. Zimmermann, 
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Theologie u, Kivrchenweſen, von Prof. Holtzmann u. Zöpffel 
Geographie, von Dr. 9. Brofien. 
Reilen und Entdeckungen, von Dr. F. Embader. 
Deutlche Jitteratur, von Prof. Dr. A. Stern. 
Allgemeine Jitteratur (auferbeutiche), von Dr. ©. Bornhak. 
Schriftſtellex lexikon (Zeitgenofien), Reb. von Bornmäüller. 
Altertumskunde (Haffiihe), von Dr. DO. Seyffert. 
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Botanik, von Dr. Chr. Luerffen. 
Mineralogie und Geologie, von Prof. Dr. Fr. Nie. 
Vhnyſik und Meteorologie, von Prof. Dr. E. Lommel. ' 
Aſtronomie, von Prof. Dr. H. Gretſchel. 
Angewandte Chemie, von Dr. DO. Dammer. 
Chemiſche Technologie, von Dr. DO. Damme:r. 
Wechanifcye Technologie, von ©. Brelom. | 
Erfindungen, von Prof. Dr. H. Gretſchel. | 
Zandmwirtfchaft, von Dr. Eugen Werner. - | 
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Dandelsmwillenichaft. — Börſenpapiere. 
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Vorwort. 


ne 


Nachdem in Deutichland an die Stelle eines Zuſtands politifcher 
Lethargie nach und nach ein immer lebhafter pulfierendes politisches 
Leben getreten ift, und nachdem mit der Konftituierung eines deutjchen 
Bundezftaat® durch die Einführung des allgemeinen Stimmrecht? auch 
die breiten Waffen des Voll? zur Teilnahme an dem öffentlichen Leben 
herangezogen worden find, tritt an die einzelnen Volksgenoſſen ohne 
Rückficht auf ihre bürgerliche Berufgftellung immer mehr die Notiwendig- 
feit heran, fi) mit den Normen des öffentlichen Recht3 und mit den= 
jenigen Grundfäßen und Regeln, welche das öffentliche Leben mehr oder 
weniger beberrichen, wenigftens einigermaßen vertraut zu machen. 

MWahlmänner und Wähler, Mitglieder parlamentarifcher Körper⸗ 
Ichaften, der Gemeindebehörden und der kommunalen Vertretungen für 
die Einzelgemeinden wie für die Kommunalverbände, die zum Schöffen- 
und Gejchwornendienft Berufenen, Kirchen- und Schulvorjtände, Mit- 
glieder der Militärerfaß-, Steuereinichägungs- und der Gewerbelommij- 
fionen, und wie all die zahlreichen Zweige der Selbjtvermwaltung, 
zu deren Dienſte der einzelne Staat3bürger herangezogen wird, heißen 
mögen, — endlich alle diejenigen, welche im Vereins- und Genofjen- 
ſchaftsweſen tätig find, Tönnen fich diefer Verpflichtung kaum entziehen. 
In mehr oder weniger fühlbarer Weife befteht aber auch für jeden 
Zeitungslefer und für jeden Gebildeten überhaupt das Bedürfnis 
nach politifcher Bildung und Schulung, da die Zahl derjenigen, twelche 
die Beichäftigung mit diefen Dingen zu einer Lebensaufgabe machen 
oder fich dem Studium der Staatswifjenfchaften in eingehender Weife 
widmen können, eine verhältnismäßig geringe ift. 


W7 








IV Vorwort. 


Das vorliegende Buch ſoll dieſem Bedürfnis entgegenkommen. In 
der Form eines kurzgefaßten Wörterbuchs will es über die wichtigſten 
Fragen des öffentlichen Rechts und des öffentlichen Lebens 
orientieren, indem es aus dem Gebiet der allgemeinen Staatslehre, aus 
dem Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht der einzelnen Staatskörper 
und aus dem Bereich des Kirchenrechts, des Strafrechts und des Prozeß⸗ 
rechts die notwendigften Mitteilungen bringt. Ebenſo find Völkerrecht 
und Bolitit, Handel und Verkehr, Volkswirtſchaft und Statiftit, Mili- 
tär und Marine, Verein?» und Genoflenjchaftswejen berüdfichtigt, end⸗ 
lich auch zahlreiche technifche Ausdrüde und Namen erläutert, welche 
im öffentlichen Leben vorzulommen pflegen. Daß hierbei das Deutſche 
Reich ganz beſonders in den Vordergrund tritt, wird feiner Recht- 
fertigung bedürfen. 

Daß das vorliegende Buch ſchon jebt als etwas in feiner Art 
Bollendetes kaum bezeichnet werden kann, dürften die Neuheit und 
Schwierigkeit der Aufgabe, welche der Herausgeber dem Verfaſſer ftellte, 
erklärlich erjcheinen Taffen. Für Mitteilungen über etwaige Mängel des 
Buches werden beide dankbar fein. 

Schlieplich jei allen denen, welche den Berfaffer mit Malerial 
unterftügten, insbejondere dem Bibliothekar des deutſchen Reichstags, 
Herrn Dr. Potthaſt, auch an diefer Stelle aufrichtigfter Dank gejagt. 


Berlin, 14. Juni 1881. 


Dr. Baumbad, 
Mitglied des Reichstags. 








U. 


Abänderungsvorſchläge (Verbeſſe— 
rungsanträge, Amendements) die— 
jenigen Anträge, welche in Verſammlun⸗ 
gen und bei den Verhandlungen gewiſſer, 
namentlich parlamentariſcher, Körper: 
ſchaften zum Zweck ber teilweiſen Ande⸗ 
rung einer Vorlage oder eines Antrags 
geſtellt werden. So beſitzen die Kammern 
regelmäßig den Geſetzesvorlagen ber Ne: 
sierung gegenüber das Recht der Amen: 
dierung. Ebenſo fteht dies Amendie- 
rungsrecht den Mitgliedern des deutfchen 
Reichstags den Vorlagen bed Bundes⸗ 
rats und den aus der Mitte des Reichs⸗ 
tags ſelbſt hervorgegan genen Anträgen 
gegenüber zu. Nach der Geſchäftsordnung 
des Reichstags (F 49) können derartige A. 
zu jeder Zeit vor dem Schluß der Ver: 
handlungen über einen beflimmten Ge- 
genſtand geftellt werden. Diefelben müſſen 
aber mit der Hauptfrage in wefentlicher 
Verbindung ftehen. Sie find dem Präfie 
benten jchriftlich zu übergeben. Über A., 
welche dem Reichstag noch nicht gebrudt 
porgelegen haben, muß, fofern Mr ange⸗ 
nommen werden, in der nächſten Sitzung, 
nachdem ſie gedruckt und an die Mitglieder 
des Hauſes verteilt worden ſind, nochmals 
ohne Diskuſſion abgeſtimmt werben (Ge: 
ſchäftsordnung, $ 50). Dabei iſt aber noch 
folgendes hervorzuheben: Vorlagen des 
Bundesrats und Anträge von Reichstags: 
mitgliedern, welche Gefeßentwürfe ent- 
halten, bedürfen nach der Gefchäftsord- 
nung einer breimaligen Beratung oder 
Leſung, und zwar iſt die erfte Nieler Le: 
fungen auf eine allgemeine Diskuſſion 
über. die Grundfäße bed Entwurfs bes 
fchränft. Daher ift eg denn auch vor 
Schluß diefer eriten Beratung nicht ges 
ftattet, A., welche fidy auf die Vorlage 

EStaatslexikon. 


ſelbſt beziehen, einzubringen. In der 
zweiten Beratung wird dann über jeden 
einzelnen Artikel der Vorlage und zwar 
in der Regel der Reihenfolge nach die 
Disfuffion eröffnet und gefchloflen und 
die Abftimmung herbeigeführt. Nunmehr 
Tonnen in der Zwiſchenzeit und im Lauf 
ber Verhandlung A. eingebracht werben. 
Diejelben bebilrten in der zweiten Leſung 
feiner Unterftüßung. Kommt es zur 
dritten Beratung, fo fönnen zwar eben⸗ 
fall X. eingebracht werden, allein fie be- 
bürfen ber Unterftüßung von 30 Mit: 
gliedern. Am Schluß der Beratung 
wird über die Annahme oder Ablehnung 
des Geſetzentwurfs ſelbſt abgeftimmt. 
Sind A. angenommen worden, jo wird 
die Schlußabftinnmung ausgeſeizt, bi! das 
Büreau diefe Beichlüffe zufammengeftellt 
hat. Anträge der Reichstagsabgeordneten, 
welche feine Gefeßentwürfe enthalten, be⸗ 
dürfen im Reichstag nur einer einmali= 
gen Beratung und Abſtimmung. A. hier: 
ei müſſen ebenfalld von 30 Mitgliedern 
unterftüßt jein ($$ 18 ff., $ 23 Der Ges 
ſchäftsordnung). Wird zu einem bereit 
geltelten Amendement ein weiterer Ber: 
efferungsantrag geftellt, fobezeichnet mar 
ben leßtern als Interamendenment. 
Abbate (ital.), Titel der jungen Geift: 
lichen in Italien. 
Abbe (franz.), Abt (ſ. d.); auch Titel 
von Weltgeiftlichen ohne geiftliches Amt. 
Abdankung (Abdifation, Thron: 
entfagung), ber freiwillige Verzicht des 
bisherigen Souveränd auf bie fernere 
Regierung. Hierdurch wird bie Throns 
folge ganz in derfelben Weiſe wie bei dem 
Tode. des Monarchen eröffnet, indem der 
nächſte Succeffionzberechtigte zur Nach— 
folge berufen wird. Der Abdanfende, in 
1 


2 


beffen freiem Entihluß die Thronent: 
fagung liegt, bie aber nicht zurüdgenonı: 
men werben Tann, behält regelmäßig den 
bisher geführten Titel bei. 

Abdizieren (lat.), abdanfen; Abbi- 
Tation, Abdanfung; Abdikations— 
afte, Abdilationdurfunde, bieje: 
nige Urkunde, in welcher ein Monarch die 
Niederlegung ber Regierungsgewalt er: 
klärt (f. Abbantung). 

Aberacht, ſ. Acht. 

Abgeordnete, Vertreter einer größern 
Anzahl von Genoſſen, namentlich Volks⸗ 
genoſſen, d. h. die Volksvertreter der mo⸗ 
dernen Staats-Repräſentativverfaſſung 
(ſ. Volksvertretung). 

Ablaß (Indulgenz), Nachlaß einer 
kirchlichen Buße, welcher auch gegen Geld 
bewilligt wird. Der A. wird in der katholi⸗ 
ſchen Kirche dogmatiſch durch die Lehre von 
den überſchüſſigen Verdienſten Chriſti und 
der geiligen begrünbet, worüber die Kirche 
ein Verfügungsrecht habe. | 

Ablöfung, die Aufbebung ber auf bem 
Grund und Boden laſtenden Abgaben und 
Zeiftungen gegen Entihädigung des Be- 
rechtigten. Aus politifchen und volfswirt- 
Ichaftlichen Gründen für notivendig er: 
fannt, ift die X. der Srundlaften in den 
meiften deutfchen Staaten im \wefent: 
lichen durchgeführt oder die Durchführung 
doch im Gang, fo daß der Grundbeſitz von 
den zahlreichen Laſten, welche ihn feit dem 
Mittelalter bedrüdten, Zehnten, Grundzin⸗ 
fen u. dgl., mehr und mehr befreit und 
entlaftet wird. Die Entfchädigung erfolgt 
entiweber durch Verwandlung der Grund: 
laft in eine jährliche Geldrente ober durch 
Kapitalifierung des jührlihen Reiner: 
trags, und zwar wird biefe in den Ab—⸗ 
löfungsgejeken ber einzelnen Staaten 
verfchieden beſtimmt, die Geſetzgebung 
variiert zwilchen dem 10—22 fachen Be: 
trag des jährlichen Neinertrage. Die 
Behörden, weldye die Ablöſungsſachen 
zu bearbeiten jaben, find in manden 
Staaten die ordentlichen Verwaltungsbe⸗ 
hörden oder bie ordentlichen Gerichte, wäh: 
vend in andern Ländern befendere Aus—⸗ 
einanderjfeßungsbehbörben (Ablö— 
fungsfommiffionen) eingefeßt find, 
jo in Öſterreich, Altpreußen, Sachſen, 


Abdizieren — 


Abſolutisnius. 


Oldenburg, Braunſchweig und ben meiſten 
thüringiſchen Staaten. Das deutſche 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz ($ 14) hat dieſe 
befondern Gerichte aufrecht erhalten. Val. 

riedlieb, Rechtstheorie ber Reallaiten 

1860); Dandelmanı, X. und age 
lung derWaldgrundgerechtigkeiten (1880). 

Abmuflerung, ſ. Heuer. 

Abolition (Lat.), Niederſchlagung einer 
ſtrafrechtlichen Unterſuchung vor gefaͤlltem 
Strafurteil (ſ, Begnadigung). 

Abſchied, im fruͤhern Deutſchen Reich 
diejenige Urkunde, in welcher die auf 
einem Neichstag gefaßten Beſchlüſſe zu⸗ 
ſammengefaßt und verkündet wurden. 
Der Name (Reichs abſchied, Recessus 
imperii) erklärt ſich daraus, daß dieſe 
Publikation am Schluß des Reichstags 
erfolgte. Seitdem der Reichstag perma⸗ 
nent in Regensburg tagte, fam biefe Ein- 
richtung in Wegfall. Ter legte Reichsab⸗ 
ichied, der fogen. jüngfte Reichsab— 
ſchied (Recessus imperii novissimus), 
datiert von 1654. Die Einrichtung cines 
ſolchen Abſchieds ift von den Einzelland: 
tagen verjchiebener deuticher Staaten abop- 
tiert und in manchen bis auf die Gegen: 
wart beibehalten worden, wenigftens info: 
fern, als am Schluß einer Landtagsſeſſion 
ein Landtagsabſchied publiziert wird, 
welcher eine Zufammenftellung der mit 
den Landtag vereinbarten (»verabfchiebe- 
ten«) Geſetze und den Staatshaushalts⸗ 
etat enthält, jo 3. B. in Braunſchweig. 

Abſchoß, ehedem eine Abgabe, welche 
dann zu entrichten war, wenn ein Der: 
mögen außer Landes gebracht wurde, na⸗ 
mentlih durdy Erbgang, daher die Bes 
zeichnung Gabella hereditaria. ine 
ähnliche Abgabe war bie jogen. Nachftener 
(j. d.). Val. Freizügigkeit. 

Abſolutismus (lat.), diejenige Regie⸗ 
rungsform, bei welcher der Staalsbeherr⸗ 
fer völlig unumſchränkter Gebieter ift. 
Den Gegenſatz zu der abjoluten Monarchie 
bildet die Tonjtitutionell = monarchiſche 
Staatsverfajiung, welche den Staatsbe⸗ 
herrſcher bei den wichtigiten Regierung: 
bandlungen an die Auftimmung der 
Volksvertreter bindet. Das abfolute Re- 
giment ift namentlich in Rußland, deſſen 
Kaifer ſich den Selbjibeherrfcher aller 
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Reußen nennt, ausgebildet. Gewöhnlich 
unterfcheibet man aber noch zwifchen Au⸗ 
tofratie und A., indem man unter der 
erftern Bezeichnung die völlig unum: 
fchränfte RegierungSgewalt veriteht, wäh: 
rend der Ausdruck A. mehr mit der Be: 
beutung eines Vorwurf mißbräuchlicher 
Anwendung derartiger Machtvollkommen⸗ 
beit, daher oft gleichbedeutend mit Des⸗ 
potismus, gebraucht wird. Die An⸗ 
bänger eines ſolchen Syſtems werden 
Abfolutiften genannt, daher A. auch 
diejenige politische Parteirichtung bezeich⸗ 
net, welche für eine möglichſt große Aus⸗ 
behnung ber monardiichen Gewalt ein- 
tritt und jeder Neuerung, welche eine 
Abſchwächung der Herrichergeiwalt herbei: 
rühren könnte, mit Entfchiedenheit wiber: 
ftrebt. In diefem Sinn fann ber X. al? 
eine Ausartung des Konfervativismug 
bezeichnet werben. 

Abfjolvieren (lat.), von etwas ablöfen, 
freifprehen (aud) beendigen); Abſolu⸗ 
tion, Freilprehung; namentlich Losſpre⸗ 
hung von firchlichen und göttlichen Stra⸗ 
fen nach abgelegter Beichte. 

Abjonderung, im Konfursverfahren 
die befondere Befriedigungeinzelner Gläu⸗ 
biger; daher Abfonderungsgläubi: 
ger, die bevorzugten Gläubiger bes Ge⸗ 
meinſchuldners, welche eine vorzugsweiſe 
Befriedigung ihrer Forderungen bean 
Ipruchen können, im Gegenſatz zu ben 
übrigen Konfursgläubigern. Dahin ge⸗ 
hören namentlich diejenigen Gläubiger, 
welchen ein Pfandrecht an den Grund⸗ 
ſtücken ober ein Fauſtpfandrecht an be: 
ftimmten Mobilien bes Kridars zufteht; 
ferner bie Reichskaſſe, die Staatskaſſen 
und die Gemeinden fowie bie Amts, 
Kreis: und Provinzialverbände wegen 
öffentlicher Abgaben; ferner die Berpächter 
wegen des laufenden und des rüdftändigen 
Zinfes fowie wegen andrer Forderungen 
aus dem Bachtverhältnis in Anſehung der 
Brächte des Grundſtücks und der einge- 


rachten Sachen, fofern bie Früchte oder 


Sachen fi no auf dem Grundftüd be- 
finden; dann diejenigen, welche durch 
Pfändung ein Pfandrecht an den ver- 
pfändeten Sachen erlangt haben, ıc. Val. 
Deutfche Konkursordnung, $$ 39 ff. 


Abflimmung, die Willengerflärung ber 
Mitglieder einer Berfammlung ober eines 
Kollegium? über eine beitimmte Frage. 
Diefelbe erfolgt regelmäßig nach Schluß der 
gepflogenen Beratung in einer gejchäftg- 
orbnungsmäßig feitgeftellten Form. Zu 
einem gültigen Seldhup ift zunächſt Be⸗ 
ſchlußfähigkeit, d. h. die Anweſenheit 
der borihriftämigen Anzahl von Mit⸗ 
gliedern, und je nach bent einzelnen Fall und 
nach den beftehenden Vorſchriften Stim: 
meneinhelligkeit oder Stimmenmehrheit 
erforderlich. In letzterer Beziehung wird 
entweder eine beftimmte Mehrheit, 3.2. 
wei Drittelder Mitglieder, oder abſolute 

ajorität (eine Stimme über die Hälfte 
ſämtlicher Stimmen), oder nur relative 
Majorität erfordert. Lebtere liegt dann 
vor, wenn fi fir eine Meinung nur 
mehr Stimmen erklären als für jede ein- 
zelne fonftige Meinung. Die. erfolgt ent⸗ 
weder öffentlich durch Hanbaufheben, 
Aufftehen von den Sigen, Auseinandertre- 
ten, Zuruf (Afflamation) oder geheim 
durch Stimmzettel, Stimmtäfeldhen ober 
Ichwarze und weiße Kugeln (Ballotage). 
Eine weitere Art der öffentlichen A. ift 
die durch Namenzaufruf, bei welchem mit 
»Ja« oder »Nein« geantwortet wird. 
Letztere Art und Weije rechtfertigt ſich 
aber für größere Verfammlungen nur 
durch Die befondere Bedeutung bes Falles; 
fie Tann leicht zur Verſchleppung von 
Gegenfländen und zur Parteiintrige ge: 
mißbraucht werben. Nach ber Gelchäfts: 
ordnung des beutjchen Reichstags find 
die Fragen, die zur A. kommen, fo zu 
ftellen, daß fie einfach burch Ja oder Nein 
beantwortet werden können. Unmittelbar 
vor ber A. ift die Frage zu verlefen. Iſt 
vor einer U. infolge einer dariiber ge- 
machten Bemerfung der Präfident oder 
einer der fungierenden Schriftführer nei 
felhaft, ob eine befchlußfähige Anzahl von 
Mitgliedern anweſend fei, jo ertolgt der 
Namensaufruf. Erflärt Dagegen auf 
bie erhobene Bemerkung ober einen die: 
bezüglichen Antrag auf Auszählung des 
Hauſes der Präſident, daß fein Mitglied 
des Büreaus Über die Anweſenheit ber 
befchlußfähigen Anzahl von Mitgliedern 
(199) zweifelhaft fei, jo find damit Be— 
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merfung und Antrag erledigt. Die N. 
geichieht nach abfoluter Mehrheit durch 
Aufftehen oder Sitenbleiben. Iſt das Er: 
gebnis nach der Anficht bes Präfidenten 
oder eines der fungierenden Schriftfühs 
rer zweifelhaft, jo wırd die Gegenprobe 
gemacht. Kiefert auch biefe noch Fein fiche: 
res Ergebnis, jo erfolgt die Zählung 
des Haufes, und zwar, nad engli= 
ſchem Mufter, in folgender Weife (fogen. 
Hammeljprung): Der Präſident for: 
dert bie Mitglieder auf, ben Saal zu ver: 
laſſen. Sobald dies gefchehen, find bie 
Thüren zu fhließen, mit Ausnahme einer 
Thür an der Oft: und einer an der Welt: 
jeite. An jeder biefer beiden Thüren ftellen 
fi je zwei Schriftführer auf. Auf ein 
vom Präfidenten mit der Glode gegebenes 
Zeichen treten nun biejenigen Mitglieder, 
welche mit »Jas ftimmen wollen, durch 
die Thür an ber Oftfeite, rechts vom 
Büreau, diejenigen aber, welche mit »Nein« 
ſtimmen wollen, durch die Thür an der 
Weſtſeite, links vom Büreau, in den Saal 
wieder ein. Die an jeder der beiden Thü⸗ 
ren ftehenden Schriftführer zählen laut bie 
eintretenden Mitglieder. Demnächſt gibt 
der Präfident ein Zeichen mit ber Glode, 
fchließt die U. und läßt die Thüren bes 
Saals öffnen. Jede nachträgliche U. iſt 
ausgeſchloſſen, nur der Präſident und die 
dienſtthuenden Schriftführer geben ihre 
Stimmen nachträglich ab, worauf der 
Präſident das Reſultat ber Zählung bes 
Hauſes verkündet. Auf namentliche A. 
kann beim Schluß der Beratung vor der 
Aufforderung zur A. angetragen werden; 
ein ſolcher Antrag muß aber wenigſtens 
von 50 Mitgliedern unterſtützt werden. 
Der Präſident erklärt die A. für geſchloſſen, 
nachdem ber namentliche Aufruf ſämt— 
licher Mitglieder des Reichstags erfolgt 
und nad Beendigung besfelbern Durch 
Wiederholung des Alphabets Gelegenheit 
zur etwaigen nachträglichen A. gegeben 
worden ift. Bei allen nicht Durch Namens⸗ 
aufruf erfolgten Abftimmungen hat jebes 
Mitglied des Reichsſtags das Recht, feine 
von dem Beſchluß der Mehrheit abwei- 
chende A., kurz motiviert, fchriftlich dem 
Büreau zu übergeben und beren Auf: 
nahme in die ftenographifchen Berichte, 


ohne vorgängige Verlefung im Reichstag, 
zu verlangen. — Für die N. in ben Rich⸗ 
terfollegien hat das beutiche Gerichts- 
verfaffungsgefeß (FFn 198 ff.) befondere 
Vorſchriften gegeben. Hiernach ſoll die Ent⸗ 
ſcheidung der Regel nad) auf Grund ab- 
foluter Majorität ber Stimmen erfolgen. 
Bilden fih in Beziehung auf Summen, 
über welche zu entjcheiben ift, mehr als 
zwei Meinungen, beren feine die Mehr: 
beit für ſich bat, fo werben bie für bie 
größte Summe abgegebenen Stimmen 
den für bie zunächft geringere abgegebenen 
fo lange hinzugerechnet, bis fich eine Mehr: 
beit ergibt. Bilden fi in einer Straf: 
ſache, von ber Schuldfrage abgefehen, mehr 
als zwei Meinungen, beren feine bie 
Mehrheit für fich Hat, fo werden bie dem 
Beichuldigten nachteiligſten Stimmen den 
zunächit minder nadhteiligen fo lange hin- 
zugerechnet, big ich eine Mehrheit ergibt. 
Die Neihenfolge bei der A. richtet ſich nad) 
bemDienftalter, beiden Schöffengerich- 
ten und in den Kammern für Handelsſa⸗ 
chen nad) bem Lebensalter: der Jũngſte 
ſtimmt zuerſt, ber Borfigende zuleßt. Wenn 
ein Berichterftatter ernannt # fo gibt die⸗ 
jer feine Stimme zuerſt ab. Bei ber N. 
der Geſchwornen richtet ſich die A. nad 
der Reihenfolge ber Auslofung. Der Ob- 
mann flimmt zulegt. Val. Zade, Über 
ge lhlußfaflung in Berfammlungen und 
Kollegien S Trendelenburg, 
Uber das Verfahren bei Abſtimmungen 
(»Kleine Schriften«, Bd. 2, 1870). 

Abt (v. hald. Abba, »Vater«), Vor: 
fteher eines Klofters, teilweife mit bifchöf: 
lichen Rechten; gefürſtet er A., A. deſſen 
Abtei als Fieftentum betrachtet wurde; 
Abtiſſin, die Voriteherin eines Non: 
nenflofterd höhern Ranges; Säkular— 
abt, f. v. w. Abbe; infulierter A., W. 
von dem Rang eines Biſchofs. 

Abteilungen des Reichstags, ſ. 
Reichstag. 

Abtreibung der Leibesfrucht, vie vor: 
fätlih und rechtswidrig bewirkte vorzei⸗ 
tige Ausftoßung eines unreifen Kindes 
aus dem Muͤtterleib. Das deutſche Reichs⸗ 
ftrafgefeßbuch (65 218 ff.) beitraft die 
Schwangere, welche ihre Frucht vorſätz⸗ 
lich abtreibt oder im Mutterleib tötet, mit 
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Zuchthaus bis zu 5 Sahren und, wenn 
mildernde Umftände vorhanden, mit Ge: 
fängnisftrafe nicht unter 6 Monaten. 
Dieſelben Strafvorſchriften finden aud) 
auf denjenigen Anwendung, welcher mit 
Cinmiligung der Schwangern die Mittel 
zu der Abtreibung oder Tötung der Frucht 
bei der erjtern angewendet oder berjelben 
beigebracht hat. Wurden diefe Mittel der 
Schwangern gegen Entgelt verfchafft, bei 
ihr angewendet oder der Schwangern bei⸗ 
gebracht, fo tritt Zuchthausftrafe bis zu 
10 Jahren ein. Wurde ferner die Leis 
besfrucht einer Schwangern ohne deren 
Wiffen und Willen vorfählich abgetrieben 
oder getötet, fo tritt Zuchthausſtrafe von 
2—15 Jahren. ein, und wurde endlich 
durch die Handlung der Tod der Schwan: 
gern verurjacht, jo fol Zuchthausſtrafe 
nicht unter 10 Jahren oder Iebensläng: 
liche Zuchthausſtrafe eintreten. Auch iſt 
ber Verſuch des Verbrechens der Abtrei- 
bung ftrafbar. 

Acreptieren (lat.), annehmen; Accep⸗ 
tation, Annahme, 3. B. die Annahme 
eines Vorſchlags der Negierung feitens 
ber Kammer x. dgl. 

Acceſſion (lat.), das Hinzutreten, ber 
Zuwachs; im Bölferrecht ber Beitritt 
einer Staatöregierung zu einem bereit? 
beftehenden Vertragsverhältnis, dann der 
Anſchluß einer Staatsverwaltung an die: 
jenige eines andern Staats. So hat ine: 
befonbere das Fürſtentum Walde durch 
einen Accefjionsvertragvom18. Juli 
1867 die Berwaltung des Landes ber Krone 
Preußen übertragen. 

Accife (Int), Abgabe, namentlich ſtäd⸗ 
tifche Abgabe von Verbrauchsgegenftänden, 
insbefondere von Lebensmitteln, welche 
von auswärts eingeführt werden. Der Bes 
trag einer ſolchen A. wird durch die Ac⸗ 
cifeordnung beitimmt. So iſt z. B. die 
Seijcaccile, welche von bem zum öffent- 

ichen Berfauf beftimmten Sclachtvieh 
und von dem importierten Fleiſch erhoben 
wird, in vielen Städten Rechtens. 

Abt (v. altdeutihen echt, d. h. 
Bund oder Gefeß), Ausftogung aus dem 
bürgerlichen Nechtsverband unter Ents 
ziehung des ſtaatlichen Rechtsſchutzes. 
Im Mittelalter war dies eine Strafe, 


welche insbeſondere wegen Landfriedens⸗ 
bruchs verhängt ward. Man unterſchied 
dabei zwei Grade. Auf dreimalige Vor: 
ladung erfolgte nämlich gegen den unge: 
horfamen Angeklagten die Unteracht, 
wodurch ˖ das Vermögen des »Geächteten« 
mit Befchlag belegt, und wodurch, der An 
kläger ermädhtigt wurde, den erjtern zu 
ergreifen und nor Gericht zu fielen. Blieb 
diefe Maßregel wirkungslos, fo erfolgte 
die Oberacht (Aberadht), die Vogel— 
freierflärung des Geächteten. Die vom 
Kaifer erlaitene AU. hieß Reichsacht. 

Act (engl., ſpr. ätt), in der englischen 
und nordamerifanijchen Rechtäfprache Be: 
ihluß einer Behörde oder einer jländi- 
ſchen Körperfchaft, z. B. A. ofparliament, 
ein vom Parlament gefaßter Beichluß. 
Dahin gehört 3. B. die Schiffahrtsakte 
(Navigation a.) von 1651. A. of sett- 
lement heißt die wichtige Parlaments: 
akte, wodurch Die britifche Thronfolgeord- 
nung feitgeltellt ward, Ipegiel aber bie 
Succelfiondafte, die Wilhelm III. furz 
vor feinem Tod noch fanftionierte, und 
Durch welche das Haus Braunfchweig- 
Lüneburg-Hannover auf ben britischen 
Thron berufen wurde. 

Acta (lat.), Aften, Niederjchriften iiber 
öffentliche Verhandlungen (}. Akten). 

Aecte (franz., ſpr. att), Urfunde, na- 
mentlich Staatsurfunde (|. Akte). 

Actnaring, |. Altuar. 

Ad acta (lat., u den Alten«), eine 
Defretur, welche andeutet, daß bie betref- 
fende Sache zurücgelegt und nicht weiter 
bearbeitet werden joll. 

Additional (lat.), ergänzend, zuſätzlich; 
daher Additionalakte, die Aufapatte 
zu einem Staatsvertrag. 

Adel (v. altd. od, odal, ſächſ. edel, d. h. 
Landgut, auf den Zufammenhang des 
Adels in Deutichland mit dem Grundbe- 
fig hindeutend), ein geſetzlich bevorzugter 
Stand, welcher fih mit Ausnahme Nor: 
wegens und ber Türkei in allen europäi- 
chen Ländern findet. In Deutſchland iſt 
die Bedeutung des Adels eine fehr ver: 
jchiebene, je nachdem es fih um hoben 
oder um niebern A. handelt. Der hobe 
U. umfaßt die Familienangehörigen der 
fouveränen Fürftenhäufer und der mebia- 
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tifierten Familien, d. b. derjenigen Fami⸗ 
lien, welche ſich zur Zeit bes vormaligen 
Deutichen Reichs im Beſitz reichsunmitlel⸗ 
barer Territorien befanden und Reiche: 
ftandfhaft, d. h. Sik und Stimme auf 
bem Reichstag, hatten. Den letztern find 
verfchiebene Vorrechte, wie Befreiung vom 
Militärbienft, Ebenbürtigfeit mit den lan: 
besherrlichen Familien, Mitgliedſchaft in 
ber Eriten Kammer, eingeräumt (f. Me: 
biatifieren). Derniedere(landjäffige 
A. ging aus ber ehemaligen Ritterfchaft 
und aus denen hervor, welchen der A. 
vom Kaifer oder vom Landesherrn aus⸗ 
brüdlid) verliehen ward. Zum niedern X. 
ift insbeſondere auch bie e emalige reichs⸗ 
freie Ritterſchaft ge rechnen (f. Reichs: 
ritterfchaft). Bei dem niebern X. wirb 
wifhen altem und neuem U. unter: 
Ühieben, je nachdem berfelbe fchon durch 
eine Reihe von Generationen binburch be: 
ftanden Bat oder neuern Datums ift. 
Gründet fi) ber U. auf unvordenkliche 
Verjährung, fo wirb er als Urabel be 
zeichnet. Der auf Verleihung beruhende 
A. wird Brief:, Bullens,Diplomen- 
abel genaunt. Vom Geburtsadel ver- 
ſchieden ift ber perf önliche A., welcher 
nicht auf die Nachkommen übergeht. Die⸗ 
ſer iſt zumeiſt mit gewiſſen Orden oder 
mit beſondern Amtern (Verdienſtadel) 
verknüpft. Zur Zeit des frühern Deut: 
ſchen Reichs hatten die geiſtlichen Fürſten 
den hohen, die Doktoren des Rechts den 
uiedern perſönlichen A. Was bie Vor: 
rechte bes niedern Adels anbetrifft, fo 
fönnen bier die Befähigung zu gewiſſen 
Hofämtern und das Recht der Aufnahme: 
fäbigfeit in _gewiffe Stifter faum als ei- 
gentlichen Necht in Anbetracht kommen. 

a3 fogen. »Wappenrecht« ift Fein aus⸗ 
fchließliches Recht des Adel? und ebenſo⸗ 
wenig bas Recht, bem Jamiliennamen ein 
»von« vorſetzen zu durfen; benn es gibt 
auch bürgerliche Familien, welche Dies 
Wörtchen mit ihrem Namen verbinden, 
und adlige gemitien, welche e8 nicht ge⸗ 
brauchen. Dagegen können nach bayri= 
ſchem Partikularrecht nur ablige Berfonen 
Familienfideikommiſſe errichten. Der nie⸗ 
dere A. wird jetzt erworben durch Geburt 
und durch landesherrliche Verleihung. In 


erſterer —28 iſt die Abſtammung von 
einem ehelichen adligen Vater erforderlich, 
der Stand ber Mutter iſt gleigeältig; 
auch ift die nachträgliche egitimation 
eines unebelichen Kindes ftattbaft, wäh- 
rend ber hohe A. allein durch Abftams 
mung aus ftandesmäßiger Ehe nach dem 
Rechte der Ebenbürtigkeit erworben wird. 
In England ftuft fich ber hohe A. ab in 
Herzöge, Marquis, Grafen (Earls), Vis- 
countd® und Barone. Die Häupter ber 
betreffenden Familien find Mitglieder bes 
Oberhaufes. Der niebere A. (Gentry) 
umfaßt die Baronetd, Knight und Es⸗ 
quired, In Schweden und Dänemark 
gibt e8 Keinen hoben X. In Frankreich, 
wojelbft der Unterfchieb zwiſchen hohem 
und niederm U. früher ebenfalls beitand, 
wurde der A. durch die Revolution über: 
haupt abgefchafft, von Napoleon I. aber 
wieberhergeftellt (prince, duc, marquis, 
comte, vicomte, baron, chevalier, 
seigneur de). In Spanien bilden bie 
Granden ben hohen, bie Hidalgos ben 
niedern A. Auch in Stalien, Böhmen, 
Ungarn, Polen und Rußland wird zwis 
chen hohem unb niederm A, unterſchie⸗ 
den, während ben orientalifchen Völker⸗ 
ſchaften der U. überhaupt fremd ift. Val. 
Heffter, Sonderrechte der jouveränen und 
der mebintifierten Häuſer Deutſchlands 
Sl Strang, eſchichte des deutſchen 
Adels (2. Aufl. 1851, 3 Bde.); Gneiſt, 
A. und Ritterfchaft in England (1853). 

Adisint (franz., ſpr. -Ihoäng, Ab: 
junft), Amtsgehilfe, namentlich bes 
Maires (! d.). 

Adjudizieren (lat.), gerichtlich zu: 
jprechen , zufchlagen, übereignen; Adju⸗ 
difation, gerichtliche Zuſprechung, be: 
fonber8 bei einem Xeilungsprozeß und 
bei einer Verfteigerung. 

Adjutaͤnt (lat.), der einem höhern Be⸗ 
fehlshaber zur Vollziehung feiner Be⸗ 
fehle beigegebene Offizier; Generals, 
Slügeladjutant, ein der Perfon bes 
Monarchen, eined Prinzen oder Ober: 
befehlshabers zu perfönlichen Dienft bei- 
gegebener A.; erfterer ift General, letz⸗ 
terer Staböpffizier. Die Korps-, Di: 
vifions= und Inſpektionsadju— 
tanten find in der Regel Hauptleute, 
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die Brigade: und Regimentsadjus 
tanten Premierleutnants, bie Batail- 
lond= und Abteilungsadjutanten 
Sefondeleutnants. Adjutantur, Korps 
von Offizieren, welche ben Chefs als Adju- 
tanten beigegeben werben. 

Adlerorden, 1) Schwarzer, 1701 
vom König Friedrich I. von Preußen ge: 
ftiftet; böchiter Orden des preußifchen 
Staats, nur eine Klaffe; Devife: »Suum 
euique« (»edem das Seinee); 2) Roter, 
1705 vom Erbpringen Georg MWilhelnt von 
° Baireuthgeftiftet, 1792 zum zweiten Orden 

‚ber preußifchen Monarchie erhoben, vier 
Klaſſen; Devife: »Sincere et constanter« 
(»Aufrichtig und ftandhaft«); 3) Weißer, 
ruſſiſcher (urfprünglich polnifcher) Orden, 
1326 von Wladislaw I. von Polen ge: 
ftiftet, 1815 an Rußland übergegangen; 
Devife: »Pro fide, rege et lege« (»Für 
Glauben, König und Gefeke«). 

Adminiftration (lat.), Verwaltung, 
namentlich die Staatsverwaltung im Ge: 
genſatz zur Geſetzgebung und zur Necht2- 
pfle ef Verwaltung); Abminiftra: 
—8 en, Verwaltungsſachen, welche 
von den Verwaltungsbehörden (Admi⸗ 
niſtrativbehörden) im Adminiſtra— 
tivverfahren zu erledigen find. Ad: 
miniftrativjuftiz, Entfcheidung von 
Rechtsfragen aus dem Gebiet bed üffent- 
lichen Rechts ſowie von ſolchen Privat: 
rechtsjtreitigfeiten, welde aus Zweck⸗ 
mäßigfeitsgrünben ausbrüdlich ben Ge: 
tihten entzogen und ben Verwaltungs⸗ 
behörden zur Entſcheidung überwiejen 
find, wie Gefindeftreitigfeiten, Gewerbe: 
angelegenheiten 20. (abminiftrativ: 
fontencidöfe Sachen). In manchen 
Staaten, wie in Baben, Heflen, Preußen 
und Württemberg, ift aber, um auch der 
Verwaltungsrechtöpflege die Garantien 
einer unabhängigen richterlichen Hand» 
habung zu fchafjen, eine befondere Ver: 
waltungsgerichtSbarfeit gefchaffen wor⸗ 
den, indem bie Entfcheibungreiner Verwal: 
ee im Inſtanzenzug der Admini⸗ 
ftrativbehörden erfolgt, während fiir Ver⸗ 
waltungsftreitfachen befondere Verwal: 
tungsgerichte eingerichtet find, welche 
entweber in letter Inſtanz ober, wie in 
Preußen, in ber mittlern Inflanz (Be: 


zirfsverwaltungsgerichte) und in 
dritter und letzter Inſtanz (Oberver- 
waltungsgericht)entfcheiden. Auch in 
Ofterreich ift durch Gefeß vom 22. Oft. 
1875 ein Verwaltungsgerichtshof 
ins Leben gerufen. Adminiftrieren, 
verwalten. 

Admiral (v. arab. Amir al ma, »Be: 
fehlähaber des Waſſers«), der Oberbe- 
fehlshaber einer Flotte, inden: der A. das 
Gros berfelben befehligt, während bie 
Vorhut den Bizeadmiral, bie Nachhut 
dem Konteradmiral unterftellt ift. 

Anmiralität, die mit der Verwaltung 
der Marineangelegenheiten betraute Be: 
börde;Admiralititsgericht, Gerichts⸗ 
bebörde für Prifenangelegenheiten, Ab⸗ 
urteilung der Konterbande x. Im Deut: 
ſchen Reich ift die Faiferlihe Admi— 
ralität die oberfte Kommanbdo- und 
zugleich bie oberite Verwaltungsbehörde 
(Mearineminifterium) der faiferlichen Ma⸗ 
rine. Sie hat einen Chef zum Bor: 
ftand, welcher den Oberbefehl nach ben 
Anordnungen des Raifers und die Per- 
waltung unter der Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers führt, auch bie höhere Ge- 
richtsbarkeit und Disziplinarftrafgeivalt 
ausübt. Dem Chef der Admiralität ift 
zunächſt eine Zentralabteilung ber leßtern 
unterftellt. Im übrigen werben bie Se: 
Ihäfte der Abmiralität, die alle Angele— 
genbeiten umfafjen, welche die Einrid)- 
tung, Erhaltung, Entwidelung und Xer- 
wendung ber Kriegsmarine betreffen, in 
Dezernaten bearbeitet. Die militär. 
Dezernate find in der militärifchen Ab: 
teilung, die technifchen in den Marine: 
departement, die hydrographiſch- willen: 
Ihaftlichen und Fartograpbifchen in dem 
gubrograpbiicen Amt zufanmengefaßt. 

eßteres hat insbeſondere die hydrogra⸗ 
phifchen Angelegenheiten, Vermeſſungen, 
nautifhe Geographie und Kartographie 
fowie die Unterſuchung und Beſchaffung 
der für die Navigierung und bie wiffen: 
ſchaftlichen Beobachtungen auf den Schif- 
fen erforderlichen Anftrumente, Karten 
und Bücher wahrzunehmen. Bon der 
faiferlichen Abmiralität veffortieren aud) 
das Generalauditoriat ber faifer: 
lihen Marine und der Öeneralarzt 
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ber letztern. Außerdem befteht unter dem 
Chef der Abmiralität als Vorſitzendem ein 
Admiralitätsrat, weldhem bie Löfung 
ſchwieriger Fragen organifatorifcher und 
technifcher Natur obliegt, und ber ſich aus 
den vom Chef bezeichneten Mitgliedern 
der Admiralität und ben bazu berufenen 
Seeoffizieren, Beamten und Technifern 
zufammenfebt. Die gefamte Kriegemarine 
ift den Chef der Admiralität unterftellt. 

Adoptieren (Tat.), an Kinbesftatt an- 
nehmen; Adoption, Annahme an Fin: 
besftatt. Die Aboption bewirkt im öffent- 
lichen Recht infofern nicht die völlige 
Gleichſtellung des adboptierten Kindes mit 
dem ehelichen, als die Aboptivfinder 
eines Fürſten nicht fucceffionsberechtigt 
find. Mande Hausgelete haben fogar 
den Mitgliedern bes fürftlichen Haufes 
die Adoption gänzlich unterjagt. 

Adrefle (franz.), im öffentlichen Leben 
die ſchriftliche Nußerung über eine gewiile 
Angelegenheit, welche von einer Berlamme 
lung, einer Korporation unb namentlicd) 
von einer ftändiichen Körperſchaft an die 
Staatsregierung oder an eine beftimmte 
Staatsbehörde oder an ein fonftiges öf⸗ 
fentliches Organ gerichtet wird. Gehen 
derartige Anſprachen von Privaten aus, 
fo werden bdiefelben gewöhnlich al? Beti- 
tionen (f. d.) bezeichnet, während man 
unter U. vorzugsmeife die von einer 
Volksvertretung an die Regierung geridy- 
tete Kundgebung ber politifchen Geſin⸗ 
nung, der Stimmung und Meinung, der 
Treude oder bed Danks, der Unzufrieden- 
beit oder einer Mißbilligung verfteht. 
Insbeſondere wird die fogen. Thronrede 
sicht jelten durch eine Al. beantwortet, und 
manche Berfaffungsurfunden räumen den 
Kammern ein ſolches Adreßrecht aus⸗ 
drücklich ein. Die deutſche Reichsverfaſſung 
enthält hierüber keine ausdrücklichen Be: 
ſtimmungen, body wird das Adreßrecht 
thatſächlich vom Reichsſstag ausgeübt. 
Nach der Geſchäftsordnung des letztern 
($$ 67 f.) wird der Antrag, eine X. an 
den Kaiſer zu richten, wie ein andrer An- 
trag behandelt. Beſchließt ber Reichstag, 
die Borberatung des vorgelegten Adreß⸗ 
entwurf3 einer Kommilfion zu über: 
weiſen, fo wird diefe aus dem Präfiden: 


ten unb bei befien etwaiger Verhinderung 
bem Bizepräfidenten des Reichstags al 
Borfitendem und 21 von den Abteilungen 
bes Reichstags zu wählenden Mitgliedern 
gebildet. Liegt ein Entwurf zu einer A. 
nicht vor, fo ift diefer von einer in glei 
her Weiſe zufammenzufeßenden Kommiſ⸗ 
fion zu fertigen und dem Reichstag zu 
überreihen. Sol bie A. burd) eine De: 
putation überreicht werben, jo beſtimmt 
der Neichdtag auf Borichlag des Präfi- 
benten bie Zahl ber Mitglieder, meld 
letztere alsdann durch das 208 gewählt 
werden. Der Präſident iſt jedesmal Mit⸗ 
glied der Adreßdeputation und führt allein 
das Wort. 

Advbołãt (lat.), Rechtsbeiſtand; adv o⸗ 

ieren, das Geſchäft eines Rechtsanwalts 
Obi Advokatur) betreiben (|. Rechts⸗ 
anwalt). 

Agents provocateurs (franz., ſpr. 
afhäng-prowofatöhr), Name von Gehilfen 
ber geheimen Polizei, welche politifch ver: 
bächtige Perſonen, ſich in beren Vertrauen 
einichleichend, zur Offenbarung ihrer Ge: 
finnung, auch wohl zur Begehung ftraf: 
barer Handlungen veranlafien, nachher 
aber ind Dunkel zurüdtreten und ber ftraf- 
rechtlichen Verfolgung mit Hilfe ihrer 
einflußreichen Auftraggeber Een Die 
Berwendung von A. p. ift im Intereſſe 
ber öffentlichen Moral unbedingt zu ver: 
werfen. 

Agio (ital., ſpr. ahſchio), Aufgelb, der 
Betrag, um den ein Wertzeichen (Münze, 
Effeften) im Verkehr den Nominalwert 
überfchreitet, gewöhnlich nach Progenten 
angegeben; Gegenjat: Di sagio, Verluft 
beim Eintauſchen einer Geldjorte gegen 
eine andre. 

Agitieren (lat.), für etivas thätig fein, 
bie Menge für etwas zu erwärmen und 
zu gewinnen ſuchen; Agitation, Auf: 
regung der Mafje, Anregung zur Teil- 
nahme an einer gewiſſen Bewegung, ins⸗ 
beſondere zur Teilnahme an einer Wahl 
(Wahlagitation); Agitator, berje 
nige, welcher auf einem Gebiet geiftiger 
Thätigfeit, nanıentlic auf politifchem Ge- 
biet, eine Bewegung ins Leben zu rufen, 
zu erhalten und zu fürbern bemüht ift. 
Eine Bahlagitation insbefondere wird re: 
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gelmäßig durch öffentliche Rede in Ver: 
einen und Berfammlungen, durch die 
Preſſe, namentlich durch Flugblätter, Durch 
bie Verteilung von Wablzetteln u. dal. in 
Szene geſetzt. 

Agnaten (Iat.), männliche Blutsver⸗ 
wandte, die in männlicher Linie von einem 
gemeinfamenStanmvater abftammen, im 
Gegenfaß zu den Kognaten, die von bie- 
fem in weiblicher Linie abftaınmen. In 
ber altdeutfchen Rechtsiprache wurden jene 
Schwertmagen (Verwandte von ber 
Seite des Schwert), diefe Spillmagen 
genannt. 

Agrargeſetzgebung, Bezeichnung für 
bie Gefeßgebung, inſoweit fie ſich auf bie 
Landwirtichaft bezieht; dahin gehören be⸗ 
ſonders die Normen über Ablöfung ber 
Grundlaſten, Separationen, Wäfferungs: 
angelegenheiten ꝛc. 

Agrarier (v. lat. ager, »NUder«, 
Steuer: und Rirtfhaftsreformer), 
politiihe Partei in Deutjchland, welche 
fiir die Berufsintereffen ber Landwirte im 
politifchen Leben eintritt. Während fich 
nun gegen eine derartige Intereſſenver⸗ 
tretung in Vereinen und in ben dazu be= 
rufenen Körperjchaften, wie 3. B. im deut⸗ 
ſchen Landwirtfchaftsrat, ſicherlich nichts 
einwenden läßt, ericheint e8 auf ber an- 
bern Seite als ein Rüdfchritt, wenn man 
bie frühere einfeitige Vertretung des Volks 
nad) Ständen in ber modernen Volksver⸗ 
tretung wieder aufleben laſſen will, in 
welcher ja doch ber Abgeordnete Vertreter 
des Volks in feiner Gelamtheit und nicht 
bloß Vertreter eines einzelnen Standes 
fein foll. Die Anregung zu einer agrari- 
chen Bereinigung wurde von M. A. Nien- 
dorf (geft. 1878) und Elsner v. Gronow 
im Dat 1869 gelegentlich der Breslauer 
Wanderverſammlung deutfcher Land- und 
Forſtwirte gegeben. Damals wurde bas 
Organ der Vereinigung, bie nachher von 
Niendorf redigierte, inzwifchen aber wieber 
eingegangene »Deutiche Lanbeszeitunge«, 
gegründet, und der Kongreß norbdeutfcher, 
\päter deutfcher Landwirte war der Haupt- 
ſammelpunkt der agrarifchen Gefinnungs- 
genofjen. In den Tagen vom 22.—24. 
‚sehr. 1876 fand dann in Berlin eine kon⸗ 

ituierende Verſammlung ber deutfchen 


Steuer: und Wirtfchaftsreformer ftatt, 
welche zur Aufftellung eines ausführlichen 
Programm? ber Bereinigungber A. führte, 
deren Borfigender dermalen der Reiche: 
tagsabgeordnete Freiherr v. Mirbach ift. 
Das Progamın bezeichnet namentlich bie 
Befeitigung der Grund⸗, Gebäude: und 
Gewerbefteuer als ein Ziel der Vereini- 
gung. Es bewegt fich aber noch auf bem 

oden des Freihandels, während die Bar- 
tei demnächſt, ſobald die ſchutzzöllneriſchen 
Pläne des Reichskanzlers zu Tage traten 
und dieſer ſich in einem Brief an den Frei⸗ 
herrn v. Thüngen zu den Grundſätzen der 
Steuer- und Wirtſchaftsreformer bekannt 
hatte, in das Lager ber Schutzzöllner über⸗ 
ging und namentlich für die Getreidezölle 
eintrat. Die A. haben ſich im Parlament 
der deutſchkonſervativen Partei ange- 
ſchloſſen. Sie befaflen fich übrigens neuer: 
dings nicht bloß mit der Intereſſenvertre⸗ 
tung der Landwirtichaft, fondern geben 
ihr Votum auch in Fragen ab, welche mit 
diefer wenigftend nicht in unmittelbarem 
Zufammenhang ftehen. So ſprach ſich 
z. B. die Vereinigung der deutſchen Steuer⸗ 
und Wirtſchaftsreformer für die obligato- 
riſchen ee aus, indem überhaupt 
in der Partei der A. das reaftionäre Ele: 
ment mebr und mehr in ben Vordergrund 
trat. Bol. Wilmanns, Die goldne In⸗ 
ternationale (1876). 

Agrikulturſtaat, ein Staat, deſſen 
Volks- und Nationalreihtum vorzüglich 
und weſentlich auf dem Aderbau beruht, 
im Öegenfaß zu Handelsftanten. 

Agypten, Vizekonigreich unter türfifcher 
Oberboheit im NO. Afrikas, zwifchen 
ber Libyichen Wüſte und dem Arabijchen 
Meerbufen. Hauptitädte: Kairo mit 
327,462 und Alerandrien mit 165,752 
Einw. Das eigentliche X. hatte 1877 auf 
1,021,354 qkm 5,586,280 Einw., daneben 
68,653 Fremde (879 Deutihe). Dazu 
fommen noch Nubien mit 864,500 qkm . 
und etiva 1 Mill. Einw. ſowie Sudaͤn mit 
Dar Fur und den Aquatorialprovinzen mit 
1,001,062 qkm und 10,800,000 Einw. 
Die eingeborne Bevölferung befteht zu— 
meift aus Fellahs, Arabern (Beduinen), 
Kopten (Chriſten, Nachkommen ber alten 
Agypter), Türfen, Negern und Juben. 
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Die Landesreligion iſt der ISlam. Das 
Land wird in Inter, Ober- und 
Mittelägypten eingeteilt. Der Vize 
könig, welcher feit 1867 den Titel > Hoheit« 
und »Chebive« führt, ift abfoluter Beherr⸗ 
jcher des Landes, jedoch ber Hoben Pforte 
tributpflichtig. Die Armee befteht aus ben 
regulären Truppen unb ben Kadres für 
die irreguläre Armee. Die reguläre Ar- 
mee fett fich aus 18 Regimentern Infan⸗ 
terie, 4 Sügerbataillonen, 4 Kavallerie- 
tegimentern, 2 Regimentern Artillerie zu 
6 Batterien & 6 Geſchütze, 10 Kompanien 
Neger und 2 Regimentern Bebuinen zu⸗ 
fammen. Die Friebenspräfenzftärfe fol 
Ag Terman vom 6. Aug. 1879 
18,000 Mann nicht überfteigen; nur im 
Br einer Bedrohung des Gebiet3 ber 

oben Pforte kann bietefbe erhöht werben. 
Die irregulären Truppen find in fieben 
berittenen Korps zu je 4000 Dann for- 
miert. Die Kriegäflotte zählte 1873: 14 
Dampfer, darunter 2 Fregatten und 4 
Schraubenfanonenboote. Die Staatgein- 
nahme betrug 1878: 7,432,982 Pfund 
Sterling, welchen nicht weniger denn 
10,873,948 Pfd. Sterl. Ausgaben gegen: 
überftanden, fo daß fich das koloſſale De- 
fizit von 3,440,566 Pfd. Sterl.ergab. Ein 
Generalkonſulat des Deutfchen Reichs be⸗ 
fteht in Alerandrien, außerdem find in 
Kairo, Sue, Luror, Damiette und an 
einigen andern Orten beutfche Konfulate 
errichtet. Zur Enticheidung von Prozeſſen 
zwiſchen Einheimifchen und Fremden wur: 
den 28. Juni 1875 infolge von Verträgen 
mit. verjchiedenen Mächten, namentlich 
mit Rüdjiht auf den durch ben Sue 
fanal hervorgerufenen Verkehr, befondere 
Gerichtshöfe eingerichtet, in deren Nich- 
terfollegien die auswärtigen Staaten mit 
vertreten find, nämlich in Alerandiien, 
Rairo und Manſura; ein Appellhof befin- 
bet fih in Alerandrien. Vgl. Stephan, 
Das heutige A. (1872); Lüttke, Agyptens 
neue Zeit "873, 2 Bde.); »Essai de sta- 
tistique general de l’Egypte« (1879). 

Ahnen, Boreltern, Vorfahren, nament: 
lich folche von Adel; Ahnenprobe, ber 
Nachweis adliger Abſtammung. Derfelbe 
zerfällt in bie Jogen. Filiationsprobe, 
d.h. den Nachweis, daß man nebſt ben Vor: 


Ahnen — Akte. 


eltern aus rechtmäßiger Ehe ftamme, und 
die Ritterprobe, d. h. ben Nachweis ber 
Nitterbürtigkeit aller auf der Ahnentafel 
oder dem Stammbaum verzeichneter N. 
Gegenwärtig ift dieſelbe nur noch für ben 
Eintritt in gewiſſe ablige Stifter und in 
ben pobanniterorben von Bedeutung. 

Aichen, ſ. Eichen. 

Akademie (griech.), Bezeichnung für 
Gelehrtenvereine, Iniverfitäten und höhere 
Fachſchulen (Berg⸗, Forſt⸗, Handels⸗, 
Kunſt⸗, —— — — Maler-⸗-, Sing: 
akademien). 

Altord — Vertrag, Vergleich; 
beim Konkursverfahren Nachlaßvertrag, 
das Übereinfommen des Schuldners mit 
feinen Gläubigern, wodurch er bie Rechts⸗ 
nachteile des Konfurfes abwendet; auch 
ber Vertrag, bem zufolge ein Unternehmer 
bie Arbeiten gegen eine vereinbarte Summe 
einem andern zur Ausführung überträgt; 
bei ber Arbeit&miete bie vertragsmäßige 
Feſtſtellung des Preifes für die Leitungs: 
einheit (Akkordlohn), im Gegenſatz zum 


Zeitlohn. 
Altrebitieren (franz.), jemand be: 
glaubigen oder durch ein Vollmachtſchrei⸗ 
en bie Gewährleiftung für die von einer 
beftimmten Perſon innerhalb ber Gren⸗ 
zen ihrer Senbung ober ihres Auftrags 
zu vollziehenden Handlungen übernehmen. 
Sp affrebitiert die Staatsregierung bi- 
plomatifche Perſonen zum Behuf der Aus⸗ 
rihtung allgemein viplomatilcher Funk⸗ 
tionen ober beſtimmter Aufträge bei aus⸗ 
wärtigen Höfen und Regierungen. Die 
damit Betrauten, Botfchafter, —— 
träger, Geſandte, bevollmächtigte Mini⸗ 
ſter ꝛc. pflegen die desfallſigen Beglaubi⸗ 
gungsſchreiben (Akkreditive) dem aus: 
wärtigen Staatsoberhaupt in der erſten 
feierlichen Audienz (Antrittsaudienz) 
perſönlich zu überreichen. 
Akkuſativprinzip, ſ. Anklage— 


prozeß. 

Alte (lat.), das über einen beſonders 
wichtigen Vorgang aufgenommene Schrift⸗ 
ſtück, namentlich eine Staatsurkunde. Un⸗ 
ter Akten verſteht man die Sammlung 
der zu einer beſtimmten Angelegephein 
. DB. einer Rechtsſache, gehörigen Schrift⸗ 
Side und Urkunden. Negelmäßig find 


Aktiengejellichaft — Aktiv. 


dieſe Alten chronologiſch geordnet, auch 
mit Blatt⸗ oder mit Seitengahlen verjeben. 
Se nad) ihren Inhalt ift die Bezeichnung 
der Aften eine ſehr verfchiebene. So wer: 
den bie öffentlihen Aften einer Be 
hörde den Privat: (Manual: Hand:) 
Alten, namentlich denjenigen eined An⸗ 
walts, entgegengeleßt. Der Unterjchied 
zwilchen Generals und Shegialaften 
bezieht fich auf den Afteninhalt, je nach⸗ 
dem er allgemeine Angelegenheiten ober 
jpeziele Fälle anbetrifft; Berfonalaf: 
ten find die einen beftimmten Beamten 
oder eine fonftige beitimnte Perſon be- 
treffenden Alten. Aftenmäßig nennt 
man einen in den Alten beurfundeten 
Borgang. Das ältere Prozeßverfahren 
legte auf die Aften ganz befondern Wert, 
indem e& den Richter verpflichtete, nur 
aktenmäßiges Material bei feiner Ents 
ſcheidung zu berüdfichtigen (»Quod non 
est in actis, non est in ınundo«), ein 
Grundſatz, mit weldyem die moderne Pro⸗ 
zeßtheorie mit ihrem mündlichen Verfah⸗ 
ren im wefentlichen gebrochen hat (ſ. Zi: 
vilprozeß). 

Altiengefelfhaft (anonyme Ge: 
ſellſchaft), diejenige Handelsgefellichaft, 
bei welcher die ſaͤmtlichen Geſellſchafter 
nur mit Einlagen beteiligt find, ohne per- 
fönlich für die Verbindlichfeiten der Ge⸗ 
jellfchaft zu haften. Der einzelne Gefell: 
ichafter wird Aktionär, feine Einlage 
Aftie (franz. action, engl. share) ge 
nannt. Die Aktien findbentweber auf jeden 
(»au porteur«) ober auf einen beitimniten 
Inhaber (»Nominativaktien«) ausgeftellt. 
Sie müſſen nach dem deutfchen Handels⸗ 
geleesudı im leßtern Fall auf mindeſtens 
150 ME., im erftern auf mindeftens 300 
ME. lauten. Ber VBerficherungsgefellichaf: 
ten müſſen auch ſolche Aftien und Aftien- 
anteife, welche auf Namen lauten, auf 
einen Betrag von minbeftens 300 DEE. ges 
ftellt werben. Der Gewinn bes Aftien- 
unternehmeng, welder alljährlich unter 
die Aftionäre verteilt wird, ift die Divi⸗ 
dende. Werben von einer A. Schuld- 
[heine auf den Inhaber ausgegeben, welche 
dieſem vor dem eigentlichen Aktionär ein 
Vorzugsrecht einräumen, fo fpricht man 
von Prioritäten (Prioritätsobli— 
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gatiognen, Prioritätsaktien). Es 
liegt eben dann eine Anleihe vor, welche 
in einzelne Schuldſcheine auf den Inhaber 
zerlegt und begeden wird. Dem Inhaber 
wird ein feſt beflimmter jährlicher Zins⸗ 
betrag zugefichert, indem zugleich die Ver⸗ 
fiherung gegeben wird, daß dieſe Dar: 
Vehnsforderung nebft Zinfen dem Grund: 
fapital der X. und dem Anfpruch der Af- 
tiondre auf Dividende vorangeht. Im 
Gegenſatz zu den Schuldſcheinen wer: 
den bie eigentlichen Aktien Stammaf: 
tien (actions de capital, actions origi- 
nairement &mises; ordinary shares, 
original shares) genannt. Dagegen: ift 
der Ausdruck Prioritäts aktien unrichtig, 
denn deren Inhaber ſind keine Aktionäre, 
ſondern Gläubiger der A.; ſie haben kei⸗ 
nen Anteil am Gewinn und Verluſt der 
letztern, aber auf der andern Seite auch 
kein Stimmrecht in der Generalverſamm⸗ 
lung; fie beziehen nicht, wie Die Aktionäre, 
eine Dividende aus dem etwaigen Rein: 
ertrag, Tondern einen ein für allemal be: 

immten Zindbetrag, und fie rangieren 
im Konkurs mit unter ben Gläubigern, 
welchen die X. als Schuldnerin gegenüber: 
ftebt. Nur dann läßt fich gegen den Aus: 
drud »Prioritätsaktien« nichts einwen⸗ 
ben, wenn beren Inhaber nicht Gläubi⸗ 
ger, fondern wirkliche Aktionäre ber Ge⸗ 
jellichaft, jedoch audgetattet mit einem 
Vorzugsrecht vor bem Aktiengrundkapital, 
ind; doch ift hierfür jeßt der Ausdruck 
Prioritätsſtammaktien (Stamm: 
prioritäten, Stammprioritäts: 
aftien) nebräuhlih. Vgl. Allgemeines 
deutſches Handelsgeſetzbuch, Art. 207 ff., 
abgeändert durch Bundes⸗-(Reichs-) Ge: 
je vom 11. Juni 1870 (Reichögefeb- 
blatt, ©. 375 ff.); Nenaud, Das Recht 
der Aftiengefelichaften (2. Aufl. 333 
Keyßner, Die Aktiengeſellſchaften (1873); 
v.Strombed, Über Prioritätsſtammak⸗ 
tien (1876); M eili, Die Lehre der Prio⸗ 
ritätsaftien (1877), 

Aktiv (lat.), thätig, handelnd, wirkſam; 
Aktivität, Thätigkeit, Wirkſamkeit. 
Aktivhandel, früher ſ. v. w. Ausfuhr⸗ 
handel im Öepentap gem Paſſiv- oder 
Einfuhrbandel; jest etreibung der Aus⸗ 
fuhr und Einfuhr vorwiegend mit eignen 


— 
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Kapitalien und Arbeitskräften, wogegen 
beim Paſſivhandel Ausfuhr und Einfuhr 
in den Händen — ſind. Aktiva, 
die pofitiven Beſtandteile (Aktivver— 
mögen) eines Vermögens, im Gegenſatz 
zu den Paſſiva (Paſſivvermögen), 
den Schulden. Im Konkurs verſteht man 
unter der Aktivmaſſe die Gefmitheit 
der Außenftände und der pofitiven Ber: 
mögensbeftände überhaupt, welche bie 
—— aufzuweiſen hat, im Ge⸗ 

enſatz zur Baffivmaffe, ber Geſamt— 
beit ber Schulden bes Kribars. Aktiv— 
ſtand, ber wirkliche Beitand eines Heers, 
eines Vermögens x. 

Altuar (lat. Actuarius), Beamter, der 
über die gerichtlichen Vorgänge glaubhafte 
Kiederichriften, bie fogen. Protofolle, an⸗ 
fertigt. Die beutfchen Juſtizgeſetze haben 
dafür bie deutiche Bezeichnung Gerichts: 
jchreiber wieder angenommen; auch 
Sekretär einer Behörde, z. B. Polizei: 
aftuar. 

Alabämafrage, wichtiger Völkerrechts⸗ 
fall, welcher 1872 durch ein in Genf zu: 
fammengetretenes Schiebögericht zu Gun⸗ 
ften ber Vereinigten Staaten von Norb: 
amerifa entſchieden warb. Letztere hatten 
nämlich von England um deswillen Scha⸗ 
denerfaß verlangt, weil das ſüdſtaatliche 
Kaperſchiff Alabama, fo benannt nach bem 
nordamerikaniſchen Freiſtaat dieſes Na⸗ 
mens, in England erbaut und ausgerüſtet 
worden war und während des Bürger⸗ 
kriegs der Unionsflotte großen Schaden 
zugefügt hatte, bis es vor dem Hafen von 
Cherbourg von einem unioniſtiſchen Schiff 
in den Grund gebohrt ward. 

A la suite ( franz., ſpr. wit), im Ge: 
folge; Dffiziere & la 8. des Generalftabs, 
eines Regiments 2c. tragen bie Uniform 
be3 Truppenfürpers, in bem fie & las. 
ftehen, befinden ich aber in etatsmäßigen 
Dienftftellen außerbalb deſſen Bereich, 3.8. 
als Lehrer in Militäranftalten, bei der 
Artillerieprüfungsfommiffion zc. 

Albertinife Linie Des Hauſes Sach: 
fen (ulbertinen), ſ. Sachſen 

Albinagii jus (lat., Albinagium, 
franz. Droit d’aubaine), Heimfallsrecht 
(ſ. Fremde nrecht). 

lcalde (ſpan., v. arab. algadi, »Rich⸗ 
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tere), in Spanien Titel bed Vorſtands 
einer politifchen Gemeinde, des Borfiten- 
ben des Ayuntamiento (Gemeinderats), 
der von ber Gemeinde aus ben Mitgliedern 
des letztern auf ein Jahr gewählt und von 
der Regierung bertätigt wird, zugleich 
Friedensrichter ijt, in Bagatelljachen end⸗ 
gültig enticheidet und in Kriminalfällen 
die Vorunterfuchung leitet. 

Alderman (ſpr. aͤhld'rman, »Alteſter«), 
im Angelſächſiſchen (aldorman) Vorſteher 
einer Genoſſenſchaft, beſonders aber Titel 
der Oberbeamten der Kreiſe oder Graf⸗ 
ſchaften (shires) und ber Alteſten (sena- 
tores) des Reiche, die, anfangs von ben 
Königen ernannt, dann von ben Frei⸗ 
qutsbefigern erwählt, in ben Volksver⸗ 
fammlungen (witenagemot) ftimmten 
und in Kriegszeiten die Miliz ihrer Graf: 
ſchaften zu führen pflegten. Nach der 
dänifhen Eroberung wurbe der Name 
durch den der däniſchen Jarls (earls) ver: 
drängt. Jetzt bilden in Großbritannien 
und zum Teil auch in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa die Alder- 
men den Stadtrat, an deſſen Spibe ber 
Mayor (in London Lord:Muyor) fteht, der 
aus den Aldermen auf ein Jahr gewählt 
wird, während dieſe ſelbſt vonden Wahlbe⸗ 
rechtigten einesjeben Stabtvierteld (ward) 
gerähilierken Ihre Funktionen beftehen 
vornehmlich in der polizeilichen Oberaufs 
ſicht über den Diftrift, den fie repräſen⸗ 
tieren. Die drei älteiten unter ihnen fo: 
wie die, welche bereits bie Würde des 
Mayors befleidet haben, fungieren zugleich 
als Friedensrichter. 

Algerien, vormals türk. Bafallenftaat, 
feit 4830 franzöfifche Kolonie, auf der 
Nordküfte Afrikas zwiſchen Maroffo und 
Tunis; 318,334 qkm mit (1877) 2,867,626 
Einw. Das Land zerfällt in die drei De- 
partements Algier, Oran und Konſtan⸗ 
tine mit ben drei gleichnamigen Haupt: 
ſtädten, von denen Algier 52,702, Oran 
40,674 und Konjtantine 39,823 Einw. 
hat. Dean unterfcheidet den Teil des Lan 
des mit vollſtändig georbneten flaatlichen 
Berhältniffen als »Territoire civil«e von 
dem übrigen Teilbes Landes, welcher eben: 
falls unter franzöfifcher Oberhobeit ſteht 
(Territoire de commandement), und 
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ber 1,514,795 Nomaden und 36,314 Anz 
fäffige zählt. An ber Spite ber Landes: 
verwaltung fleht ein Zivilgeneralgouver: 
neur, bem ein Regierungstonfeil beige- 
geben ift, in welchem er den Vorſitz führt. 
Der Fatholifche Klerus ift durch zwei Bi- 
jchöfe vertreten. Vgl. die offizielle »Sta- 
tistique gé nérale de l’Algerie« (1877) 
und »Statistique de la France« (1878); 
Pifre, L’Algerie (1878); Rouffet, 
. La conquete d’Alger (1879; Pieſſe, 
Itineraire d’Algerie (1879). 

Aibi (Tat.), anderswo; der Beweis 
be3 A., d. b. in Straffachen der Nachweis, 
baß der Angefchuldigte ſich zur Im der 
That nit am Orte derfelben, ſondern 
»anderswo« befunden babe, Fonftatiert 


feine Unſchuld. 

Alimente (Iat.), Ernährungsmittel 
(Koften); Alimentation, DBerabrei: 
chung derjelben. Gegenfeitige Alimenta⸗ 
tionspflicht Tegt das Geſetz den Ehegatten 
fowie den Eltern und Großeltern im Ber- 
hältnis zu ben ebelihen Kindern und 
Enfeln auf. Unehelichen Kindern fteht 
nad) dem gemeinen Recht und nach deut: 
ſchen Bartikulargefegen, nicht aber nach 
dem römifchen und franzöfiihen Recht 
eine Alimentenforberung an den lebenden 
Bater zu. Auf der andern Seite find auch 
die ehelichen Kinder den Eltern, uneheliche 
ber Mutter gegenüber für den Fall des 
Bedürfniſſes alimentationspflichtig. 

Allegiance (engl., ipr. ãllihdſch'ns), Ge⸗ 
horſam, Unterthanentreue; daher Oath of 
a., ber Unterthaneneid, ben die Englän- 
der dem König als weltlihem Oberhaupt 
Yeiften müffen, im Gegenfat zum Oath 
of supremacy, ber dem König als Ober: 
haupt der anglifanifchen Kirche geleiftet 


wird, 

Alleinherrſchaft, |. Mo narchie. 

Allergetreueſter Sohn der Kirthe 
Gnilergetreuefte Majeſtät, lot. Rex 

delissimus, franz. Sa Majesté träs- 
fidele), Titel der Könige von Portugal, 
den Johann V. 1748 vom Papft Bene- 
bift . erhielt. 

Allgemeines Stimmrecht, bie einem 
jeden Staatsangehörigen, welcher ſich im 
Vollgenuß der jtaatsbürgerlichen Rechte 
befindet, eingeräumte Befugnis, zum Zweck 


wählen. 
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der Mitwirfung bei ber Gefebgebung und 
bei ber höhern Staatsverwaltung mit- 
flimmen zu dürfen. Eine joldye unmittel- 
bare Mitwirkung des Volfs bei der Ge 
jeßgebung und bei der Staatsverwaltung 
iſt jeboch nur in ganz Fleinen Staatskör⸗ 
ern möglich, wie e8 & B. in Athen ber 
Fat war und in einzelnen Bergfantonen 
der Schweiz noch heutzutage der Fall ift. 
Größere Staatswefen mit monarchiſcher 
oder republifanischer Verfaffung können 
der Selamibeit des Volks nur mittelbar 
ein Mitwirkungsrecht bei ber @efebgebung 
und Verwaltung bed Staats einräumen, 
d. h. durch gewäblte Vertreter (Volksver⸗ 
treter), welche die Intereſſen ihrer Wähler 
und bed Volks überhaupt wahrzunehmen 
haben. Wird nun bag Recht, an biefen 
Wahlen der Volksvertreter teilzunehmen 
(aktives Wahlrecht), den Staatsbürgern 
unmittelbar eingeräumt, ohne Unterfchied 
und ohne Kücfict auf ihre bürgerliche 
Stellung und ohne Rüdficht auf den Bes 
trag ber Abgaben, welche fie zur Erhal⸗ 
tung des Staatsweſens entrichten, fo ſpricht 
man von einem allgemeinen Wahl: 
recht (suffrage universel), genauer von 
einem allgemeinen, unmittelbaren und 
gleichen Wahlrecht, zu deſſen Bezeichnung 
aber auch ber Ausdruck a. S. üblich iſt. 

Dabei find aber zwei Momente beſonders 
hervorzuheben, zunächſt der Unterfchied 
wilchen direkter Auurmnihte bare) und 
ındirefter (mittelbarer) Wahl. Nach 
bem leßtern Syſtem befteht nämlich zwi⸗ 
[hen ben Wählern (Urwählern) und 
ben Abgeordneten ein Zwiſchen⸗ und 
Mittelglied, die Einrichtung der Wahl: 
männer. Letztere werben von ben Ur⸗ 
wählern gewählt, und bie Wahlmänner 
haben dann den Abgeordneten felbit zu 
Das allgemeine Stimmredt 
dagegen befeitigt jene Zwiſchenſtufe; die 
Abgeordneten werden direkt von den wahl⸗ 
berechtigten Bürgern gewählt. Dies letz⸗ 
tere Syſtem ift in England, Nordame⸗ 
tifa, Frankreich, Belgien, Italien, in ben 
meiften Schweizer Kantonen und für bie 
Wahlen zum deutfchen Reichstag ange: 
nommen, während bad Syſtem der indi⸗ 
reften Wahlen in Preußen, Bayern, Baden 
und in einer Anzahl deutſcher Kleinſtaa⸗ 
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ten maßgebend ift. Einige Staaten, 3.82. 
Oſterreich, haben ein gemifchtes Syſtem. 
Das zweite harafteriftifche Unterfchei- 
bungsmerfmal bed allgemeinen Wahl: 
rechts ift folgendes: die meiſten Verfaſ⸗ 
ungen unjrer modernen Tonftitutionellen 
Monarchien haben den Grundfat ſanktio⸗ 
niert, daß nur berjenige die politifchen 
Wahlrechte des Staatsbürger ausüben 
fönne, welcher zu ben Laften des Staats 
einen verhältnismäßigen Beitrag tiefere. 
Hiernach wird in ben betreffenden Ver⸗ 
taffungeurfunben biediusübungbeg Wahl: 
rechts außer von bem Vollgenuß des Staats⸗ 
bürgerredht8, wobei männliches Gefchlecht 
ber Wähler borandgelebt ift, von der Selb: 
ftändigfeit und befonders davon abhängig 
gemacht, daß der Wähler einen gewillen, 
wenn auch ben niebrigften Steuerſatz 
entrichte, jo nach dem preußiſchen Wahl⸗ 
aefe vom 30. Mai 1849. Dabei werden 
Höchitbefteuerte und Großgrundbefiter 
nah manden Berfaffungsurfunden und 
Wahlgeſetzen beſonders berüdfichtigt. In 
England ift in den Grafſchaften den 
bauernden Grunbbefigern bei einem Zins: 
wert von 5 Pfd. Sterl. und den übrigen 
Belitern eines Grundſtücks von 12 Pfd. 
Sterl. Wert, inden Stäbten u. Burgfleden 
aber allen »Haußhaltern« das Stimm: 
recht verliehen. Selbft die aus ber eriten 
Revolution bervorgegangene range i⸗ 
ſche Verfaſſungsurkunde vom 3. Sept. 
1791 hatte die aktive Wahlfähigkeit nur 
demjenigen zugeſtanden, welcher zum min⸗ 
deſten eine dem Werte breitägiger Arbeit 
entfprechende bdirefte Kontribution ent⸗ 
richte. Das allgemeine Wahlrecht, welches 
im Gegenfat zu jenem Wahlmodus feinen 
Steuerzenfus erfordert, wurde erft infolge 
der Revolution von 1848 in Franfreich ein- 
geführt. Noch während des Beftehens ber 
! epublif aber unb zwar gerade Deshalb, 
weil man den Umfturz derjelben durch das 
allgemeine Wahlrecht fürchtete, wurde es 
wiederum abgeht, bi8 dann Louis Na⸗ 
poleon dasſelbe durch Plebiszit vom 2. Dez. 
1852 wieberberftelen ließ, um, darauf 
geftüßt, die Republik felbft zu ſtürzen. 
Auch die Frankfurter konſtituierende 
Nationalverfammlung hatte durch Geſetz 
vom 12. April 1849, betreffend die Wah⸗ 
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den Steuerzenfu3. yes ward biefem 
tiſche Verwirklichu 


nad Einberufung einer deutſchen Geſamt⸗ 
v0 

Allgemeinen Stimmrechts, und ed war ein 
füßner Griff Bismardd, als er nad) ben 


ftehenden Perfonen, für folche, die eine 
Armenunterftübung beziehen ober in dem 
Yeßten ber Wahl vorbergegangenen Jahr 
bezogen haben, und endlich) auch für die⸗ 
jenigen, welchen infolge rechtsfräftigen 
Erfenntniffes ber Bollgenuß der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Nechte entzogen ift, Yauter 
Ausnahmen, weldye auch bereits in dem 
Wahlgefe der Frankfurter Nationalver: 
fammlung enthalten waren. Dagegen be: 
fteht eine Abweichung von dem legtern 
darin, Daß nach dem Wahlgefeb vom 31. 
Mai 1869 für Perfonen des Soldaten: 
ſtands, des Heers und der Drarine bie aktive 
Wahlberechtigung In lange rubt, als fi 
diefelben bei den Fahnen befinden, eine Be⸗ 
ſchränkung, welche das Frankfurter Wahl⸗ 
gefeß nicht enthielt, indem es vielmehr 
($ 11) das aftive Wahlrecht für Soldaten: 
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und Militärperfonen ausdrücklich ſta⸗ 
tuierte. Auch ift bier noch darauf hinzu: 
weijen, daß als Gegengewicht für dag all- 
gemeine Wahlrecht die Diätenlojigfeit der 
Reichstagsabgeordneten vonfeitenderbeut: 
fchen Bunbesrenierungen feftgehalten wird. 
Was ſchließlich den innern Wert bes 
allgemeinen Stimmrechts anbetrifft, To 
find gerade über diefen Punkt die Anfich- 
ten fehr geteilt und ftehen fich noch immer 
ziemlich —* gegenüber. Zamartine be: 
zeichnete das allgemeine Stimmrecht als 
einen Adelöbrief, welchen bie franzöfifche 
Nation unter ben Trümmern des Throns 
gefunden habe. Andre verwerfen e3, weil 
es die Quantität über die Qualität der 
Wähler ſetze und geeignet fei, der rohen 
und ungebildeten Maſſe über die höhern 
Klaſſen der Geſellſchaft Macht au verleihen 
und dadurch die Interejlen ber Kultur und 
Bildung und injonderheit Diejenigen ber 
befigenden Klaſſe zu gefährden. Nichtgan 
unbegründet ift —F der Einwand, da 
bie geographiſche Lage mancher Wahlfreife 
das indirefte Wahlverfahren um beswillen 
als das beſſere erſcheinen laſſe, weil e8 durch 
die Wahlmänner eine gehörige Verſtän— 
Digung und eine Vermittelung zwifchen 
den Intereſſen der Wählerfchaften ermög- 
Yiche. Dagegen bat das allgemeine Stimm: 
recht den Vorzug, daß es unmittelbare 
Beziehungen zwilchen dem Abgeordneten 
und feinen Wählern anfnüpft, und daß 
es das Intereſſe der Wähler an der Wahl 
und an dem politifchen Xeben überhaupt 
in ungleich höherm Maß in Anſpruch 
nimmt und rege erhält. Auch hat die Er- 
fahrung gezeigt, daß bie Maſſe fich dem 
Einfluß der Intelligenz in ber Preſſe wie 
inder Wählerverfammlung nicht entziehen 
Tann, wenngleich wieder hiergegen geltend 
gemacht wird, daß die Wahlausſchüſſe und 
Wahlkomitees Teicht zugroßen Einfluß auf 
bie Wähler erhalten, jo daß bas ap 
ergebniS zuweilen nur von wenigen be 
ftimmt und herbeigeführt wird. Allein 
im großen und ganzen haben fich doch Die 
Befürchtungen, welche ih) an das allge: 
meine Stimmrecht fnüpften, nur wenig 
bewahrbeitet, und man wird mit gutem 
Gewiſſen behaupten fönnen, daß c8 bereits 
tief in das Rechtsbewußtſein des Volks 
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eingedrungen ift, baß einem jeden Staats⸗ 
bürger als ſolchem das Necht zuftehen 
müſſe, zur Mitwirkung bei ber Geſetz⸗ 
gebung und beider Berwaltung des Staats 
feine Stimme mit abzugeben, und daß 
nur dur bad allgemeine Stimmredit 
jenes Mitwirfungsrecht zur Wahrheitwer: 
den und zur vollwirkfamen Geltung ge- 
langen fönne. Bol. Wahl. 

eine Wehrpflicht, ſ. Wehr: 
pflicht. 

Allianz (franz. Alliance, ſpr. -angß), 
Bündnis; völferrechtlicher Vertrag zwi⸗ 
jchen zwei oder mehreren Mächten, zu 
einem beftimmten Zweck abgefchloffen. Im 
Gegenſatz zu den fogen. Konföberationen 
und Unionen, weldye dauernde und feite 
ftaatliche Verbindungen bezweden, hat die 
A. regelmäßig einen nur vorübergehenden 
Charakter (j. Staat). Die verbündeten 
Mächte werden Alliierte genannt; ihre 
politiſche Selbftänbigfeit bleibt gewahrt. 
Se nach dem Zweck der A. ift die Bezeich- 
nung derjelben eine verjchiedene. Zur Ab: 
wehr ungerechter Angriffe werden De: 
fenfivallianzen, zur Durchfeßung ge⸗ 
rechter Aniprüche ım Weg des Kriegs 
Dffenfivallianzen, aud Dffenfiv: 
und Defenſivallianzen (Schup: 
und Zrutbündniffe) abgeichloffen. 
Auch pflegt man zwiſchen allgemeinen 
und befondern Allianzen zu unterfchei= 
den, je nachdem fie für jeben oder nur für 
einen beftimmten Fall des Bedürfnifjes 
abgefchloflen find. Hilfs: (Auriliar:) 
Allianzen find Freundichaftsbündniffe, 
wobei die Verbündeten ſich wechjelfeitig 

u gewiſſen Hilfeleiftungen verpflichten. 

n der Ingen. Heiligen A. guben ſich 
nad dem Vorgang Rußlands, Ofterreich$ 
und Preußens (zu Paris 26. Sept. 1815) 
faft [amtliche hriftlichen Monarcen Eu: 
ropas das Wort, fih und ihre Staaten 
als Glieder einer großen chriſtlichen Fa: 
milie betrachten zu wollen. Zu den Allian- 
zen find auch die Anerfennungsver: 
träge zu rechnen, wodurch Veränderungen 
von Staatsgebieten und neu konſtituierte 
Staaten von andern Staatsregierun⸗ 
gen als zu Recht beſtehend anerkannt 
werden. Auch die Garantieverträge 
gehören hierher, durch welche ein Staat 
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tem andern die Mitfürſorge für die Er: 
haltung feines StaatsgebietS oder feiner 
Neutralität verfpricht. Serne ift bier der 
fogen. Subfidientraftate zugedenfen, 
vermöge deren eine Staatsregierung einer 
Friegführenden Macht gewiſſe Truppen 
teile oder Gelbmittel zur Verfügung ftellt. 
Nicht ſelten wird die Benennung einer A. 
auch von der An zahl ber kontrahierenden 
Mächte entlehnt , fo in Anfehung ber zwi- 
ſchen ben drei Mächten England, Schwe⸗ 
den und Holland 23. San. 1668 gegen 
Ludwig XIV. von Franfreid) abgefchloffe: 
nen Tripelallianz, ber 15. Suli 1840 
zwijchen England, Rukfand, Oſterreich und 
Preußen zur Pacifizierung bed Orients 
abgeſchloſſenen Quadrupelallianz. 
Doch iſt für Allianzen einer größern An 
zahl von Mächten der Ausdrud Koali- 
tion gebräuchlicher. 

Allmande (Allmende, Allmend: 
gut, Gemeindegut), derjenige Teil 
des Gemeindegrundvermögens, der nicht 
unmittelbar- im Intereſſe der gefamten 
politifchen Gemeinde zur Verwendung 
fommt, fondern der einer gewifien bevor: 
. zugten Klaſſe vollberechtigter Gemeinde: 
‚ angehörigen (Realgemeinde, Altge- 
meinbe, Nahbargemeinde)zur aus: 
ſchließlichen Nutzung oder auch zum Eigen: 
tum zuſteht. Das Nechtsverhältnis ie in 
den verſchiedenen Ländern und in ben ein: 
zelnen Gemeinden verichiebenartig geital: 
tet. Die neuere Zeit bat vielfach eine Auf: 
bebung desjelben herbeigeführt, indem 
durch —* Gemeinheitsteilungen 
eine Verteilung der betreffenden Grund⸗ 
ſtücke unter die Intereſſenten herbeigeführt 
wurde. Vgl. Stein, Verwaltungslehre, 
Teil 7, ©. 253 ff. (1868). 

Allöd (Allodium, v. altdeutfchen 
od, »&igentume, und all, vganze), freies 
Grundeigentum, im Gegenfaß zum bloßen 
Nutungseigentum ober Leben (ſ. d.), Feu⸗ 
bum; im weitern Sinn (Allodialver: 
mögen) bie gefamte freie, nicht im Lehns⸗ 
nerus befindliche Habe. Allodial, lehns⸗ 
frei, erblich; Allodififation,VBerwand- 
lung des Lehnsguts in freies Eigentum. 

Altenteil (Ausgedinge, Auszug, 
Leibzucht), die Rechte und Einkünfte, 
welche ſich ein bäuerlicher Gutsbeſitzer 
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beim Überlafien ſeines Guts an feine 
Kinder zu feinem Lebensunterhalt aus: 
bedingt. , 

Alter. Der Einfluß, welchen das Le: 
bensalter auf bie körperlichen und geiftigen 
Fähigkeiten des Menſchen ausübt, wird 
nicht nur im Privatrecht, ſondern auch im 
öffentlichen Recht anerkannt. Doch wird 
zur Ausübung der politiſchen Rechte, na⸗ 
mentlich der aktiven und paſſiven Wahl⸗ 
rechte, zur Fähigkeit zum Amt eined Ge: 
ſchwornen oder Schöffen ıc. vielfach ein 
höheres U. erfordert als das ber bürger: 
liden Sroßjährigfeit oder Voll: 
jäbrigfeit. Lebtere, der Endtermin ber 
Minderjährigfeit(Minorennität) 
und der Eintritt voller Handlungsfähig- 
feit, ift für den ganzen Umfang des Deut: 
ihen Rei! nunmehr durch Reichsgeſetz 
vom 17. Febr. 1875 (Reichsgefeßblatt, ©. 
71) auf das vollendete 21. Lebenzjahr feſt⸗ 
ge est. Es kann jedoch durch Iandesherr- 

iches Reſkript auch vor erreichtem Voll⸗ 
jährigkeitsalter eine Majorenniſie— 
rung oder Großjährigkeitserklä— 
rung (Jahrgebung, Venia aetatis) 
aus beſonders triftigen Gründen erfolgen. 
Nicht berührt werden übrigens durch jene 
reichsgeſetzliche Beſtimmung diejenigen 
hausverfaſſungsmäßigen undlandesgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, welche den Beginn 
ber Großjährigkeit (und damit der Re 
gierungsfähigfeit) der Landesherren und 
der Mitglieder ber Ianbesherrlichen Fa⸗ 
milien ſowie ber fürftlichen rer Hohen: 
zollern beftimmen. Als ſolche ift 3. 2. 
in Bayern, Braunſchweig, Oldenburg, 
Preußen, Sahfen und Württemberg das 
vollendete 18., in Medlenburg das voll- 
endete 19. Lebensjahr beitimmt. Aber 
auch jonft nimmt die Gefeßgebung viel- 
fach auf das A. Rückſicht, fo in Anehumg 
der Fähigkeit, einen Eid zu leiften (Ei- 
besmünbigfeit), Die nad ben neuen 
deutſchen Juſtizgeſetzen bei Minderjähri- 
gen mit bem vollendeten 16. Lebensjahr 
eintreten fol, ferner bei der Verpflichtung 
zum Kriegädienft, welche im Deutfchen 
Reich in der Negel mit 1. Zar. des⸗ 
jenigen Kalenderjahr? beginnt, in wel: 
diem ber Wehrpflichtige das 20. Lebens: 
jahr vollendet, fowie bei der Befugnis zur 
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Ablehnung gewifler öffentlicher Amter 
und zur Ablehnung von VBormundicaften, 
welche in der Regel 6Ojährigen Perfonen 
zufteht 20. Auch im Strafrecht ift das 
U. von bejonderer Bedeutung. Hier gilt 
namentlich die Jugend als ein Strafmil- 
berungsgrund, ja e8 Tann jogar gegen 
Kinder unter zwölf Jahren nad) den mei: 
ſten Strafgejeßgebungen ein ftrafrechtlis 
ches Verfahren gar nicht ftattfinden. Nach 
bem deutſchen Strafgefeßbuch (855) kann 
jedoch ein noch nicht zwölfjähriger Ver: 
brecher in eine Erziehungs= oder fonftige 
Beilerungsanftalt untergebracht, auch kön⸗ 
nen gegen ihn fonftige zur Beflerung und 
Beauffihtigung geeignete Maßregeln er: 
griffen werden. Verbrecher, welche zwar 
dag 12., nicht aber das 18. Lebensjahr 
zur Zeit der That vollendet hatten (ju= 
gendliche Verbreder), find freizuſpre⸗ 
chen, wenn fie bei Begehung ber ſtrafbaren 
Handlung die zur Erkenntnis ihrer Straf: 
barkeit erforderliche Einficht nicht befaßen. 
Auch ſoll gegen jugendliche Verbrecher 
nie auf Tobesftrafe oder Zuchthausfirafe 
und überhaupt ſtets auf eine geringere 
Strafart und Strafdauer als Erwach⸗ 
fenen gegenüber erfannt werben. Eben 
jowenig darf das Erfenntnis auf Ber: 
luſt ber bürgerlihen Chrenrechte oder 
auf Poli eiaufficht lauten. In befonder? 
leichten Fllen kann bei Vergeben und 
Übertretungen jugendlicher Perfonen das 
Urteil ſogar nur auf Verweis lauten. Vol. 
Deutiches Strafgeſetzbuch, F5 56 f. 

Alternieren (lat.), das wechſelſeitige 
Ablöſen von zweien oder mehreren in ir- 
gend einem Geſchäft. Alternät (neu: 
lat.), diplomatiſcher Gebrauch, wonach 
im Range gleichſtehende Mächte in Ver: 
trägen 2c. in abwechjelnder Reihenfolge 
aufgeführt werben. 

Alterspräfident, das älteſte Mitglied 
einer Körperfchaft, welches, folange bie 
Wahl des Präſidiums noch nicht erfolgt 
ift, inzwilchen die Leitung ber Gefchäfte 
wahrzunehmen bat. So treten insbefon- 
bere nach der Geſchäftsordnung des deut: 
[hen Reichstags ($ 1) beim Eintritt in 
eine neue Xegislaturperiode nah Eröff- 
nung des Reichstags die Mitglieder des 
fettern unter dem Vorfi ihres älteſten 
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Mitglieds zufammen. Das Amt biefes 
Alterspräfidenten kann von dem dazu Be: 
rufenen auf bad im Lebensalter ihm am 
nächiten ftehende Mitglied übertragen wer: 
den. Für jede fernere Seffion derfelben 
Legislaturperiode dagegen fegen die Prä⸗ 
fidenten der vorangegangenen Seffion bis 
ur vollendeten Wahl des Präfidenten ihre 
— fort. Alſo nur bei dem Beginn 
einer neuen Legislaturperiode des Reichs⸗ 
u ift ein A. zu wählen. 
\ Iterövnerforgungstafle, |. Invali— 


en. 

Altesse (franz., fpr. -äf’), Hoheit, 
Ehrenprädifat für fürftliche Berfonen. A. 
imperiale, Kaiferlihe Hoheit, für den 
Kronprinzen des Deutichen Reichs, Die 
öfterreichiichen Gegbergöge und ruflifchen 
Großfürften; A.royale, Königliche Hoheit, 
für die Föniglichen Bringen und Großher⸗ 
zöge; A. ser&nissime, Durchlaudht. 

Altkatholiken, diejenigen Katholifen, 
welche nad) der Verfündigung des Dog: 
mas von ber Unfehlbarfeit (ſ. d.) bes 
Papſtes auf dem vatifanifchen Konzil 18. 
Juli 1870 fi) nad) dem Vorgang Döl- 
lingers gegen jenes Dogma erflärten und 
dadurch in Oppofition zu dem päpftlichen 
Stuhl und feinen Anhängern gerieten. 
An Deutjchland wurde Profeſſor Reinfens 
in Bonn zum Bifchof der X. ermählt und 
als ſolcher von der preußifchen Staatsre- 

terung anerfannt, während man in ber 

chweiz den Profeſſor Der zum altfa= 
tholiſchen Bifchof erwählte. Außer in die 
fen beiden Ländern hat der Altkatholi— 
zismus bisher nur wenige Anhänger 
gelunben ‚ und aud) hier hat bie altfatho- 
iihe Bewegung nicht den Unfang und 
die Bedeutung erlangt, welche man an 
une erwarten zu können glaubte. 

Itliberal, |. Liberal. 

Ambaflade (franz., ſpr. angbaſſahd), 
SefandtihaftzAmbaffadeur(ipr. döhr). 
Geſandter erfien Ranges, Botſchafter (f. 
Geſandte). 

Amendement(franz., ſpr. amangd'mang), 
ein Abänderungs- oder Verbeſſerungs⸗ 
antrag, welcher namentlich im Schoß einer 
parlamentariſchen Körperſchaft zu einem 
bereits vorliegenden Antrag oder zu einer 
Regierungsvorlage, insbeſondere zu einem 
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Geſetzentwurf, geftelltwird. Wird zu einem 
ſolchen A. wiederum ein weiterer Ver: 
beſſerungsantrag eingebracht, ſo ſpricht 
man von einem Unteramendement. 
Amendieren, einen Verbeſſerungsan⸗ 
trag ſtellen; Amendierungsrecht, 
Recht der Amendierung, bie Befug— 
nis ſtändiſcher Körperſchaften, zu ben Re 
ierungsvorlagen Abänderungsvorſchläge 
ſ. d.) zu machen. 

Ammann, ſ. v. w. Amtmann, eine in 
ber Schweiz noch gebräuchliche Bezeich⸗ 
nung für Vollgiehungsbeamte verſchie⸗ 
bener Art, in mehreren Kantonen (Uri, 
Unterwalden, ——ã Glarus, Zug, So⸗ 
lothurn, Appenzell, St. Gallen, Aargau) 
das Haupt der vollziehenden Gewalt, in 
einigen derjelben augleich ber Präfident 
der Landesgemeinde oder bed Großen Rats, 
In mehreren Kantonen gibt es außerdem 
auch Bezirks-, Stadt- und Gemeindeam⸗ 
männer. 

Amneflie (griech, »das Vergeſſen«), 
allgemeine Begnadigung in Bezug auf 
eine ganze Rlate von Berbrechen oder von 
Verbrechern; amneftieren, eine U. er: 
laſſen (vgl. Begnadigung). 

Amortifation (franz., v. Tat. mors, 
Mortififation), bie gerichtliche Kraft: 
Yoserflärung von Urkunden. So können 
insbeſondere verloren gegangene ober ent— 
wendete Wechjel oder fonjtige Wertpapiere 
»amortifierte werden. Nach der deutſchen 
Zivilprozeßordnung ($$ 837 ff.) erfolgt die 
A. nad) vorgängigem Aufgebotsver: 
fahren, in weldyem ber Inhaber ber Ur⸗ 
kunde durch Öffentliches Aufgebot (Ediktal⸗ 
ladung) aufgefordert wird, in einem min 
deſtens um ſechs Monate hinauszurücken⸗ 
den Termin bei Vermeidung der A. der 
Urkunde die letztere vorzulegen und ſeine 
angeblichen Rechte daran anzumelden (f. 
Aufgebot). Früher wurde mit A. auch 
die Erwerbung eines Beſitztums für die 
Kirche (2zur toten Hande) bezeichnet. 

Amt, im allgemeinen jede berufsmäßige 
Thätigfeit, im engern und eigentlichen 
. Sinn aber nur diejenige, welche auf Errei⸗ 
‚Hung allgemeiner und öffentlicher Zivede 
gerichtet ift. Man verfteht dann insbeſon⸗ 
dere in fubjeftiver Beziehung unter A. bie 
Berpflichtung zur berufsmäßigen Thätig: 
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feit für öffentliche Zwecke infolge besfall- 
figer Anftellung, im objektiven Sinn aber 
den beflimmten Kreis ber Thätigfeit,.zu 
weld;er ber Aingeftelte verpflichtet ift. 
nach der bejondern Art dieſer Thätigfeit 
und ber erfolgten Anfiellung zerfallen bie 
Amterfelbft wiederum inHof:, Staats, 
Kirchen: und Gemeindbeämter ober 
:Stellen und die angeftellten Perfonen 
dem entſprechend in Hof-, Staats: Rir: 
chen⸗ und Semeinbebeamte. NRegel- 
mäßig ift mit diefen Antternein beſtimmtes 
Gehalt oder eine Befoldung verbunden, de⸗ 
ren Betrag ber amtlichen Stellung, dem 
Dienftalter und den Leiftungen der Beam⸗ 
ten entjprechen fol. Doch iſt dies ein für 
ben Begriff des Amtes und namentlich des 
Staatdamtd an und für ſich keineswegs 
notwendiges Requifitz im Gegenteil witrbe 
bie unbefoldete Verwaltung ber Staats- 
imter das Ideal des Staatzbienftes fein, 
wie dies zur Zeit der altrömifchen Republif 
der Fall war, bie ebendeshalb für Ehre 
und für Staatsamt nur dag eine Wort 
»honore kannte. Auch heutzutage pflegt 
man bie unbefoldeten Amter regelmäßig 
als fogen. Ehrenämter zu bezeichnen. 
In —8 Beziehung waren namentlich zur 
Zeit des frühern Deutſchen Reichs die 
ſogen. Erzämter und Erbämter be— 
merkenswert. Der Beamte nun, welcher 
ein öffentliches und namentlich ein Staats⸗ 
amt bekleidet, erſcheint in dieſer ſeiner 
amtlichen Stellung nicht mehr als Privat⸗ 
mann, ſondern als eine öffentliche Perſon. 
Der Staatsbeamte oder Staatsdiener iſt 
einGlied des ſtaatlichen Organismus, deſſen 
unktionen er in ſeinem Amtsbereich aus⸗ 
uͤbt. Hiernach muß ſich auch die Achtung, 
welche der einzelne Staatsbürger dem 
Staat als ſolchem ſchuldet, auf die Be⸗ 
amten des Staat mit erftredien, ebenfo 
wie das Anfehen, welches das Regenten⸗ 
haus, bie Gemeinde, bie Kirche als folche 
genießen, auch bie einzelnen Beamten ber: 
jelben heben und auszeichnen muß. So 
fommt e3 denn, baß mit dem U. eine ges 
wijle Amtsehre verbunden ift, welche 
wie bie Autorität, von welcher das A. felbft 
ausgeht, rejpeftiert werben muß. Aus 
diefem Grund werden Verlegungen jener 
amtlichen Ehre ftrenger beftraft als die ges 
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wöhnlichen Ehrenfränkungen (ſ. Amt s⸗ 
beleidigung); auch hängt damit die in 
manchen Staaten beſtehende Einrichtung 
zuſammen, wonach mit den höchſten Staats⸗ 
ämtern der perſönliche Adel (Amts-oder 
Dienftadel)verbunben ift. Ebenfo haben 
verfchiedene Staatöverfafjungen bie höhern 
Amter Dadurch ausgezeichnet, daß ihre Ju⸗ 
haber bei der EN ber Volks⸗ 
vertretung bejonders berückſichtigt werben, 
indem bie hohen Staatsbeamten und die 
Mitglieder der hohen Geijtlichfeit Sig und 
Stimme in der Erſten Kammer haben. 
Auf der andern Seite legt aber das ver: 
iehbene A. dem Beamten auch höhere 
Pflichten auf, welche über die allgemeine 
ftaatsbürgerliche Pflicht zum Gehorſam 
gegen das Gefe hinausgehen, und darum 
—355* es auch als gerechtfertigt, wenn 
Verbrechen und Vergehen, welche der Be⸗ 
amte in ſeiner amtlichen Stellung begeht, 
beſonders ſtreng geahndet werden (ſ. 
Amtsverbrechen). Auch kann nur eine 
durchaus unbeſcholtene Perſon ein öffent⸗ 
liches A. bekleiden, und darum ziehen der im 
ſtrafrechtlichen Verfahren ausgeſprochene 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ſo⸗ 
wie eine erkannte Zuchthausſtrafe die Un⸗ 
fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
von Selen nach fich, jo namentlich nach dem 
neuen beutjchen Reichsſtrafgeſetzbuch (85 
31, 34), welche? dabei noch ausdrücklich 
erklärt, daß unter öffentlichen Amtern im 
Sinn dieſes Strafgeſetzes die Advolatur, 
die Anwaltfchaft, das Notariat fowie der 
Geſchwornen⸗ und Schöffendienft mitbe⸗ 
grillen feien. Vgl. Kanngießer, Das 
Recht der deutſchen Reichsbeamten (1874). 
Amtmaun, ber Verwalter eines Amtes, 
Daher früher derjenige Beamte, welcher in 
einem beftimmten Amtsbezirk bie Rechts: 
pflege und bie Verwaltung wahrzunehmen 
hatte. Nach der Trennung ber Juſtiz von 
ber Verwaltung wurbe der Titel A. in 
einzelnen Staaten für ben Einzelrichter 
(Juſtizamtmann), entſprechend bem 
jetzigen Amtsrichter, beibehalten. In an⸗ 
dern Staaten war und iſt es noch jetzt der 
Titel der Verwaltungsbeamten erſter In⸗ 
ſtanz, wie z. B. der Bezirlsamtmann 
in Bayern. Auch führt derjenige Beamte, 
welchem die Hebung ber Amtögefälle an⸗ 
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vertraut ift, in manchen Staaten ebenbie: 
fen Titel, 3. B. der Rentamtmann in 
Bayern. In Preußen ift der Titel eines 
Amtmannd oder Oberamtmanns auf den 
Pachter eines Kammerguts übergegangen. 

Amtsanwalt, derjenige Beamte, wel: 
cher das Amt der Staatsanwaltfchaft (f.d.) 
beiden Amtsgerichten und beiden Schöffen: 
erichten wahrzunehmen hat. Vgl. Deut- 
er Gerichtöverfaffungsgefeß, 65 143, 
4 en Fhuchul, Die Amtsanwaltſchaft 


Amtsausſchuß, ſ. Amtsvorſteher. 

Amtsbeleidigung (Amtsehrenbe⸗ 
leidigung, Amtsehrenkränkung, 
Beamtenbeleidigung), die Beleidi⸗ 
gung, welche einem öffentlichen Beamten 
bei Ausübung feines Amtes ober in Be⸗ 
ziehung auf dasſelbe zugefügt wird. Da 
nämlid ber Beamte in feiner amtlichen 
Stellung nicht als Privatperfon, fondern 
als Repräfentant ber öffentlichen Autoris 
tät erfcheint, jo gebührt ihm auch infoweit 
eine bejondere Per Achtung, und info: 
fern erjcheint der von der Rechtswifien- 
Eieh aufgeftellte Begriff einer fogen. vor: 
züglichen bürgerlichen Ehre im Gegenf at 
zur gemeinen bürgerlichen Ehre als ge= 
rechtfertigt. Eine Verlegung diefer amt: 
lichen Ehre aber ift von ber modernen Ge⸗ 
feßgebung regelmäßig durch ein höheres 
Strafmaßausgezeichnet, ineinigen Straf 
geſetzbüchern ſogar als ein befonderes Ver: 
gehen behandelt worben. Das beutfche 
Strafgeſetzbuch hat fich jedoch dieſem 
Syſtem nicht angefchloffen, und die A. er: 
ſcheint hiernach nur als ein befonders 
jchwerer und darum ftrenger zu beitrafen: 
der Yen ber Beleidigung überhaupt. Nur 
infofern ift die A. befonderd ausgezeichnet, 
als im $196 des deutſchen Strafgeſetzbuchs 
beftinmtiwird, daß, wenn eine Beleidigung 
gegen eine Behörde, einen Beamten, einen 

eligiongdiener oder ein Mitglied der be- 
waffneten Macht, während fie in der Aus⸗ 
übung ihres Berufs begriffen find, oder 
in Beziehung auf ihren Beruf begangen 
wird, fowohl die unmittelbar beleidigte 
Perſon wie auch beren amtliche Vorgeſetzte 
dag ect haben, ben Strafantrag gu fielen. 
Auch die Beftimmung bes $ 197 gehört 
hierher, wonach es eines Antrage auf Be⸗ 

* 
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ftrafung überall nicht bedarf, wenn bie 
Beleidigung gegen eine gefepgebende Ver⸗ 
ſammlung des Reichs oder eines Bundes: 
ſtaats oder gegen eine andre politifche 
Körperfchaft begangen worden iſt. Die: 
ſelbe darf jedoh nur mit Ermächtigung 
von feiten der beleidigten Körperfchaft ver⸗ 


fotgt werden. 

misbeutt der räumlich abgegrenzte 
Kompetenzkreis einer Behörde; nach der 
preußiſchen Kreisordnung vom 13. Dez. 
1872 eine Unterabteilung des Kreiſes (ſ. d.). 
Mit Ausſchluß der Städte iſt nämlich 
hiernach jeder Kreis behufs Verwaltung 
der Polizei und Wahrnehmung andrer 
öffentlicher Angelegenheiten in Amtsbe⸗ 
zirke eingeteilt. Die Organe ber Amts⸗ 
verwaltung in dieſen Amtsbezirken find 
ber Amtsaugjchuß und der Amtsvorfteher 
(f. d.). Die Größe und Einwohnerzahl 
ber Amtsbezirke ift dergeftalt zu bemeſſen, 
daß ſowohl die Erfüllung ber durch das 
Geſetz der Amtöverwaltung auferlegten 
Aufgaben gefichert, als auch die Unmittel- 
barkeit und bie ehrenamtliche Ausübung 
der örtlichen Verwaltung nicht erfchwert 
werden. Daber find insbejondere Gemein⸗ 
den und Gutsbezirke zu einem. vereinigt, 
welche eine örtlich verbundene Lage haben. 
Namentlich follen hierbei die innerhalb der 


Kreiſe beitehenden Kirchen:, Schul= und ſch 


fonftigen Verbände nicht zerrifien werben. 
Es können aber aud) einzelne Gemeinden, 
welche eine Amtöverwaltung aus eignen 
Kräften berzuftellen vermögen, und einzelne 
Gutsbezirke von abgeſonderter Lage, welche 
ohne weſentliche Unterbrechung ein räum⸗ 
lich zuſammenhängendes Gebiet von er⸗ 
heblichem Flächeninhalt umfaſſen, jeweilig 
einen beſondern A. bilden. 

Amtsdelikt, ſ. Amtsverbrechen. 

Antsehrenbeleidigung, f. Amtsbe⸗ 
leidigung. 


Amtseid (Dienſteid), Eid, der von 
einem Beamten bei Übernahme des ihm 
übertragenen Amtes geleiftet wird und die 
gewiſſenhafte Erfüllungder eingegangenen 
Verpflichtungen von feiten des Schwören⸗ 
den verbürgen joll. Gewöhnlich werden in 
die Formel bes Amtseids die wichtigſten 
Amtspflichten des Schwörenden aufge 
nommen, und ein Beamter muß daher 
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beim Eintritt in ein neues Amt entweder 
nochmals ſchwören, oder doch wenigſen⸗ 
wie dies auch häufig geſchieht, erklären, 
daß er ſich bei Übernahme des neuen Anıtes 
durch den zuvor abgeleifteten A. für alle 
feine neuen Amtsverhältniffe eiblich ver: 
pflichtet erachte. Der A. ift ein auf pflicht- 
mäßiges Verhalten gerichteter promiffori- 
ſcher Eid; daher wirb auch die von dem 
Beamten nach geleiftetem U. verfchuldete 
Pflichtverletzung nicht als Meineid oder 
Eidesbruch, fondern nur hinſichtlich bes 
dadurch begangenen Anttöverbrechens be: 
itraft, wobei Die Rückſicht auf ben geleiftes 
ten Eid firaferhöhend wirkt. 

Amtserzeb, ſ. Exzeß. 

Amtsgerichte, nach der neuen deutſchen 
Gerichtsorganiſation die mit Einzelrich— 
tern (Amtsrichtern) beſetzten Unter⸗ 
gerichte (ſ. Gericht). 

Amtsgewalt, Mißbrauch der, ſ. 
Amtsverbrechen. 

Amtshauptmann, Titel eines Verwal⸗ 
tungsbeamten; im Königreich Sachſen 
noch jetzt der Amtstitel des Verwaltungs⸗ 
chef? eines Bezirks, der danach Amts⸗ 
hauptmtann daft genannt wird. ©. 


achſen. 

Amtskleidung, ſ. Amtszeichen. 
Amtsmißbrauch. | Amtsverbre: 
en 


Amtsperfonal, |. Perſonal. 
Amtsrigter, |. Gericht. 
Amisiäffig, 1. Schriftſäſſig. 
Amtsverbrechen (Amtsdelikt, 
Dienſtvergehen), im weitern Sinn 
jede Pflichtverletzung eines Beamten, im 
engern Sinn und in der juriſtiſchen Be⸗ 
deutung des Worts aber nur die kriminell 
ſtrafbare Verletzung der beſondern Amts⸗ 
pflicht eines ſolchen. Abgeſehen von den 
allgemeinen Verpflichtungen eines jeden 
Staatsbürgers, liegen nämlich dem öffent⸗ 
lichen Beamten noch beſondere Verpflich⸗ 
tungen ob, welche eben durch ſeine amtliche 
Stellung begründet und bedingt ſind. Eine 
Verletzung und Vernachläſſigung dieſer be⸗ 
ſondern Amtspflichten kann Disziplinar: 
unterſuchung und Disziplinar⸗ oder Ord⸗ 
nungsſtrafe nach ſich ziehen, letztere kann 
entweder in einem Verweis, einer Geld⸗ 
oder Arreſtſtrafe oder auch in vorläufiger 
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Suſpenſion vom Amt beſtehen. Dieſe Dis⸗ 
iplinarſtrafgewalt des Staats und ſeiner 
berbehörden, welche mit dem ſtaatlichen 
Oberaufſichtsrecht und mit der Amts⸗ 
hoheit des Souveräns zuſammenhängt, 
wird beſonders bei bloßen Amtsordnungs⸗ 
widrigkeiten, bei Nachläſſigkeit im Dienſt, 
Ungehorſam gegen den amtlichen Vorge⸗ 
ſetzten, Ausſchreitungen bei Ausübung 
ber Amtsbefugniſſe, unordentlichem Le⸗ 
benswandel, Verlegung ber Amtöver: 
ſchwiegenheit u. dgl. zur Anwendung ge- 
bracht. Das hierbei zu beobachtende Ver⸗ 
fahrer ifi aber regelmäßig Durch bejondere 
Gefeße normiert, welche den Beamten 
ftand gegen Willfürlichfeiten hüten und 
namentlich auch 018 Recht der Beichtverde 
gegen derartige Dizziplinarftraferfennt- 
niffe im geordneten Inftanzenzug einräu⸗ 
men. Steigert fidy aber die Verlekung 
der Amtspflicht zu einer wirklichen Ver: 
letzung der flaatlichen Rechtsordnung über: 
haupt, fo reicht eine im Verwaltungsweg 
zu verhängende Disziplinarftrafe nicht 
aus, fonbern bie ſtrafrechtliche Verfolgung 
und die durdy das Strafgeſetz normierte 
öffentliche Strafe müſſen Pla greifen, und 
derartige Falle werden eben ald A. im 
eigentlihen Sinn bezeichnet. Dabei ift 
jedoch zu beachten, daß nicht jedes Ver⸗ 
brechen, welches ein Beamter begeht, auch 
ein A. if. Ein folches Liegt vielmehr nur 
dann vor, wenn das Verbrechen gerade 
eine Verlegung ber befondern Amtöpflicht 
des Beamten (einerlei übrigens, ob ber: 
felbe ein Juſtiz⸗ oder Verwaltungs-, ein 
Finanz- oder ſonſtiger Beamter ift) in- 
volviert. Nur hat die moderne Geſetzgebung 
vielfach auch bei gemeinen Verbrechen die 
Beamtenqualität des Verbrechers als 
einen Straferhöhungsgrund hervorgeho⸗ 
ben; auch findet zwiſchen dem von einem 
Beamten begangenen gemeinen Verbrechen 
und ſeinem Amtsverhältnis inſofern ein 
Zuſammenhang ſtatt, als ein ſolches Ver⸗ 
brechen regelmäßig die Unfähigkeit zu 
öffentlichen Amtern und den Verluft ‚ber 
felben nach fich zieht. Zuweilen bezeichnet 
auch die Strafgefeßgebung ein an und für 
fih gemeine Verbrechen ausdrücklich als 
ein A., wenn es von einem Beamten be⸗ 
gangen wurde, und fegt dafür eine be 
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ſondere Strafe feſt; fo B. das Deutfihe 
Reichsſtrafgeſetzbuch 340, 342, 350) 


in Anjehung ber von einem Beamten in 
Ausübung oder in Veranlaffung der Aus: 
übung feines Amtes vorfäglich begangenen 
Körperverlegung, eined unter gleichen Ver⸗ 
bältniflen begangenen Hausfriedensbruchs 
und einer Unterfchlagung von Geldern 
und andern Saden, weldye ein Beamter 
in amtlicher Eigenfchaft empfangen oder 
im Gewahrjam bat. 

Im übrigen find aber von ben »Ver⸗ 
brechen und Vergehen im Aınt«, wie fie 
das deutſche Strafpefegbuc ($ 331 ff.) 
zufammenftellt, folgende hervorzuheben, 
welche mit den nachbenannten Strafen be= 
legt find: Annahme von Geſchenken 
von feiten eined Beamten für eine in fein 
Amt einfölagende an ſich nicht pflicht- 
wibrige Handlung: Geldfirafe bis zu 3 
ME. oder Gefängnis bis zu 6 Monaten. 
Beſtechlichkeit: Zuchthaus bis zu 5 Jah 
ren (f. Beftehung); Beitechlichfeit oder 
paffive Beitechung eines Richters, Schieds⸗ 
richter8, Geſchwornen oder Schöffen: Jucht- 
haus bis zu 15 Jahren. Barteilichfeit 
bei Leitung oder Entſcheidung einer Rechts⸗ 
ſache: Zuchthaus bis zu 5 Jahren. Vorſätz⸗ 
liche Berhängung einer Unterſuchung 
über Unfhuldige: Zuchthaus bis zu 5 
Jahren. Gleiche Strafe trifft den Beamten, 
welcher vorfätlich eine ungerechte Strafe 
vollitreden läßt, während eine fahrläffige 
Senbtungsteile in diejer Beziehung mit 

efängnisftrafe ober Feſtungshaft bi Au 
einem Jahr ober Gelbitrafe bis zu 900 Mk 
geahndet wird. Auch die vorſätzliche Pflicht: 
verlebung durch Nichtausübung ber 
Strafgemwalt ift mit Strafe (Zuchthaus 
bis zu 5 Sahren) bedroht. Falſche Be— 
urkundung oder Vernichtung von 
Urkunden durch einen Beamten zieht 
Gefängnisſtrafe bis zu 5 Jahren und, 
wenn es in gewinnſüchtiger Abſicht ge⸗ 
ſchah, Zuchthaus bis zu 10 Jahren nach 
ih. Unterſchlagung durch Beamte in 
Anfehung von Geldern und andern Sa⸗ 
chen, weldye man in amtlicher Eigenfchaft 
empfangen, wird mit Gefängnis bis zu 
5 Sahren und nicht unter 3 Monaten 
geahndet und, wenn eine Fälſchung amt: 
licher Urfunden dazu fommt, mit Zucht: 
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haus bis zu 10 Jahren; doch ift faſt in 
allen diefen Fällen eine Herabfegung ber 
Strafe nachgelafien, wenn mildernde Um⸗ 
ftände vorliegen. Endlich tritt als fogen. 
Aushilfsverbrechen der Migbraud der 
Amtsgewalt an und für ſich hinzu, in= 
dem ber Beamte, weldyer durch Mißbrauch 
ber Amtsgewalt oder dur Androhung 
eines beftimmten Mibbraud)s derfelben 
jemand zu einer Handlung, Dulbung 
‚ober Unterlaffung widerrechtlich mötigt, 
mit Sfingnis 518 zu 5 Jahren beftraft 
werben foll, wofern fid) das Verbrechen 
nidht noch als ein fung zu beftrafendes 
Garakterifieren follte. CEnblid) find noch 
eine Reihe von Strafbeftimmungen für 
Bejonbere Berufsklaſſen und beren X. ge: 
eben, fo für die Öffnung und Unter: 
rüdung von Briefen von feiten eines 
Poſtbeamten (Gefängnisftrafe nicht unter 
3Monaten),Berfäli —— 





Offenbarung von ſeitens eines 
Telegraphenbeamten (biefelbe Strafe), 
Rrävarifation (f. d.) eines Abvofaten oder 
jonftigen Rechtoͤbeiſtands und pflichtwi⸗ 
drige Cheſchne ung durch Geiftliche. End 
Ti ift auch noch des fogen. Arnim: 
Paragraphen ($ 3538 des Strafgefepe 
buch8) zu gebenten, ber jener befannten 
Affaire des Fürſten Bismard mit dem vor⸗ 
maligen Boiſchaſter bes Deutſchen Reiche 
in Paris, dem Grafen Harry von Arnim, 
feine Eniſtehung verdankt, welch letzterni 
um deswillen der Prozeß gemacht wurbe, 
weil er geroiffe Aftenftüde aus dem Bot: 
Ihaftsarhiv an fid) genommen Hatte. 
gerad foll nämlich ein Beamter im 
ienfte des außwärtigen Amtes des Deut: 
ſchen Reichs, der die Amtsverfchwiegenheit 
baburd) verleßt, daß er ihm amtlich a 
vertraute ober zugängliche Schriftſtücke 
‚ober eine ihm von feinem Vorgeſetzten er⸗ 
teilte Anweiſung oder deren —— an⸗ 
bern widerrechtlich mitteilt, mit Gefängnis 
6i8 zu 5 Jahren ober mit Gelbftrafe bis 
zu 5000 ME. beftraft werben. Gleiche 
Strafe trifft den mit einer auswärtigen 
Miffton betrauten ober bei einer folhen 
beigjäftigten Beamten, welcher ben ihm 
durch feinen Vorgefeßten amtlich erteilten 
Anweifungen vorjäßlid, aubesfanbet 
ober in ber Abfict, feinen Vorgefeßten in 








Amtsvorfteher. 


deſſen amtlichen Handlungen irre zu lei⸗ 
here Semfelder Cblele Ser erfete 
ae si si 
;uorfleher, nach ber iſchen 
be 
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u 
tern fämtlicher zum Aintöbezirk (f. d) ge⸗ 
jriger Gemeinden ober — 
utöbezirte zufammen. Veſteht ber Amts 
bezirk aber nur aus Einer Gemeinde, fo 
nimmt bie Lofalgemeinbevertretung auch 
bie Gefchäfte des Amtsausichuffes wahr. 
In denjenigen Amtöbezirfen endlich, welhe 
Aur aus einem einzigen Gutsbejirt ber 
Reben, fällt ber Amtsausfhuß ganz Hinz 
wweg. Dem Amtsausfchuß fiehen bie Kon- 
trolie fümtlicher und bie Berotlligung der⸗ 
jenigen Ausgaben ber Amtsverwaltung 
zu, welche vom —E aufgebracht 
werben, ferner bie Beſchlußfafſung über 
biejenigen Poligeiverorbnungen, welche 
ber A. unter Ditwirfung bes AıntSaus- 
ſchuſſes zu erlafjen befugt ift, bie Auße- 
zung über eine etwaige Abänderung beö 
Amisbezirks, bie Beftellung und Wahl 
beſonderet Kommiffionen oder Kommiſ⸗ 
fate zur Vorbereitung und Ausführung 
von Serstiffen bes mtsausfäuffet und 
endlich aud) die Beſchlußfaſſung über ſon⸗ 
flige Angelegenheiten, welche der U. aus 
dem Kreiſe feiner Amtsbefugniffe dem 
eimsausfhuß u ebenbiefem Zweck unter: 
breitet. Die Gemeindes und Gutsvor- 
flänbe aber find beim A. infofern unter: 
fteltt, als fie feinen Anweifungen und 
Aufträgen innerhalb feiner gejeglichen 

sunftionen nadgufommen haben. Der 

. wird auf Berfäng des Kreiätags je 
auf ſechs Jahre vom Oberpräfidenten er 
nannt und vom Landrat vereibigt. In 
denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus 
Einer Öemeinde oder aus Einem felbftän- 
digen Gutsbezirk beftehen iſt der Ges 


Amtszeichen — Anhalt. 


meinde= oder Gutövorfteher zugleich A. 


Die Aufficht über die Geſchäftsführung L 


des Amtsvorftehers, welcher iibrigen eine 
Amtsunkoſtenentſchädigung beanfpruchen 
fann, führt der Landrat als Vorfitender 
bes Kreisausſchuſſes. 

Amtszeidhen, ein beſtimmtes äußeres 
Merkmal, durch welches dieamtliche Eigen: 
[haft der damit verfehenen Perſon ange- 
deutet wird, alſo namentlich eine vor⸗ 
ihriftsmäßige Amtskleidung, eine Uni⸗ 
form, ein Dienftfhild u. dgl. Das A. 
darf nur von ben Beamten, für wel: 
chen es beſtimmt ift, getragen werden, und 
das unbefugte Tragen eines folchen ift mit 
Strafe bedroht, welche nach dem deutſchen 
Reichsſtrafgeſetzbuch in Geldftrafe bis zu 
150 ME. oder entfprechender Haft bes 
ſtehen ſoll. 

Analphabeten (griech.), die des Leſens 
und Schreibens unkundigen Perſonen. 

Anarchie (griech., »Herrſchaftsloſig⸗ 
keit«), Zuſtand des Staats, in welchem es 
an einer Staatsregierung völlig fehlt, oder 
in dem es doch der rechtmaͤßigen Regierung 
unmöglich ift, ſich Geltung zu verſchaffen 
und ihre Funktionen auszuüben; anar: 
chiſch, rechtlos, im Zuftand der Gejetzlo- 
figfeit befindlih; Anarchiſt, derjenige, 
welcher einen anarchiſchen Zuſtand anſtrebt. 

Anciennität (franz. Ancienneté), das 
Dienſt-, Amts- oder Rangalter. Militä⸗ 
riſch wird die A. nach dem Tag der letz⸗ 
ten Beförderung, bei Offizieren nad) dem 
Patent berechnet. Im Gefecht maßgebend 
für die übernahme des Kommandos, wenn 
der Kommandeur einer Truppe gefallen iſt. 

Andorra, Miniaturrepublik am Süd⸗ 
abhang der öſtlichen Pyrenäen, zwiſchen 
Frankreich und Spanien gelegen, 495q 
mit 12— 18,000 Einw. Die Republik fteht 
unter der Oberberrichaft Frankreichs und 
bes Biſchofs von Urgel und wird durch) 
einen Generalrat von 24 Mitgliedern 
regiert. Präfident dieſes Rats ift ein er- 
fter Syndifus, ber zugleich mit ber Ere: 
Futive betraut ift und vom Generaltat auf 
je vier Jahre erwählt wird. Die Nepublif 
zerfällt in jech® Gemeinden, zu welchen 
der Hauptort U. gehört. 

-  . Angehörige, im Sinn bes beutfchen 

Strafgeſetzbuchs (F 52) die Verwandten 
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und Verſchwägerten aufs und abfteigender 
inie, Adoptiv und Pflegeeltern und 
Kinder, Ehegatten, Gefchwifter und beren 
Ehegatten und Verlobte. 

Angeklagter (Angeſchuldigter), f. 
Anklage. 

Anglikaniſche Kirde (biſchöfliche 
Kirche, ae a el 
die proteftantifche Staatsfirhe Englands. 
An ihrer Spike fteht der Erzbifchof von 
Canterbury als Primas und erfter Peer 
des Reichs. Die übrigen Bilchöfe find 
ebenfalls Mitglieder des Oberhaufes, und 
zwar werden deren 21 gezählt. Dem Erz: 
bifchof von Canterbury, welcher den König 
frönt, ſteht der Erzbifchof von York zu: 
nächſt mit fieben Bistümern. Das Be: 
kenntnis, welches fich dem der reformierten 
Kirche Calvins nähert, ift in den jogen. 
39 Artifeln enthalten, die 1571 feftgeitellt 
wurden. Die Selbftändigfeit ber engli- 
ſchen Hochfirche datiert aus der Zeit Hein 
richs VIII. welcher fich 1534 infolge feines 
Eheftreit3 vom Papſt losſagte und ſich 
ſelbſt zum Oberhaupt der Kirche erklärte. 
Vgl. Weber, Geſchichte der Kirchenrefor⸗ 
mation in Großbritannien (neue Ausg. 
1856, 2 Bde.). 

Augloamerikaner, von England ab: 
ftammende Amerifaner. 

Angloindifches Rei, Geſamtbezeich⸗ 
nung für die Befitungen Englands in 
Oftindien (f. Großbritannien). 

Anglomanie (Iat.), übertriebene Vor: 
liebe für England und englifches Wejen. 

Anhalt, Herzogtum und Bundesſtaat 
des Deutſchen Reichs, 2347 qkm mit 
232,747 meiſt evangel. Einwohnern; 
und Refidenzitadt: Deſſau mit 


gauh- 
km | 23,266 Einw. Nach dem Ausfterben der 


Linie U. Köthen 1847 und ber Linie A.⸗ 
Bernburg 1863 wurben bie bis dahin felb- 
ftändigen Dergogtümer A.⸗Köthen und 
Y.-Bernburg mit dem Herzogtum A.⸗ 
Deffau vereinigt. Die Berfafjung von 
A. iſt die einer Tonftitutionellen Erbmon: 
archie, an deren Spite der Herzog (Ho: 
heit) aus dem Haus Askanien fieht. Die 
Volfövertretung ift nad) dem Einkammer⸗ 
ſyſtem organifiert (Gefete vom 18. Juli 
und 31. Aug. 1859, 15. Zuli 1871,19. Febr. 
1872, 4. Febr. 1874 und 15. Juli 1875). 
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Der Landiag befteht aus 2 vom Herzog für 
die Dauer der Landſchaftsperiode ernann⸗ 
ten, 8 won den hödhitbefleuerten Grundbe⸗ 
fitern, 2 von den meiſtbeſteuerten Handel⸗ 
und Gewerbtreibenden, 14 von den übri⸗ 
gen Wahlberechtigten der Städte und 10 
von ben übrigen Wahlberechtigten des 
platten Landes in indirekten Wahlen ge- 
wählten Mitgliedern. Die Legislaturpe⸗ 
riode ift eine jechsjährige. 

An der Spike ber Staatsverwal⸗ 
tung flieht dad Staatsminifterium in 
Defjau, welches durch Verorbnung vom 
28. April 1870 einheitlich organifiert und 
dem Staatsminifter unterftellt if. Von 
bielem rejlortieren die Regierung mit Ab⸗ 
teilungen bes Innern, fiir Schulweſen und 
für die Finanzen, das Konfiftorium für bie 
evangelifchen Kirchenangelegenheiten und 
das ſiatiſtiſche Büreau, fäntliche Behr: 
den in Deffau, ferner das Oberbergamt 
in Bernburg und die Generallommilfion 
für Ablöſungs- und Separationsange- 
legenheiten zu Köthen. Für dns Staats⸗ 
ſchuldenweſen des Herzogtums befteht eine 

emeinfame Schulbenverwaltung, bevem 
itglieder zur Hälfte vom Herzog und zur 
andern Hälfte von dem Lanbtay ernannt 
werden. Zum Zweck ber innern Lan⸗ 
desverwaltung zerfällt das Herzogtum 
in bie fünf Kreife: Deflau, Köthen, Zerbit, 
Bernburg und Ballenftedt, anderen Spike 
Kreisdireltionen ftehen, unter deren Auf: 
ficht die Ortspolizei Durch bie Gemeinde: 
vorftände und durch die Eigentümer ber 
jelbftändigen Nittergüter verwaltet wird; 
doch ſtehen die Ortspolizeiverwaltungen 
in ben vier größern Städten unmittelbar 
unter der Regierung. — Rechtspflege. 
Zufolge eines Staatsvertrags mit Breußen 
vom 9. Oft. 1878 fungiert das Fünigliche 
Oberlandesgericht zu Naumburg zuglei 
als ſolches für die anhaltifchen Lande. Ein 
Landgericht für das ganze Herzogtum ift in 
Deſſau errichtet, welches bie elf Amtsge⸗ 
richtsbezirke Ballenitebt, Bernburg, Def: 
fan, Harzgerode, Jeßnitz, Köthen, Koswig, 
Dranienbaum, Roßlau, Sonderöleben und 
Zerbft umfaßt. — Laut Militärfonven- 
tion mit Preußen vom 16. Sept. 1873, 
welche an Stelle der 28. Juni 1867 abge= 
ſchloſſenen Konvention trat, ift dad Kon: 


Anklageprozeß. 


tingent des Herzogtums in den preußiſchen 
Militärverband mit aufgenommen, indem 
es das anbaltifche Infanterieregiment Pr. 
93 bildet, welches zur 7. Diviſion bes 4. 
Armeelorps ( Magdeburg) —5 — — Fi⸗ 
nanzen. Die Staatseinnahmen waren 
nach dem Saunfiinangelat für 188081 
auf 16,029,000 ME. veranſchlagt, ein: 
ſchließlich 7,624,000 ME. an indirekten 
Steuern für ba8 Reich, bie Ausgaben auf 
16,017,400 Mk., fo daß ein Überſchuß 
von 11,600 ME. verblieb. Die Staats: 
ſchuld betrug 30. Juni 1880: 4,521,730,75 
Mk. welcher 6,972,399,19 DE. Aktiven ges 
genüberftanden. — Das Landeswappen 
iſt ein zweimal gefpaltener und breimal 
quer geteilter Schild, welcher alfo zwölf 
Felder enthält. Das zweite Feld in ber 
zweiten Reihe zeigt basanbaltiiche Stamm: 
wappen. Letzteres enthält in ber vorbern 
filbernen Hälfte einen aus ber Teilungs- 
linie enge denben halben roten Adler 
(Brandenburg), während bie hintere 
Hälfte des Mittelſchilds Aura: und gol⸗ 
ben zehnmal quer geftreift ift, mit einem 
chrägrechts darüber gezogenen grüner 
autenfranz (Sasfen). ie Landesfar⸗ 
ben find Rot, Grün und Weiß, gewöhn⸗ 
li aber nur Grün und Weiß; die Mili- 
tärkofarden find nur grün. — Für den 
deutichen Bundesrat ernennt A. einen Be: 
vollmächtigten und entfendet zum Reichs⸗ 
tag zwei Abgeordnete. Bol. Siebigf, 
Das Herzogtum A., hiſtoriſch, geogra⸗ 
phiſch und ſiatiſtiſch dargeſtellt (1867). 
Anklageprozeß (Anklageverfah⸗ 
ren), diejenige Art des ſtrafrechtlichen 
Verfahrens, bei welchem das Gericht nicht 
von Amts wegen die ſtrafrechtliche Verfol⸗ 
gung eintreten läßt, ſondern der Regel 
nach nur auf beſondern Antrag und auf 


chausdrückliches Betreiben einer außerhalb 


des Gericht? ftehenden Perfon einjchreitet, 
fei e8 eines öffentlichen Anklägers oder 
eines Privatanklägers. Das Anflage: 
prinzip (Affufativprinzip) ift ein 
Hauptunterfcheidungsinerfmal des moder⸗ 
nen Strafprogeifed von dem frühern Un: 
terfuhungs: oder Inquiſitions— 
prozeß, in welchen: ber Richter von Amts 
wegen einzufchreiten, die Unterſuchung ein⸗ 
zuleiten und ſchließlich das Urteil zu ſpre⸗ 





Anleibe. 


chen hatte. Die moderne Gefebgebung da: 
gegen bat in bem Staatsanwalt einen 
Öffentlichen Ankläger geſchaffen, deſſen Auf: 
gabe es iſt, den durch das Verbrechen ver⸗ 
legten Staat zu vertreten. Nach der deut⸗ 
ſchen Strafprozeßordnung insbejondere 
ift die Eröffnung einer gerichtlichen Unter: 
ſuchung durch die Erhebung einer Klage 
bedingt. Dieje Klage ift regelmäßig eine 
öffentliche, welche von der Staatsan⸗ 
waltichaft erhoben und vertreten wirb. 
Nur ausnahmsweiſe tritt der Verletzte 
ſelbſt mit der Klage (Brivattlage) 
vor Gericht auf. Dies ıft der Fall bei Be⸗ 
feidigungen und bei Körperverlegungen, 
foweit beren Verfolgung nur auf Antrag 
eintritt. Außerdem und aljo auch hei den 
übrigen fogen. Antragsverbrechen (f. d.) 
gebt bie Staatsanwaltſchaft mit ber öf- 
fentlichen Klage vor. Sie iſt, foweit nicht 
gefeglich ein andres beſtimmt, verpflich 
tet, wegen aller gerichtlich ftrafbarer 
und verfolgbarer Handlungen einzufchrei= 
ten, fofern zureichende thatfächliche An⸗ 
haltspunkte vorliegen. Die öffentliche 
Klage kann nicht zurückgenommen werben. 
Derjenige Beihuldigte, gegen welchen fie 
erhoben ift, wird in der beutfchen Straf: 
prozeßordnung als Angeſchuldigter 
bezeichnet. Beantragt die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft im Verfolg der Unterſuchung die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens, fo iſt von 
ihr eine Anklageſchrift einzureichen, 
welche die dem Angeſchuldigten zur Laſt 
gelegte That unter Hervorhebung ihrer 
geſeßlichen Merkmale und des anzuwen⸗ 
denden Strafgeſetzes zu bezeichnen ſowie 
die Beweismittel und das Gericht, vor 
welchem die Hauptverhandlung ftattfinden 
ſoll, anzugeben bat. Inden vor dem Reichs: 
gericht, den Schwurgerichten oder den 

anbgerichten zu verbandelnden Sachen 
jind außerdem die weſentlichen Ergebniſſe 
ber ftattgehabten Ermittelungen indie An- 
Hagejchrift mit aufzunehmen. Der An⸗ 
seichuldigte, welchem die Anklagejchrift 
mitzuteilen ift, bat fi) alsdann zu er⸗ 
klären, ob er noch bie Vornahme einzelner 
Beweiserhebungen oder, wenn eine Vor: 
unterfuhung nicht fattgefunden, eine 
folche beantragen, oder ob er Einwen- 
dungen gegen bie Eröffnung des Haupt: 
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verfahrens vorbringenwill. Hieran ſchließt 
fih dann der Gerichtsbefchluß,, daß das 
Hauptverfahren zu eröffnen, oder daß es 
nicht zu eröffnen, oder daß es vorläufig 
einzuftellen jei. Der Beichuldigte, gegen 
welchen die Seöffnung des Hauptverfah: 
rend beichloffen, ift damit in ben An: 
klageſtand verfeßt und wird von ber 
deutfchen Strafprogeßorbnung al Ange: 
klagter bezeichnet. Vgl. Deutfche Straf: 
prozeßordnung, 151 ff., 414 ff. 
nleihe, Seldaufnahme ſeitens des 
Staat? oder einer andern öffentlichen 
Körperichaft, 3.8. einer Gemeinde, zur 
Beftreitung außerordentlicher Ausgaben. 
Mendet ſich dabei der Staat ober bie 
fonftige Korporation, welche die A. auf: 
nimmt, an ben Gemeinfinn ber Ange: 
hörigen ber betreffenden Körperichaft oder 
überhaupt an diejenigen, welche zu bie- 
fem Zwed Geld hergeben wollen, fo 
ſpricht mar von einer freiwilligen A. 
im Gegenfaß zur _fogen. Zwangsan- 
leihe, welche ber Staat zwangsweiſe von 
feinen Angehörigen erhebt, indem die ein⸗ 
genen Beträge gleich einer Steuer umge: 
egt werben. Weiter unterfcheidet man zwi⸗ 
fhen verzinsliher und unverzins: 
liher A., je nachdem ber Staat zindtra- 
gende Obligationen oder Papiergeld aus: 
ibt, welches aber an ben Staatskaſſen 
ar eingelöft wird, wofern ber Staat 
nicht, wie in Ofterreich, Rußland, Stalien 
und Nordamerika, die Papierwährung ein: 
eführt bat, fo daß das Papiergeld genen 
etullgeld im Wert zurückſteht. Die 
Staatsanleihen werden regelmäßig ent: 
weder durch Subjfription oder durch 
Submiffion aufgebracht. Im erſten 
Fall erläßt die Staatsregierung ſelbſt und 
direkt eine Aufforderung an die Kapita⸗ 
liſten, ſich bei der A. zu beteiligen, unter 
Bekanntgabe der Sublfriptionsbebingun: 
en, während im andern Fall von Bank⸗ 
Bäufern Offerten barüber eingeholt werben, 
zu welchen Bedingungen diefe die A. über: 
nehmen wollen, jo daß alsdann basjenige 
Bankhaus, welches die A. »negoziierte, 
bie Vermittelung zwiſchen dem Staat und 
ben Rapitaliften übernimmt. Die Anleihen 
ſelbſt werden in verfchiebenen Formen be: 
geben (f. Staatspapiere). 
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Anmunflerung, f. Heuer. 

Annalen (Iat.), Jahrbücher, welche ge: 
fchichtlihe Ereigniſſe in —— 
Reihenfolge enthalten; dann Titel von 
Zeitſchriften, z. B. die »A. bes Norddeut⸗ 
Kden Bunbes und des nunmehrigen Deut: 
ſchen Reichs«, welche von Hirth (1868 ff., 
1872 fi.) herausgegeben werben, und ein 
» Jahrbuch des Norddeutichen Bundes unb 
des Deutſchen Reichs« in politifcher, geſetz⸗ 

eberiſcher und volkswirtſchaftlicher Hin⸗ 
icht bilden. 

Annãten (lat.), Abgabe, welche Bei 
Verleihung gewiſſer Kirchenpfründen beim 
Amtsantritt an den päpftlihen Stuhl zu 
entrichten ift. 

Anneltieren (lat., »anknüpfen«), ein 
beftimmtes Gebiet dem eignen Staatsge⸗ 
biet einverleiben, daher Annektierung 
(Aunerion), die unfrenvillige Einver: 
Lebung eined Staatsgebiet oder eines 
Teils desjelben in ein andre Staatsge⸗ 
biet; Annerionift, Anhänger der An- 
neriongpolitif; jemand, ber ſich mit An- 
nerionggelüften trägt. DerAusdrud rührt 
namentlich aus der Zeit Napoleons IIL 
ber, welcher z. B. Savoyen anneftierte, 
indem er Sardinien zu deſſen Abtretung 
nötigte als Gegenleiftung für bie im ita= 
Tieniiheöflerreiifchen Kriege geleifteten 
Dienfte, und indem er zum Schein unter 
AnwendungdesMationalitätsprinzipseine 
Volksabſtimmung veranftalten ließ. Die 
nach dem Krieg von 1866 durch Preußen 
vorgenommene Anneltierung von Schles⸗ 
wig.Holftein, Hannover, Kurheſſen, Naſ⸗ 
fau und Frankfurt a. M. fügte fich auf 
den völferrechtlichen Titel der Eroberung 
und warb unter Zuſtimmung ber preußi⸗ 
Then Kammern durch befondere Gefete 
(vom 20. Sept. und 24. Dez. 1866) ſank⸗ 
tioniert. 

Annonee (franz., fpr. «nöngs), öffent: 
liche Bekanntmachung, namentlich Durch 
Inſertion in eine Zeitung; Annoncen: 
büreau, ein Inftitut, welches dem Pu: 
blikum die Benußung ber Zeitungen zu 
Bitentlichen Ankündigungen erleichtert, wie 
»Hagfenftein u. Vogler« (Hamburg) und 
»Rudolf Moſſe« (Berlin) mit ihren zahl- 
reichen Filialen und Agenturen. 

Annuitãten (Iat.), jährliche Zahlungen 


Anmufterung — Antitonftitutionell. 


zum Zweck ber Abtragung oder ber Ber: 
jinfung einer Schulb. Diefelben fommen 


rinicht nur im Privatleben, ſondern auch 


im öffentlichen Verkehr der Staatskredit⸗ 
inftitute und zum Zweck ber Negoziterung 
von Staatsanleihen vor. So gibt es N. 
in Form einer gleichbleibenden Verzin⸗ 
fung eines eifernen Kapitals (im mer⸗ 
währenbe Rente). Andre charafteri= 
fieren ſich als ftüchweife Abtragung einer 
unverzinslichen Schuld, oder fie dienen 
augleic zur Berzinfung unb zur fucceffiven 

ilgung (kilgungsrente) ber Schuld, 
ober fie werben fo lange gezahlt, als ber 
Gläubiger oder derjenige, auf beijen Leben 
die Rente verfichert ift, lebt (Reibrente). 

Anonyme Gefellihaft, j. Aktien: 
geſellſchaft. 

—JI ſ. Moratorium. 

Anſtifter, derjenige, welcher einen an⸗ 
dern zu einer ſtrafbaren Handlung vor⸗ 
ſätzlich beſtimmt, ſei es durch Geſchenke 
oder Verſprechen, durch Drohung, durch 
Mißbrauch des Anſehens oder der Ge: 
walt, Durch abfichtliche Herbeiführung oder 
Beförderung eines Irtum— oder durch 
andre Mittel. Der A. (mittelbarer, in: 
telleftueller, pſychiſcher, moraliſcher Ur⸗ 
heber) wird nach dem deutſchen Strafge⸗ 
ſetzbuch (F 48) gleich dem Thäter beſtraft. 
Auch der Verſuch der Anſtiftung iſt hier 
($ 49a) für ſtrafbar erklärt, wofern es 
ſich um ein Verbrechen (ſ. d.) im engern 
Sinn handelt, zu welchem der A. einen 
andern aufforderte (Aufforberung 
zum Verbrechen). Es wird jedoch das 
lediglich mündlich ausgedrückte Auffordern 
nur dann beſtraft, wenn die Aufſorderung 
an bie Gewährung von Verteilen irgend 
welcher Art gefnüpft war. Auch die An- 
nahme einer ſolchen Aufforderung ift 
ftrafbar. 

Anti- Cornlaw -League (engl., ipr. 
annti-fornlaheligh), ein Verein in England, 
welcher 1831 von Richard Cobden geftiftet 
ward und (1849) die Aufhebung des Ge- 
treidezolls durchſetzte. Zur Gründungeiner 
deutſchen A. tft infolge des 1879 einge- 
führten Getreideſchutzzolls wiederholt in 
ber Preffe aufgefordert worden. 

Antikonftitutionell, Eonftitutionswi- 
drig, der Konftitution entgegen, wit den 








Antifemitenliga — Anwalt. 


Prinzipien derfonftitutionellen Monarchie 


unvereinbar, 3. B. antitonftitutionelleg 
Verfahren, antifonftitutionelle Gefin- 
nung 2c. . 


Antifemitenliga, eine 1880 in Berlin 
gegründete Verbindung zur Unterdrüdung 
des Judentums, welche inäbefondere durch 
den Führer der fogen. hriftlich=fozialen 
Partei, Hofprediger Stöder in Berlin, 
unterftüßt warb und 1881 in dem Ober: 
lehrer Henrici u. a. leidenfchaftliche Ver: 
treter fand. Die U. Eolportierte insbeſon⸗ 


dere eine Antifemitenpetition au|$ 


ben Reichskanzler, fuchte in verfchiedenen 
Bolfsverfammlungen das Volk gegen die 
Juden aufzureizen und erregte durch die 
Maßloſigkeit ihres Auftretensgerechte Ent⸗ 
rüftung und Widermwillen. Vgl. Juden. 

Antrag, im Rechtsleben und im öffent⸗ 
lichen eben überhaupt Die an eine Behörde 
ober fonftige öffentliche Stelle gerichtete 
formelle Aufforderung, nach bejtimmter 
Richtung Hin eine fpeziell Begeicänete Thã⸗ 
tigkeit eintreten zu laſſen. Dergleichen An⸗ 
träge werben entweder mündlich geſtellt, 
ſo z. B. in einer Gerichtsverhandlung von 
ſeiten des Staatsanwalts oder des Ver⸗ 
teidigers des Angeſchuldigten, oder in einer 
Repräfentativverfammlung von den Mit: 
gliedern der betreffenden Körperſchaft, oder 
fie werben fchriftlich in befondern Eingaben 
und Gefuchen eingereicht. In beiden Fäl⸗ 
len ift aber eine gehörige Begründung des 
Antrags beizugeben, von beren Klarheit 
und Stichhaltigfeit die Annahme und die 
Gewährung bes Antrags zumeift abhän⸗ 
gen. Dies kann aberentiweber fo gejchehen, 
daß in erfter Linie der A. geitellt und dann 
deſſen Begründung angefügt wird, oder 
fo, Daß zunächſt das thatfächliche Material 
vorgetragen, bie nötigen Rechtsausfüh— 
rungen beigefügt werden und endlich al? 
logiſche Schlußfolgerung des Ganzen ber 
beitimmt formulierte A. (3. B. auf rei- 
fprehung oder auf Verurteilung eines 
Angefhuldigten) geftellt wird, wie Died 
namentlich) in den Gerichtsverhandlungen 
zu geichehen pflegt. 

Antragsverbrechen (Antragsde— 
likte), diejenigen ſtrafbaren Handlungen, 
bei welchen eine ſtrafrechtliche Verfolgung 
nur auf ausdrücklichen Antrag des Ver: 
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legten oder feines geſetzlichen Vertreters 
eintritt, während der Regel nach ber Staat 
durch feine Organe von Amts wegen gegen 
den Verbrecher einjchreitet. Derartige A. 
find 3. B. Beleidignng, leichte Körperver⸗ 
legung, Ehebruch, Bedrohungen ıc. Die 
Novelle zum deutſchen Strafgeſetzbuch 
($ 64 in feiner nunmebrigen Faſſung) ge: 
ftattet aber bie Jurüdnahme des einmal 
geftellten Antrags nur noch ausnahms⸗ 
weiſe indenim Geſetz ausbrüdlich beſtimm⸗ 
ten Fällen. Dieſe Fülle finden ſich in den 
6 102—10& (feindliche Handlungen ge: 
gen befreundete Staaten), 194 (Beleidi- 
dung), 232 (leichte vorfäßliche und fahr: 
äſſige Feſperoereungen gegen Angehö⸗ 
rige Iſ. d.] verübt), 247 (Haus- und Ver⸗ 
wandtendiebſtahl oder Unterſchlagung die⸗ 
ſer Art), 263 (Betrug, gegen Angehörige, 
VBormünder ober Erzieher begangen), 292 
(Wilddiebitahl, verübt von einem Ange: 
hörigen bes Jagdberechtigten), 303 (Sach⸗ 
befhädigung, einem Angehörigen gegen- 
über begangen) und 370 des Strafgeſetz⸗ 
buchs (Entwendung vonRahrungsmitteln 
zum al&baldigen Verbrauch oder Weg: 
nahme von Biehfutter, um das eigne Vieh 
bed Bejtohlenen damit zu füttern). Aber 
auch in dieſenFällen ift Die gurüdnahme des 
Antrags nur bis zur Berfündigung eines 
auf Strafe lantenden Urteilszuläffig. Vgl. 
Hergenhahn, Das Antragsreht im 
deutſchen Strafrecht (1878). 

Anwalt, Rechtsbeiftand einer Perſon 
(.Rebtsanwalt);Anwaltsprozeß, 
das Verfahren in bürgerlichen Rechtsitrei- 
tigfeiten vor den Randgerichten, einſchließ⸗ 
lic) ber Handelskammern, in eriter ſowie 
indem Verfahren vor ben Gerichten in zwei⸗ 
ter und dritter Inftanz (ſ. Gericht). Für 
dies Verfahren beſteht nämlich ber fogen. 
Anwaltszwang, d.h. jede Partei, auch 
eine rechtöfundige, muß ſich in biefem 
Verfahren durch einen bei bem Prozeßge⸗ 
richt zugelaſſenen Rechtsanwalt vertreten 
laſſen. Nur ein bei dem Prozeßgericht zu⸗ 
gelaſſener Rechtsanwalt kann ſich als Par⸗ 
tei ſelbſt vertreten. Den Gegenſatz zum 
Anwaltsprozeß bildet der ſogen. Partei: 
prozeß vor dem Amtsgericht, in welchem 
die Partei felbft oder durd) einen Prozeß: 
bevollmächtigten, der Fein A. zu jein 
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braucht, vor Gericht auftreten kann. — 
Deutſche Sivilprogekorbnung, [5 74H. 
Übrigend wird ber Ausbrud A. auch zur 
Bezeichnung bes fonftigen Vertreters einer 
Perſon oder einer Körperfchaft gebraucht, 
3. B. ber X. ber beutfchen Genoſſenſchaften. 
Der durch da8 Verbrechen verlekte Staat 
wird durch den Staatsanwalt (f. d.) 
vertreten. 

Anzeige, im Strafprogeß die Mittei- 
Tung, weldye einer Behörde von einer be- 
abfihtigten oder von einer begangenen 
ftrafbaren Handlung zum Zweck ihrer Ber: 
bütung oder ihrer Beſtrafung gemacht 
wird. Eine Verpflichtung zur Erftattung 
einer folden A. (Anzeigepflicht) liegt 
gunäät nurben hierzu berufenen Organen 

er öffentlichen Sicherheit und benjenigen 
Beamten ob, welche bei Ausübung der 
Strafgewalt mitzuwirken haben. Allein 
manche Verbrechen enthalten einen jo ge- 
fährlichen Eingriffin die allgemeine Rechts- 
ordnung und Rechtsficherheit, daß es als 
eine allgemeine Bürgerpflicht erachtet wird, 
zur Verhütung einer feldhen ftrafbaren 
Danblung durch rechtzeitige A. mit beizu- 
tragen, Das öſterreichiſche Strafgeſetzbuͤch 
nimmt dieſe Anzeigepflicht in Bezug auf 
alle bevorflehenden Verbrechen (im en: 

ern Sinn), das deutſche Strafgeſetzbuch 
(S 139) dagegen nur in Anfehung der Ver: 
brechen des Hochverrats, Landesverrats, 
Münzverbrecdhens, Mordes, Raubes, Men: 
ſchenraubs oder eines gemäingefäbrligien 
Verbrechens an. Es Debopt enjenigen, 
welcher von einem folden Verbrechen zu 
einer Zeit, in welcher bie Verhütung be3: 
felben möglich ift, glaubhafte Kenntnis 
erhält und e8 gleichwohl unterläßt, bier: 
von der Behörde oder ber durch dag Ver: 
brechen bedrohten Perſon zur rechten Zeit 
A. zu machen, mit Gefängnis bis zu 5 
Jahren, wofern das Verbrechen oder ein 
ftrafbarer Verfuh eines ſolchen wirklich 
begangen worden ijt. ft jedoch die A. mit 
einer Gefahr für Leib oder Leben des An⸗ 
zeigepflichtigen oder eines Angehörigen 
(j. d.) von ihm verfnüpft, fo ift die Unter: 
Yaffung ber A. nicht ftrafbar (beutiches 
Strafgeſetzbuch, FF 52, 54). Was aber 
ine begangenen Verbrechens 


die U. eines 


Anzeige — Apanage. 


felben nad) bem deutſchen Strafgefekbuch 
( 346) nur dann beftraft, wenn fie zu: 
geid als Unterlaſſung einer befondern 
mtäpflicht erfcheint. Ein Beamter, welcher 
vermöge feines Amtes bei Ausübung der 
Strafgewalt ober bei Vollftredung ber 
Strafe mitzuwirken bat, wird nämlich mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren belegt, wenn 
er in ber Abficht, jemand ber gefetlichen 
Strafe vechtöinibrig zu entziehen, bie Ver⸗ 
felgung einer ftrafbaren Handlung unter: 
läßt. Sind milderndbe Umftände vorhan- 
ben, fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter 
einem Monat ein. Hat eine ſolche Abficht 
auf feiten bes anzeigepflichtigen Beamten 
nicht vorgelegen, 5 wird berfelbe fich gleich- 
wohl einer Disziplinarunterfuchung aus: 
fegen. Anzeigen ftrafbarer Handlungen 
ober Anträge auf Strafverfolgung können 
nad ber deutſchen Strafprozekorbnung 
($ 156) bei ber Staatsanwaltfchaft, bei 
den Behörden und Beamten bed Polizei: 
und Sicherheitödienftes und bei ben Amts⸗ 
gerißten münblid ober ſchriftlich ange⸗ 
racht werden. Die mündliche A. ift zu 
beurfunben. Sind Anhaltspunkte bafür 
vorhanden, daß jemanb eines nicht natür- 
lichen Todes geftorben, oder wird der Leich⸗ 
nam eined Unbekannten gefunden, fo find 
die Polizei= und Gemeinbebebörben zur 
jofortigen N. an bie Staatsanwaltichaft 
oder an ben Amtsrichter verpflichtet. Die 
Beerdigung darf nur auf Grund fchrift- 
licher Genehmigung ber Staatsanwalt: 
ſchaft oder des Anıtsrichterd erfolgen 
(deutſche Sirafbrogeßorbnung, $ 157). 
Übrigens wirb ber Ausdrud A. im ftraf- 
prozeſſualiſchen Sinn auch al8 gleichbes 
beutend mit Indiz gebraucht, worunter 
man ein Moment veriteht, deflen Gewiß⸗ 
heit auf die Wahrſcheinlichkeit der Schuld 
oder Unſchuld eines Angeſchuldigten 
ſchließen läßt. Wird ber Beweis der 
Schuld bes Angeklagten ohne beifen Ge: 
ſtändnis lediglich durch Indizien erbracht, 
ſo ſpricht man von Indizienbeweis. 
Apanage (franz., fpr. mahſch), die zum 
fianbesgemäßen nterhalt nicht regie⸗ 
render Mitglieder eines fürftlihen Hau⸗ 
ſes beſtimmte Dotation. Das Rechtsinſti⸗ 
tut der A. ſteht mit dem Grundſatz der 


anbetrifft, fo wird die Unterlaſſung der: | Primogenitur im Zuſammenhang, wo⸗ 





Apoftafte — Appel comme d’abus. 


nad) immer ber Erjtgeborne und deſſen 
Linie zur Regierungsnachfolge berufen 
werden. Hierdurch entiteht bei der Unteil- 
barfeit des Landes die Notwendigkeit, die 
nachgebornen Prinzen und Prinzeſſinnen 
zu verforgen. Dies geſchah in älterer Zeit 
vielfach durch fogen. Paragien, d. 5. 
duch Die Überweifung beftimmter Güter 
. amd ihrer Einkünfte. Die jetzt übliche Form 
ber Verforgung ift aber die ver A., d. h. 
jührlicher Rentenzablung. Die Höhe dieſer 
Renten ift regelmäßig durch Haus: oder 
Staatsgeſetz feitgeftellt, und zwar kommen 
in diefer Hinficht zwei Syfteme vor. Nach 
dem einen Syſtem werben die Linien, nad) 
dem andern die einzelnen Fantilienglieder 
ausgeftattet. Nach dem letztern Syftem er: 
halten die Mitglieder des fürftlihen Hanſes 
zumeift mit dem Zeitpunft der Volljäh⸗ 
tigkeit ihre A.; diefe fällt mit dem Tode 
des »apanagierten« Prinzen heim. Nach 
dem eritern Syftem dagegen, welches in 
Sadıfen, Bayern und Württemberg be: 
fteht, kommt die A. in Erbgang, biß bie 
Linie ausgeftorben ift. Auch die Nachkom⸗ 
men des regierenden Herin, namentlich 
auch der Thronfolger, alfo nicht nur die 
Geitenverwandten, haben in manchen Län⸗ 
bern Anſpruch auf A., während fie in 
andern Staaten bei Xebzeiten des Vaters 
von diefem mit unterhalten werden müffen. 
Die Rrinzeffinnen des Haufes werden, fo: 
lange fie unvermäblt find, entweder aus 
ber A. der Linie mit erhalten, ober fie em: 
pfangen eine befondere A., für welche auch 
der Ausbrud Suftentation vorfommt. 
Im Fall der Verheiratung haben fie Ans 
ſpruch auf Ausfteuer (Brinzeffinnen: 
teuer, Fräuleinfteuer). Die Witwe 
des Monarchen und die Witwen ber 
Brinzen bes fürftlihen Haufes haben ein 
Wittum zu beanfpruchen. Der Fonds, 
aus welchem A., Ausfteuer und Wittum 
zu entrichten, ift in ben einzelnen Staaten 
ein verfchiebener, nämlich die Staatsfaffe, 
die Zivillifte, das Kammer: oder Domänen: 
vermögen oder bag fürftliche Familienfidei⸗ 
fommißgut. Bol. außer den Lehrbüchern 
des Staatsrechts Heffter, Die Sonder: 
rechte der ſouveränen unb mebiatifierten 
Häufer Deutſchlands er) 

Anoftafie (griech.), Abfall, namentlich 
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von einer Partei oder von einer Parteian⸗ 
fiht, auch von einer Religionspartei, na⸗ 
mentlich von der hriftlichen Religion ; das 
ber Apoftat, |. v. w. Abtrünniger. 

Apoflolifher König (Rex apostoli- 
cus), Ehrentitel ber Könige von Ungarn, 
welcher von dem Papſt Sylvefter II. dem 
König Stephan von Ungarn verliehen 
und 1758 von Clemens XII. fir Maria 
Therefin erneuert wurde. 

Apotheker. Die deutſche Gewerbeord- 
nung bat das Apothefergewerbe nicht frei- 
gegeben, fie verlangt vielmehr für A. die 
ſtaatliche Approbation, welche auf 
Grund eines Nachweifes der Befähigung 
erteilt wird ($ 29). Das Nähere über bie 
Prüfung ber A. (pharmazeutifche 
Prüfung), d. h. über die Prüfung ber: 
jenigen, welche ven Betrieb einer Apothefe 
im Gebiet des Deutfchen Reichs felb: 
fländig betreiben wollen, ift auf Grund 
eined Bundesratsbefchluffes durch Be— 
fanntma ung bee Reichskanzlers vom 5. 
März 1875 (Reichszentralblatt 1875, ©. 
167 ff.) beftimmt und über bie Prüfung 
der Apothefergehilfen durch Bekanntma— 
hung vom 13. Nov. 1875 (Reichszen⸗ 
tralblatt, ©. 761 ff.). Auf die Errich: 
tung und Verlegung von Apotheken fin- 
bet die Gewerbeordnung und alfo aud) 
die darin ausgefprochene Gewerbefreiheit 
feine Anwendung. Hier ift vielmehr das 
Kongeilionäfyfiem ber Einzelftaaten, fei es 
Realprivilegium, fei es perſönliche Kon: 
zeſſion, beibehalten, troß einer Agitation 
bon Apothefergehilfen und fonitigen In⸗ 
tereffenten, welche eine reichögejetliche 
Regelung diefer Angelegenheit und eine 
Freigabe des Apothefergewerbes anftrebte. 
Über die Zubereitung ber Medifamente 
erteilten früher die Argneibücher (phar- 
macopoeae) ber einzelnen Staaten bie 
nötigen Vorfähriften, bis durch Bekannt: 
machung des ReichSfanzlers vom 1. Juni 
1872 (Reichsgeſetzblatt, S. 172) ein all- 
gemeines beutfche8 Arzneibuch (»Phar- 
macopoea germanica«) an deren Stelle 
trat. Bgl. Eulenberg, Das preußifche 
Apothekerweſen (1874). 

Appel comme d’abus (franz., fpr. 
appell fomm dabüh), dad Nechtömittel der 
Beichwerde wegen Mißbrauchs ber geift- 
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Yichen Gewalt, welches an bie Staatsge⸗ 
walt gerichtet toi ‚Recursusababusu). 

Appellation (lat.), das Rechtsmittel 
ber Berufung (j.d.); appellieren, dad 
Rechtsmittel der Berufung gegen ein Er- 
kenntnis einlegen, durch welches man ſich 
beſchwert fühlt. Appellationsgericht, 
Gericht zweiter Inſtanz, eine Bezeichnung, 
welche in bie beutfchen Suftinneiehe nicht 
aufgenommen worben ift (f. Gericht). 

Approbieren (lat.), billigen, geneh⸗ 
migen; Approbation, Billigung, Ges 
nehmigung, namentlich die Genehmigun 
zum Betrieb gewiſſer Gewerbe, welche aut 
Grund eines Befähigungsnachweifes er: 
teilt wird (ſ. Oemerbegefehocbung). 

Aguität (lat.), Billigfeit; Aquitäts- 
rückſichten, Khdlihtnabme auf bie Kor: 
berungen ber Billigfeit gegenüber ben Vor: 
ſchriften des ftrengen Rechts, welch letzte⸗ 
res, wenn es auf die Spitze getrieben wird, 
zum Unrecht werben kann (Summum jus 
summs injuria). 

Ar (franz. Are, ital. Ara, ſpan. Area, 
v. lat. area, » —* — die Einheit des 
metriſchen Flächenmaßes; 100 Ar = 1 
ha; 1 Ar = 100 qm, = 10 Deziar, 100 
Zentiar, 1000 Milliar; 100 ha 1 qkm. 

Arar (Tat), Staatskaſſe, Kafle bes 
Fisfus(Staatsärar)zauch Bezeichnung 
für beftimmte einzelne Staatsfaffen, 3.8. 
Zollärarz;zumwerlen werben auch kommu⸗ 
nale Kaſſen und diejenigen von Privat: 
forporationen fo genannt. 

Arbeitergilden, ſ. Sewerfvereine. 

Arbeiterpartei, Bezeichnung ber fo- 
zialdemofratifhen Partei Deutſchlands 
(ſ. Sozialdemofratie). 

Arbeitsbuch, bie gewerbliche Legiti- 
mation bes Arbeiterd. Dieſelbe ift nad) 
der beutfchen Gewerbeordnung für Ge: 
fellen und Gehilfen felbftändiger Ge- 
werbtreibender nicht mehr unbedingt er: 
forberlih; doch bat die Novelle zur Ge⸗ 
werbeordnung vom 17. Juli 1878 wenig: 
ſtens für die Arbeiter unter 21 Jahren 
die Verpflichtung zur Führung von Ar⸗ 
beitsbüchern wieder eingeführt. Das A. 
muß ben Namen bes Arbeiterd, Ort, Jahr 
und Tag feiner Geburt fowie feine Inter: 
ſchrift enthalten. Die Ausftellung bes 
Buches, ohne welches ein Arbeiter unter 


Appellation — Arxbeitzeinftellung. 


21 jahren nicht befchäftigt werben barf, 

erfolgt unter bem Siegel und ber Unter: 
ſchrift der zuftändigen Behörde. Ferner 
ift die Beichäftigung eines Kindes in einer 
Fabrik nicht geitattet, werın bem Arbeit: 
geber nicht zudor eine Arbeitsfarte für 
asfelbe eingehändigt wurde. Neben ber 
Arbeitsfarte braucht ein A. nicht geführt 
zu werben. Die Beichäftigung von Kin⸗ 
dern unter 12 Jahren in Fabriken ift 
unterfagt. Die Arbeitsfarten müflen Na⸗ 
men, Tag und Jahr der Geburt, Stand 
und legten Wohnort bes Vaters oder Bor: 
munds und außerdem bie zur Erfüllung 
ber geſetzlichen Schulpflict etroffenen 
Einrihtungen angeben. Vol. Reichsgeſetz 
von 17. Zuli 1878, betreffend die Abän- 
derung ber eetoerbeorhnung (Reichsge- 
feßblatt, S.199 ff.), S$ 107—114, 137. 
Arbeitseinftelung (engl. Strike, ſpr. 
fireit), die gemeinfchaftliche Unterbrechung 
eines Arbeitsverhältnilfes durch die Ar: 
beitnehmer zur Herbeiführung günftigerer 
Lohn: und Arbeitöbedingungen. Während 
das frühere Recht derartige Verabredun⸗ 
gen ber Arbeiter mit Strafe bedrohte und 
gänzlich unterfagte, und während diefer 
Standpunkt noch jeßt von dem franzöſi⸗ 
[hen Recht feitgehalten wird, bat das eng 
liche Recht (Geſetz vom 13. April 1859) 
die volle Koalitionsfreiheit einge 
führt, wonach berartige Verabredungen 
nicht unzuläffig und nicht ftrafbar find. 
Dasfelbe Syitem ift in der Schweiz und 
in ben Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa in Geltung, und auch bie deutſche 
Gewerbeordnung hat basfelbe adoptiert. 
Sie hält jedoch einem jeden Teilnehmer 
den Rüdtritt von folden Vereinigungen 
und Verabrebungen offen; auch findet aus 
diefen weber eine Klage von eine Einrede 
ftatt (F 152). Strafbar iſt es Dagegen, 
wenn man andre durch Anwendung kör⸗ 
perlichen Zwanges, durch Drohungen, durch 
Ehrverletzung oder durch Verrufserklärung 
beſtimmt oder zu beſtimmen ſucht, an der⸗ 
artigen Verabredungen teilzunehmen oder 
ihnen Folge zu leiſten, oder andre durch 
leiche Mittel hindert oder zu hindern 
—* von ſolchen Verabredungen zurück⸗ 
zutreten. Die Gewerbeordnung ($ 153) 
droht in foldhen Fällen Gefängnisftrafe 





Arbeitshaus — Argentinifche Republik. 


bis zu 3 Monaten an, fofern nicht nach 
bem Strafgefehbuch eine härtere Strafe 
eintritt. Da übrigens die Arbeitseinftel- 
Yungen nicht felten mit einem Bruch der 
Arbeitsverträge Hand in Hand gehen, jo 
fommen bier auch die gegen den fogen. 
Kontraftbruch gerichteten Beſtimmun⸗ 
gen ber Novelle zur Gewerbeorditung vom 
17. Juli 1878 mit in Betracht, nament⸗ 
lich diejenige ($ 125 der Gewerbeord- 
nung), wonach ein Arbeitgeber, welcher 
einen Gejellen oder Gehilfen verleitet, 
vor rechtmäßiger Beendigung bes Arbeits: 
verhältnifies die Arbeit zu verlaſſen, dem 
frübern Arbeitgeber für den dadurch ent- 
ftehbenden Schaden als Selbſtſchuldner 
haftet. In gleicher Weile haftet ein Ar: 
beitgeber, welcher einen Gejellen oder Ge⸗ 
hilfen annimmt oder behält, von dem er 
weiß, daß derfelbe einem andern Arbeit: 
geber zur Arbeit noch verpflichtet ift. 
Arbeitshaus, in dem Strafenfpiten 
ber früher deutſchen Bartikularftrafge: 
ſetzbücher eine Strafart, welche zwiſchen 
der Zuchthaus- und der Gefängnisftrafe 
in der Mitte fand, den bayriſchen und 
bem preußifchen Strafgefeßbuch jedoch 
fremb war. Das deutſche Strafgeſetzbuch 
folgt in dieſer Hinficht dem preußifchen; 
e3 kennt jedoch die Arbeitshausftrafe als 
eine Nebenftrafe, nämlich als Forreftio- 
elle Nachhaft in ſolchen Fällen, in denen 
bie geringe Übertretungsitrafe nicht als 
enügende Reaktion gegen den gemwohn: 
Beitsmäßigen widerrechtlichen Willen er: 
ſcheint. Diefe Fälle find: Landſtreicherei, 
Betteln, Erwerbslofigfeit, welche durch 
Spiel, Trunk oder Müßiggang verurfacht, 
Unzucht von Weibsperfonen, welche ge: 
werbsmäßig und polizeilichen Anordnun: 
gen zuwider getrieben wurde, Arbeitsſcheu 
ber aus öffentlichen Mitteln unterftiitten 
Almojenempfänger und verichuldete Ob: 
bachlofigfeit. In diefen Fällen kann das 
Gericht dahin erkennen, baß die verurteilte 
Perſon nach verbüßter Strafe der Landes⸗ 
polizeibehörbe zu überweifen fei. Diefe 
erhält dadurch die Befugnis, die verur- 
teilte Berfon bis zu zwei Jahren in einem 
A. unterzubringen oder zu gemeinnüßigen 
Arbeiten zu verwenden. Vgl. Deutiches 
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Arbeitskarte, j. Arbeitsbuch. 

Arbiter (lat.), Schiedsrichter. 

Ardi..., griech. Vorſilbe zur Bezeich⸗ 
nung des Erſten, Oberſten. Eine Nach⸗ 
bildung iſt das deutſche »Erz⸗...c, z. B. 
pe og (archidux). 
rchidiäkonus (griech), kirchliche 
Würde; in der lutheriſchen Kirche Titel 
des erſten Diakonus und Stellvertreters 
des Oberpfarrers an Stadtkirchen; in der 
katholiſchen Kirche ehedem der Stellver⸗ 
treter eines Biſchofs und Vorſteher eines 
Sprengels der Diözeſe Arhidiafonat). 

Ari (grieh.), Sammlung fchrift- 
licher Urkunden von rechtlicher oder ges 
ſchichtlicher Bedeutung; Arhivär, Ars 
chivbeamter; Archivwiſſenſchaft, fy: 
ſtematiſche Darſtellung der für die Ein- 
rihtung und Verwaltung der Archive 
maßgebenben Grundſätze. Bol. Brand, 
Arhivwillenichaft (1854). 

Areopäg (griech. >Hügel des Ared«c), 
in Athen ein uralter Gerichtshof, fo be: 
nannt nad feinem Verſammlungsort. 
Neuerdings ift der Name zur Bezeichnung 
des oberften Gerichtshofs für Griechen 
land in Athen wieder aufgenommen wor: 
den. Auch wird der Ausbrud zuweilen 
angewendet, um ein völferrechtliches 
Schiedsgericht zu bezeichnen, indem man 
i B. davon fpricht, baß eine Sache vor 

en X. der Großmächte zu bringen fei. 

Argentinifge Republik (Republica 
Arjentina, Argentinien, Ber: 
einigte Staaten von La Plata, La 
Plata-Staaten), fübamerifan. Staa: 
tenbund, welcher ſich aus 14 Freiftaaten 
zufammenfett, namlich: Buenos Ayres, 
Santa Fe, Entre:Rios, Corrientes, Cor: 
doba, San Luis, Santiago, Mendoza, 
San Juan, La Rioja, Catamarca, Tucu⸗ 
man, Salta und Jujuy. Hierzu fommen 
die abhängigen Territorien Gran-Chaco, 
Miffioned und Pampas Argentina, im 

engen 2,080,506 qkm mit (1869) 

877,490 Einw. Dazu Fommt ferner das 
gewaltige Gebiet von Patagonien, welches 
freilih auf 971,200 qkm nur 24,000 
Einw. zählt. Die Hauptftadt ift Buenos 
Ayres mit (1878) 200,000 Einw. Die 
Einwohner find zum überwiegenden Teil 


Strafgefekbuch, 85 361, Ziff. 3-8; 362. | Indianer, Kreolen, Meftizen und Mus: 
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latten; boch ift bie europäifche Einwande⸗ 
rung neuerdings eine bebeutende. Die 
offizielle Sprache ift bie fpanifche. Die 


Republik ift aus ben füblichen Teilen bes | f 


ehemaligen fpanifchen Digefönigreih 
Buenos Ayres gebildet. Am 9. Zuli 1819 
„ erfolgte bie Unabhängigkeitserflärung ber 
Vereinigtes Staaten von La Plata, big 
endlich nach langen Kämpfen und Wirren 
neben den Staaten Baraguay undliruguay 
die nunmehrige Republif Argentinien ge 
gründet ward, deren Verfaffungsurfunde 
vom 1. Mai1853 datiert und nach der Wie: 
bervereinigung mit Buenos Ayres 6. Juni 
1860 reformiert ward. Sie ift im weſent⸗ 
lihen der Konititution der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika nachgebilbet. 
Die gefeßgebende Gewalt ift dem Kongreß 
übertragen, welcher aus zwei Kammern, 
einer aus den Deputierten der Nation (von 
86 Mitgliedern) und einer aus Senatoren 
(von 28 Mitgliedern) gebildeten, befteht. 
Die vollgiehende Gewalt liegt in der Hand 
bes Bräfibenten, welchem ein Bizepräftbent 
zur Seite ſteht. Beide werden jeweilig auf 
ſechs Jahre gewählt. Unter dem Präſiden⸗ 
ten ftehen die Meinifterfefretäre des In⸗ 
nern, bes Außern, ber Finanzen, ber Juſti 
und bes Kriegs. Der oberfte Gerichtsher 
des Bundes hat feinen Sit in Buenos 
Ayred. Die Einnahmen der Republik 
waren pro 1878 - 79 auf 16,869,129, bie 
Ausgaben auf 17,311,613 Pefos (1 Peſo 
—= 4ı Mt.) veranfehlagt. Die Staats⸗ 
fhuld betrug 1. San. 1878: 60,744,109 
Peſos. Jeder Einzelftaat hat außerdem 
noch fein befonderes Budget. Das Bun⸗ 
besmilitär befteht aus 7506 Mann ohne 
die Nationalgarde, welche der Leitung ber 
Provinzialregierungen unterjtellt ift und 
36,000 Mann und 68,000 Mann Re: 
ferve betragen fol. Konfulate des Deut: 
ſchen Reichs beitehen in Buenos Ayres, 
Cordoba, Gualeguaychu, Rofario, Salta 
und San Juan. Ein deutfhher Minifter: 
refident für bie U. R. und für die Freiftan- 
ten Paraguay und Uruguay hat in Buenos 
Ayres feinen Sitz. Die Flagge der Re⸗ 
publik ift blau⸗weiß⸗blau aeftreift. Das 
Wappen bildet ein in zwei Felder geteiltes 
Schild, darüber die aufgehende Sonne; 
in untern Selb zwei verfehfungene Hände, 


Argyrofratie — Ariftofratie. 


welche einen Stab mit ber Freibeitgmü 
halten. Bol. Napp, Die A. R. (1876). 
Argyrokratie (griedh.), ſ. v. w. Plute⸗ 


ratie. 

Ariſtokratie (griech., »Herrſchaft ber 
Beſten«), in dem ſtaatsphiloſophiſchen 
Syſtem des Ariſtoteles diejenige Staats⸗ 
Ba im nach welcher eine ge: 
wiſſe bevorzugte Klafje der Staatsange⸗ 
hörigen im Beſitz ber Staatögewalt, ıfl. 
Bis auf bie neueſte Zeit ift nämlich jene 
Dreiteilung des Ariftoteles beibehalten 
worben, weldher bie Staatsbeherrſchungs⸗ 
formen in bas Königtum (Monarchie), 
die A. und die Demoftatie einteilte, je 
nachdem die Staatsgewalt in ber Hand 
eines Einzelnen fich befinde, oder je nad: 
dem fie einer gewifien bevorzugten Klafie 
oder endlich ber Geſamtheit des Volks zu⸗ 
ſtehe. Die Ausartungen jener drei Re⸗ 

ierungsformen aber ſind nach Ariſtote⸗ 
es die Tyrannis, die Oligarchie und die 
Ochlokratie. In der erſten Ausartungs⸗ 
form iſt der deſpotiſche Einzelwille des 
Staatsbeherrſchers unbedingt maßgebend, 
während in der Oligarchie nur eine ge⸗ 
ringe Anzahl von Männern zu eignem 
Vorteil die Regierungsgewalt ausübt und 
ausbeutet, und während in der Ochlokratie 
endlich die rohe Maſſe des Pöbels ſich der 
Herrſchaft bemächtigt hat. Mit Rückſicht 
auf die modernen Staatsverhältniſſe aber 
pflegt man jetzt zumeiſt nur zwei Grund⸗ 
formen der Staatsverfaſſung zu unter⸗ 
ſcheiden, bie monarchiſche u. die repu⸗ 
blikaniſche, je nachdem die Staatsge⸗ 
walt einem Einzelnen oder je nachdem ſie 
der Geſamtheit der Staatsangehörigen 
zuſteht. In Anſehung der Republik wird 
dann allerdings wieder zwiſchen A. und 
Demokratie unterſchieden, inſofern näm⸗ 
lich entweder eine gewiſſe Klaſſe von 
Staatsbürgern die Fuͤhrerſchaft ber übri⸗ 

en und die Zügel des Staats in Händen 
Bat, oder bie Geſamtheit bes Volks ohne 
Standesunterſchied ala der Souverän er: 
ſcheint. Dem ariftofratifchen Syſtem aber 
ift die Neuzeit nicht günftig. Keine ber 
dermalen beftehenden Republifen hat eine 
ariftofratifche Staatsform, während dieſe 
im Altertum vielfach vertreten war. Wie 
namentlich in Griechenland Athen als dag 











Armateur — Armenredt. 


Mufterbild ber antifen Demokratie er: 
fcheint, fo wurbe bie X. gen) befonders 
dur Sparta repräfentiert. Auch die alt- 
römische Republik mit ihrer Patrizier- 
bereihaft war recht eigentlich eine A. 
benfo bat man das frühere Deutjche 
Reich in der Zeit bed Verfalls, als bie 
kaiſerliche Autorität Tediglih ein Schat- 
tenbild und die Regierungsgewalt in den 
einzelnen Territorien ir. den Händen einer 
roßen Anzahl von Kurfürften, Fürften, 
trafen, weltlichen und geiftlichen Herren 
war, nicht mit Unrecht als eine A. bezeich: 
net. Auch in dem Freiſtaat Venedig bat 
ſich Tange Zeit hindurch die ariftofratifche 
Staatsform erhalten. Wenn aber aud) 
ber Begriff der A. heutzutage als Stants- 
beherrihungsform nicht mehr von prak⸗ 
tifcher Bedeutung ift, jo fpricht man doch 
noch von A. in dem Sinn, daß man dar: 
unter eine bevorzugte Klaffe der Staats: 
angehörigen verfteht, und zwar ift es zu 
meift die GBeburts⸗(Standes⸗, Erb⸗) 
Ariſtokratie, Wirk man-babei im Auge 
bat, io ber Abel (}.d.). Aber auch von 
einer Beamten und von einer Gelb: 
ariftofratie (Blutofratie) wird in 
ebendiefen Sinn gefprochen, wie ja auch 
nicht felten von einer A. des Geiftes die 
Rebe ift, welcher ein befonderer Grad von 
Bildung eine bevorzugte Stellung ein- 
räumt. Ariftofrat wird ber Zugehörige 
ober ber Anhänger der A., namentlid) ber 
Geburtsariſtokratie, genannt; Ariſto⸗ 
kratismus iſt die ausgeſprochene Vor⸗ 
liebe für ariſtokratiſche Vorrechte und Ge⸗ 
bräude. Ariſtokratiſierend nennt 
man eine Staatsverfaffung, welche zwar 
nicht die A. als Staatöbeherefchungssorm 
aufweift, aber gleichwohl einen gewiſſen 
ariftofratifchen Zug und Charakter erfen- 
nen läßt, wie dies namentlid) bei der eng: 
liſchen Stantöverfaffung der Fall ift. 
Armatenr (fr., ipr.-öhr), |. d. w. Kaper. 
Armatür gt die Ausrilftung eines 
Schiffs, einer Feſtung oder eines einzel- 
nen Soldaten. 
Armee (franz.), Kriegäheer; bie ge 
famte Truppenmadt eines Staats; dann 
auch eine größere Truppenmaffe, welche 


unter einem Oberbefehlshaber auf einem | 3 


beftimmten Kriegsfhauplag in Thätigfeit 
Stantälerifon. 
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tritt, teil8 nach dem Zweck (3.8. Okku⸗ 
pations⸗, Obfervationsarnee), teils nad) 
dem Schauplab ihrer Thätigfeit (3. B. 
Mainarmee, Loirearmee, Nordarmee ıc.) 
benannt. Armeelorp8, eine aus Trup- 
penförpern von allen Waffengattungen zu: 
jammengefeßte Heeresabteilung, groß ge: 
ng, um jelbftändig operieren zu können. 
rmenpflege. Während im Mittel- 
alter die A. zumeift in den Händen ber 
Kirche war, bat in neuerer Zeit der Staat 
biejelbe mehr und mehr in die Hand ge⸗ 
nommen und namentlich bie Gemeinden 
zur Öffentlichen Unterftügung hilfsbedürf⸗ 
tiger ‘Berfonen herangezogen. Die Ar⸗ 
menpolizet iſt ein wichtiger Teil ber 
öffentlichen Verwaltung, namentlich in 
den größern Städten zumeift befondern 
Körperichaften (Armendeputationen, Ar: 
menpflegichaftsräten 2c.) übertragen; auch 
ift die Privatwohlthätigfeit durch zahl- 
reiche Vereine einigermaßen organifiert 
worden. Für das Deutfche Neich, mit 
Ausnahme von Bayern und Elfaß-Xo- 
thringen, find die Bedingungen, unter 
welchen bie Öffentliche Unterftüßung zu ges 
währen ift, durch Das Bunbesgejek über 
ben anteeibungswoßnfig (ſ. d.) vom 
6. Zuni 1870 und durch die Ausführungs⸗ 
beitimmungen ber Einzelftanten geregelt. 
Armenrecht, das echt einftweiliger 
Befreiung von den Koſten eines bürger: 
lichen Rechtsſtreits, welches nach der deut⸗ 
ſchen ER eßordnung diejenige Partei 
für ſich in Yılprud nehmen kann, welche 
außer Stande ift, ohne Beeinträchtigung 
des für fie und für ihre Familie notwen- 
digen Lebensunterhalts die Koſten des 
Prozefles zu beftreiten. Das Gefuch um 
Verwilligung bes Armenrechts muß von 
einen: obrigteitlichen Zeugnis benfeitet 
fein, in weldem unter Angabe des Stan: 
des oder Gewerbes, der Vermögens- und 
Familienverhältniſſe ber Partei ſowie des 
Betrags der von diefer zu entrichtenden 
direften Staatsfteuern das Unvermögen 
zur Beitreitung der Prozeßkoſten aus: 
drücklich bezeugt wird. Einer folhen Bar- 
tei kann das Gericht von Amts wegen einen 
Rechtsanwalt beiorbnen. Vgl. Deutiche 
ivilprozeßordnung, $$ 106 je Deutiche 
Rechtsanwaltsordnung, 88 ‚37. 
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Armenverbände, Gemeindeverbände, 
welchen die öffentliche Unterftüßung bilfs- 
bedürftiger Perſonen obliegt. Das nord⸗ 
deutſche Bundesgeſetz vom 6. Juni 1870 
über den Unterftügungswohntig (f. d.) 
unterjcheibet in dieſer Bezichung zwiſchen 
Orts- und Landarmenverbänden. Die 
Drt3armenverbände beiteben in ber 
Regel aus einzelnen Gemeinden. Der 
Orksarmenverband, in welchem fich ein 
Hilfsbebürftiger bei dem Eintritt ber 
Hilfsbebürftigfeit befindet, muß ihn vor- 
läufig und vorbehaltlich des Anſpruchs auf 
Erftattung der Koften und aufübernahme 
bes Hilfbedürftigen gegen ben hierzu 
verpflichteten Armenverband unterftüten. 
Zur Erftattung und Übernahme verpflich⸗ 
tet ift aber der Ortsarmenverband, in 
welchem ber Unterftüßte feinen Unter: 
ftüßungswohnfit hat. Wenn jeboch Per: 
fonen, welche im Gefinbedienft ftehen, Ge 
fellen, Gewerbsgehilfen oder Lehrlinge an 
dem Ort ihres Dienftverhältnifjes erfran- 
fen, fo bat der Ortsarmenverband bes 
Dienftorts die Berpflichtung, den Erkrank⸗ 
ten bie erforderliche Kur und Verpflegung 
zu gewähren. Ein Anſpruch auf Eritat- 
tung der Koften erwächſt in folchen Fällen 
nur dann, wenn die Krankenpflege länger 
ala ſechs Wochen fortaejebt wurde, und 
nur für ben über biefe Frift hinausgehen: 
den Zeitraum. Hat ber Unterftütte kei⸗ 
nen Unterſtützungswohnſitz, jo muß ber 
Zandarmenverband eintreten, in dei: 
jen Bezirk er fich bei dem Eintritt der 
Hilfsbedürftigfeit befand, oder, falls er 
im bilfsbebürftigen Zuſtand aus einer 
Straf, Kranten:, Bewahr- oder Heilan- 
ftalt entlafjen wurde, berjenige Kandar- 
menverband, aus welchem jeine Einliefe- 
uns in bie Anſtalt erfolgt ift. 

b zuim⸗Paragraph, ſ. Amtsver— 
rechen. 

Arreiſt (lat, Haft, Verkümme— 
rung, Beſchlagnahmey), die amtlich 
verfügte Feſthaltung eines Menſchen 
Perſonalarreſt) oder einer Sache 
(dinglider U, Realarreſt). Der 
Ausdrud A. wird vielfach als gleichbebeu: 
gend mit Haft (ſ. d.) gebraucht; im Stra- 
fenſyſtem des deutſchen Militär-Strafge- 
ſetzbuchs ($$ 16 ff.) aber verſteht man dar⸗ 


Armenverbände — Arreſt. 


unter eıne beftimmte Art ber militärifchen 
Freiheitsſtrafen, und zwar zerfällt hier ber 
U. in Stubenarreft (Hausarreft), 
welcher nur gegen Offiziere, gelinden 
A., welcher gegen Interoffiziere unb Ge⸗ 
meine, mittlern Q., ber gegen Unter: 
offiziere ohne Portepee und gegen Ge 
meine zur Anwendung fommt. Der Stu- 
benarreft wird von bem Berurteilten in 
feiner Wohnung verbüßt; biefer darf wäh: 
rend ber Dauer besfelben die Wohnung 
nicht verlaffen, auch Beſuche nicht anneh⸗ 
men. Gegen Hauptleute, Rittmeifter und 
Subalternoffiziere kann durch Richter: 
ſpruch die Strafvollftredung in einem be⸗ 
jondern Oiffizierarreftzimmer angeorbnet 
werden (geſchärfter Stubenarreft). 
Selinder, mittler und ftrenger A. find 
in Einzelbaft zu verbüßen. Der zu Mit: 
telarrejt Verurteilte erhält eine harte La⸗ 
gerflätte und ald Nahrung Waſſer und 
Brot; doch Tommen diefe Schärfungen 
am 4., 8., 12. unb demnädft an jedem 
3. Tag in Wegfall. Der firenge A., 
deſſen Höchftbetrag 4 Wochen ift, wird in 
einer dunkeln Zelle, ſonſt aber wie ber 
Mittelarrefi und unter Hinwegfall ber 
Schärfungen am 4., 8. und demnädft an 
jedem 3. Tag vollitredt. 

In bürgerlichen Rectsftreitigfeiten 
fonımt ber ‘Berjonalarreft nach dem Hin- 
wegfall der Wechſelhaft in ben meiften 
Ländern und insbeſondere nad) ber deut⸗ 
chen Zivilprozeßordnung (66798 ff.) nur 
no ausnahmsweiſe vor, wein er erfor- 
derlich ift, um bie gefährdete Zwangsvoll⸗ 
ftredung in das Vermögen des Schuld- 
ners zu fihern. Der dingliche A. findet 
ftatt, wenn zu beforgen ift, daß ohne defien 
Verhängung die Volftredung des Urteils 
vereitelt oder wefentlich erfchwert werben 
würde. Diefer A. harafterifiert fih als 
ein Sicherheitsarreſt, welder auf 
Grund eines ſchleunigen Prozeßverfahreus 
(Arreftprozeß) gegen den Schuldner 
(Arreftat) verfügt wird, im Gegenjak 
zum fogen. Bollfitefungsarreit, der 
Beichlagnahme von Sachen oder Forde⸗ 
zungen zum Zweck der zwangsweiſen Ver: 
wirklihung eine? Ynpruc ber Klag⸗ 
partei. Vgl. Deutfche Zivilprozeßord⸗ 
nung, $$ 796 ff. 











Arretieren — Affervieren. 


Arretieren (franz.), im Lauf anhalten, 
feftnehmen; verhaften; mit Befchlag bes 
legen (val. Arreft). 

Arrondieren (lat.), abrunden; Ar: 
rondierung, Abrundung, daher Ar⸗ 
rondierungspolitif, diejenige Politik, 
welche ein Staatsgebiet auf Koften bes 
Nachbarn abzurunden und mit beijern 
Grenzen zu verfehen bemüht if. Auch 
wird der Ausdrud Arrondierung gleichbe⸗ 
beutenb mit Jufammenlegung ber Grund: 
a net Feldmark (Separation) ges 

raucht. 

Arrondiffement (franz. , ipr. arrongdiſſ'⸗ 
mang), in Frankreich Unterabteilung eines 
Departements, entiprechend bem preußi- 
[hen Kreis (ſ. d.). Das a. fteht unter einem 
Unterpräfeften em -pröfet). Jedes De: 
partentent (j. d.) zerfällt in 3—7 Arron⸗ 
diffements. Die fommunalen Gefamt: 
interejjen des Arrondiffements werben 
dur ein Conseil d’arrondissement, 
einen Bezirksrat, ent|prechend dem preußi- 
[hen Kreistag, vertreten. 

Artikel (lat., »Gliebe), Teil eines Gan⸗ 
zen, insbeſondere bie einzelnen Teile und 
Beitimmungen eined Geſetzes oder eines 
Vertrags. Die Kriegsartifel (f. d.) 
ftellen die Pflichtenlehre des Soldaten bar. 

Artillerie (franz.), Inbegriff derjeni⸗ 

en Feuerwaffen, welche mehr als einen 
ann zur Bedienung brauchen, auch Be⸗ 
zeihnung für das zugehörige Perſonal 
CBetagerunge“, Felde, Feſtungs⸗, Küften- 
und Schiffahrtsartillerie). 

Arzt. Die deutſche Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 hat zwar die ärztliche 
Praxis völlig freigegeben, allein fie be⸗ 
ftimmt ($ 29), daß diejenigen, welche fich 
als Arzte (Wunbärzte, Augenärzte, Ges 
burtshelfer, Zahnärzte und Tierärzte) 
oder mit gleichbedeutenben Titeln bezeich- 
nen oder ſeitens des Staats oder einer 
Gemeinde alö ſolche anerfannt oder mit 
amtlichen Funktionen betraut werden fol: 
len, einer ftaatlihen Approbation auf 
Grund eines Nachweiſes ber Berähigung 
bedürfen. Diejenigen, welche die Appro: 
bation erlangt haben, find innerhalb bes 
Reichsgebiets in ber Wahl des Orts, wo 
fie ihr Gewerbe betreiben wollen, unbe- 
ſchränkt. Die Bezahlung der approbierten 
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Arzte bleibt der Vereinbarung überlafjen, 
doch kann als Norm für ftreitige Fälle im 
Mangel einer Vereinbarung eine Tare 
von den Zentralbehörben feftgeftellt wers 
ben. Die Prüfung ber Oirzte und Zahn: 
ärzte richtet fich in Deutfchland nunmehr 
nach den Beſchlüſſen des Bundesrats, wie 
folcde in den Befanntmacdhungen des Bun: 
deskanzlers vom 26. Sept. 1869 (Bundes- 
gefetblatt, ©. 635 ff.) und vom 9. Dez. 
1869 (Bundesgejebblatt, ©. 687) ent: 
halten find. gl. auch bie Bekannt⸗ 
machung, betreffend die Prüfung der Tier: 
ärzte, vom 27. März 1878 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, ©. 10; Zentralblatt des Deutſchen 
Reichs 1878, ©. 160 ff.). 

Aſpirant (lat.) einer, ber fich um etwas 
bewirbt, namentlich um ein Amt, um eine 
Stelle; 3.8. Offiziersafpirant. 

Aſſekurieren (lat.), verfichern; Affe: 
furant (Aſſekurateur, Verficherer), der: 
jenige, welcher gegen das Verfprechen einer 
beitimmten Summe (Prämie) eine ge 
wife Gefahr übernimmt; Affekurat 
(Aflefurierter, Verficherter), derjenige, 
welcher fih durch Zahlung der Prämie 
einer Gefahr gegenüber ficherftellt (vgl. 
Berfiherungswefen). 

Assembl6e(fran;., ipr. «fangbleh), Ver: 
fammlung; in ranfreid) Vezeichnung für 
die Volksvertretung, z. B. A. nationale 
constituante, bie fonftituierende Natio⸗ 
nalverfammlung v0n1789; A. nationale 
wird in ber franzöſiſchen Verfaſſung von 
1875 die Vereinigung ber Deputiertens 
fammıer (Chambre des d&put£s) und bes 
Senats genannt. . 

Aſſentieren (lat.), beipflichten; für 
tauglich erflären, 3.2. für den Militär: 
dienft; daher (in Ofterreih) Aſſentie— 
rung, f.v. w. Nefrutenaugshebung. 

Aflerieren (Iat.), mit Beftimnitbeit 
ausfagen, behaupten; baber afjertori- 
ſcher Eid, die eidliche Beftärfung einer 
Ausfage, im Gegenfaß zum promiffo- 
riſchen Eid, der eidlichen Beltärfung 
einer Zujage (ſ. Eib). 

Aflervieren (lat.) aufbewahren, na⸗ 
mentlich in behörbliche Verwahrung neh⸗ 
men, baber Affervandum, ein von 
einer Behörde aufzuberwahrender Gegen: 
ftand; Afjervation, Aufbewahrung. 

3% 
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Affeffor (lat.), Beiſitzer, Mitglied einer 
Behörde, und zwar unterjcheibet man je 
nach ber Verfchiebenheit ber Iektern zwi⸗ 
ſchen Amts⸗, Gerichts, Medizinal⸗, In⸗ 
tendantur=, Regierungs⸗ ꝛc. Aſſeſſoren. 

Aſſiento (ſpan.), Vertrag, namentlich 
—— für diejenigen Verträge, 
welche ehedem von der ſpaniſchen Regie⸗ 
rung mit andern Nationen abgeſchloſſen 
wurden, und wodurch dieſe auf eine be⸗ 
ſtimmte Zahl von Jahren und gegen eine 

ewiſſe Abgabe das Recht eingeräumt er: 
bielten, mit ihren Schiffen (Affiento: 
Ichiffen) Negerſklaven in bie ſpaniſchen 
Kolonien einzuführen und mit ihnen 
Handel (Aſſientohandel) zu treiben. 

Alien (rang), urfprünglich jebe 
feierliche Situng, dann befondere Gerichte 
in Frankreich; jetzt Bezeichnung für die 

Sämurgerichte ſ. b.). 

Aſffiflieren (lat), beiftehen, belfen; 
daher Affiftent, f. v. w. Gehilfe, beſon⸗ 
bers im Verwaltungsweſen; Affiftenz, 
Beihilfe, Unterſtützung; 3.8. Affiitenzarzt, 
ber Gehilfe eines 1ate2 x. 

Afloziation (neulat.), allgemeine Be⸗ 
zeichnung für Vereinigungen, Genofjen- 
ſchaften, Geſellſchaften, namentlich für 
freie Vereinigungen zur Erreichung eines 
dauernden Zwecks (ſ. Verein). 

Aſijl (grieh.), Freiſtätte, ein Schub 
gewährender Ort; Aſylrecht, ber Inbe— 

riff der rechtlichen Beftimmungen über 

ufluchtzftätten und der Rechtsgrundſätze 
über die Auslieferung von Verbrechern; 
dann auch der Rechtsſchutz, welcher dem 
ein A. Auffuchenden gewährt und bezüig: 
lih von biefem beanfprucht wird. i 
Altertum galten Tempel und Götterbilder 
als folche Zufluchtsftätten, an deren Stelle 
fpäter hriftliche Kirchen, Klöfter u. I. 
traten. Das moderne Staat? und Voͤl⸗ 
ferrecht erfennt jedoch das Aſylrecht in 
dem frübern Imtang nicht mehr an; na⸗ 
mentlich gelten die Wohnungen der Ge⸗ 
ſandten, obgleich deren Exterritorialität 
(ſ. d.) anerkannt wird, nicht als Aſyle. 
Es ſind in dieſer Hinſicht heutzutage die 
völkerrechtlichen Verträge Über die Aus— 
lieferung (ſ. d.) maßgebend. 

Alzendenten (Iat.), Verwandte in auf- 
fteigender Linie. 


ImK 


Aſſeſſor — Audienz. 


Attach6 Uuranz., ſpr. ſcheh), beigeord⸗ 
neter Gehilfe bei einem Gefchäft, Amt 
ober bei einer Miffion; vorzugsweife Be 
gleiter eines Geſandten, ber entweber nur 
zur Vermehrung des Glanzes ber Sefanbt- 
Ichaft dient, oder bie biplomatifche Lauf: 
bahn beginnen fol; auch eine Militär: 
perfon, die einer Geſandtſchaft mit Rüd- 
fiht auf die militärifchen Intereſſen bei- 
gegeben (sattadhiert«) ift (Militärs 


attadye). 
Attentat (at), Verſuch eines rechts⸗ 
widrigen Angriffs, nameutlich auf das 
Leben einer hervorragenden Perſönlichkeit. 

Arte (Iat., Atteftat), Ichriftliches, 
namentlid) von einer Behörde ausgeſtell⸗ 
te8 Zeugnis; atteftieren, befcheinigen, 
bezeugen; 3. B. eine Rechnung atteftieren, 
bie Richtigkeit derfelben befcheinigen ober 
beglaubigen. 

ttorney (engl., ſpr. ättömi), in Eng- 
land Bezeihnung für eine gewiile Klaſſe 
von Rechtögelehrten.. Es ind dies bie: 
jenigen Rechtsanwälte, welche bei den Ge⸗ 
richtsverhandlungen nicht felbft plaidieren, 
ſondern vielmehr den eigentlichen Sad: 
walter (Barriiter) inftruieren, den un: 
mittelbaren Verkehr mit bem Klienten 
übernehmen und für dieſen VBorftellungen 
und Prozepichriften einreichen. Attor- 
ney general(Kronanmalt) ift ber Titel 
des Rechtsanwalts, welcher die Krone zu 
vertreten bat. 

Attribut (lat), das äußere Zeichen 
(Symbol), wodurch bie Bedeutung einer 
Perſon oder einer Sache angezeigt werben 
ſoll; fo ift 3. ©. das Zepter das U. ber 


Bnige. 
Aubaine, droit d’ (franz., ſpr. droa 
dobähn), Heimfallgrecht (j. Fremden—⸗ 


recht). 

Auburnſches Syſtem (ipr. oͤhb'rn⸗), }. 
Gefängnisweſen. 

Audiätur et altöra pars (»man 
höre auch den andern Teil«), Rechtsſprich⸗ 
wort, welches darauf hinmweift, daß nie: 
mand ungehört oder doch nicht verurteilt 
werde, ob daß man ihm Gelegenheit 
gab, fich über die gegen ihn erhobene Klage 
oder Beſchwerde hören zu lafien. 

Audienz (lat.), Gehör, Vorlaffung bei 
Fürften und fonftigen hochgeftellten Per- 





Auditeur — Aufgebot. 


fonen, daher »A. erhaltene. In der frühern 
Gerichtsſprache verſtand man darunter 
eine Gerichtsſitzung, insbeſondere bei dem 
deutſchen Reichskammergericht und den 
franzöſiſchen Parlamenten, ſowie auch 
ein Verhoͤr, einen Vorbeſcheid oder eine 
mündliche Verhandlung. Auch in der mo⸗ 
dernen Gerichtsſprache wird ein öffentlicher 
Verhandlungstermin zuweilen noch als 
Audienztermin bezeichnet. 
Auditeur (franz. jpr. oditöhr), derjenige 
rechtsverſtändige Militärbeamte, welcher 
bei. Unterfuhungen das Techniſche des 
Nechtsgangs leitet und die Mechtöfrage 
begutachtet, ohne bag ihm jeboch eine rich 
terliche Gewalt und Stimme zuftänbe. 
Auditoriat, die Behörde und öffentliche 
Stelle, welche durch den U. repräfentiert 


wird. 

Aufbringen, ein feindliches Schiff weg⸗ 

nehmen (ſ. Brife). 
ufforderung zum Verbrechen, ſ. 
Anttifter. 

Aufgebot, öffentliche Befanntimachung, 
öffentlicher Aufruf, daher man insbeſon⸗ 
dere von dem. aller wehrhaften Männer 
zum Schuß des Vaterlanbs in Zeiten ber 
Gefahr und namentlich auch von einem 
A. des Landfturms (f. d.) ſpricht. Im 
Kirchenrecht verfteht man unter X. (Pro: 
Hamation) bie Bekanntmachung einer 
beabjichtigten ehelichen Verbindung vor 
verfammelter Kirchengemeinde. Dies A. 
fol nach den Tridentiner Konglt durch 
die beiderſeitigen Pfarrer des Domizils 
der Verlobten an drei aufeinander folgen⸗ 
ben Feſt⸗, reſp. Sonntagen öffentlich wih- 
rend des Gottesdienſtes erfolgen. Eine 
Nichtigkeit der Ehe hat jedoch die Unter⸗ 
laſſung des Aufgebots nicht zur Folge. 
Auch die evangeliſche Kirche adoptierte die 
Vorſchriften des kanoniſchen Rechts über 
das A. Dagegen iſt durch die Einführung 
des Anftituts der —78 — in dieſer Hin⸗ 
ſicht eine weſentliche Anderung hervorge⸗ 
rufen worden. Das A. hat nunmehr 
durch den Standesbeamten zu erfolgen. 
Dasſelbe ſoll die Perſonalien der Verlob⸗ 
ten und ihrer Eltern enthalten und iſt 
durch zweiwöchigen Aushang bekannt zu 
geben und zwar in der Gemeinde oder in 
den Gemeinden, in welchen die Verlobten 
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ihren Wohnſitz haben. Wenn einer der 
Verlobten ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt 
außerhalb ſeines gegenwärtigen Wohn⸗ 
ſitzes hat, ſo muß das A. auch in der Ge⸗ 
meinde ſeines jetzigen Aufenthalts erfol⸗ 
gen und, wenn einer der Verlobten ſeinen 
Wohnſitz innerhalb der letzten ſechs Mo⸗ 
nate gewechſelt hat, auch in der Gemeinde 
ſeines frühern Wohnorts. Das A. iſt nach 
vorgängiger Prüfung der Statthaftigkeit 
der Ehe, welche die Verlobten eingehen 
wollen, von dem zuſtändigen Standes⸗ 
beamten zu erlaflen und zu veranlafien. 
Es verliert feine Kraft, wenn ſeit Delle 
Solziebung ſechs Monate verftrichen find, 
ohne daß die Ehe geichloffen worben ift. 
Bon dem U. kann nur bie zuftändige 
Staatsbehörde dispenfieren. Wird jedoch 
eine lebensgefährliche Krankheit, die den 
Auffchub der Eheſchließung nicht geftattet, 
Grztlich befcheinigt, fo Tann der Standes: 
beamte auch ohne A. die Eheichließung 
vornehmen. Wenn übrigens die Kirche 
biefem ftaatlichen A. gegenüber Tara 
auch an den Firchlichen X. feitbält, To 
kann dasſelbe Yediglich nur als eine Auf: 
forderung zur Fürbitte für Die Verlobten 
aufgefaßt werden. Die evangelifchen Lan 
desfirchen Deutjchlands haben zudem das 
A. der Kirche meiftens auf eine einmalige 
Proflamierung beſchränkt. 

Enblih gebraudyt die deutſche Zivil: 
prozeßordnung ben Ausdrud A. und 
Aufgebotsverfahren für die üffent- 
Tiche gerichtliche Aufforderung zur An- 
meldung von Anfprüdhen oder Rechten 
mit der Wirfung, daß bie Unterlaſſung 
ber Anmeldung einen Rechtsnachteil zur 
Folge hat (Ediftalladung, Edikta— 
lien). Diefer Rechtsnachteil beiteht re: 
gelmäßig in dem Ausſchluß des betreffen- 
den Rechts oder bed Anſpruchs, um wel- 
chen e8 fich Handelt. Das eufgebotäver: 
fahren gehört zur Zuflänbigfeit der Amts⸗ 
gerichte. Für die einzelnen Fälle, in 
welchen es Hattfinden fann, iſt die Lan⸗ 
desgeſetzgebung maßgebend, während bas 
Verfahren durch die deutſche Zivilprozeß⸗ 
orbnung geregelt ift. Befondere Vorſchrif⸗ 
ten find bier namentlich in Anjehung bes 
Berfahrens zum Zweck der Kraftloserfiä: 
rung (Amortijation) abhanden ges 
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kommener oder vernichteter Wechſel und 
kaufmänniſcher Waren- und Dispoſi⸗ 
tiondpapiere getroffen. In ſolchen Fällen 
ift für das Aufgebotsnerfahren das Ge⸗ 
richt des Orts zuftändig, welchen die Ur: 
funde als den Erfüllungsort bezeichnet. 
Enthält die Urkunde eine ſolche Bezeich⸗ 
nung nicht, fo ift das Gericht zuftänbig, 
bei welchem ber Ausfteller feinen allge 
meinen Gerichtsſtand bat, und in Er: 
mangelung eines ſolchen Gerichts das⸗ 
jenige, bei welchen ber Ausiteller zur 
Zeit der Ausftellung feinen allgemeinen 
Gerichtsſtand gehabt hat. Ah ber Ans 
ſpruch, über welchen die Urkunde ausge: 
stellt ift, in einem Grunds und Hypothe⸗ 
fenbuch eingetragen, fo ift Dad Gericht ber 
belegenen Sache ausfchließlich zuftändig. 
Zur Antragftellung ift der aus der Ur: 
funde Berechtigte, bei Inhaberpapieren 
und ben mit Blankoindoffament verfehe- 
nen, begebbaren Papieren ber lebte In⸗ 
haber befugt. Der Aufgebotstermin ift in 
ſolchen Fällen auf mindeſtens ſechs Mo- 
nate hinaus zu beflimmen. In dem 4. 
ift der Dee er der Urfunde aufzufor: 
dern, fpäteftens im Aufgebotstermin feine 
Rechte bei Gericht anzumelden und bie 
Urkunde vorzulegen. ALS Rechtsnachteil 
it anzudrohen, daß die Kraftlogerflärung 
der Urfunde erfolgen werde. Die öffent: 
Lie Bekanntmachung des Aufgebots er- 
folgt durch Anheftung an bie Gerichts: 
tafel und in dem Lokal ber Börfe, wenn 
eine jolche am Sit des Aufgebotsgerichts 
beiteht, ſowie durch dreimalige Einrüdung 
in öffentliche Blätter. Das nad frucht: 
loſem Ablauf der Aufgebotäfrift zu er: 
laffende Urteil, welches den Eintritt des 
angebrohten Rechtsnachteils ausipricht, 
wird Ausfhlußurteil genannt. Vgl. 
Neichsgefeb vom 6. Febr. 1875 über Die 
Benrfundung des Perſonenſtands und 
die Eheſchließung, FF 44 ff; Deutfche Zi: 
vilprozeßordnung, 66 823 ff.; Blum: 
ftengl, Die Trauung im evangelifchen 
Deutichland (1879). 

Auflaffung, die gerichtliche Erklärung 
bes Grundeigentümers, daf er fein Eigen⸗ 
tumsrecht auf einen gewiffen neuen Er⸗ 
werber tibertrage. An bie Stelle der ge 
richtlichen Einweifung des neuen Erwer⸗ 


Auflaffung — Auflöfung der Kammer. 


bers, welde im ältern deutſchen Rechte 
burch die U. eingeleitet wurbe, hat das 
moderne Recht den Eintrag in bie öffent- 
lihen Bücher GGrundbücher) geſetzt. 

Auflauf, im ftrafrechtlichen Sinn das 
rechtswidrige Zufammenlaufen und Zus 
lammenbleibeneiner zoltomerige aneinem 
öffentlichen Orte. Das deutiche Reichsſtraf⸗ 

eſetzbuch ($ 116) verlangt zum Thatbe- 
Hans bes Auflaufs,daß fich eine Dienichen- 
menge auf öffentlichen Wegen, Straßen 
ober Plätzen verfammelt, daß biefelbe von 
einen zuſtändigen Zivil= oder Militär- 
beamten zum Auseinandergehen aufge- 
forbert worden, und daß eine breimalige 
derartige Aufforderung erfolgloß geweſen 
ift. Als Strafe wird Gefängnis bis u 
Monaten ober Gelbitrafe bis zu 1500 ME. 
angebroht. Iſt jedoch dabei gegen die Be⸗ 
amten oder gegen bie bewaffnete Macht 
mit vereinten Kräften thätlich Widerſtand 
geleiftet oder Gewalt verübt worben, fo 
wird da8 Vergehen als Aufrubr (f. d.) 
betrachtet und beftraft. 

Auflöfung der Kammer, die vor Ab- 
lauf der gefeßlichen Legislaturperiode Durch 
ben Willen des Monarchen berbeigeführte 
Beendigung eined Landtags. Das Recht 
des Monarchen zur Vornahme einer fol- 
hen Maßregel iſt in ben modernen Ver: 
faſſungsgeſetzen ausdrücklich anerkannt. 

ie A., welche die Vornahme von Neu⸗ 
wahlen zur Folge get, ift im Grund eine 
Aufforderung ber Krone an das Volk, ſich 
durch eigne Prüfung bavon zu überzeu- 
gen, ob eine bislang beitehende Dishar⸗ 
monie zwiichen dem Staatsminifterium 
und der Volfövertretung dem eritern zur 
Laſt zu legen fei, und durch Die Reumahlen 
darzuthun, ob es das bisherige ablehnende 
Verhalten der oppoſitionellen Rammer: 
majorität gutheiße oder mißbillige. Der 
Souverän wird nämlich regelmäßig nur 
dann zur U. fchreiten, wenn er anneh- 
men zu können glaubt, daß die bermalige 
Bolksvertretungin ihrer Mehrheit nichtden 
wirklichen Volkswillen darftelle; Die Neu⸗ 
wahlen jollen mithin in diefer Hinficht Ab- 
Fe verfchaffen. Durch die A. werben 
daher auch nur bie gewählten Mitglie- 
der des Landtags und nicht diejenigen ge⸗ 
troffen, welche Fraft erblichen Rechts oder 











Aufruhr — 


auf Grund einer Ernennung auf Lebens: 
zeit ber Erſten Kammer eines Landtags 
angehören. Die U., welche ben alsbals 
bigen Schluß ber Seſſton bewirkt, erfolgt 
burd) Verorbnung bed Monarchen, unt 
zwar ift regelmäßig in den Verfaffungs: 
urfunden eine beftimmte Frift vorgel ehen, 
binnen deren die Neuwahlen fe 
müjfen, fowie eine weitere Zrift, inne 
halb welcher ber neue Lanbing zu verfai 
meln ift. So müſſen 5. ®. in Preußen 
binnen 60 Tagen bie Wähler und in 90 
Tagen muß der neue Landtag verfammelt 
fein, Diefe letztere Beſtimmung ift auc 
in die deuiſche Reichäverfaflung dar. 2 
übergegangen. Die Auflöfung des deut⸗ 
ſchen —— fegt aber einen desfall⸗ 
figen Beljluß des Bunbesrats und die 
Zuſtimmung bes Kaiſers voraus (Reiche 
verfaffung, Art. 24). Die Neuwahlen er- 
folgen wiederum auf eine volle Legislatur⸗ 
pe Nur ausnahmsweife (in Olden⸗ 

und in Sachſen⸗Koburge Gotha) fin- 
bet ſich die Beflimmung, daß die an Stelle 
ber aufgelöften Kammer tretende parla⸗ 
mentarilche Körperichaft bloß in bie Legis⸗ 
Taturperiobe ber aufgröen Stänbevers 
—— eintreten ſoll 


Aufruhr (Aufſtand, Empörung, |O: 


Tumulth, im weitern Sinn jebe öffent» 
ũche Auflehnung gegen bie Obrigfeit; in 
der eigentlichen ftrafrechtlichen Bedeutung 
des Worts aber eine bei öffentlicher Zus 
fammenrottung mit vereinten Kräften 
gegen bie Obrigfeit verübte Nötigung oder 
Miberfegung. Das deutfche Neicheftrafe 
iefeßbud) inöbefonbere ($$ 113 ff.) hebt 
ei Feſtſiellung des Begriffs biefer ftraf- 
baren Handlung außdrüdlid, bie beiden 
Fülle hervor, daß enttweber. bei ber öffent: 
Üichen Zufantmenrottung einen Beamten 
in ber rechtmäßigen Austibung feines Am: 
tes mit Gewalt ober mit vereinten Kräften 
Widerftand geleiftet oder auf benfelben ein 
thätlicher Angriff erfolgt ift, oder aber, 
baß babei verjudht wurde, eine Behörde 
ober einen Beamten durch Gewalt ober 
Drohung zur Vornahme oder Unterlafs 
ung „einer Amtsfanblung zu nötinen, 

ine Ausführung ober ein Gelingen dieſes 
Unternehmens ift alfo für den Thatbe- 
fand des Aufruhrs nicht erforderlich. Was 


finden | 











Auffichtsrat. 39 
bi fft, fo fol nadj dem deut⸗ 
ſc ud ff jeden Teilnehmer 
€ ‚on 6 Monaten bis zu 5 
3 !äübelefüßrer und für dies 
ik r aber, welche bie eigent- 
fi 38: und Nötigungähanb- 
h n, Zuchtgauäftrafe bis zu 


ten, wofern nicht etwa 
H hen der Pe aut 
farın neben der. uöltrafe auf Zuläfz 
figfeit ber Polizeiaufficht erfannt werben, 
Anfruhrakte(engl. Riot act) ein durch 
Parlamentäbefhluß 1817 in England 
guflanbe gefommenes Geſetz, welches for 
ald eine Verſammlung einen aufrührer 
riſchen Charakter annimmt, ben Tumul⸗ 
tuanten, wenigftens teilweile, vorgelejen 
werben muß und dieBerwarnung enthält, 
daß alle Berfanmelten bei Tobezitrafe ru: 
higaußeinanbergehenfollen. Haben ſie die⸗ 
{ed nach Berlaufeiner Stunbenichtgethan, 
fo kann die bewaffnete Macht einfchreiten. 
auitöt, poiizeiliche, |. Poliz 
au 
Auffichtsrat (Berwaltungsrat, 
Ausfhuß), bei Atiengefellfcaften, Ak: 
tienfommanbditgefellfichaften und Erwerbs: 
und Wiptfhaftögenoffenfciaften dasjenige 
rgan, welchen bie fortlaufende Übers 
macung ber Gefhäftsführung ber Geſell⸗ 
fchaft ober ber Genoffenidjaft und inäbe: 
fonbere bie Kontrolle des Vorſiands obliegt. 
Bei Aftiengefellfhaften und Aftienfomz 
manbitgefellfchaften iſt das Vorhandenſe in 
eines Aufſichtsrats ein notwendiges Re: 
quifit. Der 4. ift hier ein Kollegium von 
minbeftens brei Aktionären, ch, Komz 
manbitiften, welches von der Generalver: 
fammlung auf Zeit und zwar daß erfte 
Mal nicht länger als auf ein Jahr und 
fpäter nicht langer als auf fünf Jahre ge: 
wählt wird; fo nad; ber Novelle zum beut: 
fen Banbeßgefenc Bundes Reie:] 
Geſetz vom 11. Juni )). Für bie eins 
getragenen Erwerbs: und Wirtſchaftsge⸗ 
noffenfcjaften dagegen ift da Vorhanden⸗ 
fein eines Auffihtsrats nicht unbebingt 
erforberlich. Die Geſebgebung fett aber, 
wofeen ftatutenmäßig ein A. befteht, bie 
Rehte und Pflichten besfelben im allges 
meinen feft. Vol Renaud, Das Recht 
ber Aftiengefellihaften (2. Aufl. 1875); 





40 Augenſchein — Ausgleich. 


v. Sicherer, Die Genoſſenſchaftsgeſetz⸗ 


gebung in Deutjchland (1872); Deutiches | f 


Handelsgeſetzbuch, Art. 175, 177, 185 — 
187, 191—195, 204, 225 f., 231; Deut: 
ker Genoſſenſchaftsgeſetz vom 4, Auli 


Augenfcdein (Iat.Inspectio ocularis), 
die von einer Behörde in amtlicher Eigen: 
fchaft vorgenommene Belihtigung eine® 
Gegenftands, und zwar ift insbeſondere die 
tichterlihe Augenfheingeinnahme 
als Beweismittel von großer Wichtigkeit. 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten können 
die Parteien darauf antragen, doch kann 
der Richter auch von Amts wegen die Ein⸗ 
nahme des Augenſcheins veranlaſſen, unter 
Zuziehung der Parteien und nach Befin⸗ 
den auch unter N ah von Sachver⸗ 
ftändigen. Findet im strafrechtlichen Ver: 
fahren eine Befichtigung ftatt, 3.8. Die Be⸗ 
fihtigung einer Brandſtätte, einer Leiche, 
des Schauplabes eines Verbrechens, der 
Werkzeuge, womit ein ſolches verübt warb, 
u. dgl., jo ift nach der deutſchen Straf: 
prozeßordnung der vorgefundene Sachbe⸗ 
fand im Protofoll fetzuftellen und bar: 
iiber Ausfunft zu geben, weldhe Spuren 
und Merkmale, deren Vorhandenſein nad) 
ber Befchaffenheit bes Falles vermutet wer: 
den fonnte, gefehlt haben. Von befonderer 
Wichtigkeit ift die richterliche Totenfchau. 
Dal. Deutfche Zivilprogeßordnung, 8 
336 f.; Deutſche Straſporeßordmmg 
86 ff. 191 ff., 224, 2485 Ofterreichifche 
Strafprozeßorbnung, $$ 116 ff. 

Augufliner, ſ. Orden. 

Auktion (lat.), öffentliche Verſteige— 
rung, fei es eine gerichtliche oder eine außer: 
gerichtliche. Die Verſteigerung der im Weg 
der Zwangsvollſtreckung gepfündeten Sa: 
chen, welche durch ben Gericht2vollzieher 
erfolgt, ift durch Die deutſche Zivnproze 
ordnung (F5716 —-728) geregelt. Die deut⸗ 
ſche Gewerbeorbnung ($ 369 bat das Ge: 
werbe ber öffentlichen Verfteigerer (Auf: 
tionatoren) zwar freigegeben, jedoch 
ben Staat® und Kommunalbehörben die 
Berechtigung vorbehalten, Perjonen,welche 
dies Gewerbe betreiben wollen, auf die 
Beobachtung ber beftehenden Vorfchriften 
N beeidigen und öffentlich anzuſtellen. 
Neuerdings will man jedoch dies Gewerbe 


mannigfachen Beichränfungen unterwor⸗ 
en, au Warenauftionen im Umher⸗ 
ziehen gänzlich verboten willen. 

Au Borteur (franz., fpr. o portör, »auf 
ben Inhaber«), ein Ausdruck, welcher zur 
Bezeichnung von Geldpapieren (Inha⸗ 
berpapieren) üblich ift, bie bemjenigen 
Gläubigerverzinft und ausbezahlt werben, 
der fie in Händen bat, im Gegenfaß zu ben 
auf den Namen lautenden Schuldbriefen. 

usfuhr (Erport, Erportation), 
das Verſenden von Waren aus einem 
Staat in das Ausland, auch Bezeihnnung 
für die Gefamtheit ber Güter, melde ein 
Staat ober ein gewifler Bezir? an das 
Ausland abfeht. Während man nun nadı 
dem frühern Merkantilfgftem (f. d.) die 
A. durch fogen. Ausfuhrverbote, 3.2. 
in Anfehung von Edelmetallen, vielfach 
pi erichweren fuchte oder doch wenigſtens 
usfuhrzölle (Hupgangazälie auf 
geile Artikel, namentlich auf Rohftoffe, 
egte, beren bie heimifche Induſtrie be: 
burfte, fo fand ein entgegengeſetztes Ver: 
fahren in manchen Ländern inſofern ftatt, 
als man burh Ausfuhrprämien (Er: 
portbonififationen) die A. zu heben 
ſuchte. Dahin gehören auch bie fogen. 
Rüdzdlle, weldhe in Deutichland noch 
bei ber A. von Tabak und Tabaffabrifa: 
ten, Rübenzuder, Bier und Branntwein 
ewährt werden. Hier werden nämlich die 
Pi die Probuftion und Yabrifation der 
ausgeführten Artikel erhobenen indirekten 
Steuern rüdvergüte. Aus politifchen 
Gründen fommen übrigens Ausfuhrver- 
bote namentlich zu Kriegszeiten unb bei 
drohendem Krieg vor; fie beziehen fich zu⸗ 
meift auf die A. von Waffen, Munition, 
Proviant und Pferben. 

Ausgangszoll, ſ. Ausfuhr. 

Ausgedinge, |. v. iv. Altenteil (f. b.). 

Ausgleich, in Oſterreich⸗ Ungarn Be- 
zeichnung für diejenigen drei Geſetze, 
welche das finanzielle Verhältnis riſchen 
Oſterreich und Ungarn regeln. Ver erſte 
U. kam 24. Dez. 1867 auf zehn Jahre zu⸗ 
ftande und ward nad) dreijährigen Ber: 
bandlungen 28. Juni 1878 wiederum 
auf zehn Jahre erneuert. Auch zwifchen 
Ungarn und Kroatien befteht ein folder 
A. beit 20. Sept. 1868, 





Aushebung — Ausland. 


Anshebung, |. Erſatzweſen. 

Ansland, im ftaatsrechtlihen Sinn 
und mit Rüdficht auf das Gebiet eines 
gegebenen Staat$ oder auf das Gebiet 
mehrerer zu einem Bundesſtaat vereinig- 
ter Stanten jedes nicht zu diefem Gebiet 
(Inland) gehörige Territorium. Was 
das Verhältnis zwifchen Inland und A. 
und das zwifchen ben beibderfeitigen Ange- 
hörigen derjelben, ben Snländern und 
den Ausländern, anbelangt, fo liegt es 
unächſt in der Natur ber Sache, daß fich 
ie inländifhe Staatdgewalt nur auf das 
ihr unterworfene Staatsgebiet, alfo nur 
auf das Inland, beziehen Tann, und daß 
folgeweije ber Ausländer, eben weil er 
jener nicht unterworfen ift, auch ar und 
für fih deren Autorität nicht zu reipef: 
tieren braucht. Auf der andern Geite 
kann aber auch ber Ausländer im Inland 
nicht bie Haatsbürgerlichen und politifchen 
Rechte eines inländiihen Staatsangehöri⸗ 
gen beanfpruchen, weil ja feine ſtaatsrecht⸗ 
iche Perfönlichkeit einem andern Staats- 
weſen angebört. Beides bat jedoch im heu⸗ 
tigen Völferleben, in welchen: bie einzel: 
nen Nationen inpolitifcher, fozialer, geifti= 
ger und merkantiler Beziehung durch fo 
manche Bande miteinander verfnüpft find, 
in verfchiedener Hinficht und namentlid) 
durch völferrechtlihe Stantsverträge, 
welche zwijchen den einzelnen Staaten ab- 
geichloffen find, Veränderungen erfahren. 
Daber wird die Autorität befreundeter 
ausländifher Staaten auch im Inland 
geachtet, und es ift in diefer Beziehung 
namentlich an da8 heutige Gefandtjchafts- 
recht, an bie Erterritorialität des Geſandt⸗ 
Tchaftsperfonals, an die Gerichtäbarkeit ber 
Konſuln und an die fonftigen wichtigen 
Befugnifle der Gefandten und Konfuln 
zur Wahrung der Intereffen ihrer Staats⸗ 
angehörigen im A. zu erinnern. Es wird 
ferner auch im Inland die Rechtsordnung 
des Auslands infofern anerkannt, als ber 
Ausländer, welcher gegen fie gefrevelt bat, 
in den ſchweren, kriminell firafbaren Fäl: 
len regelmäßig an die auslänbdifche Negie- 
rung auögeliefert wird (I. Ausliete- 
rung). Endlich gehören auch bie ftraf- 
rechtlichen Beftimmungen hierher, welche 
in betreff ber feindlihen Handlungen 
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gegen befreundete ausländifche Staaten 
gegeben find. Auf der andern Seite ift 
aber auch der Ausländer in Inland nicht 
mehr, wie früher im Altertum, rechtlos; 
er genießt vielmehr ben Schuß bes Staats 
und wird regelmäßig aud) zur Ausübung 
aller derjenigen Rechte zugelafien, bie nicht 
ftaatsrechtlicher Natur find, und beren Ge⸗ 
nuß nicht durch die Staatsangehörigfeit 
des Berechtigten bebingt iſt. Umgekehrt 
fteht aber auch der Ausländer im Inland 
unter der inländifchen Staatshoheit und 
Geſetzgebung. Deshalb ifter bei Eingehung 
von Nechtsgefchäften, wenigftens in An— 
fehung der Form, an bie inländiſche Ge: 
jeßgebung gebunden (locus regitactum); 
biejelbe it für ihn in Anſehung des Er: 
werbs und des Verlufles von Rechten in 
Inland maßnebend, und ebenjo ift ber 
Ausländer wegen etiwaiger im Inland be: 
gangener ftrafbarer Handlungen nad) ber 

echtsordnung be Inlands, welche er da⸗ 
durch bertebt Fan zu behandeln und zu be: 
ftrafen. Was dagegen bie im X. verübten 
Berbrechen anbelangt, fo ift beren Behand: 
lungsweiſe in ber Theorie wie in der Ge⸗ 
jeßgebung eine verſchiedene. Das deutſche 
Reichsſtrafgeſetzbuch nähert fich dem fogen. 
Territorialitätsprinzip (vgl. FF 3 ff.). Es 
beſtraft nämlich die im A. begangenen 
Verbrechen der Regel nach nicht, doch wird 
1) ein Ausländer beſtraft, welcher im A. 
eine hochverräteriſche Handlung gegen das 
Deutſche Reich oder gegen einen einzelnen 
Bundesſtaat oder ein Münzverbrechen be: 
gengen bat; 2) ein Inländer, weldyer im 

. eine hochverräterifche oder landesver⸗ 
räterifhe Handlung gegen das Deutſche 
Reich oder einen Bundesſtaat, eine Belei: 
digung gegen einen Bundesfürften ober 
ein Münzverbrechen begangen hat; 3) ein 
Deutfcher, ber im A. eine nad) den Geſetzen 
bed Deutichen Reichs ald Verbrechen oder 
Vergeben (alfo nicht bei bloßen Übertre- 
tungen) zu beftrafende Handlung verübt 
bat, wofern nur dieſe Handlung auch nad 
ben Geſetzen, welche am Drte der That gel⸗ 
ten, mit Strafe zu belegen if. A. im 
Sinn bes deutſchen Strafgejepbuhe iſt 
aber jedes nicht zum Deutſchen eiche ge⸗ 
hörige Gebiet, wie es denn überhaupt einer 
der größten Fortſchritte auf der Bahn 
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unjrer nationalen Entwidelung ift, daß 
feit ber Gründung des Norbbeutfchen 
Bundes und des nunmehrigen Deutichen 
Reichs die Angehörigen ber einzelnen deut⸗ 
hen Staaten im Verhältnis zu einander 
nicht mehr als Ausländer ericheinen, in- 
bem Art. 3 ber Neichöverfailung vom 
16. April 1871 ausbrüdlich beſtimmt, daß 
jeder Angehörige eines jeden Bunbesftaats 
in jedem andern Bundesſtaat als Inlän⸗ 
ber und namentlih in Beziehung auf 
Rechtsſchutz und Rechtsverfolgung dem⸗ 
felben gieih zu behandeln ift (vgl. Bun: 
desindigenat). 

Auslegung der Geſetze, f. Inter: 
pretieren. 

Auslieferung eines Beſchuldigten, die 
Berabfolnung des einer verbrecherijchen 
Handlung Beichuldigten von dem Gericht 
des Aufenthaltsorts an ein andres Gericht 
zum Zweck ftrafrechtlicher Verfolgung ober 
zum Zweck der Strafvollſtreckung. Gehören 
beide Gerichte, das erſuchende ſun wie 
das erſuchte, ein und demſelben Staat 
an, ſo bietet die Sache regelmäßig keine 
Schwierigkeiten dar, da die Gerichte eines 
Staats einander zur Rechtshilfe und ins⸗ 
beſondere zur Auslieferung verpflichtet ſind. 
Nötig iſt nur, daß das erſuchende Gericht in 
der fraglichen Unterſuchungsſache zuſtändig 
iſt, und ebendieſe Zuſtändigkeit beſtimmt 
ſich nach den beſtehenden ſtrafprozeſſuali⸗ 
ſchen Beſtimmungen. Unter mehreren zu⸗ 
ſtändigen Gerichten gebührt dem präve- 
nierenden, d. h. bemjenigen ber Vorzug, 
welches die Unterfuhung zuerft eröffnet 
hat. So ift nad} ber deutfchen Strafpro: 
zeßordnung ($$ 7 ff.) der Gerichtsſtand 
regelmäßig bei benjenigen Gericht begrün⸗ 
det, in deſſen Bezirk dje ftrafbare Hand⸗ 
lung begangen wurde. Daneben befteht 
aber auch der Gerichtäftand des Wohnorts, 
welcher bei demjenigen Gericht begründet 
ift, in deſſen Bezirk der Angefchulbigte aut 
Zeit ber Erhebung ber lage feinen Wohn- 
fig hat. In dem gegebenen Tall ift alſo das 
Gericht zuftänbig, welches zuerft die Unter⸗ 
fuhung eröffnete, und ebendiefes Gericht 
würde von einem andern Gericht desfelben 
Staats die Auslieferung verlangen fönnen. 
Anders verhält e8 ſich aber, wenn bie Aus: 
fieferung von einer Gericht3behörbe ver: 


Auslegung der Geſetze — Auslieferung eines Beſchuldigten. 


langt wird, welche nicht bemjenigen Staat 
angehört, in welchem fich der Auszuliefernde 
bermalen befindet. Hier gilt zunächft die 
Regel, daß Angehörige des eignen Staats 
an Trembe Staaten nicht ausgeliefert wer: 
den, auch nicht wegen Verbrechen, welche 
fie im Ausland begangen haben; fo nad) 
ber Gefeßgebung der meiften Staaten 
und namentlich nach dem Strafgefeßbud 
des Deutſchen Reichs (F 9), welches aus: 
drücklich erklärt: »Ein Deuticherbarfeiner 
ausländifchen Regierung zur Verfolgung 
oder Beftrafung nicht überliefert werden«e. 
Es ift damit ja keineswegs gefagt, daß der 
Inländer wegen Verbrechen, die er im 
Ausland beging, ftraflos fein fol. Im 
Gegenteil kann 3. B. nach dem beutichen 
auufgekenud ein Deutfcher nad) den 
Strafgefegen des Deutfchen Reiche wegen 
Verbrechen und Vergeben, bie er im Aus⸗ 
land verübte, regelmäßig zur Strafe ge: 
zogen werben, wofern nur die That nicht 
nur nad deutſchem Strafrecht, fondern 
auch nach den Geſetzen des Orts, an wel: 
chem fie begangen wurde, mit Strafe be: 
droht ift; aber außgeliefert, ber fremden 
Negierung zum Zwed firafrechtlicher Ver⸗ 
jelgung übergeben, werben barf ber Deut: 
fche [chlechterdings nicht. Diefer Grundſatz, 
welcher, wie gefagt, nach ber Gefeßgebung 
ber meiften Staaten Rechtens ift, findel 
fich jedoch im engliihen Recht ebenſowenig 
wie in ber Gefeßgebung von Nordamerifa 
anerfannt. Ebenfo wird nach ber Geſetz⸗ 
gebung ber meiften Staaten der Auslän: 
der, welcher im Inland eine ftrafbare Hand: 
lung beging, im Inland beftraft und nicht 
etwa zur Beitrafung an bie betreifende 
auslänbifcheStaatsregierung ausgeliefert. 
Dagegen können Ausländer, weldye im 
Ausland ein Verbrechen begingen, auf 
Verlangen der ausländifchen Regierung 
ausgeliefert werden, und die Verpflichtung 
bierzuiftinzahlreihen Auslieferungs: 
verträgen, welche bie einzelnen Staaten 
miteinanderabgeichloffen haben, ausdrück⸗ 
lich anerfannt. So wurde 16. Juni 1852 
zwifchen Preußen und einigen deutfchen 
Bundesftaaten einerſeits und den Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika anderſeits 
ein Auslieferungsvertrag abgeſchloſſen, 
welcher durch Vertrag vom 22. Febr. 1868 


Auslobung — Ausnahmegefeh. 


(Bundesgefeßblatt, ©.228ff.) auf alle zum 
Damaligen Norbdeutfchen Bund gehörigen 
Staaten ausgebehnt warb. Auch zwifchen 
ben Fübbentichen Staaten und Norb- 
amerifa beftehen derartige Verträge. Das 
Deutſche Reich aber bat Auslieferungs- 
verträge abgejchloffen mit Italien 31. Oft. 
1871, England 14. Mai 1872, mit ber 
Schweiz 24. Jan. 1874, mit Belgien 24. 
Dez. 1874, mit Luremburg 9. März 1876, 
mit Brafilien 17. Sept. 1877, mit Schwe⸗ 
den und Norwegen 19. San. 1878 und 
mit Spanien 2.Mai 1878. Auch in diefen 
Verträgen kehrt regelmäßig bie Beſtim⸗ 
mung wieder, baß Feiner der fontrahieren= 
den Zeile verpflichtet fei, feine eignen 
Bürger oder Untertbanen auszuliefern. 
Regelmäßig find aber ferner in diefen Ber: 
trägen die einzelnen Verbrechen bezeichnet, 
wegen deren die Auslieferung beansprucht 
werden kann. So werden in bem obener: 
wähntenBertrag mit Nordamerika folgende 
Verbrechen aufgezählt: Mord, Angriff in 
mörbderifcher Abficht, Seeraub, Branbftif: 
tung, Raub, Fälſchung, Ausgabe falfcher 
‚Dokumente, Verfertigung oder Verbrei: 
tung faljchen Geldes und Unterfchlagung 
Öffentlicher Gelder. Die neueren Staats- 
verträge haben jedoch die Zahl ber Aus: 
lieferungsverbrechen bedeutend ver: 
mehrt, jo daß zu denjelben faſt alle Haupt- 
gattungen der Verbrechen, mit Ausnahme 
der politifchen und religiöfen Verbrechen, 
gerechnet werden. Der Auslieferungsan- 
trag ift auf Diplomatifhem Weg zu be- 
ſchäftigen. Was aber dad Verhältnis ber 
einzelnen deutfchen Staaten untereinan- 
der anbetrifft, jo war den zum vormaligen 
Deutſchen Bund gehörigen Staaten bereits 
durch Bundesbeſchluß vom 18. Aug. 1836 
die wechjelfeitige Auslieferung von politis 
[hen Verbrechern zur Pflicht gemacht wor- 
den. Ein Bundesbefhluß vom 26. San. 
1854, welcher, fomweit er die öfterreichifche 
Monarchie mit betrifft, noch jeßt praftifchen 
Wert hat, begründete dann eine allgemeine 
wechfeljeitige Auatieferungspflicht für die 
deutſchen Bunbesftaaten. ie nunmehrige 
deutſche Reichsverfaſſung aber läßt die 
einzelnen deutſchen Staaten im Verhältnis 
u einander nicht mehr als Ausland er: 
Seinen. Schon ber Norddeutſche Bund 
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brachte ein befonderes Gefeß über die Ge: 
währung ber Rechtshilfe vom 21. Juni 
1869 (Bunbesgejegblatt, S. 305 ff.), wel- 
ches auch aufdie ſüddeutſchen Staaten aus: 
gedehnt ward und welches die Auslieferung 
bejonders behandelte und flatuierte. Aller: 
dings wurde hier die A. für den Tall eines 
politiihen Verbrechens oder Vergehens 
jowie für den Fall eines Preßvergehens 
fufpendiert bis zum Erlaß eines gemein 
jamen Strafygeſetzbuchs, ein Vorbehalt, 
der ſich aber inzwiſchen durd) die Publi— 
kation des norddeutſchen Strafgefeßbuchs 
und nunmehrigen Reichsſtrafgeſetzbuchs 
erledigt hat. Nach dem deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz (F 157) haben ſich die 
deutſchen Gerichte in Strafſachen überhaupt 
Rechtshilfe zu leiſten, alſo auch Die Aus⸗ 
lieferung auf Verlangen und unter der Vor⸗ 
ausſetzung der Zuſtaͤndigkeit zu bewirken. 
Vgl.Bulmerincq, Das Aſylrecht (1853); 
Billot, Traité del’extradition(1874); 
Clarke, Treatise upon the law of ex- 
tradition (2. Aufl. 1874); »Deutfche Aus: 
lieferungsverträge«, herausgegeben von 
auswärtigen Amt (1875); Knitſchky, 
Die Auslieferungsverträge des Deutfchen 
Reichs, in v. Holtzendorffs »Jahrbuch für 
Geſetzgebung im Deutichen Reiche (1877, 
S. 651ff.); v. Holgendorff, Die A. der 
Verbrecher und das Afylrecht (1881): 

Auslobung, die öffentliche Aufforde⸗ 
rung zu einer beſtimmten Leiſtung mit 
dem: Verſprechen einer gewifjen Gegen: 
leiftung. 

Ausnahmegefeß, diejenige Geſetzesvor⸗ 
Schrift, welche nicht für die Geſamtheit ber 
Staatdangehörigen, ſondern nur für eine 
beftimmte Klafje derfelben erlaffen wird. 
Den Gegenfaß bildet das allgemeine oder 
gemeinfane Recht, welches, dem Grund: 
jat der Nechtögleichheit entjprechend, für 
alle Staatsbürger die gleiche Bedeutung 
bat und alle in gleicher und gleichmäßiger 
Weiſe trifft. Das U. charakterifiert ſich 
aljo als eine Abweichung von dem im 
Rechtsſtaat geltenden Prinzip der Gleich: 
beit, und ebendarum erſcheint ver Erlaß 
eines folhen nur ausnahmsweiſe aus be: 
ſonders triftigen und dringenden Gründen 
als gerechtfertigt. Auch wird ein A. zu: 


weilen nur auf eine beſtimmte Zeit er: 











44 Auspfändung — Austräge. 
laſſen, um den Bruch, welcher dadurch in] chen Ländern Bezeichnung für bag Ge 


die allgemeine Rechtsordnung gemacht 
wird, möglichft bald wieder befeitigen zu 
fünnen. Ein ſolches A.,über beijen innere 
Berechtigung viel geftritten wurde, ift daß 
deutſche Sozialiſtengeſetz( Reichsgeſetz vom 
21. Okt. 1878, verlängert durch Reichs⸗ 
geſetz vom 31. Mai 1880), welches gegen 
ſozialdemokratiſche, fozialiftifche und kom⸗ 
muniftifche Beftrebungen gerichtet ift, Die 
ben Umfturz der beftehenden Staats oder 
Geſellſchaftsordnung bezweden. Auch dag 
beutfche Reichsgeſetz vom 4. Juli 1872, 
betreffend den Orden der Geſellſchaft Jeſu, 
ift ein A., auf Grund defien den Ange⸗ 
hörigen dieſes Ordens der Aufenthalt in 
beftimmten Bezirken oder an beſtimmten 
Orten unterfagt werben Tann. Als X. 
bezeichnet man aber audy diejenige Norm, 
welche nicht auf dem regelmäßigen gefeß- 
lichen und verfaflungsmäßigen Weg zu: 
ftande kommt, fondern bie in Fonftititio- 
nell⸗monarchiſchen Staaten einfeitig von 
der Negierung erlaffen wird. Ein folches 
A. kann aber nur in befondern Fällen und 
nur dann, wenn ber Regierung zu den 
Erlaß eines folchen befondere Vollmacht 
erteilt ifl, als rechtäverbindlich angefehen 
werben. In England kann 3.8. durch 
Sufpenfion der Habeasforpugafte (f. d.) 
ein folcher Ausnahmezustand herbeigeführt 
werden, wodurch Die Negierung zu außer: 
ordentlihen Maßregeln und insbeſondere 
zur Bornahme von Verhaftungen ermäch- 
tigt wird. Auf der andern Seite gehört 
aber auch die jogen. Bill of attainder 
(Strafbill) hierher, wodurch das Parla⸗ 
ment in einzelnen Fällen die Befugnis er- 
Hält, eine beftimmte Perfon ohne gericht: 
liches Verfahren ſelbſt zur Unterfuchung 
zu ziehen und zu beftrafen. Derartige 
Ausnahmegeſetze haben aber immer einen 
bedenflichen und nicht felten einen gehäſſi— 
gen Charakter, und nur in bejondern 
Fällen des fogen. Staatsnotrechts kann 
ber Erlaß eines ſolchen Geſetzes als ges 
rechtfertigt erſcheinen. 

Auspfändung, ſ. Pfändung. 

Ausſchuß, ein aus einer größern Ver— 
einigung von Perſonen gewählter und mit 
beſondern Funktionen betrauter engerer 
Kreis von Mitgliedern, ſo z. B. in man⸗ 


meinderatskollegium (Gemeindeaus⸗ 
ſchuß), dann für die Kommiſſionen 
der parlamentariſchen Körperſchaften (ſ. 
Kommiſſion). über die Ausſchüſſe des 
deutſchen Bundesrats insbeſondere ſ. 
Bundesrat. 

Aufßer Kurs ſetzen, ſ. Börſe. 

Ausſetzung, das Vergehen desjenigen, 
welcher eine wegen jugendlichen Alters, 
Gebrechlichkeit oder Krankheit hilfloſe 
Perſon ausſetzt oder eine ſolche Perſon, 
wenn ſie unter ſeiner Obhut ſteht, oder 
wenn er für ihre Unterbringung, Fort⸗ 
chaffung oder Aufnahme zu ſorgen hat, 
in hilfloſer Lage vorſätzlich verläßt. Das 
deutſche Strafgeſetzbuch (F ish broht in 
einem jolhen Fall Gefängnisitrafe von 
3 Monaten bis zu 5 Jahren an. Wurde 
bie Handlung von leiblichen Eltern ge⸗ 
gen ihr Kind begangen, fo fol bag Mti- 
ninum der Gefängnisitrafe 6 Monate 
betragen. Iſt aber durch die Handlung 
eine ſchwere Körperverleßung ber ausge⸗ 
feßten oder verlaſſenen Perfon verurfacht 
worden, fo fol Zuchthausſtrafe big zu 
10 Sahren und, wenn burch Die Su ⸗ 
lung der Tod verurſacht worden iſt, Zucht⸗ 


hausſtrafe nicht unter 3 Jahren und bis 


u 15 Fahren eintreten. Vgl. N? Ge⸗ 
dig des Verbrechens der A. (1876). 
Ausfonderung, im Konkursverfah⸗ 
ren die Ausſcheidung von Gegenftänden, 
welche dem Gemeinfchuldnter nicht gehören, 
aus der Konkursmaſſe, fei ed auf Grund 
eines dinglichen oder eine perjünlichen 
Rechts. Vgl. Deutſche Konkursordnung, 


9,35 ff. 

Austräge, jchiedsrichterliche Entſchei⸗ 
dungen; auch Bezeichnung für die zur Er: 
teilung derartiger Entfcheidungen beru⸗ 
fenen Schiedsgerichte. So follten nad} der 
BerfaffungdesvormaligenDeutjchen Bun⸗ 
des die Bundesglieber fich unter feinen 
Vorwand befriegen oder ihre Streitigfei= 
ten mit Gewalt verfolgen. Letztere jollten 
vielmehr bei der Bundesverfammlung an⸗ 
gebracht werben, welche diefelben nötigen: 
falls zur gerichtlichen Entfcheidung durch 
eine wohlgeordnnete Austrägalinftanz 
(Austrägalgeriht)bringenfollte Das 
Berfahren war durch die Bundedauß: 
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trägalordbnung vom 16. Juni 1817 
und durch einen Bundesbeſchluß vom 3. 
Aug. 1820 über das bei der Aufftellung 
der Bundesausträgalinitang zu beobach⸗ 
tende Verfahren geregelt. Die deutjche 
Reichsverfaſſung (Art. 76) fchreibt da⸗ 
egen vor, daß Streitigfeiten zwifchen ver⸗ 
Üelebenen Bundesstaaten, fofern biefelben 
nicht privatrechtlicher Natur und baber 
von ben kompetenten Gerichtsbehörben zu 
entfcheiden find, auf Anrufen des einen 
Teils von dem Bundesrat erledigt werben 
follen. Vgl. Leonhard, Tas Austrägal- 
verfahren bes Deutfchen Bundes (1839 — 
1845, 2 Bbe.). 

Auftraliige Kolonien, |. Großbri⸗ 
tannien. 

Auswanderung, das Aufgeben der bis⸗ 
berigen Staatsangehörigfeit zum Zweck 
ber dauernden Niederlafjung im Ausland. 
Während die frühere Gefepgebung den 
Staatangehörigen die A. vielfach in der 
engberzigften Weife erichwerte, haben die 
neuern Verfaffungsurkunden regelmäßig 
den Grundjaß der Auswanderungs: 
freiheit fanftioniert; auch ift berfelbe 
für das Deutiche Reich in dem Bundes⸗ 
(Reichs⸗) Geſetz vom 1. Juni 1870 über 
die Erwerbung und den VBerluft der Bun⸗ 
des⸗ und Reihsangehörigfeit ausdrücklich 
anerfannt. Dabei ift aber zu beachten, 
baß bie einzelnen Staaten, weldye zu dem 
nunmehrigen Deutfchen Reiche gehören, 
im Verhältnis zu einanber nicht mehr als 
Ausland erjcheinen, und ebendarunı ift 
die Entlaffung aus dem bisherigen Uns 
tertbanenverband jedem Staatsangehöri- 
gen ohne weiteres zu erteilen, welcher 
nachweiſt, daß er in einem andern Bun⸗ 
desſtaat die Staatsangehörigkeit erworben 
babe. Man pflegt jetzt dieſen Übertritt aus 
dem einen deutichen Bundesſtaat in ben 
andern al8 Überwanderung zu bezeich- 
nen, im Gegenfat zu dem Ausjcheiden aus 
dem deutſchen Reichöverband überhaupt 
alg ber eigentlichen A., welche zum Zweck 
der Erwerbung der Staatsangehörigkeit 
ober doch zum Zweck der Niederlaflung 
im Ausland erfolgt. Auch hier befteht 
da8 Prinzip der Auswanderungsfreiheit, 
wie bort dasjenige ber Freizügigkeit (f. d.) 
anerkannt iſt; allein es beitehen bier ge: 
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wiſſe Einjchränfungen, welche durch die 
Kefondern Pflichten des Beamtendienftes 
und durch die Unterthanenverpflichtung 
zum Kriegsdienſt begründet find. Nach 
deutſchem Reichsrecht muß nämlich bie 
Entlaffung den aftiven Deilitärperfonen 
unbedingt verfagt werden, zu welchen auch 
die zum Dienft einberufenen Referviften, 
Land- und Seewehrleute zu rechnen find, 
desgleichen Beamten, bevor man jie aus 
dent Dienst entlaffen bat. Andern Per: 
fonen, welche zwar nicht im aftiven Mili- 
tärbienft ftehen, die aber doch noch einer 
Wehrpflicht dem Reiche gegenüber zu ge- 
nügen haben, kann bie Entlafjung nur 
unter gewiſſen Vorausſetzungen erteilt 
werden. Insbeſondere beitcht die Vor⸗ 
Ihrift, daß Webrpflichtigen, welche ſich im 
Alter vom vollendeten 17. bi8 zum voll- 
endeten 25. Lebensjahr befinden, die Ent: 
laſſungeurtunde nicht eher erteilt werden 
darf, bevor ſie ein Zeugnis der Kreiser⸗ 
ſatzkommiſſion darüber beigebracht haben, 
daß ſie die Entlaſſung nicht bloß in der 
Abſicht nachſuchen, um ſich ber Dienſt— 
pflicht im ſtehenden Heer oder in der Flotte 
zu entziehen. Gewiſſe Klaſſen des Beur⸗ 
laubtenſtands bedürfen ferner zur A. der 
Genehmigung der Militärbehörde, eben⸗ 
ſo Mannteaften ber Reſerve, ber Land: 
wehr und ber Seewehr, auch wenn fie 
nicht zum Dienft einberufen find, Übri- 
gens Tann ber Kaiſer für Zeiten des Kriege 
oder der Kriegsgefahr auch noch weitere 
Beichränfungen der Auswanderungsfrei⸗ 
beit anorbnen. Die Entlaffunggurfunde 
bewirkt aber mit dem Zeitpunft der Aus: 
PER den Berluft der Staatsange⸗ 

drigfeit. Die Entlafjung wird unwirk—⸗ 
fam, wenn der Entlajjene nicht binnen 
6 Dionaten vom Tag der Aushändigung 
der Entlafjungsurfunde an feinen Wohn 
ib außerhalb des Reichsgebiets verlegt 
ober die Staatsangehörigkeit in einem an⸗ 
dern Bundesftaat erwirbt. Der fürm- 
lichen A, wird e8 übrigens gleich geachtet, 
wenn ein Reichsangehöriger das Neichs: 
gebiet verläßt und fih 10 Jahre lang un⸗ 
unterbrochen im Ausland aufhält, es fei 
benn, daß ber Betreffenbe fih im Beſitz 
eines Reifepaffes oder eines Heimatſcheins 
befindet, ober daß er in bie Matrifel eines 
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Reichskonſuls eingetragen ift, ober daß er 
mit Erlaubnis feiner Regierung bei einer 
fremden Macht dient. Für Deutjche, welche 
fih in einem Staate des Auslands min- 
deſtens 5 Jahre lang ununterbrochen 
aufbalten und in demjelben zugleich bie 
Staatsangehörigkeit erwerben, fann durch 
Staatsvertrag die zehnjährige Friſt auf 
eine fünfjährige vermindert werden, ohne 
Unterſchied, ob die Beteiligten ſich im Be⸗ 
ſitz eines Reiſepapiers oder eines Heimat⸗ 
ſcheins befinden. Ein derartiger Vertrag 
iſt bereits 22. Febr. 1868 zwiſchen dem 
Norddeutſchen Bund und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika abgeſchloſſen 
worden, zu welchem dann analoge Der: 
träge (fogen. Bancroft:Verträge, fo 
benannt nach dem damaligen nordamerika⸗ 
niſchen Sefandten Bancroft in Berlin) mit 
den füddentichen Staaten binzufamen. 
Nach diefen Verträgen, welche namentlich 
um bdeswillen vereinbart wurden, um Kon⸗ 
flifte Hinfichtlich ber Militärpflicht der bei- 
berfeitigen Unterthbanen zu vermeiden, 
ſollen Angehörige des einen Teils, welche 
5 Sabre lang im Gebiet bed andern 
Teils zugebracht und bafelbit die Staat2- 
angehörigfeit erworben haben, als deſſen 
Angehörige betrachtet und behandelt wer: 
den. Läßt ſich der Raturalifierte wieder 
in feinem Heimatland nieber ohne die 
Abficht, in fein Adoptivvaterland zurück⸗ 
zufehren, fo wirb von ihm angenommen, 
daß er auf feine bortige Naturalifation 
Verzicht leifte. Diefer Verzicht kann als 
vorhanden angenommen werden, wenn 
der Naturalifierte bes einen Teils fich 


länger als 2 Sabre, wieberum in dem |$$ 6 


Gebiet des andern Teild aufgehalten hat. 
Wer fi) dadurch, daß er ohne Erlaubnis 
das Meichsgebiet verläßt ober ſich nach er- 
reihtem militärpflichtigen Alter außer: 
halb des Reihegebiete aufhält, dem Ein: 
tritt in fein Mebrverhältnis zu entziehen 
fucht, hat nad) dem deutſchen Strajgeſetz⸗ 
buch (F 140) Seldftrafe von 1503000 
ME. oder Sefängnisftrafe von einem Mo: 
nat bis zu einem Jahr und Beichlagnahme 
feines Vermögens zu gewärtigen. Ein be- 
urlaubter Rejerift oder Wehrmann der 
Land: und Seewehr aber, welcher ohne Er⸗ 
laubnis auswandert, wird in bem Reichs⸗ 


Auswanderung. 


ftrafgefetbuch ET Nr. 3) mit Gelb- 
ftrafe bis zu 150 ME. ober mit Haft bis 
zu 6 Wochen bedroht. Die gleiche Strafe 
trifft denjenigen, welcher als Erſatzreſer⸗ 
vift erjter Klaffe auswanbdert, ohne von 
feiner bevorftehbenden A. ber Militärbe- 
hörde Anzeige erftattet zu haben. Auch 
die Beftimmung bes $ 144 bes deutfchen 
Strafgeſetzbuchs gehört hierher, wonach 
berjenige, welcher es fich zum Geſchäft 
macht, Deutfche unter Vorfpiegelung fal- 
cher Thatfachen oder wifjfentlich mit un⸗ 
begründeten Angaben oder durch anbre 
auf Täufhung berechnete Mittel zur 
A. zu verleiten, mit Gefängnis von 1 
Monat bis zu 2 Jahren beftraft wer: 
den fol. Im übrigen bat die deutſche 
Reichsverfaſſung (Art. 4) die A. nad 
außerdeutichen Ländern zwar in ben Kom⸗ 
petenzfreis ber Reichsgeſetzgebung gezo⸗ 
gen, es ift jedoch eine Regelung des Aus: 
wanberungswejend, bed Gewerbes ber 
Auswanberungsagenten und ber Aus 
wanderungsunternehmer von Reichs we- 
gen noch nicht erfolgt, vielmehr find in 
„enfehung bet Auswanderungdpoli: 
zei die Gefete und Verordnungen der 
Einzelſtaaten noch maßgebend; doch ijt 
eine befonbere Reichsbehörde, ber Reichs⸗ 
fommiffariug für das Auswan— 
derungsweſen (in Samburg, ‚ beitellt, 
um bie Ausführung ber von dem Bun⸗ 
besrat und den betreffenden Bundesſtaa⸗ 
ten erlafienen Vorſchriften über das Aus: 
wanderungswefen in den deutichen Häfen 
zu überwachen. Bol. bie Tabelle auf 
©. 47. Bol. Reichgmilitärftrafgefeßbudh, 
65 6, 65 —803 Reichsmilitärgeſetz vom 
2.Mai 1874 (Reichsgefetblatt, ©. 45 ff.), 
65 34, 52, 56, 60 f., 69; Deutfche Wehr: 
ordnung vom 28. Sept. 1875; Lam: 
mers, Die deutfche A. unter Bundesſchutz 
(1869); Roſcher, Kolonien, Kolonial: 
politif und A. (2. Aufl. 1856); Kapp, 
Geſchichte ber deutſchen Einwanderung in 
denBereinigtenStaaten (1869); Miller 
Auswandererbuch für Deutjche nach ben 
Vereinigten Staaten (1873), Duval,Hi- 
stoire de l’&migration europ6enne etc. 
(1862); Haffe, A. und Kolonifation (im 
»Sahres: Supplement zu Meyer Kony.⸗ 
Lexikon« 1880). 
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ũberſicht über die deutſche überſeeiſche Außswandernug. 


Aus deutſchen Häfen wurden Auswanderer 
überhaupt (deutſche und fremde) befördert: 












in den in den ; 
Jahren Jahren el 
VNA. 
1847| 41310] 32287 | 1863| 42856 33230 
1848| 36532] 33559 | 1864| 52756| 44118 
1849| 34249| 82120 
1850| 33206] 31402 | 1865| 87549| 76554 
1851| 49772| 44531 I 1866|106657| 95907 
1852| 87586| 70934 1 18671116860| 104966 
1868 |116483 | 101 933 
1853| 87760| 71646 I 1869110813 | 100023 
1854 | 127694| 96847 } 1870| 793371 71341 
1855| 50202] 38471 I 1871102740) 99057 
1856| 62720| 52530 
1857| 81014| 69071 | 18721154824 | 147267 
1858} 42976) 33015 I 18731132417| 123882 
1874| 75680| 69525 
1859| 35253] 30229 | 1875| 56581] 50497 
1860| 46511| 42359 | 1876| 50802] 44267 
1861| 30939| 235508 I 1877| 41824| 33464 
18621 352641 29015 1 1878| 463711 38793 


In deutſchen Häfen und in Antw erpen wur« 
den überfeeifhe Auswanderer auß dem Deutichen 
Reich regitriert: 


1871: 75912 Ausw. | 1875: 30773 Aus. 
1872: 125650 = 1876: 28368 = 
1873: 10388 = 1877: 21964 = 
1874: 45112 = 1878: 24217 = 


Bon den Auswanderern 1878 waren‘ 
männlidhen Geſchlechts: 14409 
weiblichen ⸗ 9808 


Auswärtige Angelegenheiten, dieje⸗ 
nigen Staatsgeſchäfte, welche von - ber 
Staatsgewalt in ihren ee zu 
andern Staaten zu erledigen find. Man 
pflegt die Staatsgewalt, infoweit fie fich 
mit der Vertretung des Staats fremden 
Mächten gegenüber zu befaffen hat, als 
Repräſenkativgewalt zu bezeichnen, 
und zwar find es namentlich das Bündnis⸗ 
recht, dad Gefandtichaftsrecht und das 
Kriegsrecht des Staats, welche hierbei in 
Trage fommen. Die auswärtigen Staats⸗ 
neichäfte werben, wenigitens in den größern 
Staaten, regelmäßig von einem befondern 
Minifter (ſ. d.) bes Auswärtigen oder des 
Außern geleitet, in deſſen Hand die Lei⸗ 


Diefelben wurden expebiert auf 712 Ausiwan- 
dererfchiffen, von denen 44 (— 6,2 Proz.) Segel- 
I&iffe, die Übrigen Dampfſchiffe waren. 


Bon den Auswanderern 1878 gingen nad: 


d. Ver. Stanten v. Veru. . ... 82 
Nordamerila .20373 | Chile. . . . . % 
Br.⸗Nordamerika 89 | andern füdanteri- 
Zentralamerika u. fon. Staaten . 72 
Mei . . » 2, Aria . . . . 8394 
Weftindin. . . TWFIiMien . . . . 50 
Brafllien . . . 1048 | Auftralien. . . 1718 


d. Argent. Staaten 201 


Die Auswanderer 1878 kamen aus folgenden 
Staaten, beziehentlich Landesteilen: 





Dft- u. Weſtpreußen 2072 Mecklenb.⸗Schwerin 422 
Brandenburg . .1635 | Sadjen-Weimar . 189 
Pommern 2536 Mecklenb.⸗Strelitz. 38 
Pin. .... 1596 | Oldenburg . . . 385 
Sälefien 792 | Braunfhweig . . 181 
Sadin . . . . 6868| ©.: Meiningen. . 65 
Schleswig-Golftein 1684 | S.- Altenburg . . 42 
Hannover . 2638 | S.-Roburg- Gotha 47 
Weftfalen . 828 | Anhalt . . . . 61 
Hefien-Naffau. . 757 | Schwarzb.-Rubolft. 23 
der Rheinprovinz. 893 | Schwarzb.-Sondersh. 14 
Hohenzolen . . 37/Walied . . . . 68 
Preußen ohne Neuß ältere Linie 13 
nähere Angabe. 10| Reuß jüng. Linie. 29 
Preußen überh. 16141 | Schaumburg-Lippe 24 
Bayern rechts des Sippe... ..» 70 
Rhein. . . „1404 | Rüibed. . .. . 24 
der Nheinpfaly. . 344 | Bremen 255 
Sadjien . . . „1036 | Hamburg . . . 680 
MWürttemberg . . 1134 | Eljaß- Lothringen 60 
Boden. . .. .» 825 | Deutihland ohne 
Heſſen. ... 665 1 nähere Angabe 28 


tung der auswärtigen (Außern, bohen) 
Politik (f. d.) des Staats Tiegt. 
Auswärtiged Amt des Deutſchen 
Reichs (in Berlin), eineaus dem preußi- 
jhen Minifterium der auswärtigen Ange- 
legenbeiten hervorgegangene Reichsbehörde 
zur Beſorgung ber Geſchäfte ber auswär⸗ 
tigen Politik des Reiche. Dasfelbe zerfällt 
in zwei Abteilungen, von welchen fich die 
erfte, aus zwei Interabteilungen beſtehend, 
mit folgenden Angelegenheiten befchäftigt: 
Abteilung IA mit den Angelegenheiten 
ber höhern Politif, Abteilung IB mit den 
Berionatien, Generalien, Zeremonialien, 
rdensſachen, Etats⸗ und Kaſſenſachen, 
Angelegenheiten der Kunſt und Wiſſen⸗ 
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ſchaft, mit Firchlichen Angelegenheiten ac. 
Die Abteilung IL ift für die Bearbeitung 
der angelegenbeiten de3 Hanbels und Ver: 
kehrs, des Konfulatswejens, der Staats⸗ 
und zivilrechtlichen Angelegenheiten, ber 
Privatangelegenbeiten der Deutfchen im 
Ausland und der Gegenftänbe, welche das 
Juſtiz⸗, Polizei: und Poſtweſen, bie Aus: 
wanderung, bie Schiffsangelegenbeiten, 
die Grenzſachen und Ausgleichungen mit 
fremden Staaten 2c. betreffen, beitimmt. 
Als fländiger Vertreter bes Reichskanz⸗ 
lers in ber Leitung biefer wichtigen Be: 
hörde fungiert berStaatsfelretär des 
auswärtinen Amtes, zualeih Chef der 
Abteilung IA; bie Abteilung IL ift dem 
Direftor bes auswärtigen Amtes 
unterftellt, während ala Dirigent ber Ab: 
teilung IB einer ber Ältern Räte fungiert. 
Bon den auswärtigen Amt reilortieren: 
die Botfchaftern des Deutfchen Reichs für 
Nrantreic ‚ Großbritannien, -Stalien, 
fterreich = Ungarn, Rußland und bie 
Türkei; die Geſandtſchaften für Belgien, 
Brafilien, China, Dänemark, Griechen: 
land, die Niederlande, Portugal, Rus 
mänien, Schweden und Norivegen, bie 
Schweiz, Spanien unb bie Vereinigten 
Staaten von Nordamerika; bie Minilter- 
rejidenturen für Zentralamerifa, Chile, 
Columbia, Japan, Marokko, Mexiko, 
Peru, die La Plata⸗Staaten, Serbien 
und Venezuela; en auch bie beutichen 
Konsulate im Ausland. 
Ausweiiung(Landbesverweifung), 
die Maßregel, woburdy jemand amtlich 
angewiefen und nötigenfalls gezwungen 
wird, das Gebiet eines geroiffen Staats 
ober eines gewiſſen Orts zu meiden. Für 
bie Beantwortung ber Frage, unter wel- 
chen Vorausſetzungen eine Staatds oder 
emeindebehörde befugt fei, gegen eine 
beitimmte Perfon die A. zu verfügen, ift 
aber als oberftes Prinzip der völfer= und 
ftaatsrechtliche Grundſatz zu bezeichnen, 
daß nur ber Angehörige eines Staats 
ein eigentliches Hecht barauf hat, fich in⸗ 
nerhalb bes Staatsgebiets aufzuhalten. 
Das Wohn: und Aufenthaltsrecht bes 
Staatsbürgers ift ein? der Grundrechte 
des Unterthanen, und ebenbeshalb ift 
gegen ihn weder eine A. noch eine Aus: 


Ausweisung. 


lieferung (ſ. b.) an eine frembe Staats⸗ 
regierung zuläffig. Dagegen wirb bem 

remden, welder fih im Inland auf: 
ält, nad modernem Völkerrecht (ſ. 

rembenredt) der Aufenthalt zwar 
eineswegs verfagt, und auch er ſteht, 
wie der Infänder. unter dem Schuß ber 
Staatsgefebgebung. Es ift aber das un- 
beftrittene Hecht bes Staats, einem Frem⸗ 
ben ben Aufenthalt im Inland zu ver- 
fagen, wenn es die Rückſſichtnahme auf 
das Gemeinwohl erheiſcht. Wird } B. 
auf Grund bes beutfchen Strafgeſetzbuchs 
gegen einen Ausländer auf Zuläffigfeit 
der Bolizetaufficht erfannt, fo iſt Die höhere 
Landespolizeibehörbe befugt, benfelben aus 
bem Reichsgebiet auszuweiſen (Reiche: 
ſtrafgeſetzbuch, F 39). In gewiſſen Fäl- 
len kann ferner nach dem deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuch (Fyy 361, Nr. 3— 8; 362 
auf Überweifung des Verurteilten an 
die Landespolizeibehörde erkannt werden, 
fo gegen Landftreicher, Bettler 2c. Iſt 
nun gegen einen Ausländer auf Über- 
weifung an bie Landespolizeibehörde er⸗ 
Tannt, jo kann die X. aus dem Reichsge⸗ 
bieterfolgen. Eublich beſtimmt das Reiche: 
ſtrafgeſetzbuch ($ 284), daß ein Auslän- 
der, der wegen verbotenen Glücksſpiels 
verurteilt wurbe, bes Reich verwiefen 
werben kann. Die Rüdfehr eines Aus⸗ 
ewwiefenen aber wirb nach F 361 bes 

trafgefeßbuch® mit Haft bis zu ſechs 
Wochen beitraft. Aber abgejehen von ſol⸗ 
hen fpeziell im Gefeß vorgefehenen Fäl⸗ 
Ien, in welchen die X. mehr ben Charak⸗ 
ter einer Strafe trägt, kann dieſelbe auch 
als polizeiliche Ma Tegel, namentlich mit 
Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit, zur 
Anwendung kommen. Freilich wird ich 
eine Staatsregierung, bie bier in engher⸗ 
ziger und inhumaner Weife vorgeht, ges 
rechtem Tadel ausfeten und möglicher: 
weife ein Einfchreiten derjenigen Staats- 
regierung veranlafjen, deren Unterthan 
durch biete Maßregel betroffen ward. So 
war es z. B. nicht zu rechtfertigen, wenn 
Frankreich im deutjch sfranzöfithen Krieg 
von 1870/71 fämtliche Deutiche, einerlei, 
ob dem Zivil: oder Militärftand ange 
börig, aus. bem frangöfifchen Gebiet ver- 
wies. Die hierdurch verurfachte Schä- 





Ausweiſung. 


oiqumg wurbe aber nachmals bei Feſt⸗ 
ftellung ber von Frankreich zu zahlenden 
Kriegskoſten berüclichtigt, und ein Reichs: 
geſetz vom 14. Juni 1871 beſtimmte aus⸗ 
drücklich, daß zur Gewährung von Bei- 
hilfen an die während des Kriegs aus⸗ 
ewieſenen Deutſchen außer den für dieſen 
weck in Frankreich erhobenen beſondern 
ontributionen die Summe von 6 Mill. 
ME. aus der von Frankreich zu zahlen- 
den Kriegsentichädigung zu verwenden fei. 
Auf der andern Seite aber können fehr 
wohl Fälle vorfommen, in denen die X. 
eines Ausländers als geboten ericheinen 
muß; fo namentlich dann, wenn ein Aus: 
länder ber öffentlichen Armenpflege an- 
heimfällt, denn ber Staat ift nicht ver⸗ 
pflichtet, Fremden Berfonen auf die Dauer 
öffentliche Unterftüßung zu gewähren. 
Dabei ift aber zu beachten, daß die ein- 
zelnen Staaten, welche jet zum Deut: 
chen Reiche aehören, vermöge des gemein 
fomen Bundesindigenat3 (ſ. db.) im 
Verhältnis zu einander nicht mehr als 
Ausland erſcheinen; vielmehr ift jeder An⸗ 
gehörige eines jeden Bundesftaatzin jedem 
anbern Bundesftant als ein Inländer zu 
betrachten, und das nunmehrige Reiche: 
geſetz über die Freizügigkeit (ſ. d.) erklärt 
ausdrüdlich: »Die polizeiliche U. Bun: 
desangehöriger aus dem Ort ihres dauern: 
den oder vorübergehenden Aufenthalts in 
andern als in ben durch dieſes Geſetz vor⸗ 
gejehenen Fällen ift unzuläffige. Was 
aber dieje Fälle im einzelnen anbelangt, 
fo fann namentlich ſolchen Perſonen, 
welche in einem Bundesſtaat innerhalb 
der lebten zwölf Monate wegen wieder⸗ 
holten Bettelns ober wegen wiederholter 
andftreicherei beftraft worden find, ber 
Aufenthalt in jedem andern Bunbesftaat 
perweigert werden. Auch ift Die Gemeinde 
befugt, einen neu Anziehenden, welcher 
an feinem neuen AufenthaltZort ben Un⸗ 
terftüßungswohnfiß noch nicht erworben 
bat, auszumweifen, wenn fich nach dem An⸗ 
un bie Notwendigkeit einer dffentlichen 
Interftübung offenbart, bie nicht bloß 
wegen einer vorübergehenden Arbeitsun⸗ 
fähigkeit nötig war. Sind in einem fol- 
hen Ausweifungsfall mehrere Staaten 
beteiligt, fo richtet fich da8 Verfahren nach 
Staatslexikon. 
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ben fogen. Gothaer Vertrag, welcher 
unterm 15. Juli 1851 von den deutfchen 
Staaten abgejchloffen und durch die Eife- 
nacher Konvention vom 11. Juli 1853 
näher ausgeführt worden iſt (abgedruckt 
in Hirths »Annalen des Norddeutſchen 
Bundes«, Bd.1, S. 478 ff. 1868). Außer: 
dem iſt hier das norddeutſche Bundesgeſetz 
über den Unterſtützungswohnſitz (ſ. d.) 
maßgebend, welches aber in Bayern und 
Elſaß-Lothringen Feine Gültigfeit Bat. 
Als Strafmittel fommt bie A., wie oben 
ausgeführt, im modernen Strafrecht nur 
noch gegen Ausländer vor, und fo ftatuiert 
benn auch das Neichögefe vom 4. Juli 
1872 (Reichsgeſetzblatt, S. 253), betref- 
fend den Orden der Gefelfchaft Jeſu, die 
A. von Sefuiten aus dem Bundesgebiet 
nur dann, wenn fie Ausländer find. 
Dagegen fcheint das Reichsgeſetz vom 4. 
Mai 1874, betreffend die Verhinderung 
der unbefugten Ausübung von Kirchen: 
imtern (Reichögefetblatt, S. 43 f.), aller- 
singe gegen den an die Spike dieſes Ar- 
tikels geitellten Grundſatz zu verftoßen. 
Denn nach ebendiefen Geſetz kann aud) 
eininlänbifcher@&eiftlicher oder ein an⸗ 
drer Neligionsdiener, welcher durch ge 
richtliches Urteil aus feinem Amt entlaf- 
fen tft und ſich gleichwohl dies Ami an⸗ 
maßt oder dasſelbe thatjächlich ausübt, 
aus dem Bundesgebiet ausgewiejen wer: 
ven. Allein biefer Verſtoß ift doch nur ein 
fheinbarer, denn es ift in diefem Ge- 
je ausbrüdlich beftimmt, daß ein folcher 
Geiftlicher durch Verfügung der Kontroll: 
behörde feines Geimatttante ber Staats- 
angehörigfeit verluftig erklärt und dann 
erft ausgewiefen werden kann. Die N. 
trifft aljo auch in diefem Fall feinen 
Staats= oder Reichgangehörigen, ba bie 
Bundes: oder Reichsangehörigkeit mit ber 
Stuatsangehörigfeit erworben und ver: 
Ioren wird und das in Frage ftehende 
Reichsgeſetz ausdrücklich erflärt: »Per⸗ 
ſonen, welche nach den Vorſchriften die⸗ 
ſes Geſetzes ihrer Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesſtaat verluſtig erklärt find, 


verlieren dieſelbe auch in jedem andern 


Bundesſtaat und können ohne Genehmi⸗ 
ung des Bundesrats in feinem Bundes⸗ 
aat die Staatsangehörigkeit von neuem 
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erwerben«. Auch auf Grund des fogen. 
Sozialiftengefeged (Reichsgeſetz vom 21. 
Oft. 1878) Tann eine A. nicht aus dem 
Reichsgebiet, fondern nur aus einzelnen 
Bezirfen oder Ortichaften, fiir welche ber 
fogen. Meine Belagerungszuftand prokla⸗ 
miert worden ift, erfolgen (j. Sozial: 
bemofratie). 

Auszug, |. v. w. Altenteil (f. d.). In 
der Schweiz verfieht man unter A. den 
einen Hauptteil des Bundesheers, näm⸗ 
lih die Mannſchaften von 20—32 Jah⸗ 
ten, im Gegenfag zur Landwehr. 

Autärch (gried.), |. v. w. Autofrat, 
Selbſtherrſcher; Autarchie, Selbfiberr: 


ſchaft. 

Authentiſche Interpretation, ſ. In⸗ 
terpretieren. 

Autokratie (griech.» Selbft: oder Allein⸗ 
berrichafte), diejenige monarchiſche Staats⸗ 
form, bei welcher der Staatsbeherrſcher 
völlig unumſchränkt, während er in ber 
Fonftitutionellen Monarchie bei den wich- 
tigften Regierungöhandlungen an Die Zu: 
ftimmung ber Bolfövertreter gebunden ift; 
Autofrat,Selbitberrfcher, unumſchränk⸗ 
ter Gebieter. So führt der Kaifer von 
Rußland den Titel eines Selbitherrichers 
aller Reugen. Autofratismus, Be 
geihnung für ein derartiges Regierungs- 
ſyſtem und für die auf Herbeiführung 
eined ſolchen gerichteten Beftrebungen. 
Übrigens wird auch zuweilen die unmit⸗ 
telbare Demofratie als autofratifche De: 
mofratie bezeichnet (f. Demofratie). 

Autonomie (griech., »Gelbfigejenge- 
bung«), die Befugniß gewiſſer Körper: 
fchaften und gewijler Stände, zur Nege- 
lung ihrer innern Angelegenheiten Be: 
fimmungen mit recht2verbindlicher Kraft 
zu erlaffen. Der Umſtand, daß bie ftaat- 
liche Autorität im Mittelalter nur wenig 
entwidelt, und daß ber moderne Grund: 
fat der Zentralifation auf bem Gebiet der 
Gefeßgebung noch nicht zu einer konſe⸗ 
quenten Aus- und Durchführung gelangt 
war, mußte der autonomifchen Rechtsbil- 
bung im Mittelalter ganz befonders gün- 
ftig fein. Beſonders waren es in Deutſch⸗ 
land die Städte, welche fi ihr eignes 
Stadtrecht und ihre eignen Statuten 
gaben und ſich jo namentlich auf bem Ge⸗ 


Auszug — Autonomie. 


biet bes Privatrechts ein befonberes Recht 
ſchufen, jo daß bier neben ben durch Ge: 
wohnheitsrecht entftandenen Normen ganz 
befonbers die A. für jene Zeiten als Rechts: 
uelle zu bezeichnen if. Wie aber das 
ewohnheitsrecht heutzutage fait aufge: 
bört bat, eine fließende Duelle des Rechts 
zu fein, fo ift auch die A. der Gemeinden 
von ber modernen Geſetzgebung mehr und 
mehr abforbiert worden. Gleichwohl be- 
fteht auch noch heutzutage das Necht der 
A. ber Gemeinden und andrer Kommunal: 
verbändbe (Provinzen, Kreife, Bezirke), 
wenngleich in befchränften Umfang und 
mit dem Charakter einer von ber ſtaat⸗ 
lichen Geſetzgebung abgeleiteten Befugnis, 
Diefe Verbände haben nämlich regelmäßi 
das Recht, innere Angelegenheiten burd 
rechtSverbindliche Statuten zu orbnen. 
So beftimmt 3. B. bie beutiche Gewerbe 
orbnung ($ 142), daß die durch das Ge⸗ 
je bezeichneten gewerblichen Gegenftände 
durch Ortsftatuten, welche auf Grund 
eines Gemeindebeſchluſſes nach Anhörung 
beteiligter Gewerbtreibenden erlafjen wer: 
den, mit verbindlicher Kraft geordnet wer: 
den können. Derartige Statuten bebür- 
fen jedoch der Genehmigung der höhern 
Verwaltungsbehörde; auch ift bie Zentral- 
behörde befugt, Ortsftatuten, weldye mit 
den Gefeten im Widerſpruch ftehen, außer 
Kraft zu feken. Bon praftiicher Bedeu⸗ 
tung ift ferner auch noch die A. des hoben 
Adels (f. d.). Die deutfche Bunbesafte 
(Art. 14) fiherte nämlich den 1806 
und ſeitdem mittelbar geworbenen ehe 
maligen Reichsſtänden und Reichsan⸗ 
ehörigen zu, daß ihre noch beftehenden 
Tamilienverträge aufrecht erhalten werden 
follten, und daß ihnen die Befugnis zu- 
ſtehen folle, über ihre Güter: und Familien 
ar verbindliche Verfügungen zu 
treffen, welche jedoch dem Souverän vor: 
zulegen und bei den höchſten Landesftellen 
zur allgemeinen Kenntnis und Nachach⸗ 
tung zu bringen feien. Nach manchen 
Staatsgefeken (Baden, Bayern, Breußen) 
müffen übrigens derartige Hausgeſetze 
dem Souverän nicht nur zur Kenntnis⸗ 
nahme, fondern zur Beftätigung unter: 
breitet werben. Übrigens ſteht Dies Recht 
der A. auch den regierenden Häufern und 


Autonomilten — Averſum. 


ihren Oberbäuptern zu. Auch die Kirche 
bat ein gewifles —8 der A., ſofern es 
ſich um innere kirchliche Verhältniſſe, z. B. 
um Liturgie und Kirchendisziplin, Fan. 
belt, unbeichabet bes ftantlichen Oberauf⸗ 
fichtsrechts, welches in einzelnen Staaten, 
—* in Bayern, dadurch zum beſondern 

usdruck gebracht iſt, daß zu ſolchen auto⸗ 
nomen Satzungen der Kirche das landes⸗ 
id Placet eingeholt werden muß. 
Enblidy haben auch die Geſchäftsordnun⸗ 
gen ber parlamentarifchen Körperjchaf- 
ten gewifjermaßen den Charakter autono- 
mer Sagungen (j.Geihäftsordnung). 
Bol. Heffter, Sonderrechte ber ſouverä⸗ 
nen und der mebiatifierten Häufer Deutfch- 
Yands (1871); Schulze, Die Haudge- 
ſetze ber veglerenben beutichen Fürſten⸗ 
bäufer (1862—78, Bd. 1 u. 2). 

Autonomiflen (griech), Bezeichnung 
einer politifchen Partei in Elfaß-Lothrin- 
gen, welche im Gegenfat zur fogen. Pro⸗ 
teftpartei die Annerion bed Landes als 
eine völferrechtliche Thatfache betrachtet, 
aber, wie e8 in dem Straßburger Pro: 
ramm vom 16. April 1871 beißt, dem 

taat Eljaß Lothringen »eine möglichit 
ausgebehnte Autonontie«, d. h. eine mög- 
licht - jelbftändige Verfaſſung, gewährt 
willen will. Die autongmiftifche Partei 
Scharte ſich zumeiſt um das »Eljäfler 
Sournale (den frühern »Niebercheinifchen 
Kurier«) und hat nach langem Ringen 
und namentlich durch den im Reichstag 
geflellten Antrag ber. Reichstagsabgeord⸗ 
neten Schneegans, North, Rad und Lo: 
rette eine felbftändige, im Land befind: 
lihe Regierung erlangt (ſ. Elſaß-Lo—⸗ 
thringen). 

Autopfie (grieh.), Belichtigung, Aus 
genfcheinseinnahme (f. Augenſchein). 

Autorifieren (lat), ermächtigen, be: 
volmädtigen; Autorifation, Ermäd} 
tigung, Crteilung einer Befugnis oder 
einer Vollmacht. 

Autorität (lat.), Anfehen, Macht; un: 
ter öffentlicher X. insbeſondere werden 
das Anjehen und bie öffentliche Achtun 
verftanden, welche die Staatsgewalt un 
ihre Organe für ih in Anſpruch nehmen 
Können und müffen. Cine Auflehnung 
gegen biefe A. ift, wenn fie in Widerſetz⸗ 


51 


lichkeit (f. d.) übergeht, kriminell ftrafbar. 
Denn das Weſen bes Staats befteht in 
ber Unterordnung ber Gefamtheit ber 
Regierten unter die Staatsregierung, welch 
leßtere die ihr hiermit verliehene U. auf: 
recht zu erhalten hat, will fie bie Eriftenz 
bes Staats felbft nicht in Drage ftellen. 
Die Macht der Regierung, die Staatsge- 
walt, gründet fich aber entweber auf Die 
eigne Machtvollfommenheit oder auf bas 
Prinzip der Majorität, und in biefem 
Sinn ſpricht man von dem Gegenfat bes 
Autoritätsprinzips zum Majori— 
tätsprinzip. So formulierte befannt- 
lih Stahl den Grundgedanfen bes fogen. 
»Königtums von Gottes Gnaden« dahin: 
»A., nicht Majoritäte. Das Autoritäts- 
prinzip nimmt nämlich die Staatögewalt 
für den Monarchen Eraft göttlichen Rechts 
in Anspruch, unabhängig von bem Willen 
des Volks, aus eigner Machtvollkommen⸗ 
beit. Das Autoritätsprinzip iſt daher 
dasjenige ber abſoluten Monarchie. Das 
Majoritätsprinzip Dagegen iſt ber Grund⸗ 
ſatz der Republiken, in welchen die Sou⸗ 
veränität der Geſamtheit ber Staats—⸗ 
bürger zuſteht, indem ſich der einzelne 
Staatsangehörige ber ihm gegenüber: 
ftehenden Mehrheit unterorbnen muß. 
Eine Verſchmelzung beider Syfteme bietet 
und bie moderne Tonftitutionelle Monar⸗ 
hie dar, welche die A. des Einzelherrichers 
mit dem Willen der Mehrheit des Volks 
in Verbindung bringt, welch letzterer in 
der Volfövertretung (f. d.) feinen Aus: 
drud findet. 
Autorredt, ſ. Urheberrecht. 
Anancieren (franz., ipr. awangfi-), fort: 
Ichreiten, vorrüden, aufrüden; Avance- 
ment (ipr. «fimang), das Aufrüden in eine 
höhere Stelle im Zivil- oder Militärdienft. 
Avarie (franz.), ſ. Havarie. 
Averſum (Iat., Averfionalguan: 
tum, Averfionalfumme), Baufd) 
jumme. So wird 3. B. von verfchiedenen 
deutſchen Einzelftaaten an die Reichspoft- 
verwaltung für Die portofreie Beförde: 
rung ber Staatsbienftfachen ein U. be⸗ 
zahlt. Ebenſo haben diejenigen Gebiete 
des Deutfchen Reichs, welche außerhalb ber 
gemein haftlien Zollgrenze liegen, zu 
en Ausgaben bes Reich? Burg Zahlung 
% 
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eines Averfuns mit beizutragen. Aver: 
In nierung dieFeſtſetzung einer Baufch- 

umme an Stelle der Erhebung von Eins 
zelbeiträgen. 

Avocatorium (fat., Literae avo- 
catoriae, franz. Décret de rappel), Ab- 
berufungsichreiben, eine won der Staats: 
gewalt erlaffene öffentliche Befanntma- 
hung, durch welche ihre im Ausland ſich 
aufhaltenben Angehörigen zur Rückkehr 
in die Heimat aufgefordert werben. Solche 
Avofatorien kommen noch infofern vor, 


Baden, Großherzogtum und Bundes: 
ſtaat des Deutjchen Reihe, 15,084 qkm 
mit 1,570,189 Einw. Haupt: und Reli: 
denzftadt: Karlsruhe mit (1880) 50,122 
Einw. Der überwiegende Teilder Bevölke⸗ 
rung gehört der Fatholifchen Konfeſſion an. 


Arealu.Bevölferung (1. Dez. 1880) 
Die Bezirke find die Kreife der Landestommiffton. 
J Einw. Einw. 

7) Baden . 134562 
8) Karlsruhe 272536 


Bez. Karlsruhe 407 098 
9) Mannheim 124113 


fſtreisKonftanz 131378 
2) = Billingen 70614 
3) = Waldshut 80313 
Bezirk Konftanz 282300 
4) KreisFreiburg 206 626 | 10) Heidelberg 143377 
5)Lörrah . 92408 | 11) Mosbach. 159199 
6) Offenburg . 155088 | Bez. Mannheim 426689 
Bez. Freiburg 454102 | Zufammen: 1570189 

An der Spike ded Staats fteht der 
Großherzog (Königliche Hoheit), welcher 
fich zur evangelifhen Konfejfion befennt. 
Sein vollſtändiger Titel ift: »Von Gottes 
Gnaden Großherzog von B., Herzog von 
Zähringen«. Die Zivillifte beträgt mit 
den fonftigen Ausgaben für das groß: 
herzogliche Haus jährlich 1,788,350 ME. 
Das regierende Haus gehört der Linie B.- 
Durlad an. Der Reichsdeputationshaupt⸗ 
ihluß vom 25. Juni 1803 brachte dem 
Markgrafen von B. zur Entſchädigung 
fiir feine VBerlufte auf dem linfen Rhein⸗ 
ufer die Kurfürftenwürde, während im 
übrigen die Entſchädigung durch jäfulari- 
fierte geiftliche und mebiatifierte weltliche 
Beſitzungen erfolgte. Durch den Anſchluß 
an Napoleon I. erhielt der Kurfürft Karl 

















Avocatorium — Baden. 


als zuweilen bei bevorſtehendem F riedens⸗ 
bruch die Regierung ihre in Feindesland 
lebenden Unterthanen auf bie Scuslofig 
feit, welcher fie dort preisgegeben find, 
durch Avokatorien aufmerffam zu machen 
fich verpflichtet hält, wie dies 3. B. bie öfter- 
reichiſche Regierung im italienifchen Felb- 
ug von 189 ihren in der Lombardei leben⸗ 
en Unterthanen gegenüber gethan hat. 
Ayuntamiento, in Spanien bie ſtäd⸗ 
tiſche Munizipalgewalt und Munizipal- 
behörde. 





Friedrich die Würde eines Großherzogs 
und bie volle Souveränität. 

Die Staatsform ift nach ber Verfaf- 
fungsurfunde vom 22. Aug. 1818bie einer 
erblichen Fonftitutionellen Monarchie (Ab⸗ 
änderungsgeſetze vom d. Aug. 1841, 17. 

ebr. 1849, 17. Zuni 1862, 21. Oft. 1867, 

1.De3.1869 und 16. April 1870). Es bes 
fteht das Zweikammerſyſtem. Die Erfte 
Kammer jegt ſich aus den Prinzen des groß- 
herzoglichen Hauſes, ben Häuptern ber 
ftandesherrlichen Familien, dem Landes: 
bifchof und 1 vom Großherzog ernannten 
proteftantifhen Prälaten, 8 Abgeordneten 
des grundherrlichen Adels, 2 Abgeordneten 
ber Ranbeduniverfitäten und höchſtens 8 
vom Großherzog ernannten Mitgliedern 
zufammen. Die Zweite Kammer befteht 
aus 22 Abgeordneten befiimmter Stäbte 
und 41 der Amter, welche in inbireften 
Wahlen auf vier Jahre gewählt werden. 
Durch Staatsvertrag mit bem Norddeut⸗ 
[den Bund vom 15. Nov. 1870 trat B. 

em nunmehrigen Deutjchen Reich bei, 
und zwar wurde, während Bayern und 
Württemberg verjchiedene Reſervatrechte 
erhielten, für B. nur ber eine Vorbehalt 
gemacht, daß für diefen Staat bie Be: 

euerung des inländifchen Branntweins 
und bed inlänbifchen Biers ber Landes: 
gefeßgebung vorbehalten bleibe (Art. 35 
der deutſchen Reichverfaflung). Im Bun- 
desrat führt das Großherzogtum drei 
Stimmen; in ben deutſchen Reichstag ent- 
jendet es 14 Abgeordnete. | 





Baden. 


Staatsverwaltung. Die oberfte 
vollziehende Behörde des Landes ijt das 
Staatsminifterium, welches unter einem 
Deinifterpräfidenten fteht und fich aus den 
Chef3 der einzelnen Miniſterialdeparte⸗ 
ments und verſchiedenen Räten zufam: 
menſetzt. Ihm ſteht die Oberrechnungs⸗ 
kammer zur Seite, welche das geſamte 
Rechnungsweſen leitet und mit der Su: 
perrevifion der Staats⸗, Provinzial- und 
andrer Kafjen betraut ift. Im übrigen 
befteben vier Departements ded Staats: 
minifteriumg, nämlich: das Minijterium 
des großhergoglicen Haufe und der Ju: 
ftiz, das Miniſterium des Innern, das 
Handelsminiſterium und das Minifterium 
der Finanzen. 

Suftizorganifation. Das Ober: 
landesgericht des Großherzogtums ijt in 
Karlsruhe errichtet. Es beftehen folgende 
fieben Landgerichte: 

1) Landgeriht Konftanz (mit den Amtsgerichten: 
Donauefdhingen, Engen, Konftanz, Meßkirch, 
Pfullendorf, Radolfszel, Stockach, Überlin- 
gen, Villingen); 

2) Waldshut (Bonndorf, Sädingen, Et. Bla⸗ 
fien, Waldshut); 

3) Freiburg (Breifahd, Emmendingen, Etten- 
heim, Freiburg, Kenzingen, Lörrach, Müllheim, 
Neuftadt, Schönau, Schopfheim, Staufen, 
Waldkirch); 

4) Dffenburg (Achern, Bühl, Kork, Lahr, Ober⸗ 
ich, Offenburg, Triberg, Wolfach); 

5) Karlsruhe (Baden-Baden, Bretten, Bruch⸗ 
fal, Durlach, Eppingen, Ettlingen, Gerns⸗ 
bad, Karlsruhe, Pforzheim, Raftatt); 

6) Mannheim(Heidelberg Mannheim Schwetzin⸗ 
gen, Sinsheim, Weinheim, Wiesloch); 

7) Mosbach (Adelsheim, Borberg, Buchen, Eber- 
bad, Mosbach, Tauberbiſchofsheim, Wall⸗ 
dürn, Wertheim). 

Verwaltung. Zum Zweck der innern 
Verwaltung zerfiel das ats gebiet früher 
in bie vier Kreiſe: Mittel:, Ober⸗, Unter⸗ 
rheinkreis und Seekreis. Geit 1864 ift 
dazjelbe aber in 11 Verwaltungsfreife 
mit folgenden 52 Amtsbezirken (Bezirks: 
Ämtern) eingeteilt: 

1) Kreis Konftanz mit 6 Bezirksämtern zu 
Engen, Konftanz, Meßkirch, Pfullendorf, 
Stockach, Überlingen; 

2) Kreis Billingen (3): Donaueſchingen, Tris 
berg, Billingen; 

8) Kreis Waldshut (4): Bonndorf, Säckin⸗ 
gen, St. Blafien, Waldshut; 
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4) Kreis Freiburg (7): Breiſach, Emmendingen, 
Ettenheim, Freiburg, Neuftabt, Staufen, 
Waldkirch; 

5) Kreis Lörrach (4): Lörrach, Müllheim, Schö- 
nau, Schopfheim; ’ 

6) Kreis Offenburg (5): Kork, Lahr, Ober 
kirch, Offenburg, Wolfach; 

7) Kreis Baden (4): Achern, Baden, Bühl, 
Raftatt; 

8) Hrei8 Karlsruhe (6): Bretten, Bruchſal, 
Durlach, Ettlingen, Karlsruhe, Pforzheim; 

9) Kreis Mannheim (3): Mannheim, Wein 
beim, Schweßingen; 

10) Kreis Heidelberg (4): Eppingen, Heidel⸗ 
berg, Sinsheim, Wiesloch); 

11) Kreis Mosbach (6): Adelsheim, Buchen, 
Eberbach, Mosbach, Tauberbiſchofsheim, 
Wertheim. 

Dieſe elf Kreifefindvier Landestommif. 

faren unterjtelt (deren Bezirke ſ. S. 52, 

Tabelle), unmittelbar unter dem Staats: 

minifterium des Innern ftehend, bei dem 

vier Deinifterialräte als Landeskommiſſare 
für jene vier Diftrifte fungieren. An ber 

Spige eines Bezirksamts fieht der Bezirks— 

amtmann, welchem als Organ ber fom- 

munalen Selbitverwaltung ein aus 6—9 

Mitgliedern beitehender Bezirksrat beige: 

geben ift. Der Kreis wird in diefer Hin- 

ſicht Durch Die freisverfammlungvertreten, 
welche aus ihrer Mitte einen Kreigaug: 
ſchuß wählt. Derjenige VBerwaltungöbe- 
amte, welcher dem Bezirk vorfteht, in dem 
die Kreisverwaltung ihren Sik bat, fun 
giert in Anfehung der legtern ald Organ 

ber Regierung (Geſetz von: d. Oft. 1863, 

betreffend die DOrganifation ber innern 

Verwaltung). In Berwaltungsrechtsitrei- 

tigfeiten entjcheidet in zweiter und leßter 

Anitanz der Verwaltungsgerichts— 

hof. Dem Minifterium des Innern ift 

auch das Schulweſen unterftellt, welches 
durch einen Oberſchulrat verwaltet wird. 

Was das Kirchenweſen anbetrifft, ſo iſt 

das Haupt der katholiſchen Landeskirche der 

piſche zu Freiburg, zugleich Metro: 
polit der oberrheiniſchen Kirchenprovinz; 
unter ihm ſtehen 35 Landkapitel mit 

einem erzbiſchöflichen Dekan und 660 

Pfarreien. Die proteſtantiſche Kirche ſteht 

unter dem aus geiſtlichen und weltlichen 

Mitgliedern beſtehenden Oberkirchenrat. 

Die Pfarrämter find zu Diözeſen zuſam⸗ 

mengefaßt, welche unter Dekanen ſtehen. 
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Die Gefamtlirche wird burch bie General- 
fonode repräfentiert. Für bie Diözefen 
beitehen Diözeſanſynoden, während in ben 
einzelnen Kirchengemeinden Kirchenge⸗ 
meinberäte undKirchengemeindeverſamm⸗ 
lungen die Repräfentativförperfchaften der 
Kirchengemeindemitglieder find. Yon dem 
Hanbelsminifterium refiortieren die 
Oberbireftion des Wafler- und Straßen: 
baus, die Generaldireftion der Eifenbab- 
nen, das Statiftifche Büreau und bie 
Rheinſchiffahrts-Zentralkommiſſion (in 
Mannheim). 

Finanzen. Das Budget für die Jahre 
1880 und 1881 beträgt (in Mark): 


Ordentliche Ausgaben fir 1880. . 37506081 
⸗ s 1881. 


P) . 87615513 
Außerordentl. Ausgaben für1880/81: 8010739 


18132283 


Ausgaben: 

Ordentliche Einnahmen für 1880 . 38468421 
⸗ ⸗ ⸗1881. 39224080 
Außerord. Einnahmen für 1880/81. 393527 


Einnahmen: 78086 028 


Das hiernach Für beide Jahre vorauszu⸗ 
jehende Defizit fol aus dem Betriebsfonds 
der allgemeinen Landesverwaltung gedeckt 
werben. Unter den ordentlichen Einnah- 
men pro 1881 find die direkten Steuern 
auf 10,529,533 ME., die indireften auf 
8,993,429 ME., die Einnahmen aus der 
Domänenverwaltung aber auf 7,560,557 
ME. veranfchlagt. Unter den Ausgaben ift 
bie Erigenz des Unterrichtäwefens mit 
2,611,493 ME. , diejenige der Bezirföver: 
waltung und Polizei mit 2,746,074 ME. 
und die für Waffer: und Straßenbau mit 
4,224,819 ME. in Anfab gebracht, abge: 
fehen von den auf das Extraordinarium 
iibernommenen Ausgaben für das Bau: 
wefen. Die (reine) allgemeine Staats: 
ſchuld belief fih nach — der Aktiven 
31. Dez. 1879 auf 11,399,928 Mk., die reine 
Eiſenbahnſchuld auf 324,138,664 ME, 
Bezüglich der Militärverhältnijje ift 
die 25. Nov. 1870 zwifchen Preußen und 
B. abgeſchloſſene Militärfonvention maß- 
gebend, wonach das badische Kontingent 
unmittelbarer Beſtandteil der Föniglich 
preugifchen Armee geworden ift, indem 
ber König von Preußen alle Nechte und 
Pflihten des Kontingents= und Kriegs: 


Bagatelliachen — Banat. ' 


herren übernommen hat. Das Kontingent 
bildet proenwärlig ben Hauptbeftanbteil 
bes 14. Armeekorps. — Das badilche 
Staatswappen bat im Feld recht3 oben 
einen ſchrägen golden Balken in pur- 
purnem Feld und links unten einen gold: 
nen, links gehenben Löwen mit ausgeſchla⸗ 
gener Zunge ald Wappenzeichen ber zäh: 
tingifchen Abftammung. Das in 28 Felder 
geteilte große Wappen, welches die Wappen 
ber einzelnen Landesteile enthält, wirb 
von zwei Greifen gehalten. Die Lanbes- 
farben find PBurpurrot und Gold. I. 
Heunifh, Das Großherzogtum 8. 
(1857); Bed, Das badiſche Yand (1873); 
Weech, Geſchichte der babifchen Verfaſ⸗ 
fung (1868); Weizel, Das badiſche Ge: 
fe vom 5. Ott. 1863 über bie Organi⸗ 
ſation der Verwaltung (1864); » Hof⸗ und 
Staatshandbuch des Großherzogtums B.« 

Bagutellſachen, bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, welche wegen ber Geringfü⸗ 
Y feit bes Gegenflands im minder fürm- 

iden ‚ beichleunigten Verfahren (Baga= 

tellprozeß) erledigt werben; im deut⸗ 
ſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz diejenigen 
Prozeßſachen, welche in erſter Inſtanz nicht 
vor den kollegialiſch beſetzten Landgerich⸗ 
ten, ſondern vor den Amtsgerichten (Ein⸗ 
zelgerichten) zu erledigen ſind. 

Ballän, der Hämos ber Alten, das bul⸗ 
ariſch⸗thrak. Scheidegebirge auf ber tür: 
iſchen Halbinfel, daher man mit der Be: 

zeihnung Balfanhalbinfeldie Länder 
Bosnien, Montenegro, Serbien, Rumä: 
nien, Bulgarien und Griechenland zu: 
fammenfaßt. 

Ballotage (franz., ſpr. tahſch), Kuge⸗ 
lung, Wahl oder Abſtimmung mit ſchwar⸗ 
zen und weißen Kugeln; daher ballotie- 
ren, auf biefe Weife abſtimmen. 

Banät, ein von einem Ban regierter 
Bezirk ;insbefondere Name einerLandſchaft 
in Ungarn, die Komitate Temes, Toron⸗ 
tal und Krafid umfaflend, Hauptitabdt: 
Temesvär, 28,040 qkm, von jeher zu 
Ungarn gehörend, 1849 — 60 ein beſon⸗ 
deres üfterreichifches Kronland bildenb, 
jeitdem wieder mit Ungarn verſchmolzen. 
Ban (Banus, v. flaw. pan, »Herr«) ift 
gegenwärtig noch ber Titel des Statthal- 
ter von Kroatien und Slawonien. 


Bancroft-Berträge — Bank. 


Bancroft⸗Vertrũge tipr. ban⸗), ſ. Au 8⸗ 
wanderung. 

Bank, eine Anſtalt, welche die Auf: 
gabe hat, gewerbsmäßig ben Geld- und 
Rrebitberkeht zu vermitteln und zu erleich- 
tern. Im einzelnen find die Geſchäfte jol- 
cher Bankinſtitute fehr mannigfaltiger und 
verfchiedener Natur. Es kommen hier Wech⸗ 
jelgeichäft, Handel mit Münzjorten, Geld: 
wechleln, Depofitengefchäft, Banknoten⸗ 
emiffion, Diskont-, Lombard⸗, Kontofor- 
rent: Spefulations:, Effekten⸗ Börſenkom⸗ 
miſſions⸗, Inkaſſo⸗, VBerfiherungs:, Kom: 
miſſionsgeſchäft. Hypothekenbelei ung und 
Pfandbriefemiſſion ꝛc. vor. Doch beihäf: 
tigen fich nicht alle Banken gleichzeitig mit 
all diefen verjchiedenen Banfgefchäften; fie 
beichränfen fich vielmehr zumeiſt auf ein- 
zelne beflimmte Branchen, welche fie aus- 
Ichließlich oder Doch vorzugsweife Fultivie- 
ren, baher man benn von Wechſel-, Kre⸗ 
dit=, Zettel oder Noten=, Hypothefen-, 
Giro-⸗, Disfont:, Handeld=, Induſtrie⸗ 
banfen u. dgl. ſpricht. Viele diefer Ban 
fen haben den Charakter von Handels: 
geſellſchaften; manche find Staatsinſti⸗ 
tute; andre find zwar Brivatunternehmen, 
die aber vom Staat mit bejondern Vor: 
rechten außsgeftattet und der ftaatlichen 
Oberaufſicht unterftellt find, fo z. B. 
die privilegierte Oſterreichiſche National- 
bank, die Belgiſche Nationalbank, die B. 
von Sranfteich und die B. von England. 
Bon beſonderer Wichtigfeit find aber die— 
jenigen Banken (Zettelbanfen, No: 
tenbanfen), welche zur Ausgabe von 
Banfnoten (franz. billets de banque, 
engl. bank-notes) ermädjtigt find, d. h. 
zur Emiffion von unverzinglichen, aufden 
Inhaber Yautenden Zahlungsanweilun: 
gen einer B. auf fich felbit, die jederzeit 
von ber B. mit dem baren Geldbetrag, 
auf welchen fie lauten, eingelöft werden 
müſſen. Sie find fein Papiergeld, fon- 
bern nur Gelbpapier; ihr Geben und Neh⸗ 
men ift feine Zahlung, fondern nur ein 
Geben un d Empfangen an Zahlungsſtatt. 
Die Bedeutung, welche derartige Noten 
für ben Verkehr denen läßt es aber alg 
nerechtfertigt erſcheinen, daß ber Staat 
ich die Kontrolle über ſolche Banfinfti- 
tute vorbehält. In manden Staaten ift 
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daher das Notenprivilegium einem be⸗ 
ftimmten Banlinftitut in ausfchließlicher 
Weife erteilt, fo in Frankreich, Holland, 
Norwegen, Ofterreich, Nußland und Schwe⸗ 
den. Im Deutſchen Neich dagegen hat 
man neben der aus der Preußiſchen B. 
hervorgegangenen Reichsbank (ſ. d.) bie 
in den Einzelſtaaten von den betreffenden 
Regierungen Fonzeflionierten Banfen be: 
ſtehen Iafjen; allein ihr Notenprivilegium 
ift Durch das Neichsbanfgefe vom 14. 
März 1875 (Reichsgeſetzblatt, S. 177 ff.), 
welches gleichzeitig die Reichsbank ins Le⸗ 
ben rief, fo bejchränft, daß verfchiebene 
diefer Banfen für bie Solgeaeit auf bie 
Emiffion von Banknoten Verzicht leiſte⸗ 
ten. Das Banfgefeß beſtimmie nämlich 
für jede diefer Banfen einen Marimalbes 
trag und verordnete, daß jede B., deren 
Kotenumlauf ihren Barvorrat und jenen 
Betrag liberfteigt, von dem Überfchuß eine 
Steuer von jährlih 5 Proz. zur Reichs⸗ 
fafje entrichten müſſe. Außerdem ift be: 
jtimmt, daß bie Befugnis zur Ausgabe von 
Banknoten Fünftighin nur buch Reichs: 
nefeß erworben oder erweitert werden kann. 
Eine Verpflichtung zur Annahme von 
Banknoten bei Zahlungen, welche gefeß- 
lich in Geld zu leiften find, findet nicht 
ftatt; auch follen Banknoten nur auf Be 
träge von 100, 200, 500 und 1000 ME. 
ober von einem Bielfachen von 1000 ME. 
ausgefertigt werden dürfen. Diejenigen 
Privatnotenbanfen, welche zur Zeit 
in Deutfchland neben der Reichsbank noch 
Banknoten ausgeben, find folgende: 1) 
bie Städtifche B. zu Breslau; 2) bie Köl- 
nifche Privatbank; 3) die Magdeburger 
Privatbank; 4)die Danziger Privataktien- 
bank; 4) die Provinzialaktienbanf bes 
Örobbetppatums Pofen; 6) die Hanno: 
verifche B: ; 7) bie Frankfurter B.; 9 die 
Bayrifche Notenbank; 9) die Sächfifche 
B. zu Dresden; 10) der Keipziger Kaſſen⸗ 
verein; 11) die Chemnitzer Stadtbank; 
12) die Württembergifche Notenbanf; 13) 
die Badische B.; 14) dieB. für Suüddeutſch⸗ 
land; 15) die Braunfchweigifce B.; 16) 
die Kommerzbant in Lübeck; 17) die Bre⸗ 
mer®. Bol. Wirth, Handbud)des Bank: 
weſens (1870); Soetbeer, Die deutfche 
Bankverfaffung (1875); Coquelin, Le 
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eredit et les banques (1876); Poſchin⸗ 
ger, Die Banfen im Deutjchen Reich 
11876 ff., 8d.1—5); Saling, Börfen- 
papiere, Bd. 3. 

Banknote, |. Bant. 

Banfrött (Bankrutt, franzöfiich 
Banqueroute, engl. Bankruptcy, ital. 
Banco rotto, Banca rotta, d. 5. zer- 
brochene Bank, nämlich ber gerbrochene 
Mechfeltifh des infolventen Geldwechs⸗ 
Vers), im gemößnlien Sprachgebrauch 
ſ. v. w. Falliment (Falliſſement), b. h. 
die öffentlich erklärte Zahlungsunfähig⸗ 
keit (Inſolvenz) einer Perſon nameni⸗ 
lich eines Gewerbtreibenden. Im engern 
und eigentlichen Sinn aber verſteht man 
darunter den ſtrafbaren Konkurs (. d.) 
die verſchuldete Zahlungsunfähigkeit, 
welche ben Bankrottierer als ſtraf⸗ 
fällig erſcheinen läßt. Die für das Deut⸗ 
ſche Reich in letzterer Hinficht bisher maß- 
gebenden Beltimmungen bed Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs (55 281—283) find aber nun 
mehr durch die einfchlägigen Normen ber 
beutfchen Konfursordnung (FF 209— 214) 
erjeßt worden. Hiernach find folgende 
Unterſcheidungen zumaden: 1) Betrüg: 
licher B., welcher ‚‚wenn feine mildern: 
den Umftände vorliegen, mit Zuchthaus 
bi8 zu 15 Jahren beitraft wird, ift dann 
vorhanden, wenn ein Schuldner, ber feine 
Zahlungen eingeftellt hat, ober über bejien 
Vermögen dad Konfursverfahren eröff- 
net worden ift, in ber Abficht, feine Gläu⸗ 
biger zu benachteiligen, Vermögensſtücke 
verheimlicht ober beifeite geſchafft, oder 
Schulden ober Rechtsgefchäfte anerkannt 
oder aufgeftellt hat, welche ganz oder teil: 
weise erdichtet find. Ebenſo wird ein in: 
folventer Kaufmann wegen betrüglichen 
Banfrott3 beftraft, wenn er in der näm- 
lichen Abficht Handelsbücher, deren Füh—⸗ 
rung ihm geſetzlich oblag, zu führen unter: 
Yaffen ober feine Handelsbücher vernichtet, 
verheimlicht ober fo gefü rt oder verändert 
hat, daß diefelben Feine Überficht des Ver: 
mögensgewähren. 2) Einfacher B. (Ge 
fängnis bis zu2 Jahren) ift das Vergehen 
infolvdenter Schuldner, welche durch Auf: 
wand, Spiel oder Differenzhandel mit 
Waren oder Börfenpapieren übermäßige 
Summen verbraucht haben oder ſchuldig 
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eworben find ober bie Hanbel2bücher zu 
ihren unterlaflen haben, deren Wührung 
ihnen geſetzlich oblag, ober biefelben ver: 
beimlicht, vernichtet ober fo unordentlich 
gefübt haben, daß fie feine Überficht ihres 
ermögeneguftanbe gewähren, oder welche 
e3 ben Beſtimmungen bed Hanbelögefeb- 
buchs zumiber unterlaflen haben, bie 
Bilanz ihres Vermögens in ber vorge: 
jchriebenen Zeit zu ziehen. 3) Wider: 
rechtliche Begünſtigung einzelner 
Gläubiger: uldner, welche ihre 
gehlungen eingeftellt, oder über beren 
rmögen das Konkursverfahren eröft- 
net worben ift, werben mit Gefängnis bis 
u 2 Jahren beftraft, wenn fie, obwohl 
he ihre Sahlungaunfübigfeit fannten, 
einem Gläubiger in der Abficht, ihn vor 
den übrigen Gläubigern zu begünftigen, 
eine Sicherung ober Befriedigung gewährt 
haben, welche derfelbe nicht ober nicht in 
diefer Art oder nicht zu diefer Zeit zu be: 
anipruchen hatte. 4) Handlungen 
dritter Berfonen zum Zwed der 
Benadhteiligung ber Gläubiger: 
Mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren und, 
falls mildernde Umſtände vorhanden, mit 
Gefängnisſtrafe bis zu 5 Jahren oder mit 
Geldſtrafe bis zu ME. wird beftraft, 
wer im Intereſſe eines infolventen Schuld: 
ners Vermögensſtücke besfelben verheim: 
licht oder beifeite geichafft hat, oder wer 
im Intereſſe eines ſolchen Schuldners, 
oder um fidh oder einem andern Vorteile 
u verfchaffen, in bem Verfahren erdichtete 
Forderungen im eignen Namen oder 
durch vorgefchobene Perſonen geltend ge: 
macht bat. 5) Ein Gläubiger, welcher ſich 
von dem Gemeinfchuldner oder von 
andern Perſonen befondere Vorteile ba- 
ji bat gewähren ober verjprechen Taffen, 
aß er bei den Abftimmungen ber Kon⸗ 
Tursgläubiger in einem gewillen Sinn 
flimme, wird mit Geldftrafe bis zu 3000 
ME. oder mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr beftraft. 6) Endlich find auch die 
im Vorftehenden aufgeführten Strafoor- 
ſchriften ausdrüdlich für anwendbar er: 
Flärt gegenüber den Mitgliedern des Vor- 
ſtands einer Aftiengefellichaft oder einge- 
tragenen Genoſſenſchaft und gegenüber den 
Ziquidatoren einer Handelsgeſellſchaft oder 
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eingetragenen Genoſſenſchaft, welche ihre 
Zahlungen eingeftellt hat, oder über beren 
Bermögen das Konkursverfahren eröfinet 
worden ift, wenn fie in ebendiejer Eigen: 
Thaft die mit Strafe bebrohten Hand: 
lungen begangen haben. Vgl. Konkurs. 
anner (Banier, franz. Banniere), 
Heerfahne, Teldzeihen. Das vormalige 
beutfhe Neihsbanner (Reichspa— 
nier) zeigte einen ſchwarzen Adler, mit 
bes Kaiſers Hauswappen auf der Bruft, 
auf gelbem Feld. Bei Belehnungen hatte 
der Kaifer aber neben der Reichsfahne, 
deren Tarben alfo Schwarz und Golden 
waren, zur Verleihung des Blutbanns 
noch eine rote Fahne zur Seite, und durch 
eine allerding? gegen bie Regeln ber 
Heraldik vorgenommene Verbindung bie- 
fer Farben fam man auf die Trifolore 
»Schwarz-Rot-Gold«, welche bis in die 
neuefte Zeit als die deutſche Fahne bezeich- 
net ward. Das bermalige Reichsbanner 
oder bie Faiferliche Standarte enthält in 
Purpurgrund das EiſerneKreuz, belegt mit 
dem faiferlichen, von der Kette de3 Schwar: 
zen Adlerordend umgebenen Wappen in 
weißem Feld, und in den vier Edfeldern 
des Fahnentuchs abwechfelnd den preußi- 
ſchen Adler und die Faiferliche Krone. Vgl. 
ben allerhöchften Erlaß vom 3. Aug. 1871, 
betreffend die Bezeichnung der Behörden 
und Beamten des Deutſchen Reichs ſowie 
die Feftftellung des Faiferlichen Wappens 
und der Taiferlihen Standarte (Reichs⸗ 
geſetzblatt, ©. 318). Vgl. Flagge. 
Baptiflen (griedh.,»Täufere‘), chriftliche 
Selten, welche bie Kindertaufe verwerfen 
und ftatt derjelben die Taufe der Er: 
wachjenen zum Hauptgegenſtand ihrer 
Lehre (Baptismus) gemacht haben. 
Barmberzige Brüder und Schweilern 
(franz. Freres de la charit£, ital. Fate 
bene fratelli, Sceurs ober Filles de la 
charit& oder de la misericorde), weit 
verzweigte Fatholifche Vereine zur Pflege 
von Armen und Kranken ohne Inter: 
jchied der Nationalität und des Glaubens: 
befenntnijjeg. Der Verein ber Barmher⸗ 
zigen Brüder wurde 1540 in Granada 
von Juan bi Dio geftiftet und 1572 vom 
Papft anerfannt und zwar unter Auf: 
erlegung ber Ordensregeln bes heil, Au: 
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gun. Der Orden ber Barmberzigen 
chweſtern aber warb 1625 in Frankreich 
Yon Bincenz de Paula geftiftet und ift 
aud) inDeutfhland verbreitet. Das preußi- 
Ihe Orbensgefeb vom 31. Mai 1875 
ließ die bejtehenden Nieberlaffungen 
der Orden oder ordensähnlichen Kongrega⸗ 
tionen, welche fich ausschließlich der Kran: 
fenpflege widinen, fortbeftehen, und dag 
GSeje vom 14. Juli 1880 ftatuiert auch 
neue Niederlaflungen für Kranfenpflege, 
geftattet den weiblichen Genoſſenſchaften 
in widerruflicher Weife die Kinderer: 
iebung und ſtellt Die Pflege von Spioten, 

linden, Tauben, Stummen und gefalle- 
nen Frauensperfonen ber Krankenpflege 
leich. Eine Nachbildung der Barmberzi- 
gen Schweſtern find die proteftantifchen 

iafoniffinnen. 

Baron. (v. altfranz. bar, »freier 
Manne), früher derjenige Adlige, welcher 
unmittelbar unter bem Kaifer itand, alfo 
ſ. v. w. Freiherr. Gegenwärtig verfteht 
man darunter in Deutichland und in 
Frankreich die erfte Klaſſe bes niedern 
Adels, welche zwiſchen den Grafen und 
den gewöhnlichen Edelleuten die Mittel: 
ftufe bildet; in England iſt e3 bie unterſte 
Klaſſe des Hohen Adeld. Baroneife 
(franz. baronne), Baronin, Freifrau, 
— — baroniſieren, in den 

reiherrenſtand erheben. 

Baronet (engl. abgefürzt Bart.), eine 
zwiſchen dem Adel, der Peerage und der 
Gentry ſtehende Ritterklaſſe, geſtiftet 1611 
von Jakob I. für jeden, der zur Behaup: 
tung Irlands und befonbers der Provinz 
Ulfter 30 Wann zu dußs zur Koloniſation 
auf ſeine Koſten ſtellen oder die Summe 
von 1095 Pfd. Sterl. zu Koloniſations— 
weden zahlen würde, und jobann beibe- 
* Das Recht, zum B. zu ernennen, 

aben die Könige. 

Barre (franz., engl. Bar), Gerichts⸗ 
ſchranke; die Bruſtwehr, welche die Tri—⸗ 
büne des Gerichtshofs von dem Publikum 
trennt; daher Barreau (franz., ſpr. roh), 
der Stand der Advokaten, welche an der 
B. ihren Platz haben. Mit ber Bezeid): 
nung B. hängt auch biefenige der erften 
Stute der englifhen Sachwalter (Bar: 
rifter) zuſammen. 
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Barriläden (v. franz. barrique, 
»Tonnee), aus Möbeln, Steinen, Erbe 
u. dgl. zur Verteidigung eilig hergerichtef® 
Straßenfperren, feit bem Mittelalter vor⸗ 
fommend. 

Baſſermannſche Geftalten, jcherzhafte 
Bezeichnung für verwegene, revolutionäre 
Typen der bürgerlichen Gefellichaft; ber 
Ausdrud rührt von bem Buchhändler 
Bafjermann aus Mannheim ber, melcher 
als Mitglied ber Frankfurter National: 
verfjammlung von ben Berliner Revolu- 
tionären eine befonbers braftifche Schil- 
derung gegeben hatte. 

Baftard (altdeutfches Wort, f. dv. w. 
unecht), ber natürliche Sohn eines 6° 
adligen Mannes, auch wohl die —— ⸗ 


nung für den aus der morganatiſchen 
Ehe eines Fürſten hervorgegangenen 
—— 

Bataillon (franz. ſpr. taljohn, v. ital. 
battaglione), im 16. Jahrh. jeder ſelb⸗ 
ſapdig Schlachthaufe, gegenwärtig taf- 
tiſche Einheit der Infanterie, 500— 1000 
Köpfe ſtark, aus 4 (Deutſchland) bis 6 
Kompanien beitehend, 2 (in Deutſchland: 
Anfanterie 3, Fußartillerie 2) bis 5 ein Re- 
giment bildend oder (Pioniere, Jäger, 
Schützen, Fußartillerie) felbftändig. Der 
Bataillongfommandeuriftein Major. 

Batterie (franz.), Zufammenftellung 
mehrerer Geſchütze zu einem taftifchen 
Zweck, als Feld, Belagerungs>, Feſtungs⸗, 
Küften oder Strand und ſchwimmende 
Batterien; auch Bezeichnung für bie dieſe 
deckende Erdbruſtwehr oder das Feſtungs⸗ 
werk; auf Kriegsſchiffen der Raum über 
dem Batteriedeck, in dem die Geſchütze 
aufgeſtellt ſind. 

auerndienſte, ſ. Fronen. 

Baupolizei, Inbegriff aller Veranſtal⸗ 
tungen, welche die Regierung trifft, um 
zu bewirken, daß durch Bauen und Ge⸗ 
bautes Sicherheit, Bequemlichkeit und 
Ordnung gefördert und die durch beides 
etwa entſtehenden Gefahren abgewendet 
werden. Die Vorſchriften der B. bilden 
die Bauordnung; ihre Ausübung ſteht 
entweder befondern Baufollegien ober ber 
allgemeinen Wohlfahrtspolizei zu. Val. 
Kletke, Repertorium der baupolizeilichen 
Geſetze im preußifchen Staat (1873). 


— Bayern. 


Bayern, Königreich und Bunbdesftaat 
bes Deutihen Reichs, 75,863 qkm mit 
(1880) 5,271,516 Einw., von benen 1875: 
3,5 Mil. Katholiken, 1,4 Mil. Proteſtan⸗ 
ten unb 51,335 Juden gezählt wurben. 
Der öftliche Teil des Staatsgebiets beſteht 
aus dem ehemaligen Kurfürftentum B., 
aus ben ehemaligen preußifchen Fürften: 
tümern Ansbach und Baireuth, den vor: 
maligen Bistümern Augsburg, Bam: 
berg, Eichftätt, Freifing, Paſſau und 
Würzburg, vielen ehemals freien Reichs⸗ 
ftädten (Kaufbeuren, Memmingen, Nörb- 
lingen, Nürnberg, egenöbur ‚ Schmwein- 
furt, Ulm u. a.), 13 Abteien (Elchingen, 
Kempten, Ursberg 2c.) und verſchiedenen 
vormals reichsritterfchaftlichen Beſitzun⸗ 
gen. Der weſtlich vom Rhein abgefondert 
iegenbe Gebietsteil, Rheinbayern oder 
die Pfalzgenannt, ſetzt ſich aus dem ehe- 
maligen Herzogtum Pfalz-Zweibrücken, 
mehreren ehedem reichsfreien Städten, den 
Beſitzungen verſchiedener kleiner Fürſten 
und einigen von Frankreich abgetretenen 
Gebietsteilen zuſammen. 


Arealu. Bevölkerung (1. Dez. 1880): 


Regierungsbezirke Dfilom. Einw. 
1) Oberbayern. . . .»..» 17047 949809 
2) Niederbayern . . . . . 10768 643847 
3) Pal. . 22 220. 5937 676098 
4) Oberpfalz und Regensburg 9665 526967 
5) Oberfranten . . 0. 6999 574090 
6) Mittelfranten . . . . - 17559 642344 
7) Unterfranten u. Aſchaffenb. 88398 625478 
8) Schwaben und Neuburg . 9491 632793 


Zufammen: 75863 5271516 " 

Die Hauptſtadt ber Monarchie ft Drün- 
chen mit (1880) 229,343 Einw. An ber 
Spitze des Staatsweſens fteht der König 
(Majeſtät) aus dem Haus Wittelebach, 
welch letzteres 1180 von Friedrich Bar: 
baroffa mit dem damaligen Herzogtum 
B. belieben ward und ſeitdem in B. re: 
giert, Im Dreißigjährigen Krieg erhielt 
der Herzog Maximilian I. die dem Kur⸗ 
fürften Friedrich V. von ber Pfalz abge: 
nommene Rurwürde. Nachdem B. in dem 
franzöſiſch- öfterreichifchen Krieg von 1805 
auf feiten Brantreis geftanden hatte, 
wurde der Kurfürft von Napoleon mit 
dem Königstitel belohnt, welchen er feit 
1. San. 1806 führte. Schon 17. Sept. 








Bahern (Volfsvertretung). 


1814 erflärtedernunmehrige König Maxi⸗ 
milian JofephL, daß zu einerBerfaffun g⸗ 
reform geſchritten werden müſſe und ſolle, 
und 26. Mai 1818 gab er ſeinem Volk 
eine Konſtitution, welche im weſentlichen 
noch jetzt in Kraft iſt, wenn ſie auch durch 
das Wahlgeſetz vom 4. Juni 1848 wid: 
tige Abänderungen erfahren hat. Hier: 
nach bildet ber bayriſche Staat eine fon- 
ftitutionele Monardie, an deren Spibe 
der König fteht, defjen Krone im Man⸗ 
nesftamm erblich ift nach dem Rechte ber 
Erftgeburt und der agnatifchen Linear: 
erbfolge, mit Ausfchluß ber weiblichen 
Nachkommen, folange noch ein ſucceſ⸗ 
fionsfähiger Agnat aus ebenbürtiger, mit 
Bewilligung bes Königs gefchlofjener Ehe 
oder ein durch Erbverbruͤderung zur Throns 
folge berufener Prinz vorhanden iſt. Die 
Titulatur des Königs, welcher ſich get 
katholiſchen Konfeſſion befennt, ift: »Von 
Gottes Gnaden König von B., Pfalzgraf 
bei Rhein, Herzog von B., Franken und 
in Schwaben 2c.« Die Zivilliſte beträgt 
mit den Apanagen 5,342,528 Me. 

Die Volfsvertretung beiteht aus 
bem Landtag des Königreichs, welcher fich 
aus zwei Kammern zujammenjett. Die 
Erite Kammer (Kammer der Reichs: 
räte) wird durch die volljährigen Prinzen 
des Föniglichen gauies, die Kronbeamten 
des Reichs, die Erzbifchöfe von München: 
Sreifing und von Bamberg, die Häupter 
ber vormals reichsftändifchen fürftlichen 
und gräflichen Familien (Standesherren), 
einen vom König auflebenszeit zum Mit: 
glied ernannten Bifchof und dem jeweili- 
gen Präfidenten des proteftantifchen Ober: 

onfiftoriums gebildet. Dazu kommen bie 
vom König erblich oder lebenslänglich er- 
nannten Keichöräte, und zwar darf bie 
Zahl der letztern ben dritten Teil ber er: 
jtern Klaſſe nicht überfteigen. Die Zweite 
Kammer (Kammer ber Abgeordne= 
ten) befteht zur Zeit aus 156 Mitglie- 
bern, indem auf je 31,500 Einw. ein Ab⸗ 
georbneter zu wählen ift. Die Wahl ift 
eine indirekte durch Wahlmänner, bie 
Wahlperiode ift eine jehsjährige. Aftiv 
wahlberechtigt ift jeder Staatsbürger und 
volljährige Staatsangehörige, welcher eine 
direfte Staatsfteuer zahlt. Paſſiv wahl- 
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fähig und zwar zum Wahlmann iſt je: 
der Staatsbürger über 25 Jahre, zum 
Abgeordneten jeder aftiv Wahlfähige iiber 
30 Jahre. Wahlfähigfeit und Wahlbe⸗ 
rehtigung find denjenigen Staatsange- 
hörigen entzogen, welchen bie bürgerlichen 
Ehrenrechte aberfannt find. Ohne zu: 
flimmenden Beſchluß bed Landtags und 
zwar ber beiden Häufer kann fein Gefet, 
betreffend bie Freiheit der Berfon oder dad 
EigentumberStaatzangehörigen, erlaffen, 
abgeändert, authentifch erflärt oder auf: 
gehoben werden. Zur Erhebung aller di⸗ 
reften unb indirekten Staatsfteuern und 
ur Erhöhung und Veränderung ber be: 
— —8 nicht die Beſteuerung 
dem Deutſchen Reich zuſteht, desgleichen 
zur Kontrahierung einer Staatsſchuld iſt 
die Zuſtimmung des Landtags erforder⸗ 
lich. Die Finanz⸗ und Etatsͤperiode ber 
Monarchie iſt eine zweijährige, und eben⸗ 
darum muß der Landtag mindeſtens alle 
zwei Sabre einberufen werden. Das Recht 
der Vertagung und ber Auflöfung fteht 
bem König zu, doch muß im legtern Fall 
fpäteftens binnen drei Monaten bie Neu 
wahl der Abgeordneten für die Zweite 
Kammer vorgenommen werben. Der erite 
Präfident bed Reichsrats wird vom König 
je auf eine Sigungsperiode ernannt, wäh- 
renb ber zweite von ber Reichgratäfammer 
jelbft gewählt wird. Die Zweite Kammer 
wählt ihre beiden Präfidenten. Anträge 
auf Abänderung der Verfaflung können 
nur von König an ben Landtag gebradht 
werden und erfordern zu einem gültigen 
Beichluß die Gegenwart von drei Vier: 
teilen ber die Verſammlung bildenden 
Mitglieder in jeder Kammer und eine 
Mehrheit von zwei Dritteln ber Stim- 
men. Die Sanftion der Geſetze ſteht dem 
König zu, welcher biefelben, wenn fie 
feine Zuftimmung finden, unter ber kö— 
nigligen Unterſchrift publiziert. Der 
Landtag Hat das Recht ber Beſchwerde 
und ber Diinifteranflage wegen Verletzung 
der Verfaffung. Die Gefchäftsordnung 
des Landtags ift durch Gefe vom 19. Jan. 
1872 geregelt. 

Dem König fteht ferner ein Staats: 
rat zur Seite, welcher fi unter des Kö⸗— 
nigs unmittelbarer oberfter Leitung aus 
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dem Kronprinzen, den vom König be: 
rufenen Prinzen des königlichen Haufes 
in ber bireften Rinie, aus den Miniftern 
und aus einer der Zahl ber Miniiter 
mindeftens gleihfommenden Anzahl von 
hoben Beamten und Militärs zufammen- 
ſetzt (Inſtruktion vom 18. Nov. 1825, revi: 
diert 3. Aug. 1879). Die oberſte voll⸗ 
iehende Behörde des Staats iſt das Ge⸗ 
— ———— deſſen Vorſitzen⸗ 
der zugleich der Staatsminiſter des kö⸗ 
niglichen Hauſes und des Außern iſt. 
Dazu kommen die Miniſterien bes In⸗ 
nern, für Kirchen- und Schulangelegen⸗ 
heiten, der Juſtiz, ber nanzer und 
das Kriegsminiſterium. Dem Miniſte⸗ 
rium des königlichen Hauſes und des 
Außern iſt die Generaldirektion der Ver⸗ 
kehrsanſtalten, mit Bau⸗, Betriebs⸗, Poſt⸗ 
und Telegraphenabteilungen, unterſtellt. 
Im Miniſterium des Innern beſteht eine 
beſondere Abteilung für Landwiriſchaft, 
Gewerbe und Handel; auch reſſortieren 
von demſelben namentlich die oberſte 
Baubehörde, der Obermedizinalausſchuß, 
das allgemeine Reichsarchiv, die Normal⸗ 
eichungskommiſſion, die ſtatiſtiſche Zen⸗ 
tralkommiſſion, das Statiſtiſche Büreau 
und der Verwaltungsgerichtshof. Dem 
Staatsminiſterium der Finanzen ſind der 
oberſte Rechnungshof, die General-Berg⸗ 
werks- und Salinenverwaltung, die 
Staatsſchuldentilgungskommiſſion und 
bie Generalzolladminiſtration unterſtellt. 
Für die römiſch-katholiſche Kirche beſtehen 
die beiden Erzbistümer zu München (-Frei⸗ 
fing) und Bamberg und die Bistümer zu 
Augsburg, Eichftätt, Palau, Regens: 
burg, Speier und Würzburg. Die pro: 
teftantiiche Landeskirche fteht unter dem 
Oberfonfiftorium zu Münden und dem 
Konfiftorium in Speier. 

Mas die Stellung Bayerns in bem 
nunmehrigen Deutfen Reich arıbetrifft, 
jo hatte fih ®. in bem Friedensvertrag 
zu Berlin vom 22. Aug. 1866 , abgefehen 
von einer Kriegsfoftenentfehäbigung von 
30 Mil. Fl., zu der Abtretung des Be- 
zirfsamts Gersfeld, eines Diſtrikts um 
Drb und ber zwifchen Saalfeld und Zie- 
genrüd gelegenen Enklave Kaulsdorf 
verftehen nrüffen. Oleichzeitig ward aber 


Bayern (Minifterien. Sonberredite). 


wiſchen Preußen und B. ein Schub: und 
rußbündnis abgefchloffen; auch kam 
geiicgen dem Norddeutſchen Bund famt 

m Großherzogtum Luremburg und ber 
fübdeutichen Staatengruppe mit in iatnB 
Bayerns ber Vertrag vom 8. Juli 186 
zuftanbe, wonach der neu begründete Deut: 
Ihe Zoll- und Hanbelsverein ben Cha- 
rafter einer aatenbunblichenVereinigung 
und inbem fogen. Zollparlament eine Art 
Volksvertretung erbielt. 

Nach dem auf Antrag Bayerns zwiſchen 
ben gefeßgebenden Faktoren des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes und ben Regierungen ber 
jüddeutfchen Staaten abgejchloifenen Ber: 
trag vom 23. Nov. 1870 (Bundesgejek- 
blatt vom 31. San. 1871, mit Schluß: 
protofol) bildet B. nunmehr einen Be 
ſtandteil des Deutfchen Reichs, indem es 
in ben beutichen Reichstag 48 Abgeorb- 
nete entjendet. Es find aber dem bay⸗ 
riſchen Staat mit Rüdfiht auf bie 
Größe und Bedeutung besjelben wid 
tige Bor: und Sonderredte einge 
räumt worden. Zunächſt ift bie Militär- 
macht Bayerns im Frieden felbftändig 
geftellt. Das bayrifche Heer bildet einen 
in ſich geichloffenen Beftanbteil des beut- 
fchen Bundesheers mit felbitändiger Ver⸗ 
waltung unter ber Militärhoheit bes Kö⸗ 
nigs von B. Im Krieg und zwar mit 
dem Beginn ber Wobiiterung eht aber 
auch das bayrifche Heer unter dem Befehl 
des Bunbesfeldherrn. Auch bat biefer das 
Recht und bie Pflicht, fih durch Inſpek— 
tionen von ber ausbrüdlich ftipulierten 
Übereinftimmung in Organifation, For: 
mation und Ausbildung der bayrifchen 
mit den übrigen beutfchen Truppen fowie 
von der VBollzähligfeit und Kriegstüchtig- 
feit des bayriſchen Kontingent® Überzeu- 
gung zu verichaffen. Im Krieg jind bie 

ayriſchen Truppen verpflichtet, den Be⸗ 
fehlen des Bundesherrn unbedingt Folge 
gu leiften, eine Verpflichtung, welche ın 

en Fahnıeneid mit aufzunehmen ift. Ein 
weiteres Nejervatrecht iſt ber Krone B. in 
Anfehung des Bolt: und Telegraphenwe- 
jend eingeräumt: die Einrichtung und 
Verwaltung bes Poſt- und Telegrapben- 
weſens und die Einnahmen ausbemfelben 
find, ebenfo wie für Württemberg, für 





Bayern (Suftizorganifation). 


DB. vorbehalten und alfo bier nicht Sache 
bes Reiche. Während ferner die Kompe⸗ 
tenz ber Reichsgeſetzgebung im allgemei- 
nen auch auf B. ausgedehnt worden ift, 
unb während die meiften Gefeße bed Nord⸗ 
beutichen Bundes aud auf die fübdeut- 
ſchen Staaten mit erſtreckt und zu Reichs⸗ 
gefeten erhoben worden find, ift die Be- 
auffihtigung und Gefeßgebung des Reichs 
ausgeſchloſſen binfichtlih der Heimats⸗ 
und Rieberlaffungsverhältnifie undin An: 
fehung des Verebelihungswejend, joweit 
es mit jenen Berhältnifien im Zuſammen⸗ 
hang fteht. Daher gilt insbeſondere das 
norddeutfche ‚Dunbeögeleh über ben Unter: 
ftüßungsmwohnfig (f. d.) ın B. nicht. Fer⸗ 
ner Fann eine reichsgeſetzliche Negelung 
des Immobiliarverſicherungsweſens in B. 
nur mit Zuſtimmung der dortigen Regie: 
rung Geltung erlangen. Weiter ift B., 
ebenjo wie Württemberg und Baden, in 
Bezug auf die Veiteuerung des inländi- 
ſchen Biers und Branntweing felbftändig 
geftellt. Dieſe ift der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten, auch verbleibt der Ertrag 
biefer Steuern dem bayriichen Staat. 
Auch Hinfichtlich des Eifenbahnwefens bat 
B. eine Sonberftellung, bo ſteht dem 
Reich auch B. gegenüber das Necht zu, im 
Weg ber Gefebgebung einheitliche Nor: 
men für die Ronitruftion und Ausrüftung 
der für die Landesverteidigung wichtigen 
Eiſenbahnen aufzuftellen. Endlich ift auch 
die Kompeleng ber Normaleichungskom⸗ 
miffion des Reichs in B. ausgeichlofien. 
Außerdem ift aber bie Krone B. im Bun: 
desrat mit beſondern Rechten ausge 
ftattet. Sie führt bier ſechs Stimmen, 
während ihr in dem Plenum bes ehe: 
maligen Deutfchen Bundes, beilen Stim: 
menverbältnis ſonſt berüdfichtigt wurde, 
nur vier Stimmen zufamen. In dem 
Bunbesratsausfhuß für Landheer und 
Feſtungen Hat B. einen ſtändigen Siß; 
e3 führt ben Vorfig in dem Ausſchuß 
für die auswärtigen Angelegenheiten und 
bat den Anſpruch auf bie Stellvertre- 
tung im Vorſitz bes Bundesrats (ſ. d.). 
Auch ift Hier an die Beſtimmung bes 
Einführungsgefeßed zum deutfchen Ge⸗ 
ciehtöverfaffungsgefet u erinnern, wo⸗ 


nach in den größern Bundesftaaten, in 
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welchen mehrere Oberlanbesgerichte er- 
richtet werden, ein oberſtes Landesgericht 
zur Entſcheidung über bie ſonſt an das 
Reichsgericht gehenden Reviſionen gegen 
zweitinjtanzliche Urteile der Oberlandes⸗ 
gerichte in Zivilfachen eingefett werben 
kann. Bon dieſer Befugnid hat nur B. 
Gebrauch gemacht und ein partikuläres 
oberftes Landesgericht in Münden er: 
richtet. Die Zuftändigfeit desfelben be- 
zieht ſich jedoch nicht auf diejenigen Rechts⸗ 
ſachen, welche ehedem vor das Reichsober⸗ 
handelsgericht gehörten. In biefen Pro⸗ 
eßſachen bildet vielmehr auch für B. das 

et zu Leipzig bie britte Inflanz. 

Suftizorganifation. Ein oberſtes 
Landesgericht iſt, wie oben bemerft, im 
Münden errichtet. Die Bezirfe der im 
nachftehenden aufgeführten 5 Oberlan⸗ 
beögerichte zerfallen in 28 Landgerichts: 
bezirfe, welche wiederum in bie im nach⸗ 
ftehenden aufgeführten Amtsgerichtsbe⸗ 
zirke eingeteilt find: 

I. Oberlaudesgericht Augsburg. 

1) Landgeriht Augsburg mit den Amtdge- 
richten: Aha, Augsburg, Burgau, Fried⸗ 
berg, Landsberg, Schwabmünchen, Wertingen, 
Zusmarshaujen. 

2) Eihftätt: Beilngries, Eichſtätt, Ellingen, 
Greding, Ingolftadt, Kipfenberg, Monheim, 
Pappenheim, Weißenburg. 

3) Kempten: Füllen, Immenftadt, Kaufbeu- 
ren, Kempten, Lindau, Oberdorf, Obergünz- 
burg, Schongau, Sonthofen, Weiler. 

4) Memmingen: Babenhaufen, Buchloe, Günz⸗ 
burg a. D., Illertiſſen, Krumbach, Memmin- 
gen, Mindelheim, Reu-UÜlm, Ottobeuren, Türk⸗ 
beim, Weißenhorn. 

5) Reuburga.d. Donau: Dillingen, Donau- 
wörth, Greifenfeld, Höchſtädt a. D., Lauingen, 
Neuburg a. D., Nördlingen, Öttingen, Pfaf- 
fenhofen, Rain, Schrobenhaufen. 

II. Oberlanbesgeriht Bamberg. 

6) Aſchaffenburg: Alzenau, Amorbach, Aſchaf⸗ 
fenburg, Klingenberg, Lohr, Marktheidenfeld, 
Miltenberg, Obernburg, Schöllkrippen, Stadt⸗ 
prozelten. 

T) Baireuth: Baireuth, Berneck, Hollfeld, 
ſeulmbach, Pegnitz, Pottenſtein, Stadtſteinach, 
Thurnau, Weidenberg, Weismain. 

8) Bamberg: Bamberg I, Bamberg II, Bau⸗ 
nad, Burgebrach, Ebermannſtadt, Ebern, 
Forchheim, Höchſiadt a. d. A. Kronach, Lic- 
tenfeld, Ludwigſtadt, Nordhalben, Scheßlitz. 
Seßlach, Staffelſtein. 
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9) Hof: Hof, Kirddenlamig, Münchberg, Naila, 
Rehau, Selb, Thiersheim, Wunſiedel. 

10) Schweinfurt: Biſchofſheim, Euerborf, Ge 

rolzhofen, Hammelburg, Haßfurt, Hofheim, 

Kiffingen, Königshofen, Mellrihftadt, Mün⸗ 

nerftabt, NReuftabt a. d. ©., Schweinfurt, Vol⸗ 

kach, Werned. 

Würzburg: Arnftein, Aub, Brüdenau, Det- 

telbach Gemünden, Karlſtadt, Kitzingen, Markt⸗ 

breit, Ochſenfurt, Wieſentheid, Würzburg J, 

Würzburg II. 

III. Oberlandesgericht Ruuchen. 
Münden I: Münden I und Münden II. 
Münden I: Brud, Dadau, Dorfen, Eberb- 
berg, Erding, Freiſing, Haag, Miesbach, 
Starnberg, Tegernjee, Tölz, Weilheim, Wer⸗ 
denfels, Wolfratsbaujen. 

Deggendorf: Arnstorf, Deggendorf, Gra- 

fenau, Hengersberg, Ofterhofen, Regen, 

Viechtach. 

Landshut: Dingolfing, Eggenfelden, Lands⸗ 

hut, Mainburg, Moosburg, Neumarkt a. d. 

Rott, Rottenburg, Vilsbiburg. 

Paffau: Freyung, Griesbach, Paſſau, Pfarr⸗ 

kirchen, Rotthalmünſter, Simbach, Vilshofen, 

Waldkirchen, Wegſcheid. 

Straubing: Bogen, Kötzting, Landau a. d. 

Iſar, Mallersdorf, Mitterfels, Neukirchen, 

Straubing. 

Traunſtein: Aibling, Altbtting, Berchtes⸗ 

gaden, Burghauſen, Laufen, Mühldorf, Prien, 

Reichenhall, Roſenheim, Tittmoning, Traun⸗ 

ftein, Troſtberg, Waſſerburg. 

IV. Oberlandesgericht Nürnberg. 

Amberg: Amberg, Cham, Furth, Kaftl, 

Nabburg, Neumarkt 1. d. Oberpfalz, Neun 

burg v. d. W., Parsberg, Schwandorf, Sulz 

bad, Waldmünchen. 

Ansbach: Ansbach, Dinkelsbühl, Feucht⸗ 

wangen, Gunzenhauſen, Heidenheim, Heils⸗ 

bronn, Herrieden, Rothenburg, Schillingsfürft, 

Uffenheim, Waſſertrüdingen. 

21) Fürth: Erlangen, Fürth, Herzogenaurach, 
Kadolzburg, Markterlbach, Neuftadt a. d. 
Aiſch, Scheinfeld, Windsheim. 

22) Nürnberg: Altvorf, Gräfenberg, Heröbrud, 
Hilpoltftein, Lauf, Nürnberg, Roth, Schwabach. 

23) Regendburg: Abensberg, Burglengenfeld, 
Hemau, Kelheim, Nittenau, Regensburg I, 
Regenöburg II, Regenftauf, Riedenburg, Ro- 
ding, Stadtamhof, Wörth. 

24) Weiden: Auerbach, Erbendorf, Eſchenbach, 
Kemnath, Neuſtadt a. d. W., Oberviechtach, 
Tirſchenreuth, Vilſeck, Vohenſtrautßß, Wald⸗ 
ſaſſen, Weiden. 

V. Oberlandesgericht gweibrücken. 

3) Frankenthal: Dürkheim, Frankenthal, 
Srunadt, Ludwigshafen, Neuſtadt a. d. Hardt, 

peier. 


11 


— 


12) 
13) 


14 


Nr 


15 


— 


16 


— 


17 


Sr 


18 


— 


19 


— 


20 


— 


Bayern (Verwaltungsorganiſation). 


20) Kaiferslautern: Kaifertlautern, Kirch 
beimbolanden , Kufel, Lautereden, Obermo⸗ 
fiel, Dtterberg, Rodenbaufen, Winntweiler, 
Wolfftein. 

27) Landau: Annweiler, Bergzabern, Edenkoben, 
Germertheim, Kandel, Landau. 

28) Zweibrüden: Blieskaſtel, Dahn, Homburg, 
Gt. Imgbert, Landſtuhl, Pirmafens, Wald» 
fiſchbach, Waldmohr, Zweibrüden. 

a und: Was die innere Ber: 
waltung anbetritft, jo if das Königreich, 
ebenfo wie die übrigen beutfchen Bündes⸗ 
ftaaten, im wefentlihen vom Neich un⸗ 
abhängig geftellt. Das Land zerfällt zum 

Zweck ber innern Verwaltung in bie acht 

Megierungsbezirfe Oberbayern (Haupt: 

ſtadt: Münden), Niederbayern (Lands⸗ 

hut), Pfalz (Speier), Oberpfalz (Re: 
gendburg), Oberfranfen (Baireuth), 

Mittelfranfen (Ansbach), Unterfranken 

Würzburg) und Schwaben (Augsburg). 
ür jeden Regierungsbezirk befteht eine 
eiöregierung, welde in zwei Kammern, 
bes Innern und ber Finanzen, zerfällt und 
einem Negierungspräfibenten unterftellt 
ift. Unter den Kreisregierungen ftehen 
dann bie Bezirfsämter, bie unmittelbaren 

Magiftrate der größern Städte, bie Bau: 

fimter, bie Rent⸗ und Korftämter. Zum 

Zweck ber kommunalen Selbftverwaltung 

bildet jeder Regierungsbezirk eine Kreis: 

gemeinde, beren Vertretung der Lan d⸗ 

tat iſt, und jeber Diftrift eines Bezirks⸗ 

amtmannsd eine Diftriftsgemeinde, 
welche durch ben Diftriftsrat repräfen- 
tiert wird. Der Diftriftsrat ſetzt ſich aus 

Großarundbefikern und Abgeordneten ber 

Gemeinden zuſammen, unter Hinzutritt 

eines Vertreters des Staatsärard, wenn 

diefer bei ben Umlagen beteiligt ift. Der 

Landrat beſteht aus ben Vertretern ber 

Diftriktsräte, der der Kreisregierung bireft 

untergeordneten Städte, ber Großgrund⸗ 

befiter, ber Pfarrer und ber Univerfitäten. 

Der Landrat wählt aus feiner Mitte einen 

Landratsausſchuß, der Diitriltsrat einen 

Diſtriktsausſchuß, welchen die. laufende 

Verwaltung bes Kreis-, reip. Diſtrikts⸗ 

vermögens unb die Aufficht über bie Kreis⸗ 

und Diſtriktsanſtalten zufteht. 

In nachfolgendem geben wir eine Über- 
ficht der Berwaltungsorganifation 

des Königreich® B.: 


Bayern (Finanzen). 


(Rreißregierungen, Bezirksämter und Magiftrate.) 


J. Negierungsbezirk Oberbayern. 
Kreisregierung in München. 

Bezirksämter zu Aichach, Altötting, Berch⸗ 
tesgaden, Brut, Dachau, Ebersberg, Erding, Frei⸗ 
ſing, Friedberg, Ingolſtadt, Landsberg, Laufen, 
Miesbach, Mühlborf, München I. d. Iſar, Mün⸗ 
hen r. d. Iſar, Pfaffenhofen, Roſenheim, Schon⸗ 
gau, Schrobenhauſen, Tölz, Traunſtein, Waſſer⸗ 
burg, Weilheim, Werdenfels. 

Der königlichen Kreisſsregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiſtrate: Münden, Ingol⸗ 
ſtadt, Freiſing, Landsberg, Roſenheim, Traunftein. 

Für die Reſidenzſtadt München beſteht eine 
königliche Polizeidirektion. 

U. Riederbahern. 
Kreisſsregierung in Landshut. 

Bezirtsämter zu Bogen, Deggendorf, Din- 
golfing, Eggenfelden, Grafenau, Griesbach, Kehl⸗ 
heim, Kößting, Landau, Landshut, Mallersdorf, 
Paſſau, Pfarrkirchen, Regen, Rottenburg, Strau- 
ding, Viechtach, Vilsbiburg, Vilshofen, Weg⸗ 
ſcheid, Wolfitein. 

Der Föniglihen FKreisregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiftrate: Landshut, Pafjau 
und Straubing. 

II. Pfalz. 
Kreidregierung in Speier. 

Bezirtsämter zu Bergzabern, Frankenthal, 
Germersheim, Homburg, Kaifertlautern, Kirch⸗ 
beimbolanden, Kujel, Landau, Neuſtadt a. d. 9., 
Pirmafenz, Speier, Zweibrüden. 


IV. Oberpfalz; und Negendburg. 

Sreißregierung in Negendburg. 
Bezirtsämter zu Amberg, Burglengenfeld, 
Cham, Eſchenbach, Hemau, Kemnath, Nabburg, 
Neumarkt, Neunburg dv. W., Neuftadt a. d. W., 
Negendburg, Roding, Stadtamhof, Sulzbach, Tirs 
ſchenreuth, Velbung, Vohenſtrauß, Waldmünchen. 
Der königlichen Kreißregierung unmittelbar 
untergeorbnete Magiftrate: Regensburg und 


Amberg. 
V. Oberfranfen. 
Kreißregierung in Baireuth. 

Bezirtsämter zu Bamberg I, Bamberg II, 
Baireuth, Berned, Ebermannftadt, Forchheim, 
Höchſtadt a. d. A. Hof, Kronach, Kulmbach, Lich 
tenfel3, Münchberg, Naila, Pegnitz, Rehau, Stabt« 
fteinad, Staffeljtein, Wunſiedel. 

Der königlichen SKreisregierung unmittelbar 
untergeorbnete Magiftrate: Baireutd, Bam⸗ 
berg und Hof. 

VI. Rittelfranken. 
Kreisregierung in Ansbach. 

Bezirtsämter zu Ansbach, Beilngrieß, 

Dinkelsbühl, Eichftätt, Erlangen, Feuchtwangen, 
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Fürth, Gunzenhaufen, Heilbronn, Hersbruck, 
Neustadt a. d. A. Nürnberg, Rothenburg a. d. T., 
Sceinfeld, Schwabach, Uffenheim, Weißenburg. 

Der königlichen SKreisregierung unmittelbar 
untergeordnete Magiftrate: Ansbach, Dinkels⸗ 
bühl, Eichftätt, Erlangen, Fürth, Nürnberg, Ro⸗ 
thenburg, Schwabach, Weißenburg. 


VOL Anterfranten und Aſchaffenburg. 
Kreidregierung in Würzburg. 

Bezirtsämter zu Alzenau, Aſchaffenburg, 
Brüdenau, Ebern, Gerolzhofen, Hammelburg, 
Haßfurt, Karlſtadt, Kiffingen, Kitingen, Königs» 
bofen, Lohe, Marktheidenfeld, Mellrichftabt. Mil: 
tenberg, Neuftabt a. d. S., Obernburg, Ochſen⸗ 
furt, Schweinfurt, Würzburg. 

Der töniglihen Sreißregierung unmittelbar 
untergeorbnete Magiftrate: Würzburg, Aſchaf⸗ 
fenburg, Kitingen und Schweinfurt. 


voll. Schwaben und Reuburg. 
Kreisregierung in Augsburg. 

Bezirtsämter zu Augsburg, Dillingen, 
Donauwörth, Füffen, Günzburg, Illertiſſen, 
Kaufbeuren, Kempten, Krumbach, Lindau, Mem⸗ 
mingen, Mindelheim, Neuburg, Neu-Ulm, Nörd» 
fingen, Oberborf, Sonthofen, Wertingen, Zus⸗ 
marshauſen. 

Der königlichen Kreisregierung unmittelbar un⸗ 
tergeordnete Magiſtrate: Augsburg, Dillingen, 
Donauwörth, Günzburg, Kaufbeuren, Kempten, 
Lindau, Memmingen, Neuburg, Nördlingen. 


Finanzen. Die Staatseinnahme für 


"| jedes Jahr der Finanzperiode 1880—81 be⸗ 


trägt nad) dem Voranfchlag 220,581,122 
ME., die Ausgabe 221, 741445 ME,, ſo daß 
fich ein Defizit von 1,160,323 Mt. pro Jahr 
ergeben würde. in höheres Defizit ift 
durch die bis 1882 bewilligte Erhöhung des 
Malzaufſchlags von 4 auf 6 ME. pro Hek⸗ 
toliter vermieden worden. Inder Ein: 
nahme figurieren die bireften Steuern 
mit jährlich 22,350,000 ME. und bie 
indirekten mit 61,470,950 Mf., wovon 
allein auf die Einnahme aus ber Bier: 
und Branntweinfteuer 42,148,610 ME. 
entfallen. Die Einnahme aus den Staats: 
domänen ift auf jährlich 33,902,510 ME. 
veranihtagt. Sn die Ausgaben find 
45,8206,628 ME. auf die Staatsjchulden, 
12,666,626 ME. für die Grigeng bes Ju⸗ 
ftigminifteriums, 17,785,458 ME. für bie 
jenige des Minifteriums bes Innern, 
19,224,243 ME. für das Kultusminifte- 
rium und 3,400,478 ME. für das Finanz: 
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minifterium eingeftellt. Die Ausgaben 
für die Armee, welche aus ber Reichskaſſe 
ükerwiefen werben, find auf 42,030,416 
Mk. pro 1880—81 veranfchlagt. Die 
Staatsfhuld belief ſich zu Ende bes 
Jahrs 1879 auf 1,320,470,283 ME. 

Das bayrifhe Staat3wappen ift ein 
länglich=vierediger Schild, in bier Teile 
geteilt, mit einem Herzſchild, oben rechts 
der pfälzifche goldne, rotgefrönte Löwe 
in Sawart, unten linf8 der blaue, golb- 
nefrönte Loͤwe (wegen des Fürftentums 
Veldenz) in Weiß, oben links drei filberne 
Spiten in Rot (wegen Franken), unten 
rechts ein golbner Bahr auf rot und weiß 
geftveiftem Grund (wegen Burgau⸗Schwa⸗ 

en): Der Mittelſchild enthält 42 filberne 
und blaue Rauten, diagonal von der Rech: 
ten zur Linken aufiteigend, als Sinnbild 
aller vereinigten Teile. Schildhalter find 
nei golbne Löwen mit geipaltenem 

chweif, von denen jeber eine in filberne 
und blaue Rauten geteilte Fahne hält. Das 
Ganze umgibt ein mitHermelin ausgeſchla⸗ 
gene‘ Zelt, oben mit der Königsfrone. Die 

anbdesfarben find Blau und Weiß. Val. 
Spruner, Leitfaden zur Gefchichte von 
B. (2. Aufl. 1853); » Ortfchaftenverzeich- 
nid des Königreichs B.« (besausgeg. dont 
Statiftiihen Büreau, 1877); Geiſt- 
bed, Das Königreih B. in geographifch- 
ftatiftifcher Beziehung (1878); Pözl, 
Lehrbuch des bayriſchen Verfaffungsredhts 
(5. Aufl. 1877); Brater, Die PVerfaf- 
lungäurfunbe bes Königreichs B. (3. Aufl. 
1878); Pözl, Sammlung der bayrischen 
Derfaffungegeiebe (2. Aufl. 1869, Sup: 
plement 1872). 

Beamtenadel, |. Dienftadel. 

DBeamtenbeleidigung, ſ. Anıtsbe- 
leidigung. 

Beamter, Inhaber eines Anites (ſ.d.); 
Beamtenvereine, Ailociationen, bie, 
auf dem Prinzip der Selbfthilfe und ber 
Gegenfeitigfeit berubend, die materiellen 
Intereſſen der Beamten zu fördern beftrebt 
find; fo insbefondere der Preußiſche 
Beamtenverein, welcher feinen Sik 
in Hannover bat. Zur Aufnahme in 
diefen Verein, welcher ſich namentlich 
mit Lebens» und Rapitalverficherung be: 
faßt, aber auch Beamtenfpar: und Dar: 


Beamtenadel — Begnadigung. 


lehnskaſſen errichtet, find die unmittelba: 
renunbmittelbarenbeutfchen Reichsbeam⸗ 
ten, die preußiſchen Staats-, ftänbifchen 
und Kommunalbeamten, bie innerhalb 
der beutfchen Reichslande und bes preußi⸗ 
ſchen Staats angeftellten Kirdhen- und 
Sculdiener, die bei der Verwaltung bes 
Vereins angeftellten Beamten und endlich 
die auf Rubegehalt oder Wartegelb ges 
feßten Perfonen der genannten Klafien 
berechtigt. Es können jedoch auch Staats- 
und Kommunalbeamten andrer deutſcher 
Staaten ſowie Privatbeamte zugelaſſen 
werden. Organ des Vereins iſt die ſeit 
1877 erſcheinende »Monatsſchrift für 
deutſche Beamte«. 

Beglaubigung (Fidemation, Vidi— 
mation), der Akt, durch welchen eine 
hierzu ermächtigte Behörde ober fonftige 
öffentliche Perfon (Gericht, Konful, No: 
tar) die Richtigfeit einer Thatſache, ins⸗ 
befondere die Echtheit einer Unterfchrift 
oder bie Übereinftimmung einer Abjchrift 
mit dem Original, in anıtlicher Form und 
von Amts wegen bezeugt. Beglaubi- 
gungefärei en (Krebitiv, Lettre 

e cr&ance) ift das Schriftftüd, durch 
welches die Stellung eines Gefanbten 
(f. d.) als foldhen bei ber empfangenden 
Regierung durd) Die abfenbenbe beurfun- 
det wird. 

Begnadigung, ber gänzliche ober teil- 
weiſe Erlaß der durch eine ftrafbare Hand: 
Yung verwirkten Strafe durch das Staats» 
—A Dabei iſt aber zu unterſchei⸗ 
dei zwiſchen ber B.im engern Sinn 
und der fogen. Amneftie, je nachdem es 
fih um die B. eines einzelnen Verbrecher? 
oder um die B. einer ganzen Klaffe von 
Berbrechern handelt. Eine ſolche Anıneftie 
(Generalpardon) fommt namentlich 
politifchen VBerbrechern gegenüber vor, um 
nach politifch bewegten Seiten eine Ver⸗ 
fühnung der dermaligen Staatsregierung 
mit ihren bisherigen Gegnern herbeizu— 
führen. Die Einzelbegnadigung iſt aber, 
ebenfo wie die Amneftie, entweder eine B. 
nach oder vor gefällten Strafurteil. Für 
den letztern Fall ift der Ausdrud Aboli⸗ 
tion (Niederſchlagung) gebräudlich. 
Die nad) gefälltem Strafurteil eintretenbe 
B. kann entweber in einem gänzlichen oder 











Begnadigung. 


in einem teilweifen Erlaß der Strafe be- 
fteben, oder fie tritt erft nach teilmeifer 
Vollſtreckung ber Strafe ein, indem fie ben 
Erlaß des Strafreftes herbeiführt, oder in- 
bem fie die mit ber Strafe verbundenen 
Rechtsnachteile aufhebt. In dieſem letztern 
Sinn wird die B. als Rehabilitation 
bezeichnet, wenn ſie die Wiederherſtellung 
ber dem Verbrecher entzogenen bürgerli⸗ 
chen Ehrenrechte enthält. Darüber, ob das 
Begnabigungsrecht des Souveräng, 
welches verfaffungsmäßig in den meilten 
Kulturftaaten ausdrüdlich anerkannt ift, 
auch vom rehtöpolitifchen und -philoſo⸗ 
phiſchen Standpunkt aus zu rechtfertigen 
fer, ift viel Streit. Namentlich war der 
große Philoſoph Kant ein Gegner desſel⸗ 
ben. Es läßt fich ja in der That auch 
nicht wegleugnen, Daß das Begnabigungs- 
recht eine Abweichung von bem nad) der 
Geſetzesvorſchrift ſtattfindenden ftrafrecht- 
lichen Verfahren bewirkt, daß ferner Die 
Möglichkeit einer willfürlichen und un- 
gerechten Handhabung desfelben nicht aus⸗ 
gefchloffen ift, und daB dasſelbe endlich 
ganz entbehrlich fein würde, wenn die 

trafgefeßgebung eine vollfommene wäre. 
Da dies aber bei ber Mangelhaftigfeit 
aller menſchlichen Inftitutionen nie ganz 
der Fall fein wird, ba vielmehr das for⸗ 
melle Recht, wie es fich in den Durch: 
ſchnittsregeln der Strafgefeßgebung dar: 
jtellt, mit dem materiellen Recht, wie es 
der Idee ber höhern Gerechtigkeit und Bil: 
ligkeit entfpricht, in Widerfpruch geraten 
kann, fo erfcheint das Begnadigungsrecht 
des Souveräns als deſſen ſchönſtes Recht, 
notwendig zur Vermittelung und Aus- 
leichung ber Härten des ftarren Rechts. 

ohl zu beachten ift aber hierbei, baß die 
Anwenbungsiphäre bed Begnadigungs- 
recht? eine engere wird, je größer ber 
Spielraum ift, welchen bie Strafgefebe 
dem richterlichen Ermeifen bei Yusmelfung 
der Strafe offen laſſen, und je mehr ber 
Richter felbit hiernach die individuellen 
Verhältniffe des Angeichuldigten berück⸗ 
fichtigen Tann, wie dies namentlich au 
nach den bermaligen beutfchen Shafge 
ſetzbuch der Fall if. Das Recht ber B. 
ftebt dein Monarchen und in den Republi- 
fen ben verfaffungsmäßig damit ausge 


Staatslexikon. 
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geftatteten Organen, fo 3. B. in ben beut: 
jchen Freien Städten dem Senat, zu. In 
leichteren Fällen ift die Augübung diejes 
Rechts von dem Souverän vielfach be 
fimmten Behörben, beſonders dem Zuftiz- 
minifterium, in Kriegszeiten einem kom: 
manbierenden General, einem Statthal- 
ter 2c., übertragen. Im Deutſchen Neid) 
bat der Raifer als folcher nur in denjeni: . 
gen Strafſachen das Necht der B., welche 
in erſter Inſtanz vor das Reichsgericht ge⸗ 
hören, alſo in den Fällen des Hochverrats 
und des Landesverrats, inſofern dieſe Ver⸗ 
brechen gegen den Kaiſer oder das Reich 
gerichtet And (deutiche Strafprogekord: 
nung, $ 484), ſowie in benjenigen Sie, 
int welchen ein beutjcher Konſul oder ein 
Konfulargeriht in erfter Anftanz erfannt 
hat (ſ. Konſul). Sm übrigen ſteht das 
Begnadigungsrehht den Monarchen der 
beutfchen Einzelftaaten und in den Freien 
Städten, wie bereit8 bemerft, ben Sena⸗ 
ten zu. Xodesurteile bedürfen nach ber 
beutihen Strafprogeßordnung ($ 486) 
zu ihrer VBollitredung zwar feiner Beſtä⸗ 
tigung mehr, doch follen fie nicht eher voll- 
ftredt werden, als bis die Entſchließung 
des Staatsoberhaupts, tefp. des Kaiſers 
ergangen ift, in dem vorliegenden Tal von 
dem Rechte der B. feinen Gebrauch machen 
zumollen. Übrigens ift in den Verfaſſ ung6- 
urkunden ber mobernen Tonjtitutionellen 
Monardien eine Beſchränkung des Be- 
gnadigungsrechts injofern anerkannt, als 
ein Miniſter oder ein fonftiger höherer 
verantwortlicher Stantsbeamter, welcher 
durch die Stände einer Verfaſſungsver⸗ 
letzung angertagt worden ift, von der ge⸗ 
gen ihn deshalb ausgefprodyenen Strafe 
nicht oder nur auf Antrag der anflagen: 
den Kammer felbft im Gnadenweg befreit 
werben kann, weil jonft ein Hauptmoment 
bes Tonfiitutionellen Syftems, das In⸗ 
ftitut der Minifterverantwortlichfeit und 
Minifteranklage, hinfällig werden würde 
(vgl. die Berfaffungsurfunden von Bel: 
gien, 91, Preußen, F49, Sachſen, $150, 


| Württemberg, G 205; Bayriſches Geſetz, Die 


Verantwortlichkeit ber Minifter betr., vom 
4. Juni 1848, Art. 12, 2c.). Eine weitere 
Beichräntung des Begnadigungsrechts ift 
ferner in manchen Berfaffungsgelegen in 
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Anfehung der Abolition enthalten, bie teils 
für gänzlich unzuläffig erklärt, teils we: 
nigftens bei gewillen Verbrechen nicht 
ftatthaft if. Andre Verfaſſungsurkunden 
Tnüpfen die Zuläffigfeit der Niederſchla⸗ 
gung an die Zuſtimmung bes höchften Ge- 
richtshofs ober des Landtags. Was ferner 
die viel erörterte Trage anbetrifft, ob ein 
Berurteilter auch gegen feinen Willen 
begnabigt werben könne, fo Dürfte diefelbe 
wohl zu bejahen fein, da bie B. fein At 
ber Willfür, ſondern ein Akt der höhern 
Gerechtigfeit fein fol, welchem fich ber 
einzelne nicht beliebig entzichen kann. 
Kur in Anſehung der Abolition könnte es 
für einen Unfchuldigen geradezu eine Härte 
involvieren, wenn er auch gegen feinen 
Willen eine ſolche B. annehmen müßte; 
er hat vielmehr ein Recht, zu verlangen, 
daß feine Unſchuld durch Urteil und Recht 
dargethban werde, und ebenbarum würde 
er eine DB. gegen feinen Willen ablehnen 
können. Die norwegiſche Verfaſſung fta- 
tuiert übrigens ganz allgemein die Zurück⸗ 
weiſung einer B. ſeitens des gegen ſeinen 
Willen Begnadigten. Endlich iſt noch dar⸗ 
auf hinzuweiſen, daß die privatrechtlichen 
Folgen eines Verbrechens durch eine B. 
nicht alteriert werden. Vgl. außer den 
Lehrbüchern des Staatsrechts und des 
Strafrechts: Lüder, Das Souveränitäts⸗ 
recht der B. (1860); v. Arnold, Über 
Umfang und Anwendung bed Begnadi⸗ 
gungsrechts (1860); R.v. Mohl, Stants- 
recht, Völkerrecht und Politik, Bd. 2, S. 
634 ff. (1869). 


Begünfligung , das Vergehen besjeni- 
en, welcher nach Begehung eines Ver: 
rechens oder Vergehens dem Thäter wil- 

fentlich Beiftand Yeiftet, um benjelben der 
Beitrafung zu entziehen, oder um ihm bie 
Vorteile des Verbrechen oder Vergehens 
zu fihern. Bei einer bloßen Übertretung 
fennt das beutfche Strafgefebbuch eine 
B. nit. Während nämlich die frühere 
Geſetzgebung bie B. regelmäßig aus dem 
Geſichtspunkt ber Teilnahme am Verbre⸗ 
chen beftrafte, behandelt das Reichsſtrafge⸗ 
ſetzbuch die ®. als ein befonderes Vergehen 
unb bedroht biefelbe mit Seldftrafe bis zu 
600 Mf. ober mit Gefängnid bis zu 
1 Jahr und, wenn jener Beiltand um 


Begünftigung — Beihilfe. 


bes eignen Vorteils willen geleiftet ward, 
fogar_ mit Gefängnis bis zu 5 Jahren. 
Die Strafe darf jedoch ber Art und dem 
Maß nach feine ſchwerere fein als die auf 
bie verbrecheriſche Handlung felbit ange: 
drohte. Warbagegen die B. vor Begehung 
ber That zugefagt worden, fo wird biefelbe 
firenger, nämlidy als Beihilfe (ſ. d.), ger 
ahnıdet. Die B. ift ftraflos, wenn biefelbe 
dem Thäter oder Teilnehmer von einem 
Angehörigen (f. d.) geleiftet worden ift, um 
ihn der Beſtrafung zu entziehen. Wurde 
bagegen bie B. des Vorteils wegen began⸗ 
gen, fo verwandelt fich bdiefelbe in das 
ſchwerere Bergeben ber Heblerei (f.b.), 
wofern ber Begünftigte Diebftahl, Raub, 
Unterfchlagung ober ein dem Raub gleich 
u beftrafendes Verbrechen verübt hat. Der 

erfuch der 8. ift nicht ftrafbar. Vgl. 
Deutfches Strafgeſetzbuch, & 257ff.; Ofter: 
zeichilchee Strafgefegbuc, 6,211,214— 


Beitgeheimmis (Tat. Sigillum con- 
fession, bie in ber Tatholifchen wie in 
der proteftantifchen Kirche anerkannte Ver⸗ 
pflichtung bes Geiftlichen zur Geheimhal⸗ 
tung desjenigen, was ibm in der Beichte 
ober fonft bei Huelbung der Seelforge 
anvertraut ward. Das B. wird aud) von 
ber ftantlichen Gefeßgebung infofern re= 
en als der allgemeine Beugniszwang 
ich nicht auf bajenige erftredt, was einem 
Geiftlichen bei usutung der Seelſorge 
anvertraut wurde. Vgl. Deutſche Straf⸗ 
progeBorbinun ‚$ 348; &nopp, Der fa: 
inoliige Seeljorger ald Zeuge vor Gericht 


(1 

Beigeordneter, in manchen Gegen- 
den Amtstitel bes Gehilfen des Bürger- 
meiſters. 

Beihilfe, die abſichtliche Förderung ber 
Begehung eines Verbrechens uber Ber- 
gehens. Im Fri zum fogen. Anftif- 
ter (ſ. d.) ift der Gehilfe eines Berbre- 
chers nach dem beutichen Strafgefeßbuch 
($ 49) derjenige, welcher ben Thäter zur 
Begehung eines Verbrechen? ober Ber- 
gehens durch Nat oder That wifjentlich 
Hilfe geleiftet hat. Die B. zu einer Über: 
tretung ift Dagegen ſtraflos. Während aber 
das franzöfifche Strafrechtalle Teilnehmer, 
gleichviel ob Urheber oder Gehilfen, für 


Beiſaſſen — Belagerungszuftand. 


leich ftrafbar erflärt, ftellt das deutſche 
trafgefeßbuch die B. dem Verfuch eines 
Verbrechens oder Vergehens glei und 
ſtraft demnach den Gehilfen zwar nad) 
demjenigen Gefek, welches auf bie Hand⸗ 
lung Anwendung findet, zu welcher er 
wiſſentlich Hilfe geleiftet hat, jeboch mil: 
ber als ben Urheber (Thäter) und als den 
Anftifter. 

Beifaffen (Beiwohner, Schutzver⸗ 
wandte, Schugbürger), im weitern 
Sinn alle Berfonen, welche bloß innerhalb 
einer Stabt ihren Wohnſitz gemählt oder 
den Schuß ber ftäbtiichen Obrigkeit ohne 
das Bürgerrecht erworben haben; im 
engern Stun Einwohner, die nicht int Bes 
fig bes vollen, ſondern nur des fogen. klei⸗ 
nen Bürgerrechts find. Der Inbegriff ber 
ihnen gewährten Mechte ift das Beiſaſ⸗ 
ſenrecht, ihre Verfaſſungsurkunde die 
Beifaffenorönung, die zu entrichtende 
Abgabe das Beifaffengeld. Als Inter: 
pfand für die Einhaltung feiner Obliegen- 
heiten leiſtet ver Beifaffe den Beiſaſſen⸗ 
eid. Der Unterſchied zwifchen Vollbür⸗ 
gern und B. ober Niebergelafjenen findet 
namentlich in ber Schweiz praftiiche An- 
wendung. Es eriftiert dort kaum eine Ge: 
meinde, die neben ben eigentlichen Ge: 
meinbemitgliebern nicht auch eine größere 
ober geringere Zahl von Niedergelafjenen 
enthielt. Bol. Rüttimann, Über bie 
Gefchichte des fehweizerifchen Gemeinde: 
bürgerrecht3 (1862). Die nad) 1848 er⸗ 
Yaffenen Verfaſſungsurkunden ber einzel: 
nen beutfchen Staaten haben faft durch 
weg den Unterjchied zwifchen eigentlichen 
Bürgern und Schugbürgern aufgehoben, 
wie dies auch ſchon zuvor in einzelnen 
Staaten, 3. B. in Baden durch Gefet von 
1831, gefchehen war. 

Belagerungszuftand (franz. Etat de 
siege), eine Art moderner Diktatur, be⸗ 
ftehend in ber Übertragung ber gefamten 
öffentlichen Autorität auf die Meilitärbe- 
börden, welche zugleich mit außerordent- 
lichen VBollmachten bekleidet werden. Die 
franzöfifche Revolution regelte zuerft ben 
Etat de siége unb zwar durch Geſetz 
vom 8. Zuli 1791, woran fih dann 
fpäter, namentlich unter Napoleon L., 
verjchiebene andre wichtige Gelee an: 
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fhlojfen. Hiernach kann der B. über 
ganze Diſtrikte und Provinzen und nicht 
bloß bei einer eigentlichen Belagerung 
und überhaupt nicht bloß in Kriegszei⸗ 
ten, fondern auch im Frieden zur Unter: 
drüdung revolutionärer Bewegungen ver: 
bängt werben. So erffärte 3.8. Karl X. 
23. Juli 1830 die Stadt Baris in den B. 
Auch das Jahr 1848 rief über die Haupt- 
ftadt der bamaligen franzöfifchen Republif 
den B. herbei, und Gleiches war 1871 in: 
folge bes furchtbaren Aufruhrs der Kom: 
mune zu Paris der Fall. Ebenfo ift in 
diefem Jahrhundert auch in andern Staa⸗ 
ten des Kontinents wiederholt ber B. zur 
Unterdbrüdung von revolutionären Ver: 
fuchen verfügt worden, namentlich auch. 
in Deutfchland 1848 und 1849. Nach der 
gegenwärtigen deutſchen Reichsverfaſſung 
ſteht dem Kaiſer das Recht zu, wenn die 
öffentliche Sicherheit in dem Bundes⸗ 
ebiet bedroht iſt, einen jeden Teil des⸗ 
* in ben Kriegszuſtand zu er 
klären (Reichsverfaſſung von 16. April 
1871, Art. 68). Dabei wird auf das kö⸗ 
niglich preußifche Gefe vom 4. Juni 1851 
über den B. Bezug genommen, deſſen Be⸗ 
ſtimmungen in einem ſolchen Fall maß: 
nebend fein follen, und wonach bie Er- 
Härung bes Belagerungszuftands von ber 
vorgängigen Erklärung des Kriegszu- 
ftands abhängig ift. Nach dem angezoge- 
nen Ode vom 4. Suni 1851 ift aber für 
den Fall des Kriegs in den vom Feind be: 
drohten Provinzen jeder Feſtungskom⸗ 
manbdant befugt, die ihm anvertraute 
Feftung mit ihrem Rayonbezirk in B. zu 
erklären; für andre Bezirke fteht die Er: 
Märung dem fommtandierenden General 
gu. Für den Fall eines Aufruhrs kann 
er B. fowohl in Kriegs: als Friedens: 
zeiten erflärt werden, doch geht bie Er: 
Märung dann vom Staatsminifterium 
aus, und nur in dringenden Fällen kann 
biefelbe proviſoriſch und vorbehaltlich Der 
minifteriellen Betätigung rüdfichtlich ein⸗ 
zelner Orte und Bezirke durch den oberiten 
Militärbefehlshaber auf Antrag des Ber: 
waltungschefs oder, wenn Gefahr im Ver: 
zug ift, durch den Militärbefehlöhaber allein 
erfolgen. Die Erflärung des Belngerungs- 
zuftands gefchieht durch öffentlichen Aus: 
5* 
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ruf bei Trommelichlag oder Trompeten: 
Thal, durch Mitteilung an bie Gemeinde: 
Dehirke, durch Anſchlag an öffentlicher 
Platzen und burch öffentliche Blätter. Mit 
ber erfolgten Bekanntmachung gebt bie 
vollziehende Gewalt an die Militärbefebls: 
haber Aber, fo daß bie Zivilverwaltungs⸗ 
und die Kommunalbebörden ben Anorb: 
nungen ber Militärbefehlehaber Folge zu 
leiften haben. Gleichzeitig können auch 
das freie Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
recht, das Recht, daß niemand feinem or: 
dentlichen Richter entzogen werben barf, 
bie Freiheit ber Preffe, die Rechte, welche 
ſich auf Unverleglichfeit ber Wohnung und 
die perfönliche Freiheit beziehen, für die 
Dauer des Ausnahbmezuftands ſuſpendiert 
werben, und es hängt lebiglidh von dem 
Ermeſſen des fommanbierenden Militär: 
befehlshabers ab, welche Befchränfungen 
er an die Stelle ber hierüber fonft gelten: 
ben Beftimmungen treten laſſen will. Hält 
es derjelbe oder das Staatsminiſterium 
für nötig, die ordentlichen Gerichte zu ſus⸗ 
pendieren, ſo treten an die Stelle derſel⸗ 
ben die Kriegsgerichte, welche beſon⸗ 
ders die Verbrechen bes Aufruhrs, Hoch: 
verrats, Landesverrats, ber thätlichen Wi: 
berfeßung, der Meuterei, der ‚Blünberung, 
der Erpreifung, ber Berleitung der Sol- 
baten zum Ungeborfam oder zu Vergehen 
gegen die militärifche Zucht und Orbnung 
zur Unterſuchung und Beltrafung über: 
wieſen erhalten. Die Kriegsgerichte werben 
aus Offizieren und Zivilrichtern zuſam⸗ 
mengeſetzt; in eingefchlofienen Sefuungen 
Finnen an Stelle ber Zivilrichter ſelbſt 
Kommunalbeamte dazu genommen wer- 
den. Das Verfahren ift ein ſehr ſumma⸗ 
rifches, daS fogen. ſtandrechtliche. Die 
Verhandlungen find öffentlich und mind: 
lich, und der Beichuldigte kann fich eines 
Verteidigers bedienen. Der Berichterftat: 
ter (Öffentliche Ankläger), als welcher ein 
Auditeur ober in Ermangelung besfelben 
ein andrer Offizier fungiert, trägt in An- 
weſenheit des Beichuldigten bie bemfelben 

ur Laſt gelegte Thatfache vor. Der Be: 
Könige wird aufgefordert, fich darüber 
zu erflären, und wenn er biejelbe beitreitet, 
ſo wird foqleich zur Aufnahme des That- 
beftands durch Erhebung der vorliegenden 


Beleidigung. 


Berveife gefchritten. Darauf folgt in nicht 
öffentlicher Beratung bie Faſſung bes Ur⸗ 
teilsſpruchs, gegen den fein Rechtsmittel 
zuläjfig ift; nur die auf Tobesftrafe lau⸗ 
tenben Erfenntniffe unterliegen in Frie⸗ 
benszeiten ber Beftätigung von feiten 
bes fommanbierenden Generals ber Pro: 
vinz. Alle Strafen werben fogleidh nach 
Verkündigung des Erfenntnifles zum Voll⸗ 
us gebracht und zwar binnen Stun: 
en, Tobesftrafen in gleicher Zeit nach ber 
erfolgten Seitätigung bed Befehlshabers. 
Die letztern werden durch Erſchießen voll⸗ 
ſtreckt. Über den ſogen. kleinen B. vgl. 
Sozialdemokratie. 
eleidigung (Ehrenkränkung, 
Ehrverletzung, Injurie, lat. In- 
juria), diejenige rechtswidrige Handlung, 
durch welche jemand die Ehre einer andern 
Perſon vorfäplich angreift. Zum That- 
beftand einer B. gehört aber folgendes: 
4) Die Ehre einer Perfon, d. b. die Ach⸗ 
tung, welche einer Berfon als folcher ge⸗ 
bübrt, muß angegriffen fein. Die pri- 
vatperfönliche Ehrenhaftigkeit derſelben 
fommt hierbei nur als Strafausmeflungs- 
prun in Anbetradt. 2) Eine Ver⸗ 
etzung der Ehre muß ortiegen, es gibt 
feinen Arafbaren Verſuch ber B. Ob eine 
folde Verlegung wirklich vorliege, be⸗ 
flimmt na nach den Umftänben bes ein: 
elnen Falles, namentlich auch nach der 
ebensftellung bes Beleidigers und des 
Beleidigten. In leßterer Beziehung er: 
fcheint es namentlich als ein Strafer: 
böhungsgrund, wenn ein Beamter in fei: 
ner amtlihen Stellung beleidigt wurde 
(j. Amtsbeleidigung), ober wenn eine 
Milttärperfon den Borgefegten beleidigt 
(f. Militärbeleibt En) 3) Vor⸗ 
ſätzlichkeit der Handlung iſt erforderlich. 
Es muß das Bewußtfein bes beleidigen: 
ben Moments der fraglihen Handlunge- 
weife vorliegen (animus injuriandi); 
doch genügt dazıı das Bewußtfein, daß 
ebendiefe Handlungsweiſe geeignet fei, 
einen andern an ber Ehre zu Tränen. 
4) Widerrechtlichkeit ber fraglichen 
Handlung muß vorliegen. In biejer Be- 
ziehung beſonders hervorzuheben, daß 
man die Wahrheit jederzeit ſagen darf, 
ſollte dies auch der She eines andern Ein⸗ 


Beleidigung. 


trag thun. Man nennt den Einwand, 
daß die el injuridfe Behauptung 
bie Wahrheit enthalte, bie Einrede ber 
Wahrheit (exceptio veritatis), beren 
Beweis derjenige, welcher fich darauf be- 
ruft, zu erbringen hat. Iſt die Thatjache, 
um welche es jich anbelt, eine ftrafbare 
—A— I fol nach dem beutjchen 

eichsſtrafgeſetzbuch ($ 190) der Beweis 
ber Wahrheit als erbracht angefehen wer⸗ 
ben, wenn ber angeblich Beleidigte wegen 
diefer Handlung rechtskräftig verurteilt 
worden if. Dagegen foll der Beweis der 
Wahrheit ausgejchloffen fein, wenn ber 
Beleidigte wegen biefer Handlung be- 
reits rechtsfräftig freigefprochen worden ift. 
Dazu kommt die Vorſchrift (F 191), wo: 
nad für den Fall, daß wegen ber behaup⸗ 
teten ftrafbaren Handlung Anzeige bei ber 
Behörde gemacht ift, dad Verfahren wegen 
ber B. 518 zur Erledigung jener Unter- 
fuhungsfache fiftiert werden fol. Dabei 
ift aber zu beachten und auchin G 192 des 


Par ausbrüdlich hervor= | (SG 1 


gehoben, daß ber Beweis ber Wahrheit 
bie Strafbarfeit der Handlungsweiſe gleich⸗ 
wohl nicht ausſchließt, wenn die Form der 
Behauptung ſchon an und für ſich eine be⸗ 
leidigende war. Dieſe letztere Einſchrän⸗ 
fung gilt auch für bie F 193 zuſammen⸗ 
geftellten Fälle; es follen nämlich hiernach 
tadelnde Urteile über wiflenfchaftliche, 
fünftlerifche ober gewerbliche Leiſtungen, 
ferner Außerungen, welche zur Ausfüh— 
rung ober Verteidigung von Rechten oder 
zur Wahrnehmung berechtigter Intereflen 
gemacht werben, fowie VBorhaltungen und 
Rügen ber Vorgefetten gegen ihre Unter: 
gebenen, dienftliche Anzeigen ober Urteile 
von feiten eines Beamten und Ähnliche 
Fälle, alfo z. B. auch Rügen des Lehrers 
den Schülern, der Eltern den Kindern, 
bes Dienſtherrn bem Dienftboten gegen: 
über, an und für ſich ftraflos fein. 

Was die Beftrafung der B. anbelangt, 
fo hat das deutſche Strafgeſetzbuch die 
frliher üblichen Privatſtrafen (Abbitte, 
Ehrenerflärung, Widerruf) nicht beibe: 
halten; es gewährt bem Beleibigten nur 
infofern eine Brivatgenugthuung, als ihm 
auf Koften des Schuldigen eine Außfer- 
tigung des Urteils erteilt und, wenn bie 
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B. öffentlich oder durch Verbreitung von 
Schriften, Darftelungen ober Abbildun- 
gen oder in einer Zeitung oder Zeitjchrift 
erfolgte, die Befugnis augeiprochen wird, 
bie Verurteilung auf often des Schul: 
digen öffentlich befannt zu machen und 
zwar im leßtgedachten Fall, wenn möglich, 
durch ebenbdiefelbe zeitung oder Zeitfchrift 
und in demſelben Zeil und mit derſelben 
Schrift, wie die B. veröffentlicht worden 
war (5 200). Zubem wird dem privat: 
rechtlichen Charakter des Delifts auch da⸗ 
durch Rechnung getragen, baß bie Ver: 
folgung nur auf Antrag eintritt, welch 
legterer biß zur Verfündigung eines auf 
Strafe lautenden Urteilg zurüdgenont: 
men werden kann (G 194). Bei Anju: 
rien, welche gegen Ehefrauen oder Kinder 
noch unter väterlicher Gewalt verübt wur- 
den, haben auch die Ehemänner und Vä- 
ter ($ 195) und bei Amtsbeleidigungen 
bie amtlichen Vorgejeten bes Beleidigten - 
das Necht zur Stellung des Strafantrags 
9%). Wurde eine B. gegen eine ge: 
ſetzgebende Berfammlung des Reichs oder 
eines Bundesſtaats oder gegen eine ſonſtige 
politiſche Körperſchaft begangen, ſo bedarf 
es zwar keines Antrags auf Beſtrafung, 
—* aber der Ermächtigung der beleidig⸗ 
ten Körperſchaft zur ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
folgung (F 197). Der Antrag auf Be⸗ 
ſtrafung muß aber binnen drei Monaten 
von dem Tag an, ſeit welchem der zu die⸗ 
ſem Antrag Berechtigte von der Handlung 
und von ber Perſon des Thäters Kennt: 
nis gehabt, geftellt werben. Iſt bei wechiel- 
feitigen Beleidigungen von dem einen 
Teil Strafantrag gertellt worden, fo kann 
ber andre Teil feinerfeit® bis zum Schluß 
ber Verhandlung in eriter Inftanz, ohne 
Rückſicht auf jene Frift, ebenfalls Straf: 
antrag fielen, muß dies aber auch bei 
Berluit dieſes Rechts bi? zu jenem Zeit- 
punft thun (F 198). Wurden Beleibi- 
gungen auf der Stelle mit ſolchen ober 
mit leichten Körperverleßungen oder letz⸗ 
tere mit erftern ermwibert, fo kann ber 
Richter unter Umftänden ben einen Teil 
ober auch beide Teile für ſtraflos erklären, 
indem bier eine jogen. Kompenfation ber 
beiderſeits verwirkten Strafen eintritt. 
($$ 199, 233). 
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Belgien. 


Mir Rüdtiht auf bie Strajbarleit ber: jtorbenen, b. 5. vie Fekbimriung bes An- 


Beleidigungen wirb wilden verleum: 
berifcher und einfacher D. unterihie 
ben. (Fine verleumberiiche 


ef ($ 187) dann vor, wenn jemand 
wider beſſeres Wiſſen in Peziebung 
auf einen andern eine unwahre Thatjache 
behauptet oder verbreitet, weldye benielben 
verächtlich zu machen oder in ber ciient- 
lichen Meinung berabzumwürdigen oder bef- 


fen Krebit zu gefährden geeignet ift. Hier. 


tritt Sejängnisjtrafe von einem Zag bis 
zu zwei Jahren ein. 


dad Berrußtſein ihrer Unwahrbeit wird 
dagegen als einfache B. beitrait, woiern 
nicht etwa jene Thatfachen erweislich wahr 


fein follten, Es wird aber bei der ein=| SS 185— 200; R 


fachen 8. (85 185, 186) zwifchen wört⸗ 
liher (Berbal-) und thätlicher 
(Aeal⸗AIn jurie unterſchieden. Eritere 
wird mit Geldſtrafe von 300 — 600 ME. 
oder mit Haft von einem Tag bis zu ſechs 
Wochen oder mit Gefängnis von einem 
Tag bis zu einem Jahr, letztere mit Geld: 
ftrafe von 300-1500 ME. ober mit Ge: 
jängnis von einem Tag bis zu zwei Jah- 
ten beftraft. Als Straferhöhungsgrund 
erjheint es aber ſowohl bei der einfachen 
wie bei der verleumberiichen B., wenn 
diefe —8 oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darſtellun⸗ 
gen begangen ift. Die Strafe befteht dann 
bei ber einſachen B. in Geldftrafe bis zu 
1500 DIE. ober Gefängnisftrafe bis zu 
nve) Jahren und bei der Verleumdung 
n Gefängnis bis zu fünf Jahren und nicht 
unter einem Monat. Doc, kann bei der 
verleumderiſchen B. überhaupt, wenn mil⸗ 
dernde Umſiande vorhanden, die Strafe 
bis auf einen Tag Gefängnis ermäßigt, 
oder eo kann auf Geldſtrafe bis zu 9 

Dr erfannt werben, Übrigens Tann, 
wenn bie Derbeeitung folder Thatfachen 
nadhteilige Folgen für bie Vermögens: 
verhäftniffe, den Erwerb oder das Fort⸗ 
kommen des Beleidigten mit fich bringen 
follte, auf Antrag bes letztern neben ber 
Strafe auf eine an ihn au erlegende Buße 
bi zum Vetrag von 6000 DIE. erfannt 
werden (8 188). Much bie ®. eines Ver: 


B. oder Ber: | 
leumdung liegt nach dem deutichen Straf: | 


Tie Behauptung 
und Verbreitung folder Thatfachen ohne 


benlens eines jelchen durch winientlich um- 
wahre Behauptung oder Berbreitung von 
Thatjachen, welde denelben bei Lebzeiten 
verãchtlich zu machen oder in der difent⸗ 
lichen Meinung herabzuwũrdigen geeignet 
geweſen wãren, wird auf Antrag ber El⸗ 
tern, der Kinder oder des Ebegatten des 
Rerfiorbenen mit Sefängnis von einem 
Tag bis zu ſechs Monaten, beim Vorban⸗ 
denjein mildernder Umitände mit Geld- 
firafe bis zu WOME. beftrait. Beleidigun⸗ 
gen jürftlider Perſonen allen, weil es 
ih bier nicht um einen Angriff auf die 
bürgerlie Ehre, ſondern um eine Ber- 
legung der Majeität bandelt, nicht unter 
ben Begrifi ver ®. (j. Majeſtätsbelei⸗ 
digung). Bal. Deutſches Strafgeſetzbuch, 
SG ; Reichsgeſetz vom 26. Febr. 
1876 (ſogen. Strafgeſetznovelle), Art. J 
zu 66 194, 200; Deutſches Militärſtraf⸗ 
—8 vom 20. Juni 1872, 65 89, 91. 

elgien, Königreih an ber Nordiee, 
zwiſchen Holland, Preußen und Frank: 
reih; 29,455 qkm mit (31. Dez. 1878) 
5,412,731 Einw. Hauptitadt: Brüffel 
mit (31. Dez. 1878) 167,093 Einw. 2. ift 
das am dichteften bevölferte Land Europas 
(181 Einw. auf 1 qkm). Die Berölfe: 
rung zerfällt in bie beiden Hauptflämme 
ber Vlämen mit vlämijdyer und ber 
Wallonen mit wallonifher Sprade; am 
weiteften verbreitet und zugleich Amts⸗ 
und Gerichtsfprache ift jebody bie franzö⸗ 
file. Dem Glaubensbekenntnis nach iſt 
faft die geſamte Bevölkerung des König⸗ 
reichs katholiſch; die Zahl der Proteſtanten 
wird nur auf etwa 15,000, bie der Juden 
auf 3000 geſchätzt. Die franzöfifche Juli⸗ 
revolution 1830 gad bie äußere Veran⸗ 
laſſung zu einer bald ganz B. ergreifen 
den Nevolution und zur Losfagung von 
den Niederlanden. Am 20. Sept. 1830 
wurde eine proviforifche Regierung ein: 
peleht, welche 4. Oft. d. 3. die Unab⸗ 
yingigfeit Belgiens erklärte und die Be- 
tufung eines Nationalfongrejjes ankün— 
bigte. Diefer nahm dann unter Aus: 
Ichliegung des Haufe Dranien vom Thron 
eine monarchiſch-konſtitutionelle Verfaf- 
jung für bag Land an, ausgezeichnet durch 
befonders freifinnige Suftitutionen, und 








Belgien. 


übertrug die Königswürde 4. Juni 1831 
auf. Empfehlung Englands dem Prinzen 
Leopold von Sachſen⸗Koburg-Gotha, wel: 
ches Haus fomit auf den belgifchen Thron 
gelangte. Nach der Konftitution vom 
7. Febr. 1831 ift die Krone im Mannes: 
ſtamm nad dem Rechte der Eritgeburt 
erblih; Frauen und ihre Nachkommen⸗ 
ſchaft find ausgefchlojlen. In Ermange- 
lung männlicher Nachkommen kann fich 
der König mit Zuftimmung ber Kanımern 
einen Nachfolger ernennen. Der König 
Tann bie Regierung nicht eher führen, als 
bis er in der Mitte der Volfsvertretung 
einen feierlichen Eid geleiftet hat, die Ver: 
faffung und die Gefeße des belgischen Volks 
zu beobachten und die Unabhängigfeit ber 
Nation wie die Unverleßbarfeit des Staats⸗ 
gebiets aufrecht zu erhalten. Der König 
befittt die augübende Gewalt nad) Maß— 
gabe der Berfaffung. Die gefeßnebende 
Gewalt wird von dem König, den Senat 
(58) und ber Kammer der Reprä: 
jentanten (116 Mitglieder) gemeinjam 
- ausgeübt. 
werden in birefter Wahl von den Bürgern 
aus ber Zahl derjenigen Belgier gewählt, 
welche, 25 Jahre alt, im Genuß der bür⸗ 
gerlichen und politiichen Rechte find, in 
B. ihren Wohnſitz haben und nicht unter 
40 Frank jährliche direkte Steuern zahlen. 
Die Mitglieder der Repräfentantentam- 
mer werden auf 4 Jahre gewählt und alle 
2 Sabre zur Hälfte erneuert. Sie beziehen 
Diäten (240 Fr. monatlich). Die Sena- 
toren müſſen wenigftens 40 Jahre alt 
fein und mindeftens 2100 Fr. direkte 
Steuern zahlen. Die Wahlperiode ifl eine 
achtjährige; bie Hälfte der Senatoren 
wird alle vier Jahre ernenert. Die Kam⸗ 
mern treten, wenn fie nicht zuvor von 
König berufen werden, verfaflungsmäßig 
am zweiten Dienstag des Novembers zu⸗ 
fanımen. Der König lanftioniert und ver- 
fündigt die Gefete. An ber Spite ber Lan: 
besverwaltung ftebt ber Minifterrat. Den 
Departementsminiftern der auswärtigen 
Angelegenheiten, des Innern, des öffent: 
lichen Unterrichts, der Juftiz, der Finanzen 
unb ber öffentlichen Arbeiten find Gene: 
ralſekretäre beigegeben. 


Das Königreich ift in folgende neun 


ie Mitglieder der Ießtern | ft 
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Provinzen eingeteilt: Antwerpen, Bra: 
bant, Weitflandern, Oftflandern, Henne 
gau, Lüttich, Limburg, Zuremburg und 
Namur. An der Spike der Provinzial: 
verwaltung fteht ein vom König ernannter 
Gouverneur, weldem eine von den An⸗ 
gehörigen ber Provinz gewählte Körper: 
Ihaft, der Provinzialrat, mit einem 
ftändigen Ausfchuß von je ſechs Mitglie- 
dern zur Seite fteht. Die Provinzen zer: 
fallen in Kantone, an deren Spite Fönig- 
lihe Kommiſſare ftehen. Die Gemeinde: 
obrigfeit der einzelnen Konımunen befteht 
aus dem Gemeinderat, dem Bürgermeifter 
und den Schöffen. Was die Rechts— 
pflege anbetrifft, fo befteht ein Kaſſa⸗ 
tionshof in Brüflel. In re chen 
Nechtsftreitigfeiten enticheiden in eriter 
Inſtanz die Ziviltribunale, in zweiter die 
Appellationsgerichtshöfe zu Brüffel, Gent 
und Lüttich. Daneben beſtehen Friedens⸗ 
gerichte und Hanbelsgerichte. Polizeiver: 
gehen gehören vor die Juchtpolizeinerichte; 
Aſſiſenhöfe gibt e8 neun. Außerdem be- 

ebt ein Metlitärgerichtshof. Katholische 
Biſchöfe refidieren in Brügge, Gent, 
Lüttih und Namur. Der Erzbifchof und 
Primas von B. hat-feinen Sig in Mecheln. 
Die Armee, welche ausſchließlich zur 
Verteidigung bes Landes und zur Auf: 
vechterhaltung der von den Srofmägten 
garantierten Neutralität beftimmt, und 
in welcher die Stellvertretung geftattet ift, 
beläuft fich im Frieden auf 46,383 Mann, 
10,165 Pferde und 204 Feldgeſchütze, ab⸗ 
geſehen von der aktiven und inaftiven 
Bürgergarbe. Die Hauptfeftung ift Ant: 
werpen. Finanzen. Die Einnahmen 
werden pro 1880 auf 273,497,060 Frank, 
die Ausgaben auf 278,818,548 Sr. veran: 
ſchlagt. Die Staatsfchuld belief fich 1380 
auf 1,347,286,720 Tr. Das Staat$: 
wappen ift ber goldne ftehende Brabau⸗ 
ter Löwe mit ausgeſtreckter roter Zunge 
auf ſchwarzem Grund und mit dev De: 
vife: »L’union fait la forces. Die Lan- 
desfarben find Rot, Gelb, Schwarz, ſenk⸗ 
recht nebeneinander. Vgl.» Annuaire sta- 
tistique de la Belgique« (11. Jahrg. 
1830); Doublets de Vil lers, Dietion- 
naire national belge (1864); Mofe, 
Histoire de la Belgique (6. Aufl. 1876). 
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Benediktiner, ber nach ber Regel bes 
heil. Benedikt von Nurſia lebende Moönchs⸗ 
orden (f. Orden). 

Benediltion (Tat.), in ber katholi⸗ 
[hen Kirche die Einfegnung einer Sache 
oder Perjon durch Gebete, Beiprengung 
mit Weihwaſſer, Räucherung 2. Der 
Papſt erteilt dreimal im Jahr, am Grün: 
donnerstag, am Ofterfeft und am Him- 
melfahbrtstag, bie feierliche B. ber Stabt 
Rom und dem Erdfreis (»Urbi et orbi«). 

Benefizium (lat.), Wohlthat, insbefon- 
bere Rechtswohlthat (beneficium gie); 
in legterer Beziehung namentlich Bezeich- 
nung für gewiffe aus Gründen ber Bil: 
ligkeit ftatuierte Ausnahmeregeln. Auch 
wirb mit B. bie Bfründe oder das Kirchen: 
amt jelbit, mit welchem eine folche ver: 
bunden ift, bezeichnet. 

Bergelohn, bie Vergütung, welche man 
von bem Eigentümer eines Schiffd oder 
der Labung eines ſolchen beanipruchen 
kann, wenn man Schiff oder Ladung aus 
Seenot oder die Güter eines gefcheiterten 
oder geftrandeten Schiffs rettete Man 
unterſcheidet hierbei Zivilbergung und 
Militärbergung, je nachdem die See- 
not durch Sturm ober andre natürliche 
Ereigniſſe hervorgerufen ober aber das 
Sail ans Feindesgewalt oder aus ben 
Händen von Seeräubern gerettet worden 
it. In England beitimmt in foldhen 
Fällen der Admiralitätshof Die Größe des 
Bergegelds je nach der beftandenen Ge: 
fahr, der Größe der Arbeit und Anftren- 

ung des Bergenden, nad dem Werte be? 

chiffs und der Ladung; e8 wird oft die 
Hälfte, Ys oder Yıo des Wert! bed Ret- 
tungsobjeft8 dem Berger zugeſprochen. 
Der B. bei Wiedernahme eined Schiffs 
aus Feindeshand beträgt Ns feines Werts 
oder feiner Labung, wofern fie von einem 
föniglihen Kriegsſchiff, Ys, wenn bie: 
felbe von einem engliihen Kaper oder 
einem andern engliihen Schiff bewirkt 
wird; ift aber das Schiff von Feind zu 
einem Kriegzihiff ausgerüftet worden, fo 
bringt bie Bergung bdasfelbe ganz in das 
Eigentum des Wiedernehmerd. Das 
beutfche Handelsgeſetzbuch (Art. 742) un: 
terfcheidet zwiſchen eigentlicher Bergung 
und B. einerſeits ſowie bloßer Hilfe: 


Benediktiner — Bergrecht. 


leiſtung und Hilfslohn anderſeits, je 
nachdem das Schiff oder die gerettete La⸗ 
dung der Verfügung der Schiffsbeſatzung 
entzogen oder die Hilfeleiſtungen der be⸗ 
treffenden Perſonen zu den Bemühungen 
der —— nur hinzugetreten 
ſind. Der Betrag des im letztern Fall zu 
leiſtenden Hilfslohns ſoll ein geringerer 
ſein als bei der eigentlichen Bergung. 
Der B. aber ſoll regelmäßig den dritten 
Teil bes Werts bes Geborgenen nicht über- 
fteigen und ohne den übereinftimmenben 
Antrag der Parteien nicht auf einen 
Quoteteil der geborgenen oder geretteten 
Güter, und zwar nötigenfalls Durch rich⸗ 
terliches Ermeifen, feftgefett werben. Der 
Anſpruch auf B. geht verloren, wenn ber 
Berger feine Dienfte aufgedrungen, ober 
wenn er von den geborgenen Gegenftän: 
ben bem Schiffer, bem Eigentümer oder 
ber zuftändigen Behörde nicht fofort An⸗ 
geige gemacht bat. Wurbe noch während 
er Gefahr ein Vertrag über bie Höhe 
bes Bergelohns abgefchloilen, fo kann ber: 
felbe wegen Übermaßes der zugeficherten 
Vergütung angefochten werden. Vgl. Deut: 
ſches Handelsgeſetzbuch, Art. 742 ff. ; Ham⸗ 
burger Statuten, IL, 17,5. 
ergrecht, Inbegriff ber Rechtögrund: 
fäbe, welche fich auf den Bergbau, ins⸗ 
befondere auf bie Erlangung de Berg: 
eigentums und deſſen Verluft und bie da⸗ 
mit im Zufammenhang ftehenden Rechte: 
verhältniffe, beziehen. Bergregal, die 
ausschließliche Befugnis der Staatsgewalt 
zur Gewinnung beftimmiter Foſſilien. 
Der Unfang desjelben ift in ben verſchie⸗ 
denen Landesgeſetzen verjchieden begrenzt, 
doch ift der Bergbau in Deutſchland zu: 
meift »für frei erflärte, d. h. es kann jeder 
unter Beobachtung gewifler Vorfchriften 
bas Eigentum.an den betreffenden Metal: 
len oder fonftigen Foſſilien gewinnen. 
Berichieden von dem Bergregal ift bie 
Berghoheit, d. h. das dem Staatsober⸗ 
haupt als ſolchem auflehenbe Recht, das 
Bergbauweſen zu beaufſichtigen, zu be⸗ 
ſteuern und mit Rückſicht bie öffent: 
liche Sicherheit zu regeln und zu ordnen. 
Dazu bienen die Bergbehörden. So 
ftehen 3. B. in Preußen bie ſämtlichen 
Oberbergämter unter einen Ober: 





Bericht — Berufung. 


berghauptnann. An ber Spibe ber 
Oberbergämter aber jtebt der Berg: 
hauptmann, die Mitglieder berfelben 
find die Dberbergräte mit ben Hilfe: 
arbeitern (Bergaffefforen, Marl: 
fheidern, Bauinfpettoren). Unter 
den Oberbergämtern ftehen die (Privat-) 
Bergreviere mit Bergmeiftern oder 
Berggefhwornen an ber Spite, wäh⸗ 
rend für den Staatzbergbau Bergin- 
fpeftionen und Hüttenämter be 
ftehen. Die meiften andern beutichen 
Berggeſetze ſchließen ſich dem preußiſchen 
Berggeſeß vom 24. Juni 1865 (kommen⸗ 
tiert von Kloſtermann, 3. Aufl. 1874) an. 


Bgl.Kloſtermann, Lehrbuch des preußi⸗ 


jhen Bergrehts (1871); Achenbach, 
Das franzöfifhe B. (1869); Derfelbe, 
Das gemeine beutiche B. (1871, Teil 1). 
Bericht, im geſchäftlichen und dienft- 
lichen Verkehr die Mitteilung über einen 
beftimmten Gegenftand, namentlich die 
Außerung einer untergeordneten Stelle 
an bie übergeorbnete und vorgeſetzte Dienſt⸗ 
bebörde. In barfamentartfihen Körper: 
ſchaften it es üblih, Gegenflände von 
Wichtigkeit zunächſt zur Vorberatung an 
befondere Kommifjionen zu vermweifen, 
welche dann dem Plenum mündlichen 
oder fchriftlicden B. erftatten, ber zur 
Grundlage für die weitern Plenarbera⸗ 
tungen dient. So wählt nad) ber Ge: 
35* — des deutſchen Reichstags 
($ 27) jede Kommiſſion nad) geſchloſſener 
Beratung aus ihrer Mitte einen Bericht: 
erftatter, ber die Anfichten und Anträge 
der Kommiſſion in einem B. zuſammen⸗ 
ftelt. Diefer B. wirb gebrudt und min: 
deſtens zwei Tage vor, der Beratung im 
Reichstag an ſämtliche Abgeordnete ver: 
teilt, auch dem Bundesrat in einer an⸗ 
emeljenen Anzahl von Eremplaren über: 
andt. Die Kommiffionen find aber aud) 
befugt, durch ihren Berichteritatter im 
Reichstag ohne fchriftlichen B. Tediglich 
mündlichen B. erftatten zu laffen. Der 
Reichstag kann aber in jedem Fall fchrift- 
lichen DB. verlangen und zu dieſem Zweck 
bie Sache an bie Kommilfion zurüdver- 


weden. 
erufung (Appellation), bazjenige 
Nechtsmittel, durch welches ein gericht 


73 


liches Urteil angefochten wird, um eine 
nochmalige Prüfung und Entſcheidung der 
Sache durch das zuftändige Obergericht her⸗ 
beizuführen,; Berufungsgericht (Be: 
rufungsrichter), das Obergericht, wel⸗ 
ches nach der bejtehenden Gefetgebung 
über bie B. zu enticheiden hat; Beru⸗ 
fungsfrift, die gefeglich geordnete Not- 
frift, innerhalb welcher das Rechtsmittel 
der B. bei Vermeidung des Verluſtes bes- 
felben einzuwenden if. Das Weſen der 
B. beſteht im Gegenfag zur Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde oder Revifign & .d.) dariıı, daß 
dadurch eine nohmalige Prüfung der frag: 
lihen Rechtzfache in ihrem ganzen Um: 
fang, alle nicht nur wie bei der Revifion, 
ber Nechtäfrage, ſondern auch eine noch— 
malige Unterfuchung des thatjächlichen und 
des Beweismaterials herbeigeführt wird. 
Mit dem Grundſatz des mündlichen Pro: 
zeßverfahrens ift baher das Rechtsmittel 
der B. wenig verträglich, denn es ift faſt 
widerfinnig, den Richter erfter Inſtanz 
auf Grund miündlicher Verhandlung ur: 
teilen zu laſſen und bies Urteil desfelben 
alsdann einer aweitinftanglichen richter⸗ 
lichen Prüfung zu unterziehen, welche ſich 
doch zumeiſt auf das fchriftliche Akten⸗ 
material gründen wird. Auf der andern 
Seite bietet aber die B. die Garantie einer 
beſonders gründlichen und wiederholten 
tichterlichen Prüfung dar, und ebendarım 
ericheint es als gerechtfertigt, wenn bie 
moderne Gefeßgebung nicht ſowohl die 
gänzliche Bejeitigung als vielmehr bie 
Einſchränkung diefes Rechtsmittels ing 
Auge gefaßt hat. Nach der beutfchen Straf: 
progekordnnung insbejondere ift das Rechts⸗ 
mittel der B. in Straffachen nur gegen 
Urteile ber Schöffengerichte und gegen die⸗ 
jenigen Urteile des Amtsrichters gegeben, 
welche mit Zuftimmung der Staatsan: 
waltihaft ohne Zuziehung der Schöffen 
ergangen find, wenn ber Bejchuldigte dem 
Amtsrichter wegen einer bloßen Übertre- 
tung vorgeführt wird und die ihm zur 
Laſt gelegte That einräumt. Berufungs- 
gericht ift hier die Straffammer des Land⸗ 
erichtd. Die Berufungzfrift beträgt eine 
oche. Straferkenntniſſe ber Landgerichte 
und ſchwurgerichtliche Urteile find nur 
mit ber Revition anfechtbar. Inbürger- 
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lichen Nedtsftreitigfeiten ift ba- 
gegen nach der deutſchen Zivilprozeßord⸗ 
nung gegen bie in erſter Inſtanz von den 
Amts- oder von ben Landgerichten er: 
laffenen Enburteile ftet3 die B. (an das 
Landgericht, refp. Oberlandesgericht) zu: 
läſſig. Die Berufungsfrift beträgt einen 
Monat. Die Einlegung der B. erfolgt 
durch die Zuſtellung eine Schriftſatzes 
(Berufu nsthrint), welcher vom Be⸗ 
rufungebeflagten ebenfalls mittelft eines 
vorbereitenden Schriftſatzes beantwortet 
werden kann, bevor e8 zur münblichen 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht 
kommt (ſ. Gericht). Val. Deutfche Straf: 
prozeßordnung, } 354—373; Zivilpro⸗ 
zeßordnung, 2 — 506. Neuerdings 
wird der Ausdruck B. übrigend aud zur 
Bezeihnung der in Verwaltungsange⸗ 
legenheiten zuläffigen Rechtsmittel ge: 
braucht, alfo gleichbedeutend mit Rekurs. 
Beihädigung fremden Eigentums, 
ſ. Sachbeſchädigung. 
Beſchlagnahme von Gegenſtänden, 
welche als Beweismittel für eine Uns 
terfuchungsfache von Bebeutung find, ift 
nach der deutichen Strafprozeßordnung 
($$ 98 ff.) in der Regel nur dem Richter, 
bei Gefahr im Verzug aber auch ber 
Stantsanwaltichaft und denjenigen Polis 
zeis und Sicherheitäbeamten geftattet, 
welche als Hilfsbeamte ber Staatsanwalt: 
fchaft den Anordnungen ber leßtern Folge 
zu leiften haben Iſt eine B. ohne richter: 
lihe Anordnung erfolgt, jo joll der Be: 
amte, weldyer fie angeordnet hat, binnen 
drei Tagen die richterlihe Betätigung 
nachfuchen, wenn bei der B. weder der da: 
von Betroffene noch ein erwachlener An: 
gehöriger anmwefend war, oder wenn ber 
Betroffene und im Fall feiner Abwefen: 
heit ein erwachſener Angehöriger desjelben 
gegen die B. ausdrüdlicdhen Wiberfpruch 
erhoben bat. Der Betroffene fannı jeder: 
zeit die richterliche Entſcheidung nach— 
ſuchen. Solange bie öffentliche Klage 
nod) nicht erhoben ift, erfolgt die Entſchei⸗ 
dung durch den Amisrichter, in deſſen Be- 
zirk die B. erfolgte. Auch können Briefe 
und fonftige Sendungen auf der Poſt fo: 
wie Telegramme an einen Befchuldigten 
aufden Telegraphenanftalten mit Beſchlag 


Beihädigung fremden Eigentums — Beichlußfähigkeit. 


belegt werden. Zur B. ift bier der Richter 
und, wenn bie Unterfuhung nicht bloß 
eine Übertretung betrifft, auch Die Staats⸗ 
anwaltichaft behiat. Die leptere muß jes 
doch den ihr ausgelieferten Gegenſtand 
fofort, und zwar Briefe und andre Poſt⸗ 
ſendungen uneröffnet, dem Richter vor: 
legen. Wirb bie von der Staatsanwalt: 
ſchaft verfügte B. binnen drei Tagen vom 
Richter nicht beſtätigt, fo tritt dieſelbe 
außer Kraft. In bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten kann die B. einer Sadye zur 
Sicherung einer Fünftigen Zwangsvoll⸗ 
ftredung oder zur Ausführung einer 
jolhen verfügt werden. Für bie B. von 

orderungen insbejondere, welche einem 

Auldner zuftehen, gebraucht die deutſche 
Zivilprozeßordnung, wie bei Mobilien, 
den Ausbrud »Pfändunge (f. d.). Eine 
B. des ganzen Vermögens ift nach ber 
deutſchen Strafprozeßordnung, außer in 
Schöffengerichtsfadhen, gegen ben abwe- 
fenden Angefchuldigten durch gericht: 
lihen Beichluß zuläffig, wofern die Bor: 
ausſetzungen eines Haftbefehls vorliegeit. 
Übrigens können auch, inſoweit es zur 
Deckung einer den Angeſchuldigten mög⸗ 
licherweiſe treffenden höchſten Geldſtrafe 
und der Koſten des Verfahrens erforder⸗ 
lich iſt, einzelne zum Vermögen des An: 
geſchuldigten gehörige Gegenſtände mit 
Beichlag belegt werden, eine Maßregel, 
welche namentlich flüchtigen Militärpflich- 
tigen gegenüber zuläffig it. Vgl. Deut: 
(de Reihsfrfpegehorhnung, 325 ff., 
332 ff., 480; Reichsſtrafgeſeßbuch, F 140. 

Beihlußfähigkeit „ die Befugnis eines 
Kollegiumd oder einer Verſammlung, 
vollwirkſame Beſchlüſſe innerhalb ihres 
Kompetenzfreifeg zu taffen, hängt ge: 
ſchäftsordnungsmäßig zumeift Davon ab, 
daß eine beftimmte Anzahl von Mitglie- 
bern anweſend if. So verlangen die 
meiften Berfaffungsurfunden der deut: 
ihen Einzelitaaten zur B. der Kammern 
Anweſenheit ber Mehrheit ber Mitglieder. 
Zur B. des preußifchen Herrenhaufes ift 
dagegen die Anwejenbeit von 60 Mit: 
gliedern erforderlich. Der deutfche Reichs⸗ 
tag iſt beichlußfähig (Reichsverfaſſung, 
Art. 28), wenn bie Mehrheit der gefet- 
lichen Anzahl Mitglieder (397), alfo wenn 
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199 Mitglieder zugegen find. Der Um: 
ftand, daß zur Zeit einer Abftimmung 
einzelne Mandate erledigt find, kommt 
babei nicht in Betracht. Es ift aber nicht 
erforderlich, daß fih nun auch wirklich 
die Mehrheit der Mitglieder bei der Ab: 
flimmung beteiligt. Wenn alfo 3. B. bei 
der Wahl eines Bräfidenten ein Teil der 
Reichsſstagsabgeordneten mit weißen Zet⸗ 
teln ftimmt, fo ift die Wahl immerhin 
gültig, wofern nur bie Mehrheit der Mit⸗ 
glieder anweſend war, was eben Durch die 
abgegebenen Zettel Fonftatiert wird, einer: 
Tei , wie viele Mitglieder wirklich gewählt 
haben. Für den deutſchen Bundesrat find 
befondere Beftimmungen in Anfehung ſei⸗ 
ner B. nicht gegeben. Derſelbe erfcheint 
alfo ohne Rückſicht auf die Zahl der an⸗ 
wefenden Mitglieder als beſchlußfähig. 
Beſchwerde über obrigfeitliche Anorb: 
nungen und Verfügungen ift in den mei⸗ 
ftert Berfaflungsurfundenausdrüdlich für 
zuläffig erklärt, und das Beſchwerde— 
recht der Unterthanen ift in jedem Kul⸗ 
turftaat anerkannt. Der Regel nach find 
derartige Beichwerden bei ber vorgefeßten 
Behörde derjenigen Stelle anzubringen, 
welche zu der B. Veranlaſſung gegeben 
hat. Es ift aber auch ben Landſtänden 
nachgelaſſen, Beſchwerden entgegenzuneb: 
men und derartige Petitionen der Staats⸗ 
regierung zur Berückſichtigung und Er: 
ledigung zu überweifen (ſ. Petition). 
In monarchiſchen Staaten fann die B. 
auch dem Staatsoberhaupt felbft unter: 
breitet werden; namentlich haben die 
Kammern das Recht ber B. den Minis 
ftern gegenüber, indem fie in einer Adreſſe 
die einzelnen Bejchtwerdepunfte dem Mon⸗ 
archen vortragen können. Gegen beſchwe⸗ 
rende Verfügungen und Urteile ber Ge: 
richte find befondere Rechtömittel (Beru⸗ 
fung, B., Revifion) gegeben, über welche 
von den Gerichten höherer Anftanz im 
geordneten Inftanzenzug entichieben wird. 
an ber deutſchen Strafprogeßordnung 
und ebenjo in der beutichen Kilprogeh, 
ordnung wird die Bezeihnung B. insbe⸗ 
fondere für dasjenige Necdhtömittel ge- 
braucht, welches nicht gegen eigentliche 
Ürteile, fondern gegen fonftige beſchwer⸗ 
liche richterlihe Verfügungen und An: 
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orbnnungen gegeben if. Sofortige ©. 
beißt die Rechtsmittel dann, wenn e8 
innerhalb einer beſtimmten Frift (im 
Strafprogeß binnen einer Woche, im Zi: 
vilprozeß binnen zwei Wochen) eingelegt 
werden muß. Gegen Verfügungen ber 
Berwaltungsbehörden ift in der Regel das 
Nechtsmittel der B. an die übergeordnete 
Stelle zuläffig (NRefurs), und zwar ift 
in manchen Staaten bie Einrichtung ge 
troffen, daß in ſolchen Fällen ein jogen. 
Verwaltungsgerichtshof Die Enticheibung 
erteilt ({. Berwaltung). Über die 2. 
gegen Anordnungen der Kirchenbehörbe 
an die Staatögewalt vgl. Recursus ab 
abusu. 

Beſchwerderegiſter (Beſchwerde— 
bud), Buch, in welches Beſchwerden ein: 
getragen werden, 3. B. auf Poſt- und 

ahnerpeditionen, Dampfjchiffen 2c. für 
die Bejchwerden der Paflagiere über die 
betreffenden Beamten. 

Befidtigung, ſ. Augenſchein. 

Beſitz (lat. Possessio), die phyſiſche 
Innehabung einer Sache, im Gegenſatz 
zur a Innehabung, dem Eigen: 
tum (}. d.). 

Beſoldung, das Einfommen, welches 
einem öffentlichen Beamten (des Staats, 
einer Gemeinde, einer Korporationzc.) für 
bie ihm übertragene fortlaufende Dienft- 
feiftung verabreicht oder angewieſen wird, 
Nicht zur B. ift zu rechnen der Lohn für ein⸗ 
zelne Verrichtungen oder Arbeiten, welche 
vermöge bejondern Vertrags oder Auf: 
trag übernommen und geleiltet werden 
(3.8. für eine außerordentliche Kommif: 
jtionsreife, für bie Aufführung eines be⸗ 
ſtimmten Baues 2c.), ebenfowenig ber für 
bloße Privatdienjte bezogene Gehalt. 

Bellallung, die Einjekung in ein Amt 
ober einen Dienft; Beftallungsdefret, 
bie barüber ausgeftellte Urfunde, nament⸗ 
lich das Befoldungsdefret. 

Belebung, das Verbrechen, welches 
derjenige Beanıte begeht, ber von einem 
andern ein Gefchenf oder einen fonftigen 
Borteil annimmt, fordert oder ſich ver- 
ſprechen läßt, auf welchen er rechtlich und 
geſetzlich keinen Anfpruch hat, während er 
weiß, daß dadurch auf feine Amtöthätig- 
feit eingewirkt werden fol (paſſive B.). 
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Aber auch derjenige, welcher dem Beamten 
den ungefeßlichen Vorteil zufagt ober ge- 
währt in der Abficht, dadurch auf befien 
amtliche Thätigkeit einzuwirken, macht 
fich des Verbrechens der B. ſchuldig (ak⸗ 
tive —8 Das deutſche Strafgeſetzbuch 
beſtraft ben Beamten, welcher für eine 
Handlung, bie eine Verlegung einer 
Amts⸗ oder Dienftpflichtenthält, Geſchenke 
oder andre Vorteile annimmt, fordert 
ober fich verfprechen läßt, mit Zuchthaus 
Bis zu 5 Jahren und, falls milbernde 
Umftände vorliegen, mit Gefängnis bis 
zu 5 Jahren. Die aktive B. dagegen wird 
($ 333) mit Gefängnis und, wenn mil- 
dernde Umſtände vorhanden, mit Gelb: 
jtrafe bis zu 1500 ME. beftraft; auch kann 
auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. Als Straferhöhungs- 
grund erfcheint e8 aber A wenn ein 
ichter, Schiebsrichter, Geſchworner oder 
Schöffe Gefchenfe ober: andre Vorteile 
fordert, anninımt oder ſich verſprecen 
läßt, um eine Rechtsſache, deren Leitung 
und Entſcheidung ihm obliegt, zu Gunſten 
oder zum Nachteil eines Beteiligten zu lei⸗ 
ten oder zu entſcheiden. In ſolchem Fall 
tritt Zuchthausſtrafe bis zu 15 Jahren 
ein, und ebendieſelbe Strafe iſt in dieſem 
Fall für die aktive B. angeordnet. Im 
335 des Strafgeſetzbuchs iſt endlich noch 
eſtimmt, daß bei der B. das Empfangene 
oder der Wert desſelben für den Staat 
verfallen if. Zu beachten ift übrigens, 
daß nach dem deutfchen Strafgefeßbuch 
($ 331) ein Beamter ſchon dann mit 
Geldftrafe bis zu 1500 ME. oder Gefäng- 
ni? ‚bis zu 6 Monaten beftraft wird, 
wenn er, abgefehen von einer B., für eine 
in fein Amt einfchlagende Handlung, 
welche an fich nicht pflichtwidrig ift, Ge: 
ichenfe oder andre Vorteile annimmt, for: 
dert ober ſich verfprechen läßt. 
Beftellungsbrief, |. Exequatur. 
Betrug, die ftrafbare Handlung des⸗ 
jenigen, welcher in der Abficht, ſich oder 
einem Dritten einen rechtöwidrigen Ver- 
mögensvorteil zu verichaffen, das Vermö⸗ 
gen eine? andern dadurch befchädigt, daß 
er durch Vorfpiegelung falfcher oder durch 
Entftellung oder Unterdbrüdung wahrer 
Thatfachen einen Irrtum erregt oder un: 
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terhält. Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch, 
welches den Begriff des Betrugs alſo de⸗ 
finiert, beſchränkt denſelben ſomit auf die 
Sphäre ber Vermögensverletzung in ges 
winnfüchtigerAbficht Durch eineTäufchung 
bes Benadhteiligten oder ſeines Vertreters. 
Es bedroht den Betrüger mit Gefängnis: 
ftrafe bis zu 5 Jahren, neben welcher 
auf Gelöftrafe His zu 3000 ME. fowie 
auf VBerluft ber Bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werben kann. Sind wildernde 
Umflände vorhanden, fo kann ausfchließ: 
ih auf bie Geldſtrafe erfannt werben. 
Das Vergehen bes Betrugs, befien Ver: 
fuch übrigens ausdrücklich fir ftrafbar er- 
klärt ift, wird von Amts wegen verfolgt; 
nur wenn ber B. gegen Angehörige, Vor: 
minder oder Erzieher begangen warb, ift 
derſelbe bloß auf Antrag zu verfolgen, 
und zwar ift die Zurücknahme biefes An: 
trags geftattet. Eine befonders ftrenge 
Strafe it für ben Fall angebroht, daß je: 
mand im Inland wegen Betrugs einmal 
und wegen eines barauf begangenen Be- 
trugs zum zweitenmal beftraft worben 
tft und nun abermals einen B. verübt. 
Hier fol Zuhthausftrafe bis zu 10 Jah⸗ 
ren, gleichzeitig aber auch Geldftrafe von 
150 — 6000 ME. eintreten. Sind mil- 
dernde Umſtände vorhanden, fo tritt Ge⸗ 
fängnisftrafe nicht unter 3 Monaten 
ein, neben welcher zugleich auf Geldftrafe 
bi3 zu 3000 ME. erkannt werden Tann. 
Außerdem ftellt das deutfche Strafgejek- 
buch mit dem B. noch das Verbrechen des: 
jenigen zufammen, der in betrügerifcher 
m eine gegen Feuersgefahr verficherte 
Sache in Brand jest oder ein Schiff, wel⸗ 
ches als folches oder in feiner Ladung oder 
in feinem Frachtlohn verfichert ift, ſinken 
oder ftranden macht. In einem joldhen 
Fall tritt Zuchthausſtrafe bis zu 10 Jah⸗ 
ren und zugleich Geldſtrafe von 150— 6000 
ME. ein. Sind mildernde Umftände vor- 
handen, fo fol auf Gefängnisftrafe nicht 
unter 6 Monaten erfannt werben, neben 
welcher noch eine Gelbitrafe bis zu 3000 
ME. ausgeiprochen werden Tann. 5x 
Deutjches Reichöitrafgefebäug), 6S 26; 

bis 2655 Merkel, Kriminaliftifche Ab- 
handlungen, Bd. 2 (1867); Gryziecky, 
Studien über den ftrafbaren B. (1870). 
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Betruglicher Bankrott, ſ. Bank: 
rott 


Bettelmönde, in ber katholiſchen 
Kirche Mönche, welche nach ihrer Ordens⸗ 


regel Fein Eigentum befigen dürfen und | fi 


nur von milden Gaben leben follen (Do: 
minifaner, Franzisfaner, SKarmeliter, 
Auguftiner und Serviten). Vgl. Orden. 

eitler, desgleichen diejenigen, welche 
Kinder zum Betteln anleiten oder aus⸗ 
ſchicken oder Perſonen, welche ihrer Ge: 
walt und Aufficht übergeben find und zu 
ihrer Hausgenoſſenſchaft gehören, vom 
Betteln abzuhalten unterlaflen, werden 
nad) dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch 
(F 361) mit Haft bis zu 6 Wochen be⸗ 
ftraft. Iſt der Betreffende aber innerhalb 
ber lebten 3 Jahre wegen derartiger 
übertretung wiederholt verurteilt worden, 
oder hat derfelbe unter Drohung ober mit 
Waffen gebettelt, fo kann auf Überwei- 
fung an die Landespolizeibehörbe nad) ver- 
büßter Strafe erfannt werben, bie ben 
Berurteilten alddann bis zu 2 Jahren in 
einem Arbeitshaus unterbringen ober zu 
gemeinnügigen Arbeiten verwenden, reſp. 
den Ausländer aus dem NReichögebiet aus⸗ 
weiſen kann. 

Bengung Des Reis ans Parteilich⸗ 
keit (verlegte Richterpfliht, Syn- 
bifatsverbreden, Crimen syndica- 
tus), Amtsverbrechen, welche? barin be- 
ſteht, daß ein Richter in einer ftreitigen 
Rechtsſache durch Nichtausübung oder ge: 
fegwidrige Ausübung feines Amtes in ir⸗ 
gend einer Amtshandlung ohne Beabfich- 
tigung eines Gewinns, auch nicht aus 
bloßer Trägheit ober Ungefchidlichkeit, 
fondern auf Bitten, aus Freundfchaft oder 
Iendſchaft ꝛc., mit Einem Wort wiſſent⸗ 
ich, eine Ungerechtigkeit begeht; ſie wird 
nach der Beſchaffenheit der Motive und 
der Größe des Unrechts mit größerer oder 

eringerer Strafe belegt. Die neuere Ge⸗ 
G8 ung und namentlich auch das Straf⸗ 
gelesen des Deutichen Reichs ($ 336) 

eſchränken das Syndifatsverbrechen nicht 
bloß auf ftreitige Nechtsfachen. Jenes 
insbejondere beffraft den Beamten oder 
Schiedsrichter, welcher ſich bei Leitung 
oder Entſcheidung einer Rechtsſache vor: 
ſätzlich zu Guniten oder zum Nachteil 
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einer Partei einer B. ſchuldig macht, mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren. 
Beurlaubung, f. Urlaub. 
Denslaubungbiufen, j. Freiheits— 
tafe. 

Beute, bie Aneignung gewilfer dem 
Teind gehöriger Mobilien im Krieg; auch 
Bezeihnung für diefe Mobilten ſelbſt. 
Die Frage, welche Gegenitände ald 2. 
angefehen werben fünnen, wird von ben 
Lehrern des Völkerrechts verſchieden bes 
antwortet, und auch die völkerrechtliche 
Praxis, welche freilich dermalen eine weit 
humanere iſt als in frühern Zeiten, iſt 
hier noch nicht zum Abſchluß gelangt. 
Unzweifelhaft gehört nämlich das geſamte 
Kriegsmaterial der feindlichen Macht zu 
ben Gegenſtänden, welche der Erbeutung 
unterliegen, aljo Munition, Waffen, 
Kriegskaſſen, Proviant, Transportmittel 
u. dgl. Was dagegen das mit dem Kriegs⸗ 
zwed nicht julammenhängenbe Privat: 
eigentum anbetrifft, jo beftebt hier immer 
noch ein Unterjchied zwiſchen Land⸗ und 
Seekrieg. Denn während das Privat: 
eigentum ber Unterthanen des feindlichen 
Staats im Landfrieg ber Regel nad) re 
fpeftiert werden fol, ift diefer Sat im 
Seekrieg noch nicht zu allgemeiner Aner- 
fennung gelangt (1 Prife). Aber aud) 
im Landfrieg bebürfen einzelne Fragen 
noch ber Entſcheidung durch die Geleb- 
gebung ber KRulturftaaten, jo namentlid) 
die Trage, ob das bewegliche Eigentum 
ber Tämpfenden Soldaten dem Gieger 
preißgegeben ift und alfo von dem letz⸗ 
tern einem Gefallenen, Gefangenen oder 
Wehrlofen abgenommen werden kann. 
Befonders wichtig find in diefer Hinficht 
die Kriegsartifel für das beutfche Heer 
vom 31. Oft. 1872, welde im Anſchluß 
an das beutfhe Militärftrafgefebbud) 
folgendes beſtimmen (Art. 30): »Eigen: 
mächtiges Beutemachen ift bem Soldaten 
verboten. Hbertretungen dieſes Verbots 
werden mit Arreft ober mit Gefängnis oder 
een bis zu 3 Sahren, nach Um: 
tänden unter gleichzeitiger Verſetzung 
in bie zweite Klafie des Soldatenftandg, 
beftraft.e Weiter ift bier (Art. 31) aus: 
Keinblicen Bank daß Hab’ und Gut bes 
feindlichen Landes unter bem befondern 
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minifterium eingeftellt. Die Ausgaben 
für die Armee, welche aus der Reichskaſſe 
überwieſen werben, find auf 42,030,416 
Me. pro 1880—81 veranlagt. Die 
Staatsfhuld belief ſich zu Ende bes 
Sans 1879 auf 1,320,470,283 ME. 
a3 bayriiche Staatswappen ift ein 

länglich=vierediger Schild, in bier Teile 
geteilt, mit einem Herzſchild, oben recht? 
der pfälziſche goldne, votgefrönte Löwe 
in Schwarz, unten links der blaue, gold⸗ 
nefrönte Löwe (wegen des Fürftentums 
Veldenz) in Weiß, oben links drei filberne 
Spiten in Rot (wegen Franfen), unten 
rechts ein goldner Pfahl auf rot und weiß 
gefveiitem Grund (wegen Burgau⸗Schwa⸗ 

en): Der Mittelfchild enthält 42 filberne 
und Blaue Rauten, diagonal von der Ne 
ten zur Linken aufiteigend, als Sinnbi 
aller vereinigten Zeile. Schilbhalter find 
Ave oldne Löwen mit gefpaltenem 

chweif, von denen jeber eine in filberne 
undblaucHautengeteilte Fahne hält. Das 
Ganze umgibt ein mitHermelin ausgefchla- 
gene‘ Zelt, oben mit der Königsfrone. Die 

andesfarben find Blau und Weiß. Bol. 
Spruner, Leitfaden zur Gefhichte von 
B. (2. Aufl. 1853); »Ortfchaftenverzeich- 
nid des Königreichs B.« (herausgeg. von 
Statiſtiſchen Büreau, 187); Geiſt- 
bed, Das Königreich B. in gesgraphild- 
ftatiftifcher Beziehung (1878); Pözl, 
Lehrbuch des bayrischen Verfaſſungsrechts 
(5. Aufl. 1877); Brater, Die Verfaf- 
ſungsurkunde des Königreich8 B. (3. Aufl. 
1875); Pözl, Sammlung der bayriichen 
Verfaſſungsgeſetze (2. Aufl. 1869, Sup: 
plement 1872). 

Beamtenadel, |. Dienftadel. 

Beamtenbeleidigung, |. Amtsbe- 
leidigung. 

Beamter, Inhaber eines Amtes(ſ. d.); 
Beamtenvereine, Allociationen, bie, 
auf dem Prinzip ber Selbfthilfe und ber 
Gegenfeitigfeit berubend, die materiellen 
Intereſſen der Beamten zu fördern beftrebt 
find; fo indbefondere der Preußiſche 
Beamtenverein, welder feinen Sit 
in Hannover bat. Zur Aufnahme in 
diefen Verein, welcher fih namentlich 
mit Lebens» und Kapitalverficherung be: 
faßt, aber auch Beamtenſpar⸗ und Dar: 
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lehnskaſſen errichtet, find die unmittelba⸗ 
ren undmittelbarendeutjchen Reichsbeam⸗ 
ten, die preußiſchen Staats>, ftändifchen 
und Kommunalbeamten, bie innerhalb 
der beutfchen Reichslande und bes preußi⸗ 
ſchen Staats angeftellten Kirchen: und 
Schuldiener, bie bei der Verwaltung bes 
Vereins angeftellten Beamten und endlich 
die auf Ruhegehalt ‘oder Wartegelb ge: 
fetten Perfonen ber genannten Klafien 
berechtigt. Es fönnen jedoch auch Staats: 
und Kommunalbeamten anbrer beutfcher 
Staaten fowie Privatbeamte zugelafien 
werben. Organ des Vereins Mn die feit 
1877 ericheinende »Monatsichrift für 
deutfche Beamte«. 

Beglaubigung (Fidemation, Vidi- 
mation), der Alt, durch welden eine 
hierzu ermächtigte Behörde oder fonftige 
Öffentliche Perfon (Gericht, Konful, No: 
tar) die Richtigfeit einer Thatſache, ins⸗ 
bejondere die Echtheit einer Unterfchrift 
oder die Übereinftimmung einer Abſchrift 
mit dem Original, in amtlicher Form und 
von Amts wegen bezeugt. Beglaubi— 
gungaforei en (Krebitiv, Lettre 

e cröance) ift das Schriftſtück, durch 
welches die Stellung eines Gefandten 
(ſ. d.) als folcden bei der empfangenden 
Regierung durd) Die abfenbende beurfun: 
‘det wird. 

Begnadigung, ber gänzliche oder teil- 
weife Erlaß der durch eine ftrafbare Hand» 
Yung verwirkten Strafe durch das Staats: 
oberhaupt. Dabei ift aber zu unterſchei⸗ 
ben zwiſchen der B. im engern Sinn 
und der fogen. Amneftie, je nachdem es 
fih um die B. eines einzelnen Verbrecher 
ober um die B. einer ganzen Klafje von 
Berbrechern handelt. Eine ſolche Anıneftie 
(Generalpardon) fommt namentlich 
politifchen VBerbrechern gegenüber vor, um 
nach politifch bewegten Seiten eine Ber: 
fühnung ber bermaligen Staatsregierung 
nit ihren bisherigen Gegnern herbeizu— 
führen. Die Einzelbegnadigung iſt aber, 
ebenfo wie die Amneſtie, entiveder eine B. 
nach oder vor gefälltem Strafurteil. Für 
den letterit Fall ift der Ausbrud Aboli: 
tion (Niederfhlagung) gebräuchlich. 
Die nad) gefälltem Strafurteil eintretenbe 
B. kann entweder in einem gänzlichen ober 
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in einem teilweifen Erlaß ber Strafe be 
ftehen, oder fie tritt erſt nach teilweifer 
Vollſtreckung der Strafe ein, indem fie den 
Erlaß des Strafreftes berbeiführt, oder in⸗ 
dem fie die mit der Strafe verbundenen 
Rechtsnachteile aufhebt. In biefem letztern 
Sinn wird die B. als Rehabilitation 
bezeichnet, wenn ſie die Wiederherſtellung 
der dem Verbrecher entzogenen bürgerli⸗ 
chen Ehrenrechte enthält. Darüber, ob das 
Begnadigungsrecht des Souveräns, 
welches verfaſſungsmäßig in den meiſten 
Kulturftaaten ausdrücklich anerkannt ift, 
auch vom rechtspolitifchen und -philoſo⸗ 
phiſchen Standpunkt aus zu rechtfertigen 
jet, ijt viel Streit. Namentlich war der 
große Philofoph Kant ein Gegner desſel⸗ 
ben. Es läßt fi ja in der That auch 
nicht wegleugnen, daß das Begnadigungs- 
recht eine Abweichung von dem nach ber 
Geſetzesvorſchrift ftattfindenben ftrafrecht- 
lichen Verfahren bewirkt, daß ferner Die 
Möglichfeit einer willfürlichen und un- 
gerechten Handhabung desfelben nicht aus: 
geſchloſſen ift, und daß dasſelbe endlich 
ganz entbehrlich fein wiürbe, wenn die 
trafgejeggebung eine vollfommene wäre. 
Da dies aber bei der Mangelbaftigfeit 
aller menſchlichen Inftitutionen nie ganz 
ber Fall fein wird, da vielmehr das for: 
melle Recht, wie e8 fi in ben Durch⸗ 
fchnittöregeln der Strafgefeßgebung bar: 
jtellt, mit dem materiellen Recht, wie es 
der dee der höhern Gerechtigkeit und Bil: 
ligkeit entfpricht, in Wiberfpruch geraten 
fann, fo erfcheint das Begnadigungsrecht 
des Souveräns als deſſen jchönftes Recht, 
notwendig zur Vermittelung und Aus- 
leihung der Härten des ſtarren Rechts, 
ohl zu beachten ift aber hierbei, daß Die 
Anwenbungsiphäre des Begnadigungs- 
recht? eine engere wirb, je größer ber 
Spielraum ift, welchen die Strafgefeße 
dem richterlichen Ermeſſen bei Ausmeſſung 
ber Strafe offen laſſen, und je mehr der 
Richter felbit hiernach die individuellen 
Verhältniffe des Angefchuldigten berück⸗ 
ſichtigen kann, wie dies namentlich auch 
nach dem dermaligen deutſchen Shafge 
—9* der Fall iſt. Das Recht der B. 
eht dem Monarchen und in den Republi⸗ 
ken den verfaſſungsmäßig damit ausge⸗ 
Staatslexikon. 
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geftatteten Organen, fo 3. B. in den beut: 
hen Freien Städten bem Senat, zu. In 
eichtern Fällen ift die Ausübung biejes 
Rechts von dem Souverän —2** be⸗ 
ſtimmten Behörden, beſonders dem Juſtiz⸗ 
miniſterium, in Kriegszeiten einem kom⸗ 
mandierenden General, einem Statthal⸗ 
ter ꝛc. übertragen. Im Deutſchen Reich 
hat der Kaiſer als ſolcher nur in denjeni⸗ 
gen Strafſachen das Recht der B., welche 
in erſter Inſtanz vor das Reichsgericht ge⸗ 
hören, alſo in den Fällen des Hochverrats 
und des Landesverrats, inſofern dieſe Ver⸗ 
brechen gegen den Kaiſer oder das Reich 
gerichtet Ab (deutſche Strafprogeßord: 
nung, $ 484), ſowie in denjenigen Ken, 
in welchen ein deutſcher Konſul oder ein 
Konfulargericht in erfter Inſtanz erfannt 
bat (f. Konful). Im übrigen ſteht das 
Begnadigungsreht den Monarchen der 
beutfchen Einzelftaaten und in ben Freien 
Städten, wie bereit3 bemerft, den Sena⸗ 
ten zu. Xodesurteile bedürfen nach ber 
beutichen Strafprogeporbnung ($ 486) 
zu ihrer Vollſtreckung zwar Feiner Beftä- 
tigung mehr, doch follen fie nicht eher voll⸗ 
ftredit werden, als bis die Entichließung 
des Staatoob erhauvts reſp. des Kaiſers 
ergangen iſt, in dem vorliegenden Fall von 
dem Rechte der B. keinen Gebrauch machen 
zu wollen. Übrigens ift in den Verfaſſungs⸗ 
urfunden ber mobernen Tonftitutionellen 
Monarchien eine Beſchränkung bes Be: 
gnadigungsrechts infofern anerfannt, als 
ein Miniſier oder ein fonftiger höherer 
verantwortlicher Staatsbeamter, welcher 
durch die Stände einer Verfaſſungsver⸗ 
letung angeringt worden ift, von der ge⸗ 
gen ihn deshalb ausgefprochenen Strafe 
nicht oder nur auf Antrag der anflagen- 
den Kammer felbft im Gnadenweg befreit 
werben kann, weil fonftein Hauptmoment 
des Fonfiitutionellen Syftems, das In⸗ 
ftitut der Minifterverantwortlichfeit und 
Minifteranflage, hinfällig werden würde 
(vgl. die Verfajlungsurfunden von Bel: 
gien, 891, Preußen, $49, Sachſen, $150, 
Württemberg, G 205; Bayriſches Geſetz, Die 
Berantwortlichleit ber Minifter betr., vont 
4. Juni 1848, Art. 12, 2c.). Eine weitere 
Beihränkung des Begnadigungsrechts ift 
ferner in manchen Berfaffungsgel een in 
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mit würbe ein folder Biſchof mieber fähig, 
ein preußifches Bistum zu erhalten. Ket- 
neöwegs aber würde er durch bie Begna⸗ 
bigung ohne weiteres in das Amt felbft 
wieder eintreten; hierzu wäre vielmehr 
nah dem in Preußen geltenden Recht 
(Breve quod de fidelium) eine orbent: 
liche Neuwahl buch das Domkapitel er- 
forderlich. 

Bistum, Sprengeleined Biſchofs (ſ. d.). 

Blanco (ſpan., ital. Bianco), weiß, 
unbejchrieben,; daher Blankoindoſſa— 
ment, das Weiterbegeben eines Wechſels 
ohne Bezeichnung bes Nehmers; Blanko⸗ 
fredit, offener, unbegrenzter Kredit; 
Blankovollmacht, unbeſchränkte Voll⸗ 

acht 


macht. 
Blankett (franz. Blanc, ital. Carta 
bianca), unvollftändige, oft nur mittelft 
Namensunterfchrift auf einen leeren 
Blatt erteilte Vollmacht. 
Binfenzinß, ſ. Braufteuer. 
Blasphemie (griech.), |. Gottes: 
läſterung. 

Blaubuch (engl. Blue Book), in Eng⸗ 
land Sammlung von Aktenſtücken, welche 
bie Regierung dem Parlament vorzulegen 
pflegt, jo genannt nach ber Farbe des Um⸗ 
ſchlags. Die diplomatifchen Blaubiicher 
enthalten die Korrefponbenz zwifchen dem 
Miniſterium des Auswärtigen und ben 
Vertretern Englands im Ausland. 

Blodade (franz.), die Abſperrung eined 
feindlichen Hafens vom Verkehr. Eine 2. 
ift aber nicht nur für die Friegführenden 
Mächte, fondern auch für neutrale Schiffe 
um besivillen von Wichtigfeit, weil bei 
einem Blockadebruch dasjenige neutrale 
Schiff, Durch welches er verübt ward, von 
dem blodierenden Teil aufgebracht und 
»für gute Priſe« erflärtwerdenfann. Der 
Parifer Friedensvertrag vom 16. April 
1856 Hat aber hierbei ausbrüdlich den 
völferrechtlichen Grundſatz anerkannt, daß 
eine Hafenblodade effektiv (franz. blocus 
effectif), d. h. daß das Einlaufen in ben 
blodierten Hafen mit wirklicher Gefahr 
verbunden jein muß, wenn fie aud für 
neutrale Schiffe verbindlich und für den 
dal bes Blodadebruchsvon jener Wirkung 

egleitet fein fol. in folcher Tiegt aber 
dann vor, wein ein neutrales Schiff mit 


Bistun — 


Bolivia. 


Gewalt ober mit Lift bie Blodabelinie zu 
durchbrechen fucht. Auch ift neuerdings 
der Grundſatz anerfannt worden, daß dem 
neutralen Schiff noch eine befonbere No⸗ 
tififation von dem Beſtehen ber B. zuges 
gangen fein muß, um einen Blodabebrud 
als thatfächlih vorhanden erfcheinen zu 
laffen. Vgl. außer ben Lehrbüchern des Völ- 
ferrecht3 insbeſondere Geſſner, Le droit 
des neutres sur mer (2. Aufl. 1876). 

Blodieren (franz.), belagern, abiper- 
ren, namentlich einen feindliden Hafen 
vom Verkehr abjperren. 

Blutbaun, das Recht eines Landes⸗ 
bern über Leben und Tod feiner Unter: 
tbanen. 

Blutigande, ſ. Unzuchtaverbre⸗ 

en. 

Böhmen, früher ſelbſtändiges König- 

reich, jetzt öfterreichifches Kronland, welches 

unter einem in Prag refibierenden Statt: 
alter ſteht; 51,955 qkm mit 5,140,544 
inw. (ſ. Öfterreih-lingarn). 

Bolivia, ſüdamerikan. Freiſtaat, ca. 
1,297,255 qkın mit etwa 2,325,000 Einm. 
Die Haupitabt ift bermalen Sucre mit 
23,979 Einw. Nach längern Freiheitskãm⸗ 
pfen erfolgte 6. Aug. 1825 Die Unabhängig- 
feitserflärung und Die Losſ gung von Spas 
nien, und bie nunmebrige Republik nahm 
11. Aug. 1825 den Namen B. an. Lang 
wierige Barteifämpfe und neuerdings der 
riet mit Chile haben dad Emporblüben 
bed Landes verhindert. Die letzte Kon 
ftitution von 1868 warb 1869 wieder auf: 
gehoben. Zur Zeit ift bie oberfte Erefutiv- 
gewalt einem auf vier Jahre zu wählen: 
den Präfidenten übertragen, welchen die 
Nationalverfammlung als gefebgebenber 
Körper zur Seite fteht. Die Bevölkerung 
befteht zum größten Teil aus Indianern, 
die aber meijt zum Fatholifhen Glauben 
befehrt find. Die vorberrfchende Landes⸗ 
ſprache ift die ſpaniſche. Das Land if 
in neun Departements eingeteilt. Die 
Staatsfinanzen befinden fi in einem 
fehr traurigen Zuftand, und es wirb in- 
folge des Kriegs mit einem bedeutenden 
Dehzit gearbeitet. Die Staatsfchuld be= 
trug 1879: 6 Mil. Pfd. Sterl. Das 
fiebende Heer beftehbt aus 8 Generalen, 
359 Stabs- und 654 Subalternoffizieren 











Bona fides — Börfenfteuer. 


‚und höchſtens 2000 Mann. Deutfche 
Konfulate. beftehen in Cochabamba und 


a Paz. 
‚ Bona fides (Tat., »guter Glaube«), die 
Überzeugung von der Rechtmäßigkeit eines 
Zuftands, 3.8. eines Befites ; daher bona 
fide,, in gutem Glauben, 

Bonde, in Schleewig ein Bauer, wel- 
cher feine Güter erb= und eigentiimlich 

beit reibauter. 

onififation (Int.), Vergütung; na= 
mentlih Rüdzoll für bereit3 verjteuerte 
ausgeführte Produkte. 
onitierung (neulat.), Abſchätzung 
bes fulturfähigen Bodens in Hinficht auf 
Ertragsfähigfeit zum Behuf feiner Ein- 
ordnung in eine gewifle Bonitäts- 
Flaffe. Sie findet befonders bei Sepa= 
rationen und Konfolidationen, aber auch 
bei Veranlagung der Grunbiteuern ftatt. 
Es wirb babei die Lage des Grundſtücks, 
bie chemiſche Zufammenfeßung der Ader: 
frume, ihre Dide, ber Ilntergrund, die 
Waflerhaltigfeit 2c. ſowie der fünf- oder 
zehnjährige Durchſchnittsertrag in Be: 
tracht gezogen. 

Borough (engl., ſpr. börro), Burg; 
dann Bezeichnung für bedeutendere Orte 
mit ftädtifchen Gerechtfamen. Je nachdem 
diefe Flecken Abgeordnete zum Parlament 
erwäblen oder nicht, unterjcheidet man 
zwiihen parlamentaren und munizi- 
palen Boroughs. Rottenboroughs 
hieben diejenigen verfallenen (»faulen«e) 

arktileden, in welchen bas Recht zur 
PBarlamentswahl in den Händen weniger 
Einwohner war, ein Zuftand, bem die Par⸗ 
lamentsreform von 1832 ein Ende madıte. 

Börfe (franz. Bourse, engl. Exchange, 
v. mittellat. bursa, »Gelöbeutel«), das 
für die Verſammlungen von Kaufleuten 
und die Abjchließung ihrer Gefchäfte bes 
fiimmte Gebäude, danir diefe Verſamm⸗ 
lungen felbft und ber Markt des Tauf: 
männiſchen Gejchäftsfebend überhaupt. 
Je nad) der Art diefer Geſchäfte wird zwi⸗ 
ſchen Fonds⸗ oder Effekten, Korn=, Ge: 
treide= und. Produkten, Buchhändler:, 
Geld-, Waren:, Schiffsverficherungsbör- 
fen 2c. unterfchieden. Die Regeln, nach wel⸗ 
chen ſich der Börſenverkehr zu richten hat, 
ſind durch die Börſenordnung beſtimmt. 

Etaatsleriton. 


8 


Die VBörſenfähigkeit, d. h. die Berech- 
tigung zum Befuch der B., hängt von unbe- 
ſcholtenem Geſchäftsruf und von der Zah: 
lung eines Beitrags ab; fie kann ganz oder 
zeitweife entzogen werben. Minderjähri: 
gen und Frauen ift ber Beſuch regelmäßig 
unterfagt. Nah dem Schluß ber 2. fin: 
det die Feſtſtellung ber Kurfe, b. h. der 
laufenden Preiſe, wie fie ſich herausgeſtellt 
haben, durch die vereidigten Mäkler 
(Senjale) auf Grund beftimmter Wan: 
cen und Vorſchriften ftatt. Die Zuſam— 
menftellung der Kurfe der an einer B. ge 
handelten Wechjel, Wertpapiere, Gelb: 
forten 2c. bildet den Kurszettel. In 
Preußen befinden ſich Geld-, Fonds-⸗, 
Effekten: und Produftenbörfen in Berlin, 
Breslau, Danzig, Clbing, Frankfurt a. M. 
Köln, Königsberg i. Pr., Magdeburg, 
Memel, Pofen, Stettin und Tilfit. Außer: 
dem beitehen Probuftenbörfen in Görlik 
und in Halle; Kornbörfen eriftieren in 
verjchiedenen Städten. In Wien beiteht 
neben bev Fondsbörſe neuerdings auch eine 
Warenbörfe. Bol. Saling, Die 2. 
und die Börfengefchäfte (4. Aufl. 189 
Swoboda, Börfen und Aftien (1869); 
834* Die B. und die Gründungen 
Börfenflener, Steuer auf bie im Bör⸗ 
ſenverkehr üblichen Schlußnoten und Red): 
nungen über Quantitäten von Gelb und 
Waren jeder Art, welche nach Gewicht, 
Maß oder Zahl gehandelt werden. Nad) 
einem dem Reichstag wiederholt vorgeleg- 
ten Gefeßentwurf fol diefe B. (Stempel: 
fteuer) bei Gefchäften von 3ZIO—1000ME. 
Wert: 10 Pf., bei Gefchäften von mehr 
als 1000 ME. bis 5000 ME.: 25 Pf. und 
bei Geſchäften von mehr als 5000 ME.: 
50 Pf. betragen. Außerdem ift noch eine 
Stempelfteuer auf bie Ausgabe von Aftien 
und auf Schuldobligationen und Inhaber: 
papiere im Betrag von fünf vom Tau: 
ſend proponiert; ebenfo follen Lombard⸗ 
barlehen, Checks und Girvanmweifungen 
(10 Pf.) und Lotterielofe (5 Proz. des 
Werts) befteuert werden. Ja, die Vorlage 

eht fogar fo weit, eine Quittungsfteuer 
in Vorſchlag zu bringen, welche regel: 
mäßig eine jede Quittung, bie über den 
Retrag von 20 Mk. und darüber lautet, 
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mit einer Steuer von 10 Pf. belaſten 
wiürbe. Gegen diefe letztere Steuer haben 
fi alle Barteien faft ausnahmslos er: 
färt, und auch im Übrigen bürfte die 2. 
nur allenfalls, injoweit fe bie eigentlichen 
Börfengejchäfte betrifft, auf Annahme 
rechnen koͤnnen. Man erblidt nämlich in 
ber B. eine Art Ausgleihung genenüber 
ber Mehrbelaftung des Grundvermögens 
burch die Grundfteuer und fieht zubem in 
ber B. eine Steuer auf Veränderungen 
im mobilen Kapitalbefiß, ebenfo wie die 
Veränderungen des Belikftands auf dem 
Gebiet bed Immobiliarvermögens in der 

dorn der Übereignungskoſten (in Preußen 
1 Proz. vom Wert) einer Stempelabgabe 
unterliegen. Freilich ift auf ber andern 
Seite nicht mit Unrecht geltend gemacht 
worden, daß die großen Börjengejchäfte 
dadurch verhältnismäßig wenig oder gar 
nicht betroffen werden, und daß die Banz 
kiers die Stempeliteuern einfach ihren 
Kunden aufrechnen werben, jo baß na⸗ 
mentlich der kleine Verkehr Durch dieeigent- 
liche B. belaftet werben wird. 

Bosnien, ehedem norbweitliche Pro- 
vinz der europäiſchen Türkei, wurde mit 
einzelnen Teilen ber Herzegowina (jebt 
Kreis Moftar) im Berliner Frieden von 
ber Türkei an Ofterreich abgetreten, indem 
die Souveränitätsrechte des Sultand dem 
Scheine nad gewahrt wurden, deſſen 
Name & B. nach wie vor. in ben öffent: 
lichen Gebeten genannt werben fol. Da⸗ 
gegen fol von den Einkünften des Lan: 
des nichts nad) Konitantinopel fließen, die 
Erhebung derjelben vielmehr durch Oſter⸗ 
reih= Ungarn erfolgen und die Verwen⸗ 
dung zu Gunften und im Intereſſe des 
Landes ftattfinden. Eine Volkszählung 
vom 15. Juni 1879 ergab eine Bevölke⸗ 
rung von 1,142,147 Einw. Das etwa 
52,100 qkm große Land zerfällt in die 
ſechs Kreife: Serajewo, Zwornik, Traw⸗ 
nik, Banjaluka, Bihatſch und Moſtar 
(Herzegowina). Sitz der Landesregierung 
iſt Serajewo. Val. »Die Okkupation Bos⸗ 
niens und der Herzegowina«, Bericht des 
k. f. Generalftabs (1879); Büchelen, 
B. und feine wirtjchaftliche Bedeutung 
für Ofterreih-Ungarn (1879); Helfert, 
Bosnijches (1878). 


Bosnien — Bourgeoifie. 


Botſchaft, im yarlamentarifchen Leben 
eine Eröffnung, welche das Staatsober: 
haupt direkt an bie Landesvertretung rich- 
tet, im Gegenfaß zu ſonſtigen Regierungs- 
vorlagen, welche von dem Minifterium als 
ſolchem im Namen bes Staatdoberhaupts 
an bie Landesvertretung gelangen. Da im 
Tonftitutionellen Staat fein Regierungs⸗ 
akt ohne Mitunterfchrift der Minifter Güls 
tigfeit bat, fo muß aud) jebe B. von die⸗ 
fen Tontrafigniert fein. Man macht von 
ſolchen Botkhaften nur in außerordent- 
lihen Fällen Gebrauch, fo namentlich bei 
innern Konflikten (3. B. bei einer Kam⸗ 
merauflöfung) oder bei wichtigen Bor: 
gängen ber äußern Politit (3. B. bei 
Kriegserklärungen). Der Prälibent ber 
Vereinigten Staaten von Nordamerika 
pflegt an den Kongreß bei befien Eröff- 
nung eine ®. ergehen zu laſſen, worin er 
fih über den Gefamtzuftand der Union 
überhaupt ausſpricht. In einem andern 
Sinn ift B. gleichlautend mit Gefandt- 
ſchaft (f. Sefanbte). 

Botſchafter, ſ. Geſandte. 

Bottichſteuer, ſ. Brauſteuer. 

Bourbon (pr. burbong), altes franz. Ge⸗ 
ſchlecht, welches in dem Herzog Anton von 
B. auf den Thron von Navarra und 1589 
nach dem Erlöſchen des Hauſes Valois in 
der Perſon Heinrichs IV. auf, den Thron 
von Frankreich, in der Folgezeit aber auch 
in Spanien, wo bie Bourbonen noch jetzt 
vegieren, und in Neapel zur Regierung 

elangte. In Franfreichregierten bie Bour⸗ 

onen (mit Unterbrehung von 1792 
1814) in ber zeit von 1589— 1830. Der 
legte Sprofle des Haufes in ber Haupt- 
linie ift Heinrich Karl Ferdinand Dtarie 
Dieudonne, Herzog von Bordeaur, Graf 
von Chambord, von feinen Anhängern 
Heinrich V. genannt. ine Seitenlinie 
des Haufes B. ift das Haus der Orleans, 
welches von Philipp I., Herzog von Or⸗ 
leans, dem Bruder Ludwigs XIV., ab: 
ſtammt und zur Zeit bauptfächlich durch 
die beiben Söhne des Herzogs Ferdinand 
bon Orleans, ben Grafen Louis Philippe 
von Baris und den Herzog Robert Philippe 
von Chartres, vertreten ift. 

Bourgenifie (franz., ipr. burigoanis), in 
Frankreich die Bürgerfchaft als Stand 








Brahma — Brandftiftung. 


ober Volföflaffe; begreift Die fefkflänbigen 
andiverfer, Handels un Kaufleute, 
ünftler, Kentiers, Ynmalte xc,, über: 


haupt die Inhaber e m 
Einfommens, im © el, 
den Bauern, ben Ar a⸗ 
riern in fi. Die © 9 
bezeichnet bie B. als en 
Gegner ber Arbeite m 





Dact im Kapitolbe,., „- ,- 
Sefämpft bie 8., indem fie bie Tapitalifi 
[he Rrobuftionsweife durch Biegefellfchaft- 
liche Arbeit erfegen und an bie Stelle bed 
Bapitabeige be genaffenfänftüihen Or 





ſamtbeſitz fegen wil 

Brahme, ind. Gottheit, mit Wiſchnu 
(bem Exhaltenben) und Gitwa (dem Zer- 
ftörenden) bie Dreieinigfeit der Inder Bil: 
end; daher bie Priefter desſelben Brah⸗ 
manen (Braminen) und ihre Religion 
Brahmanismug genannt wird; bes 
fonder8 merfwürbig durch bie Lehre von 
ber Seelenwanderung und vom Kaften- 
unterfchied. 

Branpfiftung, das Verbrechen, beffen 
ſich derjenige ſchui ig macht, welter geoiffe 
im Öefeg bezeichnete Gegenftände (Brand: 
Riftungsobjefte) vorfäpligers ober 
abeläfigenmeife in Brand ſeht. Bei der 
vorfäglichen 8. ift aber wiederum zu 
unterfceiben zwilcjen chwerer ( all 
zierter) und einfacher ®. Eine jhwere 
®. liegt nad dem deutjcien Gtrafgejet- 
buch fi 306) vor, wenn das Verbrechen 
an einem zu gottesbienftlichen Verſamm⸗ 
Tungen beftimmten Gebäube ober an 
einem Gebäude, einem Schiff ober einer 

ütte, welde zur zeomung von Mens 
ſhen dienen, ober an einer ſolchen Räum: 
lijfeit verübt wurbe, welche wenigſtens 
zeitweife zum Aufenthalt von Menſchen 
dient, und zwar zu einer Zeit, während 
welcher Menſchen in berjelben ſich aufzu⸗ 
halten pflegen. In einem folden Fall 
tritt Zuchthausſtrafe von 1 bis zu 15 Jah⸗ 
ren ein. Dabei wird e8 aber noch als bes 
fonders ſchwere 8. ($ 307) behandelt und 
mit Zuhtbaus ni inter 0 ren ober 
mit Teben&länglicem Zuchthaus beftraft, 
wenn ber Branb ben Tod eines Menſchen 
„verurfacht hat, welcher is zur Zeit ber 
That in einerderin Brand gefegten Räum- 
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ver aan Tiegt eine (unmittelbare 


$ 

Schiffe, Hütten, Bergwerke, M 
Warenvorräte, welche auf bazu beſtimm⸗ 
ten öffentlichen Plägen lagern, Vorräte 
von landwirlſchafllichen Erzeugniflen oder 
von Bau: ober Brennmaterialien, Früchte 
auf dem Feld, Waldungen ober Torfmoore, 
welche frembe3 Eigentum find, borfäglid) 
in Brand gefetst werben. Gehören bages 
gen Berartige in Brand gejegte Gegen- 
fände bem Thäter felöft eigentümlic) zu, 
jo wird eine B. nur dann angenommen, 
wenn jene Gegenflänbe ihrer veſchaffen⸗ 
beit und Lage no geeignet find, das Feuer 
einer ber (f. oben) bezeichneten 
Räumlichkeiten ober einem ber ebenbes 
jeiäneten fremben Gegenftände mitzuteis 
u (mittelbare einfache B.). Cs wir 
mithin nad) bem deutſchen Strafgefekbuch 
nicht als B. betrachtet, wenn jemand feine 
eigne Sache anzünbet, wofern biefelbe we⸗ 
ber unter bie Kategotie bes $ 306 fällt, 
noch geeignet ift, das euer fremden Ger 
genfänden ber bezeichneten Art mitzuteis 
en. Dagegen können in ſolchem Fall die 
Vorſchriſten bes $ 265 Bla greifen, wo⸗ 
nad) derjenige, ber. in betrügerifcher Ab⸗ 
fiht, alfo namentlich, um eine Verfice: 
rungsgeiellihaft zu Senaceiligen, eine 
jegen Feuersgefahr verficherte Sache in 
— jebt, mit Zuchtäaus dis zu 10 dah 
ven ut ante, mit Gelbftrafe von 150 
bis zu 6000 DE. und, wenn milbernde 
Umflände vorliegen, mit Sefänguis bis zu 
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5 Jahren und nicht unter 6 Monaten bes 
ftraft werden foll, neben welch letzterer 
Strafe noch auf Geldftrafe bis zu 3000 
ME. erfannt werden fann. Fahrläſ—⸗ 
fige (fulpofe) B. liegt dagegen vor 
($ 309), wenn ein Brand ber im F 306 
oder ber im F 308 (f. oben) bezeichneten 
Art nicht in vorfäßlicher, fondern nur in 
fahrläſſiger Weiſe herbeigeführt wird. Als 
Strafe ift Gefängnis bis zu 1 Jahr ober 
Geldſtraſe bis zu HOOME. und, wenn durch 
den Brand der Tod eines Menſchen verur: 
ſacht worben iſt, Gefängnis von 1 Monat 
bis zu 3 Jahren feitgefeßt. Dabei ift die Be: 
timmung im$ 310 bervorzubeben, wonad) 
bei jeder B. Straffofigkeit eintreten foll, 
wenn ber Thäter ben Brand, bevor derfelbe 
entdeckt und ein weiterer Schaben als ber 
durch die bloße Inbrandſetzung bewirkte 
entitanden war, jelbft wieder gelöfcht hat. 
Branntweinflener, bie auf bie Erzeu⸗ 
gung von Branntwein (Alfohol, Spiri: 
tus) gelegte indirefte Steuer. Dieje fa 
in allen Staaten eingeführte Steuer wirb 
jebod) in jehr verfchiedenartiger Form er: 
hoben. Sie kommt nämlich 1N) alsBrannt⸗ 
weinmaterialſteuer vor, indem das 
Rohmaterial einer Beſteuerung unterwor⸗ 
fen wird. Dies iſt in Deutſchland (mit 
Ausnahme von Württemberg, Hamburg 
und Bremen) in Anſehung des aus nicht 
mehligen Stoffen bereiteten Branntweins 
der Fall. Je 60 Quart (68,7 Kit.) einge⸗ 
ſtampfte Weintreber, Kernobſt und Bee⸗ 
renfriichte gabten 40 Pf., Trauben: oder 
Obfiwein, Weinhefe oder Steinobft BOPF. 
(nad) dem norbbeutfchen Bundesgeſetz vom 
8. Suli 1868). 2) Die Fabrifationg- 
fteuer, mit welcher der Branntwein in 
cinem gewifien Stadium feiner Heritel- 
Tung belegt wird. Hierher gehört die ſogen. 
Maifhraumfteuer (in England, 
Deutihland mit Ausnahme von Mürt- 
temberg, Baden, Bremen und Hamburg, 
Belgien, Italien und Holland) für mehlige 
Stoffe. Bei ber Bereitung von Branni⸗ 
wein aus Getreide und andern mehligen 
Stoffen wird nämlich die Steuer nach dem 
Rauminhalt ber zur Einmaiſchung oder 
Gärung der Maifche benutzten Gefäße 
Maitab ottichiteuer) erhoben, und 
zwar follen nach dem norddeutſchen Bun⸗ 


% 


Brammtweinftener — Brafilien. 


desgeſetz vom 8. Juli 1868 der Regel nad 
30 Pf. für je W preußiſche Quart (22,9 
Lit.) des Rauminhalts der Maiſchbottiche 
und für jede Einmaiſchung erhoben wer⸗ 
ben. Auch der ſogen. Blaſenzine in 
Baben ift eine Yabrifationsfieuer. 3) Die 
Fabrikatſteuer, weldhe vom tertigen 
Produft und vom Fabrikanten erhoben 
wird, wiein England, Rußland und Ofter: 
reih. 4) Die Konfumtionsfteuer, 
welche, wie in Frankreich, direft vom Kon⸗ 
fumenten erhoben wird. Neuerbings wWirb 
auch in Deutichland bie Beiteuerung bed 
fertigen Branntweins vielfach als die rich⸗ 
tigfte Form ber B. bezeichnet, und man 
ift in Bayern bereits in biefem Sinn le: 
gißlatorifch vorgegangen. Die Befteuerung 
des inlänbifchen Branntweing ift nad) ber 
Reichsverfaſſung (Art. 35, 38) Sache des 
Reichs; bach findet dies auf Baden, Bayern 
und Mürtteniberg Feine Anwendung, und 
biefe Staaten haben daher auch an bem 


ft|in bie Reichskaſſe fließenden Ertrag ber 


Steuern vom Branntwein feinen Anteil. 
Bol. Gläſer, Die Steuerſyſteme ber B. 
(1867); Materne, Tabellen zur Be 
rechnung ber ®. (1875). 

Brafilien, Kaiſerreich in Südamerika, 
die einzige Monarchie Ameritag;8,337,218 
qkm mit (1878) ca. 10,108,291 Einw., wos 
zu noch etwa 1 Mill. Indianer zu rechnen 
find. Hauptitadt: Rio de Janeiro mit 
274,972 Einw. Inter ben Einwohnern 
befanden fich 1876 noch 1,409,448 Skla⸗ 
ven. Durch Geſetz vom 1. Juni 1871 ift 
nämlich bie Sklaverei in ber Weife auf: 
gehoben worden, daß alle nad) dem Erlaß 
dieſes Geſetzes gebornen Sklavenkinder 
von ſelbſt frei ſind, während allen Skla⸗ 
ven bie Freiheit gewährt werben muß, 
wenn fie ſich Iosfaufen Fönnen und wol: 
len. Von 9,930,478 gezählten Einwoh- 
nern gehörten 1872: 3,787,289 ber kau⸗ 
fafifchen, 4,954,452 der afrikanischen und 
386,955 der amerifanifhen Raſſe an; 
3,801,782 Bewohner waren Mifchlinge. 
9,902,712 Ein. befannten fich zur ka⸗ 
tholifchen Konfeffion. Aus einer abhäns 
gigen portugiefifchen Kolonie ging 2. 
durch die Unabhängigfeitserflärung vom 
1.Aug.1822 als ſelbſtändiger Staat hervor, 
indem ber bisherige Prinz: Negent Dom 


Pedro zum immerwä hrenden Verteidiger 
Brafiliend (Defensor perpetuo do Bra- 
zil) und bemnächit zum Kaifer ernannt 
ward. Die VBerfaffung datiert vom 25. 
März 1824, ift aber durch Nachtragöge: 
feße vom 12. Aug. 1834 und 12. Mai 
1840 mobifiziert. Die Staatsverfaflung 
it hiernach eine Fonftitutionell = monars 
chiſche. Die Thronfolge bleist nad) dem 
Rechte ber Erftgeburt bei ben Nachkommen 
Dom Pedros (Pedro LI.) aus dem aus 
Braganza. Dem Kaifer, welcher den Titel 
»Tonjtitutioneller Kaiſer und beftändiger 


Verteidiger Brafiliend« führt, ift die voll⸗ 


ziehende und daneben auch eine fogen. 
ausgleichende Gewalt übertragen, weld) 
Yetstere er ohne Mitwirfung der Minifter 
bei der Ernennung von Senatoren, bei 
Berufung einer außerordentlichen Sitzung 
der Reichsverſammlung, bei Sanftignie- 
rung von Beſchlüſſen der Teßtern, bei Ver: 
tagung und Auflöfung diefer Verſamm⸗ 
lung, bei Ausübung des Begnadigungs— 
rechts und in einigen andern verfaj- 
fungsmäßig feftgeftellten Angelegenheiten 
ausübt. Die vollziehende Gewalt wirb 
durch die verantwortlichen Minifter (für 
Finanzen, Inneres, Justiz, Außeres, Ma: 
rine, Krieg und öffentliche Arbeiten, Han: 
bel und Aderkau) wahrgenommen. Bei 
ber Ausübung ber ausgleichenden Gewalt 
ſteht dem Kaifer ein Staatsrat von 24 
lebenslänglichen, vom Kaifer ernannten, 
42 ordentlichen und 12 außerordentlichen 
Mitgliedern zur Seite. Der Thronerbe iſt 
mit dem 18. Lebensjahr Mitglied. Die 
Volksvertretung beftebt aus ben Senat 
(53 Deitglieder) und der Deputierten 
Fammer (122 Mitglieder). Die Senato- 
ren, vom Kaiſer aus drei von jedem Wahl: 
kreis vorgefchlagenen Kandidaten ausge: 
wählt, werben auf Lebenszeit ernannt. 
Die Deputirtenfanmer (Wahlgeſetz von 
19. Aug. 1846) wird regelmäßig alle vier 
Sabre erneuert. Abgeordneter kann jeder 
Brafilier werden, welder ſich zur fa 
tholifhen Konfeffion befennt, 25 Sabre 
alt ift und 1200 Frank jührliches Einfom= 
men nachweiſt. Das Recht der Geſetz⸗ 

ebung wird vom Raijer und von ben 
Beiden Kammern ber Reihsverfammlung 
genteinfchaftlih ausgeübt. Die einzelnen 


Brafilien. 
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Provinzen, 20 an der Zahl, haben Pro: 
vinzialftände zur Wahrung der Spezial: 
interejlen der Provinz. — Die Juſtiz wird, 
abgefehen von Friedens- und Gemeinde: 
richtern, in erſter Inſtanz durch Zivil-, 
Kriminal- und Waifenrichter ausgeübt. 
Verbrechen werden durch Schwurgerichte 
abgeurteilt. In zweiter Inſtanz entjchei: 
den bie Appellationstribunale;; ein oberſtes 
Juſtiztribunal (Kaſſationshof) befteht in 
Rio de Janeiro. Außerdem find auch 
Hanbeldgerichte eingefeßt. — Die brafili- 
Ihe Kirche ift bie orthobor=Tatholifche; 
doch kann verfaſſungsmäßig niemand aus 
Rückſichten der Religion verfolgt werden, 
wenn er die Staatsreligion reſpektiert und 
der öffentlichen Sittlichkeit keinen Anſtoß 
gibt. Es beſtehen elf Bistümer. Der Erz: 
bifhof, Metropolit und Primas von 
B., rejidiert in Bahia. — Heerwefen. 
Durch Geſetz vom 27. Febr. 1875 ift die 
allgemeine Wehrpflicht eingeführt. Die 
Dienftzeit beträgt ſechs Jahre bei ber 
Armee und drei in der Referve. Stellver: 
tretung ift zuläffig. Die Friedenspräfenz- 
ftärfe ift auf 13,000, bie Kriegsftärfe auf 
32,000 Dann feftgeitellt; boch betrug bie 

viebensftärfe der Armee 1880: 1743 

ffiziere und 13,561 Mann. Die Kriegs: 
flotte beftand 1880 aus 41 armierten 
Schiffen mit 166 Kanonen, mit einem Ge: 
famtperfonenbeftand von 4984 Mann. — 
Tinanzen. Die Einnahmen waren pro 
1881 — 82 auf 116,958,000 Milreis, bie 
Ausgaben auf 118,286,758 Milreis ver: 
anſchlagt, jo bag ein Defizit von 1,328,758 
Milreis au erwarten ftand (1 Milreis = 


2,5 Mk.). Die Staatsſchuld betrug 31. 
März 1880: 815,432,114 Milreis. — Das 


Wappen ber Monarchie zeigt in grü- 
nem Felde die Himmelskugel Heinrichs 
des Seefahrers, durch das filberte, mit 
einem roten Rand eingefaßte Kreuz bes 
Chriſtusordens in vier Teile geteilt und 
von einem blauen, runden Reif umgeben, 
welcher mit 19 filbernen Sternen belegt 
ift und auf beiden Seiten eine filberne 
Einfaffung Hat. Den Schild dedt bie 
Kaiferfrone; er iſt recht3 von einem Zweig 
bes Kaffeebaums, links von einem Zweig 
ber Tabakpflanze umgeben, beide Zweige 
unten ſich freuzend und mit einem grün: 
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gofbnen Band gebunden. Die Flagge 
ft grün mit eingefhobenergolbner Raute, 
in welcher fid) ber — befindet. 
Die Lanbeöfarben find Grün und Golben. 
Ein deutſcher Geſandter refibiert zu Rio 
de Janeiro; daneben beftehen 18. Konſulate 
bed Deutfchen Reichs, namentlid) befindet 
fi ein foldhes in ber beutfchen Kolonie 
er 1. Wappäus, Das = 
erteich 8. ; Hanbelmann, 
ichichte von 8. ui Syulg, Studien 
über ogratifche und phufifalifche Verhãlt⸗ 
aiffe in Südbrafilien im Hinblid auf die 
Kol ontfation 10H); Canſtatt, B., Land 
u — 7 — 
rauuſqweig ‚tum und Bun⸗ 
desſtaat des —R 3690 qkm, 
(1880) 350,403 zumeift evangelifgeluther. 
Einwohner; Haupt: und Refibenzftadt: 
Braunfgineig mit 75,073 Ein. Nach 
dem Sandegrundgefeß vom 12. O8t.1832, 
welches nur in einzelnen Beftimmungen 
durch fpätere Geſehe mobifiziert worden 
if, ftelt fich die Staatsform ais bie einer 
Tonjtitutionellen Monarchie mit Einkam⸗ 
merſyſtem bar. Nach dem Geſeh vom 22. 
Nov. 1851 über die Zufammenfegung ber 
Zanbesverfammlung, bem Wahigeſetz vom 
3. Nov. 1851 und einem zu bem Iegkeen 
exlafjenen Abänderungsgejeg vom 3. Aug. 
1864 befteht ber Landtag aus 36 durqh in: 
birefte Wahlen Jeneitig auf ſechs Jahre 
gewählten Ditgliebern, von welchen 21 
von den Höchftbefteuerten, 10 von ben 
Städten, 12 von ben Landgemeinden 


unb 3 als Vertreter ber Geiftlihfeit ge: |' 
wählt werben. Das Oberhaupt bes Staats |: 


ift ber Herzog (Hoheit) aus dem Haus 
ne & ältern Linie des wel- 
fülchen Fürftenhaufes, beffen jüngere Linie 
die entihronte Tönigliche Linie von Han- 
nover iſt. Da ber tegierende Herzog tin⸗ 
derlos ift, Io bat man e3 für nötig er- 
achtet, im Meg ber Geſebgebung eine 
prooiforifche Dremung ber Regierungds 
verhältniife bei einer Thronerledigung zu 
treffen. Die Landftinde haben das Recht 
der Steuerverwilligung unb ber Zuſtim⸗ 
mung beiver Gefeßgebung,das Beſchwerde⸗ 
recht, das Recht der Minifteranflage wer 
nen Berfaflungsverlegung und das Recht 
ber Jnitiative auf dem Gebiete ber Geſeh⸗ 





„‚Braunfehteig. 


gebung. Die oberfle Leitung ber Staats⸗ 
verwaltung ift dem Staatsminifterium 
übertragen, weldjeö Follegialifd} organiz 
fiert ift, und dem das Statiftifche Büreau 
und das Lanbeshauptardjiv unterftellt find. 











Verwaltung. Zum Ziel ber innern 


Landesvertwaltung zerfällt das Herzogtum 
in ſechs Kreife mit den Kreisdireltionen 
u Blanfenburg, Braunſchweig, Sanders 
Keim, fmftäbt, Holzminden und Wol- 
fenbüttel. Unterverwaltungsbehörben find 
die Magiftrate ber Städte und die Ger 
meindevorſteher ber Landgemeinden. Zum 
Bine ber Selbftverwaltung ift aber das 
Yand durch bie Kreisorbnung vom 5. Juni 
1871 in acht Kreisfommünalver- 
bänbe eingeteilt, und zwar zerfällt ber 
Kreis B. in drei Kommunalverbände (bie 
Stadt B., Riddagshauſen- Vechelde und 
drnehuen während bie übrigen fünf 
Kreiſe je einen Kommunalverbanb bilden. 
—Zuftizorganifation. DasOberlan- 
bedaericht be3 Aeranatums ift in ber Re 
! wei Land» 


lin .), 
Tfenbüttel, 
N 


ter, 
felbe, Katvörbe, Blankenburg, ‚Hafielfelbe 
unb Waltenried) und zu Holjminden(mit 
den Amtögerichten: Holzminden, Stabt- 
oldenborf, Eſchershauſen, Ottenftein, Ganz 
bersheim, Geefen, Lutter am Barenberg 
unb Greene). a. geerwefen, B. ift ber 
einzige beutfche Kleinſtaat, der es ver⸗ 
(mäßt hat, mit Preußen eine Militär- 
'onvention abzufchließen und fich ber eig⸗ 
nen Militärverwaltung zu begeben. Das 
Kontingent bes Herzogtums beiteht aus 
einem Regiment Infanterie (Nr. 92), 
einem Hufarenregiment (Mr. 17), einer 


& 


Braufteuer 


ſechspfündigen Batterie und zwei Land— 
wehrbataillonen. Es ift der 20. Divifion 
(10. Armeeforps) zugeteilt; doch ift dag 
Snfanterieregiment dem 15. Armeeforps 
zeitweilig zugewiejen und ftcht bermalen 
in Met. — Finanzen. Der Staats 
haushaltsetat pro 1880—81 bilanziert in 
Einnahme und Ausgabe mit jährlich) 
8,593,570 ME. Die öffentliche Schuld des 
Herzogtums zerfällt in die Kammerſchuld 
und in die Landesfhuld, von denen bie 
erftere 31. 2 1879: 1,029,542 ME., die 
leßtere 34,423,706 ME. betrug. Außer: 
bem befteht ein unberzinaliches Prämien: 
anlehen von noch 49,982,860 ME. Dem 
gegenüber beziffern fich die Aktiven auf 

5,006, 11OME. Das Herzogtum entfendet 
zum beutfchen Reichstag drei Abgeordnete; 
im Bundesrat führt e8 zwei Stimmen. 
— Das Staatswappen ift ein fprin- 
endes filbernes Pferd (das alte Zeichen 

diederſachſens) zwifchen zwei gegenein- 
ander gefehrten, mit Pfauenfebern beſetz⸗ 
ten Sicheln. Vollſtändiger enthält e8 noch 
die Embleme für B., nämlich zwei über: 
einanber fchreitende goldne, blaubewehrte 
Leoparden mit ausgeichlagenen blauen 
Zungen, und bie für Lüneburg (einen 
blauen, rotbewehrten Löwen mit roter 
Zunge), mit ber Inſchrift: »Immota 
fides« und der Unterſchrift: »Nec aspera 
terrent«. Die Landesfarben find Hellblau 
und Gelb. Al Lambrecht, Das Her: 
zogtum B. (1863); Guthe, Die Lande 
B. und Hannover (1867). 

Brauflenuer (Bierfteuer, Malz: 
aufſchlag), diejenige indirekte Abgabe, 
welche auf die Erzeugung des in ber Re— 
gel aus Hopfen und Malz erzeugten Bierd 
gelegt ift. Die Art ber Erhebung biefer 
Steuer ift jedoch in den verfchiebenen Lün- 
bern eine jehr verfchiedene. Die beutfche 
Reichöverfaffung (Art. 35) hat zwar bie 
Gefetgebung über die Befteuerung bes im 
Bundesgebiet erzeugten Biers dem Reich 
zugewiejen und läßt den Ertrag ber B. in 
die Reichskaſſe fließen; allein es find Die 
fübdeutichen Staaten Baden, Bayern und 
Württemberg davon ausgenommen,ebenfo 
wie in dieſen Staaten die Beſteuerung 
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Lothringen noch nicht reichsgeſetzlich gere⸗ 
gelt, und auch die vom bayriſchen Gebiet 
volftändig umſchloſſenen weimarifchen 
und Foburgifchen Enflaven Oftheim und 
Königsberg find vertraggmäßig bem bay: 
riſchen Steuerſyſtem angefchloffen. Im 
übrigen Deutſchland (Deutſche Bier— 
ſteuergemeinſchaft) wird die B. nad 
der Menge ber zum Brauen verwendeten 
Gegenftände und zwar von dem gebrodhe: 
nen Malzſchrot und von etwaigen Surro: 

aten nah dem Gewichterhoben. Vom 
Zentner Malz find 2 Mk. Steuer zu ent: 
richten; bei den Surrogaten beträgt bie 
B.2—-AM. In Bayern und Württem⸗ 
berg wird die B. von der zum Bierbrauen 
verwendeten Gerfte und andern Getreide 
nach dem Maß erhoben; fie beträgt in 
Württemberg 3 Mk. 66 Bf. vom Hekto⸗ 
liter. In Bayern ift der Malzaufichlag, 
welcher 5i8 dahin 4 ME. vom Heftoliter 
betrug, auf die Zeit vom 1. Nov. 1879 
bi8 1. San. 1882 auf 6 ME. erhöht wor: 
den. In Baden wirb die B., ebenfo 
wie in Frankreich und Elſaß-Lothringen, 
nad) der Größe der Braukeſſel (Keſſel— 
fteuer) erhoben, in Belgien, Holland und 
Rußland nach der Größe der Maifchbot: 
tiche (Bottichfteuer), in Ofterreich nad 
ben Gehalt der Würze, in Norbamerifa 
nach der Menge des erzeugten Biers und 
in England endlich nad, dem Umfang der 
eingeweichten Gerfte. Ein 1880 dem Reichs⸗ 
tag vorgelegter, aber nicht angenommener 
Geſetzesvorſchlag fuchte für die Deutfche 
Branfteuergemeinfchaft eine ber bayri⸗ 
ſchen nachgebildete Bierbefteuerung und 
namentlich den Sak von ME. pro Hekto⸗ 
liter (3 ME. 93 Pf. pro Zentner), einzu: 
führen; auch follte das in Bayern be: 
ftehende Verbot der Malzfurrogate einges 
führt werden, was aber mit dem ganzen 
Gefeßentmurfabgelehnt ward. Val. Deut: 
ſches Riichegeſer wegen Erhebung der B. 
vom 31. Mai 1872 (Reichsgeſetzblatt, 
©. 153 ff.); Bayriſches Geſetz vom 31. 
Okt. 18795 v. Auffeß, Die Zölle und 
Verbrauchöfteuern des Deutfchen Reichs 
ET Leydhecker, Die Zölle und bie 
indireften Steuern in Elfaß-Lothringen 


des Branntweins Landesſache iſt. Auch (1877 


iſt die Beſteuerung des Biers in Elfaß- 
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desſtaat des Deutſchen Reichs;. M qkm 
mit (1880) 156,089 meift evangel. Einwoh⸗ 
nern, wovon 112,158 auf die Stadt B. kom⸗ 
men. Das Freihafengebiet umfaßt einen 
Flächenraum von 19,087 ha mit 126,225 
Einw. Die republifanifche Staatsver: 
faffung ift durch die Verfaſſungsur⸗ 
Tunde vom 21. Febr. 1854 normiert, welche 
durch eine Neihe von Nachtragsgeſetzen 
teikweiſe Abünderungen erfahren und 17. 
Nov. 1875 eine neue Redaktion erhalten 
bat. Hiernad) wird die Gefeßgebung von 
dem Senat und von ber Bürgerjchaft aus⸗ 
geübt. Erſterer beiteht aus 18 Mitglie- 
dern, wovon wenigftend 10 Rechtsgelehrte 
und 4 Kaufleute Fin müflen, und zwar 
wählt die Bürgerfchaft den betreffenden 
Senator aus drei Kandidaten aus, über 
welche fünf Deputierte des Senats und 
fünf Deputierte ber Bürgerfchaft ſich zu⸗ 
vor geeinigt haben, und die nun vom Se: 
at der Bürgerfchaft präfentiert werben. 
Wählbar ift jeder Bürger, weldyer das 30. 
Lebensjahr vollendet hat und ſich im Voll: 
genuß der ftaatsbürgerlichen Rechte befin⸗ 
det. Der Senat wählt aus feiner Mitte 
zwei Bürgermeifter, von welchen einer auf 
die Dauer eines Jahrs auch zugleich Prä- 
fivent des Senats if. Alle zwei Jahre 
tritt einer der beiden Bürgermeiiter vom 
Amt zurück. Die Bürgerfchaft beiteht aus 
150 Mitgliedern, weiche auf ſechs Jahre 
gewählt werden, und von benen alle 
drei Sabre die Hälfte ausſcheidet. Wähl- 
bar und‘ wahlfähig find alle 25jährigen 
Staatsbürger. Die Wähler felbit —3* 
len zur Vornahme der Wahlen in folgende 
acht Klaſſen, von denen jede eine gewiſſe 
Anzahl von Abgeordneten zu wählen hat: 
1) diejenigen in der Stadt B. wohnhaften 
Staatsbürger, welche auf einer Univer⸗ 
fität gelehrte Bildung erworben haben; 
2) die Teilnehmer des Kaufmannskon— 
vents und der Handelskammer; 3) die 
Teilnehmer des Gewerbekonvents und der 
Gewerbefanmer; 4) die übrigen in der 
Stadt B. wohnhaften Staatsbürger ; 
5) die Staatsbürger zu Vegefad; 6) die 
Gemeindegenofjen der Stadt Bremerba: 
fen; 7) die für die Kammer für Land: 
wirtſchaft wahlberechtigten Landwirte; 8) 
die übrigen im Gebiet wohnenden Staats- 
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bürger. Die Geſetzgebung wird von Se 
nat und Bürgerſchaft gemeinſam ausge⸗ 
übt. In den beutichen Bundesrat entſen⸗ 
det B. einen Bevollmächtigten und ebenſo 
einen Abgeordneten in den Reichstag. — 
Die Stantsverwaltung dagegen ift 
zumeift Sache bed Senats, doch findet 
namentlich bei ber Kinanzverwaltung eine 
Mitwirkung der Bür erihaft ftatt, info: 
fer es fib um die Einführung, Aufbe- 
bung und Veränderung von bireften und 
indireften Steuern, um ben Abſchluß von 
Anleihen und um die Feſtſtellung des 
Staatshausbaltsetats handelt. Die ein- 
zelnen Senatsmitglieder find zugleich re⸗ 
publifanifche Staatsbeanıte, weldye an ber 
Spite einzelnerBeriwaltungszweige fteben. 
Hierbei werden fie teild von befondern 
Berufsbeamten, teild von Kommiffionen 
unterftüßt, welche fih aus Mitgliedern 
des Senats und ber Bürgerfchaft oder 
fonftigen Bürgern zufammenfegen. Ein 
ans ber Mitte der Bürgerfchaft und von 
diejer gewählter Ausſchuß, das Bürger: 
amt, beitebenb aus einem Gefchäftsvor- 
ftand und 18 Mitgliedern, bat fortwäh⸗ 
vend aufAufrechterbaltung ber Berfaflung, 
der Gejege und der Staatseinrichtungen 
zu achten, gewille minder wichtige Funk⸗ 
tionen der Bürgerichaft wahrzunehmen 
und ben Verkehr zwifchen dieſer und dem 
Senat zu vermitteln. — Rechtspflege. 
Das Oberlandesgericht zu Hamburg iftden 
brei Freien Städten B., Hamburg und Lü⸗ 
be gemeinfam. Außerdem beſteht ind. ein 
Landgericht und in®. und Bremerhafen je 
ein Amtsgericht. Laut Militärfonven: 
tion vom 27 Suni 1867 ift das Bremer 
Truppenfontingent in den preußijchen 
Militärverband mit aufgenommen; bie 
hanſeatiſchen Anfanterieregimenter Nr. 
75 und 76 gehören zum 9. Armeeforps 
(Generalfommando in Altena) und zur 
17. Divifion (Schwerin). — Finanzen. 
Das Staatsbudget pro 1880 weift eine 
Einnahme von 10,802,150 Mk. und cine 
Ausgabe von 11,536,330, mithin ein De: 
fizit von 734,180 ME. aus. Die Staats: 
Ihuld betrug Ende 1879: 81,010,167 
ME. Nach Art. 34 der deutichen Reichs⸗ 
verfaffung ift B., ebenfo wie Hamburg, mit 
einem Teil feines Gebiets als Freihafen 
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erflärt fo lange, bis die Stabt felbit ihre 
Aufnahme in den gemeinfchaftlichen Zoll⸗ 
verbandbeantragen jollte.— Ds Wappen 
ber Freien Stabt B. iſt ein filberner, ſchräg 
rechtshin liegenderSchlüjfel in rotem Felde. 
Die Landesfarben ſind Weiß und Rot. Die 
Flagge iſt rot und weiß fünfmal hori⸗ 
zontal geſtreift, hinter zwei Reihen ge⸗ 
ſchichteter Vierecke von ebendenſelben Far⸗ 
ben. Val. Buchenau, Die freie Hanſe⸗ 
ſtadt B. (1862); Ehmck und v. Bippen, 
Bremiſches Urkundenbuch (1863 — 80, 
Bd. 1—3); Weſing, Bremiſche Hei: 
matsfunde (1874), 
Breve (v. lat. brevis, »furz«), ur: 
jprünglich jede Türzere Bufchrift; jetzt 
yüpftliches Schreiben, worin der Papſt 
iiber einen minder wichtigen Gegenftand 
eine Verordnung erläßt. 
Briefgeheimnis, ber Rechtsgrundſatz, 
wonach die Unverleglichfeit von Briefen 
. und ähnlichen Dokumenten gewährleiftet 
ift. Gewöhnlich haben es nämlich die mo= 
dernen Verfaſſungsurkunden befonders 
anerkannt, daß das B. den Unterthanen 
garantiert ſei. Für das Deutſche Reich 
erklärt das Reichspoſtgeſetz vom 28. Oft. 
1871 ($ 5) ausdrücklich: »Das B. iſt un: 
verletzlich. Die bei ſtrafgerichtlichen Un⸗ 
terſuchungen und in Konkurs: und zivil⸗ 
progefjualifchen Fallen notwendigen Aus⸗ 
nahmen find durch ein Reichsgeſetz feſtzu⸗ 
ftellen.« Die beutfche Strafprogeßordnung 
(85 94 ff.) geitattet benn auch bie Be: 
ſchlagnahme von Briefen in einer Inter: 
ſuchungsſache regelmäßig nur dem Rid): 
ter. Sit Gefahr in Verzug, und betrifft 
die Unterfuchung nicht bloß eine Übertre⸗ 
tung, fo ift allerdings aud) die Staatsan⸗ 
waltjchaft zur Beſchlagnahme befugt; fie 
muß jedod) Briefe und andre mit Beiclan 
belegte Poftfendungen unerdffnet dem 
Richter vorlegen. Iſt ferner gegen einen 
Schuldner auf Konkurs erfannt, fo find 
die Poſt- und Telegraphenanftalten nad) 
ber deutſchen Konkursordnung ($ 111) 
verpflichtet, alle für den Gemeinfchuldner 
eingehenden Sendungen, Briefe und De: 


nicht zur Kenntnisnahme bes Thäters be: 


ftimmt ift, vorfätlich und unbejugterweife 
eröffnet, fo tritt nach dent deutfchen Straf: 
gelestug ($ 299) Geldftrafe bis zu 300 

t. oder Gefängnis bis zu 3 Monaten 
ein; es ift aber ein befonberer Antrag bes 
Verletzten auf ‚erafung erforderlich. 
Strengere Strafe (65 354, 355, 358) 
trifft Boft- oder Telegrapbenbeamte, welche 
die der Poſt anvertrauten Briefe, Pakete 
oder Depeichen ohne Willen des Abfen- 
ber? vorfäglich und in andern als von dem 
Geſetz vorgejehenen Fällen eröffnen oder 
unterdrüden oder andern bei ſolchen Hand⸗ 
ungen wiffentlich Hilfe leiften oder ihnen 
ſolche Handlungen geitatten. In Ofter: 
reich ift zum Schuß des Brief: und Schrif: 
tengeheimnifies ein beſonderes Gefet (von 
7. April 1870) erlaſſen. 


Brigade (franz.), taftifcher Verband ' 


mehrerer Truppenförper von gleicher Waf⸗ 
fengattung. Im deutſchen Heer beſteht 
1 Infanterie- und 1 Feldartilleriebri⸗ 
gabe aus je 2, 1 Kavallerie- und in der 
Regel 1 Fußartilleriebrigade aus je 3 
Negimentern, in England und Rußland 
1 Artilleriebrigade aus 6, beziehentlich 7 
Batterien. 

Britannia (lat. Britannien), bie 
Inſel Albion, d. h. England mit Schott: 
land; daher Briten, ſ. v. w. Engländer; 
britiſch, engliſch. 

Brotkorbgeſetz, ſcherzhafte Bezachun 
für das preußiſche Geſetz vom 22. April 
1875 (Geſetzſammlung, ©. 194 ff.), bes 
treffend die Einstellung der Leiftungen aus 
Staat3mitteln für die römifch-fatholifchen 
Bistiimer und Geiftlihen, auch »Sperr: 
nefeß« genannt. Der Ausdrud B. erklärt 
fi) daraus, »daß man den renitenten Ta- 
tholifchen Geiftlichen den Brotkorb höher 
hängen«, d. h. die Staatszuſchüſſe entzie- 
ben, und fo in dem fogen. Kulturkampf 
eine Preifion auf jene ausüben wollte. 

Büderzenfur, |. Zenfur. 

Buddha (jansfr., »der Erfeuchtete«), 
Ehrenname des Königſohns Siddhärtha 
aus dem Geſchlecht der Säfja, Stifter der 


peſchen dem Konkursverwalter auszulie | Buddhismus genannten indifchen 


fern, welcher zu ihrer Eröffnung berech: 
tigt ift. Wird ein verfchloffener Brief oder 


Religion, welche als höchſtes Ziel des 
Menſchen das Erlöſchen (Nirwäna) be 


eine andre verfchloffene Urkunde, welche | zeichnet. In Vorderindien durch den 
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Brahbmanismus mehr und mehr ver: 
brängt, fand der Buddhismus in Hinter: 
indien, Sapan, Tibet, in der Mongolei 
und in China Eingang, wofelbit B. »750« 
enannt wird. Der oberfte Priefter der 
uddhiſten ift der Dalai Lama, welcher 
zu Lhaſſa in Tibet refidiert. 
Budget (engl., ſpr. boͤddſchet; franz., ſpr. 
büddſcheh), eigentlich Beutel, Tafche, ing: 
befondere Portefeuille für bie Staatsrech⸗ 


nungen; daher ſ. ». w. Boranfchlag des ſche 


Staatshaushalts, Feitftellung der Staats: 
außsgaben und «Einnahmen; überhaupt 
Bezeihnung für den Haushaltsetat einer 
Korporation(f. Etat). Je nachdem es ſich 
dabei um ordentliche und regelmäßige oder 
um nur vorübergehende und einmalige 
Ausgaben handelt, wird zwiſchen or dent⸗ 
lichem und außerordentlichem B. 
unterſchieden. Budgetrecht, in ber kon⸗ 
ſtitutionellen Monarchie das Recht der 
Stände, bei der Feſtſtellung des von der 
Staatsregierung vorgelegten Staatshaus⸗ 
haltsetats mitzuwirken, das B. mitzube⸗ 
raten und Anträge auf Abänderung des 
Entwurfs gn ftellen. 

Bulgarien (Bulgarei), ber norböft- 
liche Teil der Türkei zwiſchen der Donau 
und bem Balkan, feit 1879 infolge des 
ruſſiſch-türkiſchen Kriegs als ein beſon⸗ 
derer Staat konſtituiert. 
Frieden von San Stefano die Türkei die 
Errichtung eines halbſouveränen Fürſten⸗ 
tums B. hatte zugeſtehen müſſen, wurden 
die nähern Beſtimmungen darüber auf 
bem Berliner Kongreß getroffen und B. 
als ein »autonomes unb tributäres Für⸗ 
ſtentum unter ber Suzeränität bes Sul: 
tans mit chriftlicher Negierung und mit 
einer Nationalmilize Tonftituiert. Dabei 
wurde ausdrüdlich beſtimmt, daß der Ge- 
nuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerli- 
hen Nechte von religiöfen Bekenntnis 
unabhängig fein jolle, ebenfo die Fähig- 
feit zu öffentlichen UAmtern, Funktionen 
und Ehren fowie zur Ausübung von Ge- 
fhäften und Gewerben. Die Gewiſſens⸗ 
und Kultusfreiheit ift den Bulgaren 
ebenfo wie den in B. fih aufbaltenden 
Fremden gewährleiftet. Der Flächenge⸗ 
galt bes Landes beträgt 63,865 qkm mit 

‚859,000 Einw., Hauptitadt ift Sofia 
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mit ca. 12,000 Einw. Die 1879 von ber 
fonftituierenden bulgarifchen National: 
verfammlung befchloffene Berfaffung 
(vom 28. April 1879) Tennzeichnet B. als 
eine erbliche Fonftitutionele Monarchie, 
welche zur Hohen Pforte im Vafallenver: 
hältnis ſteht. Der Fürft betätigt und 
verfünbdigt die von ber Deputiertenfam: 
mer (Sfupichtina) beichlojjenen Geſetze. 
Die Skupſchtina befteht aus dem bulaari- 
n Erarden, ber Hälfte ber Biſchöfe, 
der Hälfte der PBräfidenten und Mitglie- 
ber des höchften Gerichtshofs, ber Hälfte 
der Präfidenten ber Bezirks- und Han⸗ 
belögerichte und aus Abgeorbneten bes 
Bolfs, je einer auf 20,000 Seelen. Die 
Minifter find der Nationalverfammlung 
verantwortlid. Der Tribut, welchen ber 
Fürſt an die Pforte zu entrichten hat, be- 
trägt nach bem Berliner Frieden bie Hälfte 
bes Einkommens bes Fürftentung. Das 
Staatsiwappen ift ein goldner Löwe auf 
dunkelbraunem Schild. Als regierender 
Fürſt mit dem Rechte ber erblidyen Re- 
gierungsnachfolge wurbe 17. (29.) April 
1879 von der Bolfövertretung Fürſt Aler- 
ander I. aus dein Haus Battenberg (Heſ⸗ 
jen) newählt. Vgl. »Der Friede von Ber: 
lin und bie Protokolle bes Berliner Kon 
greſſes« (1878); Kanik, Donau:B. (2. 
ufl. 


Nachdem im | Aufl. 1880, 3 Bd 


, e.). 

Bulle (v. mittellat. bulla), urfprüng- 
lich Die Kapfel für das an einer Schnur be⸗ 
feftigte Siegel einer Urkunde, dann biefe 
Urkunde jelbit; fo 3. B. die »goldne B.« 
Kaiſer Karls IV. Bullen heißen nament: 
ih die im Namen des Papſtes ausgefer- 
tigten wichtigern Urkunden, welche, auf 

ergament gejchrieben, in Iateinifcher 

prache verabfaßt find und nady ben An⸗ 
fangen rten benannt werben. 
ulletin (franz., ſpr. bülltäng, ital. 
Bulletino), kurzer offizieller Bericht über 
gewiffe Vorkommniſſe, namentlid über 
den Gefundheitäzuftand einer hohen Per: 
fon; dann insbefondere ein zur Veröffent- 
lihung beſtimmter Bericht eines Gene: 
rals über eine Schlacht ıc. 

Bund (Bündnis, Union im wei- 
teın Sinn), im völferrechtlichen und poli- 
tifchen Sinn des Worts die Verbindung 
mehrerer Staaten zur Erreihung eines 
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gewillen ſtaatlichen Zweds und zur Ver: 
wirflihung einer, beftimmten politifchen 
dee, fei e8 nun, daß diefe Verbindung 
nur einen vorübergehenden Charakter hat 
(Allianz, Koalition), fei es, daß der 
B. auf die Dauer berechnet ift. In dem 
Yegtern Fall wird dann wiederum zwiſchen 
ben Unionen im engern Sinn und den 
fogen. Konfdderationen unterfchie- 
den, je nachdem die verfchiedenen Staaten 
einen gemeinfamen Souverän haben, oder 
je nachdem die verbündeten Staaten zwar 
unter befondern Regierungen und beſon⸗ 
bern Souveränen ftehen, aber gleichwohl 
vermöge einer gewijjen wölferrechtlichen 
Verbindung zu einen politifchen Gemein: 
wefen vereinigt find. Bei den Unionen 
ift dann wieder ber Unterfchied zwifchen 
Verfonal: und Realunion und bei 
den Konfüderationen derjenige zwiſchen 
Staatenbundb und Bundesftaat von 
befonderer Bebeutung (f. Staat). 

Bnudesalte (vom 8. Zuni 1815), das 
Grundgeſetz des vornaligen Deutfchen 
Bundes (1. d.). _ 

Bundesamt für Das Heimatswefen, 
eine für die Entiheidung von Heimat: 
fahen in höchfter und letzter Inſtanz be: 
ftimmte Berwaltungsbehörbe, welche durch 
das — inzwifchen auch auf Baden, Süb- 
heſſen und Württemberg, nicht aber auch 
auf Bayern und Elſaß⸗Lothringen ausge: 
behnte — norbbeutiche Bundesgeſetz vom 
6. Suni 1870 ins Leben gerufen worben 
if. Wührend aan die Ordnung bes 
Inſtanzenzugs in Anjehung ber untern 
Verwaltungsftellen, welche in Seimat- 
ſachen und namentlid, bei Streitigkeiten 
zwilchen verfchiedenen Armenverbänden 
über die Unterftüßung Hilfßbebürftiger 
zu enticheiden haben, ber „anbesgele: 
gesung ber einzelnen Bunbesftaaten über: 

affen bleibt, ift für die Entſcheidung 
in leßter Inſtanz in dem B., welches 
in Berlin jeinen Sit hat, eine gemein: 
fame Behörde gegeben, bie in denjeni- 
gen Fallen zu enticheiden hat, in welchen 
die ftreitenden Armenverbände verfchiede- 
nen Bundesſtaaten angehören, und in 
denen nicht bie Organifation oder bie ürt- 
liche Abgrenzung der Armenverbände Ge- 
genftand bed Streits if. Die Landes: 


91 


geſetzgebung ber einzelnen Staaten kann 
jedoch die Kompetenz des Bunbesamts für 
das Heimatsweſen auch auf Streitigfeiten 
zwiſ chen Armenverbänden desſelben Staats 
übertragen, wie dies in Preußen, Heſſen, 
Sachſen⸗Weimar-⸗Eiſenach, Braunſchweig, 
Sachſen-Altenburg, Sachſen-Koburg⸗ 
Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolſtadt, 
Schwarzburg =» Sondershaufen, Walded, 
Neuß jüngere Linie, Lippe, Lübeck und 
Bremen geſchehen if. Die Einrichtung 
dieſes Amtes erfolgte namentlich mit Rück⸗ 
ficht darauf, daß die Gefekgebung in Hei⸗ 
matfachen für dad ganze Reich eine ge⸗ 
meinfameift, freilich nach Art. 4 der Reichs⸗ 
verfaſſung vom 16. April 1871 mit Aus: 
nahme Bayerns, unddaß es hiernach zweck⸗ 
mäßig erſcheint, fürdie Entſcheidung diefer 
Heimatfachen in letter Inſtanz eine ges 
meinfame Stelle zu fchaffen, um jo aud) 
eine einheitliche Spruchpraris zu fichern. 
Das DB. ift eine ftändige und Tollegiale 
Reichsbehörde, beitehend aus einem 
figenden und minbeftend vier gPitgliebern. 
Der Vorfigende fowohl wie die Mitglie: 
der werden auf Vorſchlag des Bundesrats 
von bem Bunbespräfibium auf Leben?» 
zeit ernannt. Was das Verfahren vor 
dem B. anlangt, jo muß die Berufung 
an dasſelbe binnen einer ausfenieplichen 
Frift von 14 Tagen, von Behändigung der 
angefochtenen Entſcheidung ar gerechnet, 
bei berjenigen Behörde, gegen deven Ent⸗ 
ſcheidung gerichtet iſt, ſchriftlich ange⸗ 
meldet werden. Zur Anführung und Aus⸗ 
führung der Beſchwerden iſt eine weitere 
Friſt von 4 Wochen verſtattet, und eine 
gleiche Friſt iſt der Gegenpartei zur Gegen⸗ 
ausführung, von Behändigung der Be- 
fchmwerdeausführung an gerechnet, offen: 
gelaffen, Alsdann legt die betreffende 

ehörde bie Akten dem B. vor, wel: 
ches (nad) Befinden nad) vorgängigen 
Necherchen durch bie Unterbehäthe) in 
öffentlicher Sigung und Eoftenfrei feine 
Entſcheidung erteilt. Zu diefer Entjchei- 
bung ift die Anwejenheit von mindeſtens 
drei Mitgliedern erforderlich, von bemeit 
wenigitens ein Mitglied bie Dualifilation 
zum höhern Richteramt in dem Staat, 
dent e8 angehört, haben muß. Das Er: 
fenntnis wird fchließlich, und zwar mit 


or⸗ 
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Gründen verfehen, durch Bermittelung 
ber Behörde, gegen deren Beſchluß ed er- 
gangen it, den Parteien [chriftlich zuge⸗ 
fertigt. Die Enticheibungen des Bundes⸗ 
amts werden gefaınmelt und herausgege⸗ 
ben von Wohlers (1873 ff.). Vgl. das 
norddeutiche Bunbesgefeg vom 6. Juni 
1870 (Bundesgefjepblatt, ©. 360 f}.). 

Bundesausträgelinflanz, ſ. Deut- 

cher Bund. 

Bundesexekution, in einem völker⸗ 
rechtlichen Verein ober in einem Bundes: 
ſtaat das Verfahren, um bie Mitglieder 
des Bundes nötigenfalls zwangsweiſe zur 
lung ihrer Bundespflichten anzu: 
halten. Nach der deutfchen Reichsverfaſ⸗ 
fung (Art. 19) ift die B. vom Bundesrat 

zu bejchließen und vom Kaifer zu voll 


recken. 

Yundesfeldherr, im Bundesſtaat, ins⸗ 
beſondere im Deutſchen Reich, der oberſte 
Kriegsherr der vereinigten Streitkräfte 
des Bundes. In Deutſchland iſt dies der 
Kaiſer ſelbſt, unter deſſen Oberbefehl die 
geſamte Landmacht des Reichs im Krieg 
und RN Trieben ſteht (ſ. Deutſches 
Reich). 

Bundesgericht (franz, Tribunal f6- 
deral), in ber Schweiz der zu Lauſanne 
beftehende Staatsgerichtshof der Eidgenoſ⸗ 
ſenſchaft 1. Schweiz)/) — 

Bundedindigenat (Reichsindige— 
nat), der Inbegriff derjenigen Rechte und 
Befugniſſe, welche einem jeden Angehöri- 
gen eines jeden zum Deutjchen Reiche ge⸗ 
börigen Staats als ſolchem gemährleifet 
find. Aus dem Weſen eines Bundesſtaats 
als eines wirflihen Staats folgt nämlich, 
daß die Angehörigen der verfchiedenen ein: 
zelnen Staaten, welche zufammen ben 
Bunbesftaat bilden, eine doppelte Unter: 
thaneneigenjchaft und ein ziviefaches 
Dlaatöbürgerrecht haben. Sie find näm⸗ 
lih einmal in ihrer Eigenfchaft als An- 
gehörige des Einzelftants Bürger dieſes 
legtern und Unterthanen ber Regierung 
desſelben. Sie ericheinen aber auf der 
andern Seite auch als Angehörige bes 
Geſamtſtaats, zu welchem ber betreffende 
Einzeljtaat gehört, und es ſteht ihnen in- 
fofern ein mit den Angehörigen der übri⸗ 
gen verbündeten Staaten gemeinfames 
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Staatsbürgerreiht zu. So beſteht # BD. 
in ber Schweiz ein Togen. Kantonsbürger- 
recht für bie Angehörigen ber einzelnen 
zum Bund gehörigen Staaten und außer: 
dem ein fogen. Schweizerbüürgerrecdht ver: 
möge ber Zugehörigkeit zu dem Schweizer 
Keorrativflant: Ebenfo beitanb bis zur 

uflöfung des frühern Deutichen Reichs 
für bie Angehörigen der ſämtlichen zuge: 
görigen ftaatlichen Eriftenzen neben bem 

erritorialindigenat ein gemeinfaınes 
Reichsindigenat oder Reichsbürgerrecht. 
Freilich war die Bedentung der darin ent⸗ 
haltenen Rechte mit der Zeit mehr und 
mehr abgeſchwächt worden; aber jenes 
gemeinſame Reichsindigenat blieb doch 
immerhin noch inſofern von einer nicht 
zu unterſchätzenden Wichtigkeit, als es vor⸗ 
zugsweiſe dazu geeignet war, das Bewußt⸗ 
fein der nationalen Zuſammengehörigkeit 
in ben einzelnen deutfchen Stämmen zu 
beurfunden und aufrecht zu erhalten. Der 
nadymalige Deutſche Bund Dagegen war 
ein Staatenbunb, d. h. ein bloßer völfer: 
rechtlicher Verein, Fein wirklicher Staat. 
Darum mußten auch hier jene zwiefache 
Untertbanenqualität und jenes doppelte 
Staatöbürgerrecht wegfallen. Allerdings 
ſprach man auch zur Seit des vormaligen 
Deutichen Bundes von einen fogen. 2. 
Dasſelbe befchränfte ſich jedoch auf einige 
wenige Rechte, welche in den Bundes: 
rundgefeßen den Angehörigen ber ver: 
Phiebenen Bundesſtaaten als folchen aus: 
drücklich garantiert waren. Hierzu ge: 
hörte insbeſondere das echt des freien 
Wegziehens von einem Bundesftaat in den 
andern; ferner das Recht, in ben Zivil: 
und Militärdienft eines andern Bundes- 
Staats zu treten, vorausgeſetzt, daß, wie 
die Bundesafte (Art. 18) jagte, Feine Ber: 
bindlichfeit zu Militärdienften gegen das 
bisherige »Vaterland« beftand; endlich die 
Freiheit von der fogen. Nachiteuer beim 
Übergang von Bermögensgegenftänden von 
einem Bundesftaat in ben andern. Im 
übrigen aber jtanden ſich die Angehörigen 
der einzelnen deutichen Staatsförper als 
die Bürger verjchiedener Baterländer, alfo 
als Ausländer, gegenüber, ein nachgerabe 
unerträglicher Auflanb, auf deſſen Beſei⸗ 
tigung denn auch vorzugsweiſe die deut—⸗ 


Bundeskanzlei. 


Shen Einbeitsbeftrebungen ber letzten 
Jahrzehnte gerichtet waren; wie denn die 
beutichen Grundrechte von 1848 und in 
ber Folge auch bie jogen. Reichsverfaſſung 
von 28. März 1849 ein gemeinſames deut⸗ 
ſches Reichsbuͤrgerrecht proflamiert hatten. 
Die norddeutſche Bundesverfaſſung vom 
26. Juli 1867 aber janftionierte (Art. 3) in 
eriter Linie für die Angehörigen der ſämt⸗ 
Yihen Bundesftaaten ein gemeinfames 
Bürgerrecht, und dieſe Beftimmung ift mit 
der Gründung bes Deutfchen Reichs auch 
auf die füddeutfche Staatengruppe und 
nunmehr auch auf Elfaß-Lothringen aus⸗ 
gebehnt worden. Allerdings kennt bie neue 
deutiche Reichsverfaſſung vom 16. April 
1871 den Ausdruck »Reichsbürgerrecht« 
nicht; fie gebraucht vielmehr nach dem 
Borgang ber norddeutſchen Bundesverfaſ⸗ 
fung ftatt deſſen die Bezeichnung B. Allein 
dies ift in ber That nur ein andrer Aus: 
druck für diefelbe Sache, denn e8 find in 
biefem B. ebeubiefelben, ja noch weiter 
gehende Rechte und Befugnilie enthalten, 
als fie bie fogen. Reichsverfaſſung vom 
28. März 1849 verheißen hatte. Art. 3 
ber Reichöverfaffung vom 16. April 1871 
beitinunt nämlich folgendes: »Für ganz 
Deutichland befteht ein gemeinfames In⸗ 
digenat mit ber Wirkung, daß ber Ange: 
hörige (Untertban, Staatsbürger) eines 
jeden Bunbdesftaats in jeden andern Buns 
besitant als Inländer zu behandeln und 
bemgemäß zum felten Wohnfig, zum Ge: 
werbebetrieb, zu öffentlichen Amtern, zur 
Erwerbung von Srundftüden, zur Er: 
langung des Staatöbürgerrecht3 und zum 
Genuß aller jonftigen birrgerlichen Rechte 
unter denfelben Borausjeßungen wie ber 
Einheimiſche zugulafien, auch in betreff der 
Rechtsverſolgung und bed Rechtsſchutzes 
demſelben gleich zu behandeln iſte. An 
dieſe höchſt wichtige Beftimmung Über das 
B. Ichließen ſich nun verfchiedene weitere, 
bereits zur Zeit des Norddeutſchen Bundes 
erlaſſene Gefeße an, welche inzwifchen zu 
Reichsgefeßen erhoben worden find, und 
burd) welche das im Art. 3 aufgeftellte 
Prinzip näher aus: und durchgeführt 
wird, Diefe find: das Gefeß über das 
Papwejen vom 12. Oft. 1867 (Bundes- 
geſetzblatt 1867, Nr. 5, ©. 33), das Geſetz 
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über die Freizügigkeit vom 1. Nov. 1867 
(Bundesgejegblatt 1867, Nr. 16, ©. 55), 
dag Geſetz, betreffend die Gleichberechtigun 
der Konfeifionen in bürgerlicher un 
ftaatsbürgerlicher Beziehung, vom 3. Juli 
1869 (Bundesgejeßblatt 1869, Nr. 319, 
©. 2%), das Geje über Befeitigung ber 
Doppelbefteuerung vom 13. Mai 1870 
(Bundesgefeßblatt 1870, Nr. 14, ©. 119), 
das Geſetz über Erwerbung und Berluft 
der Bundes und Staatsangebörigfeit vom 
1. Juni 1870 (Bundesgefeßblatt 1870, 
Nr. 20, S. 355), endlih auch die norb- 
deutiche, jet beutiche Gewerbeorbnung 
vom 21. Juni 1869 (Bundeögefchblatt 
1869, Nr. 312, ©. 245). Auch das Ge 
fek über Aufhebung ber polizeilichen Be⸗ 
Ihränfung ber Shelsfiekun vom d. Mai 
1868 (Bundesgefehblatt 1868, Nr. 11, 
©. 149) und das Geſetz über den Unter: 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bun- 
desgeſetzblatt 1870, Nr. 511, ©. 360) ges 
hören hierher; doch Haben diefe beiden Ge⸗ 
jeße vermöge der dem Königreich Bayern 
in Anjebung ber Geſetzgebung für Hei: 
mats= und Niederlafjungsverhältnifie ge: 
laſſenen Sonderftellung in dieſem Staat 
zur Zeit noch feine Geltung, und ebenſo⸗ 
wenig ift dies in Eljaß-Lothringen ber 
Fall. Im übrigen.aber ericheinen die An- 
gehörigen der einzelnen deutſchen Staaten 
ım Verhältnis zu einander nicht mehr, 
wie zur Zeit bes frühern Deutjchen Bun⸗ 
des, als Ausländer, jondern als die Bür⸗ 
ger eine? gemeinjamen Vaterlands, und 
jene Beſtimmung ber Reichöverfaflung, 
daß fie insbeſondere in betreff der Rechts⸗ 
verfolgung und des Rechtsſchutzes gleich zu 
behandeln feien, ift nunmehr burd) die 
emeinfane Zuftizorganifation im Deut: 
* Reich in der umfaſſendſten Weiſe 
zur Aus- und Durchführung gelangt. 
Vgl. außer ben Lehrbüchern des deutſchen 
Reichsſtaatsrechts: Brückner, Über das 
gemeinfame Andigenat im Gebiet des 
Norddeutſchen Bundes (1867); Stoly, 
Die deutſche Staatsangehörigkeits- und 
Heimatsgeſetzgebung (1871). 
Bundestanzlei (franz. Chancellerie 
federale), in ber Schweiz diejenige Be⸗ 
hörde, welche die Kanzleigefchäfte der Bırn- 
besverſammlung und bes Bundesrats be- 


94 


— und unter einem von der Bundesver⸗ 
ammlung jeweilig auf die Dauer von 3 
Jahren gewählten Kanzler ſteht. 

Bundeskanzler, in der Schweiz (ſ. d.) 
derChefder Bundeskanzlei, welcher von 
ber Bundesverſammlung auf je 3 Jahre 
gewählt wird. Im vormaligen Norb- 
deutſchen Bund war der B. der oberfte Bes 
amte undber alleinige verantwortliche Mi- 
nifter des Bundesftaats, zugleich auch ber 
Vorſitzende bed Bundesrats, entiprechend 
dem nunmehrigen Reich fangler (ſ. d.). 

Bundesmatritel, |. Matritel. 

Bundbespräfident, in der Schweiz (! b.) 
ber Vorſitzende des Bundesrats, welcher, 
ebenso wie der Bunbesvizepräfident, 
von ben Mitgliedern des Bundesrats aus 
ber Zahl berjelben jeweilig auf ein Jahr 
gewählt wird. 

Bundespräfidium, im Staatenbund 
und im Bundesſtaat diejenige Autorität, 
welcher die oberfte Leitung der Bundes⸗ 
angelegenbeiten zufteht; in einem anbern 
Sinn der Inbegriff der Rechte und Be: 
firgniffe, welche jener Autorität als folcher 
ukommen. Nach ber gegenwärtigen deut: 
* Reichsverfaſſung gebührt das B. in 
dem neuen Bundesſtaat, welcher den Na⸗ 
men »Deutiches Reiche führt, der Krone 
Preußen, wie dies bereitsim frühern Nord⸗ 
deutſchen Bunde der Fall geweſen war. 
Seit der Gründung bes Deutjchen Reichs 
aber und nach Art. 11 der Reichsverfaſ⸗ 
fung vom 16. April 1871 führt ber König 
von Preußen als Suhaber des Bundes: 
präfidiums den Titel »Deutjcher Kaijer« 
(ſ. Kaifer). Im vormaligen Deutichen 
Bund hatte Öfterreich das B., weshalb der 
öſterreichiſche Bundestagsgeſandte den Titel 
Präſidialgeſandter führte, Die da⸗ 
mit verbundenen Rechte waren jedoch keine 
eigentlichen politiſchen, ſondern nur Ehren⸗ 
rechte, wie namentlich das Recht des Vor⸗ 
ſitzes in der Bundesverſammlung und das 
Recht einer entſcheidenden Stimme im en⸗ 
gern Rat bei etwaiger Stimmengleichheit. 

Bundesrat, 1) im frühern Nord: 
beutihen Bund unb im gegenmwärti- 
gen Deutfüen Reich das Kollegium: der 

ertreter der verbündeten Regierungen. 
Dies Kollegium beiteht nämlich aus ben 
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einzelnen Regierungen, die zu dem deutſchen 
Geramtftant gehören. Es find dies in- 
firuierte Vertreter, im Gegenfaß zu ben 
Mitgliedern bes Reichstags welch letztere 
das Bolt in feiner Geſamtheit vertreten, 
ohne an irgend eine Inſtruktion gebunden 
zu ein. Der. ift, wie®erber ſagt, das Zen⸗ 
tralorgan des Bundes, in welchem jeder 
Bundesſtaat als folder nach einem feinen 
Staatskräften entfprehenden Stimmen: 
maß für die Jede bes Bundes zur Mit: 
wirfunggelangt. Das Eigentümliche biefer 
Körperſchaft beiteht aber darin, daß berfel: 
ben eine zwiefadhe Funktion übertragen ift. 
Einmal nämlidiftder®. einer der geſetz⸗ 
gebenben Faktoren bes Reichs. Die Reichs⸗ 
geſetze entfiehen durch den übereinſtim⸗ 
menden Mehrheitäbeichluß bes Bundes⸗ 
rats und bes Reichstags, und infofern hat 
ber B. den Charakter eines gefetgebenden 
Körpers. Außerbem ericheint der B. aber 
auch als Regierungsfollegium, als ver: 
waltende und vollziehende Behörde bes 
Reiche. In erfterer Beziehung, in feiner 
Eigenſchaft als gefeßgebenber Körper, bat 
aber der 3. gleichwohl nicht benjelben 
Charakter, wie er einem Oberhaus oder 
der Erfien Kammer in jenen Staaten inne- 
wohnt, in weldden das Zweikammerſyſtem 
befteht, auch nicht etwa den Charakter eines 
zur Vertretung ber Eingelftanten gegen 
über der Gejamtheit beitimmten Staa⸗ 
tenhauſes, wie 3. B. ber Ständerat in ber 
Syweip Das Eigentümliche der Inſti⸗ 
tution beſteht vielmehr darin, daß ſich der 
B. lediglich aus Vertretern der Einzel⸗ 
regierungen zuſammenſetzt, die nach be⸗ 
ſtimmter Inſtruktion ihrer Machtgeber, 
d. h. der einzelnen verbündeten Regie: 
rungen, zu handeln und abzuſtimmen 
haben. Dazu kommt, daß der B. eben 
auch zugleich ein Organ der Reichover⸗ 
waltung ift, fo daß die einzelnen Bundes- 
ratsbevollmächtigten gewiflermaßen ala 
Regierungsbeamte und aud) infoiern als 
Bertreter ber den verbündeten Regierun⸗ 
en zuftehenden Reichsqgewalt ericheinen. 
ie aber die Minifter in den Einbeits- 
ftaaten die Regierungdanträge und Re 
gierungsmaßregeln den Kammern gegen: 
über und in den Kammern vertreten, fo 


dazu Beauftragten Bevollmächtigten der | haben auch bie Mitglieder des Bunbdes- 
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rats das Recht, im Reichstag zu erfchei- 
nen und den Standpunft der verbündeten 
Regierungen in ben einzelnen Fällen bar- 
zulegen und zu vertreten. Zu ebendem- 
jelben Zwed können auch von dem B. 
beiondere Kommiſſare ernannt werden. 
Diefe ganz eigentümliche Einrichtung, 
welche jo wenig in den Rahmen eines kon⸗ 
ftitutionellen Einheitsſtaats und in bie 
bergebrachten Schulbegriffe eines folchen 
paßt, hat dern auch bereitd manchen An⸗ 
griff erfahren und manchen Vorſchlag der 
Mmgeftaltung hervorgerufen, während auf 
der andern Seite, nicht etwa nur von 
feiten der Mittel= und Kleinftaaten, fon: 
dern auch von dem Neichsfanzler, bie 
Zmedmäßigfeit der Inftitution, »in wel: 
cher die Souveränität der einzelnen Bun⸗ 
beöregierungen ihren unbeftrittenen Aus⸗ 
druck finde , behauptet wo.den ift. Noch 
ift Dabei zu betonen, daß die Regierungen 
ber Einzelftaaten bei der Wahl der Bevoll- 
mädhtigten zum B. und bei ber Inſtruk⸗ 
tion derfelben keineswegs an die Zuftim- 
mung ber Einzellandtage gebunden find. 
Auf der andern Seite bleibt die betref- 
fende Regierung ben Vollövertretern bes 
jeweiligen Einzelftants auch wegen diefer 
Regierungsmanregel verantwortlich und 
würde biejferhalb von bemjelben in ber 
Kammer des Einzelftants interpelliert 
werben können. 

Zufammenfetung. Nach der deut: 
chen Reichverfajlung (Art. 6 ff.) befteht 
der B. aus ben Vertretern der Mitglie- 
der bes Bundes, unter welchen fich bie 

timmführung fo verteilt, daß Preußen 
mit den ehemaligen Stimmen von Han 
nover, Kurheſſen, Holftein, Naſſau und 
Frankfurt a. M. (zur Zeit des vormaligen 
Deutihen Bundes) zufammen 17 Stim: 
men führt, während Bayern über 6, Würt⸗ 
temberg und Sachfen über je4, Baden und 
Heilen über je 3 und Medlenburg-Schwe- 
rin unb Braunfchweig über je 2 Stimmen 
verfügen. Die übrigen Staaten: Sachſen⸗ 
Weimar, Medlenburg:Strelig, Olden⸗ 
burg, Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗Alten⸗ 
burg, Sachſen⸗Koburg-Gotha, Anhalt, 
Schwarzburg-Rubolftadt, Schwarzburg- 
Sonberabaufen, Waldeck, Reuß ältere Li⸗ 
nie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg: 
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Lippe, Lippe, Kübel, Bremen und Ham: 

urg führen je eine Stimme. Die Ge: 
famtftimmenzahl iſt 58. Jedes Mit- 
glied des Bundes kann fo viel Bevollmäch⸗ 
tigte zum B. ernennen, als es Stimmen 
hat. Die Geſamtheit der einem einzel⸗ 
nen Mitglied zuſtehenden Stimmen muß 
jedoch in —8 er Weiſe abgegeben 
werden. Das Reichsland Elſaß-Lothrin⸗ 
gen iſt durch ſtimmberechtigte Bevollmäch⸗ 
tigte im B. nicht vertreten, weil eine be⸗ 
fondere Landezregierung dort nicht eriftiert. 
Es fünnen jedody nad) dem Geſetz vom 4. 
Juli 1879, betreifend die Verfafjung und 
Berwaltung von Eljaß-Lothringen ($ 7), 
zur Vertretung der Vorlagen aus dem 
Bereich ber dortigen Landesgeſetzgebung 
fowie der Interefien des Reichslands bei 
Gegenftänden der Reichögefeßgebungdurch 
den Statthalter Rommiflare in den 2. 
abgeordnet werben, die an den Beratungen 
des letztern über jene Angelegenheiten teil- 
nehmen. Übrigens fungiert der B. auch als 
geſetzgebender Faktor fiir Elfaß-Lothrin- 
gen (j.d.) Im einzelnen ift der Geſchäfts⸗ 
gang im B. durch die Gefhäftsorp- 
nung vom 26. April 1880 geregelt, welche 
auf Betreiben bed Fürften Bismard vom 
DB. beichlojfen ward und an die Stelle ver 
bisherigen Gefhäftsordnung vom 27. Febr. 
1871 getreten ift. Beranlafjung zur Re 
organtjation des Bundesrats und zum 
Erlaß diefer. neuen Geſchäftsordnung hatte 
namentlich eine Beſtimmung ber frübern 
Geihäftsorbnung gegeben, wonach jeder 
Bunbesratsbevollmächtigte in Verhinde⸗ 
rungsfällen einen andern mit feiner Ver: 
tretung und Stimmabgabe beauftragen 
fonnte. Bon diefer Befugnis wurde nun, 
von den Kleinftaaten namentlich, ein allzu 
ausgiebiger Gebrauch gemacht, welcher 
nach der Erflärung des Reichskanzlers da3 
Anfehen dieſer Körperfchaft Ühäbigte, 
Ebenfo ftellte es fich als ein Nachteil her: 
ans, Daß die leitenden und verantwort⸗ 
lichen Minifter nicht regelmäßig und na: 
mentlich nicht immer bei den wichtigern 
Vorlagen an ben Verhandlungen des 
Bundesrats fich beteiligten. Dieſem leg: 
tern Mißſtand fol nun durch die jogen. 
Minifterfißungen abgeholfen werben, 
welche bie neue Geſchäftsordnung einge- 
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führt bat. Bon einem durch ben Reichs⸗ 
Tanzler fiir jede Seffion bes Bundesrates zu 
beftimmenben Zeitpunft an follen näm⸗ 
lich die wichtigern Gefchäftsaufgaben des 
Bunbesrats und insbeſondere die Geſetzes⸗ 
vorlagen in möglichſt raſch fich folgenden 
Sißungen, welchen bie erften Bevollmäch⸗ 
tigten der Regierungen anwohnen werden, 
zur befinitiven Erledigung gelangen. 
Werden die bier behandelten Angelegen: 
beiten nochmals Gegenftand ver Beſchluß⸗ 
nahme bed Bundesrats, jo wird ber Reichs⸗ 
fanzler behufs Ermöglichung der Teil: 
nahme ber eriten Bevollmächtigten bie 
Einleitung treffen, daß jene Angelegen- 
heiten möglichft frübzeitig erledigt werden. 
- Borlagen, weldye nicht früher als brei 
Wochen vor dem von Reichskanzler be: 
flimmten Zeitpunft an ben B. gelangen, 
werden in der laufenden Seffion nur dann 
endgültig feitgeftellt, wenn ſie durch Mehr: 
heitsbeſchluß als dringlich erflärt werden. 
Am übrigen können die verbiindeten Re⸗ 
gierungen für bie von ihnen zu ernen- 
nenden Bevollmächtigten Stellvertreter 
aufftellen, welche im Fall der Verhinde⸗ 
rung ber Hauptbevollmädhtigten für Die: 
felben als Mitglieder in ben B. eintreten. 
Die Vertretung mehrerer Staaten durch 
Einen Bevollmächtigten aber ift nur auf 
Grund von Vollmachten zuläffig, welche 
von ben Regierungen ar auf beftimmte 
Perjonen ausgeftellt find. Jeder ſtimm⸗ 
führende Bevollmächtigte kann in Ver: 
hinderungsfällen den Bevollmächtigten 
eines andern Staats fubftituieren. Diefe 
Subftitution gilt jedoch nicht länger als 
für Eine Sigung. In der nächſtfolgen⸗ 
den Situng aber kann nur ein Bevoll⸗ 
mächtigter der Regierung dieſelbe vertre- 
ten. Bon jeder Subftitution ift dem Reichs⸗ 
fanzler alsbald Mitteilung zu machen. 

Der Vorſitz im B. und bie Leitung 
ber Geſchäfte ftehen bem vom Kaiſer er: 
nannten Reichöfanzler zu. Da nun aberder 
B. nur aus Vertretern der Mitglieder des 
Bundes befteht, fo folgt daraus, Daß aud) 
ber Reichskanzler zu den Bundesratzbevoll- 
mächtigten gehören, alſo einer der 17 Be: 
vollmächtigten, welche die Krone Preußen 
ernennen kann, fein muß. Der Neiche- 
kanzler kann fich in Verhinderungsfällen 
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durch jedes andre Mitglied bes Bunbes- 
rats vermöge jchriftliher Subftitution 
vertreten fallen (Art. 15 ber Reichsver⸗ 
faffung). Bei Gelegenheit bes Abſchluſſes 
bes Vertrags aber, auf Grund befien das 
Königreich Bayern bem Deutichen Reich 
beitrat, hat die preußische Staatregierung 
ber bayrifchen das Recht eingeränmt, daß 
fie im Fall der Verhinderung Preußens, 
d. 5. ber fämtlihen preußiichen Bundes⸗ 
ratsbevollmächtigten, den Vorſitz im B. 
führen ſolle, ein Ehrenrecht, welches jeboch 
faum einmal zur praftiihen Ausübung 
fommen bürfte. Anträge und Vorſchläge 
fönnen von jevem Bunbeömitglieb durch 
deſſen Bevollmächtigte vorgebracht werben, 
und das Präfidium ift verpflichtet, die: 
felben ber Beratung zu übergeben. Die 
Anweſenheit einer beftimmten Anzahl von 
Mitgliedern ift zur Beſchlußfähigkeit bes 
Bundesrats nicht erforberlih. Die Bes 
ſchlußfaſſung jelbft erfolgt nach einfacher 
Majorität. Nicht vertretene ober nicht 
inftruierte Stimmen werben nicht mitge: 
zählt. Bei Stiimmengleichheit gibt bie 
preußiſche Präfibialftimme ben — 
An gewiſſen Fällen iſt aber die Präſidia 
ftimme ftetd ausfchlaggebend, wofern fie 
ſich für die Aufeechterhaltung ber beſtehen⸗ 
ben Zuftänbe ausfpridht. Dies ift näm⸗ 
lich danıı ber Kal, wenn es fich um Ge: 
ſetzvorſchläge über das Militärwefen, bie 
Kriegsmarine und bie Zölle und Ber: 
brauchsiteuern von dem im Bundesgebiet 
gewonnenen Salz, Tabak, Branntwein, 
Bier, Zuder und Sirup oder um Ber: 
waltungsvorichriften und Einrichtungen 
banbelt, welche zur Ausführung berarti- 
ger Zoll und Steuergefeke dienen ſollen 
(Reichsverfaffung, Art. d und 37). Ferner 
beſteht die wichtige Vorſchrift, daß Abän- 
derungen ber Reichsverfaſſung als abge- 
lehnt gelten, wenn fie im B. 14 Stimmen 
gegen ſich haben (Reichsverfaſſung, Art. 
78). Es bedarf alſo noch nicht einmal 
der ſämtlichen 17 Stimmen der preußi⸗ 
[hen Regierung, um eine Berfaflunge- 
änderung abzulehnen. Auf ber andern 
Seite würben die 6 Stimmen von Bayern, 
die 4 Stimmen von Sadjfen und die 4 
Stimmen von Württemberg zufammen 
ſchon hinreichen, um eine von Preußen 
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beabfichtigte Verfaffungsveränderung zu 
vereiteln. Handelt e3 ſich ferner um eine 
Angelegenheit, welche nach ben Beſtim⸗ 
mungen ber NReichöverfaffung nicht dem 
ganzen Reich gemeinichaftlich ift, alſo 
} B. um ein auf Bayern und Württem⸗ 

erg nicht anwendbares Poſtgeſetz, jo wer⸗ 
den nur die Stimmen berjenigen Bundes- 
ftaaten gezählt, welchen bie Angelegenheit 
gemeinſchaftlich iſt. 

Der B. bildet aus ſeiner Mitte dauernde 
Ausſchüſſe, welchen die zu ihren Arbei⸗ 
ten nötigen Beamten zur Verfügung geſtellt 
werden, und zwar 1) für das Landheer 
und die Feſtungen, 2) für das Seeweſen, 
3) für das Zoll: und Steuerwefen, 4) für 
Handel und Verkehr, 5) für Eifenbahnen, 
Poſt und Telegraphen, 6) für Juſtizweſen, 
T) für das Rechnungsweſen. Was bie 
Zufammenfeßung biejer Ausſchüſſe anbe⸗ 
trifft, jo gelten dafür folgende Regeln: 
Das Präfdium ift in jebem biefer Aus⸗ 
fhüffe vertreten. Außerdem müſſen in 
jedem Ausſchuß mindeſtens vier Bunbes- 
flaaten vertreten fein. In dem beſonders 
wichtigen Ausfchuß für das Landheer und 
die Feſtungen hat Bayern einen fländigen 
Sit, während die übrigen Mitglieber des⸗ 
felben von dem Kaifer ernannt werben. 
Den Staaten Sachſen und Württemberg 
ift übrigen? von ber preußifchen Staats⸗ 
regierung in den betreffenden Militärkon- 
ventionen die Zufiherung erteilt, daß 
jeberzeit ein Vertreter biejer Staaten in 
ben —55 — Ausſchuß des Bundesrats 
mit aufgenommen werden ſoll. Der Kai⸗ 
ſer ernennt ferner die ſämtlichen Mitglie⸗ 
der des Ausſchuſſes für das Seeweſen. 
Die Mitglieder andrer Ausſchüſſe da⸗ 

egen werden von dem B. gewählt. Die 
Zuſammenſetzung ber Ausſchüſſe iſt aber 
für jede Seſſion des Bundesrats, reſp. 
mit jedem Jahr zu erneuern, wobei jedoch 
die ausſcheidenden Mitglieder wieder 
wählbar find. Zu dieſen in ber Ver⸗ 
fafjung vorgefehenen Ausihüffen find 
dann auf Grund von Bunbesratsbefchlüfs 
jen noch weitere ftändige Ausſchüſſe für 
Eljap-Lothringen, für bie Verfaflung und 
für die Geſchäftsordnung hinzugekommen. 
Berfaffungsgemäß ift endlich noch ein be⸗ 
fonderer dauernder Ausſchuß für die aus⸗ 

Staatslexikon. 
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wärtigen Angelegenheiten zu bilden, wel: 
cher rn aus je einem Bevollmächtigten 
der Königreihe Bayern, Sachſen und 
Württemberg und zwei vom B. alljähr: 
ih zu mwählenden Bevollmächtigten zu: 
fammenfeßt, und in welchem Bayern ben 
Borfig führt. Diejer Ausſchuß ift dazu 
beſtimmt, von der kaiſerlichen Regierung, 
welcher die Beſorgung der auswärtigen 
Angelegenheiten des Reichs übertragen iſt, 
Mitteilungen über den Stand derſelben 
u empfangen. Er befteht, ebenjo wie der 

usſchuß für das Seeweſen, aus fünf 
Mitgliedern, während die übrigen bauern- 
ben Ausichüffe deren je fieben zählen. 
Die Ausſchußmitglieder, welche vom B. 
gu wählen find, werben in folgender Weiſe 
eftimmt. Jeder flimmführende Bevoll- 
mächtigte bezeichnet bei Beginn jeder ov⸗ 
dentlichen Seffion in geheimer Abftim- 
mung fo viel Bundesftaaten, als in bem 
Ausſchuß außer dem PBräfidium, refp. den 
verfafjunggmäßig berufenen Bundesitan- 
ten vertreten fein jollen, ſowie für bie 
Stellvertreter, welche zu wählen find, einen 
oder zwei Bunbdesitaaten, je nachdem einer 
oder jrei Stellvertreter zu wählen find. 
Ergibt fich bei der Abſtimmung feine ab- 
folute Stimmenmehrheit, jo findet eine 
zweite Wahl flatt, bei welcher die relative 
Stimmenmehrheit und im Fall der Stim- 
mengleichheit das Los enticheibet. Die⸗ 
jenigen Bundesſtaaten, auf welche die 
Mahl gefallen, ernennen dann bie Mit- 
glieder und Stellvertreter der Ausjchüffe 
aus ihren Bevollmächtigten oder den für 
bie leßtern ernannten Stellvertretern. In⸗ 
nerhalb des Ausſchuſſes Führt jeder Staat 
nur eine Stimme. Der jeweilige Be⸗ 
vollmächtigte des Präfibiums (Preußens) 
führt in jedem Ausſchuß ben Vorſitz, ab⸗ 
gefehen von dem Ausihuß für die aus— 
wärtigen Ungelegenbeiten, in welchem 
Bayern präfidiert. Die dauernden Aus- 
ſchüſſe bleiben auch in ber Zwiſchenzeit 
zwiichen ben Seſſionen bed Bundesrats 
in Thätigkeit. Die Mitglieder beriel- 
ben werden je nach Bebürfnis entweder 
ftändig am Sit des Bundesrats anweſend 
fein, ober fich dafelbft zeitweife auf Einla- 
dung bes Vorfigenden zur Erledigung 
ihrer Gefchäfte verfammeln. Da aber der 
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Einfluß, welchen die Ausichußberatungen 
auf die Verhandlungen im Plenum des 
Bunbesrats ausübten, mit ber Zeit ein 
überiwiegender geworben zu fein fchien, 
wurde auf Deranlaflung be Reichskanz⸗ 
lers in die revidierte Geſchäftsordnung 
die Beſtimmung mit aufgenommen, daß 
Geſetzentwürfe und ſonſtige wichtige Vor⸗ 
lagen im Plenum des Bundesrats einer 
zweimaligen Leſung unterzogen werden 
müſſen. In der erſten Beratung erfolgt 
eine definitive Beſchlußfaſſung noch nicht. 
Dieſe erſte Leſung kann einer Berichter⸗ 
ſtattung der Ausſchüſſe, wofern eine ſolche 
überhaupt beſchloſſen wird, ſowohl vor⸗ 
ausgehen, als nachfolgen. Zwiſchen der 
erſten und der zweiten Beratung müſſen 
mindeſtens fünf Tage in der Mitte liegen. 
Eine Abkürzung dieſer Friſt ſowie die 
Vornahme der erſten und zweiten Bera⸗ 
tung in derſelben Sitzung können gegen 
den Widerſpruch von 14 Stimmen nicht 
beſchloſſen werden. Der Antrag, die defi⸗ 
nitive Beſchlußfaſſung auszufeken, kann 
auch am Schluß der zweiten Beratung ge⸗ 
ſtellt und durch Stimmenmehrheit geneh⸗ 
migt werden. 

Der B. verſammelt ſich aber nicht aus 
eigner Initiative; es iſt vielmehr das 
Vorrecht des Kaiſers, den B. zu berufen, 
zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen. 
Der B. muß jedoch alljährlich berufen wer: 
den, und zwar kann berjelbe zur Vorberei- 
tung der Arbeiten ohne gleichzeitige Ein- 
berufung des Reichstags zufammenberufen 
werden, während umgefehrt der Reichs⸗ 
tag nicht ohne ben ©. berufen werden 
darf. Übrigens muß bie Berufung des 
Bundesrats erfolgen, fobald fie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird 
(Reichsverfaſſung, Art. 14). Die Aug: 
hüfle des Bundesrats Fünnen auch in 
der Zeit zwiichen den Seffionen bes Bun- 
desrats auf Veranlaſſung ihres Vorfiken- 
ben zufammentreten. Die Verhandlun⸗ 
gen de8 Bundesrats find dem beitehenden 

ebrauch gemäß, und da bie Reichsver⸗ 
faſſung hierüber eine Vorſchrift nicht ent- 
Hält, nicht öffentlich; aucdy werden weder 
die Protofolle über die Sitzungen bes 
Bundesrats noch die Berichte der Aus— 
ſchüſſe desſelben offiziell und regelmäßig 


Bundesrat (Thätigkeit). 


veröffentlicht. Doch ſoll nach jeder Sitzung 
ein Bericht, welcher die Gegenftände ber 
Verhandlung und den wejentlidhen In: 
halt ber Beichlüfie Furz zufammenfaßt, 
im „oreichBanzeiger« veröffentlicht werben. 
Was nun die Thätigkeit bes Bundes- 
rats im einzelnen anbetrifft, jo ift bereits 
oben hervorgehoben worden, daß derſelbe 
nad doppelter Richtung bin wirkſam ift, 
nämlich uf bem Gebiete der Reichsgeſetz⸗ 
gebung und auf bemjenigen der Reichs⸗ 
verwaltung. Die Reichöverfaflung (Art.7) 
faßt diefe Thätigkeit dahin Aufammen: 
»Der B. befchließt 1) über die dem Reichs: 
tag zu machenden Vorlagen unb bie von 
bemjelben gefaßten Beſchlüſſe; M über 
bie zur Ausführung ber Reichsgeſetze er: 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften und Einrichtungen, fofern nicht 
durch Reichsgeſetz etwas andres beſtimmt 
iſt; 3) über Mängel, welche bei der Aus⸗ 
führung der Reichsgeſetze oder der vor⸗ 
ſtehend erwähnten Vorſchriften oder Ein⸗ 
richtungen hervortreten«. Hiernach iſt 
alſo zunächſt die Mitwirkung des Bundes⸗ 
rats in allen Zweigen der Reichsgeſetz⸗ 
gebung erforderlich, namentlich auch bei 
der Feſtſtellung bes Reichshaushaltsetats, 
welche verfaſſungsmäßig im Weg ber 
Reichsgefebgebung erfolgt. Der DB. be⸗ 
ſchließt daher über alle dem Reichstag zu 
machenden Gefegesvorlagen und über bie 
von bemjetben hierüber gefaßten Beſchlüſſe 
fowie über die aus ber eignen Initiative 
des Meichätags hervorgegangenen Geſetzes⸗ 
vorſchläge. Die für den Reichstag be: 
ftimmten Vorlagen werden im Namen 
des Kaiſers durch den Reichskanzler an 
den Reichstag gebracht na) Maßgabe ber 
Beichlüffe ded Bundesrat. Der Kaifer 
als ſolcher hat aber nicht das Recht, Ge: 
febentwürfe dem Reichstag unmittelbar 
vorzulegen; er ift vielmehr nur als König 
von Preußen gleich jeder andern der ver: 
bündeten Regierungen berechtigt, diefelben 
im B. vorzubringen, welcher zunächſt dar⸗ 
über Beſchluß faßt. Die Vertretung ber 
Borlagen im Reichstag kann der B. zwar 
bem Reichskanzler überlaffen, es Fönnen 
damit aber auch andre Mitglieder des 
Bundesrats oder befondere Kommiſſionen 
besjelben beauftragt werben. Übrigens 








Bundesrat (Thätigfeit, Befugniſſe). 


hat jedes Mitglied des Bundesrats das 
Recht, im Reichstag zu erfcheinen, wofelbft 
es auf Verlangen jederzeit gehört werden 
muß, um die Anfichten feiner Regierung 
zu vertreten, auch wenn biefelben von ber 
Mehrheit des Bunbesrats nicht angenom⸗ 
men worden find. 

Der B. hat aber ferner innerhalb ber 
Zuftändigfeit des Reichs bie Befugnis, 
über die zur Ausführung von Reichsge⸗ 
feßen erforderlichen allgemeinen Verwal: 
tungsvorſchriften und Einrichtungen zu 
beichließen. Allein dies Verordnungsrecht 
ift Infoen ein beſchränktes, als in ge: 
wiffen Angelegenheiten das Recht zum 
Erlaß von Verordnungen und allgemei- 
nen Snftruftionen dem Raifer übertragen 
ift, jo namentlich in Angelegenheiten bes 
Militärweiend, der Kriegsmarine, ber 
Pot: und Telegraphenverwaltung und 
des Konfufatswelene. Zuweilen ſteht dag 
Recht, die nötigen Ausführungsbeftim- 
mungen zu erlaffen, auch dem Reichskanz⸗ 
ler oder einer bejondern Reichsbehörde zu, 
oder es ift ben Einzelftaaten überlafien, 
die zur Ausführungeiner reichögejeglichen 
Beitimmung erforderlichen Anoronungen 
zu treffen. Das betreffende Reichsgeſetz 
beftimmt in folden Fällen regelmäßig die 
jenige Stelle, welche die nötigen Verord⸗ 
nımgen und Inftruftionen zu erlaffen 
bat. Der B. erjcheint aber auch weiter 
al3 ein Berwaltungdorgan bed Reichs 
und zwar zunächſt infofern, als er über 
Mängel, welche bei der Ausführung der 
Reichsgeſetze und der im Anfchluß an biefe 
getroffenen Verorbnungsverfügungen und 
Einrichtungen hervortreten, zu befchließen 
bat. her wird jedod) das dem Kai- 
fer zuitehende Recht, wonach dieſer die 
Ausführung ber Reichsgeſetze zu über- 
wachen hat, keineswegs gefchmälert. Der 
B. bat zwar das Recht, darüber zu bera⸗ 
ten und feitzuftellen, ob und inwiefern 
ſich etwa berartige Mängel ergeben haben; 
auch kann der ®. über die Art und Weife, 
wie eine Abftellung derfelben herbeige: 
führt werden könnte, Beichluß fallen; 
allein die Erefutive und bie thatfächliche 
Abftellung folder Mängel ftehen nicht dem 
B., fondern dem Kaifer und feinen Or: 
ganen, d. h. dem Reichskanzler und den 
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ihm unterftellten Reichsbehörden, zu. 
Denn ferner Bunbesglieber ihre verfaf- 
ungamöigen Bundespflichten nicht er: 
füllen, fo Fünnen fie dazu im Weg ber 
Exekution angehalten werden; Die Bes 
ſchlußfaſſung über eine ſolche Maßregel 
ſteht dem B. ihre Vollſtreckung dem Kai⸗ 
ſer zu (Reichsverfaſſung, Art. 19). Sollte 
ferner in einem — der Fall einer 
Juſtizverweigerung eintreten und auf ge⸗ 
ſetzlicehem Weg ausreichend Hilfe nicht 
zu erlangen fein, jo liegt es dem ®. ob, 
erwiefene, nach ber Verfaflung und nad) 
ben Geſetzen bed betreffenden Bundes: 
ſtaats zu beurteilende Beſchwerden über 
verweigerte oder gehemmte Nechtöpflege 
anzunehmen und darauf bie gerichtli 
Hilfe bei der Bundesregierung, Die zu der 
Beichwerde Anlaß gegeben bat, zu bewir- 
fen (Reichöverfaffung, Art. 77). Ebenfo 
find Streitigfeiten zwiſchen verfchiedenen 
Bundesftaaten, jofern diefelben nicht pri- 
vatrechtlicher Natur und daher von ben 
kompetenten Gerichtöbehörden zu entichei- 
ben find, auf Anrufen des einen Teils 
von dem B. zu erledigen. Verfaſſungs⸗ 
jtreitigfeiten in folchen Bundesftaaten, 
in deren Verfaſſung nicht eine beitimmte 
Behörbe zur Entſcheidung folcher Streitig- 
feiten befimmt ift, bat auf Anrufen eines 
Teils der B. gütlich audzugleichen ober, 
wenn bied nicht gelingt, im Weg der 
Reichsgeſetzgebung zur Erledigung zu 
bringen (Reichsverfaſſung, Art.76). Wei- 
ter iſt bier auch hervorzubeben, daß eine 
etwaige Auflöfung des Reichstags vor 
Ablauf der verfaffungsmäßigen dreijähri- 
gen Legislaturperiode desfelben von dem 
. unter Zuftimmung des Kaiſers be- 
ihlofien werden kann (Reichöverfaffung, 
Art. 24). Ferner ift ber B. —— 
bei geriffen finanziellen Angelegenheiten 
des Reichs beteiligt. Denn nicht nur, daß 
dem B. gemeinfchaftlih mit dem Reiche: 
tag bie jährliche Feſtſtellung bes Reichs: 
haushaltsetats in Weg ber Reichsgefeb- 
gebung obliegt, jo gebührt dem B. auch 
3. B. die Beſchlußfaſſung über die Finanz: 
abfchlüffe des Ertrags der Zölle und ber 
Verbrauchsſteuern und über die alljähr- 
liche Feititellung der von ber Kaffe jedes 
Bundesſtaats an bie Reichalaſſe abzu⸗ 
* 
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führenden Betrkge (Reichsverfaſſung, 
Art.39). Über die Verwendung aller Ein- 
nahmen des Reichs ift aber nicht nur dem 


Reichstag, ſondern auch dem B. alljährlich | © 


von dem Reichskanzler Rechnung zu Icgen 


(Neihsverfaffung, Art. 72). Endlid iſt B 


der B. auch bei der Verwaltung der aus 
wärtigen Angelegenheiten des Reichs in- 
fofern beteiligt, als der Kaifer zur Er: 
flärung des Kriegs im Namen bes Reichs 
nur mit an des Bunbdesrats 
berechtigt iſt, e fei denn, daß ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder deſſen Küjten 
erfolgt. Handelt e8 fich ferner um ben 
Abſchluß von Verträgen mit fremben 
Staaten, welche fi} auf Gegenftände be: 
ziehen, die verfaflunggmäßig in Den Kom⸗ 
petenzkreis der Reichsgeſetzgebung gebö- 
ren, g iſt zu ihrem Abſchluß die ER im: 
mung des Bundesrats erforderlich, vor: 
behaltlih der Genehmigung 'des Reichs: 
tags (Neichöverfaffung, Art. 11). 

Was ſchließlich die perfünliche Stel- 
Yung der Bevollmächtigten zum B. anbe- 
trifft, fo ericheinen fie als biplomatifche 
Vertreter ihrer Kabinette, und die Reichs⸗ 
verfafjung erflärt ausdrücklich: »Dem 
Kaifer liegt e8 ob, den Mitgliedern des 
Bundesrat? den üblichen diplomatiichen 
Schuß zu gewährene. Hiernad genießen 
die Bundesratsbevollmäcdhtigten gleich ſon⸗ 
ftigen Gefanbten das Recht der Erterri- 
torialität( Gerichtsverfaſſungsgeſetz, G18), 
und die Prozeßordnungen des Deutſchen 
Reichs enthalten zudem noch die ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung, daß die Mitglieder des 
Bundesrats, während fie fih am Sit des 
legtern aufhalten, nur mit Genehmigung 
ihres Landesherrn an einem andern Ort als 
Zeugen oder Sachverftändige vernommen 
werden dürfen. Zu bemerken ift endlich 
noch, daß Mitglieder des Bundesrats nicht 
auch zugleid Mitglieder des Reichstags 
fein können (Reichsverfaſſung, Art. 9). 

n der Schweiz ift der B. (Con- 
seil federal) bie oberfte vollziehende und 
leitende Behörde der Eidgenoſſenſchaft, 
welche aus fieben Mitgliedern beſteht 
(Bundezverfaffung von 29. Mai 1876, 
Art. 95ff.), die von der Bunbesverfamm 
hung aus der Zahl derjenigen Schweizer 
Bürger, welche als Mitglieder bes Natio⸗ 


Bundesreich — Büreaufrakie. 


nalrat3 wählbar find, auf die Dauer von 
drei Jahren gewähltwerden (ſ. Schweiz). 
Bundesreich, ſ. v. w. Bundesſtaat (ſ. 


taat). 
Zrndesſchiedegericht, ſ. Deutſcher 
un 


Bundesſtaaten, Bezeichnung für die 
einzelnen Staaten, welche zuſammen einen 
fogen. Staatenbund oder einen Bun: 
desftaat Bilden (j. Staat); namentlich 
braucht die beutfche Reichsverfaſſung vom 
46. April 1871 dieſe Bezeichnung für die 
beutfhen Staaten, welche jeßt zu bem 
Deutichen Reich vereinigt find. 

Bundestag, bie Berfammlung ber De- 
Tegierten eined Staatenbunb8; ſpeziell ver: 
ftand man barunter die Bundesverſamm⸗ 
lung zu Frankfurt (ſ. Deutſcher Bund). 

undesperfammlung, in der Schweiz 
diejenige Körperichaft, welche bie oberfte 
Gewalt des Bundes ausübt und aus dem 
Nationalrat und dem Ständerat zufanıs 
mengefett ift (f. Schweiz). Zur Zeit 
des vormaligen Deutfchen Bundes wurde 
auch das Organ bes letztern, ber fogen. 
Bundestag in Frankfurt, alfo bezeichnet 
(f. Deutiher Bund). 

Bündnis, |. Bund. 

Bürean (franz., ipr. roh), Schreibtifch, 
Schhreib- oder Amtsftube; auch Bezeich- 
nung für gewille Behörden, 3. B. Stati⸗ 
ſtiſches B. In öffentlichen Berfammlungen 
und parlamentarifhen Sigungen wird 
das B. durch ben Präfidenten und die 
Schriftführer gebilbet. 

Bürenufratie, diejenige Einrichtung, 
wonach ein gewifler Zweig ber Staatöver- 
waltung von einem einzelnen Staatsbeam⸗ 
ten unter beffen alleiniger Verantwortlich⸗ 
feit geleitet wird, im Gegenfaß zun Kol: 
legialfyftem. So ſind z. B.dieeinzelnen - 
Departements bed Staatsminifteriumg in 
der Regel. büreaufratifch organiftert, b. b. 
fie find dem beftimmten Departementächef 
unterftellt, welcher allein die Berantwor: 
tung trägt, während das Gefamtminifte- 
rium, welches iiber die wichtigften Staats- 
angelegenheiten zu entfcheiden hat, fich als 
eine Kollegialbehörde darſtellt. Vielfach 
wird aber auch mit dem Austrud 2. 
(»Schreibftubenherrichaft« Regimentvom 
grünen Tifch aus) der Begriff einer eng- 


Bürger — Capitis deminutio. 


berzigen und dünkelhaften Beamtenwirt- 
ſchaft verbunden, welche, bem eigentlichen 
Volksleben entfrembet, in. pebantifcher 
Weife ohne wirkliches praktifches Verſtaͤnd⸗ 
nis verfährt, daher man mit Büreau—⸗ 
fratismus die kaſtenmäßige Abſonde⸗ 
rung der Beamtenariſtokratie und ein Ver⸗ 
fahren, wie es eben geſchildert wurde, und 
als Büreaukraten einen Beamten von 
diefer Sorte bezeichnet. 

Bürger, Bezeichnung bed vollberech- 
tigten Mitglied? einer Gemeinde, wofür 
in Randgemeinden vielfadh der Ausdrud 
Nachbar üblich ift (Gemeinbebür: 
ger). Derjelbe befigt in ber betreffenden 
Gemeinde bad Bürgerrecht, welches 
vielfach durch Zahlung eines Bürger: 
gelds (Nachbar-, Einzugsgeld) erwor⸗ 
ben wird (f. Gemeinde). Weiter aber 
wird mit B. ber vollberechtigte Angehd- 
tige eines Staats (Staatsbürger) ver- 
-ftanbden (ſ. Untertban). 

Bürgeramt, in Bremen ein Ausschuß 
der Bürgerfchaft (j. Bremen). 

‚Bürgerausfguß, ſ. Hamburg und 
übed. 

Bürgerlider Tod (franz. Mort ci- 
vile), bie bei den ſchwerſten Verbrechen für 
ben Berurteilten eintretende vollftändige 
Rechtloſigkeit, wie fie das franzöſiſche Recht 
ſtatuiert, und wie fie, ehemals in Deutjch- 
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land gegen einen Geächteten eintrat, ähn⸗ 
li der altrömifchen Capitis deminutio 
maxima. 2gl. Capitis deminutio. 

Bürgermeifler, Gemeindevorſteher (ſ. 
Gemeinde). 

Bürgermeiflerei, in ber Rheinprovinz 
ein aus mehreren Landgemeinden zufam: 
mengejegter Kommunalverband. Derfelke 
jteht unter einem von der Regierung er: 
nannten Bürgermeiiter, welcher von 
ber B. befoldet wird, und dem die Biür- 
germeiftereiverfammlung ald Or- 
gan des Verbands zur Seite seht. 

Bürgerfhaft, in den deutſchen Freien 
Städten Bremen, Hamburg und Rüßed 
(i. d.) Bezeichnung der VBolfsvertretung. 

Bylaws (engl., ſpr. beilahs, »Nebenge— 
ſetzee, Ortsgeſetze), Bezeichnung für 
die engliſchen Polizeiverordnungen für be⸗ 
ſtimmte Fälle. - 

Byzontiniih, öfter gleichbedeutend mit 
jervil; daher Byzantinismus, ſ. v. mw. 
Servilismus, Bezeihnung für das Beneb- 
men desjenigen, welcher einem Hof ober 
einer Regierung blind ergeben iſt, qleich- 
viel ob dies der’ eignen Manneswürde 
Eintrag thut oder nit. Der Ausdrud 
hängt mit der gefchichtlichen Thatfache zu⸗ 
jammen, daß am Hof zu Byzanz (oſtrö⸗ 
mifches Kaiferreich) das Hofzeremoniell in 
einem folden Sinn ausgebildet war. 


C. 


Artikel, die unter Cvermißt werden, 


Cabotage (franz., ſpr. -tahſch, v. ſpan. 
cabo, Kap), Küſtenfrachtfahrt (f. d.) 
Caisse (franz., ſpr. 1äf), Kaife, 3. 2. 
O. d’amortissement, Schuldentilgungs- 
fafie; C. d’assurance, Berficherungsfajle; 
C. des depots, Sinterlegungsfaife; O. 
d’epargne, Spar afle ıc. 
amera (lat.), Gemach, Kammer, 
befonders die Lofalität, in welcher man 
das Privatvermögen eines Fürſten auf: 
“ bewahrt (ſ. Kammer); aud Bezeichnung 
von Behörden, 3. B. C. imperialis, das 
Reichskammergericht; C. apostolica, die 
- päpflliche Rentenfanmer. 


find unter E oder 3 nachzuſchlagen. 


Camerälia (lat.), Kameral:, Staats⸗ 
wiſſenſchaften (}. d.). 

Camerlengo (ital., »Kämmerling«), 
am päpftlihen Hof der mit der Verwal⸗ 
tung des Schates betraute Kardinal. 

ancelläria (lat.), Kanzlei; Cancel- 
larius, Kanzler. 

Capitis deminütio (Iat.), bei ben 
Römern die Aufhebung oder Verminde⸗ 
rung der Rechtsfähigkeit durch Verände⸗ 
rung in einer der drei Rechtsſtufen ber letz⸗ 
tern: Freiheit (libertas), römifches Bür⸗ 
gerrecht (eivitas) und Familienfland (fa- 


milia), Hiernach unterſchied man zwi⸗ 
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ſchen C. d. maxima, Verluft der Freibeit, 
bürgerlier Tod, C. d. media, Verlu 
bes römischen Bürgerrechts, und C. d. mi- 
nima, Berluft ber bisherigen Familien⸗ 
rechte, 3. B. durch Adoption. 

arolina (eigentlich Constitutio cri- 
minalis C., abgefürzt C. C. C.), die pein⸗ 
liche Halsgerihtsordnung Karls V., bie 
Grundlage bes ehemaligen gemeinen deut⸗ 
ſchen Strafredts un trafprogelien 
herausgegeben von ZUpfl (2. Aufl. 1876). 

Gäfar, Familienname eines Zweige 
bes alten römiſchen Geſchlechts der Julier, 
dann Titel der römischen Kaiſer, welchen 
Auguftus, der Adoptivfohn Julius Cä- 
fard, annahm. Cäfarismus (Cäſa⸗ 
rentum), Gewaltherrichaft, abfolute 
Militärherrſchaft, wie zur Zeit der römi⸗ 
ſchen Cäfaren, jedoch mit befonderer Be: 
rückſichtigung des niedern Volks, um bei: 
fen Gunſt ſich der Machthaber, wie z.B. 
Napoleon III., befonders bemüht, daher 
man unfer cäfariftifcher Regierungsweiſe 
ein abjolutes Regiment mit yarlamentari- 
ſchen Formen verfteht. Chfareopapis- 
mus(Cähfareopapät), Bereinigung der 
geiftlichen mit der höchften weltlichen Macht. 

Gäfarewitih (Zarewitfch), der ruſſ. 
Thronfolger; Cäſaréwa, bie Kaiferin; 
Cäfaremwna, eine Faiferliche Prinzeffin. 

Casus (Tat.), Tall, Zufall; C. belli, 
Kriegsfall, Veranlafjung zur Kriegser: 
klärung, oft willfürlich gefucht. 

Causae cognitio (lat.), die richter- 
liche prüfung, Unterfuhung und Erör⸗ 
terung einer Sadhe. 

C. C. C., Abkürzung für Constitutio 
criminalis Carolina, j. Carolina. 

Gent, 1) (engl. ipr. fient) der 100. Teil 
bes nordamerilanifchen Dollars; Gen: 
teſimo (ital., fpr. tident) = Yıoo Lira; 
Gentima (fpan.) = Yıoo Peſeta; Cen⸗ 
time (franz., ſpr. ſſangtihm) —"/ıoo Frank. 
In den Niederlanden ift E. = Yıoo FI. 
— 2) (v. lat. centena) veraltete Bezeich: 
nung für Gerihtöfprengel, Gerichtsbar⸗ 
feit, insbeſondere Kriminalgerichtsbarfeit; 
baber Centfall (Rriminalfall), Gent: 
pflicht, Centfolge ac. 

Ceremoniell, ſ. Zeremoniell. 

Lertifikat (lat.), ſchriftliche und amt: 
liche Beſcheinigung, z. B. über den Ein⸗ 


Carolina — Chauvinismus. 


trag eines Schiffs in das Schiffsregifter. 


ſt Urſprungscertifikate, Nachweiſe über 


die Herkunft von Waren, d. h. über deren 
Erzeugung und Verfertigung in einem ge⸗ 
wiſſen Land oder Ort, zu dem Zwed ausge: 
ftellt, um der Ware in einem andern Staat 
unter ben burdy Handelsvertrag feſtgeſetz⸗ 
ten Bedingungen Eingang zu verichaffen. 

Ehalif — »Stellvertreter«), Titel 
ber Nachfolger Mohammeds, daher deren 
Reih Chalifat genannt wird. Seht 
führen die türfifchen Sultane ben Cha⸗ 
lifentitel. 

Chancelier (franz., ſpr. ſchangſſlieh; 
erst Chancellor, ſpr. ijchaͤnſſeloͤr), Kanzler. 

‚harge (franz., ſpr. ſcharſch), Amt, 
Stelle, Rang; Chargé d’affaires (ipr. 
ſcharſcheh daffähr), Diplomatifcher Agent, Ges 
ſchäftsträger, welcher nicht von dem einen 
Souverän bei dem andern bauernd affre- 
ditiert, fondern nur von einem Kabinett be- 
jonders beauftragt und bevollmächtigt iſt. 

Charta (Iat.), Urkunde, namentlich im 
Mittelalter von öffentlichen Urkunden ge: 
braucht; 3. B. Magna c. (f. d.). 

Charte(ftan;., ipr.ihart), Berfaffungs- 
geieb, namentlid) bie ©. constitutionelle 

udwigs XVIIL von Frankreich; in Eng: 
land nannten bie Radikalreformers ihr 
Programm die E., weshalb fie Charti- 
ften genannt werben. 

Ghartern (engl., ipr. tichaͤhrt⸗), privile- 
gieren, bevorredyten; auch ein Schiff ver: 
frachten oder mieten. 

Chaufjeegeld (Wegegeld, Maut, 
Straßen: und Brüdengelb), eine &e- 
bühr, welche von den eine Landſtraße be- 
nutenden Fuhrwerken und von dem Vieh, 
welches die Straße pafliert, erhoben wird, 
fei e für die Staats-, fei e8 für bie Ge- 
meindefafle; in vielen Staaten, 3. B. in 
Preußen, Bayern und Baden, abgeſchafft. 

Chaubinisſsmus Cipr. ſchow⸗, übermäßi⸗ 
ger und herausfordernder Patriotismus; 
Chaupinift, jemand, der feine Partei— 
leidenſchaft und feinen angeblihen Ra: 
triotismus mit befonderer Oftentation zur 
Schau trägt. Der Ausdrud ift auf ein 
Stüd von Scribe (»Le soldat labou- 
reur«) zurüdzuführen, in welchem ein 
blinder Bewunderer Napoleons I., Na⸗ 
mens Chaupin, eine Fomifche Rolle ſpielt. 


Artitel, die unter S vermißt werden, find unter M ober 3 nachzuſchlagen. 


Chedive — China. 


Chedive (Khidiv), offizieller Titel des 
Beherrſchers von Agypten (1. d.) feit 1867, 
etwa ſ. v. w. Vizefönig. 

Chef (franz., ſpr. ſcheff) Haupt, Bor: 
fteher ; daher Chefpräfident, C. eines Trup⸗ 
penkörpers, einer Minifterialabteilung 
u. dgl. Über den C. der en 
Admiralität in Deutfchland insbeſon⸗ 
bere vol. Admiral, 

Chiffre_(franz., ſpr. ſchiffr), Zeichen, 
geheimes Schriftzeihen;Chifjreichrift, 
Geheimſchrift, feit Ricyelieu im diploma⸗ 
tiihen Verkehr angewandt; daher Chiff⸗ 
rierkunſt (Dediffrierkunit), das 
fahmännifche Anwenden und Entziffern 
der Chiffrefehrift, eine Hilfswiſſenſchaft 
der Diplomatie. So befteht z. B. im aus: 
wärtigen Amte des Deutichen Reichs ein 
beſonderes Chiffrierbüreau, miteinem 
Vorſteher (Compositeur des chiffres), 
einem Büreauinſpektor und zehn Mitglie: 
dern (Dechiffreurs) beſetzt. 

Chile (pr. tjchiley, Freiſtaat auf ber 
Weſtküſte von Südamerika, 321,462 qkm 
mit 2,136,724 Einw. und der Hauptitadt 
Santiago (150,367 Einw.). Die Unab⸗ 
hängigfeitzerflärung und Losfagung von 
der jpanifchen Herrſchaft erfolgte 18. 
Sept. 1810. Nach der Staatsverfafs 
fung von 1833 teilt ſich die der Geſamt⸗ 
heit bes Volks zuftehende Staats= und 
Regierungegeibalt in drei Gemwalten: Die 
oollziebende, die geſetzgebende und bie 
richterliche Gewalt. Die Erefutivgewalt 
fteht dem Präfidenten zu, welcher auf 
fünf Jahre gewählt wird und zweimal 
hintereinander wählbar iſt. Ihm fteht 
der Staatsrat zur Seite, welcher aus den 
Miniftern, zwei Mitgliedern der Juſtiz⸗ 
höfe, einem geiftlihen Wirdenträger, 
einem General ober Admiral, einem Che 
ber Finanzbehörde, zwei Erminiftern und 
zwei früheren Provinzialftattbaltern ober 
Intendanten befteht. Der Präfident er: 
nennt die Minifter und die Berwaltungs- 
beamten ber Provinzen; bie Munizipal- 
beamten werben bon den Gemeinden ge: 
wählt. An der Spike der 19 Provinzen 
ftehen vom Präfidenten ernannte Gouver: 
neure. Die gefeßgebende Gewalt wird 
von dem aus zwei Kammern beftehenden 
Nationalfongreß ausgeübt, welder all- 
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jährlich vom. Juni bis 1. Sept. tagt. Die 
Erfte Kammer zählt 20 Senatoren, bie 
auf neun Jahre gewählt werden, und von 
denen nad) brei Jahren ein Drittel aus⸗ 
tritt. Die Abgeordneten der Zweiten Kam⸗ 
mer müffen ein Cinfommen von mindes 
ftens 500 Peſo jährlich nachweifen, fie wer: 
den, auf je 20,000 Einw. einer, auf je drei 
Jahre gewählt nach dem Grundſatz des 
allgemeinen Wahlrechts. Dierichterliche 
Gewalt wird von dem Appellhof zu San⸗ 
tiago, von den Obergerichten in La Se⸗ 
rena, Santiago und Concepcion und von 
den Provinzialrichterbeamten ausgeübt. 
Das Budget betrug 1878: 17,500,615 
Peſo (1 Peſo = ME.) Einnahme und 
17,245,431 Peſo Ausgabe; die Staats- 
{chulb bezifferte ſich auf 54,823,325 Pefo. 
Die Armee zählte 20,000 Mann. Die 
Kriegsmarine weilt 2 Banzerfregatten, 4 
Rorvetten, 3 Pontons, 12 Transport- 
ſchiffe ꝛc. auf. €. ift der georbnetite der 
ſpaniſch-amerikaniſchen Freiftaaten. Die 
Chilenen erfennen bie Sklaverei nicht an. 
Das Wappen derfepublif ift ein Schild, 
deſſen obere Hälfte blau ift, während dic 
untere in rotem Feld einen filbernen fünf: 
ftrahligen Stern zeigt; Wappenhalter find 
auf der rechten Seite ein Huemul (eine 
Art Reh), auf der linken ein Kondor mit 
oldner Krone; auf dem Schilde drei 
traußenfebern. Die Umfchrift ift: »Por 
la razon o la fuerza«. Die Flagge be— 
jteht aus zwei horizontalen Streifen, ber 
obere im erften Drittel blau mit weißent 
fünfftrahligen Stern, im übrigen weiß; 
der untere boppelt fo breite Streifen ift 
rot. Bol. Ernit, Die Republif €. (1863). 
China, Kaiferreich, volfreichfter Staat 
der Erbe, zerfällt in drei Teile, nämlid) 


f|1) die Mandſchurei, das Stammland des 


dermaligen Kaiſerhauſes; 2) das eigent- 
lihe C., welches in 18 Provinzen einge: 
teilt ift, und 3) die unterthänigen Land⸗ 
ſchaften (Mongolei, Dfungarei, Korea, 
Chineſiſch-Turkiſtan und Tibet). Die 
Bevölkerung wird nad) ben neueflen Ans 
gaben auf 434,5 Mill. Einw., der Flä⸗ 
cheninhalt bes ungeheuern, für Europäer 
immer noch verhältnismäßig wenig zu⸗ 
gänglichen Reichs auf 11,756,780 qkm 
geſchätzt. Die Einwohnerzahl der Haupt: 


Artikel, die ımter & vermißt werben, find unter R ober 3 nachzufchlagen. 
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ſtadt Peking wird fehr verſchieden, näm⸗ 
lich zwiſchen 500,000 und 1,650,000, an⸗ 
gegeben. Den Europäern war lange Zeit 
nur ber eine Hafen Kanton geöffnet, bis 
in ber neuern Zeit durch den Abſchluß 
von Handelöverträgen eine Reihe von fo- 
gen. Traftatshäfen ben Europäern 

ugänglih ward. Diefe Vertragshäfen 
And: Kanton, Tientfin, Hanlau, Fu⸗ 
iſchau, Schanghai, Takau und Taiwanfıı, 
Tſchinkiang, Ningpo, Amoy, Niutſchwang, 
Tamſui und Kilung, Wentſchau, Wuhu, 
Kiukiang, Tſchifu, —— Swa⸗ 
tau, Pakhoi und Sl ang. Infolge ber 
Handelsverträge refidieren bie Gelandten 
verſchiedener Mächte in Peling. Der dhi- 
nefifch = preußiiche Hanbelsvertrag if 2. 
Sept. 1861 von dem Grafen Eulenburg 
für die gefamten beutjchen Zollvereins⸗ 
ftaaten abgeichloffen worden. Ein Ge: 
fandter bes Deutfchen Reichs ift in Peling 
affreditiert; deutſche Konfulate befteben 
in Schanghat, Ningpo, Amoy, Futihau, 
Tafau und Taiwanfu, Tamfut, Swatau, 
Tientfin, Niutſchwang, Tſchifu und Kan: 
ton. In Schanghai ift ein Generalfonfu- 
lat errichtet. Die Staatsverfaffung 
Chinas ift die einer abfoluten Monardjie, 
bie einen theokratiſchen Charakter hat, indem 
ber Kaiſer (»der Sohn des Himmels«) zu⸗ 
gleich geiftliches Oberhaupt ift, ebenfo wie 
oberiter Richter und oberfter Anführer im 
Krieg, und in abgöttifcher Weife verehrt 
wird. Der Thronfolger des Kaiſers wird 
von ihm unter ben Söhnen feiner brei 
. erften Gemahlinnen auserwählt, doch 
wird diefe Wahl erft bei vem Tode bes Kai⸗ 
ſers befannt gemacht. Die gegenwärtige 
Dynaftie ift die ber Mandſchu (aus der 
Mandſchurei) oder Tfing (feit 1644). 
Der Kaiſer herrfcht mitteljt einer zahlrei- 
chen Gelehrten: und Beamten (Manda⸗ 
rinen=) Ariftofratie; der Schwerpunft 
liegt aber in den Provinzialregierungen. 
Die oberften Staatsförperichaften find das 
Große Sekretariat und das Staatsfefre- 
tariat, welch letzteres fich aus Faiferlichen 
Prinzen, Mitgliedern des Großen Sefre- 
tariats, Präfidenten ber Minifterien und 
j ae hoben Beamten zufammenfekt, 
während jenes aus ſechs hohen Würben- 
trägern beſteht. Dazu fommen die ſechs 


Chriſtlich⸗ſozial — Eigleithanien. 


Minifterien für Zivilverwaltung, Finan⸗ 
en, Kultus und Zeremonien, Krieg, 
Win und öffentliche Arbeiten. Unab- 
bängig von bdiefen Behörden ift das Kol- 
legium ber öffentlichen Zenſoren, welches 
allein das Recht Hat, bem Kaiſer Vorftel- 
lungen und Beſchwerden zu unterbreiten. 
Die Provinzen werben von Generalgou- 
verneuren und Provinzgouvernenren ge- 
leitet. Die Armee beiteht aus 24 fogen. 
Bannern, ber kaiſerlichen Garde und ber 
Provinzialarmee. Lebtere (die »Armee 
ber grünen Fahnıen«Jiftdieftärkite und die 
eigentliche Kriegsarmee, währenddie Ban⸗ 
ner im Frieden zum Polizeidienſt ver- 
wendet werden. Zuverläffige Angaben über 
die Heeresſtärke find bis jett nicht zu er- 
langen. Die Flotte beiteht aus ben brei 
Geſchwadern von Kanton, Futihau und 
Schanghai. AuchüberbieFinanzenfehlt 
es an zuverläfligen ann en. 1875 jollen 
die Einnahmen 79,500,500 Tael ober 
502 MIN. ME. betragen haben, wovon 18 
Mil. auf Srunbfteuer, 20 Mil. auf neue 
Waren, 12 Mil. auf Zölle unter Verwal⸗ 
tung ber Ausländer, 3 Mil. auf Zölle 
unter Berwaltung ber Einheimifchen, 5 
Mill. auf das Salz und 7 Mill. Tael auf 
Verkauf der Rangklaſſen entfielen. Es be⸗ 
ſtehen drei vollbere Hgte Religionen: 
ber Bubbhismus (Keligion bes %0), die 
allgemeine Volksreligion; die Lehre bed 
Konfutfe, die Religion bes Hofs und ber 
Gebildeten, und bie bes Laotfe; baneben 
gibt e8 etwa 350,000 Ehriften und 3 
ill. Mohammedaner. In ben Traftats- 
häfen beftanben 1879: 299 engliſce, 31 
amerikaniſche, 64 deutſche, 16 ruſſiſche 
und 20 angbirise Firmen. Vgl. Giles, 
Chineſiſche Skizzen (1880); Käuffer, 
Geſchichte von Dftafien (1860, 3 Bbe.). 
Ghrißtic- fogial, ſ. Sozialismuß. 
Ci-devant (franz., fpr. filsd’wang), 
ehemals, früher; Ci-devants, zur Zeit der 
franzöfiichen Revolution Bezeichnung der 
vormals adligen und fürftlichen Perſo⸗ 
nen. Arch jegt noch wird der Ausdrud 
im öffentlichen Leben vielfach zur Bezeich- 
nung einer ehemaligen Größe gebraucht. 
Eisleithanien, jeit der Zweiteilung 
Oſterreichs (Ofterreich- Ungarn) 1867 ge: 
bräuchliche, wenn auch nicht offizielle Be: 


Artitel, bie unter & vermißt werben, find unter M ober J nachzuſchlagen. 


Givil — Corps, 


eichnung für die (von Wien aus) dies: 
* der Leitha gelegenen öſterreichiſchen 
Kronländer, wie ſolche im Reichsrat ver⸗ 
treten find, nämlich: Ofterreid) ob und 
unter der Enns, Salzburg, Steiermark, 
Kärnten, Krain, Trieh mit Gebiet, Görtz 
und Gradisca, Sftrien, Tirol, Vorarl⸗ 
berg, Böhmen, Mähren, Schlefien, Ga⸗ 
Yizien, Bulowina und Dalmatien. Den 
Gegenfaß bildet Trangleithanien,d.h. 
die ungarischen Kronländer, nämlich: Un: 
garn, Siebenbürgen, Fiume, Kroatien, 
lawonien und bie Militärgrenze. 
Givil, ſ. Zivil. 
Civis (lat.), Bürger; Civität, Bür⸗ 


gerrecht. 

Sobdenflub, in England eine ange: 
fehene Bereinigung freibändlerifcher Po: 
litifer, welcher als Ehrenmitglieder aud) 
nambafte deutfche Volkswirte angehören; 
fo benannt nah Richard Cobden (geft. 
1865), welcher an der Spike der Anti- 
Cornlaw-Lea 
des Getreidezolls in England durchſetzte. 

Code(franz., ſpr. kodd), Geſetzbuch, befon- 
ders Bezeichnung für die zu Anfang dieſes 
Jahrhunderts in Frankreich publizierten 
umfaſſenden Geſetzbücher, namentlich für 
ben C.civil oberC. Napoléon, das franzö⸗ 
ſiſche bürgerliche Geſetzbuch vom 20. Maͤrz 
1804. Das franzöſiſche Strafrecht wird 
im C. penal behandelt, der Strafprozeß 
im C. d’instruction criminelle, der Br 
vilprozeß im C. de procödure civile :c. 

&ölibat (Iat.), Ehelofigfeit, insbeſon⸗ 
dere die Verpflichtung des römiſch-katho⸗ 
Yifchen Klerus aux Ehelofigfeit, welche von 
PBapft Gregor VII. 1074 durchgejegt ward, 
um bie Geiftlichen von dem Familien⸗ 
leben Ioszulöfen und ganz dem Dienite 
ber side zu weihen. Vgl. v. Holtzen⸗ 
do alt ag Prieitercölibat (1875). 

Colonel (franz., ipr. «nell), Oberft. 

Columbia, |. Kolumbien. 

Commons, House of (engl., ipr. Hauj’ 
dw koͤmm'ns, »Haus der Gemeinen«), in 
England im Gegenfag zu dem Oberhaus 
die aus Volkswahlen hervorgehende Ver- 
tretung ber Nicht = Peers oder Gemeine, 
das Unterhaus. 

Comparatio literarum (lat.), 
Schriftvergleihung (ſ. d.). 


e (f. d.) die Aufhebung |h 
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Comte (franz., ſpr. kongt, v. Tat. co- 
mes), Graf. 

Comtesse (franz., ipr. kongteſſ), Gräfin, 
im Deutjchen befonders für unverheiratete 
Damen geifliger Abkunft gebraucht. 

Conätus (lat., Konät), f. Verſuch 
eines Verbrechen. 

Conseil ( franz., ipr.tongfiaj), Rat, Rats: 
verfammlung, namentlich Pinifterrat 
(Minifterfonfeil). C. d’arrondisse- 
ment, in Franfreich die kommunale Ver: 
tretung des Arrondijfements; C. d'état, 
Staatsrat; C. de prefecture, PBräfeftur- 
rat, der in Frankreich dem Präfeften zur 
©eite jtcht; C, genöral, Generalcat, die 
Kommunalvertretung bes Departements; 
C. municipal, Munizipalrat, bie Lokal⸗ 
gemeinbevertretung in Frankreich; C. de 
prud’hommes, gewerbliche Schiedsgericht 
duch jachverftändige VBertrauensmänner. 

Consensus(Yat.), Zuftimmung, Über: 
einftimmung; 3.8. C. principis, landes⸗ 
errlihe Genehmigung. 

Constable(engl., ſpr. konnſtaͤbl), öffent- 
licher Sicherheitsbeamter in England. Die 
Gemeindeconftable® (petty constables) 
find die untern Exekutivbehörden; fie er: 
Icheinen, obwohl nur mit einem Stabe be- 
waffnet, als eine Art Nationalgarbe und 
werden bei dem Nechtsfinn des englifchen 


Volks und bei dem Takt ihres Auftretens 


beſonders reſpektiert. Das im Deutjchen 
nachgebildete Wort »Konftabler«e wird ge- 
wöhnlich als gleichbedeutend mit »Poli- 
geibiener« gebraucht, doch entiprechen bie 

tellung und das Anfehen unfrer Bolizei- 
offizianten und Schußleute denen der eng- 
liſchen Conftables keineswegs. 

Constitütio (ee Ordnung, Verord⸗ 
nung, —— ſ. Konſtitution). 

Coröner (engl.), in England und 
Nordamerika ein Beamter, welcher bei 
plößlichen Todesfüllen unter Zuziehung 
einer Jury deren Urſachen zu unterfuchen 
und feitzuftellen und eventuell das gericht: 
liche Verfahren gegen dritte beteiligte Per: 
ſonen einzuleiten hat. 

Corps (franz., ſpr. kohr), Körper, Kör⸗ 
perſchaft, 3. B. Offizierkorps; beim Mili- 
tär ein aus verſchiedenen Truppengat⸗ 
tungen beſtehender Truppenverband, ins⸗ 
beſondere ein Armeekorps. Das diplo— 


Artikel, bie unter Cvermißt werben, ſind unter KR ober Z nachzuſchlagen. 
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matifche Korps ift die Gefamtheit ber 
an einem Hof affreditierten Gefandten 
mit ihrem Beamtenperſonal. 

Corpus (lat.), Körper, Körperſchaft; 
bann ſ. v. w. Sammlung, daher C. juris 
civilis, Bezeichnung der Geſetzbücher bes 
oftrömifchen Kaiſers Juſtinian (Inſtitu⸗ 
tionen, Pandekten, Kodex und Novellen), 
welche mit der angehängten Sammlung 
des lombardiſchen Lehnrechts (libri feu- 
dorum) in Deutſchland Eingang fanden 
und zur Grundlage bed gemeinen beut- 
ſchen Privatrechts —e Recht). Aus: 
gaben des C. juris civilis find 3. B. von 
Bed (1325 —37, 2 Bde.; 1833— 37, 3 
Bde.) und von den Gebrüdern Kriegel 
beforgt, nach dem Tode ber lebtern fort: 

ejeßt von Hermann und Dfenbrüggen 
16. Aufl. 1880); Fritifche Ausgabe von 
Mommjen und Krüger(1868 ff.); deutſche 
Ausgabe von Otto, Schilling und Gin- 
tenis (1830— 33). Eine ähnliche Samm: 
Yung kanoniſcher Rechtsquellen des Mit: 
telalters, päpftlicher Defretalen, Konzi- 
lienfchlüfle 2c. wird C. juris canonici 
genannt (herausgegeben von Richter, 2. 
- Aufl. von Friedberg, 1876 ff.; deutſch von 
Schilling und Sintenis, 1835 —39, 2 
Bde.). Auch verjchiedene Brivatiammlun: 
gen von Rechtsquellen werden als C. ju- 
ris bezeichnet, 3. B. C. juris germanici 
u. dal. C. delicti, der Thatbeitand eines 
Verbrechens, aud) das Werkzeug, womit 
ein folches begangen worden ift. 
oftaricn (ſpan., »reiche Küſte«), Re⸗ 
publik Zentralamerikas, 55,669 qkm, 
185,000 Einw. Hauptſtadt: San Joſé 
mit 12,000 Einw. Nachdem 1821 bie 
Urabhängigkeitserflärung von Spanien 
erfolgt war, gehörte C. zu den »BVereinig- 
ten Staaten von Mittelamerifa«, bis ſich 
das Land 1840 von ber Föderation los⸗ 
fagte und 1848 als jelbjtändiger Staat 
fonftituierte. Die dermalige Verfaffung 
batiert vom 22. Dez. 1871. An ber Spike 
der Republik fleht ein auf vier Jahre ge- 
wählter Bräfident. Die VBolfsvertretung 
befteht in dem Kongreß, welcher fich aus21 
Deputierten zufammenjeßt. Das ftehende 
Heer beträgt 900 Dann, während die Mi- 
Ti; fih auf 15,225 Mann beläuft, Die 
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jährlihen Einnahmen der Republik be⸗ 
trugen 1878: 3,819,211 Dollar, die Aus⸗ 
gaben 3,904,657 Doll., fo daß ein Defizit 
von 85,446 Doll. vorhanden war. Die 
Staatsſchuld belief fih auf ca. 12 Mil. 
Doll. Ein katholiſcher Bifchof refidiert in 
San ofe. Ein Geſchäftsträger des Deut: 
[hen Reichs für Zentralamerifa bat in 
Guatemala feinen Sit. Deutfhe Konfu- 
late beitehen zu San Soft und Punta Are- 
nas. Dal. M. Wagner und Scherzer, 
Der Freiftaat @. (1856); Peralta, C., 
its constitution and resources (1873). 

Couneil (engl., ipr.taunffit), Beratung, 
Ratzverfammlung; Legislative c., gejeb- 
gebende VBerfammlung. 

Counsel (engf., ſpr. kaunſſel), Rat; 
Titel der Advofaten inEngland. Queen’s 
C. (ipr. twihne), Rat der Königin, Titel 
einer höhern Stufe der Sachwalter (Ser- 
geants at law), welcher zum Tragen bes 
jeidenen Talars berechtigt... Aus ben 
Eounjels gehen die Generalanwälte und 
Generalfisfale, die Richter und ſelbſt ber 
Lord: Kanzler hervor. 

County (engl., ſpr. taunti), Grafſchaft; 
politifche Unterabteilung des Staatsge⸗ 
biets, entſprechend dem franzöfifchen » de- 
partement« oder Dem deutjchen »Kreis«. 

Coup (franz., ſpr. kuh), Streih, Schlag; 
daher C. d'état (ipr. detah), Staatsftreidh, 
eine gewaltfame Berfaffungsänberung, 
welche von den Inhabern der Staatäge: 
walt plößlich ausgeführt wird. 

Cour (fran;z., ipr.tuhr), Hof; dann Em- 
pfang oder Vorftellung bei Hof, daher 
Cour-Tage, ſ. v. w. Empfangstage eines 
Hofs; courfähig, Bezeichnung für bie 
jenigen Perſonen, welche hier zur Vor⸗ 
ſtellung erſcheinen dürfen. Im Franzöſi⸗ 
ſchen bedeutet c. auch ſ. v. w. Gerichtshof. 

Coutume (franz., ſpr. kutühm), Ge⸗ 
wohnheit, Gewohnheitsrecht. 

Crimen (lat.), Verbrechen, z. B. C. 
ambitus, Amtserſchleichung; C. laesae 
majestatis, Majeſtätsverbrechen; daher 
Kriminalrecht, ſ. v. w. Strafrecht. 

Culpa (lat.), Schuld, insbeſondere 
ſchuldhafte Fahrläſſigkeit im Gegenſatz 
zum rechtswidrigen Vorſatz (dolus). 

Czar (pr. zahr), |. Zar. 


Artikel, bie unter Cvermißt werben, ſind unter KR oder 3 nachzuſchlagen. 
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Dachauer Banken, Bezeichnung für 
Schwinbelinftitute in München, wie na⸗ 
mentlid) das der Adele Spitzeder (1871— 
1873), welches anfangs zumeift auf Aus- 
beutung der Bauern aus Dachau und 
Umgegend berechnet war. 

Dalmatien, |. Ofterreiheiingarn. 

Dame d’honneur (franz., fpr. dam 
donnöhr, »Ehrendame«), Hofdame, welcher 
dieſe Würde aus Rückſicht aufihren Stand 
oder ben ihres Gatten verliehen ift. 

Dame du palais (franz., ipr. dam dü 
paläh, »Palaſtdame«), befoldete Hofbanıe, 
3. B. in Belgien. 

Damnum (fat.), Schaden. 

Danebrog, dan. Reihsbanner; Dane: 
brogsorden, däniſcher Orden, geftiftet 
von König Waldemar IL 1219 (vier Klaf- 
jen und »Danebrogsmännere«). 

Danemarl, eins der drei jfanbinavi- 
ſchen Königreiche im nördlichen Europa. 
Nachdem D. durch den Wiener Frieden 
vom 30. Dft. 1864 ber drei Herzogtüimer 
Sauenburg Hoiſtein und Schleswig, welche 
damals an Ofterreich und Preußen abge: 
treten werden mußten und in der Tolge 
an Preußen Tamen, verluftig gegangen, 
beſteht das Königreich noch aus dem eigent⸗ 
lichen D., d. h. aus der Halbinfel Süt- 
land mit den Hftlich anliegenden Inſeln 
Seeland, Fünen, Möen, Helen, Laa⸗ 
land, Bornholm ꝛc., 38,302 qkm mit 
(1880) 1,969,454 Einw., aus den Färder- 
infeln, 1333 qkm mit 11,221 Einw,, 
der Inſel Island, 102,471qakm mit 72,000 
Einw., und Grönland, etwa 88,100 qkm 
mit 9531 Einw. Dazu fommen bie weft- 
indifhen Befitungen (Ste. Eroir, St. 
Sohn und St. Thomas) mit 359 qkm 
und 37,600 Einw. Bezüglich Nord: 
ſchles wigs war in dem Prager Trieben 
vom 23. Aug. 1866 (Art. 5) zwiſchen 
Ofterreih und Preußen. vereinbart wor: 
den, daß bie definitive Zuteilung dieſes 
Landesteils an Preußen oder D. von einer 
Volksabſtimmung abhängig gemacht wer: 
ben folle; allein ein zwiſchen SDfterreich 
und Preußen 11. Oft. 1878 abgeſchloſſe⸗ 
ner Vertrag enthob den letztern Staat 


biefer Verpflichtung. Die Hauptftabt ber 
Monardie ift Kopenhagen (235,254 
Einw.). Die weitaus größte Zahl der Ein- 
wohner (II Broz.) gehört dem evangelifch- 
lutheriſchen Glaubensbekenntnis an. Nach 
der Veraſhunß vom 5. Juni 1849, re⸗ 
vidiert 28. Suli 1866, ift die Staatsform 
die einer Fonftitutionellen Erbmonardie. 
Da König Friedrich VII. kinderlos war, 
fo wurde 1853 der Prinz Ehriftian von 
Schleswig -Holftein-Sonderburg -Glüd2- 
burg als Thronerbe anerfannt und 1863 
als Chriftian IX, oe! ben Thron be= 
rufen. Der König beſitzt die höchſte Ge⸗ 
walt über die Land- und Seemadit, er- 
Härt Krieg, fchließt Frieden, Bündniſſe 
und Hanbelöverträge, kann jedoch ohne 
Einwilligung des Reichstags feinen Teil 
des Landes veräußern, über feine Staat3- 
einnahme verfügen oder dem Land eine 
laftende Verpflichtung aufbürben. In der 
Auzübung der gefeßgebenden Gewalt ift 
der König an bie Zuftimmung des Reich 8- 
tags gebunden, welcher fih aus dem 
Landsthing und dem Folkething zu: 
ſammenſetzt. Die Zahl der Mitglieder des 
Landsthings beträgt 66. Bon diefen er: 
nennt der König 12, in Kopenhagen wer: 
den 7, inden Wahlbezirken ber Städte und 
bed Landes 45, ein Mitglied wird von Born- 
holm und eing non ben Färdern geväptt 
Die Wahl gefchieht indirekt auf 3 Jahre, 
fo zwar, daß nach je 4 Jahren immer die 
Hälfte ausfcheidet. Zu ber Ziveiten Kam⸗ 
mer, dem Folfething, wird auf je 16,000 
Einw. ein Abgeordneter je auf 3 Jahre 
in allgemeinen Wahlen gewählt. Jedes 
Thing hat für ſich allein die Initiative in 
der Gefebgebung. Unter dem Präfibium 
des Königs tritt der Staatsrat ber 
Monarchie zuſammen, beitehend aus dem 
Kronprinzen und ben Miniftern (für bie 
Finanzen, Inneres, Juſtiz [zugleich Mi- 
nifter für land], Außeres, Marine, 
Krieg, Kultus und Unterricht). 

Zum Zwed der innern Verwaltung 
zerfällt das eigentliche D. in 18 Amter, 
wovon 9 (Hiörring, Thiſted, Aalborg, 
Biborg, Randerd, Aarhus, Veile, Ring- 
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kjöbing und Ribe) auf die Series Jüt⸗ 
land und I (Kopenhagen, Frederiksborg, 
Solbet, Sord, Präftd, Bornholm, Maribo, 

denfe und Svendborg) auf die Infeln 
fommen. Die Stadt Kopenhagen bildet 
einen bejondern Bezirk. An ber Spike 
ber Amter ftehen Amtmänner, welche in 
den fieben Stiftöftädten, db. b. den Wohn- 
fiten der Bifchöfe, den Titel »Stiftsamt⸗ 
manne führen. Das Land zerfällt näm- 
lich in fieben Sprengel oder Stifter, denen 
jeweilig ein (evangelifcher) Biſchof vorge: 
ſetzt iſt. Primas iſt der Bifchof von See- 
land, welcher in Kopenhagen refidiert. 
Die Stifter zerfallen in 69 Propfteien 


mit 1697 Kirchſpielen. ALS apoftolifcher | T 


Vikar fungiert für die Katholiken des Kö⸗ 
nigreichs der Biſchof zu Osnabrüd in der 
preußifchen Provinz Hannover. — Für die 
Rechtspflege beitehen Stabt- und 
Thinggerichte in erfter und die königlichen 
Landesobergerichte zu Kopenhagen unb 
Viborg in zweiter Inſtanz. Das höchſte 
Gericht für Das Königreich bat feinen Sitz 
in Kopenhagen, wofelbft auch ein See- und 
Danbeisgerteht befteht. — Heerwejen. 

urch die Gefeke vom 6. Juli 1867 und 
25. Juli 1880 ift Die allgemeine Wehr: 
pflicyt eingeführt. Nach dem letztern Ge- 
jet fol die Infanterie 31 Linienbataillone 
(1 Gardebataillon, die übrigen in 10 Re- 
gimenter zu je 3 Bataillonen formiert) 
zählen; die Kavallerie 5 Negimenter zu 
je 3 Linieneskadrons und 1 Eskadron 
Garde; die Felbartillerie 2 Regimenter 
mit je 6 Lintenbatterien; die Yeltungs- 
artillerie 2 Bataillone zu 6 Kompanien; 
die Genietruppen 1 Regiment zu 2 Ba: 
taillonen. Auf dem Kriegsfuß zählt die 
Armee mit dem erften und zweiten Auf: 
gebot 49,054 Mann. Die Kriegsflotte fol 
künftighin aus 8 ſchweren Panzerbatte⸗ 
rien, 2 ungepanzerten Korvetten, 2 unge: 
panzerten raſchen, großen Schiffen zum 
Rekognoszieren, 1 gepanzerten Kanonen⸗ 
booten, 8 ungepanzerten Kanonenbooten, 
30 Torpedobooten, 10 kleinern Korvetten, 
Schonern ꝛc. beſtehen. — Das Budget 
zeigt pro 1880—81 bei einer Einnahme 
von 47,145,000 Kronen und einer Aus: 
gabe von 43,052,000 einen überſchuß von 
über 4 Mill. Kronen (1 Krone =1 ME. 
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12!/a 2). Die Staatsfchulb betrug 
1879: 175 Mil. Kronen, welchen 18 
Mil. Aktiven gegenüberitanden. — Das 
Staatswappen ift ein bimmelblauer, 
oldgefrönter Löwe, verbunden mit den 
appenzeichen ber einzelnen Landesteile. 
Die Landesfarben find Rot und Weiß. Die 
Flagge (Danebrog) ift bochrot mit 
weißem, fie vechtwinfelig Durchfchneiden- 
bem Kreuz und dem Namendzug bes Kö⸗ 
nigs in der Mitte; bei Kriegsichifien ohne 
diefen, vorn mit zwei Spitzen. Bal. 
bie Gejchichtöwerfe von Allen (beutfd) 
1865), Müller (1874 ff.), die geogra= 
phiſch⸗ ftatiftifhen Beichreibungen von 
ds ap (2. Aufl. 1870 ff), Both 

Darmfladt, |. Heſſen-Darmſtadt. 

Dataria (Batarie, lat.), diejenige 
päpftliche Verwaltungsbehörde, welche die 
tirchlihen Gnadenſachen, Dispenfatio- 
nen ⁊c. zu erledigen, auch gewille Pfründen 
a bejeßen bat. An der Spitze dieſer Behörde 
teht ein Kardinal mit dem Titel Proto⸗ 
batarius, unter welchem bann der Da- 
tarius u. bie Subdatarien rangieren. 

Dauphin (franz., fpr. dofäng, lat. Del- 
phinus), früber Titel des älteften Sohns 
und präfumtiven Thronfolgers der franz 
zöſiſchen Könige. Der legte D. war ber 
Kerzog von Angouldme, Sohn Karls X. 

er Titel rührt von einem Vorbehalt 
Det, welchen Humbert IL, Beherrfcher ber 

auphine, bei Abtretung feines Landes 
an Karl von Valois 1349 machte, wonach 
der jeweilige Thronerbe in Frankreich eben⸗ 
diefen Titel führen jollte. 

Debatte (franz, Distufiion), münd⸗ 
liche Beratung und Erörterung eines Ge⸗ 
genftands namentlich in Berfammlungen; 
daher bebattieren, |. dv. w. liber etwas 
verhandeln in münbdlicher Rebe und Ge: 

enrede. Die D. über einen Antrag oder 
über eine Vorlage wird im öffentlichen 
Leben von dem Borfitenden ber betreffen- 
den Berfammlung eröffnet und geſchloſſen. 
Bei den Beratungen ber Volksvertreter 
über Regierungsvorlagen und nament- 
lich über Geſetzentwürfe wirb regelmäßia 
zwiſchen General: und Spezialbde: 
batte ober zwilhen Generaldiskuſ— 
jion (allgemeiner Beratung) und 


Debellatio — Degradieren. 


Spezialdisfuffion (befonderer 
Beratung) unterfchieden. Die allge 
meine D. befchäftigt fich mit den Grund: 
jäten des vorliegenden Gefetentwurfs 
überhaupt. Diefelbe findet nad) der Ge⸗ 
Thäftsordnung des deutihen Reichstags 
($ 18) insbeſondere zunächit bei ber erften 
Beratung (Lefung) des Geſetzentwurfs 
ober einer jonfligen Regierungsvorlage 
ftatt. Die zweite Beratung ift für die Spe- 
yialbistuffton beftimmt. Hier wird über 
jeden einzelnen Artikel der Reihenfolge 
nad) die D. eröffnet und geichloffen und 
die Abſtimmung berbeigefüihrt, Doch kann 
auf Beſchluß des Reichsſtags die Reihen⸗ 


folge verlaſſen, in gleicher Weiſe die D. 


über mehrere Artikel verbunden oder über 
verſchiedene zu demſelben Artikel geſtellte 
Abänderungsvorſchläge getrennt werden. 
Die dritte Beratung endlich verbindet eine 
allgemeine mit der ſpeziellen D.; fie bat 
ben Charakter einer revidierenden Schluß: 
beratung. Die D. wird gefchlojjen, wenn 
fi niemand mehr zum Wort melbet, 
außerdem wenn ein Antrag auf Schluß 
der D. geftellt und angenommen wird. 
Derartige Schlußanträge bebürfen nad) 
ber Geſchäftsordnung des deutſchen Reichs⸗ 
tags (853) ber Unterſtützung von 30 Mit⸗ 
gliedern des Hauſes. Nimmt ein Vertreter 
des Bundesrats nach dem Schluß der De⸗ 
batte das Wort, wozu er berechtigt iſt, da 
Vertreter des Bundesrats jederzeit gehört 
werden müſſen, ſo gilt die Diskuſſion aufs 
neue für eröffnet. Antragſteller und Be⸗ 
richterſtatter erhalten, wenn ſie es ver⸗ 
langen, ſowohl bei Beginn als nach Schluß 
der D. nochmals das Wort Gggaftsord⸗ 
nung des Reichstags, SS 47, 48). 

Debellätio(lat., Debellation),völ- 
lige Unterwerfung und folgeroeije Einver- 
feibung eines Staats burch und in einen 
andern; dbebellieren, gänzlich befiegen 
und unterwerfen. 

Debitor (Iat.), Schufbner. 

Debitverfahren, |. Kontur. 
ae ſ. v. w. Dekan (f. b.). 
Decharge (franz., ſpr.ſcharſch), Ent: 
laſtung, namentlich die Entlaſtung eines 
Rechnungsführers nach Ablegung der für 
richtig ehunbenen Rechnung; im Staats- 
Teben ift e8 Sache ber parlamentarifchen 
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Körperfchaften, für die Einhaltung bes 
bewilligten Etats nach Abfchluß der Rech⸗ 
nungen der Regierung D. zu erteilen oder, 
mit andern Worten, die Verwaltung durch 
Gutheißung und Anerkennung von einer 
weitern Berantwortlichleit zu entbinden. 

Desiffrierfunft, |. Chiffre 

Dedition (Iat.), Übergabe, Unterwer: 
fung eines Volks unter die Herrſchaft 
eine andern. 

Defekt (lat.), Mangel; insbeſondere 
Kaſſendefekt, das Mankoineiner Kaſſe, 


welches dem Kaſſenführer zur Laſt fällt. 


Defenfion (lat.), Verteidigung; De⸗ 
fenſor, Verteidiger (im Strafprozeß). 

Deferieren (lat.), antragen, insbeſon⸗ 
dere einen Eid antragen oder zuſchieben. 
Die Bartei, die der andern (dem Dela- 
ten) einen Eid zufchiebt, heißt der De⸗ 
ferent. D. heißt auch einem Geſuch ftatt- 


geben. . 

Definitin (lat.), enticheidend, beitimmt, 
daher man von der definitiven Anftellung 
eines Beamten im Gegenfat zur vorläu: 
figen oder proviſoriſchen |pricht. Defi- 
nttivum, bie endgültige Regelung einer 
Angelegenheit, namentlich im völkerrecht⸗ 
lichen Verkehr, im Gegenfab zu einem 
Pxoviſorium oder Interimiftilum. 

Defizit (Int., »es fehlt«), Verluft; na- 
mentlich im Etat, d. 5. im Voranichlag 
ber Ausgaben und Einnahmen, der Wir 
terichieb, um welchen die Ausgaben größer 
find als die Einnahmen; überhaupt der 
Mehrbetrag der Ausgaben gegen bie Ein- 
nahmen; auch Die Summe, um welche der 
Beitand einer Kaffe (Kaffendefizit) 
nach den Büchern au gering ift. 

Defraudation ( lat), Hinterziehung ge- 
jeglicher Abgaben, namentlich indirefter 
Steuern; Defraudänt, derjenige, ve 
cher fich einer ſolchen ſchuldig macht; de⸗ 
fraubieren, eine derartige Abgabe hin: 
terzieben. 

egredieren (lat.) auf eine niedrigere 
Stufe herabſetzen; Degradation, bie 
Amts ober Standesherabſetzung, weldye 


als Ehrenftrafe in den meilten Armeen 


noch bei Iinteroffizieren, in Rußland und 
in der Türfei aber auch bei Offizieren ſtatt⸗ 
findet, während fie Zivilbeamten gegen: 
über außer Gebrauch gefommen ift. 
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Dekan (Iat., Degant), Borftand 
eined Domkapitels oder Kollegiatitifts 
(wörtlich⸗ der Auffeher über zehn Dlanne); 
auch zuweilen Titel eines evangeliichen 
Superintendenten fowie auf Univerfitä- 
ten der Titel bes Vorſtands einer Fa⸗ 
fultät. 

Dellarieren (Tat.), erflären; eine 
Ware als fteuerbar anmelden. D ef ara= 
tion, Crirung; Angabe, welche als 
Grundlage einer Berficherung gilt; völfer- 
rechtliche Erflärung der Bedeutung eines 
früher abgefchlofienen Staatsvertrags 
oder eines beſtehenden Rechtsverbältnijies. 

Dekorieren (Iat.), ſchmücken, durch 
einen Orben auszeichnen; Deforation, 
Ordenszeichen. 

Dekrẽt (lat.), obrigkeitliche, insbeſon⸗ 
dere richterliche Entſcheidung, welche auf 
einſeitigen Parteiantrag ergeht, im Ge⸗ 
genſatz zum Beſcheid, ber nach wechſel⸗ 
— 328 — Gehör der Parteien erteilt wird; 
auch eine von der Staatsregierung an 
eine beſtimmte Perſon erlaffene Verfü⸗ 
gung (Anſtellungs-, Beſoldungs⸗, 
Enklaſſungsdekret). Dekretalen, 
päpſtliche Entſcheidungen, welche im ka⸗ 
noniſchen Recht teilweiſe zu allgemein 
verbindlichen Normen erhoben wurden. 

Delation (lat.), im Prozeßrecht die 
Zuſchiebung des Eides durch den »Deferen⸗ 
ten« an den »Delaten«. 

Delegieren (lat.), überweifen, abord- 
nen, daher man 3. B. von »Delegierfen« 
des — fmannstanbe oder von einem 
Delegiertenkongreß einer gewiſſen 
Partei ſpricht. In Ofterreich-Ungarn iſt 
Delegation gleichbedeutend mit Par⸗ 
—— 

Delikt (lat.), Verbrechen; Delin- 
quent, Verbrecher. 

De6lit (franz., fpr. Iih), im Code pénal 
bie Bezeichnung der zweiten Klaſſe ftraf: 
barer Handlungen, weld) leßtere in dem 
franzöfifchen Strafgeſetzbuch in crimes, 
delits und contraventions eingeteilt 
werben. Entiprechend ift die beutfche Ein- 
teilung in Verbrechen, Vergehen und 
Übertretungen. 

Demagdg (griech, »Volksführer«), in 
den griechiichen Freiſtaaten, beſonders in 
Athen, ein Volksredner, welcher in den 
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Volfsverfammlungen einen bebeutenden 
Einfluß ausübte, bad Volt führte und 
wohl auch zuweilen verführte. Deutzuinge 
wird ber Ausbrud zumeift in dem lebtge- 
dachten Sinn gebraucht, welcher jedoch an 
und für fi nicht in biefem Wort liegt. 
Demagogiihellmtriebe nannteman 
nach ben Kreiheitsfriegen in Deutichland 
die neftrebungen jener politifchen Ber: 
bindungen, welche es auf eine freiheitliche 
Oelaltung ber Verfaſſung und nach ber 
Meinung der Regierungen auf den Um: 


ſturz ber beftehenden Staatsverhältnifie 


abgefeben hatten. Zu ihrer Unterfuchung 
wurde die berüchtigte Mainzer Jentralun: 
terſuchungskommiſſion eingefegt. Neuer: 
dings bat die fozialdemofratiiche Partei 
manden Demagogen in jener übeln Be⸗ 
deutung des Wort? großgezogen. 

Demarklationslinie (lat.), Begren- 
zungslinie, welche, zumeift gelegentlicd, 
einer Waffenftillitandspereinbarung, zwi⸗ 
ſchen zwei Mächten ober Triegführenden 
Heeren feitgeftellt wird, und die von den 
beiderfeitigen Truppen, um einer Kolliſion 
derfelben vorzubeugen, nicht überjchritten 
werden darf. Die D. folgt in ſolchen 
Fällen gewöhnlich fogen. natürlidenGren= 
zen, Flüſſen, Bächen, Wegen 2c. So wurde 
3. 2. 1871 in ben Friedenspräliminarien 
von Verfailles die D. genau feftgefegt, in- 
bem Franfreich auf alle Rechte und An 
fprüdye auf diejenigen Gebiete verzichtete, 
welche öftlich von dieſer Linie lagen. (Vgl. 
Reichsgeſetzblatt 1871, ©. 216 f.) 

Dementieren (franz.), für unwahr er: 
Mären, eine unrichtige Zeitungsnachricht 
rihtigftelen. Dementi (pr. mangti), Nach⸗ 
weis der Unwahrbeit. 

Demobilifieren (lat.), eine Truppe aus 
dem Kriegsfland wieder auf den Friedens⸗ 
ftand ven 

Demokratie (griech, »Volksherr⸗ 
ſchaft«), diejenige Staatsform, bei welcher 
die Staatsgewalt der Geſamtheit der 
Staatsbürger zuſteht. Demokrat, der 
Anhänger eines derartigen Regierungs⸗ 
ſyſtems; Demokratis mus, das Stre⸗ 
ben nach der Herbeiführung einer ſolchen 
Regierungsform. Die D. findet ſich in. 
ber antiten Welt zuerft in Griechenland, 
wofelbit man damit die Herrfchaft bes 
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Demos, d. h. die Herrſchaft ber freien 
Bollbürger, bezeichnete, Abgefehen näm- 
lich von der fogen. Theofratie, bei ber 
die Gottheit felbft al8 das Oberhaupt des 
Staats, welches durch die Prieſter herricht, 
aufgefaßt wird, laſſen fih alle Staats⸗ 
verfafiungsformen auf zwei Kategorien 
zurüdführen. Die Staategewalt befindet 
ſich nämlich entweder in der Hand eines 
Einzelnen, dieſer allein erjcheint als der 
Negierende, während alle übrigen Staats⸗ 
angehörigen bie Regierten find; oder das 
Volk ſelbſt ift der Regierende, die Einzel- 
nen als folhe find die Regierten. Im 
eritern Fall ift eine Monarchie, eine 
Fürſtenſouveränität, im zweiten eine Re⸗ 
publik, eine Volfsjouveränität, gegeben. 
In Anfehung der legtern ift aber wiederum 
wiſchen Artftofratie undD. zu unter: 
cheiben. Bet jener übt eine bevorzugte 
Klaſſe der Staatsangehörigen oder ein 
befonderer Stand bie —— aus. Die 


Angehörigen dieſer Klaſſe ſtellen ſich in | d 


ihrer Geſamtheit als die Regierenden dar, 
während ſie in ihrer Stellung als Einzelne 
als Regierte erſcheinen. Bei der D. da⸗ 
gegen beſteht vollſtändige Gleichheit und 
Gleichberechtigung aller Staatsangehöri⸗ 
gen, deren Geſamtheit die regierende Macht 
im Staat iſt, welcher die Einzelnen als 
ſolche unterworfen ſind. Im Zuſammen⸗ 
hang mit dieſer Einteilung der Staatsfor⸗ 
men, welche übrigens ſchon den alten 
Römern geläufig war und namentlich in 
Ciceros Schriften vorkommt, pflegt man 
dann als deren Ausſchreitungen und zwar 
als die der Alleinherrſchaft die Deſpotie 
oder Willkürherrſchaft, als die Ausartung 
der Ariſtokratie die Dligarchie, d. h. die 
Herrichaft einiger beſonders reicher und 
pornehmer Perſonen, und als Ausfchrei: 
tung der D. endlich bie Ochlofratie, bie 
Herrichaft der rohen Maſſe des Pöbels, zu 
bezeichnen. Die D. insbeſondere ift aber 
entweder eine unmittelbare, (auch 
autofratifche genannt), oder eine mit: 
telbare (repräfentative). In jener 
regiert das Volk nicht bloß durch Männer 
feiner Wahl, fondern es übt die wichtigften 
Nechte der flaatlihen Machtvollkommen⸗ 
heit unmittelbar felbft aus, während in 
diefer das Volk nur indireft burch die von 
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ihm gewählten Vertreter berrfcht. Dabei 
liegt es aber in der Natur der Sache, daß 
die unmittelbare D. nur in einem Fleinen 
Staatsgebiet möglich ift, wie fich den 
diefelbe heutzutage nur noch in einigen. 
Heinen ſchweizeriſchen Kantonen findet. 
Anders im Altertum, welchen: unfer heu— 
tiges Repräſentativſyſtem, deffen Ausbil- 
bung das große Verdienſt der englifchen 
Nationift, völligfremd war. Die alte Welt 
fannte nur bie unmittelbare D., weshalb 
Die leßtere auch von manchen Publiziſten 
und namentlid) von Bluntfchlidie antike, 
die repräjentative dagegen bie moberne 
D. genannt wird. Wie der fpartanifche 
Staat und die altrömifche Republif das 
Mufter einer Ariftofratie, fo war Athen 
das Mufter diefer unmittelbaren oder an⸗ 
tifen D. Die Volksbeſchlüſſe waren hier 
für das gejamte StaatSleben maßgebend, 
und die völlige Gleichſtellung aller freien 
Staatögenofien ging bier jo weit, daß bei 
er Wahl der Beamten des Freiftants 
nicht die perfönliche Tüchtigkeit, fondern 
das blinde Los entfchied, und daß man 
völlig unbefcholtene, ja um das Vaterland 
hochverdiente Männer, deren Übergewicht 
gefürchtet ward, dem Grundfaß ber allge- 
meinen Gleichheit opferte und durch ge- 
heime Abftimmung, den Oftrafigmos, ver- 
bannte. In dieſer völligen Gleichitelung 
aller Bürger lag aber auch der Keim zu dem 
Verfall Atheng, denn die Erfahrung hat ge⸗ 
zeigt, Daß die fchranfenlofe Sleichberech- 
tigung aller leicht zu einem verberblichen 
Dünfel und zu einer verhängnivollen 
Selbftüberhebung und Überfchäßung der 
Maſſen führt, daß die Herrichaft der viel- 
töpfigen und veränderlichen Menge regel: 
mäßig au politiihen Schwankungen und 
ur Bildung entgegengejetter Parteien, 
ii aber zur Gewaltherrſchaft ein⸗ 
zelner ehrgeiziger Männer, zur Deſpotie, 
führt. Daher konnte Polybius es mit 
Recht als das Naturgeſetz der Staaten 
pegeichnen, dag auf die D. die Dejpotie 
folge, und die moderne Gefchichte Frank⸗ 
reichs zeigt uns, daß dieſer Sag nicht 
bloß für das Altertum zutreffend war. 
Für bie repräfentative D., wie fie uns 
gegenwärtig in den meilten [chweizerifchen 
Kantonen und jebt auch in Franfreich, 
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vor allem aber in ben Vereinigten Staa- 
ten Nordamerifas entgegentritt, liegt jene 
Gefahr weniger nahe. Hier herricht das 
Volt nur mittelbar durch bie von ihm 
periodifch gewählten Vertreter, zu denen 
bie tüchtigiten Kräfte und die Beſten aus 
dem Bolt herangezogen werben follen, fo 
daß man bie repräfentative D. nicht mit 
Unrecht eine Wablariftofratie ge 
nannt hat. Wirb ed dann zur Wahrheit, 
daß die Tugend, nach Montesquieu das 
Prinzip der D., das beitimmende Moment 
für das politifche Leben des Volks und 
feiner Vertreter wird, dann kann fich ber 
Staat auf ber breiten Bafis der Gleich: 
heit aller Staatsbürger zu jener_hoben 
Blüteund die Vaterlandsliebe der Staats: 
genoffen zu jener großartigen Opferfreu: 
digfeit erheben, wie fie ſich in der nord⸗ 
amerifanifchen Union gezeigt bat. Aller: 
dings ift nicht zu verfennen, daß in dem 
europäifchen Stantsleben das monarchifche 
Prinzip zu feft gewurzelt ift, als daß die 
D. hier auf die Dauer Boden gewinnen 
fünnte, wenn man auch nicht fo weit 
gehen will wie Dahlmann, der e8 als 
»Unſinn und Frevel« bezeichnete, wollte 
man unjern von monarchiſchen Ordnun⸗ 
gen durchdrungenen Weltteil in Republi⸗ 
ken des Altertums umwandeln. Zudem 
ſcheint es, als hätten wir in der konſtitu⸗ 
tionellen Monarchie diejenige Staatsform 
gefunden, welche unbeſchadet des mon: 
archiſchen Beingips auch dem Volk feinen 
Anteil an der Staatsverwaltung und an 
der Geſetzgebung fichert (fogen. Reprä— 
fentativverfaffung). Zu beachten ift 
übrigens, daß man auch in einem mon: 
archiſchen Staat von einer D. zu ſprechen 
und dann unter Demokraten diejenigen 
zu verftehen pflegt, welche dem demokra⸗ 
tiihen Prinzip Eingang zu verſchaffen 
juchen oder doch eine Liberale ftnatliche 
Entwidelung durch Vergrößerung der 
Volksrechte und Verbreitung demofrati- 
cher Inftitutionen anftreben. Im Gegen: 
ſatz zu diefer D. verfteht man dann unter 
Ariftofratie (f. d.) die mehr fonjervativen 
Elemente der Nation und die Gefamtheit 
aller derer, welche burch ihre Geburt, 
durch ihren Stand, Durch Vermögen und 
Intelligenz anzgezeichnet find und Darum 
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im öffentlichen Leben eine in mancher Hin⸗ 
fiht bevorzugte Stellungeinnehmen. Doch 
ift die gegenwärtige Strömung ber Zeit 
mebr dem bemofratifchen als dem arifto- 
fratifchen Prinzip günftig, und in unſerer 
mobernen Fonftitutionelen Monardie 
find dem erftern Konzeffionen von hoher ° 
Wichtigfeit gemacht worden. Endlich ift 
noch ber fogen. Sozialdemofratie zu 
gedenken, die, anfangs wenig beachtet und 
in threr Bedeutung oder vielmehr Gefähr: 
lichkeit vielfach unterfchäßt, in den letzten 
Jahren mehr und mehr Boben gewann, 
indem fie den Kampf ber Arbeit mit bem 
Kapital aufgenommen und die foziale 
und bamit auch politifhe Gleichitellung 
aller durch Befeitigung der bejitenden 
Klaffe (Bourgeoifie) zu ihrem Prinzi 
erhoben und ſchließlich in Deutichlan 
ein energifches Einjchreiten der Regierun- 
gen nötig gemacht FA (f. Sozialdemo⸗ 
ratie). Vgl. außer ben Lehrbüchern des 
Staatsrechts: Zöpfl, Die D. in Deutſch⸗ 
land (2. Aufl.1853); Shvarcz, Die D. 
(1877, Bd. 1); May, Democracy in 
urope roh 2 Bbde.). 
Demolieren (franz.), zeritören, insbe⸗ 
fondere die Werfe einer Feſtung fchleifen. 
Demonetifieren (franz), Münzen 
außer Kurs ſetzen oder im Kurs herabſetzen. 
Demonſtrieren — darthun, darle⸗ 
gen. Im militäriſchen und im diplo⸗ 
matiſchen Sprachgebrauch verſteht man 
darunter eine Operation (Demonftra- 
tion), welche feinen thätlichen Angriff 
oder eine eigentliche Verteidigung bezweckt, 
fondern mehr zur Verdeckung des eigent- 
lichen Plans dient. Dann verfteht man 
unter Demonftration aud) eine Öffentliche 
Kundgebung, welche von einer Regierung, 
einer Partei, einer öffentlichenKörperichaft, 
einem Verein ausgeht, um den Stanb- 
punkt des Demonftrierenben in auffallen- 
der Weije Fundzugeben, jo 3. B. dadurch, 
daß die Mitglieder der Oppofitionspartei 
an ber Eröffnung der Kammer nicht teil- 
nehmen, durdy eine Ovation, durch einen 
Öffentlichen Aufzug u. dgl. Die von den 
europäilchen Großmächten 1880 veran- 
ftaltete $lottendbemonftration hatte 
den Zwed, eine Preſſion auf die türfifche 
Regierung auszuüben, um bie Übergabe 





Demos — Deponieren. 


von Dulcigno an die Diontenegriner her: 
beisuführen. 
emos (griech.), Volk, Volksgemeinde; 
Demographie,»Volksbeſchreibung« als 
Ergebnis ber ftatiftifchen Unterfuchungen. 
enaturieren (lat.), Nahrungs: und 
Genußmittel, die mit einer Steuer belegt 
find, wie Salz und Spiritus, durch Ver⸗ 
mengung mit fremden Subflanzen zum 
Genuß untauglih machen, ohne ihre 
(iteuerfreie) Verwendung zu beftinmten 
technifchen, Iandwirtichaftlichen oder ge- 
werblichen Zweden zu beeinträchtigen. 
Denominieren (lat), benennen, er: 
nennen. Das Net der Denomina: 
tion ift die Befugnis, zu einer gewiſſen 
, Stelle einen Kandidaten vorzuichlagen. 
Denunzieren (Iat.), anzeigen, nament⸗ 
lich in ftrafrechtlichen Fällen eine Anzeige 
bei der Behörde erftatten. Der Anzeigende 
ift ver Denungiant, ber burch die An- 
zeige Betroffene der Denunziat; bie 
Anzeige felbft wird Denunziation ge 
nannt. In gewiſſen Fällen beftcht eine 
Denunziationspflidht (j.Anzeige). 
Departement (franz., ipr. t'mang), Ge: 
ſchäftsbezirk, Abteilung einer Behörde. 
In diefem Sinn ſpricht man namentlich 
von den Departementd eines Miniſte⸗ 
riums, indem man 3. B. unter dem D. 
des Kultus die Minifterialabteilung für 
Kultus, unter D. der Juſtiz das Juſtiz⸗ 
minifterium verfteht ꝛc. In Frankreich 
wurde wägtend ber Revolution durch Des 
kret der Nationalverfammlung vom 22. 
Dez. 1789 an Stelle der bisherigen Ein 
teilung des Landes in Provinzen die⸗ 
jenige in Departements eingeführt. Die 
Zahl ber letztern beträgt dermalen 89, 
einſchließlich in Algerien. Jedes D. 
zerfällt in 3—7 Arrondiffements, 
während die legtern wiederum in Kan: 
tone eingeteilt find. Der Kantor ift der 
Bezirk des Friedensrichterd. Der Ber: 
waltungschef des Departements ift der 
Präfekt (prefet), welchem ein Prä- 
fefturrat (Conseil de pr&fecture) zur 
Seite fteht, der zugleich al8 Verwaltungs: 
erichtöhof fungiert. Die Mitglieder des 
Üräfekturrats werden vom Staatsober⸗ 
haupt ernannt. Die gemeinjamen Inter: 
eflen bes Departement3 werden Durch 
Etaatölezilon. 
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den Generalrat (Conseil general) 
wahrgenommen, eine Verfammlung, bie 
aus allgemeinen Wahlen hervorgeht, ins 
dem jeder‘ Kanton ein Mitglied wählt. 
Die Arrondiffements fteben unter dem 
Unterpräfeft (sousprefet). Hier be⸗ 
fteht ein Arrondiffementsrat (Con- 
seil d’arrondissement), ber auf eben: 
biejelbe Weiſe wie ber Generalrat gewählt 
wird. An der Spite jeber einzelnen Ge: 
meinbe des Arrondifiements fteht ber 
Maire, welchem ein Munizipalrat 
(Conseil municipal) al8 Lofalgemeinde- 
vertretung zur Seite fteht. 

Depeiden (Depechen, franz., vom 
ital. dispaccio), amtlihe Schreiben, 
welche zwiſchen dem Minifterium ber aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten und den ihm 
unterftellten diplomatifchen Agenten ge⸗ 
wechjelt werben; fie find eigentlich von 
ber einen Seite die fortlaufenden Ergän— 
zungen ber Inſtruktionen und von der 
andern Berichte. Fremden diplomati- 
Then Agenten ftelt man nicht D., ſondern 
Noten zu. Den Namen haben die D. 
von ber Notwenbigfeit ihrer fchleunigen 
Beforgung. Im weitern Sinn verfteht 
man unter D. überhaupt Papiere von 
Wichtigfeit, bie durch Kuriere befördert 
werden. Mit Nüdfiht auf bie fchnelle 
Beförderung hat man den Namen ber D. 
jchlechtweg auf die Telegramme übertra⸗ 
gen (tele a D.). 

Deponieren (lat.), niederlegen, Hinter: 
legen, vor Gericht als Zeuge zu vernehmen 
geben; Depofition, Nieberlegung, Hin- 
terlegung; Depofitum, Hinterlegungs:- 
vertrag, vermöge deſſen ber eine Kontra= 
bent (Depofitar) die vom andern Kon⸗ 
trabenten (Deponent) bei dem erftern 
niedergelegten Sachen (Depofiten) zu 
bewahren und auf Verlangen zurüdzus 
geben verſpricht. Gerichtliche Depofition 
findet an Stelle der Zahlung ftatt, wenn 
diefe unmöglich ift, namentlich wenn ber 
Gläubiger die Annahme verweigert. Das 
Verfahren in ſolchen Fällen, in welchen 
die Depofition bei einer Behörde erfolgt, 
ift dur Depofitalorbnungen(Hin- 
terlegungorbnungen, 3. B. bie 
preußijche vom 14. März 1879) geregelt; 
namentlich muß der Depofitar durch eine 
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Schriftliche Depofitalanweifung zur 
Annahme bed Depofitums ermächtigt fein; 
Depoſitenbücher find Über bie einge 
gangenen Depofiten zu führen, und De- 
pofitenfheine find in ben einzelnen 
Fällen auszufertigen. Depoſitenban— 
Ten find ſolche Bankinſtitute, welche 
Geld, Wertpapiere und fonftige Wertob⸗ 
jefte gegen Vergütung in Verwahrung 
nehmen. 

Deportation (lat. VBerbringung), 
diejenige Freiheitsſtrafe, bei welcher der 
Berurteilte unter Minderung feiner bür: 
gerlihen Rechtsfähigfeit zwangsweiſe an 
einen beftimmten Ort (Straftolonie) 
gebracht und dort feftgehalten, regelmäßig 
auch zu Öffentlichen Arbeiten vermwenbet 
wird; fo in Frankreich (Cayenne, Neu: 
Faledonien) und Rußland (Sibirien), 
Spanien (Philippinen) und Portugal 
(Mofambit). In England, wofelbft früher 
die D. ſehr gebräuchlich war (Nordame⸗ 
rifa, Neuſüdwales), ift fie geſetzlich abge- 
fchafft. Dem beutfchen Strafrecht ift die 
D. fremd. Bol. v. Ag ort, Die 
D. als Strafmittel (1859). 

Depoſſedieren (Iat.), aus ben Beſitz 
feßen; einen Fürften aus feinem Neid) 
vertreiben. 

Depot (Franz., ſpr. ob), Niederlage; 
im _SHanbdelöverfehr Warennieberlage; 
im Militärweien Magazin von Kriegs- 
materialien ; auch Bezeichnung ber Erſatz⸗ 
truppen (Depotbataillon zc.), aud) 
wohl bes Orts, wo biefelben gejammelt 
und ausgebildet werben. 

Deputat (Iat.), dasjenige, was einem 
Beamten oder einem jonftigen Empfangs⸗ 
berechtigten Deputatiften)außerbarem 
Gelb an Naturalbezügen ausgefegt ilt; 
3. B. Deputatholz, Deputatgetreibe u: dal. 

Deputation (lat.), Abordnung, Ent: 
fendung einiger Mitglieber aus einem 
Kollegium, einer Korporation ober aus 
ber Mitte jonftiger Genofjen, welche für 
jene auftreten und fie vertreten follen; 
auch Bezeichnung berjenigen, welche auf 
dieſe Weiſe »deputiert« werben. So wer: 
den in manchen Gemeinden zur Verwal: 
tung einzelner Zweige des Gemeinde- 
weſens (Armenwelen, Schulwefen, Ge: 
werbewejen 2c.) bejonbere Deputationen 
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gewählt. In ben deutſchen Freien Städten 
ıft dies ber offizielle Titel gewiller Ver⸗ 
waltungsfollegien. In der preußifchen 
Kreisverfafiung kommen Kreisdeputierte 
als Vertreter bes Lanbrats vor. Nament- 
lich wird der Ausdruck Deputierte auch 
für die Mitglieder eines Landtags ge 
braucht. In Frankreich führt die aus all 
emeinen Wahlen hervorgehende Zweite 

ammer die Bezeihnung Deputiers 
tenfammer (Chambre des d&put£s). 
Bon befonderer Wichtigkeit find Die De⸗ 
putationen, welde eine ftänbifche Körper: 
haft an den Monarchen, namentlich zur 

berreihung einer Adreſſe, überjendet. 
Nach ber Geſchäftsordnung bed deutichen 
Reichſstags insbefondere beflimmt ber 
leßtere auf Vorſchlag bes Präfibenten die " 
Zahl der Mitglieder einer D., weldye dem 
Kaifer eine Abreſſe überreichen fol. Die 
Mitglieder der D. jelbft werden dann burch 
das 208 bezeichnet. Der Präfibent bes 
Neichstags iſt jedoch jedesmal Mitglied 
und alleiniger Wortführer ber D. Zur 
Zeit bes ehemaligen Deutichen Reich ver: 
ftand man unter Reihsdeputationen 
Ausſchüſſe des Reichstags, welche in ber 
Zwiſchenzeit zwiichen ben einzelnen Reichs⸗ 
tagen die —2— einſtweilen beſorgten, 
ſpuͤter Ausſchüſſe des Reichstags, welche 
zur Beſorgung gewiſſer Angelegenheiten 
deputiert wurden. Wichtig iſt z. B. der 
Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. 
Febr. 1803, welcher die deutſchen Fürſten, 
die ihre Beſitzungen auf dem linken Rhein⸗ 
ufer an Frankreich verloren hatten, teils 
durch Säkulariſationen geiſtlicher, teils 
durch Mediatiſierungen weltlicher Terri⸗ 
torien entſchädigte. 

Derogieren lat), außer Kraft ſetzen; 
fo fagt man 3. B. von einem ſpätern Ge: 
feß, daß ed bie Beilimmungen eines 
frübern derogiere; Derogation, Abün- 
derung eines Geſetzes durch teilweife Auf⸗ 
bebung besfelben. 

Deroute (franz., Ipr. ruht), Zerſtörung, 
— Zerſprengung einer Truppe, einer 

artei. 

Derwiſch (perf., »Armer«), Name mo⸗ 
bammebanischer Mönche, welche in zahl: 
reiche Orden zerfallen, die unter Scheichs 
(»Pird«) ſtehen. 
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Deiertieren (lat.), entweichen, entlau⸗ 
fen; Defertion, Verlaffung, namentlich 
im Militärwejen die eigenmächtige Ent- 
fernung eined Soldaten von der Truppe 
oder von dem dienſtmäßigen Aufenthaltes 
ort; Deferteur (franz., ſpr. «»tör), derje⸗ 
ige, welcher ſich eines ſolchen Verbrechens 
fhuldig macht. Das beutfche Militärftraf: 
geſetzbuch (SS 64 FF.) unterfcheidet zwifchen 
unerlaubter Entfernung und Fahnenflucht 
ober Defertion. Der unerlaubtenEnt- 
fernungmacht ſich derjenige ſchuldig, wel- 
cher fich von feiner Truppe oder von feiner 
Dienftitellung eigenmächtig entfernt oder 
vorjäglich fern bleibt, oder wer ben ihm er⸗ 
teilten Urlaub eigenmächtig überfchreitet. 
Hier tritt Freiheitsſtrafe big zu 6 Monaten 
ein. Dauert die Abwejenheit durch Ver: 
fchulden des Abwefenden länger al37 Tage, 
im Tel» länger als 3 Tage, fo tritt Ger 
fängnis ober Feftungshaft bis zu 2 Jah: 
ren ein. Dauerte diefelbe im Feld länger 
als 7 Zange, fo ift Freiheitsſtrafe von 6 

Monaten bis zu 5 Sahren verwirkt. Das 
Vergehen der unerlaubten Entfernung 
geht aber in da8 Verbrechen der Fahnen⸗ 
flucht über, wenn jene Entfernung bed 
Soldaten in ber Abſicht erfolgt, fich feiner 

efeglichen oder von ihm übernommenen 

erpflihtung zu entziehen. In diefen 
Fall tritt Gefängnis von 6 Monaten bis 
zu 2 Sabren, beim erſten Rüdfall aber 
Gefängnis von 1—5 Jahren und bei wie: 
berholtem Rückfall Zuchthaus von 5—10 
Jahren ein. Die Fahnenflucht, bei welcher 
übrigens auch fchon der bloße Verfuch ftraf- 
bar H wird im Feld mit Gefängnis von d 
bis 10 Jahren beftraft; im Rüdfall tritt, 

wenn bie frühere Fahnenflucht nicht im 

Feld benangen ift, Zuchthaus nicht unter 5 

Jahren und, wenn die frühere Fahnenflucht 

im Feld begangen war, Tobesitrafe ein. 

Tahnenflucht vom Poften vor dem Feind 

oder aus einer belagerten Feſtung wirb 
jtet8 mit dem Tod beitraft. Diejelbe Strafe 
trifft den Fahnıenflüchtigen, ber zum Feind 
übergeht. Neben dem wegen Fahnenflucht 
verwirkten Gefängnis iſt auf Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenitauds 
zu erfennen. Straferhöhend wirkt es end⸗ 
lich, wenn mehrere eine Fahnenflucht ver: 
abreben und gemeinjchaftlich ausführen. 
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Deſerviten (Iat.), die Gebühren eines 
Anwalts für geleiftete Dienfte. 

Defignieren (lat.), beitimmen, bezeich- 
nen; Dejignation, Anweifung, Ber: 
zeichnis, Bezeichnung; insbeſondere Be- 
zeichnung einer Perjon, welche für ein 
gewiſſes Amt in Ausficht genomnten ift. 
Befoldungsdefignation wirb bas 
Verzeichnis der Einfünfte genannt, aus 
welchen fich da8 Gefamteinfommen eines 
Beamten, eined Geiltlihen oder eines 
Lehrers zufammenfekt. 

Deſpot (grieh., »Herr«), Gebieter, 

audberr, im Altertum ingbefondere den 

Haven gegenüber; dann Bezeichnung 
für einen unumfchränften, willfürlich 
fchaltenden Machthaber; Defpotismus 
(Defpotie), diejenige Negierungsform, 
bei welcher lediglich der Wille und bie 
Willfür des Herrſchers enticheiden. Man 
bezeichnet jo die Ausartung und den höch⸗ 
ſten Grad eines abfolutiftifchen oder auto⸗ 
fratifchen Regiments (Tyranniz), die 
Willkürherrſchaft. Im Mittelalter und 
insbefondere im 17. und 18. Jahrh. hatte 
ber Defpotismug in den meiften einzelnen 
beutfchen Territorien einen gewiſſen pa⸗ 
triarchalifchen Charakter angenommen 
und erfchien ebendarum ald weniger 
brüdend. Auch in Rußland, der frühern 
—5 des Deſpotismus, ſind mildere 

ormen zur Anwendung gekommen, ſo 
daß man jetzt nicht ſelten im Hinblick auf 
das ruſſiſche Reich von einem aufgeflär: 
ten Deſpotismus ſpricht. Aber nicht 
nur die ultra⸗-abſolutiſtiſche Staatsform 
wird als Deſpotie bezeichnet; man ſpricht 
vielmehr auch in andern Staaten von einer 
deſpotiſchen Handhabung der Staatsge⸗ 
walt, von einem deſpotiſchen Auftreten 
und nicht nur von einem Fürſtendeſpotis⸗ 
mus, ſondern auch von einem Miniſter⸗ 
deſpotismus u. dgl. 

Deizendenten (Int), Nachkommen, 
Verwandte in abiteigender Linie; De— 
fzendenz, Nachkommenſchaft. 

Detail (franz., pr. «taj), daS Einzelne; 
Detailbandel, Kleinbandel; Details: 
lift, Kleinhändler. 

Detective (enal., ipr. ditedtiw), in Eng: 
Yand und Amerila ein Mitglied der Ent- 
bedfungs = oder geheimen vorigen 

% 
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Detention (lat.) Innehabung, Beſitz; 
— 5 pothaufige Feſtnahme einer Per⸗ 
on (ſ. Haft). 

Detractus personalis (fat.), |. 


Nachſteuer. 

Deutſche Fortſchrittspartei, ſ Fort⸗ 
ſchrit tspartei. 

Deutſcher Bund, Staatenbund, welcher 
von 1815 — 66 die verſchiedenen deutſchen 
Einzelftaaten, mit Einſchluß Ofterreich® 
umfaßte. Diefe Staaten hatten na 
ber Auflöfung des Deutfchen Reichs 1 
bie volle Souveränität erlangt, unb bie 
Vereinigung bed größten Teils derjelben 
unter der Botmäßigkeit Napoleons I. zu 
bem jogen. Rheinbund (ſ. d.) war glüd: 
Viherweife nur von kurzer Dauer. Der 
erfte Rarifer Friede vom 30. Mai 1814 
beitimmte, daß bie beutihen Staaten un: 
abhängig und durch ein füberatives Band 
vereinigt fein follten. Die Verfaſſung dieſes 
Bunbed wurde auf bem Wiener Kongreß 
befchlofien, nachdem verfchiebene Verfuche, 
die deutſchen Staaten zu einer feitern 
Staatlichen Derbindung zu vereinigen, ge: 
fcheitert waren. Die deutſche Bundes: 
afte, das Grundgeſetz des Bundes, datierte 
vom 8. Juni 1815. Damals traten die 
meiften deutfchen Staaten dem Bund bei. 
Noch in demfelben Jahr erfolgte ber Bei- 
tritt von Baden und Württemberg, wäh. 
rend Heffen- Homburg erft 1817 hinzukam. 
Die Bundesakte führt 38 Mitglieder na⸗ 
mentlich auf; da aber das Fürftentum 
Reuß jüngere Linie damals in drei Fürſten⸗ 
tiimer zerfiel, waren es im Grund 40 
Mitglieder, deren Zahl ſich durch das Hin⸗ 
zukommen von zpellen- Somburg auf 41 
erhöhte. Diefe Deitglieder waren: 1) der 
Kaifer von Ofterreih, 2) der König von 
Preußen, beide jedod nur in Anfehung 
ihrer früher zum Deutſchen Reiche gehöri- 

en Länder; 3) der König von Bayern; 

) ber König von Sachſen; 5) der König 
von Hannover; 6) der König von Würt: 
temberg; 7) der Großherzog von Baden; 
8) der Kurfürft von Helfen; 9) der Groß⸗ 
berzog von Heſſen; 10) der König von 
Dänemark für Holftein und Lauenburg; 
11) der König ber Niederlande für Luxem⸗ 
burg und Später auch für -Amburg; 12) 
der Herzog von Braunfchiweig; 13) der 


Detention — Deutjcher Bund. 


Großherzog von Medlenburg- Schwerin; 
14) der Dergog von Naſſau; 15) der u: 
berzog von Sachſen⸗Weimar-Eiſenach; 
16) der Herzog von Sachſen⸗-Gotha, 17) 
Sachſen⸗Koburg, 18) Sachlen- Meiningen, 
19) Sahfen=Hilbburghaufen; 20) ber 
Sroßber og don Mecdlenburg-Strelitz; 
21) der Großherzog von Oldenburg; 22) 
ber Herzog von Anhalt» Deffau, 23) 
Anbalt-Bernburg, 24) Anhalt: Köthen; 
25) der Fürft von Schwarzburg-Sonber2= 
haufen, 26) Schwarzburg⸗Rudolſtadt, =D 
Hohenzollern⸗Hechingen, 28) ae ol- 
lern-Sigmaringen, 29) Liechtentein, 30) 
Waldeck, 31) Reuß-Greiz (ältere Linie), 
3 Reuß⸗Schleiz, 33) Reuß⸗Lobenſtein, 
34) Reuß⸗Ebersdorf (jüngere Linie), 35) 
Schaumburg⸗Lippe, 36) Lippe; 37) bie 
Freien Städte Srontfunt, 38) Bremen, 
39) Hamburg, 40) Lübel und 41) der 
Landgraf von Heilen» Homburg. 

Ber Auflöfung bes Deutſchen Bundes 
waren jedoch nur noch 33 Mitgliedervorhan: 
den. 1825 ftarb nämlich das Haus Sachſen⸗ 
Gotha aus, und durch Erbvergleich vom 
12.00.1826 entitanden bie brei noch be⸗ 
ftehenden ſächſiſchen —e Sachſen⸗ 
Koburg⸗Gotha, Sa Aa ende (vor: 
mals Hildburghaufen) und Sachſen⸗Mei⸗ 
ningen-Hilbburghaufen. 1824 erlofch die 
Linie Reuß -Lobenftein, und 1848 wurde 
auch Neuß-Ebersdorf mit Reuß- Schleiz, 
nunmehr Reuß jüngere Linie, vereinigt. 
Die beiden hohenzollernſchen Fürſten- 
tiimer wurden 1849 in ben preußifchen 
Staatsverband aufgenommen. Anbalt- 
Köthen ftarb 1847, Anhalt-Bernburg 1863 
aus, fo daß ſeitdem nur ein Herzogtum 
Anhalt beſteht. Endlich fiel 1866 bie 
Landgrafſchaft a Bea mit dem 
Tode des Landgrafen Ferdinand Heinrich 
Friedrich an Heſſen-Darmſtadt. 

Was aber bie Verfaflung des Deutfchen 
Bundes anbetrifit, jo war diefelbe, außer 
in der Bundesakte vom 8. Juni 1815, 
namentlih dur die Wiener Schluß: 
akte vom 15. Mai 1820 (Schlußalte ber 
Wiener Minifterialfonferenzen)normiert, 
welch letztere durch Abgeſandte ſämtlicher 
deutſcher Staaten beſchloſſen und von der 
Bundesverſammlung ausdrüdlich als 
Bundesgrundgefeß anerfannt wordenwar. - 











Deuticher Bund. 


Außerdem Hatten verjchiebene Bundesbe⸗ 
jchlüffe die Bunbesverfaffung vervollſtän⸗ 
digt. Der Bund felbft ward in der Wiener 
Schlußakte (Art. 1) als »ein völferrecht: 
Yicher Verein der deutſchen jouveränen 
Fürften und Freien Städte« bezeichnet, 
und bie Bundesgrundgeſetze ftellten als den 
Bundeszweck »die Erhaltung ber äußern 
und innern Sicherheit —— und 
der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
ber einzelnen deutſchen Staaten« hin. 
Während aber in dem gegenwärtigen 
Deutſchen Reich die verblindeten Staaten 
u einem wirklichen Staat, einem Geſamt⸗ 
aat oder Bundesſtaat, vereinigt find, 
war ber Deutſche Bund ein bloßer Staa⸗ 
tenbund (ſ. Staat). Die Bundesgrund- 
gefege betonten ausdrücklich, daß die ein- 
zelnen Bundesſtaaten vollſtändig ſouverän 
ſeien, und die Bundesgewalt ward nicht 
als etwas über den Staaten Stehendes, 
ſondern vielmehr als eine Macht: binge- 
ftellt, welche fich aus der Souveränität der 
einzelnen Staaten zufammenfeße oder von 
biejer abgeleitet jei. Auch feste fich ber 
Deutſche Bund nicht das Ziel und ben 
Zweck eines wirklichen Staats, ſondern 
beſchränkte fich auf die Bewahrung ber 
Unabhängigfeit und Unverletzbarkeit ber 
im Bund begriffenen Staaten und auf 
die Erhaltung der innern und äußern 
Sicherheit Deutfchlande. Das Organ 
dieſes völferrechtlichen Verein? war bie 
Bundedverfammlung, au Bun: 
destag genannt, zu Frankfurt a. M., 
eine ftändige Vereinigung von Bevollmäch⸗ 
tigten (Bundestagsgejandten) der 
verbündeten deutſchen Staaten. Den Bor: 
fi führte Sfterreich durch den Bundes: 
präfidialgefandten. 


ım 
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bende Anftalten al8 Mittel zur Erfüllung 
ber außgefprochenen Bundeszwecke, und ge⸗ 
meinnüßige Ainoronungen fonftiger rt; 3) 
Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 
4) Entſcheidung über Krieggerflärungen 
und Friebensiclüffe Im Plenum hatte 
jedes Mitglied mindeſtens eine Stimme, 
und zwar war die Stinmenverteilung in 
den lebten Zeiten des Bundes folgende: 
Ofterreih, Vreußen, Bayern, Sachſen, 
Hannover und Württemberg hatten je 4, 
Baden, Kurhefjen, Heſſen⸗Darmſtadt, Hol: 
fein und Luxemburg je 3, Braunfchweig, 
Diedlenburg- Schwerin und Naffau je 2 
und die übrigen 19 Staaten je eine 
Stimme, zujammen 64 Stimmen. Im 
engern Rate dagegen hatten nur 11 Staa: 
ten (Ofterreih, Preußen, Bayern, Sad: 
fen, Württemberg, Hannover, Baden, 
Kurheſſen, Heflen= Darmitadt, Holſtein 
und Luxemburg) je eine einzelne (Viril-) 
Stimme, während die übrigen Staaten 
gruppenweiſe zu fogen. Kuriatjtimmen 
dereinigt waren. Die 12. Kurie bildeten 
nämlich bie großherzoglih und herzoglic 
ſächſiſchen Häufer, die 13. Braunſchweig 
und Naſſau, während bie 14. die beiden 
medlenburgifchen Großherzogtümer um⸗ 
faßte. Die 15. Kurie beſtand aus den Staa⸗ 
ten Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg- 
Rudolſtadt und Schwarzburg: Sonders⸗ 
haufen, die 16. aus den übrigen kleinen Für⸗ 
ſtentümern und die 17. aus den vier Freien 
Städten. Die Art undWeiſe, wie die Abſtim⸗ 
mung innerhalb der einzelnen Kurie er⸗ 
folgte, war für jede Kurie beſonders feſtge⸗ 
ſetzt. Im engern Rat genügte zur Gültig⸗ 
keit einesBeſchluſſes die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit, während im Plenum eine Majo⸗ 


Die Verhand⸗ rität von zwei Dritteln der Votierenden zur 
lungsweiſe auf dem Bundestag war eine 
zwiefache, im fogen. engern Rat und! 

Plenum. Nur im engern Rat konnte | 
nämlich die Beratung und Erörterung : vor das 


Entſcheidung erforderlich war. Dies galt 
aber nur für die Beſchlüſſe über Krieg und 
Trieben; für alle übrigen Gegenftände, die 
lenum gehörten, war Stimmen 


eines Gegenftands ftattfinden, ſelbſt wenn | einhelligfeit erforderlih. Ebenſo wurde 


die Beichlußfaffung darüber im Plenum 
erfolgen mußte, und zwar waren bundes⸗ 
geſetzlich zur Abſtimmung vor das Plenum 
verwiefen: 1) Abfafjung und Abänderung 
von Grundgefeben des Bundes und Be 





zur Beihlußfaflung in Religionsange: 
legenheiten und in einigen andern wich 
tigen ragen Stimmeneinhelligfeit, auch 
im engern Rat, erfordert. Die Geſchäfts⸗ 
behandlung in beiden Körperfchaften rich⸗ 


ſchlüſſe, welche die Bundedakte ſelbſt betra= : tete fich nach der proviforifchen Gefchäftg- 


fen; 2) organifche Einrichtungen, d. h.blei⸗ 


ordnung vomi4.Nov. 1816 u. der revidier⸗ 
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ten Geſchäftsordnung vom 16. Juni 1854. 
Die Befchlüffe des Bunbes(Bundesgefeke), 
welche in. die Verhältniffe ber einzelnen 
Bundesftaaten eingriffen, hatten aber kei⸗ 
neswegs ohne weiteres für bie Angehöri: 
gen berjelben recht2verbindliche Kraft, wie 
dies jebt in Anfehung der deutſchen Reichs⸗ 
gefeße der Fall it. Es entfprach vielmehr 
dem ftaatenbundlichen Charakter der Buns 
beöverfafjung, daß die Bundesregierun⸗ 
gen zwar die Verpflichtung hatten, bie 
Bundesbefchlüffe zur Ausführung zu 
bringen, daß aber für die Unterthanen 
ber einzelnen Regierungen bag Bunbesge: 
feß exit dadurch wirkſam wurde, daß «8 
für den betreffenden Staat als Geſetz 
durch defjen Regierung verfündet warb. 
Standen demnach alfo die Angehörigen 
der Einzelftaaten zu dem Bund felbft in 
feinem direkten Verhältnis, jo waren 
ihnen doch bundesgrundgeſetzlich gewiſſe 
Rechte garantiert, zu deren Realiſierung 
Die einzelnen Regierungen nötigenfalls von 
Bundes wegen angehalten werben Tonn: 
ten. Namentlich war benjelben Religions- 
freiheit zugeſichett; insbeſondere follte 
die Verſchiedenheit ber chriftlichen Reli⸗ 
gionsparteien in den Ländern und Gebie- 
ten de8 Deutfchen Bunbes feinen Inter: 
fchied im Genuß ber bürgerlichen und po: 
Kitifchen Nechte begründen. Ferner war 
den Unterthbanen das Recht gemwährleiftet, 
Grundeigentum außerhalb des Staats, 
ben fie bewohnten, zu erwerben und zu 
befiten, ohne deshalb in dem fremden 
Staat mehreren Abgaben und Laften 
unterworfen zu fein als deſſen eigne 
Untertbanen. Ebenfo war die Befugnis 
bes freien Wegziehens aus einem Bundes: 
ftaat in ben andern, der den Anziehenden 
erweislih zum Unterthanen aufnehmen 
wollte, bundesgrundgefeblich anerkannt; 
begleichen die Befugnis, in ben Zivil: 
und Militärdienft eines andern deutichen 
Bunbesftaats zu treten, wofern Feine Ber: 
bindlichfeit zu Militärdienften gegen bas 
bisherige Vaterland im Weg ftand; end⸗ 
lich auch die Freiheit von aller Nachiteuer, 
infofern Vermögen aus dem einen in ben 
andern Bundesſtaat übernehen würbe. 
Auch die Nreßfreibeit war bundesgrund- 
gejeglich verheißen, aber freilich durch 
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mancherlei Einfchränfungen durch Bun: 
desbeſchlüſſe bis 1848 ziemlich illuforifch 
gemacht worden. Außerdem jollte in allen 

unbesftaaten eine landſtändiſche Ver: 
faſſung ftattfinden; in allen beutfchen 
Staaten jollten Gerichte dreier Inſtanzen 
beftehen, und die Bundeöverfammlung 
ſollte ermächtigt fein, aus den einzelnen 
Bundesftanten Beſchwerden über Juſtiz⸗ 
vermeigerung anzunehmen unb beren 
Abftellung 8 bewirken. Streitigkeiten 
unter den Bundesgliedern ſelbſt ſollten 
unter Ausſchluß der Selbſthilfe durch 
die Bundezrerſammlung erledigt werden. 
Ein Bundesgericht fehlte; die Bundes⸗ 
verſammlung ſelbſt ſollte in derartigen 
Fällen gewiſſermaßen als Gerichtsbe⸗ 
hörde entſcheiden oder, wie man es aus⸗ 
drückte, als Bundesausträgalin⸗ 
ſtanz fungieren. Doch fand die Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung nicht vor der Bun⸗ 
desverſammlung und unmittelbar durch 
dieſelbe ſtatt, —** dieſe beauftragte 
damit unter Beobachtung gersilier Vor: 
fchriften die oberite Suftizitelle eines Bun⸗ 
desſtaats, welche im Namen und anftatt 
der Bundesverfammlung als Austräs 
galgericht entjchied. Innerhalb ber ein⸗ 
elnen Bunbesftaaten ſtand bie Aufredht: 
haltung ber innern Ruhe und Ordnung 
den einzelnen Regierungen zu, und nur 
augnahmsweife war ein Einfchreiten des 
Bundes für den Fall vorgefehen, baß eine 
Regierung nah Erihöpfung der ver: 
fafjiunggmäfigen und gejeßlichen Mittel 
ven Beiltand des Bundes anrufen oder 
durch die Umſtände verhindert fein würde, 
diefe Hilfe zu begehren, oder wenn es ſich 
um eine Bewegung handelte, welche bie 
innere Sicherheit des gefamten Bunbes 
bedrohte und ſich auf mehrere Bundes: 
faaten ausdehnte. Auch Streitigkeiten 
wifchen einzelnen StaatZregierungen und 
en Landftänden fonnten an ben Bund 
gebracht werben, und zwar war für folche 
Fälle Die Bildung eines Bundesſchie ds⸗ 
gerichts vorgeſehen. Die Vollziehung 
der Bundesbeſchlüſſe ſowie ber unter ber 
Autorität des Bundes ergebenden Richter: 
ſprüche erfolgte nötigenfalls im Weg ber 
Bundeserefution, über welche die 


Bundederelutiongorbnung vom 


Deutſche Reichspartei — Deutiches Recht. 


3. Aug. 1820 das Nähere beftiimmte. Die 
Bundeserefution beftand in der militäri- 
fchen Beſetzung bes betreffenden Landes, 
welche einem Bundesſtaat oder mehreren 
Bundegitaaten übertragen wurbe, nachdem 
bie Bundesregierung, gegenbiefie gerichtet, 
vergeblidy zur Befolgung bed in Frage 
ftehenden Bundesbejchluffes innerhalb feit- 
gefeßter Frift aufgefordert worden war. 
Das Bundesheer feste fih aus ben Kon 
tingenten ber Einzelitaaten zufammen und 
war in zehn Armeekorps und eine Rejerve- 
infanteriedivifion eingeteilt. Nur für den 
Tal eines Kriegs follten ein Bundes: 
oberfeldherr und ein Generalleutnant 
als deſſen Stellvertreter erwählt werben. 
Was endlich die Finanzen bes Bunbes an- 
belangt, jo war berfelbe al ein bloßer 
Staatenbund lediglih auf die Matrifu: 
larbeiträge der Einzelftaaten angewieſen, 
welche durch die Bundesmatrikel feft- 
geſtellt waren. 

Daß dieſe Bundesverfaſſung die größten 
Mängel hatte, daß ſie ſich dem erwachen⸗ 
den Nationalgefühl des deutſchen Volks 

egenüber als ungenügend erwies, bedarf 
einer weitern Ausführung. Es hat ja 
auch zur Zeit des Deutſchen Bundes nicht 
an Verſuchen gefehlt, eine feſtere Verbin⸗ 
dung ber einzelnen deutſchen Staaten her⸗ 
beizuführen und Deutjchland aus einem 
Staatenbund in einen Bundesftaat um: 
zuwandeln. Dies war insbejondere das 
Streben der nationalen Bewegung in den 
Jahren 1848 und 1849. Nanientlich war 
dad Organ des Bundes, der Frankfurter 
Bunbestag, mit der Zeit mehr und mehr 
zum Gegenftand des Spottes geworden 
wegen feiner Schwerfälligfeit und wegen 
ber großartigen Unbilligfeit und der ins 
nern Unwahrheit, welche in ber Art und 
Weife, wie bie einzelnen Staaten dort ihre 
Vertretung und ihre Teilnahme an der 
Ausübung der Bundesgewalt fanden, zu 
Tage traten. Denn von den 64 Stimmen 
bes Plenums hatte z.B. Reuß ältere Linie 
eine Stimme, alfo Ys Stimmgemwidt, 
während Dfterreich 4 Stimmen, alfo Yıs 
Stimingewicht, hatte; gewiß ein foloffa- 
les Mißverhältnis. Das Tleine Liechten⸗ 
ſtein repräfentierte nur etwa ben 6000. 
Teil der Gefamtbevölferung bes Bun- 
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des, hatte aber gleihmwohl ebenfalld ?/a« 
Stimmgewicht. Es vepräfentierten ferner 
die brei größten zum Bund gehörigen 
Staaten Ofterreich, Preußen und Bayern 
zufammen iiber %/s der Gefamtbevölferung 
des Bundes, hatten aber zufammen nur 
12 von 64 Stimmen, alfo noch nicht ein- 
mal Ys der Gefamtftimmenzahl, und e8 
brauchten nur 13 Kleinftaaten zufammen= 
zuftimmen, um zwei Großmädhte und ben 
brittgrößten Staat des Bundes dazu zu 
überſtimmen. Hiernach hätten die Klein⸗ 
ſtaaten eigentlich die ganze Politik des 
Bundes beſtim men können. Freilich haben 
fie von dieſer Macht nur wenig Gebrauch 

emacht, aber gerade darin zeigen ſich die 

ngefundheit und die innere Unwahrheit 
der ganzen Bunbesverfaffung. Die Haupt: 
ſchwierigkeit aber, welche eine Fräftige Ent: 
widelungbesDeutichen Bundes überhaupt 
unmöglich machte, iſt darin zu fuchen, daß 
in diefem Bund —8 Großmächte mit 
teilweiſe widerſtrebenden Intereſſen ver⸗ 
einigt waren, und ebendarum war es ge⸗ 
wiß die richtige Röfung der deutſchen Frage, 
eine Neukonſtituierung Deutſchlands ber: 
beizuführen mit Ausihluß SOfterreichs, 
wie e8 mit der Gründung des Norbdeut: 
Ken Bundes und des nunmehrigen Deut- 
ſchen Reich geſchehen ift. 

Bol. außer ben Lehrbüchern des deut- 
ſchen Staatsrechts: Häuffer, Deutſche 
Geſchichte vom Tode Friedrichs d. Gr. bis 
zur Gründung des Deutſchen Bundes, 
Bd. 4 (4. Aufl. 1869); Klüber, Über: 
fiht der diplomatischen Verhandlungen 
des Wiener Kongrefies 68 ‚3 Bde.); 
Derfelbe, Offentliches Necht des Deut- 
ſchen Bundes (4. Aufl. 1840); Dreſch, 
Dffentliches Necht des Deutfchen Bundes 
(1822); Kalten born, Gefchichte der beut- 
ihen Bundesverhältnijje von 1806 — 56 
(1857, 2 Bbe.); ©. v. Meyer, Staats: 
aften für Gefchichte und dffentliches Necht 
bes Deutfchen Bundes (2. Aufl. 1833 ff.). 

Deutihe Reihöpartei, ſ. Konſer⸗ 


vativ. 

Deutſches Recht, Inbegriff der Rechts⸗ 
grundſätze, welche in Deutſchland entſtan⸗ 
den und zur Geltung gekommen ſind, im 
Gegenſatz zum römiſchen und kanoniſchen 


Recht (f. Recht). 


120 Deutjches Reich. 


Deutſches Rei, Bundesftaat, umfaſ⸗KReichsland Elfaß = Lothringen (f. d.); 
fend die zum ehemaligen Deutſchen Bund | 540,477 qkm mit (1880) 45,203,921 Einw. 
(f. d.) gehörigen Länber, mit Ausschluß | (Bezüglich der zugehörigen Staaten vol. 
von Ofterreich und Kiechtenftein, forwie das | die Einzelartifel Bayern, Sachſen x.) 


überfiät über Die zum Deutſchen Neiche gehörigen Staaten. 








































Konfeiflonen 1871| Stim⸗ Ange | Matrikularbei- 
Bevolle⸗ Gvan-| Ka⸗ men \orbnete| träge 1881-82 
Staaten N geli⸗ tholi⸗ Sur | im | zum | vyro 
"1880 ſche e | den Bun⸗ Reichs⸗Aberhaupt Kopf 
Proz. |Proz.| Proz. desrat| tag Mar | ME. 
Königreide: 
Preußen . 2» 2 2 2.20 347500 127251067 | 65,0 | 88,5 | 1,3| 17 | 236 | 52501405 | 1,93 
Bayern . 75863| 5271516] 27,8 | 7Ls| Lo| 6 48 | 20149588 | 3,83 
Sachſen .. 14993) 2970220| 97,5| 21) 01] 4 23 5624998 | 1,80 
Württemberg. . . .. 19504| 1970132] 68,7 | 30,4| 0,7| 4 17 7281433 | 3,70 
Großherzogtümer: 
Baden 2 2 2 0 0.0 15084| 1570189 | 88,6 | 64,5 | 1,8 3 14 5185452 | 3,30 
een - > 000 7680| 936944 | 68,8 27,0 80| 3 9 1806698 | 1,93 
Medlenburg » Schwerin 13304 | 576827| 90,21 02| 0! 2 6 1129489 | 1,96 
Sadfen- Weimar . . . -» 3598| 309508 | 96,5| 33| 04| 1 8 597434 | 1,93 
Mecklenburg⸗Strelitz. . . 2929| 100269| 99,3| 03| 0,5} 1 1 195 125 | 1,95 
Dfdendburg. . » 2 2 0. 6400| 33T7454| 76,8 | 2265| O,5| 1 8 651238 | 1,03 
Herzogtümer: 
Braunfhrweig. . +. . - 3690| 349429| 97,2| 2,3| Da| 2 8 667804 | 1,01 
Sadjen - Meiningen 2468| 207147| 96,8| 0,81 09| 1 2 396 669 | 1,91 
Sadjen » Altenburg .. 1322] 155082] 90,0 (1ı| —| 1 1 297448 | 1,92 
Sadjfen»Koburg- Gotha. . 1968| 194479| 99,11 0,7| 01| 1 2 372409 | 1,01 
Anhalt. . 2 2 2 02. 2447| 232747| 97,a| 1L7| 0090| 1 2 435562 | 1,87 
Fürftentümer: 
Shwurzburg-NRudolftadt. . 942 8014| 9,7| O1| O1| 1 1 156379 | 1,05 
Schwarzburg⸗ Sondershaufen 862 71083| 9,5} O,8| O2| 1 1 137625 | 1,93 
Walwed. . . 2 2 2.2. 1121 56548| 96,1] 23) 15| 1 1 111648 | 1,97 
Neuß ältere Linie. . . . 316 5072| Mel 03] —| 1 1 95823 | 1,89 
Neuß jüngere Linie 8239| 101265] 9,7| 02| — |! 1 1 188405 | 1,86 
Ehaumburg » Lippe 443 35332| 97,«| 1232| Lil 1 1 67575 | 1,91 
ip 2 2 2 020. 1189| 120216) 96,7| 241 0,9 1 1 229343 | 1,90 
Freie Städte: 
Libed - 2 2 2 20. 283 635711 8,0| O,8| Lı 1 1 116070 | 1,82 
Dremen. - 2 2 02 0. 2555| 156229| 96,5| 20| 0,| 1 1 290016 | 1,86 
Hamburg . -. 2 2 2.2. 410) 454041| Ou| 23| Lır 1 8 792583 | 1,75 
Reichsland: 
Elſaß⸗Lothringen .. 14508| 1571971|: 17,5 | 79,7| 26| — 15 3810854 | 2,42 
Deutfches Reich: | 540477|45208921| 62,3 | 36,2 | 1,2| 58 | 397 |108288523| — 
Die Auflöfung des vormaligen Deut: | einem eigentlihen Bundesſtaat ober 


fen Reichs war mit der Gründung des 
Rheinbunds (ſ. d.) beſiegelt worden und mit 
der daraufhin erfolgten Niederlegung der 
deutſchenKaiſerkrone durch Kaif — Id. 
6. Aug. 1806 (j. Kaifer). Nach ben 
Freiheitsfriegen aber gelang eine Zuſam⸗ 
menfaffung der deutſchen Staaten zu 


Sefamtftaat nicht. E8 Tam vielmehr un: 
ter dem Namen »Deutſcher Bunde 
(f. d.) nur ein Staatenbund zuftande, 
welcher die deutfchen Länder burdy ein fö⸗ 
deratives Band zufammenhielt, das jedoch 
durch den Krieg von 1866 zerriilen ward, 
welchen DOfterreih und Preußen um bie 


Dentiches Reich (Verfaflung). 


Führerſchaft in Deutichland Tämpften, 
und in welchem die übrigen beutjchen 
Staaten teild auf Preußens, teils auf 
Oſterreichs Seite flanden. Der entfchei: 
dende Sieg der preußiichen Waffen bei 
Königgrätz 3. Juli 1866 ermöglichte cine 
Neugeitaltung der beutichen Bundesver⸗ 
faffung mit Ausſchluß ſterreichs, def- 
fen Kaifer ſich im Art. 6 des 23. Aug. 
1866 zu Prag abgefchloffenen Friedens⸗ 
vertragd zu der Erklärung verftehen 
mußte, daß »er die Auflöfung des bisheri⸗ 
nen Deutfchen Bunde anerfenne, feine 
Zuftimmung zu einer neuen Geſtaltung 
Deutichlands ohne Beteiligung des öfter: 
reihiichen Kaiferftants erteile und das en- 
gere Bunbesverhältnis, welches Se. Mai. 
der ng von Preußen nördlich ber 
Linie bed Mains begründen werbe, aner: 
fennen wollee. Demnädft wurben bie 
Herzogtiimet Holftein und Schleswig der 
preußiichen Monarchie einverleibt, wäh- 
rend Lauenburg (ſ. d.) zunächſt in Perſo⸗ 
nalunion mit Preußen verblieb. Preußen 
vereinigte ferner die eroberten Gebiete von 
Hannover, Kurbeflen, Naſſau und Frank⸗ 
furt a. M. fowie dag bayrifche Amt Gers⸗ 
feld, einen Bezirk um Orb und bie bay: 
riſche Enflave Kaulsdorf ſowie die heſſiſchen 
Kreiſe Biedenkopf und Vöhl nebſt einigen 
andern heſſiſchen Gebietsteilen, wofür je⸗ 
doch kurheſſiſche Gebietsteile als Entſchä⸗ 
digung gegeben wurden, und die Landgraf⸗ 
ſchaft Heſſen⸗Homburg mit feinem Gebiet. 
Die übrigen norddeutichen Staaten aber 
vereinigten fih mit Preußen zu einem 
Schub: und Trußbündnis, aus welchem 
ber Norddeutihe Bund hervorging, 
welchem auch Hejfen-Darmitadt für feine 
ſämtlichen nördlich des Mains gelegenen 
Gebietöteile beitreten mußte. Die Berfa]: 
fung diejes Bundes wurde von den betei- 
ligten Regierungen mit einem konſtituie⸗ 
renden Reichstag des Norddeutſchen Bundes 
vereinbart und, nachdem die Zuſtimmung 
der Einzellandtage erfolgt war, 24. Juni 
1867 publiziert. Mit den ſüddeutſchen 
Staaten Bayern, Württemberg, Baden 
und Heſſen bezüglich ſeiner nicht zum 
Norddeutſchen Bund gehörigen Gebiets⸗ 
teile wurde ein neuer Zoll⸗ und Handels⸗ 
vertrag abgeſchloſſen und vereinbart, daß 
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die Öefesgebung bes Zollvereins durch 
einen Zollbundesrat und ein gemeinſa— 
mes Zollparlament ausgeübt werden ſolle. 
Das erſte deutſche Zollparlament trat 27. 
April 1868 in Berlin zuſammen. Außer⸗ 
dem hatte Preußen unmittelbar nach dem 
dedzu⸗ von 1866 mit Bayern, Württem⸗ 

erg und Baden Schuß- und Trutzbünd⸗ 
niffe abgefchloflen,, wodurch fich die Kon- 
trahenten gegenfeitig bie Integrität ihrer 
Territorien garantierten und ſich verpflich⸗ 


teten, im Fall eines Kriegs ihre Trup⸗ 


pen einander zur Serfügung zu ftellen, 
indem für den Kriegsfall der König von 
Preugen auch Über die Truppen der füb- 
beutichen Staaten den Oberbefehl überneh⸗ 
men follte. In dem deutfchfranzöfifchen 
Krieg von 1870/71 ward nun dies Bünd⸗ 
nis erprobt, und die Erfolge des glorrei- 
chen Feldzugs führten zur Gründung bes 
Deutichen Reichs und zur Wiederheritel- 
lung ber beutfchen Kaiſerwürde. Die Ver⸗ 
faſſung des Deutfchen Reichs ift durch Ge⸗ 
feß vom 16. April 1871 verfündet wor- 
den. Durch ein weiteres Gefeß vom 9. 
uni 1871 ward ſodann auch da Gebiet 
von Eljaß-Zothringen (f.d.) für immer mit 
dem Deutichen Reich vereinigt. 

Am Gegenſatz zu dem vormaligen Deut: 
ſchen Bund ftellt ſich das Deutſche Reich 
als ein Bundesſtaat, nicht als ein bloßer 
Staatenbund bar (ſ. Staat). Den Mit: 
gliedern des Bundeß ftehen an und für ſich 
gleiche Rechte zu, abgeſehen von bem mit 
Rückſicht auf die Größe der einzelnen 
Staaten georbneten Stimmenverhältnis 
im Bundegrat (f. d.). Außerdem find 
den Staaten Bayern, Württemberg und 
Baden gewilfe Bor: und Sonderrechte ein⸗ 
geräumt. Endlich nimmt der König von 
Preußen eine wefentlich bevorzugte Stel- 
ung infofern ein, als ihm das Präfi- 
dium des Bundes übertragen ift. Ebenfo 
ftebt ihm als dem Inhaber bes Bundes⸗ 
präfidiumg, welcher den Titel beutfcher 
Kaiſer führt, der Oberbefehl über bie 
Kriegsmarine bes Reichs zu, wie er auch 
ber Reichsfeldherr ift. Ihm Tiegt die völ⸗ 
ferrechtliche Vertretung des Reichs ob, die 
oberfte Leitung der vom Reich reffortieren: 
ben Berwaltungsangelegenbeiten und bie 
Ernennung der Reichsbeamten. Der Kai⸗ 
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fer hat ferner die Ausfertigung und Ber: 
fündigung der Reichsgeſetze und die Über: 
wachung der Ausführung derfelben wahr: 

unehmen. Die Reichsgeſetze — ent⸗ 
Heben durch ben übereinſtimmenden Mehr⸗ 
beitsbejchluß des Bundesrats und bes 
Reichstags. In der erfigebachten Kör⸗ 
perſchaft ſind die einzelnen Bundesregie⸗ 
rungen als ſolche vertreten, während der 
Reichstag eine Geſamtvertretung des deut⸗ 
ſchen Volks iſt. Der einzige verantwort⸗ 
liche Minifter des Reichs iſt der Reichs 
fanzler, ber zugleich den Vorſitz im 
Bundesrat führt. Die Anordnungen und 
Verfügungen bes Kaifers werden im Na- 
men bed Reichs erlajjen und bebürfen zu 
ihrer Gültigfeit ber Gegenzeichnung bes 
Reichskanzlers, welcher dadurch die Ver: 
antwortlidyfeit übernimmt. Der Kompe⸗ 
tenzfreiß der Reichsgeſetzgebung iſt durch 
Art. 4 der Reichsverfaſſung beſtimmt, und 
ein Nachtragsgeſetz vom M. Dez. 1873 hat 
die gemeinſame Gefeßgebung über das ges 
ſamte bürgerliche Recht in Diefen Kompe: 
tenzfreiß hineingezogen. Die Ausbildung 
ber Organifation des Reichs hat ferner 
eine große Anzahl von Reichsbehörden ine 
Leben gerufen und einen bebeutenden Be⸗ 
amtenapparat, ohne daß man jedoch in 
dieſer Hinficht Schon jett zu einem Abſchluß 
gelangt wäre. Hervorzuheben iſt ferner, 
daß, abgeſehen von Bayern und Württem⸗ 
berg, das geſamte Poſtweſen ebenſo wie 
das Telegraphenweien dteichöſache ſſi. 
Ebenſo bilden die Kauffahrteiſchiffe der 
ſämtlichen Bundesſtaaten eine gemeinſame 
Handelsma rine, und auch das Kon⸗ 
ſulatsweſen iſt Reichsſache geworden. Das 
Reich bildet ein gemeinſames Zoll: und 
Handelsgebiet, und auch das Eiſen— 
bahnweſen iſt in einem gewiſſen Um— 
fang vom Reich abhängig (vgl. Eifen: 
bahnen). 

NReihsfinanzen. Die Einnahmen 
bes Reichs beſtehen zunächſt aus den Er: 
trägnijfen der Zölle und der Averfa ſowie 
der gemeinfchaftlichen Verbrauchsiteuern. 
Als ſolche find die Branntwein:, Brauz, 
Rübenzuder-, Salz: und Tabafiteuer ein- 
gefübt (ſ. d.). Für Bayern, Württem: 
berg, Baden und Elſaß-Lothringen iſt 
jedoch Die Befteuerung des Biers Landes⸗, 


Deutſches Reich (Reichsfinanzen). 


nicht Reichsſache. Dasfelbe gilt für die drei 
erſtgedachten Staaten von der Brannt- 
weinfteuer. Daher haben jene Länder an 
ben betreffenden Reichseinnahmen auch 
feinen Anteil. Dazu kommen bann bie 
Einnahmen aus der Reichspoſt⸗ und Tele- 
graphenverwaltung. Bayern und Würt- 
temberg, welche in Anſehung diefer Ber: 
waltung jer6ftänbig geftellt find, haben 
auch an diefen Erträgniffen Teinen Anteil 
und müflen dem entipreihend höhere Ma- 
trifularbeiträige bezahlen. Dazu treten 
ferner bie Einnahmen aus ber für das 
Reich zur Erhebung kommenden Wechſel⸗ 
ftempelfteıter und aus dem Spielfarten- 
ftempel, ferner die Zinfen ber Fonds des 
Reichs, die Einnahmen aus der Reichs⸗ 
eifenbahnverwaltung, aus ber Reichs⸗ 
bruderei, bie fatiftite Gebühr, Ionftige 
Gebühren, Steuern ber Banken unb end- 
lich die Matrifularbeiträge. Soweit näm⸗ 
lich die direkten Einnahmen zur Beltrei: 
tung ber gemeinfchaftlichen Ausgaben bes 
Reichs nicht ausreichen, find die Mittel 
durch Beiträge ber einzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten nach Maßgabe ihrer Bevölferung auf- 
zubringen (j. die Tabelle auf ©. 120). 
Die Cinnapmen und Ausgaben des Reiche 
werden alljährlich durch ein Etatsgeſetz 
vom Bundesrat und von dem Reichstag 
für jedes Etatsjahr, welches mit 1. April 
beginnt, feitgefegt. Ebenſo ift über Die 
Berwenbung aller Einnahmen bes Reichs 
bem Bundesrat und dem Reichptag zur 
Entlaftung jährlih Rechnung zu legeı. 
Nach dem Reichshaushaltsetai Fir 1881 
bis 1882 balanciert Die Einnahme mit der 
Ausgabe in ber Summe von 592,956,554 
ME. Die Einnahme aus den Zöllen und 
Verbrauchsſteuern iſt auf 335,490,150MF. 
veranschlagt und zwar: Zölle 188,250,000 
Mk., Tabakiteuer 4,578,000, Rübenzuder: 
ſteuer 49,553,000, Salzfteuer 36,368,730 
ME.; dazu kommen die Branntweinfteuer 
mit 34,854,120 ME. und die Braufteuer 
mit 15,095,760 Mk. ſowie die Averfa von 
den außerhalb ber Zollgrenze liegenden 
Bunbesgebieten mit 6,790,540 Mf. Die 
Einnahme aus dem Spielfartenftempel ift 
mit 1,100,000 ME. und die aus dem Wech⸗ 
jelftempel mit 6,106,900 Mk. veranichlagt, 
bie ſtatiſtiſche Gebühr mit 300,000 ME. 








Deutjches Reich (Finanzen, Kriegswefen). 


Die Überfchüfle aus der Poſt⸗ und Telegra- 
phenverwaltung find mit 18,69 
aus ber Neichdruderei mit 1,061,520 
Mr. und aus der Eifenbahnverwaltung 
mit 11,039,400 ME. eingeftellt. Der An- 
teil des Reich an dem Reingewinn ber 
Reichsbank (ſ. d.) beträgt 1,500,000 ME. 
Aus dem Reichsinvalidenfonds fließen 
31,071,344 ME. in die Reichskaſſe. Die 
zu berjelben zu vereinnahmenden Zinjen 
aus dem Reichsfeſtungsbaufonds, dem 
Reichseifenbahnbaufonds und Dem Reichs⸗ 
tagsgebäudefonbs betragen für das Etats⸗ 
jahr 3,842,605 Mf. Die Matrikularbei- 
träge belaufen fich pro 1881—82 auf 
03,288,523 ME. Die Ausgaben bed 

Reichs find auf 

511652061 ME, an fortbauernden und 

81304493 » an einmaligen Ausgaben, 


592 958 554 ME. in Summa veranlagt. 


Aus der erftern Kategorie find befonters 
folgende Boten hervorzuheben; 1,105,170 
ME. für das auswärtige Amt, 5,021,300 
ME. für Gefandtichaften und Konfulate, 
nicht weniger als 342,190,985 ME. für 
das Neichsheer, 27,518,326 Mf. für bie 
Marineverwaltung, 1,700,852 ME. für 
bie Reichsjuftizperwaltung und10,602,500 
ME.fürdie Berzinfung undBerwaltung der 
Reichsſchulden. Der Betrag, welcher aus 
ben Einnahmen aus ben Zoͤllen und aus 
ber Tabakfteuer, infoweit diefe Einnahmen 
die Summe von 130 Mill. ME. überftei- 

en, in Gemäßheit des Frandeniteinihen 

ntrags N d.) an die Einzelftaaten of 
verteilen ift, beläuft ſich auf 62,828, 
ME. Unter den einmaligen Ausgaben 
fommen 51,130,733 ME. auf die Verwal 
tung bes Reichsheerd, 11,373,558 ME. 
auf bie Diarineverwaltung und 3,3588,064 
ME. auf die Eifenbahnverwaltung. Für 
bie Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung find 
9,159,122 ME. an einmaligen Ausgaben 
verwilligt. 

Die Schulden bes Reichs beftan- 
den 31. März 1879 in 138,885,150 
ME. verzindlichen Schuldverfchreibungen, 
.60,004, ME. unverzinslichen Schatz⸗ 
anweiſungen, 163,097,900 Mt. Reichs: 
kaſſenſcheinen, zuſammen in 361,987,000 
Mk., dazu Zinsrückſtände 52,300 Mk 


TABME,| 6 


12 


cs 


An Fonds waren 31. San. 1880 vor: 
anden: Mark 
Neicheinvalidenfond . . . . 549459 707 
Reichsfeſtungsbaufonds . 73488 596 
Fonds fürdas Reichſtagsgebäude 29522518 
Reichskriegsſchatz 120 000.000 


Eine vergleichende Überficht des Haus: 


.o. 2 08 0. 0 


baltsetats feit 1872 ergibt (in 


Jahr 


1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877-78 
1878—79 
1879—80 
1880—81 
1881—82 


Einnahmen | Zölle und 


und 
Ausgaben je 


340 970 000 
356 521 467 
449 428 920 
515018563 
414256 998 
540 608165 
536 496 800 
540 796537 
539 252 640 
592 956 554 


Berbraudj- 
fteuern 


187 608 300 
196 569 780 
208 716150 
229 017690 
242629 170 
253 053810 
250 326 840 
251698 360 
307 196.470 


art): 


Matri⸗ 
kular⸗ 
beiträge 


96. 648 162 
13943 601 
67186 251 
68.969549 
71376215 
81044171 
87145516 
90371390 
81670950 


335 490 150 1103288523 


Das Reichskriegsweſen ift durch 
Beitimmungen ber Verfaſſung (Art. 57— 
68), durch das Bundes⸗(Reichs⸗) Geſetz vom 
9, Nov. 1867, betreffend die Verpflichtung 
zum Kriegsdienſt, durch das Reichsmili— 
tärgefeg vom 2. Mai 1874 und durch die 
Novelle zu dieſem Gejeb vom 6. Mai 1830 
normiert. Jeder Deutjche ift wehrpflich- 
tig und kann ſich in der Ausübung diefer 
Pflicht nicht vertreten laſſen (|. Wehr: 
pflicht). Die Landmacht des Deutfchen 
Reichs teilt fich in das ftehende Heer, bie 
Landwehr und den Landfturm. Die Dienft- 
pflicht beträgt für das ftehende Heer fieben 
Sabre und zwar drei Jahre bei der afti- 
ver Armee und vier Jahre bei der Reſerve; 
dann folgt die Verpflichtung zum Dienft 
in ber Landwehr für fünf Jahre und end- 
lich die Landfturmpflicht für alle Wehr⸗ 
pflichtigen vom 17. big zum vollendeten 
42. Lebensjahr (f. Erfagwefen). Die 
geſamte Landmacht des Reichs bildet ein 
einheitliches Heer, welches im Krieg und im 
Den unter dem Oberbefehl des Kaifers 

eht, unbejchadet der Vor= und Sonder: 
rechte der Staaten Bayern und Württem⸗ 
berg. Mit den beutfchen Kleinftaaten, 
abgefehen von Braunfchiweig, find befon: 
dere Militärkfonventionen(f. d.) ab: 
geſchloſſen, durch welche die Militärver: 
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waltung auf Preußen übergegangen iſt. 


- Deutjches Reich (Reichsheer). 


Jäger und Shüßen. 


Das deutfche Reichsheer bejteht aus 15 | 20 Jägerbataillone (inkl. 1 Squtzen · Bat.). 


Armeekorps und zwar: 


Gardekorps (Berlin und Umgegend). 


1. Armeekorps. Prov. Oſt⸗ und Weftpreußen. 
2. s Provinz Pommern. 


8. ⸗ Provinz Brandenburg. 
4. ⸗ Provinz Sachſen. 

5. ⸗ Provinz Poſen. 

6. ⸗ Provinz Schleſien. 

7. ⸗ Provinz Weſtfalen. 

8. ⸗ Rheinprovinz. 

9. ⸗ Provinz Schleswig - Holftein. 

10. ⸗ Provinz Hannover. 

11. ⸗ mit der Großh. Heſſtiſchen Divi⸗ 
ſion. Prov. Heſſen und Thürin⸗ 
giſche Staaten. 

12. ⸗ Königreich Sachſen. 

13. a Königreich Württemberg. 

14. . Großherzogtum Baden. 

15. . Elſaß und Lothringen. 

16. s (1. Königl. Bayr. Armeelorps). 
Ben.» Komm. Münden. 

17. ⸗ (2. Königl. Bayr. Armeekorps). 


Gen.⸗Komm. Würzburg. 

Jedes Armeekorps beſteht im Frieden aus 2 
Diviſionen, jede Diviſion aus 2 Infanterie⸗ und 
1 Kavalleriebrigade. Eine Ausnahme hiervon 
macht das 11. Armeekorps, welches mit der Großh. 
Heſſiſchen Diviſion drei Diviſionen zählt. Das 
Gardekorps hat 1 Kavalleriediviſton von 3 Briga⸗ 
den zu 2 und 3 Regimentern; das 12. und 15. 
Armeekorps haben je 1 Kavalleriebivifion von 2 
Brigaden, eritere zu 3, letztere zu 4 Reg. 

Eine Infanteriebrigade befteht aus 2 Reg. regel- 
mäßig zu 3 Bat. und 2 Landwehr-Pteg. zu 2 Bat.; 
eine Ravalleriebrigade aus 2, 8 und 4 Reg. 


Ferner gehören zu jedem Armeelorps 1 Feld⸗ 
artilleriebrigade, 1 Yußartillerie- Reg. oder ⸗Ba⸗ 
taillon, 1 Jäger⸗, 1 Pionier-, 1 Train» Bat. 
und 1 SInvalidenlompanie. — 1 Infanterieregi- 
ment — 3 Bat. zu 4 Komp. — 1 Kavallerie 
regiment = 5 Eskadrons. — 1 Feldartillerie⸗ 
regiment aus 3 Abteilungen zu 3 Batterien ober 
2 Abt. zu 4 Batt., in Bayern zu 5 Batt. — 1 Fuß⸗ 
art.» Neg. — 2 Bat. zu 4 Komp. — 1 Pionier 
Bat. zu 4 Komp. — 1 Train Bat, zu 2 Komp. 
(Garde» u. Train-Bat. Nr. 2 zu 3 Komp.). 


Das deutſche Reichsheer wird gebildet 
aus: 
Infanterie. 
161 Infanterieregimenter mit 503 Bataillonen. 
(9 Kol. Preuß. Garde-Reg., 104 Preuß, 
und deutſche Neg., 11 Kol. Sächſ. Reg., 6 
Großh. Badiſche, 4 Großh. Heſſiſche, 8 Kgl. 
Württemb., 19 Kgl. Bayr. Reg.) 


(1 Kgl. Preuß. Gardejäger⸗ und 1 Garde⸗ 
fügen» Bat., 11 Preußiiche, 2 Kgl. Sächſ., 
1 Großh. Medienb., 4 Kgl. Bayr. Bat.) 
Kavallerie. 
93 Kavallerie-Reg. zu 5 Eskadrons. 

(8 Kol. Preuß. Garde⸗, 8 Preuß. Küraſfier⸗, 
26 Preuß. und deutſche Dragoner- linkl. 2 
Großh. Heifiihe und 2 Kgl. Württemb.], 19 
Preuß. und deutſche Huſaren⸗ linkl. 2 Sal. 
Sächſ.], 20 Preuß. und deutſche Ulanen- ſinkl. 
2 Kol. Sächſ. und 2 Kgl. Württemb.), 2 Kgl. 
Sächſ. ſchwere Reg. 10 Kol. Bayr. Reg.) 

Yeldartillerie. 
97 Feldartilleriereginenter. 

(2 Kgl. Preuß. Garde, 81 Preuß. und 
deutſche Reg. linkl. 2 Kol. Sächſ. 2 Kal. 
Mürttemb., 2 Großh. Bad. 1 Großh. Heſſ. 
4 Agl. Bayr. Reg.) 

Fußartillerie. 
13 SFußartillerieregimenter zu 2 Bat. und 83 
Fuß» Art.»Bat., je zu 4 Komp. 

(1 Kgl. Preuß. Garde», 9 Preuß. Reg. u. 
1 Preuß. Bat., 1 Kol. Sächſ. Reg. 1 Kgl. 
MWürttemb. Bat., 1 Großh. Bad. Bat,, 1 Kgl. 
Preuß. Reg., 2 Kgl. Bayr. Reg.) 

Pioniere 
1 Kol. Preuß. Eifenbahn- Reg. zu 2 Bat., 19 Pio⸗ 
nier» Bat. zu 4 Komp. 

(1 Kal. Preuß. Garde⸗, 13 Preuß. Bat., 1 
Kal. Sächſ. 1 Kgl. Württemb,, 1 Großh. Bad., 
2 Kal. Bayr. Bat.) 

1 Kol. Bayr. Eifenbahn » Komp. 
Train. 
18 Xrainbataillone, je zu 2 Komp. (Garde⸗ und 
Bat. Nr. 2 zu 3 Komp.). 

(1 Kl. Preuß. Garde», 2 Preuß. Bat., 1 Sgl. 
Sächſ., 1 Kal. Württemb., 1 Großh. Bad., 2 
Kgl. Bayr. Bat.) 

1 Groß. Heſſ. Train⸗Komp. 

Für die Zeit vom 1. April 1881 bis zum 
81, März 1888 wird bie Friedens⸗Präſenzſtärke 
des deutſchen Neichäheer8 auf 427,274 Mann 
feftgeftellt. Die Einjährig- Freiwilligen find ba» 
bei noch nicht mitgerechnet. Es werden formieren: 
die Infanterie 503 Bataillone, die Feldartillerie 
340 Batterien, die YFußartillerie 31 Bataillone, 
die Pioniere 19 Bataillone, 


Die Gefamtetatsftärfe des deutſchen 
Heers beträgt pro 1881—82: 18,123 Of: 
fiziere, 51,586 Unteroffiziere, 788 Zahl: 
meifterafpiranten, 5325 Spielleute⸗Un⸗ 
terofligiere, 8103 Spielleute- Gemeine, 
347,849 Gefreite und Gemeine, 3532 La⸗ 





Deutfchtatholiten — Devolution. 


zarettgehilfen, 10,091 Okonomiehandwer⸗ 
fer, 1698 Militärärzte, 784 Zahlmeifter, 
624 Rokärzte, 656 Büchſenmacher und 
93 Sattler; dazu 81,629 Dienftpferbe. 
Die Kriegamarine zerfällt in bie 


Keriegäflotte und in bie Seewehr, welch | fi 


Veßtere ber Landwehr entipricht (ſ. Ma⸗ 
tine). Der etatömäßige Berjonalbeftand 
der Taifer!. Marine war 1881 folgender: 


1 Admiral, 2 Kapitäne und 1 Kapitänleut⸗ 
nant & la suite des Seeoffizierkorps; 1 ſtonter⸗ 
admiral, 1 Kapitän zur See, 1 Oberftleutnant, 
1 Major & la suite der Marine; 2 Oeneralmajore. 

1 Bizjeadmiral, 3 Konteradmirale, 22 Kapitäne, 
50 Kowvettentapitäne, 84 Kapitänleutnants, 155 
Leutnants und 128 Unterleutnants zur See, 100 
Seeladetten, 83 Mafchhineningenieure, 42 Zahl 
meifter, 17 Afpiranten, 9 Geiſtliche, 4 Aubiteure, 
1 Seneralarzt, 6 Oberſtabsärzte, 20 Stabgärzte, 
34 Alfiftenzärzte; außerdem 73 Offiziere, 24 Arzte 
und 26 Seeladetten der Reſerve und Seewehr. 

2 Matrofendivifionen, jede zu 4 Abteilungen, 
und 1 Matrofen - Artillerieabteilung: 79 Dedoffi- 
jiere, 26 Feldwebel, 4 Vizefeldwebel, 739 Unter⸗ 
offiziere, 5902 Matrojen und 4 Büchſenmacher. 

1 Schiffsjungenabteilung: 1 Dedoffizier, 1 Feld⸗ 
webel, 9 Unteroffiziere, 1 Obermatrofe, 400 Schiffs⸗ 
jungen. 

2 MWerftdivifionen, jede zu 1 Maſchiniſten⸗ und 
1 Handwerlerabteilung: 154 Dedoffiziere, 4 Feld» 
webel, 1808 Unteroffiziere und Gemeine, 73 Laza⸗ 
rettgebilfen und 1 Büchfenmacher. 

Seebataillon: 1 General der Imfanterie und 1 
Major & la suite, 1 Oberftleutnant, Komman- 
deur; 6 Kompanien Infanterie mit zufammen 6 
Hauptleuten, 6 Premierleutnants, 19 Sekonde⸗ 
leutnants, außerdem 6 Selondeleutnants der Re⸗ 
ferve und der Seewehr, 1087 Unteroffizieren und 
Gemeinen, 1 Büchjenmacher. 

Marineftabswadht, attadhiert dem Seebataillon:: 
43 Stabswachtmeifter und Stabsjergeanten. 


An Kriegsſchiffen waren 1881 vorhanden 
78 Schiffe mit 517 Kanonen, darunter die 
Panzerfregatten König Wilhelm, Kaifer, 
Deutichland, Friedrich Karl, Kronprinz, 
Friedrich d. Gr. und Preußen; ferner die 
Banzertorbetten Hanſa, Bayern, Sach⸗ 
ſen und Wirttamberg Über die Flagge 
der Kriegs⸗ und Handelsmarineſ. Fla gge, 
und über das Wappen und die kaiſerliche 
Standarte ſ. Kaiſer. 

Was die politiſchen Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Reichsangehörigen anbe⸗ 


trifft, fo find dieſelben in den betreffenden | (j 


Einzelartifeln dargeftellt; namentlich find 
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hierüber Die Artikel: »Auslieferung, Aus: 
weifung, Beſchlagnahme, Beſchwerde, 
Bundesindigenat, Doppelbeſteuerung, 
Durchſuchung, Ehe, Freizügigkeit, Ge: 
werbegeſetzgebung, Haft, Heimat, Konfef- 
ion, —* Patent, Petition, Preſſe, Un⸗ 
terſtützungswohnſitz, Urheberrecht und 
Verein« zu vergleichen. Über die Littera⸗ 
tur des deutſchen Reichsſtaatsrechts ſ. 
Staatsrecht. Val. »Handbuch für. das 
Deutfche Reiche (1877 ff.); »Statiftifches 
— Weit, Deutfhe Berfalungegefigte 
. ; Waitz, Deutiche Berfaffungsaefchichte 
(183475, 7 Bbe.). 

Dentichtatholiten, eine 1844 aus ber 
fatholifchen Kirche ausgefchiedene Reli: 
gionspartei. Die Außere Veranlaifung zur 
Gründung berfelben war durch die Aus⸗ 
ftelung des heiligen Rocks in Trier ge- 
geben worden und durch einen offenen 
Brief, welchen Damals der katholiſche Prie- 
fter Ronge an ben Bilchof von Trier richtete. 
Die deutſchkatholiſchen oder freireligiöfen 
Gemeinden huldigen bem Grundfaß freier 
Selbftbeftimmung in allen religiöfen An- 
gelegenheiten auf Grund der Heiligen 
Schrift, welche der Auslegung ber Ber: 
nunft völlig anheimgegeben ift. Im Kö⸗ 
nigreich Sachſen find die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der D. durch ein beſonderes Geſetz 
vom 2. Nov. 1848 geregelt. 

—— —— Konſervativ. 

Devalbieren (Iat.), Geld im Wert 
herabſetzen; Devalvatioır, die Herab- 
jetung bes Werts einer Münzforte von 
Staat wegen. 

Devife (v. mittellat. divien), in ber 
Heraldik f. v. w. Wahliprudy, Motto; vor- 
nehmlich auf Wappenſchildern, Siegeln, 
Fahnen u. dgl. gebräuchlich; wie 3. 2. 
Suum cuique (Preußen), Viribus unitis 
(Dfterreih), Dien et mon droit (Eng: 
land), Ich dien’ (Prinz von Wales), Viel 

eind, viel Ehr' (Fürſt Bismarck) u. bel. 

gl. v. Radowig, Die Devifen und 
Mottos des ſpätern Mittelalters (1850). 

Devolution (Int., von »devolvieren«, 
abwälzen), Übertragung, Übergang eines 
Rechts auf einen andern. Im Kirchenrecht 
verfteht man unter Devolutionsrecht 
jus devolutionis) bie Befugnis der 
höhern Kirchenbehörbe, eine erledigte geiſt⸗ 
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liche Stelle außerorbentlicherweije zu be- 
jegen, wenn dies von der zur Beſetzung 
berufenen Behörde ordentlicherweife, alfo 
namentlich innerhalb der geordneten Friſt, 
nicht geſchieht. So »devolviert« * B. das 
Beſetzungsrecht der vom Kapitel zu ver⸗ 
gebenden Pfründe an den Biſchof, von 
dieſem an den Erzbiſchof und von dieſem 
letztern wiederum an den Papſt. Im 
Prozeß verſteht man unter Devolutiv: 
effeft die Wirkung eines’ Nechtsmittels, 
wodurch bie Sache von einem Untergericht 
an ein höheres gebracht wird, wie dies bei 
den Rechtsmitteln der Berufung, der Be- 
ſchwerde und der Reviſion der Fall ift. 

Devotion (Tat.), Ehrfurcht, Ehrerbie⸗ 
tung; Ausdrud, welcher insbeſondere zur 
Bezeichnung der Unterwürfigkeit und Er: 
gebenheit Fürften und Oberbehörden ge⸗ 
genüber gebraucht wird. Depot, ergeben, 
unterthänig. 

Dezentralifation (lat.), ſ. Zentra: 
lifation. 

Dezernieren (lat.), beichließen, einen 
per itähen oder iiberhaupt amtlichen Be- 

heid erteilen; Dezernent, dasjenige 

Mitglied eines Kollegiums, welches in 
dem lebtern über eine zu erlaffende Ver: 
fügung oder über einen zu faffenden Be- 
ſchluß Bericht erftattet (»referiert«); De: 
zernat, Berichteritattung; auch Bezeich— 
nung für die Unterabteilungen einer Be: 
hörde, welche für Die Bearbeitung einzelner 
Tücher eingerichtet find. 

Desimieren (Iat.), den Zehnten neh: 
“ men; in ber Kriegsfprache das Strafge- 
richt über eine Truppe, welche fich der Feig: 
heit oder ber Meuterei ſchuldig gemacht 
bat, wofür je ber zehnte Mann mit dem 
Tod büßen muß. 

Deziſiv (lat.), entfcheidend; 3.8. De⸗ 
ziſivworte, derjenige Teil eines richter⸗ 
lichen Erkenntniſſes, in welchem die Ent⸗ 
ſcheidung enthalten iſt, im Gegenſatz zu 
den beigegebenen Gründen; Deziſiv— 
ſtimme (votum decisivum), im Gegen⸗ 
aß zu der bloß beratenden Stimme (vo- 
tum consultativum) eine folche, welche 
bei einem Beſchluß nach Stimmenmehr: 
heit mitgezählt wird; dann befonders das 
Recht, bei Stimmengleichheit die Entfchei= 
dung zu geben, welches zumeift bem Vor⸗ 


Devotion — Diäten. 


fitenden ber erjammmlung beigelegt if. 
So gibt 3. B. im deutfchen Bundesrat bei 
Stimmengleihheit die Präfibialftimme 
ben Ausſchlag. 

Diakon (Diäfonus, griech., »Die- 
ner«), in ber Fatholifchen Kirche ein Ge- 
hilfe des Prieſters beim Altardienft;britter 
Grab des Priefterfiands, der zum Cölibat 
verpflichtet; in ber evangelifihen Kirche 
Hilfsgeiftlider. Diafoniffinnen, ſ. v. 
w. Krantenpflegerinnen. Eine Diako⸗ 
nifjenanftalt wurbe 1836 vom Paftor 
Fliedner in Kaiferswerth gegründet. Seit: 
dem find zahlreiche Diafoniffenanftalten 
und Arbeitsftationen entflanden und zwar 
un nur in Deutichlanbd. 

iardie (griech., »Zweiherrſchaft«), 
Regierungdform, wonad) zwei Staatöbe- 
herrſcher gleichzeitig neben= und miteinan- 
ber regieren, wie in Sparta; auch Bezeich- 
nung Bir bas Borhanbenfein zweier Gegen: 
faifer oder fonftigen Xhronprätendenten. 

Diäten (richtiger eigentlich: Dieten, v. 
Tat. dies, »Tagegeldere), Vergütungen, 
welche an Beamte für Gejchäftsreifen, an 
Anwalte bei auswärtigen Geſchäften, an 
Abgeordnete während ber Sigungsperiode 
zur Entſchädigung für ben hierdurch er⸗ 
wachfenden befondern Aufwand gezahlt 
werden; daher Diät, f. v. w. Sißungs⸗ 
periobe einer Ständeverfammlung; Diä = 
tarius(Diätar), ber zeitweilig beieiner 
Behörde unter Verwilligung von D. Ans 
geftellte. 

Die Frage, ob ben Mitgliedern ftän- 
difcher Körperfchaften als folden wäh⸗ 
rend ber Legislaturperiode D. zu zahlen 
feien ober nicht, ift ber Gegenftand leb⸗ 
haften Streit3 geworben, namentlich feit- 
dem man bei der Errichtung de Nord: 
deutfchen Bundes, abweichend von der bis: 
berigen deutſchen Gewohnheit, das Prinzip 
der Diätenlofigfeit der Reichstagsabgeord⸗ 
neten aboptiert bat. Dean macht nämlich 
auf ber einen Seite für die Nichtzahlun 
von D. ben Umftand geltend, daß die Stel- 
lung bes Abgeorbneten, der feine D. be> 
ziehe, alfo ein reines Ehrenamt befleibe, 
eine würdigere und angefehenere fei al? 
im umgefehrten Fall, wo man durch die 
Zahlung von D. manches unlautere Mit- 
glied in die Kammer ziehe; ja, Sohn Stuart 


Diebitahl. 


Miu nennt die D. geradezu »ein immer: 
währendes Zugpflaiter, auf die übelften 
Seiten ber menſchlichen Natur gelegt«. 
Schwächer ift der weiter für die Nichtver- 
willigung von D. geltend gemachte Grund, 
daß nämlich die Seffionen der Ständever: 
ſammlungen fürzer und der Gefchäftsgang 
ein rafcherer fei, wenn die Ahgeorbneten 
lediglich auf ihre eignen Mittel angewiefen 
würden. Namentlich aber wird an ber 
Diätenlofigkeit von den beutfchen Bundes- 
regierungen und vorzugsweiſe von dem 
Fürften Bismard un deswillen feitgehal- 
ten, weil man darin ein konſervatives 
Gegengewicht gegen dad allgemeine Wahl⸗ 
recht zu erbliden glaubt, da allerdings die 
Wahlen regelmäßig fonfervativer ausfal⸗ 
Yen werben, wenn feine D. bezahlt und 
die Abgeordneten alfo vorzugsweife aus 
ber befißenden Klaffegewählt werden, beren 
Angehörige erfahrungsmäßig Tonfervati- 
ver find als diejenigen, die nichts zu ver⸗ 
lieren haben. Man beruft fich endlich auf 
das Beifpiel Englands, wo feit ber zweiten 
Revolution die Mitglieder bes Parlaments 
feine D. beziehen; doch ift dieſer Vergleich 
bei der Bertchiebenbeit bes politifchen Xe- 
bens und der volfäwirtfchaftlichen Zuftänbe 
Englands und der unſrigen wenig zu: 
treffend; auch hat die in Frankreich wieder: 
holt verſuchte Nachahmung jenes englifchen 
Prinzips feinen Erfolg gehabt. Dabei ift 
auch das Wort Dahlmanns wohl zu be 
berzigen, daß »nur die D. dem Volk ver: 
bürgen, daß feine Wahlfammer dem bür- 
gerlichen Verdienſt auch ohne das Geleit 
des Reichtums offen ſtehe«. Gleichwohl 
haben bie verbündeten Regierungen an 
dem G32 der nunmehrigen deutſchenReichs⸗ 
verfaffung (»Die Mitglieder bes Reichs: 
tags dürfen als foldhe feine Befolbung 
oder Entihädigung beziehen«) mit Ent: 
ſchiedenheit feftgehalten, obgleich der feiner 
Zeit von Schulze-Delisih eingebrachte 
Gejegentwurf zur Zahlung von D. und 
Reijefoften an die Reichſtagsabgeordneten 
vom Neichdtag angenommen worben ift, 
nachdem ein gleicher Antrag des Abgeord⸗ 
neten Walde in ber Legislaturperiobe 
von 1868 und 1869 abgeworfen worben 
war. Dagegen wird jett ben Reichstagg- 
abgeorbneten auf allen deutſchen Eifen- 
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bahnen während ber Dauer einer jeden 
Seſſion ſowie acht Tage vor der Eröff: 
nung und acht Tage nad) dem Schluß des 
Reichstags freie Fahrt gewährt. Den Mit: 
gliedern der deutichen Speziallandtage 
Dagegen, menigftens, wo das Zweikammer⸗ 
ſyſtem befteht, den Mitgliedern der Zwei⸗ 
ten Kammern, werben allenthalben neben 
dem Erjab der Reiſekoſten D. bezahlt, die 
allerdings mit Recht nur nad) einem nie: 
drigen Satz bemeffen find, ba die Stellung 
eines Abgeorbnneten nicht als ein lukratives 
Geſchäft erfcheinen Toll; jo namentlich in 
Preußen, Bapeın (Wahlgejeb vom 4. uni 
1848, Art. 30), Sachen (Gefet vom 12. 
Okt. 1870), Württemberg, Baden, Hel- 
fen 2c. Dagegen ift man inNordamerika, 
ähnlich wie in Frankreich unter dem Kaifer: 
reich, in das dem englifchen Prinzip ent- 
gegengejebte Extrem verfallen, indem dort 
ftatt mäßiger Tagegelder an die Abgeord- 
neten ein Fixum für bie Legislaturperiode 
bezahlt wird, welches 5000 Doll. beträgt, 
abgeſehen von ben nebenbei noch verwillig⸗ 
ten und ebenfalls unverbältnismäßig hoch 
geariffenen Reiſekoſten. In der Schweiz 

ezieben bie anitglieber der kantonalen 
Stoßen Räte oft feine D., während die 
Mitglieder ber Bundesverfammlung D. 
und Transportkoiten erhalten. 

In —5 auf den Rang und die amt⸗ 
liche Stellung der Beamten werden ver⸗ 
ſchiedene Diätenklaſſen unterſchieden, 
indem die höhern Beamten höhere, die 
niedern Beamten geringere Diätenſätze zu 
beanſpruchen haben. Für bie Beamten des 
Deutjchen Reichs ift das Diätenweſen burd) 
Verordnung vom 21. Juni 1875 (Reichs⸗ 
gefeßblatt, S. 249 ff.) und für die Beam: 
ten der Reichgeifenbahn: und der Poſtver⸗ 
waltung insbefondere durch Verordnung 
vom 5. Juli 1875 (Reichsgeſetzblatt, ©. 
255 ff.) normiert worden. 

Diebflahl (Entwendung, Furtum), 
bie Wegnahme einer fremden beweglichen 
Sache ın ber Abficht, dieſelbe ſich rechts⸗ 
widrig zuzueignen (vgl. Deutſches Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, $ 242). Hiernach gehören 
zum Begriff eines Diebſtahls folgende ein= 

elne Requifiten. Was I den Gegen: 
and bes Verbrechens anbelangt, fo 
ift ein D. 1) nur möglich an einer Sache, 
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d. h. an einem unyerfönlichen, Förperlicden 
Gegenftand. Hieraus folgt, Daß die wider: 
rechtliche Anetgnung von Gebanten und 
fonftinen Geiftesproduften, der jogen. lit⸗ 
terarifche D., fein D. im ftrafrechtlichen 
Sinn iſt. 2) Die Sache muß eine be⸗ 
wegliche fein, ſei e8 auch, daß fie erft 
gu Zwed des Stehlens beweglich gemacht, 

aß 3.2. ein in eine Wand eingemauerter 
Spiegel herausgeriſſen und nun entwen- 
det wurde. Da biernady an einer unbe: 
weglichen Sache ein D. nicht möglich ift, 
jo un namentlich auch das Abgraben oder 
Abpflügen eines Grundſtücks nicht unter 
den Begriff eines Diebitahl3 und wirb da⸗ 
ber im deutfchen Strafgefetbuch (F 370, 
Ziff. 1) als befondere Übertretung behan⸗ 
delt und beitraft. 3) Die Sache muß eine 
fremde, alfo einer dritten Perjon zuge: 
börig fein; an feiner eignen Sache Tann 
man feinen D. begeben. Aus ebendem: 
felben Grund kann auch an einer herren⸗ 
Iofen, in niemandes Eigentum ftehenden 
Sache ein D. nicht begangen werben. So 
ift 3. B. das Wild, welches fih nicht in 
einem befondern Gehege, ber Fiſch, wel- 
cher ſich nicht in einem abgejchloffenen 
Behälter, fondern im offenen Waffer be 
findet, in niemandes Eigentum, und eben- 
darıım fällt das unbefugte Jagen, Filchen 


oder Krebfen, der jogen. Wild: und Fiſch⸗ S 


diebftahl, nicht unter den Begriff bes eigent⸗ 
lichen Diebſtahls, jondern unter bejon- 
dere Strafbeftimmungen. gt. Deutfches 
Strafgeſetzbuch, SG 292, 296, 370, Ziff. 4.) 
Auch der Leichnam eines Menfchen fteht 
in niemandes Eigentum, und ebendarum 
ift auch ber fogen. Leichenraub fein D., 
fondern ein bejonderes ergehen, (Dal. 
Deutfches Strafgeſetzbuch, $ 168.) 4) Die 
betrefjende Sache muß fih im Gewahr: 
fam eines andern befinden, und eben 
darum ift die Handlung desjenigen, der 
eine fremde bewegliche Sache, bieer jelbit im 
Beſitz oder im Gewahrſam bat, fich rechts⸗ 
widrig zueignet, fein D., fondern das be- 
fondere Vergeben der Unterichlagung oder 
Beruntreuung (deutſches Strafgeſetzbuch, 
F246). Aus demſelben Grund iſt auch 
ber ſogen. Funddiebſtahl, d. h. die rechts⸗ 
widrige Aneignung einer beweglichen 
Sache, welche ber Eigentümer aus jeinem 


Diebſtahl. 


Beſitz verloren hat, kein D. ſondern wird 
nach dem deutſchen Strafgeſetzbuch als ein 
Ball ber Unterjchlagung beftraft. Ebenfo 
ann man auch die wiberrechtliche Zu⸗ 
eignung verfchoffener Munition nicht als 
D. beftrafen, und chenbeshalb enthält 
das Strafgefegbuch des Deutichen Reichs 
($ 291) hierfür eine befondere Strafan- 
drohung. 

II. In Anehung bed äußern Thats 
beſtands des Diebitahls ift 1) die Weg- 
nahme ber fremden beweglichen Sache aus 
dem Gewahrjam eines andern erforberlidy; 
folange bie Sache noch nicht weggenommen 
ift, kann es ſich Höchftens um den Verfuch 
eines Diebftahls handeln. 2) Diefe Weg⸗ 
nahme muß aber ohne Anwendung von 
—8 gegen eine Perſon geſchehen (vgl. 

aub). 

II. Zum jubjeftiven Thatbeſtand 
des Diebſtahls gehört folgendes: 1) Der 
Dieb muß die Abſicht haben, fich Die Sache 
rechtswidrig zuzueignen; ed gibt feinen D. 
aus Fahrläffigleit. 2) Der Dieb muß bie 
rechtswidrige Zueignung einer fremden 
Sache beabjichtigen, d. h. er muß bas Be- 
wußtfein von ber Nechtäwidrigfeit feiner 
Handlungsweife haben; daher fchließen 
die Einwilligung des (wirklichen oder ver: 
meintlichen) Eigentümers der fraglichen 

ache in deren Wegnahme ſowie bie irrige 
Annahme, dab man felbft ber Eigentümer 
fei, das Vorbandenfein eines Diebftahls 
aus. 3) Die Zueignung der Sache muß 
es fein, worauf bie widerrechtlihe Ab⸗ 
ficht des Diebes gerichtet ift; er muß bie 
Sache ſich zu eigen machen, ganz in feine 
Gewalt bringen wollen. Daher ift der 
fogen. Futterdiebitahl, d. 5. Wegnahme 
von Getreide ober andrer zur Fütterung 
des Viehs beftimmter oder geeigneter Ge⸗ 
genftände wider Willen des Eigentümers, 
um deſſen Vieh damit zu füttern, Tein 
eigentlicher D., fondern eine in unferm 
Strafgeſetzbuch ($ 370, Ziff. 6) mit be 
fonderer Strafe bedrohte Übertretung. 

Was ferner bie verfchtedenen Einteilun- 
gen des Diebftahls anbelangt, jo fan man 
einmal zwilchen gemeinem und privis 
legiertem D. unterfcheiben, indem dann 
unter bem letztern ber durch eine milbere 
Behandlungsweife ausgezeichnete D. zu 
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verſtehen ift. In dieſe Kategorie gehört aber 
namentlich der Ingen. Haug: oder Fa⸗ 
miliendiebſtahl. Nach dem deutſchen 
el ($ 247) tritt nämlich in 
Anfehung eines Diebitahl3, der gegen 
Verwandte abiteigenber Linke, gegen Ber: 
ſchwägerte in auf- und abfteigender Linie, 
Adoptiv: und Pflegeeltern und Kinder, 
Gefchwifter fowie deren Ehegatten oder 
Derlobte oder gegen Vormünder, Erzieher 
ober folche Perſonen, zu welchen ber Dieb 
im Lehrlingsverhältnis fteht, oder in deren 
häuslicher Gemeinfchaft als Gefinbe er ſich 
befindet, bie ftrafrechtliche Verfolgung nur 
auf Antrag bes Beftohlenen ein, und Dieb: 
ftähle, von Verwandten auffteigenber Linie 
gegen Verwandte abfteigender Linie oder 
von einem Ehegatten gegen den andern 
begangen, bleiben ganz ſtraflos. Auch der 
fogen.Mundraub gehört hierher, d. h. die 
Entwendung von Nahrungs⸗ oder Genuß⸗ 
mitteln von unbedeutendem Wert oder 
von geringer Menge zum alsbaldigen Ver⸗ 
brauch, welche von der modernen Straf⸗ 
eſetzgebung und ſo auch von unſerm deut⸗ 
Öfen Strafgefeßbuch nicht als eigentlicher 
D., fondern als eine bloße Übertretun 
mit Gelbitrafe ober Haft belegt wird (vgl. 
Deutſches Strafgeſetzbuch, F 370, Ziff. 3). 
Zu dem privilegierten D. ift auch ber 
fogen. Forft: oder Holzdiebftahl, d. h. 
die Entwendung von Holz oder fonftigen 
Waldproduften aus Forſten oder unter 
— ſtehenden Orten, und der ſogen. 
elddiebſtahl, d. h. die Entwendung von 
Bodenerzeugniſſen vom Feld, zu rechnen. 
Derartige Entwendungen werden nämlich 
bei Geringfügigkeit der entwendeten Forſt⸗ 
oder Feldprodukte nach den Forſtſtrafgeſetz⸗ 
büchern und Feldpolizeiordnungen der ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten mit viel geringe⸗ 
rer Strafe als der gemeine D. belegt, und 
zwar ſind dieſe Strafbeſtimmungen nach 
dem Einführungsgeſetz zum norbbeutichen, 
jest deutfchen Strafgeſetzbuch vom 31.Mai 
1870 ($ 2) neben dem letztern in Kraft 
eblieben. Eine weitere wichtige Eintei- 
ung ift die in einfaden und ausge: 
jeiäneten ober ſchweren D., weld 
letzterer dann vorliegt, wenn ein D. unter 
bejonders erfchwerenden Umflänben ver: 
übt wurbe und ebendeshalh als befonders 
Staatslexikon. 


Krafroürbig ericheint. Nach dem deutfchen 
Strafgefegbuch ($ 243) wird ein D. als 
ſchwerer beftraft, wenn er mittelft Ein- 
bruchs oder Einſteigens in ein Gebäude 
oder einen umſchloſſenen Raum, oder 
mittelft Erbrechens von Behältniflen, oder 
mittelit Anwendung falſcher Schlüffel oder 
andrer zur ordnungsmäßigen Eröffnung 
von Behältniffen oder Thüren nicht be- 
ſtimmter Werkzeuge verübt wurbe; ferner, 
wenn aus einem zum Gottesbienft be- 
flimmten Gebäude dem Gottesbienft ge- 
widmete Gegenftände geftohlen werben; 
wenn auf einem öffentlichen Weg, einer 
Eiſenbahn, in einem ‚Pofigebäube oder alt 
einem andern öffentlichen Ort Gegenftände 
ber Beförderung mittelſt Abſchneidens oder 
Ablöſens der Befeſtigungs⸗ oder Verwah⸗ 
rungsmittel, oder durch Anwendung fal⸗ 
ſcher Schlüſſel oder andrer zur ordnungs⸗ 
mäßigen Eröffnung nicht beftimmter 
Werkzeuge entwendet werden; wenn der 
Dieb bei Begehung des Diebſtahls Waffen 
bei ſich führte; wenn der D. von mehreren 
ausgeführt wurde, welche fich zur fort- 
gelegten Begehung von Raub oder D. ver: 
unden haben; endlich, wenn ber D. zur 
Nachtpeit in einem bewohnten Gebäude, 
in welches ſich der Thäter in diebifcher Ab⸗ 
fiht eingejchlichen, oder in dem er fich ver- 
borgen hatte, verübt worden ift. Was die 
Beltrafung des Diebitahls anbelangt, jo 
ift die Normalitrafe für den D. jebt Frei⸗ 
heitöftrafe, neben welder die franzöſiſche 
Geſetzgebung fafultativ, bie belgifche obli- 
getortich auch Gelbftrafe ftatuiert. Nach 
em deutſchen Strafgefeßbuch wirb der 
einfache D. mit Gefängnis bis zu 5 Jah: 
ren beitraft, fo daß aljo die Minimalitrafe 
1 Tag Gefängnis if. Der ſchwere oder 
ausgezeichnete D. Dagegen wird mit Zucht: 
haus von 1—10 Jahren beftraft. Als 
bejonberer Straferhöhungsgrund gilt beim 
D. der wiederholte — da derſelbe 


t | von einem beſonders eingewurzelten Hang 


zum Stehlen zeugt und beshalb eine be: 
ſonders ftrenge ftrafrechtliche Reaktion er: 
heiſcht. Das deutſche Strafgeſetzbuch ($ 
244) läßt eine ſolche ſtrengere Beſtrafung 
ſchon beim dritten D. eintreten. Es be⸗ 
ftraft denjenigen, welcher im Inland als 
Dieb, Räuber ober gleich einem ſolchen 
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ober als Hehler beftraft worden ift, barauf 
abermals einebiejer Handlungen begangen 
bat und wegen derfelben beitraft worden 
ift, wenn er nun wiederum einen einfachen 
D. begeht, mit Zuchthaus bis zu 10 und, 
wenn er einen jöweren D. begeht, mit 
Zuchthaus von 2—15 Jahren. Beim 
Borbandenfein mildernder Umftände kann 
jedoch aud) beim dritten ebenfo wie beim 
ſchweren D. auf Gefängnis, jedoch nicht 
unter 3 Monaten, erfannt werden. Übri: 
gens ift ed nach F 248 zuläffig, neben ber 
wegen Diebſtahls erfannten Gefängnis: 
ftrafe auf Verluſt der bürgerlichen Goren- 
rechte und neben der wegen Diebftahls er- 
fannten Zuchthausſtrafe auf Zuläffigfeit 
von Polizeiaufficht mit zu erfennen. 

Dienfladel (Beamtenabdel), Abel, 
ber burch Verwaltung gewiffer Amter und 
Würden erlangt wird; vgl. Abel. 

Dienfleid, |. Amteid. 

Dienfivergeben, j. Amtsverbrechen. 

Dies (lat.), Tag, insbeſondere Gerichts⸗ 
tage, Termin, Taafahrt. 

Differentialtarif, |. Eifenbahnen. 

Differentialzell,, |. Z011. 

Diktätor (lat.), eine in Zeiten ber Not 
beſtellte außerordentliche Magiftratsperfon 
der altrömiſchen Republik. Man ariff 
zur Diftatur ober zur diktatoriſchen 
Gewalt in Zeiten, wo befonbere Gefahren 
den Staat bedrängten, und wo es rätlich, 
ja notwendig eridyien, Die ganze Staats- 
gewalt in Einer Hand zurunumfchränften 

achtbefugnis zu vereinigen. Auch im 
modernen Staatsleben ſpricht man zu⸗ 
weilen von diktatorifcher Gewalt oder von 
diktatoriſchem Auftreten eines Staats: 
manns, um deſſen allmächtiges, über den 
gersöh lichen Rahmen des Staats und 

erfaſſungsweſens Hinausgehendes Wal- 
ten zu bezeichnen. 

Dimifioriäle(Tat.), Entlaſſungsſchein; 
insbeſondere die von dem zuſtändigen Geift- 
lichen einem Brautpaar ſchriftlich erteilte 
Erlaubnis, ſich von einem andern Pfarrer 
trauen zu laſſen. 

Dinar, ſerbiſche Silbermünze, — 1 
Trank oder 80 Pfennig. 

Ding (isländ. Thing), vormals und 
noch jebt in Skandinavien, auch wohl 
bier und ba in Deutfchland f. v. w. Ver: 


Dienftadel — Diplomatie. 


fammlung, namentlich Gerichts- ober 
Bolfsverfammlung. Insbeſondere fommt 
der Ausdrud 100 jett in Zuſammen⸗ 
ſetzungen, wie Folkething, Storthing, vor. 
Diogeie (griech.), Surisdiftiondbezirt 
eine Biſchofs; in ber proteltantifchen 
Kirche die Geſamtheit der unter der Auf: 
ficht eine8 Superintendenten (Ephorus) 
oder eines Dekans ftehenden Pfarreien; 
Didzefan, jedes zu einer beftimmten D. 
gehörige Mitglied der Kirche. 
Diplöm (griech., eigentlich eine aus 
zwei Blättern beftehende Schreibtafel), 
wichtige Urkunde, Erlaß eines Fürflen, 
einer Korporation 2c., 3. B. Adels⸗, Dof: 
tordiplom x. Diplomatif, der Snbe: 
ein von Regeln für die Auslegung und 
ür ben Gebraud von Urkunden. Di: 
plomat, urfprünglich derjenige, welcher 
Diplome verabfaßt; dann Bezeihnung 
der Berfonen, welche im internationalen 
Verkehr einen Staat zu vertreten haben 
(ſ. Diplomatifhes Korps). 
Diplomatie, Inbegriff ber bei bem 
völferrechtlichen Berfehr zwifchen zivili⸗ 
fierten Staaten geltenden Regeln und 
Grundſätze. Während früher bie D. den 
Charakter einer gewillen Unmwahrbeit, 
ängſtlicher Vorſicht und kluger Zurüd: 
tung trug, fo daß ber Fürſt Tal- 
eyrand, bad Mufter eine? Diplomaten 
der alten Schule, geradezu erklärte, bie 
Sprache jei dazu da, um die Gedanken zu 
verbergen, gebt die moderne Diplomatie 
nad) bem Voraang bes Fürften Bismard 
mit größerer Dffenbeit vor; ja, biefer hat 
jogar gerade dadurch feine bedeutendften 
diplomatifchen Erfolge erzielt, daß er rück⸗ 
balts- und rüdficht3los die Dinge beim 
rechten Namen nannte. Aber noch immer 
wird mit dem Worte Diplomatie der Be- 
geil einer vorfichtigen Gewandtheit vers 
nüpft; man bezeichnet ein derartiges Bor: 
geden vielfach als ein diplomatiſches 
erfahren und fpriht von biplomati: 
fieren, um eine VBerbandlungsweife zu 
harafterifieren, welche die Sache hinzu⸗ 
halten und ein beftimmtes Ein- und Auf⸗ 
treten klüglich zu vermeiden fucht. Die im 
biplomatifchen Verkehr übliche Sprache 
(diplomatifhe Sprache) war fritber 
die Inteinifche, an deren Stelle dann bie 





Diplomatijcher Agent — Dismembrieren. 


franzöfifche trat. Doch iſt es neuerdings 
üblih, daß die Großmächte ihre Noten 
und fonftigen diplomatischen Schriftftüde 
in ber jeweiligen Landesſprache ergeben 
tarfen. Bol. Sefandte. 

iplomatiſcher Agent, |. Geſandte. 

Diplomatiihes Korps (franz. Corps 
diplomatique), bie Gefamtheit ber Diplo: 
matifchen Vertreter fremder Staaten bei 
einem Souverän. Regelmäßig werden nur 
die eigentlichen Gefandten (ſ. db.) hierzu 
gerechnet, Konfuln und fonftige diploma⸗ 
tifche Agenten nicht. Da die Gefandten 
- der einzelnen Staaten verfchiebene und oft 
jehr weit auseinander gehende Intereſſen 
verfolgen, fo fann von einer eigentlichen 
Körperichaft, einer rechtlichen Korporation 
der diplomatifhen Vertreter der verfchie- 
benen Staaten bei ein und bdemjelben 
Souverän nicht wohl bie Rebe fein. Nur 
bei gewillen zeremoniellen Gelegenheiten 
bilden fie eine äußerliche Gemeinſchaft, fo 
bei Krönungen, Hoffeften, Oratulationen, 
Eröffnung ber Stänbeverfammlungen 
u. dgl. Der Vortritt und die Wortführung 
gebühren bierbei demjenigen Geſandten 
erfter Klaffe, welcher am längften bei der 
betreffenden Regierung affrebitiert ift, 
dem Alteften (Doyen) des diplomatiſchen 
Korpd. Doch wird bei den katholiſchen 
Mächten meift dem päpftlihen Nunzius 
ber Vorrang gelaſſen. In Deutichland 
find gegenwärtig auch bie Mitglieder des 
Bundesrats (f. d.) zum diplomatischen 
Korps zu rechnen. 

Direktion (Iat.), Leitung; Direktor, 
Leiter, Vorſteher; Direktorium, Lei⸗ 
tung einer Angelegenheit; dann Bezeich- 
nung für einen Ausfhuß oder für eine 
Behörde, welche mit der Leitung gewiſſer 
Angelegenheiten betraut ift, wie 3. B. bie 
in der erſten franzöfifchen Revolution 1795 
eingefeßte oberfte Regierungsbehörde. 

irigieren (Iat.), lenken, leiten; daher 
dirigierender Staatsminifter, Be 
zeichnung für ben Chefminifter oder Mi- 
nifterpräfibent, welcher an der Spite des 
Staatsminifteriums fteht. 

Disagio (ital.), |. Agio. 

Distont (Disconto, ital. Sconto, 
franz. Escompte, engl. Discount, Ra: 


datt), Vergütung für Zinsverluft bei 
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Zahlung einer erft fpäter fauigen Summe; 
im Wechſelgeſchäft eine an ber Wechſel⸗ 
fumme in Abzug gebrachte Zinsvergü- 
tung; daher der Name Distontban- 
fen, Diskontgeſellſchaften, melde 
fi) vorzugsweife mit dem »Disfontieren« 
von Benleln befaffen. 

Diskontinuität (Iat.), Unterbrochen: 
heit (: Kontinuität). 

Diskret (Iat.), getrennt, rückſichtsvoll; 
Diskretion, befonnene Zurüdhaltung; 
disfretionär, taktwollem Ermeſſen an: 
heimgeſtellt. In diefem Sinn fpridt 
man namentlich von einer bisfretionären 
Gewalt bes Ricyterd, namentlich des Vor⸗ 
figenden in einer öffentlichen Gerichtsver⸗ 
handlung, welcher 3.8. unter Umftänden 
aus dem Publikum heraus einen Sach—⸗ 
verfländigen zu einer Ausfunftserteilung 
aufrufen kann. Die preußifche Kirchen: 
vorlage von 1880 bezweckte die Erteilung 
einer disfretionären Gewalt für die Staats⸗ 
behörden bei Handhabung der Firchenpoli- 
tiſchen Gefebe. 

Diskutieren (Iat.), beiprechen, über 
einen Gegenftand verhandeln; Diskuſ⸗ 
fion, die mündliche Beſprechung eines 
Gegenftands in einer Berfammlung, na= 
mentlich in einer parlamentarifchen Kör- 
perichaft. Bei Gefetentwürfen wird babei 
in ber Regel zwilchen General: und 
Spezialdisfuffion, d. h. zwiſchen all: 

emeiner und beſonderer Beratung, unter: 
Ühieden (ſ. Debatte). 
Dismembrieren (lat.), zerftüdeln, zer- 
gliedern; Dismembration, Zerftüde- 
ung, Parzellierung, Vereinzeluug, Zer: 
Ihlagung von Grundftüden. In dem 
Eigentumsrecht an einem Grundftüd, alfo 
in der totalen rechtlichen Herrichaft iiber 
ein ſolches, liegt an und für fih auch die 
Berehtigung, Teilungen besjelben vorzu: 
nehmen, und ebendbarum waren bem rö⸗ 
milden Recht Beichränfungen der Teil- 
barfeit des Grundftüds (Diamembra: 
tionsverbote) fremd. Im ältern deut: 
chen Rechte dagegen erſcheint das Eigentum 
am Grund und Boden nicht als ein bloßes 
Privatrecht, fondern e8 waren bamit auch 
politifche Rechte verbunden, unb ebendies 
war ber Grund, warun Herfommen und 
Geſetz die freie Teilbarkeit vielfach erſchwer⸗ 
9* 
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ten. Allein mit jener öffentlich-rechtlichen 
Bebeutung bed Grunbeigentumd ver: 
ſchwanden auch biefe Beſchränkungen 
mehr und mehr, unb nur bie — 
ſetze des hohen Adels haben in dieſer Hin⸗ 
ſicht den ungeteilten Grundbeſitz als eine 
Grundlage des Standesanſehens zu er: 
halten und einzelne Güter ber Teilung zu 
entziehen geroußt, wie denn auch ber nie 
dere Adel durch Familienfideifommiffe die 
Tamiliengüter in ihrer Integrität zu er: 
halten ſuchte. Dagegen bat fich bie Un: 
teilbarfeit der Bauerngüter (Gefchlofe 
jenheit) vielfach durh Sitte und Her: 
fommen, in einzelnen Gegenden fogar 
durch Geſetz bis auf die Gegenwart erhal: 
ten. Wo derartige Didmembrationsver- 
bote beftanden und beftehen, war und ift 
übrigens dadurch, daß neben ben geſchloſ⸗ 
fenen Gütern regelmäßig eine Anzahl 
ledige (2walzendes) Grundftiide vorhan⸗ 
ben, d. h. Liegenſchaften, welche von jeiten 
Verbot ausgenommen waren, bem Be 
dürfnis geringerer Bewirtfchaftung und 
ber Nachfrage nach Tleinern Parzellen 
Rehmung getragen. Die verbotswidrige 
Teilung eines gefchloffenen Guts ift wich⸗ 
tig und beredhtigt den Cigentümer der 
Hofftätte und beifen Erben, unter Um: 
ftänden aud) den Gutsheren zur Anftel: 
lung der Eigentumsklage, in biefer An- 
wendung Reunionsklage genannt. 
Die Trage aber, ob jenes Prinzip ber Ge: 
ſchloſſenheit der Bauerngüter beizubehals- 
ten oder aufzugeben jet, ift eine ungemein 
beftrittene, namentlich feitdem die deutſchen 
Grundrechte von 1848 bie vollitändige 
Vreiheit des Grundeigentums proflamiert 
hatten. Allein die verfchiedenen Gründe, 
welche man gegen bie Teilbarkeit ber 
Bauerngüter vorbrachte, und unter benen 
das Streben nach der Erhaltung eines Fräf- 
tigen Bauernftands ja an und fürfih nicht 
zu verwerfen war, konnten bie Bebenfen 
nicht befeitigen, welche man von jurifti- 
Ichen, politiihen und volkswirtſchaftlichen 
Gefihtspuntten aus gegen bie Beibehal- 
tung des Diamembrationsverbots geltend 
madıte. Auch hat die Erfahrung die Be 
fürdhtungen derer, welche durch die Befei- 
tigung bes Dismembrationsverbots den 
Bauernitand in feiner Selbftändigfeit für 


Dispache — Dispens. 


bedroht und eine rationelle Landwirtſchaft 
für unmöglich bielten und daraus ein 
ländliches Proletariat entſtehen fahen, 
nicht betätigt. So ift benn In Preußen 
[bon durch die Landesfulturedifte vom 
9. Oft. 1807 und 14. Sept. 1811 das ge- 
dachte Verbot befeitigt, in der Verfaſſungs⸗ 
urkunde bie Teilbarfeit des Grundeigen⸗ 
tums gewährleiſtet und neuerdings auch 
für die 1806 neu erworbenen Gebietsteile 
adoptiert worden. Dasſelbe iſt in andern 
beutfchen Staaten, wie Baden, Bayern, 
Selten, Sadjen:Koburg-Gotha, Sachen: 
einingen und Württemberg, gefchehen; " 
jedoch alsdann richterliche Kognition 
und Beſtätigung der Teilung, reſp. gericht: 
liche Verlautbarung und Konfirmation 
ber Veräußerungs⸗ und Teilungsverträge 
vorgeſchrieben. Auf der andern Seite 
haben die Geſetzgebungen mancher Staa⸗ 
ten, wie z. B. in Bayern und Württem⸗ 
berg, der gewerbsmäßigen Teilung der 
Grundſtücke (der ſogen. Güterſchläch— 
terei oder Hofmebgerei) durch zweck⸗ 
mäßige Verbotsbeſtimmungen entgegen: 
uwirken gefucht. Vgl. außer den Lehr⸗ 
üchern des Staats und des Privatrechts 
fowie der Nationalöfongmie: Nette, Die 
so) se verbältniffe bes Grundbeſitzes 


Dispache (fran;., ſpr. paſch), Seeſcha⸗ 
denberechnung; Dispacheur (ipr. ⸗ſchor), 
ein damit betrauter Rechnungsverſtändi⸗ 
ger Havarie). 

Dispend (Dispenſation, lat. »Los⸗, 
Keeiipreung.) ‚ bie Aufhebung einer 

echtsnorm für einen einzelnen Tall; 
Dispenfationsrect, bie Befugnis, die 
Anwendung einer Rechtsnorm für einen 

egebenen Tal auszuſchließen; dispen⸗ 
N eren, von einer Berpflichtung, nament- 
Tich von der Verbindlichkeit zur Befolgung 
einer Geſetzesvorſchrift, entbinden. Es liegt 
in der Natur der Sache, daß an und für 
fih nur diejenige Gewalt von einer geſetz⸗ 
lihen Vorſchrift dispenſieren kann, welche 
dies Geſetz erlaffen hat, und daß die Auf- 
hebung eines Geſetzes für einen beftimme 
ten einzelnen Fall nur durch ein ander- 
weites Gefet unter Mitwirkung fämtlicher 
Faktoren der gefeßgebenden Gewalt erfol- 
gen Tann. Hiernach würde aljo an und 











| Disponieren. 


für fid) in einer Fonftitutionellen Monar: 
hie der Regent nur unter Mitwirkung 
der Stände und eines verantwortlichen 
Minifteriums D. erteilen können. Allein 
faft alle neuern Bubliziften, namentlich 
Zöpfl, Mohl, Rönne und Zadarik, 
Iprechen fich dafür aus, daß die Dispens 
fationgbefugnis des Landesherrn, wenig: 
ſtens in Anſehung der Zivilrechtsnor⸗ 
men, an die Zuſtimmung der Stände 
nicht gebunden und nur inſofern begrenzt 
ſei, als dadurch keine wohlerworbenen 
Rechte einer Perſon und keine ſolchen ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften verletzt werden duͤr⸗ 
fen, welche unbedingt verpflichtend ſind 
und keinerlei Ausnahmen im Weg des 
Dispenſes gulaiten. Dagegen ift neuer⸗ 
binge von Gerber der mit den Prinzipien 
des Rechtsſtaats allein vereinbarliche Sat 
verteidigt worden, baß ber ftantsrechtlichen 
Natur des Gefebes im modernen Verfaſ⸗ 
fungsftaat der Grundfaß entipreche, daß 
nur in denjenigenFällen dispenſiert werden 
könne, in denen das Geſetz oder überhaupt 
das geltende Recht dies ausdrücklich zu⸗ 
laſſe: eine Anſicht, welche, da außerdem 
durch eine wiederholte Erteilung von Dis⸗ 
penſationen durch die vollziehende Gewalt 
die ganze Thätigkeit der Legislative illu⸗ 
jorifch gemacht werden könnte, auch von 
der gerichtlichen Praris, namentlid in 
Preußen, adoptiert worden ift. Die Ver: 
fafjungsurfunben der einzelnen deutichen 
Staaten erwähnen nämlich das Dispenſa⸗ 
—— des Landesherrn regelmäßig nur 
kur, ohne basfelbe näher zu präzifieren; 
insbefondere fehlt e3 in der preußifchen 
Berfaflungsurfundegänzlichan derartigen 
Beſtimmungen. —— in welchen 
bie Dispenſationsbefugnis aus 
geübt zu werben pflegt, find die Erteilung 
der Volljährigkeit Majorennifierung)und 
die Ergänzung des elterlichen Konjenjes 
bei Verheiratungen fowie in proteftanti- 
[hen Ländern die Ehefcheidung und ber 
D. von Ehebindernifjen. Die Ausübung 
diefes legtern Dispenfationsrechts, wel: 
he den evangelifchen Landesherren als 
den Häuptern ber Staatsfirche zufteht, 
wird regelmäßig unter Mitwirfung ber 
Konfiftorien oder Kultusminifterien aus⸗ 
geübt. Im Fatholifchen Kirchenrecht ift 
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das oben entwidelte Prinzip, daß die Die- 
penjationsbefugnid der gejeßgebenben Ge⸗ 
walt Torrefpondieren müſſe, in Tonfe- 
quenter Weife durchgeführt. Diefelbe fteht 
daher in Firchenrechtlichen Angelegenhei- 
ten zunächſt dem Papft zu; doch findet fie 
hier in dem fogen. göttlichen Recht ihre 
Schranke, indem 3. B. von dem Verbot 
ber Ehe zwiſchen Eltern und Kindern aud) 
ber Papſt nicht Dispenfieren Tann. Der 
Form nad) werden die päpftlichen Dispenfe 
eingeteilt in Dispenjationen in forma 
gratiosa unb in forma commissoria, 
je nachdem fie unmittelbar durch bie rö- 
miſche Kurie oder Durch Vermittelung des 
Drdinariats, d. H. Durch den kompetenten 
Bifchof (ordinarius), erteilt werden. Den 
Biſchöfen felbit ſteht das Recht zum D. 
von kirchenrechtlichen Satzungen nur in 
Anſehung ihres partikulaͤren Diözefan: 
rechts zu, rüdfichtlich des gemeinen Kir⸗ 
henrecht® nur, wenn und foweit ihnen 
eine Dispenfationsbefugnig vom Papſt 
übertragen worden iſt. Letzteres gefchieht 
durch die ſogen. facultates (Vollmach⸗ 
ten) und zwar regelmäßig nur auf fünf 
abre (Quinquennalfalultäten). 
u bemerfen ift noch, daß in England das 
ispenſationsrecht der Krone durch die 
Bill of rights für immer beſeitigt wor: 
den ift, nachdem dasfelbe unter Jakob IL. 
durch ſyſtematiſchen Mißbrauch faſt zu 
einer gänzlihen Bejeitigung der alten 
Landesrechte geführt hatte. Auf dem Ge: 
biet des Strafrecht ift von einentlicher 
Dispenserteilung Feine Rebe; bier tritt 
das Begnabigungsrecht an die Stelle ber: 
felben (f. Begnadigung). Vgl. Gneiſt, 
Englifches Verwaltungsrecht (2. Aufl. 
1867); Derfelbe, Verwaltung, Juſtiz, 
Rechtsweg 2c., S. 62 ff. (1869); Ger⸗ 
ber, Über Privilegienboheit und Dispen⸗ 
fationsgewalt im modernen Staat (Tü- 
Dinger » Zeitfchrift für Staatswiljenfchaf- 
ten« 1874); Derjelbe, Gefammelte ju⸗ 
riftiiche Abhandlungen (1872). 
Disponieren (Iat.), verfügen, beflim- 
men; Dispofition, Anordnung, Vers 
fügung; namentlich im Rechtsleben jebe 
Verfügung über einen vermögensrecht- 
lichen Gegenftand, fei e8 unter Leben⸗ 
ben (Kauf, Tauſch, Schenkung u. dgl.), 
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fei e8 »auf den Todesfalle (letztwillige 
Dispofition, wie Teitament, Erbver: 
trag); Dispofitionsfähigfeit, bie 
rechtliche Handlungsfähigfeit. Im Staats: 
und Milttärdienft verſteht man unter 
Stellung zur Dispofition die Ver: 
feßung in den zeitweiligen Ruheſtand oder 
auf Wartegeld, welche fpätere Verwen⸗ 
dung bes zur Dispofition Geftellten durch⸗ 
aus nicht ausfchließt. Das Verfahren, 
welches in ſolchen Fällen eintritt, tft in 
ben einzelnen Staaten durch Geſetz gere⸗ 
gelt. Für Richterbeamte ift der Grund⸗ 
fat, daß fie wider ihren Willen nur kraft 
richterlicher Entſcheidung und nur aus 
den Gründen und unter den Formen, 
welche die Geſetze beitimmen , dauernd 
oder zeitwweife ihres Amtes enthoben oder 
an eine anbre Stelle ober in den Ruhe⸗ 
ftand verjeßt werben können, auch in bem 
beutfchen Gerichtöverfaflungsgefet ($ 8) 
ausbrüdlich anerfannt. 
Disputationsiage, ſ. Mecklenburg⸗ 
Schwerin. 
iſſenters (engl., »Andersdenkende«), 
in England alle nicht zur Staatskirche ge⸗ 
Anden Perfonen; namentlich die prote- 
antifchen Sekten, wie bie Presbyterianer, 
Baptiften, Duäler, Irvingianer 2c., welche 
fih von der anglikaniſchen Kirche losge⸗ 


ſagt haben. 

Diſſidenten (Iat., »Getrennte«), bie 
außerhalb ber ftaatlich anerfannten Kir⸗ 
chen ſtehenden Religiongparteien. Diefel- 
ben fleben in den meiften Staaten nicht 
unter einer geordneten ftaatlichen Ober⸗ 
aufficht, doch beziehen fich die preußifchen 
und heſſiſchen Vorfchriften über Firchliche 
Straf: und Zuchtmittel auch auf Diffiden- 
tengemeinden. Neuerdings ift ber Erlaß 
von Diffidentengejegen in Anregung 
gebracht worden. Wichtig ift bie Beſtim⸗ 
mung ber deutfchen Zivilprozekorbnung 
($ 446), welche ebenſo wie die Strafpro- 
zeßordnung ($ 64) erklärt, daß es ber 
Eidesleiftung gleich geachtet werben Toll, 
wenn ein Mitglied einer Neligionsgejell- 
Ihaft, welcher das Geſetz den Gebrauch 
gewiſſer Beteuerungsformeln an Stelle 
bes Eides geftattet, eine Erklärung unter 
ber Beteuerungsformel diefer Religions- 
geſellſchaft abgibt. 


Disputationstage — Dividende. 


Diftrikt (Tat.), Bezick, Unterabteilung 
einer Provinz; in Bayern zerfallen bie 
Kreife in Diikifte, welche ben Bezirks⸗ 
ämtern unterſtellt ſind. Der Kommu—⸗ 
nalverband des Diſtrikts, die ſogen. Di⸗ 
ſtriktsgemeinde, aber wird durch einen 
Diſtriktsrat vertreten, welch letzterer 
wiederum für die laufende Verwaltung 
einen Diſtriktsausſchuß erwählt. 

Disziplin (lat.) Zucht, Ordnung; im 
ae bie Mannszucht; aud) Be⸗ 
zeichnung für einen geioiffen Zweig einer 
Wiſſenſchaft, 3. B. die D. des Staats⸗ 
rechts. Disziplinargewalt, bie von 
der Staatsgewalt ausgehende Aufſichts⸗ 
gewalt ber vorgefegten über die unterge⸗ 
ordneten Behörden, namentlich in den An: 
elegenbeiten des Geſchäftsgangs und der 
ittlichen Führung, inſoweit Verſtöße da⸗ 
gegen nicht unter die allgemeinen Straf⸗ 

— fallen. Als Disziplinarſtra— 
Pen fommen Rügen, Warnungen, Ber: 
weiſe, Geldftrafen, Strafverlegungen, 
Sufpenfion vom Amt und Dienftent: 
laffung vor. Disziplinarunterfus 
hung, bie von ber vorgejegten Dienftbe- 
hörde wegen einer bienftlihen Ungehörig- 
teit eingeleitete Unterfuhung; Diszt- 
plinarvergeben, Überjchreitungen ber 
amtlichen Dienſtvorſchriften und Dienft- 
anmweifungen. Wird gegen einen Beam⸗ 
ten des Deutſchen Reichs das fürmliche 
Disziplinarverfahren behufs der 
Entfernung aus dem Amt eingeleitet, fo 
enticheiden Darüber befondere Diszipli- 
narbehörden unb zwar in erfter In⸗ 
ftanz die Disziplinarfammern, in 
zweiter der Disziplinarhof(ſ. Reichs⸗ 
behörden). 

Diurniſt (lat, Distarius), ein nicht 
mit feftem Gehalt Angeftellter, ber gegen 
Diäten (Tagegelber) arbeitet. 

Divide et impöra (Tat., >trenne 
und berrfche«), oft als Staatsmarime bes 
alten Rom den unterworfenen Völkern 
gegenüber bezeichnet; auch wohl auf die 
Metternichſche Politik angewandt, welche 
bie verfchiedenen Völferichaften des öfter: 
reichiſchen Kaiſerſtaats gegeneinander in 
Schach zu halten und fie ebendadurch völ: 
lig di beherrſchen fuchte. 

ividende (lat. »das zu Berteilenbe«), 








Divifion — Domäne. 


derjenige Gewinnanteil, welcher ben Teil: 
nehmern an einem Unternehmen, na: 
mentlih an einem Altienunternehmen, 
u teil wird; Dividendengarantie, 
ie Gewährleiftung eines beſtimmten jähr: 
lichen Dividendenbetrags, wie er z. B. von 
einer Staatsre terung für die Aftien einer 
Eifenbahngefelihaft übernommen wird. 

Disifion (Tat.), im Militärweſen eine 
ZTruppenabteilung,, welche zumeift aus 
vet Brigabenberiefßen Waffenzattung be- 
Hehe: Divifionär, Befehlshaber ber D., 
in Deutjchland gewöhnlich ein General- 
leutnant. 

Doktor (lat. Doctor, »Lehrere), Ehren: 
titel für Gelehrte, 1130 zuerft von ber 
Univerfität zu Bologna verliehen; Doc- 
tor juris utriusque, D. beider rechte, 
d. h. des römifchen und des kanoniſchen 
Rechts. Die Ernennung zum D. einer 
Fakultät erfolgt durch deren Dekan ent: 
weber nad) vorgängigem Eramen 8 ok⸗ 
torexamen) oder auf Grund einer ſchrift⸗ 
lichen Arbeit (»in absentia«) ober als eh⸗ 
renvolle Auzzeichnung (»honoris causa«) 
duch Beichluß der Fakultät (Doktor: 
promotion). Die über die Verleihung 
ber Doftorwürbe ausgefertigte Urkunde 
wird Doftordiplom genannt. 

Doltrinäre (v. Iat. doctrina, »Wif- 
fenichaft«), Männer ber Wiſſenſchaft, na: 
mentlich jolche, welche in unpraftifcher 
Weiſe lediglich nad) theoretifchen Grund- 
fäten verfahren. So wandte man biefe 
Bezeichnung in Frankreich während ber 
Reitauration auf diejenigen Mitglieder ber 
parlamentarifchen Oppofition an, welche 
der Politik der Willfür gegenüber eine 
wiſſenſchaftliche Staatslehre aufftellten 
und den Konftitutionalismus auf Grund 
ber Charte Ludwigs weiter aus: 
gebildet wiffen wollten. Neuerdings hat 
man namentlich einzelne nationalliberale 
Politiker, freilich mit wenig Recht, zumei- 
len ala »D.« bezeichnet. 

Dolument (Iat., Documentum), Ur⸗ 
kunde (f. d.); dokumentieren, beur: 
funden, urkundlich dartbun. 

Dollar (v. beutihen »Xhaler«), bie 
in Münzen wie in Papiergeld bargeftellte 
Münzeinheit der norbamerilaniichen 
Union, eingeteilt in 100 Cent =4,18 ME. 
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Dolmetiher (Dolmetich), Überfeker, 
Geſprächsvermittler. So find den Geſandt⸗ 
ſchaften vielfach D. als fländige Unterbe- 
amte (im Orient »Dragomane« genannt) 
beigegeben. Wird vor Gericht unter Be- 
teiligung von Berjonen verbanbelt, welche 
der deutſchen Sprache nicht mächtig find, 
fo ift nad) dem deutſchen Gerichtsverfaſ⸗ 
jungsgefeß, welches die deutſche Sprache 
für die Gerichtsiprache erflärt, ein D. 
zuzuzieben. Doch kann diefe Zuziehung 
eines Dolmetfchers unterbleiben, wenn die 
beteiligten Perfonen fämtlich ber fremden 
Sprache mädtig find. Ebenfo ift zur Ver: 
handlung mit tauben oder ftummen Ber: 
fonen, fofern nicht eine jchriftliche Ver: 
fländigung erfolgt, eine geeignete Perſon 
als D. zuzuziehen. Der D. hat als Sach⸗ 
verſtändiger des Gerichts einen Eid dahin 
abzuleiſten, daß er treu und gewiſſenhaft 
übertragen werde. Der Dienſt desſelben 
kann aber auch von dem Gerichtsſchreiber 
wahrgenommen werden. Vgl. Deutſches 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, 187 - 193. 

Dolus (lat.) vorſatzliches rechtswidriges 
EHE im Gegenfaß zur rechtöwibrigen 

ahrräffigkeit ( pa), daher man 
von einer Dolofen im Gegenfaß zur 
kulpoſen Rechtsverletzung jpricht. 

Dom, ſ. Don. 5 

Domäne (v. lat. dominium, »herr⸗ 
chaftliches Gut«, Kammergut), Grund⸗ 
ſtücke, namentlich größere geſchloſſene Gü⸗ 
ter, aus deren Ertrag Die Staatsausgaben 
zum Zeil beitritten werden. Die Domä⸗ 
nen find ihrem biftoriihen Urfprung nad) 
in den einzelnen Staaten von verfchiede- 
ner rechtlicher Natur; fie find teils ala 
Staatseigentum, teild als Eigentum bes 
regierenden Haufes anzufehen. In man: 
hen deutſchen Staaten war die Unficher- 
heit der Eigentumsverbältniffe in An- 
jehung de8 Domanialvermögens die Ver: 
anlafjung zu langwierigen Differenzen 
zwiſchen dem fürftlichen Haus und zwi: 
ſchen der Volksvertretung; doch find dieſe 
Streitigkeiten jetzt zumeiſt beigelegt, indem 
man bie Domänen teils als Staatsgut, 
teils als fürſtliches Familienfideikommiß⸗ 
gut erklärt und über die Verwendung der 
Einkünfte beſtimmte Abmachungen ge⸗ 
troffen, auch wohl Teilung der Subſtanz 
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bes Domänenguts für ben Fall einer Dies 
diatifierung des regierenden Haufes vor: 
gejeben hat. Die Veräußerung von Bes 
jtandteilen be Domanialguts ift regel- 
mäßig von ber Zuftimmung der Stände 
abhängig gemacht. 

Dominilaner, |. Orden. 

Zominiianiſche Republik, ſ. Hayti. 

Domizil (lat. Wohnort), im allge: 
meinen der Ort, wo fich jemand bleibend 
aufhält. In der Suriäpruben, unterſchei⸗ 


det man ein Domicilium voluntarium, 


db. h. freiwilliges D. vom Domicilium ne- 
cessarium, d. h. notwendigen D., welch 
letzteres bei ben durch ihre amtliche Stel⸗ 
lung oder fonftige Dienftverhältnifie an 
einen beffimmten Ort gewiefenen Perſonen 
fowie bei Ehefrauen, welche das D. ihres 
Mannes teilen, ftattfindet (vgl. Heimat). 
Don (ſpan. portug. Dom, v. Yat. do- 
minus, »Herre; Femininum Doita, 
Donna), inSpanien und Portugal Titel, 
welchen der. Abel bem Taufnamen vorfeßt. 
Doppeladler, Wappen bes ehemaligen 
römischen Kaiferreichd, 1846 auch vom 
Deutſchen Bund ald Wappenzeichen ange 
nommen, bon oflerteid nad) Auflöfung 
des Deutichen Reich 1806 beibehalten, 
auch von Rußland unter dem Zaren Iwan 
Wafiljewitfch angenommen. Dagegen ift 
als Wappen des neuen Deutichen Reich? 
ber einköpfige Adler gewählt worden. Val. 
allerhöchften Erlaß vom 3. Aug. 1871 
(Reichsgeſetzblatt, ©. 318). 
Doppelbeflenerung. Durch das norb- 
beutiche Bundesgeſetz, jebt Deutiche Reichs: 
gefeg vom 1. Nov. 1867 ift für ben vor- 
maligen Norddeutichen Bund und nun 
mehr für das Deutjche Reich ber Srund- 
fat der Freizügigkeit geſetzlich ſanktioniert 
und jedem Deutſchen damit das Recht 
eingeräumt worden, ſich innerhalb des 
Reich und in ben einzelnen Bunbesftaa- 
ten an jedem Ort aufzubalten ober nieber- 
zulafien, wo er eine eigne Wohnung ober 
ein Unterfommen ſich zu verichaffen im- 
ftande ſei. Schon daß Freizügigkeitsgeſetz 
erklärte, daB ein Bundesangehöriger in 
der Ausübung diefes Nechtö weder durch 
bie Obrigfeit Feiner Heimat noch durch bie 
ſeines Aufenthaltsorts gehindert oder durch 
läſtige Bedingungen beſchränkt werden 
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dürfe. Damit war denn auch die Heran⸗ 
iehung der Bundesangehörigen, welche 
außerhalb ihres Heimatſtaats nieder⸗ 
elaſſen, zu den direkten Steuern ſowohl 
in dem letztern als auch zugleich in dem 
Staat, in welchem ſie ihren Wohnſitz ge⸗ 
nommen, unverträglich, und zahlreiche 
Petitionen ber durch eine ſolche Maßregel 
Betroffenen veranlaßten eine Bejeitigung 
biefer D. im Weg ber Bundesgefeßgebung. 
Das jebt für das ganze Deutiche nein 
verbindliche Geſetz vom 13. Mai 187 
wegen Beleitigung ber_D.« beitimmt 
biertiber folgendes: Ein Deutfcher foll zu 
den bireften Staatsfteuern nur in dem⸗ 
jenigen Bunbesitaat herangezogen werben, 
in welchem er feinen ;obnhe bat. Als 
Wohnſitz gilt aber derjenige Ort, an wel- 
chem ber Betreffenbe eine Wohnung unter 
Umſtänden innehat, welche auf die Ab: 
fiht der dauernden Beibehaltung einer 
folden fchließen laſſen. Fehlt es über: 
haupt an einem eigentlichen Wohnſitz, fo 


ift ber Aufenthaltsort maßgebend. Wer 
dagegen jowohl in feinem Heimatſtaat 
als auch in einem andern Bunbesitaat 


einen Wohnfit hat, barf nur in bem 
eritern mit direkten Steuern belaftet wer: 
ben. Bei Beamten entjcheibet ber dienft- 
liche Wohnſitz; Militärperfonen und Zivil: 
beamte jowie beren Hinterbliebene find 
wegen ihres Gehalts, wegen Penfion ober 
Wartegeld nur in demjenigen Staat zu 
befteuern, welcher bie Fahlang zu leiften 
bat. Endlich ift noch verorbnet, baß ber 
Grundbeſitz und ber Betrieb eines Ge- 
werbes ſowie das aus dieſen Quellen her: 
rührende Einfommen nur von demjenigen 
Bundesſtaat beiteuert werben dürfen, in 
welchem der Grundbeſitz liegt ober das Ge: 
werbe betrieben wird. 

Doppelehe, ſ.Unzuchtsverbrechen. 

Doppelwährung, ſ. Währung. 

Dorjgemeiude, |. Gemeinde. 

Dotieren (Iat.), ausftatten; Dota= 
tion, Ausſtattung; auch die außerorbent- 
lie Zuwendung oh, mit welcher 3. B. 
ein verbienter Staatsmann oder ein De 
herr für ganz befonders ausgezeichnete 
Dienfte belohnt wird. 

Douane (franz., fpr. duahn, v. pers 
ſiſch-arab. Diwan), Zollhaus, Zollbüreau, 


Doyen — Dulaten. 


Mautamt; auch Bezeichnung für bag ge- 
famte zur Kontrolle der Aus⸗ und Einfuhr 
und zur Erhebung ber geſetzlichen Zölle be= 
ftellte Beamtenperfonal (Douanier$). 

Doyen (franz., fpr. doajäng, v. lat. 
decanus), der Altefte, namentlich in dem 
biplomatifchen Korps der an einem Hof 
affrebitierten Gefandten, welcher ben Vor⸗ 
tritt bat und bei gewiflen Gelegenheiten 
Wortführer ift. 

Dradme, die dermalige „gresiihe 
Münzeinheit (— 1 Frank = 80 Pf.). 

Dragdmäan (türf.), Dolmeticher, be 
fonbers bei der Pforte und bei Geſandt⸗ 
Ichaften im Orient. 

Dragöner, urſprünglich Büchſen⸗ 
ſchützen zu Pferd, welche als Kavallerie 
und als Infanterie gebraucht wurden; 
jetzt leichte Kavallerie, mit Säbeln und 
Karabinern bewaffnet. 

Dreijährig⸗Freiwillige, ſ. Frei: 
willige. 

Dreiklaſſenſyſtem, ſ. Wahl. 

Drohung(lat. Minatio), die handlungs⸗ 
weiſe, durch welche man einem andern die 
rechtswidrige Zufügung gewiſſer Nachteile 
in Ausſicht ſtellt. Abgeſehen vom Privat⸗ 
recht, wird die D. namentlich auf dem Ge⸗ 
biet des Strafrechts berückſichtigt und zwar 
zunächſt inſofern, als derjenige, welcher 
einen andern durch D. vorſätzlich zu einem 
Verbrechen beſtimmte, als —*8E (in= 
tellettueller Urheber) nah Maßgabe 
besjenigen Strafgejeßes beitraft wird, wel- 
ches auf die Handlung Anwendung findet, 
zu der er wiſſentlich angeftiftet bat (deut⸗ 
ſches Reichsſtrafgeſetzbuch, F 48). Auf 
der andern Seite wird die Strafbarkeit 
einer Handlung für den Thäter dadurch 
ausgeſchloſſen, daß er zu dieſer Handlung 
durch eine D., welche mit einer gegenwär⸗ 
tigen, auf andre Weife nicht abwendbaren 
Gefahr für Leib oder Leben feiner jelbft 
oder eined Angehörigen verbunden war, 
genötigt wurde. Als »Angehörige« find 
aber nad dem deutſchen Strafgeſetzbuch 
($ 52) Verwandte und Verſchwäaͤgerte 
auf: und abfteigender Linie, Adoptiv» und 
Pflegeeltern und Kinder, Ehegatten, Ges 
ſchwiſter und deren Ehegatten ſowie Ver⸗ 
lobte anzuſehen. Außerdem kommt die D. 
bei einer Reihe von Verbrechen, als zu 
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deren Thatbeſtand gehörig, in Anbetracht, 
ſo beim Raub, deſſen Thatbeſtand darin 
Ka daß der Räuber mit Gewalt gegen 
eine Perfon oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben einem andern eine frembe 
bewegliche Sache in der Abjicht wegnimmt, 
ſich dieſelbe rechtswidrig zuzueignen, ebenfo 
bei der Notzucht, Erpreſſung, Nötigung, 
bei dem Widerſtand gegen. die Staatsge⸗ 
walt u. dgl. Aber auch die einfache Be⸗ 
drohung eines andern mit einem Verbre⸗ 
chen wird beſtraft und zwar nad F 241 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Gefängnis 
bi3 zu 6 Monaten oder mit Geldftrafe bis 
zu 300 Mk. Bejonders ftrafbar erjcheint 
es endlich, wenn durch bie Androhung 
eines gemeingefährlichen Verbrechens, aljo 
namenilich durch D. mit Brandftiftung 
mittelft fogen. Brand⸗ ober Drohbriefe, der 
öffentliche Friede geitört wird. Nach $ 126 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs fol Hier Gefäng- 
nigftrafe bis zu einem Jahr eintreten. 

Droit d’aubaine (franz., fpr. droa do- 
bäpn), Heimfallsrecht, Fremdlingsrecht (T. 
Fremdenredt). 

Droft, in Niederſachſen ehebem ber Ber: 
walter einer Vogtei; in Sannover feit 1822 
Titel der Präfidenten der Regierungsbe- 
girte (Landdrofteien). Der Titel 

andbroft iitfür diefe Beamten auch nach 
Einverleibung Hannovers in diepreußiiche 
Monarchie beibehalten worben. 

Dualismus (neulat., »Zweiteilunge), 
in ber Politik die Teilung der Gewalt 
zwiichen zwei Faktoren oder Mächten. So 
war z. B. zur Zeit des frühern Deutjchen 
Bundes der D. Ofterreich8 und Preußeng, 
welche fich in bie eigentliche Macht in 
Deutichland teilen jollten, der Hauptgrund 
der Schwäche de8 Bundes. Auch die gegen- 
wärtige Verfaſſung ber öfterreichifchen 
Monarchie ift infofern eine dualiftifche, 
als Eis: und Transleithanien als völlig 
gleichberechtigte Staatskörper angejehen 
und behandelt werden. 

Due (franz., ſpr. dück, Tat. Dux, ital. 
Duca), ſgege (ſ. d.) in Frankreich höchſte 
Rangftufe des Adels zwiſchen prince und 
marquis. 

Duell (lat.), |. v. w. Zweikampf. 
Dukãten, Goldmünze, angeblich jo be⸗ 
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nannt nad) dem Familiennamen »Dufas« 
der byzantinifchen Kaifer Konftantin und 
Drichael; in Deutfchland feit 1559 Reichs⸗ 
münze, heutzutage noch in Holland (9,583 
ME.), Oſterreich (9,604 ME.) und Rußland 
(Imperialdufaten, 10,04 ME.) gangbare 
Münze. 

Dunkelarreſt, ſ. Arreſt. 

Duplik (lat.), die Antwort des Beklag⸗ 
ten auf die eplit bes Klägers, zu welcher 
fih die D. wie die Einrebe zur Klage 
verhält; auch Bezeichnung für den vorbe- 
reitenden Schriftiag, den vierten Partei⸗ 
faß, welcher die Beantwortung ber Replit: 
ſchrift enthält. Vgl. Deutjche Zivilprozeß⸗ 
ordnung, $ 245. 

Duplität (lat.), Doppelſchrift; das 
zweite Exemplar einer Schrift, insbeſon⸗ 
dere einer Prozeßſchrift, welche doppelt (in 
duplo) einzureichen iſt, damit das eine 
Exemplar bei den Akten bleibe, das andre 
aber dem Prozeßgegner zugefertigt werde. 

Durchlaucht (durhlauchtig, lat. 
serenus, serenissimus), Titel fürftlicher 
Perfonen, insbefondere der Souveräne 
der beutjchen Fürftentümer und der Ange 
hörigen ihrer Häufer. Durch Befchluß der 
Bundedverfammlung vom 18. Aug. 1825 
wurde aber auch den vormals reichsſtän⸗ 
diſchen, jebt ftandesherrlichen Fürften das 
Prädikat D. erteilt. Zwar follte nach dem 
Bundesbeſchluß vom 12. März 1829 
eigentlih nur den Häuptern ber mittel- 
bar gewordenen, vormals reichsſtändiſchen 
fürftlien Familien dieſes Prädikat zu- 
fommen; doch ift dasſelbe auch ben nicht 

um Reichsfürftenftand gehörenden Für⸗ 
hen Hardenberg, Putbus, Pückler, Wrebe 
u. a. beigelegt worden, weshalb bie regie- 
renden Ser öge feit 1844 den Titel »Ho⸗ 
heit«e annahmen. Durchlauchtigſt (sere- 
nissima) nannten fi) auch fonft die Re⸗ 
publifen Venedig, Genua und Polen 
fowie ber Deutfche Bund. 

Durchfuchung einer Berfon und berihr 
zugeht rigen Saden, der Wohnung und 
andrer Räume (Hausfuhung), als 
polizeiliche oder ſtrafprozeſſualiſche Maß: 
regel, ift nur ben geſetzlich Dazu ermächtigs 
ten Beamten unter den gefeßlichen Voraus: 
jeßungen geftattet, fo 3. B. den Zoll⸗ und 
Steuerbeamten innerhalb ihrer Berufs⸗ 


Duntelarreft — Durchſuchung. 


ſphäre mit Rückſicht auf zoll⸗ und ſteuer⸗ 
pflichtige Gegenflände. Im ſtrafrechtlichen 
Verfahren iſt eine D. nach der deutſchen 
Strafprozeßordnung ($$ 102 fi.) regel 
mäßig nur bem Richter und nur bei Ge⸗ 
fahr im Verzug aud) ber Staatdanmwalt- 
Ihaft und den Sicherheitd= und Polizei- 
beamten mit ber Beſtimmung geftattet, 
baß, wenn e8 fi um eine Hausjuchung 
handelt, ber Inhaber der zu durchſuchen⸗ 
den Räume ber D. beimohnen darf und 
in beffen Abweſenheit, wenn möglich, ein 
erwachfener Angehöriger, Haudgenoffe 
oder Nachbar zuzuziehen ift. Findet eine 
D. der Wohnung, der Gefchäftsräume ober 
bes befriedeten Beſitztums ohne Beifein des 
Richters ober bes Staatsanwalts ftatt, fo 
find, wenn dies möglich ift, ein Gemeinde: 
beamter oder zwei Mitglieder ber betref: 
fenden Gemeinde zuzuziehen, unb zwar 
bürfen die als Gemeindemitglieber zugezo- 

enen Perſonen nicht Polizei⸗ oder Sicher- 
Beitöbenmte fein. EineD. tft aber ineriter 
Linie nur bei denjenigen zuläflig, welcher 
als Thäter oder Teilnehmer einer ftraf: 
baren Handlung oder als Begünftiger 
oder Hehler verdächtig ift, fei es um Zweck 
ſeiner Ergreifung, ſei es zum Nachſuchen 
nach Beweismitteln. Bei andern Perſo⸗ 
nen ſollen Durchſuchungen nur behufs Er⸗ 
grafung bes Befchuldigten oder behufs 

erfolgung von Spuren einer ftrafbaren 
Handlung oder zum Zweck der Beichlag- 
nabhmebeitimmter Gegenftänbe flattfinden, 
mofern anzunehmen jteht, daß die gefuchte 
Perſon, Spur oder Sache fih in den zu 
durchſuchenden Räumen befinde: eine Be: 

immung, welde jeboch auf die Räume, 
in welchen ber Angefchuldigte ergriffen 
worden ift, ober die er während der Ver: 
folgung betreten hat, ober in welchen eine 
unter Bolizeinufficht ſtehende Perſon fich 
aufhält, Feine Anwendung findet. Auch 
follen zur Nachtzeit nur bei Verfolgung 
auf frifiher That oder bei Gefahr im Ver: 
zug oder behufs Wiederergreifung eines 
entwichenen Gefangenen Hausjudungen 
vorgenommen werden, abgelehen von den 
Wohnungen der unter Bolizeiaufficht 
ſtehenden Perſonen, den zur Nachtzeit je- 
dermann zugänglichen Räumen, ben no= 
torifchen Herbergen und Verſammlungs⸗ 


Durchſuchungsrecht — Ebenbürtigteit. 


orten beftrafter Perſonen, ben Niederlagen 
von Sachen, welche mittelft ftrafbarer 
Sanbhungen erlangt find, und den be 
Tannten Schlupfwinteln des Glücksſpiels 
ober der gewerbsmäßigen Unzucht. Die 
fogen. generelle Hausſuchung des frühern 
Strafprozeſſes, welche fich beliebig auf 
ganze Häuferfomplere oder ganze Ort- 
ſchaften eritredte, ift abgefchafit. 
Durtchſuchungsrecht (Beſichti— 
gungs- und Unterſuchungsrecht, 
Jus visitationis; franz. Droit de visite, 
de recherche; engl. Right of visit, of 
search), bie völferrechtliche Befugnis 
friegführender Mächte, die Privatſchiffe 
ber Neutralen durch ihre Kriegsichifie auf 
ber See zum Zweck einer Unterſuchung 
anhalten zu laſſen. Vermöge dieſes Rechts 
fann eine im Kriegdzuftand befindliche 
Macht, nachdem dies den neutralen Staa⸗ 
ten notifiziert worben, auf der hohen See 
und in den Küſtengewäſſern ber Triegfüh- 
renden Mächte die neutralen Handels: 
fchiffe und fonftigen Transportmittel um 
Zwed ber Feſtſtellung ihrer Nationalität 
und der Durchſuchung nach feindlicher 
Mannſchaft oder nach Kriegsfonterbande 
oder behufs Feſtſtellung eines Blockade⸗ 
bruchs anhalten laſſen und zwar durch 
ihre Kriegsſchiffe und nötigenfalls unter 
Anwendung von Gewalt, welche im Fall 
des MWiderftands ober ber Flucht bis zur 
Vernichtung des neutralen Fahrzeugs 
gehen kann. Zur Vermeidung einer der: 
artigen Durchſuchung pflegen die neutra⸗ 
len Sandelsfciffe — unter dem Kon⸗ 
voi (2Geleit«) von Kriegsſchiffen ihres 
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Staats zu fegeln. Die »Undurchſuchbar⸗ 
feite des Kriegsſchiffs erſtreckt fih dann 
auch auf das geleitete Schiff, welches von 
dem erftern überwacht wird, und es ge 
nügt bie VBerficherung des Konvoibefehls- 
habers, daß die konvoyierten Schiffe Feine 
Kriegstonterbande mit fi führen. Da- 

egen findet ein D. in Friedenszeiten 
 föpen. Droit d'enquête du pavıllon, 
engl. Right of approach) völferrechtlich 
feine Anerkennung. Nur zur Unter: 
drüdung des Sklavenhandels haben bie 
Seemädhte fich gegenfeitig ein ſolches D. 
zugeitanden, die norbamerifanifchen Ver: 
einigten Staaten aber auch nicht einmal 
zu diefem Zmed. Im übrigen iſt das D. 
in Friedenzzeiten, zur yenfrelung der Na⸗ 
tionalität oder wegen Verdachts der See⸗ 
räuberei etwa, völkerrechtlich nicht aner⸗ 
kannt. Zur Erörterung der Frage gab das 
Dorgeben des Kapitäns Werner 23. Juli 
1873, welcher als Kapitän bed preußi- 
ſchen Kriegsſchiffs Friedrich Karl den ſpa⸗ 
niſchen Aviſo Vigilante vor Cartagena 
anhielt, mannigfachen Anlaß. Val. Ted: 
lenborg, Der »Bigilante«- Fall (1873); 
Heffter, Europäilches Bölferrecht (6. 
Aufl. 1873); v. Raltenborn, Seerecht, 
2b. 2 (1851). 

Dynaſtie (griei), Ser chergefchlecht, 
ürſtenhaus; Dyn aͤſt, Machthaber, Herr- 
cher; im Mittelalter ſolche Grafen und 

Herren, welche bei dem Verfall der alten 
Gauverfaſſung in den Beſitz reichsfreier 
Territorien gelangt waren. Dynaftiich, 
} B. dynaftifche Intereſſen, auf die D. 
ezüglich, die D. angehend. 


E. 


Earl (ſpr. del, aus dem normegifchen 
»Jarl« entſtanden), englifcher Adelstitel, 
ber bis Mitte des 14. Jahrh. die höchſte 
Stufe bed englischen Adels bezeichnete; 
gegenwärtig bloße Standesauszeichnung. 

Ebenbürtigleit, Standesgleichheit der 
Geburt nach, war früher bei dem Abel 
allgemein bie Bedingung einer flandes: 
mäßigen Ehe, während fie heutzutage nur 
noch bei den fouveränen Familien und 


dem boben Adel von Bedeutung ift. 
Dem hohen (ehemals reichdunmittelbaren, 
reihsftändifchen oder landesherrlichen) 
Adel war nämlich in der deutſchen Bun⸗ 
besafte vom 8. Juni 1815, durch Bundes: 
gefeg vom 19. Aug. 1825 und laut des 
Aachener Konferenzprotofolls vom 7.Nov. 
41818 das Recht der E. gegenüber den fou- 
veränen Geſchlechtern garantiert worben. 
Im Mittelalter war bagegen das Erfor: 
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dernis der E. der Ehegatten auch bei ben 
Ehen der Ritterbürtigen infofern vorhan⸗ 
ben, ald Kinder aus einer ungleichen Ehe 
»ber ärgern Hand folgtene, d. h. ben Stand 
des Nichtritterbürtigen teilten. Dies ift 
fpäter nur beim Herrenfland, ben ehe- 


maligen Reichsſtänden, d. 5. dem heuti= | | 


gen ebenbürtigen hoben Abel, in Geltung 
eblieben, indem diefer Rechtsfat in die 
er Sphäre durch Hausgefege und Hause 
verträge aufrecht erhalten ward. Von 
»Mißheiraten« bes niebern Adels Tann 
daher heute nicht mehrdieRebefein. Wenn 
dagegen bei Ehen des hohen Adels die E. 
fehlt, ſo iſt eine Mißheirat vorhanden, 
welche außer der Ausſchließung der Stan⸗ 
desgleichheit der Ehegatten auch die Wir⸗ 
kung hat, daß die Kinder nicht den höhern 
Geburtsſtand und Rang des Vaters tei⸗ 
len, und daß ſowohl die Frau als die Kin⸗ 
der nur diejenigen vermögensrechtlichen 
Anſprüche an die Hinterlaſſenſchaft des 
Vaters erhalten, welche von der Voraus 
ſetzung der €. unabhängig find. Daber 
bat die Frau feinen Anſpruch auf das ſtan⸗ 
besgemäße Wittum, und die Kinder find 
nicht fucceffiongberechtigt in betreff ber 
Stamm, Fideilommiß= und Lehngüter; 
jedoch können diefe Nachteile durch Ver: 
ai ber ebenbürtigen Erben und Einwil- 
igung bed Lehnsherrn teilweife gehoben 
werben. Werden biefe Wirkungen ber 
Mißheirat gleich bei Eingehung der Ehe 
vertragsmäßig beftimmt, jo nennt man 
die Ehe eine EhezurlinfenHand oder 
morganatifdhe Ehe. Vgl. Göhrum, 
Geſchichtliche Darftellung ber Lehre vonder 
E. nach gemeinem deutſchen Recht (1846, 
2 Bbe.); 35 p fl, Grundſätze des gemeinen 
deutſchen Staatsrecht3 (5. Aufl. 1863). 
Ecclesia (griedh.), Kirche; E. mili- 
tans, ftreitende Kirche, namentlich Bes 
zeichnung für die Tatholifche Kirche im 
Kampf mit der Staatsgewalt. 
Echee (franz., ſpr. idea), Schachfpiel. 
Einen E. erleiden, eine Schlappe erleiden; 
en 6. halten, ein feindliches Korps befchäf- 


tigen. 

Echtlofſigkeit (v. altdeutſch. echt, d. h. 
Geſetz), völlige Rechtloſigkeit der Ge- 
ächteten nach altgermaniſchem Recht. 

claireurs —* ſpr. ellärdr), bie 


Ecclesia — Ecuador. 


äußerften Spiken vorgefchidter Truppen⸗ 
abteilungen, die ben Zwed haben, Ter⸗ 
rain und Stellung bes Feindes zu erfor: 
ſchen; im politifden Leben Bezeichnung 
für diejenigen, welche Die Abficht der Re- 
gierung ober einer Gegenpartei erfunden 


ollen. 
Ernadör (Quito), füdamerifan. Frei 
ftaat; früher nad) der Unabhängigleits- 


erflärung in Anfehung ber fpanifchen 
gerrion ein Beſtandteil ber Republif 
olumbien(f. d.),tonftituierte ſich E. 1830 


als beſondere Republif und behauptete in 
langwierigen Kämpfen mit den Nachbar⸗ 
ftaaten, insbeſondere mit Peru, jeine 
Selbftänbigfeit. Das Land (643,295 qkm) 
zerfällt in elf Provingen mit 946,033 
Einw., wozu noch) etwa 200,000 Indianer 
fommen. Zu €. gehören die Galapagos- 
infeln, 7643 qkm mit 50—60 Einw. 
Die Hauptftabt ber Republik ift Quito 
mit ca. 80,000 Einw. Die Verfaſſung 
von 1845 (mit Nachträgen von 1852 und 
1853) ift die einer Republif. An ber 
Spike berfelben fteht ber Präſident, wel⸗ 
chem zwei Stellvertreter (designados) 
beigegeben find. Diejelben werden vom 
Bolt jeweilig u vier Jahre gewählt. 
Dem Bräfidenten fteht ein Rat zur Seite, 
beftehend aus den Miniitern für Inne⸗ 
red und Auswärtiges, für Krieg und Ma⸗ 
rine und für Finanzen und öffentliche 
Arbeiten), dem Vorfikenden des Oberge- 
richt und einem höhern Geiftlichen. Die 
gefeßgebende Gewalt wird von dem Kon⸗ 
reß ausgeübt, welcher in einen Senat (18 
itglieder) und ein Repräjentantenhaus 
(30 itglieber Jaerfül. Ein Obergerichts- 
bof befteht in Quito, unter diefem Nepen 
drei Gerichtshöfe und Einzelridhter. Die 
Kriegsmacht foll verfafiungsmäßig aus 
2000 Mann ftehenber Truppen und aus 
einer Nationalgarbe beftehen. Eine eigent- 
liche Kriegsflotte ift nicht vorbanben. 
Die Religion ift die katholiſche; an der 
Spike der Geiftlichkeit fteht ber Erzbiſchof 
von Quito mit Bifchöfen in Cuenga, 
Guayaquil, Loja, Ibarra, Riobamba und 
Manari. Ein deutſcher Konſul hat ſeinen 
Sit in Guayaquil. Die Finanzlage iſt 
feine günftige: e8 betrugen die Ausgaben 
1876: 3,360,000 Biafter (1 Silberpiafter 





Edikt — Che. 


—4ME.), die Einnahmen (meift aus Zöl⸗ 
Ten) nur 2,317,000 Biafter. Die Staats⸗ 
ſchuld belief fih 1877 auf 16,370,000 
Piafler. Das —— der Republik beſteht 
aus einem ovalen Schild mit zwei Feldern, 
von denen das obere eine Krone, das un⸗ 
tere einen Berg nebſt einem Fluß mit 
einem Dampfſchiff enthält. Die Flagge 
zeigt die horizontal laufenden Farben 
Selb, Blau, Rot. Bal. Wappäus, €. 
(in Steins »Geographiſchem Handbuch«, 
1871), und über die Rechtsverhältniffe in 
E. das Werk von Albertini (in fpani- 
ſcher Sprache, Par. 1866). 

Edikt (Iat.), Verordnung, obrigfeit- 
liche Bekanntmachung. 

Ediktalien (lat.Ediktaleitation, 
iktauadunß, Aufgebot), öffent⸗ 
liche, durch Anſchlag an Gerichtsſtelle und 
Einrückung in öffentliche Blätter erfol- 
gende gerichtliche Vorlabung, welche er: 
laffen wird, wenn der Aufenthalt des Vor: 

uladenden unbelannt oder unbefannte 
—— z. B. Gläubiger, Erben xc., 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte aufzufor⸗ 
dern find (vgl. Aufgebot). 

Edler (Edler von ...), Titel für 
Adlige, die im Rang über dem gewöhn⸗ 
lichen Abel, aber unter ben Freiherren 


Reben. 

fendi (türf.), Herr, Gebieter, bei 
den Türfen Ehrentitel der Staatsbeamten 
und Stanbesperjonen. 

Effekten (Iat.), ſ. Staatspapiere. 

Effektiv (lat.), wirklich, in Wirklich⸗ 
keit vorhanden, daher man z. B. beim Mi⸗ 
litär von dem Effektivbeſtand der 
Truppen, als von der wirklichen Zahl der 
bei den Fahnen befindlichen Mannſchaften, 
ſpricht. Effektive Blocka de nennt man 
im Seekrieg eine wirklich mit Gefahr ver⸗ 
bundene Hafenabſperrung durch die feind⸗ 
liche Macht (vgl. Blodade). 

Egalite (franz.), Gleichheit, beſonders 
in politiſcher Beziehung; auch Name, ben 
ber Herzog Ludwig Sojeph Philipp von 
Orleans ouillotiniert 1793) angenom- 
men hatte. Während ber eriten franzöfi- 
ſchen Revolution bildeten die Worte: 1i- 
berte, &., fraternits (Freiheit, Gleichheit, 
Brüberlichfeit) die Devife der Republik. 

Ehe, die nach gefeglihen Vorſchriften 
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eingegangene Vereinigung eined Mannes 
und Weibes zur lebenslänglichen und un⸗ 
geteilten Gemeinfchaft aller ebensverhält- 
nijfe. Das Tridentinifche Konzil (1563) 
erforderte zur Gültigkeit der E. Konjens- 
erklärung vor dem Pfarrer und vor zwei 
oder drei Zeugen, woran ſich dann bie 
firhlihe Trauung anſchließen follte, 
welche auch in das proteftantifche Kirchen- 
recht überging. In neuerer Zeit hat jedod) 
das Inſtitut der Zivilehe große Verbrei⸗ 
tung gefunden, d. h. die durch Konſens⸗ 
erflärung der Brautleute vor weltlichen 
Staatsbeamten (Zivilftandsbeam- 
ten) mit rechtlicher Wirkſamkeit eingegan- 
gene E., und zwar: Notzivilehe, wenn 
die bürgerliche Eheſchließung nur aus: 
nahmsweiſe ftattfindet, falls die Firchliche 
Trauung nicht erlangt werden fann, wie 
3. B. nad) dem Geſetz vom 25. Mai 1868 
in Ofterreich für die fogen. Konfeffions- 
Iofen; fatultativeZivilehe, wobeiden 
Brautleuten zwiſchen kirchlicher und bür- 
gerlicher Eheſchließung die Wahl gelafien 
wird, wie in England für die Angehöri- 
gen der Staatsfirhe, und obligato- 
rifche Zivilehe, wenn die bürgerliche 
Gültigfeit der E. von ber Konfenserflä- 
rung vor bem Standesbeamten abhängt, 
die unter allen Umftänden ber kirchlichen 
Trauung vorbergehen muß, wie in Frank⸗ 
reich, in England für die Diſſenters und 
nach dem Reichsgeſetz vom 6. Febr. 1875 
auch in Deutichland. Ehehinderniffe 
find, abgejehen von Zwang, Irrtum und 
Betrug, nach diefem Gefeg Mangel ber 
Ehemündigkeit (bei Männern.20, bei 
Meibern 16 Jahre), der Einwilligung des 
Vaters, Tolange der Sohn das 25., bie 
Tochter das 24. Lebensjahr nicht vollendet 
hat, der Mutter, wenn fein Vater vor: 
handen, und bei Minderjährigen des Vor: 


Imunbs. Ferner ift Witwen ber Abſchluß 


einer anderweiten E. vor Ablauf des zehn- 
ten Monat? nad) Beendigung der vorigen 
E. und Vormündern und deren Kindern 
bie €. mit den Pflegebefohlenen ber er⸗ 
ftern unterfagt. Weitere Ehehinderniſſe 
find: Berwanbticaft in auf- und abſtei⸗ 
gender Linie; das Verhältnis zwifchen voll- 
und halbbürtigen Geſchwiſtern, zwiſchen 
Stiefeltern und Stieffindern, Schwieger- 
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eltern und Schwiegerfindern und zwifchen 
Adoptiveltern und Kindern. Auch ift bie 
E. zwifchen einem wegen Chebruchs Ge: 
ſchiedenen und feinem Mitjchuldigen un- 
terfant. Sonftige Ehehinderniſſe Eonfef- 
fioneller (Prieiterweihe) und polizeilicher 
Natur find durch Die Reichsgeſetzgebung 
befeitigt. Trennung einer rechtsgültigen 
E. durch Richterſpruch oder aus landes- 
herrlicher Machtvollkommenheit (Ehe: 
ſcheidung) ift nur ausbeitimmten Ehe⸗ 
ſcheidungsgründen zuläffig, wie Le 
bensnachſtellung, Unfruchtbarkeit ber 
Kan entehrende Strafen, Ehebrud ıc. 
ie fogen. morganatifhe E. (j.Eben- 
bürtigfeit) oder &. zur linken Hanb 
fommt nur beim hohen Abel vor. 
hebruch, ſ. Unzuchtsverbrechen. 
enden f. Amt. 
Ehrenbürger, derjenige, welchem das 
Bürgerrecht als ein Ehrenrecht unentgelt- 
lich von der ftäbtifchen Behörde erteilt ift. 

Ehrengerit, zur Schlihtung von 
Ghrenfaden niebergefeßte Kommiſſion, 
namentlich beim Militär üblich. Über bie 
Ehrengerichte und den Ehrenrat ber An- 
wälte insbeſondere vgl. Rechtsanwalt. 

Edrenträntung, ſ. Beleidigung, 
Injurie. 

Ehrenlegion, Orden ber, einziger 
Drben Frankreichs, geftiftet durch Geleh 
vom 29. Floreal des Jahrs X (19. Mai 
1802) zur Belohnung von Berdienften 
im Zivil: und Militärdienft, beftehenb 
aus Sroßfreuzen, Großoffizieren, Kom: 
manbeuren, Offizieren und Rittern. Die 
Dekoration befeht aus einem Stern mit 
fünf doppelten Strahlen, auf deſſen Vor: 
derfeite früher das Bildnis Napoleons L 
erfichtlich war, welches jeßt durch eine bild- 
liche Darftellung ber Republik erſetzt ift. 
Die Rückſeite zeigt zwei Fahnen mit ber 
Devife: »Honneur et Patrie« (»Chreund 
Vaterland«). 

Ehrenrechte (bürgerliche), bie durch 
den Vollgenuß der ee de Ehre be- 
dingten Einzelbefugniſſe welche der Menſch 
als Perſon und als Staatsbürger im 
öffentlichen Leben in Anſpruch nehmen 
kann. Verluſt dieſer bürgerlichen E. tritt 


nur infolge eines ausbrüdlich hierauf ge⸗ 
richteten Strafurteils ein, und zwar ift 


Ehebruch — 


Ehrenrechte. 


nad dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch 
zwiſchen dem Verluſt aller und dem ein⸗ 
zelner E. zu unterſcheiden. Verluſt aller 
bürgerlichen E. kann nämlich im Straf⸗ 
urteil ausgeſprochen werden neben der 
Todesſtrafe und der Zuchthausſtrafe; neben 
der Gefängnisſtrafe nur dann, wenn die 
Dauer der erkannten Strafe 3 Monate 
überſteigt und entweder das Geſetz den 
Verluſt der purgelien E. ausdrücklich 
zuläßt, oder bie Gefängnisſtrafe an Stelle 
ber Zuchthausſirafe wegen Annahme mil- 
bernder Umſtände ausgefprocden wirb. 
Die Hauptfälle, in denen neben @efängnis: 
ftrafe auch auf Verluſt ber €. erfannt 
werben kann, find: Diebitahl, Unterjchla- 
gung, Hehlerei, Erpreilung, Urkunden⸗ 
tälf ung, Münzverfälfhung, Meineid 
und Der eitung dazu, Blutfchande, Kuppe: 
lei, wibernatürliche Unzucht, öffentliche 
unzüdhtige Handlungen, Leichenraub, 
Selbitverftümmelung gum Zweck bes Uns 
—A— ns zum Militaͤrdienſt, Un⸗ 
treue (F266), gewver ham Einer unbefugtes 
Sagen, gewerbsmäßiges Glücksſpiel, Fäl- 
ſchung öffentlicher Wahlen und Kauf und 
Berfauf von Wahlitimmen. Die Zeit- 
bauer bes Verluftes, welche von dem Tag 
an berechnet wird, an bem die betreffende 
Beeibeitöftrafe verbüßt, verjährt ober er: 
aſſen ift, beträgt bei zeitlicher Zuchthaus⸗ 
ftrafe mindeſtens 2 und höchſtens 10, 
bei ©efängnisftrafe minbeiten? 1 unb 
höchſtens 5 Jahre. Die Folgen der Aber: 
fennung ber €. find: 1) die Unfähigkeit, 
während der im Urteil beftimmten Zeit 
bie Landeskokarde zu tragen; in bag Reichs⸗ 
heer ober in die Marine einzutreten; 
öffentliche Amter, Würben, Titel, Orden 
und Ehrenzeichen zu erlangen, in öffent: 
lihen Angelegenheiten zu ftimmen, zu 
wählen oder gewählt zu werben ober 
andre politifche Rechte auszuüben, Zeuge 
bei Aufnahme von Urkunden zu fein; 
VBormund, Nebenvormund, Kurator, ge: 
richtlicher Beiftand ober Mitglich eines 
Familienrats zu fein, es fei benn, daß es 
ſich um Verwandte abfteigender Linie 
handle und die obervormundfchaftliche 
Behörde oder der Familienrat bieGenehmi- 
gung erteile; r Berluft ber aus öffent- 
ihen Wahlen für ben Berurteilten her: 





Ehrenftrafe 


vorgegangenen Rechte und ber dauernde 
Berluft der öffentlichen AUmter, Würben, 
Titel, Orden und Ehrenzeichen. Verluſt 
einzelner bürgerlicher &. kommt einmal bei 
ber Derurteilung aut Zuchthausſtrafe vor, 
die unter allen Umftänden die dauernde 
Unfähigkeit zum Dienft im Neichsheer 
und in der Marine fowie die bauernbe 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter, Advokatur, Anwaltichait, Nota⸗ 
riat, Geſchwornen- und Schöffendienft 
mit inbegrifien, nach ſich zieht. Außerdem 
ift e8 dem Richter nachgelaſſen, neben 
einer Gefängnisſtrafe, mit welcher bie 
Aberfennung aller bürgerlichen E. ver: 
bunden werden Tünnte, nur auf bie Un 
fähigfeit zur Bekleidung ffentlicher Am⸗ 
ter auf die Dauer von 1—5 Jahren zu er- 
fennen, welche augleih ben dauernden 
Berluft der bisher befleideten Amter von 
Rechts wegen zur Folge bat. Vgl. Deuts 
ſches Reichsſtrafgeſetzbuch, G 31— 37. 
Ehrenftrafe, |. Strafe. 
Ehrverleßung, ſ. Beleidigung. 
Eichen (Aihen, Berifizieren), das 
amtliche Abgleichen und Berichtigen der für 
ben Verkehr und den Gebrauch beftimmten 
Maße und Gewichte; Eihungsamt, 
Eihungsßitelle, die hierzu eingeſetzte 
Behörde; Eihmeifter (Eihungsin- 
ſpektor, VBerifilateur), der hiermit 
beauftragte Beamte; Eichordnung, die 
Zufammenftellung ber beim €. zu beobach⸗ 
tenden gefeglichen Vorfchriften; Eichge- 
bühren, bie für das E. an die Eichämter 
gu entrichtende Vergütung; Eichſchein, 
ie amtliche Beicheinigung über die er- 
folgte Eihung und die Entrichtung der 
Eichgebühren. Je nach der Beichaffenheit 
ber zu eichenden Maße und Gewichte i 
die Dabei vorzunehmende Manipulation 
eine verfchtebene. So werben auf hölzerne 
Gefäße die Eichzeichen oder Stempel ein- 
gebrannt, auf gläferne eingeſchliffen, auf 
metallene eingeprägt, nachdem zuvor durch 
Vergleihung ber zu eichenden Maße und 
Gewichte mit den Normalmaßen und Ge⸗ 
wichten bie Übereinftimmung ber erftern 
mit ben lebtern konſtatiert worben ift. 
Nun ift freilich eine abfolute Überein- 
immung kaum erreichbar; auch bei ber 
orgfältigiten Vergleichung mit ben beiten 
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Apparaten kann es nicht ausbleiben, baß 
bie geeichten Gegenflände von bem Nor- 
malgewidht oder «Maß um ein Minimum 
abweichen. Ebendeshalb ift in ben 5 
orbnungen regelmäßig eine fogen. Feh— 
lergrenze aufgeftellt, welche das Mari: 
mum der zuläjfigen Abweihungen von 
den Normalen genau bezeichnet. Nach 
der gegenwärtigen deutſchen Reichsgeſetz⸗ 
gebung insbefondere werben in Anſehung 
der Normale folgende Unterſcheidungen 
gemacht: 1) das Urmaß und Urgewicht, 
2) die Hauptnormale, 3) die Eichungs⸗ 
normale. F letzterer Beziehung wird noch 
zwiſchen Gebrauchs normalen und Kon 
trollnormalen unterſchieden. Nach der 
nunmehr zum Reichsgeſetz erhobenen 
Maß: und Gewichtsorhnun für ben 
Norddeutſchen Bund vom 17. Aug. 1868 
(Bundesgefegblatt 1868, ©. 473 1) 
gilt als Urmaß derjenige Platinſtab, wel: 
her im Belit der Föniglich preußischen Re⸗ 
gierung befindlih und 1863 mit dem im 
damaligen kaiſerlichen Arhiv zu Paris 
aufbewahrten Mötre des archives ver- 
glichen worden iſt. Ebenſo gilt als Ur: 
ewicht ein im Beſitz ber königlich preußi- 
—* Regierung befindliches Platinkilo⸗ 
gramm, welches 1860 mit bem Kilo- 
gramme prototype zu Paris verglichen 
wurde. Von diefem Urmaß und Urge- 
wicht werden nun von der Normaleichungs⸗ 
fommiffion zu Berlin den Auffichtsbe- 
hörden der Eichungdftellen beglaubigte 
Kopien geliefert. Auf Grund derjelben 
ftellen dann dieſe Auffichtsbehörden die 
fogen. Hauptnormale ber, nad) denen die 
Rontrolfnormale der einzelnen Eichungs⸗ 
ftellen richtig erhalten werden. Diefe 


ft | leßtern führen nämlich einmal Gebrauchs⸗ 


normale, nad weldhen bie Richtigkeit der 
u eichenden Verkehrsgegenſtände bei den 

ichungsarbeiten beurteilt wird, fobann 
Kontrolfnormale, welche zur Berichtigung 
der Gebrauchsnormale an ber Eichungs⸗ 
ftelle dienen. Die Oberleitung des Ei⸗ 
chungsweſens ftehteiner befondern Reichs⸗ 
behörde, der Normaleihungsfom: 
miffion in Berlin, zu. Dieje Behörde, 
deren Zuftänbigfeit fich auf das ganze 
Reichsgebiet mit Ausnahme von Bayern 
erſtreckt, hat alle bie technifche Seite bes 
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Eichungsweſens betreffenden Gegenftänbe 
u regeln, die bezüglichen allgemeinen 

orſchriften zu erlafien, bie Taren für bie 
von den Eihungsitellen zu erhebenden Ge: 
bühren feſtzuſtellen und darüber zu wachen, 
daß das Siöungsiwefen nad) übereins 
ſtimmenden Regeln, wie folhe in ber 
Eihordnung gegeben, und dem Inter⸗ 
efie des Verkehrs entſprechend gehandhabt 
werde. In dieſer Hinficht ift zunächft bie 
Eihordnung vom 16. Sul 1869 
(Bundesgefeßblatt 1869, Beilage zu Nr. 
32, ©. 1 ff.) maßgebend. Die Errichtung 
ber einzelmen Eihungsämter aber ijt den 
Bunbdesregierungen überlaffen und nad) 
Maßgabe der Landesgefehgebung zu bes 
wirken; dasſelbe gilt von den — 58 — 
behörden der Eichungsſtellen. Dieſe letz⸗ 
tern aber haben einmal die ihnen zur 
Eichung und Stempelung überbrachten, 
für den öffentlichen Verkehr beſtimmten 
neuen Gegenſtände, deren Eichung in 
ihren Geſchäftskreis fällt, ohne Berück⸗ 
ſichtigung des Urſprungsorts der Gegen⸗ 
ſtände auf ihre Richtigkeit, den Vorſchrif⸗ 
ten der Eichordnung entiprechend, zu prüs 
fen und abzuftempeln, fofern_ biefelben 
größere als die noch zuläffigen Abweichun⸗ 
gen von ber Richtigkeit nicht zeigen. Außer- 
dem find aber die Eichungsitellen ver- 
pflichtet, an ben Gegenftänden, bie bei 
jener Prüfung noch nicht ſtempelfähig be 
funden werden, folche —— — 
beiten auszuführen, welche ſich innerhalb 
ber Grenzen ber im Verkehr noch zuläffigen 
Abweichungen halten, und für welche fie 
die erforderlihen Einrichtungen befiten, 
indem weiter gehende Berichtigungsarbei- 
ten ber Privatverftändigung der Beteilig: 
ten überlafien bleiben. Endlich hat jede 
Eichungsſtelle ſolche bereits im Verkehr 
befindliche und mit dem Eichungsftempel 
verjehene Gegenftände, zu beren Prüfung 
fie eingerichtet ift, auf erhaltene Veran 
laſſung entweder auf ihre Richtigkeit im 
Sinn ber Eichordnung Naheihung) 
oder auf die Außeriten Grenzen ber im 
öffentlichen Verkehr zu duldenden Abwei⸗ 
chungen von der abfoluten Richtigkeit Re⸗ 
pifion) zu prüfen. Die Eichungsftellen 
erheben für die Eihungsarbeiten die ihnen 
nad) Maßgabe der Eichgebührentare vom 


Eid — Eidesmündigkeit. 


12. Dez. 1869 (Bunbesgefehblatt 1869, 
Beilage zu Nr. 40, ©.1 ff.) zufommen= 
ben Gebühren, neben welden fie aber 
aud) noch die Auslagen für etwa verwen⸗ 
detes Material in Anfab bringen lönnen. 
Über die von ihnen vorgenommenen Prü⸗ 
fungen haben bie Ei ungsämter Eid: 
heine oder Befunbbefcheinigungen aus⸗ 
zuſtellen, auf denen zugleich uͤber die 
Gebühren und Auslagen Quittung er⸗ 
teilt wird. 

Eid, feierliche Wahrheitsverſicherung 
unter Anrufung Gottes und zwar aſſer⸗ 
toriſcher E., wenn es ſich um die eid⸗ 
liche Erhärtung einer Ausſage, promiſ⸗ 
ſo riſcher E. wenn es ſich um die eidliche 
Bekraͤftigung einer Zuſage handelt, ge⸗ 
richtlicher E., wenn er im gerichtlichen 
Verfahren, außergerichtlicher €., 
wenn er außerdem geleiſtet wird, wie 
z. B. ber Amtseid, Fahneneid, Hul⸗ 
digungseid. Der gerihtliche E. ift ent⸗ 
weder Haupt: oder Nebeneid. Neben⸗ 
eide ſind namentlich die im Zivil- wie im 
Strafverfahren vorkommenden Eide der 
Zeugen und Sachverſtändigen. Der 
—8R wird in bürgerlichen Rechts⸗ 

reitigkeiten entweder freiwillig von einer 
Partei (Deferent) dem Gegner (Delat) 

um Beweis einer Thatſache zugeſchoben, 

er ihn dann annehmen oder zurückgeben 
(referieren) kann, oder er wird als 
notwendiger E. zur Ergänzung (Er⸗ 
füllungseid) oder zur Entkräftung 
(Reinigungseid) eines unvollſtändi— 
gen Beweiſes vom Richter auferlegt. 
Wird die Wahrheit oder Unwahrheit einer 
Thatſache beſchworen, ſo iſt der E. ein 
Wahrheitseid (juramentum verita- 
tis), während man von einem Glau⸗ 
ben3eid (juramentum credulitatis) 
fpriht, wenn der E. dahin formuliert 
wird, daß man nad) jorgfältiger Prüfung 
und Erfundigung die Über eugung er⸗ 
langt habe, daß die betreffende Thatſache 
wahr oder nicht wahr ſei. Für den Schwur⸗ 
pflichtigen iſt geiſtige Integrität und Eides⸗ 
mündigkeit erforderlich, die nach der deut⸗ 
ſchen Zivilprozeßordnung mit dem 16. Le⸗ 
bensjahr beginnt. Verletzung der Eides⸗ 
pflicht wird als Meineid (f. d.) beſtraft. 

Eidesmündigkeit, ſ. Alter. 








Eigennug — Einquartierung. 


Eigennuß, im ſtrafrechtlichen Sinn bes 
Worts Bezeihnung für gewille Vergehen, 
welche fich als widerrechtliche Eingriffe in 
Kenne Bermögenziphären aus gewinn: 
üchtiger Abſicht charafterifieren, abge: 
ſehen von beſtimmten vermögensrecht⸗ 
lichen Delikten, wie Diebſtahl, Unter⸗ 
ſchlagung, Raub, Erpreſſung, Betrug ꝛc. 
Die Vergehen, welche unter der Rubrik 
»ſtrafbarer E.« im deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buch behandelt werden, ſind folgende: 
gewerbsmãßiges Betreiben und Geſtatten 
von Glücksſpielen, Veranſtaltung öffent⸗ 
licher Lotterien und Ausſpielungen ohne 
obrigkeitliche Erlaubnis, ſtrafbare Ver⸗ 
eitelung einer drohenden Zwangsvoll⸗ 


ſtreckung; ferner das Vergehen desjenigen, 


der ſeine eigne bewegliche ade oder eine 
fremde bewegliche Sache zu Gunſten des 
Eigentümers berfelben dem Nutznießer, 
Pfandgläubiger oder demjenigen, welchen 


an ber Sache ein Gebrauchs oder Zurüds | 1 


behaltungsrecht zufteht, in rechtswidriger 
Abfiht wegnimmt; umbefupte Gebrauchs: 
anmaßung verpfändeter Sachen von jeis 
ten öffentlicher Pfandverleiher, widerrecht⸗ 
liche Zueignung verſchoſſener Munition, 
Wilderei oder ſogen. Wilddiebſtahl (f. d.) 
und Beeinträchtigung fremder Fiſcherei⸗ 
gerechtigfeit; endlich ‚gewille dem Ber: 
tragsbruch und der Untreue verwandte 


efährben. 
—* S 


für die meilten Staaten eine Hauptein- 

nahmequelle. Derartige Zölle werben zu: 

meift auf verbreiteteNahrungsmittel oder 

auf Lurusartifel oder auf induftrielle 
Staatslegilon. 
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Tabrifate ober Halbfabrifate gelegt. Da⸗ 
gegen werben Rohſt offe in ber Negel zoll» 
frei zugelaſſen, um der heimifchen Indu⸗ 
ftrie da8 zur Verarbeitung erforderliche 
Material nicht zu verteuern. Da der Ein 
gangszoll von dem Konfumenten regel- 
mäßig getragen werben muß und alfo bie 
Ware verteuert, ift eg ein Grundſatz rich: 
tiger Handelspolitik, unentbehrliche Nah⸗ 
rungsmittel, namentlich Getreide, frei von 
Einhuhrzofl zu laffen oder nur mit ganz 
eringent Zoll zu belegen. Überhaupt iſt e8 
a3 Streben der Anhänger des Freihan⸗ 
dels, bie Einfuhrzölle möglichſt zu befeiti- 
gen oder einzufchränten. Vol. Zoll. 
Eingangszoll, ſ. Einfuhr. 
Einbeitsflant, ſ. Staat. 
Einherrſchaft, ſ. Monarchie. 
Einigungsämter, ſ. Gewerbege— 


it J 
Einjährig⸗Freiwillige, |. Freiwil— 
ige 


intammerfgfem ‚das in kleinern 
Staaten übliche Syftem, wonach der Land⸗ 
tag nur Ein Haus bildet und nicht, wie 
bei dem Zweifammerfpftem, in zwei 
Säufer oder Kammern zerfällt. Die 
inrichtung zweier Kammern ift aus der 
englifchen Verfaſſung, welche das Parla- 
ment in ein Oberhaus und ein Unter: 
haus teilt, in fait alle Berfaffungen der 
arößern Staaten übergegangen. Von ben 
deutfchen Einzelſtaaten haben Preußen, 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden 
und Heflen das Zweikammerſyſtem adop⸗ 
tiert, während die Landtage der übrigen 
deutſchen Staaten nad) dem E. organi- 
fiert find. Auch das Deutfche Reich hat eine 
eigentliche Volfövertretung nur in bem 
Reichstag, da der Bundesrat als eine Erſte 
Kammer nicht aufgefaßt werden kann. 
Bol. VBollsvertretung. 
Einkommenſtener, |. Steuern. 
Einquartierung, im Militärweſen die 
Unterbringung von Soldaten in Bürger 
quartieren. Die Verpflichtung zur Quar⸗ 
tie Leiftung it eine allgemeine Bürger: 
pflicht, welche durch das Geſetz geregelt ift, 
unb ber feitens des Staats die wenigſtens 
in ber neuern Zeit anerkannte Berpflich- 
tung entfpricht,, in Friedenszeiten einige 
—— für den Quartiergeber zu 
10 
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gewähren. Für das Deutfche Reich ift das 
Ginguartierungsivejen geregelt Durch das 
Bundes⸗(Reichs-) Gele vom 25. Juni 
1868 (Bundesgefeßblatt, ©. 523 ff.), be 
treffend die Quartierleiftung für bie be: 
waffnete Macht im Frieden, burch das 
Reichsgeſetz vom 13. Febr. 1875 über bie 
Naturalleiſtungen für die bewaffnete 
Macht im Frieden (Reichsgeſetzblatt, ©. 
52 ff.) und durch das Reichögefe vom 13. 
uni 1873 über die Kriegsleiftungen 
Neichögefeßblatt, ©. 129 ff.). Von der 
Aufnahme von €. find hiernach nur bie 
Häufer und Wohnungen dev Mitglieder 
der regierenden oder früher reichsunmittel⸗ 
baren Familien und ber fremden Geſand⸗ 
ten und Konfuln befreit, ferner Dienſtge⸗ 
bäude von Behörben, Boft und Eifenbah- 
nen, Unterrichtsanftalten, Bibliotheken, 
Mufeen, Kirchen und Häufer, welche zum 
Gottesdienft, ſodann Gebäude, Die zu 
Waifen-, Armen⸗, Kranken⸗, Straf: und 
Befferungsanftalten beftimmt find, end- 
lich auch Privatbäufer in ben erften bei: 
den Kalenderjahren nach demjenigen, in 
welchem fie bewohnbar wurben. Am Krieg 
bleiben nur landesherrliche Schlöffer und 
% erantegweden dienende Gebäube von 

. frei. 

Einrede (Tat. Exceptio), im allgemei: 
nen jede Entgegnung eines Beklagten auf 
die gegen ihn erhobene Klage, insbeſondere 
die von Beflagten der Klage entgegenge- 
fette pofitive und felbftändige Behaup- 
tung einer Thatjache, welche, wenn fie be: 
iiehen wird, rechtlich geeignet ift, das 
Hägerifche Recht oder doch die Klage zu 
yerftören fei e8 eine dilator iſche (ver: 
zögerliche), wenn fie nicht eine gänzliche 
Befreiung des Beflagten von dem geklag⸗ 
ten Anſpruch, fondern nur temporäre Abs 
weifung ber Klage, fei e8 eine perem⸗ 
torif de (zerftörliche), wenn fie eine 
Zeritörung des ber Klage zu Grunde lie- 
genden Rechts für immer bezwedt. Über 
die E. der Wahrheit (exceptio veritatis) 
ingbefondere ſ. Beleidigung. 

Einflelung der Unterfuhung, Ge: 
richtsbeſchluß nach geführter Vorunter: 
ſuchung, daß eine Saupiverfanblung nicht 
ftattfinden fol, fo daß es alfo weder zu 
einer Verurteilung noch zum Freiſprechung 


Eintede — Einwanderung. 


bes Angefchulbigten kommt. Das Gericht 
bat nämlid nad erfolgtem Schluß der 
Borunterfuhung darüber zu erfennen, ob 
das Hauptverfahren zu eröffnen, oder ob 
ber Angeichuldigte außer Verfolgung zu 
feßen, d. h. die Unterfuchung einzuftellen, 
ober endlich, ob das Verfahren vorläufig 
einzuftellen fei. Letzteres kann beſchloſſen 
werden, wenn dem weitern Verfahren 
Abweſenheit des Angeſchundigten oder der 
Umſtand entgenenftcht, daß berjelbe nad 
ber That in Seiftesfrankheit verfallen ift. 
Einwanderung, ber Übertritt aus dem 
einen Staat in einen andern zum Zweck 
der dauernden Niederlaſſung und bed Er: 
werbs des Staatsbürgerrechts (Natura= 
liſation) bafelbft. Die Gefebgebungen 
ber einzelnen Staaten enthalten über das 
hierbei zu beobachtende Verfahren ſowohl 
als über die Bedingungen, bie ber um die 
Aufnahme Nachſuchende zu erfüllen hat, 
betaillierte Beftimmungen. Vielfach ift 
ein beftimmter Zeitraum gefeßt, innerhalb 
deſſen fich der Ausländer zuvor in dem 
Gebiet des Staats aufgehalten haben 
muß, deſſen Bürger er werben will; fo in 
England und Belgien 5, in Oſterreich 
und Frankreich 10 Jahre. Sin den Ver: 
einigten Staaten von Nordamerika muß 
ber zu Naturalifierende zuvor innerhalb 
ber Union 5 und innerhalb bes Terri: 
toriums, wofelbit er daß Indigenat er: 
werben will, mindeſtens 1 Sahr fich aufs 
gehalten haben. Außerdem find regel: 
mäßig Zeugniffe über moralifgeFührung 
und über die nötigen Subfiftenzmittel 
beizubringen. Anders gefaltet fich die 
Sache in Anfehung ber Angehörigen ver: 
jchiedener Staaten, welche zufammen zu 
einem Bundesſtaat vereinigt find. Hier 
erjcheint es als eine unmittelbare Folge 
der politifchen Zujammengehörigfeit ber 
verbünbeten Staaten, baß dem Angehöri⸗ 
gen bes einen Staats bie E. in einen ans 
ern zum Bund gehörigen Staat gewähr⸗ 
Teiftet ift; fo in der Schweiz, in ben Ver: 
einigten Staaten von Nordamerifaundim 
Deutjchen Reich. Die Reichsgefegnebung 
unterſcheidet Dabei zwilchen der Naturas 
lifation eines Ausländers, d. 5. eines | 
Nichtdeutichen, und der Aufnahme des 
Angehörigen eined beutfchen Bundes⸗ 


Einzelherrſchaſt — Eifenbahnen. 


ſtaats in einem andern Bundesſtaat. Vgl. 
eimat. 
Einzelherrſchaft, ſ. Monarchie. 
Einzelrichter, ſ. Gericht. 
Einziehung (Konfiskation), bie 
amtliche Hinwegnahme gewilfer Vermö⸗ 
gensobjekte, namentlich von Verbrechens: 
gegenftänden, welche infolge einer ftraf- 
baren Handlung verfügt wird. Während 
nämlich das römifche Recht bei allen Ka⸗ 
pitalftrafen regelmäßig auch die E. des 
gefamten Vermögens bed Verurteilten 
eintreten ließ, kennt das moderne Straf: 
recht und fo auch das deutfche Reichsſtraf⸗ 
gefegbuch nur eine E. einzelner Gegen 
fände. Letzteres beftimmt nämlich im all- 
gemeinen, daß die durch ein vorſätzliches 
erbrechen ober Vergehen hervorgebrach- 
ten oder zur egehung eines folchen ge: 
brauchten ober beitimmten Gegenſtände 
eingezogen werden fönnen, fofern ſie dem 
Thäter oder einem Teilnehmer gehören. 
Ausnahmsweife fellen in einzelnen 
Fällen (und zwar felbit die dem Verur⸗ 
teilten nicht zugehörigen) Verbrechenzge: 
genftänbe konfisziert werden, nämlich Die 
ei dem unberechtigten Jagen benutten 
Gewehre, Jagdgeräte, Hunde, Schlingen, 
Nete u. dgl.; ferner die unbefugterweife 
aufgenommenen oder veröffentlichten Fe⸗ 
ftungsriffe; die unerlaubterweije auf: 
efammelten Vorräte von Waffen oder 
Schiehbedarf; die unbefugtermweije ange⸗ 
fertigten Stempel, Siegel, Stiche, Plat- 
ten und fonftigen Formen zur Anfertigung 
von Metall: oder Papiergeld u. dgl. kr 
die damit ame Auftrag der, Behörde her: 
geftelten Abdrücke; die in der Form oder 
erzierung dem Papiergeld nachgeahmten 
Warenempfehlungstarten, Ankuͤndigun⸗ 
gen und fonftigen Druckſachen; bie bei 
ffentlichen Glücksſpielen auf dem Spiel: 
tifch oder in der Bank befindlichen Gel⸗ 
der; ferner die Öffentlich feilgehaltenen 
verfälichten oder verborbenen Eßwaren 
und Getränfe; die ohne polizeiliche Er: 
laubnis gelegten Seröftgefofte, Schlag: 
eifen oder Fußangeln und endlich bie ge⸗ 
ſetzlichem Verbot zuwider geführten Waf- 
fen, wie Stoddegen u. dgl. Außer den im 
borftehenben angebeuteten Fällen fol nach 
bem Reichsſtrafgeſetzbuch auch auf E. des 
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nachgemachten oder verfälfchten Geldes 
und der bazu dienenden Werkzeuge erfannt 
werden, ebenfo auf E. ungeeichter Maße, 
Gewichte und Wagen, welche bei einem 
Gewerbtreibenden vorgefunden werben. 
Ausnahmsweiſe ift in Anfehungder einen: 
Beamten in Beziehung auf deffen Dienft- 
gefchäfte gegebenen Gefchenfe oder der zur 
Beſtechung eines folchen gegebenen We: 
genftände beftimmt, daß an Stelle des 

mpfangenen auch ber Wert besjelben 
für dem Staat verjalen erflärt werben 
fann. Außerdem fommt die €. vielfach 
im Zollwefen vor, indem die Konterbande 
(ſ. d.) regelmäßig einzuziehen ift. Vgl. 
Deutjches Bereinszollgeteh vom 1. Zuli 
1869 (Bunbesgefegblatt 1869, Nr. 30, 
©. 317 ff.), $ 134; Deutſches Strafge: 
febbuch, SS 4042, 152, 295, 335, 360, 
367 und 369. 

Eifenader Konvention, |. Auswei⸗ 


funa. 

Eifenbahnen ftehen teild im Eigen: 
tum bes Staats, teilg im Eigentum von 
Privaten; gleihwohl muß aber auch im 
leßtern Fall der Staatsregierung ver: 
möge ihrer Oberberrfchaft und ihres Ober: 
auflichtsrechts über alle öffentlichen Ver⸗ 
kehrsanſtalten, welche fich innerhalb des 
Staatsgebiets befinden, eine Einwirkung 
zuſtehen EEiſenbahnhoheit). Ein Aus: 
fluß dieſes ſtaatlichen Hoheitsrechts ift das 
Eiſenbahnrecht (Bifenbahngeieh 
gebung), d. h. der Inbegriff der Rechts: 
normen, durch welche die durch die An⸗ 
lage und durch ben Betrieb der E. hervor: 
gerufenen Rechts- und Verkehrsverhält- 
niffe geregelt werben. Je nachdem ſich 
nun diefe Nechtönormen auf die rechtliche 
Stellungber Eifenbahnverwaltungen dem 
Staat oder den Privaten gegenüber be- 
ziehen, erſcheinen fie als Sabungen bes 
öffenttigen oder des privaten Rechts. Auf 
Grund des der Staatsgewalt zuftehenden 
Oberaufſichtsrechts iſt zunächſt zur Ans 
lage von E. durch Privatperſonen die 
ſtaatliche Genehmigung erforderlich, ebenſo 
wie der Betrieb derſelben ſich nach den 
von der Staatsregierung ergehenden Vor⸗ 
ſchriften richten muß. Hier ſind teils die 
allgemeinen Normen ber Eiſenbahngeſetz⸗ 
gebung, teils bie bei Erteilung der ſtaat⸗ 
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lichen Konzeſſion aufgeftellten befonbern 
Vorschriften undBedingungen maßgebend. 
Übrigens hat der Staat, namentlich nad) 
preußifcher Geſetzgebung, das Recht, auch 
das Eigentum von Privatbahnen gegen 
vollſtändige Entſchädigung zu erwerben. 
Dieje Abtretung Tann aber erft nach 30 
Sahren von der Betriebseröffnung an ge⸗ 
fordert werben, auch muß ber betreffen- 
den Geſellſchaft eine folche Ablicht min⸗ 
beftens ein Jahr vor dem zur Übernahme 
beitimmten Zeitpunkt mitgeteilt werden. 
Die Entſchädigung erfolgt durch Zahlung 
des 2bfachen Betragg, welcher in ben letzten 
fünf Sahren durchſchnittlich an die Aktio⸗ 
näre als Dividende außbezahlt ‚worden 


ift. In manchen Rändern wird aud in’ 


den Konzeffionen dem Staate dad Recht 
bes Erwerbs der Bahn mit oder ohne Ent⸗ 
ſchädigung, meift nad) 99 Jahren, vor: 
behalten. Die Eifenbahnpolitif der 
Neuzeit ift überhaupt mehr bem St aat3- 
eifenbahniyften: als dem PBrivat- 
eiſenbahnſyſtem zugeneigt. Neben die: 
fen beiden Syſtemen befteht dag fogen. 
gemiſchte Syſtem, wonad Staats: 
und Privatbahnen nebeneinander beftehen 
ſollen. Dies ift thatfächlich zur Zeit in 
Preußen das herrichende, nachdem man 
dort neuerdings von Staat? wegen zum 
Erwerb bejonders wichtiger Bahnlinien 
geſchritten ift, jo burch Geſetz vom 20. Dez. 
1879 in Anfehung der Berlin- Stettiner, 
Halberftabt- Magdeburger, Hannover⸗Al⸗ 
tenbefener und Köln-Deindener, durch Ge- 
jet vom 14. Febr. 1880 bezüglich der Ber: 
lin-Botsdanı-Magdeburger und der Rhei⸗ 
niſchen und endlich durch Geſetz vom 7. 
März 1880 rüdfichtlich der im Großher: 
aogtum Heflen belegenen Strede der Main⸗ 
Weſer-Eiſenbahn. Auch in andern deut: 
{hen Staaten hat neuerding? der Erwerb 
privater E. durch den Staat (Berftaat: 
lichung) ftattgefunden. Auch das Deutiche 
Reich hat bereit E. im Beſitz, nämlich 
die vormals der Franzöſiſchen Oftbahn zu⸗ 
gehörigen €. in Elſaß-Lothringen, welche 
für 325 Mil. Frank angefauft wurden, 
indem dieſer Preis auf die franzöfiiche 
Kriegsfoftenentichädigung  aufgerechnet 
ward. So gingen diefe E. in das Eigen⸗ 
tum des Reichs über, welch Tebteres fie 
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durch das Reichsamt für die Ver— 
waltung der Reichseiſenb sonen 
(f. d.) verwalten Urt. Sie find Beitand- 
teilde8 Reichsvermögens, nicht etwa Eigen- 
tum des Reichslands Elfah Lothringen. 
Sollte dergroßartige Plan, die €. Deutfch- 
lands zu Reichseiſenbahnen zu machen, 
jemals in Erfüllung gehen, fo wäre dies 
in ber That für bie Zentralifation Deutſch⸗ 
lands vor der entſcheidendſten Bedeutung. 
Übrigens ift das beutiche Eifenbahn- 
recht mit ber Gründung des Nordbeut- 
Then Bundes und des nunmehrigen Deut: 
cher Neich8 bereits in eine neue Ent- 
widelungsphafe getreten. Nach dem Vor⸗ 
gan ber norddeutſchen Bunbdesverfaffung 
em nämlich die deutiche Reichsver⸗ 
faſſung (Art. 4), baß das Eiſenbahnweſen 
ber Beauffihtigung feitend des Reichs 
und ber Geſetzgebung besfelben unter: 
liegen jolle. Damit ift zwar das Eifen- 
bahnweſen der Gefebgebung ber einzelnen 
Staaten feineswegs gänzli entzogen und 
ber Reichsgeſetzgebung ausschließlich vor: 
behalten; doch geht die Ietere ber Landes: 
ejekgebung vor, und die Reichöverfaflung 
elbit enthält bereitö eine Reihe wichtiger 
Beitimmungen über bie E. (Art.41—47). 
Hiernach follen die deutſchen E. im In⸗ 
tereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein 
einheitliches Netz verwaltet, und neu her⸗ 
zuſtellende E. ſollen zu dieſem Behuf nach 
einheitlichen Normen angelegt und aus⸗ 
gerüſtet werden. Demgemäß ſollen über⸗ 
einſtimmende Betriebseinrichtungen ge⸗ 
troffen und gleiche Bahnpolizeireglements 
eingeführt werden. Die ei ahnver: 
waltungen aber find zur Einführung der 
für den durchgehenden Verkehr und in- 
einander greifende Fahrpläne nötigen Per: 
fonenzüge verpflichtet, nicht minder auch 
zur Einrichtung direkter Expeditionen im 
PVerfonen= und im Güterverkehr unter 
Geftattung des Übergangs ber Transport- 
mittel von einer Bahn auf die andre 
gegen die übliche Vergütung. Ferner ift 
dem Reich die Kontrolle über das Tarif: 
wefen eingeräumt und dem Kaifer das 
Recht zugeltanden, bei eintretenden Not⸗ 
ftänden, insbefondere bei ungewöhnlicher 
Zeurung bertebensmittel, für den Trans: 
port, namentlich von Getreide, Mehl, Hül- 





Eiſenbahnen. 


ſenfrüchten und Kartoffeln, auf Vorſchlag 
des Ausſchuſſes im Bundesrat für das 
Eiſenbahnweſen einen beſonders niedrigen 
Spezialtarif einzuführen. Allerdings An 
ben diefe Beftimmungen aufBayern feine 
Anwendung. Dagegen ift die weitere Vor: 
ſchrift, wonach E., welche im Intereſſe der 
Verteidigung Deutſchlands oder im In⸗ 
terejfe des gemeinfamen Verkehrs für not- 
wenbig erachtetwerben, Fraft eines Reichs⸗ 
gelebes auch gegen den Widerfpruch der 

etreffenden Bundesglieder für Rechnung 
bes Reich angelegt oder an Privatunter: 
nehmer zur Ausführung Tonzefjioniert 
werden Fönnen, auch auf Bayern anwend⸗ 
bar. Ebenfo ſteht dem Reich auch Bayern 
gegenüber das Recht zu, im Weg der Ge- 
feßgebung einheitlihe Normen für bie 
Konftruftion und Ausrüftung der für bie 
Landesverteidigung wichtigen E. aufzu- 
ftellen, wie denn auch Bayern gegenüber 
die Vorſchrift gilt, wonach die deutſchen 
Eifenbahnverwaltungen zum Zweck der 
Verteidigung Deutſchlands den Anfor: 
derungen der Behörden des Reichs in be⸗ 
treff der Benutzung ber E. unweigerlich 
Folge zu leiften haben. Das Reichsgeſetz 
über die Kriegsleiftungen vom 13. Juni 
-4873 er ©. 129 ff.) Yat 
dann (85 28—31) diefe letztern Beſtim⸗ 
mungen näher ausgeführt. Aber auch 
außerdem find noch verfchiebene andre 
Reichsgeſetze für das Eijenbahnwefen 
von Wichtigkeit. Dahin gehört in eriter 
Linie das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1871, 
betreffend bie Verbindlichkeit zum Scha⸗ 
denerſatz für Die bei dem Betrieb von E., 
Bergwerken, Fabriken, Steinbrüchen und 
Gräbereien Verben Tötungen 
und Rörperverlegungen (das ſogen. Haft: 
pflichtgeſetz, Reichsgeſetzblatt, S.207), 
welches unter beſonderer Normierung der 
Beweislaft vorichreibt: Wenn bei dem 
Betrieb (alſo nicht bloß bei ber Befür- 
berung auf der Bahn) einer Eifenbahn 
ein Menſch getötet oder Törperlich ver: 
letzt wird, jo haftet ber Betriebsunterneh: 
mer für ben dadurch entſtandenen Scha⸗ 
ben, fofern er nicht beweift, daß der Un 
fall Durch höhere Gewalt oder durch eignes 
Verſchulden des Getöteten oder des Ver⸗ 
letzten verurſacht iſt. Wichtig iſt ferner 
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das ſogen. Poſteiſenbahngeſetz (Reichsge⸗ 
ſetz vom 20. Dez. 1875, betreffend die Ab⸗ 
änderung des F 4 bes Geſetzes über das 
Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. 
Okt. 1871), welches die Verpflichtungen 
der E. gegenüber ber Reichspoſt normtiert 
und ihnen insbefondere die Verbindlichkeit 
auferlegt, mit jedem regelmäßigen Zug 
einen von ber Boftverwaltung geftellten 
Poſtwagen mit ben darin enthaltenen 
Briefen, Zeitungen, Geldern, Baleten bis 
au 10 kg fowie den dienftthuenden Poft: 

eamten unentgeltlich Ay befördern; doch 
kann bei Eilzügen bie Mitbeförderung von 
Paketen ausgeſchloſſen werden. Auch ſind 
die E. verpflichtet, der Poſt gegen Vergü— 
tung die nötigen Packwagen zu ſtellen. 
Endlich müſſen ſie bei Anlegung neuer 
Bahnhöfe die für die Poſt erforderlichen 
Dienfträume und Beamtenwohnungen 
gegen Entſchädigung berhaften, Bon Be: 
deutung war ferner auch bie Errichtung 
des Neihseifenbahnamts (f. d.) 
welche durch Geſetz vom 27. Juni 1873 
erfolgte, als einer Zentralaufſichtsbehörde 
über das Reichseiſenbahnweſen. Ein all: 
gemeined Neichseifenbahngejeß, wie es 
gleichzeitig in dem letzigedachten Geſetz 
verheißen ward, iſt freilich noch nicht er⸗ 
laſſen; doch ift das Betriebs⸗ und Tarif: 
wejen durch verfchiedene Verordnungen, 
namentlich durch das Betriebsreglenent 
vom 11. Mai 1874 (Zentralblatt für das 
Deutfche Reich, S.179 ff.), normiert wor⸗ 
ben. Beitimmungen über die Höhe ber 
Frachtſätze find darin nicht enthalten, ob⸗ 

leich eine einheitliche Regelung diefer 
Fehtmierigen Angelegenheit fehr wünſchens⸗ 
wert wäre, namentlich mit Rüdficht aufdie 
Berichiedenartigkeit ver Grundſätze, nach 
welchen die Bahnverwaltungen innerhalb 
ber ihnen zuftehenden Tariffreiheit han⸗ 
deln (Tarifpolitik, ein Hauptzweig der 
Eiſenbahnpolitik überhaupt). Ins— 
beſondere haben die ſogen Differential⸗ 
tarife ſchon manchen Angriff erfahren. 
Die im allgemeinen für angemeſſen er- 
achteten Frachtfäte pro Zentnermeile find 
nämlich in ben Wormaltarifen beredj: 
net, welche in ber Regel in Verkehr auf 
ein und bderjelben Bahn ober in Ver: 
bandsverfehr zur Anwendung kommen. 
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Der Konfurrenz ber E. und dem Stre— 
ben, den großen butchgeenben Verkehr 
an ſich zu ziehen, verdanken daneben die 
Differentialtarife ihre Entſtehung, welche 
für alle oder einzelne Güterflaften oder 
auch nur für einzelne Artikel niedrigere 
Einheitsſätze als bie Normaltarife entbal: 
ten und für ben Berfehr auf längern 
GStreden Anwendung finden. Zugebenfen 
ift endlich auch des Bahnpolizeireglements 
vom4. Yan. 1875 (Zentralblatt, ©.57 ff.), 
mit welchem gleichzeitig auch eine Eiſen⸗ 
bahnſignalordnung publiziert ward. Val. 
Beſchorner, Das deutſche Eifenbahn- 
recht (1858) ; Förftemann, Preußifches 
Gilenbabnregt (1869); od, Deutſch⸗ 
iands €. (1858, 2 Bbe.); v. Stein, Zur 
Eifenbahnrechtsbildung (1872); Ende: 
mann, Die Haftpflicht der E. (2. Aufl. 
1876), Stürmer, Geſchichte der E. (1872); 
Schmeidler, Geſchichte des deutſchen Ei: 
ſenbahnweſens (1871); Lehr, oil enbahn- 
tarifwefen undEifenbahnmonopol (1879); 
Sar, Die Verkehrsmittel in Volks- und 
—— — Bd. 2: Die E. (1879). 

Eiſenbahngarantie, |. Staatsga⸗ 


rantie. 

Eiſenbahnregiment, in Preußen Frie⸗ 
densſiamm für bie bei der Mobilmachung 
aufzuftellende eldeifenbahnformation, 
dem Chef des Generalftab8 ber Armee 
unterftelt. Die Thätigfeit befteht einer: 
feit3 in ber Anlage und dem Betrieb von 
Eifenbahnen und Telegraphenleitungen, 
anderfeit3 in ber Zerftörung ſolcher Anla⸗ 
gen. Garnifon: Berlin. 

Eiferne Krone, die Krone, mit der feit 
Ende des 6. Jahrh. die lombarbifchen Kö- 
nige, dann Karl d. Gr. und bie meiften 
deutichen Könige bis auf Karl V. fowie 
auch Napoleon I. 1805 und Ferdinand I. 
von Ofterreich 1838 als Könige von Ita⸗ 
lien gefrönt wurden. Sie beftebt aus 
einem goldnen, mit Edelfteinen beſetzten 
Reif, auf der innern Seite mit einem 
eingelegten ſchmalen eifernen Reif, ber 
angeblich aus einem Nagel bes Kreuzes 
Chriſti gefchmiedet fein fol. Sie wird 
im Dom zu Monza aufbewahrt, nachdem 
fie 1859 von den Ofterreichern genommen, 
aber 1866 wieder zurüderftattet worden 
it. Der Orden ber Eifernen Krone wurde 
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von Napoleon J. 1805 geftiftet, 1814 auf: 
gehoben und 1816 von ben Ofterreichern 
wieberbergeftellt. 

Eiſernes Kreuz, preuß. Orden, von 
König TEN Wilhelm III. 10. März 
1813 geitiftet, verliehen für Verdienſt um 
bas Vaterland im Kampf gegen Frank—⸗ 
reih 1813 — 15; beſteht aus zwei Klaf- 
en und einem Großkreuz. Deforation: 
chwarzes, in Silber neräites Andrea? 
Lreug von Gußeiſen mit dem Namenszug 
F. W., ber königlichen Krone, einer Ver: 
sierung von Eichenblättern und ber Jah⸗ 
reszahl 1813. Bei Ausbruch des Kriegs 
mit Sranfreich 19. Juli 1870 erneuert 
mit der Anderung, baß auf der glatten 
Vorderſeite der Buchftabe W. mit ber Jah⸗ 
reszahl 1870 angebracht wurde. Das Ei- 
ferne Kreuz wurde anca. 45,000 Berfonen, 
an Nichtlombattanten am weißen Band, 
verteilt. Großfreuze wurben 9 verliehen. 

Ellat (franz., fpr. etlah), Lärm, Knall; 
Glanz, Schein, auffehenerregenber Vor: 
fall; eflatant, glänzend, auffallend, 
aufledenerregenD. 

Elite (rang), das Beſte oder Außer: 
leſene, baber E. einer Geſellſchaft, Elite 
fruppen ic. 

Elſaß⸗Lothringen, deutſches Reichs⸗ 
land, 14,508 qkm mit (1880) 1,571,971 
Einw. Hauptitabt: Straßburg mit 
106,000 Einw. Die Bevölkerung gehört 
zum weitaus größten Teil ber Fatholifchen 
Konfeflion an (1875: 1,204,081 Katho⸗ 
liken, 285,329 PBroteftanten, 39,002 38: 
raeliten). Durch den Franffurter Frieden 
von: 10. Mai 1871 wurden bie Landes⸗ 
teile, die das nunmehrige Reichsland bil: 
den, von Frankreich abgetrennt und dem 
Deutſchen Reich, welches ſie in einer Zeit 
der Schwäche und des Verfalls verloren, 
infolge des ruhmvollen Kriegs von 1870/71 
wiedergewonnen. Das Reichsland ſetzt 
ſich aus den frühern franzöſiſchen De⸗ 
partements bes Oberrheins, mit Aus⸗ 
nahme des Gebiets von Belfort, des Nie⸗ 
derrheins und verſchiedenen Teilen der 
Departements der Moſel, der Meurthe 
und der Vogeſen zuſammen. 

Verfaſſ ung, Nach dem Reichsgeſetz 
vom 9. Juni 18741, betreffend die Vereini⸗ 
gung von E. mit dein Deutſchen Neid) 
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(Reichsgeſetzblatt, S. 212), übt der Kaifer 
bie Staatögewalt in E. aus. Es ift fomit 
ein reich8unmittelbares Land geichaffen 
worden, welches dem Oberhaupt des Reichs 
unmittelbar unterftellt ift. Das Land hat 
den Charakter einer Provinz bed Deut: 
ſchen Reichs, und während in den übrigen 
Staaten, welche den beutfchen Gefamtftaat 
bilden, eine beſondere Staatsgewalt vor: 
Banden ift, fällt diefe für E. was die Ber- 
Ton des Trägers anbetrifit, mit ber Reichs: 
gewalt zufammen. Die thatfüchlichen Ver: 
Bältnifie aber, unter weldyen E. wieberge- 
wonnen ward, ließen eine Zeit des Über⸗ 
gangs als notwendig erfcheinen, und fo 
ward denn insbeſondere das Inkrafttre⸗ 
ten der deutfchen Reichsverfaſſung zunächſt 
bis 1. San. 1873, ſodann aber durch das 
Geſetz vom 20. Juni 1872 noch weiter 
bi3 1. San. 1874 Hinausgefchoben. Die 
Verwaltung, an beren Spite ber Reichs: 
fangler trat, wurbe durch ein befon- 
deres Geſetz für €. vom 30. Dez. 1871 
geordnet. Eine bejondere Abteilung bes 
eichskanzleramts für E. wurde — 
fen, an deren Stelle in der Folgezeit ein 
beſonderes Reichskanzleramt für E. trat. 
Die oberſte Verwaltungsbehörde in E. 
ſelbſt war der Oberpraͤſident mit dem 
Amtsſitz in Straßburg. Ihn hatte das 
Geſetz vom 30. Dez. 1871 im F 10 (dem 
nt abe Kin ingbefondere 
ermächtigt, »bei Gefahr für die Öffentliche 
Sicherheit alle Maßregeln ungeſäumt zu 
treffen, welche er zur Abwendung ber Ge: 
fahr für erforderlich erachte«, auch »zur 
Ausführung der bezeichneten Maßnahmen 
bie in E. ftehenden Truppen zu requirie= 
rene. Anlangend die Geſetzgebung für 
E., hatte das Einverleibungsgefeß vom 
9. Juni 1871 beftimmt, baß bi8 zum Ein= 
tritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung 
ber eh bei Ausübung der Gefeßgebun 
an die Zuflimmung des Bunbesrats un 
bei der Aufnahme von Anleihen ober bei 
ber Übernahme von Garantien für E., 
durch welche eine Belaftung bes Reichs 
herbeigeführt werde, auch an die Zuftim- 
mung bed Reichstag? gebunden fein folle. 
Mit der Einführung der Reichsverfaſſung 
aber follte, fo beftimmte jenes Gefeß wei- 
ter, bis zur anderweitigen Regelung durch 
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Reichsgeſetz das Recht ber Gefehgebung 
auch in den der Ra hege ſergebung in den 
Bundesſtaaten nicht unterliegenden An⸗ 
gelegenheiten dem Reich zuftehen. In⸗ 
wiſchen hatte ſich aber in E. eine Partei⸗ 
römung nach und nach einigen Einfluß 
zu verſchaffen gewußt, die bemüht war, 
an Stelle prinzipieller Oppoſition gegen 
das deutſche Regiment eine Politik zur 
Geltung zu bringen, welche, die Annexion 
als völkerrechtliche Thatſache anerken⸗ 
nend, dem Reichsland die Stellung eines 
möglichſt jelbfländigen Staatskörpers zu 
verſchaffen ſuchte. Dieſem Einfluß der 
»autonomiſtiſchen« Partei war es insbe⸗ 
ſondere zu verdanken, daß durch kaiſer⸗ 
lichen Erlaß vom 29. Okt. 1874 der 
Reichskanzler ermächtigt ward, in Aus 
funft Entwürfe von Gefeken für €. über 
ſolche Angelegenbeiten, welche der Reichs: 
geſetzgebung durch die Verfaſſung nicht 
vorbehalten find, einjchließlich des Lan⸗ 
beshaushaltzetats, einem aus Mitgliedern 
der Bezirkstage, d. h. der Vertretungen 
der Kommunalverbände der Bezirfe, zu 
bildenden Landesausſchuß zur gut- 
achtlichen Beratung vorzulegen. Einen 
weitern Erfolg aber hatte bie autonomiſti⸗ 
[he Bewegung, als fie das Reichsgeſetz 
vom 2. Mai 1877, betreffend die Landes⸗ 
ejebgebung in E. (Reichsgeſetzblatt, ©. 
91), erlangte, wonach die Landesgeſetze 
für €., einjchließlich des jährlichen Lan— 
deshaushaltsetats, mit Zuftimmung des 
Bundesrats vom Kaiſer erlafien werben 
follten, wenn ber Landesausſchuß zuge— 
jtimmt babe; doch blieb in diefem Geſetz 
der Erlaß von Landesgefegen im Weg der 
Reichsgeſetzgebung immer noch vorbe hal⸗ 
ten. Ein weiteres Reichsgeſetz vom 4. Juli 
1879 aber, betreffend die Verfaſſung und 
Verwaltung Elſaß-Lothringens (Reichs⸗ 
geſetzblatt, 5.165 ff.), brachte dem Reichs⸗ 
land die von der autonomiftiichen Partei 
erfehnte Regierung im Land jelbft, ferner 
eine befchließende Landesvertretung und 
endlich eine Vertretung im Bundesrat. 
Nach dem Geſetz vom 4. Juli 1879 ($ 1) 
fann nämli der Kaifer Iande2herrliche 
Befugnifie, welche ihm kraft Ausübung 
der Staatsgewalt in E. zuſtehen, einem 
Statthalter übertragen. Der Statt: 
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halter, welcher vom Kaifer ernannt und 
abberufen wird, refidiert in Straßburg. 
Der Umfang ber ihm zu übertragenben 
Yandesherrlichen neiugnifle fol nad dem 
Geſetz vom 4. Juli 1879 durch Faiferliche 
Berordnung beitimmt werben, und eben- 
diefe Verordnung ward 23. Juli 1879 
(Reichsgeſetzblatt, S. 232 ff.) erlafien. 
Der Generalfeldmarſchall Edwin Freiherr 
v. Manteuffel wurde dadurch zum kaiſer⸗ 
fihen Statthalter in E. ernannt. 

Die landesherrlichen Befugniffe, welche 
bem Statthalterdurd jene Verordnung 
übertragen wurben, find folgende: 1) Die 
Bolziehung ber Verorbnungen, welche 
zum Gegenjtand haben: die Anordnungen 
von Wahlen zu den Bezirkstagen unb 
ben Kreistagen; die Berufung Vorne die 
Schließung der Bezirfstage und ber Kreis: 
tage; bie Sufpenfion und die Vernichtung 
von Beichlüflen der Bezirfätage und ber 
Kreistage; die Feſtſtellung des Haushalts: 
etats und des Rechnungsweſens ber Be⸗ 
zirte; Ablinderungen in der Umgrenzung 
der Kreife und der Gemeinden; die Auf: 
löfung von Kreistagen undvon Gemeinde: 
räten; die Ermächtigung von Bezirken, 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten zur 
Aufnahme von Anleihen fowie zur Er: 
hebung von Steuerzufhlägen; die Er: 
mächtigung zur Erhebung von Oftroige: 
bühren und die Genehmigung der auf Die 
Erhebung dieſer Gebühren bezüglichen 
Reglements; die Ermächtigung zur Er: 
hebung von Brüden: und Fährgeld; bie 
Errihtung von Handelskammern, die 
Feſtſetzung der Mitgliederzahl und bie 
Umgrenzung ber Bezirke diefer Handels⸗ 
fammern; die Anerkennung gemeinnüßi- 
ger Anitalten und die Genehmigung ber 
Statuten berartiger Anftalten; bie Ge 
nehmigung ber Errichtung von Kranken: 
und Siechenhäuſern; die Genehmigung 
ber Errichtung und die Aufhebung von 
Sparkaſſen; die Ermächtigung zur Bil: 
dung von Bobenkreditgefellfchaften und 
von Verficherungsgefellichaften ſowie bie 
Genehmigung der Statuten berartiger Ges 
jellichaften; die Abänderung der Umgren- 
zung und die Verlegung des Pfarrſitzes 
— proteftantifcher farreien.: 
die Abgrenzung von Inſpektionsbezirken 


ber Kirche —— — Konfeſſion, von 
proteſtantiſchen Konſiſtorialbezirken und 
von israelitiſchen Konſiſtorial⸗ und Rab: 
binatöbezirfen; Die Ermächtigung zur Er⸗ 


‚Öffnung neuer Kultusftätten; die Ermäch⸗ 


tigung huriftif cher Berjonen zur Annahme 
von Schenkungen und legtwilligen Zu⸗ 
wendungen; die Ermächtigung zur Aus: 
führung gemeinnüsiger Arbeiten und bie 
Feſtſtellung ber Dringlichfeit derartiger 
Arbeiten, ſoweit diefelben nicht für das 
Reich ausgeführt werben; die Klaffierung 
und Dellaffierung öffentlicher Straßen; 
bie Bezeichnung ber Gewäffer, welche als 
ſchiffbar oder flößbar anzujehen find; die 
Erlaubnis au baufichen Borrichtungen in 
derartigen Gewäflern und die Erlaubnig, 
aus denſelben Wafjer abzuleiten; die Ge: 
nehmigung von Verträgen, durch weldye 
Holzberechtigungen in Staatsforften gegen 
Abtretung von Waldgrundftiidden abgelöft 
werben; Die Beltfegung bed Meift- und 
Mindeſtbetrags des für ben Befuch der 
höhern öffentlichen Schulen zu erheben- 
den Sautgelbe; die Ermächtigung zu 
Namenzänderungen. 2) Die Befugnis 
zum Erlaß von Geldftrafen, welche durch 
richterliches Urteil oder im Verwaltungs: 
weg rechtäfräftig erfannt find, und die Be- 
fugnis zur Gewaͤhrung der Rehabilitation; 
die Befugnis zum Erlaß von Steuern, Ge⸗ 
bübren, Gefällen, zur Wieberfchlagung von 
Kaſſendefekten und fiskaliſchen Forderun⸗ 
gen ſowie die Befugnis zur Genehmigung 
nachträglicher Abänderung fürben Landes⸗ 
fiskus und für die Bezirke abgeſchloſſener 
Verträge. 3) Die Oenennung und Abbe⸗ 
rufung der Bürgermeiſter und deren Beige⸗ 
ordneten; die Ernennung der Präſidenten 
ber Bereinezugegenfeitiger Anterftüßung ; 
die Genehmigung ber von den Fatholifchen 
Biſchöfen des Landes vorgenommenen Er: 
nennungen zu geiftlihen Amtern und 
die Öenebmigung ber Abberufung von 
ſolchen Amtern; die Betätigung der Er: 
nennung und der Abberufung proteftan- 
tiſcher Pfarrer; die Genehmigung ber 
Wahlen der Präfidenten der proteftan= 
tifchen Konfiftorien, die Ernennung der 
geifttichen Inſpektoren der Kirche Augs— 

urgifcher Konfeſſion und die Genehmis- 
gung ber Wahlen ber weltlichen Inſpek— 
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toren; bie Beftätigung ber Wahlen zu 
Amtern des israelitiſchen Kultus. 
Außerdem find auf den Statthalter Die 


‚Durch Geſetze und Berordnungen bem 


Reichskanzler in elſaß⸗lothringiſchen Lan⸗ 
desangelegenheiten überwieſenen Befug⸗ 
niſſe und Obliegenheiten ſowie die durch 
ben oben gedachten F 10 (Diktaturpara⸗ 
graphen) des Geſetzes vom 30. Dez. 1871 
dem Oberpraſidenten übertragenen außer: 
ordentlichen Gewalten übergegangen. Das 
Reichskanzleramt für E. und das Ober: 
präfidium wurden aufgelöft, indem ein 
derantivortliche8 Miniſter ium für E., 
welches feinen Sitz in Straßburg bat, und 
an deſſen Spite ein Staatsſekretär fteht, 
errichtet ward. Dad Minifterium zerfällt 
in Abteilungen (für Inneres, Kultus und 
Unterricht, für die Zuftiz, für Finanzen 
und Domänen, für Gewerbe, Landwirt⸗ 
ſchaft und öffentliche Arbeiten), welche 
Unterftaatsfetretären unterftellt find. Un- 


ter bem Vorſitz bes Statthalters fol fer: 


nerein Staatsrat zufammentreten, wel- 
cher aus dem Staatsſekretär, ben Unter: 
ſtaatsſekretären, dem Bräfidenten des Ober⸗ 
landesgerichts und dem erſten Beamten 
der Staatsanwaltſchaft bei dieſem Gericht, 
endlich aus 8—12 Mitgliedern beſtehen 
fol, welch letztere ber Kaifer ernennt. 
Drei von diefen Mitgliedern werden auf 
Vorſchlag des Landesausſchuſſes ernannt, 
während die übrigen lediglich durch das 
allerhöchſte Vertrauen berufen werben. 
Der Staatdrat ift berufen zur Begutach- 
tung: 1) ber Gefeßentwürfe, 2) der zur 
Ausführung von Gefeten zu erlafjenden 
allgemeinen Verordnungen, 3) anbrer 
Angelegenheiten, welche ihm vom Gtatt- 
halter überwiefen werben. Durch die Lan- 
beögefegebung können dem Staatsrat 
auch andre, insbeſondere beſchließende, 
Funktionen übertragen werben. Das Bud⸗ 
hetec und das Recht der Zuſtimmung 

ei Ausübung der gejeggebenden Gewalt 
find dem Landesausſchuß gewahrt. 
Die Lanbesgefeke werben alfo wie bisher 
von Kaifer erlaffen, mit Zuftimmung des 
Bundesrats und des Landesausſchuſſes. 
Der Landesausichuß beftehbt aber nun: 
mehr aus 58 Mitgliedern. Von biejen 
werben 34 durch bie Bezirfätage gewährt 


und zwar 10 durch ben Bezirfstag bes 
Obereljaß, 11 durch den Bezirfätag vor 
Lothri gen und 13 durch den von Inter: 
elſaß. Bon ben übrigen 24 Mitgliedern 
werden je einer in ben Gemeinden Straf- 
burg, Mülhauſen, Meb und Kolmar von 
den Gemeinberäten aus deren Mitte ge: 
wählt, während 20 von ben 20 Lanbfrei- 
fen, in den Kreifen Mülbaufen und Kol: 
marunter Ausfcheidungdergleihnamigen 
Stabtgemeinden, gewählt werben. Die 
Wahlperiode ift eine breijährige. Das 
A iſt geheim und indirekt. 
Wählbar zum Abgeordneten iſt, wer das 
aktive Gemeindewahlrecht beſitzt und in 
dem Bezirk ſeinen Wohnſitz hat. Der 
Kaiſer kann den Landesausſchuß vertagen 
und auflöſen. Die Auflöſung des Lan- 
besausfchujfes zieht die Auflöfung der Be: 
zirkstage nach fih. Die Neumahlen zu 
ben Bezirfätagen haben in einem ſolchen 
Fall innerhalb dreier Monate, die Neu⸗ 
wahlen zu bem Landesausſchuß innerhalb 
ſechs Monaten nach dem Tag ber Auf: 
löfungsverordnung ftattzufinden. Der 
Landesausſchuß Hat das Recht, innerhalb 
des Bereichs der Landesgeſetzgebung Geſetze 
vorzuſchlagen und an ihn gerichtete Peti⸗ 
tionen dem Miniſterium zu überweiſen. 

Verwaltung. Zum Zweck der innern 
Verwaltung zerfaͤllt das Reichsland in drei 
Bezirke, entſprechend den ehemaligen 
franzöſiſchen Departements, nämlich: Un⸗ 
—8 (Straßburg), Oberelſaß (Kol⸗ 
mar) und Lothringen (Metz). An der 
Spitze eines jeden Bezirks ſteht der Be- 
zirkspräſident, deſſen Stellung im 
weſentlichen derjenigen des ehemaligen 
franzöſiſchen Präfekten entſpricht. Zur 
Ausůbung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
ſteht dem Bezirkspräſidenten ein dem vor⸗ 
maligen Prafekturrat entſprechender Be⸗ 
zirksrat zur Seite, eine kollegialiſche 
Behörde, welche ſich aus dem Bezirkspräſi⸗ 
denten, den ihm beigegebenen Räten und 
dem Steuerdirektor und dem Oberforſt⸗ 
meiſter zuſammenſetzt. Für jeden Bezirk 
iſt zur Verwaltung der direkten Steuern 
ein Steuerdirektor (in Straßburg, 
Kolmar und Metz) beſtellt. Die Steuer⸗ 
direktionen ſtehen unter der Leitung der 
Bezirkspräſidenten. Für die Forſtver⸗ 
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waltung beitehen Forftdireftionen zu 
Straßburg, Kolmar und Meb. Für die 
Verwaltung ber Zölle und der indirekten 
Steuern ift ein Generaldirektor eingefeßt, 
unter welchem 6 Hauptzollämter, 5 Haupt- 
fteuerämter, 86 Enregiftrements = Ein: 
nabmeftellen unb 11 Hypotbefenämter 
eben. Den frühern Oberpräfelten ent- 
prechen die nunmehrigen Kreisdirek⸗ 
toren, bie an ber vote ber Kreiſe 
Ken, welch Iettere den frübern Arron⸗ 
diſſements entfprechen. Die Zahl der Land⸗ 
Treife ift 20, wovon 7 auf Unterelfaß 
(Straßburg, Erftein, en Mols⸗ 
heim, Schlettſtadt, Weißenburg und Za⸗ 
ern), 6 auf Oberelfaß (Altkirch, Kol: 
mar, Gebweiler, Mülhauſen, Rappolts- 
weiler und Tann) und 7 auf Lothringen 
(Met, Bolchen, Chaͤteau⸗Salins, Die: 
benhofen, Forbach, Saarburgund Saarge⸗ 
münd)fommen. Zu biefen treten noch die 
beiden Stadtfreife Straßburg und Metz 
hinzu. Borfteher ber einzelnen Gemein: 
den ift ber Bürgermeifter (Maire), 
welchem ber Beigeordnete (Adiunkt) 
zur Seite fteht. Die kommunale Selbit: 
verwaltung wird für die Gemeinden durch 
die Munizipalräte, fürdie Kreiſe durch 
bie Kreistage (Conseils d’arrondisse- 
ment) und für die Bezirke durch die Be⸗ 
zirtstage (Conseils généraux) wahrge- 
nommen. In den Stabtgemeinden Metz 
und Straßburg verfehen die Munizipal- 
räte gleichzeitig bie Yunftipnen ber Kreis: 
tage. Das aktive Wahlrecht für die Ver: 
tretungen ber Gemeinden und der höhern 
Komniunalverbänbe fteht jedem Deutfchen 
ai, welcher das 25. Lebensjahr zurückge⸗ 
egt hat, ſich im Vollbeſitz der bürgerlichen 
Rechte befindet und in der betreffenden 
Gemeinde, dem Kreis oder dem Bezirk 
ſeinen Wohnſitz hat. Wählbar iſt jeder 
Wähler und außerdem jeder Deutſche, bei 
weldem bie fonftigen Bebingungen der 
Ausübung des allgemeinen Wahlrechts 
vorbandenfind, mit Ausnahme bes Wohn: 
figed, fofern er in der Gemeinde, dem 
Kreis oder demBezirfdirefteSteuern zahlt. 
Re ein Fatholifcher Bifchof refidiert in 
Straßburg und in Meb. Für die refor: 
mierte Kirche befteben fünf Konfiftorien 
zu Markirch, Mülhauſen, Bifchweiler, 
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Straßburg und Met. Das Direktorium 
der Kirche Augsburgifcher Konfeflion be- 
findet fih in Strapburg. Israelitiſche 
Konfiftorien befteben in Straßburg, Kol- 
mar und Metz. 

Juſtiz. Die deutſchen Juſtizgeſetze, 
welche 1. Oft. 1879 in Kraft traten, haben 
auch für E. eine neue Juftizorganifation 
veranlaßt. Das Oberlandesgericht 
für das Reichsland ift in Kolmar er: 
richtet worden., Ihm find die folgenden 
ſechs Landgerichte untergeordnet: 
Landgeriht Kolmar (Amtsgerichte in Barr, En⸗ 

fisgeim, Gebweiler, Kaijersberg, Kolmar, 
Markirch, Markolsſsheim, Milnnſter, Neubrei- 
ſach, Rappoltsweiler, Rufach, Schleitſtadt, 
Schnierlach, Sulz und Weiler); 

Met (Amtsgerichte in Ars a. d. Moſel, Bolchen, 
Buſendorf, Chäteau⸗Salins, Delme, Dieden⸗ 
hofen, Dieuze, Metz, Sierck und Bic); 

Mülhauſen (Amtsgerichte in Altkirch, Dammer⸗ 
kirch, Hirſingen, Hüningen, Masmünſter, 
Mülhaufen, Pfirdt, Sennheim, Sierenz, St. 
Amarin und Thann); 

Saargemünd (Amtsgerichte in Albesdorf, Bitſch, 
Drulingen, Falkenberg, Forbach, Großtän⸗ 
chen, Rohrbach, Saaralben, Saargemünd, 
Saarunion und St. Avold); 

Straßburg (Amtsgerichte in Benfeld, Biſchwei⸗ 
ler, Brumath, Hagenau, Hochfelden, Illkirch, 
Lauterburg, Riederbronn, Schiltigheim, Straß» 
burg, Sulz u. W., Truchtersheim, Weißen⸗ 
burg und Wörth); 

Zabern (Amtsgerichte in Buchsweiler, Finſtin⸗ 
gen, Lörchingen, Lützelſtein, Molsheim, Ober⸗ 
ehnheim, Pfalzburg, Saarburg, Schirmeck, 
Waſſelnheim und Zabern). 

Finanzen. Für den Haushaltsetat 
pro 1880 —81 waren bie Einnahme Des 
Zandes auf 39,137,640 ME. veranfchlagt. 
Hierbei find die bireften Steuern mit 
10,677,500 ME., die indireften Steuern 
und bie Zölle mit 15,481,37IME. in Anfaß 

ebracht, während die Einnahmen der kai⸗ 

—* en Tabakmanufaktur in Straßburg 

auf 3,118,500 Mk., diejenigen aus der 

Torftverwaltung aber auf 6,406,000 ME. 

veranfchlagt find. Die Ausgaben find mit 

39,905,798 DIE. etatifiert. Die Staats⸗ 

ſchuld beitehbt aus den auf Grund des 

Geſetzes vom 10. Juni 1872 zur Entſchä⸗ 

bigung ber Inhaber verfäuflicher Juſtiz⸗ 

ftellen auänegebenen Schuldbriefen, vor 

denen 1880 noch 25,025,000 Frank im 
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Umlauf waren. Die Eifenbahnen be? 
Reichslands, im Befit bes Reichs befind- 
lich, ſtehen unter einer befondern Reichs⸗ 
behörde (f. Reihsamt für die Ver: 
waltung ber NReichzeifenbahnen) 
in Berlin; die Generaldireftion berfelben 
befindet fih in Straßburg. Zum beut- 
ſchen Reichstag entfendet E. 15 Abgeord- 
nete (vgl. Reichstag). Im Bundes- 
rat ıft €. durch ſtimmberechtigte Ver: 
treter nicht repräfentiert, weil ja eine 
eigentliche Bundesregierung (wie in ben 
übrigen Bundesftaaten) im Neichsland 
nicht befteht. Es ift jedoch durch das Geſetz 
vom 4. Suli 1879 vorgefehen, baß zur 
Vertretung der Vorlagen aus bem Bereich 
ber Landesgeſetzgebung ſowie der ae, 
fen Eljaß-Lothringens bei Gegenfländen 
der ‚reicjegelehachung durch den Statt- 
halter Kommiffare in den Bundesrat abge- 
ordnet werden fünnen, welche an deſſen 
Beratungen über biefe Angelegenheiten 
teilnehmen. 

Heerwejen. 8 beitehen bejondere 
Truppenförper, welde ſich aus ven Mi- 
Hitärpflichtigen des Reichslands zufam- 
menjeßten, bis jet noch nit. Das 
Kontingent wird vielmehr unter bie ver: 
[Biedenen beutfchen Armeeforps verteilt. 

gl. das offizielle »Jahrbuch für E.« und 
die »Statiftiichen Mitteilungen über E.«; 
»Statiftifche Befchreibung von E.«, vom 
kaiſerl. Statiftifhen Büreau (1878); Ad. 
Schmidt, Eljaß und Lothringen; Nad)- 
weis, wie biefe Provinzen dem Deutfchen 
Reich verloren gingen (3. Aufl. 1871). 

Emanzipation (lat.), Entlaffung aus 
ber väterlichen Gewalt; dann überhaupt 
Befreiung aus einem Abhängigkeitszu⸗ 
ftand, z. B. €. der Frauen, Befreiung des 
weiblichen Geſchlechts von den Schranken, 
mit denen e8 natürliche und foziale Ver- 
hältniſſe umgeben haben; €. der Juden 
(l. d.), Gleihftellung berfelben mit ben 
übrigen Staatsbürgern; E. der Schule, Be: 
hr berfelben, namentlich der Volks⸗ 

chule, aus ber abhängigen Stellung zur‘ 

Kirche; E. der Katholiken, in Großbritan: 
nien bie 1829 durchgeführte Maßregel, 
wodurch es den dortigen Katholifen mög: 
lich gemacht wurde, ind Parlament und 
in Stantsäimter einzutreten. 


Embargo (ipan. Embargar), der auf 
ein Schiff nebit Ladung gelegte Arreſt, um 
das Auslaufen desjelben aus dem Hafen, 
in welchem es ſich befindet, zu verhindern. 
Se nachdem dieſe Maßregel gegen die eig- 
nen Untertbanen oder gegen die Angeho- 
rigen eined fremden Staats und beren 

hiffe zur Anwendung gebracht „wird, 
unterjcheidet man zwiſchen zivilem ober 
ftaatsrechtlihem E. und dem internatio: 
nalen oder völferrechtlichen E., welch leb- 
teres auch als €. im engern Sinn oder als 
E. ſchlechthin bezeichnet wird. Das zivile 
E. wird als ein Ausfluß bes fogen. Staats- 
notrechts, dem ſich die Privatintereflen 
der Untertbanen unterordnen müjfen, na: 
mentlich dann zur Anwendung gebracht, 
wenn bie Ausfuhr gewiſſer Artikel im 
ſtaatlichen Intereſſe verhindert werden 
fol. Das internationale E. bagegen 
fommt einmal als Repreſſalie den An- 
gehörigen und den Schiffen eines andern 

taats gegenüber vor, ber zuvor gegen 
ben betreffenden Staat von dem E. Ge: 
brauch gemacht oder ſonſtige fehäbliche 
Mapregeln gegen benfelben in Vollzug 
geſetzt —* ußerdem ſtellt ſich das E. 
als eine Sicherheitsmaßregel bei eingetre⸗ 
tenem oder doch bevorſtehendem Kriegs: 
uftand dar. Bricht im legtern all der 

rieg zwifchen ben beteiligten Mächten 
nicht aus, fo werden die mit Bejchlag be: 
legten Schiffe famt Mannfchaft und La: 
bung freigegeben, während im umgekehr⸗ 
ten Fall die vorläufige Beſchlagnahme fich 
in eine Appropriation umwandelt, weil 
nach Kriegsrecht das feindliche Gut zur 
See als gute Prije gilt. Da jeboch neuer: 
dings der Grundſatz ber Unverleglichkeit 
des Brivateigentums im Krieg mehr und 
mehr zur Geltung kommt, jo erjcheint 
auch jenes Priſenrecht als unhaltbar; die 
neuern Völkerrechtslehrer verdammen eg, 
und auch die Praris hat e8 teilweife auf: 
egeben, wie benn 3. B. im legten beutjch: 
Frönzöffichen Krieg durch Verordnung vom 
18. Juli 1870 (Bunbesgefegblatt 1870, 
Nr. 27) beitimmt ward, daß die franzöſi⸗ 
ſchen Handelsſchiffe, wofern fie feine 
Kriegskonterbande führten, der Aufbrin: 
gung und Wegnahme durch Die Fahrzeuge 
der Bundesfrieggmarinenicht unterliegen 
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ſollten. Noch viel weniger kann aber als: 
dann die Beſchlagnahme fremder Schiffe 
ſchon vor den eigentlichen Ausbruch bes 
Kriegs gebilligt werden. So wurbe denn 
anch vor bem Ausbruch des orientalifchen 
Kriegs den in englifchen und franzöfifchen 
Ei befindlichen ruffifchen Shifen eine 
rift von ſechs Wochen zum Auslaufen 
oder zur Heimkehr offen geiaiten. Da⸗ 
gegen haben die Dänen im Krieg von 1864 
dag €. gegen preußifche und dfterreichifche 
Saile wieber zur Anwendung gebracht. 
meritus Cat), ausgedient; in ben 
Ruheſtand verſetzter Geiſtlicher oder Leh⸗ 
rer; Emeritenanſtalten, in katholi⸗ 
ſchen Ländern Verſorgungsanſtalten für 
emeritierte Geiſtliche. 

Emente (franz. ſpr. emöpt), Empö⸗ 
rund. Menteret. 

migranten (lat., »Auswanderer«), 
folche, welche, um politlſcher oder firchlicher 
Unterdrüdung zu entgehen, ihr Water 
land, entweber für immer oder mit Vor⸗ 
behalt der Rückkehr in beffern Zeiten, ver: 
laſſen; inZbefonbere Bezeichnung ber wäh⸗ 
rend der erſten franzöſiſchen Revolution 
näpevanberten Franzoſen, namentlich) 
Ebelleute und Prieiter. 

Eminenz (lat. »Erhabenheit, Hoheitt ), 
Titel ber Karbinäle und früher der geift- 
lichen Kurfürften. 

Emir (arab., »Fürfte), im Orient und 
in Nordafrifa Titel aller unabhängigen 
Stamntesbäuptlinge ſowie aller wirk⸗ 
lichen oder angeblichen Nachfommen Mo: 
hammeds (von feiner Tochter Fatime), die 
das Vorrecht haben, einen grauen Turban 
zu tragen; jebt auch Titel von Statthal- 
tern von Provinzen. E. ol Mumenin 
(»Fürft der Gläubigen«), Titel der Chali⸗ 
fen; E. al Omra (»Fiürft der Fürftene), 
Titel der oberften Minifter der Chalifen. 

Emiffär (lat.), ein zu geheimen politi- 
Then Zwecken Ausgefandter. 

Emiffion (lat), Ausfendung, Aus- 
gabe (3.38. von Bapiergeld); emittieren, 
ausſenden, ausgeben. 

Emolüment (Tat.), Nuten, Zorteil; 
Emolumente, Einfünfte, befonders 
Nebeneinfünfte, die mit einem Amt ver: 
fnüpft find. 

Empire (franz. ſpr. angpihr), das Kai- 


Emeritus — Entente, 


ferreich (v. Tat. imperium), bejonders das 
franzöfifche Napoleon I. (le premier e.) 
und das Napoleons III. (le second e.); 
l’e. c’est la paix (2das Kaiſerreich ift der 
Beiebe«), Ausſpruch Napoleon® III. 
. Oft. 1852 zu Borbeaur; nachmals oft 
in ironifhem Sinn zitiert, nachdem ſich 
jene Derbeißung keineswegs bewährt hatte. 
Emploi (franz. ipr. angploa), Dienft, 


Amt; Employ6 (fpr. je), Angeftellter, 
Beamter. 
€ f. Aufruhr. 


örun 
En bloc \ ranz., ſpr. ang blod), in 
Baufd und en, wird im parlamen: 
tarifchen Leben insbeſondere vor der An⸗ 
nahme ober Verwerfung von Gefeken im 
ganzen und ohne einzelne Mobififationen 
gebraucht. 

En Chat (franz., ſpr. ang ſcheff) als Be⸗ 
fehlshaber, Haupt; Redakteur &n chef, 
ber leitende Redakteur (Chefredakteur) 
einer größern Zeitung. 

Euchklika (griech.), Rundichreiben, 
insbeſondere Erlaß des Papſtes an die 
Biſchöfe, namentlich von Pius IX. zu 
Öffentlichen Kundgebungen angewendete 
Form; ſo vor allen die E. vom 8. Dez. 
1864 mit dem berüchtigten Syllabus als 
Beilage, wodurch die Sehre von ber päpft- 
lichen Unfehlbarkeit verfünbet ward. 

ngagement (fran;., ſpr. anggaſchmang), 
Verbindlichkeit, Verpflichtung, Anwer⸗ 
bung, Dienftannahme; Dienft, Amt, aud) 
Gefecht; engagieren, anwerben, bere: 
den; fi engagieren, ſich einlaffen, 
fich verpflichten. 

Engere Wahl, ſ. Wahl. 

"England, f. Großbritannien. 

Enklãvbe (Iat.), Fleinerer, von einem 
andern Staat rings eingefchloffener Teil 
eined Staatsgebiets. 

Enquẽte (franz., ipr. angtäht), Unterfu- 
hung, insbeſondere amtliche Unterſuchung, 
namentlich das meiſt von einer aus Mit- 
gliedern bes een Körpers be⸗ 
ſtehenden Kommiſſion geleitete öffentliche 
Unterfuhungsverfahren zur Aufklärung 
und Ausfunftseinziehung über gewifie 
durch bie Geſetzgebung zu regelnbe Sagen 
und Berhältnilfe des praftifchen Lebens. 

Enteignung, |. Erpropriation. 

Entente (franz., ſpr. angtangt), Ein⸗ 


Entführung — Epiftopal. 


verftändnis; e. cordiale, herzliches Ein- 
veritänbnis, Bezeichnung für die intimen 
Segiehun en zweier Stantöregierungen. 
utführung (lat. Crimenraptus), das 
Verbrechen, deſſen ſich derjenige jchuldig 
macht, welcher fich einer DeauenSperfon 
entweder wider beren Willen oder doch 
ohne Einwilligung derjenigen Berfonen, 
von welchen fie familienrechtlich abhängig 
iſt, durch Dinwegführung zum Zweck der 
Ehelihung oder der Unzucht bemächtigt. 
Nach dem beutfchen Strafgeſetzbuch wird 
die E. nur auf befondern Strafantrag 
ftrafrechtlich verfolgt und, wenn der Ent: 
führer die Entführte geheiratet hat, nut 
dann, wenn die Ehe für ungültig erflärt 
worben ift. Sm übrigen macht das Straf: 
eſetzbuch folgende Unterfcheidung: Es 
rat einmal denjenigen, welcher eine 
Srauenäperfon wider ihren Willen durch 
ift, Drohung oder Gewalt entführt, um 
fie zur Unzucht zu bringen, mit Zuchthaus 
von 1 bi3 zu 10 Jahren und, wenn 
die E. begangen wurde, um bie Entführte 
zur Ehe zu bringen, mit Gefängnis bis 
zu 5 Jahren. Weiter wird aber auch der⸗ 
jenige, welcher eine minderjährige, un: 
verehelichte graneneeen mit ihrem 
Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer 
Eltern oder ihres Vormunds entführt, 
um ſie zur Unzucht oder zur Ehe zu brin⸗ 
gen, mit — bedroht und zwar eben⸗ 
falls mit Gefängnis bis zu 5 Jahren. 
Wurde das Vergehen an einer verheirate⸗ 
ten Frau mit deren Einwilligung began⸗ 
gen, jo greifen bie ſtrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen über Ehebruch (f. Unzudts: 
verbreden) nr gl. Deutſches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, 5 236— 238. 
Entbauptung, |. Todesſtrafe. 
Entlaffung aus dem Unterthanen⸗ 
verband, f. Auswanderung. 
Entmündigung, Bevormundung einer 
großjährigen Perſon durch einen Zuftandg- 
vormund. Die E. kann wegen Geifted> 
franfheit fowie einem notorifhen Ber: 
ſchwender gegenüber erfolgen. Das Ent: 
mündigungsverfahren findetim erſtgedach⸗ 
ten Fall unter Mitwirkung der Staatsan- 
waltichaft, Verſchwendern gegenüber ohne 
diefe flatt. Vgl. Deutjche ——— 
nung, 66 693- 627. 
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Entrepät (franz. , ſpr. angtr'po, »Lager⸗ 
haus«), Warenniederlage, beſonders eine 
ſolche, worin die Waren vorläufig unver⸗ 
zollt lagern, und woraus die im Inland 
unverkauften gegen Entrichtung des 
Durchgangszolls wieder ausgeführt wer⸗ 
den: fönnen; Surtaxe d'e.(Unterſchei⸗ 
dungszoll), Zuſchlagsabgabe, melde 
neben dem ange von folchen 
Waren erhoben wird. Auch verftebt man 
darunter einen Zuſchlagszoll auf alle Wa⸗ 
ren, welche nicht Direkt aus dem Urſprungs⸗ 
land eingeführt werben. 

Entrebue (franz., ſpr. angterwüg), Zus 
fammenfunft, Unterredung namentlid) 
zwilchen Monarchen. 

ntjaß, Befreiung einer Feftung von 
dem fie einichließenden Feind. 

Envoi (franz., ipr. angwoa), Sendung, 
Geſandtſchaft; Envoyé (fpr. angwonjeh), 
Gefandter (zweiten Ranges). 

Epauletten (frunz., ipr. epo-, »Schul⸗ 
terbeden«), Rangabzeihenan Uniformen; 
bei Stabsoffizieren mit bemeglichen Kran: 
fen (Kantillen), bei Generalen mit feften 
Raupen. In Deutichland tragen auch 
die Mannfchaften der Ulanen E. 

Ephören (gr., »Auffeher«), in Sparta 
obrigfeitliche Behörde für Aufrechterhals 
tung der Geſetze in der Staatöverwaltung, 
beftand aus fünf aus dem Volk auf ein 
Jahr gewählten Mitgliedern, erhob ſich 
allmählich zur mächtigſten Behörde und 
riß namentlid) die Xeitung ber auswärti⸗ 
gen Politifan ih. Ephörus, jekt f.v.w. 
Superintendent; Ephorie, Bezirk eines 
ſolchen; Ephorat, Amt desfelben. 

Epiftopal (griedh.), ben Bifchof oder 
deſſen Amt betreffend, daher Epiffopal: 
fire, Bezeihnung für die englifche 
(anglikaniſche, bifchöfliche) Kirche; Epi- 
jTopat, Bistum, Biſchofsamt. Epi- 
ſkopalſyſtem, im römifch=Fatholifchen 
Kirchenrecht diejenige Theorie, wonach die 
ei e Firchliche Gewalt in der Geſamt⸗ 

eit der Bifchöfe. beruht und der Papſt als 
der erfte unter Gleichberechtigten (primus 
inter pares) unter der Autorität jener 
als der Repräfentanten der ganzen Kirche 
fteht, im Gegenfag zum Papalſyſtem 
(ſ. d.); in ber proteftantifchen Kirche Die 
Anficht von der Übertragung der bifchöf: 
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Erbämter — Erbrecht. 


. lichen Gewalt auf den Lanbesheren buch | Erblämmerer, |. Rurfürften. 


ben Augsburger Religionsfrieben (1 555). 
Erbämter, die in einer Familie erb> 
lichen Amter. So waren insbeſondere zur 
Zeit des frühern römischen Reichs deut⸗ 
her Nation die Erzämter (f. d.) bes 
Reichs erblich mit den Kurwürden ver- 
bunden. Die Kurfürften (f. d.) übertru⸗ 
gen aber bie Auzübung ihrer Erzämter 
wiederum auf ablige Familien, und bie 
Inhaber diefer Neichderbämter wurben 
NReihserbbeamte genannt. So gab 
ed einen Erbmarſchall CPappenbeim), 
einen Erbſchenk (Althan), Erbtruchſeß 
(Waldburg), Erblämmerer (Hohenzol- 
Ka) und einen Erbfchatmeifter (Singen: 
borf). Aber auch in ben einzelnen Terri⸗ 
torien wurden von den Landesherren ber- 
artige E. errichtet, und noch jet beftehen 
ſolche Titulaturen in Ofterreih, in Oft- 
preußen, in Brandenburg, in Bayern 
(Reihöfronämter), Württemberg und 
Braunschweig. 
Erbfolge, ſ. Erbrecht. 
Erbgerichtsbarkeit, |. Patrimonium. 
Erbgroßherzog, |. Erbprinz. 
Erbieten zu einem Verbrechen wird 
nach dem beutichen Strafgefeßbuch($ 49 a, 
Novelle vom 26. Febr. 1876, Art. IL) gleid) 
ber Aufforderung zu einem ſolchen be- 


firaft. Es wird jedoch das lediglich mind: | 9 


lic) ausgedrückte Erbieten, wie die An- 
nahme eines ſolchen überhaupt, nur dann 
beftraft, wenn das Erbieten an die Ge⸗ 
währung von Vorteilen irgend welcher 
Art gelnüpft worben war. Nach dem Bor: 
gang der beigifchen Geſetzgebung (Fall 
»Duchesne«) jtraft das deutjche Recht un- 
ter jener Vorausſetzung denjenigen, wel- 
cher fich zur Begehung eines Verbrechens 
oder zur Teilnahme an einem Verbrechen 
erbietet, fowie benjenigen, welcher ein fol- 
ches Erbieten annimmt, foweit nicht das 
Geſetz eine andre Strafe androbt, wenn 
das Verbrechen mit dem Tod ober mit 
lebenslänglicher Zuchthausſtrafe bebroht 
ift, mit Dejängniß nit unter 3 Mo⸗ 
naten und bis zu 5 Sahren und, wenn 
das Verbrechen mit geringerer Strafe be 
droht ift, mit Gefängniz von einem Ta 

bis zu 2 Sahren ober mit Feftungshaft 
von gleicher Dauer. 


Erblande, diejenigen Länder, welche 
ein Fürft von feinen Ahnen Fraft ber Erb: 
folge überfommen bat, im Gegenſatz zu 
den durch die Regierungsfolge vereinigten 
Ländern; ehemals beſonders Diejenigen 
Länder bes beutichen Kaifers, welche dieſer 
erblich beſaß (Hausmacht), 3. 3. unter 
den Habsburgern das Erzherzogtum Ofter- 
veich, Böhmen, Mähren zc., im Gegenfag 
zum übrigen Deutichland, deſſen Ober: 
haupt er erſt durch Wahl wurbe. 

Erbmarſchall, |. Rurfürften. 

Erbmonardie, ſ. Monarchie. 

Erbprinz, der fünftige Nachfolger des 
regierenden Fürſten ober —** Ge⸗ 
woͤhnlich kommt dieſer Titel, mit welchem 
ein dem Rang des regierenden Hauſes 
entſprechendes Präbikat (Ourchlaucht, 
Hoheit) verknüpft iſt, nur dem älte⸗ 
den Sohn de Negenten zu, während 
präfumtive Nachfolger venfelben zu füh- 
ren nicht berechtigt find, wenn er ihnen 
nit ausbrüdlich verliehen ift. Die Ge: 
mahlin bes Erbpringen heißt Erbprin: 
zeifin. In faiferlichen und renigligen 
Häufern führt der €. den Titel Kron: 
prinz (Kaiferliche, refp. Königliche Ho: 
heit), in den großherzoglichen Häufern 
— Erbgroßherzog (Königliche 
oheit). 
Erbrecht, im ſubjektiven Sinn das 
Recht einer Berion (de8 Erben), in ben 
Nachlaß eines Verſtorbenen (de8 Erb: 
laffers), d. h. in ben von ihm hinter- 
laſſenen Vermögenskomplex (Erbſchaft), 
einzutreten; im objektiven Sinn der In⸗ 
begriff der Rechtsgrundſätze, welche ſich 
auf das Schickſal der Verlaſſenſchaft eines 
Verſtorbenen, insbeſondere auf das Ein⸗ 
treten bes Erben in die letztere (Erb: 
folge), beziehen. Erbichaftsiteuer, 
die dem Erbnnehmer, fei er burch Tefta= 
ment oder durch das Geſetz (In teſtat⸗ 
erbfolge) berufen, oder ſei er auch nur 
Vermächtnisnehmer, zu Gunſten des 
Staats oder der Gemeinde geſetzlich auf⸗ 
erlegte Abgabe. Dieſelbe wird regelmäßig 
nach einem beſtimmten Prozentſatz des 
Erbſchaftswerts berechnet. Die Deſzen⸗ 
denten des Erblaſſers, d. h. die Verwand⸗ 
ten in abſteigender Linie, ſind von dieſer 


Erbſchatzmeiſter 


Abgabe befreit. über die Vererbung der 
aarchiſchen Staatsgewalt ſ. Thron⸗ 
olge. 

dein afmeifler } ſ. Kurfürften. 

Erbfinaten, |. v. w. Erblande. 

Erbftände, jolde Mitglieder ftändifcher 
oder parlamentarifcher Korporationen, 
welche benfelben vermöge eines erblichen 
Rechts und nicht erſt Durch Wahl oder 
amtliche Stellung oder Ernennung ange: 
bören. Die Erbftandichaft ift entweder 
rein perſönlich, alfo durch Feine Art 
von Beſitz bedingt, ober dinglich, d. h. 
vom Beſitz gewiſſer Güter oder 
beides zugleich. E. im erſtern Sinn ſind 
die Prinzen regierender Häuſer und die 
engliſchen Peers (ſ. Pairs) der Mehr⸗ 
ahl nach. In Deutſchland, wo ſchon ſeit 

er Mitte des 17. Jahrh. neben der Eben⸗ 
bürtigkeit, als der perſönlichen Befähi- 
gung zur Erbſtandſchaft, die dingliche not⸗ 
wendig geworden war, gibt e8 außer ben 
Prinzen ber fouveränen Häufer eigentlich 
feine perjönlichen E. mehr; benn was die 
Standesherren anlaugt, fo find biefel- 
ben nur infofern zur Erbitandfchaft in ber 
Grften Kanımer berufen, als fie die In⸗ 
haber der Güter find, auf welchen Die- 
jelde haftet. 

Erbtodter, die nächſte Fognatifche Ver- 
wandte des lebten der Agnaten (durch 
Männer verwandte Männer) eines fürft- 
ihen oder adligen Haufe. In adlige 
Stamm= und Familienfideifommißgüter 
fuccediert eine jolche erjt nach dem Aus: 
fterben bed Mannesſtamms. Von ber 
Thronfolge(f.d.) ift Die E. nach dem fogen. 
Saliſchen Geſetz in den meiften Ländern 
ausgefchloffen. 

rbtruchſeß, |. Rurfürften. 

Erbverbrüderung, Vertrag zwiſchen 
zwei fürſtlichen Häufern, durch welchen 
ſich Diefelben für den Fall des Ausſterbens 
eines diejer Häuſer wechfelfeitig Die Thron⸗ 
erbfolge zuſichern. ZurGültigkeit eines fol- 
chen Abkommens wird die Zuftimmung ber 
Agnaten erfordert; auch würde in unſern 
modernen fonjtitutionellen Monarchien 
bie Zuflimmung ber Vollövertretung 


nötig fein. 
Erfindungspatent ss. Patent. 
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Erlaucht (abgekürzt aus »erleuchtet«), 
früher Titel der vegierenben Reichsgrafen; 
nach dem Bundesbeſchluß vom 13. Febr. 
1829 Prädikat der Häupter der vormals 
reichsunmittelbaren, jetzt mediatiſierten 
gräflichen Häuſer. 

Erneſtiniſche Linie Des Hauſes Sach⸗ 
ſen (Erneſtiner), ſ. Sachſen. 

Erpreſſung (Konkuſſion, lat. Con- 
cussio), das Vergehen, deſſen ſich derjenige 
ſchuldig macht, welcher, um ji) ober einem 
Dritten einen rechtöwibrigen Vermögens: 
vorteil zu verjchaffen, einen andern durch 
Gewalt oder Drohung zu einer Hand: 
lung, Duldung oder Unterlaffung nötigt. 
Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch (IS 
253 ff.) ftellt Die €. nach dem Vorgang der 
meiften neuern Strafgeſetzbücher mit dem 
Raub zufammen. Die E. unterſcheidet ſich 
nämlich vom Raub einmal burch das 
Mittel, welches zur Begehung bes Ver⸗ 
brechens angewendet wirb und welches 
beim Raub in perfönlicher Gewalt oder 
Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib und Leben befteht, während bei der 
E. jeder Bwang, | ei es unmittelbar phyſi⸗ 
jcher oder pfychiicher Zwang, d. h. irgend 
eine Drohung, durch welche ein wirkſamer 
Zwang auf ben andern ausgeübt wird, 
genügt, 3. B. Drohung mit einer Denun⸗ 
giation, mit Veröffentlichung eines Ge⸗ 

eimniffed u. dgl. Die E. unterfcheibet 
fich aber auch Hinfichtlich des Zwecks von 
dem Raub, indem durch letztern die wider: 
rechtliche u nung einer fremden be: 
weglichen Sache bezwedt wird, während 
bei der E. irgend ein Thun, Handeln oder 
Unterlaffen erzwungen werben foll, 3. 8. 
die Austellung einer Quittung, die Un⸗ 
terlafjung einer Klagerbebung u.dgl. Da⸗ 
gegen muß bei ber E., wie beim Raub, bie 
Abficht bes Thäters auf bie Erlangung 
eines Vermögensvorteils gerichtet und 
dieſer letztere ein widerrechtlicher fein. 
—— unterſcheidet ſich die E. von der 
elbſthilfe und von der ſogen. Nötigung 
(. b.). Übrigens iſt das Vergeben ber €, 
deren Verſuch nad) bem deutichen Straf⸗ 
eſetzbuch ebenfalls ſtrafbar it, vollendet, 
Nobab bie Abnötigung des Thuns, Dul- 
dens ober Unterlaffeng vollzogen worden 
ift, mag num ber benbfichtigte vermögen? 


— Erpreifung. 
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rechtliche Vorteil vereitelt ober wirklich er- 
an t — Kan FE ae 
rafgeſetzbuch ift zwifchen einfacher E., 
welche mit Gefängnis von 1 Monat bis 
zu 5 Jahren, und fhwerer E., welche 
mit Zuchthaus von 1—5 Jahren beitraft 
wird, zu unterfcheiben. Letztere (F 254) 
liegt bann vor, wenn bie &. durch Bes 
drohung mit Mord, ung oder 
mit Verurfachung einer ÜberIchiwemmung 
verübt wird. Wurde die E. durch Ge: 
walt gegen eine Perfon oder unter An: 
wendung von Drohungen mit gegenwär- 
tiger Sehbr für Leib oder Leben gangen, 
fo tritt (F 255) die Strafe des Raubes 
ein, d. % Zuchthaus von 1—15 Jahren. 
Endlich kann neben ber wegen E. erkann⸗ 
ten Gefängnisftrafe audy auf Verluft ber 
bürgerlichen Ehrenrechte und neben ber ers 
fannten Zuchthausftrafe auf Zuläſſigkeit 
von Polizeinufficht erfannt werden. Vgl. 
Billnow, Raub und €. (1875). 
Erſatzweſen, im Deutichen Reich Be 
zeichnung für alle dasjenige, was mit der 
Aushebung, Einftelung und Entlafjung 
der Soldaten zufammenhängt. Das E. iſt 
durch die Erſatzordnung ger elt, welche 
ben eriten Teil der beutfchen Wehrordnnung 
bildet. Das jährlihe Erſatzgeſchäft 
zerfällt hiernach in drei Hanptabfchnitte, 
nämlidy in das Vorbereitungsgeſchäft, 
Mufterungsgefchäft unb das Aushebungs⸗ 
gejchäft. Das Vorbereitungsgeſchäft 
begreift biejenigen Maßregeln in fi, 
welche zur Ermittelung der im laufenden 
Jahr zur Stellung vor den Erfagbehörben 
verpflichteten Wehrpflichtigen erforderlic 
find. Das Muſterungsgeſchäft be 
fteht in der Mufterung und Rangierung 
der zur Stellung vor den Erſatzbehörden 
verpflichteten Wehrpflichtigen durch die 
Erfagfommilfion, während das Aushe⸗ 
bungsgeſchäft die Entſcheidungen durch 
die Obererſatzkommiſſion und die Aus: 
hebung der für das laufende Jahr erfor: 
berlihen Nefruten umfaßt. In Kriegs: 
zeiten wird das Mufterungsgefchäft mit 
den Aushebungsgejchäft vereinigt. Außer: 
dem findet für die zur Stellung verpflich- 


teten fchiffahrttreibenden Wehrpflichtis | i 


enein Schiffermufterungsgeihäft 
att. Die Landwehrbataillonsbezirke, in 


Erſatzweſen. 


welche die Infanteriebrigadebezirke der ein⸗ 
zelnen Armeekorpsbezirke zerfallen, ſind 
in Aushebungsbezirke eingeteilt. In 
dieſen Aushebungsbezirken bilden jeweilig 
ber betreffende Landwehrbezirkskomman⸗ 
beur und ein Verwaltungsbeamter des 
Bezirks (Landrat, Polizeidireftor) oder ein 
befonbers zu biefem Zweck beitelltes bür⸗ 
gerliches Mitglied die Erſatzkommiſ⸗ 
jion. Diefe arbeitet ber Obererſatzkom⸗ 
milfion vor. Sie nimmt bie alljährliche 
Mufterung ber Webrpflichtigen unter Zu⸗ 
je ung eines Stabsarzted vor und be- 
chließt unter Sugiehung von noch einem 
Dffizier und vier bürgerlichen Mitglie⸗ 
bern (verftärkte Erſatzkommiſſion) 
über Die nach dem Geſetz zuläffigen Zurüd: 
flellungen von Milttärpflichtigen. Ihre 
Beichlüffe unterliegen ber Revifion und 
endgültigen Entſcheidung durch bie Ober= 
erfagfommiffion. Dieſe wird gebildet 
durch den Infanteriebrigadefommandeur 
bes Brigadebezirks und einen höhern Ver: 
waltungsbeamten. Jeder Armeeforpäbe- 
zir?, beren im Deutfchen Neich 17 beitehen, 
zerfällt nämlich in 4, das Großherzog: 
tum Heflen, welches einen befondern Er⸗ 
ſatzbezirk bildet, in 2 Infanteriebrigade⸗ 
bezirfe. (Der „irungeforpöbegiet ift zugleich 
der Erſatzbezirk.) Die bererfattom. 
miffion trifft unter nochmaliger Prüfung 
(Generalmufterung)dieendlice Ent⸗ 
ſcheidung; fie nimmt die eigentliche Aus: 
beung vor. Was die Zuräditellungen 
und Befreiungen anbetrifft, jo wird die 
Obererſatzkommiſſion noch durch ein bür: 
gerliches Mitglied verftärft und entjchei- 
det fo als verltärfte Obererſatzkom— 
miffion. Die dritte Inftanz (Erfak- 
behörde dritter Inſtanz) bildet ber 
fommandierende General des Erfaß: (Ar- 
meekorps⸗) Bezirks in Gemeinfchaft mit 
dem Chef der Provinzial oder Landesver⸗ 
waltungsbehörde. An biefe geben Bes 
ſchwerden gegen Entſcheidungen ber Ober: 
erſatzlommiſſion. Endlich aber beiteht über 
biefer dritten Inſtanz noch eine Minifte: 
rialinſtanz, welche die fämtlichen Erſatz⸗ 
angelegenipeiten leitet, unb zwar ift dies 
in den Bezirken ber unter preußifcher Mili⸗ 
tärverwaltung ſtehenden Armeekorps das 
preußiſche Kriegsminiſterium im Verein 


Erfitzung — Erzbiſchof. 


mit den oberſten Zivilverwaltungsbe⸗ 
hörden der betreffenden Bundesſtaaten. 
In den Königreichen Bayern, Sachſen 
und Württemberg ſtehen die Erſatzange⸗ 
legenheiten unter der Leitung der betref⸗ 
fenden Kriegsminiſterien in Gemeinſchaft 
mit den Miniſterien des Innern. Die⸗ 
jenigen Mannſchaften, welche bei der Aus⸗ 
hebung als zu klein, ſchwächlich oder wegen 
kleiner Gebrechen zumFelddienſt unbrauch⸗ 
bar oder wegen Reklamation oder infolge 
hoher Losnummer nicht zur Einſtellung 
kommen, bilden die Erſatzreſerve. Die 
Erſatzreſervepflicht, welche vom Tag 
der überweiſung zur Erſatzreſerve bis 
um vollendeten 31. Lebensjahr dauert, 
iſt die Pflicht zum Eintritt in das Heer 
im Fall außerordentlichen Bedarfs. Dieſe 
Erſatzreſerve zerfällt in zwei Klaſſen. Die 
Dienſtpflicht in der erſten Klaſſe (Erſatz⸗ 
reſerve I) dauert 5 Jahre, nach deren 
Ablauf die Mannſchaften in die zweite 
Klaſſe (Erſatzreſerve II) verſetzt wer: 
ben. Die Erſatzreſerve I dient zur Ergän⸗ 
zung des Heers bei Mobilmachungen und 
zur Bildung von Erfabtrunpenteilen. 
Nach den Reichögefe vom 6. Mai 1880 
—— ©. 103 ff.), betreffend 

gänzungen und Anderungen bed Reichs⸗ 
militärgefebe® vom 2. Maı 1874 (Milis 
tärgefegnovelle), follen bie Erſatzreſer⸗ 
viſten erfter Klaffe fünftighin zu Übun- 
gen im Frieden einberufen werden, von 
welchen die erfte eine Dauer von 10, bie 
zweite eine Dauer von 4 und bie beiben 
legten eine Dauer von je 2 Wochen nicht 
überichreiten follen. Die Maunfchaften 
der Erjagreferve II find in Friebenszeiten 
von allen militäriichen Verpflichtungen 
befreit. Bei ausbrechendem Krieg können 
fie im Fall außerordentlichen Bedarfs zur 
Ergänzung be Heers verwendet werben. 
Außer den Mannfchaften, welche nad) 
Ablauf des fünfjährigen Zeitraums aus 
der eriten in die zweite Klaffe der Erfak- 
teferve verjeßt werden, find biefer auch 
alle Militärpflichtigen zuzuteilen, welche 
ber Erfaßreferve zu überweiſen find, aber 
als ungeeignet und überſchüſſig nicht ber 
erften Klafje überwieſen werben. Nicht zu 
verwechſeln mit ber Erfaßreferve ift übri- 
gens die Reſerve. Nach den: Reichömili: 

Staatslexikon. 
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tärgeſetz vom 2. Mai 1874 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, S. 45 ff.) iſt nämlich jeder Militär⸗ 
pflichtige verbunden, 3 Jahre hei den Fah⸗ 
nen, 4 Sabre in der Reſerve und 5 Sahre 
in ber Xandwehr (ſ. “ zu bienen. Die 
Referviften, welche aljo mit den Erfat- 
reſerviſten nicht zu verwechjeln find, haben 
ſich während des Rejerveverhältniffes zwei⸗ 
mal jährlich zur Kontrollverfammlung zu 
ftellen und fünnen in den vier Jahren zivei- 
mal zu Übungen von höchfteng achtwöchi⸗ 
ger Dauer zu ihrem Truppenteil einbes 
rufen werden. Neben der Verpflichtung 
zum Dienft im ſiehenden Heer, in der 
Reſerve und in der Landwehr beſteht end⸗ 
lich noch die Verpflichtung um Dienft im 
fogen. Landſturm, dem Aufgebot aller 
Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. big 
zum vollendeten 42. Lebensjahr, welche 
weder dem Heer noch ber Marine ange 
hören. Das Aufgebot desjelben erfolgt, 
wenn ein feindliher Einfall Teile des 
Reichsgebiets bedroht oder überzieht. 

Erfitung (lat. Usucapio), Eigentums: 
eriverb durch beſtimmte Zeit hindurch fort: 
gelegten Beſitz, ſ. Verjährung. 

rz... deutſche Vorſetzſilbe, dem griech. 
Archi ... (ſ. nachgebildet, bedeutet die 
Erhöhung der durch das einfache Wort be⸗ 
zeichneten Würde; daher Erzämter, Erz- 
bifchof, Erzherzog 2c. 

Erzämter, im frühern Deutfcher Neid) 
Staats: und Hofämter, welche mit der 
Kurwürde verbunden waren. Derartige 
Amter famen, dem byzantinischen Hof: 
zeremoniell entlehnt, bereitsimfränfifchen 
Reich vor und gingen von da in das rö— 
mifch=deutfche Saiterreich über (f. Kur: 
füriten). 

Erzbiſchof (Archiepiscöpus), der erfte 
Biſchof eines Landes oder auch einer Pro⸗ 
binz, dem andre Biſchöfe (Suffragane) 
untergeordnet find, der aber ſelbſt Bifchof 
einer Diözefe ift. Außer den allgemeinen 
bifchöflichen Nechten ſtehen den Erzbiſchö⸗ 
fen die Appellgerichtsbarkeit über bie Suf: 
fragandidzefen und das Recht der Zuſam⸗ 
menberufung der PBrovinzialfynode und 
der Vorſitz bet derſelben zu; jeboch find dieſe 
echte ſeit der abfolutsmonardhifchen Ge: 
ftaltung ber fatholifchen Kirchenverfallung 
ohne Bedeutung. Zeichen der erzbiichöf- 

41 
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lichen Würde ift ber weißwollene Schulter: 
Tragen (das Ballium). In der proteitan- 
tifchen Kirche beiteht die erzbifchöfliche 
Würde nur in England und Schweben. 

Erzherzog (Archidux), ein dem öfter: 
reihifchen Haus eigentümlicher Titel, an⸗ 
geblich von Kaifer Friedrich I. 1156 zuerft 
verliehen. Lebterer fol nämlich ben Her: 
zog von Ofterreich den Herzügen, welche 
Hofämter befleibeten, auf ben eihötagen 

Veichgeftellt und ihm überhaupt den näch⸗ 
en Platz nach den Kurfürften eingeräumt 

haben. Bon den Kurfürften ward diefer 
Titel aber erft anerkannt, als ihn Kaifer 
Friedrich III. 1453 den Herzögen bes Haus 
jes Ofterreich erblich zuſprach. Jetzt wirb 
der Titel E. von ben Bringen und der Titel 
Erzberzogin von ben Prinzejfinnen 
bes üfterreichifchen Kaiſerhauſes allgemein 
geführt. 

Erslämmerer 

Erzlanzler 

Erzmarigall ) j. Kurfürften. 

Erzſchenk 


Erztruchſeß 

Esceudöro (ſpan., »Schildknappe«), ein 
Adliger niedern Ranges. 

Eskadre (franz.), ſ. v. w. Geſchwader; 
kleinere Anzahl von Kriegsſchiffen unter 
Einem Kommando. 

Esfadron (franz., ſpr. drong), Schwa⸗ 
dron, taktiſche Finde ber Kavallerie; in 
Deutfchland 150 Pferde ftark. Fünf E8- 
kadrons bilden ein Regiment. 

Esquire (engl. , ipr. «tweir, gewöhnlich 
abgefürztEisq., vomenglifchnormänn. es- 
cuier, franz. Ecuyer, lat. Scutarius 
»Schildknappe«), inEngland urf prünglid) 
Ehrentitel derjenigen, welche, ohne Ritter 
oder Peers zu fein, wappenfähig waren; 
jetzt (dem Namen nachgeftelltes) Prädikat 
allerXeutevonBildungu.fozialer Stellung. 

Efientialien(lat.), wefentliche Beſtand⸗ 
teile, 3. B. eines Rechtsgeſchäfts; Eſſen⸗ 
tialität, Weſenheit. 

Estame£nto (jpan.), Stänbeverfamm: 
lung, Eortes. 

tappe (franz.), Marfchhalteplat bei 
Militärtransporten. 

Etat (franz., ipr. etah), Stand, Staat; 
Boranfchlag der Ausgaben und Einnab: 
men, daher man namentlidy von beim 


Erzherzog — Etat. 


Staatshbaushaltsetat zu ſprechen 
pflegt; etatifieren, in ben €. einftellen, 
etatsmäßig feftftellen. Je nach ben ver- 
fchiebenen Er ber Staatperiwaltung 
werben aud in Anſehung des Etats Unter: 
Theidungen gemacht, in&befondere zwifchen 
Zivil: und Militäretat, und je nad): 
bem es fi} um regelmäßig wieberfehrende 
ober un außerorbentliche Einnahmen und 
Ausgaben handelt, wird zwifchen orden t⸗ 
lichem und außerordentlichem E. 
unterſchieden, auch wohl zwiſchen dem all⸗ 
gemeinen E. (Haupte tat) und den Spe⸗ 
zialetats ber einzelnen Verwaltungs: 
zweige. In der Tonftitutionellen Monar⸗ 
hie iſt die Mitwirkung bei der Feititellung 
des Etats (Staatshaushbaltsetats, Bud⸗ 
get3) eins der wichtigften Rechte ber Volks⸗ 
vertretung. Dasfelbe bildete fich zuerſt in 
England aus, woſelbſt es aus bem Steuer- 
bewilligungsrecht des Parlaments hervor: 
ing. Bon bier aus ging es in bie mo: 
ernen Berfaliungsurlunden bes Konti⸗ 
nents über, und fo bat denn aud) 3. B. die 
deutſche Reichsverfaſſung das Budget⸗ 
recht bed Reichstags in Anſehung des 
Reichshaushaltsetats ausdrücklich 
anerkannt, indem im Art. 69 der Reichs⸗ 
verfaſſung beſtimmt iſt: »Alle Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs müſſen für jedes 
Jahr veranſchlagt und auf den Reichshaus⸗ 
haltsetat gebracht werden. Letzterer wird 


vor Beginn des Etatsjahrs durch ein Ge⸗ 


ſetz feſtgeſtellt.« Obgleich nämlich die Feſt⸗ 
ſtellung des Sausholtsetats im Grund 
eine Verwaltungsangelegenheit ift, bat 
boch das Budgetrecht ber Volksvertreter 
Beranlaffungdazu gegeben, ben €. jeweilig 
im Weg der Geſetzgebung und in der 
Form eines Geſetzes feitzuftellen. Der Zeit: 
raum aber, für welden dieſe Feſtſtel⸗ 
ung erfolgt, wird bie Etat$= oder 
Budgetperiode genannt, und zwar 
fommt bier in ben einzelnen Verfaſſungs⸗ 
urkunden der Zeitraum von 1 (Deutjches 
Keich, Preußen, Schaumburg:tippe), 2 
Bayern, Sachen, Baden), 3 (Württem: 
erg, Helen, Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗ 
Meiningen, Sachjen-Altenburg, Braun: 
] Otveih, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg- 
NRudolftadt, Neuß ältere Linie, Reuß 
jüngere Linie, Walde) und 4 Jahren 


Etats generaux — Examen. 


(Sachſen-Koburg⸗Gotha und Schwarz 
burg-Sondershaufen) vor. Die ſtändiſche 
Etalsfeſtſtellung bezieht ſich aber nicht nur 
auf die Ausgabe, ſondern auch auf die Ein 
nahme. 3 findet jedoch dies Recht ber 
Volfsvertretung feine Begrenzung darin, 
daß mande Einnahmen und Ausgaben 
der Natur ber Sache ober gefeblicher Be⸗ 


fimmung nad) mehr oder weniger feſt⸗ 


fieben, und ebendarum können nur die 
jogen. beweglichen Einnahmen einer Ber: 
weigerung eitens ber Landſtände unter: 
Kegen. Der privatrechtliche Erwerb bed 
Staats, 3.8. aus den Staatsgütern, aus 
Staatswalbungen, kann nicht beliebig feft- 
geftellt, ermäßigt oder erhöht werben, wenn 
er auch im E. mit figuriert. Die Ver 
fehrafteuern werben auf Grund gefeblicher 
Beftimmung erhoben, ebenfo bie direkten 
Steuern, injofern fie Tontingentiert, d. h. 
durch Geſetz firiert, find. Dagegen ift eine 
befondere Bewilligung in eimfebung der- 
jenigen Steuern erforderlich, welche quoti- 
jiert werben, d. 5. die nur dem Steuer: 
objekt und der Steuereinheit nach feftftehen, 
während die Beftimmung darüber, wie 
viel Steuereinheiten erhoben werben follen, 
für jede Etatsperiode beſonders feſtzuſtellen 
iſt. Ebenſo kann bei geſetzlich feſtſtehenden 
Ingaben, alſo z. B. bei den Matrikular⸗ 
beiträgen, welche Die einzelnen deutſchen 
Bundesftaaten an das Reich zu entrichten 
haben, Feine Minderung jeitens der Ab- 
geotbneten eintreten; anders dagegen 3. B. 

ei der Errichtung neuer Amter, bei ber 
Aufnahme einer Anleihe u. dgl. Ebenſo 
ift zur Übernahme einer Garantie feitens 
ded Staats die Zuftimmung ber Stände 
erforderli. Die notwendige Folge bes 
Budgetrechts ift aber das weitere Recht ber 
Kammern, bie Staatsrechnung zu prüfen, 
namentlich darauf, ob ber €. eingehalten 
it, und die Staatsregierung in Anſehung 
berjelben zu entlaften (Decharge zu ertei- 
len). Abweichungen in ber Einnahme be- 
dürfen jeboh nurdann einer nachträglichen 
Genehmigung, wenn biefelben willfür- 
licher Natur An, währen fie, infofern fie 
lediglich auf thatfächlichen Verhältniffen, 
3.B. auf einer Mindereinnahme aus einer 
indireften Steuer, beruhen, der Natur ber 
Sache nad) einer befondern Genehmigung 
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nicht bedürfen. Ebenfo kann Überfchreis 
tungen in der Ausgabe gegenüber die land⸗ 
ftändifche Zuſtimmung nicht verſagt wer⸗ 
den, wenn es ſich um Ausgaben handelt, 
die nach geſetzlicher Beſtimmung notwendig 
waren. In Staaten mit republikaniſcher 
Verfaſſung ſteht das Budgetrecht ebenfalls 
der Volksvertretung, ſo z. B. in den drei 
deutſ Sen Dani eftädten den Bürgerfchaften, 
zu. Für den Fall des nicht rechtzeitigen 


Zuſtandekommens bes Etats geftatten bie 


meiften Berfafiungsurfunden für einen’ 
beitimmten Zeitraum eine weitere Staats⸗ 
finanzwirtichaft auf Grund des bisherigen 
Etats. Weitere Ausdehnungen einer der⸗ 
artigen Wirtſchaft bedürfen dagegen nach⸗ 
träglich der Erteilung ausdrücklicher In: 
dbemnität (ſ. d.) für die Staatsregierung 
feitens der Volfävertretung. Aber nicht 
nur für den Staatshaushalt, fondern auch 
fiir denjenigen ber Gemeinden, ber Kom: 
munalverbände, juriftifcherBerfonen, Kor: 
porationen 2c. ift die Aufitellung eines 
Etats notwendig und üblich, und zwar 
kommen bier die für die Aufftellung des 
Staatshaushaltsetats geltenden Grund⸗ 
lbs in analoger Weife zur Anwendung. 
tats généraux (franz, pr. etah 

jcheneroh), Generalftaaten (3. B. in ber 
Republik der vereinigten Niederlande die 
höchfte Behörde) ober Generalftände, in 
Frankreich die aus den Abgeordneten des 
Adels, der Geiftlichfeit und der ftädtifchen 
Korporationen zuſammengeſetzten Land: 
ftände, von Philipp IV. 1302 zuerft be⸗ 
rufen, während Adel und Klerus früher 
allein barin vertreten waren, in ber Regel 
nur mit Bewilligung auperordentlicher 
Subfidien befchäftigt; von 1614 6i85. Mai 
1789 nicht verfammelt, nach Beginn der 
franzöfifhen Revolution in eine National⸗ 
verfammlung umgewandelt. 

Europũiſchesſtonzert, die europäifchen 
Mächte in ihrer Vereinigung als völfer: 
rechtliche Körperſchaft. Zuweilen werden 
darunter aber auch nur die europätfchen 
Großmãchte: Deutfchland, Ofterreich -Un- 
garn, Großbritannien, Italien, Frankreich 
und Rußland, verſtanden. 

Evangeliihe Kirche, ſ. Proteſtan⸗ 
tismus. 
Erämen (lat.), Priifung 7 Schulprü⸗ 
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fung; eraminieren, prüfen. Exami⸗ 
nandus Prüfling; Eraminator, 
Prüfer. 


Exceptio (Iat.), Einrede (f. b.); e. 
veritatis, Einrede der Wahrheit (f. Be⸗ 
leidigung). 

Exrekution(lat, Hilfsvollſtreckung, 
Zwangsvollſtreckung), bie zwangs⸗ 
weiſe Aus⸗ und Durchführung einer amt⸗ 
lichen Anordnung, namentlich eines ge⸗ 
richtlichenlirteils; Exekutionsinſtanz, 
das Prozeßſtadium, in welchem das 1 
terliche Urteil zur zwangsweifen Ausfüh: 
rung fommt; Erelutionsorbnung, 
Geſetz über die Hilfsvollitredung in. bür⸗ 
gerlichen Rechtöftreitigfeiten. Die zwangs⸗ 
weife Anhaltung der einzelnen Mitglieder 
eines Bunbesftaats zur Erfüllung ihrer 
Pflichten gegen diefen wird Bundesere- 
Fution genannt. (Val. deutfche Reiches 
verfaffung, Art. 19.) Über die E. gericht: 
licher Urteile indbefondere ſ. Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 

Exekutivgewalt (Exekutive, lat.), 
vollziehende Gewalt (ſ, Verwaltung); 
»Cxekutive« wird auch die Behörde genannt, 
welcher der Vollzug der Beſchlüſſe einer 
andern Behörde oder Körperſchaft obliegt. 

Exekutivprozeß (lat.), Urkundenpro⸗ 
zeß (ſ. Urkunde). 

Exemtion (lat.) Ausnahme, Befreiung 
von einer allgemeinen Laſt oder Verbind⸗ 
lichkeit; daher Eximierte oder Eremte, 
diejenigen, denen eine ſolche Ausnahme zu 
gute Tommt; namentlih im Kirchenrecht 

efreiung eines Klofterd 2c. von der geift- 
lichen Jurisdiktion des Diözeſanbiſchofs 
und Unterftellung unter die eines höhern 
Kirchenobern ober des Papſtes felbit. 

Exequãtur (lat., »er vollziehee), der 
Alt, durch welchen eine Regierung einem 
bei ihr affrebitierten Konful eines frem⸗ 
den Staats bie Ausübung feiner Yunf- 
tionen als folcher innerhalb ihres Staats⸗ 
gebiets geftattet, ihm die üblichen Privile- 
gien zugefteht und benfelben gegenüber 
den Beamten des eignen Staats aner: 
fennt und legitimiert. Die Ernennun 
des Konfuls ſelbſt erfolgt nämlich dur 
die Regierung desjenigen Staats, bejien 
ntereffen er in einem andern Staat 
wahrnehmen fol, in dem fogen. Beftel: 
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fung 8brief(lettresdeprovision, Kon: 
fularprovifionen). Das Minifterium 
bes Auswärtigen bes beitellenden Staats 
bat nun bie Konfularprovifionen dem Ge: 
ſandten desjelben in bem Staat, in wel: 
chem der neue Konful wirken foll, mitzu- 
teilen; der Geſandte aber bat fich alsdann 
mit dem Miniftertum bed Auswärtigen 
bed betreffenden Staats ind Vernehmen 
zu feßen, um die Erteilung des E. auszu⸗ 
wirken. Dieſe fann verweigert werden, 
wenn der ald Konſul Präfentierte eine 
übel beleumunbete Berfon ift, oder wenn 
er gegen bie Regierung des Staats, in dem 
er thätig werben fol, eine feindfeline Ge⸗ 
finnung an ben Tag gelegt hat. Die Er: 
teilung des E. erfolgt nach ber beutfchen 
Reichönerfaffung, welche (Art. 56) Das ge- 
famte Konjulatswefen bes Reichs dem 
Kaiſer unterftellt, durch dieſen, und bie 
Beröffentlihung ber Erteilung geſchieht 
durch das Reichögefegblatt. 

Eregnieren (lat.), ausführen, nament- 
lich zwangsweiſe, im Weg ber Erefution 
(ſ. d.), vollftreden. 

Ererzieren (Iat.), üben, insbejonbere 
Truppen in der Waffenführung und in 
den Evolutionen und Bewegungen zum 
Zweck bes Angriffs und der Verteidigung 
einüben; gejchieht nad) bem Ererziers 
reglement, d. 5. der darüber gegebenen 
Vorſchrift. 

Erigenz (lat.) Forderung, Aufwand; 
insbeſondere derjenige Aufwand, welchen 
ein beſtimmter Zweig der Staatsverwal⸗ 
tung erheiſcht; z. B. die E. der Kriminal⸗ 
juſtiz, die €. der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten u. dgl. 

Eril (lat.), Landflüchtigkeit, ſei es, daß 
jemand freiwillig, um einer Beſtrafung 
zu entgehen, das Heimatland meidet, ſei 
es, daß dies infolge einer förmlichen Ver⸗ 
bannung geſchieht. 

Exrklave (lat.), ein vom Hauptgebiet 
eines Staats getrennter Gebietsteil. 

Exkludieren (lat.), ausſchließen; Ex⸗ 
kluſion, Ausſchließung; exkluſiv, aus⸗ 
ſchließlich, z. B. vornehme Geſellſchaft, 
welche alle nicht Ebenbürtigen ausſchließt; 
exkluſive, mit Ausſchluß. Exkluſivi— 
tät, Ausſchließlichkeit, Vornehmheit. 

Erfommmnizieren (lat.), ausſchließen 


Grlufieren — Erxpropriation. 


aus der Kirchengemeinjchaft, in den Bann 
thun; Erfommunilation, Kirchen- 
bann. 

Erfufieren (lat.), entichuldigen; Er: 
Fufation, Entichuldigung, Ablehnung 
eines öffentlichen Amtes, befonbers ciner 
Vormundſchaft; eine ſolche Ablehnung 
fann aus beftimmten Erfufation?: 
gründen (Hohes Alter, Überbürbung 
mit Bormundfchaften 2c.) erfolgen. 

Ex offlcio (lat.), von Amts wegen. 

Erpedieren (Iat.), befördern, ausferti⸗ 
- gen. Erpedient, Ausfertiger; Erpe: 
dition, Beförderung, Verjendung, Aus: 
fertigung; Geſchäftszimmer; Triegerifche 
oder —— Unternehmung. 

Experten (lat.) ſ. Sachverſtändige. 

Export (lat.), Ausfuhr; Export⸗ 
geſchäfte, Handelsgeſchäfte, die in der 
Verſendung von Waren nach fremden 
Ländern beſtehen (ſ. Ausfuhr). 

Erpropriation (lat. Enteignung, 
Zwangsenteignung, Zwangsab: 
tretung), da8 Verfahren, Durch welches 
jemand im Intereſſe des öffentlichen Wohls 
gendtigt wird, ein ihm zuftehendes Recht 
gegen Entichädigung an den Staat ober 
an eine von der zuftindigen Behörde dazu 
ermächtigte Perſon abzutreten. Der Ge 
genftand ver €. ift allerdings vorzugsweiſe 
da3 Eigentumsrecht an Grundftüden; doch 
können auch ſonſtige Berechtigungen an 
Immobilien, wie Servituten, und auch 
Mobilien »erpropriierte werden, jo z. B. 
Getreide bei einer Hungersnot, Pferde bei 
einer Mobilmachung, ebenſo Baumateria⸗ 
lien ꝛc. Inſofern nun hierbei der Eigen⸗ 
tümer oder ſonſtige Berechtigte zu einer 
Veräußerung ber ihm zugehörigen Sache 
oder zur Aufgabe eines Rechts gezwungen 
wird, liegt allerdings ein Eingriff in deſſen 
Nechtsjphäre vor, der nur durch die Rüd- 
ficht auf die öffentliche Wohlfahrt, welcher 
fi) das Intereſſe des Einzelnen unter: 
ordnen muß, gerechtfertigt ericheinen fann. 
Namentlich ift dem Staate das Recht 
nicht abzuſprechen, zur Erreihung des 
Staatszweds und im ftaatlichen Inlereſſe 
über das Privateigentum feiner Bürger 
zu verfügen (fogen. Staatsnotredht), 
auch die Ausübung dieſes Rechts aus Rück⸗ 
fihten des öffentlichen Wohle auf Ge- 
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meinden, Erwerbsgenoſſenſchaften, Unter: 
nehmer und fonftige PBrivatperfonen zu 
übertragen. Auf der andern Seite er: 
heiſcht e8 aber die Billigfeit, daß ber von 
einer €, Betroffene (der Erpropriat) 
von dem Erpropriierenden (dem Expro⸗ 
prianten) vollitändig entſchädigt werbe. 
Obgleich Thon ben Römern eine Anange 
enteignung, namentlih bei Anlegung 
eines Öffentlichen Wegs, befannt war, jo 
iſt doch das Rechtsinſtitut der E. im ge⸗ 
meinen Recht zu einer wirklichen Ausbil⸗ 
dung nicht gelangt, ſondern erſt die neuere 
und neueſte Zeit mit ihrem großartig ent⸗ 
wickelten Verkehrsleben hat eine ſolche im 
Weg der Vartitulargeſebaebung herbei⸗ 
geführt. So iſt es denn gekommen, daß 
die einzelnen deutſchen Staaten gerade auf 
dieſem Gebiet eine zwar ſehr ins Spezielle 
gehende, aber keineswegs einheitliche Ge⸗ 
ſetzgebung haben. Doch iſt wenigſtens für 
den preußiſchen Staat durch das Geſetz 
über die Enteignung von Grundeigentum 
vom 11. Juni 1874 eine Rechtseinheit in 
dieſer Beziehung hergeſtellt worden. es 
denfalls iſt es aber höchſt wünſchenswert, 
daß dieſer wichtige Gegenſtand durch die 
Reichsgeſetzgebung für das ganze Deutſche 
Reich in einheitlicher Weiſe normiert werde. 
Von den dermalen geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen über die E. ſind folgende 
hervorzuheben. Was 1) die zwangs⸗ 
weiſe Abtretung anbelangt, ſo kann 
ein derartiger Eingriff in bie Privat- 
rechtsfphäre und in die Freiheit des Ein- 
zelnen nicht willfürlicherweife, fondern 
nur auf Grund gefetlicher Beltimmung 
erfolgen. Es ift nun einmal möglid), 
und nach der Geſetzgebung verjchiedener 
Staaten, namentlih Englands, Nord: 
amerifas, der Schweiz und ber Freien 
Stadt Hamburg, befteht in der That bie 
Einrichtung jo, daß für ein jedes gemein: 
nüßige Unternehmen bie Bewilligung des 
Erpropriationsrecht3 durch einen befon: 
bern Akt der gefetgebenden Gewalt, aljo 
durch ein förmliches Geſetz, erfolgen muß, 
ein zur Sicherung gegen willfürliche Ein- 
griffe in die bürgerliche Freiheit allerdings 
ſehr geeignetes, aber doch zu weitläufiges 
und ebendarum unpraktifches Verfahren. 
Dabei ift übrigens zu beachten, daß nad) 
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Art. 41 der beutfchen Neichsverfaſſung 
vom 16. April 1871 Eifenbahnen, welche 
im Intereſſe der Verteidigung Deutſch⸗ 
lands oder im Intereſſe bed gemeinfamen 
Verlehrs für notwendig erachtet werben, 
fraft eines Reichsgeſetzes auch negen ben 
Widerſpruch ber Bundesglieber, deren Ges 
biet die Eiſenbahnen durchſchneiden, an⸗ 
elegt oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung konzeſſioniert und mit dem 
Expropriationsrecht (alſo auch durch Spe⸗ 
zialgeſetz) ausgeſtattet werden können. 
Abweichend von dieſem Syſtem bes Er⸗ 
laſſes von Spezialgeſetzen für jedes ein⸗ 
zelne Unternehmen, hat die beutiche Bar: 
tifulargefeßgebung allgemeine Erpropria- 
tionögefee erlaffen und zwar entiveber fo, 
daß fie dad Prinzip fanktionierte, zum 
Öffentlichen Wohl und Nuten fei die €. 
gefattet, und dann im einzelnen Fall bie 

utzanwendung dieſes Prinzips der Ad⸗ 
miniſtrativbehörde überließ, oder ſo, daß 
ſie die einzelnen Fälle ſpezialiſierte, in 
welchen eine E. geſtattet ſei. Erſteres Sy⸗ 
ſtem iſt das des franzöſiſchen und badi⸗ 
ſchen Rechts ſowie des preußiſchen Er: 
propriationsgeſetzes, welches letztere G 1 
verordnet: »Das Grundeigentum Tann 
nur aus Gründen bes öffentlichen Wohle 
für ein Unternehmen, deſſen Ausfüh- 
rung die Ausübung des Enteignungs: 
rechts erfordert, gegen vollitändige Ent- 
ſchaädigung entgogen oder beſchränkt wer- 
bene. $m$ 2 ift dann weiter beitimmt, 
daß bie Entziehung und dauernde Be⸗ 
ſchränkung de8 Grundeigentum auf 
Grund Föniglicher Verordnung erfolge, 
welche den Unternehmer und das Unter: 
nehmen, zu den ba Grundeigentum in 
Anfprud genommen werde, zu Öereiänen 
habe. Das bayrifche Geſetz vom 17. Nov 
1837 dagegen und im Anſchluß an biefes 
die Erpropriationsgefeßeverjchiebener deut⸗ 
ſcher Kleinſtaaten befolgen das Syſtem 
der Spezialiſierung ber einzelnen Fälle, in 
denen eine E. zuläffig fein fol. Dieſe 
Fülle (überhaupt wohl die regelmäßigen 
Säle der €.) find nach bem bayrifchen 
Geſetz folgende: Erbauung von Feftungen 
und fonftigen Vorkehrungen zu Landes⸗, 
Defenfiond= und Fortififationszweden, 
insbefondere auch von Militäretablifie: 


Erpropriation. 


ments; Erbauung ober Erweiterung von 
Kirchen, öffentlichen Schulhäufern, Spi⸗ 
tälern, Kranken⸗ und Irrenhäuſern; Her⸗ 
ſtellung neuer oder Erweiterung ſchon 
beſtehender Gottegäder; Regelung bes 
Laufs und Schiffbarmachung von Strö⸗ 
men und Flüſſen; Anlegung neuer und 
Erweiterung, Abkürzung oder Ebnung 
ſchon beſtehender Staats⸗ Kreis: und Be⸗ 
—— öffentlicher Waf- 
ferfeitungen: Austrodnung ſchädlicher 
Sümpfe in ber Nähe ber Ortichaften; 
Beſchuͤtzung einer Gegend vor Überfchwent- ' 
mungen; Erbauung von Öffentlichen Ka⸗ 
nälen, Schleufen und Brüden; Erbauung 
öffentlicher Häfen oder Vergrößerung ſchon 
vorhandener; Erbauung von Eifenbahnen 
zur Beförderung bes innern und äußern 
Handel ober Verkehrs; Aufftellung von 
elegraphen zum Dienfte bed Staats ;Bor- 
fehrungen zu wejentlich notwendigen ſani⸗ 
tät8= und ficherheitöpolizeilichen Sweden ; 
PER Re: der Kunſtſchätze und wiljen- 
ſchaftlichen Sammlungen des Staat? vor 
euers⸗ oder andrer Gefahr. Über den 
mfang bed abzutretenden Objeft3 ent: 
ſcheidet die zuftänbige Verwaltungsſtelle 
mit Ausſchluß des Rechtswegs. Nur im 
frangöfifchen Recht ift angeordnet, daß bie 
E. dur Richterfpruch gefchehen müfle. 
Dabei Tann der Eigentümer, wofern nur 
ein Teil feines Grundftüds in Anſpruch 
genommen wird, verlangen, daß ber Unter: 
nehmer das Ganze gegen Entſchädigun 
übernehme, wenn das Grundftüd dureh 
bie Abtretung jo zerftüdelt werden würde, 
daß das Reitgrundftücd nach feiner bis⸗ 
berigen Beftimmung nicht mehr zweck⸗ 
mäßig benutzt werben fünnte. Gleiches 
gilt, namentlih auch nad) bem preußi- 


chen Geſetz (F 9), für die teilweiſe €. 


von Gebäuden. Was 2) die Entſchädi— 
gung für bie erpropriierten Gegenftände 
anbetrifft, jo erfolgt bie Feſtſtellung ber 
Entiädigunasfumme zunächit durch die 
Adminiftrativbehörden unter Zuziehung 
von Sachverftändigen, welch lebtere die 
betreffende Sache nad) ihrem wahren ge: 
meinen Wert, ben biefelbe zur Zeit der Ab⸗ 
tretung nach ortSüblicher Würderung hat, 
zu tarıeren haben unter gleichzeitiger Bes 
rückſichtigung aller Schäden und Nach— 


Exterritorial — Erterritorialität. 


teile, welche den Eigentiimer durch die Ab⸗ 
tretung dauernd oder vorübergehend tref- 
fen, 3. B. wegen dadurch verurjachter 
Unterbrechung einer gewerblichen Thätig- 
feit, wegen Peihäbigung oder Verluftes 
der Früchte, wegen Wertminderung des 
verbleibenden Reſtgrundſtücks ꝛc. Gegen 
die Entfcheidung der Berwaltungsbehörden 
ift aber regelmäßig die Berufung auf den 
Rechtsweg und auf richterliche Entſchei⸗ 
dung, und zwar nach F 30 bes preußis 
ſchen Gefehe8 binnen 6 Monaten nad) 
Zuftellung des Regierungsbeſchluſſes, ge 
ftattet, welche dann im gewöhnlichen zi⸗ 
vilprozeljualifchen Verfahren und nad) den 
für diefes beftehenden Beweisregeln zu er: 
folgen bat. Die Entſchädigungsſumme, 
welche vom Tag nad erfolgter Befitein: 
mweilung an mit landesüblichen Zinfen zu 
verzinfen ift, muß alsbald nad) beendigtem 
Verfahren gezahlt, oder e8 muß wegen 
ber zeblung Kaution geleiftet werden. 
Für den Tal, daß Hypotheken oder ſon⸗ 
ftige Laften auf dem Expropriationsgegen⸗ 
jtand haften, it der Erpropriant zur ges 
richtlichen Sintertegung, des Entſchädi⸗ 
gungsbetrags befugt. Vgl. Thiel, Das 
Erpropriationdreht und das Expropria⸗ 
tionsverfahren (1866); Meyer, Das 
Necht der E. (1868); v. Rohland, Zur 
Theorie und Praris des deutſchen Ent: 
eignungsrechts (1875); Meyer, Das 
Recht der E. nad) dem Geſetz vom 11. Juni 
1874 (in der »Zeitfchrift für deutfche Ge- 
febgebung«, Bdo. 8, ©. 547 ff., 1875); 
Beauny de Récy, Theorie de l’expro- 
priation (1872). Ausgaben bed neuen 
preußifchen Erpropriationsgejetes Tiefer 
ten unter andern Hdinghaug (1874 
Kletfe (1874), isgivieh (1874). 
- Erterritorial (lat.), außerhalb eines 
Territoriums befindlih; ben für dieſes 
geltenden gefeglichen Beftimmungen nicht 
unterworfen. 

Erterritorialität (Tat.), das völfer- 
rechtliche Ausnahmeverhältnis, vermöge 
deſſen gewilje Perfonen und Sachen in⸗ 


= 


167 


ner Repräfentanten und findet daher auf 
folgende Perſonen und Sachen Anwen: 
bung, welche demzufolge vechtlich fo be⸗ 
handelt werden, als ob fie fih noch in 
dem Gebiet ihres Staats und außerhalb 
des Territoriums (ex territorio) des 
fremben befänden. 1) Die Souveräne 
auswärtiger Staaten genießen dies Pri⸗ 
vilegium in jebem fremden Staatsgebiet, 
in welchem fie fich zeitweilig aufhalten, 
ebenjo ihr Gefolge und ihre Effekten, 
. B. Equipagen. Gleiches gilt von dem 
Regenten oder Reichsverwefer, nicht aber 
von den übrigen Mitgliedern eines regie- 
renden Haufes, wofern fie fich nicht ges 
rade im Gefolge des Souveräns befinden. 
Ebenfo haben 2) die Gefanbten (f. d.) 
famt ihrem Geſchäftsperſonal, der Diener: 
Ichaft, ihrem Hotel und Mobiliar das 
Recht der Erterritorialität, wogegen den 
Konfuln dasſelbe regelmäßig nicht zuftebt, 
wenn e3 ihnen nicht durch bejondere 
Staatsverträge ausdrücklich gelichert ift, 
wie 3.8. in Anfehung der europäifchen 
Konfulate in der Levante, an der Nord: 
füfte Afrika, in China und Perfien. Fir 
dag Deutſche Reich insbeſondere iſt durch 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz (F 18) be⸗ 
ſtimmt, daß die Chefs und Mitglieder der 
bei dem Deutſchen Reich oder bei einem 
Bundesſtaat beglaubigten Miſſionen ſamt 
ihrer Familie, ihrem Geſchäftsperſonal 
und ihren Bedienſteten, welche nicht Deut⸗ 
ſche find, von der inländiſchen Gerichts— 
barkeit eximiert fein ſollen. Dasſelbe gilt 
von den Mitgliedern des Bundesrats, 
welche nicht von demjenigen Staat abge⸗ 
orbnet find, in deſſen Gebiet der Bundes⸗ 
rat feinen Sit hat. Dagegen foll fich die 
Erterritorialität auf Konjuln innerhalb 
des Reichsgebiets nicht erftreden, wofern 
night in biefer Beziehung befondere Ver: 
einbarungen mit auswärtigen Mächten 
beitehen. Ferner genießen dag Recht der 
Erterritorialität 3) fremde Truppen: 
körper, die in frieblicher Weife und mit 
Genehmigung ber Regierung des biesfeiti- 


nerhalb eines fremden Stantsgebiets der gen Staats das Gebiet bes letztern paf- 


Staatsgewalt des letztern nicht unterwor⸗ 


fieren.: Das feindliche Heer dagenen wird 


fen find. Das Rechtsinſtitut der Exter⸗ in Feindesland nad Kriegsrecht behandelt, 
titorialität beruht auf der Achtung der | während Truppenteile einer Friegführen- 
Souveränität bes fremden Staais undfeis | ben Macht, welche auf neutrales Gebiet 
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gedrängt werben, bort zu entwafinen und 
des Rechts ber Erterritorialität nicht teil- 
haftig find. Endlich fteht das Necht der 
Grterritorialität 4) Kriegsſchiffen im 
fremden Seegebiet und Schiffen zu, welche 
zur Beförderung von Souveränen oder 
von Geſandten dienen. Diefe müjjen fich 
jedoch dem Seezeremoniell und den poli⸗ 
zeilichen Hafenorbnungen fügen. Bol. 
Bar, Das internationale Privat: und 
Strafrecht (1862). 

Eriraordinarium (lat.), derjenige 
Teil eines Etats (f. d.), welcher außer: 
ordentlihe Einnahmen und Ausgaben 
ausweiſt und ebendeshalb feinen Beitand- 
teil des eigentlichen und regelmäßigen 
Etats bildet. 

Extrem (lat.), das Außerfte; ertreme 
Nichtung, diejenige Richtung, welche ge⸗ 
wiſſe Grundſätze auf die Spitze treibt. In 
dieſem Sinn ſpricht man namentlich von 


Fabrik (lat.), gewerbliche Anſtalt, in 
welcher durch das Zuſammenwirken zahl⸗ 
reicher Menſchenkräfte zumeiſt mit Hilfe 
von Maſchinen oder elementarer Kräfte 
und unter Anwendung des Prinzips der 
Arbeitsteilung Robfiofte in Kunſt⸗ und In⸗ 
duſtrieprodukte (Fabrikate) umgewan— 
delt werden. Die Grenze zwiſchen Fabrik 
und Kleingewerbe oder zwiſchen Groß⸗ und 
Kleininduſtrie iſt übrigens außerordent⸗ 
lich ſchwer zu ziehen (j. Handwerker), 
und ebendies iſt der hauptſächliche Grund, 
warum die neuerlichen Verſuche einer Rück⸗ 
kehr zu dem alten Zunftweſen ausſichts⸗ 
los find (vgl. Gewerbegeſetzgebung). 

—— ſ.Gewerbegerichte. 

abrikzeichen, ſ. Markenſchutz. 

Fahnen kommen nicht nur als Feld⸗ 
zeichen, ſondern auch als Symbole der 
Herrſchergewalt (Banner) und ber Na: 
tionalität, auch als Abzeichen von Kor: 
porationen vor. In der katholiſchen Kirche 
find auch Kirchenfahnen gebräuchlich. 
Das Fahnenabzeichen eines Schiffs wird 
Flagge (f. d.) genannt. Am Deutſchen 
Neich bat jedes Infanterie- und Pionier: 


Extraordinarium — Fahneneid. 


extremen Parteien, indem man darunter 
die ultra=liberalen und die ultra-konſer⸗ 
vativen Parteien verfteht. 

Erzellenz (Iat., »Bortrefflichkeit«), 
Ehrenprädilat zuerft der langobardiſchen, 
dann der fränfifchen Könige und römiſch⸗ 
beutfchen Kaifer bis ins 14. Jahrh.; jetzt 
Amtstitel der Minifter, Wirklichen Ge⸗ 
heimen Räte, oberften Hofbeamten, Gene⸗ 
tale und Gefandten; in Jtalien von jedem 
Adligen geführtes Präpdifat. 

Erzeß (lat.), die Überfchreitung ber er: 
laubten Grenzen, 3. B. derjenigen Bor: 
ſchriften, welche v5 auf die Aufrecht: 
erhallung ber öffentlichen Orbnung be: 
ziehen. Erzeife der Beamten (Amts- 
erzeffe), d. h. mißbräuchliche Anwendun⸗ 
gen der Amtsgewalt, fallen unter den Be⸗ 
griff der Amtsvergehen. Exzedieren, 
das Maß des Erlaubten überſchreiten, 
ausſchweifen. 


F. 


bataillon ſowie jedes Artillerieregiment 
ſeine Fahne, jedes Kavallerieregiment ſeine 
Standarte. Die Fahne zeigt in der Regel 
die Landesfarben oder das Wappen des 
betreffenden Fürſten, des Staats oder der 
ſonſtigen Körperſchaft, welche dabei in 
Anbetracht kommt. Die rote Fahne iſt das 
Symbol der ſozialen (roten) Republik. 
Die weiße Fahne mit dem roten Kreuz 
wird ſeit der Genfer Konvention zur Be: 
zeichnung ber Lazarette gebraucht. 
Fahneneid, das von. den in das ftehende 
Her und in die Kriegsmarine eintreten: 
den Offizieren und Mannſchaften dem 
Landesherrn zu leiltende eidliche Verſpre—. 
chen, die militärifchen Pflichten treu er: 
füllen zu wollen. Der Ausdruck F. hängt 
mit der bei diefer Eidesleiftung üblichen 
Teierlichkeit, der Ableitung des Eides auf 
die Fahne, zufammen. Sm Deutjchen 
Reich, für welches, abgefeben von Bayern, 
Art. 64 der Reichsverfalfung beitimmt, 
daß der Höchſtkommandierende eines Kon: 
tingents ſowie alle Difiziere, welche Trup⸗ 
pen mebr als eines Kontingentd befehli- 
gen, u.ıdalle Feitungsfommandanten vom 








Fahnenflucht — 


Kaifer ernannt werben follen, leiften diefe 


Offiziere auch dem Kaifer den F. Außer: | 8 


dem find alle deutfchen Truppen verpflich⸗ 
tet, den Befehlen bes Kaiſers unbedingt 
Tolge zu leiſten, und e8 ift Diefe Verpflich⸗ 
tung ausdrüdlid in den den andern 
Zandesherren zu leiftenden F. mit aufge: 
nommen. 
— t, ſ. Defertieren. 
Sahrende Habe (Fahrnis), beweg- 
liche Güter, im Gegenjaß zu Liegenjchaf- 
ten (Immobilien). 
Fahrläſſigkeit (lat. Culpa), im Rechts⸗ 
leben diejenige Handlungsweiſe, durch die 


eine von dem Thäter zwar nicht beabſich⸗ 


tigte Rechtsverletzung herbeigeführt wird, 
die aber von ihm durch gehörige Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Überlegung hätte vermieden 
werden fünnen. Außer der zivilrechtlichen 
Verpflichtung gem Schadenerſatz kann in 
derartigen Faͤllen auch ſtrafrechtliche Ver⸗ 
folgung eintreten; doch iſt das Strafmaß, 
welches alsdann zur Anwendung kommt, 
ein weit geringeres als bei der entſchieden 
ſtrafwürdigern Übertretung der Strafge- 
ſetze aus böswilliger Abficht. Das moderne 
Strafrecht bezeichnet überhaupt die Fälle 
ipeziell, in welchen eine fahrläſſige Über: 
tretung ber betrefienden Strafrechtsnor⸗ 
men ftrafbar fein fol. Nach dem beutfchen 
Strafgeſetzbuch find ed: Meineid, Tötung, 
Körperverletzung, Vollſtreckung einer un: 
gejeglichen Strafe von feiten eined Be⸗ 
amten, F. bein Entweichen eine? Gefan: 
genen und die ſogen. gemeingefährlichen 
Verbrechen, wie Branditiftung, Gefähr: 
dung eines Eijenbahntransports u. dgl. 
Zu bemerfen iſt enblid), daß auch bei ben 
meiften Bolizeivergehen mit Rüdficht auf 
ben polizeilichen Charakter derartiger 
Strafbeftimmungen die fahrläffige Über: 
tretung ebenjowohl wie die vorjäßliche 
Berlegung ber geltenden Polizeigeſetze 


ftrafbar ift. 
Faktion (lat.), Bartei, befonders poli⸗ 


tiſche. 

Fakultativ (lat.), dem eignen Belieben 
überlaſſen; Gegenſatz: obligatoriſch. 

Salbeil, |. Öuillotine. 

Sallieren (lat.), feine Zahlungen ein: 
ftellen; Fallim Ent oder Falliſſement 
(pr. «il’mang), Zahlungseinftellung, Zah⸗ 
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lungsunfähigkeit, Bankrott (f. d.). Vgl. 
onturd. 

Falſchmünzerei, ſ. Münzverbre: 
en 


Familie (lat.), die auf Erzeugung 
(Verwandtſchaft) oder Geſchlechtsgemein⸗ 
ſchaft (Ehegatten) beruhende Verbindung; 

amilienrecht, Teil des Privatrechts, 

nbegriff ber Rechtsgrundſätze, welche ſich 
auf bie F. und auf die Stellung der Fa: 
miliengliebder als folcher beziehen ( Eherecht, 
Elternrecht, Vormundſchaftsrecht); Fa⸗ 
milienfideikommißgut, ſ. Fidei— 
kommiß. 

Familienrat (franz. Conseil de fa- 
mille), nach franz.Rechte die vom Friedens: 
tichter berufene Berfammlung der Fami⸗ 
lienglieder, welche über wichtige Angelegen⸗ 
heiteneines Bevormunbeten zu beraten bat. 

Fr „ſ. Pfand. 

ehiergren e, ſ. Eichen. 
pbiebflahl, . Diebſiahl.. 
eldjäger, in der deutſchen Armee ein 
Korps Militärs von Feldwebel⸗ und Leut⸗ 
nantsrang, welche zu Kurierdienſten ver⸗ 
wandt werden; in der ruſſiſchen Armee 
ein Korps von Offizieren zu denſelben 
Zwecken; in andern beutfeen Staaten 
j. v. w. Gendarmen; in Ofterreih Sü- 
gerbataillone aus gelernten Sägern. 

Feldmarſchall (Generaltelbmar: 
halt), höchſter militärifcher Rang; 1. 
Marſchall. 

Feldmarfchalllentnant, militäriſche 
Würde in Ofterreich-Ungarn, entſprechend 
dem Generalleutnant in andern Ländern. 

Seldpolizei, ber Inbegriff derjenigen 
Rechtsvorſchriften und behördlichen Anz 
orbnungen, welche zum Schuß des Land⸗ 
baus gegen Beihädigungen beitehen; auch 
wohl die Gefamtheit der hierzu bejtellten 
Behörden und Beamten. Die Feldpoli⸗ 
zeiordnnung ift eine Zufammenftellung 
ber hierauf bezüglichen Normen. Feld: 
polizeivergeben find Übertretungen 
beftehender feldpolizeilicher Vorſchriften, 
beren Aburteilung und Beltrafung regel: 
mäßig ben zuftändigen Bolizeibehörden 
iiberlafjen if. Dahin gehören namentlich 
bie Entwendung von Felbfrüchten in ge _ 
ringem Wertbetrag, das Abbrechen von 
Zweigen, die Beihidigung von Heden, 
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die Nachlefe in Gärten, Weinbergen oder 
auf Adern, das Röſten von Flachs in 
Privatgewäſſern, das unbeauflichtigte 
Umberlaufenlafjen des Viehs, unbefugtes 
und unbeauffichtigtes Weiden des Viehs 
u. dgl. Dabei ift zu beachten, daß nad) 
dem Einführungsgefeß (6 2) zum norb- 
beutfchen, jest deutſchen Strafgefeßbuch 
die jelbpotigeilichen Vorſchriften ber ein: 
gelnen gan eoelebgehungen neben dem 
Reichsſtrafrecht in Geltung geblieben find. 
Übrigens enthält auch Das deutſche Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch verjchiedene auf bie F. be 
züglihe Strafvorichriften. So wird na: 
mentlich $ 368 derjenige, welcher polizei- 
lichen Anordnungen über die Schließung 
der Weinberge zuwiderhandelt, oder wer 
das durch geſetzliche ober polizeiliche An⸗ 
orbnungen gebotene Raupen unterläßt, 
endlich derje ige; welcher unbeſugt über 
Gärten oder Weinberge oder vor beende⸗ 
ter Exnte über Wieſen ober beftellte Acker 
ober über ſolche Acker, Wiefen, Weiden 
oder Schonungen, welche mit einer Ein- 
friedigung verſehen find, oder deren Bes 
treten durch Warnungsgeichen unterfagt 
ift, oder A einem durch Warnungszei⸗ 
her geſchloſſenen Privatweg geht, fährt, 
reitet oder Vieh treibt, mit Gelditrafe bis 
zu 60 ME. oder mit Haft bis zu 14 Ta- 
en bedroht. Auch die Beitimmungen bes 
\ 370 gehören hierher, wonach denjenigen, 
ber unbefugtein fremdes Grundſtück, einen 
öffentlichen oder Privativeg oder einen 
Grenzrain dur) Abgraben oder Abpflügen 
verringert, eine Geldftrafe bis zu 150 ME. 
oder Haft bis zu ſechs Wochen treffen fol. 
‚Mit ebenberfelben Strafe fol endlich auch 
ber belegt werden, ber unbefugt von öf⸗ 
fentlichen oder PBrivatwwegen Erbe, Steine 
oder Rafen ober aus Grundftüden, welche 
einem andern gehören, Erde, Lehm, Sanb 
u. dgl. gräbt oder Raſen, Steine u. dal. 
wegnimmt. Vgl. Rösler, Lehrbuch des 
deutfchen Verwaltungsrechts, Bd. 2, ©. 
507 ff. (1873); Lette und v. Rönne, 
Die Landestulturgefeßgebung des preußi- 
Den, Staatd, Bd. 2, Abt. 2, ©.705 ff. 


Felbwebel (Feldweibel), der im 
Rang älteſte Unteroffizier einer Kom- 
panie, bei den berittenen Waffen Wacht⸗ 


Feldwebel — Feitungshaft. 


meifter; das Organ bes Hauptmanns 
für Regelung de3 Dienfted; bejorgt das 
Schreib: und Rechnungswefen der Kom: 
panie; ber DVizefeldwebel nur für ben 
Außern Dientt. 

Feldzeichen, zur Unteriheibung von 
Treund und Feind im Feld, Zeichen an 


der Uniform, als Binden, Schärpen, auch 


die Fahne (f. d.). 
eldzengmeifter, |. General. 
erien (lat. Feriae), Feier⸗, Ruhe⸗ 
tage; in Lehranſtalten, Gerichten 2c. bie 
gejeglich beftimmten Zeiten, wo feine Un⸗ 
terrichtöftunben, Sigungen c. flattfinden. 
Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (GG 201— 204) beginnen die Ge⸗ 
richtsferien 15. Juli und endigen 15. 
Sept. Während ber %. werben nur 
in Ferienfahen Termine abgehalten 
und Eutſcheidungen erteilt. Yerienfachen 
find: 1) Strafſachen; 2) Arreſtſachen 
und bie eine einftweilige Verfügung 
betreffenden Sachen; 3) Meß⸗ und 
Marktfachen; 4) Streitigleiten zwifchen 
Bermietern und Mietern von Woh- 
nungs⸗ und andern Räumen wegen Über: 
laffung, Benugung und Räumung ber: 
felben jowie wegen zurüdhaltung der 
vom Mieter in Mietsräume eingebrachten 
Saden; 5) Wechſelſachen; 6) Bauſachen, 
wenn über die Fortfegung eined anges 
fangenen Baues gejtritten wird. Auf 
dad Mahnverfahren, das Zwangsvoll⸗ 
ftredungs- und das Konkursverfahren find 
die F. ohne Einfluß. Das Gericht kann 
uden auf Antrag auch andre Suchen, 
* fie beſonderer Beſchleunigung be: 
dürfen, als Ferienſachen bezeichnen. Die 
leiche Befugnis hat vorbehaltlich der Ent⸗ 
Reibung des Gericht? der Vorſitzende. 
Zur Erledigung ber Anden fünnen 
bei den Landgerichten Ferien kammern, 
bei den Oberlandsgerichten und dem 
Reichsgericht Ferienſenate gebildet 
werden. 
Feſtnahme, ſ. Haft. 
Feſtungshaft (Feſtungsarreſt, 
eſtungsſtrafe), nach dem deutſchen 
trafgeſetzbuch eine minder ſchwere Frei⸗ 
heitsſtrafe, welche in Freiheitsentziehung 
mit Beaufſichtigung ber Beſchäftigung 
und ber Lebensweiſe der Gefangenen be= 


Feſtungsrayon — Fidelissimus. 


fteht und in Feflungen oder andern dazu 
beftimmten Räumen zu verbüßen ift. Die 
F. ift entweber Iebenslänglich oder zeitig. 
Der. Höchftbetrag der zeitlichen F. iſt 15 
Jahre, ihr Mindeftbetrag ein Tag. Ein- 
jährige F. ift achtmonatiger Gefängnis: 
jtrafe, und einjährige Gefängnisftrafe acht: 
‚monatiger Zuchthausftrafe gleich zu achten. 
Wo das Geſetz die Wahl zwifhen Zucht: 
haus und F. geftattet, darf auf Zuchthaus 
nur dann erkannt werben, wenn feftge- 
ftellt wird, daß bie ftrafbare Handlung 
aus einer ehrloſen Gefinnung entſprun⸗ 
gen ift, daher namentlich fogen. politiiche 
Verbrechen mit F. (custodia honesta) 
zu beftrafen find. Das Militärftrafgefeb- 
buch für das Deutfche Reich hat bie %. in 
ebenderjelben Ausdehnung wie das Reichs: 
ftrafgefeßbuch aufgenommen, droht die- 
felbe aber meift wahlweiſe neben Gefäng- 
nis an und beftimmt, daß bie F., wenn fie 
die Dauer von ſechs Wochen nicht über: 
fteigt, als Arreſt vollſtreckt werben fol. Bgl. 
Reichsſtrafgeſetzbuch, $$ 17 j;; ilitärs 
fttafgefegbuch vom 20. Xuni 1872, SS16f. 

Feſtungsrahon, bie nächite Umgebung 
permanenter Feſtungen, innerhalb deren 
das Grundeigentum dauernden Beſchrän⸗ 
fungen unterliegt. Für das Deutſche 
Reich find dieſe Beichränfungen durch Ge⸗ 
fe vom 21. Dez. 1871, betreffend die Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigentum in ber 
Umgebung von Feſtungen (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, S. 459 ff.), normiert. Zur endgülti- 
gen Entfcheidung über jene Beſchränkun⸗ 
gen, denen die Benutzung bed Grund: 
eigentums innerhalb be Rayons der per- 
manenten Befeftigungen unterliegt, und 
insbeſondere zur Entſcheidung über Bes 
ſchwerden gegen Anordnungen und Ent: 
ihliegungen der Kommanbanturen in 
Rayonangelegenbeiten ift eine befondere 
Reichsbehörde (die Reihsrayonfom: 
miſſion) beftellt, welche in Berlin ihren 
Sig hat, durch den Kaifer berufen wird, 
und in welder bie Staaten, in deren Ge: 
bieten Feſtungen liegen, vertreten find. 

Feudal, auf das Lehnsweſen bezüglich 
(feudum, Lehen); auch Bezeichnung für 
die ehemaligen VBorrechte des Adels und 
für das Streben nad) Erhaltung einer 
bevorzugten Stellung bed legtern; Feu⸗ 
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balftänbe, Landſtände, welche, wie noch 
in Mecklenburg, nicht das Volk in feiner 
Geſamtheit, fondern nur den Stand ber 
Grundbeſitzer vertreten. 

Seuerverfiherung, |. Verſiche— 
rungswefen. 

Feuerwehr, die geordnete Hilfsmann⸗ 
ſchaft zur Loſchung von Feuersbrüniten 
und zur fonftigen Hilfeleiftung bei ſolchen. 
Im Gegenjak aut freiwilligen Hilfe: 
leiftung und zu den freiwilligen Teuer: 
wehren hat neuerdings die Gefehgebung 
verichiedener Staaten Pflichtfeuer: 
wehren (obligatorifche Feuerwehren) 
ins Leben gerufen, nachdem die Berufs: 
feuerwehr in Franfreih ſchon längſt 
eingeführt war und auch in größern Deut: 
[hen Städten Eingang gefunden hatte. 
Das letztere Syſtem ift aber auch eben nur 
in größern Städten durchführbar, und 
deshalb verdient das Syitem ber Pflicht: 
feuerwehr, welches jeden tauglihen Mann 
bis zu einem gewiffen Alter zum Feuer⸗ 
wehrdienſt in feiner Gemeinde verpflichtet, 
menigiteng für das platte Land und für 
die kleinern Stäbte ben Vorzug. Dal. 
Fiedler, Grundzüge der Organifation 
der czerietch und Rettungsanſtalten 
(3. Aufl. 1877). 

Feuilleton (franz., ſpr. föj'tong), Blätt⸗ 
chen; der Teil einer politiſchen Zeitſchrift, 
welcher für Belletriſtiſches, Tünftlerifche 
und litterariſche Kritiken ꝛc. beftimmt iſt. 
Feuilletoniſt, Schriftſteller, welcher 
für ein F. ſchreibt. 

Fideikommiß (Int., »der Treue an: 
vertraute), im römischen Recht eine et: 
willige Verfügung des Erblafjers, wonad) 
ber Erbe (Fiduziarerbe) die Erbichaft 
ganz oder feifiveike an einen andern (Fi⸗ 
deifommiffar, Vermächtnisneh— 
mer) herauszugeben bat. Im deutichen 
Recht verftebt man unter F. (Familien- 
fideifommißgut) ein folches Belik- 
tum, welches vermöge ausdrücklicher Feſt⸗ 
fegung fo lange im Befiß einer Familie 
unveräußerlich bleiben und forterben foll, 
als Perſonen vorhanden, die nach ber 
Stiftungsurfunde als fucceffionsberedh- 
tigt erjcheinen. 

Fidelissimus (Tat.), Allergetreuefter, 
Titel des Königs von Portugal. 
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Fidemation, |. Beglaubigung. 
Filial (lat.), im Kindesverhältnis 
ſtehend; ein Ausdruck, welcher namentlich 
zur Bezeichnung von Inftituten gebraucht 
wird, die von andern begründet worden 
find und zu diefen in einer Art Abhän⸗ 
gigfeitsverhältnis ſtehen (Filialinfti- 
tute, Filialen), wie z. B. Filialkirche 
(Tochterfiche), Filtalgemeinde, Filial- 
ſchule, Filialgefchäft ꝛc. 
Filiationsprobe, ſ. Ahnen. 
Finanzen (wahrſcheinlich v. lat. finis, 
»Zahlungstermin«), Vermögendpuſtand 
Vermögensverwaltung, namentlich bie 
Verwaltung des ſtaatlichen Vermögens 
und die Vermögensverwaltung andrer öf⸗ 
fentlicher Gemeinweſen; finanziell, die 
F. betreffend, dahin gehörig; Finanzier, 
Sn nzmann, ein berufgmäßig mit der 
inanzverwaltung Beichäftigter. Der In⸗ 
begriff derjenigen Befugnifje der Staats- 
gewalt, welche die ftaatliche Vermögens: 
verwaltung (Finanzverwaltung) be 
treffen, wird Sinanzhobeit genannt. 
Die Finanzpolitit des Staats, welche 
die bei der Finanzverwaltung zu —8 
tenden Grundfätze beſtimmt, An ein wid). 
tiger Zeil der Staatspolitif überhaupt, 
namentlich was die Art und Weife ber Auf- 
bringung der zur Beftreitung ber Staats⸗ 
Geblefniffe erforderliben Finanzmittel 
anbetrifft. Um in bie Finanzverwaltung 
und damit in die Verwaltung bes Staats 
überhaupt bie nötige Stetigfeit zu brin- 
gen, find das Vorhandenfein und die Ein- 
haltung eines beſiimmten Finanzplans 
unerläßlich, und die Finanzoperatio: 
nen bes Staats müffen ftet derartige 
fein, daß die Solidität der Finanzmwirt- 
haft und das Anfehen des Staatsinjeber 
Hinficht gewahrt bleiben. Die Finanz: 
wiſſenſchaft (Staatswirtſchafts— 
lehre) enthält die wiſſenſchaftlichen 
Grundſätze, welche die Finanzverwaltung 
beherrſchen follen, das Finanzrecht bie 
in dieſer Beziehung maßgebenden Rechts⸗ 
normen, die in den einzelnen Finanz— 
geſetzen enthalten find, welche die befon- 
dern Zweige und die [peziellen Gegenftände 
des Finanzweſens betreffen. Die oberfte 
Berwaltungsbehörde für das Finanzwefen 
des Staats ift das Finanzminiſte— 


Fidemation 


— Finanzen. 


rium oder in kleinern Staaten, in welchen 
ein beſonderer Finanzminiſter nicht 
vorhanden, die Abteilung (Departement) 
des Staatsminiſteriums für die F. Von 
dieſer Stelle reſſortieren dann die zahlrei- 
hen Finanzbehörden und Finanz: 
beamten, welde in ben verſchiedenen 
Zweigen ber ftaatlichen Finanzverwaltung 
thätig find. Im einzelnen läßt fich aber 
bie leßtere auf folgende Kategorien zurüd- 
führen. Die Finanzverwaltung umfaßt 
zunächſt bie Derialtung des Staatsver⸗ 
mögens, alſo z. B. der Domänen und 
der ſonſtigen Staatsgüter, ber Staats⸗ 
eiſenbahnen, der Staatsforſten, derStaats- 
bergwerke u. dgl. Dazu kommt dann 
die Verwaltung ber (aufenden Staat$- 
einnahmen. Letztere haben teilg einen 
privatrechtlichen, teils einen ſtaatsrecht⸗ 
lihen Charakter. Erjtered gilt von den⸗ 
jenigen Einnahmen, welche unmittelbar 
aus dem Staatsvermögen rejultieren, 
wie die Erträgnifle der Staatseifenbah: 
nen 2c.; bem öffentlihen Rechtsgebiet 
dagegen gehören die Beiträge an, welche 
von den einzelnen Staatsangehörigen er⸗ 
hoben werden, um bie Staatsbedürf⸗ 
nijfe zu beftreiten, aljo namentlich die 
Steuern (ſ. d.), Zölle (f. d.) und die in 
bie Staatsfaffe fließenden Gebühren (j.d.). 
Ferner umfaßt die Jinanzverwaltung die 
Berwaltung der Staatsausgaben und 
endlich diejenige der Staatsfchulden. 
Staatseinnahmen wie Staatsausgaben 
müffen im Staatshaushaltsetat ver- 
anſchlagt und vorläufig feftgeftellt werden 
und zwar auf denjenigen Zeitraum (Fi⸗ 
nanzperiode), welcher in der betreffen- 
den Staatsverfafjung beftimmtift. Dabei 
iſt das Mitwirfungsrecht der Volksver⸗ 
tretung bei der Feſtſtellung des Finanz- 
etats von ganz beſonderer Wichtigkeit (ſ. 
Etat), ebenſo das Recht derſelben, die 
Staatsrechnung zu prüfen und zu geneh⸗ 
migen. Im Deutſchen Reich Taufen ges 
genwärtig neben der Finanzverwaltung 
der Einzelſtaaten bie F. des Reichs her, 
und ed ift gerade eine charafteriitifche Ei: 
gentümlichfeit des beutichen Gejamtreichg, 
daß es die volle Finanzhoheit und Finanz: 
gemalt eines eigentlichen Staats (Bundes- 
ſtaats) befigt, während ber vormalige 








Sinnland — Flagge. 


Deutfhe Bund als bloßer Staatenbund 
fein eigentliches Finanzweſen, ſondern 
nur ein Kaſſenweſen aufzuweiſen hatte 
(ſ. Staat). Dazu kommt aber noch die 
Finanzverwaltung der Unterabteilungen 
des Staats, der Gemeinden und der Ge⸗ 
meindeverbände (ſ. Kreis), welche nach 
Analogie der Staatsfinanzverwaltung ein⸗ 
gerichtet iſt, namentlich inſofern, als es 
ſich um die Erhebung der Gemeinde⸗ und 
Kreisabgaben, um die Feſtſtellung des Ge⸗ 
meindehaushaltsetats und um die Rech⸗ 
nungslegung handelt. Vgl. Adolf Wag⸗ 
ner, Finanzwiſſenſchaft (2. Aufl.1877ff.); 
L. v. Stein, Lehrbuch der Finanzwiffen: 
ſchaft (4. Aufl.1878); Bergius, Grund: 
fäße der Finanzwiflenfchaft mit befonderer 
Saiehung aut ben preußifchen Staat (2. 
Aufl. 1871). 


— „ſ. Rußland. 

irma (lat.), der kaufmänniſche Name, 
unter welchem ein Handels⸗ oder Fabrik⸗ 
gefchäft betrieben wird. Das bdeutfche 
Handelsgeſetzbuch (Art. 15 ff.) ſchreibt 
einzelnen Kaufleuten den Gebraudy des 
Tamiliennamen? als F. vor und geftattet 
höchſtens auf das Geſchäft oder die Per: 
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ſchatz Gehörige, auf das Staatövermögen 
Bezugbabende. Fiskal, Beamter, wel: 
her die Gerechtſame des F. zu wahren 
bat; Fiskalat, Bezeichnung einer ba- 
mit betrauten Behörde. — Die frühern 
Vorrechte des %. find durch die moderne 
Gefengebung vielfach eingeſchränkt wor: 
ben. Nach der deutfchen Konkursordnung 
($ 54) haben von den Forderungen ber 
Reichskaſſe und der Staatsfaffen nur bie 
wegen Öffentlicher Abgaben vor andern 
Forderungen ein Vorzugsrecht und zwar 
nut, infofern fie im letzten Jahr vor der 
Eröffnung de Konkursverfahrens fällig 
geworben find oder infolge ber Konkurs: 
eröffnung als fällig gelten. Die Grund: 
ſätze über die rechtliche Stellung des 
Staatsfisfus find vielfach auch auf 
ben fogen. Kammer: oder Domänen: 
fisfus ausgedehnt, d.h. auf das fürftliche 
Fideikommißgut oder Domänenvermögen. 

Sirieren (lat.), feftfegen; Fixation, 
Teitfegung, insbejondere die Seftitellung 
einer beftimmten Averjionaljumme an 
Stelle jeweilig zu erhebender Beträge, wie 
fie 3. ®. bei Erhebung der Braufteuer 
namentlich bei größern Brauereien viel- 


jon bezügliche Zufäge. Dffene Handels: | fach vorkommt. 


geſellſchaften müflen in der F. wenigftens 
den Namen eines Gefellichafters (Kom: 


| der 


logge, die befonders zur Begeihnung 
Nationalität der Schiffe beftimmte 


manbitgefellfchaften ben eines perfünlich | Fahne. Je nachdem es fi nun hierbei 
baftenden) enthalten und durch einen Bei: | um Kriegs: oder um Kauffahrteijchiffe 
jat dag KKompanieverhältnis zu erkennen | handelt, wird zwiſchen Kriegs- und 
geben, Aktiengejellichaften aber in der | Hanbelsflaggen unterfchieben. Bei 
Regel eine ben Gegenftand des Unter: | mandyen Nationen (3. B. Frankreich, Bel: 
nehmens bezeichnende Sachfirma wählen. ! gien und Holland) find dieſe Flaggen 
Die F. wird in das Handelsregifter ein- übrigens ein und biefelben. Für das 
getragen. . Firmieren, imNamen einer | Deutiche Reich indbefondere hat die deutſche 
Handelsgeſellſchaft unterzeichnen. | Neichsverfaffung vom 16. April 1871 

Sirmelung (Firmung), Einfegnung, | (Art. 55) beitimmt, daß die F. ber Kriegs: 
in der griechiſch⸗ und römiſch-katholiſchen | und Handelömarine ſchwarzweiß⸗rot fein 
Kirche das zweite der fieben Saframente, | fol. Eine Verordnung vom 25. Oft. 
wird an bem wenigſtens fiebenjährigen | 1867 (Bunbesgefeßblatt 1867, Nr. 5, 
Firmling mittelft Salbung mit dem Chry: | ©. 39) verordnete ferner über die Form 
ſam, Gebetund Sarbanfiegung, und zwar | der F. für die Kauffahrteifchiffe, daß die 
in ber römiſch-katholiſchen Kirche vom | felbe ein längliches Rechteck, beftehend aus 
Bifchof oder Weihbiſchof, vollzogen. drei gleich breiten horizontalen Streifen, 

Zistus (lat., eigentlich der »Gelbforb«), | von welchen der obere ſchwarz, ber mittlere 
ber Staat, infofern er Vermögen bat, | weiß und der untere rot, bilden jolle. 
Subjeft von Vermögensrechten ift und , Dad Verhältnis ber Höhe ber F. zur 
ebendarum in privatrechtliche Verhältniſſe Länge fol wie zwei zu brei fein. Die 
eintritt. Fiskaliſch, das zum Staats: i Kauffahrteifhhiffe haben dieſe F. am Hed 
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oder am bintern Maſt und zivar in ber 
Regel an der Gaffel dieſes Maſtes, in Er: 
mangelung eines folchen aber am Topp 
oder im Want zu führen. Nach bem 
nordbeutfchen Bundes: und nunmehrigen 
Reichsgeſetz vom 25. Oft. 1867 (Bundes⸗ 
aejeßblatt 1867,Nr. 5, S. 35 ff.) tritt dieſe 
3. bei den zum Erwerb durch bie Seefahrt 
beſtimmten Schiffen an bie Stelle der 
Landesflagge, und fie allein barf als Na⸗ 
tionalflagge von benfelben geführt werben. 
Berechtigt zur Führung ber deutichen F., 
welche durch die Kriegsmarine bes Reiche 
geſchützt wird, find diejenigen Kauffahrtei- 
ihiffe, melde in bem ausfchließlichen 
Eigentum ſolcher Perfonen fich befinden, 
denen dad Bunbesindigenat zufteht; fie 
find dies jeboch nur dann, wenn bie be 
treffenden Schiffe zuvor in da8 Schiffs: 
regifter eingetragen worden find, und 
wenn hierüber eine mit bein Inhalt der 
Eintragung übereinftimmende Urkunde 
(Sertifilat) von ber Regifterbehörbe 
ausgefertigt worden ift. Dieje Behörden 
werden durch die Landesgeſetze beftimmt. 
Schiffe von nicht mehr als 50 chm 
Bruttoraumgehalt find zur Ausübung 
des Rechts, bie eicjeftagge zu führen, 
nad) dem Reichsgeſetz vom 28. Juni 1873, 
betreffend die Regiftrierung und die Be- 
zeichnung der Kauffahrteiichiffe (Reichs⸗ 
gefebblatt, S. 184), auch ohne Eintragung 
in das Schiffsregifter und Erteilung bes 
Certifikats befugt. Ein Schiff kann aber 
nur in das Schiffsregiſter bedjenigen Ha⸗ 
fen eingetragen werden, von weldyem aus 
die Seefahrt mit ihm betrieben werden 
fol (Heimatsregiiterhafen). Wenn vor 
diefem Eintrag und vor Ausfertigung des 
Gertififats ein Schiff unter der Bundes: 
flagge fährt, fo wird ber Schiffer ($ 14 
bes Geſetzes vom 25. Oft. 1867) mit einer 
Geldbuße bis zu 300 ME. oder verhält: 
nismäßiger Sefängnisitrafe belegt, wofern 
er nicht nachweilt, daß ber unbefugte Ge⸗ 
braud ber F. ohne fein Verfchulden ge 
ſchehen ſei. Wirb dagegen die deutfche F. 
von einem Schiff geführt, welches zu deren 
Sübrung überhaupt nicht befugt ift, fo 
bat ($ 13) der Führer des Schiffs Geld⸗ 
buße bis zu 1500 Mk. oder Gefängnis: 
firafe bis zu 6 Monaten verwirft; auch 


Flandern — Flotte. 


kann auf Konfisfation des Schiffs er: 
Tannt werden. Die Konjulndes Deutichen 
Reichs haben bie Innehaltung der wegen 
— der deutſchen F. beſtehenden Vor⸗ 
chriften zu überwachen. 

Die deutſche iegeflagße iſt weiß, 
durch ein ſchwarzes Kreuz mit dem Reichs⸗ 
adler in der Mitte in vier Felder geteilt. 
Drei dieſer Felder bleiben weiß, während 
das vierte, welches fich in der linken obern 
Ede befindet, durch die horizontal laufen⸗ 
ben Reihefarben Schwarz Weiß-Rot aus⸗ 
gefüllt wird und in der Mitte das Eiferne 
Kreuz enthält. Die F. dient jedoch nicht 
bloß zur Sepihnun der Nationalität der 
—2 ſie kann auch noch außerdem ver⸗ 
ſchiedenen Zwecken dienen, z. B. zu Sig⸗ 
nalen, zum Herbeirufen von Lotſen, zur 
Verſtändigung mit andern Schiffen oder 
mit Hafenftationen und Küſtenpunkten. 
Bei Kriegsichiffen insbefondere dient bie: 
felbe auch zur Bezeichnung des Ranges 
bes Schiffsfommanbierenden. So führt 
der Admiral eine vieredige %. an ber 
Spite bes Großmaftes, ber Vizeadmiral 
eine folhe am Fockmaſt, ber Konters 
abıniral am Befanmaft und ver Kommo⸗ 
dore eine breiedige %. am Großmaft. Be: 
fonders wichtig aber ift in völferrechtlicher 
Beziehung zur Kriegszeit ber Gebrauch 
ber Barlamentärtlagne, indem bie 
unter diefer F. fegelnden Schiffe, ebenfo 
wie die unter neutraler F. fahrenden, den 
Feindfeligkeiten entzogen find. Mißbrauch 
ber Barlamentärflagge wird jedoch nicht 
geduldet, und derjenige, welcher diefelbe 
mißbrauchte, um unter folcher F. feind- 
liche Stellungen auszufundichaften, wird 
als Spion behandelt. Wenn die F. ver: 
fehrt aufgehißt wird, jo wird ſolches ala 
eine Beihimpfung angefehen. 

Flandern, Srafvon, nad) Verordnung 
des Königs Leopold von Belgien vont 16. 
Dez. 184) Titel des zweitgebornen Sohn? 
des Königs oder des nächſten Thronfolgers 
nad dem Kronprinzen. 

Fleiſchesvberbrechen, |. Unzuchts- 
verbreden. 

Flotte, die Vereinigung einer Anzahl 
in Dienft geftellter Kriegsſchiffe unter ge: 
meinjamem Oberbefehl (f. Admiral); _ 
Flottille, Heine F. oder F. von Heinen 


Höderation — Forſtwirtſchaft. 


Fahrzeugen. Auch verſteht mar unter F. 
die Geſamtheit aller Schiffe und unter 
Kriegsflotte insbefondere die Gefamt: 
heit ber Kriegzfchiffe eines Staats, im 
Gegenfab zur Handels- oder Kauf: 
fahrteiflotte, der Gefamtheit der Han⸗ 
delsichiffe eines Landes. Die Seemacht 
eines Landes, einjchlieglich des gefamten 
Material und aller maritimen Einrich⸗ 
tungen, ift die Kriegsmarine bezfelben 
([. Marine). 

Söderation (Konföderation, lat.), 
Bund, namentlich bie Verbindung meh: 
rerer Staaten zu einem flaatlihen Ge- 
meinwefen, einem jogen. zuſammengeſetz⸗ 
ten Staat (Föde rativſtaat, Födera⸗ 
tivſyſtem); doch bezeichnet letzterer Aus⸗ 
druck auch die Theorie (Föderalismus), 
nach welcher verſchiedene ſelbſtäͤndige Staa⸗ 
ten zu einem gemeinſamen, möglichſt 
lockern politiſchen Organismus verbunden 
ſein ſollen (ſ. Staat). Föderaliſten, die 
Anhänger dieſes Syſtems, daher in Deutſch⸗ 
land die Gegner des zentraliſierten Ein⸗ 
heitsſtaats, welche die Selbſtändigkeit der 
Einzelſtaaten erhalten wiſſen wollen un⸗ 
beſchadet ihrer Vereinigung zu einem poli⸗ 
tiſchen Ganzen; ähnlich in Oſterreich die 
Vertreter der Autonomie der einzelnen 
Kronländer. In Frankreich bezeichnete 
man damit 1792 und 1793 die Giron⸗ 
diften, welche man beſchuldigte, daß fie, 
um das Übergewicht von Bari zu brechen, 
Frankreich in unabbängtge Staaten zer: 
fplittern wollten, jowie in Norbamerifa 
während be3 Bürgerkriegs die Anhänger 
ber Union im Gegenſatz zu den »Kon⸗— 
füderiertene,, den VBorfämpfern be3 füb- 
ftantlihen Sonberbundg. Neuerdings ift 
namentlich in Deutichland von füdera: 
tiv im Gegenfaß zum Begriff ftaatlicher 
Einheit die Rede; man bezeichnet mit fü- 
derativen Einrichtungen, Zweden, Garan⸗ 
tien 2c. ſolche Einrichtungen, Zwecke und 
Garantien, welche ſich auf die Erhaltung ber 
bundesſtaatlichen Verfaſſung und auf die 
möglichſte Selbſtändigkeit ber Einzelſtaa⸗ 
ten beziehen, im Gegenſatz zu unitariſchen 
und zentraliſtiſchen Beſtrebungen, welche 
auf eine weitere Ausbildung und Erhal⸗ 
tung der nationalen Einheit im Deutfchen 
Reiche gerichtet find. 


175 


Föderierte, Berbünbete;föberieren, 
verbünden, zu einem Bund vereinigen. 

Folkething (dän.), Volfs - Thing, 
Reichstag; |. Dänemark. 

olter, ſ. Tortur. 
onds (franz., ſpr. fongs), ſ. Sta at s⸗ 
papiere. 

Foreign offico (engl., ipr. foͤrren offiſſ), 
in England Bezeichnung für Miniſterium 
des Außern, auswärtiges Amt. 

Forénsis (lat.), zum Forum gehö⸗ 
rig, darauf befindlich; dann, weil das 
gorum Gerihtsplag war, f. v. w. zum 

ericht, Juſtizweſen gain , darauf be- 
züglich, gerichtlich, z. B. Medicina f., ge⸗ 
richtliche Arzneikunde; auch ſ. v. w. Aus⸗ 
wãrtiger, Fremder, insbeſondere Forenſe, 
Ausmärker, d. h. Beſitzer von Grund— 
ſtücken in der Gemarkung einer Ortſchaft, 
der er nicht als Gemeindemitglied angehört. 

Forſtwirtſchaft, die auf die Erzeugung 
von Waldproduften gerichtete Thätigkeit. 
Se nachdem es fich hierbei um die Bewirt- 
Ihaftung von Forften handelt, welche im 
Eigentum des Staats flehen, ober von 
ſolchen Forſten, welche Brivatperfonen, Ge⸗ 
meinden, Korporationen zugehören, wird 
zwiſchen Staats- und Privatforſt- 
wirtſchaft unterſchieden. Die willen: 
ſchaftliche Lehre von der Erzeugung der 
Waldprodukte und von der gewerblichen 
Waldnutzung wird Forſtwiſſen ſchaft 

enannt. Sie umfaßt insbeſondere die 

ehre vom Boden, von den Waldbäumen, 
von der forſtlichen Bedeutung des Waldes 
für die Landeskultur und für das Gemein— 
wohl, ferner die Forſtſtatiſtik, die Staats⸗ 
und Privatforſtwirtſchaftslehre, die Sta⸗ 
tiſtik und Geſchichte des Waldeigentums, 
die Lehre von der forſtwirtſchaftlichen Thä- 
tigfeit, Forſteinrichtung und Betriebsrege⸗ 
lung, Waldbau, Forſtſchutz, Forftpolizei, 
Torfibenugung, Forfttechnologie, Wald: 
wertberehnung (Forſttaxation), Forft- 
rechtskunde, Forjiverwaltungsfunde und 
Forſtgeſchichte. Forſt ſchule n und Forſt⸗ 
akade mien ſind zur J der Forſt⸗ 


wiſſenſchaft errichtet. Der Inbegriff der 
Hoheitsrechte, welche dem Staat in Be⸗ 
ang auf die gejamten im Staatsgebiet 
elegenen Waldungen zuftehen, iſt Die 
—— Dazu gehört namentlich 
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das Oberauffichtörecht der Staatsregie⸗ 
rung über die Bewirtichaftung derjenigen 
Waldungen, welche ſich im Privateigen- 
tum phyſiſcher oder juriftifcher Perfonen 
befinden. In manchen Staaten ift diefer 
Teil derForſtverwaltung den Staats: 
forſtbehörden mit übertragen, während 
anderwärts beſondere Behörden, wenig⸗ 
ftens in ben untern Inſtanzen, bafür be⸗ 
jtehen. Der Inbegriff der in Bezug auf 
das Forſtweſen geltenden Rechtsnormen 
eines Landes wird Forſtrecht genannt. 
In manchen Staaten beitehen ausführ: 
liche Forſtordnungen. Die Forſt— 
polizet ift der Inbegriff der von ber 
Stantäregierung ausgehenden Maßregeltt 
in Bezug auf die gejamten Walbungen 
bes Landes, welche die Abwendung und 
Entdedung von Schädigungen bes Walb- 
eigentums und ber Foritwirtichaft be⸗ 
zweden. Die Beitrafiing von Forftver: 
gehen (Forſtfreveln) gehört nad) ber 
neuern Geſetzgebung vor die Gerichte, vor: 
behaltlich der Polizeiftrafgewalt der Ge: 
meinbebehörben bei Forftpolizeivergehen. 
Die Beftrafung ber Forftdiebftähle, 
b.h. derjenigen Diebftähle, welche an Holz 
und an Waldproduften, die noch nicht vom 
Boden getrennt find, verübt werben, rich: 
tet fich nach den Forſtſtrafgeſetzen ber 
einzelnen Staaten. Als Hilfsbeamte ber 
Staatsanwaltfchaft haben die Beamten 
der Forftichußpolizei das Necht, den That⸗ 
beftand von Forſtvergehen vorläufig feit- 
zuftellen, nötigenfall8 den Thäter vorzu- 
führen und vorläufig feitzunehmen, auch 
Durchſuchungen und Befchlagnahmen von 
Werkzeugen, gefrevelten Sachen u. bal. 
vorzunehmen. Wiberftand gegen Sort: 
beamte in der rechtmäßigen Ausübung 
ihre® Berufs wird nad dem deutſchen 
Strafgeſetzbuch ($ 117) mit Gefängnis 
von 14 Tagen bis zu 3 Jahren beſtraft. 
Iſt durch den Widerfland oder den Anz 
griff eine Körperverlegung befien, gegen 
welchen bie Handlung begangen ift, ver: 
urfacht worden, jo kann Zuchthausſtrafe 
bi8 zu 10 Jahren eintreten (6 118). Val. 
Preußiſches Forftdiebftahlsgejeß vom 15. 
April 1878 (herausgeg. von Ohlfchlä: 
ger, 1879); Preußifches Yen und Forſt⸗ 
polizeigefeß vom 1. April 


Fortſchrittspartei, beutjche. 


von Bülow, 1880); Preußiſches Gefek 
vom 6. Suli 1875 über Schubwaldungen 
und Waldgenoſſenſchaften; Preußifches 
Femein dewaldgeſer vom 14, Aug. 1876; 
€. v. Berg, Staatsforfiwirtfchaftslehre 
(1850); Bernhardt, Waldwirtihaftund 
Waldihu (1869); Roth, Handbuch bes 
bayriſchen Forſtrechts (1864); Bern: 
hardt, Geſchichte bes Waldeigentums, ber 
Waldwirtſchaft und Forſtwiſſenſchaft in 
Deutſchland (1872 ff., 3 Bde.); Roth, 
Geſchichte des Forſt- und Jagdweſens in 
Deutſchland (1879). 
Fortſchrittspartei, Deutide, ent: 
f&hieben liberale Partei, welche fich 1861 
von ber großen altliberalen (Bindefchen) 
Traktion loslöſte und fid) mit der Fraktion 
»Jung⸗Litauen; bir mit ber jeit Wal- 
decks Wahl (1860) wieber auf dem poli- 
tiſchen Kampfplat erjcheinenden bemofra- 
tiſchen Partei verband. Die Reaktion in 
Preugen und bie ſchroffe Haltung der Re⸗ 
ierung zu Anfang der 60er Sabre trieben 
er F. alle liberalen Elemente zu, jo daß 
fie bald über die Majorität im preußifchen 
Abgeordnetenhaus verfügte, welche fie 
bis 1866 behauptete. Es war bies bie 
preußifche Konfliftsperiode. Hauptjächlich 
war e8 nämlich die Heeresreform, gegen 
welche die F. opponterte, indem fie na⸗ 
mentlich die Einführung der zweijährigen 
an Stelle ber dreijährigen Dienftzeit for: 
berte. DieF. gab ihrenForderungen badurd) 
Nachdruck, daß fie bem von der Regierung 
vorgelegten Etat ihre Zuſtimmung ver: 
fagte, während das Herrenhaus benjelben 
genehmigte und die Negierung auch ohne 
die Zuftimmung des Abgeordnetenhauſes 
auf Grund dieſes Etats unter Mißachtung 
bes Budgetrechts des Landtags wirtjchafs 
tete. Die großen Crfolge des Jahr 1866 
brachten jedody einen Umſchwung in der 
öffentlichen Meinung hervor, und bie 
Mehrheit des Abgeordnetenhaufes bewil- 
ligte der Staatsregierung bie Indemni⸗ 
tät. Als nun im fonftituierenden nord: 
deutſchen Reichstag ein Teil der %. gegen 
die Verfaſſung ſtimmte, weil nicht allen 
Torderungen der F. entiprochken worden 
war, traten viele Mitglieder derjelben aus, 
um bie nationalliberale Partei zu grün 


80 (herausgeg. den, während bie andern unter der Füh⸗ 
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rung von Hoverbeck, Virchow und Wal: 
bed den Namen »F.« beibehielten. Wäh- 
rend nun die nationalliberale Partei in 
ber Folgezeit, eingedenf ihres Wahlſpruchs 
»Durch Einheit zur Freibeit«, die libera- 
fen Forderungen int Intereſſe der natio- 
nalen Entwidelung de Norddeutſchen 
Bundes und des nachmaligen Deutjchen 
Reichs zu ermäßigen geneigt war, ver- 
warf die F. dieſe Kompromißpolitif und 
machte aus ihrer perfönlichen Abneigun 
gegen BiSmard Fein Hehl, wern fie Aue 
1871 nicht gegen bit Reichsverfaſſung 
fimmte. Während die F. aber biß dahin 
mitben Rationalliberalen zumeiftineinem 
freundlichen Verhältnis geitanden hatte, 
kam e8 Ende 1876 zwifchen beiden Bar: 
teien zu einem heftigen Zuſammenſtoß, 
als die nationalliberale Partei dadurch, 
daß fie in einigen Punkten ber Re: 
gierung nachgab, das Zuflandelommen 
der großen deutlichen Durkiggefesae hung 
ermöglichte, ein Vorgehen, welches jett 
faum noch Tadel finden dürfte. Der Kon⸗ 
flift zwifchen ben beiden Yiberalen Par- 
teien fam den Gegnern zu gute Die 
Nationalliberalen verloren über 20 Site, 
aber auch die F. hatte eine Einbuße zu 
verzeichnen. Nur 31 Site blieben ihr im 
deutichen Neichäteg, Auch die Auflöfung 
des Reichstags 1878, welche recht eigent- 
lich gegen die Xiberalen gerichtet war, 
brachte eine neue Schwächung der F., bie 
hei der Neuwahl nur 25 Mitglieder durch- 
brachte und namentlich in Oftpreußen alle 
Site verlor. Inzwiſchen hat fich jedoch 
der Einfluß der %., welche dem Kanzler 
bei der Zoll: und Steuerreform Tebhaft 
opponierte, im Land immer noch als ein 
bedeutender herausgeftellt, und auch im 
Reichstag wußte die F. das, was ihr an 
Stärke der Mitgliederzahl abging, durch 
außerordentliche ah und raftlofe 
Thätigfeit einigermaßen zu erfegen. Na⸗ 
mentlich entwidelte ihr Führer Eugen 
Richter (Regierungsafiellor a. D., jet 
Schriftfteller in Berlin, geb. 30. Juli 1838 
au Düffeldorf) eine unermübliche Thätig- 
eit, indem er vorzugsweiſe das finanzielle 
Gebiet mit außerordentlicher Sachkennt⸗ 
nis beherrſcht. Andre namhafte Mit- 
glieder find: Hänel (Profeflor der Rechte 
Gtaatslerikon. 
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in Kiel, geb. 10. Juni 1833), Schulze 
Delitzſch, der Anwalt ber deutfchen Ge⸗ 
nofjenfchaften (geb. 29. Aug. 1808 zu De⸗ 
litzſch), Virchow (Profeſſor ver Chirur: 
gie und Pathologie in Berlin, geb. 13. Oft. 
1821 zu Köslin), Klotz (Landgerichtsrat 


in Berlin, geb. 6. Aug. 1813 zu Pots⸗ 
dam) u. a. Sm deutfchen Reichstag 1880 
ählte die %. 28 Mitglieder, während die 


raftion im Abgeordnetenhaus 37 Mit: 

lieder hatte. Einige Nachwahlen (Lübeck, 

affel, Altenburg und Weimar) zeigten, 
daß die Stimmung im Volk für bie F. 
wieder günftiger geworben if. Der %. 
näher als die Mehrzahl der Nationallibe- 
ralen ſtehen die fogen. Sezeffioniften (ſ. d.); 
doch iſt eine Verſchmelzung der letztern 
(liberale Vereinigung) mit der F. für die 
nächſte Zeit ſchwerlich zu erwarten. 

In Süddeutſchland, beſonders in 
Bayern und in Heſſen, iſt der Gegenſatz 
gehen F. und Nationalliberalen über: 
haupt nie fo ſchroff hervorgefreten wie 
in den preußifchen Provinzen, und auch 
in Thüringen ift ein ſolcher Gegenſatz 
wenig bemerkbar. 

Forum (lat., »Marktplat«), in der 
Gerichtsſprache Bezeichnung des Gerichts- 
ſtands (I. Serihh) 

Foyer (franz., ipr. foajeh), Gang, Vor: 
ſaal, Vorplag neben einem Theater⸗, 
Konzert- oder dem Sikungsfaal einer 
parlamentarifchen Körperichaft, meift, wie 
nr im deutſchen Reichdtag, mit einem 

üffett verbunden. 

Eau ſ. Schiffsmakler. 

rageretht, das Recht des Richters, im 
Prozeßverfahren und zwar in der muͤnd⸗ 
lichen Verhandlung zur Aufklärung der 
Sache Fragen zu fielen; ſo hat nament- 
lich im Zivilprozeß der Vorfigende durch 
Tragen darauf hinzumwirfen, daß unklare 
Anträge von den Parteien erläutert, un= 
genügende Angaben ber geltend gemach⸗ 
ten Thatſachen ergänzt und bie Beweis: 
mittel bezeichnet, überhaupt alle für bie 
Feſtſtellung des Sachverhältniffes erheb⸗ 
lichen Erflärungen abgegeben werden. 
Im Strafverfahren kann der Angeklagte 
nur durd) den Vorſitzenden vernommen 
und befragt werden, während Zeugen und 
Sadywverftändigen gegenüber auch den bei⸗ 
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fißenden Richtern, den Gefchwornen und 

Schöffen, ber Staatsanwaltichaft, dem 

Privatfläger, Nebenkläger, bem Ange: 

Hagten und feinem Verteidiger ein F. zu⸗ 

fteht. Val. Deutfche Strafprozeßordnung, 
$ 239 ff.; Deutfche Zivilprozeßordnnung, 
$ 130 f., 464. 


Srapflellung, die Präzifierung einer 
zur Abſtimmung zu bringenden Frage. 
Die 3. ift namentlich in den Gerichtsver⸗ 
handlungen fowie bei den parlamentari- 
ſchen Abſtimmungen von großer Wichtig: 
feit. Nach ber Geichäftsorbnung des beut- 
chen Reichstags (6 51) ftellt der Präfident 
nach Schluß der Debatte bie Fragen. Zur 
3. kann das Wort begehrt werben. Sind 
mehrere Fragen vorhanden, jo bat der 
Präfident ſolche ſaäͤmtlich der Reihenfolge 
nach vorzulegen. Die Fragen find IK zu 
ftellen, daß fie einfach durch Ja oder Nein 
beantwortet werben fünnen. Bei Stim- 
mengleichheit wird die Frage als verneint 
angejehen. Die Teilung der Frage kann 
jeder einzelne verlangen. Wenn über die 
Auläffigkeit einer folden Teilung Zwei: 
fel entitehen, fo entjcheibet bei Anträgen 
der Antragiteller, in andern Fällen der 
Reiches, 

Fraktion (Int., »Bruch, Bructeil«), 
in Deutfchland gebräuchliche Bezeichnung 
für die Vereinigung der Gefinnungsge- 
noffen einer Partei in einer Volfsvertre- 
tung. Unter einem befondern Sraf: 
tionsvorſtand Fonftituiert, a er 
die %. über die Stellung, welche fie im 
allgemeinen und in einzelnen Fragen :im 
Plenum einzunehmen babe. Hier finden 
bie Vorbefprehungen iiber etwaige Ans 
träge und Snterpellationen, über deren 
Unterftügung und über die im Plenum 
vorzunehmenden Abjtimmungen ſtatt. 
Wird dabei auf die freie Willensent- 
Isließung ber Traftionsgenojjen ein be- 
jonderer Drud ausgeübt, jo pflegt man 
von Fraktionszwang zu fprecen. 
Manche Abgeordniete haben, um fich eine 
völlig freie Entichliegung zu fihern, fich 
feiner F. angeſchloſſen —9 Wilde); 
andre gehören nicht zu den eigentlichen 
Mitgliedern der F., wenn ſie auch als 
ſogen. Hoſpitanten an den gewöhn⸗ 
lichen Beratungen teilnehmen dürfen. 


Fragſtellung — Franckenſteinſcher Antrag. 


Im deutſchen Reichstag beſtehen zur Zeit 
folgende Fraktionen: Zentrum, National⸗ 
liberale, von denen ſich die liberale Gruppe 
und die liberale Vereinigung (Sezeſſio⸗ 
niſten) abgezweigt haben, deutſche Reichs⸗ 
partei, deutſchkonſervative, konſervative, 
Fortſchrittspartei, Polen und Sozialde⸗ 
mokraten (vgl. die Einzelartilel und die 
Überfichtötabelle zum Art. »Reichstag«). 
Srandenfeiniher Antrag, ein von 
dem ultramontanen Reichstagsabgeordne⸗ 
ten Freiherrn v. Franckenſtein 20. Juni 
1879 in der Tarifkommiſſion des Reichs⸗ 
tags geſtellter Antrag, welcher die An⸗ 
nahme des neuen Zolltarifs durch eine 
Koalition des Zentrums mit den konſer⸗ 
vativen Parteien deg Reichstags ermög- 
lichte. Während nämlich der Fürſt Bis- 
marck zuvor die finanzielle Selbftändig- 
feit des Reichs und bie Unabhängigfeit 
beöfelben von ben Einzelftaaten als ein 
Hauptziel bingeftellt hatte, welches durch 
die Erhöhung der Tabakſteuer und durch 
den neuen Solltarif zu erreichen fei, ging 
der Franckenſteinſche Antrag babin, ben 
Einzelitaaten füderative Garantien zu 
bieten und die Matrifularbeiträge bei: 
zubehalten. Derjelbe verlangte nämlich: 
1) daß derjenige Betrag ber Zölle und 
ber Tabakiteuer, welcher die Summe von 
120 Mil. ME. in einem Jahr überfteige, 
den einzelnen Bundesstaaten nad Maß: 
gabe der Bevölferung, mit welcher fie zu 
den Matrifularbeiträgen herangezogen 
würden, zu überweifen fei; 2) daß die 
Abgabe von Salz und einige andre Zölle 
nut bis 1. April 1881 bewilligt und von 
da jährlich im Reichshaushaltsetat feitge- 
jet werden follten; 3) daß Garantien 
für Steuererleichterungen in ben Einzel: 
ſtaaten gegeben werden müßten. Das 
Kompromiß mit den Konfervativen fam 
nun dahin zuftande, daß das Zentrum 
bie Bunfte 2 und 3 fallen ließ, und daß 
die Summe sub 1 auf 130 Mill. ME. 
erhöht ward. In diefer Form ward ber 
Trandenfteinfche Antrag, nachdem Pie: 
mard zugeftimmt hatte, als $ 8 des Zoll: 
gelepes vom 15. Juli 1879 (Reichsgeſetz⸗ 
latt, ©. 211) zum Gefeß erhoben und 
Damit leider ein Stilftand in ber natio- 
naleinheitlichen Entwickelung befiegelt. 








Frank — Frankreich (Berfaffung). 


Fraukl, franz. Silbermünze, feit 1803 
Einheit des franzöfiichen Münzſyſtems 
(= 100 Centimes, = 80 Pf.); aud in 
Belgien, in der. Schweiz (— 100 Rappen), 
in Stalien (Lira = 100 Gentefimi), Rus 
mänien (Leu = 100 Bani), Griechenland 
(Dradme 100 Lepta), Spanien ee 
— 100 Centimo8) und Serbien (Dinar 
— 100 Bara) eingeführt. 

Frankfurt am Main, bis zur Auflö- 
fung des frühern Deutfchen Reichs deut⸗ 
ſche freie Reichsſtadt (Krönungsfladt des 
deutichen Kaiſers); feitdem einen Frei⸗ 
ftaat bildend, gehörte bie Freie Stadt F. 
zu dem Deutfchen Bunde, deffen Organ, 
die Bundesverfammlung ober der Bun⸗ 
destag, daſelbſt feinen Sitz hatte (in dem 
Thurn und Tarxigfchen Palais in ber 
Eichenheimer Gaſſe). Nachdem %. 14. 
Juni 1866 im Bundestag gegen Preußen 
für die Mobilmachung geftimmt hatte, 
erklärte bie preußifche Staatsregierung 
der Freien Stadt F. den Krieg und ließ 
die Stabt und deren Gebiet bejeten. 
Durch Fönigliches Patent vom 18. Okt. 
1866 erfolgte die Einverkibung Frank⸗ 
Jurte in den preußiſchen Staat. Der 
Übergang des Frankfurter Staatsvermö⸗ 
gend auf den preußiihen Staat wurde 
durch Derteng vom 26. Febr. 1869 (Ge: 
jet vom 5. a 9) geregelt. F. war 
vom 18. Mai 1848 bis zum 31. Mai 1849 
Sik der deutſchen Nationalverfammlung. 
Sn F. erfolgte 10. Mai 1871 der Abſchlu 
des Frankfurter Friedens (im Gaft- 
hof zum Schwan) zwiſchen Deutjchland 
und Frankreich. Vgl. Kriegk, Geſchichte 
von F. (1871); Stricker, Neuere Ge⸗ 
ſchichte von F., 1806—66 (1881). 

rankreich (la France), bis 4. Sept. 
1870 Kaiferreih, ſeitdem Republik; 
528,577.gkım mit (1876) 36,905,788 Einw. 
und ber Hauptitadt Paris (2,095,000 
Einw.). Durd) den Trieben von Frank: 
furt a. M.vom 10. Mai 1871 verlor T. an 
Deutichland das nummebeige Reichsland 
Elſaß⸗-Lothringen mit 14,508 qkm. : 

Nachdem bie Schlacht bei Sedan den 
Sturz des Kaiſerreichs herbeigeführt, 
‚wurbe die Republik proflamiert und zur 
nächſt eine Regierung ber Nationalvertei: 
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jobann bie Nationalverſammlung & Bor: 
eaux eröffnet, welche den großen Staats⸗ 
mann Thiers zum Chef ber erefutiven Ge: 
walt ernannte, derdann 31. Aug. 1871 auf 
drei Kahre zum Präfidenten ber Republit 
gewählt ward. Die Koalition der monar: 
chiſtiſchen Parteien führte jeboch 24. Mai 
1873 den Sturz Thiers’und bie Wahl Mac 
Mahons zum PBräfidenten herbei. Unter 
ihm wurde die Republik definitiv konſti⸗ 
tuiert und bie Des faffungöurfunde vont 
25. Febr. 1875 publiziert. Hiernach fteht 
an der Spite ber Republif der auf fieben 

ahre gewählte Präfident (nah dem ' 

turz Mac Mabons, feit 30. San. 1879, 
Jules Grevy). Derfelbe wird vom Senat 
und von ber Deputiertenfammer, welche 
fi) zu diefem Zweck zur »Nationalver- 
jammlungse (I. — vereinigen, mit ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit gewählt und 
iſt wieder wählbar. Der Präſident der 
Republik hat, ebenſo wie der Senat und 
wie die Kammer der Deputierten, das 
Recht der Initiative auf dem Gebiet der 
Geſetzgebung. Er publiziert die Geſetze, 
nachdem ſie durch die beiden Kammern 
beſchloſſen ſind, und überwacht deren Aus⸗ 
führung. Er Hat das Begnadigungs⸗ 
recht, doch können Amneftien nur durch 
Geſetz erfolgen. Er bat die Verfügung 
über die militäriichen - Streitfräfte des 
Landes und ernennt bie Zivil- und Mi: 
Gtärbeamten., Die Gefandten frember 
Mächte find bei ihm affreditiert. Jeder 
Akt desjelben muB von einem verantwort⸗ 
lichen Minifter Tontrafigniert fein. Der 
Präfident der Republik ſchließt bie Sitzun⸗ 
gen der Kammern. Er kann bie lebtern 
auch zu einer außerorbentlichen Sitzung 
berufen; ev muß fie berufen, wenn bies 
in. der Zwiſchenzeit während der regel- 
mäßigen Situngsperioden durch bie ab- 
folute Mebrbeit der Mitglieder einer jeden 
Kammer verlangt wird. Der Präfident 
fann die Kammern vertagen, doch darf 
die Bertagung nicht länger als einen 
Monat dauern und in berjelben Sigung 
fi nur zweimal wiederholen. Mit Zu⸗ 
jtimmung des Senats kann ber Präfident 
die Kammern vor Ablauf ber Legislatur⸗ 


periobe auflöfen. Staatsverträge werden 


bigung eingefeßt. Am 12. Febr. 1871 ward | dur) den Präſidenten der Republit ab= 
12 
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gefchloffen, welcher ihren Anhalt zur 
Kenntnis der Kammern zu bringen hat, 
fobald es das Intereſſe und bie Sicher: 

eit des Staats geftatten. Friedens⸗ und 

anbelöverträge, Verträge, welche ben 

taat finanziell engagieren, oder bie ſich 
auf die perfünlichen oder auf bie Eigen: 
tumsverhältniffe franzöſiſcher Staatsan⸗ 
gehörigen im Ausland beziehen, bedürfen 
zu ihrer Zultigreit der Zuſtimmung der 
Kammern. Eine Veränderung im Ter⸗ 
ritorialbeſitzſtand der Republik kann nur 
durch ein Geſetz erfolgen. Zu einer 
Kriegserklärung, welche durch den Präfi- 
denten erfolgt, iſt die borgängige Zuſtim⸗ 
mung ber Kammern nötig. Ber Präſi⸗ 
bent fann nur burch die Kammer der 
Deputierten angellagt und nur durch ben 
Senat abgeurteilt werden. Was die ge- 
ſetzgebende Gewalt anbetrifft, fo wird die: 
jelbe von ben beiden Kammern, dem Senat 
und ber Deputiertenfammer, gemeinfam 
ausgeübt. Ein Teil der Senatoren und 
ber Präſident der Republik werben von ber 
Nationalverjammlung(Assemblee 
nationale) gewählt. Dies ift die Ver- 
einigung jener beiden Körperfchaften. 
Treten Senat und Deputiertenfammer 
zur Nationalverfammlung zufanımen, fo 
wirb das Büreau von dem Präfibenten, 
Bizepräfidenten und ben Schhriftführern 
bed Senats gebildet. 

Der Senat (le Senat) fett fi aus 
300 Mitgliebern zuſammen, bon denen 
225 von ben Departements und ben 
Kolonien und 75 von der Nationalver: 
fammlung gewählt werden. Senator 
kann nur ein Franzofe fein, der min- 
deftend AO Jahre alt und im Volibefit ber 
bürgerlichen und politifchen Rechte ift. 
Die Senatoren der Departementd und 
ber Kolonien werben von einem Kollegium 
gewählt, welches aus den Abgeordneten, 
den Generalräten, ben Arrondiſſements⸗ 
räten und je einem aus ben: Wählern 
jeder Gemeinde entnommenen Delegierten 
des Munizipalrats befteht. Die Sena- 
toren der Departement? und ber Kolonien 
werben auf neun Jahre gewählt und alle 
brei Jahre zu einem Drittel erneuert. Die 
von der Nationalverfammlung zu ernen⸗ 
nenden Senatoren find unabjeßbar. Der 


Frankreich (Verfaffung). 


Senat bat das Recht der Amitiative in 
ber Öefebgebung und beſchließt mit der 
Kammer der Deputierien, jeboch in ge- 
trennter Verhandlung und Abftimmung, 
die Geſetze; Finanzgeſetze müſſen jeboch 
immer zuerſt der Kammer der Deputier⸗ 
ten vorgelegt und dort beſchloſſen werden. 
Der Senat kann ſich übrigens auch als 
Gerichtshof konſtituieren, um über ben 
Präfidenten ber Republif ober über bie 
Minifter und über Verbrechen zu urteilen, 
welche gegen bie Sicherheit des Staats 
verübt wurden. Die Kammer ber 
Deputierten (Chambre des depu- 
tes) gebt aus allgemeinen und bireften 
Wahlen auf Grund des allgemeinen 
Stimmredtd hervor. Die Zahl der Mit: 
glieder ift 738. Wähler ift jeder Franzofe, 
welcher 21 Sabre alt tft und fi) im Voll- 
genuß der bürgerlichen und politiichen 

echte befindet. Jeder Wähler, welcher 
25 Sabre alt, tft wählbar. Doch bürfen 
Abgeordnete während ber Dauer ihres 
Mandats weder ein befoldetes öffentliches 
Amt noch eine Beförderung annehmen, 
mit Ausnahme folder Stellen, welche im 
Weg der Konkurrenz oder durch Wahl 
befeßt werben. Ausgenommen find auch 
bie Poſten ber Minilter, der Unterſtaats⸗ 
fefretäre, ber Gefandten und bes Seine: 
präfeften. Der Senat und die Deputier- 
tenfammer treten alljährlich am zweiten 
Dienstag im Monat Januar zufammen, 
wenn fie nicht etwa früber fchon von dem 
Präfidenten ber Republik einberufen wer: 
den jollten. Beide Kammern müſſen all- 
jährlich minbeitens fünf Donate lang ver: 
jammelt fein und zwar während desjelben 
Zeitraums. Jede von beiden Kammern 
wählt ihr Büreau für die jeweilige Dauer 
ber Seſſion. 

Die Erefutivgewalt wird von bem Prä- 
fidenten ber Republif durch die Minifter 
ausgeübt, und zwar beftehen außer dem 
Präfidenten bed Konſeils, welches fich 
aus den ſämtlichen leuten 
ren zufammenjegt, zehn Fachminiſterien, 
welche unter dem Minifter der auswärti- 
gen Angelegenheiten, dem Siegelbewahrer 
oder Yuftigminifter, dem Miniſter des 
Innern und ber Kulte, dem Minifter ber 
Finanzen, dem Krieggminifter, dem Mi⸗ 











Frankreich (Verwaltung). 


nifter der Marine und ber Kolonien, bes 
Öffentlichen Unterrichts und der ſchoͤnen 
Künfte, der öffentlichen Arbeiten, dem 
Minifter bed Aderbaus und des Handels, 
ber Poſten und der Telegraphen fteben. 
Selbftändig und unabbängig von ben 
Minifterien ift ver Rechnungshof 
(Cour des comptes) gejtellt. Unter dem 
Präſidium des Siegelbewahrers (Garde 
des sceaux) fleht der Staatsrat (Con- 
seil d’Etat). Derſelbe beſteht aus den 
Miniltern, 22 ordentlichen Staatgräten 
mit Einfchluß des Vizepräfidenten und 
ber Abteilungspräfidenten, 15 außer: 
orbentlihen Staatsrätenz dazu kommen 
noch 24 vortragende Räte (maitres des 
requetes) und 30Auditeure. Der Staats⸗ 
tat begutachtet die Gejebentwürfe und die 
Berwaltungsreglementd. Er gibt über 
alle Fragen, welche ihm durch den Prä⸗ 
jidenten der Republik oder durch die Mi- 
nifter vorgelegt werden, fein Gutachten 
ab, entjcheidet über Rekurſe in flreitigen 
Berwaltungsfachen und über Nichtigfeits- 
beichwerden wegen Machtüberjchreitungen 
von Verivaltungsbehörden. 

Zum Zweck der innern Berwaltung 
ift da Land in 86 Departements ein- 
geteilt, und zwar batiert diefe Einteilung 
aus der Zeit der eriten hangöfiioen Re⸗ 
volution, welche (22. Dez. 1789) an die 
Stelle der Provinzen, in welche das vor⸗ 
malige Königreich F. zerfiel, die Eintei- 
lung in Departements ſetzte. An der Spitze 
eines jeden Departements ſteht Die Präfek⸗ 
tur, die dem Präfekten (ie pröfet) un⸗ 
terftellt ift. Diefer ift zugleich Organ ber 
Regierung und Vertreter der Intereſſen 
bes Departements. Der Bräfeft wirb von 
dem Bräfidenten auf Vorſchlag des Mini⸗ 
jters des Innern ernannt. Die Departe- 
ments zerfallen in Arrondiffements, 
an beren Spike ein Unterpräfeft (le 
souspr&fet) fteht, welcher ebenfalls vom 
Präfidenten ernannt wird. An ber Spike 
der einzelnen Gemeinden aber, welche zu 
einem Arrondijfement gehören, fleht der 
Biürgermeifter (le maire). Der Maire 
wirb in geheimer Wahl von dem Ge- 
meinde= ober Munizipaltat (Conseil mu- 
nicipal) je auf fünf Jahre aus deſſen 
Mitte erwählt; berjelbe muß mindeſtens 
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25 Sabre alt fein. In den Hauptftädten 
ber Departement, ber Arrondijfements 
und ber Kantone werden die Maires und 
ihre Seigenehneten aus der Zahl der Mit: 
glieder es Munizipalrats durch Dekret 
es Präfidenten der Republik ernannt. 
Jedem Maire ftehen nämlich einer ober, 
je nad) der Größe der Gemeinde, einige 
Beigeordnete (adjoints) zur Seite. Der 
Kanton (le canton), d. h. der Verband 
mehrerer Gemeinden und Unterabteilun- 
gen ber Arrondiſſements, ift der Bezirk 
des Triedensrichterd, ber Rekrutenaus⸗ 
hebungen und die Einbeit, welche bei den 
Wahlen für die Generalräte und für bie 
Arrondijfementsräte als Grundlagebient. 
Ein befonderer Verwaltungsbeamter fteht 
nicht an der Spite des Kantons. Zur 
Bertretung der gemeinfamen Snterellen 
ber Departements, Arrondifiements und 
ber Kommunen beſtehen abev jcweilig 
bejondere Körperfchaften. In den De— 
partements find bierzu Die Generalräte 
berufen. Tür den Generalrat (Con- 
seil général) erwählt jeder Kanton ein 
Mitglied nady dem Prinzip bes allgemei- 
nen Stimmrechts. Die Generalräte ha- 
ben alljährlich zwei ordentliche Sitzungen. 
Sie ftellen das Budget und die Rechnung 
des Departements feſt und haben im 
übrigen teils beratende, teils befchließende 
Funktionen in den Angelegenheiten bes 
Departements. Außer dem Generalrat 
ftehbt aber dem Präfekten auch noch ein 
PBräfefturrat(Conseil de pr&fecture) 
zur Seite, welcher im Seinebepartement 
aus acht Mitgliedern mit Einjchluß des 
Präfidenten, in 29 größern Departements 
aus vier und in den übrigen Departe- 
ment3 aus je drei Mitgliedern befteht. 
Der Präfekt ift der Präfident des Prüfer: 
turrats; im Seinebepartement ſteht ein 
befonderer Präfident an der Spike des⸗ 
jelben. Die Präfefturräte werden. vom 
Präfidenten ber Republik ernannt. Es 
it ihnen die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
übertragen. Der Kommunalverband bed 
Arrondiſſements (Kreis) wird durch den 
Arrondiffementsrat (Conseil d’ar- 
rondissement) vertreten. Die Zahl jei- 
ner Mitglieder ift wenigften neun; in 
der Negel wählt jeber Kanton ein Mit: 
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geb. In den Gemeinden endlich ift ber 
un igi palrat (Conseil municipal), 
beftehend, je nach der Größe der Gemein 
ben, aus 10 — 36 Mitgliedern, bie Kom⸗ 
munalvertretung. Außerdem beſtehen 
neben beit bereits aufgezählten Verwal- 
tungsbehörden noch zahlreide Verwal⸗ 
tungsbeamte, welche teils bireft unter den 
Minifterien, teild unter jenen Verwal: 
tungsbehörben fteben, wie Finanz= und 
Volizeibeamte, Unterrichtsruͤte, Virekto⸗ 
ren für die Einregiſtrierung und für die 
Domänen, für die Poſten, Chefingenieure 
für Brücken und Chauſſeen, Diilitärinten- 
danten, Marinepräfeften (pröfets mari- 
times) x. 
Juſtizorganiſation. Sn ber Zi 
vilgerichtöbarfeit ift für jeden Kanton ein 
De an reine Ai (juge de paix) be- 
eilt, und feine Zivilklage kann bei ben 
Arrondiffementsgerichten anbängig ge: 
nacht werben, welche nicht zuvor zur ver- 
gleicheweifen Erledigung (coneiliation) 
en Friedensrichter vorgelegen Hätte. 
Außer diefer. Thätigleit als Vergleichs⸗ 
richter fungiert ber Triedensrichter aber 
auch als erfennender Richter und zwar 
in gewiſſen bringenden Rechtsſachen ohne 
Rückſicht auf ben Wert des Sheitgenen: 
ftands, außerdem in bilrgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten biß zu einem Wertbetrag von 
100 Frank, ohne daß Appellattion gegen 
feine Entfcheidungen zuläffig wäre, und 
bi8 zu einem Wertbetrag von 200 Fr. 
mit Auläffigfeit dev Appellation. Dieſe 
Appellation geht an die Arrondiffe- 
mentsgerichte (tribunaux d’arron- 
dissement). Diejelben erkennen außer: 
dem in erjter und leßter Inftanz in kolle⸗ 
gialifcher Beſetzung mit mindeitens drei 
Richtern über Mobiltarflagen im Wert: 
betrag bis zu 1500 Fr. und Über Im⸗ 
mobiliarflagen bis zum Betrag von 60 
Fr. jührlicher Rente, In andern Streit: 
ſachen, welche ebenfalls in erfter Inſtanz 
vor die Arrondiffementsgerichte gehören, 
ift das Mechtömittel der erufung an ben 
zuftändigen Appellhof (Cour d’appel) 
gegeben. Die Appellhöfe (26 in ben Des 
partements, 1 in Algerien, 6 in den Ko: 
lonien) zerfallen zu biefem Zwed in Zi: 
vilfammern, welche in der Beſetzung mit 
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mindeſtens fieben Richtern entfcheiben. 
Für Handelsſachen find befondere Hans 
belögerichte (tribunaux de com- 
merce) errichtet; otreitigteiten zwischen 
a und ihren Arbeitnehmern ge- 

ören vor bie fogen. Conseils des prud’- 
hommes. In Straffachen entfcheiden bie 
Friedensrichter (tribunaux de simple 
police , Bolizeigerichte) über bie ein- 
fachen Übertretungen (contraventions), 
wetche mit böchitend fünf Tagen Gefäng⸗ 
nis ober mit 15 Sr. Geldbuße beftraft 
werden. Dapepen gehören Die ſchwerern 
Vergehen (delits) vor bie Arrondiſſe⸗ 
mentögerichte, welche in dieſer Funktion 
als trıbunaux correctionnels (Zudt- 
polizeigerichte)bezeichnet werben. Sie 
entieiden in der Belegung mit brei 
Richtern. Während gegen bas Urteil des 
einfachen —— das Rechtsmittel 
der Appellation nicht gegeben iſt, kann 
dasſelbe gegen Erkenntniſſe des Zuchtpo⸗ 
lizeigerichts eingewendet und dadurch die 
Sache zur nochmaligen Entſcheidung vor 
den Appellhof gebracht werden, deſſen 
Strafkammer alsdann in der Beſetzung 
mit fünf Richtern erkennt. Bei dem Ap⸗ 
pellhof beſteht eine Anklagekammer 
(chambre de mises en accusation), 
welche darüber entſcheidet, ob ein Ange: 
Ihuldigter wegen eines eigentlichen Ver⸗ 
brechens (crime) in ben Anflageftand zu 
verjegen und vor das Schwurgericht zu 
verweiſen ſei odernicht. Vor den Schwur⸗ 
gerichtshof (Cour d'assises) gehören 
nämlich die eigentlichen Verbrechen. Dem 
Gerichtshof präſidiert ein Miiglied des 
Appellhofs, welchem zwei Richter als Bei⸗ 
ſitzer beigegeben ſind. Üüber die Schuldfrage 
entſcheiden zwölf Geſchworne. Endlich be⸗ 
ſteht noch ein Kaſſation shof (Cour de 
cassation) in Paris, deſſen Aufgabe es 
ift, die Einheit ber Rechtiprehung zu 
wahren. Derſelbe entjcheibet über Nic: 
tigfeitöbeichwerben, welche gegen ein Ur⸗ 
teil eingelegt werben, indem er barüber 
zu befinden bat, ob wefentliche Förmlich⸗ 
teiten des Verfahrens verlett worden find, 
oder ob man Geſetze unrichtig angewendet 
ımd ausgelegt hat, und ob demnach) Die 
Sache zur nochmaligen Aburteilung an 
ein andres Gericht zu verweifen fei ober 











Frankreich (Religion, Heerweſen). 


nicht. Das ſtaatliche Intereſſe wird in 
Rechtsſachen durch die Staatsanwaltſchaft 
(ministère public) vertreten, und zwar 
fungieren bei den höhern Gerichten ein Ge⸗ 
neralprokurator (procureur gene- 
ral) und Generalabvofaten (avocats 
gendraux), während bei den Zivilgerich- 
ten eriter Inftanz (Arrondiſſementsgerich⸗ 
ten) und Zuchtpolizeigerichten ein procu- 
reur de la Röpublique, bei den Polizeige⸗ 
richten aber ein Polizeikommiſſar bie Funk⸗ 
tionen des öffentlichen Miniſteriums wahr: 
nimmt. Für Zivil: und Strafredht, ben 
Zivil: und Strafprogeß gelten bie unter 
Napoleon L zuſtande gelommenen Kodi- 
fikationen, nämlich der Code civil des 
Francais (Code Napol&on), der Code 
de proc&dure civile (bürgerliche Prozeß: 
ordnung), ber Code de commerce (Han 
delsgeſetzbuch), ber Code d’instruction 
criminelle (StrafprozeBordnung) undber 
Code pénal (Strafgeſetzbuch) mit ben be- 
treffenden Nachtragsgeſetzen. 

Die herrfchende Religion ift die rd: 
mifch-fatholiiche (17 Erzbistümer und 67 
Bistümer in Franfreih, 2 in Algerien, 
3 in den Kolonien), welcher etwa 98 Proz. 
ber Gefamtbevölferung angehören. Re: 

-formierte waren bei ber lebten Volks⸗ 
zahlung 467,531, Xutheraner 80,117, 
Seftierer 33,109 und SEraeliten nur 
49,439 vorhanden. An ber Spike ber re 
formierten Kirche ftehen der Zentralrat 
derjelben und das Konfiftorium zu Pari?. 
Ebenſo beitehen für bie Kirche Augsburgi⸗ 
cher Konfelfion und für den israelitiſchen 
Kultus Konſiſtorien in der Hauptitadt. 
Neuerdings (29. März 1880) find bie 
frübern Geſetze wieder in Vollzug geſetzt 
worben, wonach zu ber Bildung geiftlicher 
Kongregationen bie Erlaubnis ber Re: 
gierung erforderlich ift, indem man gleich⸗ 
zeitig gegen die von der Regierung nicht 
Autorifierten Kongregationen vorging. 
Der Seluitenorben wurde in Frankreich 
aufgelöft. 

‚ Militärwefen. Nach bem Rekru: 
tierungsgeſetz vom 27. Auli 1872 befteht 
die allgemeine Wehrpflicht. Jeder bienft- 
tauglide Franzoſe ift 20 Sabre lang 
wehrpflichtig und zwar 5 Jahre lang in 
der aftiven Armee, 4 Jahre in der Re: 
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ferve ber aktiven Armee, 5 Jahre in ber 
Territorialarmee (armöe territoriale, 
Landwehr) und 6 Jahre in der Reſerve 
der Territorialarmee (Landfturm). Zu 
dem erwähnten Refrutierungsgefeg kamen 
die Geſetze vom 24. Juli 1873 uͤber die 
Organiſation und vom 13. März 1875 
über die Kadres und die Stärke des Heers 
hinzu. Wichtig iſt auch das Geſetz vom 
16. März 1880 über die Umgeſtaltung 
des Generalſtabs, welches die bisherige 
ausfchließliche Stellung bes Generalſtabs⸗ 
korps bejeitigt und, ähnlich wie in Deutfch- 
land, den regelmäßigen Wechiel im Dienft 
bet dem Generalftab mit dem bei ber 
Truppe für bie dazu befähigten Offiziere 
eingeführt bat. Es beitehen 19 Armee- 
korps. Die Infanterie zerfällt in 144 
Linienregimemter, je zu 4 aftiven Ba— 
taillonen von je 4 Kompanien und 2 De: 
potfompanien pro Regiment. Dazu fom- 
men 30 Sägerbataillone, 4 Zuavenregi⸗ 
menter, 3 Regimenter algerijcher Tirail- 
leure (Turkos), eine Frembdenlegion zu 
4 Bataillonen, 3 Bataillone leichter afri- 
fanifcher Serie und 4 Füfilier- und 
1 Bionieritraffompantie. Die Infanterie⸗ 
Friedenspräſenzſtärke beläuft fih auf 
281,601 Dann, die Kavallerie befteht aus 
68,617 Mann mit 59,023 Pferden (12 
Küraffier=, 26 Dragoner-, 20 Chaffeur;, 
12 Hufarenregimenter, 4 Regimenter 
Chafjeurs d'Afrique, 3 Regimenter Spa: 
his, 8 Kompanien Nemontereiter). Die 
Artillerie beiteht aus 437 Batterien mit 
27,303 Mann unb 16,682 Pferden. Mit 
den Genie-, Train, Pontoniertrup⸗ 
pen ac. beläuft fich die Geſamtſtärke der 
aktiven Arnıee auf 497,793 Mann; dazu 
fommen 213,857 übungspflichtige Refer- 
viften und 149,000 übende Territorial- 
truppen, erſtere mit 2850, letztere mit 
4800 Dffizieren, zufammen 868,300 
Mann. Dazu fommen ferner noch die 
Gendarmerie und die ebenfalls militärifch 
organifierten Port: und Zollwächter 
(corps forestier unb douaniers), von 
welch letztern allein etma 20,000 zur 
Verwendung im Krien kommen könnten. 
Die Kriegsftärke der Armee ftellt ſich frei- 
lich ganz bebeutend höher. Was bie 
Kriegsmarine anbetrifit, fo beſaß F. 
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1.3an.1879:258 Rrienefahrzeuge, darun⸗ 
ter 66 Panzerſchiffe (21 Schiffe erſten u. 11 
Schiffe zweiten Ranges), 34 Küftenfahr- 
zeuge, darunter 7 ſchwimmende Batterien, 
156 Dampfer und 36 Segelfchiffe. Die 
Dienitzeit in ber Marine beträgt I Jahre 
und zwar 5 imaftiven, 4 im Refervebienft. 
Nach Ablauf diefer Zeit treten die Mann: 
Ichaften in die Referve der Territorialar: 
mee über. Die ülange Yranfreie iſt, 
ebenſo wie die Nationalfarben, Weiß, Not 
und Blau (Trikolore). Das Wappen 
enthält gegenwärtig eine bie Republik dar 
ftellende allegoriſche Figur. Der ei e 
Orden in %. iſt ber ber Ehrenlegion (ſ. g 
Staatshaushalt. Die Staatsein⸗ 
nahmen in dem Budget von 1881 ſind 
auf 2,777,193,903 Frank, bie Ausgaben 
auf 2,773,391,474 Fr. veranfchlagt, bie 
lettern um 24,085,518 Fr. höher als im 
Vorjahr; insbefondere find die Ausgaben 
für den Krieg um 6,489,034 Fr., nämlich 
auf 574,473,478 Fr., unb biejenigen für 
ben öffentlichen Unterricht um 5,345,150 
Fr., auf 63,977,626 Fr., erhöht worden. 
Die Staatsigutb belief ſich 1880 im 
ganzen auf 1,197,725,498 Fr. 
Außereuropäifhe Beſitzungen. 
Die bebeutenbdfte berjelben ift Algerien 
(j. d.), eingeteilt in drei Departements 
(318,334 qkm mit 2,867,626 Einmw.). 
Das Land jtcht unter einem Zivilgeneral- 
ouverneur, welchem ein Regierungskon⸗ 
eil beigegeben ift, dem er präfibiert. Die 
eigentlichen Kolonien ftehen unter Gou⸗ 
verneuren, Kommandanten, Kommiſſa⸗ 
ren. Dahin gehören die Befibungen in 
Indien, namentlid, das franzöfifche Ko⸗ 
tſchinchina, in Afrika (Senegambien, die 
Inſel Reunion, Mayotte, Ste. Marie 2c.), 
Amerifa (Guadeloupe, Martinique, Fran: 
zöfifh- Guayana) und Ozeanien (Neuka⸗ 
lebonien, Tahiti 2c.). Dazu kommen noch 
verſchiedene Schußitanten, wie bas Kö— 
nigreih Kambodſcha in Afien u. a. Vol. 
Levaſſeur, La France avec ses colo- 
nies (1878); ®lod, Dictionnaire de 
l’administration francaise (2. Aufl. 
1877, mit Nachträgen); den offiziellen 
»Almanach national«, das » Annuaire 
statistiquee 2.5; Paquier, Histoire de 
l'unit& politique et territoriale de la 


Franziskaner — Yreibeitsftrafe, 


France (187I3— 80, 3 Bbe.); Darefte, 
Histoire de la Restauration (1879). 
ranzislaner, |. Orden. 
ränleinflener, {. Prinzeffinnen: 
fteuer. 
Fraus (lat), Betrug; in fraudem 
legis, zur Umgehung eines Geſetzes. 
Fregatte, ſcharf gebautes, fchnelles 
Kriegsſchiff mit Raaen an allen drei Ma⸗ 
ſten und nur einer Batterie; Häufig ge 
panzert. 
Sreie Gtädte, bie drei Stäbte Ham: 


Waren und In fteuerbaren Artikel zoll: 
frei eingeführt werden können, fo in 
Deutſchland nad) Art. 34 der Reichsver⸗ 
faf ung bie Stäbte Bremen und Hamburg. 
reibandel, ' Hanbelsfreiheit. 
reiheitsſtrafe, diejenige Strafe, 
welche in einer Befhräntun ober in einer 
gänzlichen oder zeitweifen Entziehung der 
perjönlichen Freiheit beiteht. Eine Ber 
Koränfung ber erſtern Art war die im 
ittelalter gebräuchliche Verftridung 
ober Konfination, wobei dem Sträf- 
ling unterfagt war, einen beilimmten 
Drt oder Bezirk zu verlaffen, und womit 
fich jet allenfalls die Polizeiaufſicht 
(j. d.) vergleichen Täßt. Auch die Aus: 
weijung (f.d.) und die Berbringung 
ober Deportation (f. d.) gehören bier: 
ber. Im engern Sinn aber verfteht man 
unter 3. bie Entziehung ber Freiheit, und 
hier wird nad dem Strafſyſtem des deut: 
chen Reichsſtrafgeſetzbuchs zwifchen Zucht- 
bausftrafe, Gefängnis, Feſtungshaft und 
Zeit unterfchieden (ſ. Strafe). Das Ge- 
faͤngnisweſen felbit ift in neuerer Zeit in 
der Wiſſenſchaft zum Gegenftand eingehen- 
der Erdrterungen und in der Praxis zum 
Gegenftand der befondern Aufmerkſamkeit 
ber Staatöbehörden geworden. Bei ber 
Vollſtreckung ber Freibeitsitrafen find aber 
bejonders folgende Syfteme zu unterfchei- 
den: 1) das Gemeinfdafts- oder 
Aſſoziationsſyſtem, wobei zwar eine 
Gemeinschaft der Sträflinge, aber eine 
Klaffifizierung berjelben nad) einiger: 
maßen gleicharligen Gruppen beiteht; 2) 
das Auburnſche, New Yorker ober 





Freiherr — Freizügigkeit. 


"a... 


Schweigfyfiem, wonach am Tage ge 
meinjame Beihäftigung mit auferlegtem 
Stillſchweigen, nachts aber Einzelhaft 
ber Sträflinge ftattfindet; 3) das penn⸗ 
ſylvaniſche, Iſolier- oder Zellen: 
ſyſtem mit Einzelhaft der Sträflinge 
in kleinen Zellen und fleter Beſchäftigung 
berjelben; 4) das irifche oder progref: 
five Syitem, Beurlaubungsiuften 
mit wiberruflicher Entlaffung des Sträf- 
lings, wenn er fi} gut gr und bie 
Gtrafe größtenteil® verbüßt bat. Dies 
Syſtem in vom deutſchen Reichsftrafgejek- 
buch für die Zuchthausſtrafe ſowie für die 
Gefängnisftrafe angenommen worden. 
Dol.v. Holtendorff, Das irifche Ge- 
fingniswejen (1859); Bähr, Die Gefäng- 
niſſe in bugienifcher Beziehung (1871); 
Wines, Prisons and child-aaving in- 
stitutions in the civilised world (1880). 

reiherr, urjprüngliche, ſeit Ende bed 


* 
14. Jahrh. gebräuchliche Bezeichnung eines 


Dynaſten, welcher keinem Größern zu 
Dienſten verpflichtet war; jetzt Titel der 
Adligen, welche den nächſten Rang nach 
den Grafen haben, dem Baron entſprechend. 

Se onſervativ, |. Konjervativ. 

reikorps (ipr. «tohe), Truppen, nur 
für die Dauer eines Kriegs aus Freiwil⸗ 
ligen errichtet. 

Frei Schiff, frei Gut, Grundſatz bes 
modernen Völkerrechts, wonach neutrale? 
Gut felbR auf feindlihen Schiffen nicht 
weggenommen werben ſoll (ſ. Seerecht). 

ſ. Republik. 

reiwillige (franz. Volontaires), im 
Gegenſatz zu ben Ausgehobenen (Konſkri⸗ 
bierten) diejenigen Militärperfonen, welche 
aus freier Entihliegung in den Militär: 
dienft eingetreten find. Die fogen. Ein⸗ 
jährig-Sreiwilligen find junge Leute 
von Bildung, welche fich während ihrer 
Dienftzeit felbft befleiden, ausrüften und 
verpflegen, die gewonnenen Kenntnijfe in 
bem vorſchriftsmäßigen Umfang dargelegt 
baben und ſchon nach einer einjährigen 
Dienftzeit im ftehenden Heer zur Reſerve 
beurlaubt werden. Sie können nach Maß⸗ 
gabe ihrer Fähigfeiten und Leiſtungen zu 
Offizierftellen ber Referve und der Land: 
wehr vorgeſchlagen werden. Die Berech⸗ 
tigung zum einjährigsfreiwilligen Dienſt 
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wird auf Grund eines Berehtigungs: 
ſcheins zuerkannt, welcher von einer zu= 
ſtändigen Prüfungslommiffion zu ertei⸗ 
len if. Der Nachweis zur Berechtigung 
ift ſpäteſtens bis 1. April bes erften Mi- 
litärpflichtjahrs zu erbringen, unb zwar 
kann derjelbe, was bie willenfchaftliche 
Befähigung anbelangt, entweder durch 
Ablegung einer Brühun vor ber Prü⸗ 
fungsfommiffion oder Durch das Bei- 
bringen eines Schulgeugnifies von einer 
uftändigen Lehranftalt erbracht werben. 

iejenigen Lehranſtalten, welche gültige 
Zeugnijje für ben einjährig=freiwilligen 
Dienit ausftellen dürfen, werden vom 
Reichskanzler (Reichsamt des Innern) an- 
erfannt und Haffifiziert. Die nähern Be: 
ftinnmungen über den einjährig=freiwil- 
ligen Dienft find in ber deutſchen Wehr: 
ordnung ($$ 88 ff.) entalten. Übrigens 
hat das Inſtitut des einjährigsfreiwilligen 
Dienstes, welches zuerit in Preußen ein- 
geführt worden war, inzwiſchen in ben 
meilten Staaten Europas, ja felbft in 
Rußland Eingang gefunden. Auch kön⸗ 
nen ſolche Perſonen, welche jene Qualifi- 
kation nicht befiten, wofern fie die nötige 
moraliihe und körperliche Befähigung 
nachweifen, ſchon nad vollendetem 17. 
Lebensjahr freiwillig in den deutfchen Mi- 
litärdienit eintreten (fogen. Dreijäb- 
ige). 

Sreiwillige Gerichtsbarkeit, |. Ge⸗ 
richt, Recht. 

Freizügigkeit, das Recht ber freien Be⸗ 
wegung in perfönlicher und wirtſchaftlicher 
Hinficht, das Syſtem des freien Wegzugs 
und ber freien Nieberlafjung. Die Dura 
führung dieſes Syſtems im internatio- 
nalen Verkehr ver Voͤlkerſchaften ift ein be- 
beutfames Zeichen ber Kulturentwidelung 
der Yeßtern, wie fie für Deutfchland ins- 
befondere ein gewaltiger Fortfchritt auf der 
Bahn unfrer nationalen Entwidelung ges 
weſen ift. Denn wenn auch jene Örundjäbe 
bes ftantlichen Lebens im Altertum, weldye 
den Fremden als völlig rechtloß und eben- 
deshalb des beſondern Schuges von feiten 
des Staatsbeherrſchers bedürftig erſcheinen 
ließen, langſt dem Humanitätsprinzip des 
modernen Völkerlebens gewichen find, und 
wenn auch die —— welche vor⸗ 


⸗ 
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mals einen großen Teil des deutſchen Volks 
an die Scholle feſſelte, gefallen iſt, ſo war 
doch der Umzug aus dem Gebiet des einen 
Staats in das eines andern, namentlich 
in vermögensrechtlicher Beziehung, mehr: 
fach beſchränkt und die Niederlaffung in 
einem freinden Territorium bis in bie 
neuefte Zeit in mancher Hinficht erſchwert. 
Gleiches galt aber auch für Die Heimats⸗ 
und Niederlaffungsverhäftniffe innerhalb 
der einzelnen Territorien, und namentlich 
war es die Engherzigfeit ber Gemeinde: 
gefebgebung ber einzelnen deutſchen Staa⸗ 
ten, welche hier ber freien nationalen Ent- 
widelung hindernd in den Weg trat, zu⸗ 
mal da infolge der politifchen Zerriffenbeit 
Deutichlands die Angehörigen des einen 
Staats in dem andern als Ausländer bes 
trachtet und ihnen nicht nur von feiten 
der Gemeinde, fondern auch von feiten 
der Staatsregierung die Nieberlajfung 
nur unter manchen läftigen und flörenden 
Bedingungen und Vorausſetzungen ge- 
ftattet wurde. Nur infofern hatte Die 
deutfche Bundesafte vom 8. Suni 1815 
den Angehörigen der beutfchen Bundes⸗ 
ftaaten 3 gefichert, als fie (Art. 18) be 
ftimmte, daß biefelben das Recht haben 
jollten, Grundeigentum außerhalb bes 
Bundesftants, den fie bewohnten, zu er: 
werben und zu befiten, ohne deshalb in 
bem fremden Staat noch andern Abgaben 
und Laften unterworfen zu fein als deilen 
eignie Unterthanen. Ferner war den Bun: 
bedangehörigen die Befugnis des freien 
Menziehend aus dem einen Bundesflaat 
in den andern, ber fie erweislich zu Un- 
tertbanen annehmen wolle, garantiert, 
ebenfo das Recht, in Zivil- und Militär: 
diente des andern Bundesſtaats zu treten, 
fofern feine Verbindlichkeit zu Militär: 
dienften gegen dag bisherige »Vaterland« 
im Weg ftehen würbe, endlich auch die 
Treiheit von aller Nachſteuer (jus de- 
tractus, gabella emigrationis), injo: 
fern ein ‚wermögeneompier in einen an⸗ 
bern beutichen Bunbesftaat übergehe. %. 
in biefem lestgebachten Sinn beteht jest 
wohl im Verkehr aller zivilifierten Natio⸗ 
nen untereinander, und einige neuere 
Staatsverträge bed Deutjchen Reich mit 
auswärtigen Staaten ‚haben Died aus: 


Freizügigkeit. 


drücklich ſanktioniert, ſo z. B. der Freund⸗ 
ſchaftsvertrag mit Perſien vom 11. Juni 
1873 (Reichsgeſetzblatt, S. 361). Das Recht 
des beliebigen Aufenthalts und der freien 
Niederlaſſung in einem jeden zum Deut⸗ 
ſchen Bund gehörigen Staat, aljo das Recht 
der 3. im engern Sinn, ftand Dagegen den 
Bundesangebörigen teineöweg? zu, fon: 
bern war vielmehr im Art. 14 der Bundes: 
akte nur den fogen. Standeöherren aus- 
brüdlich eingeräumt. 

Was aber bie Nechtsverhältnilfe in ben 
einzelnen beutihen Staaten betrifit, jo 
waren der Zuzug und bie Nieberlafjung 
von nicht heimatsberechtigten Perſonen in 
den einzelnen Gemeinden erjchwert durch 
verfchiedenartige Beſtimmungen: e8 wa: 
ven Anzugsgelder und fonftige Abgaben zu 
zablen; vielfach mußte ber neu Anziehende 
das Bürgerrecht erwerben unb das Bürger: 
geld entrichten; außerdem warb auch wohl 
bie Erlaubnis zur Niederlaffung von dem 
Glaubensbekenntnis abhängig gemacht, 
regelmäßig auch von dem Nachweis gehö⸗ 
riger Subſiſtenzmittel, auch bei mauchen 
ländlichen Gemeinde⸗ und Gutsverbänden 
von der Zuſtimmung der Gutsherrſchaft. 
Zur Verehelichung durfte der neu Anzie⸗ 
hende oft nur unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen ſchreiten. Dazu kamen dann 
noch Die auf das Zunftweſen bezüglichen 
Satzungen und die zahlreichen gewerblichen 
Verbietungsrechte, welche den Gewerbe⸗ 
betrieb und die F. der Gewerbtreibenden 
beengten oder die letztere vielmehr geradezu 
ausſchloſſen. Dad Verdienſt, auf dieſem 
Gebiet liberalere Grundſätze zur Anwen: 
dung gebracht und die frühern engherzigen 
Beſtimmungen zuerſt beſeitigt zu haben, 

ebührt der preufifcien Gejepgebung. Nach 
infuͤhrung ber Gewerbefreiheit für ben 
ganzen damaligen Umfang ber preußifchen 
onarchie wurbe durch Die beiden Geſetze 
vom 31. Dez. 1843 über die Aufnahme 
neu anziehender PBerfonen und über die 
Verpflichtung zur Armenpflegedas Prinzip 
der freien Niebderlaffung zur Anwendung 
und Ausführung gebradht. Die Mehrzahl 
der übrigen deutichen Staaten und na: 
mentlich die Fleinftaatlichen Regierungen 
hielten Dagegen an ben bisherigen Normen 
feſt. Erſt die Gründung bes Norddeut⸗ 





Freizügigkeit. 


ſchen Bundes, welche für die Angehörigen 
desſelben ein gemeinſames Bundesin⸗ 
digenat(ſ. d.) ſchuf, brachte den Grund⸗ 
ſatz der F. zunächſt für das Gebiet des Nord⸗ 
deutſchen Bundes zur Geltung, welches 
mit der Gründung des nunmehrigen 
Deutſchen Reichs auf das ganze Gebiet 
des letztern ausgedehnt ward. Art. 3 der 
norddeutſchen Bundesverfaſſung vom 26. 
Juli 1867 enthielt nämlich folgende in 
die nunmehrige deutſche Reichsverfaſ⸗ 
ſung vom 16. April 1871 wörtlich auf⸗ 
geitommene enimwung »Für den ganzen 

Imfang des Bundesgebiets beſteht ein ge: 
meinſames Indigenat mit der Wirkung, 
daß der Angehörige (Unterthan, Staats⸗ 
bürger) eines jeden Bundesſtaats in jedem 
andern Bundesſtaat als Inländer zu be⸗ 
handeln und demgemaß zum feſten Wohn: 
fiß, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen 
Amtern, zur Erwerbung von Grund: 
ftüden,, zur Erlangung bes Staatsbürger⸗ 
rechts und jum Genuß aller ſonſtigen 
bürgerlichen Rechte unter benfelben Bor: 
ausjeßungen wie der Einheimilche zuzu⸗ 
laſſen, auch in betreff ber Rechtsverfol⸗ 
gung und bes Rechtsſchutzes bemfelben 
gleich zu behandeln iſte. Mit dieſer Beſtim⸗ 
mung waren die Schranken beſeitigt, welche 
bisher die einzelnen deutſchen Staaten von⸗ 
einander getrennt und biefelben im Ver: 
. bältnis zu einander ald »Ausland« hatten 
ericheinen laſſen. Freilih war damit die 
Berichiedenartigleit der einzelnen Landes⸗ 
geleßgebungen über die Heimats⸗ und Nie⸗ 
berlafjungsverhältnifie keineswegs befei- 
tigt, ſondern zunächft nur jebem Deutſchen 
die Befugnis gewährleiftet, unter ebenben- 
jelben Bedingungen wie Ber Inländer, 
alfo nad) Maßgabe der betreffenden Lan: 
beögejeggebung, fih in einem fremben 
Staatögebiet Finen Wohn⸗ und Aufent- 
baltsort ir wählen. &benbarum aber 
machte ſich der Erlaß verſchiedener wichti⸗ 
ger Ausführungsgeſetze nötig, welche nach 
diefer Richtung hin Abhilfe Schaffen ımuß- 
ten. Zunächſt iſt hier insbeſondere bad nun= 
mehr zum Reichsgeſetz erhobene Sreigügig: 
feitsgefeb vom 1. Nov. 1867 ( unbeöge= 
ſetzblatt, ©. 55 ff.) zu nennen, welches im 
wefentlichen bie preußifche Gejeßgebung 
auf bie übrigen Bunbesflaaten ausdehnte. 
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Hiernach hat jeder Dentiche das Recht, 
innerhalb des Reichsgebiets an jedem Ort 
fih aufzuhalten oder nieberzulafien, wo 
er eine eigne Wohnung oder ein Unter: 
fommen ſich zu verichaffen imftande ift, 
an jedem Ort Grundeigentum zu eriwer- 
ben und umberziehend oder an dem Orte 
des Aufenthalts Gewerbe aller Art nach 
Maßgabe ber für Einheimiſche geltenden 
gejeglichen Beſtimmungen zu betreiben. 
Es ift dabei ausbrüdlich verordnet, daß 
der Bundesangebörige in der Ausübung 
diefer Befugnifl e weder durch bie Obrigkeit 
feiner Heimat noch durch die Obrigkeit 
des Orts, in welchem er fih aufhalten 
ober nieberlaffen will, gehindert oder durch 
läſtige Bebingungen beichränft werben 
barf, und baf feinem Bundesangehörigen 
um des Glaubensbekenntniſſes willen oder 
wegen fehlender Landes⸗ oder Gemeinde: 
angehörigfeit der Aufenthalt, die Nieder: 
laflung , ber Gewerbebetrieb oder der Er⸗ 
werb von Grundeigentum verweigert wer: 
ben fol. Hiernach kann aljo namentli 
bie Niederlaffung nicht von dem Erwer 
bed Gemeindebürgerrechtd abhängig ge: 
macht werben, wie dies zuvor in vielen 
Kleinftaaten geidab; Dagegen werben die 
partifulären Beitimmungen über ben Er- 
werb bes Ortsbürgerrechts, ber Gemeinde- 
angehörigfeit und der Teilnahme an den 
Öemeinbenugungen durch dies Geſetz nicht 
berührt. Zur Abweifung eines neu Anz 
ziehendenaberifteine®emeindenachdem 
Geſetz vom 1.Rov. 1867 nur dann befugt, 
wenn fie nachweijen kann, daß berjelbe 
nicht hinreichende Kräfte befite, um fich 
und feinen nicht arbeitsfähigen Angehöri- 
gen den notbürftigen Lebensunterhalt zu 
verſchaffen, und wenn er folchen weder 
aus eignem Vermögen beftreiten Tann, 
noch von einem bazu verpflichteten Ver⸗ 
wandten erhält. Dagegen berechtigt bie 
Bejorgnis vor fünftiger Berarmung ben 
Gemeindevorſtand nicht zu der Zurüd- 
weifung. Übrigens ift e8 der Landesgeſetz⸗ 
gebung anheimgeftellt, dieſe Befugnis ber 
Gemeinden zur Zurückweiſung von neu 
Anziehenden nody mehr zu beichränfen, 
wie denn fchon vor Erlaß dieſes Gejeßes 
einige Partikularrechte noch weiter gehende 
Beftimmungen enthielten, namentlich im 
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Königreih Sachſen, wofelbft ber neu An- 
ziehende jih nur über feine Heimat und 
über jein Verhalten in der letzten Zeit ge: 
hörig auszuweiſen bat, aber nicht wegen 
mangelnder Arbeitsfraft und wegen Man⸗ 
gel8 an Vermögen abgewielen werben 
fann. Hervorzuheben ijt noch, daß nad 
dem Freizügigkeitsgeſetz keine Gemeinde 
befugt ift, von dem neu Anziehenden we 
gen bed Anzugs eine Abgabe zu erheben; 
dagegen kann fie denfelben glei ben übris 
gen Gemeinbeeinwohnern zu ben Ge 
meinbdelaften beranziehen. Doch find bie 
neu Anziehenden, wenn bie Dauer bed 
Aufenthalts drei Monate nicht Überfteigt, 
zu dieſen Laſten nicht heranzuziehen. Übri- 
gen? kann die Fortſetzung des Aufenthalts 
dann verfagt werben, wenn fich nach bem 
Anzug die Notwendigkeit einer öffentlichen 
Unterftügung ergibt, bevor ber neu Ans 
ziebende an dem Aufenthaltdort einen 


Unterftügungswohnfiß (Heimatsrecht) 
erworben bat, und die Gemeinde nad; 


weifen kann, daB diefe Unterftügung aus 
andern Gründen ald wegen einer nur 
vorübergehenden Arbeitsunfähigfeit nötig 
war. Die Vorausjegungen aber, unter 
welchen der ntecftilgungs wohnfik erwor⸗ 
ben und verloren wird, und das Recht des 
Unterſtützungswohnſitzes überhaupt ſind 
durch Bundesgeſetz vom 6. Juni 187 
GBundesgeſetzblatt, S. 360 ff.) geregelt 
worben (|. Unterftügungswohnfiß). 
Eine Beſchränkung in der Wahl des Auf- 
enthalts kann ferner einem Reichsangehöri⸗ 
gen gegenüber auch dann eintreten, wenn 
derfelbeunterBolizeiaufficht (ſ. d.) ges 
ftellt worden ift, indem ihm alsdann von der 
höhern Landespolizeibehörbeber Aufenthalt 
an einzelnen beftimmten Orten unterjagt 
werben kann. Auch des Reichsgeſetzes vom 
4. Juli 1872 (Reichsgeſetzblatt, S.253) ift 
bier zu gedenken, wonach Angehörige des in 
Deutſchland verbotenen Ordens der Gefell- 
ſchaft Jeſu oder der ihm verwandten Or⸗ 
den oder ordensähnlichen Kongregationen, 
wenn fie Ausländer find, aus dem Reichs⸗ 
gebiet ausgewiefen werben können, wäh⸗ 
rend ihnen, wenn fie Snländer find, der 
Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder 
Orten verfagt oder angewielen werden 
kann. Ebenfo iſt durch das Reichsgefeb vom 


O|fung ber 


Treizügigteit. 


4. Mai 1874, betreffend bie Verhinderung 
ber unbefugten Ausübung von Kirchen⸗ 
imtern (Reichögefehblatt, ©. 43), eine 
Beſchränkung der F. ftatuiert worden und 
war gegenüber Geiltlihen und anbern 
eligionsdienern, welche durch gericht- 
liches Urteil aus bem Amt entlaflen, ober 
bie wegen Vornahme von Amtshandlun⸗ 
en in einem Kirchenamt, das ihnen den 
orichriften der Staatsgeſetze zumider 
übertragen oder von ihnen übernommen 
ift, rechtäfräftig zu Strafe verurteilt wor: 
den find, wofern fie gleichwohl die Fort⸗ 
bauer jenes Amtes beanjpruchen ober ſich 
amtliche Funktionen anmaßten. Diefen 
kann durch Verfügung der Landespolizei- 
behörde der Aufenthalt in beſtimmten Be⸗ 
irken oder Orten Bea oder angewiefen, 
10 biefelben können jogar unter Umſtän⸗ 
den ihrer Staatsangebörigfeit verlufti 
erflärt und aus bem Reichsgebiet —*3 
ausgewieſen werden. Endlich iſt auch in 
der Reichemilitärgeiekgebung Reichsmili⸗ 
tärgeſetz vom 2. Mai 1874, 5 60, Nr. 5; 
beutiche Wehrorbnnung, F 7, Nr. 8) für bie 
jur Dispofition der Truppenteile beur- 
aubten Mannichaften, welche bis zum 
Ablauf ihres britten Dienftjahrs jeberzeit 
zur Fahne (zum aktiven Dienft) wieder 
einberufen werden können, eine Beichrän- 
5. begründet. Sie bebilrfen 
nämlich bis dahin zum Wechiel bes Auf: 
enthaltsorts der militäriſchen Genehmi- 
gung, welche durch die Landwehrbezirks⸗ 
ommandos erteilt wird. Wer den Auf- 
enthalt wechjelt, ohne bie Genehmigung 
hierzu nachgefucht und erhalten zu haben, 
wird fofort wieder einberufen. 

Auf der aflbern Seite beiteht für bie 
Angehörigen des Deutichen Reichs auch 
infofern F., als fie ihre Entlaffung aus 
bem Reichs⸗ und Staatsverband jeber: 
zeit beanſpruchen können (Auswande⸗ 
rungsfreibeit), ein Grundfaß, ber nur 
bei Militärperſonen u. den Beamten gewiſ⸗ 
ſen Beſchränkungen unterworfen ift(].Heis 
mat). Vgl. Hirth, Annalen bes Norb- 
beutihen Bundes, 8d.1,5.469 ff. (1868); 
Arnold, Die %. und der Unterſtützungs⸗ 
wohnfit (1872), eine vom wiflenfchaftli: 
hen und praftiihen Stanbpunft unter: 
nommene Bearbeitung bes Reichsgeſetzes. 





Fremdenrecht. 
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Fremdenretht, Inbegriff der Rechts⸗ genben gehandhabt wurbe, wonach bie 


Fremden. Im Gegenfaß zu ben Einheimi- 
hen (Inländern, Untertbanen, Staats- 
angehörigen, Staatsbürgern und Volks⸗ 
genofien eined gegebenen Staats) werben 
nämlich diejenigen, welche außerhalb des 
betreffenden Staatöverbanbs ftehen, als 
Bremde oder Ausländer bezeichnet. 
andfäffige oder Forenſen werden 
dann niejerigen Ausländer genannt, welche 
im Inland Eunbeigentum beſitzen. Dieje 
find der Gerichtsba 
falls in Anfehung aller dinglichen Klagen 
unterworfen, welche jene Grunbftüde be⸗ 
treffen; die frühere Gefeßgebung einzelner 
beutfcher Staaten bat fogar die Forenſen 
ſchlechthin zu verpflichten gefucht, fich bei 
bem Gericht der belegenen Sache auf alle 
Klagen von Inländern einzulafien, was 
man als fogen. vollen Landſaſſiat 
(Landsassiatus plenus) bezeichnete, wäh- 
rend jenes normale Verhältnis Landsas- 
siatus minus plenus genannt wurbe. 
Die Grundſätze Über bie rechtliche Stel: 
lung der Fremden ftehen aber mefentlich 
unter dem Einfluß-ber Kulturverhältniffe 
ber Völfer. So war im Altertum wie 
überhaupt bei Völferichaften, welche das 
Stadium der Kindheit noch nicht über- 
ſchritten haben, der Fremde geradezu 
rechtlos, ein Srundfab, welcher jeboch bei 
ben Griechen und Römern durch das Gaſt⸗ 
recht, welches den Fremdling unter den 
befondern Schuß ber Gottheit ftellte, ge⸗ 
mildert wurbe; doch war gerade nach rö⸗ 
miſchem Rechte der Richtrömer (Peregrine) 
von ben Rechtsinftituten bes altrömifchen 
Nationalrechts (jus eivile) ausgefchlofs 
fen. Ebenfo galt bei den germaniſchen 
Völkerſchaften ber Fremde für rechtlos; er 
genoß jedoch, wie alle Hilfsbebürftigen, 
des befondern Schuges (Mundium) des 
Königs. Aus diefem Fremdenſchutz mach⸗ 
ten fodann die einzelnen beutfchen Landes⸗ 
herren im Mittelalter geradezu ein nutz⸗ 
bares Regal, während dem Kaiſer nur 
der Schub und das Schupgelb der Juden 
verblieben, welche man ebenbeshalb ⸗die 
Taiferlichen Kammerfnechtee nannte. Da⸗ 
mit hängt auch ber eigentümliche Grund⸗ 
fat zufammen, welcher in manden Ge 


Seen, über bie rechtliche Stellung ber 


J 


eit des Inlands jeden⸗ 


derlaſſung in einer unfreien Gemeinde 
einen heimatloſen Mann (Wildfang) bin⸗ 
nen Jahr und Tag ebenfalls unfrei machte 
— Wildfangsrecht). Aus jener 
utzgewalt über die Fremden leiteten 

die Landesherren weiter das Recht auf 
die geſamte Verlaſſenſchaft desſelben her 
(Sremblingsrent inealbinngti,droit 
aubaine), welches fich jeboch mit ber 
geit auf eine Abgabe (Abſchoß, gabella 
ereditaria, detractus realis) redu⸗ 
ierte, bie von dem durch Erbgang außer 
anbes kommenden Vermögen erhoben 
wurbe, während bie auswandernden In⸗ 
Yänber eine fogen. Nachſteu er (gabella 
emigrationis, detractus personalis) 
entrichten mußten. Für bie deutſchen 
Staaten im Verhältnis zu einander wur: 
den beide Abgaben durch Art. 18 der deut⸗ 
ſchen Bunbesafte vom 8. Juni 1815 gänz- 
lich Befeitigt; bem Ausland gegenüber 
wurden jene Abgaben vielfach durch Staats: 
verträge abgeichafft. Am längſten erbiel- 
ten fich bie frühern illiberalen Grundſätze 
über die Behandlung ber Fremden und 
ihres Vermögens in Frankreich, infofern 
noch im Code Napoléon (Art. 726, 912) 
beftimmt wurde, daß die teftamentarifche 
und bie gefetliche Erbfolge eines Frembden 
nur dann geitattet feien, wenn ein gleiches 
Berfahren von dem Staat, welchem ber 
Srembeangehöre, ben frangöftfchen Staats⸗ 
ürgern gegenüber beobachtet werde; doch 
wurden d Uberbleibſel des Droit d’au- 
baine durch Gefeß vom 4. Juli 1819 be⸗ 
feitigt. In England, woſelbſt bie früh: 
eitige Entwidelung der Inbuftrie ganz 
eſonders durch den unbefchräntten Zuzug 
der Fremden begünftigt wurde, find da⸗ 
gegen fchon feit Jahrhunderten die liberal: 
ſten Grundſätze in Anfehung des Frem⸗ 
denverfehrs gehandhabt worden, welche 
auch durch eine gewiſſe engherzige Meat: 
tion, die fi) in der eriten Hälfte unſers 
Jahrhunderts infolge der 1793 von Lord 
Grenville eingebrachten und vom Parla- 
ment angenommenen $rembenbill 
Alten-Bill) geltend machte, nicht auf die 
auer alteriert werden Tonnten. Die er- 
wähnte Bill wid) unter dem Minifterum 
Canning einem mildern Fremdengeſetz, 
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welche aber unter der Regierung Wil: 
helms IV. aufgehoben wurde. Ein 1848 
vom Marquis Landsdowne im Oberbaus 
eingebrachtes Geſetz (removal of aliens 
bill), welches bie Regierung ermächtigte, 
verbächtige Fremde, bie fi über den 
Zweck ihres Aufenthalts in England nicht 
genügend ausweifen Tonnten, ohne wei⸗ 
teres polizeilich auszuweiſen, erhielt Gül- 
tigfeit 6131850, wurbe aber nicht erneuert, 
obwohl die Toriesg mehrmals bazu auf- 
forderten. Nur in Anfehung des Erwerbs 
von Grundeigentum, welcher hier wefent: 
lich als Gegenftand des öffentlichen Rechts 
aufgefaßt wird, ift der Trembe in England 
befchränft. Im übrigen iſt in dem mo⸗ 
dernen Staats⸗- und Völkerleben, welches 
nicht die Trennung, ſondern die Vereini⸗ 


gung der Nationen in dem gemeinjamen | fich 


treben nach ben höchſten Zielen ber 
Menſchheit zu feinem Prinzip genommen 
bat, auf dem Gebiet des Privatrechts der 
Unterſchied zwiſchen Einbeimifchen und 
Fremden fall vollftändig verwilcht. Auf 
dem Gebiet de öffentlichen Rechts vagegen 
ift er nach wie vor von entſcheidender Be⸗ 
beutung, da der Genuß der öffentlichen 
Rechte des Untertdanen und Staatsbür- 
gers eben durdy die Stantsangehörigfeit 
bedingt iſt (¶¶. Unterthan). Für Deuticd- 
land insbeſondere ift durch Art. 3 der Ver⸗ 
faffung bes Norddeutfchen Bunbes und der 
nunmehrigen Reihsverfaffung vom 16. 
April 1871 für die Angehörigen der deut: 
ſchen Bunbesftanten ein gemeinfames 
Bunbesindigenat (f. d.) begründet. 
Durch Bundesgeſetz ift dann im Anſchluß 
an dieſe Beſtimmung völlige Freizügig- 
keit zwifchen ben einzelnen Staaten ein- 
geführt worden. Zu erwähnen ift endlich 
noch, daß alle Fremden, jofern fie nicht 
des Rechts der Erterritorialität (ſ. d.) ge 
nießen,, während ihres Aufenthalts im 
Inland der Gerichtsbarkeit desjelben in 
jeder Beziehung unterworfen und der Po- 
Vizeigewalt besjelben unterftellt find. Val. 
v. Bar, Das internationale Privat und 
Strafrecht (1862). 

Friede (Tat. Pax, franz. Paix), im 
allgemeinen der Gegenfat von Streit und 
Krieg; insbeſondere im völferrechtlichen 
Verkehr derjenige Zuſtand (Frie dens⸗ 


ſchluß gehen regelmäßig 


Friede. 


ufand), in weldem bie Staaten Und 
ölfer unter rechtlicher oder doch thatfüche 
licher Anerkennung bes wechjelfeitigen Be- 
fisftande nebeneinander leben, im Gegen⸗ 
ja zum Kriegszuſtand (ſ. d.). Im engern 
Sinn verfieht man dann unter F. ben 
völferrechtlichen VBertrag(Friedensver: 
trag), burch welchen mehrere im Krieg 
miteinander begriffene Staaten ben Feind⸗ 
feligfeiten in bauernber Weife ein Ende 
machen und den Krieg für beendigt erflä- 
ren, um nebeneinander in mehr oder we⸗ 
niger ſelbſtaͤndiger Weiſe fortzubeftchen. 
Dies letztere Moment ift um beswillen von 
Bedeutung, weil ed ben Gegenſatz zu ber 
vöfligen Unterwerfung oder Einverleibung 
des einen Staats burdy und in den andern 
bezeichnet , während ber Umftanb, baß es 
bei dem Friedensſchluß um eine 
dauernde Beilegung der Feindieligkeiten 
banbelt, den Gegenſatz zum Waffen: 
ftillftand, bee nur vorläufigen Un: 
terbrechung bed Kriegszuſtands, charakte⸗ 
riſiert. Dem eigentlichen utnden 
riedens⸗ 
verhandlungen(Friedenstrak— 
tate) voraus, oftmals unter Vermitte⸗ 
lung (Mediation) einer dritten Macht, 
welche ihre »guten Dienfte« anbietet. Zu: 
weilen finden befonbere Kriedenston: 
ferenzen oder Friedenskongreſſe 
ftatt; auch gehen dem Abſchluß des Defi- 
nitivfriebens gewöhnlich Kriedensprä- 
liminarien, welde die Vorbedingun- 
er bes Friedens felbit feitfegen, oder ein 
örmlicher Präliminarfriede behufs 
Beilegung der hauptſächlichſten Streit⸗ 
punkte voraus (ſ. Präliminar). Das 
Ergebnis der Friedensverhandlungen wird 
in einer von den Bevollmächtigten der be⸗ 
teiligten Mächte zu unterzeichnenden Ur⸗ 
kunde (Friebens inſtrument) nieder⸗ 
elegt. Zur vollftändigen Gültigkeit derſel⸗ 
ben gehören nach völferrechtlichem Brauch 
die Ratifilation des Vertrags durch 
bie beteiligten Staatsregierungen und bie 
Auswechfelung biezbezüglicher Ratifi- 
fationsurfunden. Dem Friedens— 
inftrument werden nicht jelten Acceſ⸗ 
fionsurfunden beigefügt, welche ſpe⸗ 
ziele Vereinbarungen der beteiligten 
Mächte über die Ausführung ‚einzelner 


Friedenspräſenzſtärke — Fronen. 


Friedensbedingungen enthalten oder ge⸗ 
wiſſe beſondere Fragen zum Gegenſtand 
haben. IN wird auch wohl die Form 
von Zujatartifeln gewählt oder ein 
beſonderes Schlußprotofolt feitgeftellt 
und dem Friedensvertrag beigegeben. In 
frübern Zeiten war e8 auch üblich, baß 
neutrale Mächte die Kriedendgarantie 
übernahmen, indem fie für die Aufrechter- 


haltung und Durdführung ber Friedens | jche 


bedingungen nötigenfall® einzutreten ver: 
ſprachen. Friedensvereine, nament- 
lich der von dem Quäker Elihu Burritt 
ins Leben gerufene, und Friedenskon— 
greſſe von Friedensfreunden haben 
die Herbeiführung eines ewigen Frie— 
dens neuerdings, freilich mit wenig Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg, angeftrebt. Der Zuſtand 
des bewaffneten Friedens, wie er 
egenwärtig in Europa befteht, wo alle 
ächte, bis an die Zähne bewaffnet, zum 
Losſchlagen möglichit gerüftet zu fein fu: 
chen, wird allerdings auf Die Dauer auch 
unerträglich werden. 
Sriedenspräfenzflärfe, ber Effektiv⸗ 
beftand einer Armee in Friedenszeiten, 
d. h. die Summe derjenigen Mannf haften, 
welche in Friebendzeiten zu den Fahnen 
einberufen werden. Für das beutiche 
Neichsheer ift die F. durch) Geſetz vom 6. 
Mai 1880 für die Zeit vom 1. April 1881 
bis 31. März 1 auf 427,274 Mann 
feſtgeſtellt; die Einjährig- Freiwilligen kom⸗ 
men auf die %. hicht in Anrechnung. 
Friedensrichter Friedensgericht), 
Behörde, welche zur gütlichen Erledigung 
eines Rechtsſtreils beſtellt iſt; zuerſt in 
England 1360 durch Eduard III., dann 
in Frankreich durq Geſetz vom 24. Aug. 
1790 eingeführt. Von hier aus ging das 
Inſſtitut der Friedensgerichte in die Rhein⸗ 
lande und auch in andre deutſche Länder 
über. In Frankreich iſt übrigens der F. 
nicht nur Vergleichs-, ſondern auch er- 
kennender Richter (ſ. Frankreich, S. 
182). Schiedsmann. 
riedloſigkeit, im altgerman. Proze 
ber Zuſtand eines in Die Oberacht Verfal⸗ 
lenen und damit des perſönlichen Rechts⸗ 
ſchutzes Beraubten. 
Friktion (lat, »Reibung«), im politi- 
fhen Xeben Bezeichnung für Einflüjfe, 
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welche unter der Oberfläche gegen jemand 
wirken. 

Friſt, Zeitraum, namentlich im Pro: 
zeßverfahren oder überhaupt in dem amt: 
lichen Verfahren die Beſtimmung einer 
Zeit, innerhalb deven eine gewiſſe Hands 
lung vorzunehmen ift. Im Prozeßwefen 
find bie Sriften vielfach durch dag Geſetz 
felbft beitimmt; fo beträgt z. B. nad) deut: 
m Rechte die Berufungsfrift in bür: 
gerlihen Nechtöftreitigfeiten, ebenfo wie 
die Reviſionsfriſt, einen Monat, in Straf: 
fachen eine Woche. Überhaupt enthalten 
die deutſche Zivilprozeßordnung wie die 
StrafprozeBordnung über die Friſten ges 
naue Borfchriften. Übereinflimmend ift 
in beiden ———— „F 42 f.; 
Zivilprozeßordnung, $$ 199 Pr, nament- 
lich die Beſtimmung, daß bei der Berech— 
nung einer %., welche nach Tagen bes 
ftimmt ift, der Tag nicht mitgerechnet 
wird, auf welchen der Zeitpunft oder das 
Ereignis (3. B. die Zuftellung ber Ladung) 
fällt, nach welchem der Anfang der F. fid) 
richten fol. Eine %., welche nah Wochen 
oder Monaten beftimmt ift, endigt mit 
Ablauf desjenigen Tags der Ichten Woche 
ober des letzten Monats, welcher durch feine 
Benennung oder Zahl dem Tag entjpricht, 
an welchem die F. begonnen bat; fehlt 
biefer Tag in dem legten Monat, jo endigt 
bie F. mit Ablauf des legten Tags diefes 
Monats. Fällt das Ende einer‘. auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, fo 
enbigt die 3. mit Ablauf des nächltfolgen- 
den Werktagd. Man teilt bie Friften bejon- 
ders ein in peremtorifhe und bila: 
torifche, je nachdem bie Handlung, welche 
innerhalb der F. vorgenonmen werben 
ſoll, mit fruchtlofem Ablauf der F. ausge: 
ſchloſſen tft oder nicht. Eine duch das 
Geſetz beſtimmte peremtorifhe (au3: 
ſchließliche) F., welche nicht verlängert 
werden kann, wird Notfrift genannt. 

Sronen (Frohnen, —J en, 
Roböte, Bauerndienſte), dauernde 
perſönliche Dienſtleiſtungen, welche die 
Beſitzer beſtimmterLiegenſchaften, nament⸗ 
lich von Bauerngütern, oder die Bewohner 
eines gewiſſen Bezirks zum Vorteil eines 
andern zu leiſten verpflichtet find, jetzt meiſt 


habgelöſt. Zuweilen werden auch gewiſſe 
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öffentliche Leitungen als F. (Staat 8⸗ 
und Gemeindefronen) bezeichnet. Vgl. 
Kriegsleiftungen. 

Fueros (fpan., vom lat. forum, Markt⸗ 
platz, Gerichtsort), in ber jpanifchen Ge- 
richtsſprache Name der Gejeßbücdher und 
Sammlungen von Recdhtögewohnbeiten, 
Sonderrechte ber Stäbte ꝛc. Die F. ber 
Basken wurden 1876 aufgehoben. 

— — ſ. Konduitenliſte. 

undation (lat.), Gründung, Stif⸗ 
tung, Vermächtnis; fundieren, ſtiften, 
die Fonds zu etwas ammeifen. 

undberiht, ſ. Visum repertum. 

unddiebflahl, Unterfchlagung eines 
gefundenen Wert eyenflanbe. 

Sundierte Schu d, Schuld, zu beren 
Verzinfung und almählicher Tilgung eine 
beftimmte Einnahme angewiejen iſt; vgl. 
Schwebende Schuld. 

Fundſchein, ſ. Visum repertum. 

Fungible Sachen (Fungibilien, lat. 
Res fungibiles), im Rechtsweſen Sachen, 
welche nicht der Individualität, ſondern 
nur der Quantität nach in Betracht kom⸗ 
men (vertretbare Sachen, z. B. Geld, 
Getreide 2c.). 

Funktion (lat.), Thätigfeit, Amtsver⸗ 
richtung; funftionieren (fungie— 
ren), Amtsgejchäfte verrichten; Funk: 
tionär, Stellvertreter eine? Beamten. 

Fürſt (der Vorderſte, Oberftee, engl. 
the first, lat. Princeps), im Mittelalter 
und überhaupt zur Zeit des frühern Deut- 
ſchen Reichs Bezeichnung der geiftlichen und 
weltlichen Territorialherren, welche unter 
den Königen und Kurfürften, aber über 
den Grafen ftanden; alfo Abte, Bilchöfe, 
Herzöge, Pfalz, Land und Markgrafen. 
Auf dem —** Reichstag (I d.) war 
der Fürſtenrat diejenige Korporation, 
in welcher die Fürften vertreten waren. 
Zu anfang bie] es Jahrhundert wurde 
eine große Anzahl von Fürſten mebiati- 
fiert (f. Mediatifieren). Jetzt iſt F. 
einmal der Titel (»Durchlaucht«) derjeni⸗ 
gen Monarchen, welche im Rang nach den 
Herzögen folgen. Das betreffende Land 


Fueros — 


Fuſion. 


Schwarzburg⸗ Rudolſtadt, Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen, Waldeck, Reuß ältere 
Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg⸗ 
Lippe und Kippe). Auch in einigen nicht- 
regierenden Familien des hohen Adels führt 
das Haupt ber Familie den Kürftentitel. 
Am weitern Sinn wirb F. als gleichbes 
deutend mit Monarch überhaupt gebraucht, 
baber auch der Ausdrud Fürftentag für 
bie Verfammlung und Zufammenfunft 
tegierenber Herren, wie 3.2. der Fürſten⸗ 
tag, welcher 16. Aug. bis 2. Sept. 1863 
in en a. M. unter bem Borfit bes 
Kailers von Ofterreich flattfand und über 
eine Reform ber beutichen Bundesver⸗ 
faſſung beriet. Das heraldiſche Zeichen 


der Fürſtenwürde iſt ber Fürſtenhut, 
urſprünglich eine rote, mit Hermelin ver⸗ 


brämte Miüte, bei ſouveraͤnen Fürſten in 
eine offene Krone verwandelt. Vgl. Hüll: 
mann, Gejchichte und Urfprung ber deut; 
hen Fürſtenwürde (1842). 

Fürſtengericht, im alten beutfchen 
Reichsſtaatsrecht dag Gericht, welches der 
Kaifer jelbft oder an feiner Stelle ber 
Pfalzgraf bei Rhein unter Affiftenz der 
Reichsfürſten hielt über Verbrechen ber 
Reichsfürſten, welche Acht undRegierung®s 
entjeßung nach ſich zogen. Die Verfaſſung 
des Deutichen Reichs enthält in den Art. 
76 und 79 nur Beitimmungen über Strei: 
tigfeiten zwifchen verfchiedenen Staaten 
bes Reichs, fofern fie nicht privatrechtlicher 
Natur find, über Verfafjungsitreitigfeiten 
und Juſtizverweigerung; ; in ſolchen Fällen 
bat ber Bundesrat einzufchreiten. 

Furtum (Iat.), Diebitahl. 

Züflliere, unter Ludwig XIV. die mit 
dem fusil, Steinfchloßgewehr (anftatt ber 
Luntenmusfete), bewaffnete Infanterie; 
in der deutfchen Armee das 3. Bataillon der 
Zinienregimenter ſowie ein Regiment je: 
des Armeekorps (mit ſchwarzem Lederzeug). 
Füſilieren, ſtandrechtlich erſchießen. 

Fufion (lat.), Verſchmelzung, z. B. bie 
Verſchmelzung und Vereinigung verſchie⸗ 
dener Staatsanlehen zu einer gemeinſa⸗ 
men Anleihe; auch die Verſchmelzung ver⸗ 


heißt Fürſtentum (im Deutſchen Reich: ſchiedener Parteien. 


Gage — Gebühren. 
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©. 


Gage (franz., ipr. gahſche), Gehalt, be⸗ 
fonders ber Offiziere, Schiffskapitäne. 
Sant (Beraantung), der öffentliche 
Berfauf der Güter eines Überfchuldeten, 
auch ſ. v. w. Konkurs. Daber Sant: 
haus, Verfteigerungshaus; Gantmei- 
fter, Auftionator; Gantregifter, Aul- 
tionsfatalog; Gantmann, Konkurs: 
ſchuldner. 
Garantie (franz.), die Verbindlichkeit, 
für die Dauer eines Zuſtands oder für den 
Eintritt eines Ereigniſſes einzuſtehen. Im 
öffentlichen Recht kommt die Garantie viel⸗ 
fach als das Eintreten des Staats für ein 
Privatunternehmen vor (ſ. Sta atsga⸗ 
rantie). Ferner ſpricht man von ſtaats⸗ 
rechtlichen und von konſtitutionellen Ga⸗ 
rantien, durch welche die Stärke und die 
Erhaltung der Staatsverfaſſung, aber auch 
die Sicherung der Volksrechte insbeſon⸗ 
bere des Mitwirkungsrechts bei der Geſetz⸗ 
gebung und des Steuerbewilligungsrecht2, 
bezwedt wird. Derartige Tonititutionelle 
Garantien find in allen modernen Verfaſ⸗ 
fungsurfunden enthalten (vgl. Grund: 
rechte). Im Deutjchen Reich ift neuer: 
dings auch nicht felten von föberativen 
Garantien die Rede, worunter Beſtimmun⸗ 
gen und Maßnahmen verſtanden werden, 
welche die Erhaltung der den Einzelſtaaten 
verbliebenen Selbſtaͤndigkeit bezwecken, wie 
3. B. der Franckenſteinſche Antrag (ſ. d.). 
Am Völkerrecht iſt die Garantie zumeiſt ein 
Nebenvertrag, durch welchen eine Staats⸗ 
regierung oder mehrere fremde Mächte zu 
Gunſten und im Intereſſe eines Staats 
bie Gewährſchaft für die Erfüllung eines 
Hauptvertrags, namentligeinesigriedend 
vertrags, übernehmen. So ift z. B. im 
Londoner Vertrag von 1867 die Neutra- 
lität Luremburgs von ben Großmächten 
garantiert worden. In frühern Zeiten ift 
mit folcden Garantien auch viel Mißbrauch 
etrieben worden. Sp waren im Welt: 
älifchen Frieden Frankreich und Schweden 
zu Garanten dieſes Friedens beitimmt, 
und ebendies wurde von jenen Mächten 
vielfach als Hanbhabe zu Einmifchungen 
in deutfche Angelegenheiten benußt. 
Staatslexikon. 


Garantieren (franz.), Gewähr leiſten, 
für etwas einſtehen, haften. 
Garantievertrag, f. Allianz. 
Garde (franz.), eigentlich die Leibwache 
des Monarchen, dann beſonders auserleſene 
Truppe, wie ſie in Preußen, Großbritan⸗ 
nien und Rußland beſteht, während die 
franzöſiſche Kaiſergarde nach 1871 nicht 
wieder formiert worden iſt. In Preußen 
beſteht ein beſonderes Gardekorps mit 
dem Generalkommando in Berlin. Ein 
Kavallerieregiment desſelben führt die 
Bezeichnung G. du corps. Das Garde⸗ 
korps ift nicht auf einen [peziellen Bezirk 
beihränft, fondern bezieht feine ausneh⸗ 
mend gut gewachlenen, gleichmäßig großen 
en aus dem ganzen Land. 
Garnifon (franz.), bleibende Truppen 
befatung eine? Orts ſowie diefer Ort felbit. 
Gerrotte (franz, Spar. garrote, 
»MWürgichraubee«), bie in Spanien übliche 
Todesſtrafe, wobei der Verbrecher mittelit 
eines um den Hals gerepten Halseiſens 
durch Bruch der Halswirbel getötet wird. 
Garrottieren, mittelſt der G. hinrich⸗ 
ten; auch Bezeichnung für Raubanfälle, 
bei welchen dem Opfer die Kehle zurück⸗ 
gedrückt wird. 
Gebandeſtener, 1. Steuern. 
Gebühren, die für die Benutzung ge⸗ 
wiſſer öffentlicher Einrichtungen und für 
beſtimmte Dienſtleiſtungen öffentlich an⸗ 
geſtellter Perſonen & entrichtenden Be⸗ 
träge. Derartige ©. werden teil? zur 
Staͤatskaſſe erhoben, wie namentlich die 
Gerichtskoſten oder Sporteln, die ©. für 
Benutzung von Staatsunterrichtzanftal- 
ten, die ©. für Benugung der Poſt⸗ und 
Telegraphenanftalten, die ©. bei Ber: 
leihung gewerblicher Konzeſſionen ze. , teils 
fließen ſie in die Gemeindekaſſen, ſo die G. 
bei Aufnahme in den Gemeindeverband, 
die G. für Benutzung von Standplätzen 
auf Märkten, die Chauſſeegelder, Brücken⸗ 
zölle u. dgl., teils endlich ſind gewiſſe Per⸗ 
jonen unmittelbar zur Erhebung von ©. 
befugt. Dahin gehören 3. B. die fogen. 
Stolgebühren ber Geiftlihen, wo fie noch 
Sefteken, die ©; der Rechtsanwälte, der 
13 
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Gerichtsvollzieher, ber Notare, die ©. ber 
Zeugen und Sachverſtändigen. Derftegel 
nach find diefe ©. durch Tarife oder Tar: 
ordnungen feitgefeßt. Für das Deutiche 
Neich insbefondere find die mit dem Ge⸗ 
richtswefen im Zuſammenhang ftehenben 
&. neuerdings durch eine Seide von Ge: 
ſetzen jefigeliet worden, nämlid) Durch dag 
GSerichtsfoftengefeß vom 18. uni 1878, 
bie Gebührenordnung für bie Gerichtsvoll⸗ 
zieher von 24. Juni 1878, die Gebühren: 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
vom 30. Juni 1878 und die Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwalte vom 7. Juli 
1879. Leider find diefe ©. zum Teil offen- 
bar zu hoch gegriffen, fo daß dadurch eine 
allzu große Belaſtung des Volks und eine 
— der Rechtshilfe bewirkt wor⸗ 
den ſind. Man hat daher eine Herabſetzung 
dieſer G., namentlich derjenigen, welche 
die Gerichtsvollzieher beziehen, vielfach in 
Anregung gebracht, und auch der Reichs⸗ 
tag und die verbündeten deutſchen Regie⸗ 
rungen find dieſem Gedanken bereits näher 
getreten. S. auch Statiſtiſche Gebühr. 

Geburtsregiſter, ſ. Standesbe— 
amter. 

Geburtsflände, ſ. Stände. 

Beſangen haltung eines Menſchen, 
d. h. die vorübergehende oder dauernde 
Entziehung der perſönlichen Freiheit, kann 
nur dann als gerechtfertigt erſcheinen, 
wenn der Gefangene das Recht auf die 
perſönliche Freiheit irgendwie verwirkt 
und der ihn gefangen Haltende hierzu ein 
Recht hat. Eine derartige Befugnis kann 
aber auf verſchiedene Weiſe, ſei es in einer 
amtlichen Stellung, ſei es in einem Züch⸗ 
tigungsrecht oder in ber Fürforge für 
einen Geiftesfranfen, begründet fein. Fehlt 
es aber an einer jolchen Berechtigung, fo 
ericheint die G. als ein widerrechtlicher Ein⸗ 
griff in die perſönliche Freiheit und, wo⸗ 
fern ſie ſich nicht etwa als das Verübungs⸗ 
mittel eines anderweiten Verbrechens bar: 
ſtellt, ſchon an und für fich als ſtrafbares 
Vergehen. Das eutiche Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch insbeſondere (G 239) ſtraft denjenigen, 
welcher vorſätzlich und widerrechtlich einen 
Menſchen einfperrt oder auf andre Weife 
des Gebrauchd der perjönlichen Freiheit 


Geburtsregifter — Gefängnizftrafe. 


Hat aber bie Freiheitsentziehung über 
eine Woche gebauert, oder warb dadurch 
eine ſchwere Körperverlegung bes der Frei⸗ 
beit Beraubten verurfacht, fo tritt Zucht: 
bausftrafe bis zu 10 Jahren und bei 
mildernden Umftänden Grefängnieftrafe 
nicht unter einem Monat ein. Befonbers 
ftrafbar erfcheint es aber, wenn die wiber- 
rechtliche ©. von einem Beamten ausgeht. 
Es ſoll dann die Beftrafung zwar nad) 
Mafgabe des ) 239 erfolgen, aber min⸗ 
deſtens eine Gefän niöftrare von drei Mo⸗ 
naten eintreten ($ 341). Auch kann in 
letzterm Fall neben ber Gefängnisftrafe 
auf Verluft der Fähigkeit zur Belleidun 
öffentlicher Amter auf die Dauer von 
bis Air 5 Jahren erkannt werben. 
efüngnißarbeit, die Anfertigung in- 
duftrieller Artikel in den Gefängnisanſtal⸗ 
ten. Die Trage, in welchem Umfang bie 
©. überhaupt zuläffig, und wie eine Schä- 
bigung ber freien Arbeiter Durch biefelbe zu 
vermeiden jet, ift meuerdings viel erörtert 
worden, beſonders feitbem bie Sozial: 
bemofraten die Regelung ber ©. in ihr 
Programm mit aufgenommen haben. 
Namentlich ift e8 die zur ©. allerdings 
fehr geeignete und in ben preußifchen Ge⸗ 
fängniffen vielfach betriebene Zigarrenfa- 
brifation, deren Einſchränkung gewünſcht 
wird. Übrigens hat eine neuerdings an- 
eitellte Enquete dargethan, daß die Kon: 
urrenz, welche dem freien Arbeiterftand 
durch die ©. erwächft, vielfach übertrieben 
worben ift. ebenfalls ift es aber richtig, 
daß die G. welche aus finanziellen, ftraf- 
politifchen und volkswirtſchaftlichen Grün⸗ 
den nicht abgejchafft werden Tann, doch 
möglichſt fo eingerichtet werbe, daß be⸗ 
ſtimmte einzelne Branchen ber freien Ar: 
beit vor Schädigung bewahrt bleiben. 
Gefängnisfirafe, im weitern Siun 
überhaupt Bezeichnung für diejenigen 
Strafen, welche in Entziehung der un 
heit beftehen. Im engern Sinn veriteht 
man nad) dem deutfchen Strafſyſtem bar: 
unter eine befonbere, minber jchwere Art 
ber Freibeitsftrafe. Diele G. welche leich- 
ter als die Zuchthausftrafe und ſchwerer 
als die Feſtungshaft und die einfache Haft, 
aber binfichtlich der Dauer zumeiit von ber 


beraubt, mit Gefängnis bis zu d Jahren. Feltungshaft übertroffen wird, kann nadı 





Gefängnisweſen — Geijel. 


dem deutſchen Strafgeſetzbuch in einem 
Minimum von einem Tag und in einem 
Maximum von fünf Jahren erkannt wer⸗ 
den. Die alſo Beſtraften können auf eine 
ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen an: 
gemeflene Weife, jeboch außerhalb ver Ge⸗ 
fangenanftalt nur mit ihrer Zuftimmung, 
beſchäftigt werden. Auf ihr Verlangen find 
bie Sträflinge in dieſer Weife zu befchäf- 
tigen. Die ©. kann ganz ober teilweife in 
Einzelbaft vollzogen werben. Auch Tann 
ein zu längerer ©. Verurteilter, nachdem 
er brei Vierteile, mindeſtens aber ein Jahr 
der Strafe verbüßt und ſich während diefer 
‚ Zeit gut geführt hat, mit feiner Zuftim- 
mung vorläufig entlaffen werden; doch 
Tann dieſe vorläufige Entlafjung (fogen. 
Beurlaubungsſyſtem), welde dürch 
bie oberſte Juſtizaufſichtsbehörde beſtimmt 
wird, bei ſchlechter Führung des Sträf: 
lings von jener Behörde widerrufen wer⸗ 
ben, ebenjo wenn er ben ihm bei der Ent⸗ 
laſſung auferlegten- Verpflichtungen zu⸗ 
widerhantelt. Das Verhältnis der ©. 
zur Zuchthausſtrafe und zur Feſtungshaft 
wird fo berechnet, Daß acht Monate Zucht: 
haus einer einjährigen G. und acht Mo⸗ 
nate G. einer einjaͤhrigen Feſtyngeha 
gleich erachtet werden. Vgl. Deutſches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, SS 16, 21 ff. Val. 
Freiheitsſtrafe. 
Gefüngnisweſen,ſ.Freiheitsſtrafe. 
Gefreiter (Führer), unterſte militä⸗ 
riſche Charge; Obergefreite bei ver Ar: 
tillerie undden Pionieren bie Rächfthöhern. 
Gegenprobe, bei Abftimmungen, deren 
Reſultat zweifelhaft ift oder doch genauer 
feftgeftellt werben foll, die umgelehrte Ab⸗ 
fimmung, um auf dem entgegengefeßten 
Weg wie bei ver erften Abſtimmung da$- 
felbe Refultat zu erlangen. Wer alfo 3.2. 
bei der Hauptabftinmung für einen An⸗ 
trag mit »Sa« 
bei der ©. mit »Nein« und umgekehrt der- 
jenige, welcher bei der erften Abftimmung 
ein »Nein« votierte, bei der ©. ein »Ja«. 
Gegenfäreiber, ſ. Kontrolle. 
Gegenzeichnung (Kontrafignatur), 
die Mitunterfchrift einer Iandesherrlichen 
Verfügung durch einen oder einige Mi- 
nifter, welch leßtere dadurch die Verant⸗ 
wortlichkeit für ben Anhalt jener Ber: 


geltimmt bat, ftimmt nun | 5 
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mei übernehmen. Selbft in ber fon- 
itutionelen Monarchie nämlich ift der 
Monarch völlig unverantwortlich. Gleich: 
wohl muß aber ww der Kammer gegens 
über eine für bie jtaatsrechtlichen Akte 
desjelben verantwortliche Berfon vorhan⸗ 
den fein, da ja fonft das Mitwirkungs⸗ 
recht der Stände bei der Geſetzgebung und 
bei der Staatsverwaltung und ihre Kon⸗ 
trolfbefugniß in Anfehung der lettern 
völlig iNuforifch werden könnten. Diefe 
Berantwortlichfeit wirb durch die ©. her: 
eftellt. So bedürfen auch nach ber deut⸗ 
hen Reichöverfaflung vom 16. April 1871 
(Art. 17) die vom Kaifer im Namen des 
Reichs erlafienen Anorbnungen und Ver: 
fügungen der ©. des Reichskanzlers, wel- 
her dadurch die Verantwortlichkeit über: 
nimmt. Keiner ©. bebarf e8 bei ſolchen 
Alten des Monarchen, bei welchen den 
Ständen überhaupt Teinerlei Mitwirfung 
oder Kontrolle zufteht, alſo z. B. bei Stan- 
deserhöhungen, bei der Verleihung von 
Drden und Ehrenzeichen, bei Ausübung 
bes militärifchen Oberbefehls 2c. Dagegen 
wird die Kontrafignatur bei Ausübung 
des Begnadigungsrechts und bei der Er: 
nennung von Staatsbeamten, insbeſon⸗ 
dere aud) bei der Ernennung ber Minifter. | 
für nötig erachtet. 

814— me Polizei, ſ. Polizei. 

Geheimer Rat, früher Mitglied des 
Geheimeratskollegiums, jetzt meiſt Titel 
ber oberſten Staatsbeamten, als der Mi- 
niſter, Präſidenten ⁊c., in Äſterreich, 
Sachſen und andern deutſchen Staaten, 
mit welchem häufig Sitz und Stimme im 
Miniſterium verbunden ſind, was dann 
oft durch den Zuſatz wirklicher ausge—⸗ 
drückt wird. Der Wirkliche Geheime Rat 
hat le ch das Präbifat Erzellenz. 

ot e eines Verbrechers, ſ. Bei: 
i 


e. 
Geifel (lat. Obses), Leibbürge, ein 
mit feiner Berfon für die Erfüllung einer 
Vereinbarung oder für bie Sicherheit 
andrer Haftender. Auf die frühere Sitte, 
ih durch Geifeln ber Treue zu verfichern 
und vor feindfeliger Hanblungsweife ficher- 
uftellen, ift man im beutfchefranzöfiichen 
tieg zurüdgefommen, indem man id) 
beutteherfeits gegen bie Gefaur heimlich 
% 
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überfallen zu werben, dadurch ficherte, daß 
man angefehene Einwohner als Geifeln 
(ötages) nit fortnahm, auch wohl auf 
den Lokomotiven mitfahren ließ, um fo 
die Bevölferung von einer Gefährbung ber 
Eifenbahntransporte abzuhalten. Die Er: 
mordung der Geifeln, namentlich bes Erz- 
biſchofs Darboy, war bie [chredlichite That 
der Barifer Kommune von 1871. 

Geldhandel, ß Handel. 

Geldherrſchaft (GGeldoligarchie), ſ. 
Plutokratie. 

Geldſtrafe (Geldbuße), welche in 
der Verurteilung eines Schuldigen zur 
ezung eines beſtimmten Geldbetraͤgs 
beſteht, kommt nicht nur als öffentliche 
Strafe bei leichtern ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen, namentlich bei Übertretungen,, fon= 

ern auch als Polizei-, Disziplinarz, 

Drdnungs= und Konventionalftrafe vor. 
Nach den: beutfchen Reichsſtrafgeſetzbuch 
(85 27 ff.) ift der Mindeſtbetrag ber ©. 
bei Verbrechen und Vergehen 3 ME., bei 
Übertretungen 1 ME. 

Geleit, in früheren Zeiten ber feitens 
der Stantsgewalt innerhalb bes Staats: 
gebiets ausdrüdlich gewährte Schuß, fei 
e8 durch urkundliche Zuſicherung (Ge: 
leitsbrief), ſei es durch Verwilligung 
einer bewaffneten Begleitung. Freies 
oder ſicheres G. wurde im Mittelalter 
zuweilen einem en inter gewährt, 
um ihn zu veranlafien, 19 por Gericht zu 
ftellen. Der Angeflagte Tonnte alsdann 
ungefährdet vor Gericht erfcheinen und 
ebenjo wieber abziehen. Auch jett noch 
kann ein Gericht nach ber deutſchen Straf: 
prozeßordnung ($ 337) einem abweſenden 
Beſchuldigten ficheres ©. erteilen; e8 kann 
biefe Erteilung an Bedingungen knüpfen. 
Das fihere G., welches fo erteilt wird, 

ewährt Befreiung von ber Unterfuhungs: 
—* jedoch nur in Anſehung derjenigen 
ſtrafbaren genblung, für welche dasſelbe 
erteilt ift. Es erlifcht, wenn ein auf Frei⸗ 
heitsftrafe Yautendes Urteil ergeht, wenn 
der Beichuldigte Anftalten zur Flucht trifft, 
oder wenn er die Bedingungen nicht erfüllt, 
unter welchen ihm das fihere ©. erteilt 
worden ift. 

Gemeinde (Kommune), Gemein: 
wejen, welchem die Verwirklichung der 
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politifhen Aufgaben in ber Fleinften ört- 
lihen Begrenzung obliegt. Durch biefe 
räumliche de ihräntung unterfcheidet fich 
die &. namentlich) von dem Staat, wel- 
her ein mehr oder weniger großes Gebiet 
umfaßt. Aber auch dadurch ıft die ©. vom 
Staat verfchieben, baß ber letztere alle po⸗ 
litiſchen Aufgaben in ben Bereich feiner 
Thätigfeit hineinzieht, während die Ge⸗ 
meinden als Unterabteilungen bes Staats 
nur gewifle politifche Aufgaben tealifieren 
follen. Dies gilt namentlich von dem Ge- 
biet der innern und ber finanziellen Ber: 
waltung (f. d.). Den Gemeinden ift ins- 
befonbere die Ortspolizei übertragen, auss _ 
genommen größere Stabtgemeinden, in 
denen zumeiſt befonbere ftantliche Polizei: 
verwaltungen (Bolizeipräfibien) beftehen. 
Sodann tft den Gemeinden bie Verwal: 
tung bes Schulweſens, namentlidy bed 
Volksſchulweſens, in einem gewiſſen Um⸗ 
fang überlaſſen. Die G. iſt das haupt⸗ 
ſächlichſte Organ der Armenpflege. Dazu 
kommt die Fuͤrſorge für öffentliche Stra⸗ 
Ben, ſonſtige gemeinnützige Anſtalten und 
ür bie zahlreichen Gegenſtände, welche in 
en Kreis ber Ortspolizei ee (. Boli: 
je i). Während aber früher bie Gemein: 
en von ber Staatsbehörbe in Angitlicher 
Meife bevormundet wurden, hat ſich neuer: 
dings das Streben geltend gemacht, die Ge⸗ 
meinben felbftändiger zu ftellen, wenn Wir 
bie Oberaufficht des Staats nicht gänzli 
hinwegfallen fann, ba außerdem ein Staat 
im Staat entſtehen würbe. Insbeſondere 
bat die ©. im modernen Rechtsflaat die 
Befugnis, unter ftaatliher Oberauflicht 
ihre Obrigfeiten zu beſtellen, ihr Vermö⸗ 
en zu verwalten und durch autonomis 
die eftimmungen bie eigne Gemeinde- 
verfaffung weiter auszubilden (f. Auto: 
nomie). Dabei ift aber zu beachten, daß 
neben ben politifhen auch wirtichaftliche 
Aufgaben der ©. vorkommen. Nament: 
ih haben fich in Deutſchland noch Über: 
refte der alten Markgemeinden erhalten, 
welche gemeinfchaftlihes Land gemeinfam 
befaßen und bewirtfchaftet haben. So ent⸗ 
fteht der in manchen Gegenden noch vor: 
ganbene Unterſchied zwiſchen ber po= 
itifhen ©. und einer fogen. Real-, 
Alt-, Nukungdgemeinde x, 
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indem bie Iebtere diejenigen Flurgenoffen 
umfaßt, welche in ausfchließlicher Weile 
an dem Vermögen biefer Sondergemeinde 
beteiligt find (j. Allmande). Im Ge: 
genfaß zu jenem ögensfompfer wirb 
08 Vermögen ber politiihen G. Käm⸗ 
mereivermögen genannt. Wo ferner 
bie Kräfte einer einzelnen ©. zur Aus- 
führung jener Aufgaben nicht ausreichen, 
fommen Gemeindeverbände (Samtge: 
meinden) vor, wie Schul:, Armenz, 
Weges, Deichgemeinden ꝛc. In Preußen 
beftehben auch zur Ausübung ber Orts: 
polizei Gemeindeverbänbe, für welche ein 
befonberer Beamter ald Organ ber fogen. 
Amtsgemeinde zur Handhabung ber 
Ortspolizei beftellt ift (j. Amtsvor- 
fteher). Aber auch in Süddeutſchland 
find vielfach mehrere Ortichaften zu einer 
G. vereinigt. Verſchieden davon find die 
Gemeinbeverbände (Kommunalver: 
bänbe) höherer Ordnung, welcden bie 
Selbftverwaltung (j. d.) in größern Ber 
zirfen (Kreis, Bezirk, Provinz) über- 
tragen ift (f. Kreis). Der Unter: 
ſchied zwiſchen Stadt⸗ und Lanb: 
(Dorf⸗) Gemeinde iſt in neuerer Zeit 
weniger bedeutungsvoll. Es iſt faſt nur 
noch die Verfaſſung, welche hier eine we⸗ 
ſentliche Verſchiedenheit ausmacht. In 
den Siädten, wenigſtens in den größern 
Stadtgemeinden, beſtehen nämlich regel⸗ 
mäßig zwei Organe ber Kommunalver⸗ 
waltung: ein follegialiiher Magiftrat 
(Stabtrat) und ein Kollegium der 
tabtverorbnneten (Öemeinberat, 
Bürgerausfhuß, ftädtifher Aus: 
ſchuß). Lebteres bat das Recht der Kon- 
trolle und ber Zuftimmung zu wichtigern 
Verwaltungsakten. Der Magiſtrat iſt die 
Exekutivbehörde. Er beſteht aus einem 
Bürgermeifter und deſſen Stellvertre⸗ 
ter oder Beigeordneten (zweiten Bür⸗ 
germeiſter). Dazu kommen in größern 
Stadtgemeinden Stadträte, die wenigſtens 
um Teil Berufsbeamte und als ſolche be⸗ 
Folder find. Die Mitglieder ber Stadtver: 
orbnietenverfammlung dagegen befleiden 
ihr Amt als ein unbejoldeteg Ehrenamt. 
Sie gehen aus Wahlen ber gefamten Bür- 
gerichaft hervor, während die Magiſtrats⸗ 
perfonen regelmäßig durch bie Stadiverorb- 
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neten und nur ausnahmsweiſe von ber ge: 
famten Bürgerfchaft gewählt werben. In 
den Landgemeinden fteht ein einzelner Ge⸗ 
meindebeamter an ber Spiße der Verwal: 
tung ai rgermeifter, Schultheiß, 
Schulze). Die Funktionen der Stadt- 
vergröneten aber werden in ganz Fleinen 
Landgemeinden burch die ganze ©. (Ge: 
meinbeverfammlung), in größern 
durch einen Gemeindeausfhuß (Ge⸗ 
meinderat) wahrgenommen. In mans 
hen Gegenden iſt übrigens ber Unterjchied 
der Organifation der Stadt= und Land⸗ 
gemeinden mehr oder weniger befeitigt. 
Zu den Gemeinbevorftänden treten dann 
gewilfe Gemeinbebeamte, Ausſchüſſe, De- 
putationen, Bezirksvorſteher u. a. hinzu. 
Die Gemeinbeverfaflung ift in den meijten 
Staaten dur umfafjende Gemeindege- 
jebe (Gemeindeorbnungen) geregelt. 
Eine allgemeine Gemeindeordnung für 
die preußifche Monarchie fteht jedoch noch 
aus. Was die Gemeindbeangehörigfeit 
anbetrifft, fo war bis in die neuefte Zeit 
ber Unterjchieb zwifchen der bloßen Ge⸗ 
meindeangebörigfeit (Heimatsredht) 
und bem Gemeindebürgerredt (in 
Dorfgemeinden auch Nachbarrecht ge: 
nannt) von wejentlicher Bebeutung. Er: 
ſteres gewährte die Befugnis, fich Dauernd 
in der ©. aufzuhalten, bie Gemeindean⸗ 
ftalten zu benußen, Grundbeſitz in ber ©. 
zu erwerben, ein Gewerbe daſelbſt zu be- 
treiben, fih in der ©. zu verheiraten, 
namentlich aber das Recht, im Fall der 
Berarmung von der ©. Unterftügung bes 
anſpruchen zu können. Die Gemeinde: 
bürger (Aktiv-, VBollbürger) beſaßen 
Dagegen außer den Befugniffen, welche 
dag Heimatsrecht gewährt (j. Heimat), 
nod) bie aftiven und paſſiven Wahlrechte 
in Anfehung ber Gemeindeäimter. Fir 
ben Erwerb diefer Rechte mußte regel- 
mäßig ein befondere® Bürger, Ein: 

ugs⸗, nahbargelb entrichtet werden. 

n manchen Ländern famen daneben noch 
jogen. Schutzgenoſſen (Schutzbür— 
ger) vor, welchen nur das Recht des 
Aufenthalts und der Mitbenutzung der 
Gemeindeanftalten zuſtand. Allein dieſe 
Verhältniſſe haben eine durchgreifende Ver: 
änderung durch die (nord⸗) deutſche Bun: 
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des⸗( Reichs⸗) Gefebgebungerlitten, welche 
das Heimatsrecht als bie Grundlage ber 
Armenverforgung aufgegeben (f. Inter: 
ſtützungswohnſitz) und mit dem Prin⸗ 
zip der Freizügigkeit (ſ. d.) und der Ge⸗ 
ana (edge hund) 
bie Niederlaflungsverhältniffe nach dem 
Grundſatz freier Bewegung georbnet bat. 
Das Heimatsrecht bat dadurch faft alle 
Bebeutung verloren, während das Ge 
meinbebürgerrecht nach wie vor in An⸗ 
ſehung ber Wahlrechte von Wichtigkeit ge- 
blieben ift. 

Gemeines Reit, f. Recht. 

Gemeinheitsteilung, die Verteilung 
von Ländereien, welche zuvor von bein An= 
gehörigen ober von einer gewillen Klafie 
der Angehörigen einer Gemeinde ober 
mehrerer Gemeinden benutzt wurbe, wie 
Feld, Weideland, Waldungen u. dgl. Die 
Trage, welches Rechtsverhältnis in jol- 
chen Fällen vorliege, ob Eigentums= oder 
Nutzungsrechte, Eigentum der Gemeinde 
oder ber Berechtigten, beantwortet fich ver- 
ſchieden, je nady ben Umftänben des fpe- 
ziellen Falles. Die moderne Gefebgebung 
ift aber darauf bebadht geweſen, dieſe 
den Verhältniſſen ber Neuzeit wenig an⸗ 
gemeſſenen Zuſtände zu befeitigen und 
war im Weg der ©.; zahlreiche Gemein- 
beitsteilun Zordnungen, Gemeinbeorb: 
nungen, Rulturmandate, Ablöfungsge- 
fee 2c., welche fich hierauf beziehen, find 
in den einzelnen Staaten ergangen. Vgl. 
Stein, Berwaltungslehre, Zeil 7, 
©. 253 ff. (1868). 

Gemeinihuldner (Kridar), ber in 
Konfurs (f. d.) verfallene Fallit oder 
Banfrottierer. 

Gemiſihte Ehen, Chen zwiſchen Be: 
fennern verfchiedener Religionen, befon: 
der? verſchiedener hriftlicher Konfeffionen, 
z.B. zwiſchen Katholifen und Broteftanten. 

Gendarm (franz., ſpr. ichangdarm), mili- 
tärifcher Polizeibeamter zu Fuß oder zu 
Pferd, meifl dem Miniſterium bes Innern 
unterftelt. Bgl. Winkelmann, Der 
Gendarmeriedienft (1879). 

Genenlogie (griech, Geſchlechter⸗ 
kunde), die Wiſſenſchaft von Urſprung, 
Folge und Verwandtſchaft ber Geſchlech⸗ 
ter und zwar namentlich fürſtlicher oder 
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adliger Geſchlechter. Zur Veranſchau⸗ 
lichung dienen die ge nenlogiigen Tas 
feln, Gefhledhts- oder Stammta- 
feln (Stammbäume). Die erfte wiſ⸗ 
fenichaftlihe Behandlung ber G. rührt 
von Hübner ber (»Genealogifche Tabelle«, 
1725 ff., 43 de.) ; ihm folgten ber »Gothai- 
fche genealogiſche Hoffalender« (feit-1764 
jährlich erfheinend), das »Genealogifche 
Tafchenbuch ber deutichen gräflichen (feit 
1825) und ber deutſchen freiberrlichen 
Häufer« (feit 1848), ebenfalls in Gotha 
erſcheinend. Vgl. auh Hopf, Genealogi- 
cher Atlas (1858—61, 2 Bde); Ortel, 
Genealogifhe Tabellen (3. Aufl. 1877); 
v. Behr, ©. der in Europa regierenden 
hub (2. Aufl. 1870). 
Genehmbaltung, |. Ratihabition. 
General (lat.), allgemein, im Gegen: 
jaß zu fpeziell ober ſpezial, daher vielfach 
in Aufammenfegungen gebraucht, 3. B. 
Generaldebatte, Generaldiskuſ— 
ſion, im Gegenſatz zur Spezialdiskuſſion 
(ſ. Debatt ed); Generalhypothek, 
Pfandrecht am ganzen Vermögen, im 
Gegenfag zur Spezialhypothef; Gene: 
ralvollmadt, der Auftrag, eine Perſon 
in allen rechtlihen Angelegenheiten zu 
vertreten, im Gegenfaß zur Spezialvoll- 
madt. Außerben wird der Ausbrud ©. 
in Zufammenfeßungen häufig als gleich⸗ 


bedeutend mit Haupt: oder Ober: ge 
braucht, 3. B.: Generalgouverneur, Ge⸗ 
neralarzt, Generalauditeur, General- 


intendant, Generalfuperintendent; daher 
auch Generalverjammlung (Plenar⸗ 
verſammlung), die Hauptverſammlung 
von Vereinen, Aktiengeſellſchaften und 
Genoſſenſchaften, zu welcher ſämtliche 
Mitglieder ſtatutenmäßig zu laden ſind, 
und in der über PRRA N Auflöfung, 
Organifation, Sahresrehnung, Wah— 
len 2c. zu befchließen ift. 

General (franz. General, vom lat. ge- 
neralis), Offizier der oberften Rangitufe. 
Die Generalität, d. h. die Gefamtheit 
ber Öenerale, zerfällt in verichiedene Rang: 
ftufen, und zwar wird in Deutſchland auf: 
fteigend unterfchieden zwifchen Generals 
major, Generalleutnant (in Öſter⸗ 
reich Feldmarſchallleutnant), ©. 
der Infanterie oder Kavallerie (in Oſter⸗ 
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reich nur bei ber Kavallerie G. fonft Feld⸗ 

eugmeifter genannt). Den höchſten 

ang nimmt ber Generalfeldmar: 
ſchall ein, welchem in Deutjchland ‚und 
DOfterreich dev Generaloberft der In: 
fanterie oder Kavallerie und der Gene: 
ralfeldzeugm eiſter gleichſtehen, beides 
mehr Ehrentitel der Inſpekteure der Ar⸗ 
mee oder einzelner Waffen. Komman⸗ 
bierender ©., ber G., welcher an ber 
Spite de? Generalfommandos eines 
Armeekorps fteht. Übrigens wird aud) der 
Oberſte gewiſſer geiftlicher Orden G. Or⸗ 
densgeneral)genannt, insbeſondere der 
Jeſuitengeneral. 

Generaladjutant, ſ. Adjutant. 

General court (engl., ſpr. dipennerät 
tohrt), in ben meiſten nardamerikaniſchen 
Staaten |. v. w. Parlament. 

Generalien (lat. Generalia), allge- 
meine Angelegenheiten, im Gegenfat zu 
Spezialfachen, insbefondere bei einer Be⸗ 
hörde Diejenigen Angelegenheiten, welche 
den Dienjt im allgemeinen anbetrefien, 
undworüber Generalakten ergeben, im 
Gegenſatz zu den einzelnen Angelegen: 
heiten, welche von ber betreffenden Behörbe 
verhandelt werden, und worüber Spe: 
zialaften ergeben. ©. (General: 
jragen) heißen auch die allgemeinen Fra⸗ 
gen (über Alter, Stand, Konfeſſion, Ge: 
burt3= und Wohnort 2c.), welche einer 
Perſon bei der gerichtlichen Vernehmung 
zunächſt vorgelegt werben, bevor auf bie 
Sache ſelbſt eingegangen wirb. 

Generaltonful, |. Konful. 

Generalpardon, ſ. v. w. Amneltie 
(f.Begnadigung). 

Generalrat (Conseil general), in 
Frankreich die fommunale Vertretung des 
Departements (f. d.). 

Generalfiaaten, ehebem in ben Nie: 
berlanden die von den PBrovinzialftänden 
gewählten Abgeorbnieten, welche Die Sou⸗ 
veränitätsrechte ber Republik ausübten, 
daher die letztere felbit oft jo bezeichnet 
wurdez jetzt Bezeichnung der Volfävertre- 
tung im Königreich ber Niederlande (f. d.). 
Bol. Etats gensraux. 

Generalftab, die zur Vorbereitung der 
friegerifchen Thätigfeit ber Armee und zur 
Unterftügung ber Heerfiihrer beftinimte 
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militäriiche Behörde. Derfelbe zerfäflt in 
ben fogen. Großen ©. für die ganze Ar: 
mee und in ben ©. für die einzelnen Trup⸗ 
penteile (Armeeforps und Divilionen). 
Generalpollmadt, |. Mandat. 
Genfer Konvention, eine 22. Aug. 
1864 in Genf abgefchloflene Übereinkunft 
zur möglichſten Milderung der mit dem 
Krieg ünzertrennlich verbundenen Übel. 
Damals vereinigten fi) Belgien, Düne: 
marf, Frankreich, Stalien, die Nieder: 
ande, die Schweiz und eine Anzaht deut⸗ 
ſcher Staaten mit Preußen an der Spitze 
dahin, daß im Fall eines Kriegs das Per⸗ 
ſonal der Lazarette, der Verbandplätze 
und ber Depots fo lange als neutral an⸗ 
zufehen fei, als e8 feinen Funktionen ob— 
liege und Verwundete aufzuheben und zu 
verpflegen babe. Nach vorbereitenden Ber: 
ſammlungen in Würzburg und in Paris 
traten 5. Okt. 1808 die Vertreter von 14 
Mächten wiederum in Genf zufammen, 
um 15 Zufagartifel zur Konvention zu 
beichließen, welche ſich hauptſächlich auf 
die Ausdehnung der lektern auf die Ma⸗ 
rine beziehen. Nachträglid, find der ©. 
K. alle europäifchen Mächte mit Einſchluß 
der Türkei und von außereuropäiſchen 
Ländern die Argentinifche Republik, Boli- 
via, Chile, Japan, Perfien und Peru, 
nicht aber die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, beigetreten. Das äußere 
Zeichen ber durch die ©. K. verbürgten 
Neutralität ift das rote Kreuz auf weißem 
Teld, für Gebäude, Verbandpläße 2c. auf 
einer Fahne, für Perſonen auf einer 
Armbinde. Am Anflug an die G. K. 
bat fich ingioilgen das Inſtitut der frei- 
willigen Krantenpflege mehr und mehr 
entwidelt und in ben einzelnen Ländern 
eine ausgedehnte Organijation erhalten. 
Bl. Esmarch, Über den Kampf der 
Humanität gegen bie Schreden des Kriegs 
(1869); Schmidt-Ernfthaufen, Das 
Prinzip der ©. 8. (1874); Lüder, Die 
G. K. 76); Knorr, Entwickelung 
und Geſtaltung des Heeresſanitätsweſens 
ber europäiſchen Staaten (18801. 
Genie (franz., ipr. id, v. lat. genius), 
ſchöpferiſche Geiftesfraft; dann Bezeich— 
nung für die Thätigkeit der Ingenieure 
insbeſondere, daher man im Staats⸗ und 
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oma von Genielorps (Inge⸗ 
nieurforp®) und von Genietruppen 
(Bionieren) ei. 
Genoffenihaften (Erwerbs: und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften), die 
auf Selbithilfe gegründeten wirtichaft- 
lichen Vereinigungen ober, wie das deutjche 
Genoſſenſchafts eich definiert, Geſellſchaf⸗ 
ten von nicht geichloffener Mitgliederzahl, 
welche die Förderung des Kredits, des Er: 
werbs oder der Wirtichaft ihrer Mitglie- 
der mittelft gemeinfhaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb3 bezwecken. Das Verdienſt, das 
Genoſſenſchaftsweſen in Deutfchland ein- 
eführt und zu hoher Blüte gebracht zu 
haben, gebührt Hermann Schulze (Des 
lieh), web. 29. Aug. 1808 zu Delitich, 
jegt in Potsdam als Anwalt ber deutſchen 
G. lebend, bis 1851 preußilcher Richter: 
beamter. Schulze gründete 1849 in fei- 
ner Baterftabt die erfte Affoziation, eine 
Kranfen= und Sterbefaffe. Derjelbe war 
dazu namentlich durch das englifche Vor: 
bild angeregt worden. Denn ſchon zu 
onfang dieſes Jahrhunderts hatten fich 
in England Bereinigungen pebitbet, welche 
gegenüber bem Gtoßfapital die Kräfte des 
Handwerker- und Arbeiterftands zu ſam⸗ 
meln und dem fleinen Mann eine gewiffe 
dfonomifche Selbftändigfeit zu fihern ſuch⸗ 
ten. Den erften Vorſchußverein gründete 
Schulze 1850 ebenfalls in Delitzſch. Selbft: 
hilfe und Solidarhaft find die Grundlagen 
diefer G., welche recht eigentlich für den 
Heinen Mann und für den Kleingewerbe- 
betrieb beftimmt find. Die meift nur ge⸗ 
ringe Krebitfähigfeit ber einzelnen Mit- 
glieder wird hier nämlich durch die Zuſam⸗ 
menfaffung derfelben in einer genojjen- 
ihaftlichen Vereinigung gehoben. So wird 
eine Gejamtfrebitfähigfeit hergeftellt, in- 
dem jedes Mitglied für bie Schulden ber 
Genoſſenſchaft mit feinem gefamten Ver: 
mögen einfteht. In ungemein raſcher 
Weiſe brach ſich dies Prinzip Bahn, und 
ſchon nach wenigen Jahren ſtand eine 
großartige Organiſation von Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften da. Durch 
die deutſche Partikulargeſetzgebung wurde 
das Genoſſenſchaftsweſen ſchon 1867, na⸗ 
mentlich in Preußen und in einigen an⸗ 
dern beutfchen Staaten, geſetzlich geregelt, 
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bis dann das norddeutſche Bundesgeſetz 
vom 4. Juli 1868, betreffend die privat⸗ 
rechtliche Stellung ber Erwerbs: und 
Wirtichaftsgenofienfchaften, zunächſt für 
Norddeutſchland einheitliche Normen gab, 
die nunmehr auf das ganze Deutfche Reich 
ausgedehnt find. Hiernach gelten ©. ſo⸗ 
weit dad Geſetz nicht abweichende Vor⸗ 
ſchriften enthält, ala Kaufleute im Sinn 
des deutſchen Handelsgeſetzbuchs. Sie 
können unter ihrer Firma Rechte erwer⸗ 
ben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigen⸗ 
tum und andre dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken erwerben, vor Gericht klagen und 
verklagt werden. Allein dieſe Stellung 
einer juriſtiſchen Perſon hat nur die ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaft. 

ur Gründung der Genoſſenſchaft be⸗ 
darf es der ſchriftlichen Abfaſſung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags (Statuts) und der An⸗ 
nahme einer gemeinſchaftlichen Firma. 
Dieſe letztere muß vom Gegenſtand der 
Unternehmung entlehnt ſein und die a 
ſätzliche Bezeihnung »eingetragene Ge⸗ 
noſſenſchaft« (3. B. Vorſchußverein zu 
Krefeld, eingetragene Genoſſenſchaft De 
gekürzt e. G.)) enthalten. Der Gejell- 
jchaftsvertrag aber muß bei bem Handels⸗ 
gericht, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft 
ihren Sit bat, nebit dem Mitglieberver: 
zeichnig durch den Vorſtand eingereicht 
werden. Er muß hierauf von den Ges 
tigt in dad Genoſſenſchaftsregiſter, 
welche8, wo ein Handelsregiſter eriftiert, 
einen Teil bes letztern bildet, eingetragen 
und im Auszug veröffentlicht werden. Das 
Genofienfchaftsgejeß, welches nicht nur 
von ber Errichtung ber Genoflenfchait, ſon⸗ 
dern auch von den Rechtsverhältniſſen ber 
Genoſſenſchafter untereinander, von ben 
Rechtsverhältniſſen derſelben und ber Ge⸗ 
noſſenſchaft Dritten gegenüber, von dem 
Vorſtand, Aufſichtsrat und von der Gene: 
ralverfammlung, von ber Aufldfung der 
Genoſſenſchaft und dem Ausfcheiden ein- 
zelner Genoffenjchafter, von der Liquida⸗ 
tion der Genoſſenſchaft und endlich auch 
von ber Verjährung der Klagen gegen die 
Genoſſenſchafter handelt, hebt dabei fol: 
genbe Arten der ©. hervor: Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereine; Rohſtoff- und Magazin: 
vereine; QVereine zur Anfertigung von 
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Gegenſtänden und zum Verkauf, der ge⸗ 
fertigten Gegenſtände auf gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung (Produktivgenoſſenſchaf⸗ 
ten); Vereine zum gemeinſchaftlichen Ein⸗ 
Tauf von Lebensbebürfnifjen im großen 
unb Ablag in Fleinern Bartien (Konjum- 
vereine); Vereine zur Heritellung von 
Wohnungen für ihre Mitglieder. Bon den 
1879 in Deutichland beftehenden 3203 ©. 
gehörten 1866 Vereine zu den Vorſchuß⸗ 
oder Kreditvereinen (Krebitgenofjenfchaf: 
ten, Volks- oder Gewerbebanfen), 649 
zu den ©. in einzelnen Gewerbözweigen 
(Schuhmacher⸗, Schneider:, Tiſchler⸗, We: 
ber:, Buchbinder= 2c. G., landwirtſchaft⸗ 
lihe ©., ©. zur Anichaffung von land: 
wirtfchaftlihen Maſchinen und Geräten, 
ur Beihaffung und Unterhaltung von 
® uchtuieh, Gewerbehallen, ©. für Mehl⸗ 
fabrifation und Brotbäderei, ©. ber Buch- 
und Steindrucker und Buchhändler, der 
Metallarbeiter, Brauergenoffenfchaften, 
©. für Zuderfabrifation, Dtolferei-, Win⸗ 
zerz, Hopfenbau: x. ©. u. a.), 642 zu 
ben Konjumvereinen und 46 zu ben Bau⸗ 
genoſſenſchaften. 

Zum Behuf ihrer immer ſolidern Be⸗ 
gründung und zur Erfüllung ihrer wich: 
tigen fozialen Aufgabe, »Hebung ber we- 
niger bemittelten Volksklaſſen in Wirt: 
haft und Erwerbe«, find die deutſchen ©. 
im Weg freier Einigung in einem »all: 

emeinen Berband ber auf Selbit- 
—* beruhenden deutſchen Erwerbs⸗- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften« organiſiert 
und (zu einem großen Teil) zuſammen⸗ 
gefaßt. An der Spitze dieſes großartigen 
Verbands ſteht ein beſoldeter Anwalt 
(Schulze-Delitzſch) mit einem förmlichen 
Büreau. Die zum Verband gehörigen 
Vereine beſchicken den alljährlich ftatt- 
findenden Allgemeinen Vereinstag. 
Als Zwiſchenglieder zwiſchen dieſem Zen⸗ 
tralorgan und den einzelnen Vereinen 
ſtehen die Landes-, Unter-, Provin— 
zialverbände, deren zur Zeit 32 vor⸗ 
handen find. Organ bes Zentralverbands 
ift die von Schulze: Deligfch begründete 
und unter Mitwirkung von Parifius und 
Schneider, dem erften Sefretär der An- 
waltichaft, herausgegebene Wochenfchrift 
»Blätter für Genoflenichaftewefene, der: 
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nerbient auch bie beutfche Genoſſenſchafts⸗ 
bank von Sörgel, Barifius u. Komp. (Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien) den Zwecken 
des Verbands, gegenwärtig mit 9 Mil. 
Mk. Aktienkapital dotiert und beſtimmt, 
ben ©. die Großbankverbindung zu ver: 
mitteln und als Zentralneldinjtitut zu 
dienen: Ein ausführlicher » Jahresberichte 
der Anwaltichaft berichtet alljährlich über 
den Stand des deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens. Derjenige pro 1879 veranfchlagt 
die Deitglieberganl der beutihen ©. auf 
mehr als 1 Mill., die Gefchäfte, welche 
1879 gemacht wurden, auf über 2000 Mil. 
Mk., die Anfammlung eigner Kapitalien 
ber Mitglieder in GelchäftZanteilen und 
Reſerven auf mehr als 170—180 Mill. 
ME. und die aufgenommenen Anleben auf 
mehr ala 350—400 Mil. ME. Übrigens 
haben fih auch die ©. Ofterreich (An: 
walt: Ziller) fowie bie italienifchen und 
belgifchen Volksbanken zu Ähnlichen Ge: 
famtverbänden zufammengetban. Ebenſo 
beiteht in dem Central - Cooperative- 
Board ein englifcher Genoſſenſchaftsver⸗ 
band. Auch in Franfreich hat in neuerer 
Zeit das Genoſſenſchaftsweſen größere Ver⸗ 
breitung gefunden. 

Sn Beutſchland macht ſich neuerdings 
eine Agitation gegen die Solidarhaft ber 
G. bemerklich; doch wird von der Mehr: 
zahl der ©. an ber Solidarhaft als an 
dem eigentlihen Grundprinzip ber ©. 
feftgehalten. Weniger bebentlich möchte 
e8 fein, neben den G. mit Solidarhaft 
ſolche mit beichränfter Haft zu ftatuieren, 
jedoch nicht fo, daß an die Stelle ber So: 
livarbaft eine Kapitalhaft, d. b. Haft 
bis zum Betrag der Einlage, tritt, fondern 
vielmehr in Form einer fogen. Garan: 
tichaft, indem bie ſolidariſche Haft durch 
einen beftimmten Maximalſatz ber Haf: 
tung begrenzt wird. Diefen Weg haben 
nad) englifchem Vorbild das öfterreichifche 
Genoſſenſchaftsgeſetz vom 9. April und 
das belgische vom 18. Mai 1873 einge: 
ſchlagen. Zu erwähnen ift ſchließlich, daß 
die Öfterreichifche Geſetzgebung unter ©. 
auch die Innungen veriteht. Val. Pa: 
riſius, Die Genyoſſenſchaftsgeſetze im 
Deutfhen Reich (1876), Schulze: De: 
litzſch, Die Gefeßgebung über die privat: 
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rechtliche Stellung ber Erwerbs⸗ und Wirt: 
Köaftögenofienfönften( 1869); Der] elbe, 
orſchuß⸗ und Kreditvereine als Volks⸗ 
banken (5. Aufl. 1876); Pfeiffer, Die 
Konſumvereine (2.Aufl. 1869); Schnei⸗ 
der, Mitteilungen über deutſche Bauge- 
noffenjchaften (1875); Kraus, Die So: 
lidarhaft (1878), Schulze: Detikfch, 
Die u afiungber befehränftenDaftch 
entleman (engl., ſpr. vihenntimän, 
Mehrzahl: Gentlemen), in England -Be- 
zeichnung für Mitzuieder des höhern 
Bürgerſtands oder aller, welche eine un⸗ 
abhängige Stellung und eine höhere Bil⸗ 
dung Deiken; im geledigen Umgang ein 
Mann von Anftand und Lebensart, von 
ehrenhaftem Charakter; gentlemanlike, 
in der Weife eines ©. 

Gentry (engl., ipr. digenntei), in Eng- 
land eigentlich Bezeihnung der Groß: 
arunbbejiger, welche nicht zur Nobility 
(f. d.) gehören, oft aber aus jehr alten 
Familien ſtammen. Im weitern Sinn 
werden auch Gelehrte, Juriſten, Geiſtliche, 
Offigiere und Bankiers zur ©. gerechnet. 

ericht, einezur Ausübung ber Rechts⸗ 
pflege beitimmte richteramtliche Vehörde; 
auch Bezeichnung für daß gerichtliche Ver⸗ 
fahren; Gerichtsbarkeit (Jurisdik— 
tion), die von der Staatsgewalt an ge⸗ 
wiſſe Beamte verliehene Befugnis zur Be: 
ganblun von Rechtzfachen, fei es von 
ürgerlien Nechtäftreitigfeiten (Zivil: 
ſachen, Zivilprozeßſachen, Zivil: 
gerichtsbarkeit), ſei es von Straf— 
Rriminal-)Saden (Straf, Krimi: 
nalgerihtsbarleit), fei es von 
Rechtsangelegenbeiten, bei denen zwiſchen 
den beteiligten Perfonen ein Streit 
nicht befteht, und bei denen die Mit- 
wirfung der Gerichtöbehörben vorzugs- 
weife um deswillen eintritt, um die Ver: 
wirflihung und den Nachweis von Rech— 
ten und Rechtsverhältniſſen ficherzuftel- 
len, wie bei den Hypothefenfachen, bei 
dem Vormundſchaftsweſen u. dgl. (freiz 
willige Gerichtsbarkeit). Die Ge- 
richtsbarkeit ift ein wefentlicher Ausfluß 
der Staatdgewalt, wie der Rechtsſchutz 
eine ber weſentlichen Aufgaben des Staats 
if. Daß die Gerichtsbarkeit im Mittel: 
alter gleichwohl vielfach an Städte und 
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Grundherren zur felbftändigen Ausübung 
wie ein nußbares Privatrecht übertragen 
wurde (Privat-, Batrimonialge: 
richtsbarkeit), und daß man aud) der 
Geiftlichfeiteine Gerichtsbarkeit zugeitand, 
ift auf beſondere hiſtoriſche Verhältniſſe 
zurückzuführen. Überrefte dieſer Gerichts⸗ 
barkeit haben ſich aber bis in die neueſte 
Zeit een Das Recht und bie Pflicht 
einer Perſon, vor einem beftimmten ©. 
Recht zunehmen, werben Gericht sſtand 
(forum) genannt. So bat z. B. in bür- 
gerlichen Rechtsſtreitigkeiten, abgefehen 
von befondern Gerichtsftänden, eine Per: 
jon ihren allgemeinen Gerichtsſtand, 
wo fie verflagt werben kann, bei dem ©. 
ihres Wohnſitzes. In Straffachen ift zu⸗ 
nächſt der Gerichtöftand bei demjenigen 
G. begründet, in deſſen Bezirk die ftraf- 
bare Handlung begangen ift; doch Tome 
men daneben die Gerichtsftände des Wohn⸗ 
fige8 bed Angefchuldigten und ber Er: 
greifung vor. Der für befonbere Klaſſen 
von Perfonen, namentlich für die Mit: 
glieder fürftliher Häufer und fir Mili- 
tärper| onen, und für gewiſſe Rechtsſachen, 
3. B. Handelsſachen, geordnete befondere 
Gerichtsſtand wird als privilegierter 
oder erimierter bezeichnet. Gerichts - 
organifation (Öerihtsordnung, 
Gerichtsverfaſſung, Juſtizorga— 
niſation) iſt die geſetzlich beſtimmte Ein⸗ 
richtung der Gerichte. Nach der modernen 
Gerichtsverfaſſung ſind minder wichtige 
Rechtsſachen vor den Einzelrichter, 
wichtigere vor Kollegialgerichte ver⸗ 
wieſen. Die Möglichkeit einer beſonders 
gründlichen und unparteiiſchen Prüfung 
iſt aber auch dadurch gewährt, daß ein 
und dieſelbe Rechtsſache in der Regel vor 
verſchiedene Gerichte (Inſtanzen) ge: 
bracht werden kann, die zu einander im 
Verhältnis der Über: und Unterordnung 
fiehen (Ober: und Untergerichte). 
Tür das Deutfche Reich find die Gerichts- 
verfajiung und das gerichtliche Verfahren 
durch die Reichsjuſtizgeſetze und zwar 
durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 
27. Jan. 1877, bie Zivilprozeßordnung 
vom 30. San. 1877, die Strafprogeßord- 
nung vom 1. Febr. 1877 und bie Kon: 
kursordnung vom 10. Febr. 1877 geres 
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gelt worden, welche 1. Olt. 1879 in Kraft 
getreten find. Dazu fommen dann das 
Gerichtsfoftengefeg vom 18. Juni 1878, 
bie Gebührenordnung für Gerichtsvoll⸗ 
zieber vom 24. Juni 1878, die Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverftändige 
vom 30. Juni 1878, die Rechtsanwalts⸗ 
orönung vom 1. Juli 1878 und die Ge⸗ 
bührenordnung für Rechtsanwalte vom 
7. Suli 1879. Durch diefe neue Organi- 
fation ift aber namentlich die fogen. Pri- 
vat= oder Batrimonialgerichtsbarkeit voll- 
ſtändig bejeitigt, der geiftlichen Gerichts⸗ 
barkeit die bürgerliche Wirfung entzogen 
und die Trennung der Juſtiz von der 
Verwaltung vollftändig durchgeführt wor⸗ 
den. Für die Unabhängigfeit des Richter: 
ſtands find die nötigen Garantien gege- 
ben, und die Borausfeßungen der Fähig- 
feit zum Nichteramt find für ganz Deutſch⸗ 
land in einheitlicher Weife beftimmt. Das 
Berfahren in bürgerlichen Nechtsitreitig- 
feiten wird, ebenjo wie das Hauptverfah⸗ 
ren des Strafprozeſſes, durch die Grund: 
fäße der Offentlichfeit und der Mündlich⸗ 
feit, der Unmittelbarfeit ber Verhandlung 
und der freien Würdigung ber Beweiser: 
gebniffe durch den Richter beherrſcht. Für 
da8 Verfahren in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten ift die Erforſchung der ma⸗ 
teriellen Rechtswahrheit in den Vorder: 
grund geftellt und der Zwang prozeſſua⸗ 
iſcher Formalitäten möglichjt bejeitigt. 
Zugleich ift auch allentbalben für thun⸗ 
lichite Befchleunigung des Verfahrens, na⸗ 
mentlich für eine rafche und wirffame Exe⸗ 
fution, geforgt, wie denn auch durch Die 
Konfursordnung einer im Intereſſe des 
öffentlichen Verkehrs dringend gebotenen 
raſchen Abwicelung des Schuldenwefens 
Rechnung getragen iſt. Die Strafprozeß- 
ordnung aber bezwedt nicht nur eine 
wirkſame Verfolgung ber verbrecherifchen 
Handlungen, fonbern fie ift auch ebenfo 
ſehr im freiheitlihen Sinn auf die Siche- 
rung unſchuldig VBerfolgter bedacht. Aus⸗ 
nabmegerichte, abgelehen von Kriegsge- 
richten und Standrediten, find unftatthaft. 
Die freiwillige Gerichtsbarkeit wirb durch 
die ReichSjuftiggefeßgebung nicht berührt; 
auch ift die Landesgeſetzgebung durch die 
leßtere nicht gehindert, ben Gerichtsbehör⸗ 
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ben außer den Straffadyen und den bürger: 
lichen Rechtsflreitigfeiten noch jebe andre 
Art der Gerichtäbarfeit ſowie Geichäfte 
der Juſtizverwaltung zu übertragen. 
Andre Gegenftände der Verwaltung bür- 
fen den ordentlichen Gerichten nicht zuge⸗ 
wiejen werden. Im einzelnen aber ift die 
Gerichtszuſtändigkeit für bie bürgerlichen 
Nechtsftreitigfeiten und für bie Straf: 
jachen in folgender Weiſe geordnet: 
I. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 

Erſte Inſtanz: 1) Einzelrich— 
ter: Vor den Amtsgerichten werden 
minder wichtige vermoͤgensrechtliche An⸗ 
ſprüche und zwar bis zum Betrag von 
300 Mk. verhandelt und entſchieden ſowie 
ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
egenſtands gewiſſe andre Rechtsſtreitig⸗ 
eiten, deren Weſen ein beſonders ſchleu⸗ 
niges Verfahren erheiſcht oder eine beſon⸗ 
dere Vertrautheit mit den einſchlägigen 
lokalen Verhältniſſen vorausſetzt, wie z. B. 
Hausmieteſtreitigkeiten, Streitſachen zwi⸗ 
ſchen Arbeitern und Arbeitgebern hinſicht⸗ 
lich des Dienſt- und Arbeitsverhältniſſes, 
Viehgewährſchaftsſtreitigkeiten, Geſinde⸗ 
ftreitigfeiten u. dgl. Außerdem find bie 
Amtögerichte, ebenfalls ohne Rückſicht auf 
den Betrag ber Streitfumme, für das 
fogen. Mahnverfahren zuftändig. 
Handelt e8 ſich nämlich um die Zahlung 
einer beftimmten Geldſumme oder um bie 
Zeiftung einer beftimmten Quantität an- 
drer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere, 
10 kann der Amtsrichter auf Antrag des 
Släubigers einen bedingten Zahlungs: 
befehl erlajjen, der, wenn ein Wider: 
ſpruch nicht erfolgt, vollitredbar wird, 
während im Fall eines Widerſpruchs das 
ordentliche Prozekverfahren einzutreten 
bat. Ferner gehören die fogen. Ent— 
mündigungsjadhen in den amtöge- 
richtlichen Kompetenzfreis, d. b. die Fülle, 
in welchen es fi darum handelt, eine 
Perſon als geiftesfranf oder als Ver: 
ſchwender zu bevormunden, und ebenjo 
das ſogen. Aufgebots- (Ediftal-) 
Berfahren zum Zweck ber Feſtſtellung 
von Anſprüchen und Rechten durch öffent- 
liche gerichtliche Aufforderung zur An: 
meldung. Weiter fungieren die Amtöge: 
richte in der Erefutionsinftanz ala Voll: 
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ſtreckungsgerichte, auch find ihnen bie 
Konkursjachen überwiejen, und endlich 
kann die vergleichsweiſe Erledigung einer 
jeden Prozeßſache vor dem AmtSrichter 
verfucht werben. 2)Rollegialgerichte: 
Bor die Landgerichte und zwar vor 
beren mit brei Richtern beſetzte —*1B6 
mern gehören alle Prozeßſachen, deren 
Wertbetrag bie amtsrichterliche Kompe⸗ 
tenzſumme überſteigt, und welche nicht 
ſonſt vor die Amtsgerichte verwieſen ſind; 
ferner ſind den Landgerichten, ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wert des Streitgegenfiande, 
gewiffe — — gegen den Reichsfiskus 
und gegen Reichsbeamte wegen überſchrei⸗ 
tung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen 
pflichtwidriger Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen, endlich aber auch die Ehe⸗ 
ſachen zur Verhandlung und Entfchei: 
dung überwiejen. Außerdem können aber, 
jedody nur wenn und foweit bie Landes⸗— 
juftizverwaltung das Bedürfnis hierzu 
als vorhanden annimmt, bei ben Land: 
gerichten für deren Bezirke oder für ört- 
ich abgegrenzte Teile berjelben Kam: 
mern für Handelsfahen gebildet 
werden. Bor dieſe reflortieren alsdann 
biejenigen bürgerlichen Rechtsftreitigfei- 
ten, welche den Sanbgerichten in eriter 
Inſtanz zugewiejen find, fofern fie An 
jprüche gegen einen Kaufmann aus zwei: 
feitigen Handelsgeſchäften, Wechjeljachen 
und verfchiedenen jonftigen im Gefeß ſpe⸗ 
ziel verzeichneten Handelsſachen betreffen. 
Dieje Handelskammern werden Dur ein 
Mitglied des Landgericht oder einen 
Amtsrichter als Vorfitenden und zwei 
dem Kaufmannsftand angehörige, aber 
mit ebendemjelben Stimmredt ausge 
ftattete Hanbelsrichter gebildet. 

Zweite (Berufungs: und Be: 
Ihwerde-) Inftanz: 1) Dielanbge- 
richte und zwar bie Zivilfammern derjel- 
ben bilden für die in erfter Inſtanz an die 
Amtsgerichte verwiefenen Sachen die zweite 
Snftanz (Berufungsgericht). Gegen 
die amtögerichtlihen Urteile ift nämlich 
ber Regel nach das Rechtsmittel ber Be- 
rufung binnen Monatsfrift und gegen 
jonftige Verfügungen der Amisgerichte 
das Rechtsmittel der Beſchwerde und zwar 
zumeift mit 14tägiger Frift gegeben. 2) 
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Die Oberlandesgerihte und zwar 
bie mit fünf Richtern, mit Einfchluß des 
Vorſitzenden, zu bejebenden Ziviljenate 
derſelben entfdeiben über bie gegen die 
erftinftanzlichen Enburteile ber Xanbge- 
richte eingelegten Berufungen und über 
bie gegen Fonffige Ianbgerichtliche Entſchei⸗ 
dungen gegebenen unb eingewenbeten Bes 
ſchwerden. Durch die Berufung wirb bei 
dem zuftändigen Berufungsgericht eine 
nodhmalige Verhandlung und Prüfung 
der Thatumſtände fowohl wie der Rechts⸗ 
frage und eine abermalige Entfcheibung 
der Sache herbeigeführt. Auch Tonnen 
Angriffs: und Berteibigungsmittel, welche 
in erfter Snftanz nicht geltend gemacht 
worben find, insbefondere neue Thatjachen 
und Beweismittel, in diefem Stadium der 
Sache nod) nachträglich vorgebracht werben. 

Dritte (Revifiond: und Be: 
ſchwerde-) Inſtanz: 1) Das Reichs— 
gericht in Leipzig entſcheidet in dritter 
Inſtanz über das gegen die zweitinſtanz⸗ 
lichen Endurteile der Oberlandesgerichte 
zuläſſige Rechtsmittel der Reviſion und 
über Bejchwerden gegen Verfügungen der 
Dberlandezgerichte. &n denjenigen Rechts⸗ 
ſachen nämlich, welde in erfter Initanz 
vor bie Amtsgerichte gehören, ift genen das 
amtögerichtliche Urteil nur das Rechtsmit⸗ 
tel der Berufung an bie Zivilkammer bes 
Landgerichts gegeben. Für die Nechtsitrei- 
tigfeiten dagegen, welche in erfter Inftanz 
vor bie Landgerichte, in zweiter vor die 
Oberlandesgerichte gehören, befteht noch 
eine britte Inftanz, indem die zweitin- 
ftanzliche Enticheidung des Oberlandesge- 
richt? durch Die Revifion angefochten wer⸗ 
ben fann. Dies Rechtsmittel beswedt 
jeboch keineswegs eine nochmalige Verhand⸗ 
lung und Prüfung der Thatumſtände, 
ſondern lediglich eine wiederholte Erörte⸗ 
rung und Entſcheidung der Rechtsfrage; 
auch iſt die Zuläſſigkeit desſelben der Regel 
nach durch einen Wertbetrag des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtands von mindeſtens 1500 
Mk. (Reviſionsſumme) bedingt. Die 
Entſcheidung erfolgt durch die Zivilſenate 
des Reichsgerichts in der regelmaͤßigen Be⸗ 
ſetzung von ſieben Mitgliedern mit Ein⸗ 
ſchluß des Vorſitzenden nach vorgängiger 
Verhandlung, welche ſich eben lediglich auf 
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eine wiederholte Erörterung und Entjchei- 
dung der Rechtsfrage beſchränkt. 2) Das 
Einführungsgefeß zum Gerichtöperfaf- 
fungsgejeß enthält für bie größern Bun- 
desſtaaten, in welchen mehrere Oberlan- 
besgerichte errichtet werden, ben Borbe- 
balt, daß hier die nach dem Borftehen- 
den zur reichögerichtlichen Kompetenz ge⸗ 
börige Verhandlung und Entſcheidung von 
Nevifionen und Beſchwerden auch einem 
oberiten sanbeageriät zugewieſen 
werden kann. Zur ahrung der Rechts⸗ 
einheit iſt jedoch die wichtige Ein⸗ 
ſchränkung getroffen, daß dieſe Vorſchrift 
ſich nicht auf diejenigen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten beziehen ſoll, welche vordem der 
Kompetenz des Reichsoberhandelsgerichts 
unterſtellt waren. Hiernach bezieht ſich 
alſo die Zuſtändigkeit eines ſolchen parti⸗ 
kulären höchſten Gerichtshofs nicht auf das 
Reichsrecht, ſondern lediglich auf das Lan⸗ 
desrecht, und ebendarum hielt man, ſo⸗ 
lange es an einem allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuch für ganz Deutſchland 
noch fehlt, dieſe Konzeſſion an die Bundes⸗ 
ſtaaten für unbedenklich. Übrigens ift von 
diefem Recht nur von Bayern Gebraud) 
gemast worden, welches einen oberften 

ambgerichtöhof in VWeündyen errichtete. 
Für Sachſen ward bie Einrichtung eines 
ſolchen durch das Reichsgeſetz vom 11. April 
1877 (Reichsgejegblatt, ©. 415) ausge: 
ſchloſſen, wonach derjenige Bundesſtaat, 
in beifen Gebiet das Reichsgericht feinen 
Sik hat, von jener Befugnis zur Errich⸗ 
tung eines oberften Landesgerichts feinen 
Gebrauch machen darf. Exekutions— 
inſtanz: Die gerichtliche Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt teils beſondern Vollſtredungs⸗ 
beamten (den Gerichtsvollziehern), 
teils den Amtsgerichten übertragen. 
Erſtere haben namentlich die Erefution in 
das Mobiliarvermögen (Auspfändung) zu 
beforgen, während die Hilfsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen, in Forde⸗ 
rungen und Ähnliche Vermögensrechte, 
ebenjo die Erzwingung einer Handlung 
oder Unterlaffung durch Die Amtsgerichte 
. bewirkt werden. Xebtere erledigen zugleich 
als Vollſtreckungsgerichte etwaige Einwen⸗ 
dungen des Schuldners ober britter ‘Per: 
fonen und fonftige Anftände; auch Finnen 
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biefelben, um nachteiligen Verzögerungen 

vorzubeugen, ein erftinitanzliches Urteil 

ſchon vor Eintritt der Rechtskraft desfel- 

ben für vorläufig vollſtreckbar erklären. 
UL, Strafſachen. 

Erite Snftanz: 1) Amtsgerichte 
mit Schöffengerichten, welch leßtere 
aus dem Amisrichter als Vorſitzenden 
und zwei aus dem Volk erwählten Schöf- 
fen gebildet werden, ſind für die ſogen. 
Abertretungen und für diejenigen Der: 
gehen, welche nur mit Gefängnis bis 
zu 3 DMionaten ober mit Haft ober mit 
GSeldftrafe bis zu 600 ME. bedroht find, 
zuftändig. Auch ift e8 ben Strafkam⸗ 
mern der Landgerichte nachnelafien, eine 
Reihe leichterer Vergehen auf Antrag ber 
Staatsanwaltichaft an jene zu vermei- 
fen, wenn in bem gegebenen Tall voraus⸗ 
fichtlich ebenfall3 Teine höhere Strafe als 
die angegebenen eintreten wird. Außer: 
dem gehören noch Beleidigungen und Kör- 
perverlegungen, welche ım Weg der Pri⸗ 
vatklage vertagt werben, ebenfalls vor die 
Schöffengerichte; ferner ber einfache Dieb- 
ftahl und Betrug, bie einfache Unterfchla- 
gung und Sachbeſchädigung, wofern der 
Wertbetrag des Berbrechensgegenitanbs die 
Summe von 25 ME. nicht überfteigt, und 
endlich die Begünftigung und Hehlerei, 
wenn bie verbrecherifchen Handlungen, 
auf welche fie fich beziehen, ebenfalld in 
die Tchöffengerichtliche Kompetenz fallen. 
Die Schöffen haben übrigens jowohl in 
Anfehung der That wie der Rechtsfrage 
gleiches Stimmrecht mit dem Amtsrichter, 
welcher den Vorfik führt. Der Amtsrich⸗ 
ter kann aber bei Übertretungen und ge⸗ 
wiflen Vergehen auf Antrag der Staats- 
anwalt| haft, beren Funktionen hier durch 
den Amtsanwalt wahrgenommen wer: 
den, ohne vorgängige Verhandlung jogen. 
Strafbefehle (Strafmandate) crlaf- 
fen und darin reiheitsftrafe bis zu 6 
Wochen oder Geldftrafe bis zu 150 ME. 
feftfeben, welche, wenn dagegen nicht bin= 
nen einer Woche Einſpruch erhoben wird, 
vollitredbar werben, während im al 
eines ſolchen Einſpruchs zur Verhandlung 
gefhritten wird. Endlich find die Amte- 
richter zur Entgegennahme von Anzeigen 
und zur Vornahme von Unterfuchungs- 
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bandlungen überhaupt auf VBeranlaffung 
des Staatsanwalt? oder des Unterſu⸗ 
chungsrichters und in eiligen Fällen ſelbſt 
von Amts wegen befugt und verpflichtet. 

2) Die Strafkammern ber Land— 

erichte find für diejenigen Vergeben zu⸗ 
big, welche nicht vor bie Schöffenge- 
richte gehören; ferner für diejenigen Ver: 
brechen, welche höchſtens mit fünfiähri er 
Zuchthaugftrafe bedroht find; dann für 
die Verbrechen jugendlicher {noch nicht 
18jähriger) Perjonen; für gewifle Un 
zuchtsverbrechen; für ſchweren Diebftahl 
und ſchwere Hehlerei und für Betrug, 
Diebitahl und Hehlerei im miederholten 
Rückfall; endlich auch für bie in verſchie⸗ 
benen Reichögefeben, wie 3. B. im Bank⸗ 
und im Aktiengeſetz, für Itrafbar erflär- 
ten Handlungen. Eine Mitwirfung des 
Laienelements ift in dieſem Verfahren 
allerdings ausgeſchloſſen, dafiir müſſen 
aber die Straffammern in ber Hauptver: 
handlung nicht wie fonft mit nur brei, 
fondern mit fünf Richtern befeßt, und es 
muß zur Verurteilung bed Angeſchuldig⸗ 
ten eine Mehrheit von vier Stimmen vor: 
handen fein. Abgefehen von ben regel: 
mäßig durch den Staatsanwalt anzuftel- 
lenden Vorermittelungen, Tann und fol 
in diefen Fällen eine Borunterfuhung 
vorauggehen, wenn died von bem Staats⸗ 
anwalt oder von dem Bejchulbigten bean- 
tragt wird. Zur Führung der Vorunter- 
ſuchung ift der bei dem Landgericht zu 
beitellende Unterfuchungsrichter berufen, 
welcher an dem Hauptverfahren felbft kei⸗ 
nen Anteil nehmen darf. Die Hauptver- 
handlung findet flatt auf die von ber 
Staatöanwaltichaft erhobene Klage Hin 
und nad) vorgängigem Beſchluß der Straf: 
fammer (Berweifungsbeicluß), daß 
das Hauptverfahren zu eröffnen ſei. Da⸗ 
bei iſt beſtimmt, daß von ben drei Ber: 
weiſungsrichtern nicht mehr als zwei an 
der Hauptverhandlung teilnehmen dürfen 
und namentlich nicht derjenige Richter, 
welcher über den Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft Bericht erſtattet hatte. 

3) Schwurgerichte, welche periodiſch 
bei den Landgerichten zuſammentreten 
und aus drei richterlichen Mitgliedern 
mit Einſchluß des Vorſitzenden beſtehen, 
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urteilen über ſchwere Verbrechen. über 
die Schuldfrage enticheiden zwölf Ge- 
ſchworne. Für jede8 Schiwurgericht wer: 
den nämlid) aus ben zu Geſchwornen vor: 
gefchlagenen Perſonen 30 Hauptgeichworne 
ausgeloft, aus welchen dann unter Berüd- 
fihtigung bes ben Staatsanwalt und bem 
Angellagten zuftehenden Ablehnungs⸗ 
rechts Die Geſchwornenbank gebildet wird. 
Zur Verurteilung bes Beſchuldigten ift 
eine Majorität von zwei Dritteln ber 
Stimmen erforderlich. 

4) Das Reihsgericht enticheibet in 
eriter und letzter Inſtanz über Die gegen 
Kaifer oder Reich gerichteten Verbrechen 
des Hochverrats und bes Landesverrats. 
Berufungsinftanz: Eine eigentliche 
Berufung (Appellation), Sur welche 
die nochmalige Verhandlung, Prüfung 
und Entſcheidung einer Strafſache, der 
Thatfrage ſowohl wie der Rechtsfrage, in 
zweiter Inſtanz veranlaßt wird, if nur 
gegen Urteile ber Schöffengerichte ftatuiert. 

iefelbe gebt an bie Strafkammer bed 
Landgerichts. Revifionsinftanz: Da- 
gegen ijt Durch bag gegen bie Strafurteile 
der Landgerichte und der Schwurgerichte zu⸗ 
läſſige Rechtsmittel der Revi | ton (Nice 
tigkeitsbeſchwerde) die möglich eit gegeben, 
für den Fall der etwaigen Berleßung eines 
Gefetes die nochmalige Prüfung und Ent: 
fcheibung ber Rechts vage in der höhern 
Na ober doch bie Aufhebung bes be: 
chwerlichen Erfenntnifjes und die Rüd: 
verweifung zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung herbeizuführen. AlS Re 
vifionggerichte fungieren: a) Die mit fünf 
Richtern beſetzten Straffenate ber Ober: 
landesgerichte, wenn es fidy um bie An⸗ 
fehtung von Urteilen ber Straflammern 
in der Berufungsinftang oder von erftin- 
ftanzlichen Urteilen derjelben handelt, jo: 
fern in dem legtern Fall die Revifion aus: 
ſchließlich auf die angebliche Verletzung 
einer landesgeſetzlichen Beitimmung 
geftügt wird. b) Handelt e8 fich Dagegen 
um bie Verlebung einer reichsgeſetz⸗ 
lihen Norm, alfo namentlidy einer Be: 
flimmung des Reichsftrafgefeßbuch?, Durch 
ein erftinftanzliches Urteil der Strafkam⸗ 
mer, jo geht die Nevifion an das Reichs⸗ 
gericht, welches auch über die gegen Ur- 
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teile der Schwurgerichte eingelegte Re⸗ 
vifion zu enticheiden bat. Beſchwerde⸗ 
inftanz: Abgejehen von den eigentlichen 
Strafurteilen, fünnen aber auch endlich 
richterliche Berfügungen undEntſchließun⸗ 
gen, welche jenen vorausgehen und fie vor⸗ 
bereiten, zu Beichwerden Veranlafiung 
eben, und zur Entſcheidung über jolche 
And die Straffammern ber Land— 
gerichte, infofern es ſich um Anordnun: 
gen und Entjchließungen bes Unterfu: 
chungsrichters, des Amtsrichters oder der 
Schöffengerichte, und die Oberlandes⸗ 
erichte berufen, wenn es ſich um Be⸗ 
Maft der Sirafkammern ſelbſt oder des 
Gerichtshofs der Schwurgerichte handelt. 
Als ordentliche Gerichte fungieren dem⸗ 
nach im Deutſchen Reich die Amtsgerichte, 
Landgerichte, Sperlanbesgeriähte und das 
Reichsgericht. Vor diefelben gehören alle 
bürgerlichen Recht2ftreitigfeiten undStraf: 
fachen, für welche nicht entweder die Zu: 
ftändigfeit von Verwaltungsbehörden oder 
Berwaltungsgerichten begrünbet ift, oder 
für bie reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beftellt oder zugelafien find. Während 
nämlich bie Enticheidung ftreitiger Fragen 
bes Privatrechtd den Gegenftand der bür⸗ 
gerlichen Rechtspflege bildet, gehört die 
Entſcheidung von Streitigfeiten auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts vor die Ver: 
waltungsbehörden. Es ift Dies das Gebiet 
der fogen. Berwaltungsrechtspflege 
(Adminiftrativjuftiz), undes gehören 
dahin — B. Heimatfahhen, Streitigkeiten 
über die Verbindlichkeit zu Staats- und 
Gemeindeleiftungen, Bauſachen u. Dal. 
Nurausnahmsweiſe find aus Zweckmäßig⸗ 
feitgründen auch gewiſſe Privatrechts- 
ftreitigfeiten den Verwaltungsbehörden 
überwiejen, wie 3. B. die Streitigfeiten 
zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
über das Arbeitsverhältnig, und in man- 
hen Staaten find neuerdings zur Ent: 
fcheidung folcher Angelegenheiten befon- 
bere Verwaltungsgerichtshöfe er- 
richtet worden. Auch die deutſche Reichs: 
gefebgebung hat derartige Verwaltungs: 
gerichte in dem Bundesamt für bas 
Heimatäweien, in den Seemannsämtern, 
in bem verftärkten Reichseifenbahnamt 
und in dem Batentamt gejchaffen. Zu be: 
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achten ift ferner, daß aud) in Straffachen 
bei jogen. Übertretungen eine ftrafrechtliche 
Befugnis der Volizeibehörden, namentlich 
der Gemeindebehörden, burch landesgeſetz⸗ 
liche Beitimmung begründet werben —* 
Doch darf die Polizeibehörde nach der deut⸗ 
ſchen Strafprozeßordnung ($$ 453 ff.) 
feine andre Strafe als Haft bis zu 14 
Tagen oder Geldftrafe und diejenige Haft, 
welche für ben Fall, daß die Geldſtrafe 
nicht beigetrieben werben fann, an die 
Stelle der an tritt, fowie eine ver: 
wirfte Einziehung verbängen. Dem Be- 
ſchuldigten ift es in allen folchen Fällen 
unbenommen, auf richterlie Entfchei- 
dung anzutragen. Als beſondere Gerichte 
enblih find nach dem beutfchen Ge: 
richtöverfafiungsgefeß zugelaflen: die auf 
Staat3verträgen beruhenden Rheinſchiff⸗ 
fahrt3= und Elbzollgerichte; die Gerichte, 
welchen bie Entſcheidung von bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten bei der Ablöfung von 
Gerecdhtigfeiten oder Reallaften, bei Se⸗ 
parationen, Konfolidationen, Verkop⸗ 
pelungen, gutöherrlich-bäuerlichen Aus: 
einanderfegungen u. dgl. obliegt; die Ge⸗ 
meinbegerichte, infoweit dieſelben über ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche zu entſcheiden 
haben, deren Wert den Betrag von 60 
ME. nicht überſteigt, vorbehaltlich ber 
Berufung auf richterlihe Entſcheidung; 
bie Gewerbegerichte und die etwaigen be= 
fondern Gerichte für die Mitglieder der 
landesherrlichen Familien und der fürft- 
lihen Familie Hohenzollern. Die räum⸗ 
fiche Abgrenzung der Gerichtsbezirte 
im Deutſchen Reich ift bei ben einzelnen 
Staaten angegeben. 
Die Juſtizgeſetze, von denen zahlreiche 
Ausgaben veranftaltet worden find, haben 
bereit3 eine fehr reichhaltige Litteratur 
an Kommentaren unb an fyitematifchen 
und populären Darftellungen ihres In⸗ 
halt? hervorgerufen. Vgl. Hahn, Die 
efamten Dlaterialien zu ben Reichs⸗ 
juſtizgeſetzen (1879); die populären Bear⸗ 
beitungen der Juſtizgeſetze von Anders, 
Feige, Fuchs, Napp u. a.; Ausgaben bes 
Gerichtäverfaflungsgefeßed mit, Anmer- 
fungen von Sneit, Keller, Thilo, Zim⸗ 
mermann u. a.; Kommentare zur Sie 
prozeßordnung und Lehrbücher bes Zivil⸗ 
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prozeßrechts von Bar, Endemann, Meyer, 
Puchelt, Seuffert, Strudmann und Koch, 
Wilmowski und Levy u. a., der Konkurs: 
ordnung von Fuchs, König, Völderndorff, 
Wilmowsti, Zimmermann u. a., berStraf: 
brogehorbnum von Bar, Dochow, Gneilt, 

oltzendorff, Meves, Puchelt, Schwarze, 
Thilo u. a. Bal.auh Brecht, Adreßbuch 
der Gerichtsſtellen im Deutſchen Reich (2. 
Aufl. 1879); Knoblauch, Karte ber Ges 
richtsorganifation (2. Aufl. 1879). 

Ger FAR f. Ferien. 

Gerichtsgebrauch, Gleichförmigkeit 
richterlicher Entſcheidungen in einer Reihe 
ähnlicher Fälle. Derſelbe ſchafft kein bin⸗ 
dendes Recht. Insbeſondere verpflichtet 
der G. der Obergerichte die Untergerichte 
nicht zu einer Entſcheidung in ebendem⸗ 
ſelben Sinn, wenn man ſich auch ſchwer 
und nur aus triftigen Gründen dazu ent⸗ 
ſchließen wird, von dem beſtehenden G. 
abzugehen. 

Gerichtshalter (lat. Justitiarius), |. 
Patrimonium. 
ak ‚I. Sebühren. 
Gerichtsſchreiber, der mit der Proto: 
folführung und Ausfertigung betraute 
Gerichtsbeamte. Nach dem deutfchen Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz (F 154) ift bei je- 
dem Gericht eine Gerichtsfchreiberei 
einzurichten, beren Geſchäftseinrichtung 
bei den Reichögericht durch ben Reichs⸗ 
fanzler, bei den Landesgerichten burch Die 
Landesjuftigverwaltungen beftimmt wirb. 
Dal. Schmidt, Handbuch für das Ge 
richtsfchreiberamt (1880). 

Gerichtsſprache, 1. Geſchäftsſprache. 

Gerichtsvollzieher, gerichtlicher Voll⸗ 
ſtreckungsbeamter, entſprechend den fran⸗ 
zöſiſchen Huiſſiers. Die deutſche Zivil⸗ 
progeborbmung (SS 674 ff.) hat nämlich 

en Gerichten die Mobiliarerefution ab- 

genommen und fie ben Gerichtövollziehern 
überwiefen, welche Diefelbe im Auftrag bes 
Gläubigers zu bewirken haben. Der Gläu⸗ 
biger kann wegen Erteilung des Auftrags 
zur Zwangsvollſtreckung die Mitwirkung 
des Gerichtsſchreibers in Anspruch nehmen. 
Der von dem Gerichtöfchreiber beauftragte 
®. gilt als von dem Gläubiger beauftragt. 
Dem Schuldner und Dritten gegenüber 
wird der G. zur Vornahme ber Zwangs⸗ 
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vollſtreckung durch den Beſitz der vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung bes Urteils ermäch⸗ 
tigt. Das vom G. bei ber Pfändung N b) 
zu beobadhtende Verfahren ift in der Sivil- 
prozeßordnung feftgeftellt. Die Gebühren 
ber ©. berechnen fich nad) der Gebüh— 
renorbnung für ©. vom 24. Juni 1878 
(Reichsgeſetzblatt, S. 166 ff.); ihre Höhe 
wirb vielfach als eine Unbilligfeit empfun⸗ 
ben, und ebendarum wirb bie Herakb- 
fegung berfelben an eftrebt. Ob und in 
wieweit bie ©. and andre Funktionen 
auszuüben und namentlich beim Straf: 
vollzug minguwirten haben, beſtimmt ſich 
durch die Geſetzgebung der Cingeliinaten. 
Germanicn (Germania, Land ber 
Germanen), bei ben Römern Gefamt- 
name für dag von deutſchen Volksitäm- 
men bewohnte Land zwifchen bem Rhein 
und der Weichfel und von der Donau bis 
ur Nord⸗ und Oftfee. Die frühern deut- 
Üben Kaifer nannten fi Könige von ©. 
Wir bezeichnen als Germanen und ger: 
maniſche Völferfchaften nicht nur bie 
eigentlichen Deutſchen, fonbern auch bie 
ftammverwanbten Volksſtämme, wie bie 
Skandinavier, Holländer und Engländer 
(. Andogermanen). 
Germaniſcher Lloyd, ſ. Lloyd. 
Germaniſt, gelehrter Kenner der deut⸗ 
ſchen Sprache, insbeſondere des deutſchen 
Rechts; Oegenfaß: Romanift, Kenner 
und Lehrer des römiſchen Rechts. 
Geſamtſchuldner, ſ. Konkurs. 
Geſandte, die zur Erhaltung und Für: 
derung des völferrechtlichen Verkehrs von 
dem einen an ben andern Staat geſchick⸗ 
ten Perfonen; Geſandtſchaft, der ©. 
und fein Perfonal; Geſandtſchafts- 
recht, ver Inbegriff der Rechtsregeln über 
das Geſandtſchaftsweſen. Im fubjeltiven 
Sinn unterfheidet man zwiſchen akti⸗ 
vem und paſſivem Geſandtſchaftsrecht, 
indem man unter erſterm das Recht, G. 
abzuordnen, unter letzterm die Befugnis, 
G. zu empfangen und anzunehmen, ver⸗ 
fteht. Sobald fich ai en ben verfchie- 
denen anfäffigen Völferichaften überhaupt 
ein Verkehr entwidelte, finden wir auch das 
Inſtitut der Gefandten, welche im Altertum 
unter dem befondern Schuß ber Gottheit 
ftanden und ſchon damals für unverletlich 
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alten. Die Einrichtung ftändiger Ge 
andtſchaften ift allerdings erft im Lauf 
des Mittelalters aufgefonmen. Nament: 
ih waren es die Paͤpſte, welche frühzei⸗ 
tig die Wichtigkeit ſtändiger Vertretungen 
bei den Fatholifhen Höfen erfannten, auf 
die Einrichtung von ſolchen bebacht waren 
und überhaupt burdh ihre Legaten auf bie 
Entwidelung des Geſandtſchaftsweſens 
bedeutenden Einfluß ausübten. Von ben 
franzöfifhen Königen bediente fich zuerft 
Ludwig XI. fländiger Gefanbten. Eine 
fefte Ausbildung erbielt das Gejanbt- 
ſchaftsweſen aber erft nach dem Weſtfäli⸗ 
fchen Frieden, welch Teßterer die Ausbil⸗ 
Dung bed europäiſchen Staatenſyſtems ber: 
beiführte. Der Wiener Kongreß, welcher 
von Geſandten aller europäilcher Staaten 
beſchickt war, brachte beitimmte Regeln 
über die Handhabung des Geſandtſchafts⸗ 
rechts, namentlich über Rang und Klaſ⸗ 
fifizierung der eigentlihen Gefanbten, 
die nachmals auf dem Kongreß in Aachen 
von den damaligen fünf Großmächten teil- 
weife modifiziert worden find. Auch dem 
Deutſchen Bund war fowohl das aftive 
als das paffive Geſandtſchaftsrecht bei⸗ 
gelegt. Übrigen? wurben auch bie Ver: 
treter der einzelnen deutſchen Bundes: 
ſtaaten auf bem Bundestag in Branfurt 
a.M. als Bunbestagsgefandte bezeichnet, 
wie man denn auch, allerdings nicht ganz 
forreft, die ftändigen Vertreter der einzel- 
nen Reichaftände auf dem permanenten 
Reichstag zu Regensburg ebenfalls als ©. 
bezeichnet hatte. In der neueften Zeit hat 
aber das Geſandtſchaftsweſen dadurch eine 
wichtige Erweiterung erfahren, daß fich 
wilden ben bereit3 im diplomatifchen 
Verkehr jtehenben Staaten und den großen 
oftafiatifhen Staaten gleichfalls ein fol 
her anbahnte, namentlich mit China und 
Japan. Letzteres Land war überhaupt 
ber erfte heidnifche Staat, weldher an euro: 
püifhen Höfen ftändige Gefandtichaften 
unterhielt. Ihm folgte China, welch letz⸗ 
teres namentlich, ebenfo wie Japan, in 
Berlin feinen Geſandten hat. Die Ver: 
faſſung des Deutſchen Reichs (Art. 11) 
legt dem beutfchen Kaifer das Recht bei, 
©. zu beglaubigen und zu empfangen, 
ohne jedoch dad Geſandtſchaftsrecht der 
Staatslexikon. 
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einzelnen Souveräne, welche dem Reid 
angehören, aufzuheben. Denn das. Ge: 
ſandtſchaftsrecht ift ein Ausfluß der Sou⸗ 
veränität überhaupt, und bie Reichsver⸗ 
fafjung bat die Souveränität der Einzel- 
— zwar beſchränkt, aber nicht auf⸗ 

gehoben. 
Abgefehen nun von bloßen Jeremo- 
nialgejandtichaften, welche bei be 
fondern Gelegenheiten, 3. B. zur Anzeige 
von Thronbeiteigungen, bei großen Hof: 
feftlichfeiten ꝛc. abgeordnet werden, zerfal- 
len die eigentlichen Geſandten in folgende 
vier Rangklaſſen, innerhalb beren fie nad) 
der Zeit der öffentlichen Bekanntmachung 
ihrer Annahme rangieren (ſ. Diplo: 
matiſches Korps). 1) Botſchafter 
(Großbotſchafter, ambassadeurs), 
zu welchen auch bie päpftlichen Legaten 
(legati a latere) und Nunzien ge 
rechnet werben. Ahnen fteht die Reprä⸗ 
fentation ber Perſon des Souveräns felbft 
mu , und fie können infolgebefjen verſchie⸗ 
ene Ehrenrechte in Anſpruch nehmen, fo 
b B. das Recht, in Gegenwart bes frem= 
en Souveräng ſich zu bebeden, wenn bie: 
fer damit vorangegangen ift, das Recht, 
im Empfang3faal einen Thronhimmel zu 
baben, mit 6 Pferden und mit ſogen. 
Staatsquaſten zu fahren und den Titel 
Exzellenz zu führen. Das Deutſche Reich 
unterhält gegenwärtig Botſchafter in Pa⸗ 
ris, London, Rom, Wien, Petersburg 
und Konſtantinopel. 2) ©. oder bevoll: 
mächtigteMinifter, Internunzien 
(envoye&s, ministres ou autres accr6- 
dité s aupr&s des souverains). Außer: 
ordentlihe ©. und bevollmächtigte Mi- 
nifter des Deutſchen Reichs befinden fich 
in Brüffel, Rio de Saneiro, Beling, Ko: 
penhagen, Athen, im Haag, in Liſſabon, 
Bufareft, Stodholm , Bern, Mabrid und 
Waſhington. Die deutiche Sefanbtfchaft 
beim päpftlihden Stuhl ift eingezogen. 3) 
Minifterrefidenten (ministres r6si- 
dents). Bom Deutſchen Reich find folche 
für folgende Staaten und Länder abge 
ordnet: Chile, Japan (Tokio), Kolum⸗ 
bien, Mexiko, Beru, für die La Plata 
Staaten (Buenos Ayres) und Serbien. 
4) Gefhäftsträger (charges d’af- 
faires, accr&dites aupres des ministres 
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charges des affaires ötrangeres), bie 
lediglich bei dem Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, nicht bei dem Souverän 
ſelbſt beglaubigt find. Geſchäftsträger bes 
Deutſchen Reichs find in Guatemala für 
die Freiſtaaten von Zentralamerifa und 
in Caräcas für die Republil von Vene- 
zuela flationiert. 

Neben dieſen eigentlichen Gefanbten 
aber, welche in jene vier Klaſſen geraden, 
„ fommen noch als ©. im weitern Sinn bed 
Worts fogen. diplomatifhe Agenten 
vor, bie ohne öffentlich-amtlichen Charaf- 
ter abgeorbnet find, 3. B. an eine provi- 
forifche Regierung, welche völferrechtlich 
nod) nicht anerkannt if. Nicht zu ver: 
wechjeln mit diefen find jedoch folche Agen⸗ 
ten, bie nur zur Beforgung von Gejchäf: 
ten mit Rrivaten oderzur Einziehung gebei- 
mer Erkundigungen ausgerandt und le⸗ 
diglich als Privatperjonen behandelt wer- 
ben. Hierzu treten ferner Kommiſſare, 
welche über beſtimmte Gegenftände mit 
untergeordnneten Behörden auswärtiger 
Staaten zu verhandeln haben, und von 
beſonderer Wichtigfeit find endlich bie 
Konfulm, die zwar in erfter Linie 
ur Wahrung der Handelsintereffen be⸗ 
nme find, nicht jelten aber überhaupt 
mit ber politifhen Vertretung der An⸗ 
gehörigen ihres Staats betraut werden 
(f. Konſul). 

Was bie völferrechtliche Stellung ber 
Gefandten anbetrifit, fo ift der Grund: 
fat ber Unverleglichfeit derſelben im 
vollſten Umfang aufrecht erhalten. Selbft 
beim Ausbruch eines Kriens wird diefelbe 
wenigſtens jo lange reipeftiert, bis ber 
G. »jeine Päſſe erhalten« und Zeit ge: 
wonnen bat, das nunmehr feindliche 
Staatsgebiet zu verlaflen. Damit hängt 
auch die Beftimmung des deutfchen Straf: 
geſetzbuchs ($ 104) zuſammen, welche die 
Gefqndtenbeleidigung als einen be- 
ſonders ftrafbaren Fall der Beleidigung 
binftellt und dies Vergehen unter ber 
Rubrik »feindliche Sanbhingen gegen be= 
freundete Staatene behandelt. Wer ſich 
gegen einen bei dem Reich, einem bundes- 

Urftlichen % oder bei dem Senat einer 
der freien Hanfeftädte beglaubigte Ge- 
fandten oder Gefchäftsträger einer Belei- 
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digung ſchuldig macht, wirb hiernach mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 
Die Verfolgung tritt jedoch nur auf An⸗ 
tung be Beleibigten ein; auch ift die Zu⸗ 
rüdnahme des Antrags zuläffig (Reichs: 
ſtrafgeſetzbuch, F 104). Bon bejonderer 
Wichtigfeit ift ferner bad Recht ber Er: 
territorialität (f. d.), welches bas 
moderne Völkerrecht den Gefanbten zuge- 
fteht, d. 5. eine vollitändige Befreiung von 
den Zwangswirkungen, namentlic von 
ber Gerichtsbarkeit, der fremden Staatsge⸗ 
welt, gig als ob fih der ©. im eignen 
Land befände. Dies Recht eritredt fich 
auch auf das gefamte Perfonal bes Ge⸗ 
fandten, alfonamentlich auf die Botſchafts⸗ 
ober Legationgräte (conseillers d’ambas- 
sade), Dolmetfcher (Dragomane), Über: 
ſetzer, Dechiffreurs, Attaches, Kanzlei: 
und Rechnungsbeamte jowie auf das Die: 
nerperfonal. Übrigens werben ben Ge: 
ſandtſchaften nicht "ten auch noch beſon⸗ 
dere mititärbevolimägtigte und 
andre Fachleute beigegeben. Außerdem 
fommen Geſandtſchaftsärzte, -Geiſtliche, 
Kuriere 20. vor, welche, ebenſo wie 
die Familie des Geſandten, gleichfalls das 
Recht der Exterritorialität genießen. 

Die Funktionen des Geſandten nehmen 
bei dem fremden Kabinett ihren Anfang 
mit ber amtlichen Kenntnisnahme von 
der Sendung und von der Perſon des Ge- 
fandten. Zu diefem Zwed erhält ber ©. 
ein Beglaubigungsichreiben Kreditiv, 
lettre de cr&ance), welches bei denjenigen 
Geſandten, die zu den oben aufgeführten 
brei eriten Klaſſen gehören, von dem Sou⸗ 
verän ſelbſt ausgefiellt und an den aus: 
wärtigen Souverän gerichtet ift. Es wird 
dem legtern in feierlicher Audienz über: 
reicht. Die Gefchäftsträger Dagegen er: 
halten ihr Beglaubigungsichreiben von 
dem Minifter ber auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten ausgeftellt, welches ebenmäßig an 
das Minifterium des auswärtigen Staats 
gerichtet und diefem zu unterbreiten if. 
Die Formen bed geſandtſchaftlichen Ver: 
kehrs find die des diplomatischen Verkehrs 
überhaupt (f. Diplomatie). Für bag 
Deutiche Reich hat überdiesdie bekannte Af⸗ 
faire Bismard-Arnim die Aufnahme einer 
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Beſtimmung in das Reichsftrafgefehbucd, 
($ 353 a, fogen. Arnim= Paragraph) zur 
Tolge gehabt, wonach ein Beamter des 
auswärtigen Amtes des Deutichen Reichs, 
welcher die Amtsverſchwiegenheit dadurch 
verlegt, daß er ihm amtlich anvertraute 
ober zugängliche Schriftftüde oder eine 
ihm von feinem Vorgeſetzten erteilte An⸗ 
weifung ober deren Inhalt andern wider 
rechtlich mitteilt, mit Gefängnis bis zu 
5 Jahren oder mit Gelditrafe bis zu 5000 
ME. beftraft werben ſoll, fofern nicht 
etwa eine noch fehwerere Strafe verwirkt 
ift. Gleiche Strafe trifft ferner einen mit 
einer auswärtigen Miſſion betrauten oder 
bei einer ſolchen bejchäftigten Beamten, 
welcher den ihm durch feinen Vorgefebten 
amtlich erteilten Anweifungen vorjäßlich 
uwiderbandelt, oder welcher in der Ab: 
Seht, feinen Vorgeſetzten in beffen amt⸗ 
lien Handlungen irre zu leiten, demſel⸗ 
ben erdichtete oder entitellte srbatjachen 
berichtet. Vgl. außer ben Lehrbüchern des 
Völkerrechts: Alt, Handbuch bed euro 
päiſchen Geſandtſchaftsrechts (1870). 
— — ſ. Kompetenz, 
Geſchäftsordnung, diejenigen Regeln, 
welche für Die gefhäftsmäßige Behand: 
fung und Erledigung ber vor eine Behörde 
oder ſonſtige Körperfchaft gepdrigen An: 
elegenbeiten maßgebend find. Nament⸗ 
ich find in diefer Beziehung die parla- 
mentariſchen Gefchäftsordnungen von be= 
ſondererWichtigkeit. Die Geſchaͤftsordnun⸗ 
gen der deutſchen Landtage werden auch 
als Landtagsordnungen bezeichnet. 
Sie haben in manchen Staaten.den Cha⸗ 
rakter wirklicher Geſetze, ſo in Bayern 
(Geſetz vom 19. San. 1872), Sachſen 
(Landtagdordnung vom 12. Oft. 1874), 
geilen ae vom 17. Suni 1874), 
raunſchweig (Gefet vom 30. Mai 1871 
und Nachtragsgeſetz vom 10. Nov. 1873), 
Sadhjjen-Weimar (G. für den Landtag des 
Großherzogtums vom 28. uni 1851, mit 
Nachträgen vom 3. Mai 1853 und 13. 
Tebr. 1869) 2c. In andern Staaten ba- 
egen beruht die G. auf autonomifcher 
—— der betreffenden Landtage oder 
ammern, fo in Preußen, Württemberg, 
Waldeck, Reußältere Linie und jüngere Li⸗ 
niex. In Sachfjen-Meiningen iſt die ©. 


zwar durch Gefeb (vom 23. April 1868) ge⸗ 
regelt, doch können Abinderungen dieſes 
Geſetzes, foweit fie nur den parlamentari- 
ſchen Brauch, nicht die Rechte de Landes- 
berrn, des Landtags und ber herzoglichen 
Kommiſſare betreffen, durch den Land⸗ 
tag allein befchloffen werden. Sonſt ift 
zu einer Abänderung der ©., wo Dieje als 
ein wirkliches Geſetz erſcheint, die Zuſtim⸗ 
mung aller gefeßgeberiichen Faktoren er- 
forderlih. Übrigens haben auch in Bayern 
und Sachſen die Kammern das Recht, 
über die Behandlung der Geichäfte inner: 
halb des Nahmens jener Gefege autono- 
mifche Beftimmungen zu treffen. Auch 
der beutjche Reichdtag bat nad) der Reichs⸗ 
verfafiung (Art. 27) das Recht, feinen 
Geſchäftsgang und feine Disziplin durch 
eine ©. felbft zu regeln. Die gegenwär: 
tige (tevidierte) ©. desſelben datiert vom 
10. Febr. 1876 (f. Reich stag). Eine 
befondere Geſchäftsordnungskom— 
miſſion des Reichstags bat die Ausfüh- 
rung der ©. zu überwachen, etwaige Be: 
benfen und Anträge, weldhe in Anſehung 
ber geichäftlichen Behandlung der Reichs: 
tagsangelegenheiten vorliegen, zuerörtern 
und nötigenfalls für die Beratung im 
Plenum vorzubereiten. Die meilten 
parlamentarifhen Geſchäftsordnungen 
Deutſchlands find übrigens mehr dem 
franzölifchen als dent englifhen Muiter 
nachgebildet, indem bie eigenartigen Be⸗ 
flimmungen der ©. Englands bis in 
die neueite Zeit hinein auf dem Kon⸗ 
tinent nur wenig Verſtändnis gefun- 
ben haben (f. Großbritannien). Bes 
merfungen »zur G.« fünnen in den par- 
Iamentarifchen Situngen jederzeit, auch 
nah Schluß der eigentlichen Debatte, ge- 
macht werben. Aber nicht nur parlamen: 
tarifche, fondern auch andre Verſamm⸗ 
lungen und Körperfchaften, Gemeindefol- 
legien, Fraktionen, Vertretungen ber 
Kommunalverbände x. itellen ihre ©. 
auf. Namentlich Hat auch der deutiche 
Bundesrat feine a G. vom 26. 
April 1880 (j. Bundesrat). Bol. May, 
A treatise upon the law, privileges 
and proceedings ofparliament (8. Aufl. 
1879 ;deutfchvonOppenheim, 1880); R. v. 
Mohl, Kritiſche Grörterungen über Ord⸗ 
1 % 
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nungen unb Gewohnheiten des Deutſchen 
Reichs, in der Tübinger »Zeitſchrift fir 
die gefamten Staatswiſſenſchaften«, ins⸗ 
befondere Jahrg. 1875, ©. 38 ff; Der⸗ 
felbe, Die Gefhäftsordnungen ber Stän⸗ 
deverfammlungen, in »Staatsrecht, Völ⸗ 
kerrecht und Politif«, Bd. 1, S. 281 ff. 

Geſchäftsſprache, diejenige Sprache, 
in welcher Geſchäfte, insbeſondere bei Be: 
hörden, abgemacht werden. Im Mittel⸗ 
alter war namentlich im internationalen 
Verkehr das Latein die allgemeine G.; 
in der Diplomatie war e8 bis in die neuefte 
Zeit zumeift die franzöfifche. Jetzt ift bie 
betreffende Landesſprache auch in der Di: 
plomatie die G., und ed Tann jede Regie: 
rung zu ihren Außerungen ſich der Lan 
desiprache bedienen, muß jedoch Die Mit: 
teilungen andrer Regierungen ebenfalls 
in beren Sprache entgegennehmen. In 
Staaten mit Bevölkerung verfchiebener 
Nationalitäten gibt die Wahl der ©. leicht 
zu Klagen Anlaß, fo in Ofterreich und in 
den preußifchpolnifchen Landesteilen. Nach 
ber Wiedervereinigungvon Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen mit dem Deutfchen Reich wurbe bie 
amtliche ©. eregelt durch Geſetz vom 14. 
Suli 1871, F 14, Geſetz vom 31. März 
4872 und Gefeß vom 17. Sept. 1874. 
Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (FFg 186 ff.) iſt die Gerichts— 
ſp Ha die deutſche, doch ift nötigenfalls, 
wenn Perjonen beteiligt, bie der deutfchen 
Sprache nicht mächtig En, ein Dolmetjcher 
zuzuziehen. 

Geichäftsträger, |. Geſandte. 

Geſchenkannahme von feiten eines Be⸗ 
amten für eine in fein Amt einfchlagenbe, 
an fich nicht pflichtwibrige Handlung wird 
nad) dem deutſchen Feichegrage etz(9331) 
mit Geldſtrafe bis zu 300 Mk. oder mit 
Gefängnis von einem Tag bis zu ſechs 
Monaten beſtraft. Wird dagegen ein Ge⸗ 
ſchenk für eine Dienſthandlung eines Be⸗ 
amten gegeben, angeboten oder verſprochen, 
reſp. angenommen oder gefordert, welche 
eine Verletzung ber Amts- oder Dienft- 
pfliht enthält, fo geht die Handlung in 
das ſchwerere Verbrechen der Beſtechung 


(f. d.) über. 
Geidloffenheit der Güter, |. Dis- 
mempbrieren, 
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Geſchwader, ſ. v. w. Eskadre und Es⸗ 


adron. 
Geſchworne, Gelworengeriät, ſ. 
Schwurgericht. 
Geſellſchaft Jeſu, ſ. Jeſuiten. 
Geſetz, im weitern Sinn ſ. v. w. Rechts⸗ 
quelle überhaupt; im engern und eigent⸗ 
lichen Sinn das geſchriebene Recht im 
Gegenſatz zum ungeſchriebenen oder zum 
Gewohnheits recht Das Geſetzgebung s⸗ 
recht iſt ein Ausfluß der Staatsgewalt; 
dasſelbe wird jedoch in konſtitutionellen 
Staaten nicht durch die Regierung allein, 
pn ben von biefer unter Mitwirkung der 
olfövertretung ausgeübt, welch leßterer 
die Geſetzen twürfe der Regierung vor: 
zulegen find. Nach ben meilten Verfaſſun⸗ 
en bat aber auch die Bollsvertretung das 
echt ber fogen. Initiative in ber Geſetz⸗ 
ebung, d. h. das Recht, Gefehvor: 
— zu machen, die freilich erſt durch 
die Zuſtimmung der Regierung Geſetzes⸗ 
kraft erlangen. Beſchäftigt ſich ein G. mit 
ben Privatrechtoverhaltniſſen der Staats⸗ 
angehörigen, fo wird es Zivilgeſetz ge 
nannt. Den Gegenfat bilden diejenigen 
Geſetze, weiche ſich auf die öffentlichen Ver: 
bältniffe, 3. B. auf die Stellung bes Ein- 
einen in ber kirchlichen Gemeinſchaft 
tt engefete), beziehen. Je nachdem 
Gegenftand, mit welchem fie fich beſchäfti⸗ 
en, werben die Zivilgejete wiederum ver: 
iedenartig bezeichnet, 3.8. Aktiengeſetze, 
Sppolhefengelebe u. dgl. Unter den auf den 
taat bezüglichen Geſetzen ſind diejenigen, 
welche die Staatsverfaſſung feſtſtellen und 
die als Stantsgrunbgefehe bezeichnet 
werben, von befonderer Wichtigkeit. Außer- 
dem werben Verwaltungs⸗, Wolizei- Fi⸗ 
nanz⸗, Militär-, Straf- und Prozeßgeſe 
unterſchieden. Völkerrechtliche Verhält⸗ 
niſſe werden in Form der Staatsverträge 
erledigt, die aber ebenfalls Geſetzeskraft 
erlangen und ebendarum vielfach gleich- 
falls die Zuftimmung ber Stände erfor: 
bern. Die geſetzgebendeGewalt felbft 
aber, weiche man vielfach der Regierungs⸗ 
gewalt einerjeit8 und der richterlichen Ge: 
waltanderjeitögegenüberzuftellen pflegt, ift 
nicht8 andres ald die Staatögewalt jelbit 
und zwar bie Staatsgewalt in dem wich- 
tigften Zweig ihrer Thätigfeit, der Geſetz⸗ 
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gebung (j. Regierung). Geſetzaus— 
egung, j. Änterpretieren. 
Geſpanſchaft (eigentlichſpanſchaft, 
von Iſpan, »Srafe), ſ. Komitat. 
Gefundpeitspolizei( Medizinalpo- 
lizei, Sanitätspolizei), diejenige 
Thätigfeit der Staats und Gemeindever: 
waltung, welche fich mit ber öffentlichen 
Geſundheitspflege bejchäftigt; auch Bezeich- 
nung für diejenigen Behörden, welchen 
biefe Thätigkeit überwieſen ift, und zwar 
gehört hierher nicht nur die Binlorge für 
die menfchliche Gefundbeit, jondern auch 
die jogen. Tiergefundheitd- oder Veteri⸗ 
närpolizei. In den meilten Staaten 
ift die Wichtigkeit einer fürforgenden Thä⸗ 
tigteit für daß Volksgeſundheitsweſen er- 
fannt, und befondere Behörden find mit der 
Pflege desfelben betraut worden. So befißt 
das preußifche Minifterium der geiftlichen, 
Unterriht3=: und Mebizinalangelegen: 
heiten feit 1817 eine »wifjenjchaftliche Des 
putation für da8 Medizinalwefen« ; unter 
den Oberpräfidenten der Provinzen fun- 
gieren Medizinalfollegien, den Regierun⸗ 
gen ſind Medizinalräte beigegeben, und in 
den einzelnen Kreifen find als Sanitäte- 
polizeibeamte ein Kreisphyſikus, ein Kreis- 
wunbarzt und ein Kreistierarzt angeftellt. 
In manden Staaten find bejondere Me⸗ 
bizinaltollegien, Gefundheitsämter, ärzt⸗ 
liche Kammern ꝛc. errichtet. Für das 
Deutfche Reich ift ein Geſundheitsamt 
ing Leben gerufen, welches die Aufgabe 
bat, den Reichsfanzler in der Ausübung 
bes Auffichtsrecht8 und in ber Vorberei⸗ 
tung der Geſetzgebung auf dem Gebiet der 
Medizinale und PVeterinärpolizei bes 
Reichs zu unterftügen, und zu deſſen Auf: 
gaben auch die Herftellung einer mebdizi- 
nifchen Statiftil Deutſchlands gehört. 
Bon ben überaus zahlreihen Auf: 
gaben der ©. find bie lich ung 
bes Apothefenwefens und die Aufitelung 
und Handhabung der Meedizinaltare, die 
Einrihtung, Unterhaltung und über: 
wahung bon öffentlichen und privaten 
Kranfenhäufern, Pfleg: und Siechenhäu⸗ 
fern, Srrenbeilanttalten, Blinden- und 
Zaubftummenanitalten ꝛc., ferner aber 
auch Die Beauffichtigung de8 Hebammen- 
weſens hervorzuheben. Dazu kommt bie 


213 


Türforge für die menſchliche Geſundheit, in- 
jofern e3 fih um Bauten, um Wohnungen, 
um Tabrifanlagen, um Schulen u. dgl. 
handelt (Baus, Wohnungs⸗, Sewerbe-, Fa⸗ 
brik⸗, Schulhygieine 2c.). Man benfe fer- 
ner an bie Vorkehrungen zur Abwendung 
von Seuchen, von anſteckenden Krankhei⸗ 
ten, an die Anordnungen, um für gutes 
Trinkwaſſer zu forgen und einer Verfäl⸗ 
[Qungvon Nabrungs- und Genuß: 
mitteln möglichit vorzubeugen. Diefer 
letztgedachte Gegenftand ift ed beſonders, 
welchem die Gejeßgebung und die Verwal: 
tung neuerdings ihre Aufmerkſamkeit ge⸗ 
widmet haben. Für das Deutfche Reich 
insbefondere normiert das Reichsgeſetz 
vom 14. Mai1879, betreffend den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrauchsgegenſtänden (Reichsgeſetzblatt 
1879, ©. 145 ff.), zunächſt die Befugniſſe, 
welche den Polizeibeamten, deren Zuftän- 
bigfeit fich nach den einjchlägigen landes: 
rechtlichen Kompetenzbeitinnmungen rich⸗ 
tet, zum Zwed der Beauflichtigung des 
Verkehrs nicht bloß mit Nahrungs und 
Genußmittel, fondern audy mit Spiel: 
waren, Tapeten, Farben, Eß-, Trink: und 
Kochgeſchirr und mit Petroleum zufteben 
follen. Es ermächtigt nämlich die Polizei⸗ 
beamten, in die Räumlichkeiten, inwelchen 
derartige Gegenftände feilgehalten werden, 
während ber üblichen Geſchäftsſtunden, 
ober während jene Räumlichkeiten dem 
Verkehr geöffnet find, einzutreten, indem 
es denjelben weiter die Befugnis einräumt, 
von folden Gegenftänden, welche fich in 
dieſen Räumlichkeiten befinden oder welche 
an öffentlihen Orten, auf Märkten, _ 
Blüten, Straßen oder im Umherziehen 

verkauft oder feilgeboten werden, Proben 
zum Zweck der Unterſuchung gegen Zah: 
lung des üblichen Kaufpreifes und gegen 
Empfangsbeſcheinigung Er entnehmen. 
Auf Verlangen ift dem Beſitzer ‘ein Teil 
ber Probe amtlich verichlojfen oder verfie: 
gelt zurüdzulaffen. Ferner können für 
den ganzen Umfang bed Reichs durch Fai- 
ſerliche Verordnung Vorjchriften zum 
Schuß ber Gefundheit erlaffen werden 
zum Zweck des Verbots beftimmter Arten 
ber Herftellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
packuͤng von Nahrungs: und Genußmit- 
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teln, die zum Verkauf beftimmt find, bes 
gewerbsmäßigen Verkaufens und Feilhal- 
tens von Nahrungs= und Genußmitteln 
von einer beftimmten Befchaffenbeit oder 
unter einer der wirklichen Beſchaffenheit 
nicht entfprechenden Bezeichnung, ferner 
zum Zweck bes Verbotd bes Verkaufen? 
und Feilhaltens von Schlachtoieh, welches 
an beftimmten Krankheiten leidet, jowie 
be3 Berfaufens und Teilhaltens des 
Tleifches von Tieren, welche mit beſtimm⸗ 
ten Krankheiten behaftet waren. Sodann 
fann im Weg folcher Kerormung die Ber: 
wendung beflimmter Stoffe und Farben 
ur Herjtellung von Belleibungögegen- 
Nänden, Spielwaren, Tapeten, Eß—⸗, 
Trink- und Kochgeſchirr fowie das ge- 
werbsmäßige Verfaufen und Feilhalten 
von Gegenftänden unterfagt werben, 
welche dieſem Verbot zuwider hergeftellt 
find, endlid auch das gewerbsmäßige 
Verkaufen und Feilbalten von Petroleum 
von einer beitimmten Befchaffenheit. 
Außerdem kann das gewerbömäßige Her: 
ftellen, Verkaufen und Feilhalten von Ge 
genltänden, welche zur Verfälfchung von 

ahrungs- und Genußmitteln beftimmt 
find, verboten oder befchränft werben. Das 
Zumibderhandeln gegen derartige Verord⸗ 
nungen ijt mit Gelditrafe bis zu 150 ME. 
oder mit Haft bis zu 6 Wochen bedroht. 
Um aber dem Reichstag hierbei fein ver⸗ 
faffungsmäßiges Mitwirkungsrecht bei der 
Gefeßgebung zu fihern, ift Die Beftim- 
mung mit ufgenommen daß die fo er⸗ 
lafjenen ‚Derorbnungen dem Reichstag, 
falls er verfammelt it, fofort, andernfalls 
. aber bei feinem nächſten Zufammentreten 
vorzulegen, und daß Diefelben , ſoweit der 
Reichstag dies verlangt, wiederum außer 
Kraft 8 ſind. — Sodann enthält das 
neue Reichsgeſetz folgende Strafbeſtim⸗ 
mungen: Wer zum Zweck der Täuſchung 
im Handel und Verkehr Nahrungs = oder 
Genußmittel nachmacht oder verfälfcht, 
wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten 
und mit Gelbftrate bis zu 1500 ME. oder 
mit einer von biefen Strafen beftraft. In 
gleicher Weife wird berjenige mit Strafe be- 
droht, welcher wijlentlich Nahrungs- oder 
Genußmittel, die verdorben ober nachge⸗ 
macht oder verfälfcht find, unter Verſchwei⸗ 


Geſundheitspolizei (Verfälichungen, Veterinärpolizei). 


gung dieſes Umſtands verkauft oder unter 
einer zur Täuſchung geeigneten Bezeich⸗ 
nung feilhält. Wurde eine ſolche Handlung 
aus Fahrläffigkeit begangen, jo tritt Geld⸗ 
ftrafe bis zu 150 Def. ober Haft bis zu 
6 Wochen ein. Mit Gefängnis bis zu 
5 Jahren, neben weldem auf Berluft 
ber bürgerlichen Ehrentechte erfannt wer: 
ben kann, wird ferner derjenige beitraft, 
weldyer vorſätzlich Gegenftände, die be 
ftimmt find, andern ald Nahrungs- ober 
Genußmittel zu dienen, derart berftellt, 
daß ber Genuß berfelben bie menfchliche 
Geſundheit zu ſchädigen geeignet ift, in- 
gleichen wer wifjentlich Gegenitänbe, beren 
Genuß bie menichliche Geſundheit zu ſchä⸗ 
digen geeignet ift, als Nahrungs⸗ oder Ge⸗ 
nußmittel verfauft, feilhält oder jonft in 
Verkehr bringt. Gleiche Strafe trifft ben- 
jenigen, welcher vorjäglich Bekleidungs⸗ 
egenftände, Spielwaren, Tapeten, ch 
Trink- oder Kochgeſchirr oder Petroleum 
berart berftellt, daß der beſtimmungsge⸗ 
mäße ober vorauszufehenbe Gebrauch dieſer 
Gegenftände bie menſchliche Gefundheit 
zu ſchädigen geeignet ift, ingleichen wer 
mie ſolche Öepenfitinbe verkauft, 
feilhält oder fonft in Verkehr bringt. In 
allen diefen Fällen ift der Verſuch firaf: 
bar. Mit befonderd fchwerer Strafe 
(Zuchthaus bis zu 5 Jahren) ift aber 
ber Fall bedroht, wenn durch die Hand: 
fung eine jchwere Körperverlegung oder 
der Tod eined Menſchen verurjacht wor: 
den ift. War übrigens der Genuß ober 
Gebrauch des Gegenitande die menjchliche 
Geſundheit zu zerftören geeignet, und war 
diefe Eigenichaft bem Thäter befannt, fo 
tritt Zuchthaugftrafe biß zu 10 Jahren 
und, wenn durch die Handlung ber Tod 
eines Menſchen verurfacht worden ift, 
Zuchthausſtrafe nicht unter 10 Jahren 
oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 
Daneben Tann auf bie Juläffigteit poli- 
geiticher Auffiht erfannt werden. Fahr⸗ 
&ffigfeit wird mit Geld» oder Gefängnis⸗ 
ftrafe geahndet. ‚In dem Urteil oder in 
dem Strafbefehl fann auch angeorbnet 
werben, baß die Verurteilung auf Koflen 
des Schuldigen öffentlih befannt zu 
machen fei. Umgekehrt hat aber auch 
das Gericht, wenn der Angejchuldigte frei- 
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geſprochen wird, auf Antrag bes letztern 
dies Hffentlich befannt zu machen. Der: 
artige Berurteilungen haben endlich auch 
nod) bie weitere Folge, bay die Polizei: 
beamten bei Berfonen, weldye wegen 
Übertretung jener Strafbeflimmungen zu 
einer —— verurteilt worden 
find, in den Räumlichkeiten, in welchen 
Nahrungs: nnd Genußmittel, Spiel- 
waren, Tapeten, Eß-, Trinf- und Koch⸗ 
geibiet oder Petroleum feilgehalten wer: 
en, oder welche zur Aufbewahrung ober 
Herftellung folder zum Verkauf beitimm- 
ten Gegenttände bienen, Revifionen vor: 
nehmen fönnen. Dieje Befugnis beginnt 
mit der Rechtskraft des Urteils und erlifcht 
mit dem Ablauf von drei Jahren, von dem 
Tag an gerechnet, an welchem die Freiheits⸗ 
ftrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift. 
Was indbefondere das Gebiet der Vete⸗ 
rinärpolizei anbetrifft, ſo iſt nament- 
lich da8 Verfahren bei dem Auftreten ber 
Rinderpeft für das Gebiet bes Deutfchen 
Reichs durch das Bundes (Reichs⸗) Geſetz 
vom 7. April 1869, Maßregeln gegen bie 
Rinderpeſt betreffend, in einheitlichen Weiſe 
normiert worden. Dazu iſt dann das 
Reichsgeſetz vom 23. Juni 1880, betreffend 
die Abwehr und Unterdrückung von Vieh⸗ 
feuchen, hinzugekommen. Letzteres erſtreckt 
die Anzeigepflicht, welche auch in An⸗ 
ſehung der Rinderpeſt beſteht und insbe⸗ 
ſondere dem Beſitzer der betreffen den Haus⸗ 
tiere, ben Tierärzten, Fleiſchbeſchauern, 
Abdeckern ꝛc. gliegt auf ſolgende Tier⸗ 
krankheiten: Milzbrand; Tollwut; Rotz 
der Pferde, Eſel, Maultiere und Maut 
eſel; Maul- und Klauenſeuche des Rind⸗ 
viehs, der Schafe, Ziegen und Schweine; 
dungeneuche des Rindviehs; Pockenſeuche 
der Schafe; Beſchälſeuche der Pferde und 
Bläschenausſchlag der Pferde und des 
Rindviehs; Räude ber Pferde, Ejel, Maul⸗ 
tiere, Mauleſel und Schafe; doch ift der 
Reichskanzler befugt, die ingeigepflicht 
vorübergehend auch für andre Seuchen 
einzuführen. Ferner enthält das Geſetz 
Beitimmungen über die Ermittelung der 
Seuchenausbrüche, über die Schutmaß: 
regeln gegen Seuchengefahr , befondere 
Vorſchriften für einzelne Seuchen, beſon⸗ 
bere Vorſchriften für Schlachtviehhöfe und 
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Öffentliche Schlachthäuſer, Vorfchriften 
über die Entſchädigung für getötete Tiere 
und Strafvorjchriften für Übertretungs- 
fälle. Von befonderer Wichtigkeit find da- 
bei die Entſchädigungsvorſchriften. ALS 
Entfhäbigung für die auf polizeiliche An⸗ 
ordnung getöteten oder nach dieſer An- 
ordnung an ber Seuche gefallenen Tiere 
fol nämlich der gemeine Wert des Tiers 
gewährt werden ohne Rüdficht auf den 

inderwert, welchen das Tier dadurch 
erleidet, daß e8 mit der Seuche behaftet 
iſt. Bei den mit ber Rotzkrankheit behaf- 
teten Tieren hat jedoch die Entſchädigung 
nur %s, bei dem mit ber Qungenjeuche 
behafteten Rindvieh %s des fo berechneten 
Werts zu betragen. Die Beſtimmungen 
darüber, von wem bie Entjchädigung zu 
gewähren, und wie dieſelbe aufzubringen, 


‘auch wie die Entfhädigung im einzelnen 


Tall zu ermitteln und feftzuftellen ift, find 
von ben Einzelflaaten zu treffen. Val. 
Landgraf, Der Verfehr mit Nahrungs: 
mitteln 2c. auf Grund bes deutſchen Reichs⸗ 
geit es vom 14. Mai 1879 (1879); Ro: 
off, Die Rinderpeft (2. Aufl. 1877. 

Getreidezöle (Rornzölle), Ein- 
gangagitte, welche auf Getreide und ähn⸗ 
iche Erzeugniffe des Landbaus gelegt 
find. Der Grund, aus welchem man die 
G. bis in die neuefte Zeit faft allgemein 
für verwerflich erklärte, ift ber, daß da= 
durch erfahrungsmäßig eine Verteuerung 
notwendiger Nahrungsmittel herbeiges 
führt wird. Denn ber Zoll führt eine 
Verteuerung bes Getreides und jomit des 
Mehls und jchließlich des Brots herbei. 
Die Behauptung, daß in Anſeguna des 
aus dem Ausland importierten Getreides 
der Importeur den Zoll trage, iſt uner⸗ 
wieſen und unrichtig. Der zo wirb 
vielmehr regelmäßig von dem inländifchen 
Abnehmer getragen, welcher ihn feiner: 
ſeits wieder Talfuliert und ihn auf den 
Konjumenten abzumwälgen jucht. Der Preis 
des inländiſchen Getreides aber ſteigt na⸗ 
türlich in ebendemſelben Verhältnis, in 
welchem ber Zoll das ausländiſche Ge⸗ 
treide verteuert. Da nun Brot eins ber - 
notwendigften Nahrungsmittel it, von 
bem der Arme fchließlich ebenfoviel und 
noch mehr als ber Reiche verbraudt, fo 
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handelt e8 fich hier recht eigentlich um einen 
Zoll, weldyer die Steuerlaft zu Gunften 
der befitenden Klaſſe verfchiebt und den 
ärmern Teil ber Bevölferung in unge: 
rechter Weife belaftet. Diefe Sroägungen 
waren e3, die namentlich in England 1849 
die Aufhebung der G. herbeiführten, welche 
vorzugsweife dad Werk Cobdens und ber 
von ihm geftifteten Anti⸗Cornlawe League 
war. Gleichwohl hat man in Deutichland 
bei Aufftellung bes Zolltarifs von 1879 bie 
G. angenommen, namentlich auf Drängen 
der Agrarier, zu beren Prinzipien ſich der 
Reichskanzler befannt hatte. Man machte 
für die G. zunächſt finanzielle Rüdfichten 
geltend: fie brächten viel ein und würden 
leicht getragen; auch fei e& zweifelhaft, ob 
fie wirklich eine direkte Preiserhöhung be⸗ 
wirfen würben; bie inländiſche Konkur⸗ 
renz werbe eine folche verhüten, jedenfalls 
aber werbe eine etwaige Verteuerung der 
Lebensmittel durch bie Bermebrung ber 
Produktion aufgerwogen werden. Denn 
bie ©etreibeproduftion, Jo wurbe ausge 
führt, fei in Deutfchland zurüdgegangen 
und hinter ber Produktionsmoglichkeit ge: 
blieben; dabei liege aber bie Gefahr abe, 
daß Deutjchland in feinen Ernährungs: 
verhältniffen vom Ausland abhängig 
werde, und daß dann bei Mißernten in 
jenen Ländern ober bei Kriegen im In⸗ 
land Not entſtehe. So wurden denn die 
©. wirkli in den Tarif mit aufgenont= 
menz ja, um die Erhöhung ber Eijenzölle 
zu erlangen, mußten die Antereffenten 
der Induſtriezölle den Agrariern fogar 
eine Verdoppelung des Roggenzoll$ zuge: 
ftehen, welcher auf 1 Mk. pro 100 kg feſt⸗ 
gehent ward, während die Regierung nur 

O Pf. beantragt hatte. Seitdem ift bie 
Getreidezollfrage eine brennende Tages⸗ 
frage geworden, und es fteht zu hoffen, 
daß ber Tag der Abſchaffung der ©. nicht 
in allzu weite Ferne gerüdt fein möge, 
guma da der Fleine Landwirt bis jebt gar 
eine Borteile Davon verfpürt, indem folche 
aus ber Beſteuerung dieſes Artikels viel- 
mehr lediglich für den Großgrundbeſitzer 
refultieren. — Die ©. betragen nad) dem 
deutſchen Zolltarif für Weizen, Roggen, 
Hafer, Hülſenfrüchte und Eonftige nicht 
beſonders benannte Getreibearten 1 ME. 


Gewährfchaft — Getverbegerichte. 


pro 100 kg, für Gerſte, Mais und Buch⸗ 
weizen 50 Bf. und für Mal; 1 Mt. 20 
Pf. pro 100 kg. Bal. Conrad in den 
»Jahrbũchern für Nationalölonomie und 
Statiftite 1880, Bo. 1, geit 4, 3und 4; 
Müller, Zur Frage der ©., in den »Mit- 
teilungen bes ins zur Förderung ber 
Handelsfreiheit« 1879, Nr. 3. 

Gewährigaft (Gewährleiftung), 
Haftung für eine beftimmte Juficherung; 
auch das zu Gewährenbe, namentlich bie 
Summe, welche ein Geichäfts- ober Rech⸗ 
nungsführer aus der Gejchäfts- oder Kaffe: 
führung abzugewähren bat (Gewähr: 
—— 

Gewährsmängel (Hauptmängel, 
Hauptfehler, Wandlungsfehler, 

che Tehler) find diejenigen ge: 
Bslic beitimmten Gebrechen ber Tiere, 
welche ben Käufer eines ſolchen zur Auj- 
bebung des Handels und zur Zurüdfor: 
derung des Kaufgelds berechtigen, wofern 
fie Binnen einer beftimmten Zeit nach dem 
Kauf entdedt und erwielen werden. In 
biefen Fällen ift ber Berläufer dem Kau⸗ 
fer zur Gewährleiftung verpflichtet, auch 
wenn er eine folche beim Abſchluß bes 
Handels nicht ausdrücklich zugeſagt bat 
(gefeglihe Gewährſchaft)) In ben 
meiften Staaten jind in diefer Hinficht 
bejonbere Gelege erlaſſen, welche durch 
genaue Angabe der die Haftpflicht be- 
gründenden ©. und burd bie —* 
jesung furzer Gewährihaftsfriiten 
dem Verkehr die notwendige Sicherheit 
darbieten. 

Gewerbefreiheit, ſ. Gewerbegeſetz⸗ 


gebung. 

Gewerbegerichte (Fabrikgerichte, 
in Frankreich Conseils de prud’hom- 
mes), die zur Schlichtung von Streitig- 
feiten zwijchen felbitändigen Gewerbtrei- 
benden und ihren Gewer sgebilfen fowie 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitneh⸗ 
mern überhaupt beftellten, mit Fachmän⸗ 
nern beſetzten befondern Gerichte. Fehlt 
es an ſolchen Gerichten, fo follen nach der 
beutjchen Gewerbeordnung die Gemeinde: 
behörden an beren Stelle fungieren. In 
England find außerdem zur Regulierung 
fünftiger Rechtsverhältniffe zwiichen Ar: 
beitern und Arbeitgebern die fogen. Boards 





Gewerbegeſetzgebung (Gewerbefreiheit). 


ofconciliation and arbitration eingeſetzt, 

deren&inführungals fogen. Einigung 3: 

ämter aud in Deutſchland angeitrebt 

wird. Bol. Eberty, Die G. (1869); 

Brentano, Über Einigungsämter 

(1873); Oppenheim, G. und Kontralt- 
ruch (1874). 

Gewerbegejeßgebung, ber Inbegriff 
aller derjenigen Rechtsnormen, welche das 
Gewerbeweſen eines Staat? regeln. Wäh⸗ 
rend in frühen Zeiten und zwar nament- 
lich in Deutjchland für diefen Rechtszweig 
das Beitreben maßgebend war, bem Ge: 
werbe durch Zwangsbeſtimmungen zu hel- 
fen und dasſelbe hierdurch zu fördern, hat 
fi in diefem Jahrhundert der Grundſatz 
der Gewerbefreibeit mehr und mehr 
Bahn gebrochen. So warb namentlich der 
Zunftzwang bejeitigt, welder jahr: 
bundertelang ben Gewerbebetrieb be= 
berricht hatte. Die Zünfte hatten im Mit⸗ 
telalter zur Hebung des Gewerbewefens 
und zur Hebung des beutfchen Städte 
wejens nicht wenig beigetragen. Allein 
der frifche Geift war mit ber Zeit aus die- 
fen gewerblichen Korporationen gewichen, 
und nur bie verfnöcherte Form, welche zu: 
meiſt in der engherzigften Weife gehand- 
habt wurde, war zurüdgeblieben. Das 
Weſen ber Zunft (Annung) dharakteri- 
fiert ſich als dasjenige einer Verbindung 
mebrerer zu einem gewiſſen felbftändigen 
Gewerbebetrieb berechtigter Berjonen zum 
Zwed ber Betreibung dieſes Gewerbes 
nach gewiffen Regeln und nad) Maßgabe 
bejtimmter Statuten (Zunftartifel) 
mit felbitgewählten VBorjtänden und mit 
ber Befugnis, alle andern Perfonen vom 
Betrieb dieſes Gewerbes in dem betreffen- 
ben Bezirk auszujchließen. Wer einem 
zünftigen Gewerbe fi widmen wollte, 
mußte eine genau vorgejchriebene Zeit hin⸗ 
durch als Lehrling und ala GSefelle, und 

war teilweife auswärts, arbeiten und 
— ein Meiſterſtück zur Zufrieden⸗ 
heit der Zunft anfertigen. Dazu kamen 
zuweilen noch obrigkeitliche Prüfungen. 
Auch mußte bei geſchloſſenen Zünften der 
Aufzunehmende die Erledigung einer Mei⸗ 
fterftelle abwarten oder, wenn die Zunft⸗ 
berechtigung ben Charakter eines Real: 
rechts hatte, ein Grundſtück erwerben, mit 


217 


welchem eine berartige Gewerbegerechtig- 
feit verbunden war. Die Gewerbe durften 
zudem vielfach nur in den Stäbten und 
nur ausnahmsweiſe und unter mannig- 
fachen Beichränfungen auf dem Land be: 
trieben werden. Hiermit bat das moderne 
Prinzip der Gewerbefreibeit, welches in 

rankreich, England, Nordamerika, in der 

chweiz, in Belgien, in den Niederlanden, 
in Schweden, Rumänien x. das herr: 
ſchende ift, vollſtändig gebrochen. Unbe: 
ſchadet der polizeilichen Kontrolle über das 
gefamte Gewerbeweſen (Gewerbepoli- 
zei), ift Dasfelbe doch dem Prinzip nad) 
von jeglicyem Zwang befreit. Es beitehen 
nur in Intereſſe der öffentlihen Wohl: 
fahrt beitummte Einfchräntungen; na: 
mentlich ift in gewillen Fällen die Ein- 
bolung ber obrigfeitlihen Genehmigung 
zum Gewerbebetrieb erforderlich. 

In den meiften deutfchen Staaten hatte 
die Gewerbefreiheit im Lauf diefed Jahr⸗ 
hundert? nah und nad Eingang gefunden. 
Ansbejondere war es der preußifche Staat, 
welcher durch feine großen Staatsmänner 
Stein und Hardenberg auf diefem Gebiet 
bahnbrechend vorausging, indem burd) 
das preußifche Ebikt vom 2. Nov. 1810 die 
Löfung eines Gewerbeſcheins als ge- 
nügend für die Eröffnung eine? Gewerbe: 
betrieb8 bezeichnet, der Unterfchieb zwi: 
ſchen Stabt und Land befeitigt und alle 
Borrechte, welche zuvor mit der Mitglied- 
ſchaft einer Zunft oder mit dem Befiß eines 
Grundſtücks in gewerblicher Beziehung 
verbunden geweſen, aufgehoben mwurben. 
Eine vollitändige Gewerbeordnung für bie 
gefamte preußiiche Monarchie erfchien aber 
erſt 17. Jan. 1845. Sie hieltandem Grund: 
fat der Gewerbefreiheit feft und fuchte 
die Zünfte lediglich als freie, genoſſen⸗ 
ſchaftliche Vereinigungen zur gemein ſamen 
Förderung des Gewerbebetriebs beizube- 
Ken Auffallenderweife brachte aber das 

ahr 1848, deifen deutſche Grundrechte 
die Gewerbefreiheit auf ganz Deutfchland 
ausdehnen wollten, eine von dem Hand: 
werkerſtand felbit ausgehende Reaktion, 
und ein fogen. »Handwerferparlament«, 
welches im Sommer 1848 in Frankfurt 
tagte, gab diefer Bewegung Ausdrud, 
welche auch auf die preußifche Geſetzgebung 


218 


(1849) nicht ohne Einfluß blieb. Verſchie⸗ 
bene Geſetze brachten polizeiliche Beſchrän⸗ 
fungen und jonftige Einengungen des Ge 
werbebetrieb8, welche erft 1861 und aud) 
dann nur teilmeife befeitigt wurden, wäh- 
rend wiederholte Anftrengungen, die das 
preußifche Abgeordnetenhaus zum Zweck 
ber Durchführung einer freifinnigern ©. 
machte, erfolglos blieben. Inzwiſchen aber 
war nad) ber Sründung des Norbdeut- 
ſchen Bundes die ©. in ben Kompetenz: 
kreis ber Bundesgefeßgebung gezogen wor: 
den, und ein Seth vom 8. uli 1868, bes 
treffend den Betrieb ber ſtehenden Gewerbe 
(dad jogen. »Notgewerbegejeß«), behnte das 
Prinzip der Gemwerbefreiheit, welches vor- 
her nur von einzelnen Staaten nad) dem 
Borgang Preußens adoptiert worden mar, 
auf dad ganze Bunbesgebiet auß, nachdem 
bereits bag Freizügigfeitsgefeß vom 1. Nov. 
1867 jeden Unterſchied, welcher in An⸗ 
fehung des Gewerbsweſens aus der Staats⸗ 
angehoͤrigkeit der Bundesangehörigen ab⸗ 
zuleiten war, aufgehoben hatte. Eine 
Durchführung jenes Prinzips im einzel- 
nen geichah dann durch den Erlaß ber auf 
ben Örundlagen ber preußifchen Gewerbe- 
ordnung ftehenden norddeutichen Gewerbe⸗ 
. ordnung vom 21. Suni 1869, weldhe nun: 
mehr zum Neichögefeg erhoben ift. Zu 
der Gewerbeordnung find aber bereits 
eine Reihe von Nachtragsgeſetzen (Ge: 
werbeordnungsnovdellen) erlafjen 
worden, welche zum Zeil das Prinzip ber 
Gewerbefreiheit wiederum gewiflen Ein 
ſchränkungen unterworfen haben. Über: 
haupt hat ſich neuerdings, namentlid, in 
den Handwerkerkreiſen jelbit, eine rückläu⸗ 
fige Bewegung geltend gemacht, welche 
noch nicht zum Abſchluß gekommen ift. 
Die deutiche Gewerbeordnung geftattet 
nämlich den Betrieb eines jeden Gewerbes 
einem jeden, wenn und foweit nicht das 
Geſetz jelbft Ausnahmen und Beſchränkun⸗ 
gen ftatuiert. Durch die Einführung der 
Semerbefreiheit werden nicht berührt 
das Bergweſen, bie Fifcherei, das Unter: 
richtsweſen, die advokatoriſche und bie 
Notariatspraris, der Gewerbebetrieb ber 
Ausiwanderungsunternehmer und Aus- 
wanderungsagenten, der Verſicherungs⸗ 
unternehmer und der Eifenbahnunterneh: 


Gewerbegeſetzgebung (Ausſchlüſſe, Innungen). 


mungen, der Vertrieb von Lotterieloſen, 
die Befugnis zum Halten öffentlicher Fäh⸗ 
ren und das VBerbältnis der Schifſsmann⸗ 
ſchaften auf den Seeichiffen, während bas 
Prinzip des freien Gemwerbebetriebs auf 
bie Ausübung der Heilkunde, die Errich⸗ 
tung von Apothefen und ben Kerkauf von 
Arzneimitteln nur teilweiſe zur Anwen⸗ 
dung gebracht worden iſt. 

Unter den verſchiedenen Konſequenzen, 
welche die Gewerbeordnung aus jenem 
Grundſatz gezogen hat, iſt namentlich die 
Beſtimmung hervorzuheben, wonach die 
Zulaſſung zum Gewerbebetrieb in keiner 
Gemeinde und bei keinem Gewerbe von 
dem Beſitz des Bürgerrechts abhängig ſein 
ſoll. Ferner gehören dazu die Gleichſtel⸗ 
lung des weiblichen Geſchlechts mit dem 
männlichen in Anſehung der gewerblichen 
Verhältniſſe, die Beſeitigung der frühern 
Unterſcheidung zwiſchen Stadt und Land 
in Bezug auf den Gewerbebetrieb und die 
Ausdehnung desſelben, die Geſtattung des 
gleichzeitigen Betriebs verſchiedener Ge⸗ 
werbe gone besfelben Gewerbes in meh⸗ 
teren Betrieb3= oder Verfaufsftätten und 
die Aufhebung jener frübern Beftimmun: 
gen, welche ben Handwerker auf den Ber: 
fauf felbitverfertigter Waren beſchränk⸗ 
ten. Ganz befonders aber ift in biejer 
Hinficht Die Befeitigung des Zunftzwangs 
hervorzuheben. Die Gewerbeordnung hat 
nämlich die beſtehenden Zünfte und In⸗ 
nungen keineswegs aufgehoben, wohl 
aber das benfelben eingeräumte Recht, 
andre von dem Betrieb eines Gewerbes 
auszufchließen. Überhaupt find alle Be: 
vorzugungen der Zünfte in gewerblicher 
Beziehung abgefchafft, indem die Tendenz 
des Geſetzes unverkennbar bie ift, die be- 
ftehbenden und entitehenden Innungen al? 
freie Genoſſenſchaften Iebiglich bem Zweck 
gemeinfamer Förderung der gemeinja- 
men gewerblichen Intereſſen dienftbar zu 
machen, Bon großer Debeufung ift ferner 
die Befeitigung ber nach einzelnen Lan⸗ 
besgefekgebungen bis dahin noch in Gel- 
tung gewefenen gewerblichen Exkluſiv⸗ 
rechte. Dahin gehören die jogen. aus⸗ 
Ihlieplichen Gewerbeberechtigungen, ver- 
möge deren ber Berechtigte andern den 
Betrieb eines Gewerbes, fei e8 im all 











Gewerbegefehgebung (Erfiufivrechte, Taren, Gewerbebetrieb). 


gemeinen, jei es hinfichtlich der Benutzung 
eines gewiſſen Betriebsmateriald, unter: 
Tagen konnte; ferner die gewerblichen 
aieange- und Bannrechte, welche einen 
flimmten Kreis von Perſonen verpflich⸗ 
teten, ihren Bedarf an Produften eines 
beſtimmten Gewerbes lediglich von dem 
Berechtigten zu beziehen, jo: der Mahl: 
zwang, der Branntwein- und Brauzwang 
jowie das den ftäbtiichen Bädern oder 
Fleiſchern zuftehende Recht, die Einwohner 
einer. Stadt oder ber fogen. Bannmeile 
zu zwingen, ihren Bebarf an Gebäd oder 
Fleiſch von jenen ausichließlich zu entneh⸗ 
men; endlich auch die dem Fiskus oder 
gewiſſen Korporationen ober jonitigen Be⸗ 
techtigten zuflehende Befugnis, Konzeſſio⸗ 
nen zu gewerblichen Anlagen ober zum 
Betrieb von Gewerben zu erteilen. Alle 
biefe Rechte find aufgehoben oder doch der 
Ablöjung unterftelt worden, wie z. B. die 
Abbedereiberechtigung und das Recht, ben 
Inhaber einer Schanfftätte zu zwingen, 
für feinen Wirtſchaftsbedarf dag Getränf 
aus einer bejtimmten Fabrikationsſtätte 
zu beziehen. Ebenſo find alle gewerblichen 
Abgaben, mit Ausnahme der anben Staat 
ober an die Gemeinde zu entrichtenden Ge 
werbefteuer, aufgehoben. Ferner ift der 
Beſuch der Mefjen, Jahr: und Wochen: 
märfte ſowie ber Kauf und Berfauf auf 
denfelben freigegeben, und ver Marftver- 
fehr ſoll mit feinen andern als folchen 
Abgaben belaftet werden, welche eine Ver: 
gütung für den überlafjenen Raum und 
n Gebrauch von Buben und Gerätichaf: 
ten bezweden, vorbehaltlich der Befugnis 
ber Ort3polizeis und der Gemeindebehör: 
ben zur Aufftellung einer Marktordnung 
und bed Oberaufſichtsrechts der Verwal- 
tungsbehörden. Bemerfenswert ift auch 
die Beſeitigung ber polizeilichen Taren; 
nur in Anjehung der Bäder und ber Ver: 
fäufer von Backwaren ift beftimmt, daß 
biefe Durch die Ortspolizeibehörde angehal⸗ 
ten werden fünnen, die Breife und dag 
Gewicht ihrer Backwaren für gewifle 
geiträume duch Anſchläge am Verkaufs- 
ofal zur Kenntnis des Publikums zu 
bringen. Auch Gaftwirte fünnen durch 
bie Ortspolizeibehörde angehalten werben, 
Verzeichniffe der von ihnen geftellten Preiſe 
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aufzuftellen und in ihren Lokalen anzu⸗ 
ſchlagen, von welchen ſie nicht eher abgehen 
dürfen, als bis die Abänderung der Behörde 
angezeigt iſt. Wirkliche Taxen dagegen kön⸗ 
nen nur noch feſtgeſetzt werden für Lohn⸗ 
bediente und andre Perſonen, welche öffent⸗ 
lich ihre Dienſtleiſtungen anbieten, ſowie 
für die Benutzung der zum öffentlichen Ge⸗ 
brauch beſtimmten Wagen, Pferde, Sänf⸗ 
ten, Gondeln und andrer Transportmit⸗ 
tel, ferner für Schornſteinfeger, welchen 
beſondere Kehrbezirke ausſchließlich über⸗ 
wieſen ſind. Endlich können auch für Apo⸗ 
theker (|. d.) durch die Zentralbehörde Ta⸗ 
ren feftgejtellt werben, deren Ermäßigung 
durch freie Vereinbarung jedoch zuläffig ift. 
Was dagegen bie in der Gewerbeorb- 
nung aufgeſtellten befondern Bedingungen 
und Beſchränkungen in Anfehung dei Be⸗ 
trieb8 gewiffer Gewerbe anbelangt, 
jo erſcheinen diefelben teils als durch Die 
Gefährlichkeit der dazu gehörigen Anlagen, 
teils durch das Erfordernis einer beſon⸗ 
dern perſonlichen Qualifikation im In⸗ 
tereſſe des Publikums geboten. Der Regel 
nach genügt nämlich für die Eröffnung 
eines Gewerbebetriebs lediglich eine An⸗ 
zeige bei der nach der Landesgeſetzgebung 
zuſtändigen Behörde, welch letztere inner⸗ 
halb dreier Tage den Empfang ber An⸗ 
zeige zu befcheinigen hat. Es iſt jedoch 
) eine außdrüdlihe Genehmigung 
feiten® der Behörde zu der Errichtung 
ſolcher Anlagen erforderlich, welche durch 
Die örtliche Lage ober Durch die Beichaffen- 
heit der Beiriebsftätte für die Nachbar- 
haft oder für das Publikum gefährlich 
oder boch beläftigend fein können, wie 3.2. 
Schießpulverfabrifen, Gasanſtalten, che- 
miſche Yabrifen, Leimfiedereien u. dgl. 
Der Grleitung der Genehmigung muß 
eine Prüfung der gegebenen VBerhältniffe 
und eine öffentlihe Aufforderung im 
Amtsblatt vorhergehen, etwaige Einwen- 
dungen gegen die neue Anlage binnen 14 
Tagen geltend zu machen. Einwenduns 
gen, welche auf privatrechtlihem Titel 
beruben, find im Rechtsweg, fonftige Ein⸗ 
wendungen burch die VBerwaltungsbehör- 
Den im georbneten Inſtanzenzug derſelben 
au erledigen. Auch zur Anlegung von 
ampfkeſſeln ift die Prüfung berjelben 
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und die Genehmigung feitens ber kompe⸗ 
tenten Verwaltungsbehörde erforderlich. 

2) Einer Approbation, welde auf 
Grund eines Nachweiſes der Befähigung 
zu erteilen ift, bedürfen Apotheker und 
diejenigen Perſonen, welche fich ald Wund⸗ 
oder Augenärzte, Geburtöhelfer, Zahn: 
ober Tierärzte, überhaupt als Arzte oder 
mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen 
ober ſeitens bes Staats oder einer Ge: 
meinde als folhe anerfannt oder mit 
amtlihen Yunktionen betraut werden 
follen. Ebenfo bedürfen die Hebammen 
eines Prüfungszeugniffes der nach bem 
nanbespeich zuftändigen Behörde. End» 
lich baden fih auch die Seeſchiffer, See 
fteuerleute und Lotſen über den Befit der 
erforderlichen Kenntniſſe durch ein Bes 
fühigungszeugnis auszuweiſen. 

— Eine Ronzef fion ſeitens der höhern 
Derwaltungsbchörbe, welche erteilt wird, 
wenn nicht Thatjachen vorliegen, welche bie 
Unzuverläjfigfeit des Nachſuchenden in Be 
ziehung auf den beablichtigten Gewerbe⸗ 
betrieb darthun, ift erforderlich für bie 
Unternehmer von Privatkranken-, Ent: 
bindungs= und Jrrenanftalten. Ebenſo 
bedürfen Schaufpielunternehmer zum Be: 
trieb ihres Gewerbes der Erlaubnis, 
welche ihnen zu verfagen ift, wenn bie 
Behörde auf Grund von Thatfachen die 
Überzeugung gewinnt, daß dem Nachſu⸗ 
chenden die erforderliche Zuverläffigfeit, 
indbefondere in fittlicher, artiftifcher und 
finanzieller Hinficht, abgeht (Gewerbeord⸗ 
nungsnovelle vom 15. Juli 1880). Auch 
zum Betrieb der Gaft: und Schanfwirt- 
Ichaft jowie des Kleinhandels mit Brannt: 
wein oder Spiritus ift Die Erlaubnis er- 
forderlich, welche dann zu verfagen ift, 
wenn gegen den Nacdjuchenden That: 
ſachen vorliegen, weldye die Annahme 
rechtfertigen, daß er dad Gewerbe zur 
Förderung der Völlerei, des verbotenen 

piels, der Hehlerei oder der Unfittlichfeit 
mißbraudhen werde, oder wenn das zum 
Gewerbebetrieb beitimmte Lokal wegen 
feiner Beichaffenheit oder Lage den polizei- 
lichen Anforderungen nicht genügt. Die 
Gewerbeordnungsnovelle vom 23. Juli 
1879 hat aber hier noch eine weitere Ein: 
ihränfung der Gewerbefreiheit gebracht. 


Gewverbegefehgebung (Konzeifion xc.). 


Die Landesregierungen können nämlich 
nicht nur, foweit es fih um bie Erlaub: 
nid zum Ausfchenfen von Branntwein 
oder zum Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus handelt, die Erteilung der 
Erlaubnis, wie bisher, von bem Nachweis 
eines vorhandenen Bebürfnifjes abhängig 
machen, fondern fie können weiter beftim- 
men, daß auch die Erlaubnis zum Betrieb 
der Gaftwirtjchaft oder zum Ausſchenken 
von Wein, Bier ober andern geiftigen 
Setränfen in Ortfchaften mit weniger als 
45,000 Einw. fowie in folden Ortfchaf- 
ten mit einer größern Einwohnerzahl, 
für welche die durch Ortsſtatut feſtge⸗ 
fett wird, von bem Nachweis eines vor- 
handenen Bebürfnifjes abhängig fein folle. 
Auch zu dem Geiverbebetrieb eines Pfand- 
leihers oder Rüdfaufshändlers ift nad) 
ber Novelle vom 23. Juli 1879 die Er: 
laubnis erforderlich. Endlich ift eine folche 
Erlaubnis aud) für denjenigen nötig, wel- 
her gewerbsmäßig Drudichriften oder 
andre Schriften oder Bildwerfe auf öffent: 
lihen Wegen, Straßen, Pläben ober an 
andern öffentlichen Orten verfaufen und 
verbreiten will; auch muß ber Betreffende 
ben auf feinen Namen lautenden Zegiti- 
mationsſchein bei fich führen. 

Eine Unterfagung bes Ge: 
werbebetrieb3 kann erfolgen in An 
ſ Hung des gewerbsmäßigen Tanz⸗, Turn- 
oder Schwimmunterricht8 gegenüber fol: 
hen Perſonen, welche wegen Verbrechen 
oder Vergehen gegen bie Sittlichfeit, fo- 
wie in Anjehung des Gewerbes ber Tröd⸗ 
ler gegenüber joldyen, welche wegen aus 
Gewinnfucht begangener Verbrechen oder 
Vergehen gegen das Eigentum beitraft 
worden find, endlich in Anfehung des Ge⸗ 
werbes ber Gelindevermieter gegenüber 
den wegen Verbrechen ober Vergehen ge: 
gen dad Eigentum oder gegen die Sitt⸗ 
ichfeit Beftraften. - 

5) Der Regelung durch die Ort8> 
polizeibehörde unterliegtdie Unterhals 
tung de3 öffentlichen Verkehrs innerhalb 
der Orte durch Wagen aller Art, Gondeln, 
Sänften, Pferde und fonitige Transport: 
mittel fowie das Gewerbe berjenigen Per: 
fonen, welche auf öffentlichen Straßen 
ober Pläten ihre Dienfte anbieten. 
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6) Den Gewerbebetrieb im Um: 
herziehen anlangend, fo find zunächſt 
biejenigen, welche ein ſtehendes Gewerbe be: 
treiben, befugt, auch außerhalb bes Ort? 
ihrer gewerblichen Niederlaſſung nad 
vorgängiger Löſung eines Legitimations- 
ſcheins perſönlich oder durch ihre Reifen: 
ven Waren aufzufaufen und Beftellungen 
auf Waren zu fuhen. Dagegen ift das 
eigentlihe Haufiergewerbe, b. 
ber felbitändige Gewerbebetrieb ohne Be⸗ 
gründung einer gewerblichen Nieberlaf- 
fung, fei e8 nun, baß es fich dabei um 
das Feilbieten oder um das Auffaufen 
von Waren oder um das Aufluchen von 
Warenbeftellungen oder endlich um ge- 
werbliche oder Tünftlerifche Leiftungen und 
Schuftellungen ohne höheres wiſſenſchaft⸗ 
liches oder Kunſtintereſſe handelt, infofern 
beichräntt, als gewifie Gegenftänbe biefem 
Verkehr gänzlich entzogen find, nämlich: 
geiftige Getränfe aller Art, gebrauchte 
Kleider und Betten, Garnabfäle, Enden 
und Dräumen von Seide, Wolle, Leinen 
oder Baumwolle, Bruchgolb und Bruch: 
filber , Spielfarten, Lotterielofe, Staats- 
und fonftige Wertpapiere, Schießpulver, 

euerwerkskörper und andre erplofive 

toffe, Arzneimittel, Gifte und giftige 
Stoffe Während ferner bei bem ſtehen⸗ 
ben Gewerbebetrieb die Stellvertretung 
durch andre unbedenklich zuläffig ift, wird 
folche bei dem Gewerbebetrieb im Umber: 
ziehen nicht geftattet, inſofern es fich nicht 
um ben Auffauf und Verkauf jelbitge- 
wonnener Erzeugnifie der Jagd und des 
Fiſchfangs oder um den Verfauf roher 
Naturerzeugniſſe mit Ausfchluß bes 
größern Viehs, von Produlten ber Land: 
und Forftwirtichaft, des Gartens und 
Dbftbaus und frifcher Lebensmittel aller 
Art handelt, wie fie den regelmäßigen 
Gegenſtand des Wochenmarktverkehrs bil- 
ben. Grokjährigen Berfonen kann bie 
Erteilung eines Legitimationgfcheins nur 
aus beionderd im Geſetz vorgefehenen 
Gründen, 3.3. wenn fie mit einer ab- 
ſchreckenden oder anftedenden Krankheit be 
haftet find, oder wenn fie unter Polizei⸗ 
aufficht fliehen, verfagt werden, währen 
dies Minderjährigen gegenüber aud) aus 
andern Gründen geichehen Tann. Zu 


221 


Scauftellungen und Kunftleiftungen nie⸗ 
derer Art auf Straßen ober fonft im Um⸗ 
hergieben ift übrigens auch noch bie fpe- 
zielle Erlaubnis Durch Die Ortsobrigfeit 
erforderlich. 

Was die gewerblichen Hilfeleiftungen 
ber Gefellen, Gebilfen, Lehrlinge 
und Fabrikarbeiter betrifit, fo erflärt 
bie Gewerbeorbnung bie Feſtſetzung ber 


b. | Berhältnifie zwifchen biefen und ben ſelb⸗ 


ftändigen Gewerbtreibenden für einen Ge⸗ 
genftand freier Dereinbarung, wenn auch 
zu Arbeiten an Soun= und Felttugen, 
vorbehaltlich anberweiter Vereinbarung in 
Dringlichfeitsfällen, niemand verpflichtet 
fein ſoll. Streitigkeiten, welche ſich auf 
den Antritt, die Yortfeßung ober Aufbe- 
bung des Arbeits⸗ oder Lehrverhältniſſes 
unb auf die einmalbegründeten Bertrags- 
verhältniffe überhaupt beziehen, gehören 
vor bie bejondern Gewerbegerichte, wo 
folche beftehen, und im entgegengefehten 
Tall vor die Gemeindebehörbe; body ift die 
Berufung auf den Rechtsweg geltattet. 
Was die Verpflichtungen der Gefellen 
und Gehilfen inöbefonbere anbelangt, 
To find diefelden verbunden, ben Anord- 
nungen ber Arbeitgeber Folge zu leiften, 
ohne jedoch zu häuslichen Arbeiten ver: 
pflichtet zu Fein. Sie künnen dagegen 
beim Abgang ein Zeugnis über Die Art und 
Dauer ihrer Beihäftigung ſowie auch über 
ihre Führung fordern, welches auf Antrag 
ber Beteiligten von der Gemeindebehörbe 
foften= und ftempelfrei zu beglaubigen ift. 
Der Auflöfung des Vertragsverhältniſſes 
muß eine 14tägige Auffündigung vorher: 
eben. Eine ſofortige Entlafhung ber Ge⸗ 
Fllen und Gehilfen ift aber dem Arbeit⸗ 
geber geftattet, wenn jene fich eined Dieb- 
tabl8, einer Veruntreuung oder eines 
liederlichen Lebenswandels ſchuldig machen 
oder den ihnen vertragsmäßig obliegen- 
ben Verpflichtungen nicht nachkommen, 
wenn fie mit Feuer und Licht, ber Ver: 
warnung ungeachtet, unvorfichtig umge⸗ 
ben, wenn fie Ya Thätlichfeiten odergrobe 
Ohrvertegungen gegen ben Arbeitgeber 
oder beffen Angehörige zu ſchulden Tom- 
men laflen, oder wenn fie mit ben Mit: 
gliebern ber Familie bed Arbeitgebers 
verbächtigen Umgang pflegen oder Mit: 
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arbeiter zu Handlungen-verleiten, welche 
wiber bie Geſetze oder bie guten Sitten 
verfioßen, ober endlich, wenn fie zur Forts 
ſetzung der Arbeit unfähig geworden oder 
mit einer abfchredenden Krankheit behaf⸗ 
tet find. Auf der andern Seite find die 
Arbeitnehmer zur fofortigen Löfung des 
Vertragsverhältnifies befugt wegen Un⸗ 
fühigfeit zur Fortſetzung der Arbeit fowie 
dann, wenn der Arbeitgeber fich ihnen 
ober ihren Angehörigen gegenüber Thät- 
Tichfeiten ober grobe Ehrverletzungen zu 
fhulden kommen ließ, wenn er ober 
jeine Angehörigen die Arbeitnehmer ober 
beren Angehörige zu rechtswidrigen oder 
unfittlihen Handlungen zu verleiten ſuch⸗ 
ten, wenn ber Arbeitgeber ben Arbeitneh⸗ 
mern nicht ben ſchuldigen Lohn in der 
bedungenen Weife aussahlte, bei Stück⸗ 
lohn nicht für ihre ausreichende Beichäf- 
tigung forgte ober ſich einer widerrecht⸗ 
lichen Übervorteilung gegen fie fchulbig 
mädhte, endlich auch dann, wenn bei Fort⸗ 
feßung der Arbeit das Leben oder die Ge⸗ 
fundheit ber Arbeitereiner erweislichen Ge: 
fahr ausgeſetzt fein würbe, die bei Einge: 
bung bes Arbeitövertrags nicht zu erkennen 
war. Übrigens ift der Arbeitgeber für ben 
Tall, daß bei bem Gewerbebetrieb der Tod 
oder eine Förperliche Verlegung eines Ar: 
beiter8 durch ein Verfchulden des Aufſichts⸗ 
und Dienftperfonals herbeigeführt wurde, 
nad) dem fogen. Haftpflichtgejet des Deut- 
ſchen Reichs vom 7. ar 1871 zu Scha⸗ 
denerſatz verpflichtet (ſ. Haftpflicht). 
Das Verhältnis des Lehrlings yum 
Lehrhertn ift ebenfall® normiert. Anl big 
zur Annahme und Beibehaltung von Lehr⸗ 
lingen find diejenigen, welche wegen anbrer 
als politifcher Verbrechen oder Vergeben 
fich nicht im Vollgenuß der flaatäbürger: 
lihen Rechte befinden oder wegen Dieb- 
ſtahls ober Betrugs rechtstkräftig verurteilt 
worden ſind. Der Lehrherr hat die Pflicht, 
ſeinen Lehrling zum tüchtigen Geſellen 
auszubilden, zur Arbeitſamkeit und zu 
guten Sitten anzuhalten und vor Laſtern 
und Auefiarneifungen zu bewahren. Zu 
bem Ende ift der Lehrling der väterlichen 
Zucht des Lehrherrn unterworfen, auch 
dem Stellvertreter des letztern zu Gehor- 
fam verpflichtet. Was die Endigung bes 
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Lehrverhältniſſes anbelangt, jo kann das⸗ 
ſelbe wider den Willen des Lehrherrn und 
vor Ablauf der Lehrzeit wegen gröblicher 
Vernachlaſſigung der Pflichten oder wegen 
Mißbrauchs bed Züchtigungsredhts des 
Lehrheren ſowie dadurch, daß bem Lehr: 
bern die Befugnis, Lehrlinge zu halten, 
entzogen wird, eröft werben, ebenſo durch 
den Tod des Lehrherrn oder des —— — 
durch Unfähigkeit eines von beiden Teilen 
zur llung der ihm obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen, endlich auch durch Beſtim⸗ 
mung des Lehrlings zu einem anderweiten 
Gewerbe. Auf der andern Seite kann der 
Lehrherr den Lehrvertrag aus ebendenſel⸗ 
ben Gründen aufheben, welche ihn zur 
ſofortigen Entlaſſung der Geſellen berech⸗ 
tigen. Für die Aufnahme und Entlaſ⸗ 
ſung der Lehrlinge dürfen keinerlei Gebüh⸗ 
ren erhoben werden; auch muß dem Lehr⸗ 
ling bei Beendigung des Lehrverhältniſſes 
vom Lehrherrn ein Zeugnis ausgeſtellt und 
dies, wofern en ſeinen Inhalt nichts 
u erinnern, und ſtempelfrei von 
er Gemeindebehörde beglaubigt werden. 
Außerdem enthält die Gewerbeord⸗ 
nung eine Reihe von Strafbeſtimmun⸗ 
gen für etwaige Kontraventiond: 
fälle; dagegen find (F 152) alle frühern 
Verbote und Strafbeitimmungen gegen 
Gewerbtreibende, gewerbliche Gehilfen, 
Gefellen oder Fabrtfarbeiter wegen Ber: 
abredungen und Vereinigungen zum Be: 
buf der Erlangung günftiger Lohn= und 
Arbeitsbedingungen, insbeſondere mittelft 
Einftelung der Arbeit oder Entlajjung 
ber Arbeiter, aufgehoben, wenn aud) 
ausbrüdlich beftimmt ift, dag ber Rüd: 
tritt von ſolchen Vereinigungen und Ver: 
abredungen jcbem Teilnehmer freifteht, 
und daß weder Klagen noch Einreben aus 
jenen flattfinden. Wurden jeboch Dro- 
hungen, Ehrverlegungen, Verrufserklä⸗ 
rung oder gar körperlicher Zwang zur 
Anwendung gebracht, um andre zur 
Teilnahme oder zum Verbleiben bei derar⸗ 
tigen Vereinigungen zu beſtimmen, ſo tritt 
eine Gefängnisſtrafe bis zu 3 Monaten 
ein, ſofern nicht das Reichsſtrafgeſetzbuch 
eine höhere Strafe androht, wie nament⸗ 
lich, wenn der Thatbeſtand einer Nötigung 
vorliegt. Zu bemerken iſt ferner, daß der 
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Titel VII der®ewerbeorbnung, welcher von 
den gewerblichen Arbeitern (Geſellen, Ge⸗ 
hilfen, Lehrlingen und Fabrikarbeitern) 


handelt, einer eingehenden Reviſion un⸗ 


terworfen worden iſt, deren Reſultate in 
der Gewerbeordnungsnovelle vom 17. Juli 
1878 (Reichsgeſetzblatt, S. 199 ff.) ent⸗ 
- enthalten find. ' 
Diefe Novelle dehnt insbeſondere die 
Vorſchrift der Gewerbeordnung, wonach 
Gewerbtreibenden, welchen die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberfannt find, die Beſchäf— 
tigung von Lehrlingen unter 18 Jahren 
unteringt ift, auf die Anleitung von Ar: 
beitern unter 18 Jahren überhaupt aus. 
Ferner find in Anſehung ber jogen. Ar⸗ 
beitöbücher wichtige Neuerungen getrof- 
fen. Während nämlich bisher nur für 
jugendliche Fabrifarbeiter unter 16 Sab- 
ren die Führung von Arbeitsbüchern vor- 
geſchrieben war, ift jeßt ber Arbeitsbuch⸗ 
zwang als Erziehungsmaßregel für alle 
Arbeiter unter 21 Jahren eingeführt. 
Dabei bleibt e8 den Arbeitgebern unbe- 
nommen, aud) ältern Arbeitern gegenüber 
die Führung eines Arbeitsbuchs zur Bes 
bingung ihrer Annahme zu machen. Bei 
ber Annahme von Arbeitern unter 21 
Sahren aber muß ber Arbeitgeber kraft 
gefetlicher Beſtimmung das Arbeitsbuch 
einfordern, welches den Namen bes Ar: 
beiterd, Ort, Jahr und Tag feiner Ge: 
burt fowie feine Unterfchrift enthalten 
muß. Die Ausftelung erfolgt unter dem 
Siegel und ber Unterkhrift der Behörde. 
Derjenige, welcher einen Arbeiter unter 
21 Jahren ohne Arbeitsbuch in Beichäfti- 
gung nimmt oder behält, wird nach $ 150 
ber Gewerbeordnung in ihrer nunmehri: 
gen Taflung mit Geldftrafe bis zu 20 
f. und im Unvermögensfall mit Haft 
bis zu 3 Tagen bedroht. Auch iſt ein 
Arbeitgeber, welcher einem Arbeiter un⸗ 
ter 21 Jahren nad) rechtmäßiger Löfun 
des Arbeitöverhältnifjes das Arbeitsbu 
nicht wieder aushändigt oder die vorſchrifts⸗ 
mäßigen Einträge über die Zeit des Ein: 
tritt3 und die Art ber Beichäftigung fo: 
wie über die Zeit des Austrittö und, wenn 
die Beichäftigung einberungen erfahren 
bat, über bie Art der legten Beichäftigung 
des Arbeiterd zu machen unterläßt oder 


unzuläffige Einträge ober Vermerke be⸗ 
wirft, dem Arbeiter entſchädigungspflich⸗ 
tig. Beim Abgang Tönnen die Arbeiter 
(nicht nur, wie bisher, die Gefellen und 
Gehilfen) ein Seugnis über die Art und 
Dauer ihrer Beichäftigung fordern, wel: 
ches auf Verlangen dev Arbeiter auch auf 
ihre Führung auszudehnen ift. Ferner 
find die Vorausfegungen, unter welden 
ausnahmsweiſe eine jofortige Entlaf: 
fung der Gefellen und Gehilfen feitens 
des Arbeitgebers zuläffig ift, und bie auch 
jr Lehrlinge und Fabrifarbeiter Anwen⸗ 
ung finden, um zwei Fälle vermehrt wor- 
ben: einmal nämlich um den all, daß 
ewerbliche Arbeiter bei Abfchluß des Ar- 
eitsvertrags den Arbeitgeber durch Vor: 
zeigung falfcher oder verfälfchter Arbeitg- 
bücher oder Zeugniſſe Hintergangen ober 
ihn über das Beitehen eincd andern, fie 
gleichzeitig verpflichtenden Arbeitsverhält: 
niffes in einen Irrtum verſetzt haben; 
dann um ben Fall, daß gewerbliche Ars 
beiter ſich einer vorjäglichen und rechts⸗ 
widrigen Sachbeſchädigung zum Nachteil 
des Arbeitgeber oder eines Mitarbeiters 
ſchuldig gemacht haben. Neu ift ferner bie 
Beltimmung Go 125), daß ein Arbeitgeber, 
der einen Gefellen oder Gehilfen verleitet, 
vor rechtmäßiger Beendigung des Arbeits- 
verhältnifies die Arbeit zu verlaffen, dem 
frühern Arbeitgeber filr den dadurch ent- 
ftehenden Schaden als Selbitichuldner 
haftbar fein fol. In gleicher Weife haftet 
ein Arbeitgeber, der einen Geſellen oder 
Gehilfen annimmt ober behält, von dem 
er weiß, daß berjelbe einem andern Ar: 
beitgeber zur Arbeit noch verpflichtet ift. 
efentliche Anderungen haben ferner 
die Beſtimmungen über das Lehrlings— 
wejen erfahren. Die bisherige Begrifis- 
beftimmung des Lehrling? (»AlS Lehr⸗ 
ling ift jeder zu betrachten, welcher bei 
einem Lehrheren zur Erlernung eines 
Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unter: 
ſchied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld 
oder unentgeltliche Hilfeleiftung ſtattfin⸗ 
bet, oder ob für die Arbeit Cohn ezahlt 
wirde) iſt aufgegeben; die Novelle will 
ben Unterfchied zwilchen Handwerkslehr⸗ 
lingen und Fabriklehrlingen bejeitigt wif- 
fen. Auch die frühere Beſtimmung ber 
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Gewerbeordnung, wonach Lehrlinge iiber 
18 Jahre ber väterlichen Zucht bes Lehr⸗ 
berrn nicht mehr unterworfen fein follten, 
ift aufgehoben. Dagegen ift bie Schrift: 
lichkeit bei der Abſchließung bes Lehrver: 
trage zwar nicht zur Bebingung ber Gül⸗ 
tigfeit eines folchen gemacht, wohl aber ift 
mit Rüdficht auf bie Zweckmäßigkeit und 
Wichtigfeit diefer fchriftlichen Form bes 
flimmt worden, daß ein Anfpruch bes 
Lehrherrn oder de8 Lehrlinge auf Ent: 
ſchädigung bei vorzeitiger Beendigung bes 
Lehrverhältnifies nur dann geltend ge- 
macht werben kann, wenn ber Xehrvertrag 
ſchriftlich gefchloflen ift. Ebenfo kann ein 
Anſpruch auf Rückkehr des entlaufenen 
Lehrlings nur unter ebendiefer Voraus⸗ 
feßung geltend gemacht werden. Die Po⸗ 
lizeibehoͤrde kann in diefem Fall auf An⸗ 
trag des Lehrherrn den Lehrling anhalten, 
fo lange in der Lehre zu verbleiben, als 
durch gerichtliches Urteil das Lehrverhält⸗ 
nis nicht für aufgelöft erflärt it. Im 
Hm der Weigerung kann die Polizeibes 

örde den Lehrling zwangsweife zuriüd- 
führen laſſen oder dburd) Androhung von 
Geldftrafe bis zu 50 ME. oder Haft big 
zu 5 Tagen ihn zur Rückkehr anhalten. 
Wichtig ıft ferner die Einführung einer 
gefeßlichen ‚Peobegeit bon vier Wochen 
vom Beginn der Lehrzeit an, während 
der das Lehrverhältnis durch einfeitigen 
Rücktritt aufgelöft werden kann. Eine Ver: 
einbarung, wonach diefe Ar mehr 
als drei Monate betragen foll, ift nichtig. 
Ferner ift die bisherige Beſtimmung der 
Reichögetverbeorbnung, wonach das Lehr⸗ 
verhaͤltnis wider den Willen des Lehrherrn 
aufgehoben werden konnte, wenn der Lehr⸗ 
ling zu einem andern Gewerbe ober Be- 
ruf überging, in dieſer Allgemeinheit be⸗ 
feitigt worden. Um aber dem Lehrling bie 
Möglichkeit des Übergangs zu einem an- 
dern Beruf nicht gänzlich abzufchneiden, ift 
die Beſtimmung getroffen, daß, wenn von 
dem Vater ober dem VBormund für ben 
Lehrling oder, fofern der letztere großjährig 
ift, von diefem felbft dem Lehrheren die 
Körifttiche Erflärunggegeben wird, daß der 

ehrling zueinem andern Gewerbe oder Be: 
ruf übergeben werde, das Lehrverhältnis, 
wenn ber Lehrling nicht früher entlajfen 
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wird, nad Ablauf von vier Wochen als 
aufgelöft gelten fol. Binnen neun Mona- 
ten nach ber Auflöjung barf dann ber Lehr⸗ 
ling in bemfelben Gewerbe von einem an: 
bern Arbeitgeber ohne Zuftimmung bes 
frühern Lehrherrn nicht beichäftigt werben. 

Was endlich die Normen über die Fa⸗ 
brifarbeiter ambetrifft, fo find bier 
insbefondere bie Vorfchriften über bie 
Verwendung jugenblidher Arbeiter 
von Wichtigfeit. Hiernach bürfen nämlich 
in Fabriken Kinder unter 12 Jahren gar 
nicht, Kinder unter 14 Jahren nicht über 
ſechs und junge Leute zwifchen 14 und 16 
Jahren nicht länger als zehn Stunden 
täglich befchäftigt werden. Die Arbeits: 
ftunden der jugenblichen Arbeiter dürfen 
nicht vor 524 Uhr morgens beginnen und 
nicht über 8Ya Ahr abends dauern. Zwi⸗ 
ſchen den Arbeitsſtunden müflen an jedem 
Arbeitstag regelmäßige Paufen gewährt 
werben. Diefe Pauſen müſſen für Kine 
der eine halbe Stunde, für junge Leute 
zwiſchen 14 und 16 Jahren mittags eine 
Stunde ſowie vormittags und nachmit- 
tag3 je eine halbe Stunde mindeſtens be: 
tragen. Kinder, welche zum Beſuch der 
Volksſchule verpflichtet find, Dürfen in Fa⸗ 
brifen nur dann beichäftigt werden, wenn 
fie in der Volksſchule oder in einer von 
der SchulauffichtSbehörbe genehmigten 
Schule und nad) einem von ihr genehmig- 
ten Lehrplan einen regelmäßigen Unterricht 
von mindeftens brei Stunden täglich ge⸗ 
nießen. Zur Kontrolle ber Kinderarbeit 
fol das Inſtitut der Arbeitsfarten 
dienen, welche auf Antrag oder mit Zu: 
fiimmung des Vater oder Vormunds 
durch die Ortspolizeibehörbe koſten⸗ und 
ftempelfrei ausgeftellt werben und Namen, 
Tag und Jahr der Geburt fowie die Re- 
Tigion des Kindes, den Namen, Stand 
und letzten Wohnort des Vaters oder Vor⸗ 
munds und außerdem die zur Erfüllung 
ber gejeglihen Schulpflicht getroffenen 
Einrichtungen angeben follen. Die Be: 
ſchäftigung eines Kindes in Fabrifen ift 
nicht geftattet, wenn dem Arbeitgeber nicht 
zuvor für dasſelbe die Arbeitäfarte einge- 
händigt ift. Eines Arbeitbuchs bedarf es 
daneben nicht. Dabei hat die Gewerbe: 
ordnungsnovelle dad in England bewährte 
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Syſtem adoptiert, welches es möglich ma⸗ 
chen ſoll, der Intention des Geſetzes zu 
ihrem Recht zu verhelfen und augleid den 
befondern Bebürfniffen einzelner Indu⸗ 
firiezweige Rechnung zu tragen. — 
Beſchluß des Bundesrats kann nämli 
die Verwendung jugendlicher Arbeiter, 
welchen in dieſer Beziehung bie Arbei⸗ 
terinnen gleichgeftellt find, für gewille 
Fabrikationszweige, welche mit befon- 
dern Gefahren für Gejundheit oder Sitt- 
lichkeit. verbunden find, gänzlich unter: 
fagt oder von beſondern Bedingungen 
abhängig gemacht werden. Insbeſondere 
Tarın für gewifle Fabrifationszweige bie 
Nachtarbeit der Arbeiterinnen unterjagt 
werden. Auf ber andern Seite fünnen 
durch Beichluß des Bundesrats für Spin- 
nereien, für Jabriken, welche mit ununter- 
brochenem Feuer betrieben werden, ober 
welche fonft durch die Art des Betrieb? 
auf eine regelmäßige Tag⸗ und Nacht: 
arbeit angewiefen And, jowie für jolche 
Fabriken, deren Betrieb eine Einteilung 
in regelmäßige Arbeitsfchichten von glei- 
cher Dauer nicht geituttet oder feiner Natur 
nach auf beftimmte Jahreszeiten beſchränkt 
itt, Ausnahmen von den befchränfenden 
Geſetzesvorſchriften über die Verwendung 
von Kindern und jugendlichen Arbeitern 
nachnelaffen werden. Jedoch darf in folchen 
Fällen die Arbeitszeit für Kinder die Dauer 
von 36 und für junge Leute bie Dauer 
von 60, in Spinnereien von 36 Stunden 
wöchentlich nicht überfchreiten. Die durch 
Beichluß dei Bundesrats netroffenen Be⸗ 
Kmmungen find dem nächſtfolgenden 

eihstag vorzulegen. Sie find außer 
Kraft zu jeken, wenn ber Reichdtag dies 
verlangt. Für Arbeiterinnen ift noch die 
Deltinemung von Wichtigkeit, daß Wöch⸗ 
nerinnen während drei Wochen nach ihrer 
Niederkunft in Fabriken nicht befchäftigt 
werben dürfen. 

Endlich Hat die Novelle das Snftitut ber 
Fabrikinſpektoren allgemein einge 
Kan. Diefelben ſollen mit allen amtlichen 

efugniffen der Ortspolizeibehörben aus- 
geftattet und mit ber Kontrolle der Ausfüh⸗ 
rung berjenigen Beſtimmungen betraut 
werben, welde in Anſehung der Fabrik⸗ 
arbeiter gegeben find, namentlich aud) mit 

Staatslexikon. 
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der Ausführung der Borfchrift, wonach bie 
Gewerbeunternehmer verpflichtet find, alle 
biejenigen Einrichtungen berzuftellen und 
zu unterhalten, welche mit Rüdficht auf 
die Beichaffenbeit des Gewerbebetriebg und 
ber Betriebsftätte zu tbunlichfter Sicher: 
bei gegen Gefahr für Leben und Geſund⸗ 
eit Der Arbeiter notwendig ericheinen.. 

Die rüdläufige Bewegung der neues 
ften Seit bat fich aber auch auf dem Ge 
biet der ©. geltend gemacht. Zahlreiche 
Stimmen aus dem Handwerkerſtand ha⸗ 
ben eine Wiederbelebung der Innungen 
verlangt, und auch im Reichstag ſind 
wiederholt. Anträge auf Abänderung der 
Gewerbeordnung, joweit dieſelbe von ben 
Innungen handelt, geftellt worden. Die 
Verſuche, auf dem Boden der beitehen- 
ben Gewerbeordnung eine Neubelebung 
dieſer Körperfchaften zu bewirken, wurden 
von dem Handwerkerſtand ziemlich kühl 
entgegengenommen. Gleichwohl war ein 
namentlich in Dsnabrüd nad) dieſer Rich: 
tung bin _gemadhter Verſuch nicht ohne 
Erfolg. Dort wurde von dem Oberbür: 
germeifter Miquel ein Mufterftatut aus⸗ 
gearbeitet, welches auch andern Innun⸗ 
en durch Runderlaß des füniglich preußi- 
hen Verfehrsminifters zur Beachtung 
und Nachahmung empfohlen wurde. Ein’ 
großer Teil des Handmwerferftands und 
zahlreiche Mitglieder der Tonfervativen 
Parteien verlangten aber wirkliche gefek- 
geberifche Neformen, und die Anhän⸗ 
ger ber fogen. Zunftpartei (Zünftler) 
traten fchlieglich mit der direlten Forde⸗ 
rung auf Einführung der Zwangsin— 
nungen bervor. Die Vorlage bed Bun⸗ 
besrats, welche bem Reichstag in ber 
Seffion von 1881 gemacht wurde, gebt 
zwar nicht fo weit; aber fie will die In⸗ 
nungen unter gewifjen Vorausſetzungen 
immerhin mit ſehr weit gehenden Rechten 


| ausftatten. Namentlich toll hiernach für 


ben Bezirk einer Innung, beren Thätig⸗ 
feit auf dem Gebiet des Lehrlingsweſens 
ſich bewährt bat, burch die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde angeordnet werden können, 
daß von einem beftimmten Zeitpunkt an 
nur Innungsmeifter Lehrlinge annehmen 
Tönnen. Zu einem vollftändigen Abſchluß 
wirb diefe Bewegung in zuääfter Zeit 
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ſchwerlich gelan n. — Schließlich iſt hier 
noch an eine Reihe von Spezialgeſetzen 
bes Deutſchen Reicho zu erinnern, welche 
einzelne Gewerbe ſpeziell berühren oder 
53 in den Zuſammenhang des Gewerbe⸗ 
weſens gehören. Hierzu ſind namentlich das 
Patentgeſetz vom 25. Mai 1877, welches 
ben Schuß von Erfindungen (f. Patent) 
betrifft, das Geſetz und die Staatsverträge 
über den Schub des fogen. geiftigen Eigen: 
tums, den Schub von Marken, Etiketten, 
Kunftwerten, Photograpbien u. dal. zu 
rechnen. Auch das Gefeb über ben Ver: 
kehr mit Rabrungsmittein und Gebrauch: 
egenftänden geh tt bierber 8 und⸗ 
Beitöpolige Y Ferner ift das Geſetz 
über bie privatrechtliche Stellung ber Ges 
nojlenfchaften N db.) zu erwähnen und 
endlich bas Reichsgeſetz vom 7. Mai 1874, 
welches das Preßgewerbe unter Zugrunde⸗ 
legung des Prinzips der —— Te 
gelt N . Brefie). Dazu lommen zahlreiche 
Ausführungsverordnungen. Vgl. außer 
den Ausgaben der Gewerbeordnung: Ma⸗ 
her, Das deutfche Gewerbeweſen (1866); 
acobi, Die Organifation bes Gewerbes 
(1879); Röhner, Wie das deutiche Klein⸗ 
ewerbe über bie Annungsfrage denkt 
11879); Huber, Der Reichsgeſetzentwurf, 
betreffend die Neuregelung des Innungs⸗ 
weſens (1881). 
Gewerbefammern,i. Sanbel3=: und 
Gewerbefammern. 
Gewerbeorpnung \ |. Gewerbes 
Gewerbepolizei geſetzgebung. 
Gewerbeftener, |. Steuern. 
Gewertvereine(engl.Trades’ Unions, 
Arbeitergilden), genoſſenſchaftliche 
Vereinigungen von Arbeitern und Hand⸗ 
werfern eines — Gewerks zum 
gemeinſamen Schutz ihrer Intereſſen ge⸗ 
genüber dem Publikum, den Behörden 
und insbeſondere den Arbeitgebern. In 
Deutſchland ſind dieſelben von Max Hirſch, 
dem dermaligen Anwalt ber ©., nach eng⸗ 
liſchem Muſter eingerichtet. Von beſon⸗ 
derer Wichtigkeit ſind die Kranken⸗ und 
Begräbniskaſſen der G., welche jetzt als 
eingeſchriebene Hilfskaſſen N db.) auch ge: 
feßlich anerfannt find. Die Jahlder Orts- 
kaſſen belief fich 1880 ar 411. Die Ber: 
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t feit ihrem Beſtehen (1. Juli 1869) 
i8 Ende 1878: Fr 600 ME. $ Df. Ben: 
fionen unb 2701 ME. 8 Pt. Kurfoften für 
10 Invaliden bezahlt. Daneben befteht 
eine Sinvalibenkafle des Gewerkvereins 
ber Mafchinenbauer und Metallarbeiter, 
welche in dem gleichen Zeitraum 30,000 
ME. an Penfionen und 1500 ME. Kur: 
Toften bezahlt Hat. Das Vermögen beiber 
Kaſſen beläuft ſich auf 322,000 Mt. 29. 
Hirſch, Die beutihen G. (1879); Volke, 
Die beutfchen ©. (1879); Hol yoa ke, Hi- 
story of cooperation in England (1875 
er re 288* Lexis, DR . in 
ran : Farnam, Die ame: 
6 ich), 
e 
8 


Geleifensche ⸗ 
geſchloſſen ohne die geſetzliche Form, nur 
auf Grund epenteiiigen Vertrauens, 

Gewo —* tsrecht, |. Recht. 

Ghibellinen (deuiſch Waiblinger, 
vermutlich von der hohenſtaufiſchen Burg 
Waiblingen), im Mittelalter italieniſche 
Bezeichnung für die hohenſtaufiſche ober 
taiterliche Bartei, im Gegenfa zu ben An⸗ 

ngern des Papſttums, weldde Guelfen 
een) enannt wurben. 

Glü sie. afarbfpiel), dasjenige 
Spiel, bei welchem lediglich ber Zufall, 
nicht die größere ober geringere Geſchick⸗ 
lichfeit der Spieler entfcheidet. Wegen 
ihrer Gefährlichkeit find gegen die Glücks⸗ 
fpiele aus voltäwirtichaftlihen und ſitt⸗ 
lien Gründen vielfach Verbote erlajien 
mworben. Für Deutichland wurde durch 
Bundes⸗(Reichs⸗) Geſetz vom1. Juli 1869 
die Schließung ber vom Staat Tonzeifio- 
nierten Spielbanken längften bis 31. De. 
1872 angeorbniet. Das deutiche Strafge: 
ſetzbuch aber bedroht (FF 284 f.) denjeni- 
gen, welcher aus dem G. ein Gewerbe 
macht, mit Gefängnisſtrafe bis zu zwei 
Jahren, neben welcher auf Geldſtrafe von 
300 — 6000 ME. ſowie auf Verluſt ber 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden 
kann. Sft ber Berurteilte ein Ausländer, 
jo ift die Landespolizeibehörbe befugt, den⸗ 
ſelben aus dem Reichögebiet zu verweilen. 
Ebenſo ift der Inhaber eines öffentlichen 
Berfammlungslofals, welcher ein G. da⸗ 
ſelbſt geftattet ober zur Verheimlichung 


rikaniſchen 
liche Verbindung, 


bandsinvalidenkaſſe der (antiſozialen) ©. | folder Spiele mitwirkt, mit Geldſtrafe 
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bie u 1500 ME. bebrobt. Dazu kommt 
ie 
Reichsſtrafgeſetzbuchs, wonach derjenige, 
welcher unbefugt auf einem öffentlichen 
Weg, einer Straße, einem öffentlichen 
Platz oder in einem Öffentlichen Ver⸗ 
fammlungsort ein ©. hält, mit Geld- 
ftrafe bis zu 150 ME. ober mit Haft bis 
zu 6 Wo beitraft werben fol. Daß 
gleihmohl in einzelnen Staaten unter 
ftaatlicher Autorität das Inftitut der Tot: 
terie (ſ. d.) fortbefteht, ift mit dieſem 
Standpunkt der Gejeßgebung kaum zu 
vereinbaren. 

Onadengebalt, |. Benjion. 

Guadenjahr, Jahr, auf beifen Dauer 
nach dem Ableben eines Bejoldeten befien 
Erben, befonbers Witwe und Kinder, noch 
die Einkünfte des Amtes beziehen. Be⸗ 
Ichränft fich dieſe Friſt auf ein halbes oder, 
wie dies in ber Regel der Fall, nur auf 
ein Vierteljahr, fo beißt fie Gnadens 
balbjahr oder Gnabenquartal. 

Goldne Bulle, Reichsgrundgeſetz des 
ehemaligen Deutichen Reiche, 1356 von 
Kaifer Karl IV. publiziert, orbnet bie 
Kaiferwahl und beftimmt, welche Fürſten 
fortan die Kurwürde führen olfen, in: 
dem fie die rechtliche Stellung der letztern 
normiert. Außerdem enthält die G. B., jo 
benannt nach dem golden Siegel (aurea 
bulla), Seitimmungen über Landfrieden, 
Biabtbürger und ftädtifche Verbindungen. 

a3 angebliche Original wirb im Römer 
. zu —— a. M. aufbewahrt. 

oldne Rofe, ein päpftliches Gnaden⸗ 

geſchenk, beſtehend in einer gemweihten 
goldnen Roſe, welche feit 1366 am Sonn- 
tag Lätare regelmäßig verliehen zu wer: 
den pflegt. 

Goldpapier, |. Pariergeld. 

Goldwährung, |. Währung. 

Gothaer, Fraktion der beutfchen Watio- 
nalverfammlung, welche 26.— 28. Se 
1849 eine Jufammenfunft in Gotha hatte 
und bort den Beſchluß faßte, bas preußi: 
ſche Unionsprojekt und die Wahlen zum 
Erfurter Parlament zu unterftüßen; dann 
Anhänger ber bundesſtaatlichen Verfaf: 
fung Deutfchlands mit parlamentarifchen 
ormen und preußifchem Präſidium 
Kleindeutſchland). Die jebigen Natio: 


eftimmung im $ 360, Nr. 14 bed | Bart 
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nalliberalen entiprechen ber alten ©. 


rtei. 
Gothaer Vertrag, |. Ausweiſung. 
Gottesläflerung (8 lIasphemi 9 
deciwrſungoen Öegenflänben religiöſer 
Berehrung: a8 beutjche Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch ($ 166) erklärt in biefer Deyiehung 
für ftrafbar: 1) denjenigen, welcher in 
öffentlichen Außerungen Gott läftert und 
dadurch ein Argernis gibt; 2) denjenigen, 
welcher öffentlich eine ber chriftlichen Kir⸗ 
hen oder eine andre mit Korporationg- 
rechten innerhalb bes Neichögebietd be⸗ 
ftehende Religionsgefelihaft oder ihre 
Einrichtungen ober Gebräuche befchimpft; 
endlich 3) denjenigen, welcher in einer 
Kirche oder in einem andern 8 religidfen 
Berfammlungen beftinmten Ort beſchim⸗ 
pfenden Unfug verübt. Derartige Hand⸗ 
lungen follen, vorausgeſetzt, daß fie do⸗ 
foferweife verübt wurden, b. h. daß der 
Thäter, deſſen Glaubensbekenntnis aber 
dabei nicht in Frage fommt, das Bewußt: 
fein hatte, daß er Durch feine Handlungs- 
weife das religiöfe Gefühl andrer verleke, 
mit Gefängnis von einem Tag bis zu brei 
Jahren beitraft werben. 

Gouverneur (franz., ſpr. guwärnöhr), 
.d. w. Kommandant; au Titel be 
Statthalter einer Provinz oder einer 
Kolonie (Gouvernement), 3. 2. in 
Rußland; in den norbamerifanifchen 
Unionäftaaten (governor) ber hüdhite 
Staatöbeamte. Gouvernement wird 
auch oft gleichbedeutend mit Stantöregies 
rung gebraucht, baher man Die Öefinnung 
desjenigen als gouvernemental be 
eiöneh welcher der Regierung jchlechthin 
olge leiſtet und Feine felbftändige Partei⸗ 
richtung verfolgt und innehält. Der Be 
geil »gouvernemental« wird in Deutich- 
and noch Ha tbatfächlich mit »Ton- 
fervativ« verwechlelt. 

Graf (lat. Comes, die Abſtammung 
des beutfhen Worts iſt unbefannt), ur⸗ 
ſprünglich ein über einen Gau geſetzter 
fönigliher Beamter, welcher an Stelle 
bes Königs Gericht Hielt. Aus diefer Be: 
amtenftellung, welche namentlich unter 
Karl d. Gr. den fogen. Sendgrafen zukam, 
entwidelte fi nach und nad) eine Terri- 


torialgewult über beſtimmte andſchaften 
15 
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(Sraffhaften), unb namentlich wur: 
ben die Landgrafen, nachdem fie ſich 
von der Gewalt ber Herzöge frei gemacht 
hatten, dem Fürftenftand beigezählt. Seit 
Ende des 15. Jahrh. war ber Grafen⸗ 
titel auch der Titel folder Herren, deren 
Belitungenreichgunmittelbar waren. Sie 
Batten auf bem beutichen Reichstag Sik 
und Stimme, indem ihnen im Fürftenrat 
vier Ruriatitimmen, bie fogen. ſchwäbiſche, 
wetterauifche, fränfifche und weſtfäliſche 
Grafenbank, eingeräumt waren. Zu An: 
fang des 19. Sabıb, wurben bie meiften 
Grafen mebiatifiert(f. Mediatifieren); 
nur der Landgraf von Selen: Domburg 
(ſ. d.) behauptete feine Souveränität bis 
zum Ausfterben biejes Geſchlechts. 
Gramm, bie Grunblage bes franzöfis 
[hen und nunmehrigen beutjchen Ge: 
wichtsſyſtems (das Gewicht eine Kubik⸗ 
zentimeters Waſſer). 1000 ©. bilden 1 
Kilogramm (Kilo), das Gewicht eines 
Liters beftillierten Wafjers, —= 10 Hefto- 
ramm (100 ©.), = 100 Dekagramm 
10 6). Das ©. zerfällt in 10 Dezi- 
gramm, 100 Zentigramm und 1000 Milli- 
ramm. Das Defagramm (10 ©.) wirb 
eulotgenannt. Ein halbes Kilogramm 
(500 ©.) ift das Pfund. 50 Kilogramm 
oder 100 Pfb. find 1 Zentner. 1000 
Kilogramm ober 2000 Str. find 1Tonne. 
Granden (ipan. Grandes), im kaſti⸗ 
liſchen Königreich feit dem 13. Jahrh. 
Titel des höchſten Adels, der außer ben 
Anverwandten bes Föniglichen Haufes alle 
durch Ahnen und Reichtum hervorragen⸗ 
ben Leute, in Aragonien Ricos hombres 
genannt, in ſich begriff. Außer ber An- 
wartichaft auf die höchſten Staatsämter 
und jonftigen wichtigen VBorrechten hatten 
fie das Recht, in Gegenwart des Königs 
das Haupt zu bededen, wurden vom Kü- 
nig mit »Mi primo« (»mein Better«) 
angerebet, hatten bei den Cortes, die an- 
fangs bloß aus ihnen und den Bifchöfen 
beitanden, ihren Blaß unmittelbar hinter 
den Prälaten und vor ben Titulabos und 
genoffen noch andre vergleichen äußere Aus⸗ 
zeichnungen. Unter Iſabella und Ferdi⸗ 
nand bem Katholifen warb die Macht 
diefes hohen Lehnsadels durch Jimenes ge⸗ 
broden, und Karl V. ſchuf ihn in einen 


Gramm — Griechenland. 


von ber Krone abhängigen Hofadel um. 
Während ber kurzen Herrſchaft yoleph 
Napoleons wurbe die Grandenwürde ab- 
geichafft, nah der NReftauration aber 
wiederhergeſtellt. Durch das Estatuto 
real vom 10. April 1834 wurde ben 
G. ber erfle Pla in der Kammer ber 
Vroceres oder Pairs eingeräumt, ben fie 
auch behielten, bis zur Zeit ber Republik 
ale Rechte und Titel der G. nochmals 
aufgehoben wurden. König Alfons ftellte 
bie Grandenwürde wieber ber. 

Grande nation, la (franz., ipr. grängd 
naßj’ong), »die große Nation«, als Bezeich⸗ 
nung der Franzofen ſchlechthin von Na⸗ 
poleon I. erfunden und namentlich vor 
dem beutichfranzöfifchen Krieg von 1870 
bi * vielfach in dieſem Sinn ge⸗ 

raucht. 

Grand-Seigneur (franz., ſpr. grang⸗ 
fänjdr), Großherr (Titel des Sultans). 

Gratifilation (Iat.), Vergünftigung, 
außerordentlihe Remuneration. 

Gravamıen (Iat.), Beſchwerde, bie man 
über etwas zuführen bat; befonbers früher 
die Beichwerben der Reichs⸗ und Land⸗ 
fände in Deutfchland; gravaminie- 
ren, Beſchwerde führen. 

Gremium (lat. »Schoß«), Kollenium, 
Korporation, Zunft, Gelellihaft; Han⸗ 
delsgremium, j.v.w. Handeldfammer. 

Griegdenland, Königreihim Südoſten 
Europas, umfaflend das alte Mittelgrie- 
chenland mr ben Peloponnes (Mo⸗ 
rea) und das Inſelgebiet: Eubda, die Cy⸗ 
laden, die Nordfporaden und feit 14. Nov. 
1863 die Ba Inſeln, welche bis da⸗ 
hin einen Freiſtaat unter engliſchem Schuß 
gebildet hatten. Das Königreich hat einen 
Flächengehalt von 50,123 qkm mit (1879) 
1,679,775 Einw., barunter 37,598 Alba- 
nefen, 1217 ®alachen und 29,126 Frauen, 
d.b. Deutſche, Sranzofen, Engländer und, 
bejonders auf ben Joniſchen Inſeln, Sta: 
liener. Die übrigen find Nteugriechen, d. h. 
Abfömmlinge der alten Hellenen mit ſlawi⸗ 
cher Beimifchung, welche Die neugriechiiche 
Sprache reden. Der Konfelfion nady ge: 
hört die Mehrzahl ber Bevölkerung dem 
orthodoxen griechiſch⸗katholiſchen Glau⸗ 
bensbekenntnis an; Römiſch⸗Katholiſche 
und Proteſtanten wurden 1870: 12,585 





Griechenland. 


geaählt, baneben 2582 Juden. Hauptftabt: 


then (68,677 Einw.) mit der Hafenftadt | € 


Pirkeus (21,618 Einw) aH langwierigen 
Kämpfen errang fi) ©. jeine Unabhaͤn⸗ 
gigfeit von der türkiſchen Gewaltherrichaft, 
und das Londoner Protokoll vom 3. Febr. 
1830 erflärte ©. zum fouveränen König: 
reich. Ein Vertrag zwijchen England, 

ranfreih, Rußland und Bayern ver: 
chaffte dem Prinzen Otto von Bayern 
die Königskrone, der ald König Otto J. 
von ©. regierte, bis 22. Oft. 1862 eine zu 
Athen Fonitituierteproviforifche Regierung 
ihn für abgeſetzt erklärte. Die 22. De. 
1862 in Athen eröffnete Fonftitwierende 
Nationalverſammlung wählte auf Em: 
pfehlung der Schubmächte ben Prinzen 
Wilhelm (Georg), zweiten Sohn des nun⸗ 
mehrigen Königs Chriftian IX. von Dä- 
nemart( Schleswi „Dolftein-Sonberöurg- 
Glücksburg) als Georgios J. zum König 
der Hellenen. Die fonitituierende Natio⸗ 
nalverfammlung aber ftellte 1864 die neue 
Konititution der Monarchie feft, welche 
28. Rov. 1864 vom König Georg beſchwo⸗ 
ren warb. Die Krone ift hiernach in ber 
männlichen Linie der Naclommen bes 
Königs erblich; eventuell geht biefelbe auf 
den jüngern Bruder bes lebtern und auf 
deflen Nachkommen über, doch Tönnen bie 
Kronen von ©. und Dänemark feinesfalls 
von ein und bemfelben Monarchen ges 
tragen werden. Die vollziehende Gewalt 
fteht dem König, die gejeßgebende der Na⸗ 
tionalvderfammlung zu. Es ift dies 
eine einzige Kammer, welche aus 187 
Deputierten beiteht und an die Stelle ber 
frübern, aus zwei Kammern beftehenden 
Ständeverfammlung getreten ift. Die Na⸗ 
tionalverfammlung geht aus allgemeinen, 
direkten Wahlen hervor; die Wahlperiobeift 
eine vierjährige. Oberite Vollzugsbehörde 
iſt das Miniſſerkonſeil mit ben Fachmini⸗ 
ſtern für auswärtige Angelegenheiten, 
Juſtiz, Finanzen, Kultus und öffentlichen 
Unterricht, Krieg, Marine und Inneres. 

Zum Zwed der innern Verwaltung 
zerfällt das Land in folgende 13 Nom: 
archien (Megierungsbezirke), an deren 
Spige jeweilig ein Nomard (Präſi⸗ 
bent) fteht, nämlich: Attifa und Böo⸗ 
tin; Euböa; Phthiotis und Phokis; 
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Akarnanien und Utolien; Achaia und 
lis; Arkadien; Lakonien; Meſſenien; 
Argolis und Korinth; Cykladen; Kerkyra 
Korfu); Kephalonia; Zakynthos (Zante). 
Die Unterabteilungen der Nomarchien ſind 
die Eparchien, über welche ein Eparch 
(Landrat) geſetzt iſt, und deren es 59 gibt. 
Die Hauptftadt ſteht unter einem beſondern 
Polizeipräfekten. Für die Rechtspflege 
Befteht als oberfter Gerichtshof der Areo⸗ 
pag, ein Kaſſationshof in Athen. Appel- 
lationsgerichte find in Athen, Nauplia, Pa⸗ 
tras und Korfu errichtet. Ihnen find die 16 
Gerichts- und Affifenhöfe erfter gInſtanz 
untergeordnet, neben welchen 175 Frie⸗ 
densrichter für minder wichtige Rechts⸗ 
ſachen und Bolizeifachen beftehen. Der 
Metropolit der griechiſch⸗katholiſchen Kirche 
refidiert zu Athen ;außerdem find 14 Erzbi- 
ſchöfe und 16 iehöfe vorhanden, Römitche 
Fatholifche Erzbifchöfe refidieren auf Naros 
und Korfu; dazu kommen vier Bilchöfe. 

Heerwefen. Durch Geſetz vom 15. 
San. 1867 ift die allgemeine Wehr- 
pfliht eingeführt. Die Dienfizeit, mit 
dem vollendeten 19. Lebensjahr beginnend, 
dauert drei Jahre im ftehenden Heer, ſechs 
in ber Rejerve und zehn in der Landwehr. 
An Truppenförpern zählt das ftehende 
Heer: 3 Negimenter Infanterie (2 zu 3 
und 1 zu 4 aisilonen), 11 Jägerbalail⸗ 
Ione, 5 Schwabronen Kavallerie, 4 Feld: . 
und 8 Gebirgsbatterien, 2 nicht beipannte 
Felbbatterien, ein Geniekorps von 4 Ba⸗ 
taillonen und 1 Korps Gendarmerie. Die - 
Friedenspräſenzſtärke iftauf19,091 Mann, 
1367 Pferde und 288 Maultiere, die 
Kriegsſtärke auf 35,136 Mann, 2044 
Pierde und 3323 Maultiere feitgefetst 
worden. Die Flotte zählt 2 Panzerkor⸗ 
vetten, 2 Kreuzer und 6 Kanonenboote 
mit 36 Geſchützen und 893 Mann Be 


mannung. 


Nach dem Budget pro 1880 waren 
die Einnahmen auf 46,716,857, die Aus⸗ 
gaben auf 52,655,455 Drachmen (1 Sil⸗ 
berdrachme = 72 Pf.) veranichlagt. 
Die Staatsfchulden beliefen fich 1880 auf 
315,200,011 Drachmen. Das Wappen 

eigt ein filbernes Kreuz in bimmel- 
lauem Feld und in ber Mitte bes Kreuzes 
einen Kleinen, von Silber und Blau ge: 
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teilten Schild. Die Kriegeflagge enthält 
5 blaue und 4 weiße abwechſelnde Längs⸗ 
ftreifen, in der ııntern Ede das Wappen; 
bie Hanbelsflagge enthält die Streifen 
ohne das Wappen. Die Landesfarbern des 
Königreichs find Himmelblau und Weiß. 
Vgl. v. Maurer, Das griechiiche Volt in 
Öffentlicher, kirchlicher und privatrechtlicher 
Beziehung (1835, 3 Bde); Moraiti- 
nis, La Grece telle qu’elle est (1877); 
Manjolas, La Grece à l’exposition 
universelle de Paris (1878). 
Griechiſch⸗katholiſche Kirche (g ri e⸗ 
chiſch-orientaliſch-orthodore 
Kirche), die chriſtliche Kirche des Orients, 
welche nicht bie Autorität bes Papſtes, auch 
nicht bie ſpätern Satzungen ber römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche, ſondern nur diejenigen 
ber fieben Sfumenifchen Konzilien aner- 
fennt. Nachdem frühere Differenzen wie 
berbolt ausgeglichen worben waren, fam 
es 24. Juli 1054 zur bleibenden Trennung, 
als die Legaten des Papſtes Leo IX, bie 
gegen den Batrlareien von Konftantinopel 
erlaffene Exkommunikationsurkunde in 
ber Sopbienfirche zu Konftantinopel ver: 
laſen und nieberlegten. Patriarchen find 
in Konftantinopel, Alerandrien, Antiochia, 
Serufalem und Moskau vorhanden. Die 
& K. teilt fich in bie griehijähe Kirche der 
ürkei, Griechenlands und die ruffifche 


church (4. Aufl. 1869). 
Großbotſchafter, ſ. Geſandte. 
Großbritannien (Great Britain), bie 

große, England, Schottland und Wales 

umfaffende Infel; dann Bezeichnung für 
die vereinigten Königreihe England, 

Schottland und Irland (Bereinig: 

tes Königreih G. und Irland, Uni- 

ted Kingdom of Great Britain and Ire- 
land), wofür in England felbft der Aus⸗ 
druck »Britifhe Inſeln« gebräuchlich if; 

im weiteften Sinn Bezeihnung für das 

gejamte britijche eich, welches außer ben 
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Königreihen England, Schottland und 
Irland auch bie zugehörigen Inſeln und 
bie Kolonien umfaßt. 
Dfilom. Einw.(1879) 
314051 34866.000 
2393177 198851000 
17728669 11769065 
Zufammen: 20434797 240486 665 
Sauptcht: London (mit Welt Ham 
‚707,130 Einw.). Das Königreid) 
Schottland ift feit 1603 mit England 
vereinigt, in welchem Jahr Jakob L. von 
Schottland aus bem Haufe Stuart ben eng: 
liſchen Thron beftieg. Durch bie Unions⸗ 
alte vom 6. Mai 1707 wurde Schottland 
vollſtändig mit England unifiziert. Die 
Unterwerfung Irlands wurde zwar be⸗ 
reit8 unter Heinrich VIL aus dem Haus 
Tudor vollendet, aber erft 2. Juni 1300 
wurde Irland mit England vollſtändig 
vereinigt. Mit ben Jahr 1714 gelangte 
da? Haus Hannover auf ben britifchen 
Thron. Seit 20. Juni 41837 bat bens 
felben die Königin Victoria inne, welche 
fih mit dem Prinzen Albert von Dad 
fen: Koburg: Gotha vermählte (geft. 14. 
Dez. 1861), deſſen Nachkommen zur Suc⸗ 
ceifion berufen find. Das engliiche Reich 
ift eine Monarchie, aber nicht in demjeni⸗ 


Vereinigtes Königreich. 
Indien und Geylon . 
Kolonien 


‚gen Sinn, wie er auf dem Kontinent ber 


berrichenbe ift. Der König (oder bie re 
gierende Königin, queen regnant) ift 
nur ber Repröfentant ‚ nicht der Inhaber 
der Souveränität bes Staats. Diefe letz⸗ 
tere berubt vielmehr im Parlament (par- 
liament). Hierzu wird nämlich (im wei- 
teften Sinn) aud ber König gerechnet. 
Das Parlament beiteht aus dem König 
und ben drei Ständen be3 Reichs (three 
estates of the realm), den geiftlicyen 
Lords (Lords spiritual), den weltlichen 
Lords (Lords temporal), welche zufam- 
men das Oberbaus (House of lords) bil: 
den, und aus ben fogen. Gemeinen (com- 
mons), bie im Unterhaus vertreten find. 
Das Parlament bat nad) Bladitone »ſou⸗ 
veräne und niemand rechenichaftspflich- 
tige Gewalt, Geſetze zu machen, zu be⸗ 
ftätigen, zu erweitern, einzufchränfen, ab⸗ 
zufchaffen, zu verwerfen, wieder ind Leben 
zu rufen und zu erläutern, in betreff von 
Segenftänden jeber denkbaren Art, geift: 





Großbritannien (Berfaffung). 


lichen oberweltlichen, bürgerlichen, kriegs⸗ 
rechtlichen, Teerechtlichen, ftrafrechtlichen. 
Jedes Urteil und jede Beſchwerde, jede 
Hanblung und jebes Heilmittel, die über 
den gewöhnlichen Lauf bed Geſetzes hin⸗ 
ausgeben, find im Bereich dieſes außer⸗ 
ordentlihen Tribunal. Es Tann bie 
Thronfolge aufheben und verändern; es 
kann die Staatskirche aufheben. Es Tann 
—5 die Verfaſſung des Königreichs und 
ſelbſt die des Parlaments umſchaffen und 
umbilden. Kurz, es kann alles thun, was 
nicht von Natur unmöglich iſt, und des⸗ 
halb haben einige nicht Anſtoß genommen, 
it Gewalt mit einer etwas Fühnen Um⸗ 
chreibung die Allmacht des Parlaments 
zu nennen. So viel ift richtig, daß das, 
was dad Parlament thut, Feine Gewalt 
auf Erden umftoßen Tann. - 

Eine eigentliche gejchriebene Verfaſ⸗ 
fung befleht für ©. nit. Die Grund: 
geſetze, auf welchen die Verfaſſung beruht, 
find folgende: der Freiheitsbrief König 
Heinrichs L. (geft. 1135), die Charta li- 
bertatum genannt; dann bie Magna 
charta (Great charter) vom 15. Juni 
1215, welche jevem Briten völlige Sicher: 
beit ber Perfon und bes Eigentums zu⸗ 
ſichert; bie Petition of rights von 1627, 
durch welche bie Landesprivilegien gegen 
bie Fönigliche Gewalt gefichert wurden; 
bie Habeaskorpusakte von 1679, nad) 
welcher jeber Brite ben Grunb feiner Ver: 
haftung erfahren, binnen 24 Stunden 
verbhört und (außer bei Staats und Ka⸗ 
pitalverbredhen) gegen Zurgſchaſt dafür, 
daß er ſich de erichtlihen Unterfuchung 
ftellen wolle, Feigelaffen werben muß; 
bie Bill and Declaration of rights 
vom 22, Jan. 1689, wonach Fein Oejes 
ohne Parlamentsbewilligung Gültigkeit 
erlangen kann; die Succeffionsafte (Act 
of settlement) von 1701 und biejenige 
von 1705; die Unionsafte zwiſchen Eng: 
land und Schottland vom 6. März 1707; 
die Unionsakte gwilgen G. und Irland 
vom 2. Juni 1800; die Smanzipations- 
bill der Katholiken vom 29. April 1829; 
die Reformbills vom 6. Juni 1832 für 
England, vom 17. Juni 1832 für Schott: 
land und vom 8. Aug. 1832 für Irland, 
ebenſo die von 1867 und 1868 über bie 
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Sulammenfegung und die Wahl der Mit: 
glieber ded Unterhaufes. Dem König, 
deſſen Berfon Heilig unb unverletzlich ift, 
fteht bie höchfte vollziehende Gewalt zu; 
er ift unverantwortlich und kann fein Un 
recht thun (the king can do no wrong). 
Dagegen find bie von ihm gewählten 
Staatöbeamten dem Parlament verant- 
wortlich, an bejlen Zuftimmung ber Kö- 
nig bei den wichtigern Regierungshand- 
lungen gebunden if. Selbft das Be- 
gnadigungsrecht bes Königs ift infofern 
beichränft, als derjelbe zwar die eigent= 
liche Strafe erlaffen oder mildern, nicht 
aber die Unfähigkeit zu öffentlichen Am⸗ 
tern, infofern Diefe Die Folge gewiſſer Ver: 
brechen ift, befeitigen fanıı. Die Thronfolge 
ift in dem Act ofsettlement geordnet und 
auf bie proteftantifche Nachkommenſchaft 
ber Brinzeifin Sophie von Braunfchweig 
(Hannover) beſchränkt. Dieſelbe erfolgt 
in firenger Linealfolge. Nach dem Ableben 
bes Königs (refp. der Königin) folgen zu⸗ 
nächſt die Söhne dem Alter nach, doch 
gehen bie Kinder des Altern Sohns dem 
jüngern Sohn und beilen Nachkommen 
vor und ziwar unter Sorzug der männ⸗ 
lihen Nachkommen vor den weiblichen. 
Sind feine Söhne vorhanden, fo folgen 
die Töchter, und die Thronfolge geht nicht 
eber auf bie Seitenlinie über, als bis weder 
männliche noch weibliche Sproflen aus der 
direkten Linie vorhanden find. Der Ge 
mahl einer regierenden Fonigin hat kei⸗ 
nen Teil an den königlichen Rechten und 
führt nicht den Titel eines Königs von G. 
Der Titel des Monarchen iſt: »König 
(jetzt Königin) des vereinigten Reichs von 
G. und Irland, Kaiſer von Indien, Be⸗ 
ſchützer des Glaubens (Defensor fidei), 
Herzog von Lancaſter und Cornwall, Her⸗ 
zog von Rothſay und Schottland, Herzog 
und Prinz von Braunſchweig⸗Lüneburge. 
Der Kronprinz führt, wenn er der älteſte 
Sohn des Königs iſt, ben Titel eines 
»Prinzen von Wales«. 

Das Parlament hat mit dem König 
zufammen das Gefetgebungsrecht. Ohne 
den König betrachtet, hat es die Regie: 
rungsform zu befhügen, die Verwaltung 
zu beaufſichtigen, Geſetze zu beratſchlagen, 

eren Beantragung der Form nach jtet® 
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von dem Parlament ausgeht, und Steuern 
Mu bewilligen, reſp. gu verfagen. Das Bar- 
ament richtet durch das Oberhaus feine 
Mitglieder wegen Hochverrats ſowie auf 
Anklage feitens bes Unterhaufes die Vers 
breden ber Minifter und der hoben 
Staatsbeamten. Das Parlament wird 
von König berufen, vertagt, entlaffen oder 
gänzlich aufgeläft. Mit dem Tode des Kö⸗ 
nigs löft es No von felbit auf. Die regel: 
mäßige Legizlaturperiode beträgt fieben 
Jahre. Aus eigner Machtvollfommenheit 
Tann fich das Parlament nur auf wenige 
Tage vertagen. Beide Häufer führen ihre 
Verhandlungen getrennt. 

Das Oberhaus befteht aus ben voll: 
jährigen Prinzen bes Töniglichen Haufes 
(E rinoes of blood royal), ben geiftlichen 

ords (Lords spiritual), d. h. ben beiden 
Srgbifcäfen von Canterbury und Dort 
und 24 Biſchöfen, und aus den weltlichen 
Lords (Lords temporal), auch Peers des 
Reichs (Peers of the realm) genannt. 
Diefe letztern befiten das Vorrecht, Mitglie: 
der des Oberhaufes zu fein, ertie), mitdem 
21. Lebensjahr. Dazu kommen beftimmte 
Repräfentanten bes fchottifchen (16) und 
des irischen Adels (28 Peers). Erftere 
werben bei ber jebesmaligen Zuſammen⸗ 
kunft des Parlaments, letztere auf Lebens⸗ 
zeit von ihreegeichen gewählt. Die Rang: 
ordnung im Oberhaus ift folgende: Prin- 
zen bes königlichen Hauſes mit dem Titel 
Königliche Hoheit (royal highness); Erz= 
bifehof (archbishop) mit dem Titel Ew. 
Gnaden (your grace) und höchſt ehrwiür- 
dig (most reverend); Duke(Herzog) mit 
dem Titel your grace und most noble 
(ſehr edel); Marquess ober Marquis 
(Marfaraf) mit dem Titel most honour- 
able (höchſt ehrenwert); Earl (Graf) mit 
dem Titel right honourable (jehr ehren- 
wert); Viscount (mosthonourable); Bi- 
ſchof (bishop) mit dem Titel right reve- 
rend (ſehr ehewürdi und Baron (most 
honourable). Das Oberhaus beitebt der- 
malen aus 499 Mitgliedern, nämlich: 4 
Peers von Töniglichem Geblüt, 2 Erzbi- 
ſchöfen, 22 Herzögen, 19 Marquis, 134 
Earls, 32 VBiscounts, 24 Bilchöfen und 
262 Baronets. Sprecher (Vorfitenber) ift 
der Lord- Kanzler. Sein Sitz ift der »Woll⸗ 
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fade, ein großes vpierediges, mit rotem 
Tuch bededtes Kiffen. Derjelbe bat fein 
Stimmredt, ebenjomwenig wie bie fogen. 
Beifiper im Oberhaus, zu welchen bie 
zwölf Oberrichter bes Landes und eine An- 
ahl Hober juriftifher Würbenträger ge- 
dren. Sie fiten ebenfalls auf Wollſäcken 
und geben ihren Rat nur ab, wenn fie 
bazu befonders vom Haus aufgefordert 
werden. Die Mitglieder flimmen mit 
»content« (einverftanden) und »non con- 
tent« ie einverftanden). Das Ober: 
haus ijt beſchlußfähig, fobalb nur brei 
Mitglieder mit Einfchluß des Lord⸗Kanz⸗ 
Vers anwefend find. 

Das Haus ber Gemeinen befteht 
aus ben Abgeorbnieten ber Grafſchaften., 
der Städte und der Univerfitäten und zählt 
gegenwärtig 658 Mitglieder. Davon kom⸗ 
men 493 Abgeorbnete, nämlich 187 ber 
Sraffchaften, 301 ber Städte und 5 ber 
Univerfitäten (2 Oxford, 2 Cambridge, 1 
London), auf England; 60, nämlich 32 
für die Srafichaften, 26 für bie Stäbte 
und 2 ber Univerfitäten Edinburg und 
Glasgow, auf Schottland; endlich 105, 
nämlich 64 für die Sraffchaften, 39 für 
die Städte und 2 für die Univerfität Du⸗ 
blin, auf Irland. 

Das Wahlrecht ift durch die Reformakte 
vom 15. Aug. 1867 geregelt. Es fteht prin⸗ 
zipiell jedem Haushaltungsvorſtand zu. 


| Gleich bei Eröffnung des Parlaments wirb 


ber Sprecher (speaker) gewählt, welcher 
die Verhandlungen leitet, ohue felbft daran 
teilaunehmen. Die Redner wenden ſich for- 
mell nur an den Sprecher. DieAbgeorbne- 
ten, welche an feine Mandate der Wähler 
gebunden find, flinnmen mit »Ay« und 
»No« (Ya und Nein). Eine gefchriebene 
Gefhäftsordnung exiſtiert nicht. Der Spre⸗ 
her leitet vom Präfidentenftuhl (chair) 
aus die Verhandlungen in ber Amtstracht 
und Perüde; auf dem Tiſch vor ihm bes 
findet fi} fein Zepter (mace). Zu be= 
flimmten Zwecken werben befonbere Kom⸗ 
miffionen gebildet (Special committee). 
Handelt es fi aber um die Spezialbe- 
ratung eines Geſetzes, fo wird das Haus 
ſelbſt als Kommiſſion betrachtet, und 
man unterſcheidet alsdann die beratende 
Sitzung (General committee) von der 
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beichließenden. In der erftern präfidiert 
nicht der Sprecher, fondern der Borfibende 
des Finanzausfchuffes (Chairman of the 
committee of ways and means). Die 
Verhandlungen bes Parlament3 find nicht 
öffentfich, doch werben feit einigen Jahr⸗ 
zehnten Reporter von Zeitungen und Zus 
börer gegen Karten eingelafien. Es bat 
aber jedes Mitglied des Haufes das Recht, 
»to observe strangers« (Fremde zu be: 
merfen), worauf der Sprecher die Ga⸗ 
lerien fofort räumen laflen muß. Das 
Unterhaus ift übrigen? befchlußfähig,, jo: 
bald nur 40 Mitglieber anweſend find. 
Jedes Mitglied kann im Haus einen Bor: 
Ichlag (bill) machen. Die Bills werben 
eingeteilt in public bill (öffentliche Bill), 
allgemeine Angelegenheiten betreffend, und 
private bill (Privatbil), Anordnung, 
welche für einen beftimmten Tall getroffen 
wird. Jede Bill muß, ehe die eigentliche 
Debatte beginnt, einer zweimaligen Les 
jung und Abftimmung unterzogen wer: 
. Die Töniglihe Genehmigung wird 
nad altem Braud in franzöfifcher Sprache 
erteilt, und zwar lautet die Formel bei 
Öffentlichen Bis: Le roi (la reine) le 
veut (der König gie Königin] will e8), 
bei einer Brivatbill: Soit fait, comme il 
estd&sire (es geſchehe gewünſchtermaßen). 
—5 es ſich um eine Bewilligung von 
echten öffentlicher oder privatrechtlicher 
Natur, ſo lautet die Formel: Soit droit 
fait, comme il est desir6 (es werde Recht 
gewünfchtermaßen). Bei einer Gelbbe- 
willigung ift die Formel üblih: Le roi 
remerciesesloyaux sujets, accepteleur 
ben&volance et aussi le veut (der König 
banft feinen getreuen Untertbanen, nimmt 
ihr Wohlwollen entgegen undwill es alſo). 
Eine Berwerfung der Bill erfolgt durch 
bie Wendung: Le roi s’avisera (der Kö- 
nig wird die Sache erwägen), ein Fall, der 
übrigens jeit 1707 nicht wieder vorgekom⸗ 
men ift. — Beim Eitieren ber Geſetze be 
dient man ſich einer Abfürzung; 3. B.: 
»5. Geo. IV. c. 95« heißt: das 95. ber in 
bem fünften Regierungsjahr Georges IV. 
erlaffenen Geſetze. — Die Mitglieber bes 
Barlaments erhalten feine Diäten. Da⸗ 
gegen bezieht ber Sprecher des Unterhauſes 
einen Gehalt von 6000 Pfd. Sterl. 
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Bon großer Wichtigkeit ift eine Neue- 


zung in der Geſchäftsordnung des Haufes 


ber Semeinen, welche vom 29. Febr. 1880 
datiert, und zu ber ein ſyſtematiſcher Miß⸗ 
brauch ber unbegrenzten Freiheit ber De- 
batte Veranfafjung gegeben hatte, aus. 
gehend von der einen Minoritätspartei 
ber irifchen Home-rulers, weldhe für Ir⸗ 
land ein jelbftänbiges Barlament und 
eine befondere Regierung fordern. Dieſe 
hatten den Gang der Berbandlungen im 
Unterhaus durch endloſe Reden, Amende⸗ 
ments und Anträge auf namentliche Ab. 
fimmung (division) in unverantivort- 
liher Weife geftört und aufgehalten. 
Gleichwohl konnte man fih nicht dazu ent- 
Ihließen, den in ben Parlamenten bes 
Kontinents üblichen Antrag auf Schluß 
ber Debatte Fünftiahin zuzulaſſen, weil 
man barineine Verkürzung der parlamen⸗ 
tarifchen Redefreiheit für die Minorität er: 
blickte. Man einigte fi) jedoch fchlieglich in 
der Annahme einer Refolution folgenden 
Inhalts: »Hat der Sprecher oder der Bor: 
ſigent in dem Ausſchuß des ganzen Hau⸗ 
ed ein Mitglied bei ſeinem Namen auf: 
gerufen, weil es die Autorität des Vorſitzes 
mißachtet ober bie Regeln bed Haufes 
mißbraucht, um fortgefeßt oder abfichtlich 
ber Gefchäftserledigung bes Hauſes auf 
biefe oder auf andre Weile Hinderniffe in 
ben Weg zu legen, jo fol, Flle die Über: 
tretung im Haus ber Gemeinen geſchah, 
ber Sprecher auf Antrag eines Mitglieds 
fofort, und ohne daß ein Amendement, 
eine Vertagung oder eine Debatte zuläffig 
it, die Frage ftellen, ob das betreffende 
Mitglied während der weitern Dauer ber 
Situng an diefem Tag von ber Teil: 
nahme an ben, Gejchäften des Hauſes 
ausgeſchloſſen fein joll. Iſt dagegen eine 
folche Üibertretung im Ausſchuß des Hau⸗ 
ſes vorgefommen, fo ſoll der Vorſitzende 
des letztern auf Antrag eines Mitgliebd 
in analoger Weile jene Frage ftellen. 
Mird der Antrag im Ausſchuß angenom: 
men, fo ift die Berhandlung in dem Aus 
ſchuß alsbald auszujegen und Bericht 
über das PVorgefallene an das Haus zu 
erftatten. pie ftellt dann der Sprecher, 
Teich als ob die Übertretung im Plenum 

attgefunben hätte, dieſelbe Trage ohne 
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Zulajfung eines Amendements, einer De⸗ 
batte oder einer Vertagung. Iſt aber auf 
Grund biefer Beſtimmung ein Mitglied 
währenb einer Situngsperiode breimal 
fufpenbiert worben, jo * die dritte Sus⸗ 
pendierung mindeſtens eine Woche und ſo 
lange dauern, bis ein Antrag auf Aufhe⸗ 
bung der Suſpendierung ober Beſchrän⸗ 
fung berjelben auf einen beftimmten Zeit: 
raum geftellt wird. Bei ber Beratung 
über biefen Antrag barf da8 betreffende 
Mitglied von feinem Pla aus gehört 
werden. Das Haus enticheidet über den 
Antrag in ein und berjelben Sikung.e 
Dabei wurde augbrüdlich hervorgehoben, 
daß die Disziplinargewalt des Parlaments 
im übrigen in ihrem vollen Umfang fort: 


es kann wegen Mißachtung bes Hauſes 
(contempt of the house) auf parlamen⸗ 
tarifhe Haft, die mit bedeutenden Koften 
verfnüpft ift, auf Verweis vor den Schran⸗ 
ken des Sprechers oder gar auf Aus⸗ 
ſchließung von dem Haus erkannt werben. 

Die vollziebende Gewalt wird von 
ber Krone unter Kontrolle des Parlaments 
ausgeübt. Die Minifter werben zwar vom 
König ernannt, allein fie müffen dem 
Parlament angehören, dem fie verants 
wortli find. Die Mehrheit im Parla⸗ 
ment beftimmt ben Charakter des Mini- 
fteriums und in der Regel auch bie Mit- 
glieber besjelben, indem ber Leiter ber 

ppofition im Unterhaus, fobald feine 
Partei obgeſiegt t, flet3 in das neue 
Minifterium einrüdt. Das Deinifterium 
ift, bei Licht betrachtet, nicht? andres als 
eine Art Vertrauensausſchuß der beiden 
Häufer des Barlaments, in welchen: jih 
bie Regierung fonzentriert. Das Kabi: 
netti(Cabinetcouneil) beſteht aus folgen- 
ben Mitgliedern: ber erite Lord bes Schabes 
und Kanzler ber Schabfammer (First 
Lord of the treasury and Chancellor of 
the exchequer), der eigentliche Premier: 
minifter; ferner ber Xorb- Kanzler und 
Lord⸗Großſiegelbewahrer; ber Lord⸗Pra⸗ 
ſident des Geheimen Rats; der Lord⸗ 
Geheimſiegelbewahrer; die Staatsſekre⸗ 
täre des Innern (Home department), 
bes Außern (foreign affairs), der Ko: 
Ionien (colonies), ded Kriegs (war) und 


beftehe. Diefe ift eine ziemlich vu und 
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ber Staatsſelretär für Indien (India); 
ber erfte Lord der Abmiralitätz ber Gene⸗ 
raljefretär für Srland; der Kanzler bes 
ne Zancafter; der Präfident des 
andelöminifteriums (Board of trade) 
und ber Präfibent des Amtes für die Lokal⸗ 
tegierung (Local government bo 
Gemeinbeverwaltungsfollegium). Neben 
dem Kabinett beileht bem Namen nach ein 
Geheimer Rat (Privy council), wel: 
er ſich auß bedeutenden, vom König ge- 
wählten Männern zufammenfegt, und zu 
welchem auch ber Lord-Mayor von London 
gehört. Doc, hat dies wolegium befondern 
Einfluß nicht. Die Zentralbehörben find: 
Das Schatzamt (treasury), welches für 
bie Erhebung ber Steuern und beren Ber: 
wendung zu Jorgen bat. Ihm find bie Zoll- 
verwaltung, die Verwaltung ber Landes: 
ſteuern ſowie der Generalpoitmeilter un- 
terſtellt. Als erfte Räte ber Krone gehören 
ferner zu dem Schatzamt: ber Attorne 
general (Generalanwalt oder General: 
jtaatsprofurator), ber Solicitor general 
(GSeneralfisfal), ferner ber Attorney 
general von Srland und ber Solicitor 
general von Irland, endlich der Lord ad- 
vöcate of Scotland (Generalanmwalt, zu- 
leich gewifjermaßen Minifter für Schott- 
and) und der Solicitor general of Scot- 
land. Als Zentralftellen der Regierung . 
find ferner hervorzuheben: die Departe- 
ments bes Innern, des Außern, das De⸗ 
partement für Indien, bas Departement 
der Kolonien, das des Kriegs, das Mili- 
tärdepartement, die Admiralität, das Ko⸗ 
mitee des Geheimen Rats für Erziehungs: 
angelegenbeiten, das Handelsamt, das 
Semeindevennvaltungsfollegium und dae 
fönigliche Bauamt mit ben zahlreichen 
Refjorts biefer Behörden. Die Staatsver⸗ 
waltung bes Innern tft jedoch in England 
weniger fompliziert als in den Staaten 
des Kontinents. Denn es ift dort das 
Syſtem ber Selbftverwaltung (f. b.) aus⸗ 
und durchgebildet, und die Gemeinden ha⸗ 
ben bier zumeift diejenigen Funktionen 
überfommen, welche in andern Staaten 
Sadje der Staatsverwaltung find. 
England ift übrigens in 40 Graf: 
ſchaften (counties), Wales in 12 cinge- 
teilt. Seit neuerer Zeit zerfallen England 
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und Wales zuſammen in 11 Bezirke. 


Schottland — Edinburg) zerfällt | 


in 32 Grafſchaften, Irland (Hauptſtadt 
Dublin) in 4 Landſchaften: Leinſter, Ul⸗ 
ſter, Munſter und Connaught, zuſammen 
mit 32 Grafſchaften. An der Spike ber 
Grafſchaft fteht der von ber Krone auf 
Lebenszeit ernannte Lord-Lieutenant, in 
ber Regel einer ber angefehenften Grund⸗ 
befiter. Ebenſo wird der Sheriff von ber 
Krone ernannt, welcher für die Ausfüh- 
rung der Urteile der oberjten Gerichtshöfe 
forgt, die Parlamentswahlen leitet und 
die Geſchwornen beruft. Die niebere Ge: 
rihtsbarfeitliegt in ben Händen ber 
Triedensrichter und in den Städten fala- 
rierter Richter. In den Städten find bie 
Befugniſſe der eritern auch teilweife dem 
Bürgermeifter oder andern ſtädtiſchen Be⸗ 
amten übertragen. Die Friedensrichter ur⸗ 
teilen in den ſogen. Vierteljahrsſitzungen 
über ſchwerere Verbrechen unter Supiebung 
von Gefhiwornen, während fie leichtere 
Vergehen in den jogen. Fleinern Sigungen 
(petty sessions) erledigen. Die Friedens: 
richter haben aber auch verwaltende und 
polizeilihe Yunftionen. Die Rechts⸗ 
pflege ilt eine ſehr verwidelte. Man uns 
terfcheidet dabei zwiichen gemeinem Recht 
(common law) und dem flatutarifchen, auf 
Varlamentsbeichlüfien beruhenden Recht 
(statutelaw). Der oberfte Gerichtshof ber 
vereinigten Königreiche iſt das Oberhaus 
ſelbſt, welches in gewiſſen Fällen entſchei⸗ 
det. Ein Ausſchuß des Geheimen Rats 
entfcheidet über Appellationen gegen Ur⸗ 
teile ber Gerichtshöfe in den Kolonien. 
Außerdem beftehen befondere oberfte Ge⸗ 
rihtshöfe für England, Schottland und 
Irland. Die oberften Gerichtshöfe für 
England und Schottland zerfullen wie⸗ 
berum in einen hohen Gerichtshof (High 
Court of justice) und einen Appellhof 
(Court of appeal). Die Kompeienzver⸗ 
bältnijle find fehr verwidelt. Eigentüm- 
lich ift auch das Inſtitut der Rundreifen, 
welche die Richter des oberften Gerichts⸗ 
hofs zur Abhaltung von Gerichtöfigungen 
alljährlich unternehmen. 
Kirhenwejen. Die englifche Kirche 
ftellte ſich ſchon unter den Tudors vom 
Papſttum unabhängig. Es iſt jedoch bie 
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proteftantifche Kirche in zwei Kirchen ge- 
palten, nämli in bie biſchöfliche 
(anglifanifche, Hofkirche) und bie 
preöbyterianijche Kirche. Die angli- 
kaniſche Kirche (Epiſkopalkirche) iſt in 
England die herrſchende. Sie erklärt die 
biſchöfliche Würde für eine göttliche Ein⸗ 
richtung und bat aus ber römiſch⸗-katho⸗ 
liſchen Kirche mehr Iemonien mit her⸗ 
übergenommen als die presbyterianiſche, 
die das Zeremoniell faſt abgeſchafft, und 
deren Anhänger man deshalb auch Pu⸗ 
ritaner genannt hat. Die presbyteria⸗ 
nifche Kirche hat ihren Namen von den 
Gemeinbeälteften, welche fie an die Spite 
ber Gemeinbeverwaltung ftellt. Die angli- 
fanifche Kirche hat in England 2 Erzbis- 
tümer (Canterbury und —2 und 28 
Bistümer. Daneben beſteht die ſchottiſch⸗ 
bifchöfliche Kirche mit 7 Bifchöfen, doch 
iſt in Schottland die presbyterianiiche 
Kirche die herrſchende. In Irland ift die 
römiſch⸗ katholiſche Kirche mit 4 Erzdiö⸗ 
zeſen und 22 Bistümern die herrichenbe, 
Daneben beftehen zahlreiche Seften (Me: 
thodiften, Duäfer, Baptiiten, Brüderge- 
meinbe 2c.). Es beiteht aber völlige Reli⸗ 
ionsfreiheit, feit 1828 können auch Dif- 
enters ins Parlament ‚gewählt werben 
unb feit 1858 fonar Juden. 

Finanzen. Die Kriege in Afien und 
Afrika, welche unter der Disraelifchen 
Regierung geführt wurden, haben. bie 
englifche Schuldenlaft erheblich vermehrt, 
und troß einer Erhöhung der Einkommen⸗ 
fteuer und der Tabafzölle ift das Gleich— 
gewicht zwifchen Einnahme und Ausgabe 
noch nicht hergeftellt. Die Einnahmen be- 
trugen nad dem Rechnungsabſchluß für 
1879—80 im ganzen 1,625,301,000 Mk., 
Darunter 386,920,000 ME. aus den Zöl: 
len, 506,000,000 ME. aus der Gewerbe: 
fteuer und Accife, 226,000,000 ME. Stem⸗ 
pelgebühren, 53,400,000 ME. Land= und 
Häuferfteuer, 184,600,000 ME. Einkom⸗ 
menfteuer, 127,000, 00 ME. aus ber Boft: 
unb 23,400,000 ME. aus der Telegraphen- 
verwaltung. Dagegen beliefen fich bie 
Ausgaben auf 1,680,114,000 ME., wovon 
allein 573,257,000 ME. auf die Staats- 
ſchuld, 608,452,000 Mk. auf Heer unb 
Flotte und 338,463,000 ME. auf die Zivil- 
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verwaltung entfielen. Die Gefamtftaats- 

ſchuld hatte 31. März 1880 die Toloffale 

ne von 741,717,354 Pfd. Sterl. 
erreicht. 

Heerwefen. Die Dffizierftellen, welche 
bis 1869 größtenteils —2 waren, wer⸗ 
ben jetzt faſt ausſchließlich nach dem Dienft- 
alter vergeben. Die Rekrutierung geſchieht 
zumeift urch Werbung. Die Dienſtzeit 
iſt auf drei Sabre feitgefeßt, nach deren 
Ablauf der Soldat fein Engagement er: 
neuern ober in die Referve eintreten fanın ; 
21jährige Dienftzeit berechtigt um An: 
fprud) auf Penſion. Ber ehanb ber 
regulären Armee belief fid) 1880 — 81 
auf etwa 11,189 Offiziere und 226,489 
Mannſchaften. Dazu kommen bie Rejerve- 
truppen, namentlich die Deiliz, welche zur 
Verteidigung im Innern bed Reichs be- 
ftimmt ıft. Die Dienftzeit in der Miliz 
ift eine fünfjährige; fie ift für alle Eng- 
länder obligatoriich, doch beftimmt ein 
jährlichen Geſetz den Bedarf der Auszu⸗ 
— mit Rückficht auf die Zahl der 

eiwilligen. Die Milizſoldaten werden, 
nachdem de eingeüibt find, wieder entlaflen 
und nur alljährlich U funzen Übungen 
einberufen. Die fogen. Yeomanry cav 
beiteht aus jungen Pachtern und Land: 
befigern, welche ihre eignen Bierbe ftellen 
und jährliche Übungen abhalten. Die Zi: 
vilbehörden Fönnen fie zur Unterbrädung 
von Aufftänden iehergeit aufbieten. Da: 
neben beiteht feit 1859 eine ſogen Volks⸗ 
wehr (Volunteer corps). ie iriſche 
Gendarmerie (constabulary) iſt ebenfalls 
militäriſch organiſiert (ca. 13,000 Mann). 
In Indien beſteht eine kaiſerliche Armee 
aus Eingebornen, welche etwa 127,150 
Mann ftark if. Auch bie indifche Polizei 
(ca. 190,000 Mann) ift militärifch orga- 
nifiert. Dazu fommen Rreiwillige und 
Miliz in den Kolotiien. Die Kriegs ma⸗ 
rine ift die bedeutendfte ber Welt. Sie 
gähtte 1. Jan. 1880 alleinan Banzeriifien 
6. Sm Bau begeilten waren 1880: 41 
Schiffe, darunter 12 Banzerfchiffe, 4 Kor⸗ 
vetten, 1Xvifo, 7Schaluppen, 15 Kanonen: 
boote und 2 andre Fahrzeuge. Sm aktiven 
Dienft befanden ſich 1880: 2H1Kriegeichiffe. 
Die Flottenmannſchaft ward mit Einfluß 
ber Offiziere auf 58,800 Mann angegeben. 


Großbritannien (Heerweſen, Kolonien, Wappen). 


AnKolonien befigt ©. die ausgebehn: 
teften und zahlreichſten, welche je en Bolt 
upegehaht DE (f. Kolonie). Die Ber: 
[effung berfelben ift zumeift berjenigen 
des Mutterlands nachgebildet. An der 
Spitze ber Kolonie fteht meiftens ein Gou- 
verneur, ber die Krone vertritt und von 
ihr ernannt wird, und dem ein Rat und 
ein gejeßgebender Körper zur Seite ftehen. 
Der Generalgouverneur von Indien führt 
ben Titel Bizefönig. 

Das Wappen Großbritanniens ifl 
ein Hauptichild mit vier Feldern, mit 
einem Herzichild in ber Mitte. Das obere 
Feld rechts und das untere Feld links 
jeigen bie drei goldnen Leoparden Eng: 

ande auf rotem Grunde, das obere linke 
Feld den roten Löwen Schottlands auf 
oldbnem Grund und das untere rechte 
Feld die golbne Davibsharfe Irlands 
auf blauem Grunde. Das Herziild ift 
gedeckt mit der Königstrone von Hamıo- 
der; rechtö enthält es die beiden golbnen 
Löwen von Braunfchweig, links ben blauen 
Löwen von Lüneburg und unten das fprin- 
ende weiße Roß von Sachſen in blauem 
—* Das geſamte Wappenſchild wird 


ry |von ber königlichen Krone von ©. mit 


einem barüberftehenden gefrönten blauen 
Löwen bebedt; biefen umgibt bas blaue 
Band des Hofenbandorbeng mit ber De: 
vife: »Honny soit, qui mal y pense«. 
Unter dem Schild liegen bie beiden Zweige, 
welche die englifche Roſe, die fchottifche 
Diftel und den irifchen Klee vereinigen, 
mit ber Soil ber Krone: »Dieu et mon 
droit«e. Schildhalter find rechts ein goldner 
efrönter Löwe, links ein filbernes Ein- 
orn. Die Flagge ift aus den Kreuzen 
ber Landespatrone von England, Schott: 
land und Irland (der Heiligen Georg, 
Andreas und Patrick) gufammengefegt. 
Die Farben find Rot, Blau und Weiß. 
Dal. Ravenftein, Handbuch der Geo- 
rap und Statiftif des britifchen Reichs 
1863); Bladftone, Commentaries on 
the laws of England (herausgeg. von 
Kerr, 18615 im Auszug’1373); Gneift, 
Selfgovernment 2c.(3. Aufl. 1874); May. 
The constitutional history of England 
5. Aufl. 1875, 3 Bde. ; deutfch von DO. ©. 
ppenheim, 1862 ff., 2 ®be.); Stubbs, 


Großdeutfche — Grundblicher. 


The constitutional history of England 
(1880, 3 Bbe.); oübinger, Englifche 
Verfafiungsgefchichte (1 ; Clayden, 
England under Lord Beaconsfield 
(1 ji Griffith, The English army 
(1880); Todd, Parliamentary govern- 
ment in the British colonies (1880); 
May, Das englilhe Parlament und fein 
Berfahren (deutjch von Oppenheim, 1880). 
Groaßdentſche, feit 1848 Bezeichnung 
derjenigen politiihen Partei, welche bei 
einer Reform ber beutichen Bunbesverfaf- 
fung Öfterreich nicht ausgefchloffen willen 
wollte, im Gegenfaß zu den Kleindeut⸗ 
ſchen, weldhe Deutichland ohne Ofterreich 
unter preußiiher Spige einigen wollten. 


Großfärk (ruſſ. Weliki Knjas, franz. 
Grand-duc), früber Titel der Beherrfcher 
von Moskau fowieeiniger andrerruffiichen 
Fürften, 3. B. berjenigen von Kiew und 
Nowgorod, der Beherriher von Litauen 
und Daher fpäter auch ber Könige von 
Polen. Gegenwärtig nennt ſich der Kaifer 
von Rußland »G. vonSſmolensk, Litauen, 
Wolhynien, Pobolien und Finnland«, und 
alle Prinzen und Prinzeſſinnen feines 
Haufes führen den Titel ©. und Groß—⸗ 
fürftin in Verbindung mit dem Präbdifat 
»Raiferlihe Hobeite. Der Kaifer von 
Oſterreich führt ebenfalls ben Titel eines 
Sroßfürften, nämlich von Siebenbürgen, 
das 1765 von Maria Therefia zu einem 
Großfürftentum erhoben warb, 
Großhandel, |. Handel. 

err, ſ. Padiſchah. 

erzog (franz. Grand-duc, engl. 
Grand-duke, ital. Grandüca), Rang 
zwifchen Königund Herzog. Papit Pius V. 
erteilte 1569 dem Herzog Cofimo I. von 
Florenz zuerſt diefen Titel, mit welchem 
1699 das Prädikat »Stönigliche Hoheit« 
verbunden ward. Napoleon I. verlieh 
(1805) feinem Schwager Murat bie groß- 
berzogliche Würbe als Beherricher bes 
Großherzogtums Berg, worauf auch ber 
Landaraf von Hellen-Darmftabt (1806) 
unb ber Kurfürft von Baben dieſen Titel 
annahmen. Nach den Beſtimmungen des 
Wiener Kongrefled führen gegenwärtig, 
außer Heffen-Darmftadt und Baden, auch 
die Regenten von Sachſen⸗Weimar, Med: 
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lenburg: Schwerin, Medlenburg- Streliß 
und Oldenburg (leßterer erft jeit 1829) ſo⸗ 
wie, neben ihren andern Titeln, der König 
von Breußen als G. vom Niederrhein und 
von Poſen und der König der Niederlande 
als &. von Luremburg dieſen Titel. 
uhjäbeinteit, f. Alter. 
Großkaunzler, i. Kanzler. 

Großkrenz, die höchſte Klafje ber Rit- 
terorden (|. Orden). 

Großmächte, Bezeichnung berjenigen 
europäifchen- Staaten, weldyen in bem 
europãiſchen Stantenfyftem eine entichei- 
dende Stimme zufällt. In diefem Sinn 
war bis in bie neuefte Zeit hinein von den 
fünf Großmädten: England, Frankreich, 
Rußland, Ofterreih und Preußen die Rebe, 
indem e8 in Anfehung bes legtern Staats 
nicht an Stimmen fehlte, welche Preußen 
nit die Stellung einer Großmacht ein- 
räumten und nur das Streben biefer 
Macht nad der Großmachtſtellung aner- 
fannten. Seit der Grünbung bed Deut: 
ſchen Reichs ift dieſe Frage gegenftanbslog 
geworben. Aber fchon zuvor hatte man 

a8 geeinigte Stalien in den Rat ber G., 
in basfogen. europäifheKonzert, mit 
aufnehmen müllen, und ebento haben 
Spanien und bie Türfei wiederholt mit 
Erfolg den gleichen Anſpruch gelten ge 
madt, wenn man aud im allgemeinen 
die Zahl der ſechs europätfchen ©. fefthält. 

roßmeifter, bei verfchiebenen Orden, 
beſonders beim Sohanniterorben, ber oberfte 
Vorſtand. 
rofſſohandel, Großhandel; Groj- 
ſiſt, Großhändler. 

Großfiegelbewaßrer, in großen Staa: 
ten derjenige Beamte, ber mittelft Unter- 
fiegelung mit bem Staatsfiegel und durch 
jeine Unterichrift die Staatsurkfunben be- 

laubigt. In England (Lord Keeper 
fof the great seal]) befleidet dies Amt 
zugleich der Lord: Kanzler, in Frankreich 
(Garde-des-sceaux) der Suftiqminiiter. 

Grundbüder, öffentliche Bücher, in 
benen im Intereſſe ber Rechtsſicherheit die 
amtliche Beichreibung ber Grundftüde 
eines Bezirks oder bie Angabe ihrer Eigen⸗ 
tümer und etwwaigen Eigentumsbeihrän- 
fungen enthalten ift; in Preußen mit ben 
Hypothekenbüchern verbunden. Vgl. Be: 


238 Gründer — 


ſchoren, Die neuen Bobengefeße(1873); 
Derfelbe, Das Ye Grundbuch⸗ 
und Hypothekenweſen (1875); Bahl⸗ 
z am n ‚ Das preußiiche Grundbuchsrecht 


Gründer, ein zumeift im verächtlichen 
Sinn aus Bezeichnung von Perfonen ges 
bräudlicher Ausdruck, welche an der ande 
von unſoliden wirtidhaftlichen Unterneh⸗ 
mungen (Gründungen) ftehen. Na 
bem fich nach bem beutich=franzdfiichen 
Krien das Vertrauen auf bie Friedens⸗ 
ſicherheit vielfach bis A Schwindel ge 
feigert batte, rief bie Milliardenſtimmung 
in Deutichland vieleberartige Gründungen 
hervor, welche bald wieber, zum großen 
Schaden bes vertrauensfeligen Publikums, 
ufammenbrehen follten. Dazu kam, da 

ie preußifche Staatsregierung bei der Er: 
teilung von Eifenbahnfonzeftionen nicht 
mit der gehörigen Vorficht zu Werte ge 
gangen war. Dem eordnieten Laster 
gebührt das Berdienft, im Februar 1873 
im preußifchen Abgeordnetenhaus die Ei- 
fenbahngründungen öffentlich zur Sprache 
Rot und nachgewieſen zu haben, wie 

ochfonfervative Dlänner, 3. B. ber Fürft 
von Putbus, der Geheimrat Wagener, der 
Herzog von Uijeſt u. a., fich an benfelben 
beteiligt hatten. Damals wurbdeeine Kom: 
milfion zur Unterfuchung biefer Eifen- 
bahngründungen durch Tönigliche Bot⸗ 
ſchaft eingefet, barunter zwei Mitglieder 
des Abgeorbnietenhaufes: Laster und ber 
fonferwative Abgeordnete v. Kölle. Der 
Bericht derfelben kam 29. März 1876 
im Abgeordnetenhaus zur Verhanblung. 
Daß auch Liberale Abgeordnete an Grün: 
dungen fich beteiligt, hat Otto Glägau in 
einer Perdactigungoſchtitt behauptet, aber 
nicht bewieſen. Ebenſo ſtellte der Hofpre⸗ 
digerStöder im November 1880 im preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhaus die Behauptung 
auf, daß unter den Unterzeichnern einer Er⸗ 
klärung gegen die Judenhetee ſehr viele ſeien, 
die »in jenen Jahren eins, zwei⸗, drei⸗, fünf⸗, 
ein dutzendmal teilgenommen haben an 
jenem Hexentanz um das goldne Kalb«. 
Aufgefordert, die Namen zu nennen, brachte 
Stöder nad) Wochen eine Liſte herbei und 
ſuchte dem Einwand, baß bie von ihm 
nambaft gemachten Männer teils garnicht, 


Grundrechte. 


teild in ber unanfechtbarften Weile als 
Auffichtsräte oder Reviſoren an burchaus 
foliden Unternehmungen beteiligt geweſen, 
dadurch zu begennen, daß er erklärte, »er 
babe mit jener Außerung ein fittliches 
Verdikt in einzelnen Fällen nicht abgeben 


wollen«. 
Grundgeſetz, ſ. v. w. Staatöverfaf- 
ſungsgeſetz, d. h. ein Geſetz, welches die 
Organiſation des Staats anbetrifft und 
welches diejenigen Schranken bezeichnet, 
innerhalb deren ſich die Sraatögejeh ebung 
bewegen ſoll. Das ©. ſteht baber über ben 
ewöbnlichen Gefeten, die innerhalb des 
ahmens ber Grunbeinrichtungen bes 
Staats, welche burch das ©. gegeben find, 
erlaffen werben. Um ihrer Wichtigkeit 


B | willen bedürfen daher Verfaffungd> und 


Grundgefeße in manden Staaten einer 
befondern Form, und ihre Gültigkeit ift 
an befonbere Erforberniffe gefnüpft. So 
erfolgen nach ber deutſchen Reichsverfaſ⸗ 
[ung Cart. 18) Berfafjungsänderungen 
im Weg ber Reichsgeſetzgebung; fie gelten 
aber als abgelehnt, wenn im Bundesrat 
414 Stimmen dagegen find. 
Grundhörigkeit,f.Leibeigenfchaft. 
Grundrechte, diejenigen Rechte und 
reibeiten ber Staatsbürger, welche die 
runblage des Rechtoſtaats bilden follen, 
wie fie die Enaländer in ihrer Magna 
Charta, ihrer Petition of rights und Bill 
of rights befigen, und welche man in ber 
eriten franzöfiihen Revolution als »all⸗ 
gemeine Menſchenrechte« (droits de 
I’homme) bezeichnete. Die neuern deut: 
fhen Berfaffungsurfunden haben (wenig: 
ſtens teilweife) diefe ©. ausdrüdlich ſank⸗ 
tioniert, namentlich die fogen. politifchen 
ober Volfgrechte, welche ben Staats bür⸗ 
gern, unbeſchadet ihrer Unterwerfung un: 
ter bie Staatögewalt, dem Souverän gegen 
über aufieben follen; fo namentlich die 
perfönliche Freiheit, die Unverteglichteit 
des Eigentums, bie Unabhängigkeit der 
NRechtöpflege und die Gleichheit vor dem 
Geſetz. Das Streben nad) Erweiterung 
diefer Volksrechte fand aber einen ganz 
befondern Ausdrud in ben 1848 von ber 
unter Nationalverfjammlung be: 
chloſſenen, 21. Dez. 1848 von dem Reichs⸗ 
verweſer ald Reichsgeſetz verkündeten und 





Grundruhrecht — Guatemala. 


auch indie Reichöverfafjung vom 28. März 
1849 mit aufgenommenen Grundrech⸗ 
ten für das deutſcheVolk, welche auch 


von den deutſchen Staaten, mit Ausnahme | P 


Oſterreichs, Preußens, Bayerns, Hannos 
vers und einiger ber Fleinften, anerkannt 
wurben. Sie follten ben Berfaflungen ber 
Einzelftanten ald Norm bienen, welche 
durch feine Geſetzgebung eines Einzelſtaats 
aufgehoben oder beſchraͤnkt werden dürfe. 
Die durch dieſe G. gewährleiſteten Rechte 
waren im weſentlichen folgende: ein all⸗ 
gemeines deutſches Staatsbuͤrgerrecht, ver⸗ 


bunden mit dem Recht, überall innerhalb 


des Reichogebiets ſich aufzuhalten, Grund⸗ 
eigentum zu erwerben, Gewerbe zu betrei⸗ 
ben, das Bürgerrecht zu erlangen ꝛe.; Ab⸗ 
ſchaffung der Strafe des bürgerlichen To⸗ 
des; Auswanderungsfreiheit und Stellung 
der Ausgewanderten unter den Schutz des 
Reichs; Gleichheit vor dem Geſetz mit 
Aufhebung aller Standesvorrechte und 
Standesunterſchiede; gleiche Wehrpflicht 
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Dieſe G. waren mit einigen Modifika⸗ 
tionen auch in den nach dem Scheitern des 
deutſchen Verfaſſungswerks von ſeiten 
reußens zu Erfurt vorgelegten Verfaſ⸗ 
ſungsentwurf aufgenommen. Der 1851 


reftituierte Bundestag hob jedoch durch Be⸗ 
ſchluß vom 23. Aug. 1851 die ©. förmlich 


auf und verfügte, daß fie allerorten, wo 
fie eingeführt worden, wieder außer Gel- 
tung gefeßt und, wo fie fchon in die Lan 
besgejeßgebung jelbit übergegangen feien, 
wenigftens revidiert und mit ben Bundes⸗ 
gelegen in Übereinftimmung gebracht wer: 
n follten, Übrigens waren manche Bes 
flimmungen biefer ©. fo allgemein und 
jo unbeitimmt gefaßt, daß bielelhen faum 
einen praftifchen Wert haben fonnten, wie 
k B. der Sag: »Die Wiſſenſchaft und ihre 
ehre ift freie. Dazu kommt, daß uns, 
foweit es nicht bereits durch die Geſetz⸗ 
pebung ber Einzelftanten geichehen war, 
ie dermalige beutfche Reichsverfaſſung 
und Reichsgeſetzgebung faft alle wichtigern 


für alle und gleiche Recht aller zu allen | Infti 


Staatsämtern; Freiheit der Perſon und 
Sicherheit vor willkürlicher Verhaftung; 
Abſchaffung der Leibes⸗ und der Todes⸗ 
ſtrafen; Unverleglichfeit ber on und 
des Briefgeheimnifjes; Preß⸗, Glauben? 
undKultusfreibeit und Selbſtändigkeit der 
einzelnenfeligionsgejellfchaften; Zivilehe; 
Zreißel ber Wiffenichaft und ihrer Lehre; 

nterrichtSfreiheit und allgemeine Volks⸗ 
erzichung unter Auffiht und Mitwirkung 
bes Staats; Recht der Bitteund Beichwerbe 
fowie Verſammlungsrecht; Garantie des 
Eigentums und ber freien Betfügung 
darüber, jedoch mit Aufpebung ber Fidei⸗ 
fommifle und Beichränfung der Liegen: 
ſchaften in Toter Hand; Befeitigung aller 
noch beftehenden Reſte be⸗ eudalweſens; 
unabhängige und für alle Stantsangehd- 
rigen nleiche Rechtspflege und öffentliches, 
mündliches Verfahren babei; Schwurge- 
richte in Straffachen, Enticheibung durch 
jachfundige Richter, ſoweit thunlich, bei 
Zivifftreitigleiten; Trennung der Verwal⸗ 
tung von der Juſtiz; freie Gemeinbever- 
faffung; Gleichberechtigung ber nichtbeut- 
ſchen Stämme im Reich im Gebrauch ihrer 
Sprachen; wirkſamer Schutz für jeden 
deutſchen Reichsbürger in der Fremde. 


nftitutionen von praktiſchem Wert ge: 
bracht hat, welche vordem bie ©. bes beut- 
ſchen Volks verhießen, jo baß esinber That 
duchaus ungerechtfertigt ift, wenn man 
(ſelbſt noch in neuerer Zeit) hier unb ba 
das Verlangen nach Wieberheritellung ber 
beutichen ©. ausgeſprochen bat. 

Grundruhrecht (Strandredt), bie 
Befugnis, Beſtandteile eines gefcheiterten 
Schiffs und Gegenftände, welche von einem 
folden an das Land geihwenmt worden 
find, ſich anzueignen; ein Recht, welches 
ge enwärtig in allen zivilifierten Staaten 

efeitigt worben, und an deſſen Stelle nur 
ber Anſpruch auf einen fogen. Berge: 
lohn (f. d.) getreten ift. 

Grundflener, ſ. Steuern. 

Grüner Tiſch, Bezeichnung für ben 
Kanzleitiſch; Anjpielung auf Beamten- 
regiment. 

Gruppe, im parlamentariſchen Leben 
Bezeichnung für die Unterabteilung einer 
Partei, namentlich wenn dieſelbe nicht als 
eine eigentliche Fraktion konſtituiert iſt; ſo 
3. B. bie liberale G. Schauß-Völk im 
beutfchen Reichsſtag ober die ©. Forcken⸗ 
bed (ſ. Sezeſſion). 

Guatemãla, Republik in Zentralame⸗ 
rika, 121,140 qkm mit 1,1%,754 Einw. 





240 


und zwar 360,608 Weißen u.830,146 In⸗ 
dianern; Hauptflabt: Guatemala mit 
45,000 Einw. Nach Auflöfung der zen- 
tralamerifanifchen Konföberation (1. Febr. 
1839) Eonftituierte ſich G. als felbftändiger 
Treiftaat. Die Verfaſſungsurkunde datiert 
vom 19, Oft. 1851. Hiernach ift bem 
Präfidenten ber Republik, welcher auf 
vier Jahre gewählt wird, eine nahezu dik⸗ 
tatoriſche Gewalt eingeräumt. Ihm fteht 
ein Staatsrat zur Seite, gebildet aus ben 
Miniftern (Kriegund Finanzen; Außeres; 
öffentliche Arbeiten; öffentlicher Unter: 
richt; Inneres), acht von ber Kammer er: 
wählten Räten und vom Bräfibenten er: 
nannten Mitgliedern. Die Volksvertre⸗ 
tung ift die ebenfalls auf vier Jahre ge- 
wählte Repräfentantenfammer von 99 
Deputierten. Die Rechtspflege wird durch 
einen Obergerichtshof und durch Richter 
erfter Inſtanz ausgeübt. Die Gemeinden 
werden durch Alfalden und Kommunal: 
räte verwaltet. Die Wahlen erfolgen auf 
Grund bed allgemeinen Stimmredt3. 
Direkte Steuern werben nicht erhoben. 
Die Haupteinnahmen werben durch Zölle 
und indirekte Steuern erzielt. 1877 be 
zifferten fich die gelamten Staatseinnah⸗ 
men auf 4,503,540 Doll. womit bie Aus: 
aben balancierten. Die Staatsſchuld be 
ief fi Ende 1874 auf 3,877,384 Doll. 
Das Heer, beflen Organifation eine noch 
mangelhafte ift, beficht aus 3200 Dann, 
wozu noch etwa 13,000 Mann Miliz⸗ 
truppen kommen. Die Republil zerfällt 
in 17 Departementd. Die berrichende 


Religion ift die römiſch-katholiſche; in |T 


Guatemala refidiert ein Erzbiichof, wel⸗ 
chem fünf Biſchöfe in Zentralamerifa 
untergeordnet find. Konſuln bes Deut- 
ſchen Reichs find in Coban, Guatemala, 
Retalhuleu und Sarı Joſé de Guatemala 
in Funktion, Die Flagge von ©. ift 
blau⸗weiß⸗ blau, vertikal geftreift. 
Gubernäter (lat), Steuermann, Gou⸗ 
verneur; Öubernium, Verwaltung, in 
Ofterreich die Provinzialzentralregierung. 
Guelfen, Parteiname für die Anhänger 
des Bapittums und die Gegner bes Kaifer- 
reichs, hergeleitet von dem beutfchen Für⸗ 
ftengeichlecht der Welfen (f. d.). 
nerillas Cipan., fpr. aheriljas), in 


Subernator — Gymnafium. 


Spanien die aus Landbewohnern, Hir⸗ 
ten x. gebildeten bewaffneten Banden, 
welche in Kriegszeiten den kleinen Krieg 
(Suerillafrieg) auf eiqne Fauſt füh- 
ren, wie dies in ber zweiten Hälfte bes 
deutſch⸗ franzöfifden Kriegs auch ſeitens 
ber Seanctireuthanben geſchah. Auch wird 
der Ausdruck Guerillafrieg zuweilen auf 
das politiiche Parteileben übertragen und 
bier in analoger Bebeutung gebraucht. 
Guillstine (franz., ſpr. ghijo⸗), Bel 
beil, auf Antrag des Arztes Guillotin 
während ber großen Revolution in Frank⸗ 
reich eingeführt und nad ibm benannt. 


ulden, Silbermünge, in Ofterreich zu 
4100 Neufreuzer = 2 Dil. (ber ier⸗ 


gulden hat einen geringern Kurswert), in 
Holland zu 100 Cent = 1,01 Mk. Der 
frühere ſuͤddeutſche G. 1,71. ME. hatte 


60 Kreuzer. 

Oufleu-Nbslf-Stiftung, deuticpro- 
teftant. Verein zur Unterftügung evangeli- 
fher Gemeinden in katholiſchen deutſchen 
und außerbeutfchen Rändern, 1832 durch 
ben Superintendenten Großmann in Leip- 
zig oegrünbet, vereinigte fi 16. Sept. 
1842 mit bem 1841 von Zimmermann zu 
Darmftadt in Anregung gebrachten Ber: 
ein, Tonftituierte fih 21. und 22. Sept. 
1843, erweiterte ſich 1844 durch Anſchluß 
lämtlicher preußifcher Vereine und warb 
1849 auch in Bayern und 1861 in Hſter⸗ 
rei zur Gründung von Zweigvereinen 
autorifiert. Val. Zimmermann, Der. 
Guftav = Adolf = Verein nad feiner Ge: 
fchichte, feiner, Berfaffung unb jeinen Wer⸗ 


en . 
Futerſchlaqterei, ſ. Dismembra: 
t 


on. 

Gutsgerichtbarteit, |. Patrimonium. 

Oymuafium are) in Deutfchland 
Bezeichnung einer höhern Lehranftalt, 
welche für das Univerfitätsftubium vor: 
bereitet und als Mittel dazu vornehmlich 
die alten Sprachen benutzt; Progym⸗ 
nafium, Borbereitungsichule für das 
G.; Reoigumnalium, ſ. v. w. Real- 
ſchule. Bol. Wiefe, Das höhere Schul: 
wefen in Preußen (1875); Beter, Zur 
Reform unfrer Gymnaſien (1874); Laas, 
Realſchule und G. (1875); €. v. Hart⸗ 
mann, Zur Reform bes höhern Schul- 


Habeaskorpusakte — Haft. 


weſens (1875); Boni, Die gegenwär- 
tige Reformfrage in unferm höhern Schul- 
wejen (> Preußijche Jahrbücher«, Bd. 35, 
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eft 2); Oftenborf, Unfer höheres 
chulweſen —7— enüber dem nationalen 


Intereſſe (1874). 


H. 


Habkaskorpusakte, engl. Staatsgrund⸗ 
eſetz, zum Schuß der perfönlichen Frei⸗ 
beit 1679 erlaffen. Habeas corpus (Tat., 
»du habeft den Körper«) heißt nämlich in 
der engliſchen Gerichtsſprache jede richter: 
liche Verfügung, durch welche jemand 
auf fürzere oder längere Zeit bie Freiheit 
entzogen wird, und die H. bat die Fälle, 
in denen eine jolche erlafjen werben darf, 
fowie da8 hierbei zu beobachtende Verfahren 
genau normiert. Schon nad) ber Magna 
charta jo ber freie Mann nur infolge 
gejeblicher Aburteilung von ſeinesglei⸗ 
chen oder durch ein Landesgefe verhaftet 
und eingeferfert werben, und das Parla⸗ 
ment fprad) e8 in feiner Erflärung von 
1627 über die allgemeinen Freiheiten ber 
Engländer (Petition of rights) ausdrück⸗ 
lid) aus, baß fein freier Mann ohne An- 
gabe einer Urfache verhaftet oder gefangen 
ehalten werden bürfe. Karls IL. Will: 
ürberrfchaft rief weitere Beſtimmun⸗ 
gen hervor, bis enblich 1679 Die zweite 
gna charta der Engländer, die be⸗ 
rühmte H., zuftande kam, worin die Be 
dingungen, unter weldyen ein Habeas 
corpus erlaffen werden darf, jo Far und 
genau feitgeftellt find, daß jegliche Willfür 
i der Verhaftung britiicher Staatsan- 
ehörigen ausgeſchloſſen iſt. Richter, Ges 
Finantzauffeber und fonftige Beamte, 
welche ber Akte zumiderhandeht, werben 
darin mit den nahbrüdlichiten Strafen 
bedroht, die felbit die Gnade des Königs 
nicht abwenden kann. Nur in Fällen der 
dringenbditen Not, wenn ber Staat in 
Gefahr ift, kann, entfprechend dem in fol: 
chen Fällen auf dem Kontinent üblichen 
Belagerungszuftand, die H. eine Zeitlang 
außer Geltung geſetzt werden, aber auch ba 
nur infolge eines Parlamentsbeſchluſſes. 
Auch Bleiben die Minifter fortwährend 
verantwortlich; jedoch wird ihnen, wenn 
bie H. wieder in Kraft tritt, wegen be 
Staatslexikon 


* 


inzwiſchen berfünten Berbaftnahmen ge- 


wöhnlich eine Bill of indemnity gegeben, 
wodurd) etwaige Entſchädigungsforderun⸗ 


gen holen werden. 
Habsburg, Stammfchloß des gleich: 
namigen Fürftenhaufes im Kanton Aar- 
au. Der Ahnherr biefes Gefchlechts mar 
er Bruder bed Biſchofs Werner von 
Straßburg (welch letzterer 1020 das Schloß 
erbaute), Namens Radbod, Graf von Alten⸗ 
berg. Der Sohn desſelben, Werner, nannte 
ſich zuerſt Graf von H. Rudolf IV. aus 
dem Haus H. erlangte 1273 die deutſche 
Königswürde und legte den Grund zu der 
Blüte des Hauſes. Er erwarb 1278 Ofter- 
reich, wozu unter feinen Nachlommen 
1477 Burgund, 1516 Spanien, 1526 
Böhmen und Ungarn binzufamen. Das 
Haus H. teilte ſich 1556 ın zwei Linien, 
von welchen bie ſpaniſche 1700, die deutſch⸗ 
öfterreichifche 1740 im Mannesjtamm 
ausftarb, indem die Tochter Karls VI. 
dem Herzog Franz Stephan don Lothrin⸗ 
gen die Hand reichte und jo bie noch jetzt 
n ſterreich herrfchende Dynaftie H.⸗ 
Lothringen gründete. 
+ ara f. Blodabe. 
aft, die durch die zuftändige Behörde 
verfügte Freiheitdentziehung. Eine jolche 
fommt einmal und hauptfählich im ftraf- 
rechtlichen Verfahren vor, ſei ed, daß bie 
Entziehung der Freiheit gegen einen Ver⸗ 
urteilten zur Strafe verfügt (Straf: 
haft, greieiteftrafe), fei es, baß fie 
während einer Unterfuhung gegen den 
Beihuldigten verhängt wird, um bie Er: 
reihung bed Zwecks diefer ünterſuchung 
zu fihern (Unterfuhungsbaft). Se 
nach der Schwere bes Verbrechens richten 
fih bie verfchiedenen Abftufungen der 
Strafhaft. Im Strafenfyften des deut⸗ 
hen Reichsſtrafgeſetzbuchs insbeſondere 
iſt die leichteſte Freiheitsſtrafe die einfache 
H., welche lediglich in Entziehung der 
16 
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Keeibeit befteht, deren Mindeſtbetrag ein 


ag, beren NA ſechs Wochen iſt. haft, P 
o 


Es iſt dies bie für die ſogen. Übertretun- 
gen verorbniete Freibeitsftrafe. Die Unter: 
ſuchungshaft ift nach ber deutſchen Straf: 
progeßordnung (65 112 ff.) nur dann zu⸗ 
läffig, wenn gegen einen Angefchuldigten 
bringende Verdachtsgründe vorhanden 
find und bderfelbe entweder ber Flucht 
verdächtig ift,, oder wenn Thatfachen vor- 
liegen, aus benen zu fchließen ift, daß er 
Spuren ber That vernichten ober Zeugen 
ober Mitfchuldige zu einer falfchen Aus- 
fage oder Zeugen bazu verleiten werde, 
Nic dev Zeugnispflicht zu entziehen. Der 
Fluchtverdacht bedarf aber dann Feiner 
weitern Begründung, wenn ein Verbrechen 
im engern Sinn ben Gegenftand der Un- 
terfuchung bildet, wenn ber Angefchuldigte 
ein Heimatlofer ober Landitreicher ober 
nicht imftande ift, fich über feine Perfon 
auszumeifen, ober wern berfelbe ein Aug: 
länder ift und genügender Zweifel befteht, 
daß er ſich auf Ladung vor Gericht fiellen 
und dem Urteil folge leiften werde. Die 
Berhaftung erfolgt regelmäßig nur auf 
richterlichen und zwar fchriftlichen Haft: 
befehl, in welchem ber Befchuldigte ge 
nau zu bezeichnen und die ihm zur Laſt ge⸗ 
legte ftrafbare Handlung fowie ber Grund 
ber Inhaftierung anzugeben if. Bor: 
läufige Feftnahbme (Verwahrung, 
Detention) fann aber auch von ber 
Staatsanwaltfchaft und von den Polizeis 
und Sicherheitäbeamten angeorbnet wer- 
den, wenn bie VBorausfehungen der Ber: 
haftung vorliegen und Gefahr im Verzug 
ſchwebt. Der Feſtgenommene iſt unver: 
züglich dem Amtsrichter des Bezirks, in 
welchem die Feſtnahme erfolgt iſt, zuzu⸗ 
führen. Jeder Verhaftete muß ſpäteſtens 
am Tag nach Einlieferung in das Ge⸗ 
fängunis Durch einen Richter über ben Ge 
genitand der Beihuldigung verhört wer: 
ben. Wird jemand auf frifcher That be⸗ 
troffen oder verfolgt, fo ift, wenn er ber 
Flucht verdächtig oder feine Perfönlichfeit 
nicht fofort feftzuftellen ift, jedermann be: 
fugt, ihn auch ohne richterlichen Befehl 
vorläufig feftzunehmen. 

Neben ber dem Gebiet des Strafprozeſſes 
zugehörigen H. iſt aber auch der gegen einen 


faumigen Schuldner zuläſſigen H. (Schuld⸗ 
erſonalhaft, Contrainte par 
core) zu gebenfen, durch welche ein folcher 
zur&rfüllungeinerbuchRichterfpruch feft- 
geftelten Verbindlichkeit angehalten wer- 
en fol. Das moderne Recht beichränft 
jedoch diefe Art ber H. auf ein Minimum. 
Das jet auf dad ganze Reichögebiet aus⸗ 
ebehnte norddeutſche Bundesgeſetz vom 
9. Mai 1868 insbeſondere erklärt nach 
bem Vorgang bes englifchen und franzö⸗ 
ficen Rechts den Verfonalarreft für un⸗ 
zul ig infomeit, als dadurch die Leiſtung 
einer Quantität vertretbarer Sachen ober 
Wertpapiere erzwungen werben fol. Da: 
mit ift inZbefondere bie Iogen: Wechſel⸗ 
ſtrenge beſeitigt worden, d. h die Wechſel⸗ 
haft als Exrekutionsmittel zur Beitrei⸗ 
bung von Wechſelſchulden. Ebendasſelbe iſt 
für Oſterreich durch Geſetz vom 4. Mai 
1868 und für Italien durch Gefetz vom b. 
Dez. 1877 verfügt worden. Als Sicher⸗ 
heilsmaßregel (Sicherungsarreſt) iſt 
dagegen die H. auch nach moderner Rechts⸗ 
—— und Geſetzgebung in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten zulaͤſſig, jedoch 
nach der deutſchen Zivilprozeßordnung 
(6 798) nur inſofern, als dieſe Maßregel 
ſchlechterdings erforderlich iſt, um die ge⸗ 
faͤhrdete Zwangsvollſtreckung in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners zu ſichern. Außer⸗ 
dem kann bie H. auch als ſubſidiäres 
Zwangsmittel zur Anwendung kommen, 
um den Schuldner einer Handlung, 
Duldung oder Unterlaſſung, zu welcher er 
rechtskraͤftig verurteilt iſt, zu zwingen. 
Endlich kann der Schuldner auch durch H. 
aut Ableiftung bes ihm auferlegten Offen: 
arunggeids angehalten werben (Deutiche 
ERIOHTPEoge Born ng, 5 794). Schließlich 
i F darauf hinzuweiſen, daß die H. 
auch als Disziplinarſtrafmittel vorzukom⸗ 
men pflegt. 

Haftpflit, im allgemeinen die Ver⸗ 
binblichleit, für gewiſſe Schäden und 
Mängel einzuftehen; im engern Sinn die 
— 53 den nicht aus eignen Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen entſtandenen 
Schaden zu erſetzen. Diele H. ift in vielen 
Fällen durch ausbrüdliche Geſetzesvor⸗ 
ſchrift begründet und geregelt. So haftet 
z. B. bie ——— für den Verluſt 





Halbipänner 


oder die Beihäbigung von Sendungen 
mit Wertangabe, von eingefchriebenen 
Sendungen und von Paleten, nicht aber 
für ben Verluſt gewöhnlicher Briefe; das 
deutſche Handelsgeſetzbuch legt ben Fracht: 
führer die unbeichränfte H. für den Ver: 
Yuft ober die Beſchädigung des Frachtquts 
auf, foweit fle nicht durch Die Beſchaffen⸗ 
beit desfelben oder Durch »höhere Gewalt« 
entftanden zc. Eine bejondere H. aber ift 
Durch das deutfche Reichsgeſetz vom 7. Juni 
41871, betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatz für die bei dem Betrieb 
von Eifenbahnen, Bergiwerfen, Fabriken, 
Steinbrüden und Gräbereien berbeige- 
führten Tötungen und Körperverlegun: 
ger, begründet worden. Hiernach haftet, 
wenn bei bem Betrieb einer Eiſen- 
bahn (alfo nicht bloß bei ber Beförberung 
auf der Bahn) ein Menſch getötet oder 
förperlich verlegt wird, der Betriebsunter: 


nehmer für den dadurch verurſachten 
Schaden. Dabei it in Anfehung der 


Eifenbahnunfälle bie Beweislaſt abwei⸗ 
chend von den allgemeinen Nechtöregeln 
beftimmt. Der Eifenbahnbetriebäunter: 
nehmer haftet nämlich für jenen Schaden, 
wofern er nicht beiveift, daß der Unfall 
durch höhere Gewalt oder durch eignes 
Verſchulden bes Getöteten oder Verletten 
entftanden. Wer ein Bergwerk, einen 
Steinbrud, eine Gräberei oder eine Fa⸗ 
brif betreibt, haftet allerdings ebenfalls, 
wenn ein Bevollmächtigter oder ein Re⸗ 
präfentant ober eine zur Leitung oder Be: 
auffichtigung des Betriebs oder der Ar- 
beiter angenommene Perſon durch ein 
Berfchulden in Ausführung der Dienft- 
verrichtungen ben Tob ober die Körper: 
verlegung eines Menfchen herbeigeführt 
bat, für den dadurch entſtandenen Scha⸗ 
ben. Der Beweis ber Verfchuldung liegt 
aber hier, falls bie letztere in Abrede geftellt 
wird, bem Berunglüdten ober feinen Hin- 
terbliebenen ob. Vielfach wird übrigens 
in biefer Hinficht durch Unfallverficherun: 
en Fürſorge getroffen. Neuerdings ift 
ogar durch den Fürften Bismard die Er: 
richtung einer ReichBunfallverfi ungs⸗ 
anftalt in Ausſicht genommen (ſ. Ber: 
ficherungsweſen) Vgl. Endemann, 
Die H. (2. Aufl. 1876); Jacobi, Die 
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Berbinblichkeit zum Schabenerfak für bie 
bei dem Betrieb von Eifenbahnen ꝛc. her: 
beigeführten Tötungen (1874), 

Balbfpänner, f. Kate. 

Halsgericht, ehemals Bezeichnung für 
ein Gericht über ſchwere, mit peinlicher 
Leibes= oder Lebensſtrafe bebrohte Verbre⸗ 
hen; auch bochnotpeinliches H. genannt; 
Salsgerihtsorbnung, ehedem Be⸗ 
zeichnung eines Strafkodex, namentlich 
der ſogen. Carolina (ſ. d.). 

Hamburg, Freie und Hanſeſtadt, Bun⸗ 
desſtaat des Deutſchen Reichs mit (1880) 
454,041 meiſt evangel. Einwohnern. Mit 
ben Vororten zählte die Stabt 410,176 
Einw. Flähhengehalt des Staatsgebiets: 
407 22 qkm ohne bie Elbfläche innerhalb 
besfelben, mit dieſer 409,78 qkm, wovon 
322,39 qkm bem Zollvereindgebiet ange- 
hören, während das Freihafengebiet 87,39 
qkm umfaßt. Die republifanifche Staats- 
verfaffung ift durch die VBerfaffungsur: 
funde vom 28. Sept. 1860 normtert. Hier- 
nach wird die Gefeßgebung von dem Senat 
und der Bürgerichaft ausgeübt. Erfterer 
beftebt aus 18 Mitgliedern, von welchen 9 
bie Rechts oder die Staatswiffenfchaften 
findierthaben und wenigſtens 7 dem Kauf⸗ 
mannsftand angehören müſſen. Die Mit: 
glieder bed Senats werden auf Lebenszeit 
durch ein bejonderes Wahlfollegium ge⸗ 
wählt, welches aus einer gleichen Anzahl 
von Mitgliedern bes Senats und ber Bür- 
gerſchaft äufammengefeyt ift. Für die Leis 
tung ber Geſchäfte wählt ber Senat je auf 
ein —* einen erſten und einen zweiten 
Bürgermeiſter, welche im Senat den Vor⸗ 
hi Rühren. Die Bürgerfchaft beiteht aus 
196 je auf ſechs Jahre gemählten Mit- 
gliedern, von welchen 88 aus allgemeinen 
und direkten Wahlen hervorgehen, wäbs 
rend 48 von und aus den größern Grund: 
befitern gewählt und 60 von den Gerich⸗ 
ten und Verwaltungsbehörden abgeorbnet 
werben. Die Berwaltung wird von dem 
Senat ausgeübt, doch ſteht der Bürger: 
[haft ein Recht ber Kontrolle und in An _ 
fehung der Finanzverwaltung insbeſon⸗ 
dere das Budgetrecht zu. Die einzelnen 
Senatdmitglieber fungieren zugleich als 
Staatöbeamte, indem fie an der Spite 
einzelner Verwaltungszweigeftehen. Hier- 

16* 
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bei werden fie von befondern Berufsbe⸗ 
amten und von Deputationen unterftüßt, 
welche fich aus Mitgliedern bes Senats 
unb ber eat: oder jonftigen Bür⸗ 
gern aufammenjegen. Ein aus der Mitte 
der Bürgerſchaft gewählter Bürgeraus⸗ 
ſchuß iſt für gewiſſe minder wichtige Funk⸗ 
tionen der Bürgerfchaft und zur Vermitte⸗ 
lung bed Verkehrs zwijchen dieſer und dem 
Senatbeftellt. Rechtspflege. Das Ober⸗ 
landesgericht zu 9. it ben drei Freien 
Städten Bremen, H. und Lübeck fowie für 
das oldenburgiſche AmtLübed gemeinichaft- 
ih. Das Landgericht für bag Re 
Staatsgebiet befindet fich in H. u. umfaßt 
bie drei Amtögerichtöbezirte H., Bergeborf 
und Nibebüttel. Laut Militärfonven- 
tion vom 23. Juli 1867 ift das Hambur⸗ 
ger Truppenfontingent in ben preußifchen 
Militärverband mit aufgenommen. Die 
banfeatifchen Infanterieregimenter Nr. 75 
und 76 gehören zum 9. Armeekorps (Gene- 
ralfommando in Altona). Nach bem Fi- 


nanzvoranfchlag auf das Jahr 1880 be: | Ich 


trugen die Einnahmen und Ausgaben bes 
amburger Staat? 31,349,289 Mk. Die 
taatsſchulden betrugen 106,517,060 ME. 
Nach Art. 34 der beutfchen Reichöverfaf- 
fung ift H. mit einem Teil feines Gebiets, 
ebenjo wie Bremen, als Freibafen erflärt, 
fo ange, bis die Stadt jelbft ihre Auf: 
nahme in den gemeinjchaftlichen Zollver⸗ 
band beantragen follte. In den Bundes⸗ 
tat entfendet H. einen Bevollmächtigten, 
in ben deutſchen Reichätag drei Abgeorb- 
nete. Das Wappen beiteht in einer fil- 
bernen breitürmigen Burg mit einem ges 
ſchloſſenen Thor in rotem eb; der Schild 
wird von zwei Löwen gehalten.. Oben be- 
findet fid) ein Helm mit einem Wulft und 
jehe Tahnen inmitten dreier Pfauenfe- 
ern. Die Hamburger Flagge zeigt die 
breitürmige Burg des Stabtwappens weiß 
auf rotem Feld. Vgl. »Statiftilches Hand⸗ 
buch für ben Hamburger Staat« (1874); 
Hamburg, topographif und Hiftorif 
bargeftellt« (1875); „abpenberg, Ham: 
“ Burger Urkundenbuch (1842); Gallois, 
Geſchichte —— (1853—56, 3 Bde.). 
Gammelfprung, ſcherzhafte Bezeich⸗ 
nung für die Zählung des Hauſes im 
Reichstag (ſ. Abſtimmung). 


Hammelſprung — Handel. 


Handel, der Austauſch von Gütern 
zum Zweck der Befriedigung von Bebürf- 
niſſen. Dabei ift zunächſt zwiſchen Gelb- 
und Tauſchhandel zu unterjceiden, je 
nachdem ein Gebrauchs⸗ oder Verbrauchs⸗ 
gegenitand gegen Gelb als das allgemeine 

aufchmittel, oder gegen einen anbern 
derartigen Gegenftand umgetauſcht wirb. 

m engern unb eigentlihen Sinn aber 
it H. der gewerbömäßig und mit Rüd- 
fiht auf Gewinn betriebene Austauſch 
von Gütern zur Befriedigung von Bedürf⸗ 
niffen. Die Vermittelung zwifchen bem 
Erzeuger (Produzenten) und dem Ver⸗ 
braucher (Konfunıenten) ber Ware ift bie 
Hauptaufgabe bes Hanbels. Im einzelnen 
wird zwiſchen Großhan del ( Engroshan⸗ 
bel) und Kleinhandel (Detailbandel), 

u weld) ua au ber Hauſier⸗ 
handel b. b. ber H. im Umberziehen, ge⸗ 

ört, unterſchieden. Weitere Unterjchei- 
dungen find die zwifchen Einzel- unb Ge⸗ 
ſellſchaftshandel (ſ. Handelsgeſell⸗ 
aft), zwiſchen innerm H. (Binnen⸗ 
handel) und auswärtigem H., welcher ben 
Welthandel bildet und tn Einfuhr: 
( Import⸗) und Ausfuhr: (Erport-)Handel 
zeraut Tranſit-oder Zwiſchenhan⸗ 

el dagegen iſt dann vorhanden, wenn die 
eingeführten Waren nicht im Inland kon⸗ 
fumiert, fondern von da wieder weiter 
ausgeführt werben. Altivbanbeltreibt 
eine Nation, wenn fie ſelbſt ihre Produkte 
aus⸗ und fremde tg Paſſivhan⸗ 
bel, wenn fie dies vemden Nationen 
überläßt. Mit Rückſicht auf ben Gegen- 
ftanb des Handels endlich werben ſehr 
vicle verichiedene Arten desſelben unter- 
ſchieden (Landesprodukten⸗, Kolonialwa⸗ 
ren⸗, Getreide⸗, Mehl, Tabak⸗, Droquen⸗, 
Materialwaren⸗, Manufaktur⸗-, Schnitt⸗ 
waren=, Geld-⸗, Wechſel-, Staatspapier⸗, 
Buchhandel x.) Handelsbrauch, 
kaufmänniſches Gewohnheitsrecht (Han: 
mei Handelspolitif, bie 
Grunbjäße, welche der Staat zum Zweck 
ber Handelsintereſſen feiner Angehörigen, 
namentlich bei dem Abſchluß von Zoll: 
und Handelsverträgen mit fremben 
Staaten, befolgen joll, teip. befolgt; Han 
belgtrifis,tiefeingreifendeStörung und 
Krankheit des Handels und des Verkehrs; 





Handelsbilanz — 


gend elsftatiftit, derjenige Teil ber 
tatiſtik, welcher fih auf den Hanbels- 
verkehr bezieht; Handelswiſſenſchaf⸗ 
fen, Diejenigen Wiſſenſchaften, deren Stu: 
dium bem Kaufmann zum Betrieb feines 
Gewerbes nützlich und nötig ift, wie Wa- 
renfunde , Hanbelögeograpbie, Handels⸗ 
recht (ſ. b.): Handelsgeſchichte u. dal. 
Handelsbilanz, das Verhältnis zwi⸗ 
ſchen der Gejamteinfuhr und ber Geſamt⸗ 
ausfuhr eines Landes ober eines Staats. 
—— ſ. Marine. 
anbelsfreiheit (Freihandel, engl. 
Freetrade, ipr. frihtrehd), der Zuftund der 
Befreiung des Handels von den Schran- 
fen des Schußzolls, dann Bezeichnung für 
wirtfchaftlihe Freiheit, Befreiung Des 
Handels und Verkehrs von ftaatlichen Be⸗ 
Ichränfungen überhaupt; Freihändler 
(engl. Freetraders) find diejenigen, 
welche die Verwirflihung des Freihan⸗ 
delsſyſtems anftreben. Die freihändleri- 
ſchen Soſtrehungen beginnen mit Adam 
Smith (geſt. 1790). Freihändleriſche Prin⸗ 
zipien verfolgten bie Negierungsinftruf- 
tionen des Freiherrn vom Stein vom 26. 
Dez. 1808 und das preußiiche Gele vom 
26. Mai 1818, welches alle Beichränfun- 
en de8 innern Handels und Verkehr’ be- 
eitigte. Bekämpft wurde der Freihandel 
beſonders durch Friedrich Liſt auf Grund 
der Notwendigfeit bed Schußes ber na⸗ 
tionalen Arbeit. In England ward inden 
20er Jahren eine Freihandelspar— 
tei gegründet, deren Programm 1826 
zuerſt Huskiffon im Parlament verkün⸗ 
digte. Cobden, Bright ꝛc. gründeten die 
Anti⸗Cornlaw⸗League. Der erfte große 
Erfolg der Beftrebungen ber engliichen 
Sreihändler war die Beleitigung ber Korn 
zölle (1846) und der Erommellfchen Na⸗ 
vigationsafte. In Frankreich verfochten 
ben Freihandel Baftiat, Chevalier, Gar⸗ 
nier⸗Pagẽs u. a. Ein neues hanbelspoli- 
tifches Syſtem zu Gunſten freihänbleri- 
ſcher Reformen beginnt in Europa mit 
dem Abichluß des englifch- Franzöfifchen 
(1861) und bes deutſch⸗franzöſiſchen Han 
delsvertrags (1865). In Deutſchland, 
wofeldft ein vollftändig freihändlerifches 
Syſtem nie zur Durdführung gelommen 
war, wenn auch die Zollgefeßgebung bem 
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——— Rechnung getragen 
atte, hat ſich unter der Agide des Fürſien 
Bismarck neuerdings ein totaler Um— 
ſchwung vollzogen, welcher in dem Zoll: 
tarif von 1879 auch iglatn zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt. Man bat einen häß⸗ 
lichen Intereſſenſtreit erleben müſſen und 
die verſchiedenartigſten Schutzzölle ent⸗ 
ſtehen ſehen. Um die Induſtriezölle zu 
ſichern, hat man den Agrariern Getreide⸗ 
gell (ſ. d.) bewilligt und in Anſehung 
es Zolles auf Roggen und Weizen jogar 
den Betrag der Regierungsvorlage ver- 
boppelt. Freilich laſſen fi die Wirkungen 
bes neuen Zolltarif8 zur Zeit noch nicht 
volftändig überfehen; aber bas läßt ſich 
ſchon jett erfennen, daß die übertriebenen 
Hoffnungenund Erwartungen ber Schuß: 
zöllner nicht verwirklicht werben, und daß 
die Barteider letztern, welche mit fogroßem 
Lärm auf dem parlamentarifchen Schlacht- 
feld erjchien, bereit in der Rückbildung 
begriffen iſt (ſ. Zol). Vgl. Lehr, 
Schutzzoll und Freihandel (1877). 
Handelsgerichte, beſondere Gerichte 
ur Entſcheidung von Handelsſachen. Die 
eſondere Fachkenntnis, welche bie Ent- 
ſcheidung der letztern vielfach erheiſcht, 
verſchaffte dem in Frankreich zur Ausbil⸗ 
dung gelangten Inſtitut der H. auch in 
andern Ländern Eingang, indem man 
auch dort Notabeln der Kaufmannſchaft 
zur Entſcheidung von Handelsſachen be⸗ 
rief. Die deutſchen Juſtizgeſetze haben 
dagegen die Einrichtung beſonderer H. 
nicht beibehalten. Das deutſche Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz (SS 100 ff.) hat vielmehr 
nur beftinmt, baß bei den Landgerichten 
für deren Bezirke ober für örtlich abge- 
grenzte Teile derfelben Kammern für 
Handelsſachen gebildet werben Fön: 
nen, auch an Drten innerhalb bes Land⸗ 
gerichtsbezirks, an melden das Landge⸗ 
richt felbit feinen Sitz nicht bat (ſ. Ge⸗ 
richt). Die Verhandlung des Rechtsſtreits 
erfolgt vor der Hanbelgfamnıer, wo eine 
folche vorhanden, wenn der Kläger bies 
in der Klagſchrift ausdrücklich beantragt 
bat, oder wenn ein folcher Antrag vom 
Beflagten ausgegangen iſt. Die Handels: 
fanımern entjcheiden in der Bejegung mit 
einem Mitglied des Landgerichts als Vor: 
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figendem und zwei Handelsrichtern, 
die auf gutachtlichen Vorfchlag des zur 
Vertretung bed Handelsſtands berufenen 


Drgans aus dem Hanbelsjtand berufen | (K 


werben und gleiches Stimmrecht haben 
wie ber Richterbeamte, welcher ben Vor: 
fig führt. 1881 beftanden in Preußen 26 
Handelsfammern (Königsberg, Memel, 
nanaid, Elbing, Berlin, Stettin, Stral- 
fund, Breslau, Magdeburg, Altona, Han- 
nover, Siegen, Bielefeld, Dortmund, 
Duisburg, Ejien, Hagen, Hanau, Frank⸗ 
furt a. M., Aachen, Köln, Düffeldorf, 
Krefeld, Gladbach, Elberfeld und Bar: 
men); in Bayern 15 (Minden, Paflau, 
Frankenthal, Bamberg, Baireuth, Hof, 
Alchaffenburg, Schweinfurt, Würzburg, 
Ansbach, Fürth, Nürnberg, A 
Kempten und Memmingen); in Sachſen 
6 (Dresden, Leipzig, Chemnik, Plauen, 
Zittau und Glauchau); in Württemberg 
1 in Stuttgart; in Baden 2 ra 
und Karlsruhe); in Heſſen 5 (Darmitadt, 
Offenbach, Gießen, Mainz und Worm3); 
in Braunſchweig 1 in der Hauptitabdt; in 
Koburg-Gotha 1 in Koburg; in Lübed 1, 
zugleich für Oldenburg; in Bremen 1 für 
die Stabt und 1 für Bremerhaven; in 
Hamburg 1; in Eljaß-Lothringen 3 (Kol⸗ 
mar, —A— und Straßburg). 
Handelsgeſellſchaft Handelsfozie: 
tät, Handelskompanie), Vereini— 
gung mehrerer Geſellſchafter (Aſſo— 
ciés,‚,Kompagnons)zum gemeinſamen 
Betrieb von Handelsgeſchäften. Nach dem 
deutſchen Handelsgeſetzbuch, welches jedoch 
durch das Aktiengeſetz des Norddeutſchen 
Bundes und nunmehr des Deutſchen Reichs 
vom 11. Juni 1870 modifiziert worden 
iſt, ſind folgende Unterſcheidungen zu 
machen: 1) die offene H., bei welcher für 
feinen Geſellſchafter die elliaung auf 
Vermögenseinlagen beſchränkt iſt; 2) bie 
Aftiengejellichaft, bei welcher fümt- 
liche Gejellfchafter nur mit Einlagen be 
teiligt find, ohne, wie bei der offenen H., 
perſönlich zu haften; 3) die Kommans 
bitgefellihaft, beren Wefen darin be- 
ftebt, daß bei einem unter gemeinjchaft- 
licher Firma betriebenen Handelögewerbe 
ein oder mehrere Geſellſchafter fih nur 
mit Bermögenseinlagen beteiligen (Kom: 
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manbitijten), während die andern per- 
ſönlich haften —F nditierte, 
Komplementäre). Sind jene Einlagen 
ommanbditengelb) in Aktien einge- 
teilt, fo fpriht man von einer Kom: 
manditgeſellſchaft auf Aktien (Ak— 
tienkommanditgeſellſchaft). Keine 
eigentliche H. iſt dagegen bie fogen. ſtille 
Geſellſchaft, welche dann vorliegt, 
wenn ſich jemand an dem Geſchäft eines 
andern nur mit einer Bermögenseinlage 
gegen Anteil am Gewinn und am Berluft 
beteiligt, ſowie bie Bereinigung mehrerer 
zu einzelnen Sanbeisgefe ften auf ges 
meinfchaftliche Rechnung. 
—A „ſ. Handelsrecht. 
andelsgremium, ſ. v. w. Handels⸗ 
kammer. 
—A ſ. Marine. 
andelsminiſterium, in größern 
Staaten die oberfte Verwaltungsbehörde 
zur Wahrnehmung ber Intereſſen des 


Handels, an deren Spite ber Handels⸗ 
minifter ftebt. In Fleinern Staaten ift 


dieſe Thätigkeit Sache des Minifteriums 
des Innern. In Preußen ift das gefamte 
Eifenbahnwefen, das Berg⸗ unb Hütten- 
bepartement und das Baumefen von bem 
H. abgetrennt und einem befondern »Mi⸗ 
nifter der Öffentlichen Arbeiten« unterftellt 
worden. Das dem Hanbdelsminifter unter: 
ftellte »Minifterium für Handel und Ge: 
werbe« befteht nur noch aus ber frühern 
Handels⸗ und (eimerbeobteilung. Der 

inifterpräfident und Minifter der aus- 
wärtigen Angelegenheiten, Fürſt Bis— 
mard, bat auch das Wortefenille des 
Handelsminifter8 mit übernommen, »um 
gewiſſe wirtichaftlihe Reformprojekte 

Volkswirtſchaftsrat, Unfallverſicherung, 

aftpflicht, Innungsweſen) ohne bie 
etwaigen Schwierigkeiten, Reibungen und 
Meiterungen mit einem vielleicht im ein- 
zelnen andern Auffaffungen buldigen- 
den verantwortlichen Chef verfolgen zu 
fünnen«, 

Handelsreiht, Gefamtheit berjenigen 
Rechtsſätze, welche fich auf Die im Handels⸗ 
verkehr vorfommenden Redhtsgefchäfte be⸗ 
ziehen. Dean pflegt dabei zwiſchen Privat- 
bandelsrecht, öffentlichem H. und Handels⸗ 
völferrecht zu unterfcheiden. Das Pri⸗ 


Handelsregiſter — Handels⸗ und Gewerbekammern. 


vathandelsrecht gt die Normen fir 
die aus dem Handel, mit Einjchluß bes 
Wechſel⸗, Spebitiond-, Kommiſſions⸗, 
See: und Landfracht⸗ und Verſicherungs⸗ 

eſchäfts, 

ehenden Rechte und Verbindlichkeiten; 
das öffentliche H. oder Handels⸗ 
ſtaatsrecht regelt die Rechte und Pflich⸗ 
ten des Handelsſtands als ſolchen, wäh⸗ 
rend das Handelsvölkerrecht die zur 
Regelung und Sicherung des internatio⸗ 
nalen Handelsverkehrs nötigen Beſtim⸗ 
mungen enthält. Für die franzöſiſche 
—— ebung ſind namentlich Lud⸗ 
wigs .> 


merce« (1673) und »Ordonnances de 
la marine« (1681) von Bedeutung, bie 
bem »Code de commerce« Napoleons IL. 
ai Grunde liegen. Lebterer bat auch ber 
elgifchen, italienifchen, nieberländiichen, 

“ portugiefiichen, ruffiihen und fpanifchen 
Handeeeraenn um Muſter gedient. 
An Deutſchland beſaß geraume Zeit nur 
Preußen in dem »Allgemeinen Landrecht« 
(Teil OD, Tit. 18, Abjchn. 7—14) eine ein⸗ 
beitliche legislative Darftelung des Han⸗ 
delsrechts, bis der Deutiche Bund zur 
Schöpfung eines allgemeinen deutſchen 
Handelsrechts (auch für Ofterreich) die 
Initiative ergriff. Eine Konferenz, welche 
45. San. 1857 in Nürnberg zufammen- 
trat, legte einen preußifchen Gejegentwurf 
zu Grunde und beenbigte 2. Juli 1857 bie 
erite Lefung eines beutichen —— 
buchs, welches nach mehrfachen Verände⸗ 
rungen (zweite Leſung bis 3. März 1858, 
britte Lefung bis 12, März 1861) feine end» 
gültige Faſſung erhielt. Das Seehanbel2- 
recht war inzwiſchen von einer befonbern 
Konferenz in Hamburg (26. April 1858 
bis 22. Aug. 1860) bearbeitet worden. Die 
einzelnen Bunbesflaaten publizierten das 
Handelsgeſetzbuch ſodann ber Reihe 
nad) als Gefeß für ihr jeweilige Staats⸗ 
gebiet, und jest iſt basfelbe für das 
eutſche Reich, ebenſo wie die beutfche 
Wechſelordnung, zum Reichsgeſetz erhoben. 
Staaten, wie England, welche fein Han⸗ 
delsgeſetzbuch en ‚ müffen fid) mit ein= 
zelnen ftatutarifchen Beitimmungen unb 
mit dem Gewohnheitsrecht behelfen. Vgl. 
die Handbücher des Handelsrechts von 


gwijgen Brivatperfonen entz | t 


rdonnances pour le com- |: 
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Han elötegifler Öffentliche und jeder: 
mann zugängliche 


delstage haben 1878 und 1880 in Berlin 
attgehunden, Der Poſten bes General: 
fefretärs wurde eine Zeitlang von Alexan⸗ 
der Meyer, dann von H. Rentzſch bekleidet. 
Gegenwärtig ift der Konful Annede Gene- 
ralſekretär des deutſchen Handelstags. 
Handels⸗ und Gewerbekammern, 
Organe zur Vertretung kaufmänniſcher 
und gewerblicher yutereii en eines beitimm- 
ten Bezirks. Die Verfaffung und Verwal: 
tung ſolcher Körperichaften, wie fie ſich 
faft in allen deutſchen Staaten finden, 
ift in den einzelnen Staaten eine fehr 
verjchiedene. Ihre einheitliche Geftaltung 
duch die Reichsgeſetzgebung wirb von 
dem deutſchen Hanbelötag, dem Zentral 
organ ber meilten 8 angeſtrebt. In 
Preußen iſt dieſe Materie durch Ver: 
orbnung vom 10. Febr. 1848, revidiert 
24. Febr. 1870, normiert. Neuerdings 
ift wiederholt der Wunſch laut geworben, 
beiondere Gewerbefammern zur fpeziellen 


| Vertretung ber Intereffen des Kleingewer⸗ 
bes einzurichten; doch wäre ein derartiges 


Borgehen unnötig, wenn nur die H. dem 
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Kleingewerbe bie nötige Berüdfichtigung 
zu tet werben ließen. Die deutſche Juſtiz⸗ 


organiſation hat den Namen »Handelskam⸗ 
mern« übrigens auch zur Bezeichnung ber 
Kammern Hr Handelsſachen aboptiert, 
welche bei den Landgerichten eingerichtet 
werden Tönnen (j. Hanbelsgerichte). 
er e, |. Handel. 
andwerker, qeichnung für diejeni⸗ 
gen, welche Rohprodukte entweder zum 
erfauf oder um Lohn zum Gebrauch für 
ben Konſumenten verarbeiten. Beſonders 
ſchwierig ift dabei Die Abgrenzung bed 
Handwerks gegenüber ber Fabrik (ſ. d.) 


ober bie Feftftellung bed Begriffs ber Groß: 


induftrie und des Kleingewerbes. Diele 


Abgrenzung wirb aber um fo fchwieriger, | 5 


ie größer auf bein betreffenden Gebiet und 
in der fraglichen Gegend die Arbeitsteilung 
iſt. Die modernen Verkehrsverhältniſſe, 
das Mafchinenwefen und die größere Aus: 
nußgung elementarer Kräfte haben nicht 
wenig dazu beigetragen, die frühern Ver⸗ 
hältniſſe zu verichieben und umzugeftal- 
ten. Ebendarum iſt e8 aber ficherlich ein ver⸗ 
kehrtes Beginnen, wenn man dem Hand⸗ 
werk daburch aufbelfen will, daß man auf 
bie alten Formen ber abgelebten Zünfte 
zurüdgreift und, wie bies vielfach von 
Handwerkern (fogen. Zünftlern) an: 
geftrebt wird, durch die Einführung von 
Awangdinnungen dem H. aufbelfen will. 
Biel richtiger Ift e8, dem Handwerk die- 
jenige Thätigfeit zuguweifen, wo es vor- 
zugsmeife auf individuelle Geſchicklichkeit 
anfommt, während ber Fabrifbetrieb das⸗ 
jenige Gebiet beherrfchen joll, auf welchem 
mehr das Ihablonenmäßige Arbeiten und 
der Erſatz ber menfchlichen durch elemen⸗ 
tare und mechaniſche Kräfte geboten ift. 
Dabei ift e8 aber von befonderer Wichtig: 
feit, daß der Gedanfe mehr und mehr 
Raum und praftifche Verwirklichung ge 
winnt, daß das Handwerk thunlichft zum 
Kunftgewerbe erhoben werben müfle. Ge 
nofjenjchaftliche Vereinigungen, Gewerbe: 
vereine, Augftellungen, namentlich Lehr⸗ 
lingsausftelungen, und vor allen Dingen 
das gewerbliche Schulweſen, Lehrwerkſtät⸗ 
ten, Fachſchulen und gewerbliche Fortbil- 
dungsſchulen find es insbeſondere, welche 
hier von viel größerer Wirkung ſein wer⸗ 


Handelsverträge — Hannober. 


ben als bie Verſuche, die alten abgeſtor⸗ 
benen Zwangsinnungen wiederum künſt⸗ 
lich zu beleben (ſ. Sewerbegefehge- 
bung). Auf ber andern Seite hat man 
ben Verſuch gemacht, diejeninen Elemente, 
welche der freien Entwidelung des Hanb- 
werks feindlih gefinnt find und einer 
Miederheritelung unpraftiicher Zunftein⸗ 
richtungen das Wort reben, zu einer fogen. 
Handwerterpartei zulammenzufaf- 
fen, jedoch ohne nennenswerten Erfolg. 
et bat man fogen. Handwerkerkon⸗ 
greife und Handwerkertage in Szene 
eſetzt, welche aber, wie namentlich der 
ogen. Berliner Handwerkertag im Okto⸗ 
ber 1880, ein entſchiedenes Fiasko gemacht 


aben. 

Hannover, bis 1866 felbitändiges deut: - 
ſches einigreih, ſeitdem preußiſche Pro: 
sing; 38,255 qkm, 1864: 1,924,172, 1880: 
2,115,745 Einw.; Hauptitabt! Hanno: 
ver mit 122,860 Einw. Die Einteilung 
inbie6 Landörofteien: H. mit 7, Hilbesheim 
mit 7, Lüneburg mit 7, Stade mit 8, 
Dsnabrüd mit 5 und Aurich mit 3 Krei- 
fen ift beibehalten, die Kreiſe find erft nach 
1866 gebildet worben. Die Hauptitadt ift 
freiserimiert. Der lebte König, Georg V. 
von H., wurbe 1866 von Preußen depoſſe⸗ 
biert, nachdem H. 14. Juni 1866 in ber 
Bundesverfammlung für ben öſterreichi⸗ 
[hen Antrag auf Mobilmahung genen 
Preußen gejtimmt hatte. Dies hatte eine 
Sommation Preußens zur Folge, welche 
von H. ablehnend beantwortet ward, jo 
daß Preußen eine Kriegserflärung folgen 
ließ. Nachdem die hannöverfche Armee 
bei Langenſalza 29. Zuni 1866 fapituliert 
hatte und das ganze Gebiet Hannovers 
von den Preußen erobert und bejeßt wor: 
ben war, erfolgte befien Einverleibung in 
ben preußiihen Staat Durch Gefeb vom 
20. Sept. 1866. Mit Georg V. wurde 
aber jeitend ber preußiſchen Krone ein 
vom Landtag (1. Febr. 1868) angenom: 
mener Vertrag vom 29. Sept. 1867 abge- 
ſchloſſen, wonach derjelbe eine Entſchädi⸗ 
gung von 48 Mil. ME. erhalten, auch 
im Befit eines nad) England gebrachten 
Betrags von12 Mill. ME. verbleiben follte. 
Da jedoch ſeitens des depoffebierten Königs 
das Streben nach Wieberheritellung feiner 








Hanſa — 


Monarchie nicht aufgegesen und die von 
ihm angeworbene Truppe (Welfen: 
legion) nicht entlaflen wurde, jo warb 
bie Ausführung jenes Vertrags preußi- 
fcherfeits jufpenbiert und jene Summe 

MWelfenfonds) mit Beichlag belegt. 

a8 bezeichnete Vermögen wirb ſeitdem 
durch eine befondere Kommilfion in Han⸗ 
nover verwaltet, indem bie Zinſen desſel⸗ 
ben beionders zur Bekämpfung welfifcher 
Umtriebe verwendet werden follen (vgl. 
Reptilienfond3) Bol. Schaumann, 
ganbbus ber Geſchichte der Lande H. und 

raunfchweig (186); Oppermann, 
Zur Geſchichte des sönigreide . bon 
1832 —66 (2. Aufl. 1 ; Ebhardt, 
Die Staatsverfaſſung des Königreichs H. 


(1860). 

Hauſa (Senf e), urfprünglidh ſ. v. w. 
Bund, Gilde; dann Bezeichnung des beut- 
fhen Städtebunds, welcher über 90 See: 
und Binnenftädte von Reval bis Amfter- 
dam umfaßte und vom 13. bis ins 17. 
Nah beitand. . Eine eigentliche Bundes: 
verfaffung gab es nicht, Doch wurden drei, 
fpäter vier Gruppen (»Quartiere«) unter: 
Ichieden: Lübeck mit den a Köln 
mit den weitfälifchen, Braunſchweig mit 
den nieberfächliichen und Danzig mit den 
preußifch=livländifchen Städten. Vorort 
der H. war Lübeck, wojelbft die Hanſe⸗ 
tage abgehalten wurben. Einft von ber 
größten Bedeutung, ſank der Bund, wel⸗ 
cher Dänemark und Norwegen befriegt und 
die Entwidelung des deutichen Handels 
ungemein geförderthatte, mehr und mehr, 
je größer die Macht und der Einfluß der 
deutfchen Landesfürſten wurden. Dazu 
famen innere Zerwürfniffe, und fo gehör: 
ten fchon vor dem Dreißigjährigen Krieg, 
welcher auch für die H. verderbenbringend 
war, dem Hanfebund nur noch 14 
ſtimmberechtigte Stäbte an, nämlich: 
Lübeck, Wismar, Roſtock, Stralfund, 
Greifswald, Stettin, Danzig, Magde⸗ 
burg, Braunfchweig, Hilbesheim, Lüne 
burg, Hamburg, Bremen und Köln. Lü⸗ 
bed , Bremen und Hamburg ſchloſſen aber 
1630 ein engered Bündnis, und biefe drei 
Städte haben denn aud) bis auf die Gegen⸗ 
wart mit ber en freier Städte 
ben Namen Hanjeftäbte beibehalten. 
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Auch weifen noch jet manche gemeinfame 
etz wie —* ein gemeinſames 

anſeatiſches Oberlandesgericht, zwei 
hanſeatiſche Infanterieregimenter, auf 
die Zuſammengehörigkeit jener Stäbte 
bin. Vgl. Bartbold, Geſchichte der deut: 
ſchen H. (1862). 

Hardesvögte, in Dänemark Verwal⸗ 
tungsbeamte, welche über die fogen. Her: 
reder oder Karben, Unterabteilungen 
ber Amter, geſetzt find. Sie ftehen unter 
ben Amtmännern, welch lettere wie 
berum ben Stiftsamtmännern unterge- 
ord net find. 

Safardipiel, ſ. Glücksſpiel. 

e De iersgrad zwiſch 

a an, ziersgrad zwiſchen 
Stabs⸗ und Subalternoffizier, bei ber 
Kavallerie »Rittmeifter«,, in ber Marine 
a ehiberfahren 

auptverfahren 

—A — ſStrafprozeß. 
a arren (Stubenarref), ſ. 

rreſt. 

ausfriede, der beſondere Rechtsſchutz, 
welchen die Behaufung eines jeden Bür⸗ 
gers genießt; Hausfriebensbruch, die 
vorfäßliche und wiberrechtliche Störung 
dieſes Hausfriedens durch eigenmächtiges 
Eindringen ober Verweilen in der Woh⸗ 
nung eines andern. Das deutſche Reichs⸗ 
firafgefeßbuch (65 123 f.) macht in An- 
— dieſes Delikts folgende Unter⸗ 
cheidüng: 1) Einfacher Hausfrie— 
densbruch iſt dus widerrechtliche Ein⸗ 
dringen in die Wohnung, die Geſchäfts⸗ 
räume ober das befriebete Befittum eines 
andern oder in abgefchloflene Räume, 
welche zum öffentlihen Dienft beftimmt 
find, fowie das unbefugte Verweilen in jol- 
chen, nachdem eine Aufforderung zum Weg⸗ 
gehen feitens des Berechtigten erfolgt ift. 
ie8 Vergehen wird mit Gefüngnis von 
einem Tag bis zu drei Monaten ober mit 
Geldftrafe bis zu 300 ME. beitraft. Ein 
befonderer Erſchwerungsgrund ift es aber, 
wenn die Handlung von mehreren ge 
meinſchaftlich, oder wenn fie von einer 
mit Waffen verjehenen Perſon begangen 
wurde. In dieſen beiden Fällen tritt Ge⸗ 
fängniäftrafe von einer Woche bis zu ei- 
nem Jahr ein; auch wird ber Hausfrie- 
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densbruch unter ſolchen Umſtänden von 
Amts weßen verfolgt, während außerdem 
die Verfolgung nur auf Antrag eintritt. 
— 2) Qualifizierter Hausfrie- 
densbruch liegt dann vor, wenn ſich eine 
Menſchenmenge öffentlich zufammentot- 
tet und in ber Ablicht, Gewaltthätigkei⸗ 
ten gegen Perfonen oder Sachen mit ver⸗ 
einten Kräften zu begeben, in bie Woh— 
nung, in bie Geſchäftsräume oder in Das 
befriedete athum eines andern oder 
in abgeſchloſſene Räume, welche zum 
öffentlichen Dienft bejtimmt find, wider: 
rechtlich einbringt. Jeder Teilnehmer wird 
alsdann mit Gefängnis von einem Mo: 
nat bis zu zwei Jahren beftraft. Wurbe 
ein Hausfriedensbruch von einem Beam 
ten in Ausübung ober in Veranlaſſung 
der Ausübung feines Amtes begangen, 
fo wird dies als beſonderes Amtsverbre⸗ 
chen (f. d.) betrachtet und mit Gefängnis 
von einem Tag bis zu einem Jahr oder 
mit Geldftrafe biß zu 900 ME. geahn⸗ 
bet (deutſches —— $ 342). 
Übrigens find, um berartigen Willkür⸗ 
lichfeiten vorzubeugen, von ber Geſetz⸗ 
gebung bie Borausfegungen feſt beſtimmt, 
unter welchen eine Hausfuchung feitend 
vn —3 — —IR darf. ; Ir 
anßgefeße (Hausverträge), Nor⸗ 
men, welche F dem Beginn de 14. 
Jahrh. von den einzelnen Familien des 
hohen Adels vermöge der ihnen zuſtehen⸗ 
den Autonomie (ſ. d.) beſonders über 
die Erbfolge (Primogenituren, Senio- 
rate, Majorate, Ausichließung der Töch⸗ 
ter), die Ehe (Verbot nicht ſtandesge⸗ 
mäßer Heiraten), die Unveräußerlichkeit 
ber Güter 2c. feitgefeßt find. Bon fetten 
derdeutichen Raifer bis auf Franz. herab 
ward dem Reichsadel die Befugnis Aut 
Aufrihtung folder Verträge ausdrücklich 
zuerkannt. Da aber dieſelben dem neuern 
Staatsrecht widerſprechen, infofern Died 
dem einzelnen sticht die Macht einräumen 
kann, willkürlich Verfügungen zu treffen, 
welche in das Staatsleben tief eingreifen, 
ſo ſind ſie entweder, wie in Frankreich, 
gar nicht mehr geſtattet, oder von der Ge⸗ 
nehmigung des Staats abhängig gemacht. 
Die Familienverträge der deutſchen re⸗ 
gierenden Fürſtenhäuſer ſind meiſt in die 
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Staatsverfaſſungen aufgenommen. Bgl. 
Schlund, Die Gültigkeit der H. des 
hoben beutfchen Adels (1842); Gerber, 
Das Hausgefeß der Grafen und Herren 
v. Giech (1858); Herm. Schulze, Die 
H. ber regierenden beutfchen Fürjtenhäu= 
jer (1862 ‚B.1u.2). 
— ſ. Etat. 

aufierhandel, Kleinhandel, welcher 
von wandernden Handelsleuten (Hau⸗ 
fierern) durch Angebot und Abſatz der 
Waren in ben Häufern ber Konfumenten 
betrieben wird; unterliegt nach ber beut- 
Ichen Gewerbeordnung ($$ 55 ff.) ben Be⸗ 
ſchränkungen, welde für ben Gewerbe- 
betrieb im Umberziehen überhaupt gelten 
(j. a und 

ausmacht, |. Erblande. 

wsminiflerium, |. Minifter. 
ausfudhung, ſ. Durchſuchung. 
Haute-finance(franz,, ipr.obt-finangfi), 

hohe Sinanzwelt, Geldariſtokratie, Geld- 
ma 


aute voléo (franz., ſpr. oht woleh, 
»hoher Flug«), die vornehme Gefellichaft. 
Havarie (Havarei,Haverei, franz. 
Avarie, engl. Average, ital,, ſpan. und 
portug. Avaria), die während einer See⸗ 
reife Schiff und Ladung betreffenden Un: 
foften. Sind ſolche lediglich durch einen 
Un: und Zufall verurfacdht, jo liegt eine 
partifuläre oder beſondere 9. (ava- 
rie particuliöre, particular average) 
vor, welche regelmäßig von dem hierdurch 
betroffenen Eigentümer des Schiffs ober 
der Ladung zu tragen ift. Handelt es ſich 
Dagegen um Schäden und Koften, welche 
auf ber Seefahrt im allgemeinen Suter 
eſſe abfichtlich verurfacht wurden, fo ſpricht 
inſchaft licher H. (ava- 
rie commune), bei welch leßterer wies 
berum zwiſchen Feiner und großer 9. 
unterfchieben wird. Als Fleine oder or: 
dinäre H. (avarie ordinaire, petty 
average) werden nämlich die Unkoſten 
bezeichnet, welche regelmäßig durch eine 
GSeereife an und für fich verurfacht wer: 
ben, wie Lotſen⸗, Hafen=, Leuchtfeuergeld 
u. dgl. Die eigentliche H., welche bie 
große oder ertragrdinäre H. (avarie 
grosse, general average) genannt wird, 
jeßt Dagegen einen abfichtfich herbeigeführ- 
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ten Verluſt voraus, welcher burch Das ge- 
meinſame Intereſſe geboten war und eben⸗ 
beshalb auch von ben Interefjenten ge 
meinfam getragen werden muß, wie dies 
fchon im Altertum bei dem fogen. See⸗ 
wurf, wenn zur Erleichterung des be- 
drängten Shifie Waren über Bord ge 
worfen werben, der Fall war. Die privat: 
rechtlichen Grundſätze über H. gehörenden 
Handelsrecht an und ſindz. B. für Deutſch⸗ 
land durch das Handelsgeſetzbuch (Art.702 
bis 735) feſtgeſtellt. Der Nachweis einer 
großen H. iſt von dem Schiffer durch die 
ſogen. Verklarung zu bewirken, d. h. 
durch eine auf Grund des Schiffsjournals 
im Beſtimmungshafen oder im Nothafen 
eidlich zu erſtattende Ausſage des Schiffers 
und durch zeugeneidliche Vernehmung der 
Mannſchaft. Die Berechnung des Scha⸗ 
dens und ber Erſatzbeträge heißt Dis- 
pache. Sie wird durch ſtaͤndige oder für 
den gegebenen Fall beſonders —2* Dis: 
ache u re »aufgemadhte. Für das Deut- 
che Reich find die Reichskonſuln zur Auf- 
nahme ver Berflarung und zur Aufma⸗ 
hung der Dispache befugt. Vgl. v. Kal: 
tenborn, Seerecht, Bd. 2 (1851). 
Havariefommilfionen, in ber deut⸗ 
[hen Kriegsmarine Organe der Abmira- 
lität und zwar Unterfuhungstommiifio- 
nen mit der Beltimmung, die Urſachen 
der Unfälle, von welchen in Dienft ge- 
ftellte Kriegsfchiffe, refp. Fahrzeuge in Ge- 
ftalt von Kollifionen, Yuflauen ‚Brand, 
Leckage ſowie Beihäbigungen und Ver: 
luſten größern Umfangs betroffen werben, 
feftzuftellen und die an dem betreffenden 
Unfall Schuldigen, refp. den Grab der 
den Kommandanten oder jonftige Perſo⸗ 
nen der Schifjsbefatung treffenden Ver⸗ 
fhuldung zu ermitteln. Das fchriftliche 
Gutachten der Havariefommilfion gelangt 
nebjt den geführten Unterfuchunggaften 
an den Stationdchef, um mit deflen mo- 
tiviertem Gutachten ber Admiralität vor- 
gelegt zu werden, von weldyer weitere 
Beitimmungen wegen ber Schuld=, refp. 
Erſatzfrage getroffen und in den bazu 
eeigneten Fällen die Einleitung bes 
riegsgerichtlichen, reſp. Defektsverfahrens 
veranlaßt wird. 
Hawaii, Königreich, die Inſelgruppe der 
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Sandwichinſeln im Stillen Ozean 
fo benannt nach der größten Infel;1 ‚008 
qkm mit 57,985 Einw,, darunter 5916 
Ehinefen und 4561 Weiße. Hauptftadt: 
Honolulu mit (1878) 14,114 Einw. Die 
Verfaſſung des Landes ift diejenige einer 
fonftitutionellen Monarchie, begründet 
durch die 20. Aug. 1864 vom König Ka: 
mehameha proflamierte Verfaflung. Die 
Bolfsvertretung befteht aus einem House 
of nobles (Herrenhaus) mit 20 auf Le 
bengzeit ernannten Mitgliedern und einem 
Abgeordnetenhaus von 24—42 je auf zwei 
Jahre gewählten Deputierten. Die Staats⸗ 
einnahmen beliefen ſich in der Zeit vom 
1. April 1876 bis 31. März 1878 auf 
4,151,743, die Ausgaben auf 1,110,472 
Doll. Die Staatsfchuld Betrug 31. März 
1878: 444,800 Doll. Das ftebenbe Heer 
&hlt nur 75 Mann, wozu jedoch noch 300 
Mann Freiwillige kommen. In Honolulu 
ift ein deutſches Konfulat errichtet. 
Hayti (Haiti, »Berglande; Sandp- 
mingo), Inſel ber Großen Antillen, 
77,255 qkm mit ca. 850,000 Einw. 9., 
6. Dez. 1492 von Columbus entdedt, war 
der Ort der erſten Spanischen Niederlaf- 
fung in Amerika. Der weltliche Teil der 
Inſel ward 1697 an Frankreich abgetre- 
ten, fagte fich jedoch 1801 von Frankreich 
108, und es entitand dort ein jelbftändiger 
Negeritaat unter Touffaint P’Ouverture, 
befien Nachfolger Deifalines 1304 als 
Jakob I. die Kaiſerwürde annahm; bod) 
wurde die monarchiſche Staatsform bald 
wieder durch eine republifanifche erſetzt. 
Der öſtliche (ſpaniſche) Teil der Inſel 
wurbe 1795 ebenfall8 an Frankreich ab⸗ 
getreten, dann 1808 wieder mit Spanien 
vereinigt, ſchloß fich aber 1822 an bie 
weftlihe Republik an, jo daß bie Inſel 
einen gemeinfamen Freiſtaat bildete. Doch 
machte jich der öftlihe Teil 1843 als Re⸗ 
publif Santo Domingo wiederum jelb: 
ftändig. Der weftliche Teil warb 1848 
unter Soulouque (Fauftin I.) wieder in 
ein fogen. Kaiferreich umgewandelt, bis 
dann 1859 wiederum die Republif profla- 
miert warb. So beftehen jebt auf ber 
Inſel zwei Republifen, nämlich 1) die 
Republit H., 23,911gkm mit ca. 550,000 
Einm., davon 0 Neger, "Yo zumeift 
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Mulatten. Die Hauptftadt ift Port au 
Prince mit ca. 27,000 Einw. Die Um⸗ 
gangsſprache iſt die franzöſiſche; die Staats⸗ 
religion iſt dem Namen nach die katho⸗ 
liſche. Nach der Verfaſſungsurkunde vom 
14. Juni 1867 fleht ein auf vier Jahre ges 
wählter Bräfidentanber Spite des Staats⸗ 
weſens, welchem vier verantivortliche Mi⸗ 
nifter (Außeres, Finanzen und Handel; 
Juſtiz und Kultus; Krieg und Marine; 
Anneres) zur Seite ftehen. Die Gefeb: 
gebung tft Sache bes Senats und der Ab- 
geordnetenkammer. Abgefehen von Frie⸗ 
dens⸗ und Bafigeigerichten in ben Ge⸗ 
meinden, beftehen — und 6 Han⸗ 
belögerichte jowie ein Kaffationdtribunal 
in Port au Prince. Das Heer ift 6828 
Mann ftarf. Die Finanzen, welche fi) 
neuerdings etwas gebeſſert haben, wieſen 
nach dem Budget pro 1877: 4,023,687 
Doll. Einnahme und 4,194,988 Doll. 
Ausgabe au. Zum Zweck der innern 
Verwaltung zerfällt bie Nepublif in 5 
Departements mit 23 Preifen und 67 
Kantonen. 2) Die Republif San Do: 
mingo (Santo Domingo, Repu: 
blica Dominica, Dominikaniſche 
Nepublif) Hat ein Gebiet von 53,344 
qkm mit 300,000 Einw., meift Mulat- 
ten. Die Hauptitabt ift Santo Domingo 
mit ca. 16,000 Einw. Die Landesiprache 
ift bie fpanifche; als Staatsreligion gilt 
die römijch= Fatholifche. Nach der Verfaſ⸗ 
fungsrevifion von 1879 ſoll ber Präfi- 
dent der Republik von einem Wahlfolle: 
gium auf ſechs Jahre gewählt werden. Die 
geſetzgebende Gewalt iſt einem vom Volk 
erwählten Senat übertragen. Nach wie 
berholten innern Parteitämpfen ilt das 
Land aber bis jet noch nicht zus völligen 
Ruhe gefommen. Zum Zweck der innern 
Verwaltung ift bie Republik in 5 Pro- 
vinzen (Santo Domingo, Santiago, Ra 
Vega, Azua und Samana) und 2 See 
bezirke (Porto Plata und Samana), 19 
Gemeinden und 22 Kantone oder Mili- 
tärpoften eingeteilt. Die Staatseinnah⸗ 
men find gleich den Ausgaben für bas 
Jahr 1881 auf 1,200,000 Doll. veran- 
ſchlagt. Deutſche Konfulate find auf der 
Infel H. in Port au Prince, Aur Cayes, 
Cap Haitien, Bort be Pair, Gonatveg, 
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Sacmel, Puerto Plata und Santo Do: 
mingo eingerichtet. 

ge ardſpiel, |. Glũcksſpiel. 

ebammensrdnung, Geſetz, durch 
welches die Wirkſamkeit und Befugnis der 
Hebammen von Staats wegen geordnet 
iſt. Für die Ausbildung der Hebammen 
iſt ebenfalls durch ſtaatliche Heba mmen⸗ 
ſchulen geſorgt. Die Gewerbefreiheit er⸗ 
ſtreckt ſich auf den Beruf der Hebammen 
nicht, dieſelben bedürfen vielmehr eines 
Prüfungszeugniſſes der nach ben Landes⸗ 
gefegen zuftändigen — Vgl. Deut: 
ſche Gewerbeordnung, $ 30; Wachs, Die 
Organiſation des preußiſchen Hebammen⸗ 
unterrichts (1874). 

Heer (Armee), die geſamte Landkriegs⸗ 
macht eines Staats. Für das Deutſche 
Reich iſt die Organiſation desſelben durch 
das Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874 
(Reichsgeſetzblatt, S. 45 ff.) und das 
Reichsgeſetz vom 6. Mai 1880 (Militär⸗ 
geſetznovelle), betreffend Ergänzungen 
und Anderungen bes Reichsmilitärgeſetzes 
(Reichsgeſetzblatt, S. 103 ff.), geregelt. 
Auf Grund dieſer geſetzlichen Beſtim— 
mungen iſt die deutſche Heerordnung 
vom 28. Sept. 1875 erlaſſen und ergänzt 
worden, deren erſten Teil bie Rekrutie⸗ 
rungsordnung bildet, während der zweite 
die Landwehrordnung enthält. 

Heeresfolge, ſ. Landfolge. 

Hegemonie (griech.), Führerſchaft, na⸗ 
mentlich diejenige eines Staats über eine 
Staatengruppe. So ſtritten fi) im Alter: 
tum Sparta und Athen über die H. in 
Griechenland. Auch auf moderne Ber: 
bältniffe ift der Ausdrud angewendet 
worden, und man bat namentlich von 
dem Streben Sfterreich® einerfeitd und 
Preußens anderfeitd nad) der H. in Deutſch⸗ 
land oft gefprocdhen. 

Hehlerei, bie des eignen Vorteils we⸗ 
gen zu ſchulden ebrachte wiſſentliche Be⸗ 
günſtigung von Verbrechen, welche gegen 
das Vermögen gerichtet find, namentlich 
von Entwendungen. Das deutfche Reichs- 
ftrafgefetbuch (F 257) bezeichnet nämlich 
die Handlungsweife desjenigen, ber nad) 
Begehung eines Verbrechens oder Ver: 
gehend dem Thäter oder Teilnehmer wif- 
jentlich Beiftand leiftet, um benjelben ber 
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Beftrafung zu entziehen oder um ihm bie 
Borteile des Verbrechens oder Vergehens 
gu fihern, a8 Begünftigung. Geſchieht 
ies nun von dem Begünfliger um feines 
eignen Vorteils willen, jo wirb berfelbe 
als Hehler beitraft unb zwar, wenn ber 
Begünttigte einen einfachen Diebftahl oder 
eine Unterfchlagung begangen, mit Ge⸗ 
fängnis bis zu in! Jahren und, wenn 
jener einen jchweren Diebftahl oder einen 
Raub begangen hatte, mit Zuchthaus bis 
iu fünf Jahren oder, wenn mildernde 
mitände vorhanden, mit Öefängnis nicht 
unter drei Monaten. Unter allen Um⸗ 
ſtänden aber, auch wenn die Merkmale 
der Begünſtigung nicht vorliegen, wird 
es als H. mit Gefängnis bis zu fünf 
Jahren beſtraft, wenn jemand ſeines Vor⸗ 
teils wegen Sachen, von denen er weiß oder 
ben Umständen nad) annehmen muß, daß 
fie mittelft einer ftrafbaren Handlung er: 
langt find, verheimlicht, anlauft, zum 
Pfand nimmt oder fonft an fi) bringt 
oder zu deren Abfat bei andern mitwirft 
(fogen. Bartiererei). Bejonbers firenge 
Strafen treten ein bei ber gewerbs⸗ oder 
gewohnheitsmäßig betriebenen und bei der 
ım wiederholten Rückfall begangenen 9. 
Bol. Deutſches Strafgeſetzbüch, 95 258 
big 262. 
gene Pt ſ. Allianz. 
eiligeß römiſches Reich dentſcher 
Nation, Bezei nung beö fruͤhern Deut- 
chen Reichs (962— 1806), welche fich bar- 
aus erflärt, daß man dasſelbe als eine 
Fortſetzung der römiſchen Weltmonarchie 
auffaßte, während ein hriftlicher Monarch 
an der Spite fland und bie deutjche Na- 
tion bie berrfchende fein follte. 

Heimat, zunächſt Bezeichnung für ben 
Geburtsort einer Berfon, dann fir ben 
Gemeindeverband, aber auch für bas Land 
und für ben Staat, welchem fie angehört. 

Heimatſchein, |. Heimatsredt. 

een afen, |. Schiffsregifter. 

eimatsredt (Indigenat, Staats: 
angehörigfeit), die Summe berjeni- 
gen Rechte, welche Dem Angehörigen eines 
eftimmten Staats, dem Einheimifchen 
oder Anlänber, im Gegenfat zu bem 
üremben ober Ausländer zuftehen. Die 
runde, welche zur Beſcheinigung ber 


253 


Staats- ober Gemeindeangehörigfeit von 
der zuftändigen Behörde ausgeftellt wird, 
beißt Heimatfchein.. u dem 9. ſelbſt 
ſind namentlich folgende Einzelbefugniſſe 
enthalten: Das Recht, innerhalb des 
Staatsgebiets feinen ſtändigen Aufent- 
halt und Wohnſitz zu nehmen, durch 
eirat eine Familie zu begründen, das 
rts⸗ oder Gemeindebürgerrecht in einer 
Gemeinde zu erwerben, ein Gewerbe zu 
betreiben und ſich anfäffig zu machen. 
Eine Ausweifung (ſ. d.), welche unter 
Umftänben dem Sremben gegenüber zu⸗ 
läffig, ift dem Inländer gegenüber un- 
ſtatthaft; ebenjomwenig darf eine Ausliefe- 
tung (f. d.) beöfelben an eine auswärtige 
Regierung, felbit nicht wegen eines gegen 
eine folche ober wegen cines im Ausland 
verübten Verbrechens, ftattfinden. Das 
2. it ferner die Vorbedingung für bie 
langung des Stantsbürgerrecht3 und 
bie darın enthaltenen aktiven und paffiven 
Wahlrechte. Endlich gehört Dazu das 
fogen. H. im engern Sinn ober bad Recht 
des Unterftütungswohnfites, b. h. das 
Recht auf Öffentliche Unterftügung im 
Tall der Berarmung, welches jetzt fr ben 
geöbren Teil von Deutichland durch das 
undesgejet vom 6. Juni 1870 normiert 
ift (f. Unterffüßungswohnfiß). 
Dad H. wird regelmäßig durch Ab- 
Nammung von Eltern erworben, welche 
zur Zeit ber Geburt Angehörige bes be- 
treffenden Staats waren, gleichviel ob die⸗ 
felbe im Inland oder im Ausland er- 
folgte; fo nach deutſchem und franzöft- 
ihem Syitem, während nad) engliſchem 
Recht auch für die Kinder fremder Eltern 
durch bie Geburt innerhalb des englifchen 
Gebiet? das Recht ber englifchen Unter- 
tbanen begründet wird, Außerdem wirb 
das H. noch buch Aufnahme oder Na⸗ 
turali jetion erworben, welch letztere 
in England bis in die neuere Zeit nur 
durch Parlamentsakte erfolgen Tonnte. 
In den meiften Staaten wird biefe Natu⸗ 
ralifation aber nur nach längerm Aufent- 
balt im Inland erteilt; fo beiteht in Bel: 
gien, England, Nordamerika und Rußland 
eine folche Niederlaffungsfrift von fünf, in 
Frankreich, Griechenland und Schweden 
von brei, in ber Argentinifchen Nepublit 
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und in Brafilien von zwei Jahren, wäh: 
rend in Portugal ein einjühriger Aufent: 
halt gemügt. An Italien, in Olterreich, in 
der Schweiz und ebenfo in Deutichland ift 
eine folche Frift nicht vorgefchrieben. Das 

. wird verloren durch Auswanderung, 

intritt in auswärtigen Staats: oder 
Militärbienft und durch Verheiratung 
einer Inländerin mit einem Ausländer. 
Sind mehrere Staaten zu einem gemein 
famen Staatswefen, einem jogen. Bun: 
besftaat, vereinigt, fo findet Is neben 
dem H. ber einzelnen Staaten (Staats⸗ 
angehörigfeit) nodh ein gemeirfameg 
H. oder Bunbesindigenat (Bunbesan: 
gehörigfeit). Ein folches befteht na⸗ 
mentlich für die Angehörigen des neuen 
Deutichen Reichs, welche im Berbältnis 
zu einander als SInlänber ericheinen, 
während zur Zeit bes frühern Deutjchen 
Bundes bie Angehörigen der verichiebenen 
deutihen Staaten im Berhältnis zu 
einander ald Ausländer betrachtet und 
behandelt wurden. Art. 3 ber deutfchen 
Reichöverfaffung vom 16. April 1871 be- 
ftimmt nämlich, daß für ganz Deutſch⸗ 
land ein gemeinfames Indigenat beftehe 
mit ber Wirkung, daß der Angehörige 
eines jeden Bunbesitaats in jedem andern 
Bundesſtaat als Inländer behandeln 
und demgemäß zum feſten Wohnſitz, zum 
Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Amtern, 
zur Erwerbung von Grundſtücken, zur 
Erlangung des Staatsbürgerrechts und 
zum Genuß aller ſonſtigen bürgerlichen 
Rechte unter denſelben Vorausſetzungen 
wie der Einheimiſche zuzulaſſen, auch in 
Betreff der Rechtsverfolgung und des 
Rechtsſchutzes demſelben eich zu behan- 
deln fei, wie Dies die frühere norbdeutiche 
Bundesverfafjung bereits für das Gebiet 
ihrer Geltung angeordnet hatte. Diefe 
Beitimmung wurde aber noch zur Zeit des 
Norddeutſchen Bundes durch eine Reihe 
von Spezialgeſetzen, die nunmehr zu 
Reichsgeſetzen erhoben worden ſind, des 
nähern ausgeführt, ſo das Recht der Frei⸗ 
zü igteit (f. d.) durch Gejeß vom 1. Nov. 
1867, die Gewerbefreiheit durch die Ge: 
werbeordnung vom 21. Juni 1869 und 
der gemeinfame Rechtsſchutz durch das 
Geſetz vom 21. Juni 1869, betreffend die 
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Gewährung ber Rechtshilfe, während ein 
Geſetz vom 13. Mat 1870 die Doppelbes 
fteuerung (f. d.) der Bundesangehörigen 
in verſchiedenen Bunbesitaaten befeitigte. 
Hierzu fam dann nod) ein Geſetz vom 1. 
Juni 1870, welches die Erwerbung und 
ben Verluft der Bundes und Staatsanges 
börigfeit überhaupt für das ganze Bunbes- 
gebiet in einheitlicher Weife normierte. 
Die Bundesangebörigfeit, nunmehr 
Reichsangehörigkeit, ſetzt hiernach bie 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaat 
voraus und erliſcht mit dem Verluſt der 
letztern. Die Staatsangehörigkeit aber 
wird erworben durch Abſtammung von 
einem inländiſchen Vater und für unehe⸗ 
fiche Kinder durch Geburt von einer dem 
betreffenden Staat angehörigen Mutter, 
auch wenn die Geburt im Ausland erfolgte, 
fowie burch nachfolgende Legitimation ſei⸗ 
tens bes natürlichen Vaters, ſodann durch 
Verheiratung für die Chefrau, ferner für 
ben Angehörigen eines Bunbesftaats durch 
Aufnahme in einem andern (Überwan: 
derung eined Deutfchen aus bent einen 
in einen andern deutichen Staat) und für 
Ausländer oder Nichtdeutfche buch Na= 
tnralifation(ECinwanderung eines 
Ausländerd in einen beutfchen Staat). Bei- 
de, Aufnahme und Naturalifation, er- 
folgt durch Die Höhere Verwaltungsbehörde 
bed betreffenden Staat und zwar bie 
Aufnahme Foftenfrei. Der Hauptunter: 
ihied zwifchen Aufnahme und Naturali: 
tation beiteht aber darin, daß die Auf: 
nahmeurfunbe jedem Angehörigen eines 
andern Bunbesftants erteilt werden mırß, 
wenn er darum nachſucht und zugleich 
nachweiſt, daß er in bem Bunbesitaat, in 
welchem er die Aufnahme nachjucht, fich 
niebergelaflen habe; es müßte denn einer 
der Fälle vorliegen, in weldyem nach bem 
reiztigigfeitägefet bie Abmweifung eines 
euanziehenden oder bie Verfagung ber 
Fortfegung des Aufenthalts als geredht- 
fertigt erfcheint (ſ. Freizügigkeit). Da- 
gegen beiteht eine Verpflichtung zur Na⸗ 
turalifation von Ausländern keineswegs; 
die Reichsgeſetzgebung hat nur die Voraus⸗ 
ſetzungen — deren Vorhandenſein 
ur Naturaliſation unbedingt erforderlich 
ft, ohne den Einzelregierungen die Bes 
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fugniß abzufchneiden, noch weitere Erfor⸗ 
berniffe für bie Erteilung ber Naturali- 
fation aufzuftellen. Jene allgemeinen Bor: 
ausſetzungen find aber folgende. Der um 
dieRaturalifation nachſuchende Ausländer 
muß nad) den Gefeten feiner bisherigen 
Heimat bispofitionsfähig fein, oder ber 
etwaige Mangel ber Dispofitionsfähigfeit 
muß durch die Zuſtimmung bed Vaters, 
Bormunds oder Kurators ergänzt werben. 
Berne muß berjelbe einen unbejcholtenen 
ebenswandel nachweifen, er muß an dem 
Ort, wo er fich nieberlaflen will, eine 
eigne Wohnung oder ein Unterfommen 
baben, und er muß endlich imſtande jein, 
fih und feine Angehörigen an biefem Ort 
nah ben bafeibi 
niffen zu ernähren. Die Naturalifation 
berechtigt zur Ausübung aller mit ber 
Staats und Reichsangehörigkeit verbun- 
denen Rechte, wofern dazu nicht noch 
ein längerer Aufenthalt in einem Bunbess 
ſtaat erforderlich iſt. Eine jolche Frift beſteht 
nach dem Reichswahlgeſetz für die Wähl⸗ 
barkeit in den Reichstag. Sie beträgt in 
Deutſchland aber nur ein Jahr, während 
in Norbamerifa bie Wählbarfeit in den 
Kongreß und in die gefeßgebenden Kör⸗ 
per der einzelnen unierten Staaten von 
einem fieben=, reſp. neunjährigen Belit des 
Uniongbürgerrecht3 abhängt u. Eingewan- 
derte von ber Wählbarfeit zum Präfibenten 
gänzlich ausgeſchloſſen find. Beſondere 
Borjchriften befteben für Deutfchland noch 
über die Staats: und Reichsangehbrigkeit 
ber Beamten, deren Beftallung regelmäßig 
bie Stelle der Naturalifationg= oder Auf: 
nahmeurkunde vertritt. Wird ein Auslän- 
der im Reichsdienſt angeftellt, fo erwirbt 
er bie Stantsangehörigfeit in demjenigen 
Bunbesftaat, in welchem er feinen Wohn: 
fig bat. Für diejenigen Ausländer, welche 
im Reichsdienſt angeftellt find, ihren dienſt⸗ 
lichen Wohnfig aber im Ausland haben, 
ift durch ein bejonderes Reichsgeſetz vom 
20. Dez. 1875 (Reichsgeſetzblatt 1875, ©. 
324) beftimmt, daß ſolchen Reichsbeamten, 
wofern ſie ein Dienſteinkommen aus der 
Reichskaſſe beziehen, die Naturaliſations⸗ 
urkunde von demjenigen Bundesſtaat, in 
welchem ſie die Verleihung der Staatsan⸗ 
gehörigkeit nachſuchen, nicht verſagt werden 
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barf. Der Verluſt der Stantdangehörigfeit 
aber wird herbeigeführt: durch gehnnjährigen 
ununterbrochenen Aufenthaltim Ausland, 
es fei denn, daß fich der Betreffende im 
Beſitz eines Reiſepapiers oder Heimat- 
ſcheins befindet; durch Verheiratung einer 
Inlaänderin mit einem Ausländer oder An⸗ 
gehörigen eines andern Bundesſtaats, fos 
wie bei dem unehelichen Kind einer in- 
ländiſchen Frauensperfon durch Legiti⸗ 
mation jeitend des ausländifchen Vaters. 
Außerdem geht bie Staatsangehörigfeit 
verloren durd) Entlaffung feitens ber Sei: 
matsbehörbe, welche unbedenklich zu ers 
teilen tft, wenn der zu Entlaffende die 
Staatsangehörigkeit ineinemandern deut: 
hen Staat erworben bat, während fie 
Behrpflichtigen vom vollendeten 17. bis 
zum vollendeten 25. Lebensjahr, Militär- 
perjonen undden zum aktiven Dienft einbe⸗ 
rufenen Reſerviſten und Landwehrleuten 
gegenüber zu beanſtanden iſt. Auch kaun 
ein Deutſcher des Heimatsrechts in ſeinem 
Heimatſtaat und damit alſo auch ber 
Reichsangehörigkeit für verluſtig erklärt 
werden, wenn er ohne Erlaubnis ſeiner 
Regierung in fremde Staatsdienſte tritt, 
oder wenn er im Fall eines Kriegs oder 
einer Kriegsgefahr fich im Ausland aufhält 
und einem etwaigen Aoocatorium (f. b.) 
der Reichsregierung nicht Folge leiſtet. 
Zu erwähnen ih auch, daß nad) bem 
Reichsgeſetz vom 4. Mai 1874, betreffend 
die Verhinderung ber unbefugten Aus- 
übung von Kirdyenämtern (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, S. 43), ein beutfcher Geiftlicher oder 
ein anbrer Religiongbiener, welcher durch 
geritlichen Urteil aus feinem Amt ent: 
aflen worden ift, durch Verfügung ber 
entralbehörde feines Heimatſtaats feiner 
taatsangehörigkeit verluftig erflärt und 
aus dem Reichsgebiet ausgewiefen werden 
kann. Diefe Strafe tritt dann ein, wenn 
derjelbe fich das Amt troß der Entlafjung 
aus demſelben ausbrüdlich wieder anmaßt 
ober es doch thatfächlich ausübt, ober wenn 
er einer gegen ibn ergangenen Verfügung‘ 
ber Landespolizeibehörbe zumiderhanbelt, 
wodurd) ihm der Aufenthalt in beftimmten 
Bezirken oder Orten. verfagt oder ange⸗ 
wieſen worden war. Diefe Beftimmungen 
finden aber auch auf ſolche Perjonen 
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Anwenbung, welde wegen Vornahme 
von Amtsbandlungen in einem Kirchen: 
amt, das ihnen den Borfchriftenber Staats: 
efeße zumiber übertragen oder von ihnen 

bernommen iſt, rechtsfräftig zu Strafe 
verurteilt worden find. Dape en geht bie 
Staats⸗ und Reichsangehörigkeit Dadurch 
nicht verloren, daß man in einem andern 
Staat naturalifiert wird, wie bies in 
ee Nechtens ift. Doch tft im Ges 
eb vom 1. Juni 1870 vorgefehen, daß für 
Deutiche, welche fich in einem Staate bes 
Auslands mindeftend fünf Jahre lang uns 
unterbrodden aufhalten und in bemfelben 
zugleich die Staatsangehörigfeiterwerben, 
durch Staatsvertrag bie zehnjährige Frift 
auf eine fünfjährige vermindert werden 
kann, ohne Unterſchied, ob die Beteiligten 
fi) im Befit eines Reifepapierd befinden 
ober nicht. Ein folder Bertrag ift zwifchen 
dem Norddeutſchen Bund und den Verei⸗ 
nigten Staaten von Nordamerifa unterm 
22. Febr. 1868 abgeſchloſſen; in demſelben 
ift eine fünfjährige Friſt feſtgeſetzt worden, 
und im gleichen Sinn haben die ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten mit Nordamerika Verträge 
(ſogen. Bancroft-Berträge, nach dem ames 
Ba» Unterhändler Bancroft fo be⸗ 
nannt) abgefchloffen. Hält ein Naturali- 
fierter bed einen Teils fich aber wieder 
länger als wei Jahre in dem Gebiet des 
andern Teils auf, kann dies als Ver⸗ 
zicht auf die Rückkehr und auf die Natu⸗ 
raliſation in dem Adoptivſtaat angeſehen 
werben. Übrigens wird jene zehnſährige 
Friſt durch die Eintragung in bie Matrikel 
eines Reichskonſuls bis auf weitere zehn 
Jahre unterbrochen. Auch kann Deutichen, 
welche ihre Stantsangehörigfeit durch gebn- 
jährigen Aufenthalt im Ausland verloren 
haben, die Stantsangehörigleit in bem 
frühern SHeimatftaat wieder verliehen 
werben, wenn fie feine anberweite Staats⸗ 
angehörigfeit erworben pabent, auch wenn 
fie fih in dem ehemaligen Heimatſtaat 
nicht niederlaſſen; fie un ihnen wieber 
verliehen werben, wenn fte fich bort wie- 
ber nicderlajien, ſelbſt wenn fie inzwi- 
ſchen eine anderweite Staatdangehörig. 
feit erworben haben follten. Vgl. Buns 
des = (Neich8=) Geſetz vom 1. Juni 1870 
über die Erwerbung und dert Berluft ber 
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Bundes⸗ und Staatsangehðrigkeit (Reichs⸗ 
eſetzblatt 1870, ©. 355 ff); Flottwell. 
as bedeutet das deutſche Heimatsweſen? 
(1867); Stolp, Die deutſche Staatsan⸗ 
ehörigkeits⸗ und SHeimatsgefebgebung 
(4872 ; Martitz, Das Recht der Staats: 
angehörigfeit im internationalen Ber: 
kehr (in vitthe »Annalen des Deutſchen 
Reichs« 1875, ©. 794 ff., 1114 ff.); 
Seybel, Die deutſche Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigfeit (ebendaſ. 1876, ©. 135 ff.). 

gein alsremt, ſ. Fremdenrecht. 
eftar (griech.), Flaͤchenmaß, = 100 

r (ſ. d.). 


.b.) 

eHionramm(grich.), —=1006ramm. 
ettoliter (griech.), — 100 Kiter. 
ektometer —— — 10 Meter. 
erdlsit (grieh) 

benzweig ber encalonie und, 
Siliem! ſenſchaft der Gefchichte. 

Sermineutit (grieh.), Wiſſenſchaft 
der Auslegungskunſt; insbeſondere ju ri⸗ 
ſtiſche H., die Theorie von ber Auslegung 
und Entzifferung der Rechtsquellen. 

Gerold, öffentlicher Ausrufer; unver- 
leßliche Perfon, die etwas (Krieg, Frie⸗ 
ben) feierlih anzufünbdigen, auch Gäfte 

u geleiten hat; im Mittelalter insbefon- 
ere Auffeher bei Turnieren ꝛc. welcher 
bie Ahnen und Wappen der Teilnehmen- 
den au prüfen batte; überhaupt f. v. w. 
Derkünbiger. In der neuern Zeit find 
bie Funkfionen des Herold zumeift auf 
andre Hofbeamte übergegangen. In 
ee befieht jedoch nody ein beſonderes 
erold3amt, befien Vorſitzender ber 
Oberzeremonienmeilter ift. 

Herrenhaus, in manden Gegenden 
Vezeichnung für bie Wohnung ber Guts- 
errigeit; in Preußen und in Ofterreich 
die offizielle Bezeichnung für bie Erite 
Kammer. 

Herzog (lat. Dux, franz. Duc, ital. 
Duca, ſpan. Duque), eigentlich Heerfüh- 
rer, nämlich bei den alten Germanen ber: 
jenige, welcher an ber Spite bes Heers 

og. Später wurben fo bie Oberhäupter 
er ſeßhaften Völkerſchaften genannt, doch 
wurden im Langobarben= unb im Trans 
fenreich auch Tönigliche Beamte mit bem 
Titel H. eingefebt, beren Würbe teilweiſe 
erblich ward. So zerfiel das oſtfränkiſche 
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ppenkunde; Ne⸗ 
wie dieſe, 
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Reich zu Nusgang bes 9. Jahrh. in die 
fünf erblihen Herzogtümer: Bayern, 
Tranfen, Lothringen, Sachſen und Schwa⸗ 
ben. Nachmals beflanden in Deutjchland 
ſieben Herzogtümer, nämlidy: Bayern, 

tanfen, Kärnten, Ober: und Nieder: 
othringen, Sachſen und Schwaben. Spä: 
ter entitanden durch Erbteilungen und 
durch die Erhebung von Fürſten zu Her: 
zögen neue Herzogtiimer, welche nach ber 
Auflöfung des Deutſchen Reihe zu völlig 
fonveränen Staaten wurden. Dtehreren 
ältern Herzogtümern wurbe von Napo- 
leon I. der Name Großherzogtum 
gegeben, und bie »Großherzöge« wurden 
von ihm mit königlichen Ehren ausgeftat- 
tet (f. Großherzog). Jetzt führen in 
Deutichland folgende regierende Häufer 
ben Herzogstitel: Anhalt, Braunfchweig 
und die ſaͤchſiſchen Herzogtümer ernefti= 
nifcher Linie (Sachſen⸗Meiningen, S.⸗Ko⸗ 
burg⸗Gotha und S.-Altenburg), mit Aus: 
nahme von Sadhjen- Weimar, welchem 
die großherzogliche Würde verliehen ift. 
Der Titel der fouveränen Herzöge und 
ber Mitglieder ihres Haufes iſt feit 
1844 »Hoheit« (früher »Durchlaucht«). 
In Bayern und Württemberg führen die 
. Glieder der Nebenlinten den Herzogstitel. 
Ebenfo ſteht derjelbe den Chefs einiger 
mediatifierter Fürftenhäufer, 3. B. Aren- 
berg und Eroy-Dülmen, zu. Der Prinz 
von Hohenlohe: Waldenburg -Schillings- 
fürft führt den Titel H. von Ratibor von 
dem mebiatifierten Herzogtum Ratibor, 
welches 1288—1532 unter eignen Herzd- 
gen ftand und durch Crhgang auf den jetzi⸗ 
gen Beliger überging. Dem Fürften von 
Hohenlohe⸗Ohringen ift durch Kabinett3- 
ordre vom 18. Dft. 1861 der Titel eines 
Herzogs von Wjeft erbfich verliehen wor: 
ben, indem bie in Oberfchlefien gelegenen 
fürftlich Hobenlohefchen Herrſchaften zum 
Seraogtum Ujeſt erhoben wurden. Die 

itularherzöge führen das Prädikat 
»Durchlaucht«. In den nichtgermanifchen 
Ländern Europas hat der Herzogstitel le⸗ 
diglich den Charakter einer bald erblichen, 
bald perfönlichen Würde. Das Haus ſter⸗ 
reich hat für feine Prinzen den Titel Erz: 
herzog beibehalten. 

Heilen (H.⸗Darmſtadt), Großber: 

Staatsleriton. 
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zogtum und Bundesſtaat des Deutſchen 
Reichs; Areal und Bevölkerung waren 
1. Dez. 1880: 


Provinz Starkenburg 3019 qkm, 894783 Einw. 
⸗ Oberheſſen. 3287 - 264860 = 
. Rheinhefien 1374 - 277292 

Zufammen: 7680 qkm, 936944 Einw. 


Unter den Einwohner befanden fich 1875: 
602,850 Evangelische, 251,172 Katholiken 
und 25,652 Juden; Haupt: und Refidenz- 
ftabt ift Daymftadt mit 43,695 Einw. 
An der Spike des Staats fteht ber Groß: 
herzoa (Königliche Hoheit), der den Titel 
»Großherzog don H. und bei Rhein« feit 
ber Auffähung des Deutjchen Reichs und 
der Gründung bes Rheinbunds, anjtatt 
des frühern landgräflichen Titels, führt. 
Die monarchiſch-konſtitutionelle Berfaf: 
jung gründet fich auf die Berfaffungsur- 
funde vom 17. De. 1820 und auf das 
ahgeleh vom 8. Nov. 1872. Hiernach 
wird die Volfövertretung in zwei Kam— 
mern eingeteilt. Die Erſte Kammer jebt 
ſich aus den Prinzen des großherzoglichen 
Haufes, aus den Häuptern der ftandes- 
herrlichen Familien, dem Senior der Fa⸗ 
milie der Freiherren v. Riedeſel, bem ka⸗ 
tholiſchen Xandesbifchof, einem vom Groß⸗ 
herzog ernannten proteftantifchen Präla⸗ 
ten, dem Kanzler ber Univerfität Gießen, 
zwei Mitgliedern, welche der im Großher⸗ 
zogtum anfäffige Adel aus feiner Mitte 
wählt, und höchſtens 12 vom Großherzog 
ernannten Mitgliedern zufammen. Zur 
Zweiten Sammer wählen die acht geöbern 
Städte des Landes 10, die Tleinern 
Städte und die Landgemeinden 40 Ab: 
geordnete jeweilig auf ſechs Jahre in indi⸗ 
reftem Wahlverfahren. Nach dem Krieg 
von 1866 mußte H. bie Landgrafichaft 
H.Homburg mit Meifenheim, die Kreife 
Biedenfopf und Vöhl, den nordweſtlichen 
Teil des Kreifes Gießen, Rödelheim und 
Niederurſel an Preußen abtreten, wogegen 
es Nauheim und einige andre Gebietsteile 
erhielt. Auch mußte H. mit dem nörblid) 
bom Main ‚gelegenen Teil des Staatsge⸗ 
biets in den Norddeutſchen Bund eintreten. 
Laut Staatsvertrag vom 15. Nov. 1870 trat 
H. mit ſeinem ganzen Staatsgebiet dem 
Deutſchen Bunde, dem nunmehrigen Deut⸗ 
17 
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ſchen Reich, bei. An der Spike ber ge⸗ 
famten Landesverwaltung fleht das 
Staatsminifterium, welches in die Unter: 
abteilungen für das großherzogliche Haus 
und für das Hußere, für das Innere und 
für bie Juftiz und für die Finanzen zer: 
fällt. Der dirigierende Staatsminifter ift 
zugleich Minifter des großherzonlichen 
Haufes und des Außern. An ber Spite 
der drei Provinzen ftehen Provinzial: 
direftionen mit Provingbireftoren, von 
denen ber für bie Provinz Starfenburg 
in Darmſtadt, der für die Provinz Ober: 
heſſen in Gichen und der für die Provinz 
Rheinheſſen in Mainz feinen Amtsfig 
—* Dieſen obern Verwaltungsbehörden 
ind die Kreisaͤmter unterſtellt, an deren 
Spite ein Kreisrat ftebt, und zwar be: 
ftehen 18 Kreife (Darmitabt, Offenbach, 
Deihterg, Büdingen, Gießen, Alzfeld, 

auterbach, Schotten, Dieburg, Bens— 
heim, Großgerau, Erbach, Heppenheim, 
Mainz, Bingen, Worms, DOppenhein und 
Alzey). Die Provinzen und die Streife bil: 
den zugleich Kommunalverbände höherer 
Drdnung, nämlich Kreistage, welche von 
den Höchitbefteuerten und von den Gemein: 
den gewählt werben, und Provinzialtage, 
die aus ben Kreistagen hervorgehen und die 
kommunale Selbitverwaltung ber Ver: 
bände mit vermögendverwaltenden und 
beratenden Funktionen wahrnehmen. Für 
die laufenden Gefchäfte beſtehen Kreiz- 
und Provinzialausfchüfle, welche aus dent 
Kreisrat, refp. aus dem Provinzialdiref: 
tor und jech® don dem Kreistag auf ſechs 
Sabre, reſp. acht von dem Provinzialtag 
ebenfalls auf ſechs Jahre gewählten Mit: 
gliedern zufammengejeßt find. 

Die Geſamtheit der evangelifchen Lan 
besfirche wird durch die Landesſynode 
vertreten, welche regelmäßig alle fünf 
Sabre zufammentritt. Die Geſamtheit 
der evangelifchen Kirchengemeinden eines 
jeden der 23 evangeliichen Defanate findet 
ihre Vertretung in der jährlich regelmäßig 
‚einmal zufammentretenden Defanatsfy: 
node, welche aus fämtlichen Geiftlichen 
des Dekanats und ebenfo vielen von den 
Gemeindevertretungen gewählten welt- 
lichen Mitgliedern beiteht. Die Landes: 
ſynode dagegen jet ſich aus je einem geift- 


Heſſen. 


lichen und je einem weltlichen von jeder 

Dekanatsſynode gewählten Abgeordneten, 

den evangelifchen Prälaten und fieben 

(drei geiftlihen und vier weltlichen) von 

dem evangelifchen Landesherrn zu ernen⸗ 

nenden Mitgliedern zufammen. Der Lan: 
desſynode fteht das Recht ber Geſetzgebung 
in allen evangelifch-Firchlichen Angelegen⸗ 

Den in Gemeinſchaft mit dem Xandes: 

ern zu, welch leßterer das Kirchenregi- 
ment durch das Oberfonfiftorium ausübt. 

Die katholiſche Landeskirche (Randesbis- 

tum Mainz) gehört zur oberrheinifchen 

Kirchenprovinz und ift einem Nifchof 

unterftellt, unter welchem bie 16 Fatholi- 

ſchen Delanate bes Großherzogtums ſtehen. 
Juſtizorganiſation. Das Ober: 
landesgericht ift in Darmſtadt errichtet. 

Für jede der drei Provinzen bejtebt ſo⸗ 

dann ein Landgericht: 

Landgericht Darmftadt für die Provinz Star: 
tenburg mit 18 Amtsgerichten: Darmftabt I 
und II, Beerfelden, Fürth, Gernsheim, Groß⸗ 
gerau, Großumſtadt, Hirſchhorn, Höchſt, Lan- 
gen, Lorſch, Michelftadt, Offenbach, Reinheim, 
Seligenſtadt, Waldmichelbach, Wimpfen urd 
Zwingenberg; 

Landgericht Gießen für die Provinz Oberheſſen 
mit 20 Amtsgerichten: Gießen, Alsfeld, Alten⸗ 
ſtadt, Büdingen, Butzbach, Friedberg, Grün⸗ 
berg, Herbſtein, Homberg, Hungen, Laubach 
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Lauterbach, Lich, Bad⸗Nauheim, Nidda, Orten⸗ 
berg, Schlitz, Schotten, Ulrichſtein und Vilbel; 

Landgericht Mainz für die Provinz Rheinheſſen 
mit 11 Amtsgerichten: Mainz, Alzey, Bingen, 
Niederolm, Oberingelbeim, Oppenheim, Oft 
hofen, Pfeddersheim, Wöllſtein, Wörrftadt 
und Wormö, 

Laut Militärkonventionvom 13. Juni 
1871 ift das großherzoglich heſſiſche Kon- 
tingent als eine geſchloſſene Divifion in 
den Verband der Föniglich preußiichen Ar: 
mee eingetreten, in welchem es die 25. 
Divifion bildet und dem 11. Armeekorps 
(Kaffel) angehört. Das Kontingent ſoll 
für die Dauer bes Friedens innerbalb des 
Großherzogtums Garniſon behalten, in⸗ 
dem der Kaiſer nur vorübergehend und 
in außergewöhnlichen Fällen von dem ihm 
zuſtehenden Dislokationsrecht Gebrauch 
machen wird. Das Recht der Ernennung, 
Beförderung und Verſetzung der Offiziere 
iſt auf den Kaiſer übergegangen. 





Heilen: Homburg — Hilfskaffen. 


Tinanzen. Nah dein Staatshaus: 
haltsetat für die Finanzperiode 1879—82 
find die Einnahmen auf 20,235,247 ME. 
und bie Ausgaben auf 17,142,497 ME. 
pro Jahr veranfchlagt, fo daß ein Über- 
ſchuß von jährlih 3,092,750 ME. zu er: 
warten fände. Die direkten Steuern find 
babei mit jährlich 7,750,186 ME. und die 
indireften Abgaben mit 2,633,963 ME. 
veranfchlagt. Für die Zivillifte des Groß⸗ 
herzogs und für Apanagen find 1,228,288 
ME., für dag Minifterium bed Innern 
und der Suftiz 6,141,994 ME., für das 
Minifterium der Finanzen 4,611,927 
ME. und an Zuſchüſſen für Privateiſen⸗ 
bahnen 600,000 ME. in Ausgabe geftellt. 
Die Oelamtitantefhufb belief ſich 1879 
nach Abzug ber Aktiven auf 40,827,953 
ME. — Im deutſchen Bundesrat führt H. 
drei Stimmen, und zum beutjchen Reichs⸗ 
tag entſendet e8 neun Abgeordnete. — Das 
Staatöwappen ift ein mit ber Königs⸗ 
frone bebedter, von den Orden deö Groß: 
berzogtums umbangener unb von zivei 
Löwen gebaltenerblauer Schild mit einem 
gefrönten, von Silber und Rot zehnmal 
quer geitreiften Löwen, welder in ber 
rechten Vordertatze ein Schwert hält. Die 
Zanbesfarben find Rot und Weiß. 

Bal. Bed, Heſſens Staatsrecht (1835); 
Kü ae Die Verwaltungsgeſetzgebung 
im Großberzogtum H. (1875, 2 Bbe.); 
Dieffenbach, Das Großherzogtum 8* 
in Vergangenheit und Gegenwart (1875 
ff.); Ewald, Hiftorifche Überficht ber 
Khafı © und bes Groken der Te 

aft H. und des Großherzogtums H. (2. 
Aufl. 1872). 8 


Heflens Homburg, bis 1866 deutſche 
Landgrafichaft, 275 qkm groß; 1806 me: 
diatiftert und Helien-Darmitabt einver: 
Yeibt, 1815 wiederhergeftellt und 1817 in 
den Deutfchen Bund aufgenommen. Mit 
Ferdinand Heinrich Friedrich farb Die 
Linie 9. 24. März 1866 aus. Das Land 
fam an Heflen-Darmitabt, mußte aber in= 
folge des Kriegs von 1866 an Preußen 
abgetreten werben und wurde ber Pro⸗ 
vinz Heſſen-Naſſau einverleibt. 

Öefiens Kaflel, f. Kurheſſen. 

Hener (Hauer, franz. Loyer, engl. 
Wage), die Löhnung, weiche die Schiffe: 


259 


mannfchaft ber Kauffahrteifchiffe erhält; 
auch »Volksheuer« genannt im Gegenſatz 
zur »Gage« bed Kapitän. Heuern(Ver: 
heuerung), bad Dingen des Sciffe- 
volks; Heuervertrag, ber zwifchen 
Schiffer und Schiffsbeſatzung abgeſchloſ⸗ 
jene Dienftmietvertrag. Letzterer muß 
nach englifchen, franzoͤſiſchem, amerika⸗ 
nifhem und ruffifchem Necht fchriftlich 
abgeichlojfen werben; bie deutſche See⸗ 
manndorbnung erflärt die zwar für un- 
nötig, verlangt aber dagegen die Mitwir: 
fung ber Seemanndämter bei bem 
Vertragsabſchluß. ALS ſolche fungieren 
innerhalb des Neichögebiet3 die Muſte⸗ 
rungsbehörden und im Ausland die Reichs⸗ 
konſuln. Dieſe haben die Muſterung vor⸗ 
zunehmen, ſowohl die Anmuſterung, 
d. h. die amtliche Verlautbarung des 
Heuervertrags, als auch Die Abmuſte⸗ 
rung, d. h. die Verlautbarung der Be⸗ 
endigung des Dienſtverhältniſſes ſeitens 
des Schiffers und der ausſcheidenden 
Mannſchaft. Inhalt, Abſchluß und Be⸗ 
endigung des Heuervertrags ſind in die 
Muſterrolle aufzunehmen, d. h. ein 
amtliches Verzeichnis über Namen und 
Nationalität des Schiffs Namen, Wohn⸗ 
ort und Stellung des Schifſers und der 
Schiffsbeſatzung und die Beſtimmungen 
des Heuervertrags, namentlich auch dar⸗ 
über, was dem Schiffsmann an täglicher 
Speife und Trank gebührt. über das 
durch den Heuervertrag begründete Ver: 
tragsverhältnis hatte bereitS das beutfche 
Handelsgeſetzbuch (Art. 528 ff.) Beſtim⸗ 
mungen gegeben, welche Durch die deutſche 


Seemannsordnung vom 27. Dez. 1872 
(Reichsgeſ eyblatt „409 ff.) ergänzt find. 
Hierarchie (Hierofratie, griech.), 


Prieſterherrſchaft, Rangordnung von 
Würdenträgern, beſonders geiſtlichen; nach 
katholiſchem Kirchenrecht die von Chriſtus 
den Apoſteln und deren Nachfolgern ge⸗ 
gebene Befugnis, die Kirche zu regieren, 
daher im allgemeinen die Herrſchaft des 
Papſtes und der Biſchöfe (römiſche H.). 
Übrigens wird ber Ausdruck nicht ſelten 
auch auf andre Verhältniſſe, z. B. auf die 
Rangordnung der Beamten, übertragen. 

Hilfskaffen (Bitisgefelliächten, 
franz. Caisses de secours mutuels, engl. 

17* 
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Friendly societies), gewerbliche Unter: 
ſtützungskaſſen auf der Grundlage gegen- 
feitiger Verfiherung. Beſteht für ben Ar- 
beiter die Verpflichtung zum Beitritt zu 
einer beftimmten Kaffe (Zwangskaſſe), fo 
ſprichtman von KaſſenzwangimGegen⸗ 
ſatz zur Kaſſenfreiheit. Das deutſche 
Reichsgeſetz vom 7. April 1876 ſtatuiert 
erſtern auf Grund von Ortsſtatuten für H., 
welche die gegenſeitige Unterſtützung ihrer 
Mitglieder fuͤr den Fall der Krankheit be⸗ 
zwecken, und verleiht dieſen H. die Rechte 
der juriſtiſchen Perſönlichkeit, wenn fie in 
das bei der höhern Verwaltungsbehörde 
zu führende Regifter der eingefchriebe- 
nen 9. eingetragen find. Über die Zweck⸗ 
mäßigfeit der Kaſſenfreiheit oder des Kaf- 
ſenzwangs ift großer Streit, und zwar ift 
die Sache in ein neues Stabium getreten, 
feitdem ſich Fürft Bismard für den Erlaß 
eines Reichsgeſetzes entſchieden hat, welches 
die Einführung obligatorifcher, nach dem 
Mufter ber bergmännifchen Knappſchafts⸗ 
foflen zu bildenber ee ae 
und Invalidenkaffen bezwedt (f. Ber: 
jiderungsmwefen). Bon befonderer 
Wichtigkeit auf dem Gebiet der freien 9. 
ift die Kaifer Wilhelms-Spende(f.b.). Vgl. 
Wöllmer, Die Inpalidenpenfionsfafjen 
und die Gejeßgebung (1879); Parey, 
Geſetz über eingefchriebene H. (1876). 
ilfslohn, — Bergelohn. 
ilfsvollſtrefung, ſ. Exekution, 

Zwangsvollſtrecung. 

Hinrichtung, ſ. Todesſtrafe. 

Hinterſafſen (Hinterfättler, Hin— 
terſiedler, Kojfäten, Kleinhäus— 
ler), Landleute, welche ohne geſchloſſene 
Güter, nur mit einem Haus, Garten 
oder einzelnen Feldern angeſeſſen ſind. 

Hirtenbrief, öffentliches Schreiben des 
Papſtes, Biſchofs oder eines ſonſtigen Kir⸗ 
chenobern an die Geiſtlichkeit zur Beleh⸗ 
rung über kirchliche Zuſtände und Er: 


eigniſſe. 
Hochgericht, ſ. dv. w. Halsgericht, auch 
Bezeichnung fir die Richtſtätte. 
a The rirär 
ochverrat, verbrecherifcher Angriffauf 
den innern Beitand eines Staats, auf das 
Oberhaupt, auf die Verfaffung oder auf 
das Gebiet desjelben. Nach dem deutſchen 


Hilfslohn — Hof. 


Reichsſtrafgeſetzbuch insbeſondere Liegt ein 
H. dann vor, wenn ein berartiger Angriff 
gegen das Deutiche Reich oder auch mır 
gegen einen einzelnen Bunbesftaat unter- 
nommen wird, fei es, baß diefer Angriff 
gerichtet ift gegen ben Kaifer ober gegen 
einen Bundesfürften, fei ed gegen hie Ver: 
faffung, fei ed gegen das Gebiet des Reich? 
oder eined Bundesſtaats. Der ftrafbarfte 
Tall bes Hochverrats ift der Mord ober 
Mordverſuch, der an dem Kaifer, an dem 
eignen Landesherrn ober während des Auf: 
enthalt? in einem Bundesſtaat an dem 
Landesherrn biefed Staats verübt wirb. 
Hier tritt die Todesftrafe ein, während 
außerdem ber H. mit lebenslänglicher 
zuathans- oder Feſtungsſtrafe und beim 
orhandenſein mildernder Umſtände mit 
Feſtungshaft von 5—15 Jahren geahndet 
werben fol. Dabei wird jchon die Verab⸗ 
redung mehrerer zu einem hochverräteri= 
fhen Unternehmen, felbjt wenn dies in 
feiner Weife zur Ausführung gefommen, 
mit Strafe bedroht; ebenfo wird e8 ſchon 
beftraft, wenn ſich jemand zur Vorberei: 
tung des Hochverrats mit einer auswär: 
tigen Regierung einläßt ober die ihm an- 
vertraute Macht mißbraucht oder Dann: 
ſchaften anwirbt oderinden Waffen einübt, 
oder wenn jemand öffentlich vor einer 
Menſchenmenge oder dur Verbreitung 
von Schriften oder andern Darftellungen 
zur Ausführung einer hochverräterifchen 
Handlung auffordert; ja, eine jede den 
H. irgendivie porbereitende Handlung ift 
für Arafbar erflärt. Vgl. Deutfches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, SG 80 ff., 139. 
Sof (Tat. Curia, Aula, franz. Cour, 
engl. Court), Bezeichnung für die Refi- 
denz eines Fürften (Hoflager) fowie für 
den Fürften jelbft mit feiner Familie und 
feiner Umgebung. Die hervorragende 
Stellung, welche das Staatsoberhaupt in 
monardifchen Staaten einnimmt, recht: 
fertigt und erheifcht elerbinge einen ge⸗ 
wiljen äußern Glanz, mit welchem fich die 
Majeſtät umgibt, um ihr Anfehen zu er: 
halten und zu erhöhen. Freilich Liegt bier 
die Gefahr der Übertreibung nahe, und 
fo ift es erflärlich, daß zuweilen an den 
Fürſtenhöfen ein leeres Formenweſen 
und ſinnliche Verflachung Platz gegriffen 





Sof. 


Daten ‚(man benfe 3.8. an bas üppige Hof⸗ 
jeben in Frankreich vor ber Revolution, 
durch welches bie letztere teilweife herbei⸗ 
geführt wurde); bie Beiſpiele von Höfen, 
an welchen bie geiigen Intereſſen der Na⸗ 
tion gefördert und Wifjenfchaft und Kunſt 
gepfest wurden, wie an bem 9. ber Me- 
iceer und an bem weimarifchen Muſen⸗ 
of, ftehen in ber That nur vereingelt ba. 
im übrigen find. die Seffaltungen in 
ihrem Bden und in ihrer Einrichtung je 
nad) der Kulturftufe der einzelnen Völker⸗ 
haften jehr verſchieden; boch ift es unver⸗ 
tennbar, daß das Hofweſen bes Orients, 
welches zum Zeiltgeofratifchen Anfhauun: 
gen feine Entftehung verbanfte, vielfach 
in ben abenblänbif—en Staaten nad 
geahmt worden ift, unb daß ſich gewiſſe 
Spuren davon bis in bieaufgeflärtere Ge: 
genmartiineinerhalten baden Am rühern 
ꝛeutſchen Reich waren die Kurfürften als 
Inhaber der fogen. Erzämter (f. d.) zu: 
gleich bie erften Hofbeamten bed Kaifers; 
Doc) Tief dies im welentfichen auf eine 
bloße Titufatur hinaus, wie bies jpäter 
aud in Anfehung ber fogen. Erbämter 
1. d.) bes Reichs ber Fall war. Ein be 
jonders feifes Hofgeremoniell bilbete I 
in Spanien auß, von wo es burch Karl V. 
— ey und name an 
— iſchen H.gelangte. ALS dann 
in Verſailles durch Bi Xıv. ‚ein gläns 
gendes und üppiges Hofleben gefcaffen 
unb an bie Stelle ber ſpaniſchen Gran⸗ 
dezza teilweife ein Teichtlebiger Ton getre⸗ 
ten ivar, fand das franzöftfche Mode: und 
Etifettenwelen an bem beutfchen Höfen 
wiederum: vielfache Ragahmung, Die 
ſchon bemerft, tat Die Revolution den Aus⸗ 
ſchreitungen des frangöfilhen Hofweſens 
entgegen ; boch ſuchte Napoleon durch eine 
glängenbe Hofbaltung ben ihm fehlen» 
den Olanz ber Dynaſtie twieberzuerfegen. 
Die Höfe der Gegenwart find zwar im 
großen und ganzen infonforme ”” 
ganifiert, im einzelnen aber it t 
Gliederung ber Hofbebienfteten 
Sunftionen ſehr verſchieden. 
edienſtelen biiden zuſammen 
Raat bes Fürften; fie zerfalle 
beamte und Holbiener (£ 
ten), je nachdem es ſich um den 
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bei dem Monarchen und feiner Familie 
ober um bie höhere Verwaltung oder aber 
nur um niebere Dienftverrichtungen han⸗ 
belt. Die höhern Hofbeamten find bie In⸗ 
haber ber eigentlichen Hofämter (Hof= 
chargen, Hofftäbe), während bie übri- 
‚gen bloße Ehrendieniie zu verrichten haben 
Rammerherren, Kammeriunker). 

ie — können beſtehendem Ges 
brau — regelmaͤßig nur von Adli⸗ 
gen befleibet werden, wie benn früher 

iberhaupt ber Abel die notwendige Vor: 
augfegung ber Hoffähigkeit (Rour- 
fähigkeit), d. $. der Befugnis, bei 9. 
zu eriheinen, war, biß man in neuerer 
‚Zeit zu Gunflen ber böhern Stantsbeam- 
ten und Alter Ausnahmen ftatuierte 
und au) an Hervorcagenbe Gelehrte und 
Künftler, Mitglieber ber Ständeverfamms 
Tungen x. Ginlabungen zu Hoffeften er: 
gehen ließ. Eine Hofrangordnnung 

ſtimmt in biefer Hinſicht die Reihen⸗ 
unb Rangfolge ber bei H.nerſcheinenden 
Berfonen, Bin Sfonbered pofaeremo 
niell (Hofetifette) wird an den Höfen 
aufrecht erhalten, zu beifen Wahrung bes 
ſondere Beamte (Zeremonienmeiiter) 
beftellt find. Auch ift zum Ericheinen bei 
Heine — ofkleidung erforder⸗ 
Vic), welche bei beſondern Gelegenheiten, 
namentlich bei Hoftraner, im einzelnen 
vorgefhrieben wird. Die fäntlihen Hof 
Beamten find regelmäßig bem Minifter des 
fürftlichen Hauſes unterftellt, fo nament⸗ 
ich in Preußen, wofelbft demfelben zus 
nachſt das Herold3amt für Standes- 
und Abelsfadhen, das Fönigliche Hausarchiv 
unb bie Hoffanımer ber Töniglichen Sanıi- 
Tiengüter untergeorbnet finb. Cbenfo fteht 
das Geheime Kabinett bes Königs für i⸗ 
vilangelegenheiten, aber auch ba8 Geheime 
Kabinett für bie Militärangelegenheiten 
unter bem Hausminifterium, während bie 
Generalabjutanten und bie lügeladius 
tanten be3 Kaiſers und Königs und das 
fa 











k e Militärfabinett nicht als konig⸗ 
lie umte, fonbern alß folche bes Deut: 
fd ichs und des beutichen Raifers 
fu n. Dagegen ftehen unter bem kö⸗ 
ni 1 Hauöminifter bie verfepiebenen 
9 sgen, welde in Preußen in 
0 Dberzunbeinfache Hofehargenein: 
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geteilt werden. Oberſte Hofchargen find: 
der Oberjtfämmerer, ber Oberftmarfchall, 
der Oberſtſchenk, ber Oberfttruchfeß und 
ber Oberftjägermeifter. Als Oberhofchar⸗ 
gen werden aufgeführt: der Oberküchen⸗ 
meifter, ber Oberfchloßhauptmann und 
Antendant ber Eöniglichen Gärten, ber 
Dberzeremoniermeifter, ber Oberhof: und 
Hausmarfchall, der Obergewandlämnte- 


rer (Grand -maitre de la garderobe), 
der Oberjägermeifter, der Generalinten: 


dant ber königlichen Schaufpiele, der Hof: 
marſchall, ber Oberftallmeifter und die 
Vizeoberhofbenmten, Vizeoberjägermei- 
fter ꝛc. ALS Hofchargen werben bezeichnet: 
die Schloßhauptleute, welche über 
reichen Föniglichen Schlöfier gefegt ſind, 
die Zeremonienmeifter und bie Hofjäger: 
meilter. Zum Hofitaat gehören ferner: der 
Gerteralintendant ber Töniglichen Ren 
mufit, bie Föniglichen Leibärzte, die Bri- 
vatkanzlei und ber Vorlefer des Königs. 
In öfterreich werden oberfte Hofämter, 
namlich ber Oberſthofmeiſter, ver Oberſt⸗ 
kämmerer, der Oberſthofmarſchall und 
der Oberftitallmeifter, ferner die Garden, 
nämlid) der Oberft, der Hauptmann ber 
Arcierenleibgarde, ber Kapitän ber unga⸗ 
rifchen Leibgarde, ber Hauptmann ber Tra⸗ 
bantenleibgarde und der Hofburgwache und 
ber Kapitän der Leibgarde-Reitereskadron, 
endlich die fogen. Hofdienfte, als ber Oberft- 
füchenmeifter, der Oberftfilberfämmerer, 
ber Oberftjtabelmeifter, der Oberjägermei- 
fter und der Oberzeremonienmeifter, un⸗ 
terfchieden. Dazu kommt dann nodh ber 
militärische Hofftaat des Kaifers, beftehend 
aus ben General: und den Flügeladjutan: 
ten, fowie die Militärfanzlei und die Ka- 
binettskanzlei des Kaiſers. — Auch die Ge⸗ 
mahlinnen ber gekrönten Häupter haben 
ihren Hofftaat, welcher ſich z. B. in Preußen 
bei der Kaiferin- Königin aus der Ober: 
hofmeifterin, den Palaſtdamen, dem Ober: 
bofmeiiter, den Leibarzt unb dem Kabi: 
nettsſekretär Fu ammentet, abgeſehen von 
den niedern Chargen; ebenjo die Prinzen 
und Brinzeffinnen ber fürftlichen Säufer. 

Eigentiimlich ift die Unterſcheidung zwi⸗ 
fchen geiftlichen und weltlihen Hofchargen 
bei dem päpftlichen Stuhl (ſ. Papſt). 
Zu bemerfen ift endlich, daß ſchon im 


ie I 12 






Hofchargen — Hoheit. 
‚Mittelalter den Fürſten bie päpftliche 


Erlaubnis erieilt wurde, fich eigne Hof- 
geiftliche, ſogen. FEAR balten 
zu bürfen, tie fie fich auch ſchon früher 
befondere Hofkirchen gegründet hatten. 
Die Stellen biefer Beihtväter wurden zu⸗ 
meift mit Jeſuiten befett, welche nicht ſel⸗ 
ten den bedeutenditen Einfluß zu erlan- 
gen wußten. Die proteftantiichen Fürften 
ſtellten dann an ihren Hofkirchen Hof: 


prebiger oder Hoflapläne an. Ge: 


nauere Ausfunft über das Hofweſen geben 
Malortie, Der Hofmarihall (3. Aufl. 
1866), und das »&eremonialbuch für ben 
königlich preußifchen Hofe (1871—77, 
Teile). 
Blasen, [.v.w. Hofämter (f.H of). 
oflager, der Ort, wo ein Fürit mit 
feinem Hofftaat feinen vorübergehenden 
Aufenthalt nimmt, womit früher allerlei 
zeremonidfe Feierlichfeiten, Feſte 2c. ver: 
bunden waren. 
ee ſ. Dismembration. 
ofrat, urfprünglich ein Nechtögelehr: 
ter, welcher dem Fürften in Regierungs⸗ 
ſachen Rat erteilte; dann aber die zunächſt 
unter bem Regenten ftehende Juſtiz⸗ und 
Verwaltungsbehörbe, jpäter Titel einzel- 
ner Regiet ng mitgieder und bloßer 
Ehrentitel für Gelehrte und Beamte. 
Hoheit, die oberſte Gewalt in einem 
Staate, daher Hoheitszeichen, d. h. 
bildliche oder ſchriftliche Darſtellungen, 
Durch welche die Ausdehnung und Hand- 
habung der Staatsgewalt und ihrer Or⸗ 
gane Außerlich erfennbar gemacht, 3. B. 
um eine Grenze oder ein Amtslokal zu 
bezeichnen, und deren böswillige Verlegung 
nach $ 135 des deutfchen Strafgefeßbuchs 
mit Gelbftrafe bis zu 600 ME, oder mit 
Gefängnis bis zu 2 Jahren beftraft wird. 
oheitsrechte, ſ. v. w. Souveräni- 
tätsrechte (Regalien), die dem Staatsober⸗ 
haupt als ſolchem zuſtehenden Rechte, wie 
das Begnadigungsrecht, die Juſtiz⸗- und 
Mililärhoheit, die Sanktion der Geſetze ꝛc. 
‚it auch der Titel fürſtlicher Perſonen. 
egenwärtig führen bie Großherzöge und 
Erbgroßberzöge fowie die Prinzen und 
Prinzefjinnen ber Föniglichen Häufer den 
Titel »Königliche H.«, die der Faiferlichen 
Hiufer und der Kronprinz des Deutſchen 





Hohenzollern 


Reichs den Titel »Kaiſerliche H.«, Die der 
großherzoglichen Häufer von Baden und 
Heflen den Titel »Großherzogliche H.«, 
während ber einfache Titel »H.« von den 
Mitgliedern der übrigen großherzoglichen 
Säufer fowievon den regierenden Herzögen 
in Deutfchland und ben Prinzen und den 
Prinzeliinnen ihrer Häufer ebd nicht 
von den Seitenveriwanbten) geführt wird. 

Hohenzollern, deutſches Fürſtenge⸗ 
ſchlecht, welchem das preußiſche Königs: 
haus und nunmehrige deutſche Kaiſerhaus 
een feinen Ramen vonder Burg 9. 
im ehemaligen Fürftentum H.Hechingen 
führend, welche ſchon zu Ende de89. Jahrh. 
in Urkunden vorlommt. Das Grafenge- 
fchlecht von H. zerfiel feit dem 13. Jahrh. 
in eine kränfitche und eine ſchwaͤbiſche 
Linie. Friedrich VL, Burggraf von Nürn⸗ 
berg, aus der fränkifchen Linie, erhielt 
1415 vom Kaiſer Sigismund die Kur: 
würde von Brandenburg und nannte fich 
als Kurfürft von Brandenburg Friedrich J. 
Sein elfter Nadyfolger in der Kurwürde, 
Sriebrih UL, nahm als Friedrich I. den 
Titel eines Königs von Preußen an. Die 
ſchwäbiſche Linie ſpaltete ſich in die Linien 
HeHechingen und H.-Sigmaringen, bie in 
der erften Hälfte bes 17. Jahrh. die Für: 
ftenwirrde erhielten, Die Fürftentümer, 
welche nach dev Auflöfung des Deutichen 
Reich dem Rheinbund und ſodann dem 
Deutſchen Bund angehört hatten, verloren 
4849 ihre politifche Selbftändigfeit. Die 
Türften Friedrich Wilhelm von H.Hechin⸗ 
gen und Karl Anton von H.:Sigmaringen 
entjagten nämlich der Regierung, und ihre 
Lande famen an Preußen, das 12. März 
1850 die letztern in Befit nahm. Dieſe ehe: 
maligen Fürftentümer bilden jet ben 
Regierungsbezirk gigmaringen. Dal. 
v. Stillirieh und Märfer, Monu- 
menta Zollerana (1852 ff., 7 Bde.); 
Hiedel, Die Ahnherren des preußifchen 
Köninshaufes (1854). 

Fr e Pforte, |. Pforte. 

olland, f. Niederlande, 

Holflein, ſ. Schleswig: Holftein. 

Holzdiebſtahl, |. Diebſtahl. 

Holzzoll, Einfuhrzoll auf Bau⸗ und 
Nutzholz, wie er durch ben deutſchen Zoll: 
tarif von 1879 mit 5 Pf. pro Zentner 
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Rohholz und mit 12% Pf. pro Zeniner 
gefägten Holzes eingeführt worden ift. 
Bon den Gegnern bes Holzzolls wird nicht 
mit Unrecht geltend gemacht, daß derjelbe 
wefentlich dem Intereſſe der Staatzforften 
und der großen Privatforiten diene, da⸗ 
gegen das Baugewerbe, die Holzinduftrie, 
das Böttchergeiverbe 2c. ſchädige. Zudem 
iſt in Anſehung verſchiedener Holzſorten 
Deutſchland geradezu auf die Einfuhr aus 
dem Ausland angewieſen. 

Homerulers (enal., ſpr. hohmruhlers), 
die Partei iriſcher Abgeordneter im eng⸗ 
liſchen Parlament, welche für Irland ein 
ſelbſtäͤndiges Parlament und eine beſon⸗ 
dere Regierung (home rule) verlangen. 

Hondäraß, Republik in Zentralame: 
rika, 120,480 qkm mit 351,700 Einw.; 
Hauptitadt: Comayagua mit etwa 
12,000 Einw. Nachdem ſich das Land von 
ber ſpaniſchen Herrfchaft unabhängig ges 
macht hatte, gehörte e8 zunächſt der zentral⸗ 
amerifanifchen Union an, um dann feit 
1835 einen jelbfländigen Staat zu bilden. 
Nach der gegenwärtigen Verfaffung (No 
vember 1865) jtehtan der Spitze bes Staats 
ein aufvier Jahre gewählter Bräfident. Die 
gefeßgebenbe Gewalt wird von dem Senat, 
welcher aus fieben, und ber legislativen 
Kammer, die aus elf Mitgliedern befteht, 
ausgeübt. Auch der Staatsrat, welcher ſich 
aus den Miniftern und fieben andern Mit⸗ 

liebern zufammenfeßt, kann provijorifche 

ejege erlafien, welche jedoch ben Kam⸗ 
mern zur Genehmigung vorzulegen find. 
Die vorberrichende Religion ift die rö- 
mifch=fatholifche; ein all refidiert zu 
Comayagua. Das ftehende Heer ſoll nur 
600 Mann betragen, wozu jebody noch 
etwa 6000 Mann Milizen fommen. Die 
Finanzen find wenig geordnet; die Ein: 
nahme wird pro Sabr auf etwa 388,000 
Doll. geſchätzt. Die Staatsſchuld ſoll 1876 
etwa 7 Mil. Pfd. Sterl. betragen haben. 
Zum Zweck ber innern Verwaltung ift 
das Staatsgebiet in fieben Debartements 
eingeteilt, welche behufs Ausübung der 
Recitäpiiene wiederum in Diftrifte (distri- 
tos) zerfallen. Ein Konfuldes Deutjchen 
Reichs Hat in Puerto Gortes feinen Gik. 


x 


Bol. Squier, H., descriptive, histo- - 


rical and statistical (1870). 
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Honneurs(franz., ipr. onnöhrs), Ehren: 

bezeigungen, insbejondere militärifche. 

onny soit, qui mal y pense 
(franz., »Entehrt jei, wer Arges babei 
denkt«), Devife des Hoſenbandordens, ge: 
ftiftet 1350 von König Eduard ILL von 
England. 

oͤnved (ungar., »Lanbesverteibigere), 
ungar. Landwehr; 1848 und 1849 Bezeich⸗ 
nung Ih das Fußvolk ber Infurgenten. 

Hofpitieren (Iat.), als Gaſt mit beis 
wohnen, 3. B. einer akademiſchen Vor: 
Vejung, einer Fraktionsſitzung, Daher man 
die außerorbentlihen Mitglieder einer 
Traktion die Hofpitanten berjelben zu 
nennen pflegt. 

House of Commons unb House of 
Lords (engl., abgefürzt H. O. und H. L.), 
»Haus ber Gemeinen« (Unterhaus) und 
»Haus ber Lords« en Aal ‚ die beiden 
Häufer bed britiſchen Parlaments; |. 

roßbritannien. 

Huissier (franz., ipr. üleh), ur- 
Iprüngtich Thürfteher, Thürbüter, jet 
gericht icer Bolftredungsbeamter, Ge: 
richtsvollzieher. 

uldigung (Erbhulbigung), bie 
feierliche Ableiftung eines Eides (Huldi⸗ 
gungs-, Staatöbürger:, Unter: 
thaneneib), durch welchen die Unter- 
thbanen ihrem Landesherren Xreue und 
Gehorſam verfprechen. Diefer Eid, wel: 
cher übrigens nur von ben männlichen 
Unterthanen gefordert zu werben pflegt, 
und durch den keinerlei neue Nechte und 


Honneurs — 


Immiffion. 


Verpflichtungen begründet, ſondern nur 
die beſtehenden beſtaͤrkt werben ſollen, iſt 
zegelmä big beim Eintritt in ein gewiſſes 
Lebensalter, bei ber Aufnahme in ben 
Untertdanenverband und beim Erwerb 
von Grundbeſitz innerhalb bes betreffen- 
den Staatägebiets abzuleiften. Nach man⸗ 
hen Staatöverfaffungen, wie in Bayern, 
Württemberg und Braunfchweig, fol auch 
bei einem Regentenwechjel eine allgemeine 
. dem neuen Souverän gegenüber ftatt- 
nden, während nach den Verfaſſungsur⸗ 
unden andrer Staaten, wie Oldenburg, 
Weimar und Meiningen, in biefem Fall 
nur eine H. ber Lanbftände verlangt wirb. 
Unprattifh ift dagegen heutzutage ber 
früher im Lehnrecht Ubliche Hulbigungs- 
eid (Lehn seid) bes Vafallen, durch wel: 
chen letzterer verſprach, dem Lehnsherrn 
treu, hold und gewärtig zu ſin. 
Huſũren, leichte Reiterei, zuerſt in ber 
Mitte des 15. Jahrh. von den Kroaten 
gelelt. Die H. find mit einem kurzen 
chnurrock (Attila) von grüner, ſchwar⸗ 
zer, blauer oder roter Farbe, je nad) ben 
Regimentern verfchieben, ſowie mit bem 
Kalpak (Pelzmütze) uniformiert und mit 
Säbel und Karabiner bewaffnet. 
Hustings (engl., fpr. höftings), bei Bar- 
lamentswahlen bie Erhöhung oder Bühne, 
woraufbie Bewerber erſcheinen und Reben 
an bie Wähler een. 
Hprograbh ſches Amt, |. Abmira- 


ität. 
Oppothek (griech.), ſ. Pfand. 


J. 


Ideãl (griech.), die verwirklicht gedachte 
Idee, das Muſterbild, die höchſte Vorſtel⸗ 
lung von einer Sache; als Eigenſchafts⸗ 
wort bezeichnet ideal das nur Gedachte im 
Gegenſatz zum Br Vorhandenen, da⸗ 
her man z. B. von Idealpolitik im 

sSegenfab zur Realpolitik ſpricht. 
ratie (griech.), |. v. w. Theokratie. 
dol (griech.), Bild, Götzenbild; Ido⸗ 
latrie oder Idololatrie, Götzendienſt; 
d N w ratie, Ausartungber Theofratie 
ſ. d.). 


he f. Ofterreih- Ungarn. 
mmatri£ulieren „ſ. Matritel. 
Immediãt (Tat.), unmittelbar. Im⸗ 
mediatvorftellungen und Imme— 
diatſachen find folde, welche direkt der 
höchſten Inſtanz ober dem Regenten vor⸗ 
gelegt und hier entſchieden werden. Im⸗ 
mediatſtände, die reichsunmittelbaren 
Stände im frühern Deutſchen Reich. 
Immemorialverjährung, ſ. Un vor⸗ 
denkliche Verjährung. 

Immilfion (Iat.), Einſetzung, Ein- 





Smmobilien — Indemnität. 


weifung, 3. B. in ein Amt; in der gericht: 
Yihen Exekutionsinſtanz die Einweiſung 
in ben Beſitz unbemweglicher Güter be? 
Schuldners, in welchen der Gläubiger 
»immittiert« wird. 

Immobilien (lat. res immobiles), 
»unbewegliche« im Gegenſatz zu bei be= 
weglihen Sachen (Mobilien, res mo- 
biles). Zu ben 3. gehören außer dem 
Grund und Boden und dem, was fid) da⸗ 
mit in phyſiſcher Kohäten) befindet, auch 
gewilfe Rechte (Smmobiliarredte), 
die an Grundftüden beftehen; Im mo⸗ 
biliarvermögen, unbewegliches Ver⸗ 
mögen; Smmobiliarfrebit, ſ. v. w. 
Realkredit, Bobenfrebit, d. h. ein folcher 
ara, deſſen Grundlage »Liegenfchaften« 
bilden. 

Immunität (Iat.), das Freifein von 
Dieniten, Abgaben, Laften 20.5; aud) Exem⸗ 
tion vom gewöhnlichen Gerichtöftand, bie 
früher namentlich von der Geiftlichfeit 
beansprucht wurde. 

Impeachment (engl., ipr. «pibtid-), 
Anklagerecht gegen den Minifter (ſ. d.). 

Imperium (lat.), bie höchfte ſtaatliche 
Autorität des römiſchen Volks, welche es 
auf feine Magiftrate übertrug, daher aud) 
ſ. v. w. Oberbefehl; dann Bezeichnung des 
römifhen SKaiferreihd; Imperialis— 
mus, Bezeichnung einer Staatsbeherr⸗ 
ſchungsform, in welcher die auf die Sol: 
baten . geftühte Willkür des Regenten 
herrſcht; Imperator, Feldherr, feit 
Auguſtus »Kaiſer«. 

Impeirant (Tat.), derjenige, welcher 
im Prozeßverfahren auf einfeitiges Vor: 
bringen bin, namentlich in Arreftfachen 
und in der Erefutionzinftanz, eine Ver: 
fügung gegen feinen Gegner (ben Jnı: 
petraten) erwirft. 

Impfzwang, bie Verpflichtung zur 
Impfung, d. 4 zur fünftlichen Übertra= 
gung des Kuhpoden⸗ oder Menjchenpoden- 
gifts auf bie Menſchen (Baccination), 

u dem Zweck, um ihn dadurch gegen ben 
— ber Dienfchenpoden un⸗ 
empfänglich zu machen. Nach dem deut⸗ 
ſchen Impfgeſetz vom 8. April 1874 ift die 
erite Smpfung ber Regel nach biß fpäte- 
ftend zum Schluß des zweiten Lebensjahre, 
die Wieberimpfung (Revaccination) 
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aber im zwölften Lebensjahr vorzuneh- 
men. Bal. Jacobi, Tas Reichsimpfge⸗ 
jet vom 8. April 1874 x. (1875). 

Implorant(lat.), derjenige, welcher in 
der Erefutionsinftang ben Antrag auf ge 
vihtliche Hilfe (Imploration) gegen 
den Imploraten ſtellt; auch |. v. w. 
Impetrant. 

Ympopuläar (lat.), der Volksgunſt ent⸗ 
behrend; unverſtändlich. 

Import (lat. Importation), Wa: 
reneinfuhr, | Einfuhr. 

Imputatio et Zurechnung. 

Inaktiv (lat.), unthätig, amtlos; In⸗ 
aktivität, Amts, Dienſtloſigkeit. 

Inamobibel (lat.), unverſetzbar, un⸗ 
abſetzbar; Inamovibilität, Unabſetz⸗ 
barkeit der Beamten, namentlich der Rich⸗ 
terbeamten. 

Inauguration (lat.), feierliche Ein: 
ſetzung in ein Amt, in eine (beſonders 
akademiſche) Würde; auch feierliche Ein⸗ 
weihung eines Orts zu einem bejlimmten 


weck. 

Incognito (ital.), unerkannt; i. rei⸗ 
ſen, unter anderm Namen reiſen, wie dies 
fürſtliche Perſonen oft zu thun pflegen. 

coena domini dat. »beim Mahl 
des Herrne«, Nadhtmahlsbulle), die, 
wie ublih, nach den Anfangsiworten bes 
nannte, von Urban V. 1362 erlaſſene, 
von Pius V. 1567 und Urban VILL. 1627 
erneuerte und abgeänderte Bulle, welche 
die Darlegung ber Rechte der päpftlichen 
Frag und bie Berfluhung der Ketzer 
enthält. 

Indebite (lat.), ohne Verbindlichkeit; 
Indebitum, Nichtſchuld; indebitisolutio, 
irrtümliche Bezahlung einer Nichtſchuld. 

Sndemmnität (lat.), ſ. v. w. Straflofig: 
feit. Die Indemnität3bill (indemnity- 
bill) fpielt in enalifchen Verfaſſungsleben 
eine bedeutende Role. Hat nämlich die 
Regierung etwas verfügt, wozu ihr nad) 
ber Verfaſſung ein formelles Recht nicht 
zuftand, was fie aber im Intereſſe des 
jemeinen Wohls verfügen zu müflen 
glaubte, jo kommen die Minifter beim 
nädhften Parlament um eine Indemni— 
tätsbill ein, weil fie fonft auf Grund ihrer 
Verantwortlicleit zur Rechenſchaft ges 
zogen werben würden. Natürlich Tann 
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ba8 Parlament die nachgefuchte J. ver: 
weigern unb wegen geſchehener Berfaf- 
fungsverleßung gegen die Minifter An- 
klage erheben. Die Erteilung ber 3. ift 
übrigens auch in das Verfaſſungsleben 
andrer konſtitutioneller Staaten überge⸗ 
gangen, wie denn namentlich in Preußen 
nach dem ſiegreichen Krieg 1866 von der 
Regierung um J. für die während der 
Konflifisperiode unverwilligt erhobenen 
Steuern nachgeſucht und das Indemni⸗ 
tätsgeſetz 3. Sept. 1866 von dem Abgeord⸗ 
netenhaus mit großer Majorität geneh⸗ 
migt worben ift. 

Ander (lat.), Verzeichnis; I. librorum 
prohibitorum, ba8 offizielle Verzeichnis 
berjenigen Bücher, weldye in der fatholi- 
fhen Kirche wegen angeblich darin ent- 


haltener Teßerifcher Lehren verboten find. | fam, 


Seit Papſt Sirtus V. befteht für ben J. 
eine befondere Kongregation in Rom, doch 
ift das Anſehen, weldyes der 3. genießt, 
heutzutage nur noch ein fehr geringes. 

Indifferent (lat.), gleichgültig; In⸗ 
bifferentisnus, Gleichgültigfeit, be- 
fonder8 in politifchen Dingen von den 
nachteiligften Wirfungen; in Deutfchland 
ber gefährtichfte Feind des Liberalismus. 

Andigenat (lat.), Staatsangehörigfeit, 
Heimatsrecht, Staat2bürgerrecht, Inkolat. 
Für die Angehörigen des Deutſchen Reichs 
iſt ein gemeinſames J. durch den Art. 3 
ber Reichsverfaſſung begründet. S.Bun: 
besindigenat. 

Indiz (lat. Indicium), Anzeige, Ver: 
dachtsgrund; Indizienbeweis, Über: 
führung eines Beichuldigten ohne Ge: 
ſtändnis auf Grund von Verdachtsmo⸗ 
menten; indizieren, anzeigen, auf etwas 
binweifen (ſ. Anzeige). 

Jndogermanen (Arier, Indoeuro⸗ 
päer), Sefamtbezeihnung für diejenigen 
Völkerichaften, welche dem indogermani- 
ſchen Sprachſtamm angehören. Dazu ge: 
hören aber namentlich die germanild en 
(deutfh, holländiſch, daniſch, englifch, 
ſchwediſch) ſlawiſchen (bulgarifch, pol- 
nisch, ruſſiſch, ſerbiſch, iſchechiſch, wen⸗ 
diſch), romaniſchen (italieniſch, fran⸗ 
zöſiſch, ſpaniſch, portugieſiſch, rumäniſch), 
iraniſchen (armeniſch, perſiſch ꝛc.), in⸗ 
diſchen (Sanskrit, Praͤkrit), die letti⸗ 


Inder — Infanticidium. 


ſchen (lettifh und litauiſch) Sprachen 
und die griechiſche und illyriſche 
Sprache. Die Urheimat dieſer Völker⸗ 
ſchaften iſt Baktrien, das Land am Hindu⸗ 
kuſch, ber weſtlichen Fortſetzung des Hi⸗ 
malayagebirges. 

3 ulgenz (lat.), |. Ablaß. 

ndult (Iat.), |. Moratorium. 

In duplo (lat.), boppelt, zweifad). 

Induftrie (Iat., »Fleiß, Betriebfam: 

feit«), bie Geſamtheit derjenigen Arbeitet, 
weldye durch technijche Verrichtungen die 
Urftoffe verebeln und fo ihren Wert er: 
höhen. J. ift auch gleichbebeutendb mit 
Gewerbfleiß, Gewerbthätigfeit. In du⸗ 
ftrieller, Fabrifant. Induſtrialis— 
mus, das Vorberrfchen ber Gewerbthätig- 
feit in einem Land. Induſtriös, betrieb- 
erfinderifch. 
Infallibel (lat.), unfehlbar; Infal⸗ 
libilität, Unfeblbarkfeit; Infallibi— 
liſt, Anhänger des Unfehlbarkeitsdogmas 
(ſ. Unfehlbarkeit). 

Infam (lat.), ehrlos, verrufen; In⸗ 
famie, im römiſchen Recht eine Schmä⸗ 
lerung der bürgerlichen Ehre einer Per: 
fon, welche teil® infolge gewiſſer ftraf: 
barer Handlungen, teil3 zur Strafe für 
ein fhimpfliches Benehmen oder Gewerbe 
eintrat. Das moderne Recht kennt ftatt 
deffen eine Entziehung der bürgerlichen 
Ehrenredhte (f. d.). 

Infant (v. lat. infans, Kind), in Por: 
tugal und Spanien Titel ber Prinzen des 
königlichen Haufes; doch führt der ſpa⸗ 
nifhe Kronprinz feit 1388 den Titel 
»Prinz von Afturiene. Die Füniglichen 
Prinzeffinnen führen den Titel In— 
fantin. 

Infanterie, urfprünglich Bezeichnung 
ür die Leibwache ber fpanifchen Infanten, 
jett für das Fußvolk der Heere iiberhaupt. 
Die J. ift zumeiſt in Negimenter einge: 
teilt, welche in 2—3 Bataillone zerfallen, 
das Bataillon zu 4—6 Kompanien. Die 
Degen ber Infanteriſten im einzel: 
nen als Grenadiere, Jäger, Füfiliere, 
Musketiere, Schützen ift nicht von beſon⸗ 
ders großer militärifcher Bedeutung, da 
ihre Bewaffnung und taftifche Verwen: 
dung eine ziemlich gleiche ift. 

Infantieidium (lat.), Kindesmord. 








In fidem — In pleno. 


‚In fidem (Iat., »für die Treue«), zur 
Beglaubigung; eine namentlich bei Der 
Denlaubigung von Abfchriften (i.f.copiae) 
übliche Formel. 

Informieren (Iat.), unterrichten, in 
Kenntnis jeßen; Information, Unter: 
weifung, Belehrung; Informator, 
Hauslehrer; —— eß 

nformativprozeß), die vor Ver: 
leihung höherer Kirchenämter angeftellten 
Necherchen über die Tauglichkeit des vom 
Kapitel vorgefchlagenen Kandibaten. 

Ingroffieren (lat.), etwas »mit großer 
Schrift« ind Reine ſchreiben, z. B. eine 
Bil nad) zweiter Lefung im Parlament; 
dann ind Grund- und Hypothekenbuch 
eintragen; Ingroſſator, der Führer 
eines fjolden Buches; Ingroſſation, 
Eintragung in dasſelbe. 

Snhaberpapier (Schulbfchein au 
porteur), Schuldfchein, nach welchen der 
jeweilige Inhaber forderungsberechtigt ift. 

Inhaftieren (deutichelat.), in Haft 
nehmen. 

Inhibieren (Iat.), verbieten, Einhalt 
thun; Inhibition, Verbot; Inhibi— 
torium (Inhibitoriale), das durch 
gerichtliche Verſügung ausgeſprochene Ver: 
bot; Inhibitivprozeß, das zu dieſem 
Zweck eingeleitete Prozeßverfahren. 

In intögrum reflituieren (lat.), in 
ben vorigen Stanb wiedereinfegen. ©. 
Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand. 

Initiative (neulat.), Einleitung, Sn: 
angriffnahme Veranlaſſung, erſterSchritt. 
Im konſtitutionellen Leben verſteht man 
unter J. der Geſetzgebung (Initiativ— 
recht) das Recht, Geſetzvorſchläge einzu⸗ 
bringen. Das Zuſtandekommen eines Ge⸗ 
ſetzes ſetzt nämlich die Übereinftimmung 
der Staatsregierung und des Landtags 
voraus. Während nun vor 1848 das 
Recht der J. auf dem Gebiet der Geſetz⸗ 

ebung zumeift nur ber Regierung zu: 
Hand, bildet jet dazjenige Syſtem, wo⸗ 
nad) ebendasjelbe Recht dem Landtag und 
da, wo das Zweikammerſyſtem befteht, 
jeder von beiden Kammern eingeräumt 
ift, die Regel. Namentlich fteht im Deut: 
fhen Reich das Necht der J. nicht nur 
dem Bundesrat, ſondern auch bem Reichs⸗ 
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tag zu, während dem Kaifer äls ſolchem 
dag Jnitiativrecht nicht gegeben ift. 

Injurie (lat, Beleidigung, Ehren⸗ 
kraͤnkung), rechtswidrige Handlung, wo: 
durch die Ehre eines andern thätlich R eal- 
injurie) ober wörtlih (VBerbalinju: 
tie) angegriffen wird. ©.Beleidigung. 

Ih at (Iat.), ſ. v. w. Indigenat. 

ntompetent(Iat.), unzufän 19; In— 

fompeten 2 Unzuftändigfeit, Mangelan 
denjenigen Bedingungen, von welchen das 
Recht einer Behörde zur Vornahme ge 
wiffer Handlungen abhängt. ©. Kom: 
petenz. 


Inkorporieren (Iat.), einverleiben; 
Inkorporation, Einverleibung, in? 


befondere eines Gebiets, eines Landes in 
ein andres im Weg ber Eroberung. 

Inkriminieren (neulat.), anſchuldi⸗ 
gen, beſchuldigen; Inkrimination, 
Anſchuldigung, Beſchuldigung. 

nnung, früher ſ. v. w. Zunft, Gilde, 
d. h. die Verbindung mehrerer zu einem 
gewiſſen Gewerbebetrieb in eignem Na⸗ 
men berechtigter Perſonen zum Zweck des 
Betriebs dieſes Gewerbes nach gewiſſen 
Regeln und beſtimmten Statuten mit 
ber Befugnis, die nicht zu diefer Körper: 
ſchaft gehörigen Perfonen von dem Be: 
trieb bes fraglichen Gewerbes in dem be- 
ftimmten Bezirk auszuſchließen. Nachdem 
bie deutfche Gewerbeordnung, joweit Dies 
in den einzelnen deutſchen Staaten nicht 
ſchon zuvorgefchehen war, den Inn Un gs⸗ 
wang beſeitigt hat, verſteht man unter 
die —* Vereinigung derjenigen, welche 
gleiche oder verwandte Gewerbe ſelbſtän⸗ 
dig betreiben behufs Förderung ihrer ge: 
meinfamen gewerblichen Intereſſen. Eine 
Neubelebung des Innungsweſens wird 
gegenwärtig vielfach angeſtrebt und zwar 
von vielen durch die Ruͤckkehr zum Inſti⸗ 
tut der obligatorifhen Innungen 
oderZwangsinnungen(j. Gewerbe: 
gefeggebung). 

In partibus (infidelium), »im Ge: 
biet der Ungläubigene, db. h. ber Nicht: 
hriften. Biſchöfe i. p. (i.), diejenigen 
Bifchöfe, welche ihren Titel nach einem 
Bezirk führen, welcher ſich im Beſitz der 
Ungtäupigen befindet. 

n pleno (lat.), im oder vor dent Ple- 
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num (ſ. d.). Auch ſpricht man bavon, daß 
ein Kollegium ober eine Korporation i. p. 
erjcheine, wenn es bei einer gegebenen 
ei ıaffung als geſchloſſenes Ganzes 
erfcheint. 

Inquirieren (lat.), nachforſchen, in 
jemand bringen, gerichtlich unterſuchen, 
verhören; Inquirent, der Unterſuchende, 
Unterfudungsrichter: Inquiſit, veral- 
tete Bezeihnung für den Angefchulbigten 
in einer Nirafrechttichen Unterfudung (ſ. 
Anklageprozeß, Strafprozeß). 

Inferieren (lat.), einichalten, einfügen, 
befonbers etwas in ein öffentliches Blatt 
einrüden lafien; Injerat, eine folche 

nzeige; Inſertion, bad Einrüden- 
Yafien in öffentliche Blätter; Inſer⸗ 
tiondgebühren, bie Gebühren dafür. 
Inſert, ‚peigabe zu einer amtlichen Ver⸗ 
fügung, 3. B. Infertreffript, eine 
Beifügung zu einem behördlichen Neffript, 
welche fich nicht auf bie Sache ſelbſt bezieht 
ober nicht für Die eigentlichen Intereſſenten 
beſtimmt ift, fondern nur gelegentlich und 
mit dem Hauptreſkript erlaffen wird. 

Infignien (lat.), Kennzeichen, Ehren: 
zeichen, befonders Symbole einer Würbe, fo 
bei Fürſten: Krone und Zepter; bei Rit- 
tern: Schild und Helm ;bei Kriegern: Fah⸗ 
nen, Adler, Kanonen 2c.; Bezeichnung einer 
öffentlihen Amtswürde, wie Stäbe und 
Zepter, welche in Deutfchland die Rekto— 
ren der Univerfititen und in England bie 
Lord⸗Mayors bei feierlichen Gelegenheiten 
führen. Hierher gehören aud) die Mar- 
ſchallſtäbe, die Roßſchweife der türfifchen 
Paſchas ꝛc. Die‘. der Fatholifchen Geiſt⸗ 
lichen find: Stab, Ring, Inful, Ballium; 
die ber proteftantifchen Geiftlichen: ein 
Kelch mit Strahlen oder eine Kirche. Auch 
jedes Gewerbe bat feine beſondern Abzei- 
hen, die aus feiner Beichäftigung herge- 
nommen find. 

Infinnieren (Iat.), behändigen, je 
mand etwas unterbreiten, unterlegen; 
Inſinuation, Behändigung, ingbelon. 
dere einer amtlichen Verfügung; Unter: 
ſchiebung, Unterftelung einer Abſicht, 
eines Vorhabens. 

Inſolven; (lat.), Zahlungsunfähigkeit 
eines (»inſolventen«) Schuldners. Vgl. 
Bankrott und Konkurs. 


Inquirieren — Inſtitution. 


Inspeetio (Iat., »Betrachtunge,, In: 
fpeftion), Belihtigung, Unterſuchung; 
I. legalis, gerichtliche Unterfuchung, na- 
mentlich eines Leihnams (ſ. Toten: 
Tau); I ocularis, Ofularinfpeftion, 
tichterlicher Augenſchein (f. d.); Beweis⸗ 
mittel, welches im ftrafrechtlichen Verfah⸗ 
ren wie in bürgerlichen Rechtsitreitigfeiten 
anwenbbar ift. 

Inſpirieren (lat., »einhauchen«), an: 
vegen, die Idee zu etwas geben. So fagt 
man 3. B. von einem Zeitungsartifel, er 
fei von einer politiihen Perſoͤnlichkeit in: 
fpiriert, oder von einem Parteimann, daß 
er eine parlamentarifche Korrefpondenz 
infpiriere, wenn er bie leitenden Gedan⸗ 
Ten dazu hergibt. 

Inſtallation (neulat.), Einweifung in 
ein Amt, befonbers ein neiftliches. 

Inſtanz (lat. Instantia, von instare, 
»auf etwas beitehen«), Bezeihnung für 
bie einzelnen Abjchnitte eines amtlichen 
Verfahrens, namentlich eines Prozeßver⸗ 
fahrens, daher man indbefondere von ber 
x. des eriten Verfahrens, bev Beweis-, 
Rechtsmittel-⸗ und Erefutionsinftanz zu 
ſprechen pflegt. Ferner verfteht man unter 
Anftanzen die verfchiedenen Behörden, 
por welche eine Sache der Reihe nach ge- 
bracht werben fann, und bie zu einander 
im Verhältnis der Über: und ber Unterord⸗ 
nung ſtehen, jo namentlich bie Ober: und 
Untergerichte. Man ift jedoch neuerdings 
barant bedacht, ben Inftanzenzug mög 
lichft zu vereinfachen. Namentlich ıft dies 
durch Die neuen deutſchen Juſtizgeſetze ge: 
ſchehen (ſ. Gericht). Entbindungvon 
der J. nannte man im ältern Strafpro: 
zeßrecht die Einftellung der Unterfuchung, 
ohne daß es zu einer Verurteilung oder 
einer Freiſprechung fam. Endlich wird 
auch ein Erinnerungsfchreiben in Rechts: 
angelegenheiten u. dal. »J.« genannt. 

nflitwieren (Tat.), einrichten, unter: 
weifen oder anweilen. Juſtitut, Ein- 
richtung, Anftalt, insbefondere Privater: 
ziehungsanftalt. 

nfitution (Iat.), Stiftung, Anord⸗ 
nung, Einrichtung, befonder3 im Staats⸗ 
weien. Snftitutionen, ein Teil des 
Corpus juris, nämlich eine encyklopädi⸗ 
ſche Uberficht des römischen Rechts, zur 








Inſtruktion — Intereſſe. 


Einführung in das Rechtsſtudium be 
flimmt, unter Quftinian 533 mit Bes 
nutzung bes gleihnamigen Lehrbuchs des 
Gajus ausgearbeitet; baher auch Bezeich- 
nung für Vorlefungen und Lehrbücher, 
welche in das Studium ber Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft einführen follen. 
—8 (lat.), |. Verordnung. 
nflrument (lat.), Werkzeug; in der 
Rechtsſprache eine mit gewiflen Fhrmlid- 
feiten aufgenommene Urkunde, z. B. Nota⸗ 
riatsinſtrument. Inſtrumentszeuge, 


ſ. Zeuge. 

nſubordination (lat. »mangelnde 
Unterordnung«), Ungehorſam gegen den 
Vorgeſetzten, namentlich Verletzung der 
Pflichten der militäriſchen Unterordnung. 
Während nämlich. bei Zivilbeamten bie 
Hintanfeßung des dem Vorgefekten ſchul⸗ 
digen Gehorfams regelmäßig als Dis- 
ziplinarfache behandelt und nur aus: 
nahmsweiſe in ein Friminell ftrafbares 
Vergehen übergehen wird, zieht bei Milt- 
tärperfonen und ebenfo in der Marine 
jede J. ein Strafverfahren nad) fi. Das 
Militärftrafgefeßbuch für das Deutjche 
Reich beitraft Schon die Verletzung der dem 
Vorgeſetzten ſchuldigen Achtung im Dienit 
oder in Beziehung auf eine Dienſthand⸗ 
ung mit Arreft und droht für den eigent- 
lihen Ungeborfam und die Auflehnung 
gegen Vorgeſetzte die ſchwerſten Strafen, 
ja fogar, wenn der Gehorſam gegen einen 
vor dem Feind erteilten Befehl ausdrück⸗ 
lich verweigert oder vor dem Feind eine 
Thätlichfeit gegen einen Vorgeſetzten be⸗ 
gangen wird, bie Todesſtrafe an; biefe 
Beitimmungen finden audy auf die Ma= 
rine Anwendung. Aber auch auf Kauf: 
fahrteifchiffen wird bie J. ſtreng geahndet, 
und der Schiffer (Kapitän) iſt nach der 
deutſchen Seemannsordnung befugt, zur 
aueehthalfung ber Drdnung und zur 
Sicherung ber Regelmäßigfeit bes Dien⸗ 
ſtes ſowie bei einer Wibderfetlichfeit oder 
bei beharrlichem Ungehorfan alle Mittel 
zur Anwendung zu bringen, welche er: 
forderlih find, um feinen Befehlen Ge: | 
horſam zu verſchaffen. Bol. Deutiche 
Seemannsorbnung, $$ 79— 92; Militär: 
neafgeieböud für das Deutſche Reich, 
65 89-113. 
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Inſuffizienz (lat.), Unzulänglichkeit, 
namentlich des Vermögens eines Schuld⸗ 
ners zur Befriedigung ber Gläubiger. 

Inſultieren (lat.), groͤblich beleidigen, 
beihimpfen; Inſult, Inſultation, 
grobe Beleidigung. 

Inſurgieren (it) in Maffe fich gegen 
eine berrichende Macht erheben. J nur. 
genten, Aufſtändiſche; in Ungarn das 
Aufgebot des Reichsadels zur Verteidi⸗ 
gung des Landes. Inſur rekt ivn, Em: 
pörung, Aufſtand. .. — 

Intellektneller Urheber, im, Straf: 
recht derjenige, welcher einen andern zu 
einer ftrafbaren Handlung vorjäglich be 
ftimmt (ſ, Anftifter, Drohung) - 

Intelligenzblätter,, Titel für Wiun— 
gen mit bloßen Annoncen, namentlich 
amtlichen Bekanntmachungen. 

Intendant (Tat.), Oberaufſeher, Ober⸗ 
leiter Intendantur, militäriſche Ver⸗ 
waltungsbehörde, welcher die Geld: und 
Naturalverpflegung der Truppen, das Be: 
kleidungs⸗, Einquartierungs=, Lazarett 
und Servisweſen unterjtellt find. In 
Deutichland beftebt für jeden Armeeforps- 
bezirt eine Provinzialintendantur 
(Korpsdintendantur); dody befindet 
fi) außerdem noch bei jeder Divifion ein 
Antendanturvorftand (Sntendantur: 
tat oder :Afjeljor). 

Interdikt (lat.), in der Tatholifchen 
Kirche das vom Papſt oder von einem 
Biſchof erlafiene Verbot aller kirchlichen 
Handlungen, mit Ausnahme der Taufe 
und ber Letzten Olung, welches über ein 
ganzes Land verhängt wird, im Gegenjab 
zu dem über eine einzelne Perſon ausge: 
ſprochenen Kirchenbann; ein furdhtbares 
Mittel der päpftlichen Hierarchie, um den 
MWiderftand der weltlihen Macht zu 
brechen, zuletzt vom Papſt Alerander VII. 
1688 über Venedig verhängt. 

Intereſſe (lat., »daran gelegen jein«), 
ber Anteil, weldyen man an einem Ge: 
genftand nimmt; der eigne Vorteil und 
die Rüdficht auf dieſen (Sonder, Stan 
des=, Öffentliche® und Privatintereſſe): 
daher Anterefienpolitif, die ledig- 
lich auf Förderung materieller Intereſ⸗ 
fen gerichtete Politik. Intereſſen— 
vertretung, die befondere Vertretung 
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ber »änterefi enten« gewiſſer Stans 
des⸗, Berufs: und Befitflafien. So wa⸗ 
ren bie frühern Landtage regelmäßig 
reine Snterefjenvertretungen, indem bier 
bie einzelnen Stände (»Landftände«) als 
folhe vertreten waren und durch ie 
Bertreter ihre fpeziellen Intereſſen wahr: 
nahmen. Die modernen Berfaffungen 
ftellen dagegen den Abgeorbneten als den 
Vertreter der Gefamtheit ber Staatsan⸗ 
gehörigen bin und verpflichten ihn, für 
das Wohl und für das J. verfelben zu 
wirken, wenn es ihm auch unbenommen 
iſt, ſeitens gewiſſer Interejfenten Wünſche 
und Beſchwerden entgegenzunehmen und 
ſich der Vertretung derartiger Intereſſen 
zu unterziehen. Auf der andern Seite 
beſtehen aber nicht nur zahlreiche Privat⸗ 
korporationen, namentlich Vereine, Ge⸗ 
werbe⸗, Gewerf-, landwirtſchaftliche Ver⸗ 
eine ꝛc., welche eine eigentliche Inter⸗ 
eſſenvertretung zum Zweck haben (ſ. 
Vereine), ſondern es iſt manchen In⸗ 
tereſſenvertretungen auch ein öffentlich⸗ 
rechtlicher Charakter verliehen, indem 
man ſie mit gewiſſen autoritativen Befug⸗ 
niſſen ausſtattete, ſo z. B. die Handels: und 
Gewerbekammern, die Landwirtſchafts⸗ 
räte und derartige Kollegien. Auch der 
neuerdings für Preußen ins Leben geru⸗ 
fene Volkswirtſchaftsrat gehört hierher. 
Ebenſo beabſichtigt man, den Innungen, 
als den Intereſſe nvertretungen des Hand⸗ 
werkerſtands, gewiſſe öffentlich-rechtliche 
Befugniſſe zu verleihen, während ſie zur 
Zeit einen lediglich privatrechtlichen Cha⸗ 
rakter haben. In der Rechtswiſſenſchaft 
verſteht man unter»J.«(id, quod interest) 
den Vermögenswert, welchen eine gewiſſe 
Leiſtung darſtellt, und der dann von be: 
ſonderer Wichtigkeit iſt, wenn die Leiſtung 
ſelbſt nicht oder nicht in gehöriger Weiſe 
erfolgt, fo daß Schadenerſatz geleiſtet wer⸗ 
den muß, für deſſen Höhe das J. den 
Maßſtab abgibt. Übrigens wird mit dem 
Ausdruck »J.« auch eine Kapitalrente be: 


zeichnet. 

Interimiſtiſch (Iat.), einftweilig, vor: 
läufig. Interimiftifum, Anordnung, 
welche für eine ftreitige Sache einftweilen 
getroffen wird; überhaupt eine vorläufige 
Einrichtung, 3. B. die einftweilige Ver: 


Interimiſtiſch — 


Interpellation. 


waltung einer Stelle, vorbehaltlich der 
definitiven Beſetzung. 

Intern (lai.), innerlich, innen befind⸗ 
lich, nicht für bie Außenwelt beftimnit; 
Anterne, Einheimiſche, Inländer; in: 
ternieren, in das Innere eines Landes 
verbringen ober an einen beitimmten 
Drt verweilen, insbefondere politifche 
Verbrecher oder Truppenteile, welche auf 
neutrales Gebiet übertreten. 

Internationãl (lat.), Bezeichnung für 
dasjenige, was »zwijchen verichiebenen 
Nationen« ftattfindet oder Geltung hat. 
So bildet der internationale Pr Sver: 
kehr (Welthandel) ben Gegenſatz zum in⸗ 


nern Handel in den einzelnen Ländern. 


Das internationale Recht ift teils 
öffentliches (Völkerrecht, f. d.), teils 
privates, von der Kollifion (f. d.) ber 
Rechte handelndes, infofern es nämlich in 
vielen Fällen zweifelhaft fein kann, ob 
eine Sache nad} ber Geſetzgebung des einen 
oder des andern Staat zu beurteilen ift. 

Internationale (Tat.), eine kommuni⸗ 
ftifche Arbeiterverbindung, welche 1864 zu 
London geftiftet ward, die Befeitigung der 
dermaligen Staats: und Gefellichaftsorb- 
nung anftrebt und ihren Wiederaufbau 
auf der Grundlage bed Kommunismus 
bezweckt. Führer berfelben ift Karl Marr, 
auf deſſen Betreiben der an ber Spike 
der J. ftehende »Generalrat« nach New 
Dort verlegt worben ift. Val. Teftut, 

ie $., ihr Wefen und ihre Beſtrebungen 
(deutſch 1872), 

Internunzius (lat.), Botfchafter, Ge- 
Ihäftsträger, insbefondere der Titel 
päpftlicher Botfchafter niederen Grades 
als der Nunzius und ber bes dfterreichifchen 
Geſandten in Ronftantinopel (weil früher 
Wiſhen Oſterreich und der Türkei nur 

affenſtillſtand, kein Friede abgeſchloſſen 
wurde). 

Interpellation (lat.), im parlamen⸗ 
tariſchen Leben eine an die Staatsregie⸗ 
rung gerichtete Anfrage um Aus: 
funftserteilung oder Nechenfchaft über 
eine beftimmte Angelegenheit. Manche 
Berfaflungsurfunden räumen den Ab: 
geordneten ausdrücklich das Recht ein, die 

egierung zu interpellieren. Wo 
dies Interpellations recht ausbrüd- 











Interpretieren — Snvaliden. 


lich anerkannt ift, beitcht auch die Ver: 
pflichtung, derartige Snterpellationen zu 
beantworten, fei es, daß die Antwort 
materiell auf die Suche eingeht, ſei eg, 
daß fie ablehnend ausfällt. Aber auch da, 
wo die Verfaflung das Necht ber J. nicht 
ausdrücklich fanftioniert, wird dasſelbe 
von der Volksvertretung doch praftiich 
ausgeübt, To insbefondere von feiten des 
beutichen Reichstags. Die Geſchäfts⸗ 
ordnung bes letztern ($$ 32 f.) beſtimmt, 
daß Sinterpellationen an den Bundesrat 
beflimmt formuliert und, von 30 Mit- 
gliedern unterzeichnet, dem Präfidenten 
des Reichstags überreicht werden müſſen. 
Diefer teilt diefelben dem Reichskanzler 
abſchriftlich mit und fordert ben letztern 
oder deſſen Vertreter in ber nächſten 
Sitzung zur Erflärung darüber auf, ob 
und warn er die J. beantworten wolle. 
Erflärt ſich derfelbe zur Beantwortung 
bereit, fo wird der Snterpellant an 
dem bejtimmten Tag zur nähern Aus: 
führung ber J. zum Wort gelafien. An 
die Beantwortung ber J. oder deren Ab: 
lehnung darf ficheine fofortige Beſprechung 
des Gegenftands derſelben anſchließen, 
wenn mindeftens 50 Mitglieder darauf 
antragen. Die Stellung eined Antrags 
bei ebendiefer Beiprechung ift aber un- 
zuläffig. Es bleibt jedoch jedem Mit: 
glied des Reichſtags überlaſſen, den Ge⸗ 
genftand in Form eines felbjtändigen An- 
trags weiter gu verjolgen. 
nterpretieren (lat.), auslegen, er: 
Hären; Interpretation, Auslegung, 
namentlich von Gefeten. Wird ein Ge: 
ſetz durch ein andermweites Geſetz ausge: 
legt, fo daß aljo der Geſetzgeber felbit er: 
Härt, was er mit dem eriten Gele habe 
fagen und anordnen wollen, jo \pricht 
man von einer authentifchen Inter⸗ 
pretation, während bie Auslegung einer 
Geſetzesſtelle Durch dad Gewohnheitsrecht 
Ufualinterpretation genannt wird. 
Interregnum (lat), Zwiſchenreich, 
in Wahlreichen die Zeit zwiſchen dem Tod 
oder Abgang des bisherigen und ber Ein- 
fegung des neuen Herricher?. 
Intervenieren (lat.), Dazwilchentreten, 
m einen Streit fih ald Vermittler men: 


gen, befonders in der Nechtöiprade in 
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einen abhängigen Rechtsſtreit als Neben⸗ 
partei mit eintreten. Im Völkerrecht 
verſteht man unter Intervention die 
Einmiſchung eines Staats in die Ange⸗ 
legenheiten eines andern und zwar ent: 
weber durch bloße Vorfielungen (mo: 
raliſche Intervention) oder dur 
Drohungen, duch geheime oder offene 
Anteritübung politifiher Barteien, durch 
Ratſchläge, Subfidien ꝛc. oder gar durch 
Einjchreiten mitteljt Waffengewalt (be⸗ 
waffnete Intervention). 

Interversio (lat.), Unterfchlagung. 

Interviewer (ſpr. wiuher, v. engl. in- 
terview, Beſuch), der Beſucher, —* 
ders ein Journaliſt, der berühmte Per⸗ 
ſönlichkeiten beſucht, um ſie kennen zu 
lernen, über ihre Anſichten und Abſichten 
auszufragen und dann barüber öffentlich 
zu berichten. 

Interzedieren (Tat.), Dazmwifchentreten, 
fi verwenden, verbürgen; Snterzefs- 
jion, Bürgſchaft, im Völferrecht f. v. w. 
Intervention — Intervenieren). 

Inteſtabel (lat.), unfähig, als Zeuge 
aufzutreten oder ein Teſtament zu machen. 

Inteſtaterbfolge, die Erbſolge ohne 
Teſtament (»ab intestato«), welche ſich 
nach) den geſetzlichen Erbregeln richtet, da⸗ 
her auch geſetz liche Erbfolge genannt. 

Intimation (lat.), amtliche, beſonders 
gerichtliche Zuert durg Defannimagung. 

Intramuranhinrichtung (lat.) Hin- 
richtung intra muros, ſ. Todesſtrafe. 

Intranſfigenten (lat.), die Unverſöhn⸗ 
lichen, die ſich auf Feine Verhandlun⸗— 

en mit dem Gegner einlaſſen; ein in 

er Politik namentlich von den grundſätz⸗ 
lichen Gegnern einer Staatsregierung ge 
brauchter Ausdrud. 

Intrige (franz. Intrigue), künſtliche 
Berwidelung zur Erreichung beſtimmter 
Abfichten. Derartige Ränfe fpielten na= 
mentlich bei den Diplomaten der alten 
Schule auf bem Gebiet der Bolitif eine 
große Rolle. 

Invaliĩden (v. lat. invalidus, ſchwach), 
bie zur Erfüllung ihres Berufs in Aus⸗ 
übung desjelben untauglich Gewordenen, 
namentlich Militärperfonen. Je nachdem 
die leßtern zwar nicht mehr felddienftfähig, 
aber doch noch für den Garniſondienſt ges 
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eignet, oder je nachdem fie [Slehterbings 
zum Militärdienft untauglich find, wir 
zwifhen Halb: und Ganzinvaliden 
unterjchieden. Für das Deutfche Reich 
ift die Invalibehverforgung durch Reiche: 
gefeß vom 27. Zunt 1871 geregelt. Hier: 
nad) find Offiziere und im Offiziersrang 
ftehende Militärärzte penfionzberechtigt, 
wenn fie nach zehnjähriger ‚Dienttgeit zum 
akliven Dienft untauglich oder bei kürzerer 
Dienſtzeit in Ausübung des Dienſtes ohne 
eignes Verſchulden durch Beihäbigungen 
bienftuntauglicd, geworben find. Die Höhe 
ber jährlichen Penſion berechnet ſich nach 
der Dienftzeit und nad) dem penfions- 
fähigen Dienfteinfommen vor Ablauf des 
letzten Dienſtjahrs; fie beträgt für zehn 
Jahre *%/so und für jedes folgende Dienſt⸗ 
jahr Yso mehr bis zum —6 Satz von 
oo / o. Außer dieſer Penſion erhalten bie 
nachweislich durch den Krieg invalid Ge⸗ 
wordenen eine Zuage von 300 —750 
Mk. und außerdem no, wenn eine 
Berftimmelung vorliegt, eine fogen. Ver: 
ftümmelungszulage von 600— 1200 ME. 
Auch die Witwen von Offizieren, welche 
in Kriege geblieben oder vor Ablauf eines 
Jahrs nad) dem Friedensfhluß an den 
im Krieg empfangenen Wunden oder an 
Krankheiten geftorben find, bie fie fich 
dort zugezogen, erhalten je nach bem 
Rang des veritorbenen Mannes eine Ben: 
fion von 90—1500 ME. und für jedes 
Kind bis zum vollendeten 17. Lebensjahr 
eine Grziehungsbeihilfe von jährlich 150 
DE Für Unteroffiziere und Mann⸗ 
Ichaften gelten als Invalidenverforgung 
die Benfion, der Zivilverforgungsfcein, 
die Aufnahme in ein Invalideninftitut 
(Invalidenhaus, Iuvalidenfompanie) fo: 
wie die Verwendung im Garniſondienſt. 
Die Invalidenpenſionen insbefondere zer: 
fallen für die Nangftufen der Feldwebel, 
Sergeanten, Unteroffiziere und Gemeinen 
- in je fünf Klaflen. Die Zahlung beginnt 
bei Sanginvaliden mit acht, bei * 
invaliden mit zwölfjähriger Dienſtzeit. 
Auch die Witwen der im Kriege gebliebe⸗ 
nen Unteroffiziere und Gemeinen erhal⸗ 
ten Penſionen und für jedes Kind bis 
zum vollendeten 15. Lebensjahr eine Er- 
ziehungsbeihilfe von monatlich 10 ME. 
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Inventar — Isprawnik. 


Bf. — Beſondere Einrichtungen be 
ferner für bie &. der Arbeit. Da- 
bin gehören namentlidh die fogen. In⸗ 
validenkaffen (Hilfstafien, Al- 
teraderforgunmgslaifen), die 
Knappſchaftskaſſen ber Bergleute 
und bie Invaliditätsverſicherun— 
nen, wie fie übrigens nicht nur für den 
Arbeiterftand, fondern auch vielfach für 
Beamte ind Leben gerufen find (f. Ber: 
fidernngswefen). 

Inventar (lat.), Die Geſamtheit der zu 
einem Befitftand, 3. B. zu einer Konkurs⸗ 
maffe, gehörigen Sachen, auch das hierüber 
aufgenommene Verzeichnis (inventa- 
rium); Snventarifation (Inven— 
tur), Aufnahme eines ſolchen Verzeich⸗ 
niffed; inpentieren (in ventariſie— 
ren), das J. aufnehmen. Im Handels: 
recht verfieht man unter J. das Ber: 
zeichnis der Aktiven und Paffiven eines 
Kaufmanns. 

Inveſtitur (lat., »Einkleidung«), bie 
feierliche Einweifung in den Beſitz einer 
unbeweglichen Sache, Belehnung; dann 
die Beltätigung und Cinjekung eines 
Biſchofs. Weltliche J. die Ernennung 
und Belehnung der Biſchöfe mit ihren 

nfignien (Ring und Stab) durdy welt: 
iche Fürften. Neuerdings wird auch die 
feierliche Aufnahme in gewiſſe Orden 
(preußische Adlerorben) als J. bezeichnet. 
Anveftieren, einfleiden, ineinen Orden 
aufnehmen. 

Inzeſt (lat.), Blutſchande (ſ. Un: 
zuchtsverbrechen). 

Inzident (lat.), einfallend, zufällig, 
beilaufig. In gibent! achen, Neben: 
ſachen; im Zivilprozeß die während einer 
bereit anhängigen Hauptſache entjtehen- 
den Nebenitreitigfeiten. | 

hi f. Großbritannien. 

tregulär (lat.), unregelmäßig; irre: 
auläre Truppen, Truppen ohne regel: 
mäßigen und geordneten Verband, welche 
fich jelbit ausrüften und mit dem ftehen- 
den Heer entweder gu nicht oder doch nur 
vorübergehend in Verbindung ftehen. 

30 eriuflem, f. Dreigeits ftrafe. 

fpan (ungar., »Geſpan«), ſ. v. w. Graf 
(Comes); ſ. Komitat. 
Ispraͤwnik, bei den Slawen f. v. w. 





Israeliten — alien (Berfaffung). 


Kreis: oder Bezirfshauptmann, Landrat, 
Statthalter ıc. 

Sraeliten, ſ. Juden. 

rien, ſ. Oſterreich⸗Angarn. 

alien (Italia), Königreich, umfaſ⸗ 
ſend die Apenniniſche Halbinſel mit Aus⸗ 
nahme der Republik San Marino und 
der an Frankreich abgetretenen Gebiets⸗ 
teile Savoyen und Nizza, ferner die In⸗ 
ſeln Sizilien, Sardinien und verſchie⸗ 
dene kleinere Inſeln; 296,323 qkm mit 
(1879) 28,409,000E&inw. Hauptſtadt: Rom 
mit (1880) 303,383 Einw. Die Einigung 
Italiens ging von Sarbinien aus, befien 
König Victor Cmanuel II. durch Gefek 
vom 17. März 1861 für fi) und feine 
Nachkommen den Titel eines Königs von 
J. annahm. Durd die Teilnahme am 
Krimkrieg und am Parifer Kongreß 1856 
hatte nämlich der große Staatsmann Ca⸗ 
pour Fühlung mit den europäiichen Mäch- 
ten unb bie —A Napoleons ILL. 
für feine unitariſche Politik erlangt. Letz⸗ 
terer verhieß 1859 in feinem Kriegsmani⸗ 
feſt »ein freies J. bis zur Adria«, und 
im Frieden von Villafranca mußte Oſter⸗ 
reich die Lombardei an Sardinien abtre⸗ 
ten. Gleichzeitig gingen bie von Ofterreich 
unterftüßten mittelitalienifchen Fürften 
ihrer Länder verluftig, und Cavour ge: 
wann durch die Abtretung von Nizza und 
Savoyen an Frankreich deſſen Zuſtim⸗ 
mun wu Annerion jener Territorien. 
Durd efrete vom 18. und 22. März 
1860 wurden die Herzogtümer Parma 
und Modena fowie das Großherzogtum 
Toscana mit Sardinien vereiniat, nad; 
dem in diejen Staaten eine Volksab⸗ 
flimmung vorausgegangen war. Noch in 
demjelben Jahr wurde durch Garibaldi 
die Annexion des Königreichs beider Si⸗ 
zilien in Angriff genommen, nach einer 
allgemeinen Volksabſtimmung erfolgte 7. 
Nov. 1860 der Einzug Victor Emanuels 
inNeapel, und 13. Febr. 1861 war mit der 
Einnahme von Gaeta die Eroberung bie: 
fe8 Königreich8 vollendet. Inzwiſchen war 


im September 1860 nach ber Niederlage. 


ber päpftlihen Truppen bei Caſtelfidardo 

der größere Teil des Kirchenftaats bis auf 

Rom und feine Umgebung (Patrimonium 

Petri) anneftiert worden. So war J. 
Staats lexilon. 
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mit Ausnahme des öſterreichiſchen Vene⸗ 
tien, der kleinen Republik San Marino 
und des Patrimonium Petrigeeinigt, und 
Victor Emanuel nahm 17. März 1861 
ben Titel eines Königs von J. an. Nach 
dem verunglüdten Zuge Saribaldis gegen 
Rom und deſſen Gefangennahme bei 
Aspromonte (1862) ſchien das Einigungs⸗ 
werk ind Stoden zu geraten. Doch wurde 
24. April 1865 die Refidenz nad) Florenz 
verlegt. Der Feldzug Preußens gegen 
Ofterreich und bie Niederlage des letztern 
in Böhmen brachten aber J., welches mit 
Preußen einen Allianzvertrag abgeichlof- 
fen hatte, troß ber Mißerfolge bei Cuſtozza 
und bei Liſſa in bie Lage, Venetien erlan- 
gen zu lönnen, welches Vſierreich nach der 
Schlacht bei Königgrätz an Frankreich ab- 
getreten hatte. Ein 1867 von Garibaldi 
unternommener Verſuch, ben Reſt des 
Kirchenftaats zu erobern, wurde durch bie 
Niederlage bei Mentana vereitelt. Wie: 
derum waren es aber Die Erfolge der deut⸗ 
ſchen Waffen, welche die Verwirklichung 
der Wünſche des italienifchen Volks er: 
möglichten. Nach der Schlacht bei Sedan 
wurde Rom von den italienifhhen Trup⸗ 
pen belest, nad einer Volksabſtimmung 
8. Ott. 1870 ber Kirchenſtaat ber italie- 
niſchen Monarchie einverleibt und 22, 
Dez. 1870 Rom zur Hauptitadt derfelben 
erflärt, worauf Victor Emanuel 2. Zuli 
1871 feinen Einzug in Rom hielt. 

Die Berfaf | ung bes geeinigten Kö: 
nigreichs ift dig einer Tonftitutionellen 
Monarchie, und zwar ift bie Verfaſſung 
des vormaligen Königreichs Sardinien 
vom 4. März 1848 auf bie mit dem letz⸗ 
tern vereinigten Länder ausgedehnt wor: 
ben. Der König, welcher nach dem Geſetz 
vom 17.März 1861 den Titel führt: »Von 
Gottes Gnaden und durch den Willen ber 
Nation König von %.<, hat bei feinem 
Regierungsantritt in Gegenwart beiber 
Kammern einen Eib auf die Verfaffun 
abzuleiften. Der Thron vererbt fich nad) 
dem Safifchen Gefe im Mannsftamm des 
Haufes Savoyen. Der König übt die ge⸗ 
jeßgebende Gewalt gemeinfam mit ber 
Bolfspertretung au, welche aus zwei 
Kammern, dem Senat und der Deputier- 
tenfammer, befteht. Der Senat ſetzt ſich 
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274 Italien (Verwaltung). 


aus deu Föniglichen Prinzen zutfammen, 
welche mit 21 Sahren Sit und mit 25 
Jahren Stimme im Senat haben, ferner 
aus Mitgliedern, welche vom König auf 
Lebenszeit in unbeſchränkter Zahl ernannt 
werben. Diefelben müfjen jedoch das 40, 
Lebensjahr zurückgelegt haben. Sie wer: 
den von ben König aus ber Zahl der Erz: 
bifchöfe und der Bilhöfe, ber Deputierten, 
ter Minifter und andrer hoher Staats⸗ 
. beanıten, der Generale und Abmirale, der 
Mitglieder der Provinzialräte und ber 
Turiner Akademie der Wijlenichaften, 
endlich aus der Reihe derjenigen Berfonen, 
welche fich hervorragende Verdienſte um 
das Vaterland erworben haben oder feit 
drei Jahren 3000 Lire birelte Steuern von 
ihren Gütern oder von ihrem Gewerbe 
zahlen, auserwählt. Die Deputierten: 
fammer beftehbt aus 508 Mitgliedern, 
welche nad) bem Wahlgeſetz vom 17. Dez. 
1860 in direfter Wahl auf die Dauer von 
fünf Jahren berufen werben. Wähler find 
ale Staliener, welche in Vollgenuß der 
bürgerlichen und politifchen Rechte befind⸗ 
Yid) find, das 25. Lebensjahr vollendet ha⸗ 
ben, leſen und jchreiben Tönnen und min- 
beftens 40 (in einigen Landesteilen 20) 
Lire an direkten Staate- oder FA 
fteuern zahlen. Gewifje Verjonen, wie 
wirkliche Mitglieder der Afabemien, der 
Handels: und Gewerbefammern, Profel: 
joren, Staatsbeamte, Ordensritter, Rechts⸗ 
anwalte, Doktoren ꝛc., find auch ohne 
diefen Zenfus wahlberechtigt. Die Han 
bel: und Gewerbtreibenden müflen, um 
wahlberechtigt zu fein, einen Mietzins 
von 200 — 600 Fire entrichten. Wahlbe⸗ 
rechtigt find aber auch diejenigen, welche 
jeit fünf Jahren eine Rente von mindeſtens 
600 Lire aus Staatsobligationen beziehen. 
Wählbar ift jeder aftiv Wahlberechtigte, 
welcher das 30. Lebensjahr zurüdgelegt 
hat. Nicht wählbar find Seelforger und 
Geiſtliche, die eine Jurisdiktion ausüben, 
ferner die Beamten, welche vom Staat 
eine Befoldung beziehen, mit Ausnahme 
der Minifter, Staatsräte, Präfidenten, 
ver Räte des Kaſſationshofs und der Ap- 
pellhöfe, der Generalfefretäre in den Mi- 
nifterien, der höbern Land- und Seeoffi- 
ziere, ber Mitglieder ber obern Räte für 


Unterricht, Sanität, öffentlihe Bauten 
und Bergwerfe, ber ordentlichen Profeſſo⸗ 
ren an ben Univerfitäten und andern 
öffentlichen yuftituten, an welchen bie 
höchſten akademiſchen Grabe verlieben 
werden. Der König ruft die Kammern 
alljährlich zufammen. Die Situngen find 
öffentlih. Das Präſidium des Senats 
wird vom König ernannt, basjenige der 
Deputiertenlammer von ber letztern ge⸗ 
wählt. Diefe bat das Recht der Minifter- 
anflage, über welche der Senat als Ge⸗ 
richtshof enticheidet. Alle Erlaffe und 
Regierungsakte des Königs müſſen von 
verantwortlichen Miniftern Fontrafigniert 
fein. Durch biefe übt der König die voll- 
ziehende Gewalt aus. Die Minifter, welche 
u einem Minifterrat zufammentreten, 
ind folgende: 1) ber Minifter für die aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten (zugleich Prä⸗ 
ſident des Minifterrats), 2) für Inneres, 
3) Öffentlichen Unterricht, 4) für Schatz 
und Finanzen, 5) Krieg, 6) Marine, 
7) für Gnade, Juſtiz und Kulte, 8) öffent- 
liche Arbeiten und 9) für Aderbau und 

andel. Neben dem Deinifterrat beftcht 
ein Staatsrat (Gefeb vom 20. März 
1865) mit beratenden Funktionen, zus 
gleich zur Entſcheidung von Kompetenz 
onflitten zwifchen Verwaltungsbehörben 
und Gerichten fowie von Streitigkeiten 
zwijchen dem Staat und feinen Gläubi- 
gern. Der Staatsrat ſetzt fich aus 1 Prä- 
fidenten, 3 Sektionspräfidenten und 24 
Stantsräten zufammen, welche auf Bor: 
ſchlag des Miniſterrats vom König er: 
nannt werben. 

Zum Zweck der innern Verwaltung 
zerfällt das Königreich in 16 Landſchaften 
(compartimenti), nämlich: Piemont, Li⸗ 
gurien, Lombardei, Venetien, Emilia, 
Umbrien, Marken, Toscana, Latium, 
Abruzzen und Moliſe, Kampanien, Apu⸗ 
lien, Baſilicata, Kalabrien, Sizilien und 
Sardinien. Dieſe Landſchaften ſind in 

rovinzen eingeteilt, deren es im ganzen 

9 gibt. An der Spitze der Provinz ſieht 
der Präfekt mit einem Präfekturrat. 
Die kommunale Selbſtverwaltung der 
Provinz erfolgt (Geſetz vom 20. März 
1865) durch den Brovinzialrat, wel: 
cher aus 20—60 Mitgliedern befteht, von 


— — 








stalien (Rechtspflege, Finanzen, Militär). 


den Gemeindewählern auf je fünf Sabre 
gewählt wird und ſich jährlich in der Re⸗ 
gel einmal verfammelt. In der Zwiſchen⸗ 
zeit werben die laufenden Angelegenheiten 
durch einen Ausſchuß des Provinzialrats, 
bie Brovinzialdeputation, wahrge⸗ 
nommen. Die Provinzen zerfallen in 
‚ Kreife (eircondari, in Venetien und 
Mantua Diftrifte genannt), an deren 
Spite Unterpräfelturen mit einem 
Unterpräfeften als Boritand ftehen. In 
denjenigen FKreifen, in deren Hauptorten 
die Präfekten ihren Sit haben, werben 
aber auch die Kreisangelegenheiten von 
den letern wahrgenommen. In Venetien 
und Mantua beileben Diftriftsfom- 
miffariate mit Diftriftsfommiffaren. 
Unter diefen Behörden ftehen die Vor: 
fteher ber einzelnen Gemeinden. Diefe 
Borfteher (sindaci) find zugleich Regie⸗ 
rungs= und Kommunalbeamte. Ihnen 
ftehen ein Gemeinderat undein permanen⸗ 
ter Ausſchuß des letztern, die Munizipal- 
giunta, zur Seite. Der Sindaco wird 
aus den Mitgliedern des Gemeinderats 
auf drei Sahre vom König ernannt und 
führt im Gemeinderat und in ber Giunta 
ben Vorſitz. 

Nechtspflege. Es beitehen fünf Kaf- 
fationdhöfe in Zurin, Florenz, Neapel, 
Palermo und Rom. Außerdem find 24 
Appellhöfe vorhanden; dazu kommen Aſſi⸗ 
ſenhöfe, Zivil und Korrektionstribunale, 
Präturen und Handelstribunale ſowie 
Vergleichsrichter (conciliatori). Die Re: 
ligton ber Staatdangebörigen ift faft 
ausschließlich (99,70 Proz.) die Fatholifche, 
boch genießen auch andre Kulte das Recht 
freier und öffentlicher Neligionsübung, 
und das Glaubensbekenntnis begriindet 
feinen Unterfchied in der Ausübung ber 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 
Die Vorrechte des zu Rom refidierenden 
Papſte als des geiſtlichen Oberhaupts 
der katholiſchen Kirche ſind durch al 
vom 13. Mai 1871 neu geregelt 
Papft). Im Königreich beitehen 47 Erz: 
bistiimer, 217 Bistümer und 8 Abteien 
mit bifchöflicher Jurisdiktion. Die Zahl 
ber katholiſchen Weltgeiftlichen beträgt 
über 100,000. Die Klöfter find durch Des 
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ſehen von den Orden für Unterricht und 
Kranfenpflege. Die Bettelorden und die 
Frauenklöſter find auf den Ausfterbeetat 
nefegt, der Jeſuitenorden ift verboten. 
Die Finanzen befinden ſich mit Hilfe 
des Salz- und Tabafsnıonopols und bes 
Lottos in einer leidlichen Tage. Nach dem 
Budget für 1881 waren die Einnahmen 
auf 1,211,100,486 Lire, die Ausgaben auf 
4,118,216,779 Lire veranfchlagt, ſo daß ein 
Überfchuß von 92,883,707 Lire zu erwar⸗ 
ten ftand. Dazu fommen aber 65,232,836 
Lire außerordentliche Ausgaben, welchen 
nur 7,773,621 Lire an außerorbentlichen 
Einnahmen gegenüberftehen; mithin war 
im Ertraordinarium ein Defizit von 
57,459,215 Lire vorhanden, ſo daß fich der 
ÜberfchußdesOrdinariumsauf35, 424,492 
Lire mindert. Diefer Reft wird aber zum 
weitaus größten Teil durch die zu tilgen= 
den Schulden abforbiert. Der Totalbetrag 
ber letztern belief ih 1. Jan. 1880 auf nicht 
weniger ala 494,753,404 Lire. 
Kriegäweien. Durch Geſetz vom 7. 
Juni 1875 ift die allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt. Die Dienftpflicht Dauert von 
20.—39. Lebensjahr. Zur Ableiftung der: 
felben werben die Pflichtigen in drei Kate⸗ 
gorien geteilt, deren erite drei Jahre im 
jtebenden Heer, fünf Jahre in der Rejerve 
und vier Jahre in der Mobilmiliz (Milizia 
mobile, entjprechend ber beutichen Land: 
wehr) dient. Die zweite Kategorie fteht mit 
neunjährigerDienftverpflihtung undeiner 
jährlichen 40tägigen praftifchen Ausbil: 
dung als Erfabreferve fünf Jahre hindurch 
für das ſtehende Heer und vier Jahre lang 
für bie Mobilmiliz zur Verfügung. Die 
dritte Kategorie endlich bildet mit ben Aus⸗ 
pebienten ber erften und zweiten Kategorie 
ie Territorialniliz (Milizia territoriale) 
ober ben Landſturm, welcher nur zum Fe⸗ 
ſtungs⸗ oder Befabungsbienfi im Krieg 
aufgeboten werden fol. Das ftehende 
Heer zählt 737,565 Man, einfchließlich 


(1. 118,813 Karabiniers (Gendarmerie). Die 


Zinieninfanterie insbeſondere ift 271,373, 
die Kavallerie 32,066 und die Artillerie 
63,989 Dann ſtark. Zur Sicherung der 
Orbirgagrenge find Alpenfompanien 
mit 13,853 Mann beftimmt. Die Ber: 


fret vom 7. Zuli 1866 aufgehoben, abges | faglieri (Schüten) find * Mann 
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ſtark. Die Provinzialmiliz ift 240,064 
Mann ftart und bie Territorialmiliz 
564,0 Mann. DieKriegsflotte zählt 
20 PBanzerfchiffe, 18 Schraubendampfer 
und 6 Raddampfer fowie 29 Transport: 


bampfer, im ganzen mit 478 Kanonen. 


Das Perfonal der Flotte betrug 1880 im 
ganzen 15,055 Mann. Die Flagge ift 
rot, filber, grün horizontal geftreift, in 
dem mittlern filbernen Streifen ein rotes 
Schild mit filbernem Kreuz. Das Wap⸗ 
pen der Monarchie befteht aus einem brei- 
ten filbernen Kreuz in rotem Feld, um⸗ 
geben von der Kette des Annunziatenor: 
dens mit Daran hängenden Ordenszeichen, 
außerdem von einem goldnen Eichen- und 
einem SLorbeerzweig umgeben. Hinter 
dem Wappen heben freuzweife zwei fil- 


Itio in partes — Japan. 


berne Speere, beren Spiken über ben das 
Ganze umgebenden purpurfarbenen Wap⸗ 
penmantel, ber oben bie Königskrone 
trägt, binausragen. Vgl. »Movimento 
dello stato civile« (1879); »Statistica 
del regno d’Italia«e (1871—74); Al⸗ 
tavilla, Il regno d'Italia (geograph. 
Lerifon, 1875); Mattyus, Italiens ſtaat⸗ 
liche Umgeftaltung (1866); Reudlin, 
Gejdiäte Italiens (1859-73, 4 Be). 
tio in partes (lat.), das »Ausein- 
andertretene ber verichiedenen Parteien; 
auf bem Reichätag bed vormaligen Deut⸗ 
ſchen Reichs die gefonderte Abſtimmung 
der Römiſch-Katholiſchen und der Evange⸗ 
liſchen in Religionsſachen; dann überhaupt 
Abſtimmung auf dieſe Art. 
tionsrecht, ſ. Jus eundi in partes. 


J Got). 


Jagdhoheit, das Recht des Landes⸗ 
herrn, die Ausübung der Jagd durch 
Verordnungen (Jagdordnung) zu re 
geln und über deren Befolgung zu wachen. 

Jagdrecht, die Befugnis zur Ausübung 

in einem beſtimmten Bezirk; 


der Jagd 
das J. —*8 früher überhaupt dem Lan⸗ 


beöheren zu (Jagdregal) und mußte 
von dieſem bejonders verliehen werden 
(Sagdgerehtigfeit). Dagegen wird 
es von ber modernen Jagdgeſetzge— 
bung (3. im objektiven Sinn) als Aus- 
fluß des Grunbeigentums betrachtet und 
von den Eigentümern größerer Komplere 
unmittelbar, von ben Fleinern Grundbe- 
fikern mittelbar durch Die Gemeinde aus: 
geübt oder verpachtet. Die Ausübung 
des Jagdrechts ift durch polizeiliche Vor: 
ſchriften, namentlich über Anfang und 
Schluß ber Jagd, geregelt und von ber 
fung von Jagdkarten abhängig ge 
macht. Unbefugtes Sagen (Jagdfrevel, 
Wildbieblahl) wird mit Gelbftrafe 
oder Gefängnis beftraft. Vgl. Deutfches 
Strafgefeßbuch, g 292- 295, 368. 
yubracbung, . Alter. 

apan, großes Inſelreich in Oftafien 
zwilchen bem Japanifchen Meer und dem 
Großen Ozean, aus vier großen Inſeln, 


Nippon, Kiuſiu, Shikofu und Sefio, den 
Kurilen und zahlreichen Fleinern Inſeln 
und Inſelchen beftehend; 379,711 qkm nit 
34,338,504 Einw. Die Hauptſtadt it To⸗ 
kio(Jedo)mit 1,042,888 Einw. Die Zahl 
der in J. lebenden Fremden betrug 1879: 
5503, darunter neben Dänen, Holländern, 


Italienern, Oſterreichern und Schweizern 


3028 Chineſen, 1106 Engländer, 479 
Amerilaner, 300 Deutfche, 230 Franzofen 
und 209 Ruffen. Den Fremden ftehen 
folgende fünf Häfen offen: Yokohama, 
Kobu, Nagaſaki, Niigata und Hakodade. 
Außerdem ſind ihnen beſtimmte Bezirke 
von Tokio und Oſala eingeräumt. Außer: 

alb diefer Plätze können Fremde Tein 

igentum an Grund und Boden und über⸗ 
haupt kein Eigentum erwerben. Zur Reiſe 
ins Innere bedarf es eines beſondern Paſ⸗ 
ſes ſeitens des Miniſteriums des Innern. 
Ein deutſcher Miniſterreſident hat ſeinen 
Wohnſitz in Tokio; deutſche Konſulate 
ſind in Hiogo, Nagaſaki, Niigata, Tokio 
und Yokohama errichtet. Die Staatsver⸗ 
fafjung ift die einer abfoluten Monardjie 
mit feudalem Charakter und faft kaſten⸗ 
artigem Stänbeunterfchied. An der Spike 
des Staatsweiens fteht der Kaijer (Mi⸗ 
Tado), ber feit der Revolution von 1867 





die höchſte Stantsgewalt ungeteilt ausübt. 
Bis dahin war derjelbe nämlich nur als 
das geiftliche Oberhaupt betrachtet und 
als Gottheit verehrt worbenz neben ihm 
ftand ein weltliches Oberhaupt, der Tai: 
fun, welcher über bie Armee und über 
die Einkünfte des Staats verfügte. Doch 
führte jene Revolution bie Befeitigung 
des Taikun und die Unterwerfung aller 
Zanbesfürften unter den Mifado herbei. 
An ber Spige der Staatsgefchäfte fteht 
der Staatsrat (Daidjofan), welcher 
aus drei Präfidenten und zehn Mitglie- 
bern beſteht, welche den Titel »Sangi« 
(Rat) führen. Daneben beiteht dag Mi⸗ 
nifterium mit den Abteilungen für Aus- 
wärtiges, inneres, Finanzen, Kri 
Marine, Unterricht, Sffentliche Arbeiten, 
Juſtiz und Taijerliched Haus. Hierzu 
kommt noch ein Senat (Genroin), der⸗ 
malen aus 33 Mitgliedern, meift höhern 
Beamten, zufammengefeßt. Die projek⸗ 
tierte Einberufung einer Art Volksvertre⸗ 
tung, beftehenb aus zwei Kanımern, ift 
nicht zur Ausführung gelommen. Oberfter 
Gerichtshof ilt das Taiſchinin, aus 19 
Richtern der obern Klaffen zufammenges 
jet, unter dem Vorſitz eines Oberrichter?. 


Was die Religion der Japanejen anbe: | 3 


trifft, fo ift Die ältere Sintoreligion (Gei- 
fterglaube) jetst zumeiſt burd) den Buddhis⸗ 
mus und dieXehre des Konfutſe verdrängt. 
Die Armee des Landes, welch letzteres auf 
einer verhältnismäßig hohen Kulturftufe 
fteht und die europäiichen Staatseinrich⸗ 
tungen überhaupt mit viel Geſchick und Er: 
folg nachgeahmt hat, ift nad) europäifchen 
Mufter eingerichtet. Durch Faiferliche 


Jeſuiten. 


Krieg, | 350 
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befteht aus der kaiſerlichen Garbe und ber 
Linienarmee. Zu ber erftern gehören 2 
Sufanterieregimenter zu je 2 Bataillonen, 
1 Kapvallerieesfadron, 2 Batterien Artille- 
rie, 1 Ingenieur: und 1 Trainfompanie. 
Die Linienarmee fett ſich aus 14 Regi⸗ 
mentern, je zu3 Bataillonen, 2 Eskadrons 
Kavallerie, 18 Batterien Artillerie, IRom: 
panien Küftenartillerie, I Ingenieurs und 
5 Trainfompanien zufammen. Die Ge 
ſamtkriegsſtärke der aftiven Armee beläuft 
fih auf 49,378, die Friedensftärke auf 
34,768 Mann, wozu noch 2343, reſp. 2009 
Offiziere und Militärbeamte kommen. 
Die Kriegsflotte zählt 10 Dampfer von 
2930 Pierdefräften mit 49 Kanonen und 
0. Dann Bemannung. Seitdem den 
Nordamerifanern (31. März 1854) der 
Abfchluß eined Handelsvertrags mit J. 
gelungen ift, und ſeitdem berartige Ver- 
träge auch mit den europäifchen Mächten 
(mit dem Deutichen Zollverein 25. San. 
1861) zuftande gefommen find, haben fich 
Handel und Verkehr in J. bedeutend ge: 
hoben; Poſt, Eifenbahnen nnd Telegra- 
phen find nach europäifhem Muſter ein- 
gerichtet. Die Staatseinnahmen waren 
pro 1879-80 auf 55,651,379 Sen (1 
en — 1 meritan. Silberbollar — 4a 
Mark) veranfchlagt, womit die Ausga- 
ben balancierten. Die Statigub es 
Tief fih 1. Juli 1879 auf 365,327,974 
Sen. Die japanefifche dage iſt weiß 
mit einer roten Kugel in der Mitte. Vgl. 
Andree, Das wiedererfchlojjene J. (2. 
Aufl. 1869); »Die preußifhe Erpedition 
nad) Oftafien« (1865—73, 4 Bde.); Le 
Gendre, ProgressiveJ. (1879); Rein, 


Drdre vom 28. Dez. 1872 ift die allge: | J. (Bd. 1, 1881) 


meine Wehrpflicht eingeführt, wenn auch 
in zableichentuönahmefällen Losfaufung 
(270 Doll.) zuläffig iſt. Die Dienitzeit 
ber aktiven Armee (Jobigun) beträgt drei 
Jahre. Aus den gedienten Soldaten wirb 
die Neferve (Kobigun) mit he 
Dienftzeit gebildet. Daneben bejteht die 
Nationalarmee (Kobumingun), zu welcher 
alle nicht zu jenen beiden Klaſſen gehört 
gen Unterthanen im Alter von 17 —40 
Jahren im Fall ber Not einberufen wer- 
den. Der Generalftab ift nad) deutſchem 
Mufter eingerichtet. Die aftive Armee 


. (Bd. 1, . 

Jeſuiten (Geſellſchaft Xefu), geift- 
licher Orben, 1539 von Ignaz v. Lohola, 
einem ſpaniſchen Edelmann und frühern 
Dffizier (geb. 1491) geftiftet. Zweck des 
Ordens ift bie Verteidigung und Ausbrei⸗ 
tung bed römiſch-katholiſchen Glaubens 
und der päpftlichen Univerfalherrfchaft. 
Der Orden, weldher vom Bapft Paul III. 
durch eine Bulle vom 27. Sept. 1540 be= 
ſtätigt und zugleich mit ben Rechten ber 
Bettelmönche und der Weltgeiftlichen aus⸗ 
geftattet wurde und dazu nod) ganz befon- 
dere VBorrechte erhielt, fteht unter einem 
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Drdensgeneral. Der erſte General 
war Loyola felbft. Nach dem Tode desſel⸗ 
ben (1556) vollendete fein Nachfolger Ja⸗ 
kob Lainez die Organifation des Ordens. 
Derſelbe zerfällt in Novizen, begabte 
Sünglinge ohne Rückſicht auf die Geburt, 
welche zwei Sahre lang in befondern No⸗ 
viziathäufern unterwiefen und in Selbſt⸗ 
verleugnung und blindem Gehorfam ges 
übt werben; weltlihe Koabjutoren, 
welche nicht Durch die Mönchsgelübde ge- 
bunden, in ben verichiebenartigfien Le⸗ 
bensftellungen thätig und als Gehilfen 
nnd Verbündete ber Ordensbrüder bem 
Orden dienftbar find; geiftliche Koad⸗ 
jutoren, oft bochgebildete Männer, 
welche, durch die Ordensgelübbe gebun- 
ben, ſich namentlich der Jugenderziehung 
als Profefjoren, Prediger, Sausfapläne 
Hofmeifter u. dgl. widmen; Brofeffen, 
aus ben erfahreniten Mitgliedern bes Or⸗ 
dens erwählt, teils in Iogent. Profeß— 
häuſern zuſammenlebend, teils aus⸗ 
wärts als Reſidenten des Ordens, als 
Beichtväter an katholiſchen Höfen, als 
Miſſionäre ꝛc. thätig. Die Profeſſen 
wählen aus ihrer Mitte auf Lebenszeit 
den Ordensgeneral, welcher in Rom reſi⸗ 
diert und feinerfeit3 aus ber Zahl ber 
Profeffen die Affiftenten, PBrovinzialen, 
Reltoren und Superioren des Ordens 
erwählt. Die Mitglieder des Ordens find 
dem General, in welchem fie Chriſtus 
ſelbſt erbliden follen, zu unbedingtem Ge⸗ 
horfam verpflichtet. Die 3. erlangten 
durdy die biplomatifierende Art und 
Weife ihres Auftretens, namentlich durd) 
die jeſuitiſchen Beichtwäter und Ratgeber 
an den Höfen, bald den bedeutendften Ein- 
fluß und traten insbeſondere der Ausbrei: 
tung des Proteftantismus mit allen Mit- 
teln entgegen. Ihr Wahlſpruch, daß ber 
Zweck die Mittel heilige, findet fich zwar 
nicht ausdrüdlich in ihren Schriften ausge⸗ 
ſprochen, geht aber aus vielen Stellen der⸗ 
felben und namentlich aus ber Handlungs: 
weife der Ordensbrüder hervor. Wiederholt 
und in verfchiedenen Ländern verboten, ja 
ſogar von Papft Clemens XIV. durch bie 
Bulle »Dominus ac redemtor noster« 
vom 21. Juli 1773 aufgehoben, beftand 
die Geſellſchaft Jeſu gleichwohl unter der 


Journal. 


Oberfläche fort und warb 7. Aug. 1814 
von Bapit Pius VII. durch die Bulle 
»Sollicitudo omnium« in ihrem ganzen 
Umfang wieberhergeftellt. Seitdem hat 
der Orden in verfchiedenen Rändern ver- 
ſchiedene Verbote über fich ergehen laſſen 
müſſen, ohne jedoch feinen Einfluß jemals 
ganz zu verlieren, jo 3.2. in der Schweiz, 
in Rußland, in Stalten und in Spanien. 
Mußte aber auch Papft Pius IX. 1848 
infolge ber politiihen Stürme die J. aus 
Rom verweilen, jo Tehrten fie doch mit 
der politifchen Reaktion zurüd, um unter 
ihrem Ordendgeneral Bater Beckx ben größ: 
ten Einfluß zuerlangen und bie Kurieganz 
zu beherrſchen. Encyflifa und Syllabus 
jowie das auf dem vatikaniſchen Konzil 
verfündete Dogma von der päpftlichen 
Unfehlbarfeit waren die Folgen davon. 
Der hierdurch in Deutfchland entflandene 
Kulturfampf zwifchen Staat und Kurie 
führte ein Verbot bes Jejuitenorbens, ber 
ihm verwandten Orden und orbensähn- 
lichen Kongregationen innerhalb des Ge- 
biets des Deutfchen Reichs durch Reichs⸗ 
geſetz vom 4. Juli 1872 herbei. In Frank⸗ 
reich, woſelbſt der Orden nach der Revo⸗ 
lution von 1830 für immer aufgehoben, 
jedoch in der Folgezeit ſtillſchweigend ge: 
duldet worden war, wurde der Jeſuiten⸗ 
orben infolge des Vorgehens gegen bie 
unerlaubten Orden überhaupt durch De- 
fret vom 29. März 1880 definitiv aufge- 
löſt. Was die Äußere en des 
Ordens anbetrifft, jo zerfällt derſelbe in die 
fünf »Affiftenzen« Stalien, Deutfchland, 
Frankreich, Spanien und England, welche 
wiederum in 22 »Provinzen« eingeteilt 
find. Die Mitgliederzahl mag fih auf 
etwa 10,000 Perſonen belaufen, welche 
über die ganze Erde verbreitet find. Val. 
Bluntſchli, Rom und die deutfchen 3. 
(1872); v. Schulte, Die neuern fatho- 
lifchen Orden und Kongregationen (1872); 
Subet, Der Zefuitenorden nad feiner 

erfaffung und Doftrin, Wirkſamkeit und 
Geſchichte (1873). 

Journal (franz., ſpr. ſchurnall), Tage: 
buch. Das Schiffsjournal wirb vom 
Schiffsführer oder Steuermann von einem 
Mittag zum andern geführt; es enthält 
die Angabe der Windrichtung, des ein- 








Juden. 


geſchlagenen Wegs, der Schnelle der Fahrt, 
der Meerestiefe, aſtronomiſch- nautifche 
Beobachtungen x. und hat bei Unfällen 
und badurd veranlaßten Havarien Be⸗ 
weisfraft. J. ift auch ſ. v. w. Zeitfchrift, 
namentlich täglich erjcheinende politifche; 
Sournalift, für Zeitungen tbätiger 
Scriftfteller. Sournaligmug, das ge- 
famte Zeitſchriftenweſen. Jour na⸗ 
liftentag, die Verbindung deutſcher 
Journaliſten und Zeitungsverleger zur 
Förderung ber gemeinſamen Intereſſen, 
1863 gegründet und alljährlich zuſammen⸗ 
tretend. 

Juden ($sraeliten), bie Bekenner 
ber mojaifchen Religion, zum femitifchen 
Völkerſtamm gehörig, jet über bie gene 
Erde zerftreut lebend. Beſonders zahlreich 
find die %. in Rumänien vertreten, wo: 
ſelbſt auf 1000 Einwohner 78%. fommen. 
Dagegen kommen auf 1000 Bewohner in 
—2 38, in Ofterreich-Ungarn 38, in 
Preußen 13, in Hamburg 41, in den Nie⸗ 
derlanden 19, in der Schweiz 3, in Frank⸗ 
reich 1, in Stalien 4, in Sroßbritannien, 
in ber europäifchen Türfei 9 und in Grie- 
henland 2%. Am Deutfchen Reich macht 
die Geſamtzahl der X. noch nicht "/,, der 
Gefamtbevölferung aus. Im Mittelalter 
und bis in das 16. und 17. Jahrh. hinein 
ftanden die J. in ben chriftlichen und mo: 
hammebanifchen Ländern unter hartem 
Drud, welcher fich wiederholt bis zu 
graufamen und blutigen AYubenverfol- 
gungen fleigerte. In Deutſchland ftan: 
den die J. als fogen. »Kammerfnechte« 
bes Kaiferd unter deſſen beſonderm 
Schu; aud andre Reichdftände nahmen 
fogen. »Schußjuden« an, ließen fich aber 
diefen Schuß, welcher ſehr willfiirlich ge⸗ 
handhabt wurbe, in ber Negel recht gut 
bezahlen. Die JZubenemanzipation begann 
in Frankreich mit der Revolution zu Aus⸗ 
gang des borigen Jahrhunderts. Eng: 
land wurden die J. 1723 zur Erwerbung 
von Grundeigentum, 1833 zur Advokatur, 
1845 zur Aldermanswürbe und 1858 zum 
Parlament zugelafjen. Ebenfo ift in den 
meiften andern Staaten die völlige Gleich: 
ſtellung der J. mit den Belennern bes 
riftlichen Glaubens erfolgt. In Preußen 
gewährte ihnen fchon das Edift vom 11. 
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März 1812 faftvollftändige Gleichſtellung, 
und die Berfaffungsurfunde vom 31. Ian. 
1850 erflärt im Art. 12 ausdrücklich: 
»Der Genuß ber bürgerlichen und flaats- 
bürgerlichen echte ift unabhängig von 
dem religiöfen Bekenntnis«. Ber der 
Gründung des Norddeutſchen Bundes 
entbehrten die J. namentlich in Medlen- 
burg noch der Gleichberedhtigung. Ein 
Geſetz vom 3. Juli 1869, welches inzwi- 
[hen zum Reichsgeſetz erhoben worden ift, 
beftimmt dagegen: »Alle noch beftehen- 
den, auß ber Verfchiebenheit des religiö- 
jen Bekenntniſſes hergeleiteten Befchrän- 
kungen ber bürgerlichen und ftaatsbürger- 
lichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. 
Insbeſondere ſoll die Befähigung zur 
Teilnahme an der Gemeinde und Lan 
deövertretung und zur „erleibung öffent: 
licher Amter vom religidfen Belenntnis 
unabhängig fein.e Leider ift in neueiter 
Zeit Fünftlih und nicht ohne Geſchick und 
mit bedeutenden Deitteln, beren Quelle 
nicht recht befannt ift, eine Antifemi- 
tenbewegung, eine Agitation gegen die 
%., in Szene gefebt worden, weldye zu den 
traurigften Erfcheinungen der Gegenwart 
gehört, namentlich weil es Leute aus den 
gebildeten Ständen find, die fi) daran be: 
teiligen, und weil fogar Geiftliche, welche 
dad Evangelium der Xiebe verfiindigen 
jollen, diefen häßlichen Kampf begüniti- 
gen und fhüren. Eine fogen. Antife- 
mitenliga betreibt dieſe Judenhetze ſy— 
ſtematiſch. Profeſſor Treitſchke in Berlin, 
welcher ſich einen Liberalen nennt, hat ſie 
durch Artikel in den »Preußiſchen Jahrbü⸗ 
chern« unterſtützt und in die ſtudierende 
Jugend hineingetragen. Namentlich aber 
iſt es der Hofprediger Stöcker, welcher in 
feinen chriſtlich-ſozialen Vereinen das 
Evangelium des Hafjes gegen unfre jü- 
diſchen Mitbürger predigt. Die offiziöfe 
Preffe, wiez.B. die »Srenzbotene«, hat diefe 
traurige Agitation zum Teil unterſtützt 
ober ift ihr doch wenigftens nicht entgegen: 
getreten, obgleich ber beutfche Kronprinz 
im Februar 1880 dieſe Agitation als eine 
»Schmad für Deutſchland«, deren er ſich 
im Ausland Ausländern gegenüber ge- 
ſchämt habe, bezeichnet hatte. Unter den 
Berliner Subenhekern haben fich nament: 
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mi es ir 2 ie 
in biefem Sinn tätig. Die 
Sangun fee ineiner Petition, el 
auf Betreiben bes Börfter und 
Sorge — und 
Graf von Schulenburg:Beepenborf an ben 
Reichslan⸗ Mer ge ichtei und mit zahlteichen 
Unterfäriften ebedt wurde. Diele Peti- 
tion gebt dahin: 1) daß bie Einwande⸗ 
zung ausländifder J. wenn nicht ganz: 
lich perhinet, jo doc) wenigſtens Ei 
ſchrankt werbe, el baß bie 3. von allen 
autoritativen. des gkeitlichen Stellungen 
ausgeſchloſſen werden, und baß ihre Ber: 
wendung im Juftigdienit, namentlich als 
Einzelrichter, eine angemeflene Beſchran⸗ 
ung erfahre; 3) daß ber Hriftliche Cha- 
takter ber Vollsſchule, auch wenn biefelbe 
vonjübifchen! ernbejuchtwirb, fireng 
zewahrt bleibe und in berfelben nur chriſt⸗ 
Ihe Lehrer zugelaffen werben, daß in allen 
übrigen Schulen aber jüdifche Lehrer nur 
in beſonders motivierten Ausnahmefällen 
ur Anftelung gelan en; 4) baß bie Wie: 
eraufnahme ber amtlichen Statiftit über 
bie jübifche Bevölferung angeorbnetwerbe. 
Gegen biefe Petition wurbe eine von bem 
m 
1 
be 
[23 
be 
de 
je 


folge einer Suterpellation bed ni 
lichen Abgeorbneten v. ‚Kine aut Spra 
und au vörterung gefommen, bei —* 
her Gelegenheit von ben Tonfervativen 
Abgeordneten Stöder und Stroſſer leider 
ber Ton ber antifemitifchen Streiter auch 
in das Abgeorbneten! us hineingetra⸗ 
ge werben it. Cine 12. Jan. 1881 in 
erlin_tagende Verfammlung ber bor= 
tigen Wahlmänner bat mit allen (etwa 
2000) Stimmen gegen eine ihre Ent- 
růſtung und ihr Bedauern darüber aus⸗ 
geſprochen, daß bie Stadt Berlin zum 


ber | al8 unbegrünt 





utriusque doctor, 


Schauplatz dieſer bäßlichen A; ration 
tz | gemacht werde. Sniänet U hat die Bes 
wegung noch nicht ihr Ende erreicht, und 
bie Annahme, daß man biefelbe Tünflid, 
erhalte, um daraus bei ben Reichsiags⸗ 
wahlen 1881 ben Liberalen —— 
Kapital zu | tagen, erſcheint keineswegs 
aumgarten, 
Shen Senn gebe —— 


Judex Ko T. 
(nämli —* ber Denen 
an well en 00, ber Unterrichter, 
von welchem un fert wirb. J. Curiae, 
in Ungarn Titel des Oberlandesrichters. 

duditat (lat.), Urteil; Jubifation, 
Beurteilung, Aburteilung. Ju dika to⸗ 
ns richterfich. 


jugendliche Berbrecher, Alter. 
juliusturm, . Reihsfriensihag. 
jungfernrede (engl. Maiden speech, 





Eritlingsrebe), bie erfte Rede eines 

neuen Baclamentämitg lieds. 
— ffsmannidaft. 
ura (lat., Plural von jus), die Rechte. 
urisditfion (ur). 1- Ossiit 


ur — Ben (lat.), KRechtewiſſen⸗ 
Theft G Re giß 
Zuriß (mitkelat, Juriste), N je: 


Iehrter, Mechtöbefliffener; juriftii &, ie 
Juriſten Fi die Jurisprudenz ie 
elehrfamteit) u den, ber Rechtägelehe- 
— entſprec 
FH ke t ber Wiſſen⸗ 
HR das durch bie willenfchaftliche 
Thätigfeit der Juriften ſich bildende Recht. 
Die nur Dottrin negiert basjelbe und 
Täßt da8 fogen. 3. nur als Erkenntnis 
uelle — — — 
deln Vollsrecht or 1843—44) 
jurif fentag, bie feit 1860 — 
je | ober doch alle zwei Jahre zufammentre- 
tenbe Wanberverfanimlung deutfeher und 
Öereißiiäer Surifen, sräfidenten wa⸗ 
ten Wächter, Bluntfeli, Gneift. Die 
»Berhandlungen« des Juriftentags wer⸗ 
den zgemäßig veröffentlicht und find für 
viele ——— von der größlen 
en) 
gesim —7 — f. Berfon. 
is utriusque doctor (lat.), beis 
Fr Rechte (desrömifchen und kanoniſchen) 
oftor. 


— — — — 


Jury — Justitium. 


ſchühri), Schwurgericht (ſ. d.). Auch Be 
zeichnung des Ausſchuſſes der Preisrichter 
bei Ausitellungen u. dgl. 

Jus (lat. »Recht«), im objektiven Sinn 
der Inbegriff von Regeln, welde, auf 
äußern Sabungen der Völker beruhend, 
bie Lebensverhältnifie ber Menſchen un: 
tereinander in erzwingbarer Weife nor: 
mieren (norma agendi) ; im fubjeltiven 
Sinn die durch Rechtsgeſetz begründete 
Befugniz, in irgend einer Weife auf die 
Außenwelt einzuwirfen (facultas agen- 
di). S. Recht. 

Jus albinagii Set), Heimfalldrecht 
(ſ. Sremdenredt). 

us armörum (lat.), |. Militär: 

bobeit 

Jus 


canonicum (lat.), Tanonifches 


Recht. 

Jus civitätis (Int), Bürgerredt. 

Jus de non appellando, Recht der 
letzten Inſtanz; im vormaligen Deutfchen 
Reich das Vorrecht einzelner Fürften und 
zulegt aller Kurfürsten, felbft höchſte Ge- 
richte im Land zu haben und fomit der 
Berufung an die Reichsgerichte aus ihren 
Landen zu wehren. 

Jus de non evocando (Iat.), das 
ehemalige Recht deutſcher Reichsſtände, 
wonach aus ihren Territorien kein Rechts⸗ 
handel in erſter Inſtam vor die Reichs⸗ 
gerichte gebracht werden konnte. 

Jus detractus (lat. »Abzugsrecht«), 
ſ. Nachſteuer. 

Jus devolutionis, ſ. Devolution. 

Jus eminens (lat.), ſ. Notrecht. 

Jus eundi in partes (lat., Itions⸗ 
reiht), nach dem Weſtfäliſchen Frieden die 
Befugnis ber Reichaftände einer Konfef- 
fion, in Religionsangelegenbeiten und in 
allen Sachen, »fie treffen an, was fie 
immer wollen, barin bie Katholiſchen eine, 
die Evangelifchen die andre Partei kon⸗ 
flituieren«, bie Enticheibung durch Stim⸗ 
menmehrheit im Reichstag abzulehnen. 
Neuerdings ift der Außdrud auf die Be: 
ftimmung im Art. 7 ber neuen beutfchen 
Reichsverfaſſung angewendet worden, wo⸗ 
nach im Bundesrat beider Beſchlußfaſſung 
über eine Angelegenheit, welche nad) ben 
Beftimmungen ber Verfaffung nicht dem 
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Jurh (engl., ſpr. dſchubri; franz. He gengen Reiche gemeinfchaftlich ift, nur die 


timmen berjenigen Bundesſtaaten ge⸗ 
zählt werben, welchen bie Angelegenheit 
gemeinschaftlich ift. Zu 

Jus gentium (lat.), Völferrecht. 

Jus gladii (Iat.), das Recht über Le . 
ben und Tod. 

Jus jurandum (lat.), |. v. w. Eid. 

Jus optionis MR Wahlrecht. 

‚Jus postliminii (lat.), ſ. Postlimi- 
nium. 

Jus praesentandi oder praesenta- 
tionis (lat.) Präfentationg-, Vorſchlags⸗ 
recht bei Beſetzung von Amtern. 

us publicum (lat.), Staatsrecht. 

Jus quaesitum (Iat.), wohlerworbe⸗ 
nes Recht. 

Jus reformandi (lat.), Reforma⸗ 
tionsrecht (ſ. Kirche). 

Jus retorsionis (lat.), Vergeltungs⸗ 
recht (ſ. Retorſion). 

us romanum (lat.), römiſches Recht 
Jus talionis (Tat.), |. v. w. Jus retor- 


sioniß. 

Juste-milieu (franz., ipr. fpüfftemiljöh, 
»tichtige Mittee, »rechte Mitte«), feit der 
Julirevolution 1830 ein politiiches Schlag: 
wort, indem damals König Ludwig Phi- 
lipp durch feine Organe erflären ließ, daß 
die Regierung dem Parteitreiben gegen⸗ 
über »le juste milieu« einhalten müffe 
gum Mohl des Vaterland. Übrigens ift 

er Ausdruck bereits von Voltairein einem 
Brief an den Grafen b’Argental vom 28. 
Nov. 1765 gebraucht worden. Heutzutage 
wird mit dem Ausdruck J. ber Bentifi einer 
gewiſſen Angftlichfeit verbunden, indem 
man damit Politifer und politifche Zei- 
tungen bezeichnet, welche fi), um weder 
links noch rechts anzuftopen, auf dem brei⸗ 
ten Mittelweg zu halten fuchen. 

Auflifizieren (lat), rechtfertigen; 
Sufififation, Rechtfertigung, insbe— 
jonbere bei Nechtömitteln die Ausführung 
und Begründung berjelben; bei Rechnun⸗ 
gen die Genehmigung ber letztern (durch 
Erteilung eined Justificatorium) nad) 
vorgängiger Prüfung und Feitftellung. 

ustitiarius(lat,Gerihtshalter), 
ſ. Patrimonium. 

Justitium(lat.), Stillſtand der Rechts⸗ 

pflege infolge von Krieg, Peſt ꝛc. 
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Rechtspflege (i. Rech t); 

ie Staats} Kl fe 

ie töpflege H 

vn — (. 

vorb, bie an einem Un: 

ne Todesſtrafe; Ju ſt 

für Juftigbeamte; Ju= 
ſtizverweige rung Verjagung ber ger 
tichtlichen Hilfe. Gegen eine ſoihe Tann, 
ebenfo wie bei einer — öger 





tung, bei ber bem betreffenden Gericht 
vorgejepten Dienjtbehörbe Abhilfe gefucht 
werben. Mad) ber deutfchen Reit A 


fung (et, 77) liegt e8 dem Bundesrat 
ob, im Fall einer Juftigverveigerung, falls 
auf gefeglichen Wegen ausreichende Hilie 
nicht erreicht werben kann, erwiefene, nach 


Robinett (Rabinet, franz. Cabinet), 
eigentlich »Nebenzimmer«, »Fleines 
mache; in fürftlichen Palkften bas Wohn: 
zimmer ſowie aud) das Zimmer, in wel: 
chem ber Fürft feine befonbern Angelegen⸗ 
heiten zu beforgen pflegt, bal N vw. 
Geichäftserpebitfen bes Ctaatio erhaupts; 
auch —A— die Beamten, wels 
hen biejenigen Gejchäfte übertragen find, 
und welche diejenigen Sachen vorzutragen 
haben, beren unmittelbare Erledigung in 
ber Machtvollkommenheit bes Fürſten 
liegt; daher bie Titel Kabinettsrat, 
Kabinettsminifter, Kabinetts- 
fefretär. Kabinettsfrage heißt eine 
Ka von deren Entideibung es ab: 

‚ängt, ob Dinifter im Amt bleiben ober 
nit; Rabinettsorbre, ein unmittel 
bar vom Fürſten guögebenber Befehl. 
heißt aber auch bie tnatörenierung in 
ihren Beziehungen zu auswärtigen Ver⸗ 
haͤltniſſen; in diefem Sinn ſpricht und 
ſprach man von bem R. von St. James, 
dem K. ber Tuilerien, ben 8. von St. Bes 
teröburg, bem Berliner. Geheimes RK. 
heißt in manchen Staaten das höchfte Lan 
besfollegium ober das Kollegium ber Ges 
Heimen Räte. @abinettsfrieg, j.Krieg. 

Rabinettöjufiz, die unmittelbare Ein- 
miſchung des Regenten in ben Gang eines 





u 
{ocien, Ju 


K. 





Juſtig — Kadett. 


ber Berfaffung unb ben beftehenden Ge: 
ſeben bes betreffenden Bundesſtaats zu 
beurteilende Beſchwerden über verweigerte 
oder gehemmte töpflege anzunehmen 
unb darauf bie gerigtli Hille bei ber 
QYunbesregierung, die Fr ber — 
Anlaß gegeben hat, zu bewirken. Ju ſtiz⸗ 
— diejenigen Geſetze, welche bie 

echtspflege normieren; namentlich wer⸗ 
ben die neuen deutſchen Juſtizgeſebe oft 


fölethin mit diefem Namen bezeichnet 
(1. Geriht); YJuftizorganifation, 
faf-| bie Ginrichtung der 


töpflege und ber 
ee Behörden 


ihrer Ausübung 
izverwaltung, |. 


erwaltung. i 
Iuptztomniiffien, ſ. Zivilprozeß. 


bei ben Gerichten anpängigen Rechts: 


Ge: | ftreit. In Deutfhland wurde berfelben 


querft durch die Reichefammergerichts 
oͤrdnung von 1495 entgegengewirkt, und 
ſeitdem ift Die Unabhängigfeit der Gerichte 
und der Rechtſprechung ſtets anerfannt 
worben. Nach ber deutſchen Reichsver⸗ 
faffung vom 46. April 1871 (Art. 77) it 
für ben Ball der K. das Recht der Ber 
ſchwerde an ben Bundesrat gegeben, und 
das beutfche Seriötsverfaffungsgefeh e 
Hält im Art. 4 die außbrüdliche Veflimz 
mung: »Die richterliche Gewalt wird durch 
unabhängige, nur dem Geſetz unterwor⸗ 
fene Gerichte ausgeübt · 

FA eben, 36 KH bi 
'abett, militäcii ögling für bie 
ierölarriere, bejonders in Kadet— 

enhäufern (Deutichland) ober Bei ber 
Truppe (Öfterreich) fowie bei der Mas 
ine, wo bie Rabetten nach ber erſten Aus- 





che Erziehungs: und Unterrichtsanftalten, 
I an Ava ben Realſchulen erfter 
Ordnung entſprechend. Die Aufnahme 
erfolgt nad) vollendetem 10. bis zum 15. 


Lebensjahr. Die Oberprimaner werden 






Kadre — Kaiſer (rönifcher, römifchedeutfcher). 


nach abgelegtem Offiziergeramen alsFähn⸗ 
riche, die Selektaner als Offiziere zur Ar- 
mee entlaffen. 

Kadre (franz., ſpr. kahdr, »Rahmen«), 
derjenige Teil einer Truppe, insbeſondere 
die Offer und Unteroffiziere und ber 
fogen. Stamm, welcher bei ber Fahne 
bleibt, während der Reſt nad) gehöriger 
Einübung entlaffen wird, um Durch neue 
Refruten erjett zu werden; baher Kadre⸗ 

yftem, ſ. v. w. Beurlaubungsiyiten. 

Kaduzieren (lat.) | Niederichlagen. 

ſtaimaküm (arab., —— in 
der Türkei Titel des Bezirksgouverneurs. 

Kaiſer, Titel des Beherrihers des rö⸗ 
mifchen Reichs ſeit C. Julius Cäfar Octa⸗ 
vianus; aus dem Familiennamen »Cä⸗ 
ſar« entſtanden, welch letzterer feitbem 
zur Bezeichnung der höchſten Würde ge⸗ 
braucht wurde und zwar neben den Ti⸗ 
teln Augustus und Imperator. Die rö⸗ 
miſche Kaiſerwürde charakteriſierte ſich 
als bie unbeſchränkteſte Herrſchergewalt: 
die ganze Machtfülle des römiſchen Welt⸗ 
reichs in einer einzigen Perſon vereinigt. 
Der Form nach ward dieſelbe allerdings 
durch Geſetz (lex regia) dem jeweiligen 
K. übertragen; auch war die Würde an 
ſich nicht erblich, wenn auch thatſächlich 
die Familienverbindung von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung war. Seit ber Teilung 
des Reichs durch Theodofius d. Gr. (39 
n. Chr.) wurde zwiſchen dem weſt⸗- und 
oftrömischen seaiferreicd unterjäieben, ins 
ben von den beiden Söhnen jenes Kai: 
ſers Arcadius K. in Byzanz, Honorius 
K. in Rom wurbe. Nach dem Sturz bed 
weitrömifchen Reichs Burg) germanijche 
BVBölferfchaften unter Odoaker (476) aber 
betrachteten fich die oſtrömiſchen K. al? 
die Träger ber römischen Weltmonardhie, 
und in ber That gelang es dem oftrömi- 
ſchen K. Juſtinian, dieſen Gedanken vor: 
übergehend zu verwirklichen. Zu einer 
Wiederherſtellung ber weſtrömiſchen Kai⸗ 
ſerwürde aber und zu einer Verbindung 
derſelben mit dem fränkiſchen Reiche ga⸗ 
ben die römiſchen Biſchöfe Veranlaſſung, 
welche, nachdem ſie bei den oſtrömiſchen 
Kaiſern nicht mehr den gewünſchten Schutz 
fanden, ben fränkiſchen Königen die Schub: 
berrichaft iiber Rom und bie römifche 
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Kirche übertrugen, bis dann Papſt Leo III. 
25. Dez. 799 Karl db. Gr. in Rom zum 
K. Trönte. Diefe Wiederberftellung ber 
Kaiſerwürde fiir dad Abendland, die Er: 
richtung eines »heiligen römischen Reichs 
beutfcher Natione, hatte den Sinn, baß 
der K. als das weltliche Oberhaupt ber 
gefamten Chriftenheit die höchſte Schuß- 
ewalt über die römifche Kirche ausüben 
—* In der Folgezeit und zwar unter 
Otto J. aus dem ſächſiſchen Haus wurde 
bie Kaiſerwürde dauernd mit der deutfchen 
Königskrone vereinigt (962), und das rö⸗ 
mifche Kaiferreich deuticher Nation ftand 
auf dem Höhepunft feiner Macht unter 
K. Heinrich III. aus dem ſaliſchen Haus, 
als mit Deutfchland die Königreiche Sta: 
lien und Burgund vereinigt waren und 
der römische Bapft die Oberherrfchaft des 
Kaifers unbedingt anerfannte. Gleich: 
wohl war bie Verbindung der römifchen 
Kaiferfrone mit derdeutichen Königsfrone 
für Deutichland ein nationales Unglüd. 
Anftatt den Schwerpunft ihrer Herricher: 
gewalt in Deutfchland zu juchen und zu 
behaupten, opferten bie deutſchen Könige 
nun ihre beiten Kräfte auf den Römer: 
ügen, welche fie unternahmen, um fich 
ie Kaijerfrone in Rom zu holen, und in 
langwierigen Kämpfen in Italien und im 
Streit mit den Päpften, die nach und 
nad) mit der Prätenſion hervortraten, da 
der K. feine Würde lediglich vom Pap 
empfange und ihm unterftellt fei. Da⸗ 
heim aber in Deutichland ſank das An 
jehen des Reichsoberhaupts mehr und 
mehr. Die Großen des Reichs wurden zu 
mächtigen Fürften, und je mehr bie kaiſer⸗ 
lihe Machtfülle ſich verminderte, deſto 
mehr erftarkte die Landeshoheit der beut- 
chen Territorialherren, welche fich aus 
dem urſprünglichen Vafallentum derſel⸗ 
ben entwidelte. Nachdem das Gejchlecht 
ber Hobenftaufen im Kampf mit dem 
Papſttum unterlegen war, erfchien die 
Kaiferwürde nur noch als ein Schatten 
der einftigen Faiferlihen Machtvollkom⸗ 
menbeit. Seit Marimilian J. (1508) 
führten bie deutfchen Könige den Kaifer: 
titel auch ohne Krönung durch den Papit, 
und Karl V., welcher ben Gedanfen ber 
Univerfalmonardie noch einmal mit 
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großer Energie aufnahm, war ber letzte 
K., welder (aber nicht in Rom, fondern 
in Dologun) 1530 vom Papft gekrönt 
ward. Daß aber bas Deutiche Rei ein 
Wahlreich fei, war in der Goldnen Bulle 
Karls IV. (1356) ausdrücklich anerfannt 
worden, und zwar jollte hiernach nur ein 
unbefcholtener und regierungstüchtiger 
Mann zum 8. gewählt werden Tönnen. 
Deutiche Geburt war nicht erforderlich, 
wiedenn Karl V.ein Ausländer war. Daß 
der 8. von hohem Abel fein müſſe, galt 
als ſelbſtverſtändlich. Die Kaiferwanl 
erfolgte nach der Goldnen Bulle Durch die 
Kurfürften, und zwar follte der Kurfürft 
und Erzbiſchof von Mainz innerhalb eines 
Monats nah dem Tode des biäherigen 
Kaiſers die Wahl nach Frankfurt a. M. 
außjchreiben. Die Wahl felbit erfolgte 
durch Stimmenmehrheit. Noch vor der 
Krönung hatte der neu gewählte K. die 
Wahlfapitulation zu beſchwören, d. h. ein 
Staatsgrundgeſetz, welches ſeit K. Karl V. 
bei jeder Kaiſerwahl zwiſchen dem K. und 
den Kurfürſten veritagemäßig errichtet 
wurde und bie Bedingungen der Wahl 
und bie Beſchränkungen der Taiferlichen 
Stegierungögeiwalt enthielt. Die Krönung 
erfolgte in den letzten Zeiterr regelmäßig 
in Frankfurt a. M. Sie war im Mittel: 
alter regelmäßig eine dreifache geweſen: 
Der 8. wurde in Aachen zum beutichen 
König, in Pavia, mitunter auch in Mai⸗ 
Yand oder in Monza, zum König von 
Italien und in Rom zum römiſchen 8. 
gekrönt. Seit Ferdinand L fand nur eine 
einmalige Krönung in Sranfurt a. M. 
ſtatt, welche von dem Erzbiſchof von Mainz 
vorgenommen wurde. Seitdem Marimi- 
lian I. fich den Titel eined erwählten 
römiſchen Kaifers beigelegt hatte, war bie 
offizielle Titulatur >Bon Gottes Gnaben 
erwählter römischer K., zu allen Zeiten 
Mehrer des Reich! (semper augustus); 
König in Germaniene üblih. In den 
ſpätern Zeiten des Reichs wurde es ge: 
bräuchlich, noch bei Lebzeiten eines Kai⸗ 
ſers deſſen Nachfolger beſtimmen, der 
alsdann den Titel »Römiſcher Könige 
führte und ebenfall® von den Kurfür- 
ften erwählt wurde. Der römiſche Kö⸗ 
ig (rex Romanorum) fungierte auch in 


Kaiſer (Gefchichte der alten Kaiſerwürde). 


Berhinderungsfällen als Reichsverweſer. 
Das kaiſerliche Wappen war ein zwei⸗ 
köpfiger ſchwarzer Adler mit des Kaiſers 

auswappen auf der Bruſt; die kaiſerlichen 

arben (Reichsfarben) waren Schwarz und 

elb (Gold). Man hat nachmals hieraus 
dadurch, daß man damit die rote Fahne, 
mit welcher der K. den Blutbann verlieh, 
in Verbindung brachte, eine Trikolore 
»Schwarz⸗ rot⸗golde her: und als die deut⸗ 
ſchen Farben bingeftellt. 

Mad bie eigentlihen Regierungs- 
rechte des Raifers anbelangt, jo hatte der: 
felbe in ber Faiferlihen Machtvollkommen⸗ 
heit einftmals die gefamte Regierungsge⸗ 
walt bes Reich in ſich vereinigt. Mit dent 
Verfall ber Faiferlihen Macht ging aber 
auch ein Vorrecht desfelben nach dem andern 
verloren, und ber verbleibende Reſt wurde 
charakteriſtiſch als ⸗Reſervatrechte«, d. h. 
vorbehaltene Rechte, bezeichnet. Hierunter 
verſtand man zunächſt diejenigen Rechte, 
welche dem K. gegenüber den Landesherren 
vorbehalten waren, die alſo ein Landesherr 
gar nicht oder nur infolge beſonderer kai⸗ 
ſerlicher Verleihung ausüben durfte, ſowie 
diejenigen Rechte, welche der K. neben den 
Landesherren in deren Territorien aus⸗ 
übte. Exkluſive Reſervatrechte (jura re- 
servata exclusiva) des Kaiſers waren 
das Recht, ben Adel zu verleihen, und das 
weitere Recht, Univerfitätöprivilegien zu 
erteilen. Dagegen wurde das Fatjerliche 
Recht, die Volljährigkeit (venia aetatis) 

u erteilen, unehelihe Kinder von bem 

afel ber unehelichen Geburt zu befreien, 
Notare zu ernennen, Lehnsfähigfeit und 
Wappen zu verleihen, als jura reser- 
vata communis, d. h. als ſolche Refer: 
batrechte, die in gleicher Weife auch von 
den einzelnen Landesherren in ihren Terri- 
torien ausgeübt werden Tonnten, bezeid): 
net. Anbre Refervatrechte (Jura reser- 
vata limitata) waren injofern beichränft, 
als der K. bei ihrer Ausübung an die Zu: 
fiimmung der Kurfürften gebunden war; 
jo das Recht, Zölle anzulegen und Zollge: 
rechtigfeiten zu erteilen, ſowie das Necht, 
das Münzregalzuverleihen. Ferner ſprach 
man aber auch von ben Faiferlichen Ne 
ferpatrechten im Gegenfat zu denjenigen 
Regierungsredhten, welche der K. nur mit 





Kaifer (Verfall und Wieberherftellung). 


Zuftimmung bes Reichstags (f. d.) aus- 
üben fonnte, Die Reichägefebgebung ward 
nämlich von ben Reichötag ausgeübt, bach 
hatte der K. dag Recht, die Beichlüffe bes 
Reichstags zu fanftionieren und zu pu⸗ 
blizieren. Der K. hatte in Anfehung der 
Reichsgeſetzgebung ein abfolutes Veto, 
d. h. nur dadurch erlangten die Beſchlüſſe 
bes Reichstags Gefeßesfraft, baf fie der 
K. genebimigte, während fie umwirffam 
blieben, wenn ihnen diefe Genehmigung 
verfagt wurde. Ebenſo war ber K. feit 
dem Weftfälifchen Frieden in Angelegen- 
beiten ber innern Reichsverwaltung an 
bie Zuſtimmung des Reichstags gebun- 
den, und zwar erfolgte die Vollſtreckung 
von — und reichsgerichtlichen 
Entſcheidungen zumeiſt unter Mitwir⸗ 
kung der Kreiſe, in welche das Reich zer⸗ 
fiel. Dem K. ſtand ferner zwar die völ⸗ 
kerrechtliche Vertretung des Reichs nach 
außen zu, doch war er, wenn es ſich um 
Kriegserklärung oder um Abſchluß eines 
Friedens handelte, ebenfalls an die Zu⸗ 
ſtimmung des Reichstags gebunden. Der 
K. war ferner der oberſte Lehnsherr des 
Reichs, er galt als die Quelle aller Gna⸗ 
den, als Schirmvogt der römiſchen Kirche 
und als die Quelle aller Gerichtsbarkeit 
im Reich, die jedoch von den Reichsgerich⸗ 
ten in völlig ſelbſtändiger Weiſe ausgeübt 
ward. Außerdem hatte der K. gewiſſe 
Reichsämter zu befeten, und endlich Hatte 
er das freilich jehr geringfügige Reichs: 
einfommen zu beziehen, welches man 
Häglich genug in ber lebten Zeit nicht 
höher als intgefamt auf etwa 13,000 Tha- 
ler veranfchlagte. 

Daß unter diefen Umſtänden bei ber 
Schwerfälligfeit des Reichstags und bei 
der Jämmerlichkeit der Reichskriegsver⸗ 
faffung mit der faiferlichen Würde doch 
immer noch ein gewifler Nimbus verbun⸗ 
ben war, ift mehr.auf Rechnung ber Tra⸗ 
bitionen des Reichs, befonbers aber auf 
Rechnung der Hausmacht der K. zu ſetzen, 
indem bie Kailerwürbe, troß ber Wahl: 
verfaflung des Reiche, thatfächlich mit der 
Ööfterreihifchen Monarchie verbunden 
war. Aber gerabe diefer Umftand war für 
Deutfchland auf ber andern Seite ver: 
hängnisvoll. Denn bie habsburg⸗lothrin⸗ 
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iſche Dynaftie ſetzte nur zu oft die beut- 
en Intereſſen gegen bie öfterreichifchen 
urüd, und bie nationale Idee warb da⸗ 
uch, daß man mit Deutfchland eine 
Reihe außerbeutfcher, zu Ofterreich gehö⸗ 
riger Kronländer in Verbindung brachte, 
abgeſchwächt. Und fo wurde denn das 
alte Reich zulebt zum Spott ber Zeitges 
noffen, und als e8 1806 zu Grabe getra- 
gen ward, ging bie an ber Nation ziem⸗ 
lich fpurlos vorüber, eben weil bad Neid) 
sulett nur noch ein Iofe zufammenhän- 
gender Staatenjtaat und bie Kaiſerwürde 
nicht viel mehr als eine leere Form gewe⸗ 
fen war. Schon 1804 halte K. Franz II. 
für feine öfterreihifchen Erblande ven 
Kaifertitel als Yranz I. angenommen, 
dem Beifpiel Rapoleons folgend, der fidh 
damals den Titel eines Kaijers der Fran⸗ 
zofen beilegte. Und als nun ber franzö- 
ſiſche Machthaber bie Erklärung abgab, 
daß es für ihn Fein Deutiches Reich und 
feinen 8. von Deutichland mehr gebe, als 
er fih zum Protektor be Rheinbunds 
aufwarf, legte 8. Franz 6. Aug. 1806 die 
beutiche Kaiſerkrone förmlich nieder. 
Wiederherſtellung ber beutichen Kaiſerwürde. 
Nur ein Iofes füderatives Band um: 
(lang, in ber Folge die einzelnen deut: 
chen Staaten, welche als völlig ſouve⸗ 
räne Staatsförper fih nur zu einem 
völferrechtlichen Verein, dem Deutfchen 
Bund, vereinigten. Wohl ward dann 
1848 und 1849 ein Anlauf zur Wieder: 
berftellung ber deutſchen Kaiferwürde ge⸗ 
nommen; aber König Friedrich Wil- 
helm IV. von Preußen lehnte die An- 
nahme ber ihm dargebotenen Raiferfrone 
ab, weil er fie nur nach vorgängiger Ver: 
ftändigung mit den beutfchen Fürlten an: 
nehmen wollte. Eine ſolche war aber von 
vornherein ausgeſchloſſen, folange der 
beutfche Staatenbund zwei miteinander 
tivalifierende Großmächte in ſich ſchloß, 
und es war daher gewiß die allein rich⸗ 
tige Löſung ber deutſchen Frage, daß eine 
Neukonſtituierung Deutſchlands von dem 
großen preußiſchen Staatsmann herbei: 
geführt. wurde unter Ausſchluß Hſter⸗ 
reiche. Die Erfolge Preußens im Krieg 
von 1866 ermöglichten die Gründung des 
norbdentichen Bundesſtaats mit einem 
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Präſidium an der Spite, welches erblich 
mit der Krone Preußen verbunden wurbe, 
und aus der blutigen Saat ber Schladht- 
felder von Weißenburg und Wörth, von 
Gravelotte und Sedan Feimte die Föftliche 
Frucht bes neuen Deutfchen Reihd. - 

Die deutſchen Fürften und Freien Stäbte 
trugen auf Vorichlag bed Königs von 
Bayern dem König Wilhelm von 
PreußendenTiteleinesbeutfchenKaifers 
an, indem König Ludwig von Bayern in 
einem Sihreiben, welches rim Luitpolb3. 
Dez. 1870 dem König Wilhelm überreichte, 
ausdrüdlich erklärte: »Ich habe mid) zur 
Bereinigung ber Präfidialrechte in einer 
Hand in ber Überzeugung bereit erklärt, 
daß dadurch ven Geſamtintereſſen des deut⸗ 
ſchen Vaterlands und ſeiner verbündeten 
Fürſten entſprochen werde, zugleich aber 
auch in dem Vertrauen, daß die dem Bun⸗ 
bespräfibium zuſtehenden Rechte durchWie⸗ 
derherſtellung eines Deutſchen Reichs und 
der deutſchen Kaiſerwürde als Rechte be⸗ 
zeichnet werden, welche Ew. Maj. im Na⸗ 
men des geſamten deutſchen Vaterlands 
auf Grund der Einigung ſeiner Fürſten 
ausüben«. Die Proklamierung ber Wie- 
berherftellung ber beutfchen Kaiſerwürde 
erfolgte durch den König von Preußen 18. 
Jan. 1871 zu Berfaillesu. wurde dem deut⸗ 
ſchen Volk durch eine Broflamation vom 
17. Jan. 1871 verfündet. Der Königerflärt 
in diefer Proffamation, daß »er die kaiſer⸗ 
liche Würbe in dem Bewußtfein der Pflicht 
übernehme, in beutfcher Treue bie Nechte 
des Reichs und feiner Glieder zu hüten, 
ben rieden zu wahren, bie Unabhängig: 
keit Deutſchlands zu ſtützen und die Kraft 
des Volks zu flärken, in ber Hoffnung, 
daß e8 dem deutſchen Volk vergönnt fein 
werde, ben Lohn feiner heißen und opfer- 
willigen Kämpfe in bauerndem Frieden 
und innerhalb der Grenzen zu genießen, 
welche dem Vaterland bie feit Jahrhun⸗ 
berten entbehrte Sicherheit gegen erneuerte 
Angriffe Frankreich gewähren merbe«. 
»Den Trägern ber Kaiferfrone aber (jo 
heißt e8 in biefer benfwürdigen Urfunbe 
weiter) wolle Gott verleihen, allezeit Meh⸗ 
rer ded Deutſchen Reichs zu fein, nicht in 
friegerifchen Eroberungen, fondern in den 
Werten des Friedens, auf bem Gebiet der 
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nationalen Wohlfahrt, ber Freiheit und 
der Gefittung.e Der Art. 11 der beut- 
ſchen Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 
beftimmt: »Das Präfidium bed Bundes 
fteht dem König von Preußen zu, wel 
her ben Namen: Deutſcher Kt. führte. Das 
neue Raifertum bat aber keineswegs einen 
univer (een ‚ fondern einen nationalen 
Charakter; e8 ift nicht, wie bas vormalige 
Deutiche Reich, eine Wahlmonarchie, fon- 
bern die Kaiſerwürde ift erblich mit der 
Krone greußen verbunden. Gleichwohl 
iſt der K. nicht ber Monarch des Reichs, 
benn leßteres ift fein Einheitsſtaat, ſon⸗ 
bern ein Bundesſtaat, ein Gejamtreich, 
zufammengefeßt aus ben verbündeten 
deutſchen Einzelitanten. Träger ber Reichs⸗ 
gewalt find daher bie verbünbeten Regie 
tungen; dem K. fteht nur eine Vollzugs⸗ 
gewalt zu, indem er allerdings zugleich 
als König von Preußen unter ben ver: 
bünbeten Fürften bie erfte Stelle ein: 
nimmt. Als K. übt er die ihm übertra- 
genen Befugniffe sim Namen des Reichs« 
oder »im Namen ber verbiinbeten Regie⸗ 
rungen« au. 
Negierungsrechte des deutſchen Kaiſers. 
Was die Regierungsrechte bes Kaiſers 
im einzelnen betrifft, fo ift zunächnt bas 
Verhältnis besfelben zur Reichsgeſetz⸗ 
ebung zu erörtern. Die Reichsgeſetze ent: 
Heben nämlich durch ben übereinſtimmen⸗ 
den Mehrheitsbeſchluß des Reichstags und 
bed Bundesrats. Reichdtag und Bundes: 
tat find die beiden Kaftoren der Reichsge⸗ 
jeggebung. Verglichen mit ber Staatsre⸗ 
gierung eines Einzel: und Einheitsftaats, 
zeigt fich bier ein doppelter Mangel. (We 
nigſtens ift e8 für denjenigen ein Mangel, 
welcher eine möglichft tet e Zentralge: 
walt an bie Spite des Reichs gejtellt zu 
jehen wünſcht.) Es fehlt nämlich dem 
K. einmal bad Recht der fogen. Sni: 
tiative auf bem Gebiet der Reichsgeſetz⸗ 
gebung, d. 5. ber K. kann nicht felbitän- 
dig Geſetzesvorſchläge an ben Reichstag 
bringen, und auch im Bundesrat Tann 
der K. als folcher derartige Anträge nicht 
einbringen. Die Reichsverfaſſung (Art. 
16) beftimmt nur, daß _bie erforberlichen 
Vorlagen nad nabpabe ber Beſchlüſſe 
des Bundesrats im Namen bes Kaiferd 
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an ben Reichstag gebracht werben jollen. 
Selbftverftändlih kann die preußifche 
Stantöregierung, wie jede andre Bundes⸗ 
regierung, im Bundesrat die Initiative 
ergreifen und Gefeßentwürfe einbringen; 
aber ber K. kann diefen Gejegentwurf nur 
dann an ben Reichstag gelangen laſſen, 
wenn fi) im Bundesrat die Mehrheit 
bafür entjchieben hat. Ferner fteht dem 
K. in Anjehung der vom Bundesrat und 
vom Reichstag befchlofienen Geſetzent⸗ 
würfe fein Beto zu. Der K. Tann nicht, 
wie im Einheitsftaat der Monarch, einem 
Geſetzentwurf feine Zuflimmung_ verfa: 
gen, eben weil es der Faiferlichen Geneh⸗ 
migung zu dem Zuflandefommen eines 
Geſetzes gar nicht bedarf. Es genügt ber 
übereinflimmende Mehrbeitsbeihlu des 
Bundesrats und des Reichstags; der KR. 
hat weber das Recht der Sanftion noch 
ein Betorecht, während jelbft ber Präfident 
der norbannerifanifchen Union wenigfteng 
ein »fufpenfives Vetos hat. Auch die Fogen. 
Neichöverfaffung von 1849 wollte dem K. 
ein fufpenfiveg Veto einräumen. Hier⸗ 
unter verfieht man nämlich die Befugnis 
der Staatsregierung, den Vollzug eine? 
Geſetzes durch einmaligen MWiberfpruch 
und das Inkrafttreten desſelben fo lange 
u hemmen, bis etwa ein nochmaliger Be⸗ 
8* der geſetzgebenden Faktoren eben⸗ 
dasſelbe Geſetz aufrecht erhaͤlt. Allerdings 
wird dieſer Mangel einigermaßen durch 
das bedeutende Stimmgewicht erſetzt, wel⸗ 
ches der Krone Preußen im Bundesrat 
zuſteht, woſelbſt fie 17 von 58 Stimmen 
führt. Damit ift dem K. als König von 
Preußen namentlich die Macht gegeben, 
jede Veränderung der Reichsverfaſſung 
abzulehnen, da nach Art. 78 derfelben eine 
Verfaſſungsänderung als abgelehnt gilt, 
wenn fie im Bundesrat 14 Stimmen ge 
gen ſich hat. Ebenfo kann ber K. in den 
wichtigiten Fragen der Reichsgeſetzgebung 
und der Reichöverwaltung als Inhaber 
ber Bräfidialftimme Neuerungen verbin: 
dern, wofern biefelbe für die Aufrechtbal- 
tung ber beitehbenden Einrichtungen abge: 
geben wird. Dies ift der Tall bei Geſetzes⸗ 
vorfchlägen über das Meilitärwefen, die 
Kriegsmarine und über die Beſteuerung 
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dem aus Rüben oder andern inlänbifchen 
Erzeugnifien dargeftellten Zuder und Si- 
rup. Auch gibt die Präfidialftimme unter 
allen Umftänden im Bundesrat dann den 
Ausfchlag, wenn es ſich um Verwaltungs- 
orfchriften und Einrichtungen handelt, 
welche ebendieje Gegenstände betreffen, wo: 
fern fie fi) für die Aufrechthaltung der 
beitehenden Vorſchriften oder Einrichtun⸗ 
gen augfpricht (Reichsverf., Art.5,35, 37). 
Dagegen hat der K. ausſchließlich das 
Neht, die vom Bundesrat in feiner 
Mehrheit gebilligten Gefegentwürfe an 
den Reichsſtag zu bringen, und ebenfo 
iſt fein ausfchließfiches Recht die Ausfer- 
tigung und Verfündigung der Reichsge⸗ 
ſetze (im Reichsgeſetzblatt) fowie die Über- 
wahung ihrer Ausführung (Reichsver⸗ 
fafjung, Art. 17). Diefe leßtere Beftim- 
mung begründet für den K. zugleich in 
denjenigen Angelegenheiten, weldye in den 
Kompetenzkreis der Reichsgeſetzgebung ges 
hören, das Necht, die zur Ausführung der 
Reichsgeſetze erforderlichen Ausführung: 
verordnungen zu erlaffen. Die Reiche: 
verfaffung Hebt dies Recht ausdrücklich in 
Anfehung des Militärwefen?, der Kriegs⸗ 
marine, der Poſt- und Telegraphenver: 
waltung und bes Ronfulatsteleng hervor. 
Da aber auch ver Bundesrat ein Verord- 
nungsrecht befitt, fo wird beim Erlaß 
eines Reichsgeſetzes in ber Regel in die 
fem eine Beitimmung darüber getroffen, 
welche Stelle die Vollzugsbeftimmungen 
erlaſſen fol, K. Bundesrat, Reichskanzler 
oder die Regierungen der Einzelſtaaten. 
Dem K. gebührt ferner die Oberauf⸗ 
ſicht über das geſamte Verwaltungs— 
weſen des Reichs. Seine Anordnun⸗ 
gen und Verfügungen werden im Namen 
des Reichs erlaſſen und bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers, welcher dadurch die Ver⸗ 
antwortlichkeit übernimmt. Der K. er⸗ 
nennt die Reichsbeamten, läßt dieſelben 
für das Reich vereidigen und verfügt er⸗ 
forderlichen Falls deren Entlaſſung 
(Reichsverfaſſung, Art. 18). Dem K. 
ſtehen ferner gegenüber den geſetzgeben⸗ 
den Faktoren des Reichs gewiſſe Rechte 
zu, welche in der konſtitutionellen Mon⸗ 
archie dem Monarchen eingeräumt ſind. 
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Er hat das Recht, den Bundesrat und ben 
Reichstag zu berufen, zu eröffnen und zu 
fliehen. eichöverfaffung, Art.12). Dieſe 
Berufung muß alljährlid, die Berufung 
bes Bundesrats außerdem auch nod) dann 
erfolgen, fobald fie von einem Drittel d 
Stimmenzahl verlangt wirb. Der —5 
im Bundesrat und die Leitung der Ge⸗ 
ſchäfte ſtehen dem Reichskanzler (ſ. d.) zu, 
welcher vom K. zu ernennen iſt —28 
verfaſſung, Art. 15). Eine etwaige Auf: 
löſung des Reichstags erfolgt auf Grund 
eines KBunbesratöbeldifuffes mit Zuftim- 
mung des Kaifers (Neichverfaflung, Art. 
24). Außerdem aber ſieht dem K. das 
wichtige und ausfchließliche Recht zu, das 
Reich völferrechtlich zu vertreten, im Na- 
men des Reichs Krieg zu erflären und 
Frieden zu ſchließen, Bilndniffe und andre 
Verträge mit fremben Staaten einzugehen, 
Gefandte zu beglaubigen und zu empfan- 
gen. Zur Erklärung des Kriegs im Na⸗ 
men bes Reich bedarf e8 aber ber Zu- 
fimmung bes Bundesrats, e8 ſei denn, 
daß ein Angriff auf das Reichsgebiet oder 
beilen Küften erfolgt, und was das Ver: 
tragsrecht anbetrifit, fo ift die Beſchrän⸗ 
fung beigefügt, daß Verträge mit fremden 
Staaten, bie ſich auf Gegenjtände beziehen, 
welche nah Art. 4 ber Reichsverfaſſung 
in ben Bereich ber Reichsgeſetzgebung ge⸗ 
hören, zu ihrem Abfchluß der Zuftimmung 
des Bundesrats und zu ihrer Gültigkeit 
der Genehmigung bes Reichstags bedür⸗ 
fen (Heichsverfaflung, Art. 11). 

Bon befonberer Wichtigkeit ift ferner bie 
Stellung de3 Kaifers in militäriſcher 
Hinficht. Nach der Reichsverfaſſung (Art. 

3) bildet die gefamte Landmacht des Reich? 
ein einheitliches Heer, welches in Krieg 
und Frieden unter dem Oberbefebl bes Kai- 
ſers ſteht, unbeſchadet des bayrifchen Re⸗ 
ſervatrechts, wonach das ae eer 
einen in fich gefchloffenen Beitandteil des 
beutichen Bundesheer? mit jelbftändiger 
‚Verwaltung unter ber Militärhobeit des 
Königs von Bayern bildet und nur im 
Krieg unter bem Befehl bes Kaifers ftebt. 
Ale deutſchen Truppen, bie bayrifchen 
allerdings nur im Krieg, find verpflichtet, 
ben militärischen Befehlen des Kaiſers un: 
bedingte Folge zu leiſten. Dieſe Verpflich⸗ 


tung ift in den Fahneneid mitaufzuneh- 
men (Reichsverfaſſung, Art. 64). Der K. 
bat ferner dad Recht und die Pflicht, da⸗ 
für Sorge zu tragen, baß innerhalb bes 
deutfchen Heerd alle Truppenteile voll- 
zählig und Friegstüchtig vorhanden find, 
unb daß Einheit in der Drganifation und 
Formation, in Bewaffnung und Kom: 
mando, in ber Ausbildung ber Mann 
fhaften fowie in der Qualififation ber 
Offiziere hergeftellt unb erhalten wird. 
Zu diefem Behuf ift der 8. berechtigt, ſich 
jederzeit burch Inſpektionen von ber Ver: 
faſſung ber einzelnen Kontingente zu über: 
zeugen unb bie Abftellung ber dabei vor: 
gefundenen Mängel anzuordnen. Der K. 
beitimmt den Präfenzitand, die Gliede- 
rung und Einteilung ber Kontingente 
des Reichsheers ſowie bie Organifation 
der Landwehr; er hat das Recht, inner⸗ 
halb des Reichsgebiets die Garniſonen zu 
beſtimmen ſowie die kriegsbereite Aufſtel⸗ 
lung eines jeden Teils des Reichsheers 
anzuordnen (Reichsverfaſſung, Art. 63). 
Die Anordnung der Kriegsbereitſchaft des 
bayriſchen Kontingents erfolgt auf Ver⸗ 
anlaſſung des Kaiſers durch den König 
von Bayern. Der K. ernennt ferner, ab⸗ 
geſehen von Bayern, den Höchſtkomman⸗ 
dierenden eines jeden Kontingents ſowie 
alle Offiziere, welche Truppen mehr als 
eines Kontingents befehligen, und alle 
Feſtungskommandanten. Die Ernennung 
von Generalen und Generalſtellungen ver⸗ 
ſehenden Offizieren innerhalb eines Kon⸗ 
tingents iſt von der jedesmaligen Zuſtim⸗ 
mung des Kaiſers abhängig zu machen 
8 sverfaſſung, Art. 64). 8 eimelnen 
ind bier bie Militärfonventionen 
(f. d.), namentlid) die Militärkonvention 
mit Württemberg vom 2125. Nov. 1870, 
maßgebend, wonad) ber letztgedachte Staat 
einige Borrechte eingeräumt erhalten bat. 
Dem K. ftebt ferner die Anlegung von 
Feſtungen innerhalb des Reichsgebiets zu 
(Reichsverfaſſung, Art.65); für Bayern iſt 
aber in ſolchen Fällen eine beſondere Ver⸗ 
einbarungerforderlich. Endlich ift hier noch 
hervorzuheben, baß die Kriegsmarine des 
Reichs eine einheitliche ift, welche unter 
bem Oberbefehl des Kaifers fteht (Reichs⸗ 
verfaffung, Art. 53). Dem K. gebührt 
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auch die Vollſtreckung einer etwaigen Bun⸗ 

beserefution, welche vom Bundesrat be⸗ 

fchlofien wird, um Bundesmitglieder zur 

Erfüllung ihrer verfaffungsmäßigen Bun: 

bespflichten anzubalten (Reichsverfaſſung, 
rt 


Was ſchließlich die befondern Ehren- 
rechte des Kaiſers anbetrifft, fo ift außer 
dem Kaifertitel das Recht zur Führung 
des Tailerlihen Wappens und ber Taifer: 
fihen Standarte hervorzuheben. Nach 
einem Faiferlichen Erlaß vom 3. Aug. 1871 
(Reichsgeſetzblatt, S. 318) und einer Be: 
vihligung im Reichögejeßblatt (1871, ©. 
458) beiteht Da8 Wappen in bem fchwar- 
zen, einföpfigen, rechts fehenden Abler mit 
rotem Schnabel, Zunge und Klauen, ohne 
Zepter und Reichsapfel, auf dem Bruft: 
ſchild ben mit dem Hohenzollernfchild bes 
legten preußifchen Adler, über bemfelben 
die Krone in der form der Krone Karls 
d. Gr., jedoch mit zwei fich kreuzenden 
Bügeln. Die faijerlihe Standarte ent: 
bält auf gelbem Grunde dad Eiferne 
Kreuz, belegt mit dem Eaiferlichen, von 
ber Kette des Schwarzen Ablerordeng um: 
gebenen Wappen im gelben Feld, und in 
den vier Edfelbern bed Fahnentuchs ab- 
wechfelnd den Faiferlichen Adler und bie 
Taiferlihe Krone. Beſondere Orden wer- 
den vom K. nicht verliehen; dies Recht 
fteht ihm, ebenfo wie das Recht der Stan: 
deserhöhung, als König von Preußen zu. 
Auch bezieht der K. als folder vom Reich 
feinerlei Einkünfte Mord und Mord: 
verjuch, weldhe an dem K. verübt werben, 
follen als Hochverrat mit dem Tod, Be 
leidigungen, die gegen ihn zu ſchulden 
gebracht werben, ebenfo beftraft werben, 
als wären de ben a inahan 
gegenüber begangen (vgl. Reichsſtrafge⸗ 
ſetzbuch, SS 30, 94 f.). 

Der KRaifertitel wurbe nad dem 
Sturz des oftrömifchen Kaiſerreichs (1453) 
vom Sultan angenommen; aber erit im 
Frieden von Paſſarowitz (1718) erfannte 
ber deutiche K. den gleichen Rang bes tür- 
kiſchen Sultans an. Seit 1721 führt ber 
ruffifhe Zar den Titel »K. und Selbſt⸗ 
berricher aller Reußen«. Als Nebentitel 
en die Königin Victoria von England 
eit 1876 den Titel »Raiferin von Indien« 
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(Pmpress ofIndia«). AußerinSfterreich 
und früher in Frankreich kommt ber Kaifer: 
titel noch in Birma, Brafilien, China, 
es und Marokko, Japan und Siam vor. 
Vorübergehend war auch in Merifo und 
in Huyti ein K. vorhanden. Vgl. außer 
ben Hand= und Lehrbüchern bes Deutfchen 
Staatsrechts: Fider, Das beuticheKaifer- 
reich in feinen univerfalen und nationalen 
Beziehungen (1861); Derfelbe, Deut: 
ſches Königtum und Kaifertum (1862); 
vd. Sybel, Die deutſche Nation und das 
Kaiſerreich (1862); v.Döllinger, Das 
Kaijertum Karls d. Gr. und feine Nach⸗ 
folger (1864); Waitz, Deutſche Berfaf- 
jungsgeihichte, Bd. 5 und 6 (1873 ff.). 

Kaifer Wilhelms» Spende, »allge⸗ 
meine deutſche Stiftung für Altersren- 
ten= und Kapitalverfiherunge. Dieſe 
Stiftung verdankt ihre Entftebung einer 
Sammlung, welche aus Veranlaffung der 
glüdlichen Errettung des Kaiſers Wilhelm 
aus drohender Lebensgefahr infolge der 
beiden Attentate vom 11. Mai und vom 
2. Juni 1878 im Deutfchen Neich veran- 
ftaltet ward, »um ber Liebe unb der Ber: 
ehrung bes Volks für feinen Kaifer einen 
möglichſt allgemeinen Ausdrud zu gebene«. 
Die Sammlung ergab bie Summe von 
1,740,000 ME. in 75,576 Gemeinden von 
11,523,972 Beifteuernden, beren jeweilige 
Beiträge ben Betrag von einer Mark nicht 
überfteigen durften. Diefe Summe wurde 
dann dem Kronprinzen bed. Deutfchen 
Reichs und von Preußen mit ber Bitte 
übergeben, fie zur Verwendung für einen 
allgemeinen mohlthätigen Zweck zu be: 
ſtimmen. Der Kronpeing Ra Wil: 
beim traf aber diefe Zweckbeſtimmung da⸗ 
hin, daß die Spende bes beutfchen Volks 
die Grundlage einer Altersrenten- und 
Kapitalverficherung für bie gering bemit- 
telten een besjelben, und zwar wor: 
zugsweiſe (aber nicht ausschließlich) für die 
arbeitende Klaffe, bilden folle. Nebenbei 
hat die Anftalt, für welche die Bezeichnung 
K. beibehalten wurde, auch den Zweck, 
genofjenichaftlihe Altersperforgungsans 
ftalten für einzelne Berufskreife Durch Bes 
ſchaffung der notwendigen ftatiftifchen und 
Rechnungsgrundlagen ſowie Durch Beirat 
bei Redaktion der Statuten und bei der 
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fonftigen Einrichtung ihrer Verwaltung 
zu unterftügen. Protektor der K. ift der 
Kronprinz bed Deutfchen Reichs, welcher 
ben Präfidenten des Auffichtsratsernennt. 
Letzterer beiteht flatutenmäßig aus zehn 
Mitgliedern, welche von ben bazu berufenen 
beutichen Staatsregierungen ernannt wer: 
den. Der Auffichtsrat wählt die Direk⸗ 
tion der Anftalt. 

Die K. ift ihrem Weſen nach eine Ver: 
fiherung »auf ben Erlebensjalle, und 
injofern ift fie von ben Lebensverſiche⸗ 
rungsanftalten verfchteden, welche zu- 
meift »für den Todesfall« verfichern. Die 
K. verpflichtet ſich gegen eine gemille 
Einlage zur Zahlung eines tarifmäßig 
tetigeichten Kapitald oder zur Zahlung 
einer Rente für den Fall, daß ber Ver: 
fiherte den Fälligkeitstermin erlebt. Die 
verficherte Rente oder das Kapital, zwi⸗ 
ſchen weldyen der Verficherte der Regel 
nad die Wahl bat, Fanın aber nicht vor 
Beginn bes 56. und fpäteftens bei Beginn 
des 71. Lebensjahre gefordert werben. 
Die Größe der Verforgung, welche ihm 
alsdann zu teil wird, hängt von bem Be- 
trag der Einlagen ab; fie iſt um fo größer, 
je frühzeitiger Die Einlagen entrichtet wur: 
den, und je fpäter die Zahlung der Rente 
ober des Kapitals gefordert wird. Der 
Betrag einer einge nen Einlage beträgt 
nur 5 ME. Es Tünnen aber aleichzeitig 
auch mehrere Einlagen bewirkt werben. 
Kein Mitglied ift zu weitern Einlagen 
oder zu Nachzahlungen verpflichtet. Der 
Marimalbetrag der verficherten Rente 
darf aber 1000 Mk. nicht überfteigen, und 
dem entfprechend beftimmt ſich auch das 
Kapitalmarimum, welches verfichert wer⸗ 
den kann. Befondere Vorteile erwachien 
den Mitgliedern ferner daraus, daß fie 
ihre Einlagen durch Kündigung zurüd- 
ziehen können. Auch ift e8 zuläflig, Ein- 
lagen, die feit wenigſtens fünf Sahren be- 
fteben, bis zu /10 ihres Betrags zu beleihen. 
Außerdem gewährt der zuläflige Vorbehalt 
ber Rückgewähr noch eine bejondere Ver- 

ünjtigung. Bei jeder Zahlung einer Ein- 
age bat nämlich der Einzahlende zu er: 
klaͤren, ob die Einlage unter Vorbehalt der 
Rückgewähr gemacht, oder ob feine Nüd- 
gewähr verlangt wird. Durch einen fol- 
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hen Vorbehalt kann ber Einzahles ben 
Erben auch für den Fall, daß der Ver⸗ 
ficherte ben Fälligkeitätermin nicht erleben 
follte, den Betrag ber gemachten Einlagen 
fihern. Im erjten Fall, nämlich wenn 
die Rückgewähr nicht vorbehalten wurde, 
wird bei dem Tode bes Mitglieds vor dem 
Fälligfeitstermin an die Erben nichts her⸗ 
ausgezahlt. Dafür wirb aber für bag 
Mitglied eine höhere Rente oder ein größe- 
red Kapital verfichert als bei dem Vor⸗ 
behalt der Rüdgewähr. Diefer Vorbehalt 
kann aber wiederum in boppelter Weile 
gemacht werben: als ein fogen. »Furzer« 
oder als »Dauernder« Vorbehalt. Im erſten 
Fall wird ber Einlagebetrag ohne Zinfen 
an bie Erben bezahlt, wenn bag Mitglied 
vor Fälligkeit der erften Rente ober bed 
Kapitals Ninbt, während beim dauernden 
Vorbehalt der Rüdgewähr der Einlage 
beitrag den Erben unter allen Umſtänden 
nerunägen eben wirb, jelbft wenn das ver- 
ftorbene Mitglied eine Zeitlang Renten 
erhalten hat. Natürlich iſt aber Die Rente 
eine höhere, wenn jemand eine Einlage 
mit furzem, als wenn er fie mit dauern⸗ 
bem Vorbehalt macht. Für die Solidität 
ber Anftalt bürgt das bedeutende Garantie 
Tapital, welches Mitte 1880 fich bereit? auf 
1,846,000 Mi. belief. Aus dieſem Kapital 
werben aud die Verwaltungsfoften be- 
ftritten, während bei andern Anitalten alle 
Koſten durch die Prämien der Verficherten 
ebedt werden müſſen. Soweit aber bie 
berjchüfie nicht zur Verftärfung des Ga⸗ 
rantiefonds beſtimmt werden, follen fie 
iu Gewährung von Dividenden für bie 
erficherten verwendet werden. Nach den 
Statuten Tünnen aber aus jenen Über: 
ſchüſſen auch Verficherte unterſtützt wer: 
den, welche vorzeitig invalid werben und 
ihren Unterhalt Dauptfächlic durch Arbeit 
erworben haben. Vgl. Stämniler, Die 
Kaifer Wilhelms: Spende (1880). 
Kameralwiflenidaften, |. Kammer. 
Kammer, Bezeihnung der Volksver⸗ 
tretung (ſ. d.), daher man von Ein: und 
Zweikammerſyſtemſpricht, jenachdem 
der Landtag einheitlich organifiert oder aus 
einer Erſten und Zweiten Kammer zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt. In frühern Zeiten bezeich⸗ 
nete man mit K. auch vielfach eine Finanz⸗ 
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behörde des Staats, aus welcher ſich das 
Finanzminiſterium entwickelt hat, daher 
man mit Kameralwiſſenſchaften 
.(Cameralia) den Inbegriff der für den 
Finanz⸗ und Verwaltungsbeamten (Ka⸗ 
meralift) erforderlichen Kenntniſſe bes 
eichnete (f. Staatswiffenfchaften). 
och jetzt iſt K. die Bezeichnung von Bes 
börden, bie zur Verwaltung fürftlicher 
Güter (Kammergüter) beitimmt find 
(Hof⸗, Rentlammer). 
Kämmerei, Verwaltung ber Ein- 
fünfte einer Stabtgemeinde durch ftäbti- 
fche Beamte (Stadtfämmerer, Rats⸗ 
fimmerer) unter Aufficht des Stadt⸗ 
rat? und Oberaufficht der Stantsregie- 
rung. Die Vorſchriften für die Kim: 
mereiverwaltung find gewöhnlich in 
ber Städteordnung enthalten. DieKäm- 
mereikaſſe erhält ihre Zuſchüſſe aus 
dem Ertrag ber Kümmereigüter, b. h. 
ftädtifchen Grundſtücke, ſodann aus den 
fogen. Kämmereigefällen, wozu bie 
Strafgelder, Bürgerrechtögelber, die ſtädti⸗ 
Shen Erbichaftöfteuern und dieeigentlichen 
Hädtifchen Umlagen zu rechnen find. 
Kammer für Darbeisfaden, ſ.Han— 
delsgerichte. 
Kammergut, |. Domäne. 
. Kammerherr und Kammerjunker, 
zwei Hofchargen, welche den Ehrendienſt 
bei fürftfichen Perfonen zu verfehen haben 


(vgl. Hof). 

Kandidat (lat.), der Bewerber um ein 
Amt oder ber für ein folches in Ausficht Ge: 
nommene (von candidus, > weiße, näm: 
lich von der weißen Toga, welche in Rom 
derjenige zu tragen pflegte, der ſich um ein 
öffentliches Amt bewarb); daher Kandi: 
batur, die Bewerbung um ein Amt; 
fandidieren, fi) um ein Amt, nament— 
li um die Wahl in eine VBolfsvertretung 
oder eine fonftige Körperſchaft, bewerben. 
Sn der proteftantifchen Kirche ber Theo: 
log, welcher nach beitandener Prüfung bie 
Anwartichaft auf ein Predigeramt bat; 
doch ſpricht man aud) in andern Zweigen 
ber Wiffenfchaft von Kandidaten (Schul: 
amts=, Forft-, Rechtskandidaten 2c.) als 
von been, welche Das Studium abfolviert 
und nunmehr zu dem beflimmten praf- 
tifchen Lebensberuf überzugehen haben. 
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ſKanöniker (Canonici), Chorherren, 
Doms, Stiftöherren. Kanoniffin, Be 
figerin einer Präbende an einer Stifts⸗ 
firche; Stiftsdame. 

Kanoniſches Recht (Tat. Jus canoni- 
cum), das auf Tirchlicher Autorität, na- 
mentlich auf Beſchlüſſen ber Konzilien und 
päpftlichen Defretalen, berubende Recht, 
welches im Mittelalter als geltendes Necht 
und zwar in derjenigen Form, in welcher 
e3 ſich im Corpus juris canonici barftellt, 
recipiert worden iſt. Dasfelbeentbältnicht 
bloß Satzungen des Kirchenrechts (ſ. d.), 
ſondern auch zivil⸗ und ſtrafrechtliche ſowie 
prozeſſualiſche Rormen. Vgl. v. Schulte, 
Geſchichte der Quellen und der Litteratur 
des kanoniſchen Rechts (187580, 3Bde.). 

Kanonift, Lehrer oder Kenner bes fa: 
noniſchen Rechts. 

Kanofſa, altes Schloß (jetzt Ruine), 
ſüdweſtlich von Reggio gelegen, Schau— 
platz der en Demütigung und 
Unterwerfung des deurfchen Raiters eins 
rich IV. gegenüber dem Bapft Gregor VII. 
Neuerdings wird das Wort vielfach ge: 
braucht, um bie päpftliche Anmaßung ge- 
genüber ber ftaatlichen Autorität zu charak⸗ 
terifieren, namentlich feit Bismarcks geflü- 
geltem Wort: »Nach K. gehen wir nicht«. 

Kanton (franz. Canton, ipr.«tong), Vers 
waltungsbezirk; in Sranfreich Unterabtei- 
fung eines Arrondifjements (f. d.), welche 
den Bezirk eines Friedensrichters bildet. 


Leber K. entfendet hier ein Mitglied zu ' 


dem Generalrat, der fommunalen Per: 
tretung des Departements, und ein folches 
zum Arrondiffementsrat, der fommunalen 
Vertretung des Arrondiffementsd. In ber 
Schweiz (j. d.) Bezeihnung der Einzel- 
republifen, welche den Schweizer Bundes- 
ftaat bilden. 

Kanzelmißbrauch, das Vergehen, beffen 
ſich ein Geiftlicher oder fonftiger Religions: 
biener fchuldig macht, wenn er in Aus- 
übung oder in Beranlaffung ber Aug: 
übung feine Berufs öffentlich vor einer 
Menjchenmenge oder in einer Kirche oder 
an einem andern zu religiöfen Verſamm⸗ 
lungen beftimmten Ort vor einer Mehr: 
heit von Perſonen Angelegenheiten des 
Staats in einer ben öffentlichen Frieden 
gefährdenden Weife zum Gegenftand einer 

19* 
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Verkündigung ober Erörterung macht. 
Ein Hierauf bezitgliches Strafverbot er: 
ſchien in dem fogen. Kulturfampf, welcher 
fih dermalen ın Deutjchland zwilchen 
Staat und Kirche abfpielt, alderforberlich, 
und ein deutſches Reichsgeſetz vom 10. 
Dez. 1871 (Reichsgefetblatt 1871, S.442) 
brachte einen Nachtrag zu dem beutjchen 
Strafgeſetzbuch als $ 130 desſelben (ſo⸗ 
gen. Kanzelparagraph), welcher den 

. mit Gefängnis- oder Feſtungshaft big 
zu 2 Sahren bedroht. Gleiche Strafe 
trifft nach der Novelle zum Strafgefeßbuch 
(Geſetz vom 26. Febr. 1876) denjenigen 
Geiſtlichen oder andern Religionsdiener, 
welcher in Ausübung ober in Veranlaſſung 
der Ausübung feines Berufs Schriftitüde 
auzgibt ober verbreitet, in welchen Ange⸗ 
legenheiten bed Staats in einer den öffent- 
lichen Frieden gefährbenden Weile zum 
Gegenftand einer Verfündigung oder Er⸗ 
örterung gemacht find. 

Kanzlei (Iat.Cancellaria, franz. Chan- 
cellerie, engl. Chancery), uriprünglid) 
der mit Schranken (cancellis) umge 
bene Ort, wo die öffentlichen Urkunden, 
die Iandesherrlichen Reſkripte, die Ge: 
richtöurteile 2c. ausgefertigt wurden; der 
erfte Beamte hieß gewöhnlih Kanzler 

d.). Später wurden bie höhern Ge⸗ 
richte Kanzleien genannt, 3. B. Juſtiz⸗ 
fanzleiz ihre Vorfteher biegen - Kanzlet- 
direftoren, Ranzleipräfidenten. Gewöhn- 
fidy aber wird jest unter 8. nur dag 
Schreiberperjonal (Kanzliften) der Be: 
hörden verftanden. 

Kanzler (lat. Cancellarius, franz. 
Chancelier, engl. Chancellor), berjenige 
Beamte, welcher die Ausfertigung der 
Staatsurfunden zu beforgen hat. Die 
Kanzlerwirde war anfänglich eine der 
höchiten in ben europäischen Reichen und 
wurde regelmäßig mit Geiftlichen bejekt, 
ba diefe faft allein im Beſitz Titterarifcher 
Kenntniffe waren. In Deutſchland führte 
ber Erzbifchof und Kurfürit von Mainz 
den Titel ErzFanzler des heiligen Deut- 
[hen Reichs. Der von ibm ernannte 
Vizekanzler war der eigentliche Reichs: 
minifter und mußte ſtets um den Kaifer 
fein. Auch die Kaiferin hatte ihren Erz: 
kanzler, den Abt zu Fulda, In Franfreich 
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wurde der K. aus dem Stande der Rechts⸗ 
gerehrien genommen; er war ber oberite 
taatsbeamte, ber eigentliche gutzuine 
ſter und wurde lebenslänglich ernannt. 
In England iſt der Großkanzler (Lord 
HighC ancellor) der erite Staatsbeamte, 
Präfident des Oberhaufes, Chef ber Reichs⸗ 
Tanzlei, Yuftizminifter und Vorſitzender 
bes in dem oberften Gerichtshof beftehen- 
ben Appellationsgericht® (Court of ap- 
peal). Außerdem bat man in England 
noch einen K. des Herzogtums Lancafter 
und einen K. bes Lehnshofs und ber Finanz⸗ 
kammer (Chancellor of the exchequer); 
letzterer iſt der Finanzminiſter von Eng⸗ 
land. Irland bat wieder feinen beſondern 
Reichskanzler. In Deutſchland wurden 
ſeit dem 15. Jahrh. auch die Präſidenten 
der oberſten Gerichtshöfe K. genannt. In 
Preußen errichtete König Friedrich IL. 1747 
die Würbe eines Großkanzlers, der an der 
Spike der Juſtiz ftand. Der erſte Träger 
dieſer Würde war der um das preußilche 
Auftizwefen fehr verdiente Samuel v. 
Cocceji; Tpäter wurde der Fürft von Har⸗ 
benberg zum Staatskanzler ernannt, nad) 
deſſen Tod aber dieſe Stelle nicht wieber 
bejebt. Nach der VBerfaffung des nunmeh⸗ 
rigen Deutſchen Reichs fteht an ber Spike 
ber Reichöverwaltung der Reichskanz⸗ 
ler (f. d.), welcher zugleich den Vorſitz im 
Bundesrat führt und vom Kaifer ernannt 
wird. In der Schweiz führt ber Vorftand 
ber Bundesfanzlei (ſ. d.) den Titel 8. 
Kaperei, Seefriegführung durch Fahr: 
euge, welche Privatperfonen nr 
End, Derartige Shiffe (Kaper [na 
einigen vom lat. capere, »nehmene, nach 
andern von Kiompur oder Kappar, wie 
die »Seefönige« der Normannen hießen, 
die auf deren Raubzügen befehligten], 
Armateurs, Privateers) koͤnnen 
nämlich von einer Friegführenden Macht 
durch ſchriftliche Vollmacht (Kaperbrief, 
Markebrief) zur Wegnahme und Zer⸗ 
ſtörung feindlihen Cigentumd zur See 
ermächtigt werden. Unter diefer Voraus⸗ 
fegung wirb bie K., wenn babei Die völ⸗ 
terrechtlichen Grundſätze des Kriegsge⸗ 
brauchs überhaupt gewahrt werden, nicht 
als Seeräuberei behandelt; diefelbe war 
vielmehr in den frühern Kriegen ber See⸗ 


Kapital — Kapitulieren. 


möchte regelmäßiger Brauch und bat na- 
mentlid, in ben Befreiungsfämpfen ber 
Niederländer gegen Spanien eine große 
Rolle geipielt. Oftmals wurbe übrigens 
das gefaperte Schiff auch gegen Löſegeld 
(Brifengeld) »losgelaſſen«, welch legte: 
red durch einen Schein (Billet de rancon, 
Bensombill,Ranzionierungsbillet) ſicher⸗ 
geitellt, wogegen dem ranzionierten Schiff 
die unbehinderte Fortſetzung ber Reife bis 
zum Beſtimmungshafen andern Kapern 
derfelben Macht gegenüber garantiert 
wurde. Am Pariſer Frieden von 1856 
wurde bie Abjchaffung der K. beichlofien, 
eine Vereinbarung, welcher faft alle Kul- 
turftanten, mit Ausnahme ber nordame⸗ 
rifanifchen Union, beigetreten find. Großer 
Schaden wurbe aber gerabe ber letztern in 
dem Sezeſſionskrieg buch die K. ber 
Südſtaaten zugefügt, zumal ba in dieſer 
Beziehung die Neutralität der englifchen 
Staatsregierun feineätvegß gewahrt 
wurde, wa3 bekanntlich Anlaß zur Ent: 
ſtehung ber ſchließlich zu Gunften ber 
Union entſchiedenen Alabamafrage (ſ. d.) 
gab. 83. Kaltenborn, Seerecht, Bd. 
2, — 217 (1851). 
apitäl (Iat.), zindtragenb angelegte 
Geldfumme oder überhaupt Geldſumme; 
daher Kapitalift, derjenige, bejjen Ein: 
fommen ganz oder boch vorwiegend aus 
bem Ertrag ber ihm zugehörigen Geldſum⸗ 
men beiteht. In der Volkswirtſchaft ver- 
ſteht man unter K. denjenigen Teil des 
Volksvermögens, ber für die Produktion 
beftimmt ift, oder mit andern Worten ben 
Inbegriff von Gütern, mit welchen neue 
Güter erworben werben. Doch ift der Be- 
riff des Kapitals ein fehr beftrittener. 
Sedenfalls ift aber daran feftzuhalten, 
daß außer dem Geld, als dem eigentlichen 
Tauſchmittel, auch 3.8. die beim Gewerbe⸗ 
betrieb au verarbeitenden Rohſtoffe, ferner 
die bei ber Produftign gebrauchten Hilfs: 
ftoffe, wie Mafchinen, Werkzeuge, Ges 
biube, Werkitätten u. dal., zun K. ge 
hören. Die Sozialdemokratie betrachtet 
das K. als eine dem Arbeiteritand feind⸗ 
liche Macht; fie will die Fapitaliftifche 
Produktionsweiſe und das gegenwärtige 
Syſtem ber Lohnarbeit bejeitigt willen 
und dem Arbeiter das Refultat feiner Ar: 
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beit unmittelbar zu gute kommen Yaffen. 
Betriebd= oder umlaufende K. ift 
ein folches, das zum Zweck fortbauernder 
Gütererwerbung in jteter Umwandlung 
und Erneuerung begriffen ift, im Gegen: 
fa zum Anlage ober ſtehenden K., 
—** als die Grundlage der Produktion 
dient. Grundkapital (Gründungs⸗ 
kapital), das zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Geſchäfts erforderliche K., 
welches teils als Anlage=, teils als Bes 
triebskapital zur Verwendung kommt. 
Kapitalgewinn(Rapitalvente),der 
Abwurf eined werbend angelegten Kapi- 
tals. Befteht derfelbe in einem beftimmten 
Zinsbetrag, fo Ipriht man von Kapi— 
talzind. Kapitalifieren, periodiſch 
fällige Leiftungen in ein entfprechendes K. 
umwandeln. Näheres über Begriff und 
Weſen des Kapitals ſ. in den Lehrbüchern 
der Volkswirtſchaft. Unter den joziali- 
ſtiſch-kommuniſtiſchen Schriften über Die: 
jen Gegenstand nimmt das Werk von 
Marr (+08 K.«, 2. Aufl. 1873) die erfte 
Stelle ein. 

Kapitän (franz.), Hauptmann; Be 
fehlshaber eines Schiffd. In der Kriegs- 
marine hat ber 8. zur See Oberften>, der 
Korvettenfapitän Oberftleutnants = und 
der Kapitänleutnant Saubemamdrang, 
Capitaine d’armes (Rüftmeifter) wird 
ber Berwalter der Montierungsftüde 
einer Kompanie genannt. In Spanien 
it der Titel eine Generalfapitäng 
für den Militärgouverneur einer Provinz 
gebräuhlih. 

Kapitulieren (franz), ſich ergeben 
(von Feſtungen 2c.); auch von Soldaten 
gefagt, welche nach abgelaufener Dienftzeit 
weiter bienen (Rapitulanten); Kapi: 
tulation, Übergabe eines feften Platzes, 
Erflärung einer Armee, daß fie die Waf: 
fen jirede. Will der Kommandant einer 
Feſtung wegen Übergabe derfelben unter: 
handeln, fo wird Died regelmäßig durch 
das Aufziehen der weißen Sahne zu er- 
fennen gegeben. Wahlfapitulation 
hieß im frühern Deutfchen Reid) die Ver: 
einbarung, welche der neu zu wählende 
Kaiſer vor der Mahl mit den Kurfürften 
en mußte, und in der die Grund⸗ 
fäte formuliert wurden, nach denen ber 
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Kaiſer Tpäter bie Regterunggrechte aus⸗ 
üben ſollte. 

Kaptivieren (Iat.), wegnehmen, auf: 
bringen; Kaptur, Gefangennahme, Weg⸗ 
nahme, insbefondere die eines feindlichen 
Schiffs; Raptor, der Schiffer oder ber 
Befehlshaber eines Schiffs, dem eine der⸗ 
artige Teegnahme elingt; auch Bezeich- 
nung für dies Schiff felbft (ogl. Prife). 

Karbinäl (lat.), Titel Derjenigen hohen 
Geiftlichen der römifch-Tatholifchen Kirche, 
welche die nächſten Sehilfen und Ratge- 
ber des Papftes (j. d.) find. Die Kardi- 
näle bilden mit dem leßtern das heilige 
Kollegium und zerfallen in ſechs Kardi⸗ 
nalbiſchöfe (von Oftia, Borto, Sabina, 
Paleſtrina, Frascati und Albano), 50 
(dermalen 48) Kardinalprieſter und 
14 (dermalen 141) Karbinalbiafonen. 
Sie jtehen dem Papſt, welcher fie ernennt, 
in wichtigen Angelegenheiten beratend zur 
Geite, und er erwählt aus ihnen feine 
höchſten Gebilfen und Würdenträger: 
Das Kardinallollegium wählt in 
bem fogen. Konklave ben neuen Papſt 
aus feiner Mitte. Ihre Verfammlung 
unter dem Borfit bes Papftes beißt Kon: 
fiftorium; ihre Ausfhüfjewerden Kon: 
gregationen genannt, fo 3. B. die Kon- 
gregation für ben Inder (f. d.), fir die 
Propaganda (Berbreitung des romifch- 
fatholiichen Glaubens), für bie Disziplin 
ber geiftlihen Orden, für Abläſſe und 
Reliquien, für die Berwaltung ber Peters⸗ 
firche 2c. Zur Zeit beftehen 19 ſolche Kon⸗ 
gregationen. Die Kleidung der Karbinäle 
ift der Chorrod mit dem kurzen Purpur- 
mantel und ein roter (in der Advents⸗ 
unb Fajtenzeit violetter gut mit zwei 
feidenen herabhängenden Schnüren mit 
Duaften. Der Ehrentitel des Kardinals 
ift »Eminenz«e. 

Karitativſubſidien (lat.), ſ. Reichs⸗ 
ritterſchaft. 

Kartell (franz.), Übereinkunft, nament⸗ 
lich drichen zwei Staaten, 3. B. wegen 
Auslieferung von en Erhebung 
von ingangszöllen ollfartell); 
Kartellſchiff, f. v. w. Parlamentär: 
ſchiff. Auch bezeichnet K. bie DVereinba- 
rung eines Zweikampfs, daher Kartell- 
träger, berjenige, welcher ven Auftrag 
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zu einer Herausforderung zum Zweikampf 
f. d) übernimmt und ausrichtet. 

Kaflate (Kofjäte), ſ. Kate. 

Kaflatioushof, |. Kaffieren. 

Fear ſ. Bapiergelb. 

aflenfreihe N 

Kaflenzwang hf. Hilfstaffen. 

Raflieren (Tat.), vernichten, aufheben, 
für ungültig erflären; Kaſſation, Ber: 
nichtung, 3. B. das Ungültigmachen einer 
Urkunde durch Zerreißen oder Zerfchnei- 
ben; Abjeßung eines Beamter oder eines 
Offiziers; Aufhebung eines gerichtlichen 
Urteils, welches gegen Geſetzesvorſchriften 
verftößt. In diefem Sinn bezeichnet mar 
ein Obergericht, welches über Nichtigfeitö- 
beijchwerden zu entfcheiden hat, als Kaj- 
fationshof. Für bie franzöfiiche Re— 
publit beitehbt ein gemeinfamer Kaſſa⸗ 
tionshof (Cour de cassation) in Paris, 
während für das Deutihe Reich das 
Reichsgericht in Leipzig bie Kaffationsin- 
ftanz bildet (ſ. Reviſion). 

Kate (Kote, Kotte, Hütter), Be⸗ 
eichnung eines einzelnen Bauernhauſes 
im Gegenſatz zu einem geſchloſſenen 
Bauerngut. Die Eigentümer einer K., 
welche Kot= ober Hinterſaſſen, Koſ⸗ 
fäten, ae Halbbauern, 
Hinterjiedler, Kleinhäusler & 
nannt werden, gehören in mandjen Ge⸗ 
meinden nicht zu ben vollberechtigten Ge⸗ 
meindemitgliebern, inbem fie feinen An: 
teil an ber fogen. Allmanbe (f. d.) ha⸗ 
ben. Diefelben waren früber regelmäßig 
leibeigne (»eigne«) Leute, baher auch die 
a »Eigenfätner«. 

athederfozialiften, Spottname für 

eine Anzahl Brofefloren der Staatöwif: 
ſenſchaften und Volkswirtſchaft (Schön: 
berg, A. Wagner, Brentano, Held, Schmol- 
ler u. a.), welche fich 1872 gegen die herr⸗ 
ſchende Freihandelsſchule( Mancheſtertum) 
in Deutſchland erhoben und für bie He⸗ 
bung des Arbeiterfiands unb die Ande- 
rung ber Wirtſchaftsordnung das Eins 
greifen des Staats verlangten. Die Gruppe 
organifierte fih als »Verein für Sozial- 
politif« auf mehreren Derfanmlungen 
in Eiſenach, auf denen die Grundfäbe 
und Forderungen im einzelnen prägi- 
fiert wurden. Bgl. Oppenheim, Der 





Katholiſche Kirche — Kirche. 


Kathederſozialismus 79; v. Scheel, 
Die joziale Frage (1873). 

Katholiſche Kirche, eigentlich die all- 
gemeine Kiche; ſodann gemeinfchaftliche 
Bezeihnung ber griechiſch-katholi— 
[sen Kirche (ſ. d.) und der römiſch— 
tatholifhen Kirche (ſ. d.); auch Bes 

eichnung für bie letere allein im Gegen⸗ 
ak zur proteftantifchen Kirche. 

- Kavallerie (franz. Cavalerie, v. lat. 
caballus, »’Bferd«), Reiterei, Truppen 
gattung, welche zu Pferd kämpft; zerfällt 
in ſchwere (Ulanen, Küraifiere) und 
leichte 8. (Hufaren, Dragoner, Chevau⸗ 
legers, reitende Aüger). Vie deutſche K. 
beiteht aus Dragonern (Chevau⸗legers), 
Hufaren, Küraffieren und Ulanen; die 
franzöfifhe K. bat Feine Ulanen, dafür 
aber Chasseurs & cheval, die öfterreidji- 
che feine Kitraffiere, die ruſſiſche vorwie⸗ 
gend Ulanen (Koſaken) und Dragoner. 

Keffelftener, |. Braufteuer. 

Kilogramm, |. Gramm. 

Kilometer, |. Meter. 

Kindesmord (Kindestötung, lat. 
Infantieidium), die vorjägliche Tötung 
eines unchelihen Kindes durch befjen 
Mutter in oder gleich nad) ber Geburt. 
Während die frühere Gefebgebung und 
namentlich die peinliche Gerichtsordnung 
Karls V. (die fogen. Carolina) den K. al? 
Berwandtenmord beſonders fireng be- 
ftrafte, zogen die gemeinrechtliche Praxis 
und bie moderne Geſetzgebung die bejon- 
dern Thatumftände diejes Verbrechens in 
mildernde a ——— namentlid) 


die phyſiſche und piychiiche Aufregung der | f 


utter zur Zeit der That, die Furcht vor 
Entdedung ihres Fehltritts und vor einer 
traurigen Zufunft und das noch unent⸗ 
wicdelte Bewußtſein des Neugebornen, ben 
die Mutter noch mehr als einen Teil ihrer 
eignen phyſiſchen Eriitenz denn als jelb- 
ftändige PBerfönlichkeit zu betrachten ge⸗ 
neigt ift. Nach dem deutſchen Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch inZbejondere iſt der Thatbeitand 
der Kindestötung folgender: 1) Objekt 
des Verbrechens iſt ein uneheliches Kind, 
jei e8 auch von einer Ehefrau, jedoch im 
Ehebruch, empfangen und geboren. Das- 
felbe muß aber gelebt haben, gleichviel ob 
e3 zum Fortleben geeignet war. Ob dies 
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der Fall geweſen, muß nötigenfall® durch 
Sachverſtändige, namentlid dur Ans 
wendung ber fogen. Lungenprobe (f. b.), 
feitgeftellt werben. 2) Subjekt der That 
kann nur die außerehelihe Mutter ſelbſt 
fein, indem bei andern Thätern, Anſtif⸗ 
tern oder Gehilfen jene oben hervorge⸗ 
bobenen mildernden Umſtände nicht in 
Anbetracht fommen und für diefe lediglich 
die Strafbeftimmungen über Mord und 
Totfchlag maßgebend fein fönnen. 3) Die 
Handlung | eiöht muß vorſätzlich geſchehen; 
bei fahrläffiger Kindestötung find bie 
Srundjäte über fahrläffige Tötung über: 
haupt enticheidend; fie muß auch in oder 
eich nad) der Geburt geichehen. Die 

trafe der Kindestötung ift eine gerin= 
gere als die des Mordes und des Tot- 
ſchlags, nämlich Zuchthausftrafe von 3— 
15 Jahren und, wenn mildernde Um⸗ 
ftände vorhanden, Gefängnis von 2—5 
Jahren. Auch der Verſuch wird beitraft. 


er Deutſches Strafgeſetzbuch, FF 217, 


Kindesunterſchiebung, ſ. Unter— 
ſchiebung eines Kindes. 

Kirche (v. griech. kyriakon, »Herren⸗ 
haus«, lat. Ecclesia), zunächſt ein der 
chriſtlichen Gottesverehrung geweihtes Ge⸗ 
bäude; dann religiöſe Genoſſenſchaft, na⸗ 
mentlich im Gegenſatz zu den ſogen. Sek⸗ 
ten Bezeichnung für die großen chriſtlichen 
Religionsgenoſſenſchaften (römiſch-katho⸗ 
liſche, griechiſch-katholiſche, lutheriſche und 
reformierte K.). Die Organiſation der 
kirchlichen Gemeinſchaft (Kirhenver: 
aſſung) geſtaltete ſich in der römiſch⸗ 
katholiſchen K. (f. d.) zu einem hierarchi⸗ 


ſchen Syſtem mit dem unfehlbaren Papſt 


an ber Spitze, während in der griechiſch⸗ 
katholiſchen K. (f. d.) mehrere gleichbe- 
techtigte und nicht unumſchränkte Patriar⸗ 
hen an der Spite der Kirchengemein⸗ 
{haft ſtehen. Die proteftantifche K. fiebt 
ben Landesherrn zugleich als das geiftliche 
Oberhaupt an (Summus episcopus), wel- 
her zur Leitung der firchlichen Angelegen- 
heiten ein Konſiſtorium zur Seite bat oder, 
wie in ber reformierten K. und nad) ber 
teilweife aud für die proteftantiiche K. 
aboptierten Synodal= und Presbyterial- 
verfaflung (f. d.), zwar auch an ber 
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Spitze der 8. fteht, ber letztern aber ein 
gewiſſes Seldftverrwaltungsrecht geftattet 
und die Kirchengemeinde als bie 
Grundlage des Tirchlihen Gejamtorga- 
nismus zur Geltung fommen läßt. Der 
Inbegriff der Rechte der Kirchengemein- 
ſchaft über die Angehörigen der K. wirb 
Kirhengewalt (Jusinsacra) genannt. 

rüber, namentlich in ber fatholifchen K., 
über die religiöfe Sphäre hinaus auch auf 
Gebiete des bürgerlichen Lebens ausge 
behnt, erhielt ſich eine folhe Einwirkung 
der K. bis in die neuefte Zeit beſonders 
in ber firchlichen Form ber Eheichließung, 
vor welcher auch die bürgerliche Gültigkeit 
der Ehe abhing, ferner in ber geiftlichen 
Gerichtsbarkeit in Eheſachen und endlich 
in der Teilnahme der K. an der Verwal: 
tung und Beauflihtigung bes Schulwe⸗ 
ſens, insbefondere des Volksſchulweſens. 
Für das Deutiche Reich ift aber in An: 


ſehung der Eheſchließung und der Gericht8= | j 


barkeit in Ehefachen durch das Reichsgeſetz 
vom 6. * 1875 über die Beurkundung 
des Perſonenſtands und die Eheſchließung 
ſowie durch das deutſche Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetz Abhilfe geſchafft worden, wäh: 
rend die Schulaufjicht in ben meiſten Staa: 
ten durch befondere Gefete, in Preußen 
3. B. durch Gefeß vom 11. März 1872, 
der K. entzogen worben ift. Freilich ift der 
in Deutjchland zwiſchen Staat und K. 
über die Begrenzung ber Kirchengewalt 
ausgebrochene Streit noch nicht zum befi- 
nitiven Austrag gebracht worden (j. Kir: 
henpolitif). Der Inbegriffvon Nechten, 
welche dem Staate den Religionsgenofjen- 
haften und insbeſondere den chriftlichen 
Kirhen gegenüber zuitehen, wird Kir: 
chenhoheit (Jus circa sacra) genannt. 
Diejelbe charakterifiert fich vorzugsieife 
als ein ftaatliches Oberauffichtsrecht, wel- 
ches, abgejehen von ber Benuflichtigung 
gewiſſer firchlicher Anftalten und gewiſſer 
firchlicher Befugniffe, namentlich die Ge⸗ 
nehmigung kirchlicher Erlaſſe (fogen. Pla⸗ 
cet, »es gefällte), ferner die Mitwirkung 
bei der Errihtung und Befekung von 
Kirchenämtern und endlich die Entichei: 
dung über die Beichwerben wegen ik: 
brauchs der geiitlihen Gewalt oder Re- 
cursus ab abusu (f. d.) in fich begreift. 


Kirchenältefte — Kirchenpolitik. 


Dagegen ift das ſogen. Jus reformandi 
(Reformationsredht), d. h. das Recht, über 
die Zulaſſung einer Religionsgemeinfchaft 
im Staatögebiet zu entiheiden und deren 
rechtliche Stellung feitzufeßen, wejentlich 
beichräntt worden. Denn faſt in allen 
zivilifierten Staaten ift volle Religions: 
freiheit proffamiert und namentlich für 
das Deutfche Neid durch das Bundes⸗ 
Reichs⸗) Geſetz vom 3. Juli 1869 der 

rundfaß fanktioniert worden, daß bie 
Verſchiedenheit bes Glaubensbekenntniſſes 
in der Ausübung der bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechte keinen Unter⸗ 
ſchied machen dürfe. Vgl. Zeller, Staat 
und K. (1873); Geffcken, Staat und K. 
in ihrem Verhältnis geſchichtlich entwickelt 
(1875), Martens, Die Beziehungen der 
Überordnung, Nebenordnung und Unter: 
ordnung zwiſchen K. und Staat (1877). 

Kirgenältefle, |. Synodalverfajs 


ung. 
Kirchenbann (Erfommunifation), 
in ber katholiſchen Kirche die feierliche 
Ausſchließung aus ber Kirchengemein- 
haft als Strafe für Vergehen gegen bie 
Sittlichfeit, Keterei oder feindfelige Hands 
lungsweiſe der Kirche gegeniiber. Dabei 
wird zwiſchen Fleinem K. oder der Er: 
kommunikation, d.h. der Ausſchließung 
von der Teilnahme an ben Saframenten, 
und dem großen 8. (Anathema), ber 
völligen Ausſchließung aus der Kirchen- 
gemeinfhaftmit Fluch und Verwünſchung, 
unterfchieden. Einft eine gefährliche Waffe 
in den Händen der Päpfte, ift der K. jetzt 
ſo au wie bedeutungelos. 
irchengeſetze, |. Geſetz. 
Kir enpolitit ‚ Bezeichnung ſowohl 
für die Politik, welche die Kirche im all- 
emeinen und indbejondere ber weltlichen 
acht des Staats gegenüber befolgt, als 
auch für die Politik des letztern der Kirche 
gegenüber. Kirchenpolitiſche Geſetze 
ſind diejenigen Rechtsnormen, welche das 
Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche re⸗ 
geln. Die K. iſt in dem letzten Zabrzehnt 
in Deutſchland von ganz beſonderer Wich⸗ 
tigkeit geworden, ſeitdem auf dem vatika⸗ 
niſchen Konzil das Dogma von der Un⸗ 
fehlbarkeit (. d.) des Papſtes verkündet 
und damit der Kampf ber päpftlichen 





Kirchenpolitik. 


Kurie gegen bie ſtaatliche Autorität eröffnet 
ward, welcher zu dem fogen. Kultur: 
kampf herangeichwollen ift. Im deut⸗ 
ſchen Reichſtag und im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhaus werden dabei die Inter⸗ 
eſſen der päpſtlichen Kurie durch das 
Zentrum (ſ. d.) vertreten. Die ſtaatliche 
Geſetzgebung, welche wiber die bierardhi- 
[chen Selüfte des Papſtes gegenüber einem 
proteftantifchen Kaifertum vorging, wurbe 
mit dem fogen. Kanzelparagraphen eröff- 
net (j. Kanzelmißbraud). 1872 folgte 
das Reichsgeſetz, betreffend bie Ausweifung 
der Jeſuiten (f. d.) An Preußen wurde 
1872 das Schulauffichtsgejet erlaſſen und 
bamit der Regierung bie Möglichkeit ge- 
geben, berufsmäßige Kreisſchulinſpektoren 
an Stelle ber geiſtlichen AuffichtSbeantten 
zu fegen. Sobann wurden 1873 die preußi⸗ 
ſchen Maigeſetze erlafien, von denen na⸗ 
mentlich das Geſetz vom 11. Mai 1873, 
betreffend bie Vorbildung und Anftellung 
der Geiftlihen, bervorzubeben ift. Dies 
verlangt won jedem Geiftlichen eine gewiſſe 
Univerfität3bildung fowie die Anzeige von 
der Ernennung eines Geiftlihen an ben 
Oberpräfidenten. Diefer kann gegen die 
Anftelung namentlih dann Einiprud) 
erheben, wenn gegen den Anzuftellenden 
Thatfachen vorliegen, welche bie Annahme 
rechtfertigen, daß berfelbe den Staatsge⸗ 
fegen oder den innerhalb ihrer gefeßlichen 
Zuſtändigkeit erlaffenen Anordnungen der 
Obrigkeit entgegenwirken ober ben öffent- 
lichen Frieden ftören werde. Ein weiteres 
Geſetz vom 12. Mai 1873 betrifft die firch- 
lihe Disziplinargewalt und ſetzte einen 
königlichen Gerichtshof fir die Firchlichen 
Angelegenheiten (in Berlin) ein, durch 
welchen ungeborfame Bifchöfe, welche fich 
jenen Beitimmungen nicht fügten, abge: 
fekt wurden. Ein Reichsgeſetz vom 4. Mai 
1874, betreffend die Verhinderung ber un⸗ 
befugten Ausübung von Kirchenämtern, 
ftatuierte den renitenten Geiftlichen gegen= 
über eine gewiſſe Aufenthaltsbefchränfung, 
ja ſogar die Landesverweiſung (ſ. Aus⸗ 
weiſung). Das preußiſche Geſetz vom 
31. Mai 1875 verbot ferner alle Orden 
und ordensähnlichen MEN ab: 
gefehen von ſolchen, welche ſich der Kran⸗ 
fenpflege widmen. Endlich ift auch noch 
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des preußischen Geſetzes vom 22. April 
1875 (fogen, Brotlorbgefeh oder Sperr: 
gefeß) zu gedenten, weldyes bie inne: 
behaltung von Staatsbezügen renitenten 
Geiftlihen gegenüber verfügte und für 
bie im Intereſſe ſolcher Geiftlichen zu er- 
hebenden Kirchenfteuern die Beitreibung 
verjagte. Auch Das Reichsgeſetz, welches 
die Zivilehe (j. Ehe) einführte und bie 
Beurfundung bed Berfonenftands in die 
Hand weltliher Behörden legte, warb 
durch den Kulturfampf veranlaßt. Leiber 
bat diejer Kampf Dimenfionen angenom: 
men und bie Berhältnifje der Fatholifchen 
Kirche in Preußen berartig in Deftruftion 
gebracht, Daß eine Beendigung bes Kultur: 
fampfs in der That als dringend geboten 
eriheinen muß. Hierzu ift auch wiederholt 
ein Anlauf genommen worden. Bereits 
im Sommer 1878 fanben zwijchen dem 
Fürſten Bismard und dem päpftlichen 
Nunzius Mafela Verhandlungen ftatt, 
‚welche 1879 mit dem Kardinal Zacobini 
fortgefeßt wurden. Das Zentrum bewil- 
ligte 1879 dem Kanzler den neuen Zolls 
tarif, und die Entlaifung bes Kultusmi- 
nifters Falk war der Preis dafür. Letzterer 
wurde durch den Mipifter v. Puttlamer 
erſetzt, welcher geneigter zu Konzeflionen 
an die Kurie gu fein fcheint. Derjelbe 
legte 1880 im preußischen Abgeorbneten> 
haus ein Gefeß vor, welches jene Firchen- 
politiſchen Gejete abändern ſollte. Die 
Tendenz des Entwurfs ging zumeift da⸗ 
hin, daß bie Anwendung jener Gejeke im 
wejentlichen von dem jeweiligen Antrag 
bes Oberpräfidenten abhängig fein jolle. 
Befondere Bedenken erregte aber nament: 
lich der Vorſchlag, wonach einem Bilchof, 
ber burch gerichtliches Urteil aus dem Amt 
entlaffen worden, von bem König bie 
ftaatliche Anerkennung als Bifchof jeiner 
frübern Diözefe wiederum hätte erteilt 
werden fünnen (f. Bifhofspara- 
graph). Der frühere Kultusminifter 
Falk erflärte fich entfchieben gegen das 
Geſetz, welches nur ben Wibderftand ber 
päpitlichen Hierarchie fleigern werde, bie 
fih vor allen Dingen erſt den ftaatlichen 
Geſetzen wirklich unterwerfen müffe, bevor 
man an eine Revifion ber Maigeſetze gehen 
könne. Allerbingd wurde nun jener Bi: 
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ſchofsparagraph verworfen, das Gefeb 
auch im übrigen ganz weientlich abge- 
ſchwaͤcht; aber gleichwohl erſchien es einen 
Teil der Liberalen bedenklich, filr den 
Rumpf bed Geſetzes zu flimmen. Die 
Nationalliberalen fpalteten fid) bei dieſer 
Gelegenheit in zwei Hälften, unb bie war 
bie äußere Veranlafjung zu dent Ausfchet: 
ben verfchiebener Mitglieder aus jener Bar: 
tei (f. Sezeffion). In ber Reichstags⸗ 
feifion von 1881 hat Das Zentrum eine 
durchaus zumwartende Stellung eingenom⸗ 
men; es betreibt die Bolitif der freien 
garı, unb ber Triebe auf dem Firchlichen 
ebiet würde vorausfichtlih nur buch 
Konzeſſionen an das Zentrum zu erlangen 
fein, vielleicht gegen Zugeftändniffe des 
legtern auf dem Gebiet der wirtichaftlichen 
Politik des Fürften Bismard. Vgl Zel⸗ 
ler, Staat und Kirche (1873); Hin: 
ſchius, Die preußifchen Kirchengeſetze bed 
ahrs 1873 1873 ; Derfelbe, Die Ge: 
ete ber Sahre 1874 und 1875 (1875). 
Kirchenrat, Behörde für die Verwal: 
tung ber Firchlichen Angelegenheiten eines 
Landes oder eined Bezirk; auch Titel ver⸗ 
bienter Geiftlichen. 
Kirchenrecht (lat Ius ecclesiasticum), 
Inbegriff derjenigen Rechtsnormen, welche 
für bie Nechtönerhättniffe der Kirche (ſ. d. 
im ganzen und für diejenigen bes Einzel⸗ 
nen als Mitglied derfelben maßgebend find. 
Dabei wird zwiſchen dem natürlichen 
und dem pofitiven K. unterfchieben, 
indem man unter erſterm das aus dem 
Begriff und aus dem Weſen der Kirche 
im allgemeinen ſich ergebende, unter letz⸗ 
term dagegen das in den hin einer 
beitimmten Kirche und eines bejtinmten 
Staats enthaltene K. veriteht. Ferner ift 
zwiichen allgemeinem und beſon— 
derm£. zu unterjcheiden, je nachdem das⸗ 
jelbe für die ganze Kirchengemeinihaft 
und ihre Angehörigen ober nur für ein- 
zelne Kirchen ober Kirchengemeinden Gel- 
tung bat. Quellen des Kirchenrechts find, 
abgefehen von dem Gewohnbeitsrecht, bie 
weltlichen und geiftlichen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen, namentlich das Tanonifche 
Recht d d.). Dazu fommen für das fa- 
tholiſche K. die Zrabition, bie Beſtim⸗ 
mungen der Kirchenväter, bie Bejchlüffe 


Kirchenrat — Klerus. 


ber Konzilien und ber Päpite und die 
Konkordate (f. d.). Außerdem finb bie 
Kirchenordnungen und bie Verfaflungs- 
eſetze ber einzelnen Staaten von be= 
onberer Wichtigkeit (vgl. Kirchenpo⸗ 
litik). Vgl. bie Lehr: und Handbüder 
be3 Kirchenrechts von Richter (B. Aufl., 
— eg. von Dove, 1879 f.), Mejer 
3. Auf, 1869), Hinfhius (»R. ber 
Katholiten und Proteitanten«, 1869 ff.), 
Walter(14.Aufl., herausgeg. vonGerlach, 
1871), Friedberg (1879); Schulte, 
Lehrbuch des tatholitäen Kirchenrechts (3. 
Aufl. 1873); Thudichum, Deutſches 
K. (1877 f ). 

Kirdenflant, ber ehemalige päpftliche 
Staat in Italien. Derfelbe war bis 1860: 
41,187 qkm groß und hatte 3Ys Mill. 
Einw., wurde 1860 auf Rom und Um: 
gegend (Patrimonium-Petri) mit 12,803 
qkm und etwa 700,000 Einw. beſchränkt 
und 1870 dem Königreich Stalien (f. d.) 
vo einverleibt. 

Kirdenverfammlung, |. Konzil. 

Rlafter, j. Lachter. 

Klage (lat. Actio), das Anrufen des 
Richters zum Zweck der Geltendmadhung 
eines privatrechtlihen Anſpruchs Des 
Klägers gegen ben Beklagten; neuer- 
dings und namentlih in der beutichen 
Strafprogeßordnung auch zur Bezeichnung 
ber ftrafrechtlichen Anklage gebraucht. 

Klarieren (Iat.), Elären, frei machen; 
im Seewejen die Schiffälabung verzollen 
und dadurch dag ungebinderte Auslaufen 
des Schiffs ermöglichen; Klarierungs- 
ſchein, Quittung über gezahlten Zoll; 
Klarierer, Schiffsmäkler, der dag K. 


beinht. 
Klaſſenſtener, |. Steuern. 

Klauſel (lat. Clausula), Nebenbeftim- 
mung, Vorbehalt bei den Rechtögefchäften. 
Sich verflaufulieren, fein Recht 
durch eine K. wahren. 

Kleindeutih, |. Großdeutſch. 

Kleine Fahrt, |. Schiffer. 

Kleingewerbe, j. Handwerker. 

Kleinhäußler, |. Hinterſaſſe. 

Klerus (griech, »Los«, Eigentum, 
Erbe), in ber Fatholifchen Kirche Bezeich- 
nung bes geiftlichen Standes, daher Kle⸗ 
rifer, ein Angehöriger dieſes Standes; 


Kloſter — Koalition. 


flerifal, bie Anterefjen des K. vertre 
tend, betreffend. Daher wird das Zentrum 
(f. d.) vielfach als die Flerifale Partei be⸗ 
zeichnet und die Vereinigung besjelben 
mit den Konfervativen, welche bis jet freie 
lich nur in einzelnen Fällen ftattgefunden 
bat, al3 konſervativ⸗-klerikale Koalition. 
- Klofter (v. fat. claustrum, »abge⸗ 
fchloffener Orte, griedh. Monasterium), 
die mit einer Kirche GKloſterkirche) ver⸗ 
bundene gemeinfame Wohnung ber nad) 
ewifjen Regeln lebenden Mönche oder 
Nonnen. Der Zwed dieſes Zuſammen⸗ 
lebens iſt urſpruͤnglich religidje Beſchau⸗ 
lichkeit, wozu jedoch noch zumeiſt eine be⸗ 
ſondere Thätigkeit, wie Seelſorge, Er⸗ 
chung Krankenpflege, gekommen iſt. 
ie Kloſter bilden gewöhnlich ein Viereck, 
einen Hof oder Garten umjchliegend, mit 
einem Kreuzgang und bem fogen. Refek⸗ 
torium, bein Speife: und Konventfaal, 
im untern Stod, während ſich oben die 
Zellen ber Mönche oder der Nonnen be: 
finden. Der söoegeleite eined größern 
Klofterd heißt Abt (Abtiffin), eines 
Fleinern Propft, Prior, Superior, 
Guardian, Rektor (Bröpftin, 
Priorin, Domina). Die ordinierten 
Kloftergenoffen heißen Patres (Väter), 
die nicht ordinierten Fratres (dienende 
Brüder, Laienbrüder, Laienſchweſtern). 
Diejenigen, welche ſich dem Klofterleben 
wibmen wollen, haben die jogen. Klofter: 
gelübde (Armut, Keuichheit und Gehor⸗ 
jam) abzulegen. Die Klöfter ſtehen ent: 
weder unter dem Bilchof des betreffenden 
Sprengels oder als erimierte unmittelbar 
unter dem Ordensgeneral und unter dem 
Bapft (f. Orden). Vgl. Weber, Die 
Möncherei (2. Aufl. 1834, 3Bde.); Fuhr, 
Geſchichte der Mönchsorden (1845); Hin⸗ 
ſchius, Die Orden der Kongregationen 
der katholiſchen Kirche in Preußen (1874). 
Alub (engl. ſpr.klöbb), eigentlich Keule; 
dann ſ. v. w. Zeche; Geſellſchaft, geſellige 
Vereinigung, entſprechend unſerm deut⸗ 
ſchen »Bereine, wie denn auch in Deutſch⸗ 
land vielfach Vereine ven Namen »K.« 
führen. In England erlangten nament- 
lich die politifhen Klubs großen Einfluß, 
und von bier aus fand die Einrichtung 
folder Klubs auch auf dem Kontinent Ber- 


299 


breitung. Die englifyen politifchen Klubs 
entſprechen auch zum Zeil unſern politi 
ſchen Fraktionen & .d.). Bol. Verein. 

Suappihaft, die Geſamtheit ber in 
einem Bergwerk oder in einem Bergrevier 
beichäftigten Bergleute. Die Knapp: 
ſchaftskaſſen find Vereine, welche die 
Sicherung ber Bergleute gegen die Ge: 
ahren ihres Berufs bezweden, indent fie 
ihnen freie Kur und Arznei, Kranken⸗ 
lohn und SInvalidenpenfion gewähren; 
auch wird in der Regel ein Beitrag zu 
ben Begräbnisfoften gewährt, auch für bie . 
Witwen und Waifen verunglidter Berg: 
leute eine Verforgung verwilligt. Die 
Kna ppichaftfafien find Zwangskaſſen und 
eine wichtige Art ber Hilfsfajlen (f. d.) 
überhaupt. 

Knjäs (Knjasi, ruſſ.; ferb. Ene?), 
ein in wechfelnder Bedeutung durch den 
ganzen ſlawiſchen Volksſtamm verbreitetes 

ort, eigentlich »Herr, Befehlender«. In 
Rußland bezeichnet K. ben hoben Mbel, 
bem beutfchen »Fürſt« entſprechen d. Es 
gibt drei Klaſſen von Knjäſen: ruſſiſche, 
litauiſche und Knjäſe tatariſcher Abitam- 
mung. Bei den Serben bedeutet Knes 
bald »Fürft«, bald »Graf«, weshalb ber 
Rettore von Ragufa zur Zeit der Nepu- 
blif K. genannt wurde und ber Fürft von 
Montenegro noch jeßt biefen Titel führt. 
Er bezeichnet aber auch häufig den Orts⸗ 
richter oder Schulzen einer Dorfgemeinde, 
fo namentlich in Dalmatien und in der ehe: 
maligen Republik Poglizza, deren Negent 
fih Veliki Knez el nannte. 
N der Walachei hießen im 13. Jahrh. bie 

ehnsherrſchaften Knezate und die Her- 
ven berjelben Kneze. 

Kondjütor (Iat., le, nament: 
ih in der Fatholifchen Kirche der einem 
Bifchof für die Verwaltung gewiſſer Amts⸗ 
verrichtungen beigegebene Prälat, zumeift 
mit dem Anſpruch auf Nachfolge im Big: 
tum ernannt. 

Koalition (Iat.), Verbindung, Ver: 
bündung, Verein; Daher Koalitions: 
freiheit, das Recht der freien Vereini⸗ 
gung (. Verein). Won bejonberer 
Wichtigkeit ift das letztere für die Vereint- 
gungen ber Arbeitgeber einerjeitd und ber 
Arbeitnehmer anderfeits, niit Bezug auf 
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welche Brentano den befannten Ausipruch 
geihan bat, daß bie Konfurrenz das Prin⸗ 
zip ber 
Schwachen ki arbeitseinitellung). 
Ferner wird der Ausdruck K. namentlich 
gebraucht, um Verbindungen politischer 
Parteien zu bezeichnen, daher man z. B. 
von. einem Koalitionsminifterrum 
fpricht, welches aus Männern von verfchies 
bener Parteirichtung zuſammengeſetzt ift. 

Koder (lat.), eigentlih Holzklotz, Holz⸗ 
tafel, dann |. v. w. Buch (weil ein folches 
im Altertum aus mit Wachs überzogenen 
—A beſtand), auch Geſetzbuch, z. B. 

odex Theodosianus, Justinianeus ꝛc. 

Kognaten (lat.), |. Agnaten. 

Kolarde (franz.), rofettenartige Rand⸗ 
fchleife, zuerft in Frankreich als Partei⸗ 
abzeichen, ſpäter als Nationalabzeihen 
am Hut, jegt nur vom Militär und uni- 
formterten Beamten an ber Kopfbededung 
getragen. 

Kollaborätor (Iat., »Mitarbeitere), 
Amtsgehilfes Titel eines niedern Geift: 
lichen oder Schulbeamten, welcher einem 
höhern beigegeben iftz daher Kollabora: 
tur, die Thätigfeit, da Amt, auch wohl 
die Wohnung eines folhen; kollaborie⸗ 
ren, ald K. thätig fein. 

Kollaterälen (Kollateralver: 
wandte, Seitenverwandte), die Ver⸗ 
wandten einer Perſon, welche von dem 
Bruder oder von der Schweiter berjelben 
berftammen. Kollateralgeld, die Ab: 
gabe, welche die Erben eines Geitenver- 
wandten von dem Nachlaß des letztern 
zur Staats= oder Gemeindelaffe zu ent: 
richten haben. 

Kollation (Iat.,» Zufammentragunge«), 
die Verleihung niederer Pfründen durch 
den Bijchof oder in der evangeliichen Kirche 
durch ben Landesherrn; auch Bezeichnung 
für das Einwerfen von Vermögensgegen- 
ftänden in eine gemeinjame Mafic. So 
haben 3.8. die Defzendenten eines Erb- 
lafjers, welche gemeinfam zur Erbichaft 
berufen werden, die etwaige Mitgift und 
Beihilfe, welche fie zur Begründung eines 
eignen Hausftands erhielten, zur Erb: 
maſſe zu »Eonferieren«. Kollator, der: 
jenige, welchen die Befugnid zur Bes 
jeßung einer geiftlichen ober einer Schul: 


Starken, bie K. basjenige ber | jelbit 


Koder — Kollegium. 


ſtelle zuſteht. Kollatur, das Recht zu 
einer Foldhen Beſetzung, auch die Beſetzung 


Kollationieren (Int.), vergleichen; bie 
Figtigtuit einer Reinſchrift oder Abſchrift 
feſtſtellen. 
LKollegialgericht, Gericht. 
Kollegium (lat.), Geſamtheit mehrerer 
— von gleichem Beruf (Kolle⸗ 
en); daher kollegialiſch, ſ.v. mw. amts⸗ 
rüderlich, amtsfreundſchaftlich. Kolle⸗ 
ialſyſtem, diejenige Organiſation der 
hörden, vermöge deren zur Beratung 
und Beſchlußfafſung über einen Gegen- 
ſtand eine Mehrheit von Mitgliedern er⸗ 
forderlich ift; in diefem Sinn ſpricht man 
z. B. von einem NRichterfollegium. Auch 
die Lehrer einer de Lehranſtalt, 
fofern fie als einheitlicher Körper auf⸗ 
treten, werden als Lehrerkollegium 
bezeichnet. Das behördliche Kollegialſyſtem 
empfiehlt ſich beſonders der genauern und 
objektiven Prüfung der Sache wegen für 
die Organiſation ber Geichtsbehörden, 
Daher denn auch neuerdings für Die wich⸗ 
tigern Sachen und namentlid für die 
Entſcheidung von Rechtsſachen in höherer 
Snftanz Kollegialgerichte (Landge 
richte, Oberlande erichte, Schwurgerichte, 
Schöffengerichte, Reichsgericht) eingerichtet 
find, im Gegenſatz zu ben Einzelrichtern 
(Amtsrichtern). Für die Verwaltungs 
behörben empfiehlt ſich dagegen ber Ein- 
beitlichleit ber Erefutive wegen das fogen. 
büreaufratifche Syftem, wenn auchbie Ber- 
waltungsrechtäftreitigfeiten ſtets von Kol- 
Teyialbebörben entſchieden werden follten 
(1. Berwaltung). Imevangelifchen Kir- 
henrecht wird unter Kollegialſyſtem 
dasjenige Syſtem verfianden, wonach bie 
KirchealseinevomStaatverfchiedene, durch 
Bertrag gebildete, jelbitindige Vereinigung 
aufgefaßt wird, welche Die Ausübung ber 
ihr urfprünglich felbit zuſtehenden Gewalt 
dem Sanbesberen übertragen habe. Das 
Syſtem ift jedoch nur wenig zur prafti- 
ihen Vermirflichung gelangt, vielmehr ift 
in neuerer Zeit dasjenige ber Presbyte⸗ 
riale und Synodalverfajfung das 
berrfchende geworben. Auf Univerfitäten 
werden die Vorträge ber afademifchen Leh⸗ 
rer, auch wohl bie Räume, wo fie gehalten 


Kollekte — Rollufion. 


werden, K. genannt, welcher Name denn 

auch vielfach auf höhere Lehranſtalten ſelbſt 

(Kollegien, Colleges, Collegia) überge- 
angen iſt. 8&.der Stadtverordneten, 
. Stadtrat. 

Kollefte (Iat.), Einfammlung freiwil- 
Tiger Saben zur Unterſtützung Armer oder 
Verunglücter oder auch zur Unterhal⸗ 
tung öffentlicher Wohlthätigfeitsinititute. 
Das Kollektieren tft von ber obrigfeit- 
lichen Erlaubnis abhängig. Kollefteur, 
Sammler, befonders von Teilnehmern an 
einer Lotterie (ſ. d.). 

Kollektiv (Iat.), f. v. w. gemeinfchaft- 
lich; daher Kolleftivgarantie, die von 
mehreren Mächten gemeinſchaftlich über: 
nommene Garantie für die Neutralität 
eines Staats, 3.B. neuerdings des Großher⸗ 
zogtums Luremburg;Kollektivgefell: 
ſchaft, nad franzöſiſchem Rechte bie Ver: 
einigung mehrerer zum Betrieb von Han= 
delsgeſchäften unter gemeinfamer Firma; 
Kolleftivnote, die von mehreren Ka⸗ 
binetten gemeinfam oder doch in gleichen 
Wortlaut an eine andre Staatsregierung 
erlafiene Rote; Kollektivvertrag, ber 
von mehreren Staaten untereinander und 
miteinander vereinbarte völferrechtliche 
Vertrag. | 

Kollifion (lat.), das Zufammentreffen 
entgegengejeßter Dinge in einem Punkte; 
daher man namentlich von einer K. ber 
Geſe Be (der Statuten) fpricht, um einen 
Widerſtreit verfchiedener geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen zu en nfolge des 
internationalen Verkehrs find 3. B. oft: 
mals von den Gerichten des Inlands 
Nechtsverhältniffe au beurteilen, welche 
im Ausland zur Entftehung gelonmen 
find. Die Frage nun, welche Rechtsnor⸗ 
men algdann maßgebend find, ob bie in- 
ländifchen oder bie bes fremben Staats, 
bildet den Gegenftand bes internatio: 
nalen Rechts. Bei dem Mangel eines 
einheitlichen deutſchen Privatrechts war 
biefe Frage namentlich für das deutfche 
NRechtsleben von großer Bebeutung, und 
fie ift auch für die Gegenwart, —* 
dies wichtige Gebiet durch die Reichsgeſetz⸗ 
gebung noch nicht in einheitlicher Weiſe 
normiert iſt, keineswegs gegenſtandslos. 
Zudem tritt ebendieſelbe Frage an den 
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Richter auch dann heran, wenn innerhalb 
eines Staats in Anſehung desſelben 
Gegenſtands in ben einzelnen Landes⸗ 
teilen wiederum verſchiedene Rechtsnor⸗ 
men gelten, wie Died 3. B. in Deutichland 
namentlid, auf dem Gebiet bes ehelichen 
Güterrechts der Fall iſt. Al Prinzip ift 
dabei feitzubalten, daß jeder Richter nach 
dem Recht feines Landes oder feines Be: 
zirks zu enticheiben hat (fogen. Terri⸗ 
ori eaahrinain). Dies gilt aus- 
nahmslos binfichtlich des Prozeßverfah⸗ 
rens und binfichtlich derjenigen Beſtim⸗ 
mungen, welche dem öffentlihen Recht 
angehören oder von zwingender abjoluter 
Natur find. Andeffen muß nad dem 
Grundfaß ber territorialen Geltung des 
Rechts jeder Staat, wie er e8 ſelbſt vor- 
ausfegt und forbert, fo auch anerkennen, 
baß die Perfonen, welche einem beſtimm⸗ 
ten Staat angehören, und die Sachen, 
welche in dem Gebiet besfelben liegen, 
befien Geſetzen unterworfen find. Hier- 
nach ift jede Perſon als folche nach den Ge⸗ 
feßen ihres wefentlihen Wohnorts (Sta- 
tuta realia) zu beurteilen, alfo 3.2. in 
Anfehung der Frage, ob fie großjährig fei 
oder nicht. Die Erbfähigkeit und die Erb: 
folge richten fich nach dem Rechte des RE 
orts des Erblaflers. Körperliche Sachen 
ftehen unter dem Rechte der belegenen 
Sache (Statuta realia), d. h. fie find nach 
diefem Recht au beurteilen, jo z. B. in 
Anf ehung ber Frage, ob zum Erwerb eines 
Grundftüds ein Privatrechtsgefchäft ges 
mügt ‚ Oder ob gerichtliche Verlautbarung 
und Eintrag in die öffentlihen Bücher 
nötig ift. Nechtsgefchäfte werden nad) der 
Regel »Locus regit actum« begüglic) 
ihrer Form und ihrer Wirkung nach dem 
Rechte des Orts, mo fie ftattfinden, beur⸗ 
teilt. Vgl. Pfeiffer, Die Prinzipien bes 
internationalen Privatrecht (1851); Fö⸗ 
fir, Traite du droit international 
prive (4. Aufl. 1866); v.Bar, Das inter- 
nationale Privat: und Strafrecht (1862). 

Kollnfion (lat. »das Zuſammenſpie⸗ 
len«), im allgemeinen jede auf rechts⸗ 
widrige Ziuſchung Dritter gerichtete Ver: 
abredung; im deutſchen Strafprozeß 
inZbefondere eine Verabredung des An: 
geſchuldigten mit Zeugen oder Mitſchul⸗ 























302 Kolonie — Kolumbien. 
Rslonien Der 
Großbritannien 
Dgea-iAfri-|Ame & S 
Afen | nen | da | ira | Zotal S|E |Totat 
als 

Areal in Tau⸗ 
fenden qkm | 2442 | 7989 | 1525| 9190| 21087| 1889 | 0,55 | 892 | 2370 | 5152 | 1416 177 1713 
Bevölterung 
in Taufen- 
den . . . 1194361] 2651 |2927| 51981205312117800] 836 | 1010 119500|38 046122 838200111024 949 
Einnahmen 
in Mill. Me. 
(1876) . . 1 1085,91 886,6 | 70,98 1188,5| 1617 | — | — | — | — | — 1448| — | 2,7] 347,5 
Ausgaben 
Mil. Marl 
(1876) . . 1 1186,51 841,7| 71,7| 12 | 1772| — | — | — | — — 12448] — |8,9| 248,7 
Schulden in . 
MIN. Marl 
(1876) . . | 2750,8 11221,71118,01563,8] 4657, 2 | — | — |! — | — | — | — I-|—-| — 
Eifenbahnen 
inkm(1877) | 12289 | 4784 | 750 | 85641 269 | 274 | — | — | — | 24 | 811 — — 261 


bigen, durch welche die Erforſchung ber 
Wahrheit gehindert werben fol. In ber 
beutfchen Braris pflegt man wegen zu be 
forgender Kollufionen Unterfuhungähaft 
eintreten zu laſſen, was dem engliſchen 
und franzoͤſiſchen Strafprozeß fremd, von 
der deutſchen Strafprozeßordnung (8112) 
aber beibehalten worden iſt. Dieſe geſtattet 
die Unterſuchungshaft, wenn gegen den An⸗ 
geſchuldigten dringende Verdachtsgründe 
vorhauden find und entweder er ber Flucht 
verdächtig ift oder Thatfachen vorliegen, 
aus benen zu fchließen ift, daß er Spuren 
ber That vernichten, ober Daß er Zeugen 
ober Mitfchuldige zu einer falfhen Aus: 
fage oder Zeugen bazu verleiten werde, 
ie ber Zeugnispflicht zu entziehen. 
Kolonie (Tat.), Anfiedelung außerhalb 
bes heimatlichen Staatsgebiets; Koloni- 
fation, die Anlegung einer folden; Ko: 


lonift, Anfiedler, Angehöriger einer K. 


Die Kolonialpolitif, d. h. die Bolitif, | X 


welche das Mutterlandb den Kolonien ges 
genüber befolgt, ift namentlich bei größern 

taaten mit zahlreihem und großem 
Kolonialbefiß von ber größten Wichtigkeit. 
Je nach ihrem Charakter und nad) ihrem 
Zweck werben bie Kolonien verfchieben be- 
zeichnet. So fpricht man .von Pflan⸗ 


ungstolonien, welde von Europäern 
ın tropifchen Ländern zum Anbau nutz⸗ 
barer Pflanzen angelegt werben; von In⸗ 
duftriefolonien, für weniger kulti— 
vierte Gegenden zur Einbürgerung eines 
gewiſſen Induſtriezweigs beſtimmt; Han⸗ 
belsfolonien, welche für die Produkte 
des Mutterlands zolapebiete erichließen 
und Produfte des Kolonialgebiet ein 
taufchen follen; Fifchereifolonien gut 
Betreibung des Fiſchfangs; Straffolo: 
nien (VBerbredherfolonien) zur An— 
fiedelung beportierter Verbrecher in ent» 
legenen Ländern 2c. Vgl. Rofcher, Kolo: 
nien, Rolonialpolitif und Auswanderung 
(2. Aufl. 1856); Fabri, Bedarf Deutfch: 
land der Kolonien? (2. Aufl. 1880); 
Hübbe und Schleiden, Überfeeifche 
PBolitif (1880). 
Eine Überficht über bie Kolonien ber 
— chen Staaten gibt die vorſtehende 
abelle. 
Kolumbien (Vereinigte Staaten 
von Columbia, vormal® Neugra= 
naba), öderativrepublif im norbweft: 
lichen Teil von Sübamerila. Diefer Ge 
famtftaat umfaßt neun verbünbete Staa⸗ 
ten, nämlich Antioguia, Bolivar, Boyäca, 
Caͤuca, Eundinamarca, Magdalena, Ba: 


Kolumbien. 


Staaten Europa, 
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16341| 170 | 3,4 | 2,2] 128 |8043] 56,7 


13338|6174|36,8| 35 |2081/8326| 1881 
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— | — lJ — — | mu | — | — | — 
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— | — | — 
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namd, Santander und Tolimaz dazu 
fommen noch fieben Nationalterritorien. 
Der Flächeninhalt der vereinigten Staaten 
mit den abhängigen Territorien beträgt 
. 830,700 qkm, wovon ein großer Teil un- 
bewohnt ti. Die Staaten zählen (1877) 
2,999,000, die Territorien 53,466 Einw., 
wozu noch) ca. 100,000 unzivilifierte In⸗ 
dianer fommen. Die Bundeshauptſtadt ift 
Bogot4 mit 40,883 Einw. Die Staaten 
von K. ftanden bis 1810 unter fpanifcher 
Herrſchaft. Nach erfolgter Unabhängig- 
keitserklärung famen verjchiedene ftaatliche 
Verbindungen zuftande, jo 1819 mit Be: 
nezuela und Quito zur Republif 8. Diefe 
beiden Staaten fielen jedoch 1830 wieder 
ab, und die vereinigt bleibende Staaten 
gruppe nahm den Namen einer Republik 
von Neugranada an, an deren Stelle 1861 


die nunmehrige Föberativrepublif K. trat. | 3000 
Die Berfaffungsurfundeder letztern datiert. 


von 8. Mai 1863. Hiernach beftebt die 
Volfsregierung aus drei Gewalten: ber 
vollziehenden, der geſetzgebenden und ber 
richterlichen Gewalt. Die vollziehende 
Gewalt liegt in der Hand des Bräfidenten, 
welcher jeweilig auf zwei Jahre gewählt 
wird, und bem bie vier Staatsfefretäre 
für Inneres und Außeres, für Finanzen 


20,98| 7,97 | 321 |124| 615 | 18 |1806|1824| 88 
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77,6 \20,88|3297/36716588|766 |2559]8326]| 47 |300172 


— 120,7)—| — [83,9] 5,09] .9 0,028 


— 


— — | 24,8| 3,5 | 5,08] 8,58| 0,028 


— | — | — | — 


— 635 — 1635 —— 29 288 


und öffentliche Arbeiten, für Schatz und 
Kredit und für Krieg und Marine zur 
Seite ſtehen. Die geſetzgebende Gewalt 
wird von dem Kongreß ausgeübt, welcher 
aus einer Kammer der Volksrepräſentan⸗ 
ten und aus dem Senat befteht. Letzterer 


ſetzt fih aus 27 Mitgliedern zufammen, 


von denen jeder der neun Staaten je drei 
ernennt. Die Zahl der Volksrepräſen⸗ 
tanten ift bermalen 56. Die Rechtspflege 
gipfelt in einem Bundesgericht zu Bo⸗ 
gota. Die Verfaſſung ber Einzelitaaten 
iſt derjenigen des Geſamtſtaats analog. 
An ber Spike eines jeden Staats fteht 
ein Präfident oder Gouverneur, dem ein 
Generalfefretär beigegeben ift. Die Amts⸗ 
dauer besfelben ift in Antioguia vier, in 
den übrigen Staaten zwei Jahre. Das 
Bundesheer beträgt in TFriedengzeiten 
Mann; im Kriegdfall Haben bie 
einzelnen Staaten ein jeweiliges Kontin- 
gent von 1 Proz. der Bevölkerung zu ſtellen. 

ie Bunbesfinanzen weifen nad bem 
Budget pro 1878—79 eine Einnahme von 
6,059,115 Doll. auf. Die Ausgaben 
hatten 1877 — 78: 7,271,933 Doll. betra⸗ 
en. Die Staatsſchuld belief fich 1. Febr. 
875 auf 15,999,304 Doll. Die Bes 
völferung befteht zum überwiegenden Teil 
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aus Weißen und Meitizen, teild aus 
Zambos (Miſchlingen von Negern und 
ndianern), teils aus Negern und aus 
adinos (Milchlingen von Weißen und 
Andianern mit vorwiegend indianiſchem 
Blute). Die Religion ift die römifch- 
fatbolifche, doch werben auch andre Re⸗ 
ligionebefenntniffe geduldet. Ein deutſcher 

iniſterreſident hat in Bogotaͤ ſeinen 
Sitz. Konſulate des Deutſchen Reichs 
befinden ſich in Barranquilla, Bogotaͤ, 
Bırcaramanga, Medellin, Banamd, Co: 
Yon und San Sofe de Cuͤcuta. Bol. 
Schuhmacher, Gefhichteber Verfaflung 


. ber Vereinigten Staatenvon K. (in Sybels 


»Hiſtoriſcher Zeitfchrifte 1875, Heft 2). 
Komitat (v. lat. comes, Graf), »Graf- 
Ihafte oder Gefpanfchaft (vgl. Span), 
Name ber einzelnen Bezitfe in der politi- 
chen Einteilung Ungarns. An ber Spibe 
bes Komitats Beh als oberite Verwal⸗ 
tungsbehörde ein Dbergefpan, welcher 
in der Regel von der Regierung ernannt 
wird; doch ift diefe Würde auch zuweilen 
bei einzelnen großen Gefchlechtern erblich, 
wie 3.8. die Stelle des Preßburger Ober: 
geſpans feit 1599 bei den Strafen Paͤlffy, 
und einige diefer Stellen find geſetzlich 
mit den höchſten Reichswürden und mit 
gewiſſen Bifchofliten verbunden. 

Komitee (franz. Comit6; engl. Com- 
mittee, ſpr. fmmitti), ein im Namen einer 
größern Bereinigung handelnber und ent= 
weber durch deren Wahl zufammenberufe- 
ner oder freiwillig zufammengetretener 
Ausſchuß. Committee general wird in 
England das Ober- oder Unterhaus ge⸗ 
nannt, wenn für die Disfuffion über die 
einzelnen Artikel eines Gefekentwurfs 
die Verfammlung bie gewöhnliche Ge: 
ſchäftsform aufgibt und zu einer freiern 
Erörterung fchreitet. 

Kommandant (franz.), Befehlshaber 
einer Feltung oder eines militärifchen 
Platzes, in großen Garnifonen oft Gou⸗ 
verneur genannt, während dann ber Titel 
K. dem zweiten Offizier zufällt. Kom: 
mandantur, Amtswohnung, Büreau 
des Kommandanten. 

Kommandieren (franz.), befehlen, be⸗ 
fehligen, anführen; Kom mando, mili⸗ 
taäriſcher Befehl und das Recht, ſolchen zu 


erteilen; auch kleinere Truppenabteilung, 
welche zur Vollziehung eines Auftrags aus⸗ 
geſendet wird Requiſitions-Streif-, 
Exrekutionskommando ⁊xc.). Kom: 
mandeur (fpr. dohr), der Befehlshaber 
einer Truppenabteilung, baher Diviſions⸗, 
Negiments=, Bataillonsfommandeur 2c. 
Ber manchen Orben, namentlid) bei dem 
franzöfifhen Orden der Ehrenlegion, ift 
die Würde de8 Kommanbeurd (Kom⸗ 
mandeurkreuz) ein höherer Ordens⸗ 
grad, weldher nad) dem Großkreuz fommt. 

Kommandite (franz.), Zweignieder⸗ 
laſſung einer Taufmännifchen Firma; 
Kommanditgeſellſchaft, Handels: 
gefellichaft, bei welcher einige mit ihrem 
gefanten Vermögen haften (Komple: 
mentäre, Kommanditierte), andre 
bloß mit Geldeinlagen beteiligt find und 
nicht über diefe hinausfür die Geſellſchafts⸗ 
Tchulden einftehen (Rommanbitiften). 
Die Bermögenseinlage ber letztern (Kom= 
manditengeld) kann in Aftien zerlegt 
fein(Kommandbitaftiengefell: 
haft). Val. Allgemeines deutfches Han⸗ 
delsgeſetzbuch, Art. 190 ff., und Das deut- 
ſche Attiengefeß vom 11. Juni 1870. Val. 
Endemann, Dad Recht ber Komman⸗ 
ditgeſellſchaften auf Aftien (1873). 

ommende (Tat.), Bezug und Genuß 
der Einfünfte eines Kirchenamts ohne 
beflen wirklichen Beſitz, entweder durch 
einen dad Amtinterimiftifch verwalten- 
den Geiftlichen oder durch einen mit den 
Einfünften des Amtes belehnten Laien 
(Kommenintarabt, Prior 2c.); früher au 
das einem Drdengritter (Komtur) zur 
Verwaltung und Nutznießung zugewieſene 
Gebiet (Komturei). 

Kommentar (Iat.), erflärender Bericht 
über etwas; Auslegung, Erklärung einer 
Schrift. Kommentarien, |.v.w. Denk: 
würbdigfeiten; Kommentator, Erflärer; 
fommentieren, erklären, auslegen. 

Kommilfion (Iat.), der zur Beforgung 
eines Gefchäfts erteilte Auftrag, auch Dies 
Geſchäft ſelbſt; fommittieren, beauf- 
tragen, bevollmädhtigen; Kommittent, 
ber Auftraggeber; Kommiffar, ber 
Beauftragte oder Bevollmächtigte; Kom: 
mifforiale(commissorium) Vollmacht; 
Kommiffariat, Bezeichnung für gewiſſe 








Konımunal — Kommunismus. 


Behörden. Der Ausdrud K. fommt im 
Öffentlichen Leben in vielfacher Anwendung 
vor. So ſpricht man z.B. von Prüfungs, 
Militärerfaß:, Unterſuchungskommiſſio⸗ 
nen xc. In den Sitzungen ber Vollsver⸗ 
tretungen in&befondere nehmen Regie⸗ 
rungskommiſſare an den Verhandlungen 
teil, um die Anficht und die enträne ber 
‚Staatsregierung zu vertreten; fo z. B. im 
deutſchen Reichstag bie —2 des 
Bundesrats. Die Kammern ſelbſt wählen 
aus ihrer Mitte beſtimmte Kommiſſionen 
ober Ausſchüſſe (committees), welche ge⸗ 
wiſſe Angelegenheiten in Vorberatung neh⸗ 
men und dem Plenum darüber Bericht 
erſtatten. Über die Kommiſſionen des deut⸗ 
ſcha Reichötagsinäbefonbere  Meichötag. 
Kommunẽ (lat.), einer Gemeinde 
(Komma ne).gehörig ober eine Gemeinde 
etreffend, daher Kommunalamt, 
Kommunalbeamte, f.v.w. Gemeinde: 
amt, Gemeindebeamte; Kommunal: 
laften, Kommunalabgaben, ſ. v. w. 
Gemeindelaſten, Gemeindeumlagen; Kom⸗ 
munalverfaſſung, ſ. v. w. Gemeinde⸗ 
verfaſſung; ommunalverbände, 
ſ. v. w. Gemeinbeverbände, und zwar 
verfteht man unter Rommunalverband 
zunächit eine einzelne Gemeinde, dann 
aber audy bie Vereinigung mehrerer Ge 
meinden (Kreife, Bezirke, Provin: 
zen) zu fommunalen Zweden und zu 
emeinfamem Wirken da, wo bie Krähe 
er Einzelgemeinbe nicht ausreichen (Kom: 
munalverbänbe höherer Ordnung). Eine 
befondere Bedeutung erlangte ber Aus: 
dbrud Kommune (la Commune) in 
Frankreich, als bie Nadifalen im März 
1871 ben Verſuch machten, Frankreich in 
ſelbſtändige Kommunen aufzuldfen und 
ber Parijer Kommune unter diefen den 
berrichenden Einfluß, wie zur Zeit ber 
open franzöfiichen Revolution, zu ver: 
eaffen, bis dann biefer Aufftand durch Die 
Berjailler Truppen im Mai 1871 blutig 
unterbrüdt ward. Vgl. B. Beder, Ge 
ſchichte ber revolutionären Parifer Kom: 
mune (1375); v.Meerheimb, Gefchichte 
ber Barifer Kommune (4 . 
Kommunilät(lat.), jchriftliche Mittei⸗ 
Iung einer Behörde. Kommunikation, 
Mitteilung, Verbindung, freier Zugang. 
Staatslexilon. 
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‚Kommunismus (Tat.), Aufhebung bes 
Einzelbefiked und des Privateigentums 
durch allgemeine Gütergemeinfchaft. In⸗ 
fofern der K. das Privateigentum abge: 
ſchafft wiſſen will, unterjcheidet er ſich 
vom SozialiSmus, weldher, von der 
Idee der Gleichberechtigung ber Arbeit 
und de3 Kapitals ausgehend, das bisherige 
Verhältnis zwischen diefen beiden Fakto⸗ 
ren der Broduftion nur umgeftaltet wifjen 
will. Kommuniftifche Beitrebungen, ſchon 
früher ſporadiſch auftauchend (Huffiten, 
Wiedertäufer in Münſter 1534), wirkten 
in Stanfrei zur Zeit der Schredens- 
regierung in der Pöbelberrfchaft als be⸗ 
deutendes Moment mit. Dann durch bie 
Direftorialverfaffung von 1795 zurüd- 

ebrängt, mwurben fie in Geheimbünben 
ortgefeßt. Hauptvertreter berfelben waren 
Babeuf und Genofjen, fpäter die Saint: 
Simoniften, welche das Privateigentum 
in bloßen Befit verwandelt wiffen woll- 
ten, beflen Grenzen fort und fort nad 
Arbeitsfähigkeit und Arbeit beftimmt wer- 
ben follten, unb die Fourieriſten, Die nad) 
Befeitigung des Übergewicht? des Kapitals 
über Arbeit und Talent ftrebten. Nach 
der Qulirevolution unter dem ber Bour- 
peoifte feindfich gegenüberftehenden Pro- 
etariat durch Barbes, Blanqui, fpäter 
Cabet (Jkariſcher en Louis Blanc u.a. 
wach erhalten und befördert, wurbe bie 
kommuniſtiſche Richtung von Proudhon 
Yitterarifdy vertreten und, mit ben ſozial⸗ 
bemofratifchen Tendenzen fich Tg 
beriihrend und verbindenb, jeit ben Juni⸗ 
fampfen 1848 in Paris in geheimen Ber- 
bindungen fortdauernd, beſonders durch die 
»Internationale«( ſ.d.) verbreitet, indem fie 
in Fari⸗ bei der Erhebung der Kommune 
1871 von neuem an die — trat. 
Nach dem Tod Laſſalles 31. Aug. 1864, 
welcher bei ſeinen ſozialiſtiſchen Beſtrebun⸗ 
gen den nationalen Boden nicht verlaſſen 
hatte, lenkte die Sozialdemokratie (ſ. d.) 
in Deutſchland mehr und mehr in die Bah⸗ 
nen des K. ein, und ſeit der Vereinigung 
ber Laſſalleaner mit den jogen. » Ehrlichen⸗ 
ober der Eiſenacher Partei 1875 ift bie 
fommuniftifche Tendenz entichieben in ben 
Vorbergrund getreten. Vgl. Stein, So⸗ 
zialismus und K. des heutigen Frankreich 
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2. Aufl. mr) Sägen, Der moberne 

ozialismus (1873); Derjelbe, Ge 
ſchichte des Sozialismus in Frankreich, 
3b. 1 (1876). 

Kompaeciszieren (Iat.), einen Vertrag 
(Pakt), namentlich einen Friedensvertrag, 
abfchließen; Kompacisgenten, die ver- 
tragichließenden Teile. 

omparent (lat.), ein vor Gericht Er- 
ſchienener. 

Kompenſation (lat.), Aufrechnung, 
Wettſchlagung, wechſelſeitige Aufhebung 
weier einander gegenüber ſtehender That⸗ 
—* In dieſem Sinn ſpricht man z. B. 
von der K. gegenſeitiger Injurien und 
leichter Körperverletzungen, indem das 
deutſche Strafgeſetzbuch (FF. 199, 233) 
den Richter ermächtigt, in Fällen, in de 
nen eine Beleibigung mit einer folchen, 
ober eine leichte Koͤrperverletzung mit einer 
ſolchen, oder Beleidigungen mit leichten 
Förperverlegungen, ober umgekehrt letz⸗ 
tere mit Beleidigungen erwidert wurden, 
Drehung eintreten zu lafien. Ebenfo 
priht man von 8. der Prozeßkoſten in 
dem Sinn, daß die Parteien bezüglich des 
Koftenpunfts miteinander aufheben, fo 
daß ein jeder Teil die auf feiner Seite er- 
wachſenen Koſten trägt, wie ed nament- 
lich oftmalß bei Vergleichen gehalten wird. 
Ganz beſonders verfteht man aber unter 
K. die wechjelfeitige Aufhebung zweier ein- 
ander gegenüber ftehender Forderungen. 
zn ber Bolitit ſpricht man zumweilen von 

ompenjationen in dem Sinn von Ent: 
ſchädigungen, 3. B. für abgetretene Ge- 
bietöteile, Verzichtleiftung auf gewiſſe 
Rechte 2c.; fompenfieren, wechlelfeitig 
aufheben. 

Kompetenz (lat., Rejjort, Ge⸗ 
ſchäftskreis, Zuſtändigkeit), der 
einer Behörde geſetzte Kreis ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit und ihre hiernach für den einzel⸗ 
nen gel fih beftimmenbe Zufländigfeit. 
Die 8. des Gerichts insbeſondere, welcher 
ber Gerichtsſtand (forum), d. h. die 
—— ſich dem Gericht zu ſtellen 
und ſeinen Ausſprüchen zu unterwerfen, 
entſpricht, iſt in der Juſtizgeſetzgebung, 
namentlich durch die deutſchen Juſtiz⸗ 
gelege, genau geregelt (|. Gericht). Sit 

ie Trage, welches Gericht im einzelnen 
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Tall zuftändig (kompetent) fei, zwifchen 
ben Gerichten felbft ftreitig, jo ſpricht man 
von einem Kompetenzlonflift und 
zwar von einem pofitiven, wenn jebes 
ber mehreren Gerichte feine Zuftänbigfeit 
behauptet, während, wenn jedes Gericht 
ſich für unzuftändig (infompetent) 
erflärt, ein negativer Kompetenzkonflikt 
vorliegt. In ſolchen Fällen ift die Ent- 
ſcheidung des betreffenden Obergerichts 
maßgebend. Schwieriger geſtaltet ſich die 
Frage, wenn es ſtreitig iſt, ob eine Ange⸗ 
legenheit vor die Verwaltungsbehörden, 
ober ob fie vor die Gerichte gehöre. Neuer: 
dings wird fogar der Ausdruck Kom⸗ 
etenztonflift nur zur Bezeichnung bie 
es Falles gebraucht, während man im Ge⸗ 
enjaß hierzu von einem Kompetenz: 
Hreit ſpricht, wenn die Zuftändigfeit 
mehrerer Gericht3= oder mehrerer Ver: 
waltungsbehörden in Trage ſteht. Nach 
bem deutſchen Gerichtöverfafungsgele 
($ 17) haben in ſolchen Fällen prinzipie 
die Gerichte über die Zuläſſigkeit bes 
Nechtöwegs zu enticheiden. Die Lanbes- 
geſetzgebung kann jedoch bie Entſcheidung 
von Streitigkeiten zwiſchen den Gerichten 
und den ‚Derwaltungebehürben oder Ver⸗ 
waltungsgerichten über die AZuläffigfeit 
bes Rechtswegs befonbern Behörden nad) 
Maßgabe der folgenden Beitimmungen 
übertragen: 1) Die Pitzlieder der letztern 
werden für die Dauer des zur Zeit ihrer 
Ernennung von ihnen bekleideten Amtes 
oder, falls Ir zu biefer Zeit ein Amt nicht 
befleiden, auf Xebenszeit ernannt. Eine 
Enthebung vom Amt kann nur unter 
benfelben Vorausſetzungen wie bei den 
Mitgliebern bes Neichönerichte ftattfinden. 
2) Mindeſtens die Hälfte ber Mitglieder 
muß dent Reichsgericht ober dem oberften 
Landesgericht oder einem Oberlanbesgericht 
angehören. Bei Entſcheidungen bürfen 
Mitglieder nur in der gefeglich beftimm- 
ten Anzahl mitwirken. Diefe Anzahl muß 
eine ungerade fein und mindeſſens fünf 
betragen. 3) Das Verfahren ift geſetzlich 
zu vegeln. Die Entſcheidung erfolgt in 
öffentlicher Situng nad) Ladung der Par: 
teien. 4) Sofern die Zuläſſigkeit bes 
Rechtswegs durch rechtsfräftige® Urteil 
des Gerichts feftfteht, ohne daß zuvor auf 
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bie Entſcheidung ber beſondern Behörde 
angetragen-war, bleibt bie Entieidung 
des Gerichts maßgebend. In vielen Staa⸗ 
ten find nämlid) für die Entſcheidung ber 
Kompetenzkonflifte zwiſchen Gerichts⸗ und 
Berwaltungsbehörben bejondere Gerichts⸗ 
höfe eingerichtet, welche teils aus richter⸗ 
lichen, teils aus adminiſtrativen Beamten 
ufammengeſetzt find; fo z. B. in Preußen 
urch das Gefeß über das Verfahren bei 
Kompetenzkonflitten zwiichen Gerichten 
und Berwaltungsbehörben vom 8. April 
4847, welches durch Verordnung vom 
46. Sept. 1867 auch auf die neuen Pro⸗ 
vinzen und durch Geſetz vom 25. Febr. 
1878 aud auf Sauenburg ausgeben 
worden iſt. In Baden werben die Kom: 
petenzlonflifte durch das Staatsminifte 
rium unter Ausschluß bes beteiligten 
Fachminiſters und unter Zuziehung von 
drei Mitgliedern der Gerichtshöfe entſchie⸗ 
den, in Heffen durch den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof. In Frankreich fteht bie Ent- 
Icheidung dem Staatsrat, in England den 
Reichögerichten, in Holland und Belgien 
dem Kaffationshof, in Nordamerika den 
Juſtizbehörden, in Ztalien und Spanien 
dem Staatsrat und in den meiften ſchwei⸗ 
erifchen Kantonen dem Großen Rat zu. 
&nDeutf chen Reich, wofelbit die Angelegen⸗ 
heit faſt in allen Staaten durch die Ge⸗ 
ſetzgebung geordnet iſt, kann die Entſchei⸗ 
dung der Kompetenzkonflikte auf Antrag 
eines Bundesſtaats und mit Zuſtimmung 
des Bundesrats durch kaiſerliche Verord⸗ 
nung auch dem Reichsgericht uͤberwieſen 
werden. Was die Entſcheidung ſolcher 
Kompetenzfragen oft ſchwierig macht, iſt 
ber Umſtand, daß gewiſſe Rechtsſachen 
aus Zweckmaͤßigkeitsgründen den Ver⸗ 
waltungsbehörden oder den Verwaltungs⸗ 
gerichten zur Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung überwieſen find (Adminiftrativ: 
juſtiz). Abgeſehen von dieſen Fällen, 
läßt e die Grenze zwiſchen Suftiz und 
Berwaltung im allgemeinen fo beflimmen, 
baß vor die Gerichte die. Straffachen und 
die Privatrechtsangelegenheiten gehören, 
während das Gebiet des öffentlichen Rechts 
den Verwaltungsbehörden 3 überiweifen 
ift. Übrigens find dieſe Kompetenzver⸗ 
haltniſſe für die altpreußifchen Provinzen 
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durch Geſetz vom 26. Zuli 1876, betreffend 
bie Zuftänbigfeit der Verwaltungsbehörben 
und der VBerwaltungsgerichtsbehörben im 
Geltungsbereih der Provinzialordnung 
vom 29. Suli 1875, in ausführlicher 
Weife normiert worden. Endlich iſt auf 
die Kompetenzfrage in Anſehung der rich- 
terlichen und der gefeßgebenden Gewalt 
vielfach erörtert worden, und die Anficht, 
baß ber Richter zwar nicht über die Recht- 
mäßigfeit eines Geſetzes, d. h. über bie 
verfalfungsmäßige Entftehung besfelben, 
unmittelbar entcheiden,, wohl aber in 
einem gegebenen Fall ein Geſetz wegen 
Verfaſſungswidrigkeit feiner Entftehung 
ober Verfündigung für unanwenbbar er: 
fären und fomit mittelbar über beffen 
Gültigkeit erfennen könne, ift jet als die 
berrichende zu bezeichnen. 

Komplementare (lat.), ſ. Handels⸗ 
geſellſchaft. 

Komplicen (franz., ſpr. kongpliſſ⸗), Mit⸗ 
ſchuldige, Mitthäter. 

Komplott (franz.), Vereinigung meh⸗ 
rerer zu einem unerlaubten Zweck. 

Kompromiß (lat.), Übereinkunft zwi⸗ 
{hen zwei ftreitenden Teilen, Vergleich, 
insbefondere ein Abkommen, wodurch fid) 
die Parteien einem fchiebsrichterlichen Aus⸗ 
fpruh(Kompromißgericht) unterwer: 
fen. Im politifchen Leben verſteht man 
darunter eine Verſtändigung zwifchen ver- 
ſchiedenen Parteien oder zwiſchen der Re⸗ 
gierung einerſeits und den Barteien an 

erfeit3. Namentlich ift diefe Kompro= 

mißpolitif lange Zeit hindurch von der 
nationalliberalen Bartei dem Fürften Bis- 
mard gegenüber beobachtet worden, indem 
fie durch ein teilweiſes Nachgeben und durch 
ein teilweiſes Feſthalten, wenn auch nicht 
alle, ſo doch einige Forderungen durchzu⸗ 
ſetzen wußte, ein Verfahren, welches if 
vielfach zum Vorwurf gemacht worden iſt. 

Komtur (Kommentur, lat. Com- 
mendator), bei ben geiftlichen Ritterorben 
Bezeichnung derjenigen Ritter, welchen bie 
Verwaltung von Ordensgütern (commen- 
dare) anvertraut war. Bei den jebigen 
Orden bezeichnet K. Die Klaffe der Ritter, 
welche nach ben Inhabern ber Großfreuze 
kommen. BDiefelben tragen das Ordens: 
zeichen meift um ben Hals. 
20° 
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Konät (lat. Conatus, »Verſuch«), f. 
Berfud eines Verbrechens. 
SKondemmnieren (lat.), verurteilen; im 
Völkerrecht insbeſondere ein Schiff »als 
ute Priſe (ſ. d.) k.«, ſ. v. w. für eine gute 
riſe und als mit Recht weggenommen 
erklären. Kondemnation, Verurtei⸗ 


lung. 

Bantominät (lat.), bie Gejamtherr: 
haft mehrerer Gebieter über einen Lan⸗ 
besteil, eine Stabt ꝛc. So beftand 3.2. 
bis 1867 ein 8. Hamburgs unb Lübecks 
über Bergedorf, welches jegt Hamburg 
allein gehört. 

Konduitenlifte (franz., Führungs: 
Yifte), Überfichten Über die Qualififation, 
das Betragen und bie Verhältniiie von 
Offizieren und Beamten, welche früher an 
bie Böhern Behörden eingefandt zu wer⸗ 
ben pflegten. Jetzt find bei ben letztern 
Qualifikationsber ichtean ihreStelle 
getreten. 

Konferenz (lat.), Verſammlung, na⸗ 
mentlich im politiſchen Leben ein Zuſam⸗ 
mentreten von Bevollmächtigten zur Be⸗ 
ratung über gemeinſame Angelegenheiten 
(vgl. Kongreß); auch Bezeichnung päda⸗ 
gogiſcher Verſammlungen. Konferenz: 
minifter, Miniſter ohne Portefeuille. 

Konferieren (lat.), beratſchlagen, zum 
Zweck gemeinſamer Beratung —— 
treten. 

KKonfeſſion (lat.), Bekenntnis, insbe⸗ 
ſondere ſchriftlich abgefaßtes Glaubens⸗ 
befenntnis, auch ſ. v. w. chriſtliche Glau⸗ 
venspartei. Konfeſſionsverwandte, 
die Anbänger einer ſolchen. Konfeffio- 
nell, auf Glaubensbekenntniſſe bezüglich. 
Konfeffionalismuß, das Feſthalten 
an einem beſtimmten Glaubensbekenntnis 
als der Grundlage kirchlichen Lebens. 
Konfeſſionslos, ohne K., ohne Rück⸗ 
ſicht auf ſolche, z. B. die Schule, welche 
in ihrem Lehrplan auf bie K. ber Schüler 
feine Rüdficht nimmt. In ben mobernen 
Staaten ift fait Überall Die Gleichberechti- 
gung aller Konfelfionen anerkannt, fo 
namentlid) für das Deutfche Reich durch 
das Geſetz, betreffend bie Gleichberechti- 
gung der Konfellionen in bürgerlicher 
und ſtaatsbürgerlicher Beziehung, vom 
3. Juli 1869, welches auch auf bie füb- 
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beutfchen Staaten ausgedehnt worben if. 
Val. Juden. 

Konfidentiell (lat.), vertraulich; daher 
eine Tonfibentielle Mittellung, eine ver⸗ 
traufiche, nicht für die Offentlichkeit be= 
flimmte Mitteilung, wie fie im politifchen 
Leben nicht felten vorzufommen pflegt. 

Konfination (lat.) ſ. Freiheitsſtrafe. 

Konfirmieren (lat.), beitätigen, bes 
fräftigen; Konfirmation, Beflätigung, 
3. ®. eines Rechtsgeſchäfts durch das Ge⸗ 
richt; in der enangelifchen Kirche feierliche 
Betätigung (Ein! nung) bed Taufbun- 
bes durch die Katechumenen (Konfirman⸗ 
den) vor dem erften Genuß bes heiligen 
Abenbmahls. 

Konfiszieren (lat.), für ben Fiskus ein- 
ziehen, mit Beichlag belegen; Kon fis⸗ 
fation, —* w. Einziehung. 

Konflikt (lat.), Zufammenftoß, Zus 
ſammentreffen, Streit, z. B. der Regie⸗ 
rung mit den Ständen, wie in Preußen 
während ber jogen. Konfliktsperiode 
zu Anfang ber 60er Sabre. Kompe⸗ 
tenzkonflikt, Streit über bie Zuftän- 
bigfeit verſchiedener Behörden (f. Kom⸗ 
petenz). K. der Rechte, ſ. v. w. Kol: 
liſion der Rechte (ſ. Kolliſion). 

Kouföderation (lat.), Bund, ſ. Fö⸗ 
deration, Staat. 

Konfrontation (lat. von frons, 
»Stirne), im Strafverfahren die »Gegen= 
überftellunge mehrerer Angefchuldigten 
ober Zeugen zur Aufflärung von Wider: 
fprüchen ober behufs ber Überführung. 

Kongregation (lat.,von grex,»Herdee, 
»Schar«), Vereinigung, namentlich die 
Verbindung mehrerer Klöſter zur Beobs 
achtung derſelben Regeln und Statuten, 
ähnlich den eigentlien Orden. Im 
Deutihen Reich find der Jeſuitenorden, 
bie ihm verwandten Orden unb ordens⸗ 
ahnlichen Kongregationen verboten. Das 
preußiſche Ordensgeſetz vom 31.Mai1875 
gewährt nur den zur Zeit ber Publikation 
bes Geſetzes beitehenden Orden und 
Kongregationen für Kranfenpflege 
das Recht der Eriftenz, infofern fich die⸗ 
jelben mit der Krankenpflege befhäftigen, 
geftattet jedoch auch ihre Aufhebung durch 
einfache Tönigliche Verordnung und unter: 
wirft fie in jedem Fall ber Staatsauffidht. 
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Das Kirchengefet vom 14. Juli 1880 hat 
aber auch die Errichtung neuer Nieder: 
lafjungen für Krankenpflege ftatuiert und 
ben beitehenden weiblichen Genoſſenſchaf⸗ 
ten in widerruflicher Weife auch bie Er- 
ziehung von Kindern in noch nicht ſchul⸗ 
pflichtigem Alter ald Nebenthätigfeit ge 
ftattet. Endlich wurde ausgeiprochen, daß 
als Krankenpflege im Sinn bed Geſetzes 
auch die Pflege von Idioten, Blinden, Tau: 
ben, Stummen und gefallenen Frauens⸗ 
perfonen gelten folle. Auch die Ausſchüſſe 
ber Karbinäle in Rom werden »Kongre⸗ 
gationen« genannt (ſ. Kardinal). 
Rongret (Iat., >Zufammenfunft«), 
Berfammlung der Häupter ober Bevoll- 
mädhtigten verfchiedener Staaten zur Ber- 
Handlung über gemeinfame Intereſſen. 
Bon einer Konferenz (j.d.) wird ein K. zu⸗ 
meift Dadurch unterfchieden, baß auf erſte⸗ 
rer nur Beratungen ohne eigentliche Be: 
ſchlußfaſſung ftattfinden. Bon beſonderer 
Bedeutung find eigentliche Monarchen⸗ 
fongrefie. Die endlichen Befchlüfle des 
Kongreſſes werden in einer Haupturkunbe 
(Kongreßafte, Schlußakte) zufam- 
mengeltellt und von den Hauptbevollmäch⸗ 
tigten unterzeichnet. Bon befonderer Wich- 
tigfeit waren in dieſem Jahrhundert: ber 
Monarchenkongreß in Erfurt (1808), ber 
Wiener 8. (1814—15), der 8. zu Paris 
(1815), Aachen (1818), Karlabad (1819), 
Wien (1819— 20), Laibach (1821), Ve⸗ 
rona (1822), Dresden (1851), Paris 
(1856), Zürich (1859) und London (1864) 
jowie der Frankfurter Fürftenfongreß ober 
Fürſtentag (1863). Aus der neuejten Zeit 
ift der Berliner K. (vom 13. Juni 6i8 13. 
Juli 1878) befonders denkwürdig. K. ift 
auch die Bezeichnung für die Volfövertre: 
tung in füberativen Republifen, wie z. B. 
in den Vereinigten Staaten von Nordame⸗ 
rifa. Endlich werden auch die frei gebilde: 
ten Wanderverfammlungen von Berufs: 
und Parteigenoſſen »Kongrefie« genannt. 
König (vom altdeutichen chunig, ku- 
ning, vom gotifchen chuni, »Geſchlecht«, 
lat. rex, franz. roi, engl. king, tſchech. 
kral, poln. kröl, ruſſ. korölj, ungar. 
kiräly, leßtere Ausbrüde vom lat. Caro- 
lus, d. h. Karl d. Gr.), Titel der Beherr⸗ 
ſcher größerer Monarchien. Im Mittelalter 
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übte ber deutſche Kaifer das Recht aus, 
Könige zu ernennen; auch der Papft nahm 
es für fih in Anfpruch. So erhielten die 
die Herzöge von Böhmen und von Polen 
ben Königstitel. Friedrich IIL., Kurfürft 
vondrandenburg undHerzog von Preußen, 
nahm 18. San. 1701 — 2 den Titel 
eines orig von Preußen (Friedrich J.) 
an. Auch Napoleon J. ſtiftete verſchiedene 
neue Königreiche, die ſich freilich nur zum 
Zeil erhalten haben. Dermalen führen in 
Europa die Beherricher folgender Staaten 
den Königstitel: der Kaiſer von Aſterreich 
als Titularfünig von Serufalem und ald 
K. von Ungarn, Böhmen, Dalmatien, 
Kroatien, Slawonien, Galizien, Lodome⸗ 
rien. und Jliyrien; der Kaiſer von Ruß: 
land al3 K. von Kafan, Aſtrachan, Rolen, 
Sibirien, ber taurifchen Cherjones unb 
von Gruſien; ber K. von Portugal (und 
Algarbien, biesfeit und jenfeit bes Meers 
in Afrifa); der K. von Spanien; ber K. 
ber Niederlande; ber K. von Stalien; ber 
K. von Preußen; bie Könige von Bayern, 
von Sachfen und von Württemberg; ber 
K. (die Königin) des Vereinigten König- 
reichd Großbritannien und Irland »und 
feiner Kolonien und Dependenzen in Eu: 
ropa, Alien, Afrila, Amerifa und Auftra: 
lien, Kaifer (Kaiferin) von Inbien« ; der 
K. von Dänemark, zugleich mit dem Titel 
eines Königs ber Wenden und Soten; der 
K. von Schweden und Norwegen mit dem: 
jelben Nebentitel; ber 8. der Niederlande; 
ber 8. ber Belgier; ber K. von Griechen: 
land; der K. von Rumänien. Der Ehren: 
titel ber Könige ift Majeftät, ihre das Ze- 
vemoniell betreffenden Vorrechte werden 
als die »königlichen Ehren« (honores re- 

ii, honneurs royaux) bezeichnet. Sie 
feßen auch den Großherzögen zu. Au: 
weilen verfieht man unter Königtum 
dad monarchiſche Regiment überhaupt, 
indem man 3. B. von dem »Königtum 
von Gottes Gnaden« fpricht (vgl. Dion: 
archie). 

Königin, Gemahlin oder Witwe eines 
Königs ober jelbftindige Negentin eines 
Königreichs, mofern die Thronfolge, wie 
in England und Spanien, dem weiblichen 
Geſchlecht überhaupt offen fteht. 

Konfläne (Tat.), Gemach; beſonders 
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der Raum, in weldem fich die Karbinäle 
(f. d.) zur Papitwahl (eingefchlofien) ver- 
fammeln; auch Bezeichnung für dieſe Ber: 
jammlung felbft. 

Konkordãt (Iat.), Übereinkunft; Be⸗ 
zeichnung für diejenigen Verträge, welche 
gwilchen dem römischen Stuhl und welt- 
ihen Regierungen behufs Regelung ber 
Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche 
abgeſchloſſen werden. Bon bejonderer 
Wichtigkeit find: dad Wormſer K. vom 
2. Mai 1418, das Aſchaffenburger oder 
Wiener K. vom 17. Febr. 1448 und unter 
den neuern das franzöftfche vom 15. Juli 
1801, das bayrifche vom 5. Juni 1817, 
das preußifche vom 16. Juli 1821, dag 
nieberländijche vom 18. Juni 1827, das 
ſpaniſche vom 16. März 1851, das öſter⸗ 
reichifche vom 18. Aug. 1855, lebteres 
1870 vom Staat gefündigt. Neuerdings 
gaben bie Staaten es vorgezogen, bie 

irchlichen Verhältniſſe, foweit fie den 
Staat betreffen, im Weg ber ftaatlichen 
Geſetzgebung zu ordnen. 

Konkurrenz (lat., »Zujammenlaufe), 
Wettbewerb, gleichzeitiged Anbieten und 
Begehren gleichartiger Sachen und Lei⸗ 
flungen von feiten mehrerer (Kontur: 
renten). Tür den gewerblichen und für 
ben SHanbelsverfehr bat Brentano ben 
befannten Sat aufgeftellt, »daß die K. das 
Prinzip der Starken, bie Koalition das⸗ 
jenige der Schwachen jei«. K. der Ver: 
brechen liegt vor, wenn ein und biefelbe 
Perfon ſich mehrerer Verbrechen ſchuldig 
gemacht hat, ſei es durch einen einzigen 
Aft (ideale), ſei es durch mehrere jelb- 
ftändige Handlungen (formale, reale, 
fucceffive K.). 

Konkurs (lat. Concursus), eigentlich 
das Zufammentreffen, daher 3. 3. dag 
Bewerben mehrerer um einen ausgefchrie- 
benen Preis oder um eine ausgefchriebene 
Stelle, namentlich aber das Zuſammen⸗ 
treffen mehrerer Gläubiger ein und dem⸗ 
jelben Schuldner gegenüber, deſſen Ber: 
mögen zur vollftändigen Befriedigung ber 
erftern nicht ausreicht. . Übrigens wird 
aud) der Bermögenszuftand eines ſolchen 
(»in K. geratenen«) Schuldners als »K.« 
bezeichnet und ebenſo das gerichtliche Ver: 
fahren, welches in einem derartigen Fall 


Konkordat — Konkurs, 


einzutreten pflegt (Konkursprozeß, 
Konkursverfahren, im mittelalter- 
fihen Latein Crida, ſüddeutſch Gant, 
Vergantung, Gantprozeß, bisweilen auch 
Debitverfähren, Falliment, Fal— 
liffement). Der betreffende Schuldner 
wird Kribar(Gemeinfhulbner, Ge: 
famtihulbner, Santmann) ge 
nannt. Der gefamte Bermögenzbeftanb des 
Schuldners heißt Konkurſsmaſſe und 
zwar Aktivmaſſe, die vorhandenen Als 
tiven, das pofitive Vermögen, und Paſ⸗ 
ſivmaſſe, die vorhandenen Baffiwen, das 
negative Vermögen, die Schulden. Der 
Snbegriff der Rechtsnormen über ben K. ift 
das Konkursrecht. Ein ausführliches 
Geſetz über das Konfursverfahren wird 
Konkursordnung genannt, jonament- 
lich die deutſche Konkursordnung vom 10. 
dr. 1877, durch welche das Konkursweſen 
ür das ganze Deutiche Reich in einheit- 
licher Weife normiert worden if. Das 
Gericht, bei welchem ein Konkursverfahren 
ftattfindet, ift das Konkursgericht. 
Nach der beutichen Konkursordnung iſt für 
das Konkursverfahren ausſchließlich das 
Amtsgericht, bei welchem der Gemein⸗ 
ſchuldner ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand 
hat, zuſtändig. 

Die Konkurseröffnung findet nach 
der deutſchen Konkursordnung nicht mehr 
von Amts wegen, ſondern nur auf An⸗ 
trag ftatt und zwar fowohl auf Antrag 
bes Gemeinfchuldners als eines Gläubi- 
gene. Wird der K. eröffnet, jo hat das 

eichließende Amtsgericht alsbald einen 
Konfursverwalter Maſſekura— 
tor) zu beitellen, welcher nunmehr bie 
Intereſſen der Gläubiger wahrzunehmen 
und bie Vermögendvetwaltung zu befor- 
gen bat, da ber Gemeinſchuldner die Diss - 
pofition über bie Maſſe verliert. Der 
Konkursverwalter fteht unter der Aufficht 
des Konkursgerichts und ift verpflichtet, in 
wichtigen und ber regelmäßigen Verwal: 
tung nicht angebörenden Angelegenheiten 
die Anficht der Gläubiger Gläubiger— 
ausſchuß oder Släubigerverfamm: 
lung) einzuholen. Dem Konkursver⸗ 
walter liegt auch bie Prüfung und nötigen 
falls Beftreitung ber angemeldeten Forde⸗ 
rungen ob, indem die Beitellung eines 
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jogen. Kontradiktors, weldher nad) 
fruͤherm Recht zu diefem Zweck beſonders 
aufgeftellt wurde, und gegen welchen 
etwaige Klagen auf Anerkennung beitrit- 
tener Forderungen gerichtet werben muß⸗ 
ten, abgeichafft if. Das Gericht hat aber 
bei Eröffnung bes Konkursverfahreng 
auch alabald einen nicht über einen Mo- 
nat hinauszufebenden Termin zur Be: 
ihlußfaflung der Gläubiger über bie et- 
waige Wahl eines andern Berwalters und 
ur Beftellung des Gläubigerausichuf- 
bes anzuberaumen. Gleichzeitig wird ein 
fogen. offener Arreft, d. b. eine allge 
meine Beichlagnahme des Vermögens des 
Gemeinſchuldners, verfügt ſowie den 
Schuldnern des letztern die Zahlung an 
dieſen bei Vermeidung nochmaliger Zah⸗ 
lung unterſagt. Außerdem iſt eine Friſt 
zur Anmeldung der Forderungen und 
ein Termin zur Prüfung derſelben anzu⸗ 
beraumen. Die Formel des Gröffnunge- 
beſchluſſes, der offene Arreft, die Anmelde- 
frift und bie Termine find von bem Ge 
richtöfchreiber jofort öffentlich befannt zu 
machen. zu beachten iſt ferner, daß nach 
manchen Geſetzgebungen der in K. verfal⸗ 
lene Schuldner das Staatsbürgerrecht 
und jedenfalls die aktiven und paſſiven 
Wahlrechte verliert. Auch kann derſelbe, 
wenn der K. durch ſein Verſchulden herbei⸗ 
eführt ward, in ſtrafrechtliche Unter: 
uhung genommen werden, und ebenjo 
fett er ji) Schwerer Strafe aus, wenn er 
fih einer Hinterziehung ober Verheim⸗ 
lihung von Bermögensgegenftänden fchul- 
dig macht (ſ. Bankrott). Einzelne 
Zwangspollitredungen in das Vermögen 
des Gemeinfchuldnerd finden nach ber 
Konfurseröffnung nicht mehr ftatt, und 
bie allgemeine Beſchlagnahme verhindert 
die fernere Entftehung binglicher ober 
fonftiger Vorzugsrechte einzelner Gläubi⸗ 
ger. Aber auch eine gewiſſe rückwirkende 
Kraft ift der Konfurseröffnung beigelegt, 
infofern nämlich, als gewifie Rechtshand⸗ 
lungen, welche vor der Eröffnung bes 
Konkurfes von dem Gemeinſchuldner zur 
Benachteiligung der Gläubiger vorgenom⸗ 
men wurben, angefochten werben Tünnen; 
fo find 3. B. bie in bem lebten Jahr vor 
der Eröffnung des Verfahrens von dem 
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Gemeinſchuldner vorgenommenen unent⸗ 

eltlichen Verfügungen, ſofern nicht die⸗ 
—5*— gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke 
zum Gegenſtand hatten, anfechtbar. 

Die Aktivmaſſe des Konkurſes ſetzt fi 
aus dem geſamten gegenwärtigen Vermö⸗ 
gen des Kridars zufammen, infoweit es 
zur Zwangsvollſtreckung verwendet werben 
kann. Gegenftände, welche dem Gemein 
ſchuldner nicht gehören, ſondern fi nur 
thatſächlich in feinem Beſitz befinden, find 
aus der Maſſe auszufondern. Dies Aus⸗ 
fonderungsredht auf Grund eine? 
dinglichen oder eined perjönlichen Recht? 
beſtimmt fi nad ben Grundſätzen bes 
bürgerlihen Rechts überhaupt; doch ers 
Märt die Konkursordnung, daß bie Ehe⸗ 
frau de8 Gemeinſchuldners Gegenitände, 
welche fie während der Ehe erworben hat, 
nur dann in Anſpruch nehmen kann, wenn 
fie beweift, daß diefelben nicht mit Mitteln 
bes Kridars erworben find. Außerdem ift 
aber im Intereſſe bes Realkredits und im 
Intereſſe der Vereinfachung bes Konkurs⸗ 
verfahreng die wichtige Beſtimmung ge⸗ 
troffen, daß Pfandgläubiger eine abgeſon⸗ 
berte Befriedigung aus ihrem Pfandobjekt 
verlangen fünnen, und daß alsdann nur 
ber etwaige Überfchuß in bie Maſſe fällt. 
Diefes Necht der Abſonderung fieht 
alfo zunächſt den Hypothefengläubigern, 
dann aber auch ben Fauftpfandgläubigern 
in Anfehung ber verpfändeten Sache zu. 
Den Fauftpfandgläubigern find außerdem 
gewiſſe Kreditoren rechtlich gleichgeftellt, 
wie 3. B. bie Gaftwirte wegen ihrer For: 
berungen für Wohnung und Bewirtung 
bes Gaftes bezäglich der von dem letztern 
eingebrachten und von ihnen zurüdbehal- 
tenen Sachen; ferner diejenigen, welche 
durch Pfändung ein Pfandredht erlangt 
haben, in Anfehung ber gepfündeten Ge: 
genftände; ben Bachtern in Anfehung bes 
in ihrem Gewahrfam befindlichen Inven⸗ 
tars wegen Forderungen für dieſes; den 
Verpachtern wegen bes laufenden unbrüd: 
ſtändigen Pachtzinfed ſowie wegen andrer 
Forderungen aus dem Pachtverhältnis in 
Anſehung ber Früchte des verpachteten 
Grunbitüds und der eingebrachten Sachen, 
fofern biefe letztern oder bie Früchte ſich 
noh auf dem Grunbftüd befinden, zc. 
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Wie aber die Maſſe während der Dauer 
be Gantverfahrens durch Früchte, Zinfen 
und fonftige Einfünfte vermehrt wird, fo 
verringert fie fih auf ber andern Seite 
burch notwendige und nützliche Verwen⸗ 
bungen. Daher find aus der Aktivmaſſe 
Die jogen. Maſſeſchul den zu bericti- 
gen, zu welchen die Konkursordnung fol- 
gende Anfprüche rechnet: Forderungen, 
welche aus Gefchäften oder Handlungen 
des Konfursverwalterd entitehen; An 
ſprüche aus zweifeitigen Verträgen, deren 
Erfüllung zur Konkursmaſſe verlangt 
wird ober für die Zeit nach der Eröffnun 
bed Verfahrens erfolgen muß, und bie 
Anſprüche aus einer rechtlofen Bereiche 
rung ber Maſſe. Diefe Maffefchulden find, 
ebenfo wie bie Maſſekoſten, aus ber 
Konkursmaſſe vorweg zu berichtigen. 
Maſſekoſten find aber die gerichtlichen Ko⸗ 
ften für das gemeinfhaftliche Verfahren, 
die Ausgaben für die Verwaltung, Ver: 
wertung und Verteilung der Maſſe und 
bie dem Gemeinfhuldner und feiner 
Tamilie bewilligte Unterftügung. Die 
orberungen der gantlichen Konkursgläu⸗ 
iger aber werben nach folgender Rang⸗ 
ordnung und bei gleichem Rang nach Ver⸗ 
Hältnis ihrer Beträgeberichtigt: 1) Die für 
das letzte Jahr vor der Eröffnung des Ver⸗ 
fahren oder dem Ableben bed Gemein- 
Kulbnere rüdftändigen Forderungen an 
ohn, Koftgeld oder andern Dienftbezügen 
ber Verfonen, welche fid) dem Gemein: 
ſchuldner fürdefien Haushalt, Wirtfchafts- 
betrieb oder Erwerbsgefchäft zu dauerndem 
Dienſt verdungen hatten. 2) Die Forde⸗ 
rungen ber Reichskaſſe, der Staatskaſſen 
und der Gemeinden fowie ber Amts⸗, 
Kreis- und Provinzialverbände wegen 
Öffentlicher Abgaben, welche im lebten 
Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens 
fällig geworden find; es macht hierbei 
feinen Unterfchied, ob ber Steuererheber 
die Abgabe bereits vorſchußweiſe zur Kaffe 
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Kirchen und Schulen, der äffentlichen 
Verbände und ber öffentlichen, zur An 
nahme der Verſicherung verpflichteten 
Teuerverficherungsanftalten wegen ber 
nach Geſetz oder Berfaffung zu entrichten- 
den Abgaben und Leiftungen aus dem letz⸗ 
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ten Jahr ver ber Eröffnung des Ber: 
fahren. 4) Die Forderungen ber Arzte, 
Wundärzte, Apotheler, Hebammen und 
Krankenpfleger wegen Kur⸗ und Bftege 
often aus dem letzten Jahr vor ber Er⸗ 
Öffnung ded Verfahrens, infoweit ber Be: 
J ber Forderungen ben Betrag ber tar- 
mäßigen Gebührnijle nicht überfteigt. 
5) Die Forderungen ber Kinder und ber 
Pflegebefoblenen des Gemeinſchuldners in 
Anſehung ihres gefetlich der Verwaltung 
dezfelben unterworfenen Vermögens; das 
Vorrecht fieht ihnen nicht zu, wenn bie 
Forderung nicht binnen zwei Jahren nach 
Beendigung ber Vermögensverwwaltung 
gericht geltend gemacht und big zur Er⸗ 

finung bes Verfahrens verfolgt worben 
ift. 6) Ale übrigen Konfursforderungen. 

Die Eröffnung des Konkurſes über eine 
offene Handels, Kommandit⸗, Aftien: 
oder Aktienkommanditgeſellſchaft zieht, 
ebenfo wie bei einer Genofienjchaft, die 
Auflöfung derfelben nad) fi). Dabei ift 
u bemerfen, daß bei dem K. einer Genoſ⸗ 
Tenfehaft ſowohl als bei dem einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder Kommanbitgefell- 
ſchaft die einzelnen Mitglieder, foweit das 
Genoſſenſchafts⸗ oder das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen nicht ausreicht, mit ihrem Privat⸗ 
vermögen ſolidariſch haften müſſen. Aus⸗ 
gaben der deutſchen Konkursordnung von 
Wilmowski, Sarwey, Hullmann, Völ⸗ 
derndorff u.a. Bal. Wilmowski, Aus- 
führungß: u. Übergangsgefeße zur Reichs: 
konkursordnung (1 Schulze, Deut: 
ſches Konkursrecht (1880). 

Konkuffion (lat.), |. Erpreffu ng 

Konner (lat.), Zufammenhang, Ver: 
bindung; als Cigenfchaftswort ſ. v. w. 
in Bufammenbang miteinander, ſtehend; 
Konnerität, Verbindungsverhältnis, 
namentlich mehrerer Redytsjachen, welche 
in einem gewiffen Zuſammenhang ſtehen; 
Konnerion, Verbindung, einflußreiche 
Bekanntichaft. 

Ronnivieren(lat.), ein Augezubrüden, 
namentlich im politifchen Leben etwas 
ſtillſchweigend geſchehen laſſen; Kon ni⸗ 
enz, Nachſicht, ſtillſchweigende Vergün⸗ 

igung. 

Ronierbetis (lat.), erhaltenb; im po- 
litiſchen Leben Bezeihnung für biejenige 








Konſervativ (freifonfervative Partei). 


Barteirihtung, welche das Beſtehende mög⸗ 
lichſt zu erhalten ſucht und ſich nur aus ganz 
beſonders ſchwer wiegenden Gründen zu 
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berbeiläßt. Den Gegenſatz zur konſerva⸗ 
tiven bildet die liberale Partei, welche 
bem freien Fortſchritt und freifinniger 
Eutwidelung im en Leben zuge: 
tban it (ſ. Liber al). Konfervativis- 
mu$, Öefinnung und Streben ber Kon⸗ 
fervativen. Es liegt in der Natur’ ber 
Sache, daß die Konfervativen fich vorzugs- 
weiſe aus der Ariftofratie, welche auf Er: 
haltung ihrer bevorzugten Stellung be: 
dacht ift, aus den Großgrundbefikern und 
überhaupt aus der befigenden Klaſſe rekru⸗ 
tieren, während die Liberalen mehr aus 
dem Arbeiterfiand, ſowohl aus der Zahl 
ber Kopfarbeiter als ber Hanbarbeiter, 
hervorgehen. Das ift aber gewiß, daß zu 
einem gefunden politifchen Leben beide 
Parteien notwendig find, um dasſelbe zu 
xegeln und um ſich in der Regierung oder 
doch in ber Beherrſchung der Situation 
abzulöfen. Während diefer Grundfaß ber 
Gleichberechtigung in England längſt an- 
erkannt und praftifh durchgeführt ift, 
find wir in Deutichland noch lange nicht 
jo weit. Man fieht in der fonfervativen 
Burtei nod) immer vorzugsweiſe die Stüße 
der Regierung, und die Minifterien feßen 
fich faftregelmäßigaus fonfervativen Män- 
nern zufammen. Dazu fommt, daß bei 
vielen, welche fich P. nennen, über das We: 
fen einer ſolchen Parteiftellung keineswegs 
völlige Klarheit zu beitehen fcheint. Viele 
verwechfeln ?. und gouvernemental und 
neuerdings auch F. und reaftionär. Sie 
glauben, wenn fie einfach mit der Regie 
tung geben, gut k. zu fein, und anſtatt vor 
allen Dingen das Beſtehende zu erhalten, 
bieten fie zu reaftionären Neuerungen be- 
reitwilligft die Hand, wenn nur die Re- 
gierung es wünſcht. Daher fomnıt es 
denn auch, bag man im Volk regierungs- 
freundlich und k. vielfach für gleichbedeu⸗ 
tend hält und die fonfervative Partei ein⸗ 
fach mit der Regierungsparteiidentifiziert. 
Sn England, wofelbit 3. B. gegenwärtig 
das Tiberale Minifterium Gladftone das 
Staatsruder führt, ift die liberale Partei 
ſchon oft die Regierungspartei gewejen, 
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wie fie ed auch gegenmärtig if. Auch im 
Deutfchen Reich war die nationalliberale 
Mittelpartei Iange Zeit hindurch die Re⸗ 
gierungspartei. 

Im deutſchen Reichötag und im preußi- 
[hen Abgeordnetenhaus beitehen derma⸗ 
len zwei konſervative Parteien: die fogen. 
freikonſervative oder deutfche Reichs: 
partei und die deutſchkonſervative 
Partei. Mit freifonjervativ oder liberal: 
fonfervativ bezeichnet man diejenige Par: 
teirichtung, welche zwischen F. und liberal 
einen Mittelweg ſucht und freifinniger 
Entwidelung auf Grund des Beftehenden 
nicht abhold ift. Wie aber die Sachen im 
deutſchen Reichſstag und im preupifchen 
Abgeordnetenhaus zur Zeit ftehen, ift die 
freifonfervative Bartei in dieſen beiben 
parlamentarifchen Körperichaften nur als 
eine fonfervative ober vielmehr als eine _ 
gouvernementale zu bezeichnen, wie auch 
ihr Parteiorgan, die »Poſt«, fich feldft 
als freiwillig -gouvernementgled Organ 
bezeichnet bat. Im beutichen Reichstag 
haben bie beiden Tonferbativen Fraktionen 
von 397 Mitgliedern zufammen 108, alfo 
noch nicht Ys der Mitglieder. Im Abge: 
ordnetenhaus dagegen find die Konſerva⸗ 
tiven feit den Wahlen von 1879 ftärker; 
fie Haben dort von 433 Sitzen etiva 170 
inne, indem zu ben 109 Deutſchkonſerva⸗ 
tiven und 52 Freikonſervativen noch einige 
wilde Konfervative Hinzufommen. 1 
big 1858 Hatten die Konfervativen im 
preußiſchen Abgeordnetenhaus die Majo⸗ 
rität, bis dann 1858 die nachmals alt: 
liberal genannte Partei biejelbe erhielt, 
an deren Stelle 1862 die neu gegründete 

ortjchrittöpartei trat. Da die Konſerva⸗ 
tiven in ihrer größern Mehrzahl 1873 
gegen die Ermäßigung ber Klajienfteuer 
um I Miu. ME. fowie in der Folgezeit 
gegen die neue Kreigorbnung, gegen das 

Hulauffichtsgefeß und teilmeife auch ge- 
gen die Maigeſetze flimmten, fo unter 
ſtützten die Megierungsorgane bei den 
Wahlen von 1873 bie fonfervative Bartei 
nicht in der frühern Weife, und jo kam eg, 
daß biefelbe im Abgeordnetenhaus über 
100 Site verlor. Bei den Reichstags: 
wahlen 1874 aber verloren bie Konſerva⸗ 
tiven vond0 Manbdaten29, ſo daß ihre Bar: 


314 


tei auf 21 Mitglieder aufammenfhmolg, 
währenb bie beutiche Reichepartei 7 Sitze 
verlor und dadurch von 38 auf 31 Mit- 

lieber aurüdning DieBrovinzen Preußen, 

ommern und Brandenburg gingen da⸗ 
mals ben Konjervativen verloren. Allein 
ſchon bet den Landtagswahlen 1876 zeigte 
e3 fich, daß bie Konjervativen mit ber Re 
gierung wieder Fühlung gewonnen hatten, 
und es ift neuerdings auch von Tonferva- 
tiver Seite ausgeplaudert worben, daß dic 
Verſchmelzung der alt= und neukonſerva⸗ 
tiven Parteien, welche nun erfolgte, und 
zwar zu einer de utſchkonſervativen 


Partei, nicht ohne Vorwiſſen ded Fürften | je 


Bismard vor ſich ging. Bei den Reichs⸗ 
tagswahlen vom 10. Jan. 1877 ftiegen die 
Deutfchkonfervativen, d. h. ber rechte Flü⸗ 
gel der Fonfervativen Partei, wiederum 
auf 40, bie deutſche Reichspartei aber auf 
38 Mitglieder, und ald nun nad ben 
Attentaten und unter dem Eindrud der- 
felben die Auflöfung des Reichstags er: 
folgte, eroberten bie Konſervativen mit 
- Hilfe und Unterftüßung der Regierung 
namentlich im Often ber preußifchen Mon⸗ 
archie eine Reihe von Siten zurüd, und 
bie deutſchkonſervative Partei wurde bei ben 
Wahlen vom 30. Juli 1878: 60, die deut- 
ſche Reichspartei aber 57 Mitglieder ftarf. 
Beide konſervative Parteien aber traten 
mit aller Entſchiedenheit für die neue 
Zoll: und Steuerpolitit des Reichskanz⸗ 
lers ein; namentlich thaten fih in den 
Reihen ber Treifonfervativen entichiebene 
Schutzzöllner (Stumm, v. Karborff, v. 
Varnbüler) und Agrarier hervor. Da 
bie liberalen Barteien tonftitutionelle 
Garantien forderten, fo fam eine klerikal⸗ 
fonjervative Koalition zuftande, indem 
ich die Konfervativen mit dem Zentrum 
über die Annahme bes Zolltarifs und bes 
grandenfteinf en Antrags verftändigten. 
r liberale Präfident des Reichstags, v. 
ordenbed, legte, ebenfo wie der Vizeprä⸗ 
jident v. Stauffenberg, das Präſidium 
nieder, und der Fonfervative Abgeordnete 
v. Seydewitz warb zum erften Bräfiden- 
ten gewählt, während an Stelle des Herrn 
v. Stauffenberg der Freiherr zu Franden- 
fein aus bem Zentrum als Vizepräfibent 
gewählt wurde. Im preußifchen Abgeord- 


Konſervativ (deutſchkonſervative Partei). 


netenhaus aber ward der konſervative Ab⸗ 
geordnete dv. Köller zum Präfidenten und 
er Freiherr v. Heeremann vom Zentrum 
(neben bem nationalliberalen Abgeordne⸗ 
ten dv. Benda als erftem) dam zweiten 
Bizepräfidentern gewählt. Ebenfo jeigte 
ih die klerikal-konſervative Koalition 
wieder bei der Bräfidentenwahl im Reichs⸗ 
tag bei Beginn ber Seſſion von 1880, 
die ein Präjidium bradyte, welches aus 
dem freifonfervativen Grafen von Arnim: 
Boigenburg, dem Freiherrn v. Francken⸗ 
ftein und dem konſerativen ſächſiſchen 
Partikulariſten Ackermann zuſammenge⸗ 
t war. Die »würdige Jurüdhaltunge«, 
welche die Zentrumsfraftion bei der Kölner 
Dombaufeier im Herbft 1880 beobachtete, 
hatte fiir diefelbe allerdings ben Berluft 
ber Bizepräfibentenftelle im Abgeorbneten: 
haus zur Beige, welche auf ben freikon⸗ 
jerwativen Abgeordneten Stengel über- 
ging. ALS aber der Reichstag 15. Febr. 
1881 wieder zufammentrat, und als 
Graf Arnim erflärte, daß er die Wahl 
zum Präfidenten mit einem Kollegen vom 
Zentrum zufammen nicht wieberannehme, 
wurde ber deutſchkonſervative Unter: 
ftaatsfefretär des Kultusminifteriums, 
v. Soßler, zum eriten Präfidenten gewählt, 
indem Konfervative und Klerikale fich wie: 
derum verbünbeten, um ihn und bie bei⸗ 
den bisherigen Vizepräfidenten aus der 
Wahlurne hervorgehen zu laſſen. 
Hervorragende oder doch viel genannte 
Mitglieder ber deutſchkonſervati— 
ven Partei find die Abgeordneten: v. Hell- 
dorf⸗Bedra (geb. 16. April 1833, Guts⸗ 
bejiter, früher Landrat), v. Kleift-Rebow 
(geb. 25. Nov. 1814, früher Oberpräfident 
der Nheinpropinz), Freiherr v. Malkahn: 
Sülg (geb. 6. Jan. 1840, früher Regie: 
rungsaſſeſſor, jetzt Gutsbefiter), der ba⸗ 
diſche Freiherr v. Marſchall (geb. 12. Okt. 
1842, Landgerichtsrat in Mannheim), 
reiherr v. Minnigerode eb. 28. Nov. 
840, Cutöbefiper), — 8— v. Mir⸗ 
bach (geb. 27. Juni 1839, Gutsbeſitzer), 
v. Seydewitz Kr: 11. Sept. 1818, Ober: 
präfident der Provinz Schlefien) und der 
Graf Udo zu Stolberg. Wernigerode (gen. 
4. März 1840, Fibeifommißbefiter). Auch 
Graf Moltke und der Kultusminiſter 
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v. Puttlamer gehören ber beutjchlonfer- 
vativen Fraktion an. Bon den Freifon: 
fervativen find befonders zu nennen: 
Graf von Arnim=Boibenburg (geb. 12. 
Dez. 1832, vormald Oberpräfident der 
Provinz Schlefien), yi rſt zu Hohenlohe 
Sa mingetürt (geb. 51. März 1819, der 
beutfche Botfchafter in Paris), Fürft zu 
Hohenlohe⸗Langenburg (geb. 31. Aug. 
1832), der bayrifche greibert v. Lerchen⸗ 
feld (geb. 7. Febr. 1842), v. Kardorff (geb. 
8. Jan. 1828, Regierungsaſſeſſor a. D. 
und Gutsbeſitzer), der Miniſter Lucius 
(Dr.med., Rittergutsbeſitzer, früher Vize: 
präfident bed Reichstags, geb. 20. Dez. 
1835), Stumm (geb. 30. März 1836, 
Eifenhüttenbefiter in Neunfirhen), v. 
Schwarze (geb. 30. Sept. 1816, Gene: 
ralſtaatsanwalt in Dresden) und ber Frei⸗ 
herr Barnbüler von und zu Hemmingen 
(geb. 13. Mai 1809, früherer württember- 
giſcher Staatsminifter). Auch der Sohn 
des Fürſten Bismard, Graf Wilhelm 
von Bismard (geb. 1. Aug. 1852), gehört 
zu der deutichen ReichSpartei. 
Konfignieren (lat., ⸗auf⸗, einzeich- 
nen«), etwas zur Aufbewahrung über: 
geben, anmeifen; im Mititärwelen ben 
ruppen fpeziellen Befehl erteilen, die 
Kafernen oder Quartiere während einer 
beftimmten Zeit nicht zu verlaffen, um 
zur jofortigen Verwendung bereit zu fein. 
Konfiflorium (lat.), Berfammlunge- 
ort bed Geheimrat ber römiſchen Kai- 
fer, dann diefer Rat ſelbſt; in der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche die Verfammlung ber 
Karbinäle (|. d.) unter dem Vorfit des 
Papſtes. In der proteftantifhen Kirche 
verſteht man unter K. eine Kirchenbehörde, 
durch welche der Landesherr als Inhaber 
ber Kirchengewalt (Summus episcopus) 
ſeine desfallſigen Rechte ausübt. Früher 
hatten dieſe Konſiſtorien oft ſogar eine Art 
Gerichtsbarkeit, namentlich in Eheſachen, 
und eine Disziplinar⸗ und Strafgewalt 
den Angehörigen der Kirche gegenüber. 
Neuerdings find die Funktionen der Kon- 
fiftorien vielfach auf die Kultusminifterien 
oder auf Abteilungen des Minifteriums 
für Kirchen⸗ und Schuffachen übergegan- 
gen. Unter Konfiftorialverfaflung 
verſteht man diejenige Verfaſſung der evan⸗ 
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geliſchen Kirche, wonach dem Landesherrn 
als höchſtem Bifchof die Ausübung des 
Kichhenregiments zufteht; im engern Sinn 
aber wirb bamit die Kirchenverfaffung be: 
zeichnet, welche die Ausübung bes Kirchen 
regiments lediglich durch Staats» und 
Kirchenbehörden ſtatuiert, ohne dem Laien⸗ 
element ein Mitwirkungsrecht einzuräu⸗ 
men. Den Gegenſatz bildet dann die 
Synodal- und Presbyterialver— 
faſſung (ſ. d.), wonach der Landesherr 
und die kirchlichen und weltlichen Behör- 
ben eine repräfentative Kirchengemwalt aus: 
üben, indem dabei den Kirchengemeinden 
jelöft ein Mitwirkungsrecht eingeräumt 
ift. In Preußen befteht für die alten Pro- 
vinzen ein evangelifher Oberfirdhen- 
rat in Berlin. Diefe Bezeichnung ift auch 
in andern Staaten für die oberjte evange- 
liſche ir honbeborde adoptiert worden. Jr 
den einzelnen preußifchen Provinzen be= 
ftehen befondere Konfiftorien. 

‚ Konfkribieren (lat.), zum Militär 
dienst ausheben; Konffription, Mili- 
tärmufterung, Aushebung (ſ. Erſatz⸗ 
weſen). 

Konjolidieren(lat.), befeſtigen, ſichern, 
begründen; zu einer in ſich geſchloſſenen Ge⸗ 
ſamtheit vereinigen, z. B. Grundſtücke, 
Zechen, Staatsſchulden; daher z. B. die 
Bezeichnungen: konſolidierte Anleihe, kon⸗ 
ſolidierte Schuld (Konſols). 

ſtonſortium (lat.), Vereinigung zu 
einem beſtimmten wirtſchaftlichen oder 
finanziellen Zweck, namentlich Vereini⸗ 
gung von Bankhäuſern zur Ausführung 
einer beſtimmten Finanzoperation. 

Konſpirieren (lat.), fih verfchwören ; 
Konfpiration, Verſchwörung; über: 
peupt Bezeichnung für einen geheimen 

erkehr, 3. 2. eines Unterfuchungsgefan- 
genen mit Mitthätern u. dgl. 

Konſtitnieren (Iat.), fefffegen, bejon- 
ders eine ſtaatliche Einrichtung; jemand 
in eine Würde einſetzen; jich E., zuſam⸗ 
mentreten und ſich als eine beftimmte Kör⸗ 
perſchaft proklamieren. Konſtituent, 
Vollmachtgeber; kon ſtituie ren de Ver⸗ 
ſammlung (Konſtituante), Ver—⸗ 
ſammlung von Volksvertretern, welche 
für den Staat eine neue Verfaſſung be: 
raten foll, wie die franzöfifchen National: 
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verfammlungen von 1789 und 1848, bie 
deutfche Nationalverfammlung von 1848 
unb der Fonftituierenbe Ragetag des 
Norddeutſchen Bundes von 1867. 
Konflitution (lat.), Feſtſetzung, Ein⸗ 
richtung, Staatsgrundgeſetz; konſtitu⸗ 
tionell, verfaſſungsmäßig; konſtitu— 
tionelle Monarchie, insbeſondere die⸗ 
jenige Monarchie, in welcher das Staats⸗ 
oberhaupt in den wichtigſten Regierungs⸗ 
handlungen, namentlich in der Geſetzge⸗ 
bung, an bie Zuſtimmung der Volksver⸗ 
treter gebunden ift; Konftitutionelle, 
bie Berfaffungsfreunde, die auf die Wah⸗ 
rung jener Nechte befonders bedacht find; 
Konftitutionalismus, Syitem ber 
verfafiungsmäßigen Regierung, welches 
bie Rechte ber Volksvertretung wahrt. 
Konful (lat. Consul), im alten Rom 
ber Titel der höchſten Magiſtratsperſonen, 
weldjer gur Zeit ber eriten franzöfifchen 
Republik für deren höchſte Beamte wieder 
aufgenommen warb. Heutzutage ift K. 
ber Titel eined Beamten, welchen ein 
Staat zur Wahrung ber Intereſſen feiner 
Angehörigen und feines Handels an frem⸗ 
den Handelspläßen unterhält. Die Kon⸗ 
fuln haben an und für fid feinen diplo⸗ 
matifchen Charafter und nicht die Rechte 
von eigentlihen Selandten (f. d.). Die- 
felben zerfallen in Wahlkonſ ne 
delsfonfuln)undBerufstfonfulnggad: 
fonfuln). Letztere find wirkliche Berufsbe- 
amte besjenigen Staat, welcher fie aus- 
jendet, zu ihrem Beruf beſonders vorge 
bildet, geprüft und fo befoldet, daß fie 
ihre desfallſige Thätigkeit als Hauptbe⸗ 
ſchäftigung betrachten können und ſollen, 
während bie Wahlkonſuln meiſt Kaufleute 
find, welche häufig dem Staat, in wel- 
chen: fie refidieren, als Unterthanen an- 
gehören und für ihre Amtsthätigkeit nur 
gewiffe Gebühren beziehen. Dem Rang 
nach unterjcheidet man zwiſchen Gene: 
raltonfuln, welden die Oberleitung 
der zu einem edlen Bezirk gehörigen 
Konſulate und Bizelonfulate zufteht, Kon: 
fuln an ben wichiigern Handelsplätzen, 
Bizefonfuln, im Rang den Konfuln 
gleichſtehend, an minder wichtigen Plãtzen 
und Konſularagenten, Bevollmäch— 
tigte der Konſuln, zu deren Beſtellung die 
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Regierung ihre Zuſtimmung erteilte, ohne 
ihnen eine ſelbſtaͤndige Ausübung ber kon⸗ 
ſulariſchen Rechte einzuräumen. Das 
Deutſche Reich hat dermalen an allen 
lien von Debeutung feine Konfuln. 
Es iſt dies nicht die Fleinfte Errungen- 
haft der neuen ReidyBeinheit. Dad Kon 
ſularweſen felbft ift durch das Bundes⸗ 
(Reichs⸗) Geſetz vom 8. Nov. 1867 georbnet, 
nachdem ſchon die Verfaſſung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes die nunmehr auch in 
die deutſche Reichsverfaſſung (Art. 56) 
übergegangene Beſtimmung getroffen 
hatte, daß das gefamte Konfulativefen 
unter der Aufficht des Bundespräfidbtums 
(des Kaifers) ftehe, welcher die Konfuln 
nad Vernehmung des Ausſchuſſes des 
YBunbesrats für Handel und Verkehr an- 
ftellt. In dem Amtsbezirk der deutſchen 
Konfuln dürfen neue Landesfonfulate 
nicht errichtet werben. Die fümtlichen be: 
ftehenden Landeskonſulate find aufzube: 
ben, fobald die Organifation der deutſchen 
Konfulate dergeftalt vollendet ift, daß bie 
Vertretung der Einzelinterefien aller Bun⸗ 
desſtaaten als durch die deutſchen Konfu⸗ 
late geſichert vom Bundesrat anerkannt 
wird. Dieſe Organiſation iſt inzwiſchen 
weſentlich gefördert worden. Die Zahl 
der Konſularämter des Deutſchen Reichs, 
welche dem auswärtigen Amt unterſtellt 
find, beträgt zur Zeit 639, darunter 55 
Berufsfonfulate. Unter den lettern be: 
finden fih 15 Generalkonſulate, von 
denen einige zugleich mit diplomatischen 
Charafter Augehtattet find, 38 Konſulate 
und 2 Vizefonfulate. Diefe Beruföfon- 
fuln müffen entweder juriftifche Bildung 
befißen, ober eine befondere Prüfung be: 
ftanden haben. Die Anftellung von Wahl: 
fonfuln erfolgt unter dem Vorbehalt jeder: 
geitigen Widerruf. Jeder K. fol eine 

atrifel über bie in feinem Amtsbezirk 
wohnbaften Angehörigen des Reichs füh: 
ren. Er beurfundet deren Zivilſtandsver⸗ 
hältnifie, darf Urkunden Iegalifieren, No: 
tariatsgefchäfte errichten, nötigenfalls den 
Nachlaß Veritorbener feitftellen und Päſſe 
auzfertigen und vifieren. Die Reichs⸗ 
fonfuln haben ferner ber nationalen 
Kriegsmarine Rat und Beiftand zu ges 
währen, die Handelmarine in Anfehung 
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ber Vorſchriften zu überwachen, welche in 
betreff der Führung der deutſchen Flagge 
beitehen, hilfsbedürftigen —— 
rigen die Mittel zur Linderung der Not 
oder zur Rückkehr in die Heimat zu ge⸗ 
währen, bei Verklarungen, Dispachen 
und in Bergungsfällen mitzuwirken und 
bei dem Muſterungsweſen und bei der 
Verfolgung von Deſerteuren thätig zu fein. 
Der Reichskanzler Tann die Konjuln ein 
für allemal zur Abnahme von Zeugen: 
eiden ermächtigen. Außerdem ift: einzel- 
nen Konfulaten ben deutſchen Reichsan⸗ 
gehörigen und den Schußgenofien gegen- 
über eine gewiſſe Gerichtäbarfeit (Kon 
fulargeriht3barfeit) übertragen, fo 
namentlich in China, Japan, Rumänien 
und in ber Türkei. Dieſe Konfularges 
richt2barfeit ift durch Reichsgeſetz vom 10. 
Juli 1879 (Reichsgeſetzblati, ©. 197 ff.) 
geregelt. Hiernach wird die Gerichtsbar: 
feit teild durch den K., teils durch das 
Konfulargericht: ausgeübt, welches 
aus dem K. und zwei oder vier Beiſitzern 
beiteht. Für die durch das Gerichtöver- 
faffungsgefeß und durch die Konkursord⸗ 
‚nung ben deutſchen Amtögerichten zuge- 
wieſenen Sachen ift nämlich der 8. allein, 
dagegen für bie den Schöffengerichten und 
den Landgerichten in erfier Star zuge⸗ 
wieſenen Sachen das Konſulargericht zu⸗ 
ſtändig. In Angelegeuheiten der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit ift der K. allein kom⸗ 
petent. In bürgerlichen Rechtzftreitigfei- 
ten, in welchen das Streitobjeft nicht mehr 
als 300 ME. wert ift, findet gegen bie 
Entſcheidung bes Konfuls fein Rechtsmit⸗ 
tel ftatt, während fonft in Zivil- und in 
Konkursſachen das Neichsgericht in Leip⸗ 
zig über das Rechtsmittel ber Beſchwerde 
und ber Berufung zu enticheiden hat. 
Beide Rechtsmittel find bei dem K. einzu⸗ 
legen. In Straffahen Hat der 8. bie 
Sunftionen bes Amtsrichters, reſp. bes 
Borfigenden der Strafkammer bes Land: 
gericht8 auszuüben. Gegen Entſcheidun⸗ 
gen des Ronfular erichts in Übertretungs- 
ſachen findet ein Rechtsmittel nicht ftatt, 
während bei Vergehen und Verbrechen, 
welche in den Iandgerichtlichen Kompetenz⸗ 


das Neichsgericht gegeben find. Über Ver- 


brechen, welche vor das Reichsgericht ober 
vor ein Schwurgericht gehören, ift vom 
K. oder von den Konfulargerichten über: 
haupt nicht zu entfcheiden. Der K. hat in 
folden Fällen, namentlich wenn das Ver: 
brechen im Konſularbezirk begangen wurde, 
die erforderlichen Sicherungsmaßregeln 
und die durch die Dringlichkeit erforder⸗ 
lichen Anter ſuchungemaßzrenem vorzu⸗ 
nehmen, z. B. die Verhaftung des Be⸗ 
ſchuldigten, ſodann aber die Akten der 
Staatsanwaltſchaft des zuſtändigen in⸗ 
ländiſchen Gerichts zu überſenden, welches 
die Sache zur Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung zu bringen hat. Bevor der K. übri⸗ 
gens im fremden Staatsgebiet ſeine Funk⸗ 
tionen aufnehmen kann, iſt die Erteilung 
des fogen. Erequatur(f. d.), d. h. bie 
Zuſtimmung der fremden Staatsregie⸗ 
rung, erforderlich. Bol. Hänel undLeſſe, 
Die Gefebgebung des Deutfchen Reichs 
über Konfularweien (1875); König, Die 
deutſchen Konfuln in ihren Beziehun⸗ 
nen zu ben Reichsangehörigen (1876); 
Brauer, Die beutfchen Juſtizgeſetze in 
ihrer Anwendung auf bie amtliche Thä- 
tigkeit der Konfuln (1879). 
Konfularagent (Int.), ſ. Konſul. 
Konjultieren (Iat.), zu Nate ziehen, 
k B. einen Anwalt; Konfultation, 
eratung, AZuziehung eines Beraters; 
Konfulent, Berater, Ratgeber, nament⸗ 
lich Rechtskonſulent, f.v.w. Advofat. 
Konfument (Iat.), |. Produzent. 
Konfumieren (Iat.), aufzehren, ver: 
brauden;Konfumtionsfteuern,i.v.w. 
Verbrauchsfteuern; Ronfumvereine, 
f. Genoſſenſchaften. 
Konteradmiral(franz.),|. Ab miral. 
Konterbande (franz.), Gegenftände, 
deren Einfuhr eine verbotswidrige ift; da⸗ 
ber namentlich Waren, welde unter Um⸗ 
gehung der Zollgefege in dad Staatsgebiet 
eingefhmuggelt werben. Kriegsfon: 
terbande, in Kriegszeiten ſolche Gegen⸗ 
ſtände, deren Zufuhr den Gegner kräftigen 
kann, wie Waffen, Pferde, Munition 


u. dgl. Die Zu: und Durchfuhr von 


Kriegskonterbande ift daher verboten und 


‚gilt als Bruch der Neutralität. 
kreis fallen, Berufung und Bejchwerde an |; 


Kontinent (lat.), Feſtland, im Gegen: 


ſatzzu Inſel, insbejondere bas europäiſche 
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Bertland, imGegenfak zu Großbritannien; 
ontinental, das Feſtland betreffend, 
dazu gehörig; Kontinentalmächte, 
die Staaten auf bem europäifchen Feſtland, 
im Orgenjab Ir Großbritannien; Kon⸗ 
tinentalpolitif, die englifche Politit 
den europäifchen Mächten gegenüber. 
Kontingent (lat.), Zufhuß, Beitrag; 
ingbefondere ber Truppenteil,, welchen in 
einem Staatenverein der einzelne Staat 
zu der Gefamtheeregmacht zu ftellen bat. 
So feste fih zur Zeit des vormaligen 
Deutſchen Reichs das Reichäheer für den 
Krienefal aus einer Menge von teilweiſe 
jehr Kleinen Kontingenten zufammen, und 
jo entitand jene buntfchedige afle, 
welche durch den Tag von Roßbach eine 
traurige Berühmtheit erlangt bat. Auch 
ber nachmalige Deutiche Bund hielt an 
bem Kontingentsſyſtem fefl. Der 
Bund hatte nämlich in Friedenszeiten fein 
fländiges Bundesheer, jondern nur zur 
za bes Kriegs follte ein ſolches aus den 
ontingenten ber einzelnen Staaten zu⸗ 
fammengefest, und nur für den Kriegsfall 
ſollte ein Bunbesfeldherr ernannt werden. 
Die Verfaſſung des nunmehrigen Deut: 
chen Reich8 aber hat zwar den Ausdrud 
K. für die von den einzelnen verbündeten 
Staaten jeweilig u ftellendeTruppenmacht 
beibehalten, gleihwoblaber das eigentliche 
Kontingentſyſtem aufgegeben. Denn bie 
efamte Landmacht bes Reichs bildet ver: 
Faffungsmähig ein einheitliche8 Heer, wel- 
ches im Krieg wie im Frieden unter dem 
Oberbefehl bes Kaiſers fteht, deſſen Be⸗ 
fehlen alle deutſchen Truppen, vorbehalt⸗ 
lich der Sonderſtellung Bayerns, unbe⸗ 
dingt Folge zu leiſten haben. Der Kaiſer 
beſtimmt den Präſenzſtand, die Gliede⸗ 
rung und Einteilung det Kontingente des 
Reichsheers. Er ernennt den Höchſtkom⸗ 
manbierenben eines Kontingents, alle Of- 
fiziere, welche Truppen von mehr. als ei- 
nem 8. befehligen, jowie alle Feſtungs⸗ 
fommandanten. ‘Den betreffenden Kon: 
tingentöberren ift zwar im übrigen 
überlaffen , die Offiziere ihrer Kontingente 
zu ernennen, auch die äußern Abzeichen 
(Kofarben 2c.) zu beftimmen; doch iſt bei 
eneralen und den Offizieren mit Gene: 
ralftellung die Ernennung von ber je 


Kontingent — Kontrahieren. 


weiligen Zuſtimmung des Kaiſers abhäu⸗ 
gig zu machen. Übrigens haben bie Klein⸗ 
ftaaten, mit Ausnahme Braunſchweigs, bes 
fondere Militärkonventionen (f. db.) mit 
Preußen abgefchloffen. Der Ausdruck K. 
und Kontingentierung ift aber aud 
auf das Gebiet der Steuern übertragen 
worben. Dan verfteht darunter bie Ein: 
richtung, daß ber Ertrag der Steuern einen 
gewilien Betrag nicht überſteigen dürfe. 

ies ift bei indirekten Steuern allerdings 
nicht ser während es bei bireften 
Steuern infofern zu bewerfitelligen ift, 
al3 man einmal bie Steuereinheiten und 
dann die Zahl der Steuertermine feſtſetzt. 
Iſt ber Steuerbetrag ein für allemal ge- 
etlich feitgeftellt, wie dies in Preußen in 

njehung ber Grundſteuer und feit 1873 
auch rückſichtlich der Klaſſenſteuer der Fall 
iſt, fo fpriht man von Steuerfontingen: 
tierung im engern Sinn, während ber 
Ausdrud Quotiſierung gebräuchlich 
ift, um bie von Jahr zu Jahr wechielnde 
Feſtſtellung des Gteuerbetragd zu be 


zeichnen. 

Kontinnitätllat.), Stetigfeit, Ununter- 
brochenheit. Sm parlamentarifchen Leben 
fpriht man von K. ber Verhandlungen 
in dem Sinn, daß die Verhandlungen ber 
einen Seffion an die der vorhergehenden 
anknüpfen. Dabei wirb jeboch die Selb: 
ftändigfeit der neuen Beratung möglichft 
gewahrt. Iſt z.B. ein Antrag zwar ein- 
gebracht, aber nicht zur Beratung gekom⸗ 
men, ein Gefeßentwurf nur einmal be= 
taten und nicht zur weitern Lefung und 
eventuell zur Annahme gelangt, jo ıft bie 
Mieberholung in der nächſten Seffion er: 
forderlih, wofern Antrag oder Vorlagen 
aufrecht erhalten werden follen. In diejem 
Sinn gilt in dem beutfchen Reichstag dag 
Brinzip der Disfontinuität, während 
für die Verhandlungen im Bundesrat die 
K. gewahrt bleibt. Auch für die meiften 
beutfchen Einzellanbtage gilt das Prinzip 
ber Disfontinuität. Übrigens wird durch 
eine bloße Vertagung des Haufes bie K. 
ber Verhandlungen nicht unterbrochen 
(f. Bertagen). 

Kontradiktor (Iat.), |. Konkurs. 

Kontrabieren(lat.), aufammengieben; 
ein Übereinfommen treffen, auch über ein 








Kontrakt — Konzil. 


vorzunehmenbes Duell; Kontrahenten, 
die einen Vertrag abjchließenden Teile. 

Kontraft (Tat.), der von zwei ober 
mehreren Kontrahenten abgejchloffene 
Bertrag; Kontraktbruch, Nichter: 
"füllung einer eingegangenen Verbindlich⸗ 
feit.. Diefelbe Tann regelmäßig im Weg 
ber Klage errungen werden. Biel erörtert 
ift die Trage, ob der Kontraktbruch der 
Arbeiter gegenüber dem Arbeitgeber nicht 
auch kriminell ftrafbar fein follte, was bis 
jeßt nicht der Fall iſt. Vgl. — 

eim, Gewerbegericht und Kontraktbruch 

1874); Lüder, Über bie triminelle Beſtra⸗ 
fung des Arbeiterfontraftbruchs (1875). 

Kontrafignieren (lat.), gegenzeichnen; 
Kontrafignatur, Gegenzeihnung. 

Kontrolle (franz.), Gegenrehnung, 
Nachrechnung, —*5 — Beaufſichtigung, 
namentlich zur Vermeidung des Betrugs 
ober des Irrtums; kontrollieren, be⸗ 
aufſichtigen, überwachen; Kontrolleur 
(fpr. »öhr), Aufſichtsbeamter, namentlich in 
—* und Steuerſachen (in neuerer zei 
iſt Dafür der Ausdrud Gegenfchreiber 
üblich geworden). 

Kontumaz (Iat.), Ungehorfam, nas 
mentlich gegen eine gerichtliche Auflage 
oder Ladung; ber Nichterfchienene Tann 
unter Umftänden zur Strafe Ungehorfams 
.(in contumaciam) verurteilt werben. 

Konvenieren (lat.), zufammenfom- 
men, zufammenpaffen; Baffenb, angenehm 
fein; Tonvenabel, paflend, ſchicklich; 
Konvenienz, Übereinfommen, Herkom⸗ 
men, die Rückſicht auf das Herkömmliche, 
durch Herkommen als ſchicklich Bezeichnete; 
Konvent, Zuſammenkunft, —A— 
lung, i B. Seniorenkonvent (ſ. d.), Na⸗ 
tionalkonvent, die parlamentariſche Ver⸗ 
ſammlung zur Zeit der großen franzöſi⸗ 
ſchen Revolution; Konvention, Über: 
einkunft, Vereinbarung zwiſchen verſchie⸗ 
denen Staaten, z. B. Militär-, Münz⸗, 
Schiffahrtskonvention; Konventional: 
ſtrafe, die für den Fall der Nichterfüllung 
oder der nicht gehörigen Erfüllung einer 
Verbindlichkeit von den Kontrahenten feſt⸗ 
geſetzte Strafe. 

ſtoupoi (franz. Convoi, ſpr. tongwõa), 
Geleit, Eskorte; namentlich bie Begleitung 
und Bebedung einer Transportflotte oder 
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einzelner Kauffahrteifchiffe, insbeſondere 
bei der Aus- und Einfahrt von und nach 
blodierten Häfen. 

Konvoflation (Iat.), Zufammenberu- 
fung, in England Berfammlung von Ab: 
georbneten bes Klerus zur Beratung geift- 
iher Angelegenheiten; Tonvozieren, 
zufammenrufen. 

Konzert (v. lat. concertare,wetteifern), 
in ber diplomatifchen Sprache bie Bereini- 
gung mehrerer Staaten zu gemeinfamem 
politiihen Handeln; insbefondere der Rat 
der europäilchen Großmädhte (ſ. d.). 

- Ronzeifion (lat.), Zugeftändnig; obrig- 
feitliche Erlaubnis zur Betreibung eines 
bürgerlichen Gewerbes, welche einer be- 
flimmten Berfon (Konzefftonär) er- 
teilt wird. Welche Gewerbe in Deutfch- 
land nur auf Grund einer K. betrieben 
werden fönnen, ift in ber Gewerbeorbnnung 
($$ 12, 16, 29 - 39) beftimmt(f. Gewer: 
begeje perung). 
onzil (lat, Kirhenverfamm- 
lung), in ber römischefatholifchen Kirche 
Berfammlung kirchlicher Würbenträger 
ur gemeinjamen Beratung und Beichluß- 
*8* über kirchliche Angelegenheiten. 
als dkumeniſche Konzilien, d.h. als 
Vertretungen der gejamten dhriftlichen 
Welt, anerkennt die römiſch-katholiſche 
Kirche außer dem 48 von den Apofteln 
u Serufalem berufenen Apoftelfonzil die 
onzilien zu Nicäa (325), Konftantino- 
pel (381), Epheſos 4), Shalfedon 
(451), Konftantinopel (553 und 680), Ni⸗ 
cha (787), Konftantinopel (869), vier 
im Lateran zu Rom abgehaltene Konzi⸗ 
lien (1112, 1139, 1179, 1215), zwei zu 
Lyon (1245 und 1274), das zu Vienne 
(1311), du Florenz (1439), das fünfte 
lateranentifche 8. (1512), das K. zu Trient 
(Concilium Tridentinum, 1545—63) 
und in ber neueften Zeit das vatifanifche 
8. (186970), auf weldem das Dogma 
von der Unfehlbarfeit (f. d.) des Papſtes 
beichloffen ward. Die Konzilien zu Piſa 
(1409), zu Konftanz (1414—18) und zu 
Basel (1431—48) werben nicht als öku⸗ 
menifche Konzilien, deren Enticheidungen 
als Ausiprüche des Heiligen Geiſtes gelten, 
von ber Kurie anerfannt. Während im 
Mittelalter darüber geftritten wurde, ob 


320 


das K. über dem Papſte fteße, ober ob das 
Verhältnis das umgetehrit fei, ift die 
Trage durch das Infallibifitätsbogmanun- 
mehr definitiv zu Gunften des Papſtes 
entichieben. Die gichife = fatbolifche 
Kirche anerfennt bloß die fieben erften 
Konzilien (618787) als Öfumenifche. Val. 
Trommann, Geihichte und Kritik des 
vatifanifchen Konzils (1872); Fried— 
berg, Sammlung der Aktenftüde zum 
eriten vatifanifchen K. (1872); »Römifche 
Briefe vom K.«, zuerft in der Hugeburger 
»Allgemeinen Zeitunge, dann von Qui⸗ 
rinuß bejonders herausgegeben (1870). 

KRooptieren(lat.), erwaͤhlen, bejonbers 
von einem Verein (Komitee 2c.) gebraucht, 
welcher fich durch eigne Erwählung neuer 
Mitglieder ergänzt oder verſtärkt; Koop⸗ 
tation, bie. Vornahme einer foldhen 
Wahl. 

Koordinieren (Iat.), nebeneinander 
ftellen, im Gegenfaßzu ſubordinieren, 
unterordnen. Namentlich ſpricht man 
von Toorbinierten im Gegenjap zu 
fubordinierten, b. 5. von gleich 
jtehenden im Gegenfaß zu foldden Be 
hörden, welche ſich zu einander in dem 
Berhältnis der Über: und der Unterorb: 
nung befinden. 

Kopieren (Iat.), abichreiben, verviel- 
jattigen; Kopie, Abfchrift einer Urkunde, 
im Gegenſatz zum Original. 

Kornzölle, |. Getreidezölle. 

Körperverleßung, die widerrechtliche 
‚nachteilige Cinwirfung auf den Körper 
eines andern oder, wie Das beutfche Straf: 
gejeßbuch definiert, das Vergehen besjeni- 
gen, welcher einen andern koͤrperlich miß- 
Banbelt oder an bei Gefundheit befchädigt. 
Hiernach ift zunächſt Widerrechtlichkeit der 
gonhlung erforderlich, weshalb 3.8. die 

usübung eines Züchtigungsrechts, fofern 
nur feine Überfchreitung desfelben vor⸗ 


Tiegt, nicht als K. aufgefapt werden kann. 


Se nachdem nun die K. abjichtlich oder 
nur aus Fahrläffigfeit zugefügt wird, un⸗ 
terfcheibet man zwiſchen vorfäglicher 
(ober dolofer) und fahrläffiger (ober 
tulpofer) 8. Erftere wird als Schwere 
K. bezeichnet, wenn der Verletzte dadurch 
eirt wichtiges Glied bes Körpers, das Seh⸗ 
vermögen: auf einem oder beiden Augen, 


Kooptieren — Körperverletzung. 


das Gehör, Die Sprache oder die Jugungs⸗ 
fähigkeit verliert, ober in erheblicher Weiſe 
dauernd entftellt wird ober in Siechtum, 
Lähmung oder Geiftesfrankheit verfällt. 
Tödliche K. Tiegt vor, wenn durch eine 
K. ber Tod bes Verletzten herbeigeführt 
wurbe, ohne daß die Tötung beabfichtigt 
war. Fehlt e8 an derartigen erſchwerenden 
Wirkungen, fo ſpricht man von einer 
leichten ober einfachen 8. Das Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch bedroht bie letztere mit Ge⸗ 
fängnis von 1 Tag bis in Jahren oder 
mit Gelditrafe bis zu ME.; wurde 
aber die K. gegen Verwandte in auffteigen- 
der Linie begangen, jo kann nicht auf Geld⸗ 
ftrafe, fondern nur auf Gefängnis nicht 
unter1 Monaterlanntwerden. Die Straf: 
eſetznovelle von 26. Febr. 1876 ($ 2232) 
bat aber noch die Beitimmung beigefügt, 
baß, wenn die K. mittelft einer Waffe, 
insbeſondere eine? Meſſers oder eines ans 
bern gefährlichen Werkzeugs, oder mittelit 
eines binterliftigen als, oder von 
mehreren gemeinschaftlich, oder mittelit 


« | einer das Leben gefährdenden Behandlun 


begangen wurde, Gefängnisſtrafe bis zu 
Jahren und nicht unter 2 Monaten eintre= 
ten fol. Übrigens hat dag Strafgefeßbuch 
S 367, Ziff. 10) den Gebrauch einer Schuß⸗, 
tich= oder Hiebwaffe oder eines andern 
gefährlichen Inftruments bei einer Schlä—⸗ 
gerei ſchon an und für fich, auch ohne daß 
e8 zu einer K. gefommen wäre, als ftraf 
bar bezeichnet. Die ſchwere und bie töb- 
liche K. werden mit Gefängnis oder Zucht: 
haus und, wenn eine der erfchwerenden 
— beabſichtigt war, Br nit 
uchthaus — Wurde eine ſolche K. 
durch einen von mehreren unternommenen 
Angriff verurſacht, ſo ſoll jeder, welcher 
daran teilgenommen, ſchon wegen dieſer 
Beteiligung, wofern er nicht eiwa ohne 
ſein —*2X hineingezogen worden, 
mit Gefängnis bis zu 3 Jahren beſtraft 
werben. Xraten aber jene erjchwerenden 
Umftände infolge verjchiedener einzelner 
Verletungen als beren Sefamtreultat 
ein, jo ift gegen jeben, welchem auch nut 
eine dieſer Verletzungen zur Laft fällt, auf 
Zuchthausftrafe von 1 bis zu 5 Jahren 
zu erfennen. Nur beim Vorbandenjein 
mildernder Umftände kann bei der fchweren 





Korporal — Korreipondent. 


K. auf Gefängnisftrafe nicht unter 1 Mo⸗ 
nat und bei ber töblichen K. nicht unter 3 
Monaten heruntergegangen werden. Han 
belt es fihaber um eine 8. gegen Bermandte 
auffteigenber Linie, fo ift von einer folchen 
Strafermäßigung feine Rede. Bejonders 
ſtrengwirdbeimilitärperſoneneine K. 
beſtraft, wenn ſie gegen einen Vorgeſ etzten 
gerichtet iſt; hier kann, wenn dies im Feld 
vorkommt, Iogar die Todesftrafe verhängt 
werben. Auf der andern Seite wird aber 
auch die K., welche gegen einen militäri- 
ſchen Untergebenen verübt wird, mit Ge⸗ 
fängnis oder Feſtungshaft biß zu 3, bie 
fchwere 8. mit Zuchthaus bis zu 5 und 
die tödliche K. mit Zuchthaus von 3 bis zu 
15 Jahren geahndet. Die von einem Be: 
amten in Ausübung oder in Veranlaf- 
ſ ung ber Augübung feines Amtes vorjäß- 
lich begangene K. wird als Amtsverbrechen 
(f. d.) ebenfalls ftreng beitraft (Straf: 
geſetzbuch, 5 340). Zu ber vorfäglichen 
K. rechnet das Reichsſtrafgeſetzbuch endlich 
noch die fogen. Vergiftung, indem es 
denjenigen, ber einem andern vorfäglich, 
um beffen Geſundheit zu ſchädigen, Gift 
oder andre Stoffe beibringt, welche die 
Geſundheit zu zerſtören geeignet ſind, mit 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren bedroht 
und dabei beſonders bie Fälle hervorhebt, 
in denen durch ſolche Vergiftung eine 
ſchwere K. oder der (allerdings nicht beab⸗ 
ſichtigte) Tod des Vergifteten herbeigeführt 
worden iſt. Der V erh ch der K.wird nur 
bei der ſchweren K. und bei der Vergiftung 
beſtraft; außerdem wird nur das vollendete 
Vergehen der K. mit Strafe belegt. Der vor⸗ 
ſätzlichen ſteht bie fahr läſſige oder kul⸗ 
poſe K. gegenüber, welche mit Geldſtrafe 
dis zu 900 Mk. oder mit Gefängnis bis 
zu 2 Jahren beftraft wird, Als ftraf- 
erhöhend wirkt bier der Umſtand, baß ber 
Thäter zu der Aufmerkfamfeit, welche er 
fahrläffigerweife aus den Augen jeßte, 
vermüge feines Amtes, Berufs oder Ge⸗ 
werbes, 3. B. als Arzt oder als Apothefer, 
befonder3 verpflichtet war. Im lektern 
Tal tritt die Strafverfolgung von Amts 
wegen ein, währenb außerbem bei fahr: 
fäffigen ebenfo wie bei leichten Körper: 
verlegungen ein ausbrüdlicher Strafan- 
trag feiten® des Verletzten erheiſcht wird. 
Staatslexikon. 
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Auch kann bei leichten Körperverletzungen, 
welche mit ſolchen, oder bei Beleidigungen, 
welche init Körperverletzungen auf ber 
Stelle erwibert wurden, und ebenfo im 
umgefehrten Fall für beide Teile oder für 
einen berfelben auf eine leichtere Strafe 
erfannt oder fogen. Kompenfation ver: 
fügt, d. h. von einer Beftrafung gänzlich 
abgejehen werden. Übrigens kann bei jeder 
8. zur Entſchädigung für die etwa dadurch 
verurfachte Arbeitsunfähigkeit, fiir Kur- 
Toften 2c. auf eine an den Verlegten zu⸗ 

leih als Schmerzensgeld zu zahlende 

uße bis zum Betrag von 6000 ME. 
auf Antrag des Beſchädigten erfannt wer- 
den. Nicht berührt wird hierdurch bie 
Haftpflicht (ſ. d.) des Betriebsunter⸗ 
nehmers in Anjehung derjenigen Körper: 
verlegungen, welche bei dem Betrieb einer 
Eifenbahn, eines Bergwerks und anbrer 
derartiger Unternehmungen durch Ber- 
ſchulden bed Betriebsperſonals verurfacht 
wurden. Diefe ift durch Reichsgefeß vom 
7. Juni 1871 (Reichsgefeßblatt 1871, ©. 
207 ff.) normiert. 52 . Deutiches Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, 65 223— 233 ; Reichsgeſetz 
vom 26. Febr. 1876 (Novelle zum Straf: 
gefeßbuch), betreffend Die Abänderung von 
Beſtimmungen bes trafgelesbuge und 
Orpänzungen besjelben (Reichsgeſetzblatt 
u für 25 A Ni) a — er 

uch für das Deutiche Reich, —99, 
122, 123, 127. 

Korporäl (franz. Caporal), Unter⸗ 
offizier zur fpeziellen Aufjicht über eine 
feine Abteilung Soldaten (Korporal: 
ſchaft) Hinfichtlich de innern Dienftes. 

Korporatien (Int.), Körperichaft, eine 
zu einem gemeinjamen Zweck vereinigte 
und vom Staat anerkannte Mehrheit 
von Perſonen; Korporationsrechte, 
die einer ſolchen Körperſchaft verliehe- 
nen Rechte der juriſtiſchen Perſönlichkeit 
(ſ. Berein). 

Korps (franz., fpr. töhr), |. Corp. 

Korreferent (neulat.), Mitbericht- 
eritatter. 

Korreipondent (neulat.), jemand, mit 
den man in Briefwechfel fteht; Berichter⸗ 
ſtatter einer Zeitung, deſſen Mitteilungen 
regelmäßig durch ein befonberes » Zeichen« 
gefennzeichnet find (Korrejpondenzen). 

. 21 
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Korrefponbentreeder, |. Reeder. 
Korreipondenz(lat.), im publiziſtiſchen 
Verkehr gedruckte oder autographierte Mit⸗ 
teilungen, welche an die Zeitungsredaktio⸗ 
nen verſandt werden, um dieſelben mit 
Stoff zu verſehen und über bie Haltung 
und die Anfchauung einer Partei fort 
während auf den Laufenden zu balten. 
Sp werden von Berlin aus namentlich 
folgende Korrefponbenzen verjchidt, Die ge⸗ 
wöhnlich nur mit ben Anfangöbuchitaben 
citiert werden. Die »Nationalliberale Kor: 
reſpondenze (N. L. C.), Organ ber natio- 
nalliberalen PBartei, herausgegeben von 
Böttcher, ſechsmal wöchentlih; »Klaus⸗ 
ers Korreſpondenz«, fortfchrittlich, ſechs⸗ 
mal wöchentlich; »Freiſinnige Korreſpon⸗ 
denze, Organ der beutfchen Demofratie, 
herausgegeben von Gilles, ſechsmal wö⸗ 
chentlih; »Liberale Korrefpondenze (L. 
C.), Drgan der Seeffioniften, herausge⸗ 
geben von Bartich, ſechsmal wöchentlich; 
»Barlamentariiche Korrejpondenz ber Zen⸗ 
trumspreſſe« (C.P.C.), ſechsmal wöchent- 
lich; »Dldenberns Ktorreiponbend: redi⸗ 
giert von Oldenberg, an jedem Sitzungs⸗ 
tag der Parlamentsſeſſion erſcheinend; die 
Steinitzſche »Parlamentskorreſpondenze, 
ein kurzer Bericht (Rudolf Moſſe); der 
»Parlamentsbericht des Berliner Tage⸗ 
blatts⸗, redigiert von Linden; »Matthias 
Deutſche Reichskorreſpondenz« (M. D. R. 
C.), ein konſervatives Organ; die »Pro⸗ 
vinzialforreipondenz« (P. C.), im littera= 
riſchen Büreau des preußifchen Staats: 
minifteriums des Innern redigiert, jeden 
Mittwoch erfcheinend, Regierungsorgen, 
wird den Kreisblättern vielfach beinelegt; 
bie »Freihandelskorreſpondenz« (F.H.C.), 
herausgegeben von Bröniel; die ſchutzzöll⸗ 
nerifche »Deutjche volfswirtichaftlichestor: 
refpondenz« , herausgegeben von Roell 2c. 
Dazu zahlreiche Korrefpondenzen, bie aus 
andern Hauptitäbten verfandt werben. 
An deutſche Zeitungen insbejonbere 
werden gegenwärtig verihidt aus Kon⸗ 
ftantinopel: die »Orientalifche Korre⸗ 
jpondenze von E. Flamm; aus Kopen- 
agen: Billes »Korrejpondenz vom 
und«; aus London: Schlefingers 
»Englifche Korrejpondenz« , ſechsmal wö⸗ 
chentlich, Die »Londoner Wochenkorrefpon: 


Korreipondentreeder — Kote. 


denze von H. Eifer und »Englifche Han⸗ 
delsnachrichten« von Joſ. Schnikler; aus 
Mandefter: Simons »Tehnijcher Wo⸗ 
chenbericht« ; aus Rom: bie vom »Büreau 
Stefanie herausgegebenen. »Stalienifchen 
Nachrichtene, ſechsmal wöchentlich, und 
der »Italieniſche Kurier«, redigiert von 
. K. Appel, ſechsmal wöchentlich; aus 
aris: außer der ſchon ſeit mehreren 
Jahrzehnten erſcheinenden »Correspon- 
dance Havas« die »Franzöſiſche Korre⸗ 
ſpondenz«, welche Amar von Frankreich 
ſelbſt unabhängig redigiert wird, aber in 
Beziehungen zum beutjchen Botfchafter in 
Paris (Fürft Hobenlobe) ftebt; aus Pe⸗ 
tersburg: die »Ruſſiſche Korrejpondenz« 
und fchließlich Die »Schwebifchnorwe ifde 
Korrefpondenze aus Stodholm. Dazu 
fommt endlich noch eine andre Art von 
K., welche fih von ben vorgenannten in 
der Heritellungsweife unterfcheibet. Ber: 
ſchiedene Journaliſten, die aus ber Mit⸗ 
teilung gleichlautenber Korrefponbenzen 
an eine größere Anzahl von Rebaftionen 
ein Gewerbe machen, bedienen ſich zur 
Vervielfältigung bed Durchſchreibens ober 
Kalfierens. Zwiſchen bie einzelnen 
Blätter, welche ſpäter bie K. baritellen, 
werben mit blauer ober ſchwarzer fetthalti- 
ger Farbe beftrichene Blätter gelegt, die an 
den Stellen, wo der auf das oberfte Blatt 
ausgeübte Drud bes Blei- (oder Metall-, 
Achat⸗, Elfenbein-) Stifts fie trifft, Farbe 
abgeben. Dan kann durch diefes Verfah⸗ 
ren &—10 Eremplare ber K. auf einmal 
herſtellen. Wie viele derartige »durchge⸗ 
ſchriebene« Korrefpondenzen augenblid- 
lich Verbreitung finden, läßt ſich nicht mit 
Sicherheit feitfiellen. Der fortichrittliche 
Abgeordnete Eugen Richter verſchickt von 
Berlin wöchentlich einen ober zwei Leit: 
artifel (meift über finanzpolitifche oder 
volkswirtſchaftliche ragen) als derartig 
burchgefchriebene Korrefponbenzen an eine 
Anzahl Zeitungen feiner Partei, und 
ebenjo entſendet Morig Gumbinner in 
Berlin täglich derartige Korreſpondenzen, 
die meiſt Mitteilungen aus den preußi- 
ſchen Minifterien, dem Reichsfanzleramt, 
bem Bundesrat, dem Reichstag enthalten. 
Koffat (Koffäte),f. Rate. . 
Kote (Köter, Kotjaffe), ſ. Kate. 


Kottageſyſtem — Kreis. 


Kottageſhſtem (ipr. loticdſch⸗, die Sitte, 
ben Arbeitern gegen Abzug eined Teil? 
des Lohne Wohnung (engl. cottage, 
Hütte) zu gewähren, namentlich bei Berg- 
werfen üblich. 

Koupon (franz., ſpr. tupong, Kupon, 
Zinsfoupon, Nnsfein). die Em: 
pfangsbeſcheinigung über bie Zinfen ober 
Dividenden, welche von dem Inhaber 
eined Staatd= oder Tonftigen Geldpapiers 
oder einer Aktie jeweilig am Verfalltag 
zu erheben find. Der K., welcher regel- 
mäßig auf den Inhaber lautet, dient zu⸗ 
gleich als Hebeichein, d. h. als Legitimation 
zum Empfang der Zinſen oder der Divi⸗ 
dende, indem nur gegen Abgabe desſelben 
gezahlt wird. Die Einlöſung des Koupons 
erfolgt regelmäßig bei beſtimmten Kaſſen; 
doch werden dieſelben auch von Bankiers 
eingelöſt, auch, wenn es ſich um ein gutes 
und bekanntes Papier handelt, im gewöhn⸗ 
lichen Verkehr wohl an Zahlungs Statt 
angenommen. Zu jeder Obligation oder 
Aklie werden gewöhnlich auf eine be- 
flimmte Reihe von Sahren binaus die 
Koupons mit abgegeben. Der biefelben 
enthaltende Bogen heißt Zinsbogen, 
welchen zumeift eine jogen. Zinsleiſte 
(Talon) beigegeben ift, d. h. eine Be: 
fcheinigung, gegen deren Abgabe nach Aus⸗ 
gahlung ber Zinsfcheine ein neuer Zins: 

ogen verabfolgt wird. 

Kraftloserklärung, ſ. Aufgebot. 

Kredit (ital. Crédito, franz. Orédit), 
das Vertrauen, welches jemand im Hinblid 
auf feine Sahlungsfähigteit genießt ; daher 
Kreditfähigfeit, Diejenigen Eigen: 
ichaften, welche dies Vertrauen rechiferti- 

en. Derjenige, welcher jened Vertrauen in 

uſpruch nimmt, wird Kreditnehmer, 
ber, welcher e8 gewährt, Krebitgeber ge 
nannt. Iſt der K. durch Pfand oder or 
potheken gebedt, jo Spricht man von Real⸗ 
trebit, im Gegenfaß zum Perſonal⸗ 
fredit, worunter die übrigen Formen 
zufammengefaßt werben, alfo namentlich 
der K., welcher mit Rüdficht auf Wech- 
jel, Schuldicheine und Bürgfchaft gewährt 
wird. pandei! es ſich um einen K, ber le⸗ 
diglich das perſönliche Vertrauen zur Baſis 
bat, fo ſpricht man von einem Blanko⸗ 
kredit. Snflitute, welche den Zweck haben, 
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K. zu vermitteln, d. h. 8. zu geben und zu 
nehmen, werden Kreditanftalten ge: 
nannt. Dahin gehören namentlich die 
Banken (f. d.), die Kreditvereine und 
Freditgenoffenichaften (j. Genojfen- 
Ihaften), die Grund- und Bodenfredit- 
anftalten, Hypothekenbanken, Leihhäufer, 
Darlehnskaſſen und Sparkaſſen. Kre> 
bitbriefe find Anweifungen, burch welche 
ber. Außiteller, gewöhnlich ein Bankier, 
eine andre Perfon ermächtigt, bei dem 
Adreffaten Geld zu erheben. Derartige 
Kreditbriefe, welche man fi) namentlich 
beim Antritt einer Reife auzftellen Yäßt, 
find entweber nur an eine Perſon (ein⸗ 
facher Kreditbrief) oder an mehrere 
gerichtet (Zirfularfrebitbrief). Kre— 
ditpapiere, jchriftliche Urkunden, aus: 
geftellt über eine Geldſchuld und zur Zir⸗ 
fulation anftatt baren Geldes beftimmt, 
wie Banknoten, Inhabers, Orbrepapiere 
u. dgl. Val. Knies, Der K. (1876). 

Kreditin (lat.), Beglaubigungsfchreis 
ben, bejonders das ber Gefandten, welches 
fie dem fremden Souperän in feierlicher 
Audienz iiberreichen. 

Kreditor (lat.), Gläubiger. 

Kreis, Abteilung eines Landes, |. v. w. 
Bezirk. So war das frühere Deutiche 
Reich zum Zived der Erhaltung des Land: 
friedend und zu militärifchen Zwecken in 
zehn Kreife eingeteilt, namlich in ben 
bayrifchen, burgundifchen, fränkiſchen, 
kurrheiniſchen, kurſächſiſchen, nieberjäch- 
ſiſchen, oberrheiniſchen, öſterreichiſchen, 
ſchwäbiſchen und weſtfäliſchen K. Heut: 
gutage find der Umfang und die Bebeutung 
der Kreife in den einzelnen Rändern ver: 
ſchieden. In SOfterreich bilden bie Kreife 
die Unterabteilungen ber einzelnen Kron⸗ 
länder und zerfallen dann wiederum in 
Bezirksämter, welche ben Kreigbehör: 
den (Kreispräfibenten und Kreis- 
täten) unterftellt find, 

[Preußen] In Preußen zerfallen die 
Provinzen in Regierungsbezirke und diefe 
in Kreife, entfprechend den franzöfifchen 
Arrondiffeınents, An der Spige bes Krei- 


ſes fteht der Landrat, während in der 


Provinz Hannover ber frühere Amtstitel 
Kreishauptmann beibehalten worden 
ift. Kreisverfaffung und Kreisverwaltung 
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find durch Kreißorbnungen, umfaf 
ſende Geſetze mit den zugehörigen Inftruf: 
tionen, geordnet. In Preußen ift durch 
bie Kreisordnung vom 13. Dez. 1872, 
welche jedoch zunächft nur für die Provin- 
en Preußen, Brandenburg, Pommern, 

ofen, Schlefien und Sachſen Geltung 
hat, der Schwerpunft ber Verwaltung aus 
ben Bezirtöregierungen heraus in bie 
Kreife verlegt worben. Die Selbftver- 
waltung, welche nach englifchem Vorbild 
(Self-government) ben Streifen über: 
tragen ift, wird Durch die amtlichen Or- 
gane derfelben ausgeübt. Diefe find ber 
Kreistag (Kreisverfammlung) und der 
Kreisausſchuß. Xebterer, aus ſechs 
vom Kreistag gewählten Mitgliedern 
unter bem Vorſitz bes Landrats beitehenb, 
bildet den Mittelpunkt der Selbftverwal- 
tung des Kreifes, indem ihm als Organ 
ber Kreisforporation die Verwaltung der 
Kreistommumalangelegenbeiten, ald Or: 
gan bes Staats bie Wahrnehmung von 
Geſchäften der allgemeinen Landesverwal⸗ 
tung obliegt. Zu ben letztern gehören 
Die armen=, wege⸗, felb=, gewerbe=, bau⸗ 
und feuerpolizerlihen und die Dismem⸗ 
brationsangelegenbeiten, die Genteinde- 
ſachen, insbefondere bag Schulwefen ber 
Zanbgenteinden, die Angelegenheiten ber 
öffentlihen Gejundheitäpflege und bie 
Aufitelung ber Geſchwornen-Urliſten. 
Als Kommunalbehörbe liegen dem Kreis: 
ausſchuß die Ernennung und Beauffich 
tigung der Kreisbeamten, die Vorberei⸗ 
tung und Ausführung ber Beſchlüſſe des 
Kreistags und bie Erledigung ber Kreis⸗ 
angelegenheiten überhaupt ob. Der 
Kreistag befteht mindeitend aus 25 Mit- 
gliedern, die teild von den ftädtifchen Be⸗ 
hörden, teild von ben Landgemeinden und 
teils von den größern Grundbefitern des 
Kreifes gemäßlt werden. Die Befchlüffe 
besfelben, welche durch dag Kreisblatt 
veröffentlicht werden, beziehen fich auf bie 
Kreisangelegenbeiten, Feſtſtellung bes 
Kreishaushaltsetats und der Kreisabga⸗ 
ben, Repartition der Staatsleiftungen, 
welche »freismweife« aufzubringen find, 
Wahl des Kreisausſchuſſes, Begutachtung 
von Staatsangelegenheiten u. dgl. Auch 
auf dem Kreistag führt ber Landrat ben 


Kreis. 


Borfiß; zu feiner etwaigen Bertretun 
auf dem Kreidtag und im Rreisausihuß 


werben zwei Kreisdeputierte vom 
Kreistag gewählt, fonft vertritt ihn ber 
Kreisfetretärvorübergebend. Der 
Landrat jelbit wird vom König ernannt, 
doch kann der Kreißtag geeignete Berfonen 
aus der Zahl ber Grundbefiter und ber 
Amtsporiteher des Kreifes für eine erle- 
digte Stelle in Vorſchlag bringen. Der 
Landrat führt ald Organ ber Staats- 
regierung bie Gefchäfte der aligemeinen 
Zanbesverwaltung im 8. und leitet als 
Vorſitzender bes Kreistag und bes Kreis⸗ 
ausfchuflee die Kommunalverwaltung 
bes Kreiſes. Vgl. Kreisorbnung vom 
13. Dez. 1872 nebit Wahlreglement und 
Anhang, enthaltend die zur Ausführung 
ergangenen Gefete, Inſtruktionen und 
Minifterialverfügungen (1875). Für 
bie neupreußiichen Lanbesteile find vor: 
erſt beſondere Kreisorbnungen, welche ben 
bort beftehenden Verhältniſſen möglichft 
Rechnung tragen, erlaffen worben, iA bie 
Kafjeler vom 9., bie hanndverſche vom 
12., bie fchleswig=holfteintihe vom 22. 
und die Wiedbabener Kreißorbnung vom 
26. Sept. 1867. 

[Bayern.] Das bayrijche Stantegebiet 
ift zum Zweck ber Verwaltung in Kreije 
nit Kreisregierungen an ber Spike 
eingeteilt, weld)Teßtere wiederum in Ver: 
waltungsbijtrifte zerfallen, die ben 
Bezirtsämtern unterftiellt find. Se 
ber bayrifche Regierungsbezirk bildet eine 
Kreisgemeinde mit einem Organ ber 
Selbftverwaltung, welches bie Bezeich⸗ 
nung »Landrate führt, während ber 
Kommunalverband des BDiftrifts als 
Diſtriktsgemeinde bezeichnet und von 
einem Difriktsrat vertreten wirb. 
Dieſer Diſtriktsrat ſetzt ſich nach dem Ge⸗ 
ſetz vom 28. Mai 1852, die Diſtriktsräte 
betreffend, aus Großgrundbefitern und 
aus Abgeordneten der Gemeinden zufam- 
men, zudenen noch ein Vertreter bes Fiskus 
(Staatsärars) hinzutritt, wenn ber letz⸗ 
tere bei Ausjchreibung von Umlagen mit: 
beteiligt ift. Der Landrat (Gefek vom 28. 
Mai 1852), der fih aus den Vertretern 
der Diftriftsräte, der größern Stäbte, ber 
Großgrundbefiter, ber Geiſtlichen und ber 





Kreuzverhör. 


Univerfitäten zuſammenſetzt, wählt einen 
Landratsausſchuß, ebenjo wie ber 
Diftriktsrat einen Diſtriktsausſchuß 
von ſechs Mitgliedern zum Zweck der lau⸗ 
fenden Verwaltung erwählt. 

[Sachſen.) Das Königreich Sachſen zer⸗ 
fällt in vierKegierungsbezirke oder Kreis⸗ 
hauptmannſchaften, welch letztere 
wiederum in Amtshauptmannſchaf— 
ten eingeteilt ſind. Jede Amtshaupt⸗ 
mannſchaft, an deren Spitze ein Amts⸗ 
hauptmann ſteht, bildet einen Bezirksver⸗ 
band, welcher durch die Bezirksver⸗ 
f ammlung berireten wird. Diefe jebt 
fih aus den Vertretern ber Höchftbefteuer- 
ten und ber Stadt⸗ und Landgemeinden 
zujammen. Die Bezirtsverfammlung er- 
wählt ven Bezirksausſchuß. Für den 
K. bagegen, an befien Spike ber Kreis: 
hauptmann fteht, ift ein Kreisausſchuß 
vorhanden, beffen Mitglieder von ben einz 
zelnen Bezirköverfammlungen und von 
den unmittelbaren Städten des Kreiſes 
erwählt werben. Diefer Kreisausſchuß 
ift zugleich dem Bezirksausſchuß als Re⸗ 
kursinſtanz übergeordnet. 

[Mürttemberg.] Das Königreich Würt- 
temberg zerfällt in vier Kreife, welche un- 
ter Kreisregierungen ftehen. Diejen 
finddann die Dberämter untergeordnet 
mit Oberamtmännern ander Spike, 
benen in den Amtsverfammlungen 
kommunale Vertretungen ber Bezirke zur 
Seite ftehen. 

[Baden.] Das Großherzogtum Baden 
zerfällt in Bezirke mit Bezirksäm— 
tern, doch können mehrere Bezirke un⸗ 
ter dem Namen FR. zu einem Konmu- 
nalverbanb vereinigt werben. Der K. 
wird buch eine Kreisverfammlung 
vertreten, bie einen Kreisausſchuß er: 
wählt. Die Verwaltung bed Bezirks 
aber wird von dem Bezirfamtmann 
wahrgenommen, welchem ein Bezirks⸗ 
rat zur Seite fteht. 

lHeſſen. Das Großherzogtum Heffen 
ift in drei Provinzen eingeteilt, an beren 
Spitze ein Provinzialdireftor fteht. 
Die Provinz zerfält in Kreife, welche 
einem Kreisamt mit einem Kreisrat 
als Vorfteher unterftehen. Die fommu- 
nale Vertretung ber Kreife find die Kreis⸗ 
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tage, zufammengefeßt aus Vertretern 
der Höchftbefteuerten und der Gemeinden. 
Ans den Kreigtagen gehen dann die Pro⸗ 
vinzialtage bervor. Der Kreisrat 
und ſechs gewählte Mitglieder bilden den 
Kreisausſchuß, der Provinzdirektor 
und acht gewählte Mitglieder ben Pro⸗ 
vinzialausfhuß. 

[Kleinere Staaten.) In den Herzogtü- 
mern Braunſchweig und Anhalt ſowie im 
Fürftentum Waldeck beitehen Kreife mit 
Kreisdireftoren, in Waldeck mit 
Kreisamtmännern, indem die fom- 
munalen Intereſſen der Kreije durch 
Kreisverfammlungen, welche einen 
Kreisausſchuß erwählen, wahrgenom: 
men werben. In verſchiedenen thür ingi⸗ 
ſchen Staaten, nämlich in Sachfen  Wei- 
mar Gezirke mit Bezirksdirekto— 
ren), Sahfen- Meiningen (Kreife mit 
Landräten), Schwarzburg: Sonbers- 
haufen (Randratsämter) und Reuß 
jüngere Linie —— — be⸗ 
ſtehen keine Kreis⸗ oder Bezirksverſamm⸗ 
lungen, ſondern lediglich Bezirks⸗- oder 
Kreisausſchüſſe, in Reuß ältere 
Linie ein Landesausſchuß. 

Krenzuerbör (engl. Cross-exami- 
nation), im engliichen Prozeßrecht, wo⸗ 
nach die Zeugen vor Gericht von ben ‘Bar: 
teien jelbit verhört werben, bie Befragung 
des Zeugen durch die Gegenpartei, im 
Gegenſatz zum Hauptverhör (examina- 
tion in chief) des Zeugen durch die Par: 
tei, welche ihn benannt bat. Aus dem 
englifchen in das franzöfifche Recht über: 
gegangen, hat das K. von ba auch im 
deutfchen Brogebreit Eingang gefunden, 
infofern nämlich, als ber Borkitende ben 
Parteien bei der Seugenbernehmun ge: 
ftatten kann und den Anmwalten auf Ver: 
langen geitatten muß, an ben Zeugen un 
mittelbar Fragen zu richten (deutjche 
Zivilprozeßordnung, $ 362). Im Straf: 
verfahren kann die Vernehmung der von 
der Staatdanwaltichaft und von ben 
Angeflagten benannten Zeugen und Sad 
verjtändigen der Staatsanwaltichaft und 
dem Verteidiger auf deren übereinftim- 
menden Antrag von dem Borfigenden 
überlaffen werden. Bei den von ber 
Staatsanwaltichaft benannten Zeugen 
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und Sachverſtändigen bat biefe, bei den 
vom Angeflanten benannten ber Ber: 
teidiger in eriter Reihe das Recht zur 
Dermehmung. Der Borfitende bat den 
beifibenden Richtern auf Verlangen zu 
eftatten, Fragen an bie zugen und 
achverftändigen zu ftellen. Dasfelbe hat 
ber Vorſitzende der Staatsanwaltſchaft, 
dem Angellagten und bem Verteidiger fo: 
wie ben Schöffen unb ben Geſchwornen 
zu geftatten (deutſche Strafprozeßord⸗ 
nung, .). 
Kridar (Iat.), ſ. Semeinfhuldner. 
Krieg, Kampf zwiſchen Völkern und 
Staaten, aud —9— zwiſchen verſchiede⸗ 
nen Parteien ein und desſelben Staats 
(Bürgerkrieg). Je nad. dem Charaf- 
ter und nad) dem Zweck eines Kriegs 
unterfcheidet man verjchiebenre Arten der 
Kriege, wie Volkskrieg, die Friegerifche 
Erhebung zur Wahrung nationaler In: 
tereffen und Güter; Kabinettsfrieg, 
ber aus ben dynaftifchen Intereſſen oder 
aus bloßen Eroberungsgelüften unter: 
nommene K.; dazu fommen: Erbfolges, 
Eroberungss, Invaſions-, Religions-⸗, 
Unabhängigkeits-, Verteidigungskriegerc. 
Namentlich wird mit Rückſicht auf die 
Art und Weiſe der Kriegführung zwiſchen 
Angriffs⸗¶ffenſiv⸗ und Verteidigungs⸗ 
(Defenfiv:) K. ſowie zwiſchen großem 
und kleinem K. unterſchieden, welch letz⸗ 
terer Guerillakrieg genannt wird, 
wenn das Volk felbit fich daran beteiligt. 
Nach dem Kriegsfchauplag und nad) den 
babei in Anbetracht Fommenden Objekten 
wird zwifchen Land⸗ und Geefrieg, Ge: 
birgs=, Küften=, Feſtungs⸗, Feldkrieg 2c. 
unterfchieden. 
ſeriegsartikel, kurze Pflichtenlehre für 
den Soldaten mit Angabe der Strafen, 
womit ein pflichtwibrige® Handeln be: 
droht iſt. Für das deutjche Kriegsheer 
find Die K. durch allerhöchite Verordnung 
vom 31. Oft. 1872 veröffentlicht mit der 
Beſtimmung, daß diefelben bei jeder Kom: 
panie, Schwabron und Batterie alljähr- 
lich mehrmals ſowie auch einem jeben 
neu eintretenden Soldaten vor ber Ab- 
leiftung des Soldnteneid3 Yangfam und 
deutlich vorgelefen werden folen. Den 
ber deutichen Sprache nicht kundigen Ber: 


Kridar — Kriegsgefangene. 


ſonen find die K. in ihrer Dutterfprache 
in ber nötigen Überfegung vorzulefen. 
Kriegödienft, |. Wehrpflicht. 
Kriegserllärung, bie Ankündigung 
ber Aufhebung bed Friedenszuſtands 
zwifchen zwei Mächten, im Mittelalter 
»Abfagunge genannt. An die Stelle ber 
in frübern Jahrhunderten üblichen Förm⸗ 
lichkeiten, 3. B. ber feierlichen Kriegs 
erflärung durch Herolde, ift in neuerer 
Zeit der Abbruch der refultatloß geblie- 
benen Unterhandlungen und des diploma⸗ 
tifchen Verkehr? getreten, welcher Außer: 
ih durch die Abberufung der Sefandten 
bargetban wird. Außerdem pflegt man 
in ber Regel ein förmliches Kriegs- 
manifeft zu erlaffen, welches dem eig⸗ 
nen Volk, dem Feind und ben neutralen 
Mächten bie Beranlafjung bes Kriegs 
darlegen fol. Zumeilen erfolgt die K. 
auch in bedingter Form, indem eine lebte 
Friſt Ultimatım) zur Erfüllung ber: 
jenigen Forderungen, von benen unter 
feinen Umftänben abgegangen werben 
könne, geſetzt wird, nach deren fruchtlo: 
jem Ablauf die Feindfeligfeiten beginnen 


‚würden. 


Kriegsflotte, |. Marine. 

Kriegsformation, die Zufammen: 
feßung und Einrichtung mobiler Truppen 
jowie bie bei einer Mobilmachung neu 
aufgeftellten Truppenteile. 

Kriegsfuß, Zuftand eines Heers und 
einedeinzelnen Truppenförpers, bereit zur 
Eröffnung friegerijcher Feindfeligfeiten. 

Rriegögehtaud (Kriegsmanier, 
Kriegsräfon), Anbegriff besjenigen, 
was im Krieg üblich und völferrechtlich 
erlaubt ift. 

Kriegögefangene, in alten Zeiten viel: 
fach auf bie ſchrecklichſte Weife behandelt, 
oft getötet und in die Sklaverei geführt, 
mußten fih noch im Dreißigjährigen Krieg 
durch ein Röfegeld (Ranzion)Tosfaufen. 
Nach modernem Völferrecht erhalten K. 
al2bald mit dem Friedensihluß ihre volle 
Freiheit wieder; während bes Kriegs dür⸗ 
fen fie zu Kriegsdienften gegen ihr eignes 
Land nicht gezwungen werden. Die Kriegs⸗ 
gefangenen behalten ihr Privateigentun 
mit Ausnahme der Waffen, welche ihnen 
abgenommen werben; doch wird Offizieren 








Kriegsgericht — Kriegsleiſtungen. 


zuweilen der Degen gelaſſen. Sie werden 
vegeimüßig im Feindesland interniert, 
auch wohl unter bejondern Umitänden 
g en die Verpflichtung, innerhalb einer 
efinmten Zeit nicht gegen, bie betreffende 
Regierung zu dienen, entlafjen ober bei 
Gelegenheit ausgemwechjelt, wobei ber mi- 
litäriſche Grad entſcheidend ift, indem 
Grad und Grad ausgewechſelt werden. 

Kriegsgericht, ſ. Militärgerichts— 
barkeit. 

Kriegsgeſetze, die im Militärſtrafge⸗ 
ſetzbuch für ſtrafbare Handlungen im 
Feld gegebene Vorſchriften (ſ. Militär— 
verbrechen). 

Kriegskonterbande, ſ. Konter— 
bande. 

Kriegsleiſtungen, diejenigen Leiſtun⸗ 
gen, welche für die mobile Truppenmacht 
eines Landes von deſſen Angehörigen be⸗ 
anſprucht werden. Da nämlich durch die 
Mobilmachung der Barvorrat des Staats 
ungemein in Anſpruch genommen und 
dadurch eine ſehr bedeutende Steige⸗ 
rung der Preiſe hervorgerufen wird, und 
weil zudem der der nötigen Ver⸗ 
pflegungsmittel oft mit großen Weitläu⸗ 
figkeiten und Schwierigkeiten verknüpft 
ſein würde, ſo hat man, namentlich in 
Preußen, ſchon ſeit längerer Zeit das 
Syſtem der Naturalleiſtungen und Natu⸗ 
rallieferungen eingeführt. Jetzt iſt das⸗ 
ſelbe für das Deutſche Reich durch das 
Geſetz vom 13. 
Reichsgeſetzblatt 1873, ©. 129 ff.) gere⸗ 

elt. Nach diefem follen die K. nur einen 
N bfibiären Charakter haben, d.h. nur in⸗ 
joweit in Anſpruch genommen werben, 
als für die Beichaffung der Bedürfniſſe 
nicht anderweitig, insbeſondere nicht Durch 
freien Ankauf, Barzahlung und Ent: 
nahme aus den Magazinen, gejorgt wer: 
ben Tann. Auch wird für bie K. regel: 
mäßig eine Entſchädigung aus Reichsmit⸗ 
teln gewährt; nur Naturalquartier und 
Stallung ſind unentgeltlich zu bejchaffen, 
wofern e8 fich nicht um bie zur Beſatzung 
des Orts gehörigen Truppenteile oder 
um Erfaßtruppen in ihren Standquar⸗ 
tieren handelt. Für biefe wird, ebenfo 
wie für die Naturalverpflegung der Trup⸗ 
pen, nach den für den Friedenszuftand 


Suni 1873 über bie 8.| © 
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eltenden Sätzen Entfhädigung gewährt 
a Einguartierung). Die Verpflid- 
tung zu 8. liegt zunächit den Gemeinden 
ob, welche fih dann wiederum an die ein: 
nen Leiftungspflichtigen halten, zu welch 
etztern aber die Ausländer, welche ſich in 
dem Gemeindebezirk aufhalten, nicht zu 
rechnen find. Gegenftand und Umfang 
ber K. wird auf Requifition der Militär: 
behörden durch die zuftändigen Zivilbe- 
hörden beſtimmt, und zwar gehören außer 
Naturalguartier und Naturalverpfle- 
gung noch die Überlaffung von Trans: 
portmitteln und Gefpannen für militäri- 
che Zwede, Stellung von Mannſchaften 
als Geipannführer, Wegweifer und Bo= 
ten fowie zum Weg:, Eifenbahn= und 
Brüdenbauu. dgl., fernerdie überweiſung 
der für den Kriegsbedarf erforderlichen 
Grundftüde, Gebäude und Materialien, 
fodann die Gewährung von Feuerungs⸗ 
material und Lagerftroh für Lager und 
Biwak und überhaupt der fonftigen 
Dienfle und Gegenjtände, deren Leitung 
und Kieferung das militärische Intereſſe 
erforderlich macht, insbefondere von Be: 
waffnungs= und Ausrüftungsgegenftän: 
ben, von Arznei- und Verbandmitteln, 
foweit folche in dem Gemeindebezirk vor: 
handen, hierher. Für gewiſſe K., nämlich 
für die Lieferung des Bedarfs an lebenden: 
Vieh, Brotmaterial,Hafer, Heu undStroh, 
kann durch Beichluß des Bundesrat? an 
telle der Gemeindelieferungen die Ver: 
pflihtung größerer Lieferungsver— 
bände zur Füllung ber Kriegdmagazine 
angeorbnet werben. Sole K. werden 
Landlieferungen genannt. Die Lie 
ferungsverbände find thunlichſt im An 
ſchluß an bie beftehenden Kreife oder an 
die fonftige Bezirkdeinteilung zu bilden. 
Nur ausnahmsweiſe werden dagegen ein: 
zelne Perſonen ohne Dermittelung ber 
Gemeinden oder Lieferungsverbänbe direft 
zu 8. herangezogen, nämlid) die Befiger 
von ae und Fahrzeugen, welche die⸗ 
jelben auf Erfordern der Militärverwal- 
tung zu Kriegszwecken gegen Vergütung 
zur verfügung jtellen müffen, und ebenjo 
die Bferbebefiger zur Beichaffung und Er- 
galtung bes Friegamäßigen Pferdebedarfs. 

ei ber ftrntegifchen Bedeutung der Eifen: 
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bahnen find endlich den Verwaltungen 
biejer befondere Verpflichtungen auferlegt; 
fie find nämlich nicht nur verpflichtet, die 
für die Beförderung von Mannfchaften 
und Pferden erforderlichen Ausrüftunge: 
gegenſtände der Eiſenbahnwagen vorrätig 
zu halten, fondern haben auch gegen Ver: 
ütung bie nötigen Militärtranzporte zu 
beforgen und ihr Berfonal und Material 
zu militärischen Zwecken verfügbar zu 
itellen, wie fie überhaupt gehalten find, 
in Anfehung des gefamten Bahnbetriebs 
den Anordnungen der Militärbebörben 
Folge zu leiften. Alle andern Vermögens: 
einbußen, welche nicht Durch berartige An⸗ 
ordnungen ber Zivil: und Militärbehör: 
ben, fondern außerdem durch bie militä- 
rifhen Maßregeln ber eignen oder ber 
feindlihen Truppen hervorgerufen wer: 
den, fallen nicht unter den Begriff ber K., 
fondern unter den ber Kriegsiääben, de⸗ 
ren etwaige Entſchädigung nach dem 
Kricgaleiftungsaelen auf Grund eine? je: 
desmaligen Spezialgejeßes des Reichs er: 
folgen fol. ©. Kriegsſchaden. Dal. 
Seybel, Das. Kriegsweſen bes Deut: 
ihen Reichs, in Hirth8 »Annalen«, ©. 
1050 ff. Eher 
Kriegömanifel, |. Kriegserklä⸗ 


rung. 

Kriegsmarine, |. Marine. 

Kriegsminifterium, |. Miniiter. 

Kriegsräfon, |. Kriegsgebrauch. 

Kriegsrat, Verſammlung von Offizie⸗ 
ten, welche in bejonbers ſchwierigen Fällen 
vom Kriegsheren ober von einem Führer 
zu gemeinjamer Beratung zufammenges 
rufen wird; auch Titel eines Beamten im 
Krieggminifterium. 

Kriegsrecht, diejenigen Grundſätze, 
nach welchen ſich im Fall eines Kriegs die 
rechtlichen Beziehungen zwiſchen den Find: 
aan Staaten und ihren Angehörigen 
beftimmen. Dabin gehört namentlich das 
fogen. Beuterecht (f. Beute). Im allge: 
meinen ift das K. ber Neuzeit ein viel 
milderes als das früherer Jahrhunderte; 
bie Grundfäbe ber Humanität haben ſich 
mehr und mehr Geltung verſchafft, und 
namentlid in Anfehung der nicht zur 
aktiven Armee gehörigen Untertbanen 
und ihres Privateigentums find die Här⸗ 
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ten des Kriegs vielfach gemildert worden; 
auch hat die ſogen. Genfer Konvention 
N d.) zur Milderung der Schredien bes 

riegs nicht wenig beigetragen. Vgl. 
Völkerrecht. Zuweilen wird ber Aus— 
druck K. auch gleichbedeutend mit Kriegs⸗ 
gericht gebraucht. 

Kriegsſchaden, jede Vermögensein⸗ 
buße, welche währenb eines Kriegs dem 
einzelnen durch Maßregeln ber feindlichen 
Macht erwächlt, fei es unmittelbar, wie 
3. B. durch Beſchießung, Blodabe, Plün⸗ 
derung, oder mittelbar durch bie Gegen- 
operation ber eignen Truppen felbft. Den 
Gegenſatz bilden bie fogen. Kriegslei- 
tungen (f. b.), welche für bie mobile 
Truppenmacdht des Staats von beilen An⸗ 
gehörigen feitens der zuftändigen Behör- 
den in Anſpruch genommen werben. Für 
letztere wirb vegetmäbig eine Bergütung 
gewährt, während der K. al? rein zufäl- 
liger Natur, an und für fich nicht erjegt 
wird. Das deutſche Reichsgeſetz vom 13. 
Suni 1873 über bie Krieggleiftungen 
Reichsgeſetzblatt 1873, Nr.15, S.1297f.) 
enthält jedoch ($ 95) die Beftimmung, daß 
Umfang und Höhe ber für Kriegsſchäden 
etwa zu gewährenden Entihädigung und 
das erfahren bei Feſtſtellung berfelben 
burch ein Iebesmaliges Spezialgeſetz bes 
Reichs geregelt werden follen, wie dies 
auch nad) dem beutjch=franzöfiichen Krieg 
durch eine Reihe von Geſetzen geladenen iſt. 

Lriegsſchatz, ſ. Reichſskriegsſchatz. 

Kriegsverrat, im deutſchen Militär⸗ 
ſtrafgeſetzbuch Bezeichnung für verbreche⸗ 
riſche Handlungen, deren ſich eine Perſon 
des Soldatenſtands ſchuldig macht, um 
einer feindlichen Macht Vorſchub zu lei⸗ 
ſten oder den deutſchen oder verbündeten 
Truppen Nachteil zuzufügen. Dahin ge: 
hören 3. B. folgende Fälle: wenn eine 
Militärperfon Feſtungen, Päſſe, befebte 
Pläte oder andre erteibigungspoften, 
oder deutſche oder verbündete Truppen, 
oder einzelne Offiziere ober Soldaten in 
feindliche Gewalt bringt; wenn eine Ber: 
jon bes Solbatenftands bem Feind als 
Spion dient oder feindliche Spione auf: 
nimmt, verbirgt oder ihnen Beiftand lei- 
ftet; wenn eine ſolche Wege oder Telegra⸗ 
phenanſtalten zerſtoͤrt oder unbrauchbar 
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macht, das Geheimnis des Poſtens, das 
Feldgeſchrei oder die Loſung verrät, einen 
Dienſtbefehl ganz oder teilweiſe unaus⸗ 
geführt läßt oder eipenmächtig abänbert, 
feindliche Aufrufe oder Belanntmadun- 
gen im Heer verbreitet, feindliche Kriegs: 
gefangene freiläßt u. dgl. Die Strafe ift 
in diefen Fällen die Tobesitrafe und in 
minder fchweren Fällen Zuchthausſtrafe. 
Auch wirb derjenige, welcher im %eld 
einen Landesverrat begeht, wegen Kriegs⸗ 
verratd mit Zuchthaus nicht unter 10 
Sahren oder mit lebenslänglihem Zucht: 
haus beftraft (f. Landesverrat). Schon 
die bloße Verabredung mehrerer zu einem 
K. wird mit Zuchthaus nicht unter 5 
Jahren und das Unterlaffen der Anzeige 
eines Friegsverräterifchen Vorhabens als 


Teilnahme an diefem beftraft. Dagegen | 18 


tritt für den an dem Vorhaben eines 
Kriegsverrats Beteiligten Straflofigfeit 
ein, wenn er zur Verhütung, beöfelben 
rechtzeitig Anzeige macht. Vgl. Militärs 
ſtrafgeſetzbuch für das Deutjche Reich vom 
20. Juni 1872, 68 57 ff. j 
Kriegszuftand (Rriegsftand, franz. 
Etat de guerre), der mit ber Kriegser⸗ 
Härung (f. d.) eintretende Zufland eines 
Staats und feiner Angehörigen, und zwar 
pflegt man zwiſchen attivem und paſ⸗ 
fivem K. zu unterſcheiden. Erfteren be⸗ 
zeichnet die Stellung ber zur Truppen 
macht des Staats Gehörigen, welche un: 
mittelbar den feindlihen Angriffen aus: 
gefeßt find, während nach modernem Völ⸗ 
ferrecht Perſon und Eigentum ber Nicht: 
tombattanten nur mittelbar (pajfiver 8.) 
durch bie eröffneten Feindſeligkeiten be⸗ 
rührt und auch von dem Feind, ſolange bie 
Betreffenden ſich an der feindlichen Aktion 
nicht beteiligen, reſpektiert werden. Nach 
franzöſiſchem Vorgang bezeichnet man mit 
K. aber auch überhaupt den Ausnahme⸗ 
uſtn welcher bei Bedrohung der öffent⸗ 
ichen Sicherheit durch äußere oder innere 
Feinde einzutreten pflegt. Den Gegenfah 
dazu bildet einerfeitS der Frie dens zu⸗ 
ftand (&tat de paix), in weldyem Zivil- 
und Militärbehörben je in ihrem Kompe⸗ 
tenzfreis thätig find, anderſeits der Bes 
Iagerungszuftand (6tat de sidge), 
in welchen: bie Öffentliche Autorität ledig: 
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lich auf die Militärbehörden übertragen 
wird; der K. ift die Vorausfegung des 
Belager ungszuftands (|. d.). Der K. tritt 
nach vorgängiger ausdrüdlicher Erklärung 
bed Staatsoberhaupts, in Deutichland 
(nad) Art. 68 ber Reichsverfaflung) des 
Kaiſers, ein. Wichtigere polizeiliche Maß⸗ 
regeln bebürfen alsdann ber Suftimmung 
ber Militärbehörbe; auch tritt beim Hoch⸗ 
verrat, Kriegs: und Landesverrat und bei 
gemeingefährlichen Verbrehen (Brand: 
ftiftung u. dgl.) die Tobesitrafe an die 
Stelle lebenslänglicher Zuchthausftrafe; 
endlich treten für Militärperfonen die 
Kriegsgeſetze oder Kriegsartifel (ſ. d.) in 
Kraft. ©. un Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, F4; Militärſtrafgeſetzbuch 
ir — gpeutiche Reich vom 20. Juni 
Kriminalgerichtsbarkeit, |. Gericht. 
Kriminalrecht, |. Strafrecht. 

Kroatien, Königreich (ſ. Oſterreich— 
Ungarn). 

Krone (lat. Coröna), kranzförmiger 
Kopfſchmuck für fürftliche Perſonen, ſeit 
alter Zeit das äußere Symbol ber Herr: 
fcherwürbe. Die K. beiteht regelmäßig 
aus einem goldnen Streifen mit ver: 
ſchiedenen PVerzierungen und darüber 
Blätter oder Zaden, Kreuze, Bogen, auf 
denen meift ein Reichsapfel ruht. Die 
faiferlihen Kronen find vegelmübig ge⸗ 
ſchloſſen und zwar durch 3—8 Bügel. 
Ahnlich ſind die Königskronen, welche 
jetzt auch von andern Fürſten als Wap⸗ 
penzeichen geführt werden. In der He⸗ 
raldik kommen aber auch Herzogs⸗, Gra⸗ 
fen⸗, Jreiherme xc. Kronen vor. Die 
päpftlihe 8. (Tiara) befteht aus brei 
goldnen Reifen, welche eine hohe Mütze 
mit purpurroten, blauen und grünen 
Streifen umgeben. — Figürlich wird mit 
K. auch der Träger berfelben, ver Monarch, 
und dann die Staatsregierung bezeichnet, 
indem man 3. B. von den Rechten ber K. 
u. dal. ſpricht. — K. ift auch die Bezeich- 
nung gewijfer Münzen, 3. B. für das 
beutiche Zehnmarfftüd. Das Zwanzig⸗ 
marfftüd heißt Doppelfrone | 

Kronländer, Bezeihnung für die Erb⸗ 
Yänber eines fürftlichen Saufes, naments 
lich in SOfterreich vor den ungarifchen 





330 


Ausgleih Bezeichnung für bie mit ber 
Krone erblid, verbundenen Länder: Böh- 
men, Mähren, Galizien, Kroatien, Sla⸗ 
wonien und Siebenbürgen, welche bis da⸗ 
hin eine eigne Verfaffung und Verwaltung 
hatten. Die drei leßtgenannten gehören 
jet mit zu Ungarn und werden mit biefem 
zuſammen als die Länder der ungarifchen 
Krone bezeichnet. ©. Ofterreid. 

Kronprinz, kei faiferlichen und könig⸗ 
lichen Regentenhäufern Titel des präfum- 
tiven Thronerben. 

Krönung, die feierliche Einfekung bes 
Monarden unter Bekleidung besfelben 
mit den Infignien feiner Würbe, indbe: 
fondere mit der Krone (ſ. d.). Heutzutage 
find die förmlichen Krönungen mehr und 
mehr außer Gebrauch gefommen, indem 
die Huldigung (f. d.) an ihre Stelle ge⸗ 
treten ift. Die K. bes erften Königs von 
Preußen 18. San. 1701 ift um deswillen 
bemerkenswert, weil dieſer König ſich ſelbſt 
und dann feiner Gemahlin die Königs⸗ 
frone auffette. Ebenfo hat fih König 
Wilhelm I. von Preußen 18. Oft. 1861 
die vom Altar genommene Krone inKönigs- 
berg felbit aufgefeßt. Die K. der Kailer 
von Rußland findet in Moskau ftatt. Be- 
ſonders eigentümlidy ijt die K. der Könige 
von Norwegen in ber alten Krönung: 
ftadt Drontheim fowie die des Königs von 
Ungarn, weldye zum (egtenmal 8. uni 
1867 ftattfand. Vgl. Waik, Die For: 
meln der deutfchen Königs= und der rö- 
miſchen Kaiſerkrönung (1873). 

Kubikmeter a), ſ. Meter. 

Kulturkampf, der Kampf zwifchen 
Staat und Fatholifcher Kirche in Preußen 
feit 1872, von Virchow als Kampf für, von 
den Ultramontanen fpöttifch als Kampf 
gegen die Kultur bezeichnet. Ebenfo wird 
von ihnen als Kulturfämpfer ber- 
jenige Paeicinet, welcher bejonders eifrig 
für die Wahrung der ftaatlichen Autori- 
rät gegenüber der römischen Kurie eintritt 
(j. Kirhenpolitif). 

Kultus (tat); Pflege, Verehrung, na⸗ 
mentlich veligiöfe Verehrung, oft auch in 
tadelndem Sinn zur Bezeihnung eines 
Übermaßed menſchlicher Derebrung ⸗ 
braucht, z. B. Bismarck-Kultus u. dgl. 
der Staatsverwaltung verſteht man unter 
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K. alles, was die Geiſtesbildung (Kul⸗ 
tur, Kulturpilege) des Volks an: 
betrifft; baber Kultusminifterium, 
die zur Beauffihtigung, Förderung und 
Leitung ber geiftigen Kulturmittel eines 
Landes beitellte oberite Staatsbehörbe. 
In den kleinern Staaten ift diefe Thätig- 
feit regelmäßig einer Abteilung (Departes 
ment) de8 Miniſteriums zugewiejen, wäh: 
rend in großen Staaten ein bejonderer 
Minifter des K. fungiert; fo in Preußen 
ber Minifter für geiftlihe, Unterrichts⸗ 
unb Mebizinalangelegenheiten; in öfter: 
reich der Minifter für K. und Unterricht; 
in Bayern ber Staatdminifter bed In⸗ 
nern für Kirchen und Schulangelegen- 
beiten; in Sachen der Minifter des K. 
und öffentlichen Unterrichts; in Würt- 
temberg der Staatöminifter des Kirchen: 
und Schulmwefens ıc. 

Kupon (jranz.), f. Roupon. 

Kuppelei, ſ. Unzuchtsverbreden. 

Küraifiere (frz. Cuirassiers), ſchwere, 
mit Kürafien verfchene Reiter, mit Bal- 
laſch "und Piftolen oder Karabinern be- 
waffnet; Kopfbededung der Stahlhelm; 
in Ofterreih und Bayern nanz abgeichafit. 

Surätor (lat.), ber ſtändige rechtliche 
Vertreter einer Perſon, insbetondere der 
Zuftandspormund eines ganz ober teil- 
weife un a 3. B. eines 
Wahnſinnigen ober eines notorifchen Ver: 
ſchwenders; dann der mit ber Wahrneb- 
mung der Intereſſen eines Inſtituts, z. B. 
einer öffentlichen Kaſſe, einer Stiftung, 
Betraute, insbeſondere der zur Beauffic, 
tigung einer Univerjität berufene höhere 
Staatsbeamte. Kuratel, das Amt bes 
Kurators. 

KKurerzkanzler, ſ. Kurfürſten. 

Kurfürſten, im frühern Deutſchen 
Reich diejenigen Reichsfürſten, welchen das 
Recht zuſtand, den Kaiſer zu wählen (zu 
»küren«), und die ebendarum K. (Wahl⸗ 
fürſten) hießen. Die Goldne Bulle Kaiſer 
Karls IV. ſetzte ihre Zahl auf ſieben feſt, 
und zwar wurden in dieſem Reichsgrund⸗ 
gelet drei geiftliche (Mieinz, Köln und 
Trier) und vier weltliche K. (Böhmen, 
Rheinpfalz, Sachſen und Brandenburg) 
als folche anerfannt. Im Weftfälifchen 
Frieden 1648 wurbe fürdas rheinpfälziſche 
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Kurheſſen. 


Haus, deſſen Kurwürde infolge der Ach⸗ 
tung Friedrichs V. von der Pfalz 1623 an 
Bayern gefommen war, eine achte Kur: 
wiürbe begründet, indem man Bayern im 
Beſitz derüberfommenen Kur beließ. Diefe 
achte Kurwürde fiel aber fpäter wieder 
hinweg, als Bayern 1777 durch das Aus⸗ 
jterben der dort regierenden Wittelsbacher 
Linie an Kurpfalz fam, fo daß fich die 
bayrijche und pfälziiche Kurwürde -verei- 
nigten. Ferner ward 1692 auch an Braun- 
ſ chweig⸗Lüneburg eine (damals) neunte 
Kurwüuͤrde verliehen. Im Lüneviller Frie⸗ 
den wurde das ganze linke Rheinufer an 
Frankreich abgetreten, und damit hörten 
die Kurftimmen von Trier und Köln auf, 
während die Kurwürde des Erzbiſchofs 
von Mainz erhalten blieb; derſelbe wurde 
mit Aſchaffenburg und Regensburg ent⸗ 
ſchädigt, verlegte feine elibeng nad) 
Regensburg und führte nunmehr ben 
Titel Kurfürſt-Reichserzkanzler. 
Der Reichsdeputationshauptſchluß vom 
25. Febr. 1803 aber begründete ſodann noch 
die Kurwürben für Württemberg, Baden, 
Heſſen-Kaſſel und Salzburg, welches dem 
Großherzog von Toscana eingeräumt 
ward. Hiernach beftanden unmittelbar vor 
Aufldfung des Reichs zehn K.: der Kur: 
fürft-Erzfanzler, Brandenburg Preußen, 
Sachſen, Böhmen, Balz: Bayern, Braun 
ſchweig⸗Lüneburg (Hannover), Württem⸗ 
berg, Baden, Heſſen⸗Kaſſel und Salzburg. 
Mit der Sründung bes Rheinbunds und 
ber Auflöfung des Deutfchen Reich ver: 
Yor die Kurwuͤrde ihre friihere Bedeutung 
volljtändig, und bie 8. nahmen teils den 
Königs-⸗, teild den großherzoglichen Titel 

an. Hannover und Rurbellen waren da⸗ 
mals ihren rechtmäßigen Herrfcherhäufern 
entzogen und gehörten eine Zeitlang zum 
KönigreichWeſtfalen, wenigſtens zum größ⸗ 
ten Teil der betreffenden Territorien. Nach 
MWieberheritellung .diejer beiden Länder 
nahm Hannover (1814) den Königstitel an, 
während nur für Heſſen-Kaſſel ber Titel 
eines Kurfürften beibehalten wurde bis zur 
Annerion bes Landes durd) Preußen 1866. 
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ihm die Wahlkapitulation zu vereinbaren, 
den Anſpruch auf königlichen Rang und 
königliche Ehren. Sie bildeten auf dem 
Reichstag (ſ. d.) ein beſonderes Kollegium 
und waren für ihre Länder von der Ge— 
richtsbarkeit der Reichsgerichte über ihre 
Unterthanen befreit (privilegium de non 


appellando und de non evocando). Die 


K. hatten das Recht auf ein beftimmtes, 


‚mit der Kurwürde verbundened Erzamt 


(Minilterium). Der Kurfürft von Mainz 
war nämlich Erzfanzler in Germanien 
und führte als jolcher auf dem Reichstag 
das Reihödireftorium, d. h. die all 
emeine Zeitung ber Reichdtagsverhand- 
ungen, welche durch einen von dem Erz- 
bifchof von Mainz ernannten Reichs 
direftorialgefandten wahrgenom— 
men wurde. Außerdem ernannte berfelbe 
einen Reichshofvizekanzler oder 
NReihsvizefanzler. Der Erzbiichof 
von Köln Pinrte ben Titel eines Erzkanz⸗ 
lers in Stalien, der von Trier war Erz 
Tanzler vonGallien undArelat (Burgund). 
Bon den weltlichen K. war Böhmen Erz- 
fchent, Pfalz, dann Bayern Erztruchſeß, 
Sachſen Erzmarihall, Brandenburg Erz: 
fammerer und Pfalz nachmals eine Zeit: 
langErzſchatzmeiſter. DasErzſchatzmeiſter⸗ 
amt kam ſpäter an Braunſchweig-Han— 
nover. Die weltlichen KR. ließen ſich jedoch in 
der - Ausübung diefer Erzämter durch erb- 
liche Stellvertreter, die fogen. Er bbea m⸗ 
ten (die Inhaber der Reihgerbämter) 
vertreten, und zwar fungierten der Graf von 
Althan als Erbſchenk, der von Waldburg 
als Erbtruchfeß, der. Graf von Pappen⸗ 
heim als Erbmarfchall, Hohenzollern als 
Erbfimnterer und der Graf von Singen: 
dorf als Erbichagmeifter. Bal. Hädicke, 
Kurrecht und Erzamt ber Laienfürften 
(1872), Schirrmacher, Die Entftehung 
des Kurfürfitenfollegiums (1874). 
Surheflen (Helfen: Kaffel), His 
1866 beutiches Kurfürftentum, 9581 qkm 
groß, mit der Hauptftabt Kaſſel; feitvem 
eitandteil der preußifchen Provinz Hel: 
fen: Naffau. Landgraf Wilhelm IX. hatte 


Der Teste Kurfürft von Hefien itarb 6.|i.M 


Jan. 1875 im Eril. Was die einftigen 
Rechte ber R.anbelangt, fo hatten ſie außer 


.Mai 1803 infolge des Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluſſes vom 25. Febr. 1803 die Kur⸗ 
würde erhalten, verlor aber ſein Land im 


dein Rechte, den Kaiſer zu wählen und mit | Frieden zu Tilſit 1807, welch letzteres 
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einen Beftanbteil bes von Napoleon I. ges 
gründeten und an feinen Bruder Jeröme 
verliehenen Königreichs Weftfalen bildete. 
Nachdem das Kurfüritentum zu Ende bes 
Jahrs 1813 wieberhergeftellt worden war, 
führte ber Kurfürft als alleiniger Regent 
mit dieſem Titel denfelben fort, auch nach 
ber Gründung bes Deutfchen Bundes. K. 
ftimmte 14. Juni 1866 mit Öfterreich für 
bie Mobilmachung gegen Preußen, Tehnte 
15. Juni die preußiſche Sommation ab, 
worauf fhon 16. Juni 1866 bie Belegung 
des Landes durch preußiſche Truppen und 
23. Zunt bie Abführung des Kurfürften 
Friedrich Wilhelm nach Stettin erfolgte. 
K. wurde 17. Aug. 1866 der preußiſchen 
Monarchie einverleibt, und ber lebte Kur⸗ 
fürft ftarb 6. San. 1875 im Eril ohne 
Vegitime Nachlommenfchaft. Val. Rom: 
mel, Gefchichte von Hefien (1820 —58, 
10 Bde); Wippermann, R. feit ben 
Sreibeitäfeie en (1850); »K. unter dem 
ater, dem Sohn und dem Enkel« (ano: 
nym, 3. Aufl. 1866). 
Kurialiſten (lat.), eigentlich die in ben 
Tribunalen ber römifchen Kurie arbeiten: 
ben Beamten; im weitern Sinn Anhänger 
der römiſchen Kurie, beſonders Diejenigen, 
welche bie Erweiterung der päpftlichen 
Macht wünſchen und für biefelbe arbeiten. 

Kuriatflimme, Sefamtitimme, welde 
mehrere Stimmberecdhtigte zufammen ab: 
zugeben haben, wie dies auf bem frühern 
deutfchen Reichstag vorfant, wo 3. B. die 
Grafen vier Kuriatitimmen hatten, und im 
engern Rate bes frühern Deutfchen Bun- 
bed, wo verjchiebene Kleinftaaten jeweilig 
zu einer K. (Kurie) vereinigt waren, 
während die Groß: und Mittelitanten fo: 
gen. VBirilftimmen hatten. 

Kurie (Iat.), Volksabteilung im alten 
Nom und Berfammlungsort einer ſolchen; 
dann das Verfammlungslofal einer Be: 
hörde, Rathaus. Namentlich wird mit 
K. der päpſtliche Hof oder der päpftliche 
Stuhl bezeichnet; daher Kurialift (ſ. d.), 
eifriger Anhänger des Bapftes. Mit bem 


fe 


Kurialiften — Küſtenfrachtfahrt. 


Ausdruck Kurialien bezeichnet man oft 
Kanzleiförmlichkeiten, daher Kurialſtil, 
der veraltete, zopfmäßige Kanzleiſtil. End⸗ 
lich wird der Ausdruck K. auch gleichbe⸗ 
deutend mit Kuriatſtimme gebraucht. 
Kurier (franz.), Eilbote, beſonders der 
von einem Kabinett, einem Hof, einem 
Geſandten ꝛc. mit einer wichtigen Nach⸗ 
rat abgeſchickte. 
urs, een f. Börſe. 
Küſtenfrachtfahrt (franz. Cabotage, 
ipr. «abi, vom ſpan. cabo, »Kape; fpan. 
Comercio de cabotaje), die Frachtſchiff⸗ 
fahrt zwilgen Häfen ein und besjelben 
Landes. Die K. ift vielfach nach den Ge⸗ 
jeßen der einzelnen Staaten ben einheis 
mifhen Fahrzeugen vorbehalten, fo in 
Rußland, in Frankreich, woſelbſt zwifchen 
fleiner (petit cabotage, zwifhen Häfen 
desſelben Meer) und großer (grand 
cabotage, zwifchen Häfen verfchiedener 
Meere) unterfchieden wird, in Spanien, 
bier mit einigen Ausnahmen für beſtimmte 
Maren, Portugal und in ben Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Andre Staa⸗ 
ten, wie Schweden, Dänemarf, Stalien, 
Griechenland, Ofterreih und bie Türkei, 
Yaflen fremde Schiffe zur Kabotage unter 
der Vorausſetzung der Gegenfeitigfeit ober 
auf Grund befonderer Stantöverträge zu. 
Manche Staaten, wie die Niederlande, 
Belgien und Großbritannien, haben die 
K. vollftändig freigegeben. Im Deutfchen 
eich ift durch bie Reichsverfaſſung (Art. 
54, Abf. 3) der Grundſatz anerkannt, 
daß in ben Sechäfen und auf allen na-= 
türlihen und Tünftlihen Waflerftraßen 
der einzelnen Bundesſtaaten die Kauf: 
Fabrteifchiffe fümtlicher Bundesftaaten 
gleichmäbig zugelaſſen und behandelt wer: 
en. Für das Deutfche Reich ift durch 
Neichögefe von 1881 beftimmt worden, 
daß die K. zunächſt nur deutfchen Schif⸗ 
fern zufteht, daß aber auch die Angehöri: 
en außerbeuticher Staaten, wofern bie 
egtern das gleiche Verfahren beobachten, 
zur 8. zugelaffen werben können. 








Lachter — Landeshoheit. 
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L. 


Lachter GBerglachter, Klafter), 
früheres, beim Bergbau übliches Längen⸗ 
maß, in der Regel etwas länger als die 
Klafter, in Preußen = 2,098, in Sachſen 
—=2, in Ofterreich L. von Idria = 1,957, 
von Joachimsthal —= 1,918, von Schem: 
nik = 2,022 m. 

Zady (engl, ſpr. lehdi, v. angelſächſ. 
hlafdige, »Brotherrin«), in alter Seit 
Ehrentitel der Königinnen von England 
und fpäter der Prinzeifinnen von könig⸗ 
lichem Geblüt; jegt Titel der Frauen aller 
englifhen Peers, Baronets und Ritter 
(knights) jowie der Töchter der Herzöge, 
Marquis und Grafen, die ihn jedoch vor 
ben Zaufnamen ſetzen und fo auch beibe- 
balten, wenn fie I mit einem commoner 
verheiraten; im allgemeinen Bezeihnung 
jeder gebildeten Frau ohne Rüdficht auf 
Rang oder Titel. . 

Lagthing (ichwed.), der engere Rat ber 
norwegiſchen Reichöverfanmlung ober des 
Storthing. S. Schweden und Nor: 
wegen. 

aien (v. griech. la6s, »Volk«), in ber 
katholiſchen Kirche alle Nichtgeittlichen im 
Gegenfag zu dem Klerus, überhaupt Un: 
gelehrte,Nichtfachverftändige. Laien brü⸗ 
der und Laienſchweſtern, zur Bedic- 
nung der Ordensbrüder und Ordensſchwe⸗ 
ftern in ben SKlöftern aufgenommene 
Perſonen. Laienprieſter, f. v. w. Welt: 
priefter. Laiſierung, kirchliche Strafe, 
. Zurüdverjegung eines Geiftlichen in den 
aienitand. Die proteftantifche Kirche 
kennt F Gegenſatz zwiſchen L. und Geiſt⸗ 


lichen nicht. 

aissez faire (laissez passer oder 
laissez aller, franz., ipr. läſſe fähr, vaſſe, 
alte, »laßt es gehen, wie's geben will«), 
eine Formel, welche in der Volkswirtſchaft 
die Anficht derjenigen (der ſogen. Phyſio⸗ 
Traten) bezeichnen ſoll, die im Verkehrs⸗ 
Yeben volle Freiheit und freie Konkurrenz 
ohne ftaatliche Einmiſchung walten laſſen 
wollen. In biefer radifalen Auffafjung 
geht die Theorie zu weit und bedarf ber 
Einſchränkung; der Staat kann Handel 
und Verkehr, Induſtrie und Gewerbe nicht 


fi) ſelbſt überlaflen. Freilich iſt auch das 
entgegengefeßte Syftem ängftlicher ſtaat⸗ 
licher Bevormundung und gefünftelter 
Förderung, z. B. durch hohe Schubzölle, 
zu verwerfen. 

Zanciers (franz., ſpr. langſſieh, Lanz 
zenreiter, Ulanen), ſchwere Kavalle⸗ 
rie, mit Lanzen, Säbeln, Piſtolen ꝛc. 
bewaffnet; zahlreich in der öſterreichiſchen, 
ruſſiſchen und deutſchen Armee, in Frank⸗ 
reich 1871 aufgehoben. 

Landammann, |. Ammanı. 

Zandarmenberbaud, |. Armenver— 


bände. 

Landboten, ehedem die adligen Depu⸗ 
tierten des polniſchen Reichstags; auch 
jetzt noch zuweilen als Bezeichnung für 
»Landſtände« gebraucht. 

Landdroſt, ſ. Droſt. 

Landesausſchuß, ſ. Elſaß-Lothrin- 


gen. 
Landesdirektor (Kandeshaupt- 
mann), in Preußen ein zur Wahrneh— 
mung der laufenden Gejchäfte der kom⸗ 
munalen Provinzialverwaltung beitellter 
befoldeter Brovinzialbeamter. So befteht 
in Hannover für die laufende Verwaltung 
bes provinzialftändifchen Vermögens ein 
aus brei befoldeten Mitgliedern, einem 
L. und zwei Schabräten, beftehendes Lan 
besdireftorium, und ebenfo ift in 
Kaffel für die Iaufende Verwaltung des 
fommunalftändiihen Vermögens ein L. 
eingefegt. Nach der Probinzialorbnung 
I ie Brovinzen Preußen, Brandenburg, 
ommern, Schlefien und Sachen vom 
29. Suni 1875 ift für jeden Provinzial: 
verband ein 8. von dem Provinzialland- 
tag aufmindeftens ſechs bis höchſtens zwölf 


), | Sahre zu wählen. In Walde fteht feit 


dem mit Preußen abgefchloflenen Accej- 
jionsvertrag vom 18. Juli 1867 ein. an 
der Spitze der geſamten Yandesverwaltung. 
Landesfronen, ſ. Landfolge. 
Landesherr, in Monarchien Das 
Staatsoberhaupt. 
Landeshohtit (Landesherrlich— 
keit), im vormaligen Deutſchen Reich die 
Regierungsgewalt der Reichsſtände in 
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ihren Landen, insbefonbere bie im Weſt⸗ 
fälifchen Frieden ihnen gewährte Unabhän⸗ 
gigfeit im Segenfaß zu ihrer urfprüng: 
Hicen, bloß amtsmäßigen Stellung, baher 
j. v. w. Souveränität. 

Landestulturrentenbant, ſ. Rente. 

Landesorduungen, Bezeichnung ber 
in verichiedenen deutſchen Territorien feit 
bem 15. Jahrh. erlaffenen Polizei und 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze, welche ſich aber 
auch zum Teil auf Privatrechtsverhältnifie 
beziehen; 3. B. bie thüringifhe Landes⸗ 
orbnung von 1446, bie jüchfijche von 1482, 
die tirolifche von 1526, die hennnebergifche 
von 1539 u. a. 

Landesunion, in Medlenburg (ſ. d. 
Bezeichnung des gemeinfchaftlihen Land⸗ 
tags 


98. 

Landesverrat, im beutichen Strafrecht 
ein Angriff auf den äußern Beſtand bes 
Staats ober die Herbeiführung einer Ge 
fahr für den äußern Beſtand bes Reichs 
ober eines Bunbesftaats, und zwar wird 
bier zwifchen militärifchem u. jogen. diplo⸗ 
matiſchen oder einfachen 2. unterfchieben. 
Der militärifche 8. Tiegt dann vor, 
wenn ein Deutſcher fi mit einer auslän⸗ 
bifhen Regierung einläßt, um diefelbe zu 
einem Kriege gegen das Deutiche Reich zu 
veranlaſſen; wenn er während eines Kriegs 
gegen das Deutſche Reich oder deſſen Bun⸗ 
desgenoſſen bie Waffen trägt ober der feind⸗ 
lihen Macht vorjäglih Vorſchub Teiftet 
oder den Truppen des Reich ober feiner 
Bundesgenoſſen Nachteil zufügt; wenn er 
Feftungen oder andre Verteidigungsan- 
ftalten, Truppen oder Kriegsvorräte in 
die Gewalt bes Feindes bringt, zum Vor: 
teil bes Feindes Brüden oder Eijenbahnen 
oder Kriegsvorräte unbrauchbar macht, 
bem Feind Mannfchaften zuführt oder 
Veßtere zum Übergeben verleitet, Opera- 
tiond= oder Feſtungs⸗ und andre Pläne 
dem Feind mitteilt, Spionage treibt oder 
fördert oder endlich einen Truppenauf⸗ 
ſtand erregt. 

Als ſozen. diplomatiſcher L. wird 
dagegen bie Mitteilung von Staatsge⸗ 
heimniſſen, Feſtungsplaͤnen oder ſolchen 
Urkunden, Aktenſtücken oder Nachrichten, 
deren Geheimhaltung für das Wohl des 
Reichs oder eines Bundesſtaats erforder⸗ 


Lan deskulturrentenbank — Landfriede. 


lich iſt, an eine auswärtige Regierung oder 
die Veröffentlichung derſelben beſtraft. 
Einen ſolchen L. begeht ferner derjenige, 
welcher zur Gefährdung der Rechte des 
Deutſchen Reichs oder eines Bundesſtaats 
im Verhältnis zu einer andern Regierung 
die über ſolche Rechte ſprechenden Urfun: 
den oder Beweismittel vernichtet, verfälſcht 
oder unterdrückt, ſowie derjenige, welcher 
ein ihm von ſeiten des Reichs oder eines 
Bundesſtaats aufgetragenes Staatsge⸗ 
ſchäft mit einer andern Regierung zum 
Nachteil deſſen ausführt, ber ihm den Auf⸗ 
trag erteilt hat. Die regelmäßige Strafe 
des Landesverrats ift Juchthauäftrafe und 


) | beim Borbanbenfein mildernder Unftände 


Teftungshaft; gegen Ausländer wirb bei 
dem militäriſchen L., alfo namentlich wegen 
Spionage, nach dem Kriegsgebrauch ver: 
fahren. L., im Feld begangen, wird ale 
Kriegsverrat (ſ. d.) beitraft. Endlich gilt 
für den L. wie für den Hochverrat bie ge 
meinfame Beftimmung, daß nad Eröff- 
nung ber Unterſuchung bis zu deren rechts⸗ 
Fräftiger Beendigung das Vermögen, wel⸗ 
ches ber Angefchuldigte befitt, oder welches 
ihm fpäter anfällt, mit Beſchlag belegt 
werden Tann. Sl. Deutiches Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch, 86 87 ff., 139. 

Zandedberteilung, |. Ausweifung. 

Landfolge (Nandesfronen), die 
Berpflihtungbder Unterthanen zu Dienften: 
zum Belten des Landes. Dahin gehören 
Kriegsbienfte(Heeresfolge)undDienfte 
zur Borfpann, insbeſondere Kriegsfuhren, 
ferner Dienfte zur Aufſuchung, Berfol: 
gung und Bewachung von Verbrechen, 
zum Botengehen, zur Jagbfolge (bei Aus- 
rottung gefährlicher Tiere), zum Beiftand 
bei Löjchung des Feuers oder bei Waſſers⸗ 
not infolge von Durchbrüchen ꝛc. Die 
neuern Verfaſſungsurkunden haben dieſe 
Verpflichtungen teilögenauer geregelt, teils 
aufgehoben, indem mehr die Steuerfraft 
der Staatsangehörigen in Anſpruch ge 
nommen und hierdurch die Mittel aufge: 
bracht werben, um biefe Leiftungen bezah⸗ 
len zu können. Die Kriegsleiftungen (ſ. d.) 
find in Deutfchland durch Reichsgefet 
normiert. 

Landfriede, die innere Rube eines 
Landes, namentlich in Deutſchland durch 








Landgerichte 
das Verbot der Fehde zum Rechtsgrund⸗ 


fat erhoben. Kaiſer Maximilian J. erließ | ft 


1495 ben jogen. ewigen Landfrieden, 
d. b. ein Reichsgeſetz, welches-den Unter: 
thanen bes Reichs die Selbithilfe im Weg 
ber Tsehde verbot. Zur S lihtun der⸗ 
artiger Händel wurde das Reichskam⸗ 
mergericht (j. b.) eingefegt. Ein Zu: 
widerhandeln gegen jenes Verbot, eine 
Störung des Landfriedens (Randfrie: 
bensbruch), war mit fehwerer Strafe 
bedroht. Jetzt verfteht man unter Land⸗ 
friedensbruch bie öffentliche Zufammen- 
rottung einerMenfchenmengezudem Zweck, 
um mit vereinten Kräften gegen Perſonen 
ober Sachen Gewaltthaätigkeiten zu begehen. 
Das beutiche Ma g 125) 
läßt in emem berartigen all Gefäng- 
niöftrafe bis zu 5 Sahren und nicht unter 
3 Monaten eintreten. Die Rädelsfüh— 
rer aber und diejenigen, welche Gewalt: 
thätigfeiten genen Berfonen begangen oder 
Sachen geplündert, vernichtet ober zerſtört 
haben, werden mit Zuchthaus von 1— 
10 Jahren und bei mildernden Umftän- 
ben mit Gefängnisftrafe nicht unter 6 
Monaten beitraft; aud) kann auf bie Zu⸗ 
läffigfeit von Polizeiaufſicht erkannt wer: 
ben. Sind übrigens derartige Gewalt: 
thätigfeiten mit einem Wideritand gegen 
die einfchreitenden Behörden ober gegen 
bie bewaffnete Macht verbunden, fo geht 
ber Landfriedensbruch in das Verbrechen 
des Aufruhrs (f. d.) über. 

Landgeridte, in ber bermaligen deut⸗ 
ſchen Suftizverfaffung bie Kollegialgerichte 
eriter Inſtanz, die zugleich als zweite In⸗ 
an den Amtsgerichten üÜbergeorbnet find 
(ſ. Gericht). 

Landgraf, im frühern Deutſchen Reich 
Bezeichnung derjenigen Grafen, welche 
nicht unter einem Herzog ſtanden und 
ebendeshalb den —c beigezählt 
wurden; ſo z. B. die Landgrafen von 
Heſſen und Thüringen. Nach Auflöſung 
des Deutſchen Reichs bewahrte der L. von 
Sellen-Domburg (1. d. feine Selbftändig- 
Teit. Jetzt ift dieſe ehemalige „andgtaf- 
Ihaft dem preußifchen Staat einverleibt. 
Auch der —— der heſſiſchen 
Nebenlinien (Heſſen-Philippsthal und 
Heſſen-Barchfeld) führt dieſen Titel. 
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Landlieferungen, ſ. Kriegslei: 


ungen. 
Sanpmerfipall (Landtagsmars 
Thal), in ältern Ianbftänbifigen Ver⸗ 
faſſungen und noch jetzt in Mecklenburg 
Titel des bei Beginn des Landtags aus 
deſſen Mitte gewählten Bräfidenten. 
andrat, in Preußen Amtstitelber erft- 
inftanzlichen Verwaltungsbehörde (Lan d⸗ 
ratsamt), refp. ded Beamten, welchem 
die Funktionen derfelben übertragen find. 
rüber lediglich ein durch die Wahl der 
Ritter] haft ausderen Mitte befeßtes Kom⸗ 
munalamt und zugleich weſentlich ein 
Ehrenamt, ift bas Landratsamt gegen- 
wirti in ein Berufsamt mit ſtaatlichen 
Funktionen umgewandelt. Der L. ift die 
erſte Landespolizei⸗Inſtanz, eriftüüberhaupt 
das Organ der Staatsregierung für die Ge⸗ 
ſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung; 
zugleich aber hat er nach der neuen Kreis⸗ 
ordnung als Vorſitzender des Kreistags 
und des Kreisausſchuſſes die Kommunal: 
verwaltung bes Kreiſes zu leiten. Der. 
wird vom König ernannt, doch ift die Kreis⸗ 
verfammlung befugt, für die Beſetzung 
eines erledigten Landratsamt? geeignete 
Perſonen aus der Zahl der Grundbefißer 
und der AmtSvorfteher des Kreifes in Bor- 
ihlag zu bringen. Dagegen erfolgt die 
Wahl der zur Stellvertretung des Land⸗ 
rats beitimmten beiden Kreisbeputierten 
jedesmal auf ſechs Jahre durch den Kreis: 
tag, vorbehaltlich der Beftätigung durch 
den Oberpräfidenten. Für Frgere Ber: 
binderungsfälle Tann ber Kreisſekretär als 
Stellvertreter eintreten. Vgl. die Kreis: 
ordnung fürdie Provinzen Preußen, Bran⸗ 
denburg, Pommern, PBolen, Schleſien und 
Sachſen vom 13. Dez. 1872, $6 74 ff. In 
der Provinz Hannover ift die frühere Be: 
eihnung» Amtshauptmanne,refp.» Kreis: 
auptmann« für Die betreffenden Verwal⸗ 
tungsbeımten beibehalten worben. Da⸗ 
gegen ift der Titel L. in einzelnen beutfchen 
einftaaten, nämlich in Sachfen-Alten- 
burg, Sachſen⸗Koburg-Gotha, Sachfen: 
Meiningen fowie in den reußifchen unb 
in ben ſchwarzburgiſchen Fürftentümern, 
für die erftintanglichen Berwaltungsbe- 
hörden aboptiert worden. In Bayern 
(j. d.) wird die zur Vertretung einer Kreis: - 


— Landrat. 
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gemeinde berufene landſtändiſche Ber: 
jammlung 2. genannt, welche für bie lau⸗ 
fenden Gefchäfte einen Landrats aus⸗ 
ſchuß ermähtt 

Landredt, im Deittelalter das gemeine 
Recht im Gegenfab zu den Stabt- und Hof: 
rechten und ben Ceönögerwohnbeiten: auch 
Bezeichnung für die Partikulargeſetzgebung 
einzelner Staaten, wie das badiſche öſter⸗ 
reichiſche und namentlich das preußiſche L., 
welches unter dem Titel: »Allgemeines 
preußiſches Gefeßbuch« im Juni 1791 be⸗ 
endigt, J. Juni 1794 als »Allgemeines L.⸗ 
publiziert ward; herausgegeben von Koch 
(6. Aufl. 1874 ff.). 

Landſaſſen, zur Zeit bes frühern 
Deutſchen Reich biejeninen Angehörigen 
des letztern, welche außer ber Reichsgewalt 


noch einem Territorialherrn unterworfen | [ch 


waren, alfo die Reich8mittelbaren im Ge- 
genioh zu den ReichSunmittelbaren; auch 

ezeichnung für die fogen. Forenfen, d. h. 
die im Inland mit Grunbbefiß ange- 
ſeſſenen Ausländer (ſ. Fremdenrechlt). 


dandſafiat ſ. Fremdenrecht. 


fi 
Landiä —* 

Landſchaft, Gegend, Provinz; auch 
ſ. v. w. Landſtände; dann Bezeichnung für 
ein Kreditinſtitut, welches zur Hebung des 
Realkredits beſtimmt und unter ſtaatliche 
— und Kontrolle der Landſtände ge⸗ 

ellt i 


Landſtände, ſ. Volksvertretung. 
Landsthing, ſ. Dänemark. 
Landſtreicherei, das gewohnheits⸗ 
mäßige, zweckloſe limher iehen, ohne die 
Mittel zum Lebensunterhalt zu beſitzen, 
und ohne eine Gelegenheit zum rechtmaͤßi⸗ 
en Erwerb derſelben aufzuſuchen. Die 
x. wird nach dem —— —— 
mit Haft bis zu 6 Wochen beſtraft; au 
kann zugleich erkannt werden, daß der 
Verurteilte nach verbüßter Haft der Lan⸗ 
despolizeibehörde zu überweiſen ſei, welch 
letztere alsdann die verurteilte Perſon auf 
einen Zeitraum bis zu zwei Jahren in 
einem Arbeitshaus unterbringen oder zu 
gemeinnützigen Arbeiten verwenden kann. 
Landſturm, das letzte Aufgebot aller 
Wehrpflichtigen zur Abwehr eines feind⸗ 
lichen Einfalls in das Reichsgebiet. Nach 
dem deutſchen Reichsgeſetz vom 12. Febr. 


Landrecht — Landwehr. 


1875 (Reichsgeſetzhlatt, S. 63 ff.) beſteht 
der 8. aus allen Wehrpflichtigen vom voll⸗ 
enbeten 17. bis zum vollendeten 42. Le⸗ 
bensjahr, welche weber bem Heer noch der 
Marine angehören. Das Aufgebot des 
Landſturms erfolgt, wenn ein feinblicher 
Einfall Teile bed Reichsgebiets bedroht 
oder überzieht, durch tiefe Verord⸗ 
nung, in welcher zugleich der Umfang des 
Aufgebots beſtimmt wird. Nachdem das 
Aufgebot ergangen iſt, finden auf die von 
demſelben betroffenen Landſturmpflichti⸗ 
en die für die Landwehr (ſ. d.) geltenden 
orfchriften Anwendung. 
Landtag, die periodifche Berfammlung 
ber Lanbftänbe N Volksvertretung). 
Landtagsabſchied, ſ. Abſchi ed. 
Eanbiogsmariäoll, .Lanbmar: 
alt. 
Landtagsordnung ſ. Geihäfts- 
ordnung. 


Landwehr, im Gegenſatz zum ſtehen⸗ 
den Heer diejenigen Wehrpflichtigen, welche 
nur zur Unterftügung des ſtehenden Heers 
beſtimmt find. Nachdem Bundes: ( Reichs⸗) 
Geſetz vom 9. Nov. 1867, betreffend die 
Verpflichtung zum Kriegsdienit, ift näm⸗ 
li jeder Deutiche, abgejeben von den 
Mitgliedern ber regierenden Häufer und 
abgefeben von ben Mebiatifierten, fieben 
Sabre bienftpflichtig im ftehenden Heer und 
zwar bie erften drei Sabre in ununter: 
brochenem aktiven Dienft. Für ben Reft 
ber fiebenjährigen Dienftzeit gehört der 
Mehrpflichtige der Neferve an. Hieran 
ſchließt ſich ſodann die Verpflichtung zum 
fünfjährigen Dienft in ber L., alfo regel- 
mäßig vom 27.—32. Lebensjahr. Die 
Mannſchaften der Landwehrinfanterieings 
befonbere Fönnen während der Dienftzeitin 
ber 8. zweimal auf 8—14 Tage zu Übun⸗ 
gen in bejondern Kompanien oder Ba: 
taillonen einberufen werden. Die Land» 
wehrmannjchaften ber Jäger und Schützen, 
der Artillerie, der Pioniere und des Traing 
üben zwar in demfelben Umfang wie die 
Infanterie, jedoch im Anſchluß an die be: 
treffenden Rinientruppenteile. Die Land⸗ 
wehrfavallerie-wirb im Frieden zu Übun- 
gen nicht einberufen. Sofern bie Mann⸗ 
haften ber 2. zum Dienft nicht einberufen 
werden, gelten fie als beurlaubt. Die 








Landwirtſchaft — Landzwang. 


Landwehrinfanterie wird in beſonders for⸗ 
mierten Landwehrtruppenkörpern (Lands 
wehrbataillonen) zur Verteidigung 
des Vaterlands als Reſerve für das ſtehen⸗ 
de Heer verwandt. Die Mannſchaften des 
jüngſten Jahrgangs der L. können jedoch 
erforderlichenfalls bei Mobilmachungen 
auch in Erſatztruppenteile eingeſtellt wer⸗ 
den. Die Mannſchaften der Landwehr⸗ 
kavallerie werden im Kriegsfall nach Maß⸗ 
abe des Bedarfs in beſondere Truppen⸗ 
örper formiert. Die Landwehrmannſchaf⸗ 
ten der übrigen Waffen werden bei ein⸗ 
tretender Kriegsgefahr nach Maßgabe des 
Bedarfs zu den Fahnen des ſiehenden 
Heers einberufen. Auf die Einteilung des 
Reichsgebiets in Landwehrbataillonsbe⸗ 
zirke gründet ſich auch zugleich das Erſatz⸗ 
weſen (ſ. d.) der Reichsarmee. Die Be⸗ 
ſtimmungen über die L. finden auch auf 
den ſogen. Landſturm (ſ. d.) Anwen⸗ 
dung, nachdem das Aufgebot des letztern 
ergangen iſt. Im Ofterreich iſt Die cislei⸗ 
thaniſche 8. ſeit 1869 in 80 Bataiflone 
eingeteilt und wird im Kriegsfall in be- 
fondere Brigaden zufammengeftellt.. Ti- 
tol und Vorarlberg haben ihre befondern 
Landesfhüten zur innern Landesver⸗ 
teidigung. Die ungarische L. (Honved) um: 
faßt 34 Bataillonsbezirfe. Auch in andern 
Ländern ift die deutfche Einrichtung der 2. 
vielfach nad eahmt worden. Val. Bräu: 
ner, Gef ehe der preußifchen 2. (1863). 
Landwirtſchaft, dasjenige Gewerbe, 
welches ſich mit Pflanzenbau und Tier: 
zucht zu dem Zwed beichäftigt, um auf 
diefen beiden Gebieten eine größtmegliche 
Menge von Produkten mit größtmöglichem 
Gewinn bervorzubringen. Die Yanb: 
wirtſchaftslehre, wie fie zumal auf 
den landwirtfhaftliden Lehran— 
ftalten betrieben wirb, be Säftgt ſich zu⸗ 
nächſt mit der Lehre von den zum Betrieb er⸗ 
forderlichen Mitteln, ſodann mit der Lehre 
von ber vorteilhafteiten Produktion nütz⸗ 
Yicher Pflanzen und Tiere und endlich mit 
der eigentlichen Betriebslehre, d. 6. mit ber 
Lehre von der Organifation und Direktion 
der Wirtfchaft(Birnbaum), Der Inbegriff 
berjenigen Rechtsinftitutionen, welche den 
Landwirt und deſſen perlönliche und ding: 
liche Verhältniſſe betreffen, wird Land: 
Staatslexikon. 


337 


wirtſchaftsrecht genannt. Dasſelbe ge⸗ 
hört teils dem Privat⸗, teils dem Verwal⸗ 
tungsrecht an. Die Landwirtſchafts⸗ 
politif(Agrarpolitif) begreift diejeni⸗ 
gen ftaatsmännischen®rundjäße, nach wel: 
hen der 8. Schub und Förderung zu teil 
werben fol. Sie ift einer der wichtigften 
weige der Staatöpolitif überhaupt, da die 
. in den meiften Staaten noch jebt die 
Grundlage ober doch eine Grundlage des 
Staats ih In ber That ift aber auch in 
Deutichland auf biejem Gebiet in ben letz⸗ 
ten Jahrzehnten viel geichehen. Die Agrar- 
ER GEN: hat fich insbeſondere mit der 
bloͤſung der auf dem ländlichen Grundbe⸗ 
ſitz ruhenden Laſten, mit der Separation, 
mit Meliorationen aller Art (Deichbau, 
Waldſchutz, Bewäſſerungs- und Entwäf- 
ſerungsanlagen), mit ber Veterinärpolizei, 
mit dem ländlichen Kredit⸗ und Hypothe⸗ 
fenwefen, mit Regulierung der Jagd und 
der Fiſcherei u. dgl. befchäftigt. Das land⸗ 
wirtichaftliche Vereinsweſen ift unterftüßt 
und gefördert worden. Dan bat landwirt- 
ichaftlihe Verſuchsſtationen errichtet, um 
die auf die 2. bezüglichen Fragen willen: 
fchaftlich zu bearbeiten und die Refultate 
diefer Arbeit für die Praris zu veriverten. 
Befondere amtliche Organe und Behörden 
find zur Wahrnehmung landwirtſchaftli⸗ 
cher Intereſſen berufen. In größern Staa⸗ 
ten beiteben befondere Minifterien oder doch 
befondereMinifterialabteilungen fürt. In 
Preußen ift ein befonderer Minifter für 
L., Domänen und Korften vorhanden. Die 
zablreihen landwirtichaftlihen Vereine 
Deutichlands find in den einzelnen Län⸗ 
dern und Provinzen zu Zentralvereinen 
und Zentralorganen der 8. zufammenge- 
faßt, und aus Delegierten derfelben fett 
ſich der deutſchekan dwirtſchafts ratzu— 
ſammen, welcher alljährlich in Berlin tagt. 
Daneben beſtehtein Kongreßdeutfcher 
Landwirte, welcher die Intereſſen der 
Agrarier (f. d.) wahrnimnit. 
Landzwang (lat. Obsessio viarum), 
in ber peinlichen Gerichtsordnung KarlsV. 
ein Berbrechen, welches darin beiteht, daß 
ein Untertban von feinem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort entweicht und, mit gefähr⸗ 
lichen Menſchen vereinigt, einzelne Mit: 
bürger oder ganze Gemeinden auffordert, 
22 
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fi mit ihm wegen beffen, was er ihnen 
ſchuldet, ober wegen feiner angeblichen 
Anfprüche abzufinden, für den Unterlaf- 
fungsfalt aber Durch Fehde: oder Brand: 
brieje die Berfonen oder Güter der Aufge⸗ 
forderten zu mißganbeln und zu befchäbi- 
gen droht. Die Strafe ber Landzwin⸗ 

er war bas Schwert. Die moderne 

trafgefetgebung faßt eine ſolche Hand⸗ 
lungsweiſe als eine befonders ftrafbare 
Bedrohung auf. Das deutfche Strafge- 
feßbuch (G 126) insbefondere belegt den⸗ 
jenigen, welcher durch ginbrohung eines 
gemeingefährlichen Verbrechens, alſo na⸗ 
mentlic einer Branbftiftung, den öffent: 
lichen Frieden flört, mit Gefängnis von 
einem Tag bis zu einem Jahr, wofern 
nicht etwa ber Thatbeftand einer Erpreſ⸗ 
fung (1. d.) vorliegen jollte. 

La Plata» Stanten, |. Argentinis 
Ihe Republik. 

Läflon (Iat.), Verlegung, namentlic) 
Nechtöverlekung. 

Lateiniſch, auf Latium bezüglich, ins⸗ 
befondere ſ. v. w. römiſch, auch gleichbe- 
beutend mit abendlänbifeh im Gegenfat 
gu byzantiniſch (morgenländifch); daher 

ateinifche Kirche, die römiſch-katho⸗ 
liſche Kirche im Gegenfab zur griechiſch⸗ 
Fatholifchen (morgenländifchen) Kirche. 

Lauenburg (Sachfen=?.), ehemali- 
ges derzogtum in Niederſachſen, ſeit Juli 
1876 als Kreis L. der preußiſchen Mon⸗ 
archie einverleibt; 1172 qkm mit 49,228 
meift lutheriſchen Einwohnern. Im Frie⸗ 
ben zu Wien (30. Oktober 1864) wurbe 
L. mit Schlegwig und Holftein von Däne: 
mark an Preußen und Ofterreich abgetre- 
ten, und durch Die Gafteiner Konvention 
vom 14. Auguft 1865 kam e8 in den 
alleinigen Beliß Preußens, zu welchem 
das Herzogtum zunächſt in das Verhält: 
nis der Verfonalunion trat, indem der 
preußifche Minifterpräfident Graf Bis⸗ 
mard auch Miniſter für 2. wurde. L. trat 
1866 als beſonderes Land in ben Norb- 
deutichen Bund und 1870 in das Deutfche 
Reich ein. Nachdem im Februar 1876 die 
Zauenburger Landesvertretung bie Ein- 
verleibung bed Herzogtums in Das König- 
reih Preußen genehmigt hatte, wurde 
diefe unter Zuſtimmung des preußifchen 


La Plata» Stanlen — Legitim. 


Landtags mit dem 1. Juli 1876 vollzogen, 
und 2. bildet ſeitdem einen landrätlichen 
Kreid ber Provinz Schleswig: Holftein. 
Im preußifchen Abgeorönetenhaus wird 
der Kreis L. durch einen Abgeorbnneten 
vertreten. Ein Teil be in 2. gelegenen 
Sachſenwalds wurde 1871 vom Kaifer 
Wilhelm bem Fürften Bismard geſchenkt. 
Bol. Kobbe, Geſchichte und Lanbesbe- 
ſchreibung bes Herzogtums 2. (1836). 

Rebensperfigerung, |. Verſiche⸗ 
rungdwejen. 

Legãt (Iat.), Vermächtnis, letztwillige 
—ã— eines beſtimmten Gegen⸗ 

ande; Legatär, ber dasſelbe —8* 
ende. 

Legãten (tat), bei den Römern bie 
Geſandten, dann bie Gehilfen der Feld: 
herren und Statthalter, jet Titel ber Be⸗ 
vollmächtigten der römischen Kurie, die ſich 
feit dem 11. Jobtg bedeutende Eingriffe 
in die Rechte der Biſchöfe und Landeskir⸗ 
chen erlaubten; man unterſchied Legati 
a latere, mit der Vertretung des Papſtes 
felbft betraute Karbinäle; Legati missi, 
von geringerm Rang, und Legati nati, 
Ehrentitel gewiſſer Prälaten. Die jegigen 
2. oder Nunzien find diplomatifche Agen⸗ 
ten des Papites. 

Legation At.) Geſandtſchaft; Lega⸗ 
tionsrat,-Sekretär, Amtstitel von 
Beamten einer Geſandtſchaft oder von 
Bedienſteten des Miniſteriums der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten. 

Legislation ( egielatur, Iat.), Ge 
ſetzgebung, gejeßgeberiiche Gewalt; Le: 

islative, die gefetgebende Verſamm⸗ 
ung; legislativ, legislatorifch, ge 
—— Legislaturperiode, Zeit: 
raum, für welchen die Angehörigen einer 
parlamentariſchen Körperihaft gewählt 
werden; fo ift R} B. die Legislaturperiode 
des beutichen Reichstags eine breijährige. 

Legitim (lat.), geſetzmäßig; Legiti⸗ 
mität, Geſetz⸗ oder Rechtmäßigkeit eines 
Beſitzes, Anſpruchs 2c., insbeſondere einer 
Staatsregierung; Senitimitätsprin- 
zip, Srundfab der Unveränberlichleit ber 
erblihen Monarchie (»Königtum von Got⸗ 
te8 Gnaben«); Legitimiften, in Frank⸗ 
reich Die Anhänger bes Grafen von Sham- 
bord, als des letzten Sprößlings der legi⸗ 





Lehen — Leibeigenſchaft. 


timen Dynaftie des Haufes Bourbon 
(j. d.); Tegitimieren, beglaubigen, 
3. B. einen Gefandten ꝛc., dann geſetz⸗ 
mäßig machen, 3.8. außerber Ehe erzeugte 
Rinder für Tegitime, d. h. in Sefehlicer 
Ehe erzeugte, erflären; fich legitimie- 
ren, feine Berechtigung zu etwas darthun, 
feine Vollmacht beibringen; Legitima⸗ 
tion, der Aft des Legitimierens, auch bie 
Urkunde, durch welche dies geſchieht; Le⸗ 
gitimationsſchein, obrigfeitliches At- 
teit, da3 zum Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen erforderlich ift. 

Zehen (lat. Feudum, Beneficium), 
das ausgebehntefte erblihe Nutzungsrecht 
an einer fremden Sache, welches fich 
auf eine Verleihung des Eigentümers 
(2ebnsherr, Dominus feudi, senior) 
gründet, bie zwifchen ihm und dem Be 
rechtigten (Cehnsmann, VBafall, ve- 
sallus) zugleich bie Verpflichtung zu 
wechjelfeitiger Treue begründet. Auch für 
die Sache, zumeiſt in Grundbefiß be- 
ftehend, weldye verliehen wird, ift Die Ber 
zeichnung 8. gebräuchlich; boch Tommen 
auch 2. an andern Gegenfländen vor, 3.2. 
Fürſten- oder Fahnenlehen, d.h. L. 
an Hoheitsrechten über beſtimmte Terri⸗ 
torien Amter⸗,Kirchen-⸗Poſtlehenꝛe. 
Das Lehnrecht im objektiven Sinn, d. h. 
der Inbegriff der das Lehnsweſen betref⸗ 
fenden Rechtsgrundſätze, beruht, abge: 
ſehen von zahlreichen Partikulargeſetzen 
(LLehnsedikten, Lehnsmandaten), 
zumeiſt auf den ſogen. Libri feudorum, 
einer langobardiſchen Lehnrechtsſamm⸗ 
lung, welche, mit Schöffenſprüchen und 
kaiſerlichen Verordnungen vermehrt, dem 
Corpus juris civilis angefügt wurde. 
Das Lehnswefen entftand in Deutjchland 
unter den Karolingern, die vielfach an 
Getreue Güter nicht zum Eigentum, fon- 
bern zur anägebehntelien Benutzung und 
widerruflich für den Ball der Untreue ver: 
lieben. Diefe VBafallen verliehen dann 
wiederum Beltandteile ihres Lehens an 
ihre Mannen (Aftervafallen), und 
fo beherrfchte nach und nad, nachdem 
Konrad I. die Erblichkeit der &. zum Ge- 
feß erhoben hatte, das Lehnsweſen ben ge- 
ſamten beutichen Staat bed Mittelalters 
(Lehnftaat), nicht minder aber auch 
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das Gebiet des Privatrechts, auf welchen 
e8 übrigens durch Die nu Löfunpögefebe 
ber Neuzeit napeau vollitändig bejeitigt 
worben ift. Vgl. außer ben Lehrbüchern 
des deutſchen Privatrechts: Pätz, Lehrbuch 
des Lehnrechts, herausgegeben von Göde 
(1ER neue Ausg. 1819); Mayr, Hanb- 
uch des gemeinen und bayrifchen Lehn⸗ 
rechts (18 R Roth, Mecklenburgiſches 
Lehnrecht (1858). 
Lehnseid, |. Huldigung. 
Re terfollegium, f. Kollegium. 
Lehrling, j. Sewerbegejehgebung. 
Leibeigenſchgaft (Eigenihaft, 
Grundhörigkeit), Verhältnis, dem 
zufolge jemand einem Herrn zu Dieniten 
und Abgaben verpflichtet und unter Schmä- 
lerung feiner perfönlichen Freiheit von 
ibm abhängig war, meift mit Rüdjicht 
auf ein bem Herrn gehöriges, aber von 
ihm dem Leibeignen zur Benukung 
überlaffenes Grundbefittum. Bei ben 
germanifchen und ſlawiſchen Völfern eine 
mildere yorm ber Sflaverei, entitand bie 
L. durch Kriegsgefangenjchaft, Geburt von 
einer leibeignen Mutter, Verheiratung 
an einen Leibeignen und freiwillige Er: 
ebung. Der Leibeigne war Hinjichtlich 
bes Signge und der Berufswahl für ſich 
und ſeine Kinder und ebenſo in Anſehung 
der Verheiratung und der Vererbung von 
feinem Herrn abhängig, unterlag körper⸗ 
licher Züchtigung, war aber im übrigen 


), | durch die Gerichte geſchützt und rechts⸗ und 


erwerbsfähig und mußte im Fall der Er: 
werbsunfähigfeit von feinem Herrn ers 
nährt werden. In England ward die L. 
ſchon zu Ende bes 16. Sehr. aufgehoben, 
in Frankreich erſt infolge der Revolution 
von 1789, in Deutſchland zum Teil Ende 
des 18. Jahrh., in Breußen in der Regene⸗ 
rationsepoche nach 18060, in den Mittel: 
und Kleinftaaten großenteils erft nach den 
Nevolutionen von 1830 und 1848. In 
Rußland ift Durch die energifche Initiative 
Kaifer Alerandbers IL., troß des Wider: 
firebens des Adels, die vollftändige Eman⸗ 
gipation der seibeinnen durchgeführt und 

urch Taiferliches Manifeft vom 19. Febr. 
(3. März) 1861 verfündigt worden, wel: 


ches mit dem 17. März 1863 in Kraft 


getreten ift. Vol. J. Grinm, Deutſche 


840 Leibesſtrafe 


Rechtsaltertümer (2. Ausg., 1854); Su: 
genbeim, Geſchichte der Aufhebung ber 
. in Europa (1861); Hoffmeilter, 
Das europäische Rußland (1876). 
Leibesfirnfe, |. Strafe. 
Leibzucht, ſ. Altenteil. 


and}. Totenſchau. 


Leihbank 
Leihhaus ſ. Lombard. 

Leſung, nach dem parlamentariſchen 
Sprachgebrauch ſ. v. w. Beratung einer 
Vorlage der Regierung oder eines An⸗ 
trags aus der Mitte der Verſammlung. 
Geſetzentwürfe bedürfen regelmäßig einer 
mehrfachen L. Nach der Geſchäftsordnung 
des deutſchen Reichstags (ſ. d.) iſt für die 
Vorlagen des Bundesrats regelmäßig eine 
dreimalige L. nötig. Anträge aus der 
Mitte des Reichstags dagegen bedürfen 
einer dreimaligen Beratung nur dann, 
wenn es ſich um Geſetzvorſchläge ganbelt; 
außerdem genügt eine einmalige X. 

L’6tat c’est moi (franz., fpr. letah 
. Nämda, »Der Staat bin ide), Ausſpruch, 

welcher den König Ludwig XIV. von 
Frankreich in den Mund gelegt wird, um 
den höchiten Grad von Abjolutismus zu. 
bezeichnen, wie er zur Zeit dieſes Monar⸗ 
chen in Frankreich beſtand. 

Lettre (franz., ipr. Iettr), Brief; L. de 
change (ipr. ſchangſch), Wechjel; L. de 
creance (ipr. kreangs), Beglaubigungs⸗ 
fchreiben; L. de marque (fpr. mar), Ka⸗ 
perbrief. 

Lettres de cachet (franz., fpr. lettr 
doͤ kaſchä), in Frankreich vor der Revolu⸗ 
tion verjiegelte, geheim zu haltende könig⸗ 
liche Schreiben, insbeſondere Verhaftöbe: 
fehle, mittelft deren man ohne Urteil und 
Necht mißfällige Verfonen aus dem Land 
entfernte oder einperren ließ; durch De⸗ 
kret von der Nationalverfammlung 1789 
abgelhafit. 

ettres de mer (franz.; fpr. lettr dd 
mär), |. Schiffspapiere. 

Leumund, der perfünliche Nuf eines 
Menſchen. Böſer L. gehört in Krimis 
nalfällen zu den Indizien, baher häufig 
Leumundszeugen vernommen und 
regehnäßig Leummmdszeugnilfe bei 
gezogen werden, 


— Riberal. 


Leutnant (franz. Lieutenant, f. d.), 
Bezeichnung der Subalternoffiziere, mit 
zwei Rangftufen, em Sefonde=(Unter-) 
und Premier: (Ober:) L.; eritere be- 
eichnet in den meilten Armeen den unter- 

en Offiziergrad. In ber Krieggmarine 
entipricht dem Sefonbeleutnant der Un⸗ 
terleutnant zur See, dem Premier 
Veutnant der &. zur See und dem Haupt 
mann des Landheers ber Kapitänleut- 
nant. 

Levse en masse (fran;., ſpr. loͤweh 
ang ma’), allgemeines Aufgebot, Land: 


rm. 
Lever (franz., ſpr. Löweh), das Auf: 
fteben; Mlorgenaufwartung bei Füriten. 


auch Swpapſhrit 

at.), freigebig, gütig (Gegen⸗ 
teil: illiberal), dann Freifinnig, nad) 
Treiheit ftrebend; Bezeichnung für eine 
derartige politifche Parteirichtung; Libe⸗ 
ralität, Freifinnigfeit, reigebigfeit; 
Liberalißmus, bie bem freien Forts 
ſchritt und der freien Entwidelung hul⸗ 
digende Anjchauungsweife. Eine ſolche 
macht ſich übrigend nicht nur auf dem 
Gebiet der Politik, jondern auch auf dem 
firchlichereligidfen und auf dem Gebiet der 
Wiſſenſchaft geltend. Den Gegenjak zur 
liberalen bilbet die fonfervatine (ſ. d.) 
Partei, welche in erfter Linie das Beſtehende 
au erhalten jucht. Eine vermittelnde Stel- 
lung zwifchen beiden will bie liberal: 
fonfervative (freifonfervative) 
Parteirichtung einjchlagen, boch enthält 
Ihon der Ausdrud eigentlich einen Innern 
Widerſpruch in ſich felbfl. Das Ertrem 
bes Liberalismus ift der Radikalis⸗ 
mus, bie Umfturzpartei, wie dasjenige 
des Konfervativismus ber Abfolutismus 
ift. Bluntſchli vergleicht diefe vier Partei- 
rihtungen mit den vier Lebensaltern bes 
Menſchen, indem er den Rabifalismus 
mit dem Knabenalter, den Liberalismus 
mit dem Sünglingsalter, ben Konſerva⸗ 
tivismus mit dem gereiften Mannesalter 
und den Abfolutisnus mit dem Greifen- 
alter zufammenftellt. Als politifcher Bar- 
teiname ift ber Ausdruck Xiberal, welcher 
zuerft in Spanien in Gebraud, kam in 








Liberia. 


Deutfchland feit ben Freiheitäfriegen üb: 
lich geworben. Aus ber liberalen Partei 
ging 1848 die demokratiſche Partei ber: 
vor, welcher dann eine gemäßigt liberale 
Partei gegenübertrat, die namentlich in 
der Fraktion »Vindee im preußifchen 
Abgeordnetenhaus vertreten war. Von 
biefer, ber fogen. altliberalen Partei, 
Yöfte fih 1861 die noch jebt beitehende 
deutſche Fortſchrittspartei (f. d.) los. 
Als aber dieſe letztere Partei ſich mehr 
und mehr in unfruchtbare Negation zu 
verlieren ſchien, gab die Gründung des 
Norddeutſchen Bundes Veranlaſſung zur 
Bildung eines neuen Parteiverbands, wel⸗ 
cher fi den Namen nationalliberal 
beilegte, um anzudeuten, daß feine Ange: 
hörigen nicht nur bie Forderungen der 
Yiberalen, fondern auch diejenigen der na- 
tionalen dee zu verwirklichen juchen und 
die Regierung bei dem Ausbau der Bun- 
des⸗ und nachmals der Reichsverfaſſung im 
nationalen Sinn unterftügen wollten, 
auch wenn es nicht immer gelingen werde, 
die eigentlichen liberalen Forderungen in 
ihrem ganzen Umfang jur Geltung zu 
bringen (ſ. Nationalliberal). Da: 
neben beharrte bie Fortichrittspartei bei 
ihren entichieden liberalen Prinzipien, 
indem fie es verſchmähte, die Taktik der 
Nationalliberalen, welche durch Kompro= 
mijfe das Mögliche zu erreichen ſuch—⸗ 
ten, mitzumachen. Die eigentlich ertrem 
liberale Bartei aber fand in der Sozial: 
bemofratie (ſ. d.) ihren Platz, welche, 
abgefeben von der fozialen Trage, viele 
vadifale Elemente an fich heran= und in 
ſich großzog. Neuerdings ift in Süb- 
beutfähfant nocheinefogen.Bollspartei 
binzugelonmen, welde zwar nicht ben 
eigentlichen ſozialdemokratiſchen, wohlaber 
den demofratifchen Grundſätzen Eingang 
zu verfchaffen jucht. Überhaupt fcheint es, 
als ob mit der Entwidelung bes politi- 
chen Lebens in Deutichland das Gebiet 
ber politifhen Mittelparteien fich mehr 
und mehr verengere und die entfcheiben- 
ben Parteigegenläge zwilchen ber Libera- 
len und Tonjervativen Richtung ſchärfer 
hervorträten; namentlich fcheint der Na⸗ 
tionalliberalismus feine Miffion erfüllt 
zu haben. Die Schwächung der national: 
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liberalen Partei iſt allerdings zumeiſt das 
Werk des Fürſten Bismarck, welcher ein 
Jahrzehnt hindurch ihre Unterſtützung 
genoſſen hatte, ſich aber von ihr abwandte, 
als das Gros derſelben die von ihm in— 
augurierte Zoll- und Steuerpolitik nicht 
voll und, ganz unterſtützte. Seitdem iſt 
die Partei in einem Zerſetzungsprozeß be- 
griffen, indem ſich 1879 die liberale 
Gruppe⸗Schauß-Völk« abziweigte, welche 
ſchutzzöllneriſch geſinnt, und 18830 bie 
Gruppe »Fordenbed« (liberale Ber: 
einigung), welche entjchieden liberal 
und mehr dem Freibandel zugethan if, 
eine Sezeffion (1. d.) aus ber national: 
liberalen Partei veranlaßte. Die Ber: 
wirflihung des Gedanfens, Die entichie: 
ben liberalen Elemente Deutfchlands zu 
dem Verband einer großen liberalen Par: 
tei zufammenzufaffen, würde freilich auf 
viele Schwierigfeiten ftoßen; der Gedanke 
ſelbſt ift aber allem Anfchein nad) für die 
Maſſe des Volks ungemein ſympathiſch. 
Liberia, Negerrepublik an der ſogen. 
Pfefferküſte (Oberguinea) in Weſtafrika; 
ca. 24,800 qkm, 718,000 Einw., darunter 
etwa 18,000 zivilifierte Neger; Hauptitadt: 
Monrovia mit ca. 3000 Einw. Der 
Freiſtaat 8. ging aus einer Negerfolonie 
hervor, welche einem 1816 in Wafhington 
egründeten »Kolonifationsverein zur An⸗ 
iebelung freier Farbigen ber Vereinigten 
Staaten« ihre Entftehung verdanfte, aber 
feider die bamit verbundenen Hoffnungen, 
daß von biefer Kolonie eine Zivilifation 
der eingebornen Neger ausgehen werde, 
wenig oder gar nicht erfüllte. Die In: 
abhängigfeitserffärung der urfprünglich 
unter jener Gejellfchaft ftehenden Kolonie 
erfolgte 26. Juli 1847. Nach der Ver: 
faſſung, welde der nordamerifanifchen 
nachgebildet ift, fteht ein Präſident an der 
Spig der Republik, in deſſen Händen ſich 
bie Exekutivgewalt befindet. Die Geſetz⸗ 
gebung iſt Sache des aus 8 auf 4 Jahre 
gewählten Mitgliedern beſtehenden Se: 
nats, in welchem ber Vizepräfident ber 
Nepublif den Vorſitz führt, und bes Re— 
präfentantenhaufes, welches fi aus 13 
auf 2 Jahre gewählten Nepräfentanten 
zufanımenfegt. Eine ftehende Armee ift 
nicht vorhanden, ſondern jeder waffenfähige 
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Bürger im Alter von 16—50 Jahren ift 
zum Kriegsdienft verpflichtet. STlaverei 
und Seeräuberet find verboten. Kein 
Weißer kann das Bürgerrecht erlangen. 
Die Einnahmen und Ausgaben bes Staats 
betrugen nach der Abrechnung für 1874— 
1875: 111,457 Doll. 

Libert6e, Fraternit6, Egalit6 
(franz., »Freiheit, Brüderlichfeit, Gleich: 
heit«), Loſungswort ber Franzofen zur 
Zeit ber Revolution. 

Liechtenſtein(L.⸗Vadu ndorſentum. 
von der Schweiz und von Tirol (Vorarl⸗ 
berg) umſchloſſen; 178 qkm, 9124 faſt 
durchweg katholiſche Einwohner beutfchen 
Stammes; Hauptort: Vaduz mit 921 
Einw. Das zum vormaligen Deutſchen 
Bund gehörige Fürſtentum nimmt nach der 
Auflöſung desſelben 1866 eine formell 
felbftändige Stellung ein. An ber Spike 
des Staats, deſſen Verfaflung eine kon⸗ 
flitutionellemonardhifche ift, fteht der Fürſt 
(»Durchlaucht«) aus dem vormals gräflt- 
chen, feit 1719 fürftlihen Haus. Nach der 
Berfaffungsurkfunde vom 26. Sept. 1862 
ift der Fürft bei der Oejegaebung und Be: 
fteuerung an die Mitwir ung des jährlich 
einmal zufammentretenden Landtags ge: 
bunden, welch Teßterer aus 15 Mitgliedern 
befteht, von denen 3 von bem Fürften 
ernannt werden. Als Ranbesbehörde fun- 
giert bie fürftliche Negierung in Vaduz, 

uchhaltung und Domänenverwaltung 
werben von ber fürftlichen Hoflanzlei in 
Mien beforgt, woſelbſt der Fürft regel- 
mäßig reſidiert. Diefer bezieht von feinen 
Mediatbefigungen in Öfterreich, Preußen 
und Sachſen jährlich etwa 1,400,000 FT. 
öfterreich. Währung. Die Stantseinnahme 
bes Fürftentums atuß 1870: 50 293Fl., 
die Ausgabe 43,952 Fl. Dadurch, daß L. 
dem öſterreichiſchen Zollgebiet beigetreten 
iſt, hat es ſich aus den allen eine jähr: 
liche Einnahmevon ca. 16,000 51. gefichert, 
die ihm von Ofterreich ausgezahlt werben 
Die Staatzfchuld beträgt 175,000 FI. 
Das Militär iſt ſeit 1868 aufgelöft, fo daß 
ber Landesfonds zur Zeit mit einer Mili- 
tärlaft nicht belaftet ıft. Die Poſt wird 
von Ofterreich verwaltet, und als oberfte 
Juſtizbehörde fungiert das FE. k. Ober: 
landesgericht in Innsbruck. Das Landes⸗ 


Liberte, Fraternite, Egalite — Linealerbfolge. 


wappen befteht aus fünf Feldern mit einem 
Mittelihild, der das Zeichen von 2. (Gold 
über Rot quer geteilt) enthält. Die Lan 
eier ind Rot und Blau. Vgl. Falke, 
Geſchichte des furſuen paul 2. (1868 
bis 1877, 2 Bde.); Brachelli, Statifti- 
ie Skizze ber öſterreichiſch-⸗ ungariſchen 
onarchie nebft 2. (7. Aufl. 1880). 
Lieutenant(franz., ipr. Höt’näng; engl., 
fpr. Ieftennent, »Stellvertreter«), Statt- 
halter, befonders ehemals in Frankreich: 
L. general de l’empire, du royaume, 
duroi, Generafftatthalter, Reichsverweſer; 
jegt |. v. w. Leutnant (f.d.). Lord-Lieu- 
tenant (ner Statthalter) ift in Eng- 
land der Titel des oberften Verwaltungs⸗ 
beamten und Milizkommandanten einer 
jeden Grafichaft fowie des Statthalters 
(Vizekönigs) von Irland. 

Limburg, ehemaliges Herzogtum, wel- 
ches zum vormaligen Deutſchen Bund ges 
hörte. Das’ Land war dem König der 
Niederlande 1814 zurüdgegeben worden, 
nachdem es 1794 an Frankreich gefommen 
war. 8. nahm 1830 an der Re 
volution teil und wurde in ber Folge ge- 
teilt, indem durch den Londoner Traklat 
vom 19. April 1839 der linfs von ber 
Mans gelegene Teil an Belgien fam, wäh: 
rend ber andre Teil bei ven Niederlanden, 
auch bis 1866 bei dem Deutichen Bund 
verblieb. Seitdem fteht 2. zu Deutfchland 
in feiner organifchen Verbindung mehr. 

Linealerbfolge (Linealgrabual: 
erbfolge, Parentelenorbnung), bie 
Erbfolge des deutichen Lehnrechts, wonach 
die Orbberetigung fich nach der Nähe der 
Parentel und innerhalb diefer nach ber 
Nähe des Grades beftimmt. Dean veriteht 
nämlich unter Parentel die Gefamtheit 
der burch einen gemeinfamen Stammvater 
Verbundenen. Jetzt ift dafür der Name 
Linte gebräuchlich. Die L., verbunden mit 
dem Rechte ber Erfigeburt, ift in ben 
meiften Fürſtenhäuſern für die Thronfolge 
maßgebend. Nach dem Primogenitur: 
recht wird ber Erftgeborne zur Succeffion 
berufen. Seine Linie ift a 
tigt, und innerhalb diefer wieder ber Erſt⸗ 
geborne. Die ältere Linie ſchließt die jün- 
gere, und innerhalbder ältern Linie ſchließt 
der Erſtgeborne bie Nachgebornen aus. 





Linie — Kippe. 


Linie, in der Rechtsſprache die Reihe 
ber Terwandten, und zwar unterjcheibet 
mandiegeradeL. vonder Seitenlinie, 
Zu der erftern gehören diejenigen Per: 
fonen, von welchen die eine unmittelbar 
oder mittelbar von ber andern abitanımt, 
alfo die Reihe der Afzendenten, d.h. ber 
Verwandten auffteigender L.: Vater, 
Großvater, Urgroßvater 2c., und bie Reihe 
berDe jzendenten, d. h.ter Verwandten 
abfteigender 8.: Sohn, Enkel, Uren- 
Tel xc. Zu ben Verwandten in der Seitenli: 
nie dagegen gehören diejenigen Perſonen, 
welche gemeinfchaftlih von einem Dritten 
abftammen. So find 3. B. Geſchwiſter 
nicht in gerader, fondern in ber Seiten: 
‚linie miteinander verwandt. Spricht man 
von den verjchiebenen Linien eines Fürften- 
hauſes, ſo werden die verfchiebenen Seiten: 
verwandtichaften besfelben darunter vers 
ftanden. In ber militärifhen Sprache 
veriteht man unter 8. namentlich das 
ftehende Heer im Gegenfat zur Landwehr 
(ſ. d.). Auch werden bie Linientrup: 
pen der Garde gegenübergeftellt. Linien- 
ſchiffefinddiegrößten Kriegsichiffe, welch: 
zwei en er«), drei (»Dreidedere) 
oder auch vier Batterien übereinander m 
ben. An ihre Stelle find jet zumeift die 
Panzerichiffe getreten. 

Linke (linte Seite bes Haufes, 
franz. la Gauche), nach einem aus Frank⸗ 
reich ftamınenden Sprachgebrauch Bezeich- 
nung für die liberale Partei im Gegenfat 
zur »Rechten« oder ber Tonfervativen Bar: 
tei. Die Bezeichnung ift von der Sitzord⸗ 
nung im Sigungsfaal hergenommen. Es 
ift nämlich Eli, daß die Konfervativen 
ihre Plätze rechts vom Präſidentenſtuhl 
und zur Rechten des Präſidenten und der 
Rednerbühne einnehmen, während die 
Liberalen links unter dem Stuhl, auf wel⸗ 
chem der Präſident ſitzt, ihre Plätze haben. 
So ſitzen z. B. im deutſchen Reichstag 
auf der äußerſten Linken die Mitglieder 
der Fortſchrittspartei und die Sozialdemo⸗ 
kraten. Dann folgen die Nationalliberalen, 
die Sezeſſioniſten und die liberale Gruppe. 
Die Mitte nimmt das Zentrum ein. Die 
rechte Seite des Hauſes wird durch die 
Freikonſervativen und Deutſchkonſervati⸗ 
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vielfach als gleichbedeutend mit der Oppo⸗ 
ſitionspartei und die Rechte als mit der 
Regierungspartei zuſammenfallend an⸗ 
nimmt, ſo iſt dies nicht immer zutreffend. 
Es rührt dies in Deutſchland noch aus 
einer Zeit her, wo man gewöhnt war, die 
Augdriide liberal und regierungs- oder 
ftantsfeindlich als gleichbedeutend zu ges 


brauchen. 
Lippe (fälſchlich 2.-Detmold), Fiir: 
ftentum und Bundesſtaat bes Deutjchen 
Reichs, 1189 qkm mit 120,216 Einw.; 
Haupt: und Refidenzftadt: Detmold mit 
8051 Einw. Die monarchiſch-konſtitutio⸗ 
nelle Staatsverfafjung gründet fich auf die 
Berfaffungsurkunde vom 6. Juli 1836 und 
auf das Wahlgejek vom 3. Juni 1876. Der 
Landtag bes Fürftentums ſetzt fich aus 21 
in direkten Wahlen gewählten Abgeord- 
neten zufammen, und zwar werden 7 in 
der Klaffe der Höchitbefteuerten und 14 
von ben übrigen Wahlberechtigten in zwei 
Klaſſen jeweilig auf vier Jahre gewählt. 
An der Spike des Staates fteht der Fürft 
(»Durchlaucht«). Die höchſte Staatsver⸗ 
waltungsbehörde iſt das fürſtliche Kabi- 
nettsminiſterium in Detmold. Das Land 
wird in 13 Verwaltungsbezirke oder Am⸗ 
ter eingeteilt, welche zu gleich je eine Amts⸗ 
gemeinde bilden. Dem Amtmann ſtehen 
Amtögemeinberäte als Organe ber Tom: 
munalen GSelbftverwaltung des Bezirks 
ur Seite. Die fieben Städte Detmold, 
emgo, Horn, Blomberg, Salzuflen, Lage 
und Barntrup haben eigne Verwaltung 
und Polizei. Das preußijche Oberlandes- 
gericht in elle fungiert zugleich als Ober: 
landesgericht für das Fürſtentum L. Das 
Landgericht des letztern befindet fich in 
Detmolb und umfaßt bie Amtsgerichtz- 
bezirfe Alverdiflen, Blomberg, Detmold, 
Hobenhaufen, Horn, Lage, Lemgo, Orling⸗ 
haufen und Salzuflen. Laut Militärfon- 
vention mit Breußen vom 14. Nov. 1873, 
welche an die Stelle der frühern Konven- 
tion vom 26. Juni 1867 trat, ift das Kon: 
tingent bes Fürftentums in den Föniglich 
preußifchen Armeeverband aufgenommen, 
und zwar werden bie Mannthaften be⸗ 
ſonders dem Füſilierbataillon des 6. weſt⸗ 
fäliſchen Infanterieregiments Nr. 55 
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ven gebildet. Wenn man übrigens die L. überwieſen, welches zur 13. Diviſion und 
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Lippe⸗Bückeburg — Lloyd. 


zum 7. Armeekorps Münſter) gehört. Liturgie iech ‚ im allgemeinen ber 


Der Domanialhausbalt ift von dem 
Stantshaushaltvollftändig getrennt. Nach 
dem Stantshaushaltsetat pro 1880 war bie 
Einnahme mit 1,026,513 Mk., die Aus: 
gabe mit 1,044,886 ME. veranichlagt, fo 
daß ein Defizit von 18,373 Mk. zu erwar: 
ten ftand. Die Staatsichuld betrug 1880: 
1,141,198 ME. Die Verwaltung des Do- 
mänenguts, welches zum Fideifommißgut 
des für lichen Haufes erflätt ift, und aus 
bem die gelamten Koften bes Hofhalts, 
die Apanagen ac. beitritten werden, wird 
von der Direktion der fürftlichen Fidei⸗ 
fommißverwaltung wahrgenommen. Im 
beutichen Bunbesratführt das Fürftentum 
eine Stimme und entfendet in den beut- 
ſchen Reichstag einen Abgeordneten. Das 
Landeswappen, urfprünglic eine vr 
blätterige rote Roſe in filbernem Feld, i 
jebt ein in neun Selber abgeteilter Schilb. 
Die Landesfarben find Gelb und Rot. Vgl. 
alkmann, Beiträge zur Gefchichte bes 
ürftentums 2. (184769, 3 Hefte). 
‚Lippe-Büdeburg, | Schaumburg: 


Lippe. 

Liquid (lat.), flüffig; von Forderungen 
erwieſen, verfügbar; liquidieren, gegen- 
feitige Forderungen abrechnen; bie Zah: 
lungen einftellen, ein Gejchäft aufgeben, 
abwideln; die Koften berechnen. Liqui⸗ 
bation, Koftenberedinung; Liquida⸗ 
tionstermin, für die Gläubiger einer 
Konkursmaſſe gerichtlich feftgefeßter Ter⸗ 
min zur Anmeldung ihrer Forderungen. 
Liquidant, der feine Forderung einrei⸗ 
chende Gläubiger; Liquidat, deſſen 
Schuldner; Liquidator, der bie Richtig: 
feit einer Forderung prüfende Gerichts- 
beamte. ' 

Lira, ital. Silbermünge, — 1 Franf. 

Liter (franz. Litre), Einheit der Körper: 
maße im franzöfifhen und nunmehr auch 
deutſchen Dezimalfuften. Die Grundlage 
für dasfelbe bildet nämlich der Kubif: 
meter oder der Kubifftab. Der taufendfte 
Teil eines Kubifmeters num ift das L. oder 
bie Kanne. Das halbe. heißt ber Schop: 
pen. Heftoliter—= 1008. (Faß); 5OR. 
ein Scheffel. 

giterariſches Eigentum, .Urheber⸗ 
recht. 


Inbegriff aller gottesdienſtlichen Hand⸗ 
lungen; dann insbeſondere Bezeichnung 
für die Formulare und Bücher, welche das 
bei dem öffentlichen Gottesdienſt zu befol⸗ 
gende Ritual enthalten, alſo die Kirchen⸗ 
agenden. 

Lizenz (lat, Lizenzihein), Freibrief, 
Erlaubnisſchein. 

Lloyd, zwei in London beflehenbe In⸗ 
ftitute zum Zwed der Wahrnehmung ge 
meinfamer Intereſſen der Seeverſicherer 
und der Seeverficherungsmaller. Das äl⸗ 
tere Snftitut, welches jebt gewillermaßen 
die Börfe ber Seeverfiherung Englands 
bildet, ging aus einer Vereinigung von 
Kaufleuten hervor, welche fich zu Ende des 
vorigen Jahrhunderts in Lloyds Kaffee 
haus im Börjengebäube der City gebildet 
yatte. Jetzt Hat dad Inſtitut in allen 

edeutendern Häfen Agenten, und alle 
Berichte über ankommende und abgehenbe 
Schiffe und über Schifisunfälle laufen 
bort ein, um durch Anſchlag und durch bie 
»Lloyd’s List« , eine täglich erfcheinenbe 
Zeitung bed Vereins, veröffentlicht zu 
werben. In Verbindung bamit fteht ein 
zweites Inſtitut, »Lloyd’s register of 
British and foreign shipping«, welches 
alle englifhen und fonftigen Schiffe, auf 
welche ein Mitglied der Geſellſchaft Ber: 
fiherung nehmen will, zum Zwed ber 
Seetüchtigkeit prüfen und Flajlifigieren 
läßt. Das Inftitut ſteht unter der Leitung 
von neun jährlich gewählten Mitgliedern. 
Der Präfident ift regelmäßig einer ber er: 
ften Sanhelöherten, welcher zugleich Mit- 
gie es Parlaments ift. Nach dem eng- 
iſchen 8. find verſchiedene ähnliche Inſti⸗ 
tute in andern Rändern benannt worden, 
fo insbefondere ber Oſterreichiſche 8. 
in Trieft, welcher 1833 auf Anregung bes 
frühern öfterreichifchen Finanzminihers 
Karl Ludwig v. Brud durch Verſchmel⸗ 
zung verſchiedener Triefter Seeveriiche- 
rungsgefellichaften gegründet ward. Diefe 
Geſellſchaft (L. austriaco) hat ebenfalls 
die Förderung ber Antereffen der See- 
verjicherung, aunleid aber auch derjenigen 
der Öfterreihiichen Schiffahrt überhaupt 
zum Zweck. Ihr Organ ift ber in Trieſt 
ericheinende »Osservatore Triestino«. 





Lock-out — Lotſe. 


Seit 1836 ift bamit eine bebeutenbe Af- 
tiengejellihaft für Dampfieiffebtt der: 
bunden, und das Snftitut, welches in 
Trieſt ein großartige Arfenal befitt, zer- 
fällt jet im bie drei Sektionen für Affe 
kuranzweſen, Seeichiffahrt und für litte⸗ 
rarifchrartiftifche Angelegenheiten. Ferner 
ift Hier des Norddeutſchen 2. zu per 
benfen, ber 1857 in Bremen für die Schiff: 
fahrt nad) England und Nordamerika ges 
gründet warb, des Ruſſiſchen L., feit 
1856 in Odeſſa für bie Schiffahrt auf 
dem Schwarzen und Mittellänbifchen 
Meer beftehend, und desGermaniſchen 
L., welcher feit 1867 ins Leben gerufen 
ward, um mannigfachen Beſchwerden ab: 
zuhelfen, Die gegen ba8 früher in Deutich- 
land dominierende gleichartige franzöſiſche 
Snftitut, Bureau Veritas (in Paris und 
Brüſſel), nit mit Unrecht erhoben worden 
waren. Zweck dieſes Juſtituts ift nicht 
nur bie Unterfuhung und Feſtſtellung 
der Seetiichtigfeit von Seefchiffen, ſon⸗ 
bern feine Thätigfeit erfiredt fi) auch auf 
bie Stromſchiffahrt. Der Germaniiche L. 
Vieden ſich nach den Stromgebieten in 

ezirksvereine; liber feinen Geſchäftsbe⸗ 
trieb gibt das alljährlich erſcheinende »In⸗ 
ternationale Regifter des Germanifchen 
L.« Auskunft. Vol. Martin, History 
of Lloy ’s (1876). 

Lock-out (engl., fpr. aut, »Ausſper⸗ 
runge), im Gegenſatz zum Strike eine 
Koalition der Arbeitgeber, welche durch 
Entlaffung der Arbeiter und Einftellung 
ber Arbeiten die Arbeiter zur Nachgiebig- 
feit bringen will. 

Logbuch, |. Berflarung. 

Lombard (Leih⸗ ober Pfanbhaus, 
Leihbank), Anftalt, welche gegen genü⸗ 
gendes Unterpfand (Staatspapiere, Altien, 
edle Metalle, Waren 2c.) Geld gegen Zin⸗ 
fen augleiht; bie erfte zu Perugia in Ita⸗ 
lien 1464, in Deutichland ji Nürnberg 
1498. Den Namen. erhielten diefe Anz 
ftalten, weil fi außer den Juden befon- 
ders Lombarden mit berartigem Darleihen 
beichäftigten. 

Lord (engl., v. angelſächſ. hläford 
»Brotherr«), Herr, in England Titel 


ber Peers, namentlich ber Barone; auch | (Gefetfammlung 


führen ihn bie Söhne der Herzöge und 
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Marquis und bie älteiten Söhne ber Gra⸗ 
fen Ciopen. Lords by courtesy, »aus 
Höflichfeite). Peters feben ben Taufna⸗ 
men nah L., 3.2. 8. Sohn Rufiell, bie 
eigentlichen Lorde nur ben Bamilienna- 
men. Außerbem ift der Lorbdstitel mit 
gewiſſen Amtern verbunden. 2. ber Ad⸗ 
miralität und bes Schatzes werben 
alle Mitgliever ber Marine und des ober- 
ften Sinanzfonfeils genannt. L.-Mayor, 
ber Titel für bie erften Bürgermeifter ber 
Städte London, Dublin und Jon während 
ibrer Amtefübrung; Lords spiritual, 
Titel der englifchen Bifchöfe in ben Parla⸗ 
mentsverfammlungen (Gegenfat: Lords 
temporal). \ 
208, |. Stantspapiere, Lotterie. 
Löferbürre, ſ. Rinderpeft. 
Lothringen, |. Elſaß-Lothringen. 
Lotfe (Lootfe, Lootsmann, franz. 
Pilote, engl. Pilot), ein des Hafen? oder 
einer beftimmten Fahrftraße befonders 
tundiger Seemann, weldher die Schiffe 
ein= und ausführt. Diefe Thätigfeit wirb 
Lotſen, die Strede, für welche fi für 
den Schiffer bie Zuziehung eines Lotſen 
nötig macht, Lotſenfahrwaſſer ge: 
nannt. notiengelb, die zumeift durch 
obrigfeitliche Beftimmiung fejtgeftellte Ver: 
ütung, welche ber 2. zu beanfpruchen 
bat; Lotfenfignal, bas übliche oder vor: 
| Sriftämäßige eichen, durch welches ber 
L. auf bag Schiff gerufen wird. Für das 
Deutſche Reich ift über das Lotfenfignal 
das Nötige durch bie Not⸗ und Tot jen: 
en rerbra vom 31. Jan. 1875 
Reichszentralblatt 1875, ©. 124) bes 
ftimmt. Die Lotſen, deren Gewerbe nach 
der deutfchen Gewerbeorbnung (6631, 34) 
von der Gewerbefreiheit ausgenommen ift, 
müſſen fi über ben Befit der erforber- 
lihen Kenntniffe durch ein Zeugnis ber 
uftändigen Berwaltungsbehörde auswei⸗ 
Een. an Intereſſe des öffentlichen Ver: 
kehrs iſt vielfach der fogen. Lotfenzwang 
eingeführt, d. 5. die Verpflichtung für 
die ein gewilles Fahrwaſſer paſſieren⸗ 
ben Schiffe zur Annahme eines Lotjen 
(Zwangslotien). So beftlimmt 3.2. 
ein preußiſches Ode vom 9. Mai 1853 
3, ©. 216), betref⸗ 
fend die Erleichterung bes Lotſenzwangs 
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in ben Häfen und Binnengewällern ber 
Provinzen Preußen und Bommern, daß 
bie Fälle, in welchen die Schiffer bei dem 
Beſuch der Häfen, bei dem Auslaufen aus 
benjelben und bei ber Befahrung der Bin: 
nengewäfjer einer Begleitung durch Lot⸗ 
fen fich bedienen müffen, von den Bezirks: 
regierungen im Weg polizeiliher Ver⸗ 
ordnung feftzuftellen find. In derartigen 
Fällen kann Geldbuße bis zu 50 Thlr. 
oder Gefängnisſtrafe bis zu 6 Wochen zur 
Durchführung des Lotſenzwangs ausge⸗ 
ſprochen werden. 

Lotterie und Lotto, öffentliche, vom 
Staat oder unter deſſen Aufſicht veran⸗ 
ſtaltete Glücksſpiele. Bei der Lotterie 
(Klaſſenlotterie) entfallen auf eine 
beſtimmte Anzahl Loſe eine Anzahl Ge⸗ 
winne, und der Zufall enticheibet, ob ein 
Gewinn oder eine Niete auf einen Einjak 
trifft. Dabei werden nicht nur ganze, 
halbe, Viertel- oder Achtellofe ausgegeben, 
ondern es wird auch die Ziehung der Loſe 
in mehrere Zeitabfchnitte verlegt, und es 
Tann der Mitfpielende ben Betrag feines 
Loſes ee für jebe Siehung (Elaife) 
entrichten, auch nach jeder vom Spiel zu: 
rüdtreten. Die Vorteile des Iinternehmeng 
beftehen in gewijien Progenten, die von 
den Gewinſten abgezogen werden. Bei 
bem Lotto (Zahlenlotterie) beſetzt ber 
Mitipielende von den Zahlen 1—W eine 
— oder zwei (Ambe) oder drei 

Terne) oder vier (Quaterne) oder fünf 
Nummern (Quinterne) mit einem belie⸗ 
bigen Einfat und erhält, wenn diefelben in 
bem Glücksrad, worin fich ebenfall die 
Nummern 1—% befinden, gegogen wer: 
ben, einen feftgejeßten Betrag. Das Lotto 
(noch in Sfterreich) ift wegen ber durch 
die niedrigen Einſaͤtze erleichterten Teil: 
nahme und wegen ber verlodenben hoben 
Gewinne noch gefährlicher als bie Klaf- 


jenlotterie. 

Louisder, franz. Goldmünze feit 
1640 (boppelter: L. Doublon), ehe⸗ 
mal$ = 24 Livres Tournois, feit 1785 
— U ſegrzoſi e Goldfrank 15 Cent., 
— 19,56 Mt.; 1795 verdrängt durch 20: 
und 34-Sranfftüde; in Deutlhland ehe: 
bem bie goldnen Fünfthalerflüde nicht 
preußiſcher Staaten. 


Lotterie und Lotto — Lübeck. 


goyal (franz., »geſetzmäßig«), aufrich⸗ 
tig; Loyalität (franz. loyauts, engl. 
loyalty), Bieberfeit, Aufrichtigfeit, be 
fonders Unterthanentreue. 

L. S., Abbreviatur für laco sigilli, 
b. h. an Stelle des Siegels; bezeichnet bei 
Abichriften ober bei Abdrüden von Ur- 
kunden bie Stelle, wo fi auf dem Origi⸗ 
nal das Siegel befindet. 

übel, 1) Freie u. Hanfeftabt, Bundes: 
ftaat des Deutjchen Reichs. Das Staats: 

ebiet umfaßt einen Klächenraum von 
99 gkın mıit 63,448 meift evangel. 
Einwohnern, von denen auf die Stabt L. 
50,975, auf die Stadt Travemünde 1719 
und 10,394 auf bie ugeböri en 49 Dör: 
fer und 34 Höfe enta en. Die republi- 
Tanifche Stantsverfalfung, durch bie 
Berfaffungsurfunde vom 29. Dez. 1851, 
revidiert 5. April 1875, normiert. Hier: 
nach find ber Senat und die Bürgerjchaft 
die Träger ber Staatsgewalt. Eriterer 
befteht aus 14 Mitgliedern, von benen 8 
aus dem Selehrtenhanb und zwar 6 Ju⸗ 
riften fein müffen. Bon ben übrigen 6 
müflen mindeſtens 5 dem Kaufmanns: 
ftand angehören. Wählbar ift jeder Bür- 
er, welcher das 30. Lebensjahr vollendet 
Bat und fi im Vollgenuß ber ſtaatsbür⸗ 
gerligen Rechte befindet. Die Mitglieder 
e8 Senats werben durch ein beſonderes 
Wahlkollegium, welches fih aus einer 
gleihen Anzahl von Mitgliedern bed Se: 
nats und der Bürgerfchaft zuſammenſetzt, 
auf Lebenszeit gewählt. Der Vorfigenbe 
des Senats, welcher von dieſem aus der 
Mitte der Körperichaft auf je zwei Jahre 
gewählt wird, fiihrt während diefer Zeit 
en Titel »Bürgermeiftere. Die Bürger: 
haft beiteht aus 120 Mitgliedern, welche 
auf Grundlage be allgemeinen Stimm⸗ 
rechts nad) Bezirken je Sl ſechs Jahre ge: 
wählt werben. Die Geleggebung, wird 
von Senat und Bürgerſchaft gemeinfam 
ausgeübt. Die Staatöverwaltung baye- 
gen ift im wejentlichen Sache bed Senat, 
findet namentlic, bei der Finanzver⸗ 
waltung eine Mitwirkung der Buͤrgerſchaft 
ftatt, injofern es fih um die Einführung, 
Aufhebung und Veränderung von bi: 
reften und indirekten Steuern, um den 
Abſchluß von Anleihen und um die Feſt⸗ 











Luiſenorden — Luxemburg. 


ſtellung des Staatshaushaltsetats handelt. 
Die einzelnen Senatsmitglieder fungieren 
zugleich als republikaniſche Staatsbeamte, 
indem ſie an der Spitze einzelner Verwal⸗ 
tungeweige ſtehen. Sie werden hierbei 
von beſondern Berufsbeamten und von 
Deputationen unterſtützt, welche ſich aus 
Mitgliedern des Senats und der Bürger⸗ 
ſchaft oder ſonſtigen Bürgern zuſammen⸗ 
ſetzen. Ein aus der Mitte der Bürger⸗ 
ſchaft gewählter Bürgerausfchuß von 30 
Mitgliedern ift für gewiſſe minder wichtige 
Funktionen der Bürgerfchaft und zur Ber: 
mittelung des Verkehrs zwilchen Senat 
und Bürgerfchaft beftellt. DasOberlandes- 
gerät zu Hamburg ift ben brei Freien 

tädten Bremen, Hamburg und. fowie 
für das oldenburgifche Amt &. gemeinfchaft- 
lich. Außerdem beiteht in 2. ein Lange: 
richt, zugleich für das letztgedachte Für⸗ 
ftentum, und ein Amtsgericht. Laut Mili⸗ 
tärfonvention mit Preußen vom 27. uni 
1867 ift das Lübecker Truppentontingent 
in den preußifchen Militärverband auf: 
genommen. Die hanſeatiſchen Infanterie⸗ 
regimenter Nr. 75 und 76 gehören zum 
9. Armeekorps (Generalkommando in 
Altona) und zur 17. Diviſion (Schwerin). 
Die Staatseinnahme und ⸗Ausgabe ba⸗ 
lancierte nach dem Etat pro 1880 mit 
2,739,381 Mk. Die Staatsſchuld be⸗ 
trug 1879: 23,486,046 Mk. Inden Bun⸗ 
desrat entſendet 2. einen Bevollmächtigten 
und cbenfo in ben deutſchen Reichstag 
einen Abgeordneten. Das Kübeder Wap- 
pen ift der zweiköpfige Adler mit einem 
weiß und rot wagerecht geteilten Bruft- 
ſchild. Die Landesfarben find Weiß und 
Rot. Vgl. Deede, Die Freie und Hanfe- 
ftabt 2. (2. Aufl. 1854); Beder, Ge 
ſchichte der Stadt. (1782 — 1805, 3Bde.); 
»Zeitſchrift des Vereins fire lübeckiſche Ge: 
ſchichte« (1860 ff.). 

2) Zu Oldenburg gehöriges Fürſtentum 
(j. Oldenburg). 

Luiſenorden, preuß. Prauenorden, 
3. Aug. 1814 von König Friedrich Wil: 
beim III. zur Erinnerung an bie Königin 
Luiſe geftiftet, für hervorragende Bethäti- 
gung ber Buterlande- und Menfchenliebe; 
wird ohne Unterſchied des Standes und 
der Religion an in Preußen geborne 


Frauen verliehen und warb 15. Juli 1850, 
zuletzt 1871 erneuert. 

ungenprobe, ber Berjuch, ob die Lunge 
eines neugebornen Kindes im Wafjer 
ſchwimmt oder nicht, zur Beurteilung, ob 
das Kind nach der Geburt geatmet hat oder 
nicht; wird zur Feitftellung bes Thatbe⸗ 
ftands eines Kindesmords angeftellt. 

Lutheriſche Kirche, die aus ber deut⸗ 
chen Reformation Martin Luthers ber: 
borgegangene Kirche. Sie warb zunächſt 
1530 durch die Augsburgiſche Konfeifton 
begründet und verbreitete fih von Sach⸗ 
fen aus namentlich über Rorbdeutichland, 
Württemberg, Heljen, Baden, Skandina⸗ 
vien, Finnland und die ruffifchen Oſtſee⸗ 
provingen. Die Zahl ihrer Anhänger be: 
trägt jeßt über 30 Mil. Die Bekennt⸗ 
nishhtiften ber Iutberifchen Kirche find 
in dem jogen. »Konfordienbudh« zufam: 
mengeftellt. 

Supemburg ‚ neutraleg Großherzog: 
tum; 2587 qkm, 205,158 Einw. deutſchen 
Stammes, wenn auch Franzöſiſch Die Im: 
gangsiprache ber Gebildeten iſt. Die Be: 
völferung iſt faſt dans katholiſch, und das 
Land bildet feit 1873 ein eignes Bistum. 
Haupftadt: Zuremburg mit 15,954 
Einw. Auf dem Wiener Kongreß 1815 
als jelbftändiges Großherzogtum und deut⸗ 
{her Bundesſtaat Tonftituiert, wurde L. 
dem König der Niederlande ale Entſchä⸗ 
digung für den Verluft der naffauifchen 
Erblande zugeteilt. Stadt und Feſtung L. 
wurden zur Bunbesfeftung erklärt. An 
der belgiſchen Revolution nahm auch L. 
Anteil, und ‚nfeige bes Londoner Traftats 
(ie April 1839) kam der weitliche, franzö⸗ 
ifche Teil des Landes an Belgien, während 
der beutfche Teil bei den Niederlanden ver- 
blieb, zu welchen da8 Großherzogtum im 
Berbältnis ber Perfonalunion fteht, in- 
dem der König der Niederlande zugleich 
Großherzog von L. ift. Diefer Teil, das 
nunmehrige Großherzogtum %, verblieb 
denn auch bis zur Auflöſung bed Deut- 
ſchen Bundes (1866) bei diejem, und die 
Zeitung 2. blieb auch nad) biefem Zeit: 
punft ın den Händen Preußens. Dies 
führte zu Verhandlungen zwifchen Holland 
und Breußen über den Sinwegfal des Bes 
ſatzungsrechts und zu einer Einmiſchung 
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Beanreich, welches mit Holland wegen 
btretung des Großherzogtums unter 
handelte; doch fcheiterte dies Vorhaben 
an dem Widerfprudy ber ypreußiichen 
Regierung, welche ihrerfeit8 burch Ber: 
iht auf das Beſatzungsrecht ben Haupt: 
— aus dem Weg räumte. Durch 
den Londoner Bertrag vom 11. Mai 1867 
wurde hierauf bie Neutralität Luxem⸗ 
burgs beffariert und biefelbe unter bie 
Sarantie ber unterzeihnenden Mächte ge: 
ftellt, zu welchen außer ben Großmächten 
auch Holland, Belgien und yuollen gehör⸗ 
ten. Gleichzeitig wurde die Räumung ber 
Feſtung ſeitens der preußiſchen Truppen 
und die Söhteifung ber ſtungswerke be 
ſchloſſen. Bei dem Deutichen Zollverein ift 
2. jedoch verblieben. Die Verfafiung bed 
Großherzogtums, welches feine gefonderte 
Berwaltunguntereinem vom König⸗Groß⸗ 
Herzog eingefekten Statthalter bat, batiert 
vom 17. Dft. 1848, das Wahlgefeß vom 
28. Mai 1879. Die Stänbeverfammlung 
hat das Mitwirfungsrecht bei ber Gefeß- 
nebung und das Steuerbewilligungsrecht. 
Sie beſteht aus 41bgeordneten, welche von 
den Kantonen in direkter Wahl jeweilig 
auf ſechs Jahre gewählt werden, indem alle 


Luxus — Magna charta. 


drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten 
ausſcheidet. Der Präfibent der Regierung 
ift der Staatsminiſter, welcher zugleich als 
Generaldirektor der auswärtigen Angeles 

enbeiten fungiert. Für die Yinanzen, 
Air bie Juftiz und für bie innere Ver» 
waltung ift je ein Generaldirektor beftellt. 
Ein oberiter Gerichtshof befindet fich in 
der Stabt L., baneben beftehen zwei Ar- 
ronbiffementstribunale, und jeder Kanton 
hat ein Triebendgericht. Das Militär be 
fteht nur aus einem Sägerbataillen und 
einem Gendarmeriekorps. Tas Staats: 
budget pro 1879 wies eine Einnahme von 
7,221,475 Trank und eine Ausgabe von 
6,888,655 Fr. nah. Die zum Zweck von 
Eifenbahnbauten Tontrabierten Staat?- 
anleihen belaufen fih zufammen auf 12 
MU. Fr. Val. Grövig, %, Land und 
Volk in feinen mail politifchen und fo: 
zialen Berhältnifien (1867). 

Luxus (lat.), ber über daß eigentliche 
Bebürfnis hinausgehende Aufwand, ba- 
ber Lurusfteuern, folde Abgaben, 
welche von überflüfjigen Gebrauchögegen- 
ftänden, wie 3. B. von Luxushunden, er: 
hoben werben. N Bilinsfi, Die 
Luxusſteuern (1873). 


M. 


Machiavellismus, |. Politik. 

Machtvollkommenheit, die Summe 
aller Hoheitsrechte des Regenten. 

Madagäskar (bei den Eingebornen 
Noſſindambo, »Land ber wilden 
Schweine«), afrikan. Inſel, von der Oſt⸗ 
küſte durch den Kanal von Moſambik ge⸗ 
trennt; mit den kleinen umliegenden In⸗ 
ſeln 591,964 qkın groß; etwa 2,500,000 
Einw., welche ſich nominell zum Chriſten⸗ 
tum befennen. Hauptſtadt: Tanana⸗ 
riva. Das Land fteht unter ber abfoluten 
Regierung einer Königin. Die Sflaverei 
ift durch Proffamation vom 20. Juni 
1877 abgeſchafft. Ein Konjul des Deut: 
ſchen Reichs Hat in Tamatave feinen 
Mohnfig. Vgl. Sibree, M., Geographie, 
Ethnographie 2c. der Inſel (deutſch 1881). 


Mädchenſchändung, ſ. Unzuchtsver⸗ 
brechen. 

Magifirät (lat.), in neuerer Zeit Be⸗ 
zeichnung bed Kollegiums ber ftädtiichen 
VBerwaltungsbehörde, für welches in 
Frankreich der Ausdruck Munizipali— 
tät gebräuchlich ift, während bort M. einen 
Gerihtsbeamten und Magiftratur das 
Gerihtöwefen und das Gerichts- und 
Stantsbenmtenperfonal überhaupt be: 
zeichnet. 

Magna charta (tat. engl. the great 
charter, »bie große Urfunde«), das 1215 
dem König Johann ohne Land in England 
vom Abel und vom Klerus abgendtigte 
Staatsgrundgejeß, welches jenen beiden 
Ständen das Steuerbewilligungsrecht ge- 
währte u. die Freien vor Strafe ohne Urteil 
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ficherftellte. Die M. c. bildet noch jebt bie 
Grundlage der engl. Staatöverfaflung. 
Magnaten (lat., magno-nati), in Un⸗ 
aarn Bezeichnung ber vornehmften adligen 
Geſchlechter und der Reichswürdenträger, 
die nach der Berfafiung geborne Reprä- 
fentanten bes Landes finb und eine befon- 
dere Kammer (dieMagnatentafel) bil 
den. Zu biefer gehören auch bie oberften 
kirchlichen Würdenträger ber Fatholifchen, 
der griechiſch-katholiſchen und der nicht: 
unierten griechiſchen Kirche und bie Ober: 
gefpane. In Polen begriff man unter M. 
die geiftlichen und weltlihen Senatoren 
oder Rechtsräte und ben hoben Abel. 
Mahnverfahren, das Prozeßverfah⸗ 
ren, welches nach der deutſchen Zivilpro⸗ 
zeßordnung ($$ 628 - 643) auf Antrag 
eines Gläubigers durch den zuſtändigen 
Amtsrichter einzuleiten iſt, wenn es ſich 
um die Zahlung einer beſtimmten Geld: 
fumme oder umdie keiftung einer beftimm- 
ten Quantität andrer vertretbarer Sachen 
oder Wertpapiere handelt; wird eröffnet 
durch Erlaß eines Zahlungsbefehls an ben 


Schuldner, der, wenn ein Widerfpruch | ft 


nicht erfolgt, volftredbar wird. Bal. 
Meyer, Der Zahlungsbefehl (1879); 
Leit, Das M. (1879). 

Maiden speech (engl., ſpr. mehb’n 
ſjpihtſch, »Jungfernrede«), die erſte Nebe 
eines neuen Mitglieds im Parlament. 

Naigeſetze, ſ. Kirchenpolitik. 

Maire (franz., ſpr. mähr, v. lat. ma- 
jor), in Frankreich das Haupt eines Ge⸗ 
meindebezirks, deſſen amtliche Befugniſſe, 
welche fünf Jahre dauern, ſehr verſchie⸗ 
denartig ſind. Er iſt zuvörderſt Richter 
und öffentlicher Ankläger in Polizeiſachen, 
dann Regierungsbeamter, welcher die Ge⸗ 
ſetze, Verordnungen und Beſcheide der Re⸗ 
ierungzur Kenntnis der Gemeinde bringt, 

ie Zivilregiſter verwaltet, bie Wohlfahrts- 
und Sicherheitspolizei ausübt und über: 
haupt bie Interejien des Staats und ber 
Regierung vertritt. Die von ihm aus⸗ 

ebenden Anordnungen bebürfen aber ber 
Beftätigung von fetten ber Oberbehörbe 
und haben daher nur proviforifche Gel- 
tung. Auf ber andern Seite ifP der M. 
auch Rommunalbeamter und hat als fol: 
cher die Snterefjen der Kommune oder ein: 


zelner Mitglieder berfelben bem Staat 
gegenüber zu vertreten, die vom Gemeinde: 
tat verwilligten elber ihrem Zweck gemäß 
zu verwenden und barüber Rechnung ab⸗ 
zulegen, das Kommunalvermögen zu ver: 
walten, bie Rommunalbauten zu leiten 
und ift überhaupt ber Beſchützer und Nat- 
eber ber Gemeinde. Wo e3 die Größe der 
evölferung nötig macht, bat derM. einen 
oder mehrere Adjunften (adjoints). 
Der M., welcher mindeftens 25 Jahre alt 
fein muß, ſteht unter dem Präfekten des 
Departements, welcher ihn zeitweilig ſei⸗ 
ner Befugniffe entheben, aber ohne Zu: 
ſtimmung de8 Dinifteriums nicht abfeßen 
fann. Das 20. San. 1874 von der Ratio: 
nalverfammlung angenommene Maires⸗ 
ejeß weilt Die Ernennung der Maires und 
djunkten in ben Hauptftäbten der De: 
partement?, Arrondifjement? und Kan⸗ 
tone dem Präfidenten ber Republik, in 
den übrigen Gemeinden aber dem Präfef- 
ten zu. Vgl. v. Brafch, Die Gemeinde 
und ihr Sinanzwefen in Frankreich (1874). 
Naiihraumftener, |. Branntwein: 


euer. 

Majeſtät (Tat. Majestas, »hervor⸗ 
tragende Größee, »Würde«), Bezeichnung 
ber höchſten Gewalt und Würde im Staat, 
welche dem Souverän zufieht. In der alt: 
römischen Republif war die Souveränität 
bei dem Volk, welches ebendarum die M. 
für ſich beanspruchen fonnte (majestas 
populi). Nachdem aber die Staatögewalt 
auf bie römiſchen Imperatoren überge- 
gangen war, nahmen biefe die M. für ſich 
in Anſpruch. Wie aber die deutichen Kai: 
fer fi als Nachfolger der letztern betrach- 
teten, jo adoptierten fie auch den Titel M. 
zur Bezeichnung ihrer höchften Würde, 
big die Führung bdesfelben auch den Kö— 
nigen von Sranfreih und England und 
bem türfifchen Sultan zugeitanben warb. 
Später wurde M. der allgemeine und of: 
figielle Titel der Kaifer und ber Könige, 
beren Gemahlinnen ihn ebenfalls führen. 
Außer biefem Titel wird der Ausdruck M. 
aber auch zur Bezeichnung ber höchſten 
ftantlichen Würde gebraucht, weshalb man 
unter Majeftätsrechtendieeigentlichen 
Hoheitsrechte des Monarchen veriteht. Die 
M. in dieſem Sinn fteht jedem Souverin 
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zu, daher Majeftätsverbrechen (ſ. d.) 
jedem Fürſten gegenüber verübt werden 
können. 

Majeſtätsbeleidigung (Majeftäts- 
verletzung, Verbrechen der belei— 
digten Majeſtät, Iat. Crimen laesae 
majestatis), Beleidigung des Landes- 
herrn ober eines Mitglieds der landesherr⸗ 
lichen Familie; nach dem beutichen Reichs: 
ſtrafgeſetzbuch insbeſondere die vorſätzliche 
Thätlichkeit oder Beleidigung, welche an 
dem Kaiſer, dem Landesherrn oder an einer 
andern bundesfürſtlichen Perſon veriibt 
wird. Als ſtraferhöhendes Moment wird 
dabei der Umſtand angeſehen, daß das Ver⸗ 
brechen gegen das Reichsoberhaupt oder 
gegen den eignen Landesherrn oder doch 
während des Aufenthalts in einem Bun⸗ 
besitaat negen den Landesherrn des letz⸗ 
tern verübt wurde, Die Thätlicgflit wird 
alsdann mit lebenslänglichem Zuchthaus 
oder lebenslänglicher Feſtungshaft, in 
minder ſchweren Fällen mit zeitlicher 
Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe nicht un⸗ 
ter 5 Jahren beſtraft, die einfache Be⸗ 
leidigung mit Gefängnis von 2 Mona- 
ten biß zu 5 Jahren oder mit Feftungs- 
haft bis zu 5 Jahren. Ebenfo macht 
es bei der Beitrafung von Thätlichfei- 
ten und Beleidigungen, weldhe an Mit: 
gliedern bundesfürftlicher Häufer verlibt 
wurden, einen wejentlichen Unterjchied, 
ob diefe dem landesherrlichen Haus be 
Staats, welchen der Verbrecher angehört, 
oder in welchem er fich doch gerade auf- 
hält, angehören oder nicht. Auf der an: 
dern Seite ift aber auch die Beleidigung 
des Landesherrn oder de Negenten eine? 
‚nicht zum Deutichen Reiche gehörigen 
Staat? mit Strafe bedroht. Freilich ift 
hier die Strafe eine weit geringere; auch 
jet die Beftrafung voraus, daß in dem 
andern Staat nach veröffentlichten Staats⸗ 
verträgen ober nach Geſetzen dem Deut: 
jchen Reich bie Gegenfeitigfeit verbürgt 
ift; zudem tritt die ftrafrechtliche Verfol- 
‚gung nur auf Antrag der auswärtigen Re⸗ 
gierung ein. Endlich wird auch bie einem 
beglaubigten Gefandten zugefügte Belei- 
digung nicht mit der gewöhnlichen Strafe 
dieſes Vergehen, jondern auf Antrag des 
Beleidigten mit Gefängnis oder Feſtungs⸗ 


Haft bis zu einem Jahr beftraft. Bat. 
Deutſches Reichsſtrafgeſetzbuch, 55 94 ff. 
Majeſtätsverbrechen (Staatsver: 
breden, politifhes Verbrechen, lat. 
Crimen majestatis), ein verbrecherifcher 
Angriff gegen den Staat oder das Staats⸗ 
oberhaupt. Die moberhe Strafgeſetz⸗ 
gebung hat jedoch dieſen allgemeinen Be- 
griff aufgegeben, und das deutiche Straf: 
aefegbuch (55 88—104) insbeſondere be- 
Ichränft ſich Darauf, die Einzelverbrechen, 
welhe man unter jenem Begriff zuſam⸗ 
menzufafjen pflegt, zu normieren und mit 
Strafe zu bedrohen. Dabei handelt es fich 
zunächſt um die Erhaltung der Integrität 
des Deutfchen Reichs jelbit und derjenigen 
Einzelftaaten, welche zu diefem gehören. 
Hier werden bie Verbrechen des Hochver⸗ 
rats (ſ. d.), des Landesverrats (ſ. d.) 
und der Majeſtätsbeleidigung(ſ. d.), 
welch letztere man zuweilen als M. im 
engern Sinn bezeichnet, mit ſtrenger Strafe 
bedroht. Die Erwägung aber, daß der 
heimiſche Staat in ſeiner völkerrechtlichen 
Stellung dem Ausland gegenüber durch 
Angriffe auf auswärtige befreundete Staa⸗ 
ten gleichfalls gefährdel werde, führte dazit, 
auch feindliche Handlungen gegen 
befreundete Staaten, db. h. folde 
Handlungen, welche fi), wenn fie gegen 
einen Bundesfürften ober einem Bundes: 
ftaat gegenüber begangen worben wären, 
als Hocverrat oder Landesverrat darſtel⸗ 
fen würden, mit einer (freilich gerin= 
gern) Strafe zu bedrohen, ebenfo aud) 
die Beleidigung bes Landesherrn oder des 
Regenten eines nicht zum Deutichen Reiche 
gehörigen Staats, desgleichen die Belei- 
digng eines beglaubigten Geſandten 
oder Geſchäftsträgers einer auswärtigen 
Macht. Die ſtrafrechtliche Verfolgung tritt 
aber in ſolchen Fällen nur auf beſondern 
Antrag ein. | 

Maſeſtätsverletzung, |. Majeftäts- 
beleibigung. 

Majdr (frarz.), Dienftprädifat der un: 
terftien StabSoffiziercharge, in ber Regel 
Befehlshaber eines Bataillons; in der 
Anrede oft »Oberfiwachtmeifter« genannt. 

Majorenn (Iat.), großjährig, mündig. 


Maivrennität, Großjährigfeit, Mün- 


digkeit. Majorenniſieren, einen 


— — —— 








Majorifieren 
Minberjä rigen für großjährig erflären 
Alter 


Majorifieren (neulat.), überſtimmen; 
ein namentlich dann gebräuchlicher Aus⸗ 
‚brud, wenn eine Majorität (ſ. d.) von der 
Stimmenmehrheit, über welche fie verfügt, 
in rückſichtsloſer Weiſe Gebrauch macht. 
In diefem Sinn erklärte 3.8. zur Zeit 
des vormaligen beutfchen Bundestags die 
preußiihe Krone wiederholt, daß ſie fich 
durch die Kleinſtaaten, welche ihran Stim⸗ 
menzahl, aber keineswegs an Macht über: 
legen waren, nicht majorifieren laſſe. 
Mojorität (neulat.), Mehrheit, die 
Stimmenmehrheit, nantentlich bei 
Abftimmungen und Wahlen. Man un: 
terfcheidet dabei zwifchen abfoluter und 
relativer Cinfaher) M., je nachdem es 
fih um die Mehrheit der fänıtlichen abge: 
gebenen Stimmen Home ober je nach: 
dem für einen Wahlfandibaten oder für 
eine Anfiht nur mehr Stimmen abge: 
geben worben find als für jeden ber übri⸗ 
gen Kanbdibaten ober für die Übrigen gel: 
tend gemachten Anfichten oder geftellten 
Anträge. So wird z. 2. für die Wahl 
eined Abgeorbneten in ber Regel abjolute 
Mehrheit ver fämtlichen in bem betreffen: 
. ben Wahlfreisabgegebenen gültigen Stim⸗ 
men verlangt, ' insbefondere bei der 
Mahl eines deutfchen Reichetagoabgeg 
neten (Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869, 
$ 12). Hat ſich dabei eine abſolute M. 
nicht herausgeſtellt, find alfo 3. B. von 
6000 gültigen Stimmen 2900 auf A, 
2000 auf B und 1100 auf C entfallen, jo 
kommt es nur zwifchen A und B zu einer 
fernern, zur fogen. engern Wahl (Stich: 


wahl). Bei Stimmengleichheit entjcheidet 
das 208. Ebenſo werden im Reichstag 


ſelbſt die Beſchlüſſe nach abfoluter Stim⸗ 
meine het geiaht, doch iſt zur Gültig: 
feit der Beihlußfaflung die Anwefenheit 
der M. der gejeklichen Anzahl (397) der 
Mitglieder ertorderlic Am Bundesrat da⸗ 
gegen erfolgt a bien ohneRück⸗ 
ſicht auf die Zahl der anweſenden Mitglie⸗ 
der regelmäßig nach einfacher M. Übrigens 
pflegt man mit M. auch diejenigen Ab⸗ 
geordneten zu bezeichnen, deren Stimmen 
bei einer Abſtimmung bie m ge⸗ 
bildet haben, oder bie in gewiſſen Ange⸗ 


— Mandat. 


Tegenheiten zufammen ftimmen und ba> 
duch die Stimmenmehrheit erzielen. In 
diefem Sinn fagt man b B. von einer 
Regierung, fie habe in der Kammer bie 
M. für fi, oder von einem Abgeordneten, 
er ſtimme mit der M. bes Haufes; und 
in ebendiefem Sinn ſpricht man auch von 
einem Majoritätsbeichluß. Über den 
Gegenſatz zwiſchen Majoritäts- und Auto: 
ritätsprinzip vgl. Autorität. 

Malzaufſchlag, |. Braufteuer. 

Mancheſterpartei (Mancdhefter- 
Thule, Mandeftertum), urfprünglich 
eine politifche Partei in England, welche 
ſich nad) der Stadt Mancheiter (ipr. männ- 
töefte) nannte und die freihänbferifchen 
Intereſſen gegenüber ber altenglifchen 
Grundariftofratie vertrat. Sie ging aus 
der Anti-Cornlaw-League hervor, welche 
unter Cobdens Führung die Befeitigung 
der Kornzölle herbeigeführt hatte. In 
Deutfchland bezeichnet man, Daran anknü⸗ 
pfend, 18 Mancheftertheorie biejenige 
Theorie, welche den ſtaatlichen Schuß mög: 
lichſt auf den Rechtsſchutz beſchränkt und 
im übrigen ber Selbithilfe freien Spiel: 
raum gelaffen haben will. Auch werben 
als Mankheftermänner nicht jelten Die 
Anhänger der deutſchen Freihandelspartei 
bezeichnet, welche namentlich den ftaatli- 
hen Schuß für Handel und Induftrie in 
der Form von Schußzöllen ablehnen (ſ. 
Handelsfreiheit). 

Mandarin (von ben Bortugiefen aus 
dem jansfritifchen mantrin, »Natgeber«, 
gebildet), europäifche Benennung der chi⸗ 
neſiſchen Staatöbeamten. 

Mandãt (lat.), Vollmacht. Mandats⸗ 
kontrakt, ek Be netten, 
Übereinfommen, mittelft beffen jemand 
(Mandatar) die Beforgung von Angele: 

enheiten für einen andern (Mandant) 
uͤbernimmt, fei e8 einer einzelnen Angele- 

enheit (Spezialmanbdat), fei es über- 
lt von allen Gefchäften desfelben (Ge: 
neralmandat, Generalvollmadit); 
allgemeine landesherrliche Verordnung; 
richterliche Verfügung, Durch welche auf 
einfeitiges Anbringen des Klägers der Ge⸗ 
genparkei etwas befohlen oder geboten wird, 

aber Manbatsprozeß, jummarifcher 
Prozeß, welcher mit einem folchen M. 
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beginnt (f. Mahnverfahren). Auch den 
Auftrag, welcher einem Abgeordneten zur 
Vertretung feiner Wähler von biefen eben 
durch die Wahl erteilt wird, pflegt man 
als M. zu bezeichnen, wie man denn 3. B. 
von einem Reihstagamanbat fpricht. 

Manifeſt (lat.), öffentliche Kundgebung, 
insbefondere einer Staatsregierung, eines 
Monarchen über ergriffene oder zu ergrei⸗ 
fende Maßregeln. Im Seerecht veritebt 
man unter Di. das gerichtlich beglaubigte 
Sertififat über geladene Güter, wie es 
namentlich in Kriegszeiten ausgefertigt zu 
werden pflegt. 

Manifefationgeid, ſ. Offenba- 
rungseid. 

Manus mortua (lat.), Tote Hand. 

Marchöse (ital., ſpr. »teie), ſ. v. w. 
Marquis; Marchösa, Marquiſe; vgl. 
Marquis. 

Marechal (franz., fpr. ⸗ſchall), Huf: 
ſchmied, Marſchall; M. de camp, Gene: 
ralmajor; M. de France, Marichall von 
Frankreich, |. v. w. Feldmarſchall. 

Marine (ſranz.), das geſamte Seewe⸗ 
fen eines Staats. Dabei wird zwiſchen 
ber Kriegs marine und ber Handels⸗ 
marine unterſchieden, je nachdem die⸗ 
ſelbe als Staatsanſtalt für kriegeriſche 
Zwecke, namentlich für die Verteidigung 
des Landes und für den Schutz ſeiner An⸗ 
gehörigen, beſtimmt, oder je nachdem ſie 
unmittelbar dem Handel und dem Ber: 
kehr dienftbar und im Befig von Priva- 
ten befindlich ift. Im Deutichen Reid) ins⸗ 
bejondere bildet die Kriegsmarine einen 
Teil der Kriegsmacht bes Reichs; fie ift 
eine einheitliche und jteht unter dem Ober⸗ 
befehl bes Kaiſers. Die deutſche Kriegs⸗ 
marine zerfällt in die Flotte und in 
bie Seewehr. Die erftere ift beftändig 
um Kriegödienft bereit, ebenſo wie das 
Hehenbe Deer es ift. Dagegen ift die See- 
wehr, entſprechend ber Landwehr, nur zur 
Unterftüßung ber Flotte beſtimmt. Die 
feemännifche Bevölferung des Neichs ift 
nämli vom Dienft im Landheer befreit, 
Dagegen zum Dienft in ber Taiferlichen 
M. erpflächtet Die aftive M. beſteht aus 
Seeleuten von Beruf, d. h. ſolchen Perſo⸗ 
nen, welche bei dem Eintritt in das dienſt⸗ 
pflihtige Alter mindeftens ein Jahr auf 
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deutſchen Handelsſchiffen gedient oder die 
Seefiſcherei ſo lange gewerbsmäßig betrie⸗ 
ben haben, ferner aus dem Schiffshand⸗ 
werks⸗ und Maſchinenperſonal und end⸗ 
lich aus ben Marinetruppen (Seebatail⸗ 
lon und Seeartillerie). Eine geſetzliche 
Feſtſtellung der Präſenzſtärke hat für die 
M. nicht — dieſe richtet ſich 
vielmehr lediglich nach dem Bedürfnis und 
nach der borganbenen feemännifchen Be⸗ 
völferung. Sie ift ausſchließlich von der 
Beftimmung des Kaiferdabhängig. Ebenfo 
beruht die Drganifation der M. auf kai⸗ 
ferliher Verordnung. Als Organ zur 
Ausübung bes Oberbefehls und ber Ma⸗ 
rineverwa tung, bie in andern großen See: 
ftaaten einem befondern Marinemini: 
fterium unterftellt ift, fungiert die faifer- 
lie Admiralität, mit einen Chef an 
der Spige (f. Admiral), unter weldyer die 
Stationskommandos der Nord: und Oft- 
fee ftehen. Reichskriegshäfen ſind ber 
Kieler Hafen und ber Jadehafen (Wil: 
helmshaven). Die Marineoffiziere 
erfallen in Klaggoffiziere (Admiral, 
— Konteradmiral), Stabs⸗ 
offiziere (Kapitän zur See, Korvetten⸗ 
fapitan), Kapitänleutnants und 
Subalternoffiziere (Leutnants und 
Unterleutnants). Die Mannfchaften zer- 
fallen in2Matrofendivifionen (See 
leute) zu Kiel und Wilhelmshaven, 2 
Werftdivifionen ebendaſelbſt (Ma⸗ 
ſchiniſten, Handwerkerperſonal, Werftar⸗ 
beiter), die Schiffsjungenabteilung 
in Friedrichgort zum Zweck der Heran- 
bildung von Matrofen und Interoffizie- 
ren und das Seebataillon mit dent 
Stab fowie 4 Kompanien in Kiel und 2 
Kompanien in Wilhelmshaven. Dasielbe 
ift vorzugsweife für den Wacht: und Gar: 
nifonsdienft in den Darineetabliffements 
und für den Wachtdienft an Bord ber 
Kriegsfchiffe beſtimmt. ALS Marinever- 
waltung&behörben find bie beiden Sta⸗ 
tionsintendanturen in Kiel und Wil- 
helmshaven zu nennen. Werften beftehen 
in Danzig, Kielund Wilhelmshaven. Eine 
Marineafademie und Marinefchule ift 
in Kiel errichtet, woſelbſt fich auch eine 
Maſchiniſten-⸗, Steuermanns: und Tor: 
pedoſchule befindet. Auch die deutjche 
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Seewarte (ſ. b.) in Hamburg iſt ber kai⸗ 
ferlichen Abmiralität unterftellt (ſ. De u t⸗ 
ſches Reich und die Notizen über die 
Kriegsmarine in den Artikeln über die ein⸗ 
zelnen Seeſtaaten). Vgl. Werner, Das 
Buch von der beutfchen Flotte (1874); Bü⸗ 
tow, Die Faiferlich deutiche M. (1878 ff.). 
Mark, altdeutich, |. v. w. Grenze (auch 
Markung), daher Markflein, Grenz 
fein; dann f. v. w. Grenzbezirk, nament⸗ 
lich im Deutichen Reich Name der nad) 
und nad) den Slawen, Ungarn und an⸗ 
bern Nachbarvölfern entrifjenen Gebiete, 
die unter Markgrafen ftanden: Ofter: 
reich, Norbfachlen, Brandenburg, Ufer: 
marf, Neumark, Meißen, Laufig, Schles- 
wig, Mähren, Steiermarf ꝛc.; jebt Name 
kleinerer geſchloſſener, einer Gemeinde ges 
. höriger Bezirk, daher Markgenoſſen, 
Markordnungen x. 

Markt, Einheit des beutihen Münz⸗ 
ſyſtems. Da aus dem Pfund fein Gold 
1395 M. geprägt werden, jo bedeutet eine 
M. ein Quantum von (0,358423 g fein 
Gold, und eine M. ift demnach a) in Gold⸗ 
valuten: *%/os Thlr. der frühern Bremer 
Währung, — 1 Fr. 23,457 Cent. franzöfi: 
fcher, belgifcher, italienifcher und ſchweize⸗ 
rifher Goldwährung, 0,238213 Doll. 
ober 23,891 Cents nordamerikaniſcher 
Währung, — 0,0489489 Pfd. Sterl. eng: 
Yifcher Währung, — 8/0 Krone oder 88°/ 
Dre neuer ffandinavifher Währung 
(Schweden, Norwegen und Dänemarf); 
b) in Silbervaluten (dabei nach ber geſetz⸗ 
lichen Rebuftionsnorm 1M. = Vs Thlr. 
im a: "hs Fl. ober 35 Kr. 
(52%/ -Guldenfuß), = Ya öfterreichifcher 
TI. oder 50 Neufreuzer (45:Gulbenfuß), 
— (0,58783895 Fl. nieberländifcher Wäh⸗ 
rung, = 0,3087088 Rubel ober 30,871 Ko: 
peken, = 0,5196077 Kompanierupien oder 

8 Annas 3,765 Pias britifch- oftindifcher 
Währung. Als Silbermünze ift 1 M. ein 
Quantum von 5 g fein Silber, Raub: 
gewicht 5% &, demnach = 9 Sgr. frühe: 
rer preußifcher Währung, und das Ver- 
bältnis des Goldes zum Silber ift wie 
1:13"9/a0 ; bei ber Umrechnung von 1Thlr. 
—ZM. ift das Verhältnis wie 1:15"/a. 

Mortkebrief,j. Kaperei. 

Markenſchutz, die ausſchließliche Be- 

Staaislexikon. 
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rechtigung eines Gemerbtreibenden zur 
Führung von Zeichen (Fabrik⸗ ud Wa⸗ 
renzeihen), weldhe zur Unterfcheidung 
feiner Maren von denen andrer Gewerb: 
treibenden auf ben Waren felbft oder auf 
deren Berpadung angebracht werben, wo: 
fern diefe Zeichen oder Marken zum Ein- 
trag in das Handeldregifter des zuftändi- 
en Gerichts angemeldet find. Vgl. Deut- 
—* Reigegeet über den M. vom 30. 
Nov. 1873 (Reichsgeſetzblatt, ©. 143 ff.), 
herausgegeben von Landgraf (1875). 

Marketender (v. ital. merchtante, 
»Kaufmann«), PBerfonen, die den Trup⸗ 
pen ins Feld folgen, um ihnen allerlei 
fonft nicht erreichbare Gegenftände zu lie⸗ 
fern; im deutſchen Heer nur Leute bes 
Beurlaubtenftands, welche Sold und Ver: 
pflegung der Soldaten erhalten und den⸗ 
jelben Geſetzen wie diefe unterworfen find. 

Markgraf(Marchio), feit Karld. Gr. 
der Befehlshaber in einem Grenzbezirf 
(j. Mark) mit herzoglichen Befugnifjen; 
die Würbe der Marfarafen war Bit dem 
11. Jahrh. erblich, jeit dem 12. Jahrh. 
veihsfürftlich; zulebt gab e8 neun Mark⸗ 
graffchaften in Deutſchland. 

Marktpolizei, ſ. Bolizei. 

Marokko (bei ben Arabern Magrib el 
Aksa, »der äußerſte Weſten«), Kaiſertum 
auf der Nordweſtküſte Afrikas, ca. 672,300 
qkm mit etwa 6 Mill. Einw., meiſt Mo⸗ 
hammedanern. Hauptftädte: Fes mit ca. 
150,000 und Marotfo mit 40—50,000 
Einw. Das Land ſteht unter der abfolu: 
ten Herrichaft eines Sultand. Ein deut⸗ 
fcher Minifterrefident ift in Tanger an 
der Meerenge von Gibraltar ftationiert. 
Bol. Soltbammer, Note geogra- 
phique et commerciale sur l’empire du 
M. (1878); Conring, M. (1880). 

arquis (franz, ſpr.⸗kih, dv. mittel- 
lat. marchensis, »Markgrafe), in Frank: 
reich ein Hoher Adelstitel, welchen ber 
König verlieh oder beftätigte, wenn je- 
mand Beliger einer zum Marquifat 
erhobenen Herrichaft war. Die weibliche 
Form ift Marquise. Der M. fteht zwi⸗ 
jhen Comte und Duc, wie in Spanien 
ber Marques und in yralien ber Mar- 
chese. Der Abel bes Kaiſerreichs hatte 
diefen Titel nicht. In Engan führt ihn 
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außer bem eigentlichen M., welcher nach 
bem Herzog und vor dem Grafen rangiert, 
ber ältefte Sohn eined Duke. 

Marſchall (Marſchalk, von »mare, 
maere«, Roß, und »schalk., Knecht), ur: 
ſprünglich Aufſeher über Pferde, im 
Deutſchen Reich unter den ſächſiſchen Kai⸗ 
fern Oberſtallmeiſter (Comes stabuli, 
connstable); dann eind ber Erzämter 
mit ber Obliegenheit, bei feierlichen Gele⸗ 
genheiten für Aufrechterhaltung ber Ord⸗ 
nung zu forgen, dem Kaifer das Schwert 
vorzutragen ⁊c.; dann auf militärifche 
Chargen übergegangen (Feld mar⸗ 
ſchall), in Deutſchland und in Frankreich 
höchſte militärifche Würde N Marechal). 
Hofmarſchall, Oberaufleher über die 
fürftliche Hof- und —— Auch 
heißt M. ein bei Feſtlichkeiten mit Füh⸗ 
rung eined Zugs 2c. betrauter Mann. 

Maffefuratar (Maffeverwalter), 
j. Konkurs. 

Matrikel (Iat.), fchriftliches Verzeich⸗ 
nid von Perſonen oder Leiftungen; auf 
Univerfitäten das Verzeichnis der Studies 
renden, daher immatrifulieren, in 
dies Verzeichnis eintragen, unter bie 
Zahl der Studenten auneßmen. Auch 
das Verzeichnis der einer Pfarrſtelle über⸗ 
wieſenen Einkünfte wird M. genannt. 
Die deutſche Reihsmatritel war das 
Verzeichnis der Reichsſtände mit Angabe 

ihrer Beiträne zu den Neichsbebürfnijlen; 
an ihre Stelle trat zur Zeit bes vormali- 
gen Deutichen Bundes die Bundesma: 
trifel. Auch für den Norddeutſchen Bund 
und für das neue Deutfche Reich ift der 
Ausdrud Matriflularbeiträge beibe- 
halten worden zur Bezeichnung derjenigen 
Geldbeiträge, welche von den einzelnen 
Bundesftaaten nad, Maßgabe ihrer Bes 
völferungszahl zur Dedung ber gemein: 
famen Reichsausgaben erhoben werden, 
infoweit die leßtern nicht durch jelbftän- 
dige Reichseinnahmen gebedit werben. 
Das Unbillige diejer Ropfteuer liegt na⸗ 
mentlich darın, daß die kleinern Staaten 
mit einer durchſchnittlich Ärmern Bevölke⸗ 
rung dadurch härter getroffen werden als 
die Staaten mit einer durchfchnittlich rei- 
chern Bevölkerung. Daher ift die Beſeiti⸗ 
gung ber Matrikularbeiträge eine längft 


Marihall — Maulkorbgeſetz. 


und HN geltend gemachte Forde⸗ 
rung. Auch der Reichäfanzler fuchte der⸗ 
jelben durch Erhöhung der Tabakfteuer 
und durch ben neuen Solar von 1879 
gerecht zu werden, um jo bie direften Ein- 
nahmen des Reichs zu erhöhen und bie 
Matritularbeiträge gänzlidy zu befeitigen. 
Die Fortſchrittspartei Dagegen wollte Das 
Steuerbewilligungsteht bes Reichstags 
durch bie jährliche Bewilligung der Ma⸗ 
trifularbeiträge erhalten und baber bie 
legtern zwar beibehalten, aber einen ge 
rechtern Berteilungsmaßftab herbeiführen. 
Die Nationalliberalen waren mit der Bes 
feitigung der Matrifularbeiträge zwar ein- 
verftanden, wollten aber Tonttitutionelle 
Garantien jhaffen und das Steuerbewilli- 
ungerecht des Reichdtags wahren, indem 
he die Erhebung einiger Zölle und indiref- 
ten Steuern (Kaffee, Salz) von ber jähr= 
lichen Bewilligung des Reichdtags abhän- 
gig zu machen fuchten. Das Zentrum aber 
verftand fich dazu, die neuen Zölle und 
Steuern gegen Annahme bes Franden- 
ſteinſchen Antrags (f. d.) zu bewilligen, 
und infolge des legtern wurben bie Ma- 
trifularbeiträge beibehalten mit ber Bes 
ftimmung, daß berjenige Mehrbetrag, 
welcher an Zöllen und an Erträgnifien 
der Tabakſteuer über den Betrag von 130 
Mill. Mk. pro Jahr einfommen würde, 
nad der Kopfzahl der Bewohner unter 
die Einzelflaaten zu verteilen fei. Im 
Reihshaushaltsetat pro 1880—81 waren 
die Matrifularbeiträge mit 81,670,950 
ME. veranichlagt. Im Etat pro 1881—82 
find103,288,523 ME. Matrifularbeiträge, 
alfo rund 221 Mill. mehr eingeftellt, eine 
Erböhung, welche ſich namentlich aus der- 
jenigen bes Militäretats infolge ber Mi- 
litärgefegnovelle von 1880 erklärt (I. 
Deutſches Reich). 
Matritularbeiträge, |. Matrikel. 
Matrofen, Seeleute zur Bedienung 
des Schiffs, je nach der Dauer ihrer Dienft- 
eit als befahrene, halb befahrene (Leicht:, 
Sungmattofen) und Ausläufer. oder un: 
efabrene M. bezeichnet. 
Maulkorbgejeß, jatiriiche Bezeichnung 
eines Gefetentwurfs, welcher 1879 bem 
deutjchen Reichstag vorgelegt wurbe und 
eine Befchränfung ber ebefreibeit (f. d.) 











Mayor — Medlenburg- Schwerin. 


bezwedte. Das M., welches das Maß ber 
Nebefreiheit von ber Ontiheibung einer 
parlamentariſchen Kommiſſion abhängig 
machen wollte, wurde jedoch abgelehnt. 
Mayor (engl., ſpr. meh'r), in England, 
Irland und den Vereinigten Staaten die 
oberſte Magiſtratsperſon einer Stadt, 
welche aus den Mitgliedern des Stadt⸗ 
rats mit Stimmenmehrheit auf ein Jahr 
gewählt wird und zugleich die polizeiliche 
Gewalt ausübt. In den Städten London, 
Dublin und York führt ber M. während 
feiner Amtszeit den Titel Lord-Mayor. 
Medlenburg :» Schwerin, Großher⸗ 
ogtum und Bundesſtaat des Deutſchen 
Reichs, 13,306 qkm mit 576,827 meift 
evangelifch=luther. Einwohnern, Haupt- 
flabt: Schwerin mit 30,219 Einw. Die 
beiden (Öroßbergogtümer Medlenburg: 
Schwerin und Medlenburg-Stre: 
Yi$ (f. unten, ©. 357) ſetzen ſich aus 
folgenden Beftandteilen zufammen: aus 
den Ländern der Herzöge zu Mecklen⸗ 
burg, der Herrfchaft Stargard, ber Herr⸗ 
ſchaft Roftod, der Grafſchaft Schwerin, 
ben Landen ber Bifchöfe zu Schwerin und 
derjenigen zu Ratzeburg unb endlich bem 
Gebiet der ehemaligen Fürften von Wen 
den. Das urfprüngliche Stammland ift 
das Herzogtum Medlenburg, mit weldem 
bie Herrſchaften Stargard und Roftod, 
bie Grafſchaft Schwerin und das wen- 
diſche Land nach und nad) vereinigt wur⸗ 
ben. Ein Teilungsvertrag vom 3. März 
1621 trennte biefe Lande in bie beiben 
Herzogtümer M. und Medlenburg-Gü- 
ſirow. Da jedoch beide Teile eine gemein: 
fame landftändifche Verfaffung behielten, 
wurde audy an der frühern Einteilung 
in drei Kreife feftgehalten, indem man 
zunächſt den ſchwerinſchen Anteil, zu 
welchem namentlich das eigentliche De 
zogtum Medlenburg und die Grafſchaft 
Schwerin gehörten, den medlenbur- 
giisen Kreis nannte. Zu Medlen- 
urg⸗Güſtrow gehörten insbeſondere die 
Herrichaft Stargard, ber größere Teil des 


Bürentung enden unb der größere 
eil der Herrſchaft Roftod. Die Herr- 
[haft Stargard warb nun als ſtar⸗ 


arbifcher, die Übrigen zu Mecklenburg⸗ 
üſtrow gehörigen Befigungen bagegen 
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wurben als wendifcher Kreis bezeich 
net. Diefe drei Kreife werben noch jebt 
für die landſtändiſche Verfaſſung ver bei- 
ben Großherzogtümer unterfchieden. Aus⸗ 
gefchloffen von jener Einteilung blieb aber 
die Stadt Roftod mit ihrer ländlichen 
Umgebung. Sie blieb den beiden Linien 
M. und Medienbung= Süftroi gemein: 
ſchaftlich. Sm Weſtfäliſchen Frieden wurde 
die Stadt Wismar mit zwei Amtern an 
Schweden abgetreten, während mit dem 
Dergogkum M., welches dieſer Verluſt traf, 
bie Bistümer Schwerin und Rateburg als 
abgejonberte Fürftentümer vereinigt wur: 
ben. Mit dem Erlöfchen der Güſtrowſchen 
Linie 1695 wurden beren Sande zwar . 
zunähft mit M. vereinigt, allein in dem 

amburger Bergleich wurden ber jüngern 
inie des Haufes Schwerin der flargar: 
diſche Kreis des Dergogtume Güftrow und 
das Fürftentum Ratzeburg überwiefen, 
das jetige Großherzogtum Medlenburg: 
Strelit. Nachdem 1803 Wismar von 
Schweden zurüdgegeben worden und beide 
Häufer 1815 den großherzoglichen Titel 
angenommen hatten, beiteht nun das 
Großherzogtum M. aus dem Herzogtum 
Mecklenburg oder dem mecklenburgiſchen 


Kreis, dem wendifchen Kreiß des Herzog: 
tums Güftrow, dem Fürftentum Schwe⸗ 


rin, der Herrſchaft Wismar und bem Ro: 
ftoder Diſtrikt. 

Verfaſſung. BeideSroßherzogtümer, 
beren jeweilige Verfaſſung die einer Erb⸗ 
monardie ift, an deren Spike der Großher: 
309 (»Rönigliche Hoheit«) ſteht, haben noch 
jet einen gemeinfamen Landtag. Diele 
gemeinfame landſtändiſche Verfaffung iſt 
durch den landesgrundgeſetzlichen Erbver⸗ 
gleich vom 18. April 1755 geregelt, wozu 
dann noch die fogen. »Patentverorbnung« 
vom 28. Nov. 1817 gekommen ift, welche 
eine fompromiflarifche Inſtanz zur Ent- 
ſcheidung von Streitigkeiten zwijchen Re⸗ 
gierung und Ständen einfehte. Für M. 
wurde 10. Okt. 1849 ein bejonderes 
Staatsgrundgefeß zuftande gebracht, wel: 
ches aber auf eine Klage ber Ritterfchaft 
bin durch Schiedsſpruch vom 11. Sept. 
1850 für nichtig erflärt ward. Gleich— 
geil wurde ber Landeserbvergleich von 
755 wiederum für das geltenhe Landes⸗ 
2 % 
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grundgeſetz erklärt. Verſchiedene Verfuche, 
diefen mit ben modernen Rechts- und 
Berfaffungszuftänden in Deutfchland nicht 
zu vereinigenden Zuſtand zu befeitigen, 
waren big jet ohne Erfolg. So bilden 
bie Landftände ber beiden Großherzog: 
tümer feit 1523 eine gemeinfame Körper: 
fchaft, eine aus der Ritterfchaft und aus 
der ſogen. Landſchaft hervorgehende Lan: 
desunion. Dieſe beiden Abteilungen 
pliebern fi wiederum nad) dem med: 
enburgifchen, wendiſchen und flargarbi- 
[hen Kreis. Außerhalb ber ftändifchen 
werfaflung ftehen das Fürftentum Rabe: 
burg und die Stäbte Wismar, Ludwigs: 
luft und Neuftrelig, welche alfo nicht auf 
dem gemeinfchaftlichen Landtag vertreten 
find. Die Ritterfchaft, welche zugleich 
die Bauern und Hinterjaffen repräfen- 
tiert, ſetzt ſich aus ben Befigern der Rit⸗ 
tergüter zufammen, deren Zahl im med: 
Yenburgijchen und wendiſchen Kreis 638, 
im flargardifchen Kreis 62 beträgt. An 
ber Spitze ber Ritterfchaft ftehen brei Erb⸗ 
landmarſchälle, je einer für jeden ber brei 
Kreife. Zu ber Landſchaft, welde bie 
Stabtbemohner vertritt, gehören 47 land⸗ 
tagsfähige Stäbte: die Stadt Roſtock, 20 
Städte im medlenburgifchen, 19 im wen 
difhen und 7 im flargarbifchen Kreis, 
welche durch die Bürgermeifter vertreten 
werden. Das Direktorium ber Landichaft 
führen die drei »Vorberftäbtee: Güſtrow 
für ben wendiſchen, Parchim für den 


medlenburgifhen und Neubrandenburg 


für ben ftargardifchen Kreis. Für bie 
Ritterſchaft treten zur Bildung des Diref- 
toriums zu den drei Sanbmarthällen acht 
Landräte hinzu. Jeder Gutöbefiter hat 
dasſelbe Stimmrecht wie jede einzelne 
Stadt, doch kann die Landſchaft zu einer 
bejondern Beichlußfaffung zuſammentre⸗ 
ten. Die Landtage werden alljährlich ab: 
wechjelnd in den Städten Sternberg und 
Malchin auf Berufung der beiden Landes⸗ 
herren abgehalten. In der Zwiſchenzeit, 
ſolange der Landtag nicht verſammelt iſt, 
vertritt ein engerer Ausſchuß von I Mit: 
gliedern, beftehend aus 2 Lanbräten, 4 
landſchaftlichen und 3 ritterſchaftlichen De: 
putierten, die Geſamtheit ber Ritterſchaft 
und Landſchaft. Sitz dieſes permanenten 


Mecklenburg⸗Schwerin. 


Kollegiums ſowie eines engern Ausſchuſſes 
für die Spezialangelegenheiten der Rit⸗ 
terſchaft zu Roſtock. Zur Verhandlung 
wichtiger und eiliger Sonderangelegen⸗ 
heiten eines einzelnen Großherzogtums 
werben auch zuweilen fogen. Konvoka⸗ 
tiondtage burh Einberufung berStände 
bes betreffenden Großherzogtums gebildet. 
Verſchieden bavon find die fogen. Depu⸗ 
tationstage, welche ohne Einberufung 
ſeitens des Landesherrn von ben Ständen 
felbft gebildet werben und über gemein- 
fameAngelegenheiten auf allgemeinen Lan⸗ 
des⸗, Kreis⸗ ober Amtsfonventen beraten. 
An ber Spige der Staatsverwal— 
tung von M. insbeſondere fteht das 
Staatöminifterium, welches fich aus den 
Borftänden der vier Einzelminifterien für 
das Auswärtige und für das großherzog- 
liche Haus, für das Innere, für die Finan⸗ 
zen und für die Juſtiz zufammenfegt. Mit 
dem Minifterium ber Juſtiz find befondere 
Abteilungen für die geiftlichen Angelegen⸗ 
heiten, joweit folche nicht vor den Ober: 
kirchenrat gehören, für das Unterrichts⸗ 
weſen und für die Medizinalangelegen⸗ 
heiten verbunden. Der Oberkirchenrat, 
welcher als oberſte kirchliche Behörde fun⸗ 
giert, fteht direft unter dem Oroßherzog 
Ebenſo ift das Militärbepartement, we 
ches für die Militärverwaltung beftebt, 
unmittelbar dem Regenten unterftellt. 
Unter der Oberaufficht des Minifteriumsß 
des Innern fungieren als Bolizeibehörben 
in den landesherrlichen Domänen die Dos 
manialämter, inden ritterfchaftlichen Gü- 
tern die Gutsherrſchaften und ritterfchaft- 
lihen Polizeiämter, in den Kloftergütern 
die Klofterimter und in ben Städten und 


e 
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ſtädtiſchen Kämmereigütern die Stadtma⸗ 


giftrate. Sonftige GSemeinbeverbände fom- 
men überhaupt nicht vor. 

Juris Für bie beiden Großherzog: 
tümer bejteht ein gemeinfames Oberlan- 
beögericht zu Roftod. In M. fungieren 
drei Tandgerichte und zwar in Schwerin 
für die Amtsgerichtsbezirke: Boitzenburg, 
Dömitz, Gadebufch, Grabow, Grevesmüh- 
len, Jagenow, Krivig, Lübtheen, Ludwigs⸗ 
luſt, Neuſtadt, Parchim, Rehna, Schwe⸗ 
rin, Wismar und Wittenburg; in Gü⸗ 
ſtrow für die Amtsgerichtsbezirke: Brüel, 
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Bübow, Dargun, Goldberg, Güftrom, 
Krafow, Laage, Lübz, Maldin, Mal: 
how, Neufalen, Penzlin, Blau, Röbel, 
Stavenhagen, Sternberg, Teterow, Wa⸗ 
ren und Warin, und in Roftod für die 
Bezirke ber Amtsgerichte zu Doberan, 
Gnoien, Kröpelin, Neubufow, Ribnib, 
Roſtock, Schwaan, Sülze und Teffin. 

Heer. Die mecklenburgiſchen Truppen 
ſind auf Grund einer mit Preußen 19. 
Dez. 1872 abgeſchloſſenen Militärkonven⸗ 
tion in den Etat und in die Verwaltung 
ber königlich preußiſchen Armee mit auf: 
genommen. Das Großherzogtum Mt. ftellt 
a3 Füfilierregiment Nr. 90, ein Süger: 
Bataillon Ver. 14, die Dragonerregimenter 
Nr. 17 und 18 und mit Medlenburg: 
Strelig zufammen dad Grenabierregi- 
ment Ser. 89 fowie, ebenfalls mit Died 
lenbunng: Stvelib zufammen, 4 Batterien 
des bolfteinifchen Yeldartillerieregiments 
Nr. 24. Infanterie und Kavallerie gehö- 
ren der 17. Divifion (Schwerin) und mit 
ber Artillerie dem 9. deutſchen Armee: 
korps (Altona) an. | 

Sinanzen. Ein eigentliched allgemei- 
nes Staatsbudget befteht in M. nicht. Der 
Regierungsaufwand wird vielmehr von 
ber landesherrlihen Finanzverwaltung 
ohne Mitwirkung der Stände beitritten 
und fol fih etwa um die Summe von 
12 Mi. ME. bewegen. Zur Beſtrei⸗ 
tung der Koftendergroßherzoglichen Haus: 
und Hofhaltung ift ein Domänenfompler 
(Oausbaltögüter) beitimmt. Dazu fommt 
dann eine lanbesherrlich = ftändifche Fi- 
nangverwaltung, bei welcher Die Sand: 
ftände konkurrieren, beren Etat ſich in 
Einnahme und Ausgabe um die Summe 
von 2,049,170 ME., inkl. 37,500 ME. für 
Sculdentilgung, bewegt. Endlich befteht 
auch noch eine rein ftändifche Finanzver⸗ 
waltung für beſondere Koſten der ſtändi⸗ 
ſchen Vertretung, die aber nur über ver⸗ 
hältnismäßig geringe Mittel verfügt. Die 
Staatsſchulden betrugen 1879 im 
landesherrlichen Etat 15,518,750 Mk., 
für die landesherrlich-ſtändiſchen Kaſſen 
5,272,260Mk., alfoinSumma20,791,000 
Mk., welchen 32,785,000 ME. Aktiva ge⸗ 
genüberſtanden. 

Das mecklenburgiſche Staats wappen 


enthält ſechs Felder und einen Mittelſchild; 


die erſtern enthalten die Wappenzeichen 
von Mecklenburg (ſchwarzer, gekrönter 
Stierkopf mit ſilbernen Hörnern auf gold⸗ 
nem Grund), von Roſtock, Schwerin, 
Ratzeburg, Stargard, Wenden; der Mit: 
telſchild, zur Hälfte rot, zur andern Hälfte 
olden, zeigt das Wappenzeichen ber Graf: 
* Schwerin. Das Wappen wird von 
einem Stier und einem Greif gehalten 
und von der Königskrone bedeckt. Die 
Landesfarben ſind Rot, Gelb und Blau; 
die Landesflagge iſt blau, weiß und rot, 
wagerecht geteilt. 
um Bundesrat des Deutſchen Reichs 
entſendet M. zwei Bevollmächtigte, zum 
deutſchen Reichsſtag ſechs Abgeordnete. 
Vgl. Raabe, Mecklenburgiſche Vater: 
landskunde (1857 - 63, 3 Bde.); Boll, 


Abriß der mecklenburgiſchen Landeskunde 


(1862); Wiggers, Das Verfaſſungs⸗ 
recht im Großherzogtum M. (1860); 
Derſelbe, Die mecklenburgiſche Verfaſ⸗ 
ſungsfrage (1869); »Die mecklenburgiſche 
Verfaſſungsfrage, deren Geſchichte und 
gegenwärtiger Stand« (1877). 
eillenburg⸗Strelitz, Großherzog: 
tum und Bundesſtaat des Deutſchen 
Reiche, 2930 qkm mit 100,269 meift 
evangelifch=luther. Einwohnern. Haupt: 
ftadt: Neuftrelig mit 9400 Einw. Das 
Großherzogtum beſteht aus ber ehema- 
tigen Herrihaft Stargard (Herzogtum 
Strelitz) und aus dem Fürftentum Rabe 
burg. Die Serfaflung iſt die einer Erb: 
monardie, an deren Spike der Großher: 
309 (»Königliche Hoheite) flieht. Die bei: 
den mecklenburgiſchen Großherzogtümer 
haben einen gemeinſamen dandtag wel⸗ 
her den urſprünglichen feudalen Charak⸗ 
ter bewahrt hat (f. oben, S. 355). Die 
oberften Verwaltungsbehörden find das 
Staatsminijterium und die Landesregie⸗ 
rung in Neuftrelik. Die oberfte Kirchen: 
behörde des Landes ift das dortige Kon— 
fiftorium. Ein gemeinfhaftliches Ober: 
Iandeögericht für die beiden Großherzog: 
tümer iſt in Roftod errichtet. Das Land: 
gericht für M. befindet ſich in Neuſtre— 
li, welches die Amtögerichtöbezirke Feld: 
berg, riebland, See, Mirow, 
Neubrandenburg, Neuftreliß, Stargard, 
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Strelitz, Woldegk und das Amtsgericht 
für das Fürſtentum Ratzeburg zu Schön⸗ 


berg umfaßt. Über die Finanzverhältniſſe 
bes Staats find zuverläflige Angaben 
nicht in die Offentlichkeit gebrungen; die 
Staatoſchuld fol fich auf 6 Mill. ME. be 
laufen. Zum beutfchen Bundesrat ent: 
jendet das Großherzogtum einen Bevoll⸗ 
mädtigten, und ebenfo ift e8 im deutſchen 
Reichstag durch einen Abgeordneten ver: 
treten. Über Militärverhältnifie, Landes: 
farben, Wappen, Litteratur vgl. Med: 
lenburg: Schwerin. 

Mediation (lat.), Vermittelung, na 
mentlich auf dem biplomatifchen Gebiet. 
Mediateurlfranz., ipr.töpr), Vermittler. 

Mediatifieren (lat., »mittelbar ma⸗ 
dene), einen bisher felbftändigen Staat 
der Landeshoheit bes Fürſten eines ans 
bern Staats unterwerfen. Der Ausdrud 
M. hängt mit ber frühern Reichsunmit⸗ 
telbarkeit zufammen. Bis zur Auflöfung 
bes vormaligen Deutfchen Reichs war 
nämlich der Unterfchied zwifchen reichs⸗ 
unntittelbaren und mittelbaren 
Reichdangehörigen von der größten Be⸗ 
deutung, Man verftand unter ben leb- 
tern alle diejenigen, welche außer Kaifer 
und Reich noch einem Territorialherrn 
unterworfen waren, während bie reichs⸗ 
freien Städte, bie geiftlichen und welt 
lichen Kurfürften, Fürſten, Grafen und 
Herren, welche bireft unter dem Kaiſer 
ftanden, ebenfo wie bie reichöfreie Ritter- 
ſchaft reichdunmittelbar waren. Im Luũne⸗ 
viller Frieden wurde nun das ganze linke 
Rheinufer an Frankreich abgetreten und 
die Bu ne: derjenigen Reichsfür⸗ 
ften, weldye dort Befitungen verloren, da⸗ 
duch bewirkt, bag man bie fämtlichen 
geiftlihen Territorien weltlichen Ländern 
einverleibte (»fäfularifierter). Nur ber 
urfurge gretanuer (Mainz) blieb von 
den geiſtlichen Fürften beit, indem fein 
erzbiichöflicher Stuhl von Mainz auf Re: 
gensburg Übertragen ward. Außerdem 
wurden aber noch Die meiften freien Reiche: 
ftäbte »mebiatifiert«, d. h. aus reichsun⸗ 
mittelbaren zu mittelbaren Stäbten ge- 
madht, indem man fie jeweilig einem welt- 
lihen Territoriunt einverleibte. Die Zahl 
der Reichsſtädte (ſ. d.), welche bis dahin 
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51 betrug, ſchmolz bamals auf 6 zufam- 
men. Diefe Mediatifierung fand in 
dem Reichöbeputationshauptichluß vom 
25. Febr. 1803 ihren Abſchluß. Die Aufs 
löfung bes Deutichen Reichs aber, welche 
mit der Begründung bes Rheinbunbs un⸗ 
ter dem Proteltorat Napoleons I. und mit 
der Nieberlegung der deutſchen Kaijer- 
krone feitens des Kaiſers Franz II. vor 
fi) ging, brachte weitere Veränderungen, 
für welche ebenfalls ber Ausdrud » Me 
biatifierungen« gebraucht wurbe, obgleich 
bie Reichszentralgewalt Dintpeggeiollen 
und damit der Unterſchied zwiſchen Reichs⸗ 
unmittelbaren und Reichömittelbaren ge⸗ 
enſtandslos geworben war. Die gefamte 
Reichsritterſchaft ſowie viele Reichöftände, 
. B. die Fürften von Bentheim, die Gra⸗ 
En von Kaftell, Erbach, Giech, die Fürften 
von Fürftenberg, * enlohe, Leiningen, 
Löwenftein, Pappenheim, Sayn und Witt⸗ 
genſtein, Schönburg und Schwarzenberg, 
wurden damals mit ihren Beſitzungen 
verſchiedenen Rheinbundsfürſten unler⸗ 
worfen. Einige Fürſten, der Herzog von 
Arenberg und die beiden Salm, verloren 
während ber Rheinbundszeit, andre, der 
St von ber Leyen und ber Fürft von 
jenburg=Birftein, während des Kriegs 
mit Frankreich ihre Selbftändigkeit. A 
biefe Fürften und Herren werden Me⸗ 
diatifierte genannt, wie man benn 
auch, obwohl raid unrichtig, e8 als 
Mebdiatifierung bezeichnete, als nachmals 
zur Zeit bes Deutfchen Bunbes die Fürſten 
von Hohenzollern ihre Souveränitäts- 
rechte an Preußen abtraten und ihre Län⸗ 
ber der preußiichen Monarchie einverleibt 
wurden. Die durch die Mebiatifierungen 
zu Anfang des Jahrhunderts Setroffenen 
erhielten in ber deutſchen Bunbesafte 
(Art. 14) die Zuſicherung, daß ihre fürft- 
lichen und gräflichen Häufer zu dem hohen 
Abel Deuttähfanbs gerechnet werden foll- 
ten, und daß ihnen das Recht ber Eben 
bürtigfeit (j. d.) gefichert bfeiben folle. 
Spätere Bundeöbelhlüffe fiherten ben 
Fürſten das Präbifat »Durchlaucht« und 
ben Häuptern der vormals reichsſtändi⸗ 
ſchen gräflichen Semilien das Prädikat 
»Crlauchte zu. Außerdem wurben ben 
Mebdiatifierten folgende Rechte garantiert: 
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Die unbeichränfte Freiheit, ihren Aufent- 
halt in jedem zu dem Bund gehörigen 
ober mit bemfelben in Frieden lebenden 
Staat zu nehmen, ein Vorrecht, welches 
mit ber nunmehrigen allgemeinen reis 
zügigfeit gegenſtandslos geworden ilt. Fer⸗ 
ner ſollten die Familienverträge der Me⸗ 
diatiſierten aufrecht erhalten werden, in⸗ 
dem ihnen das Recht der Autonomie, 
d. h. die Befugnis zugeſichert ward, über 
ihre Güter- und Familienverhältniſſe, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Sou⸗ 
veräng, gültige Beſtimmungen zu treffen. 
Hierfür find jetzt bie Sanbeägelee der 
einzelnen deutſchen Staaten maßgebend. 
Die den mediatifierten Fürften und Gra- 
fen für fi und für ihre Familien garan- 
tierte Befreiungvon ber allgemeinen Wehr: 
pflicht ift auch in dem Bundes: haare 
Geſetz vom 9. Nov. 1867, betreffend bie 
Verpflichtung zum Kriegsbienft, aner- 
kannt. Für Diejenigen Mitglieder der 
fürſtlichen und gräflichen Häufer, welche 
vormals nicht nur reihsunmittelbar wa⸗ 
ren, fondern auch die Reichsſtandſchaft 
bejaßen, d. h. Sitz und Stimme auf dem 
Reichstag hatten, ift übrigens die Bezeich⸗ 
nung »Standeöherren« üblich geworden; 
im engern Sinn bezeichnet man fo bie 
Häupter jener Familien. Die Bunde 
afte hatte ihnen noch einen privilegierten 
Gerichtsſtand fowie die Ausübung der 
bürgerlichen Rechtöpflege und der Straf⸗ 
gerichtsbarkeit in erjter und, wo bie Be⸗ 
figung groß genug, auch in zweiter In⸗ 
ſtanz jowie Die Ausübung ber Forſtge⸗ 
richtsbarkeit zugeſichert; Doch ſind die 
Überbleibſel dieſer Gerechtſame durch das 
deutſche Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. 
Jan. 1877 beſeitigt, welches den privile⸗ 
gierten Gerichtsſtand überhaupt aufhebt 
und nur bie ſtaatliche Gerichtsbarkeit an⸗ 
erkennt. Endlich ſind auch die Zuſiche⸗ 
rungen, welche den Standesherren in An⸗ 
ſehung der Ausübung der Ortspolizei und 
der Aufſicht in Kirchen⸗ und Schulſachen 
erteilt worden waren, durch die moderne 
Geſetzgebung als hinfällig anzuſehen. 
. Überhaupt bedarf das Verhältnis der Stan- 
desherren, nachdem mit ber Auflöſung bes 
Deutſchen Bundes der völlerrechtliche Ver: 
trag, auf welchen fich ihre bevorzugte Stel- 
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lung gründete, erlofchen ift, ber ander: 
weiten Regelung durch bie Gefebgebung 
derjenigen Staaten, welden bie betref- 
fenden mebiatifierten Häufer angehören. 
Dies ift wenigitens bie Anficht des deut- 
ſchen Bundesrats, und in biefem Sinn 
ift neuerdings in Preußen mit der geſetz⸗ 
lichen Regelung ber Rechtöverhältnifie des 
vormaligen Herzogtums Arenberg: Mep⸗ 
pen begonnen worden. Hervorzuheben iſt 
endlich noch, daß den Standesherren in den 
Staatöverfaffungen ber deutſchen Ränder 
regelmäßig bie erbliche Mitgliedſchaft in 
der Erfien Kammer eingeräumt it. Val. 
außer ben Ehrvü cern des deutſchen 
Staatsrechts: Vollgraf, Die deutſchen 
Standesherren (1823); Vahlkampf, 
Die deutſchen Standesherren (1844); »Die 
Sielung ber beutichen Standesherren feit 
1866« (2. Aufl. 1870); Heffter, Son- 
berrechte ber jouderänen u. vormals reich? 
ſtändiſchen Häufer Deutfchlands (1871). 

Medizinalfollegium, ein zum Zeil 
aus Medizinern, zum Teil wohl aud) aus 
Berwaltungsbeamten beitehendes Kolle- 
gium zur Beauffihtigung der öffentlichen 
Geſundheitspflege, Erftattung von Gut: 
achten u. dgl., wie z. B. bag Reichsgeſund⸗ 
heitsamt bes **— Reichs. 

Medizinalpfuſcherei Medikaſte rei), 
Ausübung ärztlicher Funktionen ohne 
ſtaatliche Genehmigung. Dieſche war in 
Deutſchland bis in die neueſte Zeit mit 
Strafe bedroht und iſt es nach dem öſter⸗ 
reichiſchen Strafgeſetzbuch (FF 343 ff.) 
noch jetzt. Für das Deutſche Reich dage⸗ 
gen iſt durch die Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 die Gewerbefreiheit auch 
auf die ärztliche Praxis ausgedehnt, und 
nur biejentgen Medizinalperſonen, welche 
ſich als Arzte ober mit gleichbebeutenben 
Titeln bezeichnen, ober welche feitens bes 
Staats oder einer Gemeinde als ſolche an⸗ 
erfannt ober mit amtlichen Funktionen 
betraut werben follen, bedürfen einer 
ftaatlihen Approbation. Das beutiche 
Strafgeſetzbuch kennt daher ein Berge 
hen der M. nicht, doch iſt nach demſelben 
($ 360, Nr. 8) das unbefugte Führen 
eines ärztlichen Titels ftrafbar. 

Medizinalpolizei, |. Geſundheits⸗ 
polizei. 
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Meeting (engl., ipr. mihting), in Eng: 
land und Nordamerifa Berfammlung, 
welche zum Zweck ber Beratung über einen 
Gegenftand von allgemeinem, beſonders 
politifchem oder fozinlem, Intereſſe abge⸗ 
halten wirb. 

Brchrheit, f. Majorität. 

Meineid, Verlegung ber Eidespflicht, 
wurde von demältern Recht ald Religions: 
verbrechen aufgefaßt und in der peinlichen 
Gerichtsordnung Karls V. (fogen. »Caro- 
lina«) mit dem Berluft der Schwurfin= 

er beitraft. Die moderne Geſetzgebung 
iebt in dem M. ein Verbrechen wider 
Treue und Glauben, und das beutfche 
Reichsſtrafgeſetzbuch insbefondere behan⸗ 
delt den DE. als ein beſonderes Verbrechen 
(Abſchnitt 9), indem es dabei folgende 
Unterſcheidungen macht ($$ 153—163): 
ABM. im engern Sinn wirb ber in einem 
Zivilprogeß von einer Partei wiffentlich 
falſch — Eid mit Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren beſtraft. Dieſelbe Strafe 
trifft denjenigen, welcher wiſſentlich ein 
falſches Zeugnis oder Gutachten ae 
eritattet, und die Strafe iſt eine no 
härtere, wenn bie fragliche Ausfage in 
einer Strafſache erftattet wurde und für 
den Angefchuldigten einen fchweren Nach: 
teil zur Folge Kate. Wiſſentlich falfche 
Berfiherung an Eides Statt wird mit Ge⸗ 
fängnis von 1 Monat bis zu 3 Jahren be= 

rat, alfo 3. B.ein falſches Handgelöbnis 
u. bgl. Die Verleitung zum M. wird mit 
Zuchthaus bis zu d Jahren und bie Verlei- 
tung zur wiſſentlichen Abgabe einer fal- 
chen Berficherung an Eides Statt mit Ge 
fängnis bis zu 1Jahr beſtraft. Ein fahr: 
läſſiger Falſcheid iſt in dem Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch mit Gefängnis bis zu 1 Jahr be⸗ 
droht. Wurde in einem Fall der letztern 
Art die falſche Ausſage bei der Behörde, 
bei welcher ſie abgegeben worden, wider⸗ 
rufen, bevor eine Anzeige gegen den Thäter 
erfolgte, oder eine —— gegen 
ihn eingeleitet, bevor ein Rechtsnachteil 
für einen andern aus der falſchen Ausſage 
entftanben ift, fo tritt Straflofigfeit ein, 
während unter denfelben Borausfehungen 
bei einem eigentlichen M. die Strafe we- 
fentli) ermäßigt wird. Ebenfo tritt eine 
jolche Strafermäßigung dann ein, wenn 
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es ſich um eine Verlegung ber Eidespflicht 
ſeitens eines Zeugen oder Sachverftändt- 
gen handelt und die Angabe der Wahrheit 
gegen biefen jelbft eine Verfolgung wegen 
eined Verbrechens oder Vergehens nad) 
fih ziehen Tonnte, ober wenn der Ausſa⸗ 
gende bie falfche Ausſage zu Gunften einer 
Perſon erftattet hat, rückſichtlich welcher er 
bie Ausſage ablehnen durfte, ohne über bie 
Ablehnungsrechte belehrt worden zu fein. 

Meiningen⸗Hildburghauſen, ſ. Sach⸗ 
ſen⸗-Meiningen. 

Deifibegün igte Staaten, ſ. Zoll. 

Meiilo, ſ. Mexiko. 

Mömoire (franz., ſpr. moahr), Dent- 
ſchrift, beſonders über eine ſtaats⸗ ober 
völferrechtlihe Frage Memoiren (ipr. 
moabren), Denfwürdigfeiten, Aufzeichnuns 
gen von Selbfterlebtem; beſonders zahl⸗ 
reich in der englischen (feit Eliſabeth) und 
in ber franzöſiſchen Kitteratur (jeit Lud⸗ 


wig XI.). 
Meuſhenraub (lat. Plagium), das 
Verbrechen desjenigen, welcher ſich eines 
Menſchen, durch Liſt, Drohung ober Ge⸗ 
walt bemächtigt, um ihn in eine hilfloſe 
Lage zu verſetzen und darin preißzugeben, 
oder um ihn in Sklaverei, Leibeigenſchaft 
ober in auswärtige Kriegs⸗ oder Schiffs⸗ 
dienſte zu bringen. Das Verbrechen iſt 
mit dem Bemächtigungsakt, d. h. damit 
vollendet, daß der Thäter den andern un⸗ 
ter die eigne Macht unterwirft, ſo daß 
jenem die freie Selbſtbeſtimmung entzo⸗ 
en wird. Die Strafe iſt nach dem deut: 
Ken Reichsſtrafgeſetzbuch (F 234) Zucht: 
haus von 1—15 Sahren. Das Straf: 
geſetzbuch ftellt aber mit dem M. noch das 
Vergeben besjenigen zufammen, welcher 
eine minbderjährige Perſon durch Liſt, 
Drohung oder Gewalt ihren Eltern oder 
Vormund widerrechtlich entzieht, obwohl 
hier das ſtrafbare Moment nicht ſowohl 
in der agreibeitsentgiehung als vielmehr 
in ber Vereitelung ded Erziehungs und 
Aufſichtsrechts der Eltern oder beren Stell: 
vertreter Tiegt, jo daß die That immerhin 
ftrafbar bleibt, wenn fie auch mit Einwil- 
ligung bes Minderjährigen gefhah. Die 
Strafe ift nad dem deutſchen Strafges 
jegbuch ($ 235) Gefängnis von 1 Tag 
bis zu 5 Sahren und, wenn bie Hand⸗ 
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lung in der Abſicht geſchieht, um die min⸗ 
derjaͤhrige Perſon zum Betteln oder zu 
gewinnfüchtigen oder unſittlichen Zwecken 
oder Beichäftigungen zu gebrauchen, Zucht⸗ 
baus bis zu 10 Jahren. Dagegen fällt 
eine bloße widerrechtliche Entziebung der 
Freiheit nicht unter den Begrii bes Men: 
ſchenraubs (f. Sefangenhaltung). 

Merkauntilſyſtem, die im 17. und 
18. Jahrh. herrichende volfswirtichaftliche 
Theorie, welche ben Vollswohlitand als 
das Refultat weifer Regierungsmaßregeln 
betrachtete und ebenbeshalb namentlich auf 
ſtaatlichen Schuß der inländiſchen Indu⸗ 
ſtrie bedacht war. Die Merkantiliſten, 
wie Colbert, Friedrich d. Gr. u. a., ſahen 
den Reichtum eines Volks vorzugsweiſe 
in dem größtmöglichen Vorrat baren 
Geldes, welches im Beſitz desſelben be⸗ 
findlich. Dieſe Theorie wurde von den 
Phyſiokraten und zwar namentlich von 
Adam Smith mit Erfolg bekämpft. Die 
dermalige Zollpolitik des Fürſten Bismarck 
nähert ſich dagegen wiederum dem M. 

eßbrief, amtliche Beſcheinigung über 
ben Raumgehalt eines Schiffs (ſ. Schiffs⸗ 
vermeſſung). 

Meſſen (Bandelsmeffen) entſtan⸗ 
den aus den mit Ablaß verbundenen alten 
Kirchenmeſſen, an die ſich Jahrmärkte an⸗ 
ſchloſſen, und erlangten große Bedeutung, 
inſofern durch dieſelben ferne Länder mit: 
einander in Verkehr traten. Gegenwärtig 
haben ſie jedoch infolge der veränderten 
Handels⸗ und De enreberältnili und 
der vervollflommneten Kommunikations⸗ 
mittel an Bedeutung verloren. Meß: 
freiheiten, Befreiung von Zöllen und 
Abgaben, beſchleunigtes Verfahren bei 
een x. Für gewilfe Ge⸗ 
gen ande (Tuch, Leber) gibt es bejondere 

Tür jede Mefje beiteht eine Meß: 
ordnung fowie eine Art von Meßrecht 
für ben Handelsverkehr zwiſchen ven Meß⸗ 
bejuchern. An ben letten Tagen ber M., 
ben Zahltagen, finden die Abrechnungen 
ftatt. Die wichtigften deutfchen M. end 
bie zu Leipzig und Frankfurt a. M., de 
nen fich die zu Braunjchweig und Franf- 


furt a. O. anſchließen; von außerdeutſchen H 


bie zu Beaucaire in Frankreich, zu Dief- 
fina, Sinigaglia und Bergamo in Italien, 


Bremen Gingang arena bat. 


361 


zu Peſt in Ungarn, zu Niſhnij Nowgorod 

ın Rußland; von außereuropäifchen bie 

gu Zanta in Agypten, zu Mekka in Ara⸗ 
ien, zu Kiachta in Sibirien. 

Meter (franz. Metre, »Stab«), Län: 
genmaß des franzölifhen und nunmehr 
auch des deutſchen Dezimalſyſtems. Ein 
M. — 100 Zentimeter (Neuzoll), = 1000 
Millimeter (Strih); 10 M., = 1 Deka⸗ 
meter (Reite), IVO M. = 1 Heftometer, 
1000 M. — 1 Kilometer. Ad Urmaß 
gilt nach der deutfchen Maß» und Ge- 
wichtsordnung vom 17. Aug. 1868 (Bun: 
besgefeßblatt, S. 473 ff.) derjenige Pla⸗ 
tinftab, welcher im Belig ber Füniglich 
preußifchen Regierung fich befindet, 1863 
durch eine preußifchfranzöfiiche Kommif- 
fion mit dem zu Paris aufbewahrten 
Mötre des archives verglichen und bei 
der Temperatur bes fchmelzenden Eifes 
gleich 1,00000301 M. befunden worden ift. 
Für die Flächenmaße bildet das Qua— 
Dratmeteroderder Quadratſtab, für 
die Körpermaße aber dad Kubifmeter 
ober der Kubikſtab die Grundlage. Die 
Einheit ift der taufendfte Teil des Kubik— 
meters und beißt das Liter (f. b.). 

Methodiften (griech.), chriſtliche Reli⸗ 

ionspartei, welche in der engliſchen Hoch⸗ 
irche entſtand und von John Wesley und 
George Whitefield 1729 gegründet warb. 
Die Bezeihnung M. rührt baber, weil 
die Anhänger biefer Sekte nach »der in 
ber Bibel aufgeftellten Methode« leben 
wollen. Gemeinfames Beten und Leſen 
ber Bibel, Häufige Abendmahlöfeier, Ber: 
fündigung des Evangelium! dem unmij- 
enden Volk, Beſuch und Belehrung der 
Kranken, ftrenge feelforgerifche überwa⸗ 
Sun des einzelnen find Haupteigen= 
tümlichfeiten de Methodiſsmus, wel: 
cher in verfchiedene Sekten zerfällt und 
namentlih in England, Nordamerika, 
in Württemberg, in ber Schweiz und in 
al. 
Safoby, Hand bes Methodismus 
(2. Aufl. 1855). 

Metropäle (grieh., Metropolis), 
Mutterftadt von Kolonien; Hauptftadt, 
auptfig. Metropolit (Metropoli: 
tan), Erzbiſchof; auch Pfarrer an einer 
Sauptfirce. 
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Meudelmord, ſ. Morb. 

Meuterei, gemeinfame Auffehmung ber 
Untergebenen genen ihren Vorgeſetzten, 
welche bei dem Militär, dem Sciffsvolt 
unb bei Gefangenen für befonbers ftrafbar 
erflärt if. Das deutſche Militärftrafge: 
ſetzbuch beitraft wegen M. diejenigen An- 
gehörigen des Heers oder ber Kriegsma⸗ 
rine, welche eine gemeinichaftliche Verwei⸗ 

erung des Gehorſams oder eine gemein 
—* iche Widerſetzung ober Thätlichkeit 
gegen ben Vorgeſetzten verabreden; ebenſo 
wird auch derjenige mit Strafe bedroht, 
welcher, obgleich er von einer M. glaub: 
hafte Kenntnis erhielt, gleichwohl zur 
Verhütung berfelben eine rechtzeitige An: 
eige unterläßt, während umgekehrt ben 
ei einer M. Beteiligten Straflofigfeit zu: 
gefichert wird, wenn fie rechtzeitig von ber: 
jelben Anzeige erjlatten. Ferner gehört bie 
Beſtimmung ber für bie beutichen Kauf: 
fahrteifchiffe ergangenen Seemannsorb: 
nung bierber, wonad) mehrere Schiff- 
leute, welche es auf Verabredung gemein- 
chaftlih unternehmen, den Schiffer (Ka⸗ 
pitän) ober einen andern Borgefegten durch 
Gewalt oder Drohung mit Gewalt oder 
burd) Verweigerung der Dienfte zur Vor: 
nahme oder zur Unterlaflung einer dienft- 
lihen Verrichtung zu nötigen, mit Ge⸗ 
fängnisftrafe bis zu A Jahren bedroht 
werden. Gleiche Strafe trifft diejenigen, 
welche es unternehmen, dem Schiffer oder 
einem andern Borgefegten durch Gewalt 
oder dur ‚Debrobung mit Gewalt Wider: 
ftand zu leiften oder denſelben thätlich an⸗ 
Augreiten. Endlich beftraft dag Reicheftraf- 
glebbug diejenigen Gefangenen wegen 

., welche ſich zuſammenrotten und mit 
vereinten Kräften das Beamten⸗ und Auf⸗ 
ſichtsperſonal angreifen oder es unterneh⸗ 
men, dieſes zu Sandlun en oder Unter: 
lafjungen zu nötigen, ober endlich mit 
vereinten Kräften einen gewaltfamen Aus⸗ 
bruch unternehmen. In ſolchen Fällen 
tritt Gefängnisfirafe von 6 Monaten 
bis zu 5 Jahren und gegen biejenigen, 
welche babei Gewaltthätigfeiten gegen bie 
Anitaltsbeamten oder gegen das Aufſichts⸗ 
perfonal verübten, Zuchthausſtrafe bis zu 
10 Jahren ein. Dal. Deutihes Militär: 
ſtrafgeſetzbuch vom 20. Juni 1872, $$ 103 
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bis 105 ; Deutfche Seemanndorbnung vom 
27. Dez. 1872, 88 89— 92, und Deutiches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, F 122. 

Mexito (ipr. mehhito, Mejiko, Esta- 
dos unidos de Mejico), Föderativrepu⸗ 
blik im füdlichften Teil von Nordamerika, 
1,921,240 qkm mit 9,686,777 Einw. und 
zwar teild Indianern, teild (Ys) Weißen, 
teils Mifchlingen. Der Geſamtſtaat zer- 
fällt in 27 Einzelftaaten, ben von ber 
a ern verwalteten Bunbesbdi- 

rift (Distrito federal), d. h. die Bun⸗ 
dehauptftadt M. (ca. 250,000 Einw.) 
mit ihrer Umgebung, und das Territorium 
Nieberkalifornien. Nachdem das von Na⸗ 
poleon ILL inizenierte Kaijerreich M. mit 
ber Beicjiebung bed Kaifers Marimilian 
ein trauriges Ende genommen (Februar 
1867), wurde bie republifanifche Verfaſ⸗ 
fung vom 5. Febr. 1857 in ihrem ganzen 
Umfang wieberhergeftellt. Die ausuͤbende 
Gewalt liegt Hiernady in ben Hänben bes 
Präfidenten der Republif, welcher auf 
vier Jahre gewählt wird. Im all bes 
Tobes oder bei Verhinderung besfelben 
tritt der Präfident des oberften Gerichts: 
hofs, deſſen Mitglieder auf ſechs Jahre ge 
wählt werden, als Vizepräfident ber Re⸗ 
publik an feine Stelle. Die geſetzgebende 
Gewalt wird von dem Kongreß — 
der ſich alljährlich verſammelt. Dieſe par⸗ 
lamentariſche Körperſchaft zerfällt in zwei 
Kammern, ben Senat und bie Deputier: 
tenfammer. Die 56 Senatoren werden 
auf vier Jahre gewählt, indem jeder Staat 
avei Mitglieder für den Senat entfendet. 

agegen iſt die Wahlperiode der Depu: 
tierten eine nur zweijährige. Die Zahl 
berjelben iſt 227. Die Deputierten werden 
vom Volk in direfter Wahl gewählt. Das 
Kabinett des Präfidenten beitebt aus ben 
Sekretären für die auswärtigen Angele 
genbeiten, für Inneres, für Juſtiz und 

nterricht, für Die Sinanzen und für den 
Krieg. An ber Spike ber Rechts⸗ 
pilege fteht ber oberfte Gerichtshof ber 

epublif. In ähnlicher Weife haben bie 
einzelnen Bunbesftaaten je einen Gouver: 
neur, einen Staatsfongreß und einen 
oberiten Gerichtshof. Die pinanzen 
der Republik befinden ſich infolge ber fort- 
währenden innern Unruhen und Kämpfe 
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in einer traurigen Verfaſſung, und die 
von dem Präfidenten Juarez 1859 ver⸗ 
fügte Einziehung der Kirchengüter bat 
in diefer Hinficht eine bauernde Abhilfe 
nicht gebracht. Nach dem Staatshaus- 
baltsetat pro 1880—81 waren die Ein- 
nahmen auf 17,811,125, die Angaben 
auf 23,128,218 Doll. veranfchlagt; bie 
Staatsfhuldbelieffih auf119,232,270 
Do. Die Armee hatte eine Stärfe 
von 1512 Offizieren und 23,318 Mann: 
Ihaften. Das Wappen ber Republik 
befteht aus einem Nopal (einer kaktusar⸗ 
tigen Pflanze) auf einem Stein, auf wel- 
chem ein Abler mit ausgebreiteten Flügeln, 
eine Schlange tötend, ſich niebergelaffen 
bat. Die Nationalflagge beiteht aus brei 
Iotrechten Streifen: grün, weiß und rot. 
Bol. Arnim, Das heutige M. (2. Aufl. 


1869, 2 Bde.); Ratel, Aug M. (1878). |% 


Mikado, |. Kapan. 

Mildernde Umſtünde (franz. Circon- 
stances att&nuantes), beſondere thatſäch⸗ 
liche Verbältnifje, welche in einem gege- 
benen Straffall die That in jo mildem 
Licht ericheinen laſſen, baß Die bafür ge⸗ 
ſetzlich beſtimmte Strafe als zu hart er- 


ſcheinen würde. Nach dem deutſchen Reichs⸗ 


ſtrafgeſetzbuch mu bie Strafe beim Vor⸗ 
handenſein mildernder Umſtände gemin⸗ 
dert werden, wenn es ſich um eigentliche 
Verbrechen handelt, während fie —**— 
ſetzt werden Tann, wenn ein bloßes Ver⸗ 
gehen mit mildernden Umſtänden vor- 
liegt. Bei welchen Delikten m. U. über: 
haupt zu berüdfichtigen find, ift im Straf: 
geſetzbuch ausdrücklich angeneben, während 
dasjelbe die Frage, —8* Momente als 
m. U. aufzufaſſen ſind, nicht entſcheidet, 
ſondern ihre Beantwortung für den ein⸗ 
zelnen Fall dem richterlichen Ermeſſen 
anheimgibt. So wird z. B. derjenige, 
welcher bereits zweimal als Dieb im 
Inland beſtraft wurbe, bei dem drit⸗ 
ten Diebſtahl mit Zuchthaus von 1—10 
ren betraft. Liegen aber m. U. vor, 
iſt z. ® ber Wertbetrag des Geftohle: 
nen nur ein ganz geringer, fo kann auf 
Sefängnisftrafe von 3 Monaten bis zu 
5 Jahren beruntergegangen werben. Wo 
Geſchworne über bie Schuldfrage zu ent- 
ſcheiden haben, gebührt ihnen auch bie 
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Entſcheidung über die Frage, ob m. U. 
anzunehmen find oder nicht, fo nament⸗ 
lid nah ber beutichen Strafprozeßord⸗ 
nung ($ 295). Nicht zu verwechleln mit 
ben mildernben Umftänden finddieStraf- 
milberungsgründe, db. 5. foldhe Um⸗ 
ftände, weldye Trajt gejeglicher VBeſtim⸗ 
mung bie Strafe mildern, und welde in 
jedem Fall berüdfichtigt werden müſſen. 
Das deutihe Strafgefegbuch kennt jedoch 
nur einen eigentlichen Milderungsgrund, 
nämlich das jugendliche Alter. Vgl. Reichs⸗ 
ftrafgefegbuch, $ 56. 

Militär (franz.), die Gefamtheit ber 
zum Kriegsdienſt beitimmten bewaffneten 
Macht. Über die Militärverhältniife ber 
einzelnen Staaten vgl. die betreffenden 
Arrifel und über die deutjche Militärge⸗ 
feßgebung auch die Art. Erſatzweſen, 
andwehr und Wehrpflicht. 

‚ Rilitärenwärter, verſorgungsberech⸗ 
tigte Unteroffiziere, welche nach zwölfjäh- 
riger Dienstzeit oder wegen Invalidität 
ſchon früher mit bem fogen. Zivilver- 
jorgungsfhein entlafien werben und 
dadurch Anſprüche auf Anftellung im 
Staats: und Kommunaldienft, auch wohl 
bei Privateifenbahngejellichaften erhalten 
(1. Sinitneriorsungeiheim) 

ifitärattadge, ſ. Attache. 

Militärbeleidigung, die Beleidigung 
eines militärijchen Sorgelehten oder im 
höhern Dienftrang Stehenden burd) 
einen Untergebenen, wird nach bem deut: 
ſchen Militärftrafgefegbuh (95 89, 91) 
mit Freiheitsitrafe (Gefängnis, Feſtungs⸗ 
haft, Arreft) bis zu 2 und, wenn die 
M. im Dienft ober in Beziehung auf eine 
Dienftbandlung begangen ward, bis zu _ 
3 Jahren und, wenn bie Beleidigung 
durch Verbreitung von Schriften, Dar: 
ftellungen ober Abbildungen verübt wurde, 
mit Gefängnis oder Feftungshaft, bei ver: 
leumbderijchen Beleidigungen aber aus: 
ſchließlich mit Gefängnisftrafe bis zu 5 
Jahren beftraft. 

Militärbergung, |. Bergelohn. 

Militärbevoffmäadtigter, j. Se: 


fandte. 

Militärgerichtsbarkeit, bie für bie 
Militärperinen heſtehende bejondere Ge- 
richtsbarkeit. Während nämlich in bürger: 
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lichen Nechtöftreitigleiten die Angehöri⸗ 
gen bes Militärftands regelmäßig und fo 
namentlih in Deutichland dem Gericht 
bed Garniſonsorts unterftellt find, beſteht 
für die Behandlung ber Straffachen eine 
befondere Militärjurispiftion, welche fich 
in Deutfchland nad) der preußiichen Mi⸗ 
litärftrafgerihtsordnung vom 3. 
April 1845 richtet. Die M. zerfällt in 
eine höhere und eine niebere. Vor bie 
erftere gehören Vergehen unb Verbrechen, 
welche minbeftens mit Gefängnis, vor bie 
letztere folche Bergeben und Übertretungen, 
welche nur mit Arreft bebrobt find. Die 
Korps⸗, Divifiond: und Garni: 
jonsgerichte haben bie höhere und bie 
niebere Gerichtöbarfeit, während ben Re⸗ 
imentsgerichten nur bie niebere zu= 
Heht. Als Spruchgerichte fungieren Air 
die eritere die Kriegsgerichte, für die 
VeteredieStandgerichte. Vgl. Solms, 
Strafrecht und Strafprozeß für Heer und 
Marine des Deutichen Reichs (1873); 
Fleck, Militärftrafgefetbug für das 
Deutiche Reich (1875 u. 1880). 
Militärhoheit Militärgewalt, Yat. 
Jus armorum), die Befugnis des Staats: 
oberhaupts, von den Unterthanen Kriegs: 
bienfte zu fordern und die zur Verteidigung 
bes Landes und ber ftaatlichen gntereffen 
erforderlichen militärifchen Vorkehrungen 
und Einrichtungen zu treffen. Im Deuts 
ihen Reich iſt die M. und damit die 
Spuveränität der einzelnen Bunbesftan: 
ten überhaupt zu Gunſten des Kaiſers 
wejentlid) beichränft. Nur das bayrifche 
De bildet einen in fich geſchloſſenen Be⸗ 
andteil des deutſchen Reichsheers mit 
felbftändiger Verwaltung unter der M. 
bes Könige von Bayern, indem ed nur 
im Krieg und zwar mit Beginn ber Mio: 
bilifierung unter dem Oberbefehl des Kai- 
fer fteht. Im übrigen aber bildet die ge: 
famte Landmacht des Reichs ein einheit: 
liches Heer, welches nicht nur im Krieg, 
jondern aud im Frieden unter dem Bes 
fehl des Kaiſers ſteht. Diefer hat den 
Präfenzftand, die Glieberung und Ein- 
teilung der Kontingente bed Reichsheers 
fowie die Organifation ber Landwehr, 
ebenfo die Garnifonen innerhalb des Bun- 
desgebiets und bie Friegöbereite Aufftel- 
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lung eines Teils oder des ganzen Reichs⸗ 
heers zu beſtimmen und die Erklärung 
des Bundesgebiets, ganz oder teilweiſe, in 
den Kriegszuſtand zu verfügen. Der Kai⸗ 
* iſt berechtigt, ſich jederzeit durch In⸗ 
pektionen von der Verfaſſung der einzel⸗ 
nen Kontingente zu überzeugen und die 
Abſtellung ber dabei vorgefundenen Mãn⸗ 
gel anzuordnen; auch ſteht ihm die Befug⸗ 
nis zur Anlegung von Feſtungen inner⸗ 
alb des neichegebiete u. Die beutfchen 
ruppen baben den Befehlen bes Kaiſers 
unbedingt Folge zu leiften, eine Verpflich- 
tung, welde in den en mit auf- 
jumebmen if. Der Kaijer ernennt enb- 
ih den Höhftfommandierenden eines 
Kontingents fowie alle Offiziere, welche 
Truppen von mehr als einem Kontingent 
befehligen, und alle Seitungsfommanban- 
ten, während bei Generalen unb ben Ge⸗ 
neralftellungen befleidenden Offizieren in- 
nerhalb eines Kontingents Die Ernen- 
nung von der jeveömaligen Zuftimmung 
bes Kaiſers abhängig zu machen ift. Die 
meiften Bunbesregierungen haben aber 
außerdem mit ber Krone Preußen noch 
befondere Militäirfonventionen (ſ. d.) ab: 
eſchloſſen, wodurch fid) wenigitenz bie 
leinftaaten ihrer M. nahezu vollſtändig 
begeben haben. Die Kriegsmarine bes 
Reichs ift ebenfalls eine einheitliche und 
fteht unter bem Oberbefehl des Kaiſers. 
Vgl. die Verfafjung des Deutfchen Reichs 
vom 16. April 1871, Art. 53, 57—68. 
Militärkabinett, Büreau des Landes: 
berrn, welches deſſen Entjcheibungen in 
militärifchen Angelegenheiten vorbereitet 
und bearbeitet. 
Militärfonventionen,  Staatöver- 
träge, burd) welche die eine Regierung 
die ihr in Anfehung des Militärs und 
Kriegsweſens zuftehenden Rechte ganz ober 
teilweiſe auf bie andre überträgt. Dahin 
ehört z. B. bie Militärfonvention zwi: 
Non ben Norddeutfchen Bund und Würt- 
teınberg vom 21.—25. Nov. 1870 (Bun: 
besgefegblatt 1870, ©. 658 ff.), welche 
dann fpüter in die beutfche Reichsverfaſ⸗ 
fung vom 16, April 1871 mit aufgenom: 
men wurde. Außerbem find aber gischen 
der Krone Preußen und allen übrigen 
Bunbesftaaten, mit Ausnahme Bayernd 
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und Braunfchweigs, M. abgeichloffen wor: 
ben, durch welche, abgejehen von ben Bes 
ſchränkungen der Militärhoheit ber ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten durch bie Reichs⸗ 
verfaflung, bie Kleinftanten namentlich 
ihre Milttärverwaltung ber preußifchen 
Staatsregierung vollftändig übertragen 
haben. Nur bie Königreiche haben ihre 
.eigne Heeresverwaltung behalten, mwäh- 
rend bie Kontingente der übrigen Bun: 
besftaaten, welche jene M. abgefchlofien 
haben, in die preußifche Verwaltung über: 
gegangen find; doch hat fich ber Raiker ben 
Kontingentöherren gegenüber verpflichtet, 
fein verfaffungsmäßige® Recht zur Bes 
jtimmung der Garnifonen in der Regel 
bahin auszuüben, daß die Kontingent2- 
truppen innerhalb der Landesgrenzen ver⸗ 
bleiben. Die Kontingentsherren felbit 
ftehen zu den in ihrem Gebiet befindlichen 
Truppen im Berbältnis eines komman⸗ 
bierenben Generals, indem fie die einem 
folhen zufommenden Chrenrechte und 
Disziplinarbefugniffe zu beanfpruchen 
haben, während das Begnabigungsrecht 
in Milttärftraffachen regelmäßig dem Kai⸗ 
fer übertragen if. Die Offiziere und die 
Milttärbeamten werden in den Großher⸗ 
zogtümern, in den Herzogtümern, mit 
Ausnahme Braunfchweigs, in ben Für: 
ſtentümern und in ben Freien Städten 
vom Kaifer ernannt, vorbehaltlich bes 
Rechts der Kontingentöherren zur Ernen- 
nung von Offizieren & la suite ſowie von 
Venen und Orbonnanzoffizieren. 
ilitürſtrafgeſetzbuch,Strafrecht. 
Militärverbrechen, im weitern Sinn 
überhaupt alle ſtrafbaren Handlungen, 
welche, weil von Militärperſonen began⸗ 
gen, vor die Militärgerichte gehören; im 
engern und eigentlichen Sinn aber die⸗ 


jenigen Verbrechen, welche nach ihrem | 17 


Begriff und Weſen nur von Militärper: 
fonen begangen werben fönnen. Für Mi- 
litärperſonen bi nämlidy ein doppeltes 
Strafrecht gegeben: die nichtmilitärifchen 
Verbrechen und Vergehen derfelben wer: 
ben, wenn auch vor befondern Militär: 
gerichten, doch nach dem bürgerlichen Straf: 
geſetzbuch beftraft, während für die M. 
die befondern Vorfchriften bes Militär- 
ſtrafgeſetzbuchs, welche das Militärftrafe 
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recht bilden, maßgebend find. Zu bemer- 
fen ift aber, daß die Beitimmungen bes 
allgemeinen Teils be3 beutichen bürger- 
lihen Strafgeſetzbuchs ($G 13—79), alfo 
3.8. die Normen über den verbrecherifchen 
Verſuch und liber die Teilnahme an einem 
Verbrechen, auch auf das Militärftrafrecht 
analoge Anwendung finden. Bejonders 
ftrenge Vorschriften find für die ftrafbaren 
Handlungen im Feld gegeben. So wird 
3 B. die Fahnenflucht vom Poſten vor 
em Feind oder aus einer belagerten Fe⸗ 
ftung mit dem Tod beftraft. Dieſelbe 
Strafe trifft denjenigen, weldyer während 
bes Gefecht? aus Feigheit die Flucht er- 
greift und die Kameraden durch Worte 
oder Zeichen zur Flucht verleitet. Ebenſo 
tritt bei einem vor dem Feind begangenen 
militärifhen Aufruhr für fümtlihe Be 
teiligte die Todesſtrafe ein. Diefe fogen. 
Krienegeiebe gelten für die Dauer bed 
mobilen Zuſtands des — der Marine 
oder einzelner Teile derſelben, für die Per⸗ 
ſonen des aktiven Dienſtſtands und des 
Beurlaubtenſtands; ſie finden aber auch 
in denjenigen Gebieten, in welchen der 
Kriegszuſtand verkündet worden iſt, für 
die Dauer desſelben Anwendung. Ebenſo 
geiten fie für Diejenigen Truppen, welchen 
ei einem Aufruhr, einer Meuterei oder 
einem friegerifchen Unternehmen der be: 
fehligende Offizier dienſtlich befannt ge 
Pa bat, daß die Kriegsgefebe für fie in 
Kraft treten, für die Dauer dieſer Zu: 
flände und endlich auch für diejenigen 
Rriegsgefangenen, welchen der höchſte an 
ihrem ufenthaltsort befehligende Offi⸗ 
zier bienftlich dag Inkrafttreten der Kriegs- 
efege eröffnet hat. Vgl. Militärftrafges 
66 für das Deutſche Reich vom 20. 
Juph * (Reichsgeſetzblatt 1872, ©. 


Milreiß (pr. »rees), Goldmünze, in 
Bortugal 10 M. — 45,3573 Mk., in Bra- 
filien — 22,9976 Mk.; als Silbermüngze 
in Bortugal = 4,88661 Mk., in Brafilien 
— 2,0850 ME. 

Minatio (tat), Drohung. 

Minderheit, |. Miinorität. 

an nberjührigkeit, ſ. Alter. 

Minifter (lat., »Dienere, Staatsſe⸗ 
fretär), die Inhaber ber höchften Ver⸗ 
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waltungsftellen des Staats, welche an ber 
Spite ber gefamten Staatsverwaltung 
ober einzelner Zweige berfelben ſtehen. 
Für Eonftitutionelle Staaten kommt noch 
das weitere Erfordernis hinzu, baß biefe 
Beamten eine befondere Berantiwortlichkeit 
(Minifterberantmortiichteit) ha: 

n. Nur in ganz kleinen Staaten beiteht 
bie Einrichtung, daß ein einziger Staats⸗ 
minifter vorhanden ift. In den größern 
Staaten befiehen für bie einzelnen Ber: 
waltungegtoeige bejondere N achminiſte⸗ 
rien, welche Reſſortminiſtern unterſtellt 
ſind. In kleinern Staaten zerfällt das 
Miniſterium in verſchiedene Departements 
oder Abteilungen, welche zumeiſt verant⸗ 
wortlichen Departements⸗ oder Abteilungs⸗ 


vorſtänden unterſtehen. In den rößern 
Staaten werden regelmäßig folgende Fach⸗ 
minifterien unterjchieben: 1) das Mini⸗ 


fterium dberauswärtigenAingelegen= 

eiten;2) Minifterium ber $inanzen; 

) Kriegdminifterium; 4) Marine: 
minifterium, in Preußen lange Reit mit 
bem Kriegdminifterium verbunden, jebt 
unter bem Titel »Raiferliche Abmiralität« 
auf das Reich übernommen. In Frankreich 
ift dad Marineminifterium auch mit der 
Verwaltung der Kolonien betraut, wäh: 
rend in England ein befonderer Staat®- 
fefretär für die Kolonien fungiert; 4) Mi- 
nifterium für Handel und Gewerbe; 
5) Minifterium der öffentlichen Ar- 
beiten; 6) Minifterium des Innern; 
7) Minifterium der Juftiz; 8) Minifte 
rium bes Aderbaug, in Preußen Mi⸗ 
nifterium für Landwirtſchaft, Do: 
mänen und Forften genannt; 9) Mi: 
. nifterium für Kultus und Unterricht, 
in Preußen Minifterium der geiftlichen, 
Unterrichts- und Medizinalange: 
legenheiten. Neben diefen Miniſte⸗ 
rien, in Anfehung deren übrigens in 
ben einzelnen Staaten vielfach Kombinie- 
rungen vorfommen, beftebt in der Regel 
auch noch ein Hausminifterium (Mi: 
nifterium bes Föniglichen Haufes), welches 
mit ber Verwaltung bes Kronauts oder 
ber Zivillifte betraut iſt. Die Chefs der 
Minifterien werben durch Unterſtaatsſe⸗ 
Tretäre, Direktoren, Miniſterial- und Res 
gierungsräte, vortragende Räte ꝛc. untere 
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ftügt. In wichtigern Fällen aber tritt das 
Minifterium (Gefamtftaatsminifte- 
rium, Minifterrat, Minifterfon: 
feiT) zueiner Gejamtberatung zufammen, 
in welcher der BPremierminifter ober 
Minifterpräfibent, bie »leitende Ber- 
fon« des Staatsminifteriumg, ben Vorſitz 
pabrt, Da dad Minifterium in feinen 
nihauungen und Gefinnungen eine ein- 
heitliche Körperichaft fein muß, jo beſtebt 
umeiſt die Einrichtung, daß die einzelnen 
eſſortminiſter auf Vorſchlag des Miniſter⸗ 
präſidenten ernannt werden. Dagegen 
iſt das engliſche (parlamentariide) 
Spftem, wonach die jeweilige parlamente- 
rifhe Mebrbeit einen Anſpruch darauf 
Yo das Miniftertum aus ihrer Mitte 
ervorgehen zu ſehen, in Deutichland noch 
nicht zur Geltung gelangt. Im Grund 
genommen ift e8 aber eigentlich für ben 
fonftitutionellen Staat etwas Selbftver: 
ftändliches, daß ein M., wenn er auch 
nicht felbft der Kammermajorität ange 
hört, Doch eine Pie Mehrheit hinter fi 
haben muß, auf welche er fih ſtützen Tann. 
Der Zuftand einer Augenblidspolitit, wie 
er bermalen im Deutichen Reich befteht, 
wo der leitende Staatsmann heute mit 
biefer, morgen mit jener Majorität die 
Geſetze zuftande bringt, ift auf die Dauer 
unbeltbar. Allerdings kann ſich aber in 
Deutſchland, abweichend von bem eng: 
liſchen Syitem, der Monarch ohne Rüd- 
fiht auf parlamentariihe Majoritäten 
und Minoritäten feine M. wählen. 
ie Minifterverantwortlichleit 
läßt fih auf den Grundſatz des engliſchen 
Staatsrecht3 zurüdführen: »Der König 
kann fein Unrecht thunc. Auch in ber 
fonftitutionelleg Monarchie ift nämlich 
der König perjönlih unverantwortlid. 
Derfelbe kann wegen feiner Handlung 
vor Gericht oder in der Kammer zur Res 
chenſchaft gezogen werben; ja, es ift jogar 
parlamentarifcher Brauch, die Berfon des 
Donarden nicht in die Debatte hineinzu- 
ziehen. Es bebarf aber jeder ftaatliche Akt 
des Souveräns zu feiner Gültigfeit der 
Gegenzeichnung eines Minifters, welcher 
eben durch biefe Kontrafignatur die Ver⸗ 
antwortlichleit übernimmt. So beflimmt 
3. B. auch bie deutſche Reichtverfaflung 
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(Art. 17): »Die Anordnungen unb Ber: 
fügungen bes Katjerd werben im Namen 
bes Reichs erlaffen und bebürfen au ihrer 
Gültigkeit der Ge engeichnung bed Reichs⸗ 
kanzlers, welcher dadurch die Verantwort⸗ 
lichkeit übernimmt«. Dieſe Miniſterver⸗ 
antwortlichkeit hat aber einen doppelten 
Charakter, einen politiſchen und einen 
rechtlichen. Der M. kann nämlich in er⸗ 
ſterer Hinſicht in der Kammer wegen 
wedwidriger, das Staatswohl ſchädigen⸗ 
der Handlungen, 3. B. wegen einer das 
Anfehen der Krone fhädigenden Hand: 
lungsweiſe, wegen Abſchluß eines nachtei- 
ligen Bündnisvertrags, interpelliert und 
zur Rechenſchaft gezogen werden. Die 
Kammer Tann den De. auch durdh ein 
Mißtrauensvotum zum Rüdtritt bewe⸗ 
gen. Nach engliſchem Braud) hat wenig- 
jtens ein folches regelmäßig ben Rücktritt 
bes Minifteriumg zur Folge. Endlich kann 
bie Volfsvertretung in Form ber Be 
ſchwerde oder in Form einer Adreſſe ihre 
Bedenken über ein unzweckmäßiges Ver- 
halten des Minifteriums dem Monarchen 
unterbreiten. Die rechtliche Verantwort⸗ 
lichfeit der M. aber ift eine breifache: eine 
ftrafrechtliche infofern, alß der DM. we⸗ 
en politifcher Verbrechen, welche ſchon im 
trafgeſetzbuch mit Strafe bedroht find, 
verfolgt, eine zivilrechtliche infofern, 
als er zu Schäbenerfat angehalten wer: 
den könnte, und endlicyeine ſtaatsrecht⸗ 
Yihe wegen etwaiger Verlegung der 
Staanteverfaflung und ber Gejete bes 
Staats überhaupt. Der M. ift eben da⸗ 
für verantwortlich, daß feine Handlungen 
unb biejenigert bed Souveräns, für welche 
er burd die Kontrafignatur die Verant⸗ 
wortlichfeit übernimmt, fich innerhalb ber 
geſetzlichen Schranten halten. Den Kam: 
mern ſieht in Fällen, in welchen gegen 
biefen Grundfaß verftoßen wird, ein An⸗ 
klagerecht gegen den M. zu. Dies Anklage 
recht (Impeachment) * ſich im engli⸗ 
ſchen ee een entwidelt, wofelbft 
e8 aus ber Befugnis ber Gemeinen ber: 
vorging, hohe Staatsbeamte vor bem Kö⸗ 
nig im Hohen Rat zur Verantwortung 
in zieben. raus ging das Recht ber 
inifteranflage des Unterhaufes hervor, 
über welche das Oberhaus enticheibet. 
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Ebenfo ift in ben Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa dem Repräfentanten: 
haus die Anflägerrolle und bem Senat 
die richteramtliche Funktion übertragen. 
Allein das Urteil des letztern kann nur 
die Amtsentſetzung und die fernere Un⸗ 
fähigkeit zur Bekleidung eines bejoldeten 
Amtes in den Vereinigten Staaten aus: 
ſprechen. Eine wirflihe Verurteilung 
muß durch die Gerichte erfolgen. In den 
deutſchen Verfaſſungsurkunden ift das 
Recht der Minifteranflage zwar regel: 
mäßig gewährleiftet, aber nur wenig aus⸗ 
gebildet. Angeklagt Tönnen regelmäßig 
nur M. werden, d. h. die mit dem Rechte 
ber Kontrafignatur ausgeftatteten höch- 
fien Verwaltungsbeamten, gleichviel ob 
fie den Miniftertitel führen oder nicht. 
Beiteht der Landtag nur aus eier Kam- 
mer, fo ift eben der Landtag Ankläger. 
Wo dagegen das Zweikammerſyſtem be- 
fteht, ift zu einer Miniſteranklage entwe⸗ 
der ein übereinſtimmender Mehrheitsbe⸗ 
fchluß beider Kammern nötig, wie 3. B. 
in Bayern und in Sachſen, oder jede von 
beiden Kammern hat das Anklagerecht, 
wie in Preußen und Württemberg, oder 
das Recht ſteht lediglich ber Zweiten Kam⸗ 
mer zu, wie in Baden. Die Funktionen 
des Richters werben in pen Staaten 
von bem oberften Gerichtshof, in andern 
von einem bejondern Staatsgerichtähof 
wahrgenommen. So wird 3.B. in Bayern 
ein bejonderer Staatsgerichtshof aus dem 
Präfidenten, den ſechs älteften, nicht abge- 
lehnten Näten des oberiten Gerichtshofs 
und zwölf Gefchwornen gebildet. Das 
Verfahren ift regelmäßig ein öffentliches, 
münbfiche8 und Tontradiftorifches, indem 
die Befugnifle des öffentlichen Anflägers 
burch befondere Bevollmächtigte der Volks⸗ 
vertretung wahrgenommen werben. Als 
Gegenſtand ber Anklage werden meiftens 
Berfafjungsverleßungen und außerdem 
auch zuweilen beftimmte Verbrechen, 3.2. 
in Preußen Beitehung und Verrat, be 
zeichnet. Die badische Berfaffung ftatuiert 
die Minifteranflage nicht nur wegen Ver: 
letzung der Verfaſſung oder anerkannter 
verfaffungsmäßiger Rechte, fondern auch 
wegen ſchwerer Gefährdung der Sicherheit 
und Wohlfahrt des Staatd. Das Urteil 





lautet im Fall der Verurteilung nad) ben 
meiſten Verfaſſungsbeſtimmungen auf 
Verluſt des Amtes und Unfähigkeit zur 
Bekleidung anderweiter Amter. Das Recht 
der Begnadigung kann der Monarch nach 
der preußiſchen Verfaſſung zu Gunſten 
eines wegen ſeiner Amtshandlungen ver⸗ 
urteilten Miniſters nur auf Antrag der⸗ 
jenigen Kammer ausüben, von welcher 
die Anklage ausgegangen iſt. Ahnliche 
Beſchränkungen des Begnadigungsrechts 
finden ſich auch in andern Verfaſſungs⸗ 
urkunden. Mit ber eigentümlichen Stel- 
Yung der M. hängt auch ber weitere Rechts⸗ 
grundfag zufammen, daß die M. und bie 
ihnen gietchftepenben Departementschefs 
das unbedingte Recht haben, ihre Entlaf- 
fung fordern zu können, ohne daß ihre 
Penfionsanjprüche oder die Beibehaltung 
von Rang und Titel an den Ablauf der 
gewöhnlichen Dienftzeit gefnüpft wäre. 
Auf der andern Seite ift aber auch das 
freie Entlaffungsrecht bes Dionarchen dem 
M. gegenüber allgentein anerkannt. Nach 
dem deutſchen Reichsbeamtengeſetz gehö⸗ 
ren zu denjenigen Reichsbeamten, welche 
ihre Entlaſſung jederzeit fordern und er⸗ 
halten können, der Reichskanzler, ber (frü⸗ 
here) Präſident des Reichskanzleramts, ber 
Chef der kaiſerlichen Admiralität und ber 
Staatsjetretär ber auswärtigen Angele- 
enheiten. Der Anfpruch auf Penſion ift 
egrünbet, wenn ber Ausjcheidende min- 
beflens zwei Jahre lang das betreffende 
Amt befleidet bat. Übrigens ift für bas 
Deutjche Reich der einzige in diefem Sinn 
verantwortliche Beamte der Reichskanzler 
(1. d.), und auch in Anfehung bes letztern 
fehlt e& in Ermangelung näherer Beſtim⸗ 
mungen an Mitteln, bie rechtliche Verant⸗ 
wortlichfeit dieſes höchſten Reichsbeamten 
in wirkſamer Weiſe geltend A machen. 
In abfoluten Staaten iſt der M. nur dem 
taat8oberhaupt verantwortlih. Be⸗ 
vollmädtigter M. ift der Titel eines 
Gejandten zweiten, Minifterrefident 
berjenige eines Gefandten (f. d.) dritten 
Ranges. Minifteriell, das Miniſterium 
angehend, von demfelben ausgehend, 3.8. 
ein minifterielled® Zeitungsblatt u. dgl. 
Vgl. außer den Lehrbüchern des Staats⸗ 
rechts: Samuely, Das Prinzip der Mi⸗ 
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nifterverantwortlichkeit in der konſtitutio⸗ 
nellen Monarchie (1869); Kerchove de 
Denterghbem, De la responsabilite 
des ministres (1866). 
Miniflerrefident, |. Sejandte. 
Minorenn (lat), minderjährig; 
Mingrennität, bie ber Majorennität 
oder Großjährigkeit vorhergehende Lebens⸗ 
periobe. Letztere tritt nad) römiſchem Recht 
mit zurüdgelegtem 25. Jahr ein, in Ofter- 
reih mit dem 24., im Deutfchen Reiche 
(Geſetz vom 17. Febr. 1875), in England 
und Sranfreich mit dem 21., bei regie- 
renden Fürften und beren Familien zu⸗ 
meift mit bem 18. Lebensjahr. Auch kann 
das Necht ber Majorennität vom Staat3- 
oberbaupt erteilt werben (f. Alter). 
Minorität (neulat.), die bei Abſtim⸗ 
mungen und Wahlen fi) ergebende Min⸗ 
berheit ber Stimmen; auch Bezeichnung 
für die Abgeordneten, deren Stimmen bei 
einer Abftimmung die Minderheit bilden, 
daher man 3. B. von einem Abgeorbneten 
fagt, er »flimme mit ber M.« 
Minoritätspelitik, das von ber Min⸗ 
derheit einer Kammer beobachtete politische 
Verhalten. Eine entſchiedene M. pflegt 
ben Negierungsvorlagen gegenüber zu: 
meift ablehnend zu verfahren. 
Mißhandlung, |. Körperver: 


Teen . 
ibbeirat, ſ. Ebenbürtigfeit. 

Miifion (lat), Sendung, insbeſondere 
Ausfendung hriftlicher Lehrer und Pre: 
diger Mifjionäre) zur Verbreitung des 
Chriſtentums; dann f.v. w. Gefandtfchaft. 

Mißtrauensvotum, |. Botum. 

Mitreeder, |. Nee Ber. 

Mittelamerika, ſ. Zentralamerifa. 

Mitthäter, ſ. Teilnahme am Ber: 
brechen. 

Mobilien (lat.) [. S3mmobilien. 

Modena, bis 1860 felbftändiges Her- 
goglum in Oberitalien, 6132 qkm mit 

10,000 Einw., unter der Regierung bed 
Haufes ſterreich-Eſte; ſeitdem Beftand: 
teil des Königreichs Italien. 

Modus (lat.), Art und Weiſe; in der 
Rechtsſprache die einem Rechtsgeſchäft bei⸗ 
gefügte Nebenbeſtimmung, namentlich 
eine Auflage, welche dem Empfänger 
einer Sache gemacht wird, ohne daß ihr 
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ber Charakter einer, Gegenleiftung inne 
wohnt. M. vivendi, bie Art und Weife 
eines erträglichen Prebeneinanberlebeng, 
in dem gegenwärtigen Tirchenpolitifchen 
Streit vielfach als erreichbares und wün- 
ſchenswertes Ziel bezeichnet. 
Mohammedaniihe Religion (Mo: 
hammedanismus J8lam, » Hingabe 
an Gott«), die von Mohammed verfün- 
bete, angeblich auf göttlicher Offenbarung 
berubende, im Koran enthaltene Religion, 
welche ben Glauben an Einen Gott lehrt, 
befien Prophe Mohammed iſt. Vielwei⸗ 
berei iſt geſtattet, während ſonſt manche 
ute Sittengeſetze im Koran enthalten 
And. Die Herrichaft des Islams, welcher 
fi) ungemein raſch über Syrien, Perſien, 
Agypten und Nordafrika big nad Spa⸗ 
nien Bin verbreitete, ift feit dem 18. Jahrh. 
im Sinten begriffen. Immerhin ilt aber 
die Zahl feiner Belenner noch auf 200 
Mil. zu veranfchlagen. Vgl. Arnold, 
Der Islam nad) Geſchichte, Charakter und 
Degiehun zum Ehriftentum (a. d. Engl,, 
1878); Vambéry, Der Islam im 19. 
Jahrhundert (1875); Lüttke, Der Is⸗ 
lam und feine Völker (1878). 
Monüco, fouveränes Fürftentum, im 
franz. Departement ber Seealpen gelegen; 
etwa 15 qkm groß, mit (1878) 7049 Einm. 
Die Hauptftadt M., eine befannte Spiel- 
hölle, hat 2863 Einw. Der Duodezſtaat 
fteht feit 968 unter Fürſten aus bem 
De Orimaldi. Die Truppenmadht be 
eht, außer einer Ehrengarde, aus 73 
Mann, wozunod 32 Gendarmen kommen. 
Monarchie (griech, Alleinherr- 
ſchaft, Einherrſchaft, Einzelherr— 
ſchaft), diejenige Staatsform, nach wel⸗ 
cher die Staatsgewalt einem Einzelnen 
dem Monarchen ober Souverän) 
übertragen iſt. Letzterer allein erſcheint als 
Regierender, alle übrigen Staatsange⸗ 
hörigen ſind Regierte im Gegenſatz zur 
Republik (f. d.), in welcher bie Geſamt⸗ 
heit des Volks als Souverän ericheint, 
dem die Einzelnen als Regierte ee — 
ſtehen. Je nachdem aber bie ſtaatliche 
Machtvollkommenheit mit einem beſtimm⸗ 
ten Fürſtenhaus erblich verbunden iſt oder 
nicht, wird zwiſchen Erb⸗ oder Wahl⸗ 
monarchie unterſchieden, und zwar iſt 
Staatslexikon. 
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der Grundſatz, daß ber erftern vor biefer 
ber —— gebühre, in der Politik allge⸗ 
mein anerkannt und durch bie Gefchichte, 
namentlich bie des frühern Deutfchen 
Reichs und die ded Königreichs Polen, 
beftätigt. Denn während durd die Erb: 
lichkeit der Krone die Stetigfeit der Ne: 
gierung unb des Staats jelbft verbürgt 
it, wird beflen Beftand in der Wahlmon- 
archie durch das unvermeidliche Zwiſchen⸗ 
reich, durch die Entfefjelung ber Leiden⸗ 
haften der Maſſe und durch die Auf: 
ftachelung des Ehrgeizes der Einzelnen 
bei ber jeweiligen Wahl gefährdet, wie bie 
Macht der Regierung durch bie Sugeltänt- 
niffe, zu welchen ſich der fünftige Monarch 
feinen Wählern gegenüber bequemen muß, 
abgeſchwächt zu werben pflegt. In ben 
einzelnen Erbmonardjien aber beitimmt 
fi) die Succeffion nad) der beitehenden 
Thronfolgeorbnung, und zwar haben 
bie meiften Staaten das Salıfche Geſetz 
(f. d.) adoptiert, wonach nur der Manns⸗ 
ftamm zur Thronfolge berufen if. Dabei 
ift das Syſtem der Primogenitur(f.b.) 
das herrichenbe, nach welchem ber Erft- 
geborne und feine Linie den Nachgebornen 
und deren Linien vorgehen. Jit ber Mon⸗ 
arch völlig unumſchränkt, fo wird er 
Autofrat (Selbftherricher) und bie be 
treffende M. Autokratie (ſ. d.) genannt, 
und artet dieſelbe in eine Willfürherrfchaft 
aus, jo wird fie ald Abfolutismus 
oder Defpotismus bezeichnet. ft da⸗ 
egen ber Souverän, wie bie in ber fon- 
— M. der Fall iſt, bei den wich⸗ 
tigern Regierungshandlungen an die Zu⸗ 
ſtimmung der Volksvertretung verfaſ⸗ 
ſungsmäßig gebunden, ſo ſpricht man von 
einer beſchränkten M. (ſogen. Reprä- 
ſentativverfaſ ung). ie Staatsge⸗ 
walt und die Machtvollkommenheit fteben 
aber auch hier nichtsbeftoweniger nur dem 
Monarchen zu, ein Grundſatz, welchen 
man als das fogen. monarchiſche 
Prinzip zu bezeichnen pflegt, während 
für eine einfeitige Handhabung und Auf: 
faflung desſelben auf Koften der Rechte 
bes Volks ber Ausbrud Monarchismus 

gebräuchlich ift. 
Die Rechte bed Monarchen zerfallen in 
Negierungsrechte einerfeitd und in Maje- 

24 
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ftäts- oder Ehrenrechte anderſeits. Die 
Regierungsrechte find diejenigen Be- 
fugniffe, welche bem Fürften zur Erfüllung 
feiner ftaatlichen Aufgaben eingeräumt 
find, während unter Majeftätsredhten 
diejenigen Rechte verftanben werben, welche 
die bevorzugte Stellung bes Monarchen be- 
ſonders zum Ausdruck bringen follen. Da⸗ 
bin gehört ber Anſpruch auf einen ot 
dern Titel (Majeſtät, Königliche Hoheit, 
Hoheit 2c.), auf gewiſſe Infignien, mili- 
türiloe Ehren, Kirchengebet, Hofhaltung, 
Landestraueru.dgl. Ungleich wichtiger frei- 
lich find Die Regierungsrechte, deren Wefen 
in folgendem befteht: der Monarch ift der 
Träger ber gefamten Stantögemalt, er hat 
daher dag Recht, alle jene Machtbefugniſſe 
auszuüben, welche die Stants= oder Re 
terungsgewalt enthält (Hoheitsrechte, 
ouveränitätstedhte, Regalien). 
Dahin gehören: Die Gebietshoheit, d. h. der 
Anbegriff der Befugniffe des Staatsober⸗ 
haupts über das Staatsgebiet; bie Juftiz- 
bobeit oder Gerichtöbarfeit, als deren 
Ausfluß die Rechtspflege ericheint, die »im 
Namen des Monarchhene ausgelibt wird, 
ſowie die Polizei⸗ oder Privilegienhoheit. 
Werner ehören hierher: Die Finanze, Mi- 
ttär=, Amter-, Lehns- und Kirchenhobeit. 
Weiter find dad Gefanbtichaftsredht, das 
Recht ber Bündniffe und Stantsverträge 
und das Kriegsrecht hervorzuheben. 

Zur Ausübung aller biejer Rechte fteht 
ein vielglieberiger Beamtenkörper unter 
dem Monarchen. Bei Ausübung bes wich: 
tigften Rechts, Der Gefetgebung, ebenſo bei 
ben wichtigften Sanbhungen der Staats: 
verwaltung ift aber ber Monarch in ber 
Fonftitutionellen M. an die Mitwirkung 
ber Volfsvertreter gebunden. Diejenigen 
Rechte, in Anſehung deren ein folches 
Mitwirfungsrecht nicht befteht, werben 
nicht jelten als die fürftlihen Prärog a⸗ 
tiven bezeichnet, wie das Geſandtſchafts⸗ 
recht, Da8 Bündnis: und Kriegsrecht, dag 
Recht der Begnadigung, das Recht, Die 
Staatsbeamten zu ernennen, ı. Der 
Monarch felbft ift aber troß der Beſchrän⸗ 
Fungen ber fonftitutionellen M. für feine 
Berfon unverantwortlih. Er kann daher 
nicht Friminell beftraft werden, da er ja 
ſelbſt die höchſte Stelle bes Staats und 
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feiner andern unterfiellt if. In zivilrecht⸗ 
licher Hinficht, foweit der Regent In⸗ 
haber einer Privatvermögensrechtsiphäre 
it, können dagegen bürgerliche Rechts: 
ftreitigfeiten vorfommen, die ſich aber regel⸗ 
mäßig gegen ben Landesfiskus ober gegen 
bie Zivillifte oder gegen gewifje fürſtliche 
Anıter richten. Gleihwohl muß für Die 
ftaatsrechtlichen Akte des Monarchen eine 
verantwortliche Perſon vorhanden fein, 
da ſonſt das Mitwirkungsrecht und bie 
Kontrollbefugnis der Stände in Rüdficht 
auf Verwaltung und Gefeßgebung illuſo⸗ 
tisch wäre. Diele Verantwortlichfeit wird 
durch die Gegenzeidhnung (Kontra: 
jan tur) ſeitens eines oder mehrerer 

inifter hergeftellt, die eben durch jene 
Gegenzeichnung den Kammern gegenüber 
bie Verantwortung übernehmen. Keiner 
Kontrafignatur bedarf es bei folchen Hand⸗ 
lungen des Monardyen, bei welchen ven 
Ständen überhaupt Teinerlei Mitwirfung 
oder Kontrolle zufteht, alfo 3.8. bei ber 
Verleihung von Orden und Ehrenzeichen, 
bei Ausübung bes militärifchen Oberbes 
fehls u. dgl., während die Kontrafignatur 
bei Ausübung des Begnadigungsrechts 
und bei der Ernennung von Staatsbeam⸗ 
ten, insbeſondere auch bei ber Ernennung 
der Miniſter, für nötig erachtet wird. Daß 
aber der Monarch audy in der konſtitutio⸗ 
nellen M., unbejchadet jenes beichränfen: 
den ti kungäredhts ber Bolfsvertreter, 
alleiniger Inhaber ber ungeteilten Staats⸗ 
gemalt ift, wird durch eine Reihe wichtiger 

echte zum Ausdruck gebracht, welche dem 
Monarhen dem Repräſentantenkörper 
jelbit gegenüber zuftehen. Der Monarch 
beruft, eröffnet und fchließt nämlich bie 
Kammer; er beitimmt die Dauer ber Sef- 
fion, hat dad Recht der Vertagung; ja, er 
fann die Ständeverfammlung nad ben 
meiften Verfaflungsurfunden fogar vor 
Ablauf ber gefeglichen Legislaturperiobe 
auflöfen und eine Neuwahl veranlaffen. 
Der Monarch hat ben Ständen gegenüber 
dag Recht der Initiative, d. 5. das Recht, 
ihnen Vorlagen zu machen, und dad Recht 
ber Santtion ber Kammerbeichlüffe ſowie 
bas Recht ver Publikation berfelben,, bie 
ebendadurch erft zum Gefeß werden, wie 
gr benn aud) an ber anbern Seite durch 
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fein Veto den Kammerbeichlüflen jede 
irkſamkeit verfagen kann. Diefe Rechte 
werden gewöhnlich als fürftliche Präro⸗ 

ative (im engern Sinn) bezeichnet, und 
in ihnen findet das oben beſprochene mon⸗ 
archifhe Prinzip in der That feinen vor⸗ 
nehmlichſten Ausdrud. Damit hängt aud) 
der parlamentarifche — zuſammen, 
daß die Perſon des Monarchen ſchlechter⸗ 
dings nicht in die Debatte gezogen wer⸗ 
den darf. 

Möndsorden, |. Orden. 

Monsfratie (grieh.), |. v. w. Mon- 


archie. 

Monopol (griech., »Alleinhandel«), 
das von der Staatsgewalt dem Fiskus 
vorbehaltene oder an Private verliehene 
ausſchließliche Recht auf einen Handels⸗ 
oder Fabrikbetrieb, wie namentlich das 
Tabaksmonopol, welches in Ofterreich 
und in Frankreich beſteht und nach dem 
Wunſch des Fürſten Bismarck auch in 
Deutſchland eingeführt werden ſollte (ſ. 
Tabakſteuer). 

Monienẽgro (ſlaw. Tſchernagora, 
türk. Kara dagh, »ſchwarzer Berge), un⸗ 
abhängiges Fürſtentum der Balkanhalb⸗ 
inſel, infolge des jüngſten Kriegs mit der 
Türfei durch den Berliner Frieden ver: 
orößert; 9475 qkm mit etwa 236,000 

inw., welche faſt ſämtlich dem griechiich- 
katholiſchen Glaubensbekenntnis und dem 
ſüdſlawiſchen Volksſtamm angehören. Ihre 
Sprache ift die ferbifche. Hauptſtadt: Ce: 
tinje(ca.2000 Einw.). Die Verfaffungbes 
Landes ift diejenige einer abfoluten Mon- 
archie mit patriacchalifchem Charakter. Die 
Thronfolge ift erblih im Mannsſtamm 
ber Familie Vetrovic Njegos. Neuer: 
dings ift bie Cinführung einer konſtitu⸗ 
tionellen Berfafiung in Ausficht genom- 
men worden, Zunächſt find verantwort: 
liche Minifter (für Inneres, Handel und 
Bauten, für Außeres, für bie Yuftiz und 
für das fürftliche Haus, für den Krieg 
und für die Finanzen) ernannt worden, 
Daneben beiteht ein Staatsrat von 18 
Mitgliedern. In befonders wichtigen Fal⸗ 
len wird von bem Fürften (Knjäs) die 
Skupſchtina (eine ArtXandtag)einberufen. 
Die jährlichen Staatseinfünfte werben auf 
etiva 445,000 ZI. 8. W. angegeben. Das 
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Land ift militärifch organifiert und in fünf 
Bezirke eingeteilt. Ein Iehenbee Heer exi⸗ 
ftiert nicht, fondern jeder Waffenfähige ift 
zu Kriegsdieniten verpflichtet. Das Heer 
ut im drei Aufgebote eingeteilt, und die 
Kriegsmacht kann bis auf ca. 60,000 
Mann gebracht werben. Das Staats⸗ 
wappen ıft ein Doppeladler. Vgl. Gop⸗ 
cevic, M. u, die Montenegriner en. 

„Monumenta 6Germaniae histo- 
rica, großes Duellen= und Urfunden- 
wer? zur Gefchichte des beutfchen Mittel- 
alters, 1820 von der durch Stein 1819 
egründeten »Geſellſchaft für Ältere deut: 
ie Geſchichtskundes unter Leitung von 

er begonnen, 1875 reorganifiert und 
unter die Leitung von Georg Waitz geftellt. 

Moräl (v. lat. mores, »Sitten«), Sit: 
tenlehre; Inbegriff der fittlihen Prinzi- 
pien und ihrer Beobachtung im Leben. Die 
M. unterjcheidet fih vom Recht nament- 
ih durch die Erzwingbarfeit des letztern 
und außerdem — daß das Recht auf 
äußern Satzungen ber Völker beruht (f. 
Recht). Moralitatiftit, derjenige Teil 
ber Statiftif, welcher es mit an fid) frei- 
willigen Handlungen ber Menjchen zu 
thun bat, aber aus ber Gleichartigfeit der 
Beweggründe gleichwohl eine gewiſſe Re⸗ 
gelmäßigkeit der in das Gebiet ber M. 
gehörigen Sanhlungen nachweiſt. Dal. 
Dttingen, Die Moralftatiftif (1874). 

Moratorium (Iat., Anftandsbrief, 

ndult), Verfügung, woburd einem 

chuldner eine Friſt zur Zahlung geftattet 
wurde, innerhalb deren er von feinen Gläu⸗ 
bigern nicht belangt werben fonnte; in 
Deutfchland durch bie deutſche Zivilprozeß⸗ 
ordnung beſeitigt. 

Mord, die mit Überlegung vorſätzlich 
ausgeführte rechtöwidrige Tötung eines 
Menſchen. Das Erfordernis der Über: 
legung unterjcheidet den M. wefentlich 
von bem Tot ſchlag, ber ohne Überlegung 
ausgeführten Tötung, ſowie auch von der 
Tötung dur‘ Handlungen, bei welchen 
nicht biefer Erfolg, aber eine andre Rechts: 
verlegung, 3. B. eine Körperverlegung, 
Benbiichtigt war, und ebenfo von ber fahr: 
Yäffigen Tötung, welche durch eine Hand: 
Yung erfolgt, wobei der Beſchädigende die 
—2 — nicht gehabt hat, das Leben zu 
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nehmen, bie Tötung aber durch eine aus 


Nachläſſigkeit, Unvorfichtigfeit ober Un= Lf 


geſchicklichkeit verübte Handlung oder Un- 
terlaffung bewirkt worben ift. Der M. 
erfordert, wie jebes Verbrechen der Tö⸗ 
tung, au feiner Vollendung einen leben⸗ 
den Menichen, an welchem er begangen 
wird. An Mißgeburten ohne menſchliche 
Geftalt, an ber Neibesfrucht, an ber eignen 
Verfon (Selbftmord), an Toten und 
Tieren Tann fein M. begangen werden 
Auf ben Inhalt des Beweggrunds zur 
vorfäglichen Tötung, ob er in fittlicher 
Hinſicht mehr oder minder verwerflich 
war, fommt bei ber rechtlichen Beurtei- 
lung wenigan. Manche Arten bes Morbes 
waren burch bie Art der Ausübung (ge: 
dbungener M. ober Banditenmord, 
Gift: und Meuchelmord), durch den 
Zweck (Raubmorb) und durch den Ge: 
genftand (Verwandten: und Gatten: 
morb) früher ausgezeichnet und wurden 
härter beftraft, wogegen aus befondern 
Gründen die von der Mutter an ihrem 
unehelichen neugebornen Kind begangene 
Tötung (ſ. Kindesmord) .nit als 
eigentlicher M. beftraft wird. Das beut- 
ſche Strafgeſetzbuch ($ 211) beftraft den 
vollendeten M. mit dem Tode; die Er: 
morbung ſolcher, die ausdrücklich und 
ernfthaft verlangten, getötet zu werben 
(Totung eines Einwilligenden), 
wird nicht als M., fondern mit Gefäng: 
nis nicht unter 3 Sahren ($ 216) ge: 
ahndet. Mordverſuch an dem Kaifer, an 
dem eignen Landesherrn ober an bem Lan⸗ 
beöherrn, in befjen Gebiet fich ber Thäter 
befindet, wird dagegen als Hochverrat mit 
dem Tod ($ 80) beftraft. In Staaten, 
welche, wie 3. B. Portugal, die Todes⸗ 
ftrafe abgefchn t haben, trifft Mörder 
lebenslängliche Zuchthausſtrafe. Übrigens 
ehen die Geſetzgebungen der verfchtebenen 
änder in der Begriffsbeitimmung des 
Mordes weit auseinander. Am ausgedehn- 
teften ift dieſer Begriff im englifchen Recht, 
wo beiſpielsweiſe Selbſtmord, Kindesmord 
und die nicht begoſigtigt Tötung durch 
lebensgefaͤhrliche vorſätzliche Sernunbung 
‚unter den Begriff des Mordes fallen. Vgl. 
v. Holßendorff, Das Verbrechen bes 
Mordes und die Todesſtrafe (1875). 


Morganatiiche Ehe — Münzrecht. 


BRorganatiiäe Ehe, ſ. Ebenbürtig- 
eit. 
tzortiſitation (at.), f Amortiſa⸗ 


on. 

Motion (Iat., »Bevegung«), im parla⸗ 
mentarifchen Sprachgebrauch ein in ber 
Sammer geftellter Antrag. 

Motiv (Iat.), Bewegarund, Grund; 
baher Motive eines Geſetzes, die dem 
Geſetzentwurf beigegebene Begründung 
(Motivierung). Motivieren, be: 
gründen, daher man von einer moti- 
vierten Tagesordnung dann zu [pres 
chen pflegt, wenn bei einer Beratung unter 
Angabe von Gründen über einen Antrag 
jur Tagesordnung übergegangen wird, 
m Gegenſatz zur einfachen Tagesordnung. 

M. P., abbreviiert für Member of 
Parliament (Mitglied des Parlaments). 

M. pr., abbrevitert für Manu propria 
(lat.), d. 5. mit eigner ie efchrieben. 

Msgr., abbreviiert für Monsignore 

f. Diebſtahl. 


oder Monseigneur. 
Mundrau ſtah 

Mundichent (Schenth, der bei fürſt⸗ 
lichen Tafeln ben Getränk vorgefette Hof: 
bediente (vgl. Hof). 

Munizipal (Iat.), bie Gemeinde, na⸗ 
mentlich bie Stabtgemeinde, betreffend; 
ſtädtiſch; Munizipalität, die ſtädtiſche 
Gemeinbevertretung; Munizipalrat, 
der Gemeinderat; in Frankreich (Conseil 
municipal) bie offizielle Bezeichnung bes 
Gemeinderatsfollegiums 


Münpelitte \ Münzverbre: 
Münz alfhnng hen. 
Münzfuß, ſ. Währung. 


ausgegeben werden. Der Zir kulations⸗ 
oder Umlaufswert der Münzen im 








Münztarif — Miünzverbrechen. 


Hanbel und Wandel ift entiveder durch 
den Münztarif beſtimmt und fällt mit dem 
Nennwert zulammen, oder er richtet fich 
nach dem Kurs, der fich durch ben jewei- 
Tigen Handelswert beftimmt (f. Wäh⸗ 
rung). Die Differenz zwijchen dem Die: 
talwert und dem landesüblichen oder ge: 
jeglichen Münzfuß dedt die Prägungs- 
toften. Über die Münzeinheiten der einzel- 


nen Staatenvgl. die nachftehende Überficht. 








Ränder Münzeinheit 
Bezeichnung Gehtzl. 
(* von Gold) Wert 
L Europa. Mark 


Deutſches Rei. . 
Belgien . . . » 


Marl = !/ıo Krone 
Frank A 100 Gent. 


1,000 
0,310 


Dänemart Krone à 100 Hre 1,135 
Frankreich . Frank à 100 Gent. | 0,810 
Griechenland. .. | Dradhmea100Lepta | 0,810 
Großbritannien. . | "Sovereign (C) & 

20 Schilling 20,429 
Stalin . . . . | 2iraa 100@entefimi | 0,810 
Niederlande . . . | Gulden à 100 Cents 1,701 
Norwegen. . . . | Krone 3 10 Ste | Lı25 
Öfterreih . . . . | Gulden & 100 Str. | 2,000 
Portugal. . » Milreis—1000 Reis | 4,535 
Rumänien . . . | Leu & 100 Bani 0,810 
Rußland . . Nubel& 100Stopefen | 3,239 
Schweden. . . } Krone & 100 Ste 1,128 
Shwe . . - . | Yrantal00Rappen | 0,810 
Serbien . . . Tinar à 100 Para | 0,810 
Spanien . . - .» | Peleta & 100 Gen 

timos 0,810 
Zürkei. . Piaſter & 40 Para | 0,179 

IL Aſien. 


China (amtlich) Tehl & 1000 Käfch | 6,000 
Zapan. . ... Sen & 100 Sen 4,186 
Dftindien (Britifh-) | Rupie=!ıs"Mohur | 1,924 
Perfien . + | "Zomana2006chahi | 9,220 
IM. Afrita. 

Agypten Piaſter, ägyptifches 

Geld, à 40 Para | 0,225 
Marofto Mitskal à 10 Ndien | 1,246 


IV. Amerita. 


Vereinigte Etaaten | Dollar (Gold) 4,197 
Meile... .. Peſo à 100 Gentav. | 4,397 
Argentin. Republit | Peſo — Yır "Onza | 8,877 
Bolivia . . . . | Boliviano—=5 Fr. | 4,060 


Brafilien 
Ghile 
Quatemala (Ben- 
tralamerita) . . 
Peru . . .. 


Milreis 
Silber» Pefo 


Velo 
Sol & 100 Eentav. 
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Münztarif, |. Tarif. 

Müngverbrehen ( Münzdelikte), 
diejenigen ſtrafbaren Handlungen, durch 
welche das öffentliche Vertrauen in An— 
ſehung des Geldverkehrs betrügeriſcher⸗ 
weile geſchädigt und die Münzhoheit bes 
Staat? beeinträchtigt wird. Diefelben 
können fich fowohl auf Metall: als auch 
auf Papiergeld beziehen, und zwar er- 
achtet das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch 
dem Papiergeld nicht nur bie von dem 
Reich, dem Nordbeutichen Bund, einem 
Bunbesftaat oder fremden Staat, fondern 
auch die von einer zur Ausgabe jolcher 
Papiere berechtigten Gemeinde, Korpora- 
tion, Gejellichaft oder Privatperfon aus: 
eitellten Inhaberpapiere, Banknoten, 
ftien oder deren Stelle vertretenden In⸗ 
terimsfcheine oder ⸗Quittungen fowie Die 
zugehörigen Zins⸗, Gewinnanteils= ober 
Erneuerungsicheine gleich. Im einzelnen 
werden folgende M. unterjchieden: 1) Der 
Talfhmünzerei (Münzfälſchung) 
macht ſich derjenige ſchuldig, welcher in- 
ländifches oder ausländifches Metall⸗ ober 
Papiergeld oder Geldpapier nachmacht, 
um dies Yalfififat als echt zu gebrauchen 
ober fonft in den Verfehr zu bringen. 
Außer diefer Anfertigung fatfgen Geldes 
liegt eine Münzfälfyung aber aud) dann 
vor, wenn jemand echt gewejenes, aber 
nicht mehr geltendes (»verrufenes«) Geld 
in gleicher Abficht verändert, um ihm dag 
Anjehen von gültigem Gelb zu geben. 
Daß dies faljche Geld wirklich auch aus: 
gegeben worben jei, wird zur Vollendung 
es Verbrechens nicht erfordert; Die Her: 
ftellung desjelben in der gedachten Abficht 
läßt das Verbrechen fchon als perfelt er⸗ 
jheinen und fol nad dem deutſchen 
Strafgeſetzbuch mit Zuchthaus von 2— 
15 Jahren geahndet werden, auch Fann 
auf Zuläffigfeit der Polizeiaufficht er: 
fannt werden. Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, jo tritt Gefängnisftrafe von 
1 Zag bis zu 5 Sahren ein. 2) Münz: 
verfälihung liegt dann vor, wenn ent- 
weder echtem Geld in betrügeriicher Ab: 
fiht der Schein eines höhern Werts ges 
geben, oder wenn echte, zum Umlauf 
eitimmte Metallgeldftüde Durch Beſchnei⸗ 
ben, Abfeilen ober auf andre Art verrin: 
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ert und bann als vollgültig in ben Ver: 
ehr gebracht werben. Im erftern Fall 
trifft den Schuldigen bie gleiche Strafe 
wie ben Del münzer, während im letz⸗ 
tern Fall auf Gefängnisftrafe bie zu 5 
Jahren erfannt werben joll, neben wel- 
cher noch eine Geldſtrafe bis au 3000 ME., 
auch ber VBerluft der bürgerlichen Ehren- 
rechte ausgefprochen werden kann. Ein 
M. ift endlih 3) das wiffentlidhe 
Einführen oder Ausgeben fal: 
hen oderverfälfäten Geldes. Der 
ſchwerſte Fall diefes Delikts ift der, wenn 
jemand Geld, welches er urfprünglich ohne 
betrügerifche Abficht nachgemacht oder ver: 
fäljcht hatte, nun doch als echtes in den 
Verkehr bringt, ober wenn jemand ſich 
folches nachgemachte ober verfälichte Geld 
verichafft und dann in ben Verkehr bringt, 
oder wenn er es zum Zweck der Verbrei⸗ 
tung aus dem Ausland einführt. Hier 
tritt diefelbe Strafe wie bei der Münz- 
fälfhung ein. Meiter gehört ver yall bier: 
her, wenn jemand Meta gelbitüde, welche 
durch Beichneiden, Abfeilen oder fonft 
irgendwie in ihrem Wert verringert find, 
gewohnheitsmäßig oder im Einverftänd: 
nis mit dem, welcher fi verringert hat, 
als vollgültig in Verkehr bringt. Die 
Strafe iſt hier ebenbdiefelbe wie bei dem 
leichtern Fall der Münzverfülichung. End: 
lich ift e8 aber auch für ftrafbar erklärt, 
wenn man nachgemachtes oder verfüljchtes 
Geld, welches man felbft als echt einge- 
nommen hatte, nad erfannter Unechtheit 
als echtes in Verkehr bringt. Die Strafe 
ift jedoch hier nur Gefängnis von 1 Tag 
bis zu 3 Monaten ober Gelditrafe von 
3— 300 ME. Ir allen diefen Fällen ift 
auf Einziehung des nachgemachten oder 
verfälfchten Geldes und ber zur Herftel- 
lung besfelben benugten Werkzeuge felbft 
dann zu erkennen, wenn bie Ber olgung 
oder Verurteilung einer beftimmten Ber: 
fon nicht möglich war. Endlich ifl bier 
noch der Beitimmungen bed Reichsſtraf⸗ 


geſetzbuchs zu gedenken, wonach es für 


eine mit Gelditrafe bis zu 150 ME. oder 
mit Haft biß zu 6 Wochen zu beftrafende 


Mufterregifter — Mutſchierung. 


Übertretung erflärt ift, wenn jemand ohne 
ſchriftlichen Auftrag feitens einer Behörde 
Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andre Kormen, welche zur Anfertigung 
von Metall⸗ oder Papiergelb ober Geld⸗ 
papier ober von Stempelpapier, Stempel- 
marfen, Stempelblanfetten, Stempe ab⸗ 
drücken, öffentlichen Beſcheinigungen oder 
Beglaubigungen dienen können, anfertigt 
oder an einen andern als die Behörde ver⸗ 
abfolgt, oder wenn jemand ohne ſchrift⸗ 
lichen Auftrag einer Behörde den Abdruck 
ſolcher Stempel, Siegel, Stiche, Platten 
ober Formen oder einen Druck von For⸗ 
nıularen zu ben ebenbezeichneten öffent- 
lihen Papieren, Beglaubigungen oder 
Befcheinigungen unternimmt oder Ab- 
brüde an einen andern als die Behörde 
verabfolgt, oder endlih, wenn jemand 
Warenempfehlungstarten, Anfündigun- 
en oder andre Druckſachen ober Abbil- 
ungen, welde in ber Form oder Verzie⸗ 
rung bem Papiergeld ober dem Gelbpapier 
ähnlich find, anfertigt ober verbreitet, oder 
wenn jemand Stempel, Stidye, Platten 
ober andre Formen, welche zur Anferti- 
gung von ſolchen Druckſachen oder Abbil- 
dungen dienen können, anfertigt. Vol. 
A eafge| etzbuch, SG 139, Nr. 4; 146— 
152; 360, Nr. 4—6. Das in Anjehung 
von nachgemachten, verfälichten oder nicht 
mehr umlaufsfähigen Reichsmünzen, bie 
bei Neich8= und Landeskaſſen eingeben, zu 
beobachtende Verfahren ift auf Grund 
eines Bunbesratsbefchluffes durch Be: 
fanntmadhung des Reichskanzlers vom 
I. Mai 1876 (Reichdzentralblatt 1876, 
©. 260) geregelt. 
Duheere ifter, |. Urheberrecht. 
Mufterrolle, |. Schiffspapiere. 
Mufterihuß, |. Urheberrecht. 
Mufterung, |. Erſatzweſen. 
Mutilatio (lat.), Verſtümmelung. 
Mutſchierung, im Mittelalter bie Tei- 
lung ber Nubungen eines Landes, das 
man auf Grund beftehender Hausver- 
träge nicht teilen durfte, aber auch nicht 
gemeinſchaftlich regieren wollte, unter 
mehrere Erben. 


Nachbar — Nation. 
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N. 


— ſ. Bürger. 

Nachbarrecht, die Mitgliedſchaft einer 
Dorfgemeinde ſowie der Inbegriff der aus 
derſelben herfließenden Rechte und Pflich⸗ 
ten. An vielen Orten gibt e8 einengeres 
und ein weiteres N., d. h. ein folches, 
welches nur gewiſſen Klafien ber Dorf: 
bewohner zufommt, und ein folches, in 
deſſen Beſitz alle Klaſſen der in ben Ge⸗ 
meinbeverband aufgenommenen Mitglie- 
ber find, eine Einteilung, welche ſich na⸗ 
mentlich auf bie fogen. Allmande (ſ. b.) 
bezieht. Außerdem verftehbt man unter R. 
auch diejenigen Mechtsfagungen, welche 
fi auf die Verhältniſſe der benachbarten 
Grundeigentümer unter und zu einander 


beziehen. 

Raddrud, f. Urheberrecht. 

Nadıridter, f. v. w. Scharfrichter. 

Nadıfteuer(lat.Gabellaemigrationis, 
Detractus personalis), in früheren Zeiten 
eine Abgabe, welche der in ein frembes 
Land Auswandernde an ben beimifchen 
Staat von feinem Vermögen entrichten 
mußte; durch die moderne er 
ebenfo wie ber fogen. Abichoß (f. d.) be⸗ 
feitigt. al Freizügigkeit, Frem— 

te 


den ot 
Ra ahtabulle, f. In coena domini. 

Nachwahl, ſ. Wahl. 

Nahrungsmittelverfälſchung, |. Ge: 
fundbeitspolizei. 

Nahrungspolizei, f. Bolizei. 

Namensaufrnf, |. Reichstag. 

Namentlide Abflimmung, ſ. Ab⸗ 
ſtimmung. 

Nafſau, bis 1866 ſelbſtändiges deut⸗ 
ſches Herzogtum, 4700 qkm, 468,311 Ew., 
zum vormaligen Deutſchen Bund gehörig, 

etzt Teil der preußiſchen Provinz Heſſen⸗ 

aſſau. Hauptſtadt: Wies ba den 43,674 
Einw. Der letzte Herzog von N. wurde 
1866 depoſſediert und die Einverleibung 
Naſſaus in bie preußiſche Monarchie 3. 
Okt. 1866 vollzogen. Vgl. Keller, Ge⸗ 
ſchichte Naſſaus —38 Schliephake, 
Geſchichte von N., Bd. 1—5 (1866 ff.). 

Ration (Tat, Bölferfchaft), ein nach 
Abftammung und Geburt, nad Sitte 


). | je nationale Selbftbewußtie 


und Sprache zufammengehöriger Teil ber 
Menſchheit; Rationalıtät, die Zugehö⸗ 
tigkeit zu diefem. Nach heutigem vente 
Sprachgebrauch; deden ſich naͤmlich Die Be- 
riffe N. und Volk keineswegs, man ver: 
ebt vielmehr unter »Volk« bie unter einer 
gemeinfamen Regierung vereinigten An- 
ebörigen eines beitimmten Staats. Wie 
I aber die Bevölkerung eines ſolchen aus 
verjchiedenen Nationalitäten zufammen- 
legen kann, fo können auch umgekehrt aus 
ein und berjelben N. verjchiedene Staats- 
weſen gebildet werden. Denn mandje Na⸗ 
tionen, und fo namentlich bie deutſche, find 
fräftig genug, um für mehrere Staats- 
förper Material zu liefern. Freilich mußte 
gerade für die beutiche N. deren Zerſplit⸗ 
terung in eine alzugroße Zahl von Staa: 
ten als ein nationales Unglüd erfcheinen ; 
aber wenn wir auch jetzt in dem Deutſchen 
Reich einen auf nationaler Grundlage er⸗ 
richteten Geſamtſtaat haben, ſo kann doch 
auf der andern Seite das Nebeneinander⸗ 
beſtehen dieſes und andrer Staaten, deren 
Bevölkerung, wie in Ofterreich und in der 
Schweiz, zu einem großen Zeil ber deut- 
IhenN. angehört, feinem Bedenken unter: 
liegen. Das Wort N. bezeichnet ſonach, 
wie Bluntjchli fagt, einen Kulturbegriff, 
das Wort »Bolfe einen Staatsbegriff, 
Man kann alfo 3.8. jehr wohl von einem 
öfterreichifchen Vol, nicht aber von einer 
öfterreichiichen N. ſprechen. Zu beachten 
ift aber, daB nach englifchem und franzöfi⸗ 
fhem Sprachgebrauch der Ausdrud N. 
gerade umgekehrt dad Staatsvolk (bie ſo⸗ 
gen. politiihe Nationalität) bezeichnet, 
während für die N. im beutfchen Sinn bes 
MWorts, für das Naturvolf (die fogen. na⸗ 
türliche Nationalität), die Worte peuple 
(franzöfifh) und people (engliih) ge- 
bräuchlich find. In ben Begriff der N. 
liegen aber zugleich das Bewußtſein ber 
gemeinfamen Abftammung und das Be: 
mußtfein der Zufaınmengebörigfeit über 
haupt: das Rationalgefünt Ebendie- 
n ift es aber, 
welches zugleich den Oegenfat zwiſchen ber 
einen und der andern Ve. hervortreten läßt. 
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Kann zubem eine N. auf eine große Ber- 
gangenheit zurüdbliden, ober nimmt fie 
unter ben verichiebenen Nationen eine be⸗ 
fonder8 hervorragende Stellung ein, fo 
fteigert I das Nationalgefühl zum Na: 
tionalitolz, während ſich jener Gegen: 
fa zwiſchen verſchiedenen Nationalitäten 
uweilen bis zum Nationalhaß ver- 
Iärft Mit dem Nationalgefühl fteht 
aber ber nationale Selbfterhaltungstrieb 
im sulammenbang; barum gilt jeder N. 
bie ationalfreiheit als höchſtes Gut, 
und die Nationalehre verbietet ihr die 
freiwillige Unterwerfung unter eine andre 
N. Aus demſelben Grund iſt auch jede N. 
auf die Erhaltung ihrer nationalen Eigen⸗ 
tiimlichfeiten bedacht, vor allem auf Die ber 
Nationalſprache, denn auf biefer be: 
ruht zumeift das Weſen der R., und fie ift 
es, welche die Stammesgenoflen am eng⸗ 
ften verbindet. Dazu kommt bei ben Kul- 
turvölferfchaften eine gemeinfame Nas 
tionallitteratur, in welcher bie Na⸗ 
tionalfitte ihren beiten Ausdrud findet. 
Denn wie die Ausbrudsweife jeder N., 
db. 5. ihre Sprache, eine befondere ift, jo 

flegt e8 auch ihre Anſchauungs⸗ und Auf- 
— auf dem ſittlichen Gebiet, 
der Nationalcharakter, zu ſein. 

Am leichteſten wird natürlich einer N. 
die Erhaltung ihrer Selbſtändigkeit dann 
werden, wenn ſie allein ohne anderweite 
nationale Elemente einen Staat bildet, 
und ebendieſer Staat wird ſich durch beſon⸗ 
dere Stetigkeit und Feſtigkeit auszeichnen, 
weil er eine feſte natürliche Grundlage bat. 
Sind aber in einem Staatöwefen verfchie- 
dene Nationalitäten vereinigt, fo können 
für die politifhe Behandlungsweife der- 
jelben folgende Syfteme zur Anwendung 
tommen: 1) das Syflem ber Unter: 
brüdung, welches 3. B. von Rußland der 
polniſchen N. gegenüber befolgt worden 
iſt; 2) das Syſtem ber Verſchmelzung, 
das altrömifche und das franzöſiſche Sy: 
ſtem; 3) das Syſtem ber Gleichberechti- 
gung ber verjchiedenen Nationalitäten, 
auch wohl das deutliche Syitem genannt, 
welches aber auch 5. B. in der Schweiz mit 
dem beiten Erfolg angewendet worden ift. 
Berwerflid war dagegen die Art und 
Weije, wie biefes Syitem zum Zwed der 


Nation. 


Erhaltung ber öfterreidhifchen Monarchie 
von ben Öfterreichifchen Staatsmännern, 
namentlich von Metternich, lange Zeif 
hindurch zur anwenbung gebracht worden 
ift, indem bier bie einzelnen NRationalitä- 
ten egeneinanber aufgereizt und die eine 
due ie anbre in Schuch Bean wur: 
ben, wodurch bekanntlich ber ð el che 
Staat ſchließlich nahezu dem Zerfall ent- 
genengerühnt worden ift. Das vpolitifche 
eben ber Neuzeit bat die Bildung natio- 
naler Staaten beſonders begünftigt, fo 
namentlich in dem erfolgreichen Streben 
ber in verfchiedene Staaten zeriplitterten 
Nationen nach einemeinheitlichen Staats: 
weſen, wie in Deutfchland und in Stalien, 
dann aber audy in ben Beltrebungen ver- 
fchiedener zu einem gemeinfamen Staat 
vereinigter Nationalitäten nach politischer 
Selbftändigfeit, wie in Ofterreidy Ungarn. 
Sa, man bat es geradezu als ein Prinzip 
ber mobernen Politik proflamiert, daß 
jede N. es als ihr Recht beanſpruchen 
Öönne, einen felbftändigen Staat zu bilden 
(Nationalitätsprinzip). Allein dies 
Prinzip Tann in derjenigen radikalen Auf⸗ 
jallung und Ausführung, wie e8 Napo- 
leon ILL. zur Grundlage feiner Politik er 
hoben hatte, nicht gutgebeiken werben. 
Denn nicht jede R. Bat die Kraft, einen 
lebenzfähigen Staat zu bilden, und um: 
gekehrt find manche Nationen Fräftig unb 
vielfeitig genug, um bie Grunblage für 
verichiedene Staaten abgeben zu können. 
Daß übrigens Napoleon ILL. diefes Na: 
tionalitätsprinzip zumeift nur als Mittel 
zur Erreichung felbitfüchtiger Zwecke be» 
nußt hat, gebt am beiten aus feiner Hand⸗ 
Iungsweife Mexiko gegenüber fowie aus 
ber Annerion von Savoyen und Nizza, 
welche zu dieſem Prinzip im bireften Ge⸗ 
genfag fland, hervor. Immerhin muß 
aber die nationale Theorie, wonach ber 
Staat auf nationaler Grundlage beruhen 
ſoll, freilich mit der gehörigen hiſtoriſchen 
Einf Sränkung, bem einfeittgen Feithalten 
an dem fogen.Tegitimitätsprinzip(f. 
Zegitim) und der fogen. Gleichgewicht$- 
theorie bes Wiener Kongreiles gegenüber 
als ein wichtiger Fortſchritt in ber Ent: 
widelung bes politifchen Völferlebens be⸗ 
zeichnet werden, Vgl. Sneift, Das Natio⸗ 
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nalitatsprinzip (in ditthe »Annalen des 
Deutſchen Reichd« 1872, ©. 929 ff.). 
Nationale, Nachweifung über Namen, 
Alter, Größe, Religion und anbre Verhält⸗ 
niffe einer Berfon, befonders beim Militär 
üblich und für ganze Truppenteile in einer 
Stammrolle vereinigt, bei Kavallerie und 
Artillerie auch für Pferde im Gebrauch), 
Rationalgarde, in Frankreich bei Re⸗ 
volutionen oder Kriegen aus dem Volk ges 
bildete Truppen, bie nicht zum ftehenden 
Heer zählten; |. v. w. Bürgerwehr. 
Ratianaliteiöpeinzip, ſ. Nation. 
Rotionalliberale Partei, Bezeich- 
nung für diejenige Barteirichtung, welche 
eine liberale Politik mit einer nationalen 
zu vereinigen jucht in dem Sinn, va in 
eriter Linie bie nationale Entwidelung 
Deutfchlands berüdfichtigt werde. Dean 
bat dies durch bie Devite auszudrücken 
gelust: »Durch Einheit zur Freiheit!« 
nfänglih wegen dieſer »Zweiſeelen⸗ 
theories vielfach beſpöttelt, gelangte die 
n. P. indeſſen bald zu großem Anſehen 
und zu bebeutendem politifchen Einfluß. 
Sie ging 1866 aus ber preußifchen Fort: 
fchrittspartei unter Tweſtens und Las⸗ 
kers Führung hervor. Es waren 24 Mit: 
lieder des preußiſchen Abgeordnetenhau⸗ 
Bes, darunter außer Lasker und Tweſten 
namentlich Fordenbed, Hammacher, Mi: 
chaelis und Unruh, welche teild aus der 
ortfchrittpartei, teil$ aus bem fogen. 
infen Zentrum ausſchieden, entſchloſſen, 
unbefchadet ihrer liberalen Grundſatze den 
Verfaſſungskonflikt zu befeitigen und die 
Regierung in ihrer national: beutfchen 
Politik offen zu unterftügen. In bem 
fonftituierenden Reichdtag des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes zählte die Kartei bereits 79 
Mitglieder, indem fich ihr namentlich die 
Mehrzahl der Liberalen Abgeordneten 
aus ben neupreußifchen Provinzen ange: 
iloffen hatte. Damals trat aber bereits 
ein fcharfer Gegenſatz zwifchen ber natio: 
nalliberalen und der Fortſchrittspartei zu 
Tage. Denn bie letztere ftimmte fchließlich 
gegen bie norddeutſche Bundesverfaſſung, 
weil einige liberale Forderuñgen, wie bie 
Diäten der Abgeorbneten und bie Wah- 
rung bed Budgetrechts in Anjehung bes 
Militäretats, nicht verwirklicht worben 
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waren. Der nationalliberalen Partei da⸗ 
gegen war das Zuftandefommen ber Ver⸗ 
fa jung wejentlich zu verdanfen. Am 18. 
Oft. 1867 erließ der gejchäftsführende 
Ausſchuß der Partei das erfte Programm 
ber legtern für die Wahlen zum preußi- 
ſchen Landtag, bei welchen bie Bartei 100 
Mitglieder durchbrachte. In den eriten 
beutfchen Reichstag wurdend. März 1871: 
116 Nationalliberale gewählt. Der Fürſt 
Bismard aber jah fi in dem zum Aus- 
hruch gekommenen Konflikt mit der römi⸗ 
ſchen Kurie genötigt, bei den National- 
liberalen diejenige Unterftüßung zu fuchen, 
welche ihm die Konfervativen nicht ge 
währen fonnten ober wollten, und fo ge 
Iangte die Partei im Leben ber beutjchen 
Nation, von welcher fie namentlich das 
freifinnige deutſche Bürgertum repräfen- 
tierte, zu großer Bedeutung. Ihre größte 
Stärke erlangte fie in ber Legislatur⸗ 
periode 1874—77, in welcher fie im deut⸗ 
ſchen Reichſstag 150, im preußiichen Abge⸗ 
ordnetenhaus aber 182 ritglieber zählte. 
Freilich war der Umftand, daß die Bar: 
tei damals die eigentliche Regierungdpar- 
tet war, die Veranlaffung, ihr mandje 
Elemente zuzuführen, welde im Grunde 
genommen nur wenig liberal waren und 
jich zumeift gerade deshalb zu den Natio⸗ 
nalliberalen bingezogen fühlten, weil 
diefe fich als die Negierungspartei bar: 
ftellten. ebenfalls hat fi aber bie n. 
PB. bei dem innern Ausbau des neu er= 
ftandenen Reichs große Verdienfte erwor⸗ 
ben. Konnte fie nicht alle Liberalen Kor: 
derungen in bem gegebenen Fall durch⸗ 
ſetzen, jo fuchte fie von dem NReichsfanzler 
wenigſtens das Möglichfte zu erreicyen, 
indem fie dies vielfach einem völligen 
Scheitern des Geſetzes vorzog. Diefer Ge: 
danke lag den »Rompromifiene zu Grunde, 
derentwegen man gegen bie Nationallibe= 
ralen jo herben Tadel erhoben bat. In 
der ungerechteiten Weife wurde diefer Ta- 
del namentlich zu Ende 1876 von ber 
yostjeprittöpartei ausgefprochen, als bie 

ationalliberalen dad AZuftandefommen 
ber großen beutfchen Juſtizgeſetze dadurch 
ermöglichten, daß fie in einigen verhält⸗ 
nismäßig unwichtigen Fragen nachgaben, 
in andern Fragen aber eine Verſtändigung 
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mitbem Reich8fanzler herbeiführen, wäh- 
rend biefer auch feinerfeitS in einigen 
Punkten Konzeflionen machte. Die maß: 
loſen Angriffe aber, welchen bie Partei 
beshalb unmittelbar vor ben Wahlen vom 
10. San. 1877 feiten® ber Fortſchrittspar⸗ 
tet ausgeſetzt war, hatten für bie Natio: 
nalliberalen ben Verluft einer Reihe von 
Siten zur Folge, indem ihre Zahl auf 
126 Mitglieder reduziert warb. 

Bon diefem Zeitpunft an batiert ber 
NRüdgang der nationalliberalen Partei, 
deren Verhältnis zu bem Kanzler inzwis 
chen ein Fühleres geworben war. Es hat 
fich ja auch nachmals herausgeftellt, daß 
damals und Kon zubor zur Rekonſtituie⸗ 
zung ber konſervativen Bartei mit Zuſtim⸗ 
mung bed Fürsten Bismard Schritte ge- 
fcheben find. Gleichwohl wurde noch ım 

erbft 1877 mit dem Führer ber National: 

iberalen,, v. Bennigjen, über beffen Ein: 
tritt in die Regierung verhandelt. Dieſe Ver⸗ 
handlungen ſcheiterten aber zumeiſt daran, 
daß v. Bennigſen nicht allein eintreten 
wollte. nzwilihen waren in dem Reichs⸗ 
Tanzler jene Pläne gereift, welche dem 
Deutichen Reich in der Zoll⸗, Steuer: und 
Verkehrspolitik einen völligen Umſchwung 
bringen follten. Die unglüdfeligen Atten- 
tate 1878 mußten zu der Auflöfung des 
Reichstags den Vorwand geben, welche 
recht einentlich gegen die Rationalliberalen 
gerichtet war, die bem erften Entwurf 
eines Sozialiftengefeßed, der nad) dem 

ödelſchen Attentat eingebracht wurde, 
ihre Zuftimmung verfagt hatten, und von 
denen ein rüdhaltlofes Eintreten für die 
neue Wirtichaftspolitif des Sürjten Bis⸗ 
marck nicht zu erwarten ſtand. Bei den 
damaligen Wahlen ging der Beſtand der 
Fraktion auf 97 Mitglieder zurück. Gleich⸗ 
wohl wäre die Partei noch ſtark genug ge: 
weien, um ein entjcheidendes Wort mit: 
zufprechen, auch war berfelben das Prä- 
ſidium (Forckenbeck) verblieben; allein 
bie Partei war in fich felbft zerfpalten 
unb unentfchieben. Ginige itglieber, 
welche mehr der freihändlerifchen Ric; 
tung angehörten, wie Bamberger, Ridert, 
Ochelhäufer u. a., traten den ſchutzzöll⸗ 
nerifhen Beftrebungen mit Entſchieden⸗ 
beit entgegen, während andre, wie Mosle 
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und Hammacher, [hubzölfnerifch gefinnt 
waren und wieder andre mit Bennigjen 
eine Mittelftellung einnabmen. Durch 
biefe Zerfplitterung verlor bie Bartei mehr 
und mehr an Einfluß. Als Forckenbeck 
1879 das Präfidium nieberlegte, ging das⸗ 
ſelbe auf einen Konjervatinen über, und 
auch auf eine Vizepräfidentenftelle verzich- 
teten die Nationalliberalen. Seitdem find 
biefelben im Präfivium bes Reichstags 
nicht mehr vertreten. Der Beratung des 
neuen Zolltarifs fuchte Bennigien zwar 
dadurch eine andre Wendung zu geben, 
daß er Anträge auf Tonftitutionelle Ga⸗ 
rantien durch Quotifierung bed Kaffee: 
und Salzzolls ftellte. Allein Bennigfen 
hatte dabei bie Mehrheit ber Traktion 
nicht hinter fi), und ber Fürſt Bismard 
og e8 vor, bie föberativen Garantien bes 
Franckenſteinſchen Antrags zu bewilliger 
und mit dem Zentrum zu paftieren. So 
fam durch eine Tonfervativ=Elerifale Al- 
Itanz ber neue Zolltarif zuftande. Der 
Kanzler befchulbigte nunmehr die Natio- 
nalliberalen, von denen einige Mitglieder, 
wie Lasfer und Bamberger, ihn durch 
energifche Oppofition gegen bie Getreibe- 
und Petroleumzölle bejonders gereizt bat- 
ten, ber ger chſucht und warf Öönen einen 
völligen Abfagebrief zu. Der nationallibe- 
rale Abgeordnete Volk aber griff in ber 
Schlußberatung die eignen Fraktionsge⸗ 
noffen an, und als bie graftion 12. Zuli 
1879 mit jehr geringer Majorität ben Be- 
ſchluß faßte, über diefe Rebe ihr Bedauern 
auszuſprechen, traten 17 Deitglieber, bar: 
unter Bähr, Feuftel, Hölder, Puttlamer, 
Römer(Württemberg), Schauß, Treitjchke, 
Völk und Zinn, aus ber Traktion aus. 
Die Regierung hoffte bei den Neuwahlen 
aum preußifchen Abgeordnetenhaus 7. OH. 

879 die Partei gänzlich zu fprengen, und 
bie Nationalliberalen wurden bamals 
fräftig »an die Wand gebrüdte. Allein 
die Bartei ſammelte fih um das Banner 
der errungenen Reformen, indem fie vor 
allem die Abwehr aller Reaktion in Kirche 
und Schule und die Beibehaltung des Sy: 
ſtems »Falk« auf ihre Sehnen fchrieb. 
Fr erlitt fie bei der Wahl erhebliche 
Berlufte, namentlich in den öftlichen Bro: 
vinzen. Ihr Beitand ſauk von 175 auf 
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105 Mitglieder herab, In ber Reiche: 
tagsjejfion von 1880 aber fchien es, als 
ob es gelingen würbe, weitere Zerſplitte⸗ 
rungen ber Partei zu verhüten, indem 
man eine prinzipielle Oppofition vermieb 
und von Fall zu Fall nach fachlicher Prü⸗ 
fung zu ben Regierungsvorlagen Stellung 
nahm. Allerdings ſchied der Abgeorbnete 
Lasker aus ber Fraktion aus, auch ſtimmte 
bei der Beratung der Militärgefehno: 
velle ein kleiner Bruchteil ber Fraktion 
(Fordenbed und Bamberger) gegen die 
jelbe, während bei der Abftimmung über bie 
Samoavorlage bie Fraktion fid) in zwei 
Särtten fpaltete. leihwohl ging bie 

eſſion zu Ende, ohne daß die entſchieden 
liberalen Mitglieder der Fraktion ſich zum 
Austritt bewogen fanden. Die 1879 aus: 
geichiedenen Mitglieder des äußerſten rech⸗ 
ten Flügels der Nationalliberalen aber 
vereinigten ſich im Reicheta zum größten 
Teil zu einer fogen. liberalen Gruppe 
—— Die Nachſeſſion des 
preußiſchen Landtags im Sommer 1880 
zeigte jedoch die Partei wieder in einem 
vollſtaͤndigen Zwieſpalt. 45 Mitglieder 
nahmen die Firchenpolitifche Vorlage Putt⸗ 
famers, allerdings in — abge⸗ 
ſchwächter — an, während 42 Mit- 
glieder ver Partei Dagegen ftimmten. Dies 
war die äußere Veranlaffung der Tren- 
nung eines Teils ber Mitglieder des jogen. 
Iinten Flügels ver Partei im preußifchen 
Landtag ſowohl als im Reichstag. In der 
legtern Körperſchaft zählten die National⸗ 
liberalen 1881 noch 62 Mitglieder, dar: 
unter die Abgeordneten: v. Benba (geb. 
18. Febr. 1816 zu Liegnitz), v. Bennig- 
jen (geb. 1824 zu Lüneburg, Landesdirek⸗ 
tor in Hannover), dv. Bernuth (geb. 1808 
zu Müniter, Staatsminiftera.D.), Gareis 
(geb. 24. April 1844 zu Bamberg, Uni- 
verfitätöprofeffor in Gießen), Gneift 8— 
13. Aug. 1816 zu Berlin), Kiefer (geb. 
14. Jan. 1830 zu Ronnheim ‚ Führer der 
badiſchen Nationalliberalen, Landgerichts: 
direftor in Kreiburg), Marquardien (geb, 
25. Oft. 1826 zu —— Uninerfiäte 
profeffor in Erlangen), Meier (geb. 16. 
Okt. 1809 zu Bremen), Ochelhäufer (geb. 
26. Aug. 1820 zu Siegen), Stephani(geb. 
29. Okt. 1817 zu Beucha bei Leipzig, 
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hürgermeifter a. D. von Leipzig), Weh⸗ 
renpfennig (geb. 25. März 1829 zu Blan⸗ 
fenburg in Braunſchweig, jebt Geheimer 
Oberregierungsrat in Berlin) u. a. Ob 
es gelingen wird, beiden nächften Wahlen 
den Beltand ber nationalliberalen Fraf: 
tion zu erhalten, ober ob bie fogen. Se: 
zejfion (f. d.) zu einer neuen Partei: 
bildung drängen wird, läßt fich bermalen 
noch nicht überſehen. 
Nationalökonomie, ſ. Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre. 
Nationalrat, in ber Schweiz (ſ. d.) 
die eine Abteilung der Bundesverſamm⸗ 
lung, auch Titel eines Mitglieds eben⸗ 
dieſer Abteilung. 
Nationalverein, deutſche politiſche 
Bereinigung, 14. Aug. 1859 in Eiſenach 
egründet, welche ihren Sit in Koburg 
—* und von Rudolf v. Bennigſen ges 
leitet wurde. Der Zweck des National⸗ 
vereins war die Vereinigung aller libera⸗ 
len Parteimänner zu einer gemeinſamen 
Agitation für den deutſchen Bundesſtaat 
unter preußiſcher Führung. Der Verein 
ab eine Wochenſchrift und Flugblätter 
eraus. Im Herbſt 1867 löſte ſich der N. 
in Frankfurt a. M. auf, nachdem er für 
den deutſch⸗preußiſchen Bundesſtaat, ber 
mit ber Gründung des Norddeutſchen 
Bundes verwirklicht ward, den Boden 
hatte bereiten helfen. 
Rationalverfammlung, Bezeihnung 
für verfchiedene politifche Verfammlun: 
en und Körperfchaften, welche, aus einer 
olksbewegung hervorgegangen, eine voll- 
ftändige Umgeftaltung ber beſtehenden 
Staatsverfafjung anitrebten und zum 
Gegenftand ihrer Seratung machten. - 
Hierher gehören namentlich die verfchie- 
denen franzöfifchen Rationalverfammlun: 
gen: bie fonftituierende N. von 1789—91 
und bie gefeggebende von 1791—92, bie 
N. von 1848 und von1871—76 ;ferner: die 
beutfche N. von 1848—49 und die preußi= 
{he von 1848. Die franzöfiihe Verfaf- 
jungsurfunde bat den Ausdrud N. (As- 
semble&e nationale) für die Vereinigung 
be3 Senats und der Deputiertenfammer . 
beibehalten I Dane m 


Raturalifation (Iat.), Aufnahme 


ize⸗ eines Ausländers in den Staatsverband 
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(i. Einwanderung, Heimat); natu⸗ 
talifieren, inben einbeimifchen Staat3- 
verbandaufnehmen;NRaturalifationg- 
urkunde (:Afte, Brief, franz. Lettres 
de naturalisation), bie über dieſe Auf: 
nahme auagenetke Beſcheinigung. 
aturalleiſtungen für die bewaffnete 
Macht im Frieden ſind für eu — 
durch Geſetz vom 13. Febr. 1875 (Reichs⸗ 
geſetzblatt, S.52 ff.) in ähnlicher Weiſe ge⸗ 
regelt wie bie Kriegsleiftungen (}.b.). 
Den Gemeinden Tiegen biernadh neben 
ber Quartierleiftung (f. Einquar: 
tierung) die Verabfolgung ber Verpfle⸗ 
gung für bie Mannſchaften und der Fu⸗ 
tage für bie Truppenpferbe, die Stellung 
bon Voripann, wo biefer nicht anderweit 
gu beichaffen, und bie Einräumung ber 
ienftlih erforberlihen Lokalitäten nad 
beflimmten, durch VBerorbnung vom 1. 
April 1876 (Reichsgeſetzblatt, ©. 137 ff.) 
geregelten Normen gegen Entichäbigung 
ob, Ebenſo ordnet obiges Gefeb die Mit- 
benugung von Schmieden, Brunnen, 
Tränken ꝛc. durch marjchierende Truppen, 
das Betreten ber Felder bei Übungen und 
bie Transportpflicht ber Verwaltungen 
von Eijenbahnen, Schiffen u. dgl. Eine 
ausführliche Inſtruktion zur Ausführun 
des Reichsgeſetzes vom 13. Febr. 1875 iſt 
— allerhöchſten Erlaß vom 2. Sept. 
41875 (Reichsgeſetzblatt, ©. 261 ff.) be 
kannt gegeben worben. 
NRaturreht,i. Recht. _ 
Ravigationsakte (lat.), ein vom repu- 
blikaniſchen Parlament in England I. Oft. 
1651 zur une ber engliichen Schiff: 
fahrt erlaſſenes Gefeß, wonach alle in 
fremden Erdteilen erzeugten Waren nur 
auf engliihen Schiffen nad) England und 
ben englifchen Kolonien eingeführt und 
alle aus europäifchen Ländern herrühren: 
ben Waren nur auf englifchen oder dem 
augführenden Land angehörigen Schiffen 
in England eingeführt werden follten, 
1787 von feiten Nordamerikas ald Ne: 
preffalie gegen England nachgeahmt, 1821 
und 1825 dur) Annahme des fogen. Re⸗ 
gorsgitäteiplems weſentlich gemildert, 
6. Juni 1849, mit Ausnahme der Be- 
ünftigungen ber einheimijchen Küften: 
ſchiffahrt und Fiſcherei, ganz aufgehoben. 
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Rebenbahnen, |. Scetundärbahnen. 

Rebenkllage, |. Brivatllage. 

Nebenlinie, bie Nachkommenſchaft 
eines jüngern Sohns, im Gegenfaß zu 
ber bed Erjigebornen (Hauptlinie). 

Nebenfirafe, ſ. Strafe. 

Negotfum (lat.), Gelhäft; negotio- 
rum gestor, Geſchäftsführer; neg o⸗ 
ziieren, den Abſchluß eines Geſchäfts 
vermitteln, handeln; Negoziateur 
(franz, ſpr. «töhr), Negoziant, VBermitt- 
er, Unterbändler, Kaufmann; Nego- 
ziation, Unterhanblung. 

Nepotiſsmus (v. ital. nepote, Neffe, 
Neffengunft), ungerechte Bevorzugung 
ber Verwandten einflußreiher Staats: 
beamten, beſonders von den Päpfien ge 


übt; Nepoten, natürliche Söhne und 
nächte Anverwanbte ber Päpfte. 


enlaledonien, auitral. Inſel, füb- 
weftlich von den Neuen Hebriben, 17,573 
qkm mit 17,305 meift europ. Einw.; 1853 
von Franfreih in Befib genommen unb 
zu einer Kolonie für Sträflinge benutzt. 
pauptort: Port de France. Vgl. Garnier, 

a Nouvelle Calédonie (3. Aufl. 1876). 

Neulot, ſ. Gramm. 

Reutral (lat.), keiner Partei angehö⸗ 
rig; Neutralität, das völkerrechtliche 
Verhältnis eines Staats gegenüber ver⸗ 
ſchiedenen kriegführenden Mächten, ver⸗ 
möge deſſen er in ben frühern freund: 
ſchaftlichen oder body frieblihen Beziehun- 
gen zu diefen Mächten bleibt, ohne ſich in 
den zwiſchen ihnen entitandenen Krieg 
mittels oder unmittelbar einzumifchen. 
Dabei wird zwiſchen allgemeiner (to 
taler) und partieller (teilweijer, nur 
für gewifle Beſitzungen ausgefprochener) 
Neutralität, ferner zwiſchen bedingter 
und unbebingter, zwiſchen bewaff: 
neter und unbewaffneter Neutrali- 
tät unterjchieden. Wofern einem Staat 
nicht etwa durch ein befonbered Schub: 
und Trugbündnis ober durch einen Ga⸗ 
Tantieverteng bie Verpflichtung auferlegt 
ift, eine ber Triegführenden Mächte zu un: 
terftügen, ſteht jedem fouveränen Staat un: 
zweifelhaft das Recht zu, ſich in einem aus: 
gebrochenen Krieg neutral zu verhalten. 
Die Neutralität legt dem neutralen Staat 
ſtrengſte Unparteilichfeit auf. Derfelbe 
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barf feine ber im Krieg begriffenen Mächte 
unterflügen, auch nicht mit Kriegsma⸗ 
terial, und darf auch nicht dulden, daß 
Kriegsſchiffe in feinen Häfen ausgerüftet 
oder Truppen auf feinem Gebiet ange: 
worben werben. Jede Verlegung der 
Neutralität verpflichtet aur Genugthuung. 
Einigen Staaten ift durch europätfche 
Verträge eine immermwährende Neutralität 
gewäßrleiftet (Schweiz, Belgien, Luxem⸗ 
urg). Auch unter den Kriegführenden 
felbit kann gewiffen Perfonen, Sachen 
oder Gebietsteilen Neutralität im Sinn 
ber Unverletlichleit durch Verträge einge: 
räumt werben. Auf biefen Grundgeban- 
fen beruht die Genfer Konvention (ſ. d.). 
Werden während eines Kriegs Truppen- 
teile ber Kriegführenden auf neutrales 
Gebiet gebrängt, fo müſſen fie ſich bie fo- 
fortige Entwaffnung gefallen laſſen. 

Neuwahl, |. Wahl. 

Nicaragua, Republik in Zentralame- 
rifa, 133,800 qkm mit etwa 300, 
Einw.; Hauptftadt: Man agua mit etwa 
10,000 Einw. rüber zu Guatemala 
gehörig, riß fich 1821 von Spanien 

8, um dem Bunde ber zentralameri- 
kaniſchen Staaten beizutreten, bis fich 
N. dann 1833 als felbftändiger Staat 
fonftituierte, ber freilich wiederholt durch 
revolutionäre Bewegungen erſchüttert 
ward. Nach ber Konftitution vom 19. 
Aug. 1858- fteht an ber Spike der Re⸗ 
publik ein auf vier Jahre gewählter Prä⸗ 
fibent. Neben demſelben beftehen ein Se- 
nat, welcher ſich aus zehn, und eine gefeß- 
gebende Kammer, die fih aus elf Mit: 
gliedern ggulammenfebt. um Zweck ber 
innern Verwaltung zerfällt das Staats: 
gebiet in fünf Provinzen oder Departe- 
ments. Die herrſchende Religion ift bie 
römiſch⸗katholiſche, und zwar bilbet das 
Land eine Dißgefe ber Kirchenprovinz 
Guatemala. Die zerrütteten Finanzen 
der Republik haben fich neuerdings ge 
beffert. Für 1875—76 wurben bie Ein: 
fünfte auf 2,324,998 Doll. geisäst, Die 
Staatsſchuld betrug zu Ende des Jahrs 
1878: 2,284,607 Doll. Ein Konful des 
Deutſchen Reichs bat feinen Sig in Sarı 
Juan bel Norte. Die — der — 
iſt blau⸗weiß⸗blau, horizontal geſtreift. 
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Bol. Squier, The states of Central 
America (1858; deutich von K. Anbree, 
1865); Derfelbe, History of N. (2. 


Aufl. 1861). 
Nichtigkeitsbeſchwerde, Nechtsmittel, 
wodurch ein gerichtliches Erkenntnis als 
gegen das geltende Recht verſtoßend an- 
gefochten und deſſen Wiederaufhebung 
bezivedt wird (f. Nevifion). 
Nichtigkeitsklage, ſ. Wiederauf: 
nahme des Verfahrens. 
Niederlande, Königreich der (Ko- 
ninkrijk der Nederlanden, Nederland, 
Holland), Königreih an der Nordſee 
zwifchen Belgien und Preußen; 32,972 
qkm mit (1873) 4,037,010 Einw. Haupt- 
ſtadt: Amfterdam mit 317,021 Einw.; 
erſte Reſidenz: der Haag mit 114,936 Einw. 
Die Bevölkerung, faſt durchweg ger⸗ 
maniſcher Abkunft iſt, beſteht zum überwie⸗ 
enden Teil aus Holländern, wozu Frie⸗ 
en, Vlämen und Niederdeutſche kommen. 
Die niederländiſche Sprache iſt ein Zweig 
der altgermaniſchen. Dem Glaubensbe⸗ 
kenntnis nach wurden 1879: 2,193,281 
Proteftanten, 1,313,084 Katholiken, 
68,003 Seraeliten und 5161 fonftige 
Slaubensgenojien gezählt. An ber Spike 
des Stants, welcher de als eine konſtitu⸗ 
tionelle Monarchie darſtellt, ſteht der Kd- 
nig aus dem Haus Naſſau⸗Oranien, wel⸗ 
ches nach dem Sturz des Napoleoniſchen 
Konigreichs Holland auf den Thron ge⸗ 
langte, nachdem es zuvor bie Erbftatt- 
halterwürbe innegehabt hatte. Der Titel 
bes Königs if: König der N., Prinz 
von DOranien-Naffau, Großherzog von 
Luremburge. Angeredet wird ber Köni 
mit Sire. Der Titel bed Kronprinzen i 
Prinz von Draniene. Die Trennung 
Belgiens (ſ. d.) 1830 machte eine Revi⸗ 
fion ber Staatsverfaflung nötig, welche 
1840 in wenig befriedigender Weife ftatt- 
fand, bis dann 3. Nov. 1848 eine neue, 
jehr freifinnige Verfaſſung in Kraft trat. 
Hiernach fteht die vollziehende Gewalt 
bem König allein zu, während bie gefeß- 
gebenbe Gewalt zwifchen dem König und 
er Bolfävertretung, ben Generalftan- 
ten (Staten Generaal), geteilt ift. Die 
Generalſtaaten zerfallen in zwei Kam: 
mern. Die Mitglieder ber Erften Kam⸗ 
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mer, 39 an ber Zahl, werben durch bie 
Provinzialräte (Provinciale Staten) ge 
wählt und zwar aus denjenigen, welche 
bie höchſte Direkte Steuer bezahlen. Die 
Mitglieder der Zweiten Kammer (86) 
dagegen werden in birefter Wahl durch 
die großjährigen eingefeflenen Nieberlän- 
der gewählt, welche das 23. Lebensjahr 
zurüdgelent Haben, im Vollgenuß ber 
bürgerlichen und politifhen Rechte ftehen 
und an direften Steuern jährlich eine, je 
nad) den örtlichen Verbältnilien, von 20 
bis 160 Fl. wechfelnde Summe zahlen. 
Die Mitglieder ber Erſten Kammer er: 
halten ihr Mandat auf 9 Sabre, indem 
alle 3 Jahre ein Dritteil ber Mitglieber 
augfcheidet. Die a Ber one ber 
Zweiten Kammer dagegen ift eine vier- 
jährige. gier ſcheidet alle 2 Jahre bie 
Hälfte der Mitglieder aus. An der Spike 
ber Staatöverwaltung fteht der Minifter- 
rat. Den Departementsminiftern (des 
Auswärtigen, be Innern, ber Juſtiz, ber 
Dane ber Kolonien, bed »Water- 

nate, des Handels und ber Induſtrie, 
bed Krieg und der Marine) find Gene 
raljefretäre beigegeben. Wenn ber König 
dem Minifterrat präfidiert, fo wird ber 
lettere als »SKabinettsrate bezeichnet. 
Außerdem befteht ein Staatsrat unter 
dem Borfit des Königs. 

Die Monarchie ift in folgende 11 Bro- 
vinzen eingeteilt: Drenthe, Friesland, 
Gelderland, Gröningen, Limburg, Norb- 
brabant, Norbholland, Overyſſel, Zee 
land, Sübholland und Utrecht. An ber 
Spite ber Verwaltung einer jeden er 
vinz fteht ein Föniglicher Kommillar. 
Jede Provinz goird durch Provinzialftände 
vertreten, beren Mitglieber auf 6 Sabre 
gewählt werben. Die Obrigkeit jeder Ge: 
meinde beftebt aus einem Rat von 7—39 
Mitgliedern, einem Bürgermeifter und 
Schöffen. Die Aufficht über die Dämme, 
Deiche, Flüſſe 2c. wirb von befondern Be⸗ 
hörben (Waterschappen) geführt. 

Juſtiz. Der oberite Gerichtshof ift ber 
Hohe Nat (HoogeRaad) im Haag, welcher 
aus zwei Kammern für Zivil- und für 
Straffachen beiteht. Unter ihm ftehen 
fünf Provinzialgerichtshöfe, von dielen 
teffortieren die Bezirfägerichte (Arrondis- 
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sements-regtbanken) und von den letz⸗ 
tern endlich die Einzelrichter (Kanton- 
regters). — Finanzen. Die Ausgaben 
und Einnahmen bes Staats werben von 
ber >allgemeinen Rechenfammer« im Haag 
Tontrolliert, welche als felbftändige Bes 
hörde feinem Minifterium unterftellt ift. 
Das Staatsbudget für 1881 wies bei einer 
rnagnbe von 126%: Mill. FI. ein Defizit 
von 214 Mil. TI. aus, welches einftwei- 
len dur Schatanmweifungen gebedit wer: 
ben follte. Später follen die Staatseinz 
nahmen durch eine Rentenjteuer vermehrt 
werben. Das indiſche Bubget balancıerte 
mit 144 Mil. SL. in Einnahme und Aus: 
gabe, Die Geſamtſtaatsſchuld belief fich 
1880 auf 943,215,602 51. — Der. Die 
Kriegsmacht bes Königreichs beiteht aus 
ber europäifchen unb aus ber inbifchen Ar: 
mee, welch legtere angeworben wird. Die 
europäifche Armee umfaßt bie Freiwilligen 
unb die Miliz; erftere ergänzen fich durch 
Werbung, legtere wird Durch Loſung heran- 
ezogen, und zwar hat bie Zanbmiliz eine 
ünf⸗, die Seemiliz eine vierjährige Dienft- 
zeit. Dazu kommen dann bie »Schut- 
terijene, eine Art Landwehr, deren Dienft- 
get auf 10 Jahre fetgefeht iſt, wovon 
Sabre auf ben aktwen Dienft kommen. 
Außerdem umfaßt der »Landflurm« alle 
waffenfähigen Männer von 19—50 Jah⸗ 
ren, welche feiner anderweiten Militär- 
dienſtwerp ihtung unterliegen. Die euro- 
päifche Armee ift 63,525 Mann ftarf, dar- 
unter 2039 Offiziere, bie oftindifche 1466 
Offiziere und 36,640 Solbaten, darunter 
20,172 Eingeborne. Die Kriegsflotte 
zählte 1. Juli 1879: 116 Fahrzeuge, dar: 
unter 2 Widderturmſchiffe, 4 gepanzerte 
Widder, 13 Monitoren mit 524 Kanonen. 
Kolonien. Die oftindifchen Beſitzun⸗ 
gen Java und Mabura zählen 131,733 
qkm mit 18,799,798 Einw. Dazu fom- 
men die weitindifche Kolonie Surinam 
mit 119,320 qkm und 68,531 Einw. und 
die Kolonie Curaſſao mit 1130 qkm und 
42,506 Einw. Das föniglihe Wappen 
ift der goldne fchreitenbe Löwe bes Hau⸗ 
ſes Naffau mit ausgeftredter Zunge, auf 
azurblauem Feld, mit einem goldnen Blod 
und dem Wahlſpruch: »Je maintien- 
draie. Die Staatsflagge befteht aus brei 
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orizontal: laufenden Streifen: rot, weiß, 
lau. Die Nationalfarbe und das Yeld- 
zeichen find Orange. Vgl. Starin & 
De bodem van Nederland (1856—60, 
2 Bbe.); » Algemeene statistiek van Ne- 
derland« (1870— 73, 2 Bbe.); »Staat- 
kundig en staathuishoudkundig Jaar- 
boekje« 1881. un 
Niederlafiungsfreiheit, ber Grund⸗ 
fat, wonach fich jedermann an jedem Ort 
vorübergehend ober dauernd aufhalten 
kann, wo er eine eigne Wohnung oder ein 
Unterfommen ſich zu verjchaffen imſtande 
if. Das Syftem der R. gilt jetzt für alle 
Angehörigen und für den gen en Um: 
fang des Deutjchen Reid. S. Freizü: 
gi NY eit, 
iederihlagen (faduzieren), im 
Rechnungsweſen einen Poften al unein- 
bringlich in Wegfall bringen, eine Revi⸗ 
fiongerinnerung für erledigt erflären, 
Eine ftrafrechtlihe Unterfuhung wird 
burch einen Abolitionzaft >niebergefchla- 
gene (ſ. Begnadigung). 
Nigrum —8 „ſ. Rubrum. 
Nihiliſten (vom lat. nihil, »nichts«), 
Bezeichnung einer Partei ſozial⸗revolutio⸗ 
närer Anarchiſten in Rußland, welche Re⸗ 
ligion, Staat, Ehe und Eigentum aufhe⸗ 
ben und von dem modernen Staats: und 
Kulturleben nichts übrig lafjen wollen; 
Nihilismus, die Parteirichtung, welcher 
diejelben angehören. Der befannte Revo: 
Yutionär Alerander Herzen definiert den 
Nihilismus als »die volfommenfte Frei- 
beit von allen fertigen Begriffen, von allen 
ererbten Hindernijien und Störungen, bie 
das Vorwärtsfchreiten occidentalen Ver: 
ſtands mit feinem hiftorifchen Klotz am Fuß 
hemmen«. Die N., welche fich in Rußland 
nicht aus dem eigentlichen Arbeiterſtand, 
ſondern mehr aus den höhern Geſellſchafts⸗ 
kreiſen rekrutieren, bezeichnen »als bie 
einzige Revolution, welche dem Volk heil⸗ 
bringend fein könne, diejenige, welche jede 
Idee bes Staat? mit ber Wurzel außreiße 
und ale Traditionen und Inſtitutionen 
der Segtwelt über den Haufen werfe«. 
Nach dem von bem Anardjiften Bakunin 
entworfenen Statut werben brei Grabe 
unter ben N. unterfchieden: internatios 
nale Brüder, nationale Brüder und die 
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halb geheime, halb öffentliche Drganifation 
der internationalen Allianz ber fozialifti- 
ſchen Demofratie. Bon den internatio- 
nalen Brüdern insbeſondere wird gefagt, 
daß fie fein andres Vaterland als die all- 
emeine Revolution, fein andre Aus» 
and und feinen andern Feind fernen als 
die Reaftion. Die empörendften Verbre- 
chen find von den R. bereit8 verübt, und 
ed iſt nicht gelungen, dieſe Bewegung zu 
unterdrüden, welche von verhältnismäßig 
wenigen geſchürt wird und breite Maflen 
ber Bevölferung bis jetzt nicht ergriffen 
bat. Aber die wieberholten Attentate, 
namentlich auf den Kaiſer Aleranber IL, 
welcher diefen 13. März 1881 felbit zum 
Opfer fiel, zeigen, daß der Nihilismus 
vor Feiner Mifjethat zurücdicheut, um 
fein wahnfinniges Ziel zu erreichen. Vgl. 
Karlowitſch, Die Entwidelung des 
Nihilismus (1879); Solowin, Der 
ruſſiſche Nihilismus (1880). 

Nobilitas (lat.), Adel; daher Nobili⸗ 
tät, |. v. w. Adelſtand; nobilitieren, 
in den Adelſtand erheben; N, codicillaris, 
Briefabel; N. personalis, perfünlicher 
Adel; N. realis, Inbegriff ber vormals 
mit dem Befit abliger Güter verbundenen 
Rechte und Freiheiten. 

Nobility (engl., ſpr. billiti), in Eng: 
land ber Abel im Gegenfaß zur Gentry 
(ſ. d.); er umfaßt abfteigend die Stufen: 
Duke (Herzog), Marquess (Marfgraf), 
Earl (©raf), Viscount und Baron. 

Noblefie (franz), Abel, Gejamtheit 
ber Bornehmen an einem Ort; N. oblige 
(pr. oblihſch), Adel verpflichtet (edel zu 
handeln). 

Nomardie (Nomarch, grieh.), f. 
Griechenland. 

Nominãälwert, Nennwert, ber einer 
Sache, beſonders Geldforte, beigelegte 
(aufgedrudte oder aufgeprägte) Wert im 
Gegenſatz zu ihrem wirflichen oder Real⸗ 
wert oder, wie bei Staatöpapieren und 
Aktien, zu ihrem Kurswert. 

Non possümus (lat. >Wir können 
nichte), urfprünglicd die Antwort des 
Papſtes Clemens VII. auf die drohende 
Aufforderung bes Königs Heinrich VII. 
von England, ihn von feiner Gemahlin 
Katharina von Aragonien zu fcheiden; 
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dann allgemeine Formel für die Weige⸗ 
rung ber römiſchen Kurie und bes katho⸗ 
liſchen Klerus überhaupt, der weltlichen 

acht in der einen oder andern Hinſicht 
nachzugeben; überhaupt Bezeichnung einer 
ablehnenden Erklaͤrung. 

Nordamerika, ſ. Vereinigte Staa⸗ 
ten von N. 

Norddeutſcher Bund, ſ. Deutſches 
Reich (S. 121). 

RNorddentſcher Lloyd, ſ. Lloyd. 

Rordſchleswig, |. Dänemark. 

Rormaleigungslommilfien, ſ. Ei⸗ 


en. 
Rormaltarif, ſ. Eiſenbahnen. 
KRorwmegen, |. Schweden und Nor⸗ 


wegen. 

Blotäbeln franz.), durch Vermögen, 
Silbung und Rang ausgezeichnete Perfo- 
nen. Die Notabelnverfammlungen (As- 
sembl&es des notables) in Frankreich 
ſollten unter dem wachſenden Defpotis- 
mus ber Könige bie Reichsſtände erieher 
und in Vergefienbeit bringen; zulekt 22, 
Febr. bis 25. Mai 1787 und 5. Nov. 1788 
berufen. 

Rotär (lat.), eine zur Aufnahme von 
Rechtzaften mit öffentliher Glaubwürdig⸗ 
feit amtlich ermädhtigte Perſon; Nota⸗ 
riat, das Amt eines Notars; Nota riats⸗ 
urkunden( Notariatsinſtrumente), 
die von einem N. innerhalb ſeiner Zu⸗ 
ftänbigfeit aufgenommenen Urkunden, die 
öffentlihen Glauben genießen; notas 
rielle Schulddokumente, bie von 
einem N. beglaubigten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, auf Grund deren nach franzöſi⸗ 
Ichem Rechte bie jofortige gerichtliche Hilfs⸗ 
vollftredung gegen ben ſaͤumigen Schulb- 
ner nachgejucht werben kann, ein Syſtem, 
welches auch die beutiche Steilprogeborb- 
nung ($ 702) adoptiert bat; Nota⸗ 
riatsordnungen, ausführliche Gefeke 
zur Normierung bes geſamten Nota⸗ 
riatsweſens. Beſonders ausgebildet iſt 
das Notariatsweſen in Frankreich, woſelbſt 
dem N. nahezu die geſamte freiwillige 
Gerichtsbarkeit übertragen iſt. In ähn⸗ 
licher Ausdehnung iſt das Notariat in 
Bayern und in Rheinpreußen eingerichtet, 
während in ben übrigen deutſchen Staa⸗ 
ten ber Wirkungskreis zumeift nur auf bie 
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— Nötigung. 


Beslaubigung von Untergägriften ober von 
Abſchriften fowie auf bie Aufnahme von 
Wechſelproteſten beihränft und meift mit 
ber Advofatur verbunden iſt. Vgl. Dick, 
Das gemeinrechtlihe Notariat Ye 
»Das Notariat in Bavern« (1868). 

Note (Tat.), Anmerkung; im biploma= 
tifhen Verkehr eine von einer Regierung 
ber andern gemachte Dtitteilung, bie ſo⸗ 
wohl direlt an bie betreffende Regierung 
gerichtet fein und im Weg des gewöhnli⸗ 
hen gelandtichaftlichen Berfehrs ober durch 
auferorbentliche Botichaft an biefelbe ge- 
langen, als auch bloß an den Gefandten 
der fie erlafienden Regierung ergeben 
kann und zwar mit ber Weifung, ber Re⸗ 
gierung, bei welcher er beglaubigt ift, 
münblide (Berbalnote) ober fchrift- 
liche Dittellung davon zu machen. Bei 
wichtigen politiſchen Vorgängen erläßt 
wohl auch eine Regierung eine ſolche N. 
—— an ſaͤmtliche Regie⸗ 
rungen, mit welchen ſie in diplomatiſchem 
Verkehr ſteht, um ihre Anſichten und Ent⸗ 
ſchließungen in betreff der obſchwebenden 
Fragen kundzugeben. Zuweilen vereini⸗ 
gen ſich auch mehrere Kabinette zu einer 

emeinſamen oder doch in gleichem Wort⸗ 
aut an eine Staatsregierung zu erlaſſen⸗ 
den N. (Kollektivnote, identiſche 
N.), um auf dieſe eine beſondere Preſſion 
aus Wüben. : 
otenban 

Rotenemiffien) 1. Bant. 

Rötigung, in ber modernen Strafge 
febgebung und —A nach dem deut⸗ 
ſchen Reichsſtrafgeſetzbuch das Vergehen 
desjenigen, welcher einen andern wider: 
rechtlicherweife durch körperliche Gewalt 
oder burch Bedrohung mit einem Verbre⸗ 
hen ober Vergeben du einer Handlung, 
Duldung ober Unterlaflung nötigt. Das 
deutiche Strafgeſetzbuch beitraft bie N. mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
GSelditrafe bis a 600 Mk., wofern nicht 
etwa durch die N. ein ſchwereres Verbre⸗ 
hen, 3.8. eine Rotzucht, begangen wurde. 
Das Vergeben ber N. ift vollendet, fobalt 
das dem Gendtigten zugemutete Verhal⸗ 
ten begonnen hat; doch ift auch ber Ber: 
ſuch für ftrafbar erflärt. Wurde der Ge 
nötigte zu einer an und für ſich ftrafbaren 








Notreht — Notſtand. 


andlung gendtigt, fo tritt für dieſe 

traflofigfeit ein, wenn er dazu durch 
unwiberfiehliche Gewalt oder durch eine 
Drohung genötigt wurde, welche mit einer 
gegenwärtigen, auf andre Weife nicht ab- 
wenbbaren Gefahr für Leib oder Leben 
feiner jelbft oder eines Angebörigen ver: 
bunden war. Das Vergeben der R. fteht 
zwifchen ber einfachen Bedrohung und 
Erpreffung in der Mitte. Es wird firen- 
ger beftraft als die bloße Bedrohung mit 
einem Verbrechen (ſ. Drobung) und 
gelinder als die Erprefjung (f. d.), in 
welche die N. dann übergeht, wenn fie 
zum Zwed ber Erlangung eines wider: 


rechtlichen Vorteils begangen wirb. Wird | 1872 


bie N. von einem Beamten burh Miß- 
brauch feiner Amtsgewalt oder burch 
Androhung eines beftimmten Mißbrauchs 
berfelben verübt, jo wird diefelbe als ſogen. 
Amtsverbrechen (f. d.) mit Gefängnis 
bi3 zu 5 Jahren beftraft; auch kann auf 
Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung öf- 
fentlicher Amter auf die Dauer von 1—5 
Jahren erfannt werben. Umgekehrt er- 
Scheint die N. als Widerftand gegen bie 
Staatsgewalt, wenn fie unternommen 
wurde, um eine Behörde ober einen Be: 
amten zur Vornahme ober Unterlafjung 
einer Amtshandlung zu nötigen. Die 
Strafe fol hier der Kegel nach nicht unter 
3 Monaten Gefängnis betragen. Wurde 
eine N. von einem Angehörigen bes Heers 
ober der Kriegamarine einem Vorgeſetzten 
gegenüber begangen, um dieſen mittelft 
ervalt oder Drohung an.der Ausfüh- 
rung eines Dienfibefehls zu hindern oder 
ur Vornahme oder Unterlaffung einer 
ienftbanblung zu nötigen, fo trifit den 
Schuldigen nad dem deutſchen Militär: 
ftrafaefeßbuch Freiheitsftrafe von 6 Dtona: 
ten bis zu 10 Jahren, im Feld Gefängnis 
nicht unter 2 Jahren. Bei der Handelsma⸗ 
tine wird eine derartige N. dem up 
ten gegenüber mit Gefängnis bis 3u 2 Jah⸗ 
ren nach der Reichsfeemannsorbnung be: 
ftraft. Endlich gehört noch die Beftimmung 
ber Reichsgewerbeordnung hierher, wonach 
benjenigen, welcher andre durch Anwen⸗ 
dung körperlichen Zwanges, durch Drohun⸗ 
gen, burch Ehrverleßung oder durch Ver⸗ 
rufserflärungbeftimmt oder zu beftimmen 
Staatslexikon. 


385 


verfucht, an Verabredungen ober Vereini- 
gungen von gewerblichen Gehilfen, Ge 
jellen oder Fabrikarbeitern behufs Erlan⸗ 
gung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedin⸗ 
gungen teilzunehmen oder ihnen Iuge 
u leiſten, oder andre durch gleiche Mittel 
—* oder zu hindern verſucht, von ſol⸗ 
chen Verabredungen zurückzutreten, Ge⸗ 
fängnisſtrafe bis zu 3 Monaten treffen 
ſoll, wofern die That nicht in ein ſchwe⸗ 
reres Verbrechen übergeht. Vgl. Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, FF 240 hierzu das Reichs⸗ 
geſetz vom 26. Febr. 1876, ſogen. Novelle 
zum Strafgeſetzbuch), 52, 339, 358, 114; . 
Reichsmilitärſtrafgeſetzbuch vom 20. Juni 
,$ 96; Deutiche Seemannsordnung 
vom 27. Dez. 1872, $ 89; (Neich8=) Ge⸗ 
werbeordnung vom 21. Suni 1869, $ 153. 

Notrecht (Staatsnotrecht, lat. Jus 
eminens), bie Befugnis der Staatsgewalt 
gum Eingriff in die Rechte der Einzelnen 
m Intereſſe der ſtaatlichen Gefamtheit. 
Ein folder Eingriff in die Rechtsſphäre 
ber Staatöbürger ıft der Staatsgewalt 
aber nur ausnahmsweiſe und nur dann 
neftattet, wenn ihn ein unabweisbares 
Bedürfnis des Staats erheifcht. Dies ift 
namentlidh dann ber Fall, wenn es ſich 
un die Erhaltung bed Staats felbit han 
delt und die Staatsgewalt zu dieſem 
Zweck ber Freiheit der Einzelnen vorüber: 
gehende Beichränfungen auferlegt, 3. 2. 
durch Verhängung des Belagerungszus 
ftand3 und in England durch Sufpenfion 
der Habeaskorpusakte. Namentlich gehört " 
aber die Befugnis der Staatsregierung 
hierher, Privateigentum, menn aud) gegen 
volle Entfhäbigung, im öffentlichen In— 
tereffe dem Eigentümer zu entziehen, wor⸗ 
auf namentlih das KRechtsinftitut der 
Erpropriation (f. d.) berubt. Auch 
ber Grundfaß, baß Eingriffe in fremde 
NRechtsiphären, welche von einer Privat: 
perfon im Notftand begangen werben, 
itraffrei find, wirb zumeilen, jedoch mit 
Unrecht, als N. bezeichnet, benn ber Not: 
ftand ift fein Recht, fondern mır ein fat- 
tifcher Zuſtand. 

Notfland, im allgemeinen jeder Zu: 
ftand der Bedrängnis; im firafrechtlichen 
Sinn insbefondere ber Zuftand der Ge— 
fahr, aus welcher ſich jemand nur durch 
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einen Eingriff in bas Recht eines anbern 
retten kann. Die moderne Strafgelebae- 
bung nimmt für ben N. Straflofigfeit an. 
Das beutiche Reichöftrafgefebbuch ($ 54) 
läßt diefe jeboch nur dann eintreten, wenn 
es ſich um eine gegenwärtige Gefahr für 
Leib oder Leben des Thäters felbit ober 
eines feiner Angehörigen (ſ. d.) handelt. 
Außerdem muß dieſe Gefahr eine unver: 
ſchuldete und die Rettung aus berjelben 
nicht anders zu ermöglichen fein als burch 
eine Handlung, welche fi an und für fich 
als Rechtsverletzung charakterifiert. Von 
der fogen. Rotwebr (I. b.) unterſcheidet 
ſich der N. aber dadurch, daß es ſich bei 
jener um die Abwehr eines rechtswidrigen 
Angriffs handelt, während ber Strafaus⸗ 
ſchließungegrund des Notſtands gerade 
demjenigen zu gute kommt, welcher, um 
ſich zu retten, einen Eingriff in eine 
fremde Rechtsſphäre unternimmt. Die 
Notwehr erjcheint als ein Recht, ber N. 
lediglich als ein faltifher Zuftand. Mit 
Unrecht bezeichnen baher manche ben N. 
als ſogen. Notrecht, denn die Not allein 
gibt uns noch fein Recht, andre zu ver: 
leken. Der Grund, warum ber N. bie 
Strafe ausichlieht. ift vielmehr die Rück⸗ 
fiht auf den Selbfterhaltungätrieb bes 
Menſchen und der Umftand, daß ein ge 
wiiler Heroismus dazu gehört, in der Not 
lieber unterzugehen oder Schaden zu er: 
Yeiden, als fich der Verlegung eines frem⸗ 
‚den Rechts fhuldig zu machen. Vom 
Standpunft der Moral mag dies als ge- 
boten erjcheinen; aber der Geſetzgeber 
Tann eine ſolche Standhaftigfeit und Cha- 
tafterftärke, welche über die gewöhnlichen 
menſchlichen Kräfte hinausgehen würbe, 
in ber Regel nicht verlangen. Anders 
liegt die Sache freilich, wenn ber Betref- 
fende durch Beruf und Stellung dazu 
verpflichtet ift, wie fich denn 3. B. ber 
Soldat im Krieg und der Seemann aus 
einer Seegefahr nicht auf Koften andrer 
erretten dürfen. Vgl. Janka, Der ſtraf⸗ 
rechtliche N. (1878). 

Notverordnung, |. Berorbnung. 

Notwehr, diejenige Verteidigung, 
welche erforderlih ift, um einen gegen: 
wärtigen rechtswidrigen Angriff von fich 
oder einem andern abzumenden (deutfches 
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Reichsſtrafgeſetzbuch, $ 53). Eine durch 
die N. gebotene Handlung 7 ſtraflos. Es 
iſt nämlich zwar in allen ziviliſierten 
Staaten anerkannt, daß man ſich ber Re- 
nel nach gegen einen unberechtigten An⸗ 
griff nicht felbft Recht verichaffen, ſondern 
den ftaatlichen Rechtsſchutz anrufen fol. 
Iſt aber die Staatshilfe im gegebenen Tall 
nicht erreichbar oder nicht ausreichend, fo 
kann dem Angeygriffenen das Recht ber 
Selbftverteidigung , welches ein unmittel- 
barer Ausfluß bed Rechts ber Perfünlich- 
feit und des menſchlichen Selbiterhal- 
tungstriebs ift, nicht abgefprochen werden. 
Die N. ericheint daher ald ein Recht, und 
ebendadurch unterjcheibet fie fi) von dem 
fogen. Notſtand (j. b.), einem bloß fak⸗ 
tiſchen Zuftand, in welchem dem in feiner 
Eriftenz Bedrohten die Verlegung eines 
andern zum Zweck ber Selbiterhaltung 
verziehen wird. Die N. ift aber nur dann 
ftraflos, wenn ber dadurch zurückgewieſene 
Angriff ein rechtswidriger war, und 
zwar geftattet das beutfche Strafgefebuch 
die N. auch zum Schuß eines Dritten. 
Auch ift fie nicht bloß gegen einen rechts⸗ 
wibrigen Angriff auf Leib und Leben, ſon⸗ 
bern auch gegen einen foldhen geitattet, 
welcher gegen Die Ehre, die Keufchheit, die 
Treiheit 2c. ober auch nur genen ein Der: 
mögensrecht gerichtet iſt. Der durch bie 
N. abgewiejene rechtswidrige Angriff muß 
aber ferner ein gegenwärtiger fein, 
d. h. bereit? begonnen haben ober Doch un: 
mittelbar bevorftehen, indem ber Bedrohte 
den Beginn der Thätlichfeiten nicht etwa 
erft abzuwarten braucht. Endlich ift aber 
auch nur diejenige Verteibigung erlaubt 
und ftrafloß, welche erforderlich war, um 
ben gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
urüdzumweifen. Es muß alfo ein anbres 
ittelaur Zurückweiſung besfelben, daher 
namentlich das Anrufen bes obrigfeitlichen 
Schutzes, ausgeſchloſſen fein; auch darf 
die Verteidigung nicht weiter gehen, als 
ed zur Bekämpfung jenes Angriffs erfor 
derlich ifl. Die Größe ber Verteidigung 
muß zu der Größe bes Angriffs im rich⸗ 
tigen Verhältnis fteben; fie darf nicht vor- 
eilig erfolgen, und fie darf auch nicht etwa 
fortgefeßt werben, nachdem die Gefahr 
bereits abgewenbet ift. Ein Erzeß (Über: 
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ſchreitung) der N. ift daher ſtrafbar; 
doch erklärt das deutſche Strafgefeßbuch 
($ 53) denfelben dann für ftraflos, wenn 
der Thäter in Beflürzung, Furcht ober 
Schrecken über bie Grenzen ber Berteibi- 
gung binausgegangen ift. Vgl. außer den 
ehrbüchern des Strafrechtö: Levita, Das 
Necht der N. (1856); Geyer, Die Lehre 
von der N. (1857); Weffely, Die Be: 
fugnifie des Notſtands und der N. (1862). 
Notzucht, |. Unzuchtsverbrechen. 
Novellen (Int. novellae leges, »neue 
Geſetze«), in ber Rechtöfprache Nachträge 
und Abänberungen bejtehender Geſetze, 
namentlih Bezeihnung einer Geſetzes⸗ 
fammlung, welde als Beitandteil bes 
Corpus juris dem Juftinianeifchen Koder 
nachträglich beigefügt ward, aber auch 
noch jeßt zur Derihnung von Nachtrags⸗ 
gefeten gebräuchlich ift; 3. B. Strafgefeb: 
novelle, Gewerbeorbnungsnovelle, Mili- 
tärnovelle u. dgl. 
Nullität(lat.), Nichtigkeit eines Rechts⸗ 
geſchäfts; Nullitätsquerel, Nichtig- 
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feitöffage (f. Wiederaufnahme bes 
Berfabrens). 

Nunzius (Tat.), päpftlicher Gefanbter; 
Nunziatur, Amt und Sit eines folden. 
Nunziaturen feit 1583 zu Wien und zu 
Köln, feit 1586 zu Luzern, feit 1558 zu 
Brüffel, feit 1785 zu Münden. Die 
Nunzien fungierten in ihren Bezirken als 
geiftliche Oberrichter und hatten, beſonders 
in Dispenfationsfachen, ergpiihäfliche Bes 
fugniffe, und die Erzbiſchöfe und Reichs⸗ 
bebörden erhoben umſonſt Beſchwerden 
gegen beren Übergriffe. Seit 1814 find 
die Nunzien bloße Gefandte des Papſtes, 
weswegen der Titel auch auf bie Vertre- 
ter desjelben an andern Höfen angewen⸗ 
bet wurde. Unter Pius IX. begannen fie 
aber, befonders in Deutichland, wieder 
geiftliche Auffichtsrechte über die Kirche 
des Staats, in dem fie seglaubigt find, 
auszuüben, weswegen 1872 der N. von 
rum ausgewiefen wurde. 

ützlichkeitstheorie, |. Utilitaris— 
mus. 


O. 


Obduettion (lat.), |. Totenſchau. 

Oberacht, ſ. Acht. 

Oberamt, in Württemberg die Unter: 
abteilung des Kreifes, indem die 4 Kreife 
in 63 Oberamtsbezirke zerfallen, an deren 
Spiße je ein Oberamtmann flieht. In 
Preußen ift Oberamtmann berTitel eines 
Verwalters oder Pächters eines Kammer: 
guts. Oberamtsrichter ift in manchen 
Staaten ein befonderer Titel für ben auf: 
fihtführenden Amtsrichter ober für ältere 
Amtsrichter (f. Amtsgericht). 

Oberbergamt, |. Bergredt. 

Obererſatzkommiſſion, |. Erſatz⸗ 


weſen. 

Obergerichte, höhere Kollegialgerichte, 
welche über die Rechtsmittel, bie gegen 
Erfenntniffe der Gerichte erfter Inſtanz 
(Untergerichte) eingewendet werden, 
entſcheiden (f. Gericht). 

bergeipan, der erfte Beamte einer 
Geſpanſchaft in Ungarn, |. Komitat. 
Oberhaus und Unterhaus, in Eng: 


Yand die beiden Abteilungen be Parla- 
ments, f. Großbritannien. 
Oberlirdenrat, in manchen Staaten, 
= B. in (Alt) Preußen, Tollegialijche 
berbehörde, beftellt zur Ausiibung der 
in der evangelifhen Kirche dem Landes⸗ 
berrn vorbehaltenen Kirchengewalt; auch 
Titel verdienter Geiftlichen. 
OÖberpräfident, in Preußen der an ber 
Spite einer Provinz ftehende oberite Ver⸗ 
maltungsbeamte, welcher als fländiger 
Kommillar des Minifteriums die Ober: 
aufficht über die Behörden der Landesver⸗ 
waltung führt und für die gleichmäßige 
Ausführung der Geſetze und Verordnun⸗ 
gen fowie der Anordnungen der Miniftes 
rien zu forgen hat. Rad) der Provinzial: 
ordnung N d.) erfcheint ber ©. zugleich 
als ftantliche Aufſichtsbehörde der kommu⸗ 
nalen Provinzialverwaltung, als Bor: 
figenber des Provinzialrats und als fönig- 
liher Kommiflar auf ben Provinzial: 
landtag. Der O. iſt dem Regierungspräs 
25 
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fiventen übergeorbnet, abgefehen von ber 
am Sit des Oberpräfibenten befindlichen 
Negierung, für welche er regelmäßig zu⸗ 
gleich als Negierungspräfibent fungiert, 
indem ihm alddann ein Vizepräfident zur 
Seite ſteht. 
Oberprifenrat, |. Brife. 
Oberrehnungstammer, in Preußen 
eine unmittelbar unter ber Krone ftehenbe 
Behörde, welcher die Kontrolle des geſam⸗ 
ten Staatshausbalts mittelft ber Red 
nungsrevifion obliegt. Die O., melde 
ihren Sit in Potsdam hat und aus einem 
Chefpräfibenten, ben nötigen Direktoren, 
Räten und Reviſionsbeamten befteht, 
führt zugleich als Reichsbehörde die Kon: 
trolfe des geſamten Reichshaushalts burch 
Prüfung und Feſtſtellung der Rechnungen 
über Ausgabe und Einnahme der zur 
Reichskaſſe fließenden Gelder, über den 
Ab- und Zugang von Reichseigentum, 
über die Verwaltung der Reichsſchulden, 
des Reichsinvalidenfonds, des Reichs: 
kriegsſchatzes, der Reichsbank und über 
den geſamten Landeshaushalt von Elſaß⸗ 
Lothringen. Die Stellung der O. iſt durch 
Geſetz vom 27. März 1872 (preußiſche Ge⸗ 
ſetzſammlung 1872, ©. 278 ff.) normiert, 
während ihre Funktionen als Red: 
nungshof des Deutſchen Reichs ſich 
nach der Inſtruktion des Reichskanzlers 
vom 5. mr 1875 (Reichszentralblatt 
1875 , ©. 157 ff.) beftunmen. 
Oherreihßanwalt, ſ. Reichsgericht. 
Oberſeeamt, Reichsbehörde zur Ent⸗ 
ſcheidung über Beſchwerden gegen die 
Sprüche ber Seeämter in ben Bundesſee⸗ 
ftaaten (f. Reichsamt des Innern). 
Oberft (früher Obrift), oberfte Rang⸗ 
ftufe der Stabsoffiziere, meift Regiments⸗ 
fommanbeur. Ehedem ein höherer Kom⸗ 
mandierender (Kriegs, Feldoberſter), 
ſ. v. w. Feldherr. Oberftleutnant, im 
Rang bem D. zunächlt ſtehend. Oberft- 
wacht meiſter, ſ. v. w. Major. 
Obligation (lat.), Verpflichtung; 
Rechtsverhältnis, auf Grund deſſen jemand 
(Gläubiger, Kreditor) von einem 
andern (Schuldner, Debitor) eine ge— 
wiſſe Leiſtung zu fordern berechtigt iſt; 


auch Seeihnung ber zur Beurkundung | $$ 


eines ſolchen Schuldverhältnilfes ausge: 
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ftellten Urkunde (Schuldverſchrei— 
bung, Schulbdbrief),z. B.eined Staats⸗ 
ſchuldbriefs. Das Obligationenredyt 
oder Recht der Forderungen bildet 
eine wichtigen Beftanbteil des Privat 
rechts. 

Obmann, derjenige, welchen zwei von 
ben Parteien gewählte Schiedsrichter als 
Dritten wählen, und ber den Ausichlag 
gibt; bei Schwurgerichten der von ben 

eſchwornen aus beren Mitte zur Leitung 
ber Beratung und Abflimmung und zur 
Verkündung bes Wahrſpruchs Erwählte; 
auch ber Vorfigende von Berfammlungen. 

Obſervanz (Iat.), gerfommen; Regel, 
welche durch langen Gebrauch rechtsver⸗ 
eworden ift. 

Ochlotratie (griech, Pöbelherr— 
ſchaft), Zuſtand eines Staats, in wel⸗ 
chem ſich die Staatsgewalt in den Händen 
einer rohen und wüſten unterſten Volks⸗ 
klaſſe befindet. Die O. iſt eine Ausartung 
der Demokratie (ſ. d.), gleichwie die 
Oligarchie eine ſolche der Ariſtokratie und 
die Deſpotie eine Ausartung der Monar⸗ 
chie iſt. Als eine wirkliche Staatsform 
wird die O. kaum bezeichnet werben Tön- 
nen, ba ihre Dauer ber Natur der Sache 
nad) nur eine vorübergehende fein Tann, 
folange abnorme Zuftlände im Staats- 
leben berrfchen, wie es 3. B. unter ber 
Parifer Commune ber Fall geweſen ift. 

Odelsthing (ſchwed.), eine aus Grund⸗ 
beſitzern beſtehende Abteilung des norwe⸗ 
giſchen Storthings, ſ. Schweden und 
Norwegen. 

Offenbarungseid (Manifeſtations⸗ 
eid), der von einem Schuldner, deſſen 
bewegliches Vermögen zur Befriedigung 
ſeiner Gläubiger nicht ausreicht, dahin 
abauleifienbe id, daß er fein Vermögen 
volftändig angegeben und wiflentlich nichts 
verjchwiegen, oder, wenn es fi um die 
Herausgabe einer bejtimmten Sache Lan 
delt, We; er die Sache nicht befike, auch 
nicht wiſſe, mo die Sache fich befinde. Die 
Verweigerung diejes Eides zieht Haft nad) 
fi), durch welche ber Schuldner zu eben- 
diefer Eidesleiflung gezwungen werden 
fol. Vgl. Deutfche Zivilprozeßorbnung, 
711, 769 ff., 780 ff. 

Offentliches Recht, f. Recht. 











Offiziant — 


Sffisiant (neulat.), Beamter niebern 
nges 


anges. 

Offsien (Iat.), das von einer Behörde 
Ausgehenbe, aljo f. v. w. amtlich; 3.2. 
eine offizielle Nachricht, eine offizielle Zei⸗ 
tung. Wo eine Behörde nicht geradezu 
amtlich auftreten will, aber boch fo, daß 
ben von ihr veranlaßten Kundgebungen 
oder Vorſchlägen ein größeres Gewicht 
als den von Privatperfonen ausgehenden 
beigelegt werden fol, nennt man eine 
ſolche Art des Verfahrens offizids; 
3.3. eine offiziöſe (halbamtliche) Zeitung. 


Offizier (franz.), militärifcher Borges | 3 


feßter vom Leutnant aufivärtd; von da 
abwärts Untergffizier. Subaltern: 
offiziere find die Leutnani?, Stabs⸗ 
offiziere: Major, Oberftleutnant und 
Oberſt. Dedoffiziere find in ber Ma— 
rine ber Oberfeuerwerfer, der Oberboots⸗ 
mann, ber Oberfteuermann und ber Ober: 
maſchiniſt. 
Offizierspatent, ſ. Patent. 
Oktupieren (lat.), an ſich nehmen, be⸗ 
ſetzen; Okkupation, Aneignung einer 
herrenloſen Sache, Beſitzergreifung. Unter 
militärischer Okkupation insbeſondere ver: 
ſteht man die Beſetzung eines fremden 
Landes zur Geltendmachung gewiſſer An⸗ 
ſprüche, zur Verhinderung eines Aufſtands 
oder zu dem Zweck, um für die Erfüllung 
gewiſſer Verpflichtungen, z. B. Zahlung 
der Kriegskoſten, ein Pfand zu haben. 
Okonomie (griech.), Haushaltung; 
Rand: und Feldwirtſchaft; Sparſamkeit; 
zweckmäßige Sinwichtung, 3. DB. eine 
Staatsxc. Okonomik, Wirtſchaftslehre. 
Okonom, Wirtſchafter, Landwirt; öko⸗ 
no miſch, wirtſchaftlich, ſparſam. Oko⸗ 
nomiſten, die Anhänger des phyſiokra⸗ 
tiſchen Syftems in der Nationalökonomie. 
ktroi (Detroit, franz, ſpr. vã), 
Handelsprivilegium, auch ſ. v. w. ſtädtiſche 
Acciſe, z. B. Mahl: und Schlachtſteuer. 
Ottrohieren (franz., ſpr. oftraji-), auf⸗ 
nötigen, aus höherer Machtvollkommenheit 
anordnen, daher oktroyierte (im Ge⸗ 
genſatz zu paktierten) Verfaſſungen 
diejenigen, welche einſeitig von der Staats⸗ 
regierung gegeben und nicht zuvor mit 
einer Volksvertretung vereinbart wurden. 
Oktroyierungsrecht wirdzuweilen das 
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Verordnungsrecht des Regenten genannt, 
d. h. die Befugnis desſelben, die zur Aus⸗ 
führung der Geſetze HEN Beſtim⸗ 
mungen, und zwar ohne Beirat und Zu⸗ 
ſtimmung der Stände, zu erlaſſen. 

‚ Otularinfpeltion (lat.), Augenſcheins⸗ 
 Bfumenifä (grie.), allgemein; au 

umen griech.), allgemein; au 

ſ. v. w. katholiſch Ofumenifhe Kon: 
il ten, die allgemeinen Kirchenverſamm⸗ 
ungen (1. Konzil). 

Idenburg, Großherzogtum und Bun: 
besftaat bes Deutfchen Reichs, 6420 qkm, 
37,328 Einw.; Haupt: und Refibenzitabt: 
Oldenburg mit 20,465 Einw. Das 
Staatsgebiet befteht aus brei getrennten 
Beitandteilen, nämlich aus dem Herzog⸗ 
tum O. und ben Fürftentümern Birtentelb 
und Lübeck. Die Verfaffung des Staats, 
welcher bis 1848 einer landftändifchen Ver- 
faffung entbehrte, ift jett die einer konſti⸗ 
tutionellen Erbmonarchie. Das Staats: 
grundgeſetz wurde mit einem bazu befon- 
ders berufenen Landtag vereinbart und 
18. Febr. 1849 publiziert; revidiert 22. 
Nov. 1852. Hiernach ſteht an ber Spike 
des Staats der Großherzog (»Königliche 
Hoheite), und zwar ift die Regierung erb- 
lich im Manndftamm ber jüngern Linie 
des Haufes Holftein=©ottorp nach dem 
Rechte der Erftgeburt und nach den Grund⸗ 
fägen der Linealerbfolge. Der Großherzog, 
welcher fich zur Iutherifchen Kirche befennt, 
ift in ber Gefeßgebung unb bei der Be⸗ 
fteuerung ber Iinterthanen an bie Zuftim- 
mung bed Landtags gebunden. Die Zi⸗ 
villiſte beträgt, abgefehen von bem Ertra 
der Krondomänen, jährlich 255,000 ME. 
Der Landtag befteht aus 49 Abgeordne⸗ 
ten (40 für O., 4 für Lübeck und 5 für 
Birkenfeld), welche aus indirekten Wahlen 
hervorgehen und jeweilig auf brei Jahre 
gewählt werben. Außerdem befteht aber 
noch für die beiden Fürftentümer Birfen- 
feld und Lübeck ein befonderer Provinzial: 
rat, bort aus 12, hier aus 15 Mitgliedern 
nach den Beitimmungen für die Wahl ber 
Landtagsabgeordneten zufammengefebt. 
Für beide Fürſtentümer beftehen naͤmlich 
befondere großherzogliche Provinzialregie⸗ 
rungen, welch leßtere bie Provinzialräte 
jährlich zweimal einberufen. Die oberite 
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Leitung ber Megterung des Großherzog. 
tung * aber dem Staatsminiſterium 


zu, welches in die Departements der Fi⸗ 
nanzen, des Innern, des großherzoglichen 
Hauſes und der auswärtigen Angelegen⸗ 
eiten, der Juſtiz, der Rirden. und Schu: 
en= und ber Militärangelegenheiten, zer: 
fällt. Die Leitung biefer Departements ift 
auf drei Abteilungsvorftände verteilt. 
Dem Staatsminifterium ift das Haus: 
und Zentralarchiv und ein ftatiftifches 
Büreau beigegeben. Unmittelbar unter 
bem StaatSminifterium ftehen ber Staats⸗ 
gericht3hof und der Gerichtshof zur Ent: 
cheidung ber Kompetenztonflifte. Zum 

wed der innern Landesverwaltung 
it das Staatsgebiet in Amter eingeteilt, 
beren DVerwaltungschefs im Herzogtum 
O. unmittelbar unter bem Staatsmini- 
fterium, Departement des Innern, ftehen, 
während in den Fürftentümern Birkenfeld 
und Lübed bie bortigen Regierungen eine 
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leiten in ben Fürftentümern auch das 
Schulweſen; für das Herzogtum dagegen 
beitehen ein beſonderes evangelifches und 
ein Fatbolifches Oberfchulfollegium. Eben: 
ſo ift für letzteres ein befonderer evangeli- 
fher Oberfirchenrat in Funktion. Das 
katholiſche Kirchenweſen des Herzogtums 
wird durch den biſchöflichen Offizial in 
Vechta geleitet. Die Katholiken in D., de⸗ 
ven Anzahl im Verhältnis zur proteftan- 
tifchen Bevölkerung bie weit geringere ift, 
gehören zum Sprengel des Biſchofs in 

ünfter, diejenigen bes Fürftentums Bir- 
fenfeld zum Sprengel des Biſchofs von 
Trier. Im Herzogtum DO. ftehen ben Amt: 
männern alSDvpane der Amter, die zugleich 
Konmunalverbände höherer Ordnung 
find, Amtsräte zur Seite, welche bie Selbft- 
verwaltung diejer Verbände wahrnehmen. 

Juſtiz. Das Herzogtum DO. bat ein 
Dberlandesgericht mit dem Sig in der Re⸗ 
fidenz erhalten, welches zugleich für das 
Fürftentum Schaumburg-Tippe fungiert, 
und ein Landgericht bafelbft, welches Die 
Amtsgerichtäbezirke Brafe, Butjadingen, 
Damın, Delmenborft, Elafleth, Friesoythe 
ever, Kloppenburg, Löningen, D., Varel, 
Vechta, Wefterfiede und Wildeshaufen 
umfaßt. Für das Fürftentum Lübeck mit 
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ben Amtsgerichten Ahrensbök, Eutin und 
Schwartau fungieren das Landgericht zu 
Zübe und das gemeinfchaftliche hanſeati⸗ 
fche Oberlanbeögericht zu Hamburg. Die 
drei Amtsgerichte bes Fürftentums Bir- 
kenfeld aber find bem preußifchen Landge⸗ 
richt zu Saarbrüden und dem Oberlandes- 
gericht zu Köln unterftellt. 

Tinanzen. Die Einnahmen und Auss 
gaben (Landtag, PBrovinzialräte, Staats: 
minifterium, Konfulate, Zentralbebörben, 
Meatritularbeiträge, Penfionen u. dal.) 
ber Zentralfafle des Großherzogtums ba⸗ 
lancieren nad dem Staatshaushaltsetat 
pro 1881 mit 932,600 Mk. Der Spe 
ziafetat bes Herzogtums DO. fchließt 1881 
mit einer Einnahme von 4,904,000 ME. 
und einer Ausgabe von 5,128,000 ME. 
ab, berienige bes Fürftentums Lübeck mit 
609,400 Def. Einnahme unb 667,000 
MI. Ausgabe und der Spezialetat bes 
Fürftentums Birkenfeld endlih mit 

‚300 Einnahme und 568,900 
ME. Ausgabe. Zur Dedung ber Defizitd 
dienen bie Betriebsfonds aus den Vor⸗ 
jahren. Die Staatsfchulben betrugen 
Ende 1879 im ganzen 37,009,532 Mt. 

Deere) en. Laut Militirfonvention 
vom 15. Juli 1867 bat O. ſich zu Gunften 
Preußens ber eignen Militärverwaltung 
begeben, und bie olbenburgifchen Wehr: 
pflichtigen werden ber preußifchen Armee 
eingereiht. Sie bilden das oldenburgifche 
Snianterieregiment Nr. 91, das Drago- 
nerregiment Nr. 19 und aivei Batterien 
des 2. hannöverſchen Teldartillerieregi- 
ments Nr. 26. Infanterie und Kavallerie 
gehören ber 19. Divifion (Hannover), bie 

rtillerie der 10. Yeldartilleriebrigabe 
( oe und dem 40. Armeeforpz 
(Hannover) an. 

Das Wappen bes Großherzogtums 
befteht aus einem Haupt: und aus einem 
Mittelſchild; jener zeigt Die Embfeme von 
Norwegen, Schleswig, Holftein Stormarn, 
Dithmarſchen und Kniphaufen, der ge: 
krönte Mittelfchifd aber bie von O. (zwei 
rote Duerbalfen in Gold), Delmenborft, 
Lübeck (goldnes Kreuz mit Biſchofsmütze 
in En) en ee FAN A in 
vier Reiben) und Jever (aufrecht fchreiten: 
ber Löwe). Das Gunze I bon einen 
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Wappenzelt umgeben und mit ber Königs: 
krone bededt. Die Landesfarben find Blau 
und Rot; die Flagge ift blau mit einem 
roten, rechtwinkelig ſtehenden Kreuz. Vgl. 
»Statiſtiſche Nachrichten über das ers: 
tum De Derausgen, vom Statiftifchen Bil- 
reau (1857 9: öſe, Das Großherzog: 
tum ©. (1863); Kollmann, Das Groß⸗ 
berzogtum O. in feiner wirtfchaftlichen 
Entwidelung (1878). Ä 

Dligardie (griech. »Herrſchaft weni- 
ger«), diejenige Staatsform, in welcher 
nur wenige Perfonen, namentlich durch 
Reichtum hervorragend (f. Plutokra⸗ 
tie), die Negierungsgewalt ausüben. Die 
D. iſt eine Ausartung der Ariftokratie, 
gleichwie die Defpotie eine jolche ber Mon⸗ 
archie und die Ochlofratie eine Ausartung 
ber Demokratie if. Mit Geldoligar: 
hie bezeichnet man bie jogen. Gelbarifto- 
kratie (ſ. Ariftofratie). 

Omnipotenz (lat.), Allmacht; omni⸗ 
potent, allmaͤchtig; fo ſpricht man 3. B. 
von dem omnipotenten Staat, welcher 
alle Zweige des öffentlichen und des Pri⸗ 
vatlebens umfaflen und beherrfchen ſoll, 
wie es die Sozialiften wünfchen. 

Opponieren (lat.), widerſprechen, Wi: 
derſtand leiſten; Opponent, Gegner. 

Oppoſition (lat.), Gegenſatz, Wider⸗ 
ſtand; namentlich im politiſchen Leben die 
gegen die Staatsregierung oder deren der⸗ 
malige Vertreter beſonders in der Preſſe 
(Oppofitionspreffe) und in den Kam⸗ 
mern ſich geltend machende Richtung; dann 
auch Bezeichnung für diejenigen, welche 
dieſer Richtung angehören, alſo ſ. v. w. 
Oppoſitionspartei. Eine eigentliche O. iſt 
aber nur in einem Staatsweſen möglich, 


in welchem dem Volk an der Geſetzgebung 


und an der Staatsverwaltung ein be 
ftimmter Anteil eingeräumt ift, alfo in 
einer Tonftitutionellen Monarchie oder in 
einem republifanifchen Stuatslörper; fie 
ift in einer abſoluten Monardjie, in wel- 
her es an einer Volksvertretung fehlt, 
und in welcher ber Wille bes Souveräns 
allein maßgebend ift, faft unbenfbar, zu: 
mal da hier auch eine regierungsfeinbliche 
Preſſe nicht geduldet zu werden pflegt. 
Tür ein gefundes politifches Leben dage⸗ 
gen ift da8 Vorhandenſein einer Oppofi- 
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tionspartei keineswegs ſchädlich, fondern 
gewijfermaßen notwendig, ba bier alle 
Barteien vertreten fein follen, und da uns 
gerade im politifchen Xeben der Gegner 
unjre Tehler am beiten aufdedt und ung 
durch feine Angriffe und feinen Wiberftand 
oft beiler als unfre politifhen Freunde 
auf den richtigen sog führen wird. Frei⸗ 
lich wird eine ſolche D. dann flörend und 
hemmend wirfen, wenn fie zu einer prin= 
zipiellen ober ſyſtematiſchen wird, 
d. h. wenn man opponiert, lediglich um 
au opponieren, nämlich um ber Regierung 
Berlegenheiten zu bereiten, und nicht aus 
innern, fahlichen Gründen. Zu bemerken 
iſt übrigens, daß nicht notwendig der li⸗ 
beralen Partei die Rolle der Oppofitions- 
partei zufallen muß, wenn bied auch häu⸗ 
fig und namentlid) in Deutfchland ber 
Tall gewejen ift. 

Dranien, Name ber jiingern Ottoni= 
fhen Linie des Haufes Naffau (ſ. d.), 
welche 1530 das Fürftentum Orange oder 
O. in ber Provence erwarb und ih danach 
benannte. Der ältere, von Wilhelm dem 
Schweiger begründete Zweig der Oranier 
befleidete bie Statthalterwürde ber Repu⸗ 
blik der Niederlande 1581—1702, der 
jüngere 1747—95 und erlangte 1815 die 
niederländifche Königskrone, welche er noch 
jetzt innehat. 

Oranje⸗Freiſtaat (Oranjefluß: 
Republik), Freiſtaat im Innern Süd: 
afrikas gwilchen den beiden Quellarmen 
bed Oranjefluffes, ca. 111,500 qkm mit_ 
etwa 80,000 Seelen weißer Bevülferung, 
größtenteild der reformierten Kirche an⸗ 
gehörig, und ca. 70,000 Eingebornen; 

auptitadt: Bloemfontein (2000 — 

500 Einw.). Gegründet von hollänbifchen 
Boers (ſpr. buhrs, »Bauerne), welche aus 
bem Kapland auswanderten, wurde bie 
Nepublit 1854 von den Engländern al? 
eine unabhängige anerkannt. Nach ber re 
vidierten Berfaffung vom 9. Febr. 1866 
wird der Präfident auffiinf Jahre gewählt. 
Eine Kammer (»Volfsrand« ), aus etwa d0 
vomBolf gewählten Mitgliedern beftehend, 
übt die geſetzgebende Gewalt aus. Das 
Land zerfällt in 14 Diftrifte, die jeweilig 
unter einem Landdroft ftehen. Die Staats⸗ 
einnahmen waren pro 1880— 31 auf 
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158,745 Pfd. Sterl., die Ausgaben auf 
151,637 Pfb. Sterl. veranfchlagt. Ein 
ftehendes Heer eriftiert nicht, vielmehr 
werden im all bes Kriegs fämtliche waf- 
fenfähige Männer aufgeboten. 

Orden (v.lat. ordo), ein Verein, beffen 
Mitglieder fich zur Greihung eines be: 
ſtimmten Zwecks die Befolgung gewifjer 
Regeln und Orbnungen Ördinen) zur 
Pfliht machen. Die O. find teils geiſt⸗ 
liche, teild weltliche. Zu den geiftlichen 
D. gehören namentlich die Mönchs- und 
Nonnenorden, deren Angehörige bie 
Gelübde der Armut, der Keufchheit und 
bes Gehorſams abzulegen haben (ſ. Klo: 
ker). Im Abendland wurde das get: 
lihe Ordensweſen durch den heil. Bene: 
dift von Nurfia begründet, welcher 529 
ben Benediftinerorben ftiftete. Von bie: 
fem zweigten fi ähnliche »Kongregatio⸗ 
nen« ab; namentlich entflanben nad) ber 
Negel des heil. Auguftinus die Kongrega⸗ 
tionen ber vegulierten Chorherren ſowie 
eigentliche Mönchsorden, wie der Prämon: 
ftratenfer=, Auguftiner:, Serviten⸗, Hiero⸗ 
nymiten-, Brigitten= und der Sefuiten- 
orden (f. Sefuiten)2c. Großen Einfluß 
erlangten die D. ber Bettelmönche, welche 
nad) der Ordensregel gar fein Eigentum 
befigen dürfen und ledi lich auf milde 
Gaben angewieſen ſind, %o ie Domini: 
kaner⸗, Franzisfaner:, Karmeliters, Au: 
Auftiner= und Servitenbettelorden. Auch) 
der zahlreichen Nonnenorden (Urfulines 
rinnen, Klariffinnen, Urbaniffinnen, An⸗ 

elifen 2c.) ift zu gebenfen. Die moberne 
Beit ift jedoch biefem Ordensweſen nicht 
günftig; vielfache Verbote find in dieſer 
Hinfiht ergangen, namentlich find in 
Preußen durch Geſetz vom 31. Mai 1875 
ale O. und ordensähnlichen Kongregatio: 
nen verboten worden, abgejehen von fol- 
chen, welche fich der Krankenpflege wibmen 
(ſ. Kirhenpolitif). 

Aus der Verbindung der geiftlichen O. 
mit dem Ritterweſen des Mittelalters 
gingen bie geiftlihen Ritterorden 
— Tempelherren, Deut⸗ 
ſcher O. u. a.) hervor, welche teilweiſe zu 
roßem Anſehen und zu großer Macht ge⸗ 
angten. Eine Nachahmung der letztern 
ſind die weltlichen Ritterorden, welche nach 


Orden. 


und nach den Charakter eigentlicher Ver⸗ 
eine verloren und durch die Verleihung 
von Drbensinlignien oder Defora: 
tionen mehr ben Charafter ber Auszeich- 
nung für perfönliche Verdienfte angenom- 
men haben. In dieſer Hinficht unterfcheibet 
man heutzutage zwifchen Zivil» und Mi: 
litärorden, ferner zwiſchen Hausor⸗ 
den, Verdienſtorden x. Die Ab 
ftufung ber einzelnen O. ift bier regel⸗ 
mäßig diejenige in Großfreuzge, Kom: 
ture und Ritter mit verfchiedenen Klafien, 
Auszeihnungen und Dekorationen. Bei 
manchen DO. ift eine befondere Orbens- 
tracht, und außer ben eigentlichen O. 
(Kreuzen, Sternen, Bändern) find noch be: 
jondere Infignien, Ketten u. ogl. gebräuch- 
lid. Mit einigen DO. find beftimmte 
Einfünfte verfnüpft, andre verleiben ben 
Erb: oder ben perjönlichen Adel, viele we⸗ 
nigſtens adligen Rang; bage en haben 
ebrlofe Handlungen ven Ver Mi des Or: 
dens zur Yolge. Bei einigen D. ift bie 
Annahme mit einem vorgefchriebenen Eid 
verbunden, bei allen fremden O. darf fie 
nur mit Bewilligung des Tandesherrn ge: 
ſchehen. Die meilten O. eines Landes au 
fanımen haben einen befondern jährlich 
wiederkehrenden Feſttag (Ordensfeſt), an 
welchem die Ernennungen mit einer ge 
wiſſen Feierlichfeit vollzogen werben. Die 
Kern en O. ein und desfelben Landes 

eben in einem gewillen Rangverhält⸗ 
nis, Die Infignien find meift nach dem 
Tode bes Inhabers von ben Hinterlaffenen 
an die Ordenskommiſſion zurüdzufenden. 
Neuerdings find auch Fraueno rden ge⸗ 
gründet, wie z. B. der preußiſche Luiſen⸗ 
orden. Den eigentlichen O. ſind auch all⸗ 
gemeine Ehrenzeichen, Medaillen u. dgl. 
beigefügt, um für niebere Dienftleiftungen 
zu belohnen. Die deutſchen Grundrechte 
von 1848 wollten die O. und Ehrenzeichen 
gänzlich len Es läßt fih auch in 
der That nicht leugnen, daß das Ordens⸗ 
weſen viele Lächerlichkeiten und Abge⸗ 
ſchmacktheiten aufzuweiſen hat, und daß 
der eigentliche Grundgedanke der Or: 
densverleihung, nämlich die Belohnung 
für ein wirkliches Verdienſt, im konkre 
ten Fall keineswegs immer zur Geltung 
fonımt. Immerhin wird aber doch die 
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Verleihung eines Ordens als Auszeich⸗ 
nung aufgefaßt, und ebendarum würde 
ſich die Abſchaffung dieſer Art und Weiſe 
der usgihnung ſchon mit Rüdficht auf 
ihre Billigkeit kaum empfehlen. Val. 
dermann, Orbensbuh (1855); 
Schulze, Chronik fümtlicher befannter 
Nitterorden und Chrenzeichen (1855, 
Supplement 1870); Hollebefe, Hi- 
stoire et lögislation des ordres de 
chevalerie et marques d’honneur 
(1875 ff.); »Die DO. und Ehrenzeichen 
Deutfchlands und Sfterreichse, 12 Tafeln 
mit Tert von Zoller (1881). 
Ordinarius (lat), Klaſſenlehrer, 
Hauptlehrer einer Klaſſe; ordentlicher 
Vrofeffor einer Univerfität (Professor 
0.); Geiftlicher als Vorfteher eines Spren- 
gels, beſonders Biſchof. Ordinariat, 
die im Namen des Biſchofs die Gerichts⸗ 
barkeit über deſſen Sprengel ausübende 
Behörde und deren Geſchäftslokal. 
Ordination (Tat.), Briefterweihe; in 
ber fatholifchen Kirche ein Saframent. 
Ordines (lat., Mehrzahl von ordo), 
die 7 Stufen der katholiſchen geiftlichen 
Weihen; O. minores, die 4 niebern, 
majores, die 3 höhern Stufen. 
rbnungsruf, Disziplinaritrafmittel 
des Vorfibenden einer Berfammlung, na⸗ 
mentlich einer parlamentarifchen Körper: 
haft. So ift 3. 3. ber Präfident bes 
deutfchen Reichstags nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung des letztern (FF 46, 60) befugt, 
ein Mitglied, welches die Ordnung ver: 
legt, mit Nennung des Namens darauf 
zurüdzumeifen. Das betreffende Mitglied 
it alsdann berechtigt, dagegen jchrirtlich 
Einſpruch zu thun, worauf der Reichstag, 
jeboch erft in der nächſtfolgenden Sitzung, 
ohne Diskuſſion darüber enticheidet, ob 
der DO. gerechtfertigt war. Wird ein Reb- 
ner in der nämlidhen Rebe von dem Prä⸗ 
fiventen zweimal ohne Erfolg zur Ord⸗ 
nung gerufen, und fährt er gleichwohl fort, 
fi) von der Ordnung zu entfernen, fo 
kann der Reichstag auf Anfrage de Prä- 
ſidenten ohne Debatte befchließen, daß ihm 
das Wort entzogen werden fol, wenn er 
zuvor auf bie Folge von dem Präfiden- 
ten aufmerffam gemacht worden ift. 
Ordnungsſtrafe, |. Strafe. 
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Ordonnanz (lat.), militär. Gejeb, 
Dienftvorfchrift; zu Meldungen, Über: 
bringen von Befehlen 2c. einem Truppen: 
führer beigegebener Soldat. Ordon— 
nanzoffiziere, zum Oberbefehlshaber 
einer Armee zeitweife abkommandierte 
Offiziere; ordonnanzmäßig, der Vor: 
ſchrift entfprechend. 
Organ (griech, » Werkzeuge), imöffents 
lichen Leben vielfach zur Bezeichnung des 
Vertreters einer beftimmten Richtung ge⸗ 
braucht, wie man insbeſondere eine Zei- 
tung als das O. einer politifchen Bartei 
zu bezeichnen pflegt. 
Orleans (franz., ſpr. sang), jüngerer 
weig bed ehemaig n franz. Könige» 
aufes Bourbon (f. d.), welcher von Phi⸗ 
lipp L, dem Bruder Ludwigs XIV., geb. 
21. Sept. 1640, abſtammt. Die Haupt: 
repräfentanten des Haufes O. find gegen⸗ 
wärtig: Subiig Philivp Graf von Paris, 

eb. 24. Aug. 1838, und Robert Philipp, 

erzog von Chartres, geb. 9. Nov. 1840. 

Osmaniſches Reid, |. Türkei. 

Oſterreich⸗ Ungarn (Ofterreichifch- 
Ungariſche Monarchie), ein aus zwei 


0. | Staatshälften, dem Kaiſertum Ofterreich 


und dem Königreich Ungarn, zufammen= 
geſetztes Reich. Das Öfterreichifche Staats: 
gebiet, »die im Reichsrat vertretenen Län⸗ 
dere umfafjend, wird neuerbings auch 
als Cisleithanien bezeichnet, während 
man im Gegenſatz dazu die Länder ber 
ungarifhen Krone unter dem Namen 
Trangleithanien zufammenfaßt. 
Nach dem Staatägrundgefeß vom 21. Dez. 
1867 find biefe beiden Reichshälften burch 
die Perfon des Monarchen und durch bie 
Dynastie, nicht minder aber auch durch 
eine Reihe gemeinfamer Einrichtungen, 
Finanzen, Heer und diplomatifche Ver: 
tretung miteinander verbunden und durch 
Realunion vereinigt, wenn fie auch im 
übrigen als felbftändige Staaten erjchei- 
nen. Überdies wurde im Berliner Frieden 
1878 an SOfterreich auch bie militärifche 
Beſetzung und Verwaltung Bosniens über- 
tragen. — Nach Abtretung der Lombardei 
(1859) und Venetiens (1866) an Italien 
ſetzt fich das Faiferlich=fönigliche (k. k.) 
Staatsgebiet aus folgenden Beſtandteilen 
zuſammen: 
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ass . or Bevöolke⸗ 
Königreihe und Länder | DRIL E 1830 


UT Eisleithanien. 


1) Hſterreich unter ber 8 
Enng(Niederöfterr.) =: 19824 | 2829021 

2) Oſterreich o. d. Enns (SE 
(Oberöfterreih). 511907 760879 
8) Herzogtum Salzburg . . | 7166| 168566 
4) ⸗ Gteiermart . | 22454| 1212367 
5) ⸗ Kärnten 10373) 348670 
6) Srain . . .| 9988| 481176 

7) Küftenland (Görz, Gra- 

disca, Iſtrien, Trieft 
und Gebiet) . . . „| 7989| 650582 

8) Gefürftete Grafſchaft Tirol 
mit Vorarlberg . . . | 29327] 912690 
9) Königreih Böhmen . . | 51956| 5557134 
10) Martgraffhaft Mähren . | 22280| 2151619 
11) Herzogtum Schlefien . .| 5147| 865772 


12) Königreich Galizien und 

Lodomerien . . . . 
13) Herzogtum Bulowina. . 
14) Dalmatien 


78497 | 5953170 
10451 8569599 
12829| 474489 
Zuſammen: [300228 |22 130 684 


II. Zrangleithanien. 
15) Königreid Ungarn mit 
Eiebenbürgen. . . . 1280430 113 700.005 
16) Königr. Kroatien und Sla⸗ 
wonien mit den Grenz⸗ 
bejirten. -. . ... 43445 | 1910724 


Zujammen: 1323875 | 15 610729 


Ganze Monardie: |624103 |37 741418 


Die Hauptftadt von Ofterreich ift Wien 
mit (1880) 705,668 Einw. One die zwölf 
Bororte, welche 1880: 306,164 Einw. 
zählten, die von Ungarn Bubapeft 
(1881: 359,821 Einw.). Nach ber Natio- 
nalität zerfiel die Bevölferung der Ge: 
famtmonardjie 1869 (ohne die Armee) in: 














Gislel- | Trand- |Imgan- 
thanien |Teithanien| zen Reich 
Pro. | Pros. Proz. 
Deutide . . . . | 86,8 11,5 25,5 
Tſchechen, Mähren 
und Elowalen . | 22,5 11,7 17,3 
Magyarn . . .| — 35,6 15,5 
Nuthenen. . . .| 12,8 3,0 8,5 
Kroaten, Serben . 2,7 15,7 84 
Romanen. . . » 0,9 17,3 8,9 
Polen. . ... 12,1 — 6,9 
Slowenen . 5,6 0,3 8,3 
Sttaltener. . . .| 239 _ 1,7 


Djterreih> Ungarn (Beſtandteile, Bevölkerung). 


Ferner 151,400 aigeuner (Ungarn, Sie- 
benbürgen), 26,200 Bulgaren (Banat), 
15,000 Labiner (Mitteltirol), 10,100 Ar⸗ 
menier (zerftreut in Siebenbürgen, Un- 
arn, Galizien), 3500 Albanejen (bei 
dern , 3400 Griechen und Walachen. 
erteilung der Konfeffionen: 


Gislei- Translei⸗ 
thanien | thanien 


Aöm.-Fatholifcde |16396000| 7559000 123 955 000 


Summa 


Grie.-Stathol. . | 2342000) 1600000 | 3942000 
Oriental.Griechen 462000| 2590000 | 8052000 
Evangeliſche. .| 864000| 3145000 | 3509000 
Proteftant.Sekten 5000| 58000 63000 
Seraeliten. . „| 822000] 554000 | 1376000 


Verfaſſung. Das Staatsoberhaupt 
ber gefamten Monarchie ift ber Kaiſer (»Fai- 
jerliche und fönigliche ſt. f.] Apoftolifche 

ajeftät«), welcher unverletßzlich unb un- 
verantwortlich ift. Der Kaiſer ift Ober: 
befehlshaber des Heers und der Flotte; er 
entj&heibet über Krieg und Frieden. Die 
Raiferwürbe ift ad der Pragmatifchen 
Sanktion indem Haus Habsburg-Lothrin- 
gen nach dem Rechte ber Erſtgeburt und 
ber Linealerbfolge erblich. Die männliche 
Linie gebt der weiblichen vor. Erft nad) 
bem völligen Ausiterben ber erftern fommt 
bie letztere an bie alle Die Religion des 
Kaiferd und der Faiferlichen Familie ift 
bie römifch- Fatholifche. Die beiden durch 
bie gemeinfame Dynaftie und Durch gewiſſe 

emeinfame Neichdangelegenheiten ver- 

undenen Reichshälften haben eine ge⸗ 
trennte Verfaſſung unb eine gefonberte 
Verwaltung. Für das öfterreichifche (cis⸗ 
leithanifche) Staatsgebiet ift ber Reichs⸗ 
rat die gemeinfame Volfövertretung. 
Diefer befteht aus zwei Kammern. Die 
Erſte Kammer (das Herrenhaus) jet 
ih aus den großjährigen Prinzen bes 
faiferlihen Haufes, aus ben zu erb- 
lihen Mitgliedern ernannten Häuptern 
der durch robgrunbbeity hervorragenden 
Adelsgeſchlechter, den Erzbiſchöfen und 
Fürſtbiſchöfen und ben auf Xebenzzeit von: 
Kaiſer ernannten, im ganzen zur Zeit aus 
188 Mitgliedern, zufammen. Die Zweite 
Kammer (dad Haug der Abgeorb- 
neten) beileht nach dem Gefek vom 2. 
April 1873 aus 353 Mitgliedern, welche 
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jeweilig auf ſechs Sabre in vier Wähler: 
klaſſen, in den drei eriten mitteljt direkter, 
in ber vierten a Arm mittelft indi⸗ 
refter Wahl, gewählt werden. Diefe vier 
Klaſſen find: 1) die Großgrundbefiker 
(in Dalmatien die Höchftbeiteuerten), 2 
die Städte, Märkte und Anduftrieorte, 3 
die Handels- und Gewerbefammern, 4 
bie Randgemeinden. — Im ungari: 
Then (transleithaniſchen) Staatsgebiet 
ift ver Neihstag die Volksvertretung, 
und zwar ift derfelbe in feinem weitern 
Wirfungsfreis für jümtliche Länder ber 
ungarifhen Krone, im engern bagegen 
nur für Ungarn und Siebenbürgen tbä- 
tig. In Anfehung der innern Berwal- 
tung, des Juſtizweſens und bes Kultus 
und Unterrichtsiwefens ift nämlich Kroa⸗ 
tien⸗Slawonien felbftändig geftellt. Für 
biefe Angelegenheiten befteht ein befonde- 
rer froatiiheflawonifder Land: 
tag, welcher fih aus dem Fatholifchen 
Erzbifhof, dem griechiich-fatholifchen Bi: 
fchof, dem Prior von Aurana, 8 Ober: 
gefpanen, dem Come? von Turopolje, 2 
Grafen und 77 Abgeorbneten ber Städte, 
Tleden und Komitate zufammenfegt. Der 
ungarifche Reichstag befteht aus ber Drag: 
natentafel und der Repräfentantentafel. 
Die Magnatentafel (Erfte Kammer) 
wird aus den in Ungarn begüterten Erz⸗ 
berzögen, den geiftlihen Würdenträgern 
und den Magnaten, die Repräfentan: 
tentafel dagegen aus 444 Abgeorbneten 
ber Komitate und Städte gebilbet, von 
welchen 334 auf Ungarn, 1 auf Fiume, 
75 auf Siebenbürgen und 34 auf Kroa⸗ 
tien⸗Slawonien entfallen. In Kroatien: 
Slawonien werden bie Abgeordneten für 
bie jeweilige Seſſionsperiode aus dem 
Zandtag gewählt, während bie übrigen 
Mitglieder der Repräfentantentafel in bi- 
refter Wablaufdrei Jahre gewählt werben. 
Hinfichtlich der ben beiden Reichshälften 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 
wird die Geſetzgebung burch Delegatio: 
nen ber beiderfeitigen Bolfsvertretungen, 
bes Reichsrats einer: und bes Reichstag 
anberfeit3, ausgeübt. Jede biefer Dele- 
ationen befteht aus 60 Mitgliedern, von 
denen ein Drittel vom Herrenhaus, refp. 
von der Magnatentafel, zwei Drittel vom 
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Abgeordnetenhaus, beziehentlich von ber 
Nepräfentantentafel auf ein Jahr ge 
wählt werden. Sie werden alljährlich 
vom Monarchen abwechjelnd nach Wien 


‚oder nach Budapeft einberufen. Die De- 


legationen verhandeln abgefondert und 
teilen ſich ihre Befchlüffe fchriftlich Durch 
fogen. Nunzien mit. Führt ein berarti- 
ger breimaliger Schriftenwechſel nicht zur 
Einigung, foerfolgtdie Entſcheidung durch 
Abftimmung in einer gemeinfchaftlichen 
Plenarfigung. Die gemeinfamen Ange⸗ 
legenheiten der beiden Reichshälften find 
übrigens folgende: Die auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten, das Kriegsweſen und dasFi⸗ 
nanzweſen in Anſehung der gemeinſchaft⸗ 
lich zu beſtreitenden Ausgaben. Ebenſo 
werden die kommerziellen Angelegenhei⸗ 
ten, die mit der induſtriellen Produktion in 
Verbindung ſtehenden indirekten Abgaben, 
das Münzweſen, die Feſtſtellung des Wehr⸗ 
ſyſtems und das Eiſenbahnweſen, inſoweit 
es ſich dabei um gemeinſame Intereſſen 
handelt, nach gleichartigen Grundſätzen 
behandelt. Endlich beſtehen für die ein⸗ 
zelnen Länder und zur Wahrnehmung der 
Intereſſen derſelben beſondere Provinzial⸗ 
landtage nach dem Einkammerſyſtem. 
Die Verwaltung des Staats geht in 
oberſter Linie von dem Kaiſer und König 
aus und wird in deſſen Namen von ben 
Minifterien und den dieſen unterftellten 
Behörden ausgeübt. Eine Kabinettskanz⸗ 
lei ift für die Bearbeitung der Zivil-, eine 
Militärkanzlei für die iitärangelegen- 
heiten bem Monarchen unmittelbar zur 
Verfügung geftellt. Die den beiden Reichs⸗ 
bälftengemeinfamen Angelegenheiten wer- 
den durch drei gemeinfame Minifterien in 
Wien, das Miniiterium bes Faiferlichen 
Haufes und des Außern, das Reichskriegs⸗ 
minifterium und das Reichsfinanzmini⸗ 
fterium, wahrgenommen. Für bie Kon: 
trolle de3 Kaſſenweſens der gemeinfamen 
Minifterien befteht ein gemeinfamer ober: 
fier Rechnungshof in Wien. Für bas 
cisleithaniſche Gebiet fungieren als oberfte 
Zentralbehörben fieben k.k. Miniſterien 
in Wien: 1) das Minifterium des Innern, 
von welchem ber oberfte Sanitätsrat, Die 
Stadterweiterungsfommiffion der Refi- 
denzſtadt Wien und bie Donauregulie- 
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rungskommiſſion reffortieren; 2) das Mi⸗ 
niſterium für Kultus und Unterricht, wel⸗ 
chem folgende Zentralſtellen unterſtellt 
ſind: der evangeliſche en bie 
kaiſerliche Alademie ber Wiſſenſchaften, 
das Muſeum für Kunſt und Induſtrie, 
die ſtatiſtiſche Zentralkommiſſion, die Zen⸗ 
tralkommiſſion für Erforſchung und Er⸗ 
haltung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denk⸗ 
mäler, bie geologiſche Reichsanſtalt und 
die Sentralitelle für Meteorologie und 
Erdmagnetismus; 3) das Miniſterium 
ber Juſtiz; 4) bad Minifterium ber Fi- 
nanzen, von welchem bie Direktion der 
Staatsfchuld, die Zentralkommiſſion zur 
Regelung der Grunbfteuer, bie General: 
direftion der Tabalsregie, bie Lottogefälls⸗ 
bireftion, da8 Hauptmünzamt und bie 
Direktion ber Hofs und Stantsbruderei 
refiortieren; 5) das Handelsminiſterium, 
bem bie Generalinfpektoren ber öfterreichis 
chen Srnenbahten, die Normaleichungs⸗ 
IR Lyc bie Permanenztommilfion 
zur Feſtſtellung der Hanbelswerte und bie 
Seebehörbe in Trieft unterftellt find; 
6) das Aderbauminifterium; 7) das Mi: 
nilterium für die Lanbeßverteibigung. 
Ein oberfter Rechnungshof für Ofterreich 
ift in Wien errichtet. Die Miniſter bilden 
zufammen ben Minifterrat, in welchen 
auch zur Zeit zwei Minifter ohne Porte⸗ 
feuille eh und Stimme haben. Für 
Ungarn beitehen neun königlich ungarifche 
Minifterien. Die Minifter bilden auch 
bier einen Minifterrat, welchem ber Mi- 
nuifter des Innern als Minilterpräfibent, 
ebenfo wie dies in Sfterreich ber Fall tft, 
präfidiert. — Die ungariſchen Miniſter 
find folgende: 1) der Minifter des Innern, 
welchem der Landesſanitätsrat und das 
königliche Gubernium in Fiume unter: 
ſtellt ſind; 2) der Miniſter für Kultus 
und Unterricht, von welchem die Aka⸗ 
demie der Wiſſenſchaften, der Landeskunſt⸗ 
rat, der Landesunterrichtsrat, die Landes⸗ 
kommiſſion für die Erhaltung der Bau- 
denfmäler, das Nationalmufeum und bie 
Zandesbildergalerie ſowie das Zentral: 
inftitut für Meteorologie und Erdmag⸗ 
netismuß reflortieren; 3) der Juſlizmi⸗ 
nifter; 4) der ginanzminilter, von welchen 
bie Lottodireltion reflortiert; 5) der Mi- 
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nifter für Aderbau, Gewerbe und Handel; 
diefem find ber Generalpoftdireftor und 
ber Generaltelegrapbendireftor, bas ſtati⸗ 
ftifche Büreau, die geologifche Anftalt und 
die Seebehörbe in Fiume unteritellt; 
6) ber Minifter für öffentliche Arbeiten 
und Kommunilationen mit ber General: 
infpeftion für Eifendahnen und Schiff- 
fahrt; 7) der Landesverteibigungsmint- 
fter; 8) der Minifter für Kroatien und 
Slawonien; dieſe Minifterien befinden 
fih fämtlih in Budapeſt; 9) ber Mi- 
nifter am Hoflager zu Wien, welder 
bie Vermittelung zwiſchen dem König 
und ber ungarifchen Regierung und zwi- 
hen ben öfterreihifchen und ungarifchen 
tinifterien berzuftellen bat. 

Zun med der innern politifchen Lan⸗ 
besverwaltung im Reſſort ber Minifterien 
des Innern, fürKultus und Unterricht, Lan⸗ 
desverteidigung, Ackerbau und Handel be⸗ 
ſtehen in den größern Ländern der öſterrei⸗ 
chiſchen Hälfte der Monarchie Statthal⸗ 
tereien(in Wien Linz, Graz, Trieſt, Inns⸗ 
bruch, Prag, Brünn, Lemberg und Zara), in 
ben kleinern aber Landes regierungen 
(in Salzburg, Klagenfurt, Laibach, Trop⸗ 
pau und&zernowiß). Unter diefen ſtehen die 
Bezirtshbauptmannfchaften und in 
ben von legtern erimierten größernStäbten 
die Kommunalämter (Magiftrate 2c.); in 
ſieben größern Städten beftehen befondere 
Polizeidireftionen. In Ungarn und 
Siebenbürgen ift Die politifche Verwaltung 
den Munizipalbehörden überlafien, deren 
Vorſtände, die Obergefpane, vom Kö⸗ 
nig ernannt werden, während die eigent⸗ 
lihen Gemeinbebeamten, von welchen ber 
Bizegeipan (in ben Freiftäbten ber Bür⸗ 
germeijter) die ganze Verwaltung leitet 
und ber Stublrichter die Verwaltung in 
ben Lanbbezirken bejorgt, vom Munizipal⸗ 
ausſchuß jeweilig auf c Jahre gewählt 
werden. Ungarn mit Siebenbürgen zer⸗ 
fällt in 65. Komitate, neben welchen 29 
königliche Sreiftäbte beftehen. In Bude: 
peft wird die Stelle des Obergeipang vom 
Oberbürgermeifter verfehen. Das Gebiet 
von Fiume wird von einem Töniglichen 
Gubernium verwaltet. 

Kirchenweſen. Die römiſch-katholiſche 
Kirche hat 11 Erzbistümer: Wien, Salz⸗ 
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burg, Götz, Prag, Olmütz Lemberg, Zara, 
Gran, Erlau, Kalocfa-B&cs und Agram. 
Die Zahl ber Bistümer beträgt in Ofter- 
reich 26, in Ungarn 25, zufammen 51, 
ef ee — Wi 
erzbil licher Jurisdiktion verfehene Erz⸗ 
abtei. Dazu kommt außerdem noch da 
apoftolifeje Felbvifariat. Die orientalifdj: 
griedhifche Kirche Kat 3 Metropofiten, zu 
Rarlowig, Ezernowig und Hermannftadt, 
und 10 Biötümer, von welden 2 im 
cisleithanifcen, 8 im ——— 
Gebiet gel gen find. Die evangeliiche 
Kirche et biesfeit der Feitha unter dem 
Oberkirchenrat in Wien, und zwar bes 
fieben in Gisleitfanien 9 evangelifche Su: 
perintenbenturen, 6 für bie Kirche Augs- 
burgifcher und 3 für die Kirche 
fer Konfeffion. Im ungarifcen Staats 
gebiet beftehen 10 evangelifce Superin» 
tendenturen mit bem Landesfonfiftorium 
Augeburgiſcher Konfelfion unb einem 
befonbern Oberfonfiftorium Helvetiſcher 
Konfeffion für Siebenbürgen. 
Retöpflege. Inöflerreid)bilbetber 
oberſte Gerichtshof in Wien, ber zugleich 
ber Kaſſationshof ift, die höchfte Inſtanz 
In zweiter Inftanz entſcheiden bie Ober- 
Tandesgerichte in Wien, Öraz, Erieit, Iuns: 
brud, Prag, Brünn, Krafau, Lemberg und 
Zara. In erfter Inftanp erfennen Sanbed- 
und Rreisgerichte in twichtigern Jällen (mit 
Seläiornengerichten), und ale Einzelge- 
richte in minder wichtigen Rechtsangele- 
genbeiten bie Bezirfögerichte, AI8befonl 
Gerichte fungieren Handels, Gefälß-, 
Militärgerichte ꝛc. Zur Entſcheidung von 
Kompetenzfonflitten forwie zur Enticeiz 
bung in Ötreitigfeiten öffentlichen Rechts 
ift das Reichsgericht in Wien eingefeßt, imo: 
elbft auch ein —— — be 
eht. In Ungarn und Siebenbürgen bildet 
bie Fönigliche Kurie in Bubapeft bie oberfte 
Zuftanz mit zwei felbftänbigen Abteilun: 
en, dem Kafarionshof und dem oberften 
erichtshof. Zweite Inftanz find bie kö— 
niglichen Tafeln zu Budapeft und zu 
Maros:Bafarhely; dazu kommen Gerichtd- 
Höfe, Beyirts- und Gelchwornengerichte ais 
exfte Zujlanz. IS Sriebensgerichte junz 
gieren die Semeindegerichte. 
Finanzmwefen. Für die gemeinfanen 
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Ytutgaben ber Sefamtmonarchiebeflehtein 

mei names Budget, baneben für jede ber 
iden Reichshälften ein befonderer Etat 
fürbie Spezialeinnahmen und-Ausgaben. 
Die gemeinfamen jaben ber Mon- 
archie werben aus ben eignen Einnahmen 


18 | ber verichiedenen Verwaltungäzweige, ber 


gemeinfamen Zölle, im weſentlichen aber 
burch Bettler ber beiden 
Staatshälften Ofterreich 70, Unzarn 30 
Proz.) gebedit. Nach dem Budget für 1880 
balancierten Ausgabe und Einnahme mit 
116,029,683 31. 5. W. tür bie Lands 
armee waren 101,599,531 1. und für die 
Marine 8,264,902 ZI. in Ausgabe einger 
ftellt. Nach dem Spezialbubget für Sfter- 
reich ergab fich folgender Abſchluß: 
425551018 FI. Ausgaben 
ENTTS_« Einnahmen 
21273282 SI. Deſuit 
Der Budgetabſchluß für Ungarn war 
folgender: 
239499408 $1. Ausgaben 
2395831857 -" Einnahmen 
1916351 di. Defiit. 


ir bie innere Autonomie des König 
reichs Kroatien und Slawonien balanz 
cierten bie Einnahmen und bie Ausga- 
ben mit 3,270,687 Fl. Die gemeinfame 
Staatsjhuld der Gefamtmonardie be⸗ 
u LSB TL. 
y die Sonberidulb, 
Amit ben Ländern ber 
meinfamen Bartial- 
m, 3,833,394,471 
m ber im Keichsrat 


Heerwefen. Die Friedensſtãrle ber Ar⸗ 
"738 Offigiere,255,951 

Daun, 696 Geichübe und 21,987 Bierde, 
Dazu famen bie f. t. Sanbivehr mit D72 
Ofen, 2782 Mann und 80 Pferden 
ie Töniglic) ungarifche Sanbıvehr mit 
ann und 1516 

Sicherheitätrup 


und 
4045 Offizieren, 740% 
Mierden, Wit Stäßen, 
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pen ac. belief fich bie Geſamtſtärle ber 
Truppenmadt auf 16,663 Offiziere, 
272,527 Mann und 49,583 Pferde. Die 
Kriegsftärfe würde 31,803 Offiziere, 
1,094,025 Mann unb 179,054 Pferde 
betragen. Nach dem Wehrgefeb vom 5. 
Dez. 1868 ift die allgemeine Wehrpflicht 
eingeführt mit breijähriger Dienftzeit in 
der Linie, 7 Jahren in ber Reſerve umd 2 
Jahren in der Landwehr. — Marine. Es 
waren 1880: 11 Panzerſchiffe mit 168 Ka⸗ 
nonen, 2 Monitoren auf ber Donau mit 
4 Kanonen, im ganzen 63 Fahrzeuge 
mit 320 Kanonen und 9895 Mann, vor: 
handen. 

Das Wappen ber Monarchie ift ber 
boppelföpfige ſchwarze Adler mit ausge 
breiteten Flügeln, in ber Rechten das 
Staatsſchwert unb bas Zepter, in der 
Linken den Reichsapfel haltend, mit der 
Kaiſerkrone über den beiden Köpfen. Die 
Reichsfarben ſind Schwarz und Gelb. Die 
Kriegsflagge enthält drei wagerechte Strei- 
fen rot⸗weiß-rot mit dem Öfterreichifchen 
Hauswappen. Die SanbeBftagge zeigt bie 
öfterreihifchen Farben Rot und Weiß unb 
bie ungarifche Trikolore Rot⸗Weiß-Grün, 
indem ber dritte Streifen rot und grün 
geteilt ift. Vgl. Brachelli, Statiltifche 
Skizze ber öfterreichifch-ungarifchen Mon: 
archie (7. Aufl. 1880); Mayerhofer, 
Handbuch für den politiichenVerwaltungs: 


Pactum (fat.), Vertrag. 

Päderaſtie(griech.), Knabenſchändung, 
Unzucht zwiſchen Perſonen männlichen 
Geſchlechts il Unzudtsverbreden). 

Padiſchah (perſ., Wohnort bes Kid: 
nigs«), Titel der moSleminifchen Landes⸗ 
fürften in Afien, auch offizieller Titel des 
Schahs von Perfien. 

airie (franz., ſpr. pärih), ſ. Pairs. 

Pairs (franz., ſpr. pähr; engl. Peers, 
ipr. pihrs; lat. Pares, »Gleiche«), in Eng⸗ 
land und vordem auch in Dane die 
mit mehr ober minder großen national- 
politifchen Vorrechten ausgeftatteten Mit: 
glieder des hohen Adels. Die Pairswürde 
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bienft (3. Aufl. 1875—76, 2 Bbe.); 
Schwider, Statiftil des Königreichs Un⸗ 
gern 1877), Krones, Handbuch ber 

efchichte Ofterreich- Ungarns (1876— 78, 
4 Bde.); Beer, Die Finanzen Ofterreichg 
im 19. Jahrhundert 1877); Derfelbe, 
Der Staatshaushalt Ofterreich - Ungarns 
feit 1868 (1881). 

Oſtratismus (griech, Scherbenge- 
richt), im alten Griechenland und na- 
mentlih in Athen eine politifche Maß⸗ 
regel, durch welche beſonders einflußreiche 
Bürger auf eine gewiſſe Zeit aus dem 
Staatsgebiet verbannt wurden, weil ihr 
Einfluß von nachteiliger Wirkung auf die 
bemofratifche Gleichheit zu fein ſchien. Der 
D., weldyer in Athen 509 v. Chr. von 
Kliſthenes eingeführt warb, bat feinen 
Namen von den Scherben (ostrakon), 
auf welche bei der Abitimmung der Name 
bes zu Verbannenden gefchrieben ward. 
Im modernen Staatsleben wird ber Aus- 
druck oft zur Bezeichnung einer undank⸗ 
baren und grundlofen Verurteilung ver⸗ 
dienter Staatsmänner durch die wandel- 
bare Volksgunſt gebraudit. 

Dttomänen, ſ. v. w. Osmanen (ſ. 
Türkei). 

Ovation (lat.), bei den Römern klei⸗ 
ner Triumph; jetzt Empfangsfeierlichkeit, 

uldigung, namentlich eine ſolche, die 
einem Monarchen dargebracht wird. 


P. 


(Pairſ le franz. Pairie, engl. Pee- 
rage) läßt ih, wenigftens in England, 
auf das erſte Entwidelungaftadium bes 
Lehnsweſens zurüdführen. Die P. waren 
namlich urfprünglich die dem Thron am 
nächften flehenden Kronvafallen, welche 
in Lehnsſtreitigkeiten nur von ihresglei⸗ 
chen (pares curiae) Recht nahmen. Wäh⸗ 
rend aber in Deutfchland aus dem ur- 
prünglichen Bafallentum der Großen bes 
Reichs ſich mit der Zeit die Landeshoheit 
der deutſchen Neichsfürften entwickelte, 
welche die jchliepliche Auflöfung des Deut⸗ 
ſchen Reichs herbeiführte, verblieb ver 
englifche hohe Adel des Mittelalters der 
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Krone gegenüber in einem Unterthanenver⸗ 
hältnis. Dafür erlangten aber die Barone 
als die Ratgeber der Könige bald weient: 
liche politifche Vorrechte, welche fie auf ben 
Neichstagen geltend machten, aus welch 
Yegtern da8 englifhe Barlamenthervor: 
ging. Die dem König Johann ohne Land 
von dem fiegreichen Adel abgerungene 
Magna charta von 1215 hatte nicht um- 
ſonſt beftimmt, daß nur mit Zuftimmung 
des Adels neue Steuern erhoben werben 
dürften, und daß die Erzbifchöfe, Bifchöfe, 
Abte, die Grafen und die großen Barone 
perjönlich durch königliche Briefe zu dem 
Parlament gelaben, während alle übrigen 
Vaſallen des Königs durch deſſen Beamte 
dazu insgefamt berufen werden jollten. 
Aus den lettern ging das [pätere Unter: 
haus hervor, während ſich aus den erftern 
Elementen das jeßigeOberhaus entwidelte. 
In Frankreich wurden im Mittelalter 
zwölf Große bes Reichs P.(P. deFrance) 
genannt, nämlich die Herzöge von Bur: 
gund, Aquitanien und von der Norman 
die, die Grafen von Flandern, Touloufe 
und Champagne und fechs geiftliche Her⸗ 
ren. Diefe P. trugen bei den Krönung? 
feierlichfeiten die Infignien der föniglichen 
Gewalt; fie hatten jederzeit Zutritt zudem 
König, auch Si und Stimme in dem 
ei b. b. dem Föniglichen Gericht®- 

of zu Paris, vor welchem fie auch allein 
zur Rechenfchaft gezogen werben konnten. 
Später wurbe bie er ber P. erheblich 
vermehrt, ohne daß jeboch dieſe Pairie 
eigentliche politifche Vorrechte hatte. Der 
Sturm ber Revolution von 1789 zerftörte, 
wie den franzöfiichen Adel überhaupt, fo 
namentlich die Pairie, und ebendarum 
waren bie Verfuche ber Reftauration, den 
franzdjifchen Abel neu zu beleben und eine 
der englifchen Peerage analoge Ariftofra- 
tie fowie eine dem englifhen Oberhaus 
entfprechende Pairskammer zu errichten, 
fo gut wie erfolglos. Allerdings fchuf bie 
Charte constitutionelle vom 4. Juni 
4814 eine PBairsfammer, allein diejelbe 
konnte nie zu wirflichem Anfehen und zu 
weſentlicher politifcher Bedeutung und 
Wirkfamkeit gelangen. Die Februarrevo⸗ 
Yution von 1848 befeitigte dieſes Inftitut, 
an deſſen Stelle algdann ber Senat trat. 
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Übrigens wird zuweilen auch in Deutfch- 
land der Ausdruck P. zur Bezeichnung der: 
jenigen Mitglieder der Erften Kammern 
gebraucht, welche entiveder von ber Krone 
ernannt werben, oder, wie bie beutfchen 
Standesherren, mit dem Beſitz gewilfer 
Güter auch dad Recht der Mitgliedfchaft 
in der Erften Kammer haben. 

Pairsihub, die gleichzeitige Ernen- 
nung einer größern Anzahl von Pairs 
(1. d.) oder von Mitgliedern der Erſten 
Kammer, um dadurch eine der Regie⸗ 
rung günftige Majorität in ber letztern 
zu erzielen. 

Balafirenointion, |. Revolution. 

Pandekten (griedy., »allumfaſſend«, 
lat. Digesta), Hauptbeſtandteil des Cor- 
pus juris civilis, Exzerpte aus 39Schrift⸗ 
jtellern, auf Juſtinians Veranlaflung von 
17 Rechtsgelehrten unter Triboniang Lei- 
tung auserlefen und 16. Dez. 533 mit 
gefeglicher Autorität befannt gemacht; 
dann Begeihnung für das römische Zivil- 
recht überhaupt, befonder8 von Puchta, 
Vangerow, Windicheid, Arndts, Brinz, 
geädter u. a. in Lehrbüchern behanbelt. 
Die P. find von Glück fommentiert (1798, 
18 Bde.), fortgeießt von Mühlenbruch, 
Fein, Arndts, Leiſt und Burkhard, 

Banier, |. Banner. 

Banflawismus, bas Einheitsbeftreben 
ber ſlawiſchen Völkerſchaften, wonach alſo 
alle Angehörigen der ſlawiſchen Nationali⸗ 
tät zu einem einheitlichen Staat zufam: 
mengefaßt werben. Dan bat dieſe Theo- 
tie neuerdings für die Ausbreitung der 
ruffifchen Herrichaft auf der Balfanhalb: 
infel auszubeuten geſucht. 

Papäl(lat.), päpſtlich; Papalſyſtem, 
im katholiſchen Kirchenrecht die Theorie 
von der abſoluten Machtvollkommenheit 
des Papſtes im Gegenſatz zu dem Epi⸗ 
Token (f. d.), feit dem Triden⸗ 
tiniihen Konzil thatſächlich berrichend, 
feit dem vatifanifchen durch die Verkündi⸗ 
gung ber päpftlichen Infallibilität zum 

ogma erhoben. Papat, bie päpftliche 
Würde, das Bapfttum. 

Papiergeld (franz. Papier-monnaie, 
engl. Paper-money, Kaſſenanwei— 
fungen, Kaſſenſcheine), Wertzeichen, 
welches nicht, wie dies bei dem Metallgeld 
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ber Fall ift, einen gewiſſen Taufchwert in 
ſich jelbft enthält, fondern nur in Form 
einer Anweiſung auf eine öffentliche Kaſſe 
einen beitimmten Geldwert repräfentiert. 
Am engern Sinn veriteht man unter P. 
nur dad vom Staat ausgegebene, welches 
auangafure bat, im Gegenfab zum 
eldpapier, b.b.den Banknoten, welche 
von ben hierzu ermädhtigten Anftalten 
emittiert werden, kein eigentliches Gelb 
find und ebendarım auch nicht in Zah: 
lung genommen zu werden brauchen. Im 
Deuttihen Reich ift die Ausgabe von P. 
durch das Reichsgeſetz vom 30. April 1874, 
betreffend die Ausgabe von Reichskaſſen⸗ 
en, ausfchlieglich dem Reich vorbe- 
alten. 
Papiers de bord (franz., ſpr. papich 
do böhr), ſ. Schiffäpapiere. 
VBapiermährung, |. Währung, 
Dapismus (tat die Lehre vom PBapfi 
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auf Erden und die Parteinahme dafür. 
Papiſten, die Anhänger biefer Lehre. 
Bapfl (v. griech. pappas, »Vater«, lat. 
Papa), da8 Oberhaupt ber römifch-Fatho- 
liſchen Kirche. Noch im 5. Jahrh. war die 
Bezeihnung P. das Ehrenpräbifat eines 
jeden Biſchofs, dann ausſchließlich dasje⸗ 
nige des Biſchofs von Rom, welcher nach und 
nach die Herrſchaft über die geſamte abend⸗ 
ländiſche Kirche erlangte und im Kirchen⸗ 
ſtaat (ſ. d.) auch eine weltliche Machtſtel⸗ 
lun alu t. Diefe weltlihe Macht und 
ber Einfluß des Papftes den Staatsregie⸗ 
rungen gegenüber wurden aber dadurch 
zu einer ganz außerorbentlihen Bedeu: 
tung gefteigert, daß die Päpfte im Kampf 
mit den deutfchen Raifern das Übergewicht 
erlangten und lange Zeit hindurch be- 
haupteten. Troß ber Reformation bes 16. 
Jahrh. erhielt ſich die päpſtliche Macht in 
einem bedeutenden Umfang, namentlich 
durch bie Unterſtützungdes Jeſuitenordens 
(1. Jeſuiten), und wenn audh die neuefte 
Zeit bem weltlichen Regiment * Papſtes 
ein Ende machte (ſ. Kirche nſtaat), fo 
nahm doch unter Pius IX. die römiſche 
Kurie durch Verfündung des Dogmas ber 
päpftlichen Unfehlbarfeit (f. d.) einen be: 
deutſamen Anlauf zur Befeitigung ihrer 
Machtſtellung gegenüber ber finatlichen 


Autorität. Der Kampf, welcher infolge- 
beffen ausbrach (Kulturfampf), it 
noch nicht beenbigt (f. Kirhenpolitif). 
Die Verhältniffe des Papites gegenüber 
ber italienifchen Regierung find jetzt in 
folgender Weiſe gefetlich geregelt. Die 
Perſon des Bapftes ift für heilig und un⸗ 
verleglich erflärt, gleich der des Königs. 
Der P. hat feine Leibgarbe und feine Re- 
ſidenz behalten, er kann die Ehren eines 
Souveräns beanspruchen und bat von ber 
Stantäregierung eine jährliche Dotation 
von 3,225,000 Lire garantiert befommen. 
Die Gefanbten bes Papſtes und diejenigen 
der fremden Mächte bei dem letztern ge 
nießen alle völferrechtlihen Privilegien. 
Der Kirche fommen bie freie Bejeßung aller 
eiftlihen Amter und bie Verleihung ſämt⸗ 
iher Pfründen zu. Gleichwohl fuchte 
ius IX. bis zu feinem Tode die Rolle eines 
fangenen im Vatikan (der päpſtlichen 
Reſidenz) zu ſpielen. Die Papſtwahl er⸗ 
folgt durch die Kardinäle (ſ. Kardinal), 
aus deren Zahl auch die oberſten Beamten 
des Papſtes genommen werden. Die ober⸗ 
ſten geiſtlichen Hofchargen desſelben find 
der Protodatarius Gt Dataria), der Se 
fretär ber Breven, Der Sefretär der Bitt- 
ſchriften und der Staatsfefretär und Prä- 
fett der apoftolifchen Paläſte. Weltliche 
Hofbargen find der Großmeifter des hei⸗ 
igen Hoſpizes, ber Oberfthofmarichall, 
der Oberititallmeifter und der Generalpoft- 
meifter. Dazu kommen dann nod) die 
oberften Erbänter und die Führer ber 
päpftlichen Leibgarben. Val. Ranke, Die 
römischen Päpfte in ben legten vier Jahr⸗ 
hunderten (6. Aufl. 1875, 3 Bde). 
Paragium (neulat.), bie ben nachge⸗ 
bornen Prinzen fürftliher Häufer und 
beren Defzendenz bewilligte Abfindung 
und zwar mit »Land und Reuten«, d. h. 
mit Srundbefiß, wie fie im Mittelalter 
vielfach üblich war; vgl. Apanage. 
Paraguay, Republik in Südamerika, 
vormals Beitanbteil bes fpanifchen Vize: 
königreichs La Plata und nody früher ein 
förınlicher Sefuitenftaat; 238,290 qkm. 
Die Zahl ber Bevölferung, welche 1857 
1,337,431 Einw. betrug, ift infolge bes 
langwierigen und blutigen Kriegs mit 
Brafilien, Argentinien und Uruguay auf 
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(1876) 293,844 zurüdgegangen , und zwar 
gehört der überwiegende Teil diefer Ein- 
wohnerzahl dem weiblichen Geſchlecht an. 
Hauptftabt: Afuncion mit etwa 20,000 
Einw. Die Einwohner gehören zumeifi 
zur indianischen Raſſe, nur derzehnte Teil 
etwa find Weiße. Die Verfafjung hat ver: 
ſchiedene Umgeftaltungen erlitten, nachdent 
der Diktator Francia (geft. 1840) das 
Land jahrelang mit eiferner Strenge re= 
giert hatte. An der Spite ber Republif 
* jetzt der Präſident, welcher jeweilig 
auf vier Jahre gewählt wird. Ihm iſt die 
vollziehende Gewalt übertragen. Die ge⸗ 
ſetzgebende Gewalt iſt Sache des Kongreſ⸗ 
ſes, welcher ſich aus dem Senat und der 
Deputiertenkammer zuſammenſetzt. Das 
Miniſterium beſteht aus fünf Miniſter⸗ 
ſekretären (für Inneres, Außeres, Finan⸗ 
en, Juſtiz und Kultus und für den Krieg). 
Au Zwed ber innern Verwaltung zer- 
alt das Land in 70 unter Kommandan⸗ 
ten ftehende Kreiſe (Departemento8). 
peeiwel en. Die allgemeine Wehrpflicht 
ift zwar eingeführt, allein das jtehende 
Heer ift nach dem großen Krieg zum Zweck 
der Entlaftung des Budgets auf 500 
Mann reduziert worden. Die Kinanzen, 
deren Haupteinnahmequelle die Zölle Kind, 
befinden fich in ber traurigften Verfaſſung. 
Nach dem Budget pro 1880 waren die Aus⸗ 
gaben auf 270,031 Peſos (A 4 ME.) ver: 
anſchlagt, wozu jedoch noch die Ausgaben 
für Verzinfung der Staatsfhuld u. a. ka⸗ 
men. Ein deutfcher Minifterrefident für 
die ſämtlichen La Plata-Staaten hat in 
Buenos Ayres feinen Wohnſitz. Die Na: 
tionalflagge beiteht ausdrei horizontalen 
Streifen rot, weiß, blau. Vgl. Fregeiro, 
Diccionario geografico e historico del 
Rio de La Plata etc. (1878 fi.). 

Parentel (Iat.), Gefamtheit der Ab: 
kömmlinge eincs Stammvaters, Sipp: 
[seit PBarentelenordnung, f.v. w. 

inenlerbfofge (ſ. b.). 

Parẽre (ital.), Gutachten, welche jo- 
wohl die Vorfteher des Handelsſtands an 
großen Hanbelöpläken in Streitigkeiten, 
Die im Handelsverkehr vorfallen, als auch 
Hanbdelsfammern Follegialifch abfaſſen und 
dem Anfrager —32* ausſtellen. P.me- 
dicum, ſ. v. w. Visum repertum (ſ. d.). 

Staatslexilon. 
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Parität (Iat., »Gleichheit«), Gleichheit 
der Rechte, beſonders verſchiedener Glau⸗ 
bensgenoſſen, der Katholiken und Prote⸗ 
ftanten. ParitätiſcheKirche, ſolchen ge⸗ 
meinſame Kirche; paritaätiſche Schule 

Simultanſchule), ſolchen gemeinſame 
chule. Paritätiſche Staaten, Staa: 
ten mit ungefähr gleich ſtarker und gleich⸗ 
berechtigter Fatholifcher und proteftanti- 
ſcher Bevölkerung. 

Parlament (franz. Parlement, engl. 
Parliament, mittellat. Parlamentum), 
in Frankreich ehebem der Bairshof, welcher 
die Streitigkeiten der Reichsunmittelbaren 
zu entjcheiden hatte. Neben dem P. in 
Paris, welches nad) und nach den Charak⸗ 
ter eines Föniglichen Obertribunals erhielt, 
entftanden aber auch in andern Landestei⸗ 
len Parlamente, die mit dem Parifer P. 
gulammen eine Art Korporation bildeten. 

es hatte jedoch das befondere Vor: 
recht, Töniglichen Edikten und Orbonnan- 
gen durh Eintragung in die Protokolle 
es Parlaments rechtsverbindliche Kraft 
zu verleihen. In England fommt ber 
Name »P.« zuerit 1272 für die Reiche: 
—— der Barone, Prälaten und 
königlichen Bannerherren vor, an deren 
Stelle nach Zulaſſung von Abgeordneten 
der Städte und der Grafſchaften ein 
Oberhaus (House of peers) und ein 
Unterhaus (Haus ber Gemeinen, 
House of commons) traten, um bie jtän= 
dige Vertretung der Nation zu bilden (j. 
Großbritannien). Bon ber englifchen 
Volksvertretung ift ber Name P. über: 
haupt zur Bezeihnung ftändifcher Kör⸗ 
perichaften entlehnt worden, fo bag man 
3. B. mit dem »deutichen P.« den deut: 
jhen Reichstag bezeichnet. 

Barlamentär (franz.), Abgefandter im 
Krieg zu Mitteilungen verfchiedenfter Art, 
in der Regel ein Offizier mit weißer Fahne, 
von einem Trompeter begleitet, nach) dem 
Völkerrecht unverleglih. Parlamen: 
tärſchiff, das Schiff, auf welchen der 
PB. führt. Parlamentärflagge, die 
weiße Fahne (Flagge) bes Parlamentärs. 

Parlamentariſch, auf beratende und 
repräfentative Verſammlungen bezüglich, 
3. B. parlamentariiche Geſchaͤftsordnung; 
auch f. v. w. ber Würde yarlamentarijher 
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Verhandlungen entfprechend, beren Ber: 
letzung man als unparlamentarifc 
bezeichnet. Unter parlamentarifcher 
Regierung oderparlamentarifchem 
Syſtem verfieht man diejenige Regie: 
rungsform, bei welcher ber Monarch ver: 
fafiangsmäßig in der Gefeßgebung und bei 
ben wichtigern Regierungshandlungen an 
die Zuftimmung ber Stände gebunden ift. 
Sodann bezeichnet man damit fpeziell die⸗ 
jenige Regierungöweife, bei welcher ber 
Staatöbeherrfcher ſich auch dadurch mit 
dem Volkswillen in Einverfländnis jebt, 
daß er feine erften Berater und bie leitenden 
Miniſter aus der Majorität der Volfsver- 
treter entnimmt, ein Syſtem, welches na- 
mentlich in England Ievengburchgeführ! ift. 
Ein Minifterium, welches die Majorität 
bes Barlaments nicht mehr für fich bat, 
ift biernady gezwungen, zurüdzutreten. 
Auch in den Fontinentalen Eonftitutionel- 
Yen Staaten fommt dies Syftem mit Recht 
mehr und mehr zur Geltung, da es un- 
bedingt notwendig ift, daß zwiichen ben 
beiden Faktoren der Geſetzgebung: Regie⸗ 
rung und Volfövertretung, möglichfte Har: 
monie beſtehe. 

Parlamentarismus (neulat.), bazje- 
nige politifche Syſtem, welches die Not: 
wendigfeit einer parlamentarifchen Ne: 
gierungsweife anerkennt; zuweilen auch 

zeichnung für die Ausartung dieſes 
Syſtems, melde ben Schwerpunft ber 
Gefebgebung und der Negierung über: 
haupt unter Hintanfeßung des monarchi⸗ 
ſchen Prinzips in das Parlament verlegt. 
Den Gegenſatz dazu bildet das abfolute 
Regiment ded Monarchen oder die Mi- 
nifterdiftatur, welche bie Ausübung ber 
Staatsgewalt lediglich von einem mäch— 
tigen Einzelwillen abhängig macht. Im 
Deutichen Reich hat die gewaltige Perſön⸗ 
lichfeit des Fürften Bismard eine eigent- 
liche parlamentariſche Regierungsweife 
noch nicht aufkommen laſſen. Vielleicht 
wird aber gerade dadurch einem parla⸗ 
mentariſchen Syſtem am beſten vorgear⸗ 
beitet, da die große Autorität des Reichs⸗ 
kanzlers kaum durch eine ebenbürtige Ein⸗ 
elperſon, ſondern vorausſichtlich nur durch 
die Autorität ber Volksvertretung erſetzi 
werden kann. 
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Parliamentary borough (engl., ſpr. 
parljämentart börro), Parlamentsflecken, ſ. 
Borough. 

Parma, bis 1860 felbftänbiges Herzog⸗ 
tum in Oberitalien, welches aus den Her- 
zogtümern P. und Piacenza und dem 
Fürftentum Quaftalla beftand, 6159 qkm 

Wh jetzt Beſtandteil des Königreichs 
talien. 

Paröðchie (nriech.), bis ins 3. Jahrh. 
ſ. v. w. biſchöflicher Kirchfprengel; dann 
ſ. v. w. Kirchengemeinde, Kirchipiel; Pa⸗ 
rohianen, deſſen Mitglieder; Paro- 
&hu8, Geiftlicher bafelbft. 

Paräle(franz.), Ehrenwort; urſprüng⸗ 
lich ein Erkennungswort befreundeter 
Truppen im Feld, jetzt in der Garniſon 
für die Wachen und Ronden; Barole: 
buch, dad bentäglichen Befehl enthaltende 
Buch ber Truppenteile. 

Parricidium (lat.), Batermorb. 

Bart (engl., vom lat. pars, »Teil«), 
ſ. Reeder. = 

Partei (franz., vom lat. pars, »Teil«), 
Bezeichnung für die ſtreitenden Zeile in 
einem Rechtsſtreit; dann im öffentlichen 
Leben die Vereinigung zur Erreichung 
eines beftimmten Zwecks, namentlich auf 
dem politiihen und kirchlichen Gebiet. 
An der Spike ber politifchen Parteien, 
welche in ben Volfspertretungen regel- 
mäßig in verfchiedenen Fraktionen erfchei- 
nen, Heben infolge ihrer perfünlichen Über: 
legenheit und ihres Übergewichts über bie 
andern Parteimitglieber la rteiführer, 
und beftimmte Barteiorgane dienen 
in ber Prefje zur Vertretung und Ver: 
breitung der Parteianfhauungen. Re- 
gelmäßig wird auch ein befonderes Bar: 
teiprogramm aufpeftet, in welchem 
die Grundfäge dargelegt find, welche für 
das politiiche Verhalten der B. maßgebend 
fein follen. Während in England nur zwei 

roße Parteien, die liberale und bie Ton- 
erpative, fich gegenüberftehen, find in 
Deutſchland verichiedene Parteigruppies 
rungen und Barteifchattierungen zu un⸗ 
terfcheiden Con! Traktion). 

Parteilichkeit, ſ. Umtsverbreden. 

Partialobligation (lat.), ſ. Staats⸗ 


papiere. 
Partiererei, |. Hehlerei. 


Parlikular 


Partiknlär (lat.), einen Teil betref⸗ 
fend, abgeſondert, einzeln; Partikular⸗ 
rechte, die in den deutſchen Einzelſtaa— 
ten geltenden Rechte im Gegenſatz zum 
fogen. gemeinen deutſchen Recht; Parti⸗ 
Tunargeleb och und, ſ. Recht. 

Partikularismus (neulat.), Begün⸗ 
ſtigung der Sonderintereſſen, beſonders 
in Deutſchland eine politiſche Richtung, 
welche den Einzelſtaaten eine möglichſt 
große Selbſtändigkeit erhalten wiſſen 
will; Partikulariſt, Anhänger dieſer 
Richtung. 

aſcha, in der Türkei Titel hoher Zi⸗ 
vil⸗ und Militärbeamten; im Heer führen 
ber Lima (Brigabegeneral), Ferik (Divis 
fion2general) und der Muſchir(Marſchall), 
im Zivil die Muteſarrifs (Gouverneure 
zweiter Klaſſe) und die Muſchire oder We⸗ 
fire den Titel B., der ihrem Namen nach⸗ 
ejebt wirb. Früher wurden die Grabe ber 
Dafhas duch die Zahl der ihnen als 
Sahne vorangetragenen Roßjchweife un: 
terſchieden. Paſchalik, die einem 
unterftellte Brovinz, Ejalet in der Sprache 
bes Diwans. 

Paſcherei, ſ. Schmuggelhandel. 

Pasquill (ital, Schmäh⸗Schmach—⸗, 
Schandſchrift), eine ſchriftliche oder 
ſonſt durch bleibende Zeichen, z. B. durch 
Bilder, öffentlich verbreitete Beleidigung; 
Pasquillant, der Verfaſſer und Ver: 
breiter einer folden. Der Ausdrud rührt 
von einem römiſchen Schuhmacher Pas⸗ 
quino ber, welcher fich durch Bittere Sa= 
tire auszeichnete. Nach ihm wurden bie 
überrefte einer antifen Statue genannt, 
welde fi an ber Pinzza Navona befin- 
ben, und an die man fatirifche Schriften 
anzubeften pflegte. 

aß (franz. Passeport), amtliche 
Reifelegitimationsurfunde. Das nord: 
beutiche Bundesgeſetz vom 12. Oft. 1867, 
welches inzwilchen auch auf bie ſüddeut⸗ 
hen Staaten, nicht aber auf Elſaß-Lo⸗ 
thringen ausgedehnt worden ift, hat für 
Deutäland das Syſtem des Paßzwangs 
beſeitigt und ſtatt deſſen dasjenige der 
Paßfreiheiteingeführt, welches jetzt auch 
in den meiſten andern europäiſchen Staa⸗ 
ten adoptiert iſt. Sogen. Spezialpäſſe, 
wie Zwangs⸗, Leichenpäſſe ꝛc., werden ba: 
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durch nicht berührt. Neuerdings iſt die 
Paßpflicht für Deutſchland durch kaiſer⸗ 
liche Verordnung vom 14. Juni 1879 für 
diejenigen Reiſenden eingeführt worden, 
welche aus Rußland kommen. Dieſe ha⸗ 
ben ſich durch einen P. auszuweiſen, 
welcher von der deutſchen Botſchaft in St. 
Petersburg oder von einer deutſchen Kon⸗ 
ſularbehörde in Rußland viſiert worden 
it. Dieſer P. muß beim Eintritt über 
die Neichögrenze behufs Geftattung ber 
MWeiterreife ber deutſchen Grenzbehörde 
zur —— vorgelegt werden. 

Daft eiheit, |. Paß. 
Paſſiv (Int.), Teidend, im au ber 
Ruhe und der Unthätigfeit befindlich, da: 
ber im Gegenfaß zu aktiv in vielen Zu⸗ 
fammenfeßungen gebraucht, z.B. Paſſiv⸗ 
handel im Gegenſatz zum Aftivbanbel 
j. Handel), Paſſivmaſſe im Gegen: 
ag zu Aktivmaſſe (f. Konkurs) ꝛc. 

affiver Widerftand wird dasjenige 
Verhalten im politiihen Leben genannt, 


P. | welches den Gegner zwar nicht direkt an⸗ 


greift, aber indirekt dadurch ſchädigt, Daß 
ihm Unterſtützung verfagt und Leiftungen 
unterlajlen werden, auf welche derielbe 
angewiejen ift, oder die für ihn von Vor: 
teil find. So wird 3.2. die Steuerver: 
weigerung als eine Art des pafliven Wi: 
deritands der Negierung gegenüber be- 
zeichnet. Paſſiva werden im Gegenfaß 
zum Aftivvermi pe die Schulden genannt. 

Paßzwang, |. Paß. 

Patent (lat.), öffentliche Urkunde, na: 
mentlich Beitallungs= oder Beförderungs⸗ 
urfunde für Beamte und Offiziere (Offi⸗ 
zierspatent); dann diejenige Urkunde, 
welhe zur VBeröffentlihung gewiſſer 
Staatsafte beftimmt ift, 3. B. zur Bes 
fanntmahung des NRegierungsantritts 
eines Souveräns, ber Beſitznahme eines 
Landes(Befipergreifungspatent)xc. 
Namentlich wird aber diejenige Urkunde 
P. genannt, durch welche dem Inhaber 
die Alleinberehtigung zur Verwertung 
einer gewiffen Erfindung auf eine be- 
fimmte Reihe von Yabren garantiert 
wird (Erfindungspatent). Das Pa— 
tentwejen ift für daS Deutfche Reich durch 
da8 Patentgefeg vom 25. Mai 1877 
(Reichsgeſetzblatt, ©. 499 1) geregelt, 

2 





404 


inbem gleichzeitig bag Patentamt (f. b.) 
ind Leben gerufen ward. Val. Gareis, 
Patentgefebgebung (1879—80, 3 Bde.). 

Patentamt a atenthof), bie zur 
Entſcheidung über die Erteilung, Nichtig- 
feitgerflärung und Zurüdnahme von Er⸗ 
findungspatenten berufene Behörbe. Für 
das Deutfche Neich werben dieſe Funktio⸗ 
nen durch eine gemeinjame Reichsbehörde 
in Berlin ausgeiibt, welche außerdem auch 
verpflichtet ift, auf Erſuchen der Gerichte 
über Fragen, welche Patente betreffen, 
Gutadyten abzugeben; auch wirb bei dem: 
jelben die Batentrolle geführt, welche 
Gegenftand und Dauer der erteilten Pa⸗ 
tente fowie Namen und Wohnort ber Pa⸗ 
tentinhaber und ihrer etwaigen Vertreter 
und Rechtönachfolger angibt und bie nöti⸗ 
gen Vermerkungen über Anfang, Ablauf, 
Erlöfhen, Nichtigfeit3erflärung und Zu: 
rüdnahme ber Batente enthält. Das 
deutſche P. befteht aus fieben Abteilun: 
gen, von denen je zwei für die Beichluß- 
faffung über Patentgeſuche ausſchließlich 
aus dem Gebiet der mechanifchen Technik, 
dann für bie Beichlußfafjung über Pa: 
tentgeſuche ausſchließlich aus dem Gebiet 
der chemiſchen Technik und endlich für die 
Beſchlußfaſſung über ſolche Patentgeſuche, 
welche das Gebiet der chemiſchen und mecha⸗ 
niſchen Technik zugleich berühren, ſowie 
über alle ſonſtigen Patentgeſuche zuſtän⸗ 
dig ſind, während die Nichtigkeitserklärung 
und das Verfahren wegen Zurücknahme 
erteilter Patente den Geſchaͤftokreis ber 
ſiebenten Abteilung bilden. Die einzelnen 
Abteilungen ſetzen ſich aus ſtändigen und 
nichtſtändigen Mitgliedern des Patent⸗ 
amts zuſammen, und zwar müſſen die 
letztern in dem einſchlägigen Zweig ber 
Technik ſachverſtändig ſein. über Beſchwer⸗ 
den gegen den Beſchluß einer Abteilung 
in dem Verfahren wegen Erteilung eines 
Patents wird in der Regel von derjenigen 
Abteilung entſchieden, welche neben der 
erſtern für Patentgeſuche aus dem gleichen 
Gebiet der Technik zuſtändig iſt. Für 
Beſchwerden gegen Entſcheidungen der 
ſiebenten Abteilung des Patentamts ſind 
diejenigen beiden Abteilungen gemein⸗ 
ſchaftl ich zuſtändig, welche über Patentge⸗ 
ſuche zu beſchließen haben, die demſelben 


Patentamt — 


Patrizier. 


Gebiet der Technik wie das angefochtene 
Patent angehören. Das amtliche Organ 
ber Reichsbehörde ift das »Patentblatt«e. 
Bol. Patentgefeg vom 25. Mat 1877 
und Verordnung, betreffend bie Einrich- 
tung, das Verfahren und den Gejchäfts- 
gang des Batentamts, vom 18. Juni 1877 
(Reichsgeſetzblatt, S. 501 und 533 ff.). 
Batriarg (griech.), Erzvater; Titel 
chriſtlicher Biſchöfe, wie noch jetzt der Erz⸗ 
biſchöfe von Liſſabon und Venedig. Der 
Ausdruck patriarchaliſch wird vielfach 
zur Bezeichnung bes Väterlien und Ge- 
mütlidhen gebraucht; inäbefondere bezeich- 
net man als Patriarchalſtaat ben ab- 
foluten Staat früherer Zeiten, in welchem 
das Staatsoberhaupt gewiliermaßen als 
eine Art Familienoberhaupt erichien, jo 
daß bie gemütlichen Beziehungen zwiichen 
dem Landesvater und ben lintertbanen 
über die Mißftänbe eines perſönlich-abſo⸗ 
ann Regiments vielfach hinüber: 
alfen. 
Patrimonialgerichtöbarkeit, |. Ge⸗ 
richt, Patrimonium. 
Batrimonialprinzip } ſ. Patrimo- 
Patrimonialſtaat nium. 
Patrimonium (lat.), väterliches Erbe 
Erbgut, Stammgut; patrimonial, er, 
erbt, angeftammt, mit bem Grund und 
Boden verbunden; baher Patrimonials- 
gerihtsbarfeit (Erb:, Guts⸗, Privat: 
gerichtöbarfeit), bie ehebem mit bem Beſitz 
eines Guts, namentlich eines Ritterguts, 
verbundene Befugnis zur Ausübung der 
Rechtspflege, welche der Gutsherr durch 
feinen Gerichtshalter (justitiarius) aus⸗ 
üben ließ. Patrimonialprinzip, bie 
veraltete Theorie, welche Die Staatsgewalt 
als Ausfluß eines Eigentums am Grund 
und Boden darzuflellen und das Wefen 
des Staats (Batrimonialftaat) auf 
dieſe Weife zu begründen fuchte. 
Patriotiſsmus (neulat.), Vaterlands⸗ 
liebe; Patrioͤt, Vaterlandsfreund. 
Patrizier (lat.), im alten Rom der mit 
politiſchen Vorrechten ausgeſtattete bevor⸗ 
zugte Stand der Geburtsariſtokratie im 
Gegenſatz zu den Plebejern. Heutzutage 
werden vielfach die Angeberiger und Häup- 
ter der alten Bürgergefchlechter in ben 
Stäbten fo genannt. 








Pauperismus — Perentorifche Friſt. 


Panperismns (lat.), die um ſich greis 
fende Berarmung in einem Land, Vaf- 
jenarmııt. | 

Pedell (mittellat.), Gerichtsdiener, 
insbeſondere Univerſitäts⸗, Schuldiener. 

Peer (engl., ſpr. pihr), ſ. v. w. Pair 
(1. Pairs); Peerage (ipr. pihredſch), Würde 
eines Peers, Peerſchaft. 

Peinliche Halſsgerichtsordnung Karls 
V., ſ. Carolina. 

Benfionlfran .‚Ipr. pangiflong oder«flohn, 
v. lat. pensio, >Aunwägene, dann f. v. w. 
Bezahlung), ein Jahrgehalt, welcher ent: 
weder aus bloßer perfönlicher Vergünſti⸗ 
gung jemand bezahlt wird (Önaden: 
gehalt), oder welchen ein aus dem akti⸗ 
ven Dienft ausgejchiedener Beamter be⸗ 
zieht (Rubegehalt);daber Penſions⸗ 
ſtand (Ruheſtand, Quiedzenz), die Stel- 
lung eine® Beamten, welcher aus dem 
Dienft entlaijen, aber im Genuß einer P. 
it;penfionieren(quieszieren),einen 
Beamten in den Ruheſtand verfeben. Na⸗ 
mentlich dem Staatäbiener, deſſen perſön⸗ 
liche Kraft den Anforderungen ſeines Am⸗ 
tes nicht mehr gewachſen iſt, ſichert die mo⸗ 
derne Geſetzgebung aus Billigkeitsrückſich⸗ 
ten den Bezug einer P. zu, ebenſo vielfach 
der Witwe eines Staatsdieners (Wit⸗ 
wenpenſion), mitunter auch den bin: 
terlajlenen Kindern eines folchen bis zu 
einem gewifjen Lebensalter. Wo lebtereg, 
wie z. B. in Preußen, nicht der Tall, find 
meijtens in den Beamtenfreifen befonbere, 
aus den Beiträgen ber einzelnen Beamten 
gebildete Penſionskaſſen eingerichtet, 
aus denen bie Hinterbliebenen ber Beam: 
ten eine P. beziehen. Näheres über bie 
Penfionierung der Staatsdiener enthalten 
bie Penfionsgefege der einzelnen Staaten; 
für die Beamten bes Deutfägen Reich? find 
in dieſer Beziehung bie Beftimmungen bed 
Neichögelebes vom 31. März 1873, betref- 
fend die Rechtöverhältnifie der Reichsbeam⸗ 
ten (Reichsgeſetzblatt 1873, S. 61ff. SG 34 
bis 71), maßgebend. Hiernad) erhält ein 
Neichsbeamter eine lebenslängliche P. nur 
unter ber Vorausſetzung ausbezahlt, daß 
er nach einer Dienitzeit von wenigiteng 10 
Sahren infolge eines Förperlichen Gebre: 
chens oder wegen Schwäche feiner förperlis 
chen oder geiftigen Kräfte zu ber Erfüllung 
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feiner Amt3pflichten dauernd unfähig wird; 
vor Ablauf dieſes Zeitraums nur dann, 
wenn bie Dienftunfäühigkeit die Folge einer 
Krankheit, VBerwundung oder fonftigen 
Beihädigung ift, welche der Beamte bei 
Ausübung des Dienſtes oder aus Veran 
laffung desfelben fi) zugezogen hat. Die 
PB. beträgt nad) vollendetem zehnten Dienft = 
jahr 2%/so und fteigt von da ab mit je 
bem weitern Dienjtjabr um so, ihr 
Höchitbetrag aber ift 9%/s0 des Dienftein= 
kommens. Ebendiefelben Beſtimmungen 

elten übrigens nach dem preußiſchen 
Penſionsgeſetz vom 27. März 1872 auch 
für die preußiſchen Staatsbeamten. Über 
die Penfionierung ber Militärperfonen 
find ausführliche Beftimmungen in dem 
Reichsgeſetz vom 27. Juni 1871, betref- 
fend die Penfionierung und Verjorgung 
der Militärperfonen des Neichäheerd und 
ber Faiferlihen Marine fowie die Bewil- 
figungen für die Hinterbliebenen folcher 
Perſonen ſeReichegeſertat 1871, ©. 275 
ff.), enthalten. Für die Hinterbliebenen 
ber deutſchen Reichsbeamten ift durch das 
Penſionsgeſetz von 1881 gejorgt worden. 
Als eine Garantie für die Unabhängigkeit 
ber Rechtspflege und des Richterſtands ift 
in den meiften Staaten der Grundfaß an⸗ 
erkannt, daß Richter gegen ihren Willen 
nur kraft richterlicher Entſcheidung und 
nur aus gejeglich beftimmten Gründen 
und unter Beobachtung ber desfallfigen 
Formvorſchriften in ben Benfionsitand ver: 
jeßt werben können, wie bie namentlich 
auch in dent deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz ausgefprochen ift. Vgpl. Invaliden. 

Pentarchie (griech., »Fünfherrſchaft«), 
eine aus fünf Machthabern beſtehende Re⸗ 
gierung; auch Bezeichnung des frühern 
europäiſchen Staatenſyſtems mit den fünf 
Gropmädten England, Frankreich, Oſter⸗ 
7 Preußen und Rußland. 

eremtion (Iat.), Vernichtung; Ver: 
jährung durch Nichtaufnahme des Rechts: 
verfahren?. 

Veremtorifche Frift, eine ſolche, beren 
Berfäumnis den Verluſt bes innerhalb 
der betreffenden za eltenb zu machen: 
den Rechts oder den Ausſchluß von ber 
innerhalb biefer Frift vorzunehmenden 
Rechtshandlung nach ſich zicht. 
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Berfien (Jran), Reich in Vorderaſien, 
1,648,195 qkm mit etwa 7 Mill. Einw.; 
Hauptftadt: Teheran mit ca. 200,000 
Einw Die Bevölkerung gehört zum weit: 
aus größten Teil der mohammedaniſchen 
Religion und zwar ber fchiitiichen Sefte 
an. Die Verfajfung ift die einer abfo- 
luten Monardie. Der Beberrfcher bes 
Landes wird Schah, neuerdings »Schah 
in Schah« (König ber Könige), genannt. 
Derfelbe ift zugleich das geiftliche Ober- 
haupt. Das Land wird in zwölf Provinzen 
eingeteilt, weldhe unter Gouverneuren 
ftehen. Der Schah hat ein nach europäi- 
Ihem Mufter eingerichtetes Minifterium 

ur Seite. Das flehende Heer iſt etwa 
0,000 Mann ftarf, teilweiſe nach euro⸗ 
pätihem Mufter und von europäifchen 
Dffizieren organifiert. Die Staatsein⸗ 
nahmen werben auf ca. 38 Mill, die Aus⸗ 
aben auf ca. 34 Mill. ME. veranſchlagt. 
gl. Polack, P. (1865, 2 Bbe.). 
Perfon (lat. Persöna), jedes Weſen, 
welches Subjeft von Rechten und Rechts⸗ 
verhältnifien fein kann, daher ber Slave 
im Altertum Feine PB. war. Die Gefek- 
gebung Fnüpft die Perſönlichkeit aber 
nit nur an ein phyſiſches Individuum, 
an einen einzelnen Menſchen an, fondern 
fie ſtattet auch Vermögenskomplexe und 
Vereine mit den Rechten ber Perſönlich⸗ 
keit aus. Auf dieſe Weiſe entſteht der 
Gegenſatz zwiſchen phyſiſcher und ju⸗ 
riſtiſcher P. Zu den juriſtiſchen Perſo⸗ 
nen gehören insbeſondere Stiftungen, Kor⸗ 
porationen, Gemeinden und der Staat 
ſelbſt, inſofern er Subjekt von Privatrech⸗ 
ten iſt Se 

Perſonal (Tat. personälis), perfün: 
lich; Perſonalien, Berfönlichkeiten, 
Lebensumſtände, welche bie Perſon be: 
treffen. Perſonalakten, die über einen 
Beamten ergangenen Alten. Auch die 
Geſamtheit der durch einen gemeinfamen 
Wirkungskreis Verbundenen wird P 
(Amtsperfonal) genannt, 3. B. bas 
Perfonal eines höhern Beamten, einer 
Schaubühne u. dal. 

Perfonalarreft Sak ſ. Arreſt. 

Perſonalien dt . Berfon. 

Perjonalunion (lat.), im Gegenfat 
zur Realunion die Vereinigung mehrerer 


Perfien — Perjönliche Yemerkungen. 


Länder unter ein und demfelben Staats: 
beberricher, wofern dieſe Vereinigung 
nicht wie bei der Realunion auf verfa}: 
fungsmäßiger Beftimmung, fondern nur 
auf Zufall, 3. B. Erbfolge, beruht. 
erfonenreät, |. Recht. 
erfonenfland (Zivilftand, franz. 
Etat civil), der Inbegriff derjenigen per- 
fünlihen Berhältniffe, deren Gewißheit 
und Feſtſtellung, wie für den Einzelnen, 
fo auch für die Gefamtheit bes Staat? 
von Wichtigkeit ift; Zivilftands- (Per: 
fonenftands:) Regifter, die zur Beur: 
fundung biefer Berältniffe von einem 
Öffentlichen Beamten (Zivilftandzbe- 
amten, Standbesbeamten) geführten 
öffentlichen Bücher. Mit der Einführung 
ber Zivilebe (ſ. Ehe) ift überhaupt bie 
Beurkundung ber Geburten, Heiraten unb 
Sterbefälle den vom Staat beftellten Be- 
amten burch Reichsgeſetz vom 6. Febr. 
1875 übertragen worden. Für jeben 
Stanbesamtöbezirk, welcher durch 
die höhere Vermaltungsbehörbe beftimmt 
wird, ilt hiernadh ein Standesbeamter 
unb mindefteng ein Stellvertreter zu bes 
ftellen. Diefer bat drei Stanbdesregi: 
fter, nämlich da8 Geburts=, Heirat: 
und Sterberegifter, nad) Maßgabe ber 
geſetzlichen —8 — zu führen. Vgl. 
»Der Standesbeamte«, Organ für bie 
Standesämter in Deutichland und ber 
Schweiz (6. years: 1880, jährlich 36 
Nummern); ferner Sul chius, Das 
Neichsgefeß über die Beurkundung bes 
Perfonenitands (2. Aufl. 1876); Völk, 
Das Reichsgeſetz über bie Beurkundung 
bes Perſonenſtands (1875); v. Sicherer, 
Reichsgeſetz 2. (1879); Erichfen, Die 
Führung der Standesregifter (1878). 
Verfönlihe Bemerkungen, in par: 
Tamentarifchen Leben kurze Außerungen 
eines Abgeordneten, welcher in der wor: 
ausgegangenen Debatte perſönlich ange: 


geiffen oder doch erwähnt worden ift, zur 


ahrung bes perfünlihen Standpunfte. 
Nach parlamentarifhem Brauch dürfen 
berartige p.B. erit am Schluß der Debatte 
vorgebracht werben, während faktiſche Be⸗ 
merfungen in diefem Stadium ber Ver: 
handlungen nicht mehr zuläffig find. Diefe 
Sitte ift auch auf andre Verfammlungen 








Peru — Peteräpfennig. 


übertragen worden. Manche Redner bes 
figen übrigens ein beſonderes Geſchick, auch 
thatfächliche Berichtigungen und Ausfüh- 
rungen in der Form von perfönlichen Be: 
merfungen an= und vorzubringen. 
Peru, Republil in Südamerika, ca. 
1,119,941 qkm mit (1876) 2,704,998 Einw., 
wozu noch etwa 350,000 unzivilifierte 
Indianer kommen; Hauptitadt: Lima 
mit 101,488 Einw. Die Staatsreligion 
ift die Fatholifche, allein anerkannt und 
geihübt burch die Staatsverfaflung. In 
!ima refidiert ein Erzbifchof; das Staats⸗ 
gebiet ift in fieben Bistümer eingeteilt. 
Mit dem Jahr 1810 begannen in P. bie 
Unabhängigfeitsfimpfe mit Spanien, und 
28. Suli 1821 erfolgte die Unabhängig: 
feitserflärung; boch wurde biefelbe erft 
1824 völlig verwirklicht. 1825 Lostren⸗ 
nung Oberperus als jelbftändige Repu—⸗ 
blik »Bolivia«. Langwierige und blutige 
Bürgerkriege erſchöpften das Land und 
feine Bevö taurg 1860 wurde eine neue 
Verfaſſung beſchloſſen. Hiernach iſt die 
Regierung der Republik »republikaniſch, 
demokratiſch, repräſentativ, in der Einheit 
gegründete. Die geſetzgebende Gewalt ift 
dem Kongreß übertragen, welcher aus 
einem Senat von 40 und einem Reprä⸗ 
jentantenhaus von 20 Mitgliedern beiteht 
und ſich alle zwei Sabre in allgemeinen, 
direften Wahlen zu einem Dritteil er: 
neuert. Die vollziehende Gewalt ift dem 
Präfidenten Übertragen, welcher vom Volk 
durch Stimmenmehrheit jeweilig auf vier 
Sabre gewählt wird. Unter ihm ftehen die 
von ihm ernannten Staatsfefretäre für 
Außeres, Inneres, Suftiz, Handel, Finan⸗ 
zen, Krieg und für die Marine. Zum 
eck der innern Verwaltung iſt das 
taatsgebiet in 21 Departements einge: 
teilt, welche unter Präfeften ftehen. Die 
Departements geriaien wiederum in De 
vinzen, welche Subpräfeften, und diele in 
Diſtrikte, welche Gouverneuren unterftellt 
find. Die Rechtspflege wird durch einen 
höchſten Gerichtshof in Lima, Obergerichte 
in ben verjchiedenen Departements und 
Richter erfter Inftanz in den Gemeinden 
verwaltet. Dazu fommen bie Friedens⸗ 
richter ber Gemeinden. Die Finanzen 
ber Nepublif befinden ich in der traurig: 
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fen Verfafjung, indem ber Staatöbanf- 
rott nur durch die Ausbeutung bes Guano⸗ 
monopols der Regierung vermieben wird. 
Dazu kommen hohe Zölle, namentlich auf 
Salpeter. Die Beſteuerung von chileni- 
[chen Salpeterwerfen auf bolivianiichem 
Gebiet, welche auf Betreiben Perus von 
der bolivianifchen Regierung bewirkt 
wurde, unb ein Schuß- und Trutzbündnis 
ber Republifen PB. und Bolivia führten 
dahin, daß Chile, wie der Republik Boli: 
via, fo auch der Regierung von P. 1. April 
1879 den Krieg erklärte, deffen Verlauf 
für P. ein höchſt ungünſtiger war. Wäh- 
rend desſelben wurde 23. Dez. 1879 eine 
ſörmliche Diktatur des Präfidenten Pie: 
told (oberfter Chef der Republik, Jefe su- 
premo de la Bepüblica) proflamiert 
und ein proviſoriſches Verfafjungsftatut 
verfündet, welches die Preßfreiheit auf: 
hob, für eine Menge Vergehen die Todes⸗ 
ftrafe einführte und einen fogen. Staats⸗ 
rat einjeßte. Die Folgen des unglüdlichen 
Kriegs I PB. laſſen fih zur Zeit nod) 
nicht abſehen; ebenfo ift e8 ſehr zweifel⸗ 
baft, ob Die angeftrebte Vereinigung von 
Bolivia und P. zu einer Föderativrepu- 
blik zur Ausführung fommen wird. Aus 
genblicklich befinden ſich Heer und Marine 
in vollſtändiger Deſtruktion. Konſu⸗ 
late des Deutſchen Reichs beſtehen in Are⸗ 
quipa, Callao, Iquique und Tacna. Das 
Wappen Perus iſt ein in drei Felder 
geteilter Schild. Das rechte der beiden 
obern Felder enthält eine Vicuña (Lama) 
auf blauem, das linke einen Chinarinden⸗ 
baum auf weißem und das untere Feld ein 
en auf rotem Grunde. Die Flagge 
befteht aus drei Streifen, die Außern rot, 
der mittlere weiß, bei Kriegsichiffen mit 
bem Wappen. Bol. Raimondi, ELP. 
1878 Albertini, Le Perou en 1878 
1878); Soldan, Diccionario geogra- 
co estadistico del P. ( 1m): 
Peſẽta, Einheitdesfpan. Muͤnzſyſtems, 
= 81 Pf, entſprechend dem franz. Frank. 
Peterspfennig, Abgabe, welche, im 
Jahr 725 ım angelſächſiſchen Neich zur 
Unterhaltung englifcher Schulen und Kir⸗ 
hen in Rom eingeführt, im 16. Jahrh. 
abgejchafft wurde; jett Name der freiwil⸗ 
ligen Beifteucen der Fatholifchen Gläubi- 
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en zur Beftreitung der Koſten ber römi⸗ 
en Kurie, 
Petition (lat.), im allgemeinen Be: 
eihnung für Bitte, Geſuch, namentlich 
Bir foldye Geſuche und Anträge, welche an 
Behörden, an die Volfövertretungen oder 
an ben Regenten jelbft gerichtet werben; 
baber petitionieren, um etivas nad) 
fuchen; Petitionsrecht, die Befugnis 
des Staatsbürger, fih mit Bitten und 
Geſuchen an bie Staatlichen Organe wen- 
ben zu dürfen. Je nachdem es ſich nun 
hierbei um die künftige Verbefferung eines 
mangelhaften Zuftands und eines zu be⸗ 
forgenden Übeljtanbs oder um die Abitel- 
Jung eines bereitö eingetretenen Miß— 
ſtands handelt, wird stoilchen B. und Be 
titionsrecht im engern Sinn und zwijchen 
Beſchwerde und Beſchwerderecht unter: 
chieden. Died Beſchwerde⸗ und Petitions⸗ 
recht verſteht fich eigentlich für den mo- 
bernen Rechtsftaat, welcher dem Staats⸗ 
bürger die perjönliche De gewährt, 
von felbftz gleichwohl ift basfelbe in vie- 
len Staaten verfaffungsmäßig garantiert, 
fo 3. B. in England ſchon — 
rights (f. d.) und ebenſo in ben neuern 
beutjchen Berfaffungsurfunden, nanıent- 
ich jeifbem die deutichen Grundrechte von 
1848 diefed Recht augdrüdlich und zwar 
jowohl ben einzelnen Staatzbürgern als 
auch den Korporationen und Vereinigun⸗ 
gen mehrerer gewährleiftet hatten. Ins: 
efondere ift den Volfsvertretungen bie 
Befugnis eingerkumt, Petitionen ent: 
gegenzunehmen, allerdings oft mit ber 
Beſchränkung, daß diefelden nur fchrift: 
Yich vorgebracht und nicht perfänlich oder 
durch Deputationen überbradht werben 
bürfen. So ift e8 denn auch dem beutfchen 
Reichstag nachgelaflen, Petitionen anzu: 
nehmen und foldye dem Bundesrat oder 
bem Reichöfanzler zu überweifen, wofern 
er diefelben für begründet und beachtens- 
wert hält. Nach der Gefchäftsordnung des 
deutſchen Reichstags (FF 24, 26) beſteht 
für die Prüfung ber eingehenden Petitio⸗ 
nen eine bejondere Betitionsfommij- 
fion; doch ift es auch zuläffig, ſolche Pe 
titionen, bie mit einem Gegenftand in 
Verbindung fteben, welcher bereits einer 
andern Kommiſſion überiwiefen ift, eben- 


die P. of 


Petition — Petition of rights. 


fall? an Diefe Teßtere Kommiſſion zu über- 
weifen. Die Petitionskommiſſion aber, 
deren Zritglieer übrigens nach achtwö⸗ 
chentlicher Amtsführung ihren Erſatz durch 
Neuwahlen beanſpruchen können, hat all⸗ 
wöchentlich den Inhalt der eingehenden 
Petitionen durch eine in tabellariſcher 
Form zu fertigende Zuſammenſtellung 
ur Kenntnis der einzelnen Mitglieder des 
eichſtags zu bringen. Zur Erörterung 
im Reichstag felbft nelangen nur Diejeni- 
en Petitionen, bei welchen auf ſolche Er⸗ 
Örterung entweder von ber Kommillion 
ober von 15 Mitgliedern des Reichstags 
angetragen wird; im eriten Fall hat bie 
Kommilfion über die P. einen Bericht zu 
erftatten. Unter allen Umſtänden muß 
aber auf jede B. ein Beſcheid des Reichs⸗ 
tags erfolgen, und ziwar werden nach der 
befiehenben Praxis ſolche Petitionen, 
welche wegen Schluſſes der Seſſion keine 
Beruͤckſichtigung finden konnten, den Pe⸗ 
tenten zurückgegeben mit der Anheimgabe, 
dieſelben für die nächſte Seſſion zu er⸗ 
neuern. Wie aber den Volksvertretungen 
einerſeits das Recht zuſteht, An an 
entgegenzunehmen, fo kann ihnen aud 
auf der andern Seite die Befugnid nicht 
abgeiprochen werden, ſich ihreufeits ſelbſt 
mit Petitionen an die Staatsregierung 
zu wenden. Doch iſt es hier parlamenta⸗ 
riſcher Brauch, nicht die Form der P., 
welche direkt etwas verlangt, ſondern die⸗ 
ienige ber Adreſſe zu wählen, in welcher 
die Stände ihre Zuſtimmung oder ihre 
Mipftimmung angefichts gewiller Maß⸗ 
regeln ber Staatsregierung ausfprechen 
(vgl. Abrefle) 
etition of rights (engl., ipr. pẽtiſch 

of reits), d. h. Bittfchrift um Herftellur 
der Nechte und Freiheiten, bie vom eng: 
lifchen Parlament 1628 dem König KarlL 
überreichte Befchwerbejchrift. Die Forde⸗ 
rungen derfelben: Feine Abgabe an den 
König ohne Bewilligung des Barlaments, 
feine willfürliche erbaftung und Ber: 
urteilung, Feine willfürlihe Einquartie: 
rung und Erefution, Aufhebung ber 
friegsrechtlihen Kommillionen für im- 
mer, wurben 7. Juni 1628 vom König 
ewährt. Seitdem gilt die Schrift als 
Staatsgrundgejeß, durch die Habeaskor⸗ 





Petitionskommiſſion — Phyſikus. 


pusafte und die »Declaration of rights« 
— 5 —— if vervollitändigt. 
etitionsfommilfion 344 

Betitionsredt |. Petition. 

Petroleumzoll, Eingangszoll auf Pe- 
troleum, welcher durch den Zolltarif von 
1879 eingeführt warb. Diefer Zoll beträgt 
3 ME, brutto oder 3 ME. 75 Pf. netto 
pro Zentner, was pro Kiter von 11% Pfb. 
etwa 6 Pf. Zoll ergibt. Die Steigerung 
des Petroleumpreifes war die Folge dieſes 
Zolles, welcher namentlih um deswillen 
verwerflich ijt, weil das Licht eine Quelle 
ber Arbeit und ber Bildung und für das 
Familienleben jo nüglich und notwendig 
ift. Überdies iſt das Gas, welchesin größern 
Städten für größere gewerbliche Etabliffe- 
ment?, für Büreaus und auch für Fami- 
lienräume als Beleuchtungsmaterial be= 
nut wird, fleuerfrei geblieben. 

Pfand (Pfandobjekt), eine frembe 
Sache, welche einem Gläubiger zu beffen 
Sicherheit wegen einer Forderung haftet; 
dann auch ſ. v. w. Pfandredit, d. h. die 
Befugnis des Pfandgläubigers, ſich, 
wenn der Pfandſchuldner jeiner Ver: 
bindlichfeit nicht nachtommt, andie Pfand⸗ 
fache zu halten. Wird babei dem Pfand- 
gläubiger der Beſitz ber verpfändeten Sache 
übertragen, fo ift ein ee (pig- 
nus), außerdem eine Hypothek vorhan- 
ben. Die moderne Geſetzgebung ftatuiert 
bie leßtere aber nur an Immobilien und 
verlangt zu ihrer Begründung Eintrag 
in bie dazu beftimmten öffentlichen Bücher 
(Hypothefenbüder). Das Pfandrech: 
it entweder ein freiwilliged, d. h. burch 
Teftament oder Pfandvertrag (Kon: 
ventionalpfand),odereinnotmendiges, 
d. b. unmittelbar Durch Geſetz (3.8. Pfand: 
recht des Vermieters am Mobiliar bes Mie⸗ 
ter3) oder durch richterliche Verfügung, 
3. B. durch Pfändung (ſ. d.), begründetes. 

Pfandhans, ſ. Lombard. 

Pfändung, Amangsvollftrediung in das 
bewegliche Vermögen. Diejelbe findet auf 
obrigfeitliche Anordnung ſtatt, fei es zur 
Beitreibung öffentlicher Abgaben, Stra 
fen u. dgl., ſei es A Ausführung eines 
Richterſpruchs. Nach der beutjchen Zi: 
vilprogeßordnung wird bie P. körper⸗ 
liher Sachen, welche jih im Gewahr⸗ 
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ſam bes Schuldners befinden, dadurch 
bewirft, daß der GerichtSvollzieher diefel- 
ben in Befig nimmt. Der P. nicht un: 
terworfen find Kleidungsſtücke, Betten, 
Haus⸗ und Küchengeräte, Heiz und Koch: 
öfen, foweit biefe Gegenftände für ben 
Schuldner, feine Familie und fein Gefinde 
unentbehrlich find; dann eine Milchkuh 
oder nach der Wahl bes Schuldners ftatt 
einer folchen zwei Bien ober zwei Schafe, 
fofern dieſe Tiere für den Schuldner uno 
die Seinen al® unentbehrlich erfcheinen; 
ferner bei Künftlern, Pe or Hand: 
und Fabrifarbeitern ſowie bei Hebammen 
bie zur perjünlichen Ausübung des Be: 
rufs unentbehrlichen Gegenftänbe; bei 
Offizieren, Beamten, Geiftlichen, Lehrern, 
Rechtsanwalten, Notaren, Arzten die zur 
Verwaltung des Dienftes oder zur Aus: 
übung des Berufs erforderlichen Gegen: 
fände ſowie anjtändige Kleidung, Orden 
und Ehrenzeichen u. dgl. Die gepfändeten 
Sachen find von dem Gerichtsvollzieher 
öffentlih zu verfteigern, Koftbarkiten 
find vor der Verfteigerung durch einen 
Sachverſtändigen abzufhäten. P. von 
Torderungen (Beihlagnahme) erfolgt 
durch das Amtsgericht, bei welchem der 
Schuldner feinen allgemeinen Gerichts: 
ftand hat. Das Gericht verbietet in folchen 
allen dem Schuldner des Verflagten, an 
den erftern zu zahlen. Es erläßt zugleich 
an diefen dag Gebot, fich jeder Verfügung 
über die Forderung, ingbejondere ber Ein: 
ziehung, zu enthalten. Vgl. Deutfche Zi: 
vilprozeßordnung, FF 708 ff. 

Pforte (Hohe P. Osmaniſche P.), 
der Haupteingang des Serails in Konz 
ftantinopel; daher Bezeichnung für bie 
türkische Regierung. | 

PfundSterling (Livre, abbr. £), engl. 
Rechnungsmünze a 20 Schill. & 12 Bence, 
als Goldmünze Sovereign = 20,10 ME. 

Pharmazie (griedh.), Apotheferfunft; 
PBharmazeut, Apothefer; Pharma: 
kopöe, Arzneibud; Pharmacopoea ger- 
manica, Arzneibuch bes Deutfchen Reichs. 

Phyfikus (Lat.=griech.), ein von ber 
Regierung angeftellter Arzt, welcher, in 
einem beitimmten Bezirk die gefundheits: 
polizeilichefontrolleauszuüben bat; Ph y: 
ſikat, das Amt des P. Der P. (Stadt:, 
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Lande, Kreisphyjitus) ift zumeift 
aud) Oerichtsarit. 

Piafler, Münze, in der Türkei — 40 
Paraz, — 18 Pf.; in Agypten = 20 Pf. 
Pietiſten (lat.), Sreömmler, uerftCnbe 
bed 17. Jahrh. Name ber an nger Phi⸗ 
Tipp Jakob Speners (geft. 1705) von ihren 
Collegia pietatis, welche auf lebendige 
Derzensfzömmigteit und werkthätiges 

briftentum im Gegenfaß zu dent ortbo: 
boren Zelotentum brangen. 5 ietismus, 
Denk⸗- und Lebensweiſe ber P., ande 
in er durch Auguft Hermann Francke 
(geit. 1727) vertreten; jeßt im allgemeinen 
j. v. w. Frömmelei. 

Pilõt (franz.), Lotſe, Steuermann; 
Bilo tage (ipr. hi), Steuermannskunſt, 

otfengebühren; pilotierne, ein Schiff 
lotſen % Lotſe). 
Placet (lat., »e8 gefällt«) oder Place- 
tum regium, das Recht des Landesherrn, 
kirchlichen Maßnahmen, päpftlichen oder 
biſchöflichen Erlaſſen, foweit fie fein Land 
betreffen, feine Beftätigung zu erteilen 
ober zu verweigern; feit 1848 meift durch 
Konkordate ober thatfächlich aufgegeben. 

Plagium (lat.), |. Menſchenraub. 

Plaidieren (franz., ſpr. plähd-), eine 
Sache vor Gericht mündlich vertreten, vers 
teidigen. Plaidoyer (fpr. pläbogjeh), Ver: 
teidigungsrebe, auch bie Rede des Öffent- 
lichen Anflägers. 

Plakãt (lat.), Anichlag an Straßen: 
een, Thoren ac.; obrigfeitliche Anord⸗ 
nnd» gewerbliche Anzeige 2c. 

Plebiszit (Iat.), Volksbeſchluß durch 
allgemeine Abftimmung; in Frankreich 
Abſtimmung bes gefamten Volks in ört⸗ 
lichen Abteilungen, namentlich von Na⸗ 
poleon ILL. beim Staatsſtreich vom 2. Dez. 
1851 und 1852 zu Beitätigung des Se: 
natusfonfults, welches ihm die Kaifer- 
frone übertrug, zulest 8. Mai 1870 zu 
Gutheißung der liberalen Abänderungen 
der Berfaflung angewandt. 

Plein pouvoir (franz., ſpr. pläng pu- 
war), |. v. w. Plenipotenz. 

Vlenipätenz (Iat., franz. Plein pou- 
voir), volle Macht und Gewalt; Bleni: 
potentiarius (franz. Ministre pleni- 
potentiaire), Bevollmächtigter, beſonders 
bevollmächtigter Geſandter. 
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Plenum (lat, Plenarſitzung, Ble- 
narverſammlung), im öffentlichen 
Leben bie zu einer gemeinfamen Beratung 
in ihrer Totalität zufammentretende Kör⸗ 
perichaft, namentlich Ständeverfamm- 
lung im Gegenfab zu den Ausſchüſſen, 
Fraktionen, Kommilftonen und Abteilun= 
gen berfelben und ihren Sigungen. 

Plünderung, |. Beute. 

Plutotratie (v. griech. plutos, »ꝰ Reich⸗ 
tum«; au Argyrofratie genannt), 
Geldherrſchaft, derjenige Zuſtand des 
Staats, in welchem große und übergroße 
Kapitalien ſich nur in den Händen weni⸗ 
ger (Geldoligarchie) befinden, wäh: 
rend die große Maſſe des Volks (Prole- 
tariat) verarımt ift und ber eigentliche 
Mittelftand fehlt. Die Kebrfeite der P. 
ift ver Bauperiömus. Die P. war ber 
Hauptgrund bed Verfalls ber römiſchen 
Republik, und auch die griechifhen Demo: 
fratien gingen zumeift an dieſem übel⸗ 
ſtand a Grunde Vgl. Roſcher, Grund 
Ingen der Nationalöfonomie, $ 204 (14. 
Aufl. 1879). 

Pöbel (v.Tat.populus, franz. Peuple), 
die niedrigfte Klaſſe des Volks, injofern 
fie ſich durch Mangel an Bildung und an 
Achtung für biefelbe, befonders für das 
Schickliche und Gefegliche, und durch Nie: 
brigfeit der Denkungsart dharakterifiert. 
Armut ift daher nicht das Merkmal des 
Pöbels, ber vielmehr ebenſowohl unter 
ben höhern als unter ben niebern Stän- 
ben gefunden wird (vornehmer und 
gelehrter B.). 

Poöbelherrſchaft, |. Ochlokratie. 

Podeſta, in Italien die oberſte Magi⸗ 
ſtratsperſon einer Stadtgemeinde, zur Zeit 
der italieniſchen Republiken des Mittel⸗ 
alters, z. B. in Mailand, im Beſitz der 
höchſten vollziehenden Gewalt. 

Polen, ehemals ein mächtiges ſelbſtän⸗ 
vige® Königreich, deffen Gebiet in der 
Blütezeit von der Oftfee bis zum Schwar: 
sen Meer reichte. AlS PB. nad) dem Aus- 

erben des. Königshauſes ber Jagello⸗ 
nen zum Wahlreich geworden war, fan: 
fen Anjehen und Macht bes Reichs mehr 
und mehr, fo daß die Nachbarftaaten 
Rußland, Öſterreich und Preußen in drei 
Teilungen (1772, 1793 und 1795) das 
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Land nach und nach ihren Gebieten ganz 
einverleiben und B. feiner Selbftändigfeit 
berauben fonnten. Wieberholte und blu- 
tige Erhebungen haben nicht zu einer Wie: 
berherftelung der letztern geführt. Am 
preußifchen Abgeorbnetenhaus und im 
deutichen Reichstag bilden die polnifchen 
Abgeordneten eine befondere Fraktion 
der P., welche dort 19, hier 14 Mitglie⸗ 
der zählt. 

Volitik (griech.), vielfach als Stants- 
funft, Staatsflughbeitslehre, Xehre 
von den Mitteln zur Erreichung des 
Staatszwecks oder auch als Lehre vom 
Staatsleben befinierf. Die Feſtſtellung 
dieſes Begriffs ift nämlich um deöwillen 
beſonders ſchwierig, weil derfelbe zwei ver: 
ſchiedene Thätigfeiten umfaßt, eine wiflen- 
fchaftliche und eine praftiihe. Was bie 
P. als Wiffenfchaft betrifft, fo müflen 
bier vor allem die Grenzen zwifchen P. 
und Staatsrecht feftgeftellt werden. Beide 
beichäftigen fi) mit dem Staat; während 
ihn aber das Staatsrecht nach feinen hi⸗ 
ftorifhen Grundlagen und in feinen feſt⸗ 
jtehenden Formen barzuftellen fucht, be 
trachtet ihn die BP. in ber flüffigen Be- 
wegung. Diefe befchäftigt fich mit dem 
Leben, jenes mit der Geftalt des Staats; 
es ſucht die Frage zu beantworten, wie der 
Staat ift, während die P. die Frage zu 
löfen bat, wie der Staat fein fol. Die 
rechtliche Unterfuchung und Prüfungeiner 

tage, 3. B. der, ob ein Straffall vor das 

chwurgericht gehöre oder nicht, beſchäf⸗ 
tigt fich mit der Rehtmäpigteit; bie poli⸗ 
tiſche Unterfuchung, alfo 3.2. die Prüfung 
der Frage, ob gewille Verbredien vom 
gelebgeberifihen Standpuntt aus ben 

chwurgerichten zu überweifen feien oder 
nicht, hat zumeiſt bie anechmäbigteit zu 
erwägen. Sleihwohlmuß zwiſchen Staats⸗ 
recht und P. eine Wechjelwirfung beftehen, 
wenn ander? der Staat ein Rechtsftaat 
fein, d. h. wenn das gefamte Staatsweſen 
fih auf der Grundlage des Rechts auf- 
bauen und das Staatsleben in ben Angeln 
bes Rechts fich bewegen fol. Aber das 
Recht ftcht nicht unabänderlich feft, ebenſo⸗ 
wenig wie die Lebensverhältnifie der Men⸗ 
ſchen, welche durch dasſelbe geregelt wer: 


den jolfen, die vielmehr in ftetem Fluß |fih ſtreng an das praftifche 
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und in fortfchreitender Entwickelung be 
griffen find. So fällt denn die entipre- 
chende Fortbildung de Nechts der B. an⸗ 
geim, und ſo wird dad Recht in feinem 
eben zur P., die P. in den Ergebnijfen 
ihrer Thätigfeit zum Necht. Auf der an⸗ 
dern Seite iſt aber dag Necht nicht die aus⸗ 
hlieklihe Grundlage der P. Diefe bat 
fich vielmehr keineswegs nur mit benjeni- 
gen Rechtsideen, welche in ber gegebenen 
Rechtsordnung bereits greifbare Form und 
Geſtalt gewonnen haben, zu beichäftigen, 
jondern auch die in dem Volk felbft leben 
den Rechtsanſchauungen, nicht minder 
aber auch die nationalen Beitrebungen 
und Anlagen, Leidenfchaften, piychologi- 
ſche Eigentümlichkeiten ber Menſchen⸗ 
natur, ebenfo aber auch die Verhältniſſe 
der äußern Natur, 3. B. die geographifchen 
en — 9 oe. 
gung zu ziehen. Hiernach ift alfo vie P. 
als Wiflenfchaft die Lehre vom Staats: 
leben, Die Anwendung ihrer Grundfäß: 
auf gegebene ftaatliche Verhältniſſe aber 
führt zur praftifhen P. (Staats: 
prariß); jene, die theoretifche P., ift 
Staatswiſſenſchaft, dieſe Staatskunft. 
Derjenige, welcher ſich nach einer von bei⸗ 
den oder nach beiden Richtungen hin mit 
dem Staatsleben beſchäftigt, wird Poli⸗ 
tiker, und wer ſich auf dieſem Gebiet, 
namentlich aber auf dem der praktiſchen 
P., zu beſonderer Bedeutung empor⸗ 
ſchwingt, Staatsmann genannt. Für 
die Vertreter der P. als Wiſſenſchaft hat 
Bluntſchli die Bezeichnung Sta atsge⸗ 
lehrte oder Staatsweiſe vorgeſchla⸗ 
gen. Dabei ſtehen aber die theoretiſche 
und die praktiſche P. im innigſten Zuſam⸗ 
menhang, denn der eheorekiiche Politiker 
darf ſich ebenſowenig über die thatjächlichen 
Berhältniffe des Neben? der Staaten wie 
der Individuen hinwegſetzen, wie ber praf- 
tiiche Politiker der wiſſenſchaftlichen Prin⸗ 
gipien der P. entraten fann. Mit diejer 

nterfcheidung füllt aber der Gegenfak 
wifchen Real= und Idealpolitik nicht zus 
Emmen: legterer tritt vielmehr ſowohl 
in der praftifchen als auch in der theore- 
tiſchen B. perour. Dean bezeichnet nämlich 
mit Realpolitif diejenige P., welche 
edürfnis 


412 


hält, und ſtellt ihr bie Jbealpolitif ge: 
genüber, bie fich Iediglich Durch die Macht 
der dee beherrichen läßt. Beide find in 
ihrer Einfeitigfeit gleich vennverflich. Denu 
dieRealpolitil wird ſich, wenn fie des idea⸗ 
len Zugs völlig entbehrt, in kleinlicher 
Weiſe lediglich auf die Förderung mate⸗ 
rieller Intereſſen (Intereſſenpolitik) 
beſchränken, wie dies z. B. lange Zeit hin⸗ 
durch bei der engliſchen Kolonialpolitik der 
Fall geweſen iſt, während die Idealpolitik, 
welche den Boden der Wirklichkeit unter 
den Füßen verliert ee 
tif, Gefühlspolitik), unfruchtbar, 
wenn nicht verberblich fein wird, wie es 
} B. ſtets die dee eines Weltreichs für 
en danach Strebenden geweſen ift. Der 
deutichen B. insbeſondere hat man früher 
nicht mit Unrecht den Vorwurf gemacht, 
baß fie zu ibeal fei, und es ift ein großes 
Verdienſt der Bismarckſchen B., daß lie 
das ideale Ziel ber nationalen Einigung 
Deutichlands auf praktiſchem Weg verfolgt 
und jo erreicht hat. Dagegen lann man 
bie P. weiter in innere und äußere P. 
einteilen. 

Die innere P. beſchäftigt fih nämlich 
mit ben Verhältniſſen, in welchen ber 
Staat zu feinen eignen Angehörigen fteht, 
wihrend die Iegtere bie Beziehungen bes 
Staats zu andern Staaten und die Stel- 
lung besfelben im Staatenfyflem über- 
haupt behandelt. Den Gegenftand ber in= 
nern P. bilden hiernach vor allem die Ver: 
faſſung und bie organiiche Einrichtungbes 
Staatsweſens felbit (Berfajfungspo: 
litif), dann bie Vorbereitung ber eiche, 
welche die öffentlichen und privaten Xe: 
bensverbältniffe der Staatsangehörigen 
normieren follen (Gefeggebungs:, 
Rechtspolitik). Seitden durch die mo- 
derne Repräfentativverfafiungben Staats- 
bürgern das Recht der Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung durch die Volfävertretung 
gefichert, ift es vorzugsweiſe das letztere 
Gebiet der P., mit welchem man ſich, z. B. 
bei den Kontroverſen über die — 
der Todesſtrafe, über die Einführung von 
Schwur: und Schöffengerichten, über bie 
Öffentliche Anflage u. dgl., auch im großen 
Publikum zu beſchäftigen pflegt. Aber 
auch die übrigen Zweige der Staatsver⸗ 
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waltung, namentlich das Finanzweſen 
(Finanzpolitik) und die ſtaatliche Fürs 
jorge für die Wohlfahrt und für die Kul: 
turverbältniffe des Volke ae ande 
ſchaftspolitik, politiihe Okono—⸗ 
mie, Nationalökonomie, Sozial⸗ 
politik), gehören ins Bereich ber innern 
P. Der lebtere Teil derjelben ift in neue⸗ 
fter Zeit ganz befonders in Deutſchland, 
ſeitdem bier die frühere Idealpolitik einer 
geradezu entgegengejebten Strömung ge⸗ 
wichen ift und ein unverkennbar realifti- 
ſcher Zug fich geltend macht, in den Vor⸗ 
bergrund getreten und bat bier bereits eine 
umfangreiche Litteratur, die freilich zum 
Teil nicht in bie Tiefe der Sache einbringt, 
ins Leben gerufen (ſ. Volkswirtſchafts— 
lehre). Die äußere P. (P. im engern 
Sinn, hohe P.) beſchaftigt ſich Dagegen 
nit den Verhãltniſſen der Staaten unter⸗ 
einander im Zuſtand des Friedens jowohl 
als in dem des Unfriedeng, alfo nament⸗ 
lih mit dem Handelöverfehr (Handels⸗ 
und Zollpolitit), mit den diplomati- 
ſchen Beziehungen (f. Diplomatie), 
mit ber Wehrfraft des Volks und mit bem 
Heer: und Marineweſen. 

Die P. als Wiſſenſchaft hat ſich aber 
noh außerdem mit der Feſtſtellung des 
Begriffs der P., dann aber mit der Ein- 
wirkung der äußern Natur auf das poli- 
tijche Leben, insbeſondere mit der Grüße, 
Seltaltung und Produftionsfraft Des 
Staatsgebiets, ber Dichtigfeit, der Kul- 
tur, ben Reichtum und dem Charakter 
einer Bevölkerung, zu befallen, wobei 
ihr die Statiftif (ſ. d.) als wichtigite 
ee aft zur Seite fteht. Ferner 
it bier der Einfluß ber Menjchennatur 
auf die P. und im Zuſammenhang da⸗ 
mit das Weſen ber politiichen Parteien 
zu erörtern, und endlich bildet die Lehre 
vom Staatdzwed überhaupt und von ben 
Mitteln zur Erreichung desfelben ben 
Gegenftand der theoretiichen P. Bei der 
Erörterung der Ziele und Mittel der P. 
pflegt denn auch regelmäßig die wichtige 
Droge nad) ben Grenzen ber PB. und der 

oral behandelt zu werben. Der Italie⸗ 
ner Machiavelli war ed, welder die P. 
vollftändig von der Moral getrennt willen 
wollte und ben Sat, baß in der P. bie 








Politische Gejchichte — Polizei. 


Zweckmäßigkeit das allein Maßgebende 
fei, aufftellte. Diefe Theorie (Machia⸗ 
vellismus) bildete lange Zeit hindurch 
die Grundlage bes politifchen Syftems, und 


die P. konnte hiernach mit Recht als bloße | ft 


Klugheitzlehre oder Staatsklugheit be- 
zeichnet werben, denn bie Klugheit hat 
allerdings mit der Moral nichts zu ſchaf⸗ 
fen. Das Berwerfliche und Verderbliche 
diefer Theorie, welche zu einem Bruch mit 
ber fittlihen Weltordnung überhaupt 
führen würde, wird heutzutage wohl all- 
gemein anerkannt; gleichwohl möchte fich 
aber auch bie entgegengefette Anficht ber 
Moraliften, welche nicht nur alle unfitt- 
lichen Ziele, fondern auch jedes unfittliche 
Mittel aus der P. verbannt willen wol⸗ 
Yen, als praftifch unausführbar erweifen. 
Denn bie Unvollkommenheit menfchlicher 


Zuftände und das unfittliche Element, |t 


welches nun einmal in ber Menfchennatur 
vorhanden ift und in ben menschlichen Le⸗ 
bensverhältniſſen feine Rolle ſpielt, kön⸗ 
nen von dem Politiker, ber mit den that⸗ 
fachlichen Verhältnifien zu rechnen hat, 
- nicht unbeachtet gelafjen werden. Wenn 
wir alfo auch die unfittlihen Ziele aus 
ber P. auzjchließen müſſen, fo Fönnen wir 
boch den Politiker nicht lediglich auf fitt- 
liche oder doch nmigfiene auf Mittel, bei 
welchen bie Sittlichfeit überhaupt nicht in 
Frage fommt, beſchränken. Iſt ihm frei⸗ 
lich die Wahl zwischen einem ſittlichen und 
einem unjittlichen Mittel gelaffen, fo muß 
er fich ſtets für das erftere entfcheiden. 
Dagegen wirb man e8 nicht tabeln fönnen, 
wenn ber PBolitifer menfchliche Fehler, 
Mängel und Leidenſchaften zu benupen 
weiß, wenn er zur Erreichung feines Ziels 
zwifchen zwei Übeln das Tleinere wählt 
und dad größere auf biefe Weiſe befeitigt. 

Was die wiffenfchaftlihe Behandlung 
ber B. anbelangt, jofind ausdem Altertum 
die philoſophiſchen Werfe des Ariftoteles 
von größter Bedeutung, während fich bie 
P. des Platon zu fehr in idealen Sphä- 
ren bewegt. Von den Werken römijcher 
Publiziften bieten die Schriften Giceros 
und bie des Tacitus manches Sntereffante. 
Eine neue Entwidelung der theoretifihen 
P. beginnt aber erft gegen Ende bes Mit- 
telalters mit Machiavelli und dem Franz 
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zofen Bodin, welchen fich der Holländer 
Hugo Grotius, der Begründer der moder⸗ 
nen Völkerrechtstheorie, anſchließt. Aus 
neuerer Zeit heben wir hervor: Con⸗ 
ant, Cours de politique constitutio- 
nelle (1817—20, 4 Bbde.; herausgeg. von 
Laboulaye, 2. Aufl. 1872,28be.); Dahl: 
mann, P. N der 1. Band erfchienen, 
1835; 3. Aufl. 1847); 8. F. Zahariä, 
e Büchervom Staat (2. Aufl. 1839 — 
1843, 4 Bde.); Mohl, Staatsrecht, Völ⸗ 
ferreht und P., Abtlg. 2 (1862—69, 2 
Dde.); Waitz, Orundzügeder P. (1862); 
Holtzen dorff, Prinzipien der P. (2. 
Aufl. 1879); Bluntſchli, P. als Wif- 
fenichaft (eo 

Politifhe Geſchichte, ſ. Staatswiſ⸗ 
ſenſchaften. 

Politiſche Regierung, ſ. Verwal⸗ 


ung. 
Politiſches Verbrechen, ſ. Maje- 
ſtätsverbrechen. 

Polizei (griech., von politeia,» Staats⸗ 
verwaltunge), im allgemeinen bie gefamte 
ftaatlihe Thätigkeit, welche in innern 
Staatsleben zur Sicherung und Förder 
rung der Wohlfahrt bes Staat und ſei⸗ 
ner Angehörigen entwidelt wird, aljo 
ß v. w. innere Staatsverwaltung über⸗ 

aupt; Polizeihoheit (Poltzeiges 
walt, Jus politiae), die der Staatsge⸗ 
walt auf dieſem Gebiet zuſtehende Macht⸗ 
vollkommenheit; Polizeiwiſſenſchaft, 
die wiſſenſchaftliche Lehre und Kenntnis 
von den Grundſätzen, nach welchen ſich 
jene Thätigkeit richten ſoll; Polizei— 
recht, der Inbegriff der Normen des poſi⸗ 
tiven Rechts, welche hierfür die maßgeben⸗ 
den ſind. Während nämlich eine extreme 
ſtaatsrechtliche Theorie (Mancheſtertheo⸗ 
rie) den Zweck des Staats lediglich auf 
den Rechtsſchutz beſchränkt wiſſen will, 
ſtellt die entgegengeſetzte Anſicht die Wohl⸗ 
fahrt der Staatsangehörigen und des 
Staatsganzen als das Ziel der geſamten 
ſtaatlichen Wirkſamkeit hin, und ein Blick 
auf unſer ſtaatliches Leben zeigt uns, daß 
in der That Ziel und Streben desſelben 
durch den Rechisſchutz allein nicht erſchöpft 
werben, daß Geſetzgebung und Staats⸗ 
praxis ſich vielmehr der ſogen. Wohlfahrts⸗ 
theorie anſchließen. Freilich muß die letz⸗ 
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tere barin ihre notwendige Begrenzung 
finden, daß der Staat nur infoweit, al? 
die Kräfte der Cingelnen ſich al8 ungenü- 
gend erweijen, belfend und fördernd ein- 
treten joll. Von biefem Standpunft aus 
betrachtet, fällt der Polizeigewalt bes 
Staatd allerdings nicht nur die Aufgabe 
zu, etwaigen Störungen ber Wohlfahrt 
der Staatögenoffen vorzubeugen, alfo eine 
negative Thätigfeit zu entwideln; fie muß 
vielmehr auch in politiver und probuftiver 
Weife für dad Wohl berfelben thätig fein. 
Nicht wenige Bubliziften faflen aber den 
ſchwankenden Begriff ber P. enger. Sie 
beichränfen das Weſen berjelben lediglich 
auf jene negative Seite, und wie ber Ju⸗ 
fliz die peieitigung eingetretener Rechts⸗ 
verletungen als Aufgabe zugewiefen ift, 
fo wollen fie die Thätigkeit ber B. auf bie 
Verhütung brohender Rechtsverletzungen 
(Sicherheitspolizei) beſchränkt wiſ⸗ 
ſen, weshalb z. B. Mohl die P. auch Prä- 
ventivjuftiz nennt. Diejenigen dagegen, 
welche den Begriff P. in jenem weitern 
Umfang nehmen, pflegen biefelbe regel: 
mäßig in Sicherheitöpolizei und 
Wohlfahrtspolizei einzuteilen. Diefe 
Bezeihnungen find zwar um beöwillen 
nicht gut gewählt, weil ja nach dem eben 
Entwidelten jede B. Wohlfahrtspolizei iſt; 
doch kann man bie Unterſcheidung immer: 
hin infofern gelten laſſen, ald damit jene 
negative und diefe pofitive Seite ber poli⸗ 
zeilichen Thätigfeit bezeichnet werben ſol⸗ 
len. Ebenſo if die Einteilung in prä: 
ventive und reprefjive P. nicht er⸗ 
Ihöpfend, denn wenn man mit erfterer 
diejenige polizeiliche Thätigkeit, welche 
drohenden Schaden zu verhüten, mit letz⸗ 
terer aber diejenige, welche bereits erwach⸗ 
fenen zu befeitigen ſucht, bezeichnet, jo er: 
ſcheint die im flaatlichen Intereſſe ſchaf⸗ 
fende Polizeigewalt als nicht oder doch 
als nicht gehörig berüdfichtigt. Andre, 
wie 3. B. Bluntſchli, wollen diefe Yeßtere 
ategierunge hätigreit nur teilweife dem 
Gebiet der P. zugeteilt willen, indem fie 
neben die P. eine fogen. Brlege (Kultur: 
und Wirtfchaftöpflege) ftellen. Beſondere 
Bebeutung ift jedoch diefem Streit über 
die Begriffsbeflimmung der P. kaum bei- 
zulegen, da bie Thätigfeit des Staats und 


Polizei (Tätigkeit im allgemeinen). 


feiner Organe von der Benennung berjel- 
ben nicht abhängt, wofern man nur, wie 
bies in unfern modernen Staaten recht: 
lich und thatfächlich der Fall ift, ben Zweck 
des Staats nicht auf ben Rechtsſchutz al- 


lein Fa reilich liegt in ber ertre- 
men Auffaffung der Wohlfabrtätheorie die 


Gefahr des Zuvielregierend, und jene war 
e8, welche ung in Deutichland zur Zeit des 
Deutichen Bundes zu einem nachgerade 
unerträglichen Bevormundungsiuften, zu 
dem Polizeiftaat, geführt hat. Diefe 
Gefahr, welche man freilich auch ander: 
wärts, 3. B. in Frankreich, nicht vermie- 
ben bat, liegt auch beshalb nahe, weil die 
Grenzen ber polizeilichen Thätigfeit burch 
bie Gefetgebung nicht fo genau gezogen 
find und gezogen werben können, wie dies 
in Anfehung der vichter chen Thätigfeit 
ber Fall iſt. Denn die Polizeigewalt hat 
nit nur Rechtsfragen, fondern aud 
Zweckmäßigkeitsfragen zu löfen. Hier 
muß aber natürlid) dem Ermellen ber 
Behörden ein weiterer Spielraum gelaflen 
werden, und ebendies kann leicht zur Will 
für führen. Wird zudem hierbei, wie dies . 
früher vielfach geſchah, in engherziger und 
ängftlicher Weile verfahren, wird bie inbi- 
viduelle Freiheit allgemeinen Wohlfahrts⸗ 
rüdjichten geopfert, fo iſt es erklärlich, 
wenn bie 3, welche, wie Bluntfchli be- 
merft, bie populärfte der Staatsgeiwalten 
fein jollte, fo oft auf Abneigung ſtößt ober 
doch nur eben als notwendiges Übel ge: 
bulbet wird. Daher das Verlangen nad 
Verwirklichung des Rechtsitants, welches 
freilich, wie oben ausgeführt wurbe, zu 
weit gebt, wenn die gelantte wbätigfeit 
bes Staats und feiner Organe ausfchließ- 
lich auf den Rechtsſchutz befchränft werben 
fol, aber infofern ein berechtigte ift, als 
das Necht die Bafis des Staats fein und 
das gefamte ftaatliche Xeben in den An: 
geln des Rechts fich bewegen foll. 

Mas bie Thitigteit der Polizeigewalt 
im einzelnen anbelangt, fo heben wir hier 
zunächit diejenige „oätigteit hervor, welche 
dem innern Schuß des Staatsganzen, der 
Erhaltung ber Staatdeinheit und ber 
Staatsordnung gewibmet ift (Staat3- 
polizei, hohe, politiſche P.). Dahin 
gehören namentlich Vorkehrungen gegen 


Polizei (Tätigkeit im einzelnen). 


politifche Umtriebe, welche auf gewaltfame 
Umgeftaltung der Staatsverfaffung abzie- 
Ien, ferner die Kontrolle des Vereins: und 
Berfammlungsmwefeng, die Aufrechterhal: 
tung der öffentlichen Ordnung und ber 
öffentlichen Rechtsſicherheit. Diefe lebtere 
Aufgabe zumal tritt zuweilen in Zeiten 
ber Gefahr fo ſehr in den Vordergrund, 
daß die Kräfte der gewöhnlichen Zivil- 
behörden zu ihrer Bewältigung nicht mehr 
als ausreichend ericheinen, jo baß bie be⸗ 
waffnete Macht an ihre Stelle treten muß. 
Es ift dies freilich auch dasjenige Gebiet 
ber polizeilichen Thätigfeit, deſſen Wich⸗ 
tigfeit bie Behörden leicht zu Ausſchrei⸗ 
tungen der oben beſprochenen Art ver- 
leiten kann. Man denfe nur z. B. an bie 
fogen. Demagogenriecherei in den reaftio- 
nären Zeiten des vormaligen Deutjcen 
Bundes, an bie jet glüdlicherweife befei- 
tigte Bücherzenfur und an die früber üb: 
lichen Präventivmaßregeln gegenüber ber 
Tagedpreffe, an die Frlibere engherzige 
Handhabung der Auswanderungs- und 

remdenpolizei und an das ehemalige 

uften bes Paßzwangs, welchem erft ın 
neuerer Zeit eine liberale Geſetzgebung 
auch in Deutichland ein Ende gemacht 
bat. Diefer Staatpolizei fteht aber die 
fogen. Individualpolizei gegeniiber, 
welche ſich mit der Wohlfahrt der einzel: 
nen Staat2bürger beihäftigt und zwar 
zunächſt mit deren perjönlichem Wohler: 
geben in fittlicher wie in phyſiſcher Be- 
ziehbung. Zu der polizeilichen Thätiafeit 
der erſtern Art (Kulturpolizei) gehört 
insbeſondere bie Sittlichfeitspolizei, 
welche fich bemüht, die für Sittlichfeit und 
Öffentlichen Anſtand ſchädlichen Einflüffe 
einzubämmen und fern zu halten, 3. 
burch die Überwachung öffentlicher Schau- 
ftellungen und Aufführungen, Öffentlicher 
VBergnügungen, Aufzüge und Feſtlichkeiten 
(Theater: und Gejellichaftspolizei), Durch 
die Kontrolle über öffentliche Babeanftal- 
ten u. dgl. Auch die Beaufſichtigung öf- 
fentlicher Leihbibliothefen nehört hierher, 
dann bad Verbot gewiller Hafarbfpiele, 
bie Handhabung der Sonntags und ber 
Schulpolizei (Schulzwang), der Boligeis 
ftunde fowie der Gefindes, Yabril- und 
Gewerbepolizei. Namentli das letztere 
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Gebiet ift ein ſehr reichhaltiges; man 
benfe nur 3. B. an die Beauffichtigung 
ber Zeitungspreife (Preßpolizei), die 
jest vom Standpunkt ber Preßfreiheit 
aus erfolgt, die Konzeffionierung gewifier 
Gewerbe, 3. B. bie polizeiliche Erlaubnis 
zum Betrieb der Gaft- und Schenfwirt- 
Ihaft und zum Kleinhandel mit Brannt- 
wein oder Spiritus, zum gewerbösmäßigen 
Berfauf von Drudichriften oder andern 
Schriften und von Bildwerlen an öffent: 
lichen Orten, dann bas Verbot und bie 
Einſchränkung ber Kinderarbeit in ben 
Fabriken ꝛc. Aber auch für das phufifche 
Wohl ber Staatsbürger ift gerade biefer 

weig der P. thätig. Außerdem ift in 
eßterer Kategorie die Geſundheitspo⸗ 
lizei (ſ. — ſodann bie eigentliche Nah⸗ 
rungspolizei hervorzuheben. Die letz⸗ 
tere hat namentlich in Zeiten der Teu⸗ 
rung ( »Deurungspoligei<) geeignete Vor: 
fehrungen für ben Transport und Ber: 
fauf von Lebensmitteln zu treffen, wohin 
auch die Marftpolizei und die Maß: 
und Gewichtspolizei gehören. Dazu 
kommt das weite Feld der Armenpolizei 
mit ben VBorfehrungen gegen das Bettel: 
wejen und gegen die Landitreicherei, mit 
ber Kr ung ber öffentlichen Ent: 
bindungsanttalten, der Findelhäufer u.dgl. 
Namentlich ift hier auch der durch das 
deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch (F 362) be⸗ 
gründeten Befugnis der Landespolizeibe⸗ 
hörde zu gedenken, die ihr vom Gericht 
überwieſenen Verurteilten wegen Land⸗ 
ſtreicherei, Bettelns, gewerbsmaͤßiger Un⸗ 
zucht u. dgl. auf die Zeit bis zu zwei 
Jahren in ein Arbeitshaus zu bringen 
oder zu gemeinnützigen Arbeiten zu ver⸗ 


B. | wenden. Für den Schuß der Perſon ſorgt 


endiich auch Die eigentliche Sicher heits⸗ 
polizei, namentlich durch den Öffentlichen 
Machtdienft, durch Überwachung verbäch- 
tiger Individuen und Lofalitäten, durch 
das Inftitut der Polizeiaufſicht, kurz, 
durch alle Maßregeln, welche die Ber: 
hütung verbrecheriiher Handlungen be 
weden; aber auch diejenige polizeiliche 
Thätigfeit, welche der Entdedung verübter 
Verbrehen (Entdbedungspolizei,ge: 
richt liche P.) gewidmet ift, gehört hier: 
ber. Wie für den Schuß der Perſon, tritt 








416 


bie Sigperbeitepoligei ferner auch für den 
des Eigentum und des Vermögens über: 
haupt in Wirkſamkeit, und damit ift denn 
auch der Übergang zu ber britten Thätig- 
keitsſphäre der Indivibualpolizei, nämlich 
zu ber Fürſorge für das Vermögen ber 
Staatöbürger, gegeben. Wir heben bier 
insbejondere die —* e für die Her⸗ 
ſtellung, Erhaltung und Überwachung ber 
Öffentlichen Verfchrsanftalten, ber Land⸗ 
und Wafferftraßen (Wege:-u. Straßen, 
MWafferpolizei), bie Safen- und Schiff: 
fahrtöpolizei hervor. Ferner ift bier ber 
Teuer: u.der Baupolizei zu gedenken, 
dann der Vorkehrungen gegen die Berbrei- 
tung von Viehſeuchen (Veterinärpoli— 
zei), ber Berg-, Feld-, Forft=, yagn 
und Fiſchereipolizei und ber lanb- 
wirtihaftlihen B. überhaupt. Wir 
betreten damit zugleich das Gebiet der 
Bollswirtichaftspolizei, welches in 
neuerer Zeit in den Vordergrund bes ftaat- 
lichen Lebens getreten, und aus welchem be- 
ſonders bie ftaatliche Fürforge für Handel 
und Gewerbe, für Verkehrs⸗, Krebit- und 
ollwefen, für Maß: und Gewichts und 
für das Münzwefen hervorzuheben ift. 
Mit Rüdficht auf bie mit der Ausübung 
der P. betrauten Behörden pflegt man fer: 
ner zwiſchen Landes-(Staats-) PB. und 
Kommunal: (Gemeinde:, Lofal:) P. 
zu unterjcheiden, indem der Ausbrud P. 
alsdann nicht felten auch zur Segeiänung 
des mit polizeilichen Funktionen beauf: 
tragten Beamtenkörpers gebraucht wird. 
In den meiften Staaten ift nämlich die 
Ausübung ber niedern P. den Gemeinde: 
behörden übertragen, welchen dann das 
nötige VBollzugsperfonal beigegeben iſt 
(Polizetagenten, = Inipeltoren, » Rommij- 
jare, -Offizianten, » Diener, Genbarmerie, 
Schutzleute; in Frankreich: agents de 
police, sergents de ville, gardiens de 
la paix, gardes de ville; in England 
police-men, welche aber hier im Gegen: 
jaß zu der deutfchen Schutzmannſchaft ge: 
wijlermaßen als Diener des Publikums 
ericheinen, in befjen Intereſſe fie die öf- 
fentliche Ordnung und Sicherheit in hu⸗ 
manfter Weife zu wahren haben). Nach 
der neuen preußifchen Kreisordnung ing- 
befondere find die ſämtlichen Kreife zum 


Polizei (Ausübung ber Polizeigewalt). 


Zwed ber Polizeiverwaltung in Amtsbe⸗ 
zirke eingeteilt, an deren Spike ein Amts⸗ 
vorfteher fteht, welcher unter ber Aufficht 
des Landrats bie P. ausübt und fidh fei- 
nerfeit$ wieder der Gemeinde- und Guts⸗ 
vorflände als Gehilfen bedient. Die Städte 
find von biefer Einteilung in Amtsbezirke 
ausgenommen. Hier üben die ſtädtiſchen 
Behörden (Magiftrate, Stadträte, Bür- 
germeifterämter) die PB. aus. Aber troß 
diefer Übertragung ber niebern P. auf bie 
Gemeinbebehörten geht die Polizeigewalt 
boch ftet3 vom Staat aus, fo baß jene 
eben infoweit als ftaatliche Organe fun- 
gieren. Dies erhellt namentlidy auch dar: 
aus, daß fich Die Staatsregierung für bie 
Städte, namentlih für die Reſidenzen 
und bie größern Städte, das Recht vor- 
behält, die B. unmittelbar durch Staats⸗ 
bebörben (Polizeipräſidium, Polizeidiref- 
tion) auszuüben. Auch ift die gutsherr⸗ 
liche P. in Preußen burch die Kreigordnung 
von 13. Dez. 1872 aufgehoben. Mit be- 
fonderer Borficht bat fe dabei die Polizei: 
verwaltung ber, wenigften® in großen 
Städten, nicht ganz entbehrlichen geheis 
men ®. zu bedienen, bie in dem frühern 
Polizeiſtaat reilig zu einem wahren Spio- 
nierſyſtem ausgebildet und gemißbraucht 
worden ift. 
Selbitwerftändlih können aber die Po⸗ 
lizeibehörden die durch ihre ‚gelestichen 
Befugniffe nerechtfertigten Anordnun⸗ 
en mittelft Anwendung ber gejetlichen 
Srmangsmittel durchführen. Um jedoch 
MWiffürlichkeiten vorzubeugen, ift auch 
in Polizeifachen für einen gehörigen Bes 
ſchwerde⸗ und Inſtanzenzug gelorgt; 3. 2. 
in Preußen Tann gegen Verfügungen bed 
Amtsvorſtehers an ben Kreisausſchuß, 
gegen die Verfügungen bes letztern und 
diejenigen des Landrats an das Verwal⸗ 
tungsgericht Berufung ſtattfinden. Die 
Oberaufſicht über das geſamte Polizei⸗ 
weſen ſteht dem Miniſterium des Innern 
zu; früher fungierten in manchen Staa⸗ 
ten beſondere Polizeiminiller. In vielen 
Staaten ift aber ben Polizeibehörden auch 
eine eigentliche Strafgewalt übertragen, 
indem fie bei fogen. Bolizeivergeben 
(richtiger »Polizeiübertretungene), d. 5. 
beim Zuwiderhandeln gegen polizeiliche 


Poligeiaufficht. 


Strafvorfäriften, bie Jurisbiftion an 


Stelle der Gerichte ausüben. Die beut-| 


ſche ‚Strafpropeborhmung vom 4. Febr. 


efet- 


derung etwa läffigen erben bie |. 


jöhere Polizeibehörbe, fteht aber bem Ber 
ſchuldigien unter en Umftänden das 
Recht zu, age die Strafverfügung bin- 
nen einer Woche nad; der Befanntmachung 
bei ber Boligeibehörbe, welche biefe Verfür 
gung erlafien hat, ober bei bern zuftänbigen 
misgericht auf gerichtliche Entſcheidung 
anzutragen. 
ıng ans 
geit ums 
Ten, bie 
Afeit ber 
tagen, 
1. Sir 
Geſeb⸗ 
u... Ne fogen. 
Vene. Be Meeaekcnungen 
eichs, die ;polizeiorbnungen 
von 1548 und 1577, behanbelten den & 
genftand weder erfejäpfenb, noch befchränt- 
ten fie fich lediglich auf Poligeirecht. Aller: 
binge läßt fi;da8 weite Gebietber®. faum 
in einem einzigen Gefeß gehörig normies 
ten; vielmehr Baden bie einzelnen Staaten 
eine ganze Reihe von Einzelgejegen auf: 
zuweifen, weldhe, durch bas Bebürfnis nach 
uub nad) Bervorgerufen, zufammen einen 
umfangreichen Kober bilden würden. Bei 
der außerorbentlichen Verſchiedenheit der 
Tofalen und zeitlichen Bebürfniffe gerade 
auf bem Gebiet ber ‚golleitigen Verwal⸗ 
tung erſcheint es aber auch als gerecht⸗ 
fertigt, wenn die eigentlichen Geſehe nur 
bie Teitenben Prinzipien feftftelen und bie 
Ausführung berfelben im einzelnen ben 
Verordnungen überlaffen wird, zu deren 
Erlaß nicht nur bie höhern ſtaatlichen 
Verwaltungsbehörben, fonbern auch bie 
Drgan be Räniihen Betaltung Befagt 
find. Derartige Verorbnungen, 3. ©. 
Straßenpolizeiorbnungen (früher 
Etaatäleziton. 
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oder Erpreſſung erfannten Zuchthausſlrafe 
ſowie gegen bie wegen Hehlerei, Kuppelei, 
Münzverbredien, unberedhtigten Jagens 
unb wegen eined gemeingefährlichen Ver⸗ 
brediens, wie Branbfliftung ıc., Verurteil: 
tenerfanntwerden. In allen dieſen Fällen 
Tann das Gericht aber nur auf bie Zuläfz 
figfeit von P. erkennen; die P. felbjt wird 
gegen ben Verurteilten durch bie Lanbes- 
poligeibehörbe verfügt unb givar nach Anz 
‚örung ber Gefängnisverwaltung. Die 
öchfte Zeitdauer ber P. ift 5 Jahre. Dem 
unter P. Gefeltten Tann ber Aufenthalt 
an einzelnen beflimmten Orten. unters 
fagt, er kann, wenn er Ausländer ift, aus 
bem Deutſchen Reich verwiefen, unb es 
können bei ihm jederzeit Hausfuchungen 
vorgenommen werben. Ein Zumwiberhan: 
bein gen ie infolge ber P. auferlegten 
Beihrnkungen wird mit Haft bis zu ſechs 
Wochen Beet, In Frankreich it allen 
unter P. Stehenden Aufenthalt in 
Rarisundinnerhalbber Bannmeile unters 
. fagt; ein Brud) der P. (rupture de ban) 
wird mit Gefängnis bis zu 5 Jahren bez 
fraft; auch kann nad} einem Defret vom 
8. Dez. 1851 in einen: foldhen Jall dur 
bie Poligeibehörbe Transportation nac 
Algier oder nad) Cayenne verfügt werben. 
31. Code penal, Art. 44 ff.; Deutfches 
Segefrafgelepbuh, SS 38 39, 361. 
Volizeifiant, im Gegenfag zum diechts · 
jaat dasjenige Staatsiwefen, in bem ein 
Ibermaß Maatliher Fürforge zu einer Bes 
ſchrankung ber bürgerlichen greiheit führt. 
Bolizeifrafe, N Strafe. 
BVolizeiftunde, ber burch polizeiliche Be 
ordnung beftimmte Zeitpunft, bis & we 





dem eos Di enden dank 
ben &i = 
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broß; a 


foldhen _ 3 
verweilt, obgleich er von bem Wirte, deſſen 
Vertreter ober von einem Polizeibeamten 
zum Fortgehen aufgeforbert worden, mit 
Selbftrafe bis zu 15 DAf., und der Wirt, 
welder bas Verweilen feiner Gäfte über 
bie gebotene P. hinaus buldete, fol mit 
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Gelbftrafe bis zu 60 Pf. oder mit Haft 
a 44 Tagen beftraft werben. 
oligelnergehen, f. Polizei. 

Voligeiverordnung, j.Berorbnung. 

Poll-tax (engl., fpr. popl-täg, Kopf⸗ 
fleuere), jet Bezeichnung bes zum Behuf 
der Rarlamentswahlen zufammengeftell= 
ten Wadlregifter8 und bes Wahlakts felbft. 

Polyardie (griech, »Bielberrichafte), 
Staatöform,, bei welcher bie Regierungs- 
gemalt in ben Händen vieler Berjonen iſt. 

Volygamie (gried.), Vielweiberei, in 
Afrika und Afien üblih und namentlich, 
vom Islam geftattet. 

VPolpigeismns (grieh.), Vielgötterei, 
Glaube an mehrere Götter, urſprüng⸗ 
lich Bergötterung ber Naturkräfte, melde 
han zu geiftigefittlichen Mächten erhoben 
werben, 

Pontifex (Iat.), Priefter; ber römische 


auf den Baptı übertragen worben unb 
wird von biefem geführt; daher Bontis 
fifat, Bapftwürde, Bapfttum. Pon ti— 
fifalien, bie bifhöflice Amtetracht, 
überhaupt Amtstrachi (in pontificalibus). 

orte franz., fpr. portfö[n]j), 
Brieftafe inbern mit Eonftitutios 
neller Verfaſſung f. v. w. Minifterpoften, 
teil bie Deinifter mit bergleichen Behält: 
niffen vor bem Souverän fowie in ben 
Kammern zu erſcheinen pflegen, bort ihre 
dem Monarchen, hier ihre der Volföver- 
tretung zu madenben Vorlagen barin mit 


ille 
ey in 2 


fih tragenb. Dan gebraucht daher von 
einem Feiner die Wendung >fein P. ab: 
geben, nit 


>von ber 


815 ——— 
rung bes Konigreichs beträgt, abgeſehen 
von den Kolonien, (1878) 4,745,124 Köpfe. 
uptflabt: £iffabon mit 269,032 Ein. 

ie Staatöverfaffung ift bie einer 
tonftitutionellen Roma, Die Würde 
des Königs (von P. und Algarbien, die 
Ri 





Portugal, 


feit und jenfeit de8 Meerd in Afrifa«) 
ift nad) der »Carta constitucionale« des 
Kaijerd Dom Pedro IV. vom 29. April 
1826 und nach dem »Acto addicional« 
der Königin Maria IL vom 5. Suli 1852 
erblich in männlicher wie in weiblicher Li⸗ 
nie. Nach dem Tode ber gedachten Königin 
(aus dem Haus Braganza 1853) ift der 
Sohn der letztern und bes Prinzen Ferdi⸗ 
nand von Selen. Koburg-Rodary und 
damit ber Mannsftamm dieſes Haufes 
auf den Thron gelangt. Die geſetzgebende 
Gewalt üben die Cortes aus, doch hat 
bie Krone das Beftätigungsrecht. Diefe 
Volksvertretung jebt fih zufammen aus 
ber PBairsfammer (Camera oder Corte 
dos pares) und ber Deputiertenfammer 
(c. dos deputados). Die Mitglieder der 
egtern (149) werden vom Volk in birel- 
ter Wahl auf vier Jahre gewählt. Die 
Mitgliedfchaft ber Erjten Kammer, welche 
etwa 100 Mitglieder zählt, erſtreckt fich 
auf die Lebenszeit und ift erblich; der Kö⸗ 
nig ernennt neue Mitglieder. Die Ver⸗ 
faſſung nimmt ferner eine »leitende Ge- 
walt« an, die ausfchließlic dem König 
zufteht, welcher unverantwortlih und un⸗ 
verleglich ift. Die Erefutivgemalt übt ber 
König durch verantwortliche Miniſter (ber 
Finanzen, bes Innern, der Juſtiz und 
bes Kultus, des Kriegs, ber Marine und 
ber Kolonien, des dukern, ber öffentlichen 
Arbeiten, bes Handels und ber Induſtrie) 
aus. Die Minifter bilden ben Miniſter⸗ 
rat, an deſſen Spite der Präfident bes 
Konfeils ſteht. In wichtigen Angelegen⸗ 
heiten iſt der Staatsrat (Conselho do 
estado) zu hören, welcher aus beſoldeten 
und unbefoldeten, vom König ernannten 
Mitgliedern .beiteht. Das Königreich it 
infieben Provinzen (Minho, Traz 08 Mon⸗ 
te, Beira, Eftremabura, Alemtejo und 
Algarve, wozu noch die Azoren und Ma⸗ 
beira fommen) eingeteilt. Die Provinzen 
erfallen in 17 Diftrifte, an beren Spike 
— — ſtehen. Zum Zweck der 
echtspflege iſt das Feſtland in zwei 
Gerichtsbezirke eingeteilt, welche in Ge⸗ 
richtskreiſe, Gerichtsaͤmter und Parochial⸗ 
grigt zerfallen. An der Spitze eines je⸗ 
en Bezirks ſteht der Appellhof, und zwar 
beſtehen Appellationsgerichtshöfe (rela- 
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ches) zur Liſſabon und Porto. An ber 
Spite der Jurisdiktion ber gefamten Dion- 
archie fteht der oberſte Gerichtshof (Tri- 
bunal supremo da justiga) zu Liffabon. 
Die herrſchende Kirche iſt die katholische 
mit den Erzbifchäfen zu Liffabon, Braga 
und Evora und 16 Bifchöfen. In den 
Kolonien refidiert ein Erzbiichof zu Son. 
Andre Religionen find zugelaffen. Heer: 
wesen. Es ift allgemeine Wehrpflicht ein- 
geführt. Das abelig zu ftellende Kontin⸗ 
gent wirb durch die Cortes feftgeftellt und 
eträgt durchſchnittlich 10,000 Dann. 
Bon der zur Aushebung gelangenben Al⸗ 
ter8flaffe Loft die da8 Doppelte des Kon⸗ 
tingent3. betragende Zahl von Mannſchaf⸗ 
ten, von denen bie eine Hälfte in bie 
Armee eingeftellt, während die andre ber 
zweiten Nejerve überwiefen wird, Die 
Eingeftellten dienen brei Sabre bei ben 
Fahnen und fünf Jahre in der erften Re⸗ 
ferve. Die Effeftivftärfe der Armee be 
trug 15. Suli 1880 im ganzen 2273 
Dffiziere und 30,361 Mann, wozu nod) 
447 Offiziere und 7526 Mann in ben 
Kolonien kamen. Die Kriegsflotte 


beſtand 1880 aus 27 Dampfern mit 139 
und 14 Segeliiffen mit 39 Kanonen. 
| Die aktive Flottenmannfchaft zählte 3307 
Mann. Finanzen. Die Staatseinnab- 


men waren pro 1880—81 auf 28,989,340 


Milreis (a4 ME. 45 Pf.) veranichlagt, 


die Ausgaben auf 33,199,046 Milreis. 
Zur Dedung des Defizits war bie Kon⸗ 
trobierung einer Anleihe in Auzficht ge 
nommen. Die Staatsfchulb belief fich 30. 
Juni 1879 auf 387,659,575 Milreiß, exkl. 


einer zu Fonvertierenden Schuld im Be⸗ 


trag 00n1,927,399 Milreis. Die Flagge 
ber Monarchie ift blau und weiß, ber- 
Quere nach geteilt. Das Wappen befteht 
aus einem großen filbernen Schild, auf 
welchem fünf Fleine blaue Schilddhen in 
Form eines Kreuzes angebracht find, Der 
Wappenfchild ift von einem roten Rand 
mit fieben goldnen Kaftellen (für Algarve 
oder Algarbien, bie ſüdlichſte Provinz. der 
Monarchie) umgeben. Über dem Wappen 
befindet fich der gefrönte fünigliche Helm 
und auf biefem ein golbner Drache. Um 
den Schild hänge die Kette bes Chriſtus⸗ 
ordens. Als hildhalter samen zwei 
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Drachen, von benen ber rechte eine filberne 
Fahne mit dem portugiefilchen, ber linfe 
eine rote mit dem Wappen von Algar- 
bien Hält. Kolonien. In Afrifa: Die 
Kapverbifchen Anfeln, Guinea, bie In⸗ 
ſeln Sao Thomé und Principe, Angola 
und Moſambik; in Afien und Ozeanien: 
die Provinz Goa in Indien, Damao, die 
Snfeln Diu und Gogola, Macao und Ti- 
mor. Die Kolonien find Gouverneuren 
unterftellt. Vgl. Ben, Geographia e 
estadistica geral de P. (1875); De la 
©aigne, Le P. historique, commer- 
cial et industrial (1870); Rouffey: 
rour, Le P. (1880). 

Poſt (v.ital.posta, Stalins) öffent: 
liche Anftaltzurregelmäßigen Beförberun 
von Sendungen (Briefen, Bafeten, Druck⸗ 
ſachen) und (wenigftens in Deutichland, 
der Schweiz, Rußland und den norbiichen 
Ländern) aud) von Perfonen. Die Beförs 
berungsanftalten bes Altertums bienten 
ausichlieglih Regierungszwecken. Erſt 
1516 gründete Franz von Taris, fpäter 
niederländifcher Generalpoftnieifter, auf 
Veranlaſſung be Kaiſers Maximilian I. 
bie erfte P. für das Publikum überhaupt 
ai en Wien und Brüffel. 1595 wurbe 

eonharb von Taxis gem Generalpoft: 
meifter bes Deutfchen Reichs ernannt und 
1615 Lamoral von Taris zum Grafen er- 
oben, unter erblicher Verleihung jener 
ürde an das Haus Taxis. Erit nad 
Gründung bes Norbdeutfchen Bundes ges 
unge ber preußifchen Regierung, 1. Juli 
1867 bie lebten Refte jenes Vorrechts zu 
befeitigen. Die größern beutfchen Staa⸗ 
ten, Ofterreich voran, hatten nämlicd) zwar 
im Lauf der Zeit eigne Lanbespoften er⸗ 
richtet; aber die deutiche Bunbesafte von 
4815 garantierte dem Haus Thurn und 
Taris feine Gerechtiame, jo daß deren Bes 
feitigung nur im Weg der Ablöfung mög: 
lih war. Zwar wurben jchon durch die 
beutjch = öfterreichifchen Poſtverträge vom 
6. April 1850 und 18. Aug. 1860 bie in 
Deutſchland beftehenden 16 Poftverwal- 
tungen zu einem gemeinfamen Pofigebiet 
vereinigt, zu welchem auch die Tarizfche 
Berwaltung mit ihrer Generaldireftion in 
Frankfurt a. M. gehörte; allein eine ein- 
heitliche Organifation und Reform warb 


Poſi. 


doch erſt durch den mit dem Haus Thurn 
und Taxis abgeſchloſſenen Ablöſungsver⸗ 
trag herbeigefuͤhrt und durch die Unter⸗ 
ſtellung der norddeutſchen P. als einer 
einheitlichen Verkehrsanſtalt unter das 
damalige Bundeskanzleramt, deſſen erſte 
Abteilung das Generalpoſtamt des Nord⸗ 
deutſchen Bundes bildete. Nach der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung vom 16. April 
1871 (Art. 48- 62) iſt das Poſtweſen für 
das Reichsgebiet als einheitliche Staats⸗ 
verfehrsanftalt unter Oberleitung des 
Kaiſers, jedoch mit Ausnahme ber bier 
jelbjtändig gebliebenen Königreiche Bayern 
und Württemberg, eingerichtet, und bie 
Einnahmen dieſes Boftivefens (Reichs⸗ 
poft) find, ebenfo wie die bes Telegraphen⸗ 
weſens, für das Reich gemeinjchaftlich. 
Seit 1. Yan. 1876 ift die deutiche Reichs⸗ 
poftverwaltung mit ber Reichstelegraphen- 
verwaltung vereinigt, und beide wurden 
zunächſt dem Gencralpoftmeifter in Berlin 
unterjiellt. Jetzt ift in dem Reichspo ſt⸗ 
amt eine befonbere Zentralbehörbe für 
das Reichspoſtweſen geichaffen, weldhe un⸗ 
ter ben Staatsfelretär des Reichs— 
poftamts flieht und unter der Verant⸗ 
wortlichfeit bes Reichskanzlers in brei Ab⸗ 
teilungenbas Boftivefen, das Telegrapben- 
weſen und bie Reichgbruderei verwaltet. 
In den einzelnen Bezirken wird bag Poſt⸗ 
und „eiegrapheniweien durd) die O ber⸗ 
poftdireltionen verwaltet (f. Reichs⸗ 
behödrden). Die Ortspoftanftalten zer⸗ 
fallen in Poſtämter 1.—3. Klaſſe und in 
PVoftagenturen. Nur wo ber Geſchäfts⸗ 
umfang es bebinat, befiehen für ben Tele- 
graphenbienft felbftändige Telegraphen⸗ 

mter 1. Klafje. Die Reichsgeſetze über 
das Boftwefen vom 28. Oft. 1871, über 
das Pofttarivefen vom 28. Oft. 1871, 
17. Mai 1873 und 3. Nov. 1874 unb die 
Poſtordnung vom 18. Dez. 1874, an deren 
Stelle die Poſtordnung vom 8. März 1879 
getreten ift, haben das Poſtweſen für das 
ganze Reich einheitlich normiert und zahl: 
reiche Verträge mit auswärtigen Staaten 
ben Poſtverkehr mit dieſen geregelt. Auf An⸗ 
zegung des nunmehrigen Staatsſekretärs 
Stephan traten aber Vertreter ſamtlicher 
europäiicher Staaten und ber Vereinigten 
Staaten von Nordamerika auf einem Kon⸗ 
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geß in Bern 1874 zur Gründung eines 
Weltpoſtvereins zufammen, ber, unter 
dem Namen Allgemeiner Boitverein 
durd) Vertrag vom 9, Dft. 1874 Tonfti- 
tuiert, ganz Europa, dad ruſſiſche und 
türfifche Aſien, Agypten, die Nordfüfte 
von Afrika und die Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa als ein einziges unge: 
teiltes Voftgebiet umfaßt, zu welchem noch 
Oſtindien, ale britifchen, franzöfifchen, 
niederländifchen, portugiefiichen, ſpani⸗ 
ſchen Kolonien und andre Staaten, wie 
Brafilien, Sapan, Maroffo, Chile, die 
Argentiniſche Republik, Mexiko, Peru, 
Venezuela, Perſien, hinzugekommen ſind. 
Poſtzwang beſteht in Deutſchland nur 
für. die gegen Bezahlung erfolgende Be⸗ 
fürderung von verfiegelten, zugenähten 
oder ſonſt verichloffenen Briefen und aller 
Zeitungen politifhen Inhalts, die öfter 
als einmal wöchentlich erfcheinen, von 
Drten mit einer Boftanftalt nach andern 
Drten mit einer folden. Vgl. Stephan, 
Geſchichte der preußifchen Poften (1859); 
2 artmann, Entwidelungsgeihichte ber 

often (1868); ⸗»Archiv für PB. und 
Telegraphie«; »Poſtſtammbuch« (3. Aufl. 
4877); Fiſcher, P. und Telegraphie im 
Weltverkehr (1879). 

Pofllagernd (franz. poste restante, 
ſpr. poft reftangt, ital. ferma in poste), 
DezeichnungfürBoftfendungen, welche im 
Poſtbuͤreau bis zur Abholung durch den 
Adreſſaten niebergelent werden follen. 

Postliminium (lat.), ber Wieberein- 
tritt eined aus dem Exil oder ber Gefan⸗ 
genſchaft Zurüdfehrenden in fein Belik- 
tum und Recht; auch Die Wieberherftellung 
ber frübern Nechtöverhältnilie in einem 
Land nach deſſen Befreiung von feindlicher 
Gewalt. 

Pourparler (franz, pr. purparleh), 
Unterredung, Unterhaltung, namentlich 
Bezeichnung für Zwiegefpräche politifchen 
Inhalts, welche eigentlichen Unterhand⸗ 
handlungen vorauzgehen und diefelben 
einleiten und vorbereiten follen. 

Präfekt (lat.), Vorgeſetzter, Befehls: 
haber; in Frankreich (pröfet)undin Italien 
(prefetto) der Verwaltungschef des Depar⸗ 
tements, reſp. der Provinz. Dem Präfel: 
ten ſteht in Frankreich ein Präfektur: 
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rat (Conseil de pröfecture) zur Seite. 
Das Departement zerfällt in 3—7 Arron- 
diſſements, an beren Spike je ein Unter- 
peäfel t (souspröfet) ftebt. In Elfaß- 

otbringen ift an die Stelle des Amtstitels 
P. die Bezeichnung »Bezirkspräſident; ge 
treten, während der Titel »Unterprüfelt« 
dem Amtstitel »Bezirksdirektor« gewichen 
it. Präfektur, das Amt, Amitslokal, 
ber Amtsbezirk des Präfekten. 

Pragmãtik (griech.), Ordnung des Ge: 
ſchäftsbetriebs, insbeſondere Dienjt- 
pragmatik, Verordnung, welche die 
Regeln für Betreibung der Staatsgeſchäfte 
enthält. Pragmatiſch, geſchäftsgewandt, 
erfahren. 

Pragmãtiſche Sanktion, Staatsver⸗ 
trag oder vom Landesherrn erlaſſenes 
Grundgeſetz über eine wichtige Angelegen⸗ 
beit, das für immer in Kraft bleiben —* 
Die P. ©. Kaiſer Karls VI. 1723 ſollte 
bie Unteilbarfeit der öfterreichifchen Lande 
durch Erbfolge der weiblihen Nachkom⸗ 
men bes regierenden Kaifers in Ermange⸗ 
lung männlicher fichern. 

Prüjudiz (lat.), vorgefaßte Meinung, 
Vorurteil; in der Rechtsſprache ein frühe: 
res Urteil, das für ein ſpaͤteres maßgebend 
iſt; auch der Rechtsnachteil, welcher au? 
der Nichtbefolgung einer gerichtlichen Ver: 
fügung oder Berhiummi einer Friſt er- 
wachſt. Einem präjubizieren, ein 
bee te ejtigenbed P. gegen ihm abgeben. 

Praktik (griech.), — v. w. Thätigkeit; 
Praktiker, ein ſein Fach ausübender 
Mann von Erfahrung; praktiſch, den 
Zwecken des thätigen Rebens gewidmet, 
dazu brauchbar, geſchickt, im Gegenſatz 
zum bloß Theoretiſchen; praftizieren, 
etwas ausübend betreiben, 3. B. als Arzt, 
Rechtsanwalt; Praktikant, ein zur Er- 
lernung bes Dienftes bei einer Behörde 
arbeitender junger Mann; PBraris, bie 
Ausübung einer Kunft, Lehre 2c. (im Ge⸗ 
gen! aß zur Theorie), das erfahrungsmäßig 

bliche; auch Geſchäftskreis und Thätig- 
feit eines Rechtsanwalts, Arztes. 

Prälat (Iat.), in der kathol. Kirche ein 
hoher geiftlicher Würbenträger mit eiquer 
Jurisdiktion, alfo der Papft, die Patriar⸗ 
hen, Erzbifchöfe, Biſchöfe, Kardinäle, Le⸗ 
gaten, Abte und Prioren, welche in Deutſch⸗ 
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land großenteild als reicheunmittelbar 
fürſtliche Würde und Sit und Stimme 
auf den Reichätagen (Brälatenbanf) 
hatten; in ber proteflantijchen Kirche blieb 
ber Name nur teilmeife im Gebrauch). 
Präaliminer (Iat.), vorläufig, vor- 
gängigz baber Präliminarien (franz. 
preliminaires), vorläufige Beratſchlagun⸗ 
gen und Verhandlungen, welche eine ſpä⸗ 
tere Definitiverhandlung einleiten. Brä- 
liminattionspuntte oder Prälimi⸗ 
narartitel find bie einzelnen in biefen 
Borverhandlungen nambaft gemachten 
Gegenftände, bie in ber Schlußverhand⸗ 
Jung entfchieden werben follen; Präli: 
minarverträge, vorläufige vertrags- 
mäßige Abmadungen, insbeſondere F rie: 
benzpräliminarien, bie vorläufigen 
Hauptpunfte ded Fünftigen Friedensver⸗ 
trags; nicht zu verwechfeln mit dem Brä- 
liminarfrieden, einem vorläufigen 
Frieden, der noch der Zuftimmung dritter 
babei intereifierter Drächte bedarf. Beſon⸗ 
ders wichtige a enge 
ber Neuzeit find bie Präliminarien von 
Billafranca vom 11. Juli 1859, die Nikols⸗ 
burger riedenspräliminarien vom 26. 
Juli 1866 und der Bräliminamertrag von 
Berfailles vom 26. Febr. 1871. Präli- 
minarfonvention if ein vorläufiges 
Übereintommen über eine befonbere For: 
berung, von welchem ber eine Zeil bie 
Vriedenspräliminarien abhängig macht. 
Prämie (Iat.), befonbere Belohnung 
für verdienftliche Leiftungen, z. B. bei Aus⸗ 
ftellungen für diejenigen Ausſteller, be: 
ren Erzeugniffe Auszeichnung verdienten. 
Ausfuhrprämien werben benjenigen 
gewährt, welche gewifie gewerbliche und 
jonftige Probufte bes Landes ausführen. 
PBrämienanleiben ftellenden ſich daran 
Beteiligenden neben mäßigen Zinjen noch 
Prämien, bie unter ſämtlichen Zeichnern 
verloft werben, in Ausficht, dürfen aber 
nach dem Reichsgefe vom 8. Juni 1871 
in Deutfchland nur vom Staat und nur 
auf Grund eines Reichsgeſetzes veranftal- 
tet werben. erlierungsprämien 
heißen bie Beiträge, welche Die Verficher: 
ten an bie Berfiherungsanftalten für das 
übernommene Rifito zahlen. Brämien- 
geſchäfte, Börſengeſchäfte, wobei man 


Prälimmar — Präfibium. 


fich vorbehält, ben Kauf wieder rüdgängig 
machen zu bürfen, bafür aber gewilje Pro⸗ 
zente des Kaufpreiſes —* als Unter⸗ 
pfand (P.) bezahlt. Praͤmienſcheine, 
ſ. Staatspapiere. 

Prärsgatine (lat.), Vorrecht, insbeſon⸗ 
bere ber Inbegriff der Vorrechte des Mon⸗ 
archen, namentlich berjenigen Rechte, in 
Anfehung derer den Ständen ein Mitwir⸗ 
kungsrecht nicht zufteht. Im engern und 
eigentlihen Sinn aber verſteht man unter 
fürftliher P. diejenigen Rechte, welche 
dem Monarchen ber ftänbifchen Körper: 
ſchaft jelbft gegenüber zuftehen. Der Mon⸗ 
ardy beruft, eröffnet und fchließt nämlich 
die Kammer; er beftimmt die Dauer ber 
Seſſion, hat das Recht der Vertagung; ja, 
er Tann bie Stänbeverfammlung nad) den 
meiften Berfaffungsurfunden —*— vor 
Ablauf der geſetzlichen Legislaturperiode 
auflöfen und eine Neuwahl veranlaſſen. 
Der Monarch bat den Stänben gegenüber 
bag Recht der Initiative, d. h. das Recht, 
ihnen Vorlagen zu machen, und das Recht 
der Sanktion der Kammerbeichlüfie, ver⸗ 
bunden mit dem Rechte der Publikation 
derſelben, die ebendadurch erſt Geſetzeskraft 
erhalten, wie er denn auch auf der andern 
Seite durch fein Veto den Kammerbeſchlüſ⸗ 
ſen jede Wirkſamkeit verſagen kann. 

Bräafidium (lat.), Vorſitz, auch die Be⸗ 
hörde oder die Berjon, welche ben Vorſitz 
in einer Berfammlung oder in einer ſon⸗ 
ſtigen Körperichaft führt; präfibieren, 
ben Vorfit führen; Bräfident, ber Bor- 
ſitzende, 3.8. ber Rorfipenbe eines Richter: 
folleniums, ber Prülident des Reichs⸗ 
geriäts, eines Oberlandesgerichts, eines 

andgerichts; auch bei Verwaltungsbehör⸗ 
ben kommt der Titel Präfident vor, 3.8. 
ber Chefpräfident des Rechnungshofs bes 
Deutſchen Reichs. In Preußen führt ber 
oberfte Chef ber Verwaltung einer Pro- 
vinz den Titel Oberpräfibent und der 
Verwaltungsvorſtand eines Regierungs- 
bezirks den Amtstitel Regierungsprä-= 
fident. Ferner wird ber Vorſitzende einer 
Berfammlung,namentlich einer parlamen= 
tarischen Körperfchaft, Präfident genannt. 
So fteht 3. 8. der deutfche Reichstag unter 
ber Zeitung eined Prüfidenten, welchen 
für den Fall der Verhinderung zwei Vize- 





Prätendent 


präfidenten zur Seite ftehen. In re 
publifanifchen Staatsweſen iſt Präfibent 
‚oft auch ber Titel bes auf. beftimmte Zeit 

hllen Staatdoberhaupts, fo in ben 

einigten Staaten von Nordamerika, 
in Franfrei) und in ber Schweiz. Ein 
neuzufammentreiendergejeßgebender Kör⸗ 
per pflegt gewöhnlich zunäcft unter bem 
Vorſib einesATterspräfidenten (f.d.) 
zu tagen. Liegt in ber Wahl einer Perfon 
zum nominellen Präfidenten eines Ver⸗ 
eins ober einer fonftigen ‚Rorporation nur 
eine Ehrenbezeigung, jo fprict man von 
einem Ehren! täfidenten. Die Vers 
feffung bes frühern Norbbeutfchen Bun⸗ 
des und biejenige des nunmeprigen Deutz 
ſchen Reichs übertragen das Bundes: 
präfibium dem König von Preußen, 


— Preſſe. 423 


eignet ift, eine Freiſprechung ober eine bem 
Geſetz nicht entſprechende Beitrafung zu bes 
wirfen, oder wenn er bie-Vollftredung ber 
ausgeſprochenen Strafe nicht betreibt ober 
eine gelinbere als bie erfannte Strafe zur 
Volftredung bringt. Auch das Vergel 
eines Anwalts, welcher in ebenderjelben 
Rechtsfache beiden Parteien durch Rat oder 
Beiftand pflichtwibrig dient, wird ais B. 
bezeichnet und nach bem beutfchen Straf: 
geſetzbuch ($ 356) mit Gefängnis nicht 
unter 3 Monaten beftraft. Hanbelte ber 
Anwalt Hierbei im Einverftänbnis mit 
der Gegenpartei zum Nachteil feiner fr 
tei, jo dr fogar Bukıgaus bis zu 5 Jah⸗ 
ren eintreten. 

a ech 
mit Vorbehalt des Widerrufs (precario) 


welcher nunmehr ben Titel »beuticher | Gemät 


Kaifere führt. Die Vorrechte besjelben 


werben ale Bräfidialredte,-bie| DI 


Stimme, weiche bad PB. im Bundesrat 
führt, als Präfibtalftimme bezeichnet 
f. Kaifer). In dem vormaligen Deut- 
gen Bund hatte Öfterreich das Bunbeö- 
präfibium, weshalb ber öfterreichifche Bun⸗ 
beötagsgefanbte ben Titel Bräfibialges 


fandter führte, Die bamit verbundenen | den 


Rechte waren eboch Feine eigentlichen vo⸗ 
Titifcen, fondern nur Ehrenrechte, wie na⸗ 
mentlid) das Recht des Vorfigeö im ber 
Yunbesverfammlung. 

Prätendent (lat.), jeber, ber auf etwas 
Anfpru nt; insbejonbere ein Pain, 
welder wirflice oder vermeintliche Erbe 
anſprüche auf einen vorenthaltenen Thron 

eltenb zu machen fucht. Prätenbieren, 
uſpruchen. 


Präparilation (Tat as 
weichen vom geraden ng 
derjenigen Handiungsw * 
ufolge deren er bem A Ir 
ia — n. 
0 bedroht das beul * 
buch ($ 346) den Ei jei 


Ausübung der Strafgetum. 

ſtredung ber Strafe mitzuwirken hat, mit 

Zuchthauoſtrafe bis zu 5 Yen, wenn 

er in ber Abfiht, jemand jeglichen 

Strafe Kama zu entgehen i 
mi 





ie Ber: 
foigumg einer ftrafbaren 


lung unters 
Jäßt ober eine Handlung begeht, welche ge: 


mwährtes. 

Premier Cfranz., for. eh), ber Erſte, 
te;daherBremierminifter, [.o.w. 
Minifterpräfident; Bremierleutnant, 
Ogrehbäter Qric;), Mefer, in de 
il 2 .), Ültefter, in ber 
älteften drifligen jan noch jeßt in ber 
reformierten Kirche Titel ber Gemeinde⸗ 
vorfteher und der die Gemeine vertreten: 
itglieber des Kirchenrats (ihre Ger 
famtheit Presbyterium); in ber fatho- 
Sigen ade f.v.w. Priefter. S.Syno- 
bal- und Bresbpterialverfaffung. 
Prefbürean, eine Unterabteilung des 
Minifteriums des Auswärtigen, weldye in 
manchen Staaten befteht und bie Beein- 
fluffung ber öffentli—hen Meinung im 
auiere je ber Staatsregierung durch bie 
ngöpteffe und überhaupt burch Ab: 
fafjung und Verbreitang von Zeitungs⸗ 

Torrefponbengen zur Aufgabe hat. 
reſſe, von der Buchbruc ſe ber= 
jenommene Bezeichnung für bie Gefamt- 
keit ber durch den Drud veröffentlichten 
Seifteserzeugnifie; dann bieje geiftige 
Produktion jelbit, namentlich biejenige, 
welche auf bie Öffentlichen Angelegenheis 


I: | ten und Tageöfragen Bezug, de (perios 


diſche B., Zeitungspreffe). Preb⸗ 
— aan Snbenet ber bie P. bes 
treffenden Normen, namentlich derjenigen, 
welche ben Gebrauch der P. im öffentlichen 
Interefie beſchraͤnken. Die moderne Preß⸗ 
geiepgebung erfennt im Pringipbie Pre: 
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freiheit an, indem fie das frühere Prä⸗ 
ventivſyſtem, beftehend in Vorſichtsmaß⸗ 
regeln gegen etwaigen Mißbrauch ber 
B., verläften, insbelondere bie Zenfur 
(ſ. d.) befeitigt und das fogen. Nepreffiv- 
ſyſtem aboptiert hat, welches nur auf bie 
Beftrafung und Befeitigung bereits ver: 
übten Mißbrauchs gerichtet iſt; fo das 
deutſche Reichspreßgeſetz vom 9. Mai 1874. 
Außer der Zenfur find das Konzeſſions⸗ 
weſen in Anfehung des Preßgewerbes, 
Zeitungs: und Kalenderftempelfteuer und 
die Abgaben von Inſeraten, das Kautions⸗ 
weſen und die Entziehung ber Befugnis 
zum felbfländigen Betrieb eines Preß: 
gelverbes im abminiftrativen ober richter: 
ihen Weg abgeichafft. Auch die Verbrei: 
tung von Preßerzeugnifien ift frei, doch 
muß von jeder Nummer einer periodifchen 
Druckſchrift ein Eremplar unentgeltlich 
vom Verleger an bie Polizeibehörde des 
Ausgabeort? abgeliefert werben. Aus: 
genommen find nur Drudichriften, welche 
ausichließlich den Zwecken ber Wiſſenſchaft, 
ber Kunft, des Gewerbes ober der Indu⸗ 
ftrie dienen, Publifatiönen der Reichs, 
Staat3- und Gemeinbebehörden, des 
Neichetags und der Landesvertretungen 
mit amtliden Mitteilungen ſowie die für 
Redaktionen beftimmten Korrefpondenzen. 
Zur gewerbsmäßigen Berbreitung von 
Drudisciften an Öffentlichen Orten ift 
bie vorgängige Erlaubnis der Ortspolizei⸗ 
behörde erforderlich, die aber nur denjeni⸗ 
gen verweigert werben barf, welchen bie 

rteilung eines Legitimationgfcheins für 
ben Gewerbebetrieb im Umberzieben über: 
Haupt verf agt merden kann (ſ. Gewerbe: 
gejeggebung) Preßvergehen 
(Preßdelikte) find ftrafbare Handlun⸗ 
gen, bie Überhaupt durch die P. begangen 
werden, 3.8. Aufforderungzun Hochverrat, 
Gottesläfterung, Beleidigung; im engern 
Sinn diejenigen, welche eben nur burdh 
die PB. verübt werben Tönnen, namentlich 
Vergehen gegen bie Ordnung der B., 3.2. 
falfche Angaben über die Perſon bes Re⸗ 
dafteurs u. dgl. Mit der Beitrafung des 
Thäters ifl bie Vernichtung der noch nicht 
in Privatgebrauch übergegangenen Erem- 
plare ber ftrafbaren Drudicrift zu ver 
binden; eine vorläufige Beſchlag— 


Preßgeſetz — Preußen. 


nahme von folden kann ſowohl durch 
das Gericht als durch die Polizeibehörbe 
verfügt werben, body muß bie Beftätigung 
berfelben binnen 24 Stunden von ber 
Staatsanwaltichaft bei dem zuftändigen 
Gericht beantragt und von biefem binnen 
weitern 24 Stunden erlajfen werben. 
Die durch die P. verübten eigentlichen 
Verbrechen gehören vor die Schwurgerichte; 
die Ausdehnung der Kompetenz der letz⸗ 
tern auf alle Breßvergeben ift in die deut- 
[öen Juſtizgeſetze nicht übergegangen, aber 
m Einführungsgefeb zum —3 — Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz für Bayern, Würt⸗ 
temberg, Baden und Oldenburg, wo ſie 
bereits erfolgt war, beibehalten worden. 
Wahrheitsgetreue Berichte über bie Ver: 
bandlungen eines Landtags oder einer 
Kammer eines zum Deutichen Reiche ge- 
börigen Staats und insbefondere über 
Verhandlungen in ben öffentlichen Sitzun⸗ 
gen bes Feicätags bleiben von jeber Ver⸗ 
antıwortlichkeit frei. Zu bemerken ift enb- 
lich noch, daß in Anſehung von fozialifti- 
ſchen und kommuniſtiſchen Preßerzeug- 
nifjen durch das fogen. Sozialiſtengeſetz 
eine Einſchränkung der Prehfreibeit der: 
fügt worden ift(j. Sozialdemofratie). 
Vgl. Berner, Lehrbuch bes deutfchen 
Preßrechts (1876); Liszt, Das beutjche 
Reichspreßgeſetz (1880). 

Preßgeleß, |. Preile. 

Preifton (lat.), Drud, Beeinfluffung, 
Bearbeitung. So ſpricht man 3. B. von 
einer P., welche die Regierung auf die 
Wahlen ausübe, von einer P. auf eine 
beftimmte Partei u. dgl. 

Prestige (franz., pr. ⸗tihſch, »Blenb- 
werk«), Nimbus, Anfehen von ganz befon- 
berer Wirkung, wie es einzelne VBerfonen, 
wie Napoleon IH., Fürft Bismard, eine 
Zeitlang genießen, ober wie es politifche 
Parteien, Regierungen ꝛc. ih momentan 
zu verfchaffen wiflen. 

Preußen, Königreich und Bundesſtaat 
des Deutichen Reichs, 348,246 qkm mit 
(1880) 27,260,331 Einw. Hauptfladt:Ber: 
lin mit (1880) 1,122,385 Einw. Ra 
der Gebietsermeiterungen bes Jahrs 186 
(ſ. Deutfhes Reich), und nachdem 1876 
auch da8 Herzogtum Lauenburg (f. d.) mit 
der preußiſchen Monarchie vereinigt wor⸗ 














Preußen (Berfaffung). 


ben, ſetzt fich bie letztere aus folgenden Pro: 
vinzen zufammen: 


N Einw. 
Provinzen | ont. 1880 


1) Oftpreußen. . . . . . 36978| 1980498 
2) Weitpreußen . . . . . 502| 1403498 
3) Brandenburg . . . . . 39897 | 3383 560 
4) Pommen . . 2... 30107| 1538454 
5) Bofen . » 2 2 2.2. 28954 | 1700 943 
6), Shiefen -. - ». 2... 40291 | 4008228 
7) Sadien . » . 2 :. . .» 1252451 2311087 
8 Schleswig- Holiten. . . | 18841] 1124862 
9%) Hammer . . 2... 426 | 2117629 
10) Weltfalen . . - . .. 20200 | 2042672 
11) Hefjen-Naffu . . . . |15685| 1553344 
12) Rheinproviny . . . . . 26980 | 4073 738 
13) Hobenzollernffhe Lande . | 1143| 67579 


Die Staatsverfaſſung iſt biejenige 
einer Tonftitutionellen Monarchie. Sie be: 
rubt auf der Verfaſſungsurkunde vom 31. 
yon: 1850 und ben Nachtragsgeſetzen vom 

. April 1851, 21. Mai und 5. Juni 
1852, 7. Mai 1853, 24. Mai 1853, 10. 
Juni 1854, 30. Mai 1855, 18. Mai 1857, 
27. Juni 1860, 10. Nov. 1865 und 5. 
April 1873. In den 1866 neuerworbenen 
Landesteilen iſt die Berfafiung1. Oft. 1867 
in Kraft getreten. Das Staatsoberhaupt 
ift der König, welchem zugleich nad) Art. 
41 der beutjchen Reichsverfaſſung das 
Präfivium des Deutjchen Reichs mit dem 

rädifat —A Kaifer« (ſeit 18. San. 

871) zuſteht (1. Kaifer). Die Krone ift 
erblih im Mannsſtamm bes Haufes Ho- 
henzollern (f. d.) nad) dem Rechte der Erft- 
geburt und der agnatifchen Linealerbfolge. 
Der König wird mit Vollendung des 18. 
Lebensjahre volljährig. Er legt bei dem 
Negierungsantrittin Gegenwart ber Kam: 
mern ben Eid auf die Berfaffungab. Ohne 
Einwilligung ber letztern kann ber König 
nicht zugleich Beherricher fremder Staa: 
ten fein. Ein Zeil der Zivilliſte, 7,719,296 
ME. jährlich, ift als Kronfideikommiß auf 
bie Einkünfte aus den Domänen und For: 
ſten angewiefen. Hierzu fommt nody ein 
jährlicher Staatzufäug von 4,500,000 
ME. Der erfigeborne Sohn bed Königs 
führt als folcher den Titel» Kronprinz von 
P.« (zugleich »Kronprinz des Deutichen 
Reichs«). Iſt der Bruder bes Königs ber 
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vermutliche Thronerbe, jo führt er ben 
Titel »Prinz von P.« Der König ift un- 
verleglih und unverantwortlich, bebarf 
aber für alle Regierungsakte ber Gegen- 
zeichnung ber verantwortlichen Minifter. 
Er übt die vollziehende Gewalt aus, bes 
ruft die Kammern, fchließt deren Sitzun⸗ 
gen, verkündet die Gefege und erläßt die 
zur Ausführung derjelben nötigen Ber: 
orönungen. Der König führt den Ober: 
befehl über das Heer, befhlicht über Krieg 
und Frieden und übt das Recht der Be- 
grladigung aus. Bei Auzübung ber gefeb- 
ebenden Gewalt ift der König an die Zu⸗ 
timmung des Landtags gebunden, welch 
letzterer zudem das Recht der Teilnahme 
an der Aufſtellung bes jährlichen Staats⸗ 
haushaltsetats, der Kontrolle ber Finanz⸗ 
verwaltung und des Staatsfchuldenweiens 
und das Steuerbewilligungsrechthat. Der 
Landtag zerfällt in zwei Kammern, beren 
Übereinjtimmung zu jevem Gefeß, ebenfo 
wie die Zuftimmung des Königs, erfor 
derli ift. Die Erſte Kammer, das Her⸗ 
renhaus, beiteht aus den großjährigen 
Bringen des Füniglichen Haufes, ferner 
fraft nn Rechts aus den Haupte der 
fürftlichen Familie von Hohenzollern, aus 
den Häuptern ber jtandesherrlichen Fa⸗ 
milien und aus ben fonftigen Häuptern 
der dem hohen Adel angehörigen Häufer, 
endlich aus denjenigen Berfonen, welchen 
das erbliche Recht auf Sit und Stimme 
im Herrenhaus vom König beſonders vers 
lieben wird. Als Mitglieder auf Lebens: 
zeit werben vom König biejenigen Perjo- 
nen berufen, welche ihm verfajfungsmäßig 
von gewiſſen Verbänden und Körperſchaf⸗ 
ten, Stiftern, Univerfitäten und größern 
Städten präfentiert werden. Dazu kom⸗ 
men die Inhaber der ſogen. vier großen 
Landegämter in B. (Oberburggraf, Ober: 
marſchall, Lanbhofmeifter und Kanzler) 
und einzelne Perſonen, welche Durch das 
befondere Vertrauen des Königs berufen 
werden. Aus ber Zahl der leßtern werden 
dann vom König die fogen. Kronſyndiken 
beftellt, welchen er widtige Rechtsfragen 
zur Begutachtung vorlegen läßt. Die 
Zweite Kammer, das Haus ber Abs 
georbneten, befteht aus 433 Vertre⸗ 
tern des gefamten Volks. Die Wahl 
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it nach dem sochlgeleh vom 30. Mai 
1849 eine indirekte, inden auf je 250 
Seelen ein Wahlmann gewählt wirb, 
Die Urmwähler zerfallen dabei nad) Maß⸗ 
gabe ber von ihnen zu entrichtenden bis 
retten Steuern in brei Klafjen (Höchſt⸗ 
befteuerte, Miinberbefteuerte, am niebrig- 
ften oder gar nicht Beiteuerte). SDie 
Legislaturperiode ift eine dreijährige. 
Wählbar zum Abgeordneten ijt jeder 
Preuße, welcher das 30. Lebensjahr voll: 
endet bat, im Vollbefi ber bürgerlichen 
echte und bereits feit einem Jahr preußi⸗ 
fer Staatsangeböriger geweſen ift. Das 
Herrenhaus ift bei Anwefenbeit von 60, 
das Abgeordnetenhaus bei Anweſenheit 
ber Mehrzahl feiner Mitglieder beichluß: 
fähig. Jedes von beiden Häufern, welche 
gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und 
geſchloſſen werben, regelt feinen Geſchäfts⸗ 
gang und feine Disziplin durch eine auto- 
nome Gefchäftsordnung und wählt feinen 
räfibenten, feine Vizepräftdenten und 

Auifttübrer di die Dauer der Sitzungs⸗ 
periode. Die Geſchäftsordnung des Abge⸗ 
orbnetenhaufes unterſcheidet ſich von ber: 
jenigen bes deutſchen Reichsſtags im we⸗ 
jentlien nur dadurch, daß die Mebner 
nach ber Reihenfolge ihrer Meldung zum 
Wort —— und nicht em 
Ermeſſen des Präſidenten zum Wort ge⸗ 
rufen werden. Waͤhrend aber die Reichs⸗ 
tagsabgeordnneten feine Diäten erhalten, 
beziehen bie Mitglieder des Abgeordneten- 

aufes außer ben Reiſekoſten täglich 15 

f. Tagegelder. Niemand kann gleich- 
zeitig Mitglied beider Häufer fein. 

An der Spite der Staatsverwal⸗ 
tung fteht ber König, weldyer nach dem 
Ausſpruch Friedrichs d. Gr. der erfte Dies 
ner des Staats ifl. Ihm fteht als oberfte 
beratende Behörde ein Staatsrat zur 
Seite, welcher fih aus den Prinzen bes 
königlichen Haujes, aus den Feldmarſchäl⸗ 
Ien, den aktiven Staatsminiftern, bem 
Chefpräfidenten ber Oberrechnungskam⸗ 
mer, ben Chefs des Zivil- und bes Mili- 
tärfabinetts des Königs, den kommandie⸗ 
renden Generalen und Oberpräfibenten, 
fofern diefelben in der Reſidenz anweſend 
find, und ben vom König bejonbers in 


Preußen (Verwaltung). 


zufammenfegt. Den Vorſitz im Staats 
rat, welch Ießterer bie Grundſätze, nad) 
benen bie Verwaltung geführt werben 
fol, ſowie alle Geſetz⸗· und Verordnung: 
entwürfe, welche der König ihm zur Be 
gutachtung überweift, zu prüfen hat, führt 
der König felbft oder ein von ibm er: 
nannter Präſident. Die Zentralbebörde 
für die Staatsverwaltung ift das Sta at s⸗ 
miniſterium, welches ſich aus ben Reſ⸗ 
ſortminiſtern ber auswärtigen Angelegen⸗ 
FA des Kriegs, bes Innern, ber öf- 
entlihen Arbeiten, ber Finanzen, ber 
geiftlichen, Unterrichts= und Mebizinal- 
angelegenheiten,, dem Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, dem 
Juſtizminiſter und dem Miniſter für Han⸗ 
del und Gewerbe zuſammenſetzt. Mi- 
nifterpräfident ift bermalen der Minifter 
ber auswärtigen Angelegenheiten, welcher 
zugleich interimiftifch das Portefeuille bes 
Hanbelsminifters übernommen hat und 
gleichzeitig Kanzler bes Deutſchen Reichs 
ift: Fürft von Bismard. Ihm ift ein ke 
fonderer Vizepräfident beigegeben. Neben 
dem Staatäminilterium und unabhängig 
von bemfelben fteben bie Oberred: 
nungslfammer in Potsdam zur Kon: 
trolle des gefamten Staatsrechnungswe⸗ 
ſens fowie die Staatsſchuldenkom— 
miffton in Berlin. Unmittelbar unter 
dem Staatsminifterium jtehen folgende 
Behörden: das Zentraldireftorium ber 
Bermeilungen, ber Gerihtähof zur Ent: 
iheidung der Kompetenzfonflifte, ber 
Disziplinarhof für nichtrichterliche Be⸗ 
amte, ber Fönigliche Gerichtshof für kirch⸗ 
Tiche Angelegenheiten, das Oberverwal- 
tungsgericht, die Prüfungskommiſſion für 
höhere VBerwaltungsbeamte, das littera⸗ 
riſche Büreau bed Staatsminifteriums, 
das Kuratorium des »Deutichen Reichs⸗ 
und föniglich preußischen Staatsanzeigerd« 
und bie Redaktion der Gefeßfammlung. 
Dem Präfidium des Staatsminifteriums 
find unmittelbar unterfiellt: die Gene- 
ralordenskommiſſion, die Staatsarchive 
und das Geſetzſammlungsamt. Von dem 
Staatsminiſterium iſt das Miniſterium 
des königlichen Hauſes getrennt, von 
welchem das Heroldsamt, das Tönigliche 


dies Kollegium berufenen Stantsbienern Hausarchiv, Die. Hofkammer der Tönig- 
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Then Familiengüter und das geheime 
Kabinett des Königs für die Zivilange- 
Yegenbeiten, ebenfo wie dasjenige für die 

ilitärangelegenbeiten, refiortieren. Was 
bie einzelnen Tacminifterien anbetrifft, 
fo ift das Minifterium ber auswärtigen 
Angelegenheiten jetzt ald Auswärtiges 
Amt des Deutfhen Reichs auf das 
Neih übernommen (ſ. Reichsbehör— 
ben). Das Finanzminifterium zer: 
fällt in die drei Abteilungen für Etats: 
und Kaffenwefen, für direfte Steuern 
und für die Verwaltung ber inbireften 
Steuern. Bon bentfelben reflortieren die 
Oeneral:Lotteriedireftion, bie General: 
Staatskaſſe, tie Münzanftalten, die Ge 
neraldireftion der allgemeinen Witwenver: 
pflegungsanftalt, bie Seebanblung (1 b.) 
und bie Hauptverwaltung ber Staats: 
fhulden. Das Minifteriumdergeift: 
liden, Unterrichts: und Medizi— 
nalangelegenbeiten zerfällt in brei 
Abteilungen für die drei Arpeige ber Der: 
waltung, welche ihm übertragen ift. Unter 
biefem Minifterium fteben die Kommiſſion 
für bie Erforſchung und Erhaltung ber 
Kunftdenfmäler, die wilienfchaftliche Der 
putation für da8 Medizinalweſen, Die tech⸗ 
nifhe Kommiffion für pharmazeutifche 
Angelegenbeiten, die Tönigliche Akademie 
ber Wiſſenſchaften, die königliche Akademie 
der Künſte, die königlichen Muſeen, Na⸗ 
tionalgalerie, Bibliothek, Rauch⸗ Muſeum, 
Sternwarte, botaniſcher Garten, geodäti⸗ 
ſches Inſtitut für die Zwecke der europäi⸗ 
ſchen Gradmeſſung, Heilanſtalt der Cha⸗ 
ritee in Berlin und die litterariſchen, muſi⸗ 
kaliſchen und artiſtiſchen Sachverſtändigen⸗ 
vereine für die preußiſchen Staaten. Unter 
dem Handelsminiſterium ſteht die 
techniſche Deputation für Gewerbe. Das 
Miniſterium ber öffentlichen Ar- 
beiten zerfällt in vier Abteilungen: für 
Bergweſen, für die Verwaltung der Staats⸗ 
eiſenbahnen, für die Verwaltung des Bau⸗ 
weſens und für die Führung der Staats⸗ 
aufſicht über die Privatbahnen. Von dem⸗ 
jelben rejlortieren die Oberbergämter in 

reslau, Halle, Klausthal, Dortmund 
und Bonn mit den ihnen unterftellten 
untern Bergbehörben. Außerdem ftehen 
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Landesanſtalt und bie Bergakademie in 
Berlin, bie technijche Baubeputation, Die 
techniſche Oberprüfungsfommiflion und 
die techniſchen Kommiffeonen zur Abnahme 
der erften Staatsprüfung im Bau⸗ und 
Maſchinenfach. Vom Juftizminifte: 
rium refjortiert, abgejehen von ben Ge⸗ 
richtsbehörden (j. unten), die Juſtizprü⸗ 
fungsfommiffion. Das Kriegsmini⸗ 
ſterium ſetzt fi) aus einer Zentralabtei- 
lung, dem allgemeinen Kriegöbepartentent, 
dem Milttärdfongmiebepartement und dem 
Departement für das Invalidenweſen zu⸗ 
ſammen. Dazu kommen noch beſondere 
Abteilungen für bie perſönlichen Angele⸗ 
genbeiten, für das Remonteweſen und die 
edizinalabteilung. Das Kriegaminifte- 
rium fungiert zugleich als mittelbare 
Neichöbehörbe, ba das gefamte Militkr- 
weien auf Koften bed Deutichen Reich 
verwaltet und das beutiche Heer, ebenſo 
wie die Marine (f. d.), als eine einheit- 
liche Reichsinſtitution betrachtet wird (ſ. 
Deutfhes Reich). Vom Miniite- 
rium für Landbwirtidaft, Domä— 
nen und Forften (brei Abteilungen) 
refjortieren da8 Lanbesöfonomiefollegium, 
die technifche Deputation für das Veteri- 
närwejen, bie Jentralmoorfommilfion, das 
Dberlanbesfulturgericht , die Iandfchaftli- 
hen Krebitinftitute, bie höhern landwirt⸗ 
fchaftlichen Lebranftalten, die Tierarznei⸗ 
Ichule in Berlin, bie Inftitute zur Forde⸗ 
rung bed Gartenbaus, bie Haupt= und 
Landgeflüte, die Forſtoberexaminations⸗ 
kommiſſion und die Forſtakademie. 
Unter dem Minifterium bes In⸗ 
nern ftehen bie ftatiftifche Kommilffion, 
das ftatiftifche Biireau und bag meteoro- 
ar Anftitut zu Berlin. Außerdem ift 
demjelben die gejamte innere Provinzial: 
verwaltung unterftellt. Die Monarchie zer: 
fällt nämlich in 13 Provinzen (ſ. oben), an 
deren Spike, abgejehen von ben hohenzol⸗ 
lernſchen Landen, Oberpräfidenten fteben. 
Dem Oberpräfidenten, zugleich Prä- 
fidenten der in der Hauptitabt ber Provinz 
befindlichen Regierung, ift bie Provinzial 
verwaltung übertragen, indem ihm Pro⸗ 
vinzialſchulkollegien, bie über ben Gym⸗ 
nafıen, Realichulen, Seminaren ıc. ftehen, 
Medizinalfollegien, Provinzialſteuerdirek⸗ 
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tionen für bie Erhebung ber indirekten 
Steuern und Zölle mit ihren Unterbehör⸗ 
den und Generalfommifjionen für bie 
Abldfungs- und Zufammenlegungsfachen 
beigegeben find. Die Provinzen zerfallen 
in Regierungsbezirte (in Hannover 
Lanbdrofteien genannt), an beren 
Spite Regierungen mit Negierungs: 
präfidenten (Randdroften) flehen. 
Die Regierungsbezirte zerfallen wieberum 
in Kreife, welche Landräten (Kreis: 
ganpiteuten unterftelt find. Den 

andräten fiehen Kreisphyſiker, Kreis: 
wundärzte, eistierärzte, Kreisbau⸗ 
beamte und Kreisſchulinſpelktoren für das 
Volksſchulweſen zus Seite. Außerdem 
fiehen unter den Regierungen die Beam: 
ten der Forſwerwaltung (Forſtmeiſter, 
Oberförfter, Forftlafienrendanten), die Be⸗ 
amten der Domänenverwaltung und bie- 
jenigen ber birelten Steuerverwaltung 
(Kreisfaflen, Katafterbeantte). In Han: 
nover befteht eine bejondere Finanzdiref- 
tion für bie Provinz. Die hohenzollern⸗ 
ſchen Lande bilden einen Regierungsbezirk, 
welcher in Oberamtsbezirfe zerfällt. In 
ben ſechs öftlichen Provinzen ift die Kreis: 
vertaffung durch die Kreisordnung vom 
13. Dez. 1872 georbniet (f. Kreis). Hierzu 
fam dann bie Provinzialverwaltung vom 
29. Juni 1875 (ſ. Brovinz). Provinz 
und Kreis bilden zugleich je einen Kom= 
munalverband zur Wahrnehmung der 
Selbitverwaltung mit einem Provin⸗ 
ziallandtag und einem Kreistag (]. 
Kreis und Provinz). Die Kreife zer: 
fallen wiederum in Am tsbezirke, welche 
jeweilig einem Amtsvorſteher (f. d.) 
unterftellt find. Größere Städte, refp. 
beren Magiftrate find entweder kreisexi⸗ 
miert, oder fie bilden befondere Kreife für 
fih; auch beftehen in einzelnen größern 
Städten königliche Polizeipräfidien ober 
Polizeidireftionen. Das PBolizeipräfidium 
zu Berlin fteht unmittelbar unter dem 
Minijterium des Innern. 


Yermaltungsorganifation. 
L Probinz Oftprenuhen, 
Oberpräfivium in Königäberg. 
I) Regierungsbezirk Königsberg mit den Kreis 
Ten (Landratsämtern): Allenftein, Braungberg, 
Eylau, Fiſchhauſen, Friedland (Domnau), Ger- 
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dauen, Heiligenbeil, Heilsberg (Bultflabt), Pr⸗ 
Holland, Königsberg (Stabtlreis), Rönigsberg 
(Landkreis), Labiau, Memel, Mohrungen, Rei- 
denburg, DOrtelsburg, Ofterode, Raftenburg, 
Nöffel, Wehlau und dem Königlien Polizeis 
präfibium zu Königäberg. . 

2) Gumbinnen:Angerburg, Darkehmen, Goldap. 
Gumbinnen, Heydefrug, Inſterburg, Johan⸗ 
nisburg, Lötzen, Lyd, Niederung, Oletzko 
(Marggrabowa), Pillkallen, Ragnit, Sen3- 
burg, Stallupönen und Tilſtt. 

IL Probinz MWBeiipreuben, 
Oberpräfidium in Danzig. 

3) Regierungsbezirk Danzig mit den Streifen 
(Landratsämtern): Berent, Danzig (Stabt- 
kreis), Danzig (Landkreis), Elbing (Stadtkreis), 
Elbing (Landkreis), Karthaus, Marienburg, 
Neuftadt, Pr.-Stargard und dem Königlicdden 
Bolizeipräfidium zu Danzig. 

4) Marienwerder: Deutſchkrone, Ylatow, Grau⸗ 
denz, ſtonitz, Kulm, Löbau (Neumark), Ma- 
rienwerder, Roſenberg, Schlohau, Schweh, 
Strasburg, Stuhm, Thorn und Tuchel. 

IL Proviuz Braubenburg, 
Dberpräfidium in Potsdam. 

5) Haupt= und Refidenzftabt Berlin. 

6) Regierung3bezirt Potsdam mit den Streifen . 
(Zandratsämtern): Angermünde, Niederbar: 
nim, Oberbarnim, Beeskow⸗Storkow (Bees⸗ 
tow), Charlottenburg (Stadtkreis), Oſthavel⸗ 
land (Nauen), Weithavelland (Rathenow), Jü⸗ 
terbogk⸗ Luckenwalde (Jüterbogk), Potsdam 
Etadtkreis), Prenzlau, Oftpriegnig (Kyrik), 
Weſtpriegnitz (Perleberg), Ruppin (Neuruppin), 
Teltow, Templin, Zauch⸗Belzig (Belzig) und 
der Königlichen Polizeidirektion in Pot3danı. 

7) Frankfurt a. D.: Arnswalde, Frankfurt a. O. 
Stadikreis), Friedeberg, Guben, Kalau, Kö⸗ 
nigsberg i. R⸗M., Kottbus, Kroſſen, Lands⸗ 
berg a. W., Lebus (Seelow), Lübben, Luckau, 
Oſtſternberg (Zielenzig), Soldin, Sorau, 
Spremberg, Weſtſternberg (Droſſen) und Zül⸗ 
lichau⸗Schwiebus (Züllichau). 

IV. Provinz Pommern, 
Dberpräfidium in Stettin. 

8) Regierungsbezirt Stettin mit den Streifen 
(Zandratsämtern): Anklam, Demmin, Greifen« 
berg, Greifenhagen, Kammin, NRaugard, Py⸗ 
ritz, Randow, Regenwalde (Rabe), Saabig, 
Stettin (Stadtkreis), Üdermünde und Ufedom- 
Wollin (Swinemünde). 

9) Köslin: Belgard, Bublig, Bütow, Dramburg, 
Kolberg - Körlin (Kolberg), Köslin, Lauenburg, 
Reuftettin, Rummeläburg, Schivelbein, Schlawe 
und Stolp. 

10) Stralfund: Franzburg, Greifswald, Grim- 
men, Rügen (Bergen a, R.) und Straffund 
(Stabtfxeiß), j 
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V. Probinz Poſen, 
Oberpräfidium in Pofen. 

11) Regierungsbezirt Pofen mit den Streifen (Land⸗ 
ratsämtern): Adelnau (Oſtrowo), Birnbaum, 
Bomft (Wolfftein), But (Neutomifchel), Frau⸗ 
ftadt, Koften, Kröben (Rawitſch), Krotoſchin, 
Meſeritz, Obornit, Pleſchen, Polen (Stabt- 
treiß), Pofen (Landkreis), Samter, Schildberg, 
Schrimm, Schroba, Wreſchen und der König- 
lichen Polizeidirektion in Pofen. 

12) Bromberg: Bromberg (Stadtkreis), Brom⸗ 
berg (Landkreis), Czarnikau, Gneſen, Inow⸗ 
razlaw, Kolmar, Mogilno, Schubin, Wirſitz 
und Wongrowitz. 


VL Provinz Schleßen, 
Oberpräſidium in Breslau. 


13) Negierungsbezirt Breslau mit den Streifen 
(Zandratsämtern): Breslau (Stadtfreis), Breß- 
lau (Bandtreis), Brieg, Frankenſtein, Glatz, 
Guhrau, Habelſchwerdt, Militſch, Münſter⸗ 
berg, Namslau, Neumarkt, Neurode, Nimpiſch, 
Ohlau, Ols, Reichenbach, Schweidnitz, Steinau, 
Strehlen, Striegau, Trebnitz, Waldenburg, 
Wartenberg, Wohlau und dem Königlichen 
Polizeipräfidium zu Breslau. 

Liegnit: Bolkenhayn, Bunzlau, Freiſtadt, 

Glogau, Goldberg⸗ Hainau (Goldberg), Gör⸗ 

litz (Stadtkreis), Görlik (Landkreis), Grün⸗ 

berg, Hirſchberg, Hoyerswerda, Jauer, Lan⸗ 
deshut, Lauban, Liegnitz (Stadtkreis), Liegnitz 

(Landkreis), Lömwenberg, Lüben, Rothenburg, 

Sagan, Schönau und Sprottau. 

15) Oppeln: Beuthen, Falkenberg, Großſtrehlitz, 
Grottkau, Kattowitz, Koſel, Kreuzburg, Leob⸗ 
ſchütz, Lublinitz, Neiße, Neuſtadt, Oppeln, 
Pleß, Ratibor, Roſenberg, Rybnik, Tarno⸗ 
witz, Toſt⸗Gleiwitz (Gleiwitz) und Zabrze. 


VL Probvinz Sachſen, 
Oberpräſidium in Magdeburg. 


16) Regierungäbezirt Magdeburg mit den Krei⸗ 
fen (Landratsämtern): Aſchersleben (Quedlin⸗ 
burg), Gardelegen, Halberftadt, Jerichow I 
(Burg), Jerichow II (Genthin), Kalbe, Magde⸗ 
burg (Stadtkreis), Neuhaldensleben, Oſchers⸗ 
leben, Ofterburg, Salzwedel, Stendal, Wanz- 
leben, Wernigerode und Wolmirftebt. 

ı Merſe burg: Bitterfeld, Delitzſch, Edartsberga 
(Alleda), Halle a. ©. (Stadtkreis), Liebenwerda, 
Driansfeld. (Gebirgstreis), Mansfeld (Seekreis 
[Eisleben]), Merſeburg, Naumburg, Querfurt, 
Saalkreis (Halle), Sangerhaufen, Schweinitz 
(Herzberg a. E.), Torgau, Weißenfels, Wit⸗ 
tenberg und Zeit. 

18) Erfurt: Erfurt (Stadtkreis), Erfurt (Land⸗ 
kreis), Heiligenftabt, Langenfalza, Mühlhau⸗ 
fen, Nordhauſen, Schleufingen, Weißenſee, 
Worbis und Biegenrüd (Ranis). 
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vum. Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
DOberpräfidium in Kiel. 

19) Regierungsbezirt Schleswig mit den Kreifen 
(Landratsämtern): Altona (Stadtlreiß), Apen⸗ 
tade, Edernförde, Eiderftedt (Tönning), Flens⸗ 
burg, Hadersleben, Hufum, Kiel (Bordesholm), 
Herzogtum Lauenburg (Mabeburg), Norder- 
dithmarſchen (Heide), Oldenburg(Gismar), Pin- 
neberä, Plön, Rendsburg, Echleswig, Sege- 
berg, Sonderburg, Steinburg (Itzehoe), Stor« 
marn (Mandsbed), Süderdithmarſchen (Mel⸗ 
dorf) und Tondern. 

XL Propinz Hanunsber, 
Oberpräfivium in Hannover, 

20) Landdroſtei Hannover mit ben Streifen (ſtreis⸗ 

hauptmannſchaften): Diepholz, Hameln, Han- 

noder(Stabtfreis), Hannover (Landfreis), Hoya, 

Nienburg, Wennigjen und der Königlichen Po- 

lizeidirektion in Hannover. 

ildesheim:Einbed, Söttingen, Hildesheim, 
iebenburg, Marienburg, Ofterode, Zellerfeld 
und Konigliche Polizeidirektion in Göttingen. 

22) Lüneburg: elle, Dannenberg, Yallingboftel, 
Gifhorn, Harburg, Lüneburg, Ülzen und Kö⸗ 
nigliche Polizeibireltion in Gelle. 

23) Stade: Lehe, Neuhaus a. d. Ofte, Oſterholz, 
Dtterndorf, Rotenburg, Stader Geeſtkreis, 
Stader Marſchkreis und Verden. 

24) Osnabrüd: Berfenbrüd, Lingen, Melle, 
Meppen und Osnabrück. 

25) Aurich: Aurih, Emden und Leer. 

X Provinz Werfalen, 
Oberpräfidium in Münfter. 

26) Regierungsbezirk Münfter mit den Streifen 
(Sandratsämtern);: Ahaus, Bedum, Borken, 
Koesfeld, Lüdinghaufen, Münfter (Stadtkreis), 
Münfter (Landkreis), Redlinghaufen, Stein- 

furt (Burgfleinfurt), Zedlenburg und Wa⸗ 
rendorf. 

27) Minden: Bielefeld Etadtkreis), Bielefeld 
(Landkreis), Büren, Halle i. W. Herford, Höx⸗ 
ter, Lübbede, Minden, Paderborn, Warburg 
und MWiedenbrüd. 

28) Arnsberg: Altena, Arnsberg, Bodhum(Stadt- 
treiß), Bochum (Landkreis), Brilon, Dort« 
mund (Stadtkreis), Dortmund (Landkreis), Ha- 
gen Hamm, Iſerlohn, Lippftadt, Meſchede, Olpe, 
Siegen, Soeſt und Wittgenſtein (Berleburg). 

XL Provinz Heſſen⸗RNaſſau, 
Oberpräfibium in Kaſſel. 

29) Regierungsbezirk Kaſſel mit den SKreifen 
(Landratsämtern): Eſchwege, Frankenberg,. 
Fritzlar, Fulda, Gelnhauſen, Gersfeld, Ha⸗ 
nau, Hersfeld, Hofgeismar, Homberg, Hün⸗ 
feld, Kaſſel (Stadtkreis), Kaſſel (Landkreis), 
Kirchhain, Marburg, Melſungen, Rinteln, 
Rotenburg, Schlüchtern, Schmalkalden, Witzen⸗ 


21) 
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Haufen, Wolfhagen, Ziegenhain und der König- 
lichen Bolizeibireltiou in el 

”) Wiesbaden: Biedenkopf, Dillkreis (Dilien- 
burg), Granffurt a. M. (Glabilreis), Oberlahn 

i (Dieh), Rheingau (Rü- 


( 
besbeim), Obertauuns (. ‚ Unter 
Pr (Langen ſchwalbach), —— 


Königl. Polijeiprãſidium zu Frankfurt a. M. 
und Königl. Polizeidirektion in Wiesbaden. 
XIL NRheinprebin;, 
DOberpräfibium in Koblenz. 

31) Koblenz mit den Kreifen (Banbratsämtern): 
Adenau, „Altenkirchen, Koblenz, 
Kochen, Kreuznach, Mayen, Meiſenheim, Neu⸗ 
wied (Hebdesborf), Simmern, St. Goar. Wetz⸗ 
lar, Zeil und der Kal. Bolizeivireltion inKoblenz. 

32) Düffeldorf: Barmen (Stadtkreis), Düfjel- 
dorf (Stadtkreis), Düffeldorf (Landireis), Duis⸗ 
burg (Stadtkreis), Elberfeld (Stabtlreiß), Efien 
(Stadtkreis), Effen (Landkreis), Geldern, Glad⸗ 

, Grevenbroidh (Wevelinghoden), Kempen, 
Kleve, Krefeld (Stadtkreis), Krefeld (Landkreis), 
Lennep, Mettmann (Bohwintel), Mörs, Mül⸗ 
beim a. d. Ruhr, Neuß, Rees (Weſel), Solingen. 

33) Köln: Bergheim, Bonn, Euskirchen, Gummerß⸗ 
bad, Köln (Stadikreis), Köln (Landkreis), 
Mülheim a. Rh. Rheinbach, Siegkreis (Gieg- 
burg), Waldbrol, Wipperfürth und König⸗ 
liches Polizeipräfivtum zu Köln. 

34) Trier: Bernlaftel, Bitburg, Daun, Merzig, 
DOttweiler, Prüm, Saarbrüden, Saarburg, 
Saarlouis, Trier (Stadtkreis), Trier (Land⸗ 
kreis), St. Wendel und Wittlich. 

85) Aachen: Aachen (Stadtkreis), Aachen (Land⸗ 
kreis), Düren, Erkelenz, Eupen, Geilenkirchen, 
Heinsberg, Jülich, Malmedy, Montjoie, 
Schleiden und Kgl. Polizeidirektion in Aachen. 

XII. Hohenzolleruſche Lande. 

36) Regierung in Sigmaringen, welcher bie 
Oberämter zu Gammertingen, Haigerloch, 
Hechingen und Gigmaringen unteritellt find. 

Rultus, 
Nach den Konfeffionen zerfiel die Be- 
völferung ber Monarchie 1875 in 
16636990 Evangelifche (64,04 Proz.), 
8625840 Römiſch⸗Katholiſche (33,51 Proz.), 
189 784 Angehörige andrer Konfeifionen (0,53 


Proz.) un 
339790 Israeliten (1,33 Proz.). 
Die Katbolifen bilden namentlih in 
Oberſchleſien, Poſen, Weftfalen, befonbers 
im Münfterland, dann in ber Rheinpro⸗ 
vinz ben überwiegen hen Teil der Bevölke⸗ 
rung, barunter17, 


674 Altkatholiken (f.d.). | ftehende Über 
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Dagegen iſt bie uniert:proteftantifche Kirche 
in Oſipreußen, Sachſen, Heflen:Raflau, 
Hannover, Pommern, Brandenburg und 
Schleswig⸗Holſtein bie überwiegende, wäh: 
rend in Weitpreußen und Schlefien beide 
Konfeifionen ziemlich gleichheitlich verteilt 
fi In ben alten Provinzen ift ber 


is), evangeliiche Dberfirdenrat in Berlin 


bie geiftlice Oberbehörbe ber Proteflanten. 
Unter bdiefem fliehen bie Provinzial: 
fonfiftorien zu Königsberg (für Oft: 
und Weftpreußen), Potvam, Stettin, 
Poſen, Breslau, Magdeburg, Münſter 
und Koblenz (zugleich für die hobenzol- 
lernſchen Lande). Dazu kommen da3 evan⸗ 
geliſch⸗ lutheriſche Konfiftorium fürSchles- 
wig-Holftein in Kiel, das Lanbestonfifto- 
rium zu Sannober, bie evangelifchen Kon- 
fiftorien zu Kaſſel und Wieibaden, das 
lutheriſche Konfiflorium und das refor- 
mierte Konfiftorium zu Sranffurt a. M., 
leßtere insgefamt unter dem Kultusmini⸗ 
fterium ftehend. Durd die Synobalorb- 
nung vom 20. San. 1876 ift für bie acht 
ältern Provinzen eine Generalſynode 
ins Leben getreten, wozu dann Provinzial: 
und Kreisiynoben fommen (|. Syno- 
dalzundPreshyterialverfaffung). 
In Hannover befteht eine Landesſyno 
für Schleswig: Holftein eine Provinzials 
ſynode, und für die Regierungsbezirke 
Kaffel und Wiesbaden find Bezirksſyno⸗ 
ben ing Leben getreten. Die Tatholifche 
Kirche Hat peii Erzbistümer: Köln und 
Poſen, und zehn Bistümer: Breslau, 
Frauenburg und Ermland (beide eremt, 
d.h. unmittelbar unter ben Bapite ftebenb), 
Kulm, Münjter, Baberborn , Trier, Hil- 
besheim, Osnabrüd, Fulda unb Lim⸗ 
burg a. 2.; doch find biefe Bistümer in- 
folge des Kulturfampf3 nur zum Teil 
beſetzt G Kirchenpolitik). Die Graf: 
ihaft Glatz fteht unter dem Erzbifchof 
von Prag, während die hohenzollernſchen 
Lande bem von Freiburg i. Br. unter: 
ſtellt find. 
Gericdhtsorganifation. 

Bon ber Befugnis zur Errichtung eines 
— Landesge richtshofs hat P. keinen 
Gebrauch gemacht. Die höchſte Inſtanz 
iſt das Reichsgericht in Leipzig. Vgl. nach⸗ 

At der Gerichtsbehoͤrden: 





Preußen (Gerichtsorganifation), 


I. Oberlandesgericht zu Königäberg i. Pr. 
(Bezirk: Oftpreußen.) 

1) Landgeriht Allenftein mit den Amtsgerich⸗ 
ten: Allenftein, Gilgenburg, Hohenftein, Rei⸗ 
denburg, Ortelsburg, Ofterode, Paſſenheim, 
Soldau, Wartenburg und Millenberg. 

2) Bartenftein: Barten, Bartenftein, Biſchofs⸗ 
burg, Biſchofſtein, Kreuzburg, Domnau, Pr.- 
Eylau, Friedland, Gerdauen, Guttftabt, 
Heilßberg, Landsberg, Norbenburg, Raſten⸗ 
burg, Röffel, Schippenbeil und Seeburg. 

3) Braunsberg: Braunsberg, Heiligenbeil, Pr.» 
Holland, Liebſtadt, Mehlfad, Mohrungen, 
Möhlhauſen, Saalfeld, Wormditt und Zinten. 

4) Infterburg: Darlehmen, Goldap, Gumbin- 
nen, Infterburg, Pillkallen und Stallupönen. 

5) Königöberg i. Pr.: Allenburg, Fiſchhauſen, 
Königsberg, Labiau, Mehlauken, Pillau, 
Tapiau und Wehlau. 

6) By; Angerburg, Arys, Bialla, Johannis⸗ 
burg, Lötzen, Lyck, Marggrabowa, Kikolai⸗ 
ken, Rhein und Sensburg. 


7) Til ſit: Heinrichswalde, Heydekrug, Kaukeh⸗ 
men, Memel, Prökuls, Ragnit, Ruß, Skais- 


girren und Tilſit. 

IL Oberlaundesgericht zu Marieniverber. 
(Bezirk: Weſtpreußen mit Ausnahme des Kreifes 
Deutſchkrone.) 

1) Landgericht Danzig mit den Amiggerichten: 
Berent, Danzig, Dirfhau, Karthaus, Neue 
ſtadt, Putzig, Schöned, Pr.-Stargard, Zoppot. 

2) Elbing: Ehriftburg, Elbing, Deutfh - Eylau, 
Marienburg, Riefenburg, Rofenberg, Stuhm, 
Tiegenhof. 

3) Graudenz: Graudenz, Marienwerder, Mewe, 
Neuenburg, Schwetz. 

4) Konitz: Baldenburg, Flatow, Pr.Friedland, 
Hammerſtein, Konitz, Randsburg, Schlochau, 
Tuchel, Zempelburg. 

5) Thorn: Briefen, Gollub, Kulm, Kulmſee, Lau⸗ 
tenburg, Löbau, Neumark, Straßburg, Thorn. 

III. Oberlaudesgericht zu Berlin. 
(Bezirk: Berlin und Brandenburg.) 

1) Sandgeriht Berlin (2) mit den Amtsgerich- 
ten; Altlandsberg, Berlin II, Bernau, Char⸗ 
Iottenburg, Köpenid, Königs» Wufterhaufen, 
Liebenwalbe, Mittenwalde, Nauen, Oranien- 


burg, Rixdorf, Spandau, Straußberg, Zoffen. | 


2) Frankfurt a. D.: Beeskow, Wend.- Bud 
bolz, Drofien, Frankfurt a. O., Fürſtenwalde, 
Miündeberg, Reppen, Seelow, Sonnenburg, 
Storlow, Bielenzig. 

3) Buben: Forft, Fürftenberg, Guben, Krofien, 
Pförten, Schwiebus, Sommerfeld, Sorau, 
Triebel, Züllichau. 

4) KRottbus: Dobrilugk, Finfterwalde, Kalau, 

ANirchheim, Kottbuß, Lieberoje, Zudau, Lübben, 
Lübbenau, Peitz, Senftenberg, Spremberg. 
5) Landsberg a. W.: Arnawalde, Bärwalde, 
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Berlinchen, Driefen, Friedeberg 1. N⸗M., Kö⸗ 
nigßberg 1. N⸗M., Küftein, Landsberg a. W., 
Lippehne, Neudamm, Neuwedell, Rech, Sol 
din, Woldenberg, Zehben. 

6) Potsdam: Baruth, Beelitz, Belzig, Bran- 
denburg, Dahme, Züterbogk, Luckenwalde, 
Potsdam, Rathenow, Treuenbrießen, Werder 

7) Prenzlau: Angermünde, Brüffow, Ebers⸗ 
walde, Freienwalde, Lychen, Oberberg, Prenz⸗ 
lau, Echwebt,. Strasburg, Templin, Wrie⸗ 
zen, Zehdenid. 

8) Neuruppin: Fehrbellin, Sranfee, Havelberg, 
Kremmen, Kyritz, Lenzen, Lindow, Meyenburg, 
Perleberg, Prigwalt, Rheinsberg, Neuruppin, 
Wittenberge, Wittftod, Wufterhaufen a. D. 

IV. Oberlandesgericht zu Stettin. 
(Bezirk: Pommern.) 

1) Sandgeriht Greifswald mit den Amisgerich⸗ 
ten: Anklam, Barth, Bergen, Demmin, 
Branzburg, Greifswald, Grimmen, Loik, 
Etralfund, Treptow a. T., Wolgaft. 

2) Köslin: Bärwalde, Belgard, Bublig, Kol- 

berg, Körlin, Köslin, Neuftettin, Polzin, 

Ratzebur, Schivelbein, Tempelburg, Zanow 

8) Stargard: Dramburg, Falktenburg, Gollnow, 
Greifenberg, Yakobshagen, Kallieg, Labes, 
Mofiow, Naugard, Nörenberg, Pyrik, Re⸗ 
genwalde, Stargard, Treptow a. R. 

4) Stettin: Altdamm, Bahn, Sark a. O. Grei⸗ 
fenhagen, Kammin, Neuwarp, Paſewalk, 
Penkun, Pölig, Stepenig, Stettin, Swine⸗ 
mände, Üdermünde, Wollin. 

5) Stolp: Bütow, Lauenburg, Pollnow, Rügen⸗ 
walde, Rummelsburg, Schlawe, Stolp. 

V. Oberlandesgericht zu Pofen. 

(Bezirk: Bojen und der weitpreußifihe Kreis Deiltfch- 

one.) 

1) Landgericht Bromberg mit den Amtsgerid- 
ten: Bromberg, Erin, Krone a. B., Inow⸗ 
razlaw, Labiſchin, Schubin, Strelno. 

2) Gneſen: Gnefen, Mogilno, Tremefen, Won- 
growitz, Wreſchen. 

8) Liffa: Bojanowo, Frauſtadt, Goftyn, Koſten, 
Liſſa, Rawitſch, Schmiegel. 

4) Meferig: Bentſchen, Birnbaum, Gräz, Meſeritz, 
Neutomiſchel, Schwerin, Unruhſtadt, Wollſtein. 

5) Oſtrowo: Adelnau, Jarotſchin, Kempen, Koſch⸗ 

min, Krotoſchin, Oſtrowo, Pleſchen, Schildberg. 

6) Poſen: Obornik, Pinne, Poſen, Puderwik, 
Rogaſen, Samter, Schrimm, Schroda, Wrade. 

sSchneidemühl: Czarnikau, Deutſchkrone, 
Filehne, M.⸗Friedland, Jaſtrow, Kolmar 
i. P., Lobſens, Margonin, Nakel, Schloppe, 
Schneidemühl, Schönlanke, Wirfik. 

VL Qberlandesgericht zu Breslau. 
(Bezirk: Schleften.) 
1) Landgeriht Beuthen mit den Amtsgerichten: 
Beuthen, Kattowig, Königshütte, Myslowitz, 
Tarnowitz. 
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2) Breslau: Breslau, Kanth, Neumarkt, Win- 
sig, Wohlau. 

8) Brieg: Brieg, Grottlau, Löwen, Oblau, 
Strehlen, Wanjen. 

4) Glatz: Frankenſtein, Glatz, Habelſchwerdt, 
Landeck, Lewin, Mittelwalde, Münſterberg, 
Neurode, Reichenſtein, Reinerz. Wünſchelburg. 

5) Gleiwitz: Gleiwitz, Nicolai, Peiskretſcham, 
Pleß, Toſt, Zabrze. 

6) Blogau: Beuthen i. O., Freiſtadt, Glogau, 
Grünberg, Guhrau, Halbau, Hermftabt, Ka⸗ 
rolath, Neufalz, Polfwig, Priebus, Sagan, 
Sprottau, Steinau. 

7) Sörlik: GBörlig, Hoyerswerda, Lauben, 
Markliſſa, Muskau, Niesty, Reichenbach, 
Rothenburg, Ruhland, Seidenberg. 

8) Hirſchberg: Bolkenhayn, Friedeberg, Greif⸗ 
fenberg, Hermsdorf u. K., Hirſchberg, Lähn, 
Landeshut, Liebau, Vwenberg, Schmiede⸗ 
berg, Schönau, Schönberg. 

9) Liegnig: Bunzlau, Goldberg, Hainau, Jauer, 
Liegnig, Lüben, Raumburg a. O. Parchwitz. 

10) Reife: SFaltenberg, Friedland, Neiße, Neuftadt, 
Oberglogau, Ottmachau, Patſchkau, Ziegenhals 

11) A13: Bernftabt, Seftenberg, Medzibor, Mi⸗ 
litſch, Namslau, Ols, PBrausnig, Trachenberg, 
Trebnitz, Poln. - Wartenberg. 

12) Oppeln: Großfirehlik, Guttentag, Karls⸗ 
ruh, Konftabt, Kreuzburg, Krappik, ſtupp, 
Landsberg, Lublinitz, Oppeln, Pitſchen, Ro⸗ 
ſenberg, Ujeſt. 

13) Ratibor: Bauerwitz, Hultſchin, Katſcher, Koſel, 
Leobſchütz, Loslau, Ratibor, Rybnik, Sorau. 

19 Schweidnitz: Friedland, Freiburg, Gottes⸗ 
berg, Niederwüſtegiersdorf, Nimptſch, Reis 
chenbach i. Schl. Schweidnitz, Striegau, Wal⸗ 
denburg, Zobten. 

VIoL Oberlandesgericht zu Naumburg a. ©. 
(Bezirl: Provinz Sadfen [mit Ausnahme der 
Kreiſe Schleufingen und Ziegenrüd] und die han⸗ 

növerſchen Amter Elbingerode und Hohnftein.) 


1) Landgeriht Erfurt mit den Amtsgerichten: 


Erfurt, Langenfalza, Mühlhaufen, Söm⸗ 
merda, Tennftebt, Treffurt, Weißenſee. 

2) Halb erft adt: Aſchersleben, Egeln, Grönin- 
gen, Halberftadt, Ofchersleben, Oſterwiek, 
Quedlinburg, Wernigerode. 

3) Halle a. ©.: Alsleben, Bitterfeld, Delitzſch, 
Eisleben, Ermsleben, Gerbftebt, Gräfenhain« 
hen, Halle, Hettftebt, Könnern, Lauchſtedt, 
Söbejiin, Mansfeld, Merſeburg, Schkeuditz 
Wettin, Wippern, Zörbig. 

4) Magdeburg: Alten, Barby, Budau, Burg, 
Errleben, Gommern, Großſalze, Hötensleben, 
Kalbe a. S. Loburg, Magdeburg, Neuhaldens⸗ 
leben, Neuftadt » Magdeburg, Schönebeck, Staß⸗ 

- Furt, Wanzleben, Wolmirftebt, Zieſar. 

5) Naumburg: Edartsberga, Freiburg a. U., 
Heldrungen, Hobenmölfen, Kölleda, Lützen, 


Preußen (Gerichtsorganifation), 


Müdeln, Naumburg, NRebra, Ofierfelb, 
Duerfurt, Teuchern, Weißenfels, Wiehr, Zeig, 

6) N Artern, Bleicherode, Dingel- 
ſtedt, Großbodungen, Heiligenftadt, 
—* Sen Kelbra, Nordhauſen, Roßla, 
Sangerhaufen, Stolberg, Worbis. 

7) Stendal: Arendſee, Beetzendorf, Bismark, 
Gardelegen, Genthin, Jerichow, Kalbe a. M. 
Höhe, Obisfeſde, Ofterburg, Ealzwedel, 
Sandau, Seehauſen i. A., Stendal, Tanger⸗ 
münde, Weferlingen. 

8) Torgau: Belgern, Dommitzſch, Düben, Eilen⸗ 
burg, Elſterwerda, Herzberg. Jeſſen, Kemberg, 
Liebenwerda, Mühlberg, Prettin, Schlieben, 
Schmiedeberg, Schweinitz, Torgau, Wittenberg. 


VIIL Oberlandesgeriqcht zu Kiel. 
(Bezirk: Schleßwig⸗ Holftein.) 

1) Landgericht Altona mit den Amtsgerichten: 
Ahrensburg, Altona, Bergteheibe, Bläntenefe, 
Eddelack, Elmshorn, Glüdftabt, Itzehoe, Kel- 
Yingdufen, Krempe, Lauenburg, Marne, 
Meldorf, Mölln, Oldesloe, Pinneberg, Nan⸗ 
zau, Rabeburg, Reinbeck, Reinfeld, Schwar- 
zenbeck, Steinhorft, Trittau. 

2) Flensburg: Apenrade, Brebftebt, Ylensburg, 
Friedrichſtedt, Garding, Hadersleben, Hu- 
fum, Kappeln, Led, Lygumklofter, Niebüll, 
Norburg, Norbftrand, Pellworm, Röodding, 

Schleswig, Sonderburg, Zinnum, Tdmmig, 
Toftlund, Tondern, Wyd. 

3) Kiel: Borbesholm, Bramſtedt, Burg a. F. 
Edernfürde, Gettorf, Heide, Heiligenhafen, 
Hohenweftedt, Kiel, Lunden, Lütjenburg, 
Neumünfter, Neuſtadt, Nortorf, Oldenburg, 
Plön, Preeg, Rendsburg, Schenefeld, Schön- 
berg, Segeberg, Wefjelburen. 

IX, Oberlaudesgericht zu Gelle. 

(Bezirk: Hannover [mit Ausnahme von Elbinge- 

ode und Hohnſtein] und das Fürftentum Pyrmont.) 


1) Landgeriht Aurich mit den Amtögerichten: 
Aurih, Berum, Emden, Eſens, Leer, Nor« 
den, Weener, Wilhelmshaven, Wittmund. 

2) Böttingen: Duderflabt, Einbed, Giebolde- 
haufen, Göttingen, Herzberg, Moringen, 
Münden, Northeim, Ofterode, Reinhaufen, 
Uslar, Zellerfeld. 

8) Hannover: Burgwedel, Hameln, Hannover, 
Kalenberg, Koppenbrügge, Lauenftein, Mün- 
der, Neuftadt a. R., Obernkirchen, Oldendorf, 
Volle, Pyrmont, Rinteln, Rodenberg, Springe, 
Wennigjen. 

4) Hildesheim: Ablfeld, Bodenem, Burgdorf, 
Elze, Follersleben, Gifhorn, Goslar, Hildes⸗ 
heim, Liebenburg, Meinerſen, Peine. 

5) Lüneburg: Bergen, Bleckede, Celle, Dannen⸗ 
berg, Iſenhagen, Lüchow, Lüneburg, Medingen, 
Neuhaus a. E., Soltau, Ülzen, Winfen a. d. 2. 

6) Osnabrüd; Bentheim, Berſenbrück, Diepholz, 
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Feeren, Fürftenau, Iburg, Lingen, Malgar- | 2) Kaffel: Abterobe, Allendorf, Arolfen, Biſch⸗ 


ten, Delle, Dieppen, Neuenhaus, Osnabrüd, 
Papenburg, Qualenbrüd, Sögel, Wittlage. 

7) Stade: Bremervörde, Buxtehude, Tyreiburg, 
Harburg, York, Neubaus a. O., Oſten, Ot⸗ 
terndorf, Stade, Toftedt, Zeven. 

8) Berden: Adim, Ahlden, Boffum, Blumen- 
thal, Bruchhauſen, Dorum, Geeſtemünde, 
Hagen, Hoya, Lehr, Leſum, Lilienthal, Nien⸗ 
burg, Oſterholz, Rotenburg, Stolzenau, Su- 
fingen, Syke, Uchte, Verden, Walsrode. 


X, Oberlandesgericht gu Damm. 
(Bezirk: Weitfalen und die rheinländifchen Kreiſe 
Duisburg, Efien [Stadt und Land], Mülheim 

a. d. Ruhr und Rees.) 

1) Landgeriht Arn3 berg mit den Amtsgerichten: 
Arndberg, Attendorn, Balve, Berleburg, 
Binge, Brilon, Burbach, Förde, Fredeburg, 
Hilchenbach, Kirchhundem, Laasphe, Mars⸗ 
berg, Medebach, Meſchede, Neheim, Olpe, 
Siegen, Warſtein. 

2) Bielefeld: Bielefeld, Bünde, Gütersloh, 
Halle, Herford, Lübbede, Minden, Oyn- 
haufen, Peterdhagen, Rhaden, Rheda, Riet- 
berg, Blotho, Wiedenbrüd. 

3) Dortmund: Dortmund, Hamm, Hörde, Ka⸗ 
men, Kaſtrop, Soeſt, Unna, Werl. 

4) Duisburg: Dinslaken, Duisburg, Emmerich, 
u a. d. R., Oberhaufen, Reed, Ruhrort, 

Befe 

5) Eſſen: Bochum, Borbed, Efien, Gelſenkir⸗ 
hen, Hattingen, Steele, Wattenfcheid, Werden. 

6) Hagen: Altena, Hagen, Haspe, Iferlohn, Lim⸗ 
burg a. 8, Züdenfcheid, Meinertshagen, Men- 
den, Plettenberg, Schwelm, Schwerte, Witten. 

7) Münfter: Ahaus, Ahlen, Bedum, Bocholt, 
Borken, Bottrop, Buer, Yurgfteinfurt, Dor- 
fien, Dülmen, Haltern, Ybbenbüren, Koes⸗ 
feld, Lüdinghaufen, Miünfter, Olde, Ned» 
Ungbaufen, anpeine, Zedienburg, Vreden, 
Warendorf, Werne. 

8) Paderborn: Beverungen, Borgentreidh, Bra- 
tel, Büren, Delbrüd, Erwitte, Yürftenberg, 
Geſecke, Hörter, Lichtenau, Lippftadt, Nie 
beim, Paderborn, Rüthen, Salzkotten, Stein 
beim, Warburg. 


XI. Oberlandeßgeriht zu Kaſſel. 
GBejirk: Regierungsbezirt Kafjel[mit Ausnahme des 
Kreifes Schmallalden und einiger Orte bei Frank⸗ 
furt a. M.], der Kreis Biedenkopf vom Regierungs« 
bezirt Wiesbaden und das Fürftentum Waldeck) 
1) Landgeriht Hanau mit den Amisgerichten: 

Bergen, Bieber, Birftein, Burgbaun, Eiter- 
feld, Fulda, Gelnhaufen, Großenlüder, Ha⸗ 
nau, Hilvers, Hünfeld, Langenfelbold, Meer- 
holz, Neuhof, Orb, Salmünfter, Schlüchtern, 
Schwarzenfels, Steinau, Wächtersbach, We⸗ 
hers, Windeden. 


Staatslexilon. 


hauſen, Eſchwege, Felsberg, Friedewald, 
Fritzlar, Grebenſtein, Großalmerode, Gudenß⸗ 
berg, Hersfeld, Hofgelömar, Karlshafen, 
Kaſſel, Korbach, Lichtenau, Drelfungen, 
Raumburg, Nentershauſen, Retra, Nieder 
aula, Niederwildungen, Oberkaufungen, Ro» 
tendurg, Schentiengafeld, Sontra, Spangen- 
berg, Bederhagen, Volkmarſen, Wannfried, 
Witzenhauſen, Wolfhagen, Zierenberg. 

3) Marburg: Amöneburg, Battenberg, Bieden⸗ 
fopf, Borken, Frankenberg, Fronhauſen, 
Gladenbach, Homberg, Jesberg, Kirchheim, 
Marburg, Neukirchen, Neuſtadt, Oberaula, 
Rauſchenberg, Roſenthal, Treyſa, Vöhl, 
Wetter, Ziegenhain. 


XIL Oberlaudesgericht zu Srantfurt a. M. 


(Bezirk: Negierungsbezirt Wiesbaden [mit Aus» 
nahme des ſtreiſes Biedenkopf], einige Orte des 
Regierungsbezirts Kaſſel bei Frankfurt a. M., die 
hohenzollernſchen Lande und beinahe der ganze 
rechtsrheiniſche Teil des Regierungsbezirks Koblenz.) 


1) Landgericht Frankfurt a. M. mit den Amts⸗ 
gerichten: Bockenheim, Frankfurt a. M., Hom- 
burg v.d. 9. 

2) Hechingen: Sammertingen, Haigerloch, He⸗ 
chingen, Sigmaringen, Wald. 

3) Limburg a. L.: Braunfels, Diez, Dillen⸗ 
burg, Ehringshaufen, Ems, Hadamar, Her- 
born, Limburg a. L., Marienberg, Naflau, 
Nennerod, Runkel, Weilburg, Wetzlar. 

4) Neuwied: Altenkirchen, Asbach, Daaden, 
Dierdorf, Ehrenbreitſtein, Hachenburg, Höhr- 
Grenzhauſen, Kirchen, Linz, Montabaur, Neu⸗ 
wied, Selters, Wallmerod, Willen. 

5) Wiesbaden: Braubach, Eltville, St. Goars⸗ 
haufen, Hochheim, Höchſt, Idſtein, Kamberg, 
Katzenellnbogen, Königftein, Langenſchwal⸗ 
bach, Naſtätten, Niederlahnſtein, Rüdesheim, 
Ufingen, Wehen, Wiesbaden. 


XII. Gemeinfhnfttiäen Oberlanbeßgeriät zu 


(Bezirk: die Rheinprovinz [mit Ausnahme ber 
zu den Oberlandesgerichtöbezirien Hamm und 
Frankfurt a. M. gehörigen Teile].) 


1) Landgericht Aachen mit den Amidgerichten: 
Aachen, Aldenhoven, Blankenheim, Düren, 
Erkelenz, Eſchweiler, Eupen, Geilenkirchen, 
Gemiind, Heinsberg, Jülich, Malmedy, Mont- 
joie, Stolberg, St. Vith, . 

2) Bonn: Bonn, Eitorf, Euskirchen, Hennef, Kö⸗ 
nigöwinter, Rheinbach, Siegburg, Waldbröl. 

3) Düffeldorf: Düffeldorf, Geeresheim, Greven⸗ 
broi, Krefeld, Mönchen - Gladbadh, Neuß, 
Odenkirchen, Opladen, Ratingen, Rheydt, 
Urdingen, Bierfen. 

4) Elberfeld: Barmen, Elberfeld, Langenberg, 
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Lennep, Mettmann, Remſcheld, Solingen, 
Wermelskirchen. 

5) Kleve; Dülken, Geldern, Goch, Kempen, Kleve, 
Lobberich, Mörs, Rheinberg, Kanten. 

6) Koblenz: Adenau, Ahrweiler, Andernach, Bop⸗ 
pard, St. Goar, Kaftellaun, Kirchberg, Koblenz, 
Kohem, Kreuznach, Mayen, Meifenheim, 
Münſtermayfeld, Simmern, Sinzig, Sobern- 
heim, Stromberg, Trarbach, Zell. 

7) Köln: Bensberg, Gummersbach, Kerpen, Köln, 
Lindler, Mühlheim a. Rh. Wiehl, Wipperfürth. 

8) Saarbrüden: Baumbolder, Grumbach, Les 
bad, Neunkirchen, Ottweiler, Saarbrüden, 
Saarlouis, St. Wendel, Sulzbach, Tholey, 
Völklingen. 

9) Trier: Bernkaftel, Bitburg, Daun, Hermes⸗ 
teil, Hillesheim, Merzig, Neuerburg, Neu- 
magen, Perl, Prüm, Rhaunen, Saarburg, 
Trier, Wadern, Warweiler, Wittlich. 

Die Amtsgerichte zu Schleufingen, Suhl (Re⸗ 
gierungdbezirt Erfurt), Brotterode, Schmalkalden 
und Steinbach⸗Hallenberg (Regierungsbezirk Kaſſel) 
find dem Landgericht Meiningen, die Amtsgerichte 
zu Ranis und Ziegenrüd (Regierungsbezirk Erfurt) 
dem Landgeriht Rudolſtadt zugeteilt. Das zu⸗ 
ftändige Oberlandesgericht für die betreffenden Be⸗ 
zirke ift daB gemeinſchaftliche Oberlandesgericht zu 
Jena. Das Oberlandesgeriht zu Naumburg fun- 
giert zugleich als folches für das Herzogtum An⸗ 
halt und für das Fürſtentum Schwarzburg- Son- 
dershauſen, während das Oberlandesgericht zu 
Celle für das Fürſtentum Pyrmont und das Ober⸗ 
landesgericht zu Kaſſel für das Fürſtentum Waldeck 
zuſtändig iſt. 

Finanzen. Nach dem Staatshaus⸗ 
halisetat für das Finanziahr 1881—82 
balancieren bie Einnahmen mit den 
Ausgaben in der Gejamtjumme von 
913,070,416 ME., indem ſich die fort- 
dauernden Ausgaben auf 873,020,898, 
die einmaligen und außerordentliden 
auf 40,049,518 ME. belaufen. Dabei 
ift die Einnahme aus ben Domänen 
und Forften, nach Abzug einer Rente von 
7,119,2936 ME. für den Kronfideilom⸗ 
mißfonds, mit 72,114,544 ME. in Rech: 
nung geftellt. Die direkten Steuern be: 
laufen ſich nad) Abzug eines dreimonati: 
gen Steuererlafies von 14 Mil. Mf. auf 

49,484,000 Mk., während die indirekten 

Steuern mit ben gerichtlichen Koſten und 

Strafen 95,150, 100 Mk. betragen, darun- 


ter 17,992,330 ME. Anteil an den Reiche | P 


fteuern, 17,500, 00ME.Steinpelfteuern ac. 
Doch kommen von diefen Stenereinnah- 
men bie Erhebungsktoften wieder in Ab: 


Preußen (Finanzen ıc.). 


zug, wei fih bei ben direkten Steuern 
Fan 10,008,000 unb bei den inbireften auf 
25,930,400 ME. belaufen. Der Ertrag 
ber Lotterie tft mit 4,023,400 ME. (Aus⸗ 
gabe: 90,100 ME.) und der überſchuß der 

eehanblung mit 3 Mill. ME. etatifiert. 
Die Einnahmen aus ben Staat3eifen- 
bahnen und aus benjenigen Privateifen- 
bahnen, bei welchen ber Staat beteiligt ift, 
belaufen fi auf 356,542,000 ME., wäh⸗ 
rend fich die Betriebsfoften auf266,819,093 
ME. periiern. Der Anteil Preußens an 
ber NReichgeinnahme aus ben Zöllen unb 
aus der Tabakfteuer beträgt 34,123,900 
ME. An Matrikularbeiträgen hat B. pro 
1880-81: 38,808,232 ME. an bas Reich 
zu entrichten, pro 1881—82: 52,501,405 
Mt. Die Eri ai bes Juſtizminiſteriums 
beläuft fi auf 73,952,100 ME., während 
für das Kultusminifterium 49,710,973 
ME. in Ausgabegeftelltfind. Die Sta at 8⸗ 
ſchulden beliefen ſich 1881 für die al- 
ten Zanbesteile und für ben Gefamtftaat 
feit 1866 auf 1,306,643,097 Mt., inkl. 
761,578,529ME.Eifenbabnfchulden. Dazu 
kamen 88,746,086 Mk. Schulden ber 1866 
neu erworbenen Landesteile, welche mit 
ben legtern übernommen wurden. 

Im deutſchen Bundesrat, in welchem ber 
Krone PB. wichtige Vorrechte eingeräumt 
find (f. Bundesrat), führt dieſelbe 17 
Stimmen; in den beutichen Reihätng ent: 
fendet P. 236 Abgeordnete. Das Fleine 
Staatswappen ift mit ber Königs: 
frone bedeckt und enthält im filbernen 
Felde den ſchwarzen Adler mit dem Zep⸗ 
ter in der Rechten und dem Reichsapfel 
in ber Linfen, ben Namenszug bed Kö⸗ 
nigs auf ber Bruft. Das mittlere Wappen 
bat vier Mittelfchilde mit den Wappen 
von P., Brandenburg, Nürnberg und 
Hohenzollern und zehn Felder mit den 
Emblemen der Provinzen. Dasjelbe wird 
von zwei wilden Männern gehalten und ift 
mit der Kette und bem Kreuz bed Schwar⸗ 
zen Adlerordens umgeben. Dad große 
Wappen endlich enthält außer jenen vier 
Mittelichilden 48 Felder mit Zeichen ber 
rovinzen z2c., tft mit einem gefrünten 
Helm bebedt, von dem Schwarzen und dem 
Roten Adlerorden umgeben und von zwei 
wilden, Fahnen tragenden Mähnern ge 








Primogenitur — Prife. 


Balten. Es ſteht aufeinem blauen, golbein- 
gefaßten Boftament mit dem Wahliprucdh: 
»Gott mit und«. Das Ganze ift mit einem 
purpurnen Wappenzelt umgeben. Die 
Landesfärben find Schwarz und Weiß. 
Bol. Neumann, Das Deutfche Reich 
in geographifcher, ftatiftifcher und topo- 
grapbilcher Beziehung, 3b. 2 (1874); 
Rönne, Staatsrecht der preußifchen 
Monarchie (4. Aufl. 1881, 2 Bde.); Os⸗ 
feld, B. in flaatsrechtlicher, kamera⸗ 
liſtiſcher und flaatswirtichaftlicher Bes 
ziehung (2. Aufl. 1870); Schulze, Das 
preußijche Staatsrecht auf Grundlage des 
deutfchen Staatsrechts (1872, 2 Bde.); 
Laster, Zur Verfaffungsgefchichte 
Preußens (1874); Hahn, Wrevinziake 
ordnung für die Provinzen B., Branden- 
putß ommern, Sclelien und Sachſen 
(18/5); Brauditfh, Die neuern Or⸗ 
anifationzgefeße ber innern Verwaltung 
ür die Provinzen Preußens 2c. (1876 
ff.); über die Kreisordnung die Ausga⸗ 
ben von Hahn, Wadler, Höinghaus; 
Rönne, Verfaſſungsurkunde für den 
preußifhen Staat (1859); Der jeibe, 
Preußiſche Berfaflunggurfunde (1874). 
ur Geſchichte Breußend: Droyfen, Ge- 
hichte der preußischen Politik (1855 ff., 
Teil1—6); Ranke, Zwölf Bücher preußi⸗ 
ſcher Gefchichte (1874, 5 Bde.); Eberty, 
Geſchichte des preußiſchen Staat? (1867 
bis 1873, 7 Bde.); Hahn, Geſchichte des 
preußiichen Baterlanbs (8. Aufl. 1878); 
Philippſon, Geſchichte des preußifchen 
Staatöwejens vom Tod Friedrichs d. Gr. 
bis zu den Freiheitskriegen (1880, 3b. 1); 
Iſagacſohn, Gefhichte des preußifchen 
Beamtentumsd (1874—78, Bd. 1 u. 2). 
Primogenitur (Tat.), Erfigeburt, ins⸗ 
befondere das Vorzugsrecht ded Erftgebor- 
nen (primogenitus) bei der Erbfolge, 
Nachfolge des Alteſten ber älteften Linie 
Primogeniturordbnung); in 
Deutjchland zuerft durch Die Goldne Bulle 
Karls IV. 1356 für die Kurlande, fpäter 
in allen Monarchien durch Hausgeſetze ein: 


geführt. on 

Prinz (v. lat. princeps, franz. Prince), 
eigentlich Fürſt, dann Titel für die nicht 
regierenden Glieder ber fürſtlichen Fami⸗ 
lien. Der Thronerbe heißt bei gekrönten 
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Häuptern Kronprinz, Erbgroßherzog, Erb: 
prinz. Die weibliche Form ift Prinzeß 
oder ß tinzeflin(franz.Princesse). Ihr 
Ehrenprädikat iſt Hoheit, in den fürſt⸗ 
lichen Häuſern Durchlaucht. 

Prinzeffinnenſteuer (Fräulein⸗ 
ſteuer), diejenige Summe, welche bei 
der Verheiratung von Brinzeffinnen zu 
deren Ausfteuer und Abfindung aus ber 
Staatzfafje zu bezahlen, und deren Bes 
trag, wo er nicht verfaſſungsmäßig feſt⸗ 
gefelt, zwifchen Regierung und Ständen 

eſonders zu vereinbaren iſt. 

Prior (Iat., d. h. vorangehend der Zeit, 
bem Rang nach), Voriteher von Klöſtern, 
die nicht unter einem Abt ftehen, im Rang 
diefem folgend (in Nonnenklöſtern Brio 
rin) Priorät, Amt eines Priors; bei 
den Johanniterrittern Provinzialbezirk, 
der in Balleien zerfiel. Priorei, Kloſter, 
in welchem ein P. ſeinen Sitz hat; auch 
die Geſamtheit der einem ſolchen unter⸗ 
ſtellten Klöfter. Großprior, Haupteiner 
Abtei, unter der mehrere Prioren ſtehen; 
in den geiftlichen Ritterorden der nächite 
nach dem Großmeiſter. 

rioritäten (lat.) aftienge- 

Brioritätsflammaltien) jellichaft. 

Priſe (franz.), Seebeute einer krieg⸗ 
führenden Macht. Während nad) moder- 
nem Völkerrecht im Landkrieg das Privat: 
eigentum von Angehörigen der in einen 
Krieg verwidelten Staaten möglichft ges 
ſchont und nur, infoweit es für Zwece 
der Kriegführung brauchbar ift, in Ber 
ſchlag genommen wird, unterliegt im See 
frieg nicht nur das Eigentum des feind- 
lichen Staats, fopdern auch alles feind- 
liche Brivateigentum zur See, wofern es 
nicht durch eine neutrale Flagge gebedt 
wird, der Okkupation durch bie gegentei- 
lige feindliche Macht, ja jogar, wofern bie 
Kaperei von der Triegfüihrenden Seemacht 

eitattet wird, durch mit Kaperbriefen ver⸗ 
Üehene Privatfahrzeuge (ſ, Kaperei). 
Auch neutrale Privatjchiffe, welche ſich 
einer Verlegung der Neutralität, nament⸗ 
lich durch den Transport von Kriegskon⸗ 
terbande ober durch Blockadebruch, ſchul⸗ 
dig machten, unterliegen der Aufbringung 
und Wegnahme. Eine Einigung ber Sees 
möchte zur Befeitigung Des boch zur 
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Beichräntung bes ſogen. Priſenrechts 
auf Fälle der letztern Art ift troß wieders 
holter Anregung nicht zuftande gelommen, 
und felbit eine Verordnung bes Norb: 
deutfchen Bundes vom 18. Juli 1870, wo- 
nach franzöfifche Handelsſchiffe durch bie 
Bunbesfriegsmarine nicht aufgebracht 
werben jollten, abgejeben von foldhen 
Schiffen, die auch, wenn fie einem neu⸗ 
tralen Staat angehörig, der Wegnahme 
unterliegen witıben, mußte zueieigegogen 
werben, da von feiten Frankreichs das 
ireiche Berfahren nicht beobachtet wurde. 

8 befteht aber die Cinriötung ſtändiger 
oder für die Kriegsdauer beſonders einge⸗ 
ſetzter Priſengerichte (franz. Conseil 
de prises, engl. Prize court) zum Rechis⸗ 
ſpruch (Priſenurteil) darüber, ob eine 
Seebeute »zu fondemnieren«, d. h. als gute 
P. zu erklären, oder ob fie freizugeben fei. 
Diefe haben namentlidy auch darüber zu 
entfcheiden, wie e8 im Fall der Wieder⸗ 
nahme Reprife) zu halten ſei, wenn 
aljo eine Seebeute dem Kriegsfeind wieder 
abgenommen wird (f. Reprife). Nach 
ber preußifchen Prifenordnung nebit Pri- 
fenreglement vom 20. Juni 1864 wirb 
ein bejonderer Brifenrat, beftehenb aus 
einem Bräfidenten, je®3 Mitgliedern und 
einem Staatsanwalt, mit Appellation an 
einen Dberprifenrat, Tonftituiert. 
Das Verfahren vor ben Brifengerichten 
ift ein fummarifches Reflamationsverfah- 
ren, indem bie Präſumtion für die Recht: 
mäßigfeit der Wegnahme (Kaptur) der 
B. ſpricht und es dem Reflamanten über: 
laſſen bleibt, die Widerrechtlichfeit ber- 
felben darzuthun. Priſengeld Heißt bie 
Belohnung, weldhe der Mannſchaft und 
bem le bed die Kaptur vollzie- 
henden Schifjs (Raptor) verwilligt, auch 
bie Loskaufungsſumme, gegen die ein ge= 
kapertes Schiff freigegeben wird. Bol. 
Piltoye und Duverdy, Traits des 
prises maritimes (1854—59, 2 Bbe.); 
Wollheim da Fonfeca, Der beutiche 
Seehandel und die franzöfiihen Prijen- 
gerichte (1873). 

Privat (Tat.), häuslich, den Einzelnen 
betreffend, im Gegenfaß zum Offentlichen, 
Gemeinfamen, Staatlichen; daher Pri⸗ 
vatrecht, der Inbegriff derjenigen Rechte: 


Privat — Privatklage. 


normen, welche ſich auf die Rechtsverhält⸗ 
niſſe beziehen, in denen der Menſch als 
Einzelner ſeinen Mitmenſchen als Einzel⸗ 
nen gegenüberſteht, im Gegenſatz zum 
Öffentlichen Recht (ſ. Net) Privat⸗ 
ſeerecht, ſ. Seerecht. 
Privateer (engl. ſpr. preiwätige), ſ. v. w. 
Kaper (. Kaperei). 
rivatfürſtenrecht, das Familien⸗ und 
Erbrecht der landesherrlichen und ehemals 
reichſsunmittelbaren Fürſtengeſchlechter, 
bes hoben Adels Deutſchlands; zumeiſt auf 
Hausgeſetzen beruhend (ſ. Autonomie). 
Bribatgerichtsbarteit, ſ. Patrimo- 


nium. 

Privatklage (Privatanklage), ım 
Strafprogeß der Antrag, welcher von dem 
durch ein Vergeben Verletzten auf Unter: 
ſuchung und Beitrafung gegen ben Schul: 
Digen bei Gericht geftellt wird. Der Regel 
nach Tiegt nämlid bie Verfolgung einer 
jeben ftrafbaren Handlung mittelft öffent- 
licher ginge ber Staatsanwaltichaft ob; 
nur bei Beleidigungen und Körperver: 
letzungen, joweit bier eine Beftrafung auf 
Antrag eintritt, kann nach ber deutichen 
Strafprogeßorbnnung ber Verletzte ober der 
an feiner Stelle zum Strafantrag Berech⸗ 
tigte (ſ. Antragsverbreden) im Weg 
ber P. (als Privatfläger) bie Einlei- 
tung des ftrafrechtlihen Verfahrens, in 
weldyem ihm alsbann diefelben Rechts⸗ 
mittel wie der Staatsanwaltſchaft bei ber 
öffentlichen Klage zuftehen, herbeiführen. 
Nur wenn es im Öffentlichen Intereſſe 
liegt, wird auch bei derartigen Beleidi⸗ 
gungen und Körperverleßungen bie öffent- 
liche Klage durch bie Staatdanwaltichaft 
angeftrengt, welcher fich jeboch ber Ver⸗ 
letzte als Nebentläger anfchliegen barf. 
Ebenſo ift demjenigen, welcher bie Zu- 
erfennung einer Buße beanfpruchen fann, 
die Kpebumg ber Nebenklage neben ber 
sffentlihen Tage be3 Staatsanwalts ge: 
ftattet. Dagegen ift das Inſtitut der fogen. 
jubjidiären®., d. h. ber Befugnis des 
Verletzten, als Privatankläger vor Gericht 
Aufzutreten, wenn die Staatsanwaltichaft 
die Erhebung ber Bffentlichen Klage ab- 
lehnt, obwohl von dem deutſchen Suriften- 
tag empfohlen und urjprünglich auch in 
den Entwurf der deutichen Strafprogeß- 











Privatrecht — Propft. 


ordnung mit aufgenommen, nicht zum 
Geſetz erhoben worden. Del Deutjche 
Strafprogeßorbnung, SG 414— 446, 

Privatrecht, ſ. Recht. 

Privaturkunde, ſ. Urkunde. 

Privilegium (lat.), Anenahmegeſed 
(f. d.); auch Bezeichnung für bie Durch ein 
ſolches Ausnahmegelet begründeten Bor: 
und Sonderrechte einer einzelnen Perfon 
odereiner beftimmten Klaſſe von Perſonen, 
auch wohl für die über die Verleihung eines 
ſolchen Rechts ausgeſtellte Urkunde. 

odutt (lat.), Erzeugnis, Boden⸗ 
erzeugnis, beſonders zur weitern Verarbei⸗ 
tung und als Gegenſiand des Handels die⸗ 
nendes; Produktenhan del, Handel mit 
Bodenerzeugniſſen des Landes, zum Un⸗ 
terſchied von Kolonial⸗, Manufaktur⸗ und 
anderm Warenhandel; Produktion, Er⸗ 
zeugung wirtſchaftlicher Güter ſowie Wert⸗ 
erheung derſelben durch die Arbeit (Han 
del, Erhoͤhung der Kultur, Sicherung nach 
augen). Im Gegenſatz zu den Konſu⸗ 
menten, den Verbrauchenden, verſteht 
man unter Produzenten die Hervor⸗ 
bringenben, alſo diejenigen, welche gewiſſe 
Erzeugnijfe herſtellen. Produftivge: 
nofjenfhaft, j. Genoſſenſchaften. 
rofoß, i. Sefuiten. 
rogymnafium (griech.), Vorſchule 
zu einem Gymnaſium; in Preußen: 
Gymnaſium, dem die Prima fehlt. 

Prohibieren (lat.), verbieten, nicht zu⸗ 
laſſen; Prohibitorium, Verbot, na⸗ 
mentlich der Ein= ober Ausfuhr von Wa⸗ 
ven; Prohibitivſyſtem, handelspoliti- 
ſches Syftem, wonach die Einfuhr gewilfer 
ausländifcher gewerblicher Erzeugnijfe 
verboten wurde, um bie inländifche In⸗ 
buftrie zu befördern, Prohibitivmaß— 
regeln, vorbeugende Maßregeln, im 
Gegenſatz zu fogen. Repreffiumaß- 
regeln, die in einem Einfchreiten gegen 
Mißbräuche beſtehen. 

Proklamieren (lat.), öffentlich bekannt 
A Proklamation, Belannt- 
madung Fa ihr Ausrufen, dann 
überhaupt öffentliche Defanntmodiung, 
3. B. Aufruf eines Fürſten an das Volt, 
eines Heerführers am bie Armee, an bie 
Bewohner einzelner Städte oder Provin- 
zen. Vom Manifeſt (ſ. d.) unterfcheidet 
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fih die Proklamation dadurch, daß jenes 
einen mehr diplomatiſchen, dieſe einen 
mehr populären Charakter hat. 
rofüra (lat., »für Mübe«), Hono- 
rar für Bemühungen in Handelsange⸗ 
legenheiten; dann die vom Eigentümer 
einer Hanbelsnieberlaflung, Einzelfauf: 
mann ober Hanbelögefellfchaft erteilte Voll: 
macht, im Namen und für Rechnung bes 
Peinztpal das Handelsgeſchäft zu betrei- 
en und bie Firma per procura (p. pr. 
oder pr. Pa.) zu zeichnen; Prokuriſt 
(Profuraträ gen), ber alſo Bevollmäch⸗ 
tigte; KRollettivprofura, die an meh⸗ 
rere zuſammen erteilte P. Vgl. Deutfches 
Hanbelsgeſetzbuch, Art. 41—46, 52—56. 

Broluration (Iat.), Auftragsbefor- 
gung, Stellvertretung durch einen Bevoll- 
mädhtigten, aud) bie diefem erteilte Voll⸗ 
macht; beſonders der vorläufige Abſchluß 
eines Ehekontrakts zwiſchen füritlichen 
Perfonen duch Bevollmächtigte. Pro⸗ 
furator, Bevollmächtigter, Stellver: 
treter, Anwalt. Staatsprofurator, 
ſ. v. w. Staatsanwalt. Profuratur, 
Geſchäftsverwaltung. 

Proletariat (lat.), die beſitzloſe, aus 
der Hand in den Mund lebende Klaſſe; 
ſ. Plutokratie. 

ronunciamiento (ſpan.), öffentliche 
Kundgebung, Signal zum Aufftand, na- 
mentlich dasjenige, welches von Führern 
der bewaffneten Macht ausgeht. 

Propaganda (at), Anftalt zu Ver⸗ 
breitung gewijler Lehren, Meinungen xc., 
insbefondere Miffionsanftalt;B.macen, 
für feine Meinungen und Grundſätze 
Anhänger zu gewinnen fuchen. Congre- 
gatio de p. fide, eine Unterabteilung des 
Karbinalfolfegiums, »zu Verbreitung des 
Slaubens«, 1622 in Rom von Gregor XV. 
gegründet; mit berfelben verband Ur⸗ 
ban VII. 1627 da8 Collegium de p. 
fide, Bidungsanftalt für Mijfionäre. 

Propft (v. Iat. praepositus), Vorge⸗ 
ſetzter; Klofter =, StiftSvorfteher, insbeſon⸗ 
dere eines Kathebralftifts (Dompropft); 
\% ar Ei ber Pre an 

en Hauptpaftoren. Feldpropſt, in 

reußen der nächfte Vorgeſetzte der Divi- 
ions⸗ u. Brigabeprebiger. Propftei, Be 
zirk, Würde, Amtswohnung eines PBropftes. 
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Broreltor (lat.), an Univerfitäten der 
bie Stelle des Landesherrn als Rektors ber 
Univerfität vertretende Profeſſor; Pro: 
reftorät, Amt, Würde besfelben. 

Proſelyt (griech.) Fremdling, An⸗ 
kömmling, ein zu einer andern Partei, 
insbeſondere zu einem andern religiöſen 
Glauben, Übergetretener, Proſelyten⸗ 
macher, einer, der andre für feinen Glau⸗ 
ben zu gewinnen fucht. 

Drostynefis (grich.), das Anbeten, 
fußfällige Verehrung ber Herrſcher im 
Morgenland. 

Proteltion (Iat.), begünftigter Schub. 
Protektioniſten, in England die Ver: 
teidiger der Söupgölle auf ns 
zöllner. Protektor, Gönner, Schub: 
und Schirmherr. 

Proteſt (Iat.), ſ. Broteftieren. 

Proteftantentag, |. Proteſtanten⸗ 
verein. 

Broteflantenverein, Verein deutfcher 
Proteftanten, welcher eine Wiederbelebung 
ber proteftantifchen Kirche im Geift evan⸗ 
gelifcher Freiheit und im Einklang mit ber 
modernen Kultur erftrebt ;1865 in Eiſenach 
gegründet. Der P. hält regelmäßig alljähre 
Id einen Proteftantentag ab. Or⸗ 

ane bes Vereins find: die »PBroteftantis 
—* Flugblätter« (Elberf.), das »Deut⸗ 
ſche Broteitantenblatte (Brem.), die »Pro⸗ 
teftantenvereind-Keorrejponbenze und bie 
»Proteftantiiche Kirchenzeitung« at 
Dal. Schenfel, Der deutfche 9 1871). 

Proteftantismuß (lat., proteſt an⸗ 
tiſche oder evangelifche Kirche), Ge⸗ 
famtbezeihnung desjenigen Hauptzweigs 
der hriftlichen Kirche, welcher fich infolge 
ber Reformation im 16. Jahrh. von ber 
römiſch⸗katholiſchen Kirche getrennt hat. 
Der Name Proteftanten rührt von 
ber Proteftation ber, welche die evangeli⸗ 
ſchen Reichsſtände 19. April 1529 gegen 
den Reichsabſchied von Speier erhoben, 
durch welchen alle Firchlichen Reformen 
verboten werden jollten. Schon während 
der Reformation ward aber wiederum eine 
Trennung ber proteftantifchen Kirche in 
bie Iutherifche und die reformierte 
veranlagt und zwar burdh bie Verſchie⸗ 
denheit in der Auffaffung einzelner Glau⸗ 
benzlebren, 3. B. der 


Proreltor — Provinz. 


Innerhalb diefer beiden Kirchen Fonımen 
noch verfchiedene Religionsparteien und 
Seften vor. Allein im wejentlichen ſtim⸗ 
men biefelben boch darin überein, Daß fie 
ber Behauptung ber katholiſchen Kirche, 
bie alleinfeligmachende und unfehlbare 
zu fein, wiberfprechen und bie Herrſchaft 
bes Papſtes, bie Heiligenverehrung, Die 
Anrufung bet Jungfrau Maria, ben Ab- 
laß, das Meßopfer, das Cölibat der Geift- 
lichen, bie fieben Saframente und bie 
Lehre vom Fegfeuer nicht anerkennen. ER 
Saentel, 8 Weſen des P. (2. Aufl. 


Broteflieren (lat.), Widerſpruch, Ein: 
fpruch erheben; Broteft, Broteftation, 
[oem icher Widerfpruch, welcher 3. B. gegen 

ie Hanblungsweife einer Regierung er: 
hoben wirb. Brotefler, Proteſtpar⸗ 
tei beißen in Elſaß⸗Lothringen diejenigen, 
welche gegen bie Annerion der Reichslande 
nach wie vor Widerfpruch erheben. Wech⸗ 
jelproteft, die über Verweigerung ber 
Annabme oder ber Zahlung eines Wech⸗ 
feld oder zur Beurkundung ber Bermö- 
gensunficherheit bes Bezogenen aufgenom⸗ 
mene gerichtliche oder notarielle Urkunde. 
Protodatärins (griech.⸗lat.), ſ. Da: 

aria, 

Protonotar (griech.⸗lat.), ehedem ber 
erſte Sekretär eines höhern Gerichts. 
Apoſtoliſche Protonotarien, beim 
päpſtlichen Stuhl in Rom zwölf ein Kolle⸗ 
gium (Protonotariat) bildende done 
Seiftliche, welche alle die Kirche betreffen: 
den Afte, die Prozeburen bei Kanoni- 
fationen 20. au beforgen haben. 

Provinz dat), größere Unterabteilung 
eines Staatskörpers; auch Bezeichnung 
für den Bezirk eines Erzbiſchofs. Zuwei⸗ 
len wird auch das gefanıte Land in Ge: 
nenfa zur Haupt= ober Reſidenzſtadt P. 
genannt. Provinziell(provinzial), 
die PB. betreffend, die B. angehend, dahin 
gehörig. Provinzial, der Ordensvor⸗ 

ejeßte ber Klöſter ber P. eines Erzbifchofs. 
Beodingialiyftem, basjenige Syſtem, 
wonach die Provinzen eined Staats eine 
gewiſſe Selbftändigfeit eingeräumt erhal- 
ten, indem fie unter befondern Brovin- 
zialregierungen ftehben und in ben 


bendmahldlehre. | Brovinziallanbtagen Organe ihrer 





Provinz. 


kommunalen Selbſtverwaltung beſitzen. 
Während in Frankreich bie frühere Ein⸗ 
teilung in Provinzen, welche auf Stam⸗ 
megeigentümlichkeiten und geographifchen 
Unterſcheidungsmerkmalen beruhte, durch 
bie Revolution von 1789 bejeitigt und 
durch die Einteilung in Departements im 
Anterefie der Zentralifierung der Regie: 
rung und zur Bejeitigung provinzieller 
Gegenſätze erſetzt ward, iſt in Preußen 
das Propinzialfuftem beibehalten und als 
die Grundlage ber Selbitverwaltung 
benutt worden. Für die altpreugifchen 
Provinzen, d. h. für Preußen (Oft: und 
Weftpreußen), Brandenburg, Pommern, 
Schleſien und Sachſen, ift im Anſchluß 
«an die neue Kreisordnung eine neue 
Bovinglatorhnung, d. h. ein um 
faflendes Geſetz über die Organifation 
diejer Provinzen, vom 29. Suni 1875 
publiziert worden und 1. San. 1876 in 
Kraft getreten. Hiernach bildet jede P. 
einen mit den Rechten einer Korporation 
ausgeftatteten Kommunalverband zur 
Selbfiverwaltung feiner Angelegenheiten. 
Für dieſen Zwed ift ver Provinzial: 
verband, welcher fih aus ben innerhalb 
ber P. beftehenden Kreisverbänden zu⸗ 
ſammenſetzt, zum Erlaß von Provin⸗ 
zialſtatuten über die ihm geſetzlich zu⸗ 
gewieſenen Angelegenheiten und boniegle- 
ments über bejondere Einrichtungen des 


Provinzialverbands ermächtigt. Die Felt: 


ftellung dieſer Verordnungen erfolgt auf 
dem PBrovinziallandtag, welder durch 
den, König einberufen wird, und befien 
— in den Landkreiſen durch die 
Kreistage, in ben Stadtkreiſen von ben 
eragiittaten — auf che Yahıe 
ollegien gemeinſcha auf ſechs Sabre 
—*8* werden. Außerdem kommt dem 
re noch bejonbers bie Feſt⸗ 
elung des Provinzialhaushalts— 
etats und etwaiger Provinzialab— 
gaben Ei Zur Wahrnehmung ber lau⸗ 
fenden Geſchaͤfte der fommunalen Pro: 
vinzialverwaltung wird ein von Köni 
zu beftätigenber Landesdirektor auf 
mindeſtens ſechs und höchſtens zwölf Sabre 
gewählt, welchem bie nötigen Provinzial⸗ 
eamten beigegeben werben. Demſelben 
ſteht dabeiein Provinzialausſchuß zur 
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Seite, welcher außer dem Landesdirektor 
und dem Vorſitzenden aus einer durch 
Provinzialſtatut feſtzuſetzenden zmabi 
von mindeftens 7 und böchitens 13 Mit: 
gliedern beiteht, als ſtändiges Organ ber 
probinziellen Selbftverwaltung. Der Lan⸗ 
desdirektor ſowie der Provinzialausſchuß 
werden vom Provinziallandtag gewählt. 
Als ſtaatliche Aufſichtsbehörden in An⸗ 
ſehung der Provinzialverwaltung fungie⸗ 
ren die Oberpräſidenten und in höherer 
Inſtanz der Miniſter des Innern. Außer⸗ 
dem wirken bei der Beaufſichtigung der 
Kommunalangelegenheiten ber Kreife, 
Amtsverbände und Gemeinden (der Un- 
terabteilungen der P.), bei der Beauffich- 
tigung ber Schulangelegenbeiten und des 
Wegebaus ein Bezirkärat und in 
höherer Inſtanz ein Provinzialrat 
mit. Der Bezirksrat beſteht aus dem Re⸗ 
gierungspräfidenten des betreffenden Re⸗ 
gierungöbegir, einem von bem Minifter 
es Innern ernannten höhern Verwal: 
tung3beamten und vier vom Provinzial: 
—— gewählten Mitgliedern, während 
fih der Provinzialrat aus dem Oberpräs= 
fidenten ber P. einen höhern Verwal: 
tungsbeamten und fünf vom Provinzial- 
—— aus feiner Mitte erwaͤhlten Mit- 
gliedern zufammenjegt. Für die unmit⸗ 
telbare Verwaltung und Beauffihtigung 
einzelner Anftalten fowie für die Wahr: 
nehmung einzelner Angelegenheiten bes 
Provinzialverbands können durch Beſchluß 
des Provinziallandtags beſondere Pro⸗ 
vinzialkommiſſionen angeordnet 
und vom Provinziallandtag oder vom 
Provinzialausſchuß gewählt werden. Für 
die P. Hannover iſt eine beſondere Pro⸗ 
vinzialordnung bereits unterm 22. Aug. 
1867 und für Schleswig-Holſtein eine 
folhe unterm 22. Sept. 1867 erlaffen 
worden. Was die Stantsverwaltung an- 
betrifft, jo ftehen bie preußiichen Provin⸗ 
gen unter Oberpräfidenten, bie als flän- 

ige Kommifjare des Minifteriums in 
ben Provinzen fungieren und gewiſſe 
Oberauffichtärechte ausüben. Die Pro: 
vinzenzerfallenintegierungsbezirte, 
an deren Spite Regierungen ſtehen, 
die in verfchiedene Abteilungen (für In: 
neres, Kirchen⸗ und Schulweien, Do: 
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mänen, Forſten und Steuern) dert, 
Der Oberpräfibent ber P. ift in der Regel 
auch zugleich Präfident ber an feinem 
Amteh befindlichen Regierung. In ber 
B. Hannover befiehen bie alten Rand: 
drofteien fort. Die Regierungäbgirfe 
gefallen in Kreife, an beren Spige ber 
jandrat fteht. In andern Staaten find 
für bie höhern Berwaltungsbezirke zum 
Teil andre Bezeichnungen gemäblt (1. 
Reid), in Heilen: Darmftabt beftehen 
ebenfal rovingen, welche unter Bro: 
vinzialbirektoren ftehen. Das Organ 
ber tommunalen Gefsiermaftung if fer 
der Provin — und für bie lau⸗ 
fenden Geſchafte befteht 

ausfhuß. Lgl. Braugitid, Die Or 
part jationögefege ber innern Berwaltum; 
ie bie 


Provinzialforrefponbenz (Iat.), in 
Preußen eine allwöchentlih erſcheinende 
offizielle, gebrudte Korreiponbenz, für 
welche ber Miniſter des Innern bie Ver⸗ 
antwortung übernommen hat. Diefelbe 
wird vielen Lofalblättern beigelegt, und 
ihre Artikel gehen in die Tageöpreffe über. 

amentlich werben bie Reichstagsreden 
bes Reichskanzlers neuerdings durch bie 
N. verbreitet, 

Proviſion (lat.), ſ. Spebition. 


Quadratmeter (Duabratftab), f. 


eter. 

Onalifizieren (Tat.), eine Eigenfchaft, 
Befãhi⸗ uns leihen; 16. mopu geige 
mei gef fein; qual —8 fübigt, 
ausgezeichnet; in ber Rechtsſprache Bes 
zeichnung für ein Terbrechen, welches 
unter gewiffen, im Gefeg al8 erfchwerend 
bezeichneten Umflänben verüibt worden ift, 
2. ein mittelft Einbruch verübter Dieb⸗ 
Kabıs Dnalififation, Beilegung ober 
Befig einer Cigenfhaft; dann die Ber 
fähigung zu einem Geſchaͤft, daher Qua⸗ 
IN rattonöbeeigt ſ. Konbuiten 

od). 

Onarantüne (franz. ipr.tarangt, Konz 
tumaz), gefunbheitöpolizeiliche uberwa⸗ 








ein Brovinzial:| Sta 


pesingen Preußen etc. 39 sn 








Provinzialkorreſpondenz — Quäftoren. 


Hroboſ (engl.‚ive.prohwöRoderpröweßR, 
v. lat. pro- ober praepositus), Bor: 
fieher, namentlih von Stabtverwaltun: 
er Rarh-M heißen bie Bürgermeifter 
{] te. 

"Brocessüs), f. Zivil: 


“ UR), Betanntmagu 
(at.), Bekanntmachung, 

2) . indbeonbere eines Ger 

fe Nondum, amtliche Ber 


kanntmachung. 

Buhlizieren (Iat.), betannt machen, 
verfünben, namentlich ein Geſeb / ane 
Verordnung 
Babihif Cat), Renner, Lehret des 

atsrehtB; Bezeichnung für jemand, 

über Sr chen Rechts 


meldher sagen bes öffentlichen. 
reibt. 
Publizität (lat.), Öffentlichkeit, Offen- 


fundigkeit; 3. 8. biejenige Öffentlicheit, 
welche dur ben Eintrag eines Pfanb- 
rechts eines Grunberwerbe in bie öffent» 
lichen Bücher bewirkt wird. J 
th, Wort ber Züricher Mundart, 
tam bei der bortigen jung von 1839 
auf, bezeichnet einen unerwarteten, raſch 
vorfibergefenben —— 
Pyrenäifhe Halbinfel, die weſtlich 
von dem Purenäengebirge gelegenen Kö- 
nigreiche Spanien und Protugal. 


jung und Abfperrung auf eine gen 
Er — der —A 
epibemifcher Krankgeiten; früher zur Ber- 
meibung ber Verbreitung von Peſtkrank⸗ 
heiten, neuerdings gegen bie Einſchlep⸗ 
pung ber Cholera angewendet, 
Quartierleiflung, Verpflichtung ber 
Einwohner zur Unterbringung ber Mit⸗ 
de der F eten Mast nebft dem 
ergefolge (j. Einguartierung, 
—A Dieſt im —— 
——— 
Magiſtrate, welche bie Staatseinkünj 
zu verwalten hatten, iſt heutzutae 
barlamentarifchen Körperſchaften fir bie 
jenigen Mitglieder berjelben gebräuchlich, 
welde deren finanzielle ‚Angelegenheiten 


\ Quieszenz — Rat. 


u beforgen haben. So ernennt insbes 
jondere ber Bräfibent be beutichen Reichs- 
ags nad) der Gefchäftsorbnung des leſz⸗ 
tern ($ 16) für die Dauer jeiner Amts» 
führung zwei Q. für das Kaffen» und 
dechnungoöweſen. 
Quieszenzllat.),Benfions-,Rubeftand; 
quieszieren, penfionieren(j.Benfion). 


Rabatt (ital.), Abzug am Kaufpreis 
feitens des Käuferd, in ber Regel nach 
PVrogenten berechnet, namentlich bei fo: 
fortiger Barzahlung bed Kaufgelds; auch 
hen. do. Disfont (1-6) überhaupt 

tal (neulat., »eingemwurzelte), 
greünbli, von Grund aus; daher Ra 
ditaliamus, — — welde 
in_ber Bilfenidait ‚oder im praftifgen 
Leben unb zwar namentlich in ber Poli⸗ 
tif_eine beftimmte Anficht bis zu ihren 
Konſequenzen verfolgt und ſich 





äußerften 
bie rüdfichtälofe Durchführung der num | bi 


einmal für richtig gehaltenen Srunbfäge 
gm Biel fett. Auf bem pofitiichen Ge: 
iet ſtellt ſich der Radikalismus als das 
Extrem bed Liberalismus bar, Während 
nämlich bie Liberalen eine freie und frei⸗ 
finnige Entwidelung anftreben, haben bie 
Batılten eine A Uimgeftaftung on 
jehenben tniffe im Yuge, welche 
— an bas Beftebenbe anfnihft, Tore 
m N Veſtehende vernichten will (vgi. 
eraN). 

Rang, bei ber ſtufenweiſen Gliederung, 
welche aus den Begriffen von Wert und 
Wichtigkeit erzeugt wird, das befonbere 
Verhältnis, in welchem ein iſtand 
zum andern ſteht; beſonders bie Orb: 
nung, durch welche ſich ein Vorzug des 
einen vor dem andern lundgeben ſoll. So 
unterſcheidet man z. ®. bei Staaten je 
nad) ihrer Größe und Machtſtellung zwi: 
ſchen Staaten erften, zweiten, beitten ac. 
Ranges; fo werben 3. %8. bei den Gefand- 
ten (j. b.) vier Rangflafien unterſchieden. 
Wenn aber beiden Nangbeftimmungen 
eine zu menig fee Norm —8 fo daß 
Ehufgung. lerblendung oder Eigenbüns 


R. 
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Quingquennalfatultäten,j.Dispens. 

Quito (pr. fito), |. Ecuador, 

Quittungöener, | Stempelfeuer, 

Quote (at.), der wievielfie Teil, ber 
bei einer Verteilung nad) beftimmten Re⸗ 
geln auf den einzelnen _entfallende An⸗ 
teil; baberber Außbrud »Ouotifierung 
ber Steuern« (j. Kontingent). 


tel forbern kann, was ihm mit ober ohne 
Grund abgeſprochen wird, fo entfliehen 
Rangftreitigfeiten, welche vom Ernft= 
haften bis zum Lächerlichen gehen. Unter 
ben verfejiedenen selaffen der Bevölferung 
unb_ben Ständen eines Staats wirb am 
meiften beim Militär auf die genaue Ein- 
haltung ber Rangorbnung geſehen, 
weil man’ hiervon bie Stärke der Diszi⸗ 
fin abhängig glaubt. Unter den verfchier 
venen Staaten aber thun ſich in dieſer 
Beziehung England und Rußland, wo 
er R. ber Zivilperfonen nad Art ber 
beim Militär herefpenden Einrichtung 
geordnet ift, hervor. 


fih aus ber 

8 en, auch ſich 

a ft, ſelbſi be 

ft für Kriegs⸗ 

M jrüßer dblih 

w u in gefaperted 
ff wird fo genannt (f. Kapere i). 


‚Ina (Iat.), Raub. 
port (kan. I, Bericht, befonders 
beim Peilitär Meldung an den Vorgeſeh⸗ 
ten; Ragesrappont, Angabe ber efjef- 
tiven Stärke einer Truppe. Rappors 
tieren, Bericht erftatten; Rapporteur 
pe. «bpe), Berichterllatter, Zwiſchenträger. 

Rat, im öffentlichen Leben ein Koller 
gium, welches an ber Spige einer größer 
‚ober Hleinern Korporation oder, wie in 
manden Staaten ber Staatsrat, au 
der Spibe bes Staats felbft fteht, bie An: 
gelegenheiten diefer Körperſchafien berät 
unb ihre Jnterefien zu vertreten Bat. 
So wir In&befonbere bie —3 
— einer Gemeinde Gemeindes 
rat, Stadtrat ze. genannt. Gleichzeitig 
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werben auch die Mitglieder folder Kolle- 
gien als Räte bezeichnet, und ber Tite[R. 
dient überhaupt zur Bezeichnung eines 
böhern Beamten, wobei bie zujäße »Obere, 
3. B. Oberregierungsrat, »@eheimer« und 
»Wirklicher Geheimer R.< bie Steige 
rungsgrabe bed Ranges bezeichnen. Auch 
wird ber Ratstitel vielfach nur ala Ehren 
titel verliehen, wie: Kommerzien=, Kom⸗ 
miſſions⸗, Hof:, Kammer-, Kirchen⸗, Me 
bizinals, Sanitäts-, Schul-, Konfiftorial-, 
Fang Regierungs-, Kriegs, Poſt⸗, Ju⸗ 
rat xc. 

ste (Iat.), Zeil, Anteil; Raten: 
zablung, Zahlung einer Summe in ber 
Meife, daß diejelbe nach und nach in Teil- 
zahlungen zu beflimmten Fälligkeitster⸗ 
minen entrichtet wirb. 

Ratifizieren (Iat.), genehmigen, na⸗ 
mentlid bie Sanbtun en eines Stellver- 
treters; daher Ratifilation, im völfer- 
rechtlichen Verkehr die durch die Staates 
regierung bewirkte Anerkennung von 
Staatöverträgen, welde von ben Bertre- 
tern ber erſtern Mo wurden. Zur 
Beurkundung berjelben find die Ausferti- 
gung und ber Austaufch befonderer Ra: 
tififationsurfunden üblich, welde 
ben abgefchloffenen Vertrag und deſſen 
Öenehmigung enthalten und von bem In⸗ 
haberber taatsgewalt unterſchrieben und 
beſiegelt werden, in konſtitutionellen Staa⸗ 
ten auch von verantwortlichen Miniſtern 

u kontraſignieren ſind. Die Ratifikation 
—* Verträge pflegt ——— am 
Schluß derſelben ausdrücklich vorbehalten 
zu werden (Ratifikationsklauſel), 
indem zugleich ein Raifitatienefriſt 


eine ze — e war. 

Ratihabition (lat, Genehmhal⸗ 
tung), nachträgliche Einwilligung in eine 
bereitö früher vorgenommene Handlung. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag wird nach 
erfolgter R. dem Mandat glei) behanbelt. 

Raub (Int. Rapina), das Verbrechen 


besjenigen, welcher mit Gewalt gegen eine | Val 


Perſon ober unter Anwendung von Dro⸗ 
bungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
ober Xeben eine fremde beivegliche Sache 
einem andern in ber Abficht wegnimmt, 


feftgefegt wird, bie 3. B. bei dem Frank⸗ 
furter — vom 10.Mai1871 
5 


Rote — Reaktion. 


fich Diefelbe rechtswidrig zuzueignen (deut- 
(des Reichöftraf elebbud, 5249). Das 
rbrechen des Raubes unterjcheibet fich 
von dem Diebſtahl (f. d.) als der gewalt⸗ 
loſen, widerrechtlichen Zueignung einer 
fremden beweglichen Sache, durch die da⸗ 
beiangewenbete Gewaltthätigfeitgegen 
eine Perſon. Daher geht ber Diebftahl 
auch in R. über, wenn der auf friſcher 
That betroffene Dieb gegen eine Perſon 
Gewalt verübt oder Drohungen mit ge 
genwärtiger Gefahr für Leib ober Leben 
anwenbet, um fid) im Befit bes geſtoh⸗ 
fenen Guts zu erhalten ($ 252). Das 
Reichöftrafgejehbuch beftraft das Verbre⸗ 
chen des Raubes, deſſen Verſuch ebenfalls 
ftrafbar ift, mit Zuchthaus von 1—15 
Jahren und, wenn mildernde Umſtände 
vorhanden, mit Gefängnis von 6 Mona⸗ 
ten bis zu 5 Jahren. Als ſchwerer R. 
($ 250) wirb e8 aber und zwar mit Zucht: 
haus nicht unter 5 Fahren geahndet, wenn 
der Räuber bewaffnet war; wenn ber R. 
von mehreren ausgeführt wurbe, welche 
fih zur fortgefegten Begehung von R. 
oder Diebftahl verbunden hatten; wenn 
ber R. auf einem öffentlichen Weg, einer 
Straße, einer Eifenbahn, einem öffent- 
lihen Plat, auf offener See oder auf 
einer Waſſerſtraße begangen (Straßen: 
raub); wenn der R. zur Nachtzeit in 
einem bewohnten Gebäude verübt wurde, 
in welches ſich der Räuber eingejchlichen 
oder ſich gewaltſam Eingang verichafft, 
oder in welchem er ſich verborgen hatte; 
endlich auch dann, wenn ber Räuber be- 
reits einmal wegen Raubes beftraft und 
nun wieber rüdfällig geworben iſt. Als 
chwerſter Fall bes Raubes wirb es aber 
($ 251) bezeichnet, wenn babei ein Menſch 
gemartert, oder wenn burch bie gegen ihn 
verübte Gewalt eine ſchwere Körperver: 
legung oder ber Tod besjelben verurſacht 
worden ift. Hier fol Zuchthausſtrafe nicht 
unter 10 Jahren oder felbft auf Lebens: 
eit eintreten. Über den Unterſchied zwi⸗ 
Ien RN. und Erprefiung ſ. Erpreifung. 
. Billnow, R. u. Erprefiung (1875). 
Raubmord, ſ. Mord. 
Ranibandel, f. Schlägerei. 
Reaktion (lat. »Gegenwirfunge), im 
politifhen Sinn das Beftreben, in ber 





Real — Recht. 


Geſetzgebung und in der Verwaltung Zu: 
[fände wieder herbeizuführen, welche mit 
n veränderten Verhältniffen und mit 
bem inzwifihen vorgeichrittenen Stande 
der Gefeßgebung im Widerſpruch fliehen; 
mit andern Worten das Beitreben, einen 
Rückſchritt zu veralteten Zuftänden her⸗ 
beiführen. Reaftionär, ein ber R. Er⸗ 
geben, Rückſchrittsmann. ine folche 
eaftionsperiode folgte der Bewe- 
ung von 1848 und 1849 in ben Jahren 
850—58, bis fie in Preußen mit dem 
Beginn ber Regentichaft des jegigen Kai- 
ferd Wilhelm ein Ende erreichte und dann 
Ma in ben übrigen deutſchen Staaten 
nad) und nad einem freifinnigern Regi⸗ 
ment wid). Die gegenwärtige Reaftiong- 
periode fennzeichnet fi) durch die Wieber- 
berftellung veralteter Schußzölle, durch 
Beftrebungen nad Beichränfung ber Ges 
werbefreiheit, Freizügigkeit, Zinsfreibeit, 
der allgemeinen Wechlelfähigfeit, der 
Gleichſtellung der —— der par⸗ 
lamentariſchen Redefreiheit, Beſeitigung 
des Inſtituts der obligatoriſchen Zivilehe, 
der jährlichen Einberufung des Reichs⸗ 
tags, Wiedereinführung der Prügelſtrafe, 
Verſchärfung mancher Strafgeſetze u. dgl. 
Real (lat.), ſachlich, dinglich im Ge- 
genſatz zu perſönlich (perſonal) und 
wörtlich, münbli (verbal); auch wirk⸗ 
lich eriftierend (reell) im Gegenfat zu 
edacht, nur in der Einbilbung beitehend 
ideal, imaginär). Daber Nealbe- 
rehtigung, einean Grund und Boden 
efnüpfte Berechtigung; Realgemeinde 
— die innerhalb einer 
»politifhen«e) Gemeinde beſtehende Kor⸗ 
poration, welcher das ausſchließliche 
Nutzungsrecht ober auch das Eigentum 
an einem gewiſſen Teil des Gemeinde⸗ 
guts zuſteht; Realinjurie, thätliche Be⸗ 
leidigung (f. d.); Realkredit, ber durch 
Unterpfand, namentlich durch Hypothek, 
begründete Kredit im Gegenſatz zum 
Perſonalkredit, welcher ſich auf bie 
Perſonlichkeit (Bürgen, Wechſel, Schuld⸗ 
ſcheine) ſtützt. Reallaſten (Grund 
laſten), die dem deſtg eines Grundſtücks 
obliegenden Verbindlichkeiten zu gewiſſen 
regelmäßig wiederkehrenden Reiftungen, 
Zinfen, Jehnten u. dgl., jet meift durch 
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Ablöſung befeitigt; Realpolitit, im Ge: 
genfah zur Idealpolitik biefenige Po⸗ 
litik, welche mehr den thatfächlichen Ver: 
hältniffen Rechnung trägt; Realrecht, 
dingliches Net; Realunion, bie verfaf: 
fungsmäßige Bereinigung mehrerer Staa- 
ten unter ein und Dentelben Staatsbe⸗ 
herrſcher im Gegenſatz gu PBerfonal- 
unton, ber zufälligen Bereinigung mel: 
rerer Länder unter einem Monardyen (I. 
Staat); Realwiſſenſchaften, praf- 
tiſche Wiſſenſchaften, wie fie vorzugsweiſe 
Gegenſtand bes Unterrichts in der Real⸗ 
ſchule find. Realität, Wirklichkeit; 
realiſieren, verwirklichen; Realitä— 
ten, Liegenſchaften, Grundſtücke; Rea⸗ 
lismus, Denkweiſe, welche ſich nament⸗ 
lich auf die thatſächliche Erſcheinung und 
bie Äußere finnliche Wahrnehmung ber 
Dinge ſtützt, im Gegenfat zum Idealis⸗ 
muß, der idealen Weltanjchauung. 

Realarreſt (lat.), |. Arreſt. 

Realſchule, ſ. Real. 

Realunion (lat.), ſ. Staat (S. 550). 

Rebell (Iat.), Aufrührer, Empörer; 
Rebellion, Aufruhr, Empörung; res 
bellieren, fich empören. 

Rechnungshof Des Deutſchen Reichs, 
f. Oberrehnungstammer. 

Recht (Int. Jus), Inbegriff erzwing- 
barer Regeln, welche auf äußern Satzun⸗ 
gen ber Völker beruhen und bie Lebens: 
verhältniffe diefer Völker normieren. Dies 
ift das NR. im objeftiven Sinn (Norma 
agendi). Die einzelne Rechtsregel wird 
Rechtsſatz, ein Kompler zufammenge- 
höriger Nechtöfäte Nechtsinftitut ge 
nannt. So Sprit man 3. B. von dem 
Nechtsinftitut ber Ehe, der Vormund⸗ 
haft 2c. Im fubjeftiven Sinn dagegen 
verfteht man unter R. bie einer Perſon 
(Rechtsſubjekt) in einem gewiſſen 
Umfang eingeräumte Macht (Facultas 
agendi), welche in dem objektiven R. be 
grlinbet und durch dasſelbe geſchützt ift. 

o iſt z. B. die Geſetzesvorſchrift, wonach 
ein Minderjähriger mit dem vollendeten 
21. Lebensjahr volljährig wird und, wenn 
er unter Vormundſchaft ſtand, von ſeinem 
Vormund bie Herausgabe ſeines Ver⸗ 
mögens verlangen kann, eine Vorſchrift 
des Rechts im objektiven Sinn. Hierdurch 
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wird aber für eim einzelnes Subjekt das 
R. (im ſubjektiven Sinn) begründet, mit 
bem gedachten Zeitpunkt die Ausantwor⸗ 
tung feines Vermögens beanjpruden zu 
können, und diefem R. des biöherigen 
Mündels &. entipricht die erzwingbare 
Verpflichtung des Vormunds 3., dem 
erftern bad bisher von ibm verwaltete 
Vermögen herauszugeben. Dieſe Befug- 
nig mit der ihr entjprechenben Verpflidy- 
tung zufammen wird Rechtsverhält⸗ 
nis genannt. Rechtsſache (Juſtiz⸗ 
ſache) ift eine vor Gericht zu verhan⸗ 
delnde Angelegenheit im Denenias zu ben 
Berwaltungs: (Adminifirativ:) 
Sachen, die von den Berwaltungsbehörs 
ben befchäftigt werden; Rechtspflege 
(Zuftiz), die Thätigfeit ber richterlichen 
Behörden zur Verwirklichung und Wie⸗ 
derberftellung eines beftrittenen ober ge⸗ 
ftörten Rechtd. Die Rechtspflege bat fich 
namentlich mit ber Entſcheidung bürger: 
licher Rechtsſtreitigkeiten (Zivilfachen) 
und mit der Unterſuchung und Beitrafung 
verbrecherifcher Handlungen (Straf: 
fahen) zu beicäftigen. Dies, ber 
Rechtsſchutz, welcher überall da, wo 
Seloſthilfe IE erlaubt, Sache des Ge: 
richt s (f.d.) ift, bildet eine Hauptaufgabe 
des Staats. Das Verfahren, Durch welches 
eine Rechtsſache der richterlichen Entſchei⸗ 
dung zugeführt wird, heißt Prozeß, unb 
die beiden Hauptarten desjelben ergeben fich 
aus ber Verichiedenheit bed Gegenftands: 
Zivil: und Strafprozep. Gegenſtand 
eined Zivilprozeſſes (GRechtsſtreit) ift 
regelmäßig ein privatrechtlicher Anſpruch. 
Strittige Fragen des öffentlichen Rechts 
gehören vor bie Verwaltungsbehörben 
oder vor befondere Verwaltungsge: 
richte, wo ſolche beftehen. Aus Zweck⸗ 
mäßigfeitögründen hat man aber auch 
ſolche Gegenftände, bei welchen zwifchen 
den beteiligten Berfonen ein Streit nicht 
beftcht, der Bearbeitung ber Gerichte über: 
wiefen. Dies ift das Gebiet der fogen. 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, wo: 

in 3. B. die Beitellung, Löſchung und 

berhreißung von Hypothefen, Die Über: 
eignung von Immobilien, bie Führung 
der Grund und Hypothekenbücher, das 
Vormundfhaftswelen und die Mitwir⸗ 


Recht (Rechtspflege). 


fung bei gewiſſen Rechtsgefchäften gehören. 
Man verſteht nämlich unter Rechtog e⸗ 
ſchäft denjenigen erlaubten Willenzaft, 
durch welchen ein R. begründet, verändert 
ober aufgehoben wird, und unterjcheidet 
babei insbeſondere zwifchen Rechtsgeſchäf⸗ 
ten unter Lebenden und auf den 
Todesfall. Bei beiden Arten von 
— wird vielfach die richter⸗ 
liche Mitwirkung erfordert, ſo z. B. bei 
der Beſtellung von Hypotheken und bei 
ber Errichtung, Hinterlegung und Eröff⸗ 
nung von Teitamenten. Zu beachten ift 
aber, daß aus Zmedmäßigfeitsgründen 
auch den Berwaltungsbehörden mande 
Privatrechtäftreitigfeiten zur Entſchei⸗ 
dung überwiejen And (Berwaltungs: 
rehtspflege). Im Fall gehemmter oder 
derweigerter Rechtspflege ift eine Be 
ſchwerde wegen Rechts- oder Juſtiz⸗ 
verweigerung (. Juſtiz) gegeben, 
wofern die gewöhnlichen Rechtsmittel zur 
Realiſierung eines angeblich geflörten 
Rechts ſich als ungenügend erweiſen ſoll⸗ 
ten. Unter Rechts mittel verſteht man 
nämlich im weitern Sinn alle Mittel, 
welche jemand zur Wahrung eines Rechts 
zuſtehen, wie Klagen, Einreden ꝛc. Im 
engern Sinn aber werden damit dieje⸗ 
nigen Rechtsmittel bezeichnet, mit denen 
man eine richterliche Entſcheidung, durch 
welche man ſich beſchwert fühlt, anzufech⸗ 
ten und eine abändernde Entfcheidung in 
höherer Inſtanz (f. d.) herbeizuführen 
ſucht; jo dag Rechtsmittel der Berufu 
und das Rechtsmittel der Nevifion. Iſt 
ein gerichtliche Urteil durch ein derartiges 
Rechtsmittel nicht mehr anfechtbar, fei e8, 
weil ein folches nach ber beftehenden Ge: 
jeßgebung überhaupt nicht mehr gegeben, 
feieg, weil die zur Einwendung des Rechts⸗ 
mittel8 geordnete Notfrift abgelaufen ift, 
fo fagt man, bag Urteil Habe die Recht: 
kraft bejchritten. Eine Handlung oder 
eine Thatjache, auf welche eine Rechisvor⸗ 
ſchrift Anwendung findet, wird Rechts: 
fall genannt. Die fonftante Entſcheidung 
gleichartiger Nechtsfälle bildet den Ge: 
vintögebrand, 

m aber den Begriff bes Rechts bes 
nähern feitzujtellen, ift vor allem eine 
Abgrenzung bes Gebiets des Rechts von 








Recht (Einteilung der Rechtswiſſenſchaft). 


bemjenigen ber Moral erforderlich. Sein 
geſamtes Wollen und Handeln hat näm⸗ 
lich der Menſch zunächſt nach dem Sit⸗ 
tengefeß zu beſtimmen. Allein was ber 
Einzelne für fittlih erlaubt ober uner: 
laubt Hält, ift doch nur Sache feiner fub- 
jeftiven Überzeugung, und auch bie Be- 
folgung eines auf bie gemeinfame An: 
ſchauungsweiſe des Volks oder ſelbſt auf 
aöttliche Offenbarung zurüdzuführenden 
jittlihen Gebots ift Sache bes freien Ein- 
efwillend. Darauf allein aber Tann fich 

r Staat nicht ſtützen. Das ftaatliche 
‚ulammenleben erheifcht ein äußerlich er- 
ennbares und erzwingbares Gebot, in 
welchen ber Gefamtwille des Staats und 
feiner Angehörigen Ausbrud findet, bem 
fich der Cinzelwille unterorbnen und fügen 
muß. So ift das R. gröberer, aber auch 
jirengerer Natur als die Moral. Ebenfo 
ift aber auch dad Merkmal der Erzwing⸗ 
barkeit das entfcheibende Moment für ben 
Unterfchied zwifchen dem pofitiven R. 
und bem Togen. Naturredt (Ber: 
nunftre * Unter letzterm verſteht 
man nämlich diejenigen Sätze, welche 
durch Nachdenken als die der Rechtsidee 
entſprechenden gefunden werden und welche 
als philoſophiſches R(Recht Sphilo⸗ 
ſophie) feine objektive Geltung, fon 
dern höchſtens nur eine gewiſſe willen 
Tchaftliche Autorität beanfpruchen Finnen. 
Wirkliches R. jchafft nur der Staat und 
zwar ‚umeift durch ausdrüdliche, geſchrie⸗ 
dene Sabungen (Gefete). Das Geſetz 


ift jedoch nicht die ausfchliegliche Quelle der | d 


Entitehung bes Rechts (Nechtsquelle). 
Au banienige R., weldhes unmittelbar 
auf den Willen des Volls zurüdzuführen 
und die unmittelbare Außerung feines 
Rechtsbewußtſeins ift, das Gewohn⸗ 
heitsrecht, iſt wahres R., ungeſchriebe⸗ 
nes R. im Gegenſatz zum geſchriebenen 
Geſetzesrecht. ie aber der Menſch im 
ſtaatlichen Leben eine Doppelſtellung ein⸗ 
nimmt, indem er einmal feinen Mit⸗ 
menfchen als Einzelnen, bann aber auch 
der Geſamtheit bes Staats gegenüberſteht, 
fo zerfällt auch das R. im objektiven Sinn 
in zwei ie das Privatrecht, 
welches ſich auf die Lebensverhältniife ver 
erflern Art, und das Öffentliche R., 
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welches ſich auf jene Stellung bes Einzel- 
nen zur Gefamtheit bezieht. Durch den 
Verkehr der Staaten untereinander ift 
dann noch eine britte Kategorie von Rechts: 
fatungen, da8 Völkerrecht, hinzuge⸗ 
fommen, welches bie Beziehungen ber 
Völkerſchaften untereinander normiert. 
Dies kann jedoch Taum als eigentliches 
R. bezeichnet werben, weil ihm das Haupt: 
requiſit besfelben, bie Erzwingbarkeit, 
fehlt. Das Privatrecht normiert aber ein- 
mal bie perfönlichen Lebensverhältnifie 
ber Menſchen (PBerfonenreht) und 
dann ihre Vermögensverhältnifie (Ver: 
mögensrecht). Das Perſonenrecht wie- 
berum ftellt teil die Nechte der Perſon 
als folder (Perfonenreht im engern 
Sinn), teils diejenigen Rechte dar, welche 
ber Perſon als Glied ber Familie (Fa = 
milienrecht) zukommen. Das Fami⸗ 
lienrecht endlich wird je nach den Gegen: 
ftänden, welche es behandelt, in Ehe- 
Verwandtſchafts- und Vormund— 
Thaftsrecht eingeteilt. Das Vermögen 
einer Berfon befteht aber teils in ber Herr⸗ 
[haft über Sachen, teils in dem R. auf 
Handlungen und Leiftungen andrer Ber: 
fonen, und damit hängt die Einteilung 
des Vermögensreht in das Sachen⸗ 
recht und das R. der Forderungen 
(Obligationenredht) zufammen, von 
welch Teßterm dad Handels- und Wed: 
felrecht einen integrierenden Beftanbteil 
bilden. Das S in des Vermögens 
einer Perſon nad) ihrem Tod aber wird 
urh das Erbrecht beftimmt. Daz df- 
fentliche AR. wirb je nad) den Gegenſtän⸗ 
ben, mit welchen es fich beichäftigt, in 
Staatsrecht (Öffentliches R. im engern 
Einn), Kirchenrecht, Strafrecht und 
Straf- und Zivilprozeßrecht einge: 
teilt (f. d. Art). Entfprechend ber Ein- 
teilung des Rechts im objektiven Sinn in 
öffentliches und privates R. fönnen auch 
bie Durch jenes begründeten Rechte im ſub⸗ 
jeftiven Sinn in öffentliche und in Pri⸗ 
batrechte eingeteilt werben. Lebtere find ber 
Sa nach die bebeutenbern, während jene, 
welche man auch bie politifhen Rechte 
zu nennen pflegt, biefelben an Wichtigkeit 
überragen. 

Die wiſſenſchaftliche Kenntnis ber 
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Rechtsſatzungen wird Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft (RKechtsgelehrſamkeit, Ju⸗ 
risprudenz) genannt. Im objektiven 
Sinn verſteht man darunter die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bearbeitung und Darſtellun 
der Rechtsnormen. Hierbei handelt es ſi 
allerdings zunächſt um die wiſſenſchaft⸗ 
liche Darſtellung der Normen des in einem 
Staat geltenden poſitiven Rechts (Dog⸗ 
matik des Rechts) und um eine wiſ—⸗ 
ſenſchaftliche STiederung und Srogtenzung 
feiner einzelnen Gebiete (Syitemati 
bes Nechts). Hiermit ift aber ber Ge: 
genftand ver Rechtswiſſenſchaft keineswegs 
erichöpft. Denn alles pofitive R., wie es 
fih in den Geſetzbüchern und in den Rechts⸗ 
emohnbeiten eines Volls barftellt, ift hi⸗ 
torifhen Urſprungs, und ebenbarum tft 
die Rechtsgeſchichte ein tvejentlicher 
Teil der Rechtswiſſenſchaft, da wir Die 
. Gegenwart nur aus der Vergangenheit 
recht ertennen. Dabei ift bie Unterjdeis 
dung zwilden äußerer und innerer 
Rechtsgeſchichte zu beachten, indem man 
unter erjterer bie chronologiſche Aufzäh⸗ 
lung ber Rechtsquellen eines Volks, feiner 
Geſetze und Rechtsbücher und bie Gefchichte 
derjelben verfteht, während fich die innere 
Nechtögefchichte mit der hiftorifhen Ent⸗ 
widelung der einzelnen Nechtsinftitute be⸗ 
fchäftigt, Nicht minder wichtig ift aber 
für den NRechtögelehrten die pbilofophifche 
Erörterung der Trage, wie dag geltende 
R. weiter auggubilben, und wie e8 mit der 
Rechtsidee felbft mehr und mehr in Ein- 
Hang zu bringen jei. Diefe Geiftesthätig- 
feit wird Rechtsphiloſophie, ihr Re— 
fultat Natur: oder VBernunftredt 
genannt. Indem fie fih mit einem ber 
höchſten Zwecke der Menjchheit —— 
beſchäftigt, bildet die Rechtsphiloſophie 
einen wichtigen Teil der allgemeinen Philo⸗ 
ſophie, und gleichwohl iſt ſie doch auch von 
praktiſchem Wert für die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft. Denn ſie eröffnet dem Rechtsge⸗ 
lehrten den philoſophiſchen Sinn, ſie ver⸗ 
leiht ihm jene Unbefangenheit und Klar⸗ 
heit, welche für die Prüfung ber pofitiven 
Rechtsnormen erforderlih iſt. Sie er: 
möglicht das Eindringen in den Geiſt bes 
DReihte und in bie logifchen Grundlagen 
ber beſtehenden Rechtsordnung, fördert 
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Recht (Entwicdelung des beutfchen Rechts). 


eine felbftändige Prüfung ihrer Zwed—⸗ 
mäßigfeit, ein Aufdeden ihrer Mängel 
und eine willenfchaftliche Vorbereitung 
ihrer Yortentwidelung, und ebendarım 
fol in der Rechtswiſſenſchaft die philo- 
fopbifche Lehr⸗ und Lernmethode mit der 
hiſtoriſchen Hand in Hand geben. 

Was insbefonbere das in Deutichland 
geltende R. anbelangt, fo iſt dasſelbe keines⸗ 
wegs durchaus nationalen Urſprungs; es 
zeigt vielmehr injofern einen Dualismus, 
als in Deutichland neben ben auf einhei- 
mifchen Rechtäquellen beruhenden Rechts⸗ 
fagungen auch fremde Rechte in bedeuten: 
dem Umfang an: und aufgenommen wor⸗ 
ben find. Denn noch bevor dag beutfche 
R. zu einer einigermaßen Tonfequenten 
Aus⸗ und Durchbildung gelangt war, hat⸗ 
ten das römiſche und das kanoniſche 
R., wie ſich dieſelben im Corpus juris 
civilis und im Corpus juris canonici 
darſtellen, ſowie das langobardiſche 
Lehnrecht, die ſogen. Libri feudorum, 
in Deutſchland ingang gefunden, und 
zwar war es namentlich der Umſtand, daß 
man das ſogen. römiſche Reich deutſcher 
Nation als eine Fortſetzung des vormali⸗ 
gen römiſchen Kaiſerreichs, die deutſchen 
Kaiſer als die Nachfolger der römiſchen 
Imperatoren und folgeweiſe auch das rö⸗ 
miſche R. als das eigentümliche R. des 
Deutſchen Reichs auffaßte, welcher die Re⸗ 
zeption des römiſchen Rechts beſonders 
begünſtigte. Dazu kam die humaniſtiſche 
und romaniſierende Richtung des 15. und 
16. Jahrh., bie Ehrfurcht und Bewunde- 
rung, die dem klaſſiſchen Altertum und 
feinen Überreften gezollt wurden, und da⸗ 
neben ber Einfluß der Geiftlichfeit, welche 
in ben damaligen geiftlihen Gerichten 
nad römiſchem R. entſchied und zugleich 
bie kanoniſch- rechtlichen Satungen der 
Bäpfte verbreitete. Ebenſo war bierfür 
auch die Pflege bed römischen Ned,ts auf 
ben Univerfitäten Oberitaliend, nament⸗ 
ih zu Bologna, und nachmals aud) auf 
den beutfchen Univerfitäten von befon- 
berer Wichtigkeit. Endlich fam noch die 
Berufung von Doktoren bed römiſchen 
Rechts in bas 1495 errichtete Reichskam⸗ 
mergericht hinzu, welch letzteres in eriter 
Linie ebenfalls bas römische R. zur Bafis 
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ſeiner Urteilsſprüche machte. So kam es, 
daß jene fremden Rechtsquellen gemei⸗ 
nes deutſches R. geworden und na⸗ 
mentlich auf dem Gebiet des Privatrechts 
zum großen Teil an die Stelle des natio⸗ 
nalen Rechts getreten find. Nur diejeni- 
en Nechtsinftitute, welche mit bem deut: 
chen Volksleben im innigften Zufammen: 
bang ftanden, behaupteten neben bem 
fremden R. ihre Gültigkeit, indem fie 
teils durch Gewohnheitärecht, teild Durch 
bie für die einzelnen zu dem Reiche gehö⸗ 
rigen Länder erlafjenen Geſetze (Parti⸗ 
kulargeſetzgebung) und teilweiſe auch 
durch die Reichsgeſetzgebung ihre weitere 
Ausbildung fanden. Doch war die letztere 
faft nur auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts, namentlich des Staatsrechts und 
des Prozeßrechts, mitg ſo z. B. durch 
den Erlaß der verſchiedenen Reichskam⸗ 
mergerichts⸗ und Reichshofratsordnungen 
und durch die Beſtimmungen im jüngſten 
Reichsabſchied von 1654, ſowie auf dem 
Gebiet des Strafrechts, in welch letzte⸗ 
rer Beziehung namentlich die peinliche Ge⸗ 
richtsordnung Kaiſer Karls V. von 1532 
(die ſogen. Carolina), die Grundlage 
bes gemeinen deutſchen Strafrechts, her: 
vorzubeben if. Was aber die deutſchen 
Privatrechtsnormen anbetrifft, welche ich 
neben bem rezipierten fremden R. in Gel- 
tung erhielten, fo ift bier insbejondere an 
die eigentümlichen deutſchen Rechtsgrund: 
fäbe in Anfehung de8 Gemeinde: und 
Genoſſenſchaftsweſens, an bie befondern 
Normen in betreff bes Lehnsweſens, der 
bäuerlichen Gutsverhältniffe, der deutſch⸗ 
rechtlichen Familienfibeifommifje, ber 
Neallaften, der Regalien und bed wichti- 
gen Inſtituts der Zwangsenteignung oder 
Erpropriation zu erinnern. Ferner ge⸗ 
hören hierher die deutfchrechtlichen Grund⸗ 
ſätze des Pfandrechts, bes ehelichen Gü⸗ 
terrechts, der Einfindfchaft, der Leibzucht, 
ferner die dem römifchen R. völlig * 
den Erbverträge, endlich bie Rechtsgrund⸗ 
ſätze über Rentenkauf, Inhaberpapiere, 
litterariſches Eigentum und über Handels⸗ 
und Wechſelrecht. Namentlich aber war 
es die deutſche Partikulargeſetzgebung, 
welche noch während des Beſtehens des 
Deutſchen Reichs in den einzelnen Terri⸗ 
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torien für die Erhaltung und Ausbildung 
der dem deutſchen Rechtsbewußtſein ent⸗ 
ſprungenen Rechtsinſtitute und für die 
Verſchmelzung des fremden mit dem ein⸗ 
heimiſchen R. thätig war. Nach der Auf- 
löfung des Deutſchen Reiche 1806 aber 
und nad dem Hinwegfall einer gemein: 
famen gefeßgeberifchen Autorität für ganz 
Deutſchland war es ausfchlieflich die Par: 
tifulargefeßgebung, welcher die Aufgabe 
zufiel, bie deutfche Nechtdentwidelung in 
einer den fozialen Verhältniffen und Be- 
bürfniffen bes Volks entjprechenden Weife 
zu pflegen und zu fördern. Diefe Auf: _ 
gehe wurde in den einzelnen beutichen 

taaten teil durch den Erlaß einer 
Menge von Spezialgefegen, teild durch 
umfangreiche Kodififationen in mehr oder 
weniger glüdlicher Weiſe gelöſt. Na⸗ 
mentlich And bier aus ber letzten Seit des 
Beſtehens des Deutjchen Reichs dag allge: 
meine preußifche Landrecht vom 4. Juni 
1794, ferner aber das öfterreichiiche all- 
gemeine bürgerliche Geſetzbuch von 1811 
und das bürgerliche Oelekiug für das 
Königreih Sachſen vom 2. San. 1863 
hervorzuheben. In den preußifchen, bay: 
rifhen und heſſiſchen Rheinlanden aber 
fowie mit einigen Mobififationen im 
Großherzogtum Baden erlangte das fran⸗ 
nis ivilgeſetzbuch (Code Napol6on) 

eltung. Außerdem ift noch befonders 
an die große Anzahl deuticher Zivil und 
Strafprozeßordnungen fowie an bie ver- 
ſchiedenen Strafgefeßbücher zu erinnern, 
welche im Lauf diefes Jahrhunderts in 
Deutichland in den einzelnen Staaten 
publiziert wurden. Freilih warb aber 
durch die Verfchiedenartigfeit der Parti⸗ 
fulargefeße, welche eine Folge der politi- 
chen Zerrifienbeit Deutichlands war, auch 
eine Zerriſſenheit des deutichen Rechts und 
des beutfchen Rechtslebens herbeigeführt, 
bie nachgerabe Kur unerträglich war. 
ALS ein großer Fortſchritt war es baher 
zu begrüßen, baß wenigftens auf dem 
wichtigen Gebiet bed Handels: und Wech⸗ 
Cregi buch die beutiche Wechfelordnnung 
von 1848 und das allgemeine deutſche Han⸗ 
belöge ehbuch von 1861 eine Rehieeinbeit 
hergeftellt wurde, wenn fich auch dieſe bei- 
den großen Gefete, die zur Zeit des Deut: 
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[hen Bunbes erlaffen wurden, zunächſt 
ebenfalls nur als partituläre Rechtsnor⸗ 
men barftellten,, ba fie nur durch die Pu⸗ 
blifation feitens der einzelnen beutfchen 
Staatsregierungen inben einzelnen Staa: 
ten Geltung erlangt hatten. Auch bie von 
ben Norbbeutfhen Bund erlafienen Ge⸗ 
jeße fonnten eigentlich nur als Partiku⸗ 
larrecht erfcheinen, da fie nur für einen 
Bruchteil Deutfchlands rechtsverbindliche 
Kraft beanfpruchen konnten. Dagegen 
wird buch unſre bdermalige beutiche 
Reichsgeſetzgebung für das neu errichtete 
Deutſche Reich ein wirkliches gemeines 
deutſches R. geſchaffen. Allerdings war 
und ift es nad Art. 4 der Reichsverfaſſung 
nur eine begrenzte Sphäre bes Nechts, 
welche den Kompetenzfreis ber Reichsgeſetz⸗ 

ebung bildet, indem der letztern nur be⸗ 
nme Teile des öffentlichen und priva⸗ 
ten Rechts zugewiefen wurben. Durch 
Reichsgeſetz von 20. Dez. 1873 tft jedoch 
das nejamte bürgerliche R., ebenſo wie 
das Strafreht und das gerichtliche Ver: 
fahren, ber Reichsgeſetzgebung übermwie- 
‚fen. An die Fülle ber Reichsgeſetze, welche 
bereits erlafien find, ſoll hier nur kurz 
erinnert werben (ſ. Reichſsgeſetze). Na: 
mentlich ift auf bem Gebiet des Straf: 
rechts durch ben Erlaß des Reichsſtrafge⸗ 
Kr und auf bem Gebiet be3 Pro: 
zeſſes durch bie Juſtizgeſetze des Jahrs 
1877 eine Rechtseinheit für ganz Deutſch⸗ 
land hergeſtellt. Auch die Ausarbeitung 
eines gemeinſamen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für das Reich iſt in Angriff genom⸗ 
men, und fo wirb benn bie Heritellung 
einer vollſtändigen Rechtseinheit für 
Deutfchland und die Schaffung eines 
wirklichen nationalen beutichen Rechts 
vorausfichtlih in nicht allzuferner Zeit 

zum Abichluß gebracht werben. 
- Die allgemeinen Nechtöbegriffe find in 
den Encyklopädien bed Rechts und in den 
Lehrbüchern bes Panbeftenrechts, d. h. bes 
römischen Rechts, in feiner heutigen An: 
wendbarkeit (von Arndts, Ruchta, Van⸗ 
gerow, Windſcheid u. a.) erörtert. Unter 
den Lehrbüchern des deutſchen Privat⸗ 
rechts insbeſondere ſind die von Gerber 
(13. Aufl. 1878), Beſeler (3. Aufl. 
1873, 2 Bbe.), Bluntſchli (3. Aufl. 


Recht der freien Aſſoziation — Rechtsanwalt. 


1864) unb Hillebrand (2. Aufl. 1865) 

oorzubeben. Vgl. Gerber, Das wil 
enſchaftliche Frina des deutſchen Pri⸗ 
vatrechis (1846); Wächter, Gemeines 
R. Deutſchlands (1844); Holtzen dorff, 
Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft (3. 
Aufl. 1877) und Rechtslexikon (3. Aufl. 
1880 — 81). Über Staatsrecht, Straf⸗ 
recht, Strafprogeß 2c. finden ſich Littera⸗ 
turnachmweife bei den betreffenden einzel- 
nen Artifeln. 

Recht der freien Affoziation, |. Ver⸗ 


ein. 
Necthte Mitte, f. v. w. Juste-milien. 
Redtisfigleit, Zuftand, worin fein 
feſtes und gefichertes Rechtsgebiet vor⸗ 
handen iſt, wie bei völliger Unkultur und 
Anarchie, oder worin ein Alleinberechtigter 
oder mehrere über die übrigen unbedingte 
Gewalt haben, wie in deſpotiſch regierten 
Staaten, ober worin eine untergebene 
Perſon in allen oder wenigftens in ben wich: 
ttgften Beziehungen ganz von ber Willkür 
einer andern abhängig ift, wie bei ber 
Sflaverei und Leibeigenfhaft; im Mittel- 
alter Schmälerung der bürgerlichen Ehre, 
Auftand geminberter NRechtsiähigfeit, wie 
er 3.8. für bie »frieblo8« Erflärteneintrat. 
echtsanwalt (Abvolat, Anwalt, 
Sachwalter), NRechtsgelehrter, welcher 
vom Staate bie Befugnis zur Führung 
von Rechtsfachen vor den zujtändigen Be⸗ 
hörden erlangt hat. Nach beutfcher Rechts⸗ 
anſchauung ift nämlich der R. nicht nur 
befugt, als eigentliher Mechtöbeiftund 
neben einer Bartei aufzutreten, fonbern 
er kann auch, namentlid) in bürgerlichen 
Rechtöftreitigfeiten, als Vertreter (Pro⸗ 
furator) der Partei fungieren, infofern 
nicht ein perfönliches Erfcheinen der letz⸗ 
tern ausbrüdlich verlangt wird. Für 
das Deutfche Neich find die Befugniffe 
und die Stellung bed Rechtsanwalts über: 
haupt nunmehr durch die deutiche Rechts: 
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(Reichögefegblatt, ©. 177 ff.) in einbeit- 
licher Weiſe normiert worden. Die Ad⸗ 
vokatur ift hiernach nicht, wie es von 
mander Seite gewünfjcht worden war, 
freigegeben, fondern e8 Tann nur derjenige 
zur Rechtsanwaltſchaft zugelafien werden, 
welcher die Fähigkeit zur Ausübung bes 





Rechtsanmalt. 


Richteramts erlangt bat. Ein folcher kann 
aber in jedem Bunbesftaat zur Rechtsan- 
waltfchaft zugelafien werben. Überden An⸗ 
trag auf Zulafiung entfcheidet die Landes⸗ 
juftizverwaltung nach vorgängigem gut- 
achtlichen Gehör des Vorſtands ber An- 
waltsfammer. In demjenigen Staat, in 
welchem der Betreffende die zum Richteramt 
beltinigenbe Brüfung beitanden bat, muß 
berfelbe auf feinen Antrag zur Advofatur 
zugelafjen werben. Sind bei einem Gericht 
mehrere Bunbesflaaten gemeinfchaftlich 
beteiligt, jo wird das Recht auf Zulaffung 
dadurch begründet, daß der Antragfteller 
in einem biefer Staaten die zum Richter: 
amt befähigende Prüfung beitanden bat. 

Die Zulaffung kann aber verfagt 
werden, wenn ber Antragfteller, nach⸗ 
bem er bie Fähigkeit zur Nechtsanmalt- 
fchaft erlangt hatte, während eines Zeit- 
raums von drei Jahren weber als R. zu: 
gelajien ift, noch ein Reichs-, Staats: 
oder Gemeindeamt bekleidet hat, noch im 
Auftizdienft oder als Lehrer des Rechts an 
einer deutfchen Univerfität thätig geweſen 
ift; ferner, wenn derfelbe infolge ftrafge- 
richtlichen Urteils die Fähigkeit zur Beklei⸗ 
dung öffentlicher Amter auf Zeit verloren 
hatte; endlich, wenn gegen den Antragftel- 
ler, welcher früher R. gewefen, innerhalb 
ber lebtenzwei Jahre im ehrengerichtlichen 
Verfahren auf Verweis oder auf Geld: 
ftrafe von mehr als 150 ME. erfannt 
worden ift. Die Zulaffung muß in folgen- 
den Fällen verfagt werden: wenn ber An⸗ 
tragiteller infolge ftrafgerichtlichen Urteils 
bie Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter dauernd verloren hat oder zur Zeit 
nicht befißt; wenn er infolge ehrengericht- 
Yichen Urteils von ber Rechtsanwaltſchaft 
ausgeſchloſſen oder infolge gerichtlicher 
Anordnung in ber ung über fein 
Bermögen befchränft iſt; wenn berfelbe 
ein Amt befleidet oder eine Beichäftigung 
betreibt, welche nach den Gejeßen ober 
nah dem Gutachten bed Vorſtands ber 
Anmwaltsfammer mit bem Beruf ober der 
Würde der Nechtsanmwaltichaft nicht ver: 
einbar find; wenn ber Antragfieller fich 
nad dem Gutachten des Vorſtands ber 
Anwaltskammer eines Verhaltens ſchuldig 
gernacht hat, welches die Ausſchließung 

Staatslexikon. 
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von der Rechtsanwaltſchaft bedingen 
würde; endlich, wenn derſelbe nach dem 
Gutachten des Vorſtands der Anwaltz- 
kammer infolge eines körperlichen Ge— 
brechens oder wegen eingetretener Schwäche 
feiner eörperlicen oder geiftigen Kräfte 
zur Erfüllung der Pflichten eines Nechts- 
anwalts dauernd unfähig ift. 

Die Zulaſſung felbft erfolgt bei einem 
beftimmten Geriht, doch kann ber Bei 
einem Amtsgericht gugelafiene Anwalt 
auch zugleich bei dem Xandgericht, in deſſen 
Bezirk das Amtsgericht jeinen Sit hat, fo: 
wie bei den im Bezirk de Landgerichts be- 
findlihen Kammern für Handelsſachen 
zugelafjen werden. Die Zulafjung muß 
erfolgen, wenn fie nach dem übereinftim- 
menden Gutachten bes Oberlandesgerichts 
und des Vorſtands der Anwaltsfammer 
dem Intereſſe der Rechtspflege förderlich 
it. Der bei einem Kollegialgericht auge: 
laſſene R. ift auf feinen Antrag zugleich bei 
einem andern an dem Ort feines Wohn 
fites befindlichen Kollegialgericht. zuzulaſ⸗ 
jen, wenn das Oberlandesgericht durd) 
Plenarbeſchluß die Zulaſſung dem Anter: 
eſſe der Rechtöpflege für förderlich erflärt. 
Iſt ein Anwalt bei einem Landgericht zu⸗ 
gelaſſen, welches zum Bezirk eines mehre⸗ 
renBundesſtaaten gemein] haftlichenOber: 
landesgerichts gehört, fo kann er zugleich 
bei dem letztern zugelajfen werden, auch 
wenn dasſelbe an einem andern Ort feinen 
Sitz hat. Die Zulaffung bei dem im Ans 
trag bezeichneten Gericht darf wegen man: 
gelnden Bebürfniffes zur Vermehrung 
der Zahl der bei demſelben zugelajjenen 
Nechtsanwalte nicht verfagt werden; fie 
muß dagegen verjagt werden, wenn bei 
bem fraglichen Gericht ein Richter ange 
ftellt ift, mit welchen: der Antragfteller in 
gerader Linie verwandt oder verichwägert 


‚ober in ber Seitenlinie im zweiten Grad 


verivandt oder verſchwägert ilt, auch wenn 
die Ehe, durch welche die Schwägerichaft 
begründet wird, nicht mehr befteht. Über 
die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei 
dem Neichögericht enticheibet das Prä⸗ 
fibium des letztern. Die bei bem Reiche: 

ericht zugelafjenen Rechtsanwalte dürfen 
Bei einem andern Gericht nicht auftreten, 
und ihre Zulafjung bei dem Reichsgericht 
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it mit der Zulaffung bei einem anbern 
Gericht unvereinbar. 

Die gemeinfamen Interefjen des An- 
waltsftands werben durch die Anwalt3- 
fammern wahrgenommen. Die deutſche 
Rechtäanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
bat nämlich das Inftitut der Anwaltskam⸗ 
mern für Das ganze Reichögebiet eingeführt. 
Für jeden Bezirk eines Oberlandesgerichts 
und am Sitz bed letztern wird biernad eine 
Anwaltsfammer errichtet, welche aus ben 
innerhalb bes Oberlandesgerichtsbezirks 

ugelafjenen Rechtsanwalten befteht. Die 
der Anwaltsfammer liegen die Bewilli- 
ung ber Mittel zur Beitreitung bes für 
Bie gemeinſchaftlichen —— er- 
forderlichen Aufwands und die Beſtim⸗ 
mung des Beitrags der Mitglieder ob, ferner 
die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung für 
die Kammer unb ben Vorſtand ſowie bie 
Prüfung und Abnahme der von dem letz⸗ 
tern zu Tegenben Rechnung. Die Kammer 
wählt aus ihren Mitgliedern ben aus 9 
bis 15 Mitgliedern beitebenden Vorſtand. 
Diefe Wahl erfolgt auf vier Jahre, jeboch 
mit ber Maßgabe, bat alle zwei Jahre 
die Hälfte der Mitglieder, bei ungerader 
Zahl zum erfterrmal die größere Zahl, aus⸗ 
fcheibet, indem bie gum eritenmal Aus⸗ 
ſcheidenden durch das Los beitimmt 
werden. Der Vorſtand wählt aus ſeiner 
Mitte den Vorſitzenden und den Schrift⸗ 
führer ſowie deren Stellvertreter. Der 
Vorſtand hat Streitigkeiten unter den 
Mitgliedern der Kammer auf Antrag zu 
vermitteln, ebenſo Streitigkeiten aus dem 
Auftragsverhältnis zwiſchen einem Mit: 
glied der Kammer und dem Auftraggeber 
auf Antrag des letztern; der Vorſtand hat 
ferner Gutachten, welche von der Landes⸗ 
juftizverwaltung, fowie foldje, welche in 
Streitigfeiten zwiſchen einem Mitglied 
ber Kammer und feinem Auftraggeber 
von den Gerichten erfordert werben, zu er: 
ftatten; er bat da8 Vermögen ber Kammer 
zu verwalten und berfelben über die Ver- 
waltung jährlih Rechnung a legen; end⸗ 
Yih bat der Vorftand bie Aufficht über 
bie Erfüllung der den Mitgliedern ber 
Kammer obliegenden Pflichten zu üben 
und die ehrengerichtliche Strafgewalt zu 
handhaben. In Iebterer Beyiehung ent 


Rechtsfall — Recursus ab abusu. 


fcheibet nämlich der Vorſtand im ehren- 
gerichtlichen Verfahren als Ehrenge- 
riht in der Belebung von fünf Mit—⸗ 
gliedern. Dieſes Ehrengericht befteht aus 
bem Borfitenden, feinem Stellvertreter 
und drei andern Mitgliedern des Bor: 
ſtands und kann auf Warnung, Verweis, 
Gelditrafe bis zu 3000 ME. fowie auf 
Ausſchließung von ber Redhtsanwaltichaft 
erfennen. Gegen bie Urteile bes Ehren- 
gerichts ift Berufung an den Ehrenge: 
richt shof zuläffig, welder aus dem 
Vräfibenten des NReichögerichts als Vor⸗ 
figendem, drei Mitgliedern bes Reich?- 
gerichts und brei Mitgliebern ber An⸗ 
waltsfammer bei bem Neichögericht be- 
ftebt. Sogen. Anwaltszwang be 
fteht nad der beutichen Zivilprozeßord⸗ 
nung nur für diejenigen Prozeßſachen, 
weldye vor den Landgerichten und vor 
allen Gerichten höherer Inſtanz anhängig 
find. In biefen Nechtsftreitigleiten (An: 
waltsproze$), im Gegenfat zu ben 
vor den Einzelridtern (Amtsgerichten) 
anhängigen Saden, müflen ſich die Par: 
teien durch einen bei dem Progeßgericht 
zugelafienen R. als Bevollmächtigten ver- 
treten lafjen. Ein bei dem Prozeßgericht 
zugelafiener Anwalt kann ſich felbft ver: 
treten. Die Gebühren der Rechtsanwalte 
beitimmen fich nach ber deutſchen Ge: 
bührenordnung für Rechtsanwalte 
vom 7. Juli 1879. Vgl. Brecht, Adreß⸗ 
buch ber Rechtsanwälte des. Deutjchen 
Reiche (1880, 1. Jahrg.). 
Rethtsfall, |. Recht. 
Rechtskonſulent, |. v. w. Abvofat. 
ae (Juſtiz), ſ. Recht. 
Rechtszuſtändigkeit, Kompetenz. 
Recurgus ab abusu (»Beichwerbe 
wegen Mißbrauchs«, franz. Appelcomme 
d’abus), im Kirchenrecht Die gegen etwai⸗ 
gen Mißbrauch der geiftlichen Gewalt zu- 
läffige Berufung an die weltliche Behörbe. 
Die Zuläffigfeit eines ſolchen Rechtsmit⸗ 
tels folgt aus dem Oberaufficht3- und 
Schutzrecht, welches ber Staatsgewalt 
der Kirche gegenüber zuſteht. Dasielbe 
fand namentlich in Frankreich feine Aus⸗ 
— wo ber Appel comme d’abus 
u Anfang des gegenwärtigen Sabrbun- 
erts Wiedereinführung der katho⸗ 








Redakteur — 


liſchen Staatsreligion durch Geſetz vom 
16. Semimt X. Ant 1) ge 

wegen eines durch 
iener verübten Miß- 


les 


Weife 
ben R. oder, wie e8 im Gejep heißt, bie 


für kirchliche Angele iten in Berlin. 
uch —— des geiſtlichen 
Standes iſt bieg Rechtsmittel gefate, 
namentlich nad) bem Gefeg vom 11. Mai 
1873 über bie Vorbilbung und Anftellung 
ber Geiftlihen aud dann, wenn es fi 
um beſchwerende Maßregeln des Kultus: 
minifters bengeiftlichen Unterrichtäanftal= 
ten gegenüber oder um ben Einſpruch des 
Oberpräfidenten gegen bie Anftellungeines 
Geiftlihen handelt. Ebenfo ift in dem 
beuticen Reichögejeg vom 4. Mai 1874, 
betreffend bie Verhinderung ber unbefug⸗ 
ten Ausübung von Kirhenämtern, ben 
Geiſtlichen, welden der Aufenthalt in bes 
fimmten Bezirken ober Orten verfagt ift, 
‚oder bie ihrer Staatsangehörigfeit vers 
Iuftigt erflärt und aus bem Reichögebiet 
ausgeioiefen tworben find, gegen berartige 
Verfügungen das Rechtsmittel ber Beru- 
fung an den Gerichtöhof für kirchliche An⸗ 
gelegenbeiten ober, wo ein folder nicht 
behcht, am das Höcfte Strafgericht bed 
Landes geftattet. Dal. Senfeius, Die 
€ 


ifchen Ki bes Jabra 1873 
Elbe Sue iin mlien). 


ch | mentlich Zeitungen; verantwortlider 
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Redakteut (franz.,Ivr.-dhe), >Oxhnere, 
Befonbers Amorbner und Herausgeber per 


riodiſcher und encyklopädiſcher, aus Bei⸗ 
trägen mehrerer beſtehendet Werke, na- 


inhalt einer Zeiticrift ber Preipoligei 
— —— 

äft, die Rechte und pflichtungen 
eines ſolchen; auch bie Gefamtheit der bei 
ber, Redaktion Veihäftigten. Übrigens 
ſpricht man auch auf andern Gebieten 
von Rebaftion und von rebaftioneller 


T ian dabei bie Her—⸗ 
u m Drudfagen und 
R an in rein formeller 

bat, fo namentlich 
ar jefeggebung; ebenfo 
fo Rebaftion eines ge: 
vu nes Berichts u. bgl. 

gemeinen bas Recht 
be, ‚n Meinungsäuße- 
zung, welches zwar als Ausflug der per: 
Vontiäen Freiheit überhaupt einem jeden 


Staatsbürger zufteht, beifen Mikbraud; 
jeboch, 3. 8. bei wörtlichen Beleidigungen, 
Bffentte jer Aufforderung F hochverrätes 
riſchen Handlungen u. bgl., nad) den bes 
ſtehenden Straf efehen geahndet wird. 
Eine befonbere “ (Unverantwortlichteit) 
ift den Mitgliebern ber gefeßgebenden Ver⸗ 
fammfungen gewährlerfer” welche biefe 
wegen Abltinnmungen ober wegen ber in 
Ausäbung ihres Seufs gethanen Kuße⸗ 
zungen jeder Verantwortung außerhalb 
der Verfammlung, zu welder das Mit: 
glieb gehört, alfo namentlich vor den Ger 
richten unb im Disziplinarverfahren, ent 
hebt. Diefe dem engliſchen Zertaflumge: 
echt entnonmene parlamentariiche R. 
war ſchon durch bie deutfche Reicheverfaf 
fung vom 28. März 1849 ($ 120) ver- 
heißen worden, und bie norbbeutfche Bun⸗ 
besverfaflung nahm bie dort enthaltene 
Vorſchrift wörtlich auf, wie fie denn auch 
jetst ben Axt. 30 der beutfchen Reichöver: 
fofung Sihei: >Rein Mitglied I Reihe: 
tag are zu irgend einer Zeit wegen 
einer Abftimmung ober wegen ber in 
Ausübung feines Berufs gethanen Yußer 
rungen gerichtlich oder bisziplinarifch ver⸗ 
PH ‚ober fonft außerhalb “ Verſamm⸗ 
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lung zur Derantivortung gezogen werben«. 
— für die ——— —* der 
einzelnen Bundesſtaaten, deren Verfaſ⸗ 
ſungen dieſen Gegenſtand nicht in gleich⸗ 
förmiger Weiſe behandelten, iſt durch das 
Reichsſtrafgeſetzbuch (F 11) ebenderſelbe 
Grundſatz zur gemeinſamen Norm er⸗ 
hoben worden. Innerhalb der Verſamm⸗ 
Lungfann jeboch gegen etwaigen Mißbrauch 
ber R. feitens des Präſidiums auf Grund 
und nad) Maßgabe ber Gefchäftsorbnung 
eingejchritten werden. Im Zufammen: 
bang damit fteht die Sellimmung, daß 
auch wahrheitsgetreue Berichte über die 
Verhandlungen des Reichstags oder eines 
deutſchen Landtags von jeder Verantwort⸗ 
lichkeit frei bleiben. 

eeder (CRheder), der Eigentümer 
eines ihm zum Erwerb durch die Seefahrt 
dienenden Schiffs; Reederei, bie Ver: 
einigung mehrerer Perſonen (Saite 
freunde, Mitreeder), welche ein in 
ihrem Miteigentum ſtehendes Schiff zu 
gemeinſchaftlichem Erwerb durch die See⸗ 
fahrt verwenden. Der Anteil eines dom 
derſelben an bem gemeinjchaftlichen Schiff 
beißt Part ober Schiffspart. Das 
Verhältnis der Mitreeder zu einander be- 
flimmt der Reederbrief, d. b. ber zwi: 
ſchen ben Schiffäfreunden errichtete Kon⸗ 
traft. Derjenige, welcher bie Geſchäfts⸗ 
führung beforgt, heißt Korreſpondent⸗ 
reeder (Schiffsdireftor, Schiffs: 
disponent). 

Referendar (Iat.), Berichterftatter, 
Titel für Zuriften, die fih nody im Vor⸗ 
bereitungsdienft befinden; Referenda⸗ 
riat, Amt eines folchen. 

Referendum (lat.), das zu Berichtende; 
etwas ad referendum nehmen‘, zur Bes 
richterſtattung an die Beteiligten entgegen- 
nehmen. In der Schweiz bie in einzelnen 
Kantonen übliche Volksabſtimmung na= 
mentlich über Geſetzvorſchläge. 

Referieren (Iat.), berichten, in ber 
Rechtsſprache aus den Alten vortragen; 
Referent, das aus ben Akten vortra- 

ende Mitglied eines Kollegiums; Re⸗ 
erat, Vortrag. Einen Eid r., ihn 
zurüdichieben. 

‚ Reformieren (lat.), umgeftalten, ver 
ändern; Reform, Umgeflaltung, na- 


Reeder — Regent. 


mentlih auf dem Gebiet ber Geſetzge⸗ 
bung und der Staatsverfaflung; Refor- 
mer (engl. reformers), Anbänger ber 
Reformpartei, welde beflimmte Ge⸗ 
biete ber Gefeßgebung reformiert haben 
will, wie 3. B. bie Bartei ber beutfchen 
Steuer: und Wirtfchaftsreformer in An⸗ 
ſehung der Agrargefeßgebung (f. Agra= 
tier). Im Gegenfaß zur Revolution 
(f. d.) verfteht man unter Reform die 
planmäßige Veränderung der Staatsver- 
faffung auf gefeglichem Weg. Zwar wer 
den bei ſolchen —— — Verbeſſe⸗ 
rungen angeſtrebt, allein ſeiwoh kann 
man nicht jede Reform als Verbeſſerung 
bezeichnen, wenn ſie es auch vom Partei⸗ 
ſtandpunkt des einen, nicht aber auch vom 
Standpunkt des andern aus betrachtet 
ſein mag. Für Umgeſtaltungen auf dem 
kirchlichen Gebiet iſt der Ausdruck Refor⸗ 
mation gebräuchlich, namentlich für die 
große Bewegung im 16. Jahrh., welche 
ie Lußtrennung ber nunmehrigen luthe- 
riſchen und reformierten von ber katholi⸗ 
(Gen Kirde zur Folge hatte (ſ. Proteſtan⸗ 
mus). 


Regalien (lat. Jura regalia), bie der 
oberſten Staatögewalt . vorbehaltenen 
Rechte, Stantshoheitsrechte, zerfallen in 
höhere oder weientliche, bie aus dem We: 
fen der oberfien Gewalt hervorgehen (Ju: 
ſtiz-⸗, Poligeis, Steuer= 2c. Hoheit), und 
niedere oder außerwefentliche (finanzielle) 
oder R. im engern Sinn (Berg, Forſt⸗, 
Jagd⸗, Salz:, Münzs, Bolt, Tabakregal). 

Regent (Int), das Oberhaupt eines 
Staats; im engern Sinn ſ. v. w. Reichs: 
verwejer oder Stellvertreter bes eigent: 
Tichen Staatsoberhaupt; Negentichaft, 
bie außerorbentlihe Staatsregierung, 
welche während ber Minderjährigfeit bes 
Thronfolgers (Regierungsvormund: 
ſchaft) oder bei dauernder Behinderung 
bes Staatsoberhaupt an der Ausübung 
ber Regierungsgewalt eintritt. Ebenſo 
macht fich eine Regentfchaft dann notwen⸗ 
big, wenn ber Souperän mit Hinterlaf- 
fung einer [hwangern Witwe ftirbt. Die 
neuern Berfaffungsgefete enthalten in 
der Regel über die Art und Weife, wie 
eine Regentichaft zu beftellen ift, ausführ- 
liche Vorſchriften, fo 3. B. die preußifche 


- 


Berfaflung (Art. 56 und 57). Mehrere 
neuere Berfafjungen halten hierbei an ben 
Grundſätzen des ältern Rechts feft, wonach 
derjenige volljährige regierungsfähige Ag⸗ 
nat, welcher zunächſt zur Thronfolge be- 
rufen wäre, die Regentſchaft führen fol 
(fo in Preußen, Sachſen und Württem⸗ 
berg); andre laſſen dem nächſten Agnaten 
bie Mutter und die Großmutter oder die 
Gemahlin des unmünbigen ober des ver- 
binderten Monarchen vorgeben. Auch) 
wird es zuweilen dem Souverän jelbit 
überlaſſen, fiir den Tall des Bebitrfnifies 
mit den Landſtänden zufammen bie Re⸗ 
gentjchaft im voraus zu regeln. Dies iſt 
3. B. in Braunjchweig durd) das Regent⸗ 
Ichaft2gefeß von 1879 gefchehen. Ebenſo 
enthalten die meiften Berfaffungen Vor⸗ 
fchriften über die Stellvertretung bes ab: 
wejenden Monarchen, welche regelmäßig 
durch einen befondern Erlaß besfelben an- 
georbnet wird. 
Regie (franz., ipr. chih), im Staats: 
leben ſ. v. w. Finanperwauun in Frank⸗ 
reich eine mit Verantwortlichkeit und 
Rechnungsablegung verbundene Verwal⸗ 
tung, auch Verwaltung gewiſſer Staats⸗ 
einkünfte, z. B. Salz⸗, Tabakregie. 
Regierung (Staatsregierung), bie 
Leitung des Staats; dann bie hierzu Be- 
rufenen, namentlich der Beamtenkörper, 
deſſen ſich das Staat2oberhaupt zur Lei⸗ 
tung bes Staats bedient (Regierung 
beamte), insbefondere das Dlinifterium; 
Regierungdgewalt, ſ. v. w. Staat? 
gewalt; Negierungs rechte (materielle 
Hoheitsrechte), die dem Staatsoberhaupt 
zur Leitung und Verwaltung des Staats 
eingeräumten Befugniſſe, im Gegenſatz 
zu den Majeſtäts⸗ oder formellen Hoheits⸗ 
rechten des Souveräng (|. Monardie). 
Regierungsform, Bezeihnung für 
die (monardjifche oder republifanifche) 
Staatsverfaflung. Im engern Sinn wird 
die Regierungsgewalt (Regierungs⸗ 
bobe it) ber richterlichen Gewalt, d. b. ber 
Handhabung des Rechts und ber Wieber- 
herſtellung der geſtörten Rechtäordnung, 
egenübergeftellt, indem man unter erfterer 
ezeichnung bie auf bie Pflege ber Wohl: 
fahrt des Staatöganzen und ber einzelnen 
Stantsangehörigen gerichtete Thätigkeit 


Regie — Regierung. 
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gufammenfaßt. Soweit es fih nun hier: 
i um bie Leitung bes Staats im großen 
und ganzen handelt, ſpricht man von 
politiiherR. (gouvernement politique), 
während bie Regierungstbätigfeit im In⸗ 
nern und Einzelnen Berwaltung (ad- 
ministration) genannt wird. Dem ent- 
fprechend pflegt man auch Die Regierungs- 
rechte in Außere und innere 'einzuteilen, 
indem unter den erfiern namentlich die 
fogen. Repräfentativgewalt, d. h. 
die Vertretung ded Staat? nad) außen, 
und das Vertrags- und Kriegsrecht ver⸗ 
ftanden werben, während man in An: 
ſehung berlektern wiederum eine Gebiet$-, 
Juſtiz⸗, Polizei⸗, an Militär, Am- 
ter- und Kirchenhoheit unterfcheidet. Hierzu 
fommt dann noch die geſetzgeben de Ge⸗ 
walt, welche in Eonititutionellen Staa⸗ 
ten injofern beichränft ift, als ber Volks⸗ 
vertretung ein Mitwirfungsrecht in An⸗ 
fehung der Gefeßgebung zufteht. Der R. 
ift jedoch hier das Recht eingeräumt, ihre 


Vorlagen und ihre Anficht durch Regie: 


rungsbevollmäcdtigte(Kommiljare) 
in ben Kammern vertreten zu lafien. 
Diejenige Partei, auf welche ſich die R. 
ftüßt, und aus welder in England das 
Stantsminifterium hervorgeht, wird die 
Regierungspartei, im Gegenfak zur 
Dppofitionspartei, genannt. Wie man 
aber in Deutfchland und in Frankreich 
unter der lestern nicht felten diejenige Bar: 
tei verfteht, welche der R. prinzipiell und 
unter allen Umſtänden opponiert, aljo 
eine gerabezu regierungsfeindliche Partei 
ift, jo verbindet man anderſeits oft mit 
dem Ausdrud »Negierungsparteie ben 
Begriff einer Parteigenoſſenſchaft, welche 
ohne jelbftändige Prüfung und Überzeu: 
gung unter allen Umftänden ber Anficht 
ber R. beitritt, eben weil es die Anficht 
ber R. ift. Teilt man übrigens, wie dies 
häufig gefchieht, Die Staatsgewalt in eine 
gejeßgebende, richterliche und vollziehende 
Gewalt ein, fo wird unter R. auch bloß 
die lettere verftanden, während andre mit 
R. Lediglich) die oben befprochene innere 
Verwaltung bezeichnen und bann bie Re: 

ierungsſachen indbefondere den Ju⸗ 
Kia achen gegenüberftellen. In manchen 
Staaten verfteht man auch unter R. eine 
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befondere Verwaltungsbehörde, welche 
über einen beflimmten Bezirk gefegt ift. 
So zerfallen in Preußen bie Provinzen in 
Regierungsbezirke mit Negierungspräfi: 
denten an ber Spite, weldyen das nötige 
Beamtenperfonal (Regierungsräte, Affe]: 
foren x.) beigegeben if. In Ofterreich 
verfteht man dagegen unter Landesregie⸗ 
rungen bie Oberbehörben einzelner und 
zwar ber Kleinern Kronländer, während 
die politifchen Lanbesbehörben ber größern 
»Statthaltereien« genannt werben. Auch 
ber bayrifche Staat ift in Regierungsbe⸗ 
zirfe eingeteilt, mit Negierungspräfiben- 
ten, bie an ber Spite ber Bezirksregierun⸗ 
gen ftehen, während Württemberg in Kreife 
zerfällt, welche Kreisregierungen (Direk⸗ 
toren) unterftellt find. 
Regierungsbezirk, |. Provinz. 
Regierungsform,, |. Staat. . 
Regierungönadfalge ‚T Thron: 
e 


olge. 
Regierungspräfident, ſ.Präſidium. 
Regierungsvormundſchaft, i. Ne: 


gent, 
Regime (franz, ipr. chihm), Staats- 
verwaltung, Regierungsweiſe. 
Regiment (lat.), Zruppenabteilung, 
in Deutichland bei ber Infanterie und 
Tußartillerie aus 2—3 Bataillonen, bei 
der Kavallerie aus 5 Eskadrons und bei 
ber Teldartillerie aus 2— 3 Abteilungen 
ee behörd 
egiſterbehörden 
——— } ſ. Schiffsregifter. 
Kegiftrieren (Iat.), eintragen; bejon- 
ders bie bei einer Behörde gemachten Ein- 
gaben aufzeihnen; Regiftrator, Beam: 
ter, ber dies zu bejorgen bat; Regi— 
frande, Verzeichnis der Eingänge bei 
einer Behörde und der darauf ergangenen 
Serfügungen NRegiftratur,Aufbewah: 
rungsort afuͤr, Bud) zum R., auch kurze 
Aufzeihnung, die zu den Alten gebracht 
er ‚im Gegenſatz zum förmlichen Pro: 
ofoll. 


Reglement(fran;., ſpr. mang), Dienft: 
vorichrift, Geſchäftsordnung. 

Regnitolardeputationen (Iat.), in 
Ofterreih-Ungarn Ausfchüiffe des Reichs⸗ 
rats (reſp. Reichstags) zur Vorberatung 
wichtiger Gefeßgebungsfragen. 


Regierungsbezgirt — Rehabilitieren. 


Begnum (Iat.), Reich, insbejondere 
Königreid: auch Bezeihnung für die kö⸗ 
niglihe Würde. 

Regrenienterbiiheft (at.), im beut- 
ſchen Lehn⸗ und Privatfürftenrecht diejenige 
Erbfolge, wonach bei dem Erlöſchen des 
Mannsſtamms nicht die nächſte weibliche 
Verwandte bes letzten männlichen Sproſ⸗ 
ſen, ſondern vielmehr die früher wegen 
des Vorhandenſeins männlicher Nachkom⸗ 
menſchaft übergangenen weiblichen Ver⸗ 
wandten des Hauſes, die ſogen. Regre⸗ 
die nterbinnen, und deren Deſzendenz 
ji Succeffion gerufen werden, auf weld 
etztere aljo bie Erbfolge »regredierte, 
d. 5. zurüdfällt. Es tft jeboch im gegen- 
wärtigen gemeinen beutfchen —* 
ſtenrecht der a: anerkannt, daß bie 
Erbtodter (f. d.) der Regredienterbin 
vorgeht, d. h. daß bie nächfte weibliche Ber- 
wanbte des legten Thronbefiters und aljo 
jedenfalls deſſen Tochter oder bie erfige: 
borne von mehreren Töchtern und deren 
Deizendenz beim Ausfterben des Manns: 
ſtamms gerufen werben. Freilich war 
Dies zur Zeit bes frühern Deutjchen Reid 
nicht unbeftritten, wie benn 3.8. beim 
Ausfterben bes ababucalichen Mann? 
ftamms 1740 mit Karl Bayern auf 
Grund ber R. Anfprüche auf bie öfter 
reichiſchen Erblanbe erhob. 

egreß (Iat.), Rüdgriff; Rückanſpruch 
auf Schabloshaltung gegen einen Dritten 
auf®rundbefionberer erpilichtungbes letz⸗ 
tern. Der Regreßnehmer wird Regre— 
dient, derjenige, auf welchen man regre⸗ 
diert, Regreffatgenannt. Die Regreß⸗ 
klage, mit welcher dieſer in Anſpruch 
genommen wird, iſt namentlich für das 
Wechſelrecht von Wichtigkeit. Wird ein ge⸗ 
zogener Wechſel nicht wechſelmäßig hono⸗ 
riert, ſo hat der Regredient den ſogen. 
pringenden®.,b.b.eriftandiefteiben- 
tolge der Vormänner nicht gebunden. 
Derjenige Betrag, für welchen die legtern 
auffommen müflen, wirdRegreßfumme 
genannt (Wechjelfumme, 6proz. Zinfen 
vom Berfalltag ab, Us Proz. —S 
Proteſtkoſten und ſonſtige Auslagen). 

NRehabilitieren (lat.), wiedereinſetzen, 
wiederherſtellen, namentlich den guten 
Ruf einer Perſon; Rehabilitation, 
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MWieberherftellung, Wiedereinfegung, na⸗ 
mentlidy in den Genuß der entzogenen 
bürgerlichen Ehrenrechte (ſ. d.). 
eich, im Staats- und Völkerleben 
Bezeichnung eines großen Staatsförper, 
an deilen Spige ein einzelner Staatäbe- 
berricher fteht (Kaifer:, Königreich); 
auch Bezeichnung für einen Gejamtftaat 
(Bundesftaat, Bundesreich), welcher 
verfchiebene Einzelitaaten umfaßt. Na⸗ 
mentlih war der Ausdrud R. zur Be 
zeichnung bes frühern Deutfchen Reichs 
gebräuchlich, und zwar dachten fich Die Pu⸗ 
bliziften des vorigen Jahrhunderts das R. 
jelbit gewiffermaßen ala Subjelt der Re⸗ 
gierungsgewalt, welche nach ber Reichsver⸗ 
fafjung, da das R. ein Wahlreich war, 
dem Kaifer übertragen wurde, daher oft 
von »Kaiſer und R.«, als den Inhabern 
bes Reichdregiments, die Rede war. Ebenfo 
wird jegt das Deutſche R. vielfach fchlecht- 
bin das »R.« genannt. 
X ied, ſ. Abſchied. 
Reichsadel, im frühern Deutſchen Reich 
die reichsunmittelbare deutſche Reichsrit⸗ 
terſchaft (ſ. d.). 

Reichſsamt, im frühern Deutſchen Reich 
Bezeichnung der ſogen. Reichserzämter 
und Reichserbämter (ſ. Kurfürſten); 
im gegenwärtigen Deutſchen Reich amt⸗ 
liche Bezeichnung der oberſten Reichsbehör⸗ 
ben, wie: das R.des Innern, das auswär⸗ 
tige Amt des Deutſchen Reichs, das Reichs⸗ 
juſtizamt, Reichseiſenbahnamt, Reichspoſt⸗ 
amt, Reichsſchatzamt und dad R. für die 
Berwaltung der Reichsei ſenbahnen. Aud) 
pflegt man die Bezeichnung R. auf bie 
Reichsbehörden überhaupt anzuwenden. 

Reihsamt Des Innern, Zentralbe⸗ 
hörbe bed Deutſchen Reichs (in Berlin) 
zur Bearbeitung der innern Berwaltungs- 
angelegenbeiten desfelben. Das R. fteht 
unter dem Staatsſekretär des In: 
nern, weldhem ein Unterftaatsfefretär und 
das nötige Beamtenperjonal beigegeben 
find. Dasſelbe iſt dem Reichskanzler unmit⸗ 
telbar unterſtellt. Es iſt aus dem Reichs⸗ 
kanzleramt hervorgegangen, welch letzteres 
in zwei Abteilungen, eine Zentralabtei⸗ 
lung und eine Finanzabteilung, zerfiel. 
Nachdem nun die letztere zu dem Reichs⸗ 
ſchatza mit erhoben worden war, wurde 


erſtere unter dem Namen R. ebenfalls als 
beſondere Reichsbehörde konſtituiert. Zu 
dem Geſchaftskreis derſelben gehören die 
auf den Bundesrat, den Reichstag und die 
Reichstagswahlen bezüglichen Geſchäfte, 
die allgemeinen Angelegenheiten der Reichs⸗ 
behörden und der — die Auf⸗ 
ſicht über den Disziplinarhof und die 
Disziplinarkammern, die Indigenats-⸗, 
Heimats⸗, Niederlaſſungs⸗, Freizügigkeits⸗ 
und Auswanberungefadhen, die Handels: 
und Gewerbenngelegenheiten , die das 
Bankweſen, die Verfiherungen, die Maße 
und Gewichte betreffenden Gejchäfte, bie 
Angelegenheiten des geiftigen Eigentums 
und der Patente, die See: und Flußſchiff⸗ 
fahrt und Flößerei, die Medizinal- und 
Beterinärpolizei, bie Angelegenheiten der 
Preſſe und der Vereine, die Militär: und 
Marineangelegenheiten, ſoweit Diefelben 
die Ritwirtung der Zivilverwaltung er⸗ 
fordern, wie das Erſatzweſen, Mobil⸗ 
machung, Naturalleiſtungen, Transport⸗ 
und Etappenangelegenheiten, Familien⸗ 
unterſtützung und Zivilverſorgung, ferner 
die Landesvermeſſung, die Anerkennung 
und Klaſſifizierung ber höhern Lehranſtal⸗ 
ten mit Bezug auf die Wirkſamkeit ihrer 
Zeugniſſe für die Zulaſſung zum einjäh— 
rig⸗freiwilligen Militärdienſt, die Reichs⸗ 
ſtatiſtik und endlich überhaupt Diejenigen 
Reichsangeleg enheiten, deren Bearbeitung 
nicht andern Behörden übertragen iſt. 
über die verſchiedenen Behörden, welche 
von dem R. reſſortieren, vgl. Reichs— 
behörden (S. 460). 

KReichsämter, |. Reichsbehörden. 

Reichsamt in bie Berwaltung der 
Reichseifenbahnen, eine unmittelbar dent 
Reichskanzler unterftellte Zentralbehörde 
des Deutſchen Reichs (in Berlin) für die 
Verwaltung ber im Beſitz bes letztern be- 
findlihen Eifenbahnen in Elſaß-Lothrin⸗ 
gen fowie für die Ausführung det Bauten 
derjenigen Bahnftreden, weldye in Eljaß: 
Lothringen auf Koften des Deutjchen 
Reichs ausgeführt werben. Demfelben ift 
bie Generaldireftion ber Eifen: 
bahnen in Eljaß- Lothringen zu 
Straßburg untergeorbnet, welche auch die 
von dem Deutjchen Reich in Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen und im Großherzogtum Luremburg 
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gepaditeten Eijfenbahnftreden verwaltet. 
iefe Generaldireftion beftebt aus einem 
Borfigenden (Generalbireftor), drei Ab⸗ 
teilungsvorſtehern ſowie adminiftrativen, 
—— techniſchen (Eiſenbahndirek⸗ 
toren) Mitgliedern und Hilfsarbeitern. 

deichsangehörigleit, ſ. Heimats— 


recht. 
eichsanwalt, ſ. Reichsgericht. 

Reichſsapfel, eine mit einem Kreuz 
verſehene Kugel, eins der deutſchen Reiches 
kleinodien; Symbol der riftlichen Herr: 
ſchaft über die Welt. 

Reichſsarmee, die Truppenmacht des 
vormaligen heiligen vömijchen Reichs 
beutfcher Nation, warb auf dem Reichs⸗ 
tag in Worms 1521 zu 4000 Reitern 
und 20,000 Fußgängern feitgeftellt, wozu 
jeder NReichsftand ein beitimmtes Kontin- 
gent zu ftellen hatte, 1681 nach berfelben 
Matrifel auf 40,000 Dann erhöht, trat 
beſonders im Siebenjährigen Krieg in 
ihrer Erbärmlichkeit hervor. Über das 
vermalige beutfche Reichsheer |. Deut: 
ſches Reich. 

Reichsbauk, ein aus der frühern Preußi⸗ 
ſchen Bank hervorgegangenes, unter Auf⸗ 
ſicht und Leitung des Reichs ſtehendes 
Bankinſtitut, welches die Aufgabe hat, 
den Geldumlauf im geſamten Reichsge⸗ 
biet zu regeln, die Zahlungsausgleichun⸗ 
gen zu erleichtern und für die Nutzbar⸗ 
machung verfügbaren Kapitals zu ſorgen. 
Die R. iſt auf Grund des deutſchen Bank⸗ 
geſetzes vom 14. Mai 1875 mit der Eigen⸗ 
ſchaft einer juriſtiſchen Perſon errichtet 
worden. Der Hauptſitz der Bank (Reichs: 
hauptbank) befindet ſich in Berlin. Es 
ſind aber an den bedeutendſten Handels⸗ 
plätzen Deutſchlands Zweigniederlaſſun⸗ 
gen errichtet, welche nach der Größe und 
Bedeutung ihres Geſchäftsumfangs in 
drei Klaſſen zerfallen: 1) Die Neich3- 
banthauptitellen in Bremen, Bres⸗ 
lau, Danzig, Dortmund, Frankfurt a.M., 
Hamburg, Hannover, Köln, Königsberg 
t. Pr., —— „Magdeburg, Mannheim, 
München, ofen, Stettin, Straßburgi. E. 
und Stuttgart. Die Anordnung der Er- 
rihtung von Reichsbankhauptſtellen ift 
‚ Sache des Bunbesrats. Diejelben ſtehen 
ı unter ber Leitung eined wenigſtens aus 
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zwei Mitgliebern beftehenden Vorftands 
und unter ber Aufficht eines vom Kaifer bes 
ftellten Bankkommiſſars. 2) Die Reichs⸗ 
bankſtellen in Aachen, Augsburg, Biele- 
feld, Braunfchweig, Bromberg, Chemnitz, 
Dresden, Düſſeldorf, Elberfeld, Elbin 

Emden, Erfurt, Eſſen, Flensburg, Frank⸗ 
furt a. O. Gera, Gleiwitz, Glogau, Gör⸗ 
litz, Graudenz, Halle a. S., Karlsruhe, 
Kaſſel, Kiel, Koblenz, Krefeld, Landsberg 
a. W., Liegnitz, Lübeck, Mainz, Memel, 
Mes, Minden i. W., Mülhauſen i. E. 
Münſter i. W., Nordhauſen, Nürnberg, 
Osnabrück, Siegen, Stolp in Pommern, 
Stralſund, Thorn und Tilſit. Die Reichs⸗ 
bankſtellen werden auf Anordnung des 
Reichskanzlers errichtet. Sie ſind dem 
Direktorium der R. unmittelbar unter⸗ 
ftellt. 3) Die Reichsbanknebenſtellen 
(⸗Agenturen, Kommanditen, Wa⸗ 
renbepots). Dieſelben find einer an⸗ 
dern Zweigniederlaſſung der R. unterge⸗ 
ordnet. Ihre Errichtung fteht dem Diref- 
torium der R. zu. Die R. felbit bat 
als juriftifche Berfon zunächſt einen 
privatrechtlihen Charakter, namentlich 
infofern, als das aus 120 Mil. ME. be- 
ftehende Grundfapital berfelben in 40,000 
auf den Namen lautenbe, aber durch Ju⸗ 
dofiament übertragbare Anteilfheine von 
je 3000 ME. zerlegt ift und die Anteils: 
eigner die ihnen zuftehende Teilnahme 
an der Verwaltung der R. durch die Ge⸗ 
neralverfammlung fowie Durd) einen 
bon dieſer zu wählenden flänbigen Zen: 
tralausfhug(lAuffichtsrat) von 15Mit- 
gliedern ausüben, aus welch lekterm dann 
wiederum alljährlich drei Deputierte 
zur fortlaufenden fpeziellen Kontrolle der 
Verwaltung ber R. gewählt werden. Die 
Reichöregierung übt aber der R. gegen: 
über nicht nur das ihr zuftehende ftaat- 
liche Oberauffichtsrecht durch ein aus dem 
Reichskanzler und vier Mitgliedern, von 
denen eins ber Kaifer und drei der Bun⸗ 
desrat ernennt, beſtehendes Bankkura⸗ 
torium aus, ſondern die R. erſcheint in⸗ 
ſofern geradezu als ein Staatsinſtitut, 
als die Leitung derſelben dem Reich zu: 
ſteht und von dem Reichskanzler durch ein 
ihm unterſtelltes Bankdirektorium 
qusgeübt wird. Dieſe Reichsbehörde iſt 
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die verwaltende und ausführende ſowie 
diejenige Stelle, welche die R. nach außen 
vertritt. Präfident und Mitglieder des 
Direktoriums werben vom Kaifer auf 
Vorſchlag des Bunbesrats auf Lebenzzeit 
ernannt. Sämtliche Beamte ber R. ha⸗ 
ben die Nechte und Pflichten der Reichs⸗ 
beamten. Cine beionbere Abteilung ber 
Reichsbankhauptkaſſe dient als Zentral- 
kaſſenſtelle des Reichs und führt als folche 
bie geihmung Reihshauptfafie. 
CR: anfgefjeg vom 14. Mai 187 
(Heichgefegblatt, ©. 180 fi.); Statut 
der R. vom 21. Mai 1875 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, ©. 203 ff.); Bamberger, Mate 
rialien zum Keichsbankgefet (in dirth 
»Annalen bed Deutſchen Reichs« 187 
©. 835 ff., 945 ff.). 
Reihöbanner, |. Banner. 
NReihöbehörden (Reihsbeamte, 
Reichsämter), im gegenwärtigen Deut- 
fchen Reid) diejenigen Behörden, welche 
Geſchäfte des Reichs zu führen haben und 
ihre Autorität unmittelbar von der Reichs⸗ 
ewalt ableiten. Nach der Neichöverfaf- 
ung (Art. 18) werben nämlich alle Reichs⸗ 
beamten ber Regel nach, und wofern nicht 
andre gefegliche Beftimmungen vorliegen, 
von bem Kaifer ernannt, als bejlen Ge: 
hilfen bei der Verwaltung bes Reichs 
fie erſcheinen. Aber nur die Mitglieder 
der höchſten und böhern R. erhalten ihre 
Anftellung unmittelbar von dem Kaifer, 
während bie übrigen Anſtellungsurkun⸗ 
den vom Reichöfanler oder von den 
hierzu ermächtigten Reichsämtern erteilt 
werden. Was aber den Behördenorganis: 
mus bes Reichs anbetrifft, jo hat derjelbe 
fih mehr und mehr herausgebilbet, je 
mehr die Gefchäfte des Reicha an Umfang 
zunabmen, und je größer die Bedeutung 
derfelben ward. So ift benn jet an bie 
Stelle eines bei der Gründung bed Nord: 
beutjchen Bundes fehr einfachen Verwal: 
tungsapparats bereits ein Fomplizierter 
Organismus getreten, ohne baß das Or⸗ 
anifationswerk Schon jett zum förınlichen 
bichluß gebiehen wäre, da das neue Reich 
in jeinem innern Ausbau ja noch in fort 
ſchreitender Entwidelung begriffen iſt. 
In einem Punft [reilich bat ſich nichts 
geändert, nämlich in der abjoluten Zen- 
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tralifation der Reichsgeſchäfte in der Hand 
bes Reichskanzlers (f. d.). Denn wie bei 
der Gründung bed Norbdeutfchen Bundes 
ber Bunbesfanzler als ber alleinige Bun- 
desbeamte mit politifcher Verantwortlich: 
feit aufgeftellt ward, fo ift ber Reichskanz⸗ 
Ver auch noch jetzt der einzige verantmwort- 
liche Minifter des Reichs. Die Anträge, 
welche im Reichstag auf Einfegung ver: 
antwortlicher ReichSminifterien ober doch 
verantwortlicher Departementschef8 (»An= 
Bennigjen«) vorgebradht wurden, 
find nicht durchgegangen, wenn auch in 
dem Stellvertretungsgefeß vom 17. März 
1878 der Anfab zu verantwortlichen 
ReichSminifterien zu finden fein dürfte. 
Denn biernah Tann nicht nur für den 
ganzen Umfang der Geichäfte und Oblie- 
genheiten des Reichskanzlers ein Stellver: 
treter( Reichsvi —*8 ernannt, ſondern 
es können auch für diejenigen einzelnen 
Amtszweige, welche ſich in ber eignen und 
unmittelbaren Verwaltung des Reich? be⸗ 
finden, bie VBorftände dee dem reichten 
ler unterftellten oberften R. mit der Stell- 
vertretung besjelben in ihrem Geſchäfts⸗ 
kreis ganz oderteilmweife beauftragt werden. 
Als zuftändige Behörde für die dem 
Bundeskanzler obliegende Verwaltung 
und Beaufſichtigung der Gegenſtände der 
Bundesverwaltung und derjenigen Ge⸗ 
genſtände, welche verfaſſungsmaäßig ber 
Aufſicht des Bundespräſidiums unterſtellt 
waren, war aber bei der Gründung des 
Norddeutſchen Bundes dem Bundeskanz⸗ 
ler ein Bundeskanzleramt beigegeben 
worden. Die erſte und die zweite Abtei⸗ 
lung des letztern fungierten zugleich als 
Generalpoſtamt und als Generaldirektion 
ber Reichſstelegraphenverwaltung. Zur Be: 
forgung ber Gejchäfte ber äußern Reichs⸗ 
politit warb das preußijche Minifterium 
ber auswärtigen Angelegenheiten heran: 
gezogen, während die Militärverwaltung 
im wejentlichen durch das königlich preußi= 
[he Kriegsminifterium und die Berwal- 
tung ber Marineangelegenheiten durch 
dad preußifhe Marineminifterium er- 
folgten. Aber noch zur Zeit bed Norddeut⸗ 
ſchen Bundes wurde das preußiiche Mini: 
erium ber auswärtigen Angelegenheiten 
in ein auswärtiges Amt bes Worbdeutfchen 
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Bundes umgewandelt. Das neue Deutiche 
Neich brachte fodann eine kaiſerliche Ad⸗ 
miralität zur Verwaltung ber. Marine- 
angelegenbeiten. Der Erwerb von Eljaf- 
Lothringen für das Reich machte ferner 
bie Errichtung einer bejondern Abteilung 
des nunmehrigen Reichſskanzleramts 
für Elſaß-Lothringen nötig. Die Ver⸗ 
waltung des Reichsinvalidenfonds, das 
Reichseiſenbahnamt und die Reichsbank 
mit ihren Zweig⸗ und Nebenanſtalten tra⸗ 
ten ins Leben. Dazu kamen dann nament⸗ 
lich noch das Reichsjuſtizamt für die Ju⸗ 
ſtizwerwaltung, ferner infolge bes Reichs⸗ 
patentgefeßes dag Iaiferlige Patentamt in 
Berlin und infolge des Seeunfallgefeßes 
das Oberſeeamt bafelbit. Ferner wurden 
einzelne greige ber Neichöverwaltung 
von bem Reichskanzleramt losgelöſt und 
beſondern Reichsämtern überwieſen, ſo 
namentlich bie Reichspoſt- und Telegra⸗ 
phenverwaltung, welche dem Generalpoſt⸗ 
meiſter und nachmals dem Reichspoſtamt 
unterſtellt ward. Reuerdings iſt dann auch 
die ganze Finanzverwaltung des Reichs 
dem Reichskanzleramt abgenommen und 
einem beſondern Reichsſchatzamt zuge⸗ 
wieſen worden. Für die Verwaltung 
der Reichseiſenbahnen aber iſt ebenfalls 
ein beſonderes Reichsamt ins Leben ge⸗ 
treten. Aus der Abteilung des Reichs⸗ 
kanzleramts für Elſaß-Lothringen ging 
ein beſonderes Reichskanzleramt für El⸗ 
ſaß⸗Lothringen hervor, und nun iſt auch 
dies aufgehoben worden, nachdem auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Juli 
1879 ein Statthalter an die Spitze von 
Elſaß⸗Lothringen getreten iſt, auf welchen 
außer gewiſſen landesherrlichen Gerecht: 
famen aud) die bem Reichskanzler in An- 
[hung der Landesverwaltung von Elfaß: 

othringen vorbem zuftehbenden Befug- 
niffe und Obliegenheiten fowie bie bis da⸗ 
bin dem Oberpräfibenten in Straßburg 
übertragenen außerorbentlichen Gewalten 
übergenangen find, indem ihm ein befon- 
deres Minifterium für Elſaß-Lothringen 
beigegeben worden if. Das bisherige 
Reichskanzleramt aber hat feit 24. Dez. 
1879 die offizielle Bezeichnung Reichs⸗ 
amt des Innern erhalten, Damit die Stel- 
lung dieſer Behörbe zuden übrigen Reichs⸗ 
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ämtern und ber ihr noch zugewieſene Wir⸗ 
kungskreis in ihrer Benennung einen zu⸗ 
—— Ausdruck finden. (Eine — 
über die ſämtlichen Reichsämter und R. 
ſ. unten.) Einer Zentralſtelle des Reichs 
nicht unterftellt ift zur Zeit noch Die Reichs⸗ 
militärverwaltung. Hier beforgen noch Die 
Kriegsminifterien ber Staaten Preußen, 
Sachſen und Württemberg die Militär- 
verwaltung ber betreffenden Kontingente. 
Diefe Minifterien und die ihnen unter: 
ftellten Beamten ericheinen baber, infofern 
fie nad) der Reich2verfaflung den Anord⸗ 
nungen des Kaiſers Folge zu leiften haben, 
als mittelbare R. ie übrigen beut- 
ſchen Staaten, mit alleiniger Ausnahme 
von Braunfchweig, haben mit Preußen 
Milttärkonventionen engeichtofien und fi) 
in biejen ber eignen Militärverwaltung 
zu Gunften Preußens begeben. 
Außerdem ift hier noch hervorzuheben, 
daß auch die Beamten ber Reichsbank aus: 
drüdlih für Reichsbeamte mit allen 
Rechten und Pflichten von ſolchen erflärt 
worden find. Ebenbasfelbe iſt in Anſehung 
ber von ben Reichdtagspräfibenten zu er⸗ 
nennenben Reichstagsbeamten gefchehen. 
Dagegen gehören bie elfaß =lothringifchen 
Landesbeamten infofern nicht zu den ei- 
gentlichen Reichsbeamten, als fie zwar vom 
Kaiſer ae und ihm untergeben find, 
biefer jedoch ihnen gegenüber zunächſt 
nit als Reichsoberhaupt, fondern als 
Landesherr erfcheint und der Gehalt ber: 
jelben aus Landes⸗ und nicht aus Reihe: 
mitteln bezahlt wird. Ein Geſetz vom 23. 
Dez. 1873 (Geſetzblatt für Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen, ©. 479) hat aber das Reichsbeam⸗ 
tengejet ausdrücklich auch auf die Rechts⸗ 
verhältnifie biefer Taiferlichen Landesbe- 
amten ausgedehnt. Die Rechte und‘Pflichten 
und die Dienftverhältniffe der Reichsbe⸗ 
amten überhaupt find durch das Geſetz, 
betreffend bie Rechtsverhältnitie ber Reichs: 
beamten, vom 31. März 1873 (Reichsge⸗ 
jeßblatt, S. 61 ff.) normiert, welches je⸗ 
den Beamten, ber entweder vom Kaifer 
angeftellt, oder nach Vorfchrift der Reichs⸗ 
verjafiung den Anordnungen bes Kaifers 
beige zu leiften verpflichtet ift, für einen 
eihsbeamten im Sinn bed Reichsbe⸗ 
amtengejeßes erflärt. Doch bezieht fich 
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ebendies Geſetz nach einer ausdrücklichen 
Erklärung desſelben auf Perſonen des 
Soldatenſtands nur inſoweit, als es (F§ 
134-148) Beſtimmungen über Defekte der 
Beamten enthält. Im übrigen iſt aus dem 
Reichsbeamtengeſetz namentlich folgende 
wichtige Beſtimmung ($ 10) hervorzu⸗ 
heben: »Jeder Reichsbeamte hat die Ver⸗ 
pflichtung, das ihm übertragene Amt, ber 
Berfafjung und den Geſetzen entfprechend, 

ewiſſenhaft wahrzunehmen und durch fein 

erhalten in und außer dem Amte ber Ach: 
tung, bie jein Beruf erfordert, ſich wilrdig 
zu zeigen«. Derjenige Reichsbeamte aber, 
welcher diefe ihm obliegenden Bflichten 
verlekt, begeht ein Dienftvergehen und hat 
die Disziplinarbeftrafung verwirkt. Die 
Disziplinarftrafen beiteben in Ordnungs⸗ 
—** (Warnung, Verweis und Geld: 
ftrafe) und Entfernung aus dem Amt. 
Letztere beſteht entweder in Strafverfehung 
oder in Dienſtentlaſſung. Als entſchei⸗ 
dende Disziplinarbehörden, welche je nach 
Bedürfnis zuſammentreten, fungieren in 
erſter Inſtanz die Disziplinarkammern 
(ſ. unten) und in zweiter Inſtanz der Dis⸗ 
ziplinarhof in Leipzig. Es finden jedoch 
dieſe Disziplinarvorſchriften auf die Dkit- 
glieder des Reichsgerichts, auf die Mitglie⸗ 
ber des Bunbesamts für das Heimatswe⸗ 
fen, auf die Mitglieder des Rechnungshofs 
des Deutichen Reich fowie auf richter- 
liche Milttärjuftizbeamte feine Anwen- 
dung; für diefe beftehen befondere Be⸗ 
flimmungen. Außer dem Reichsbeamten⸗ 
aefek find aber namentlich noch folgende 
Normen für die Rechtöverhältniffe der R. 
von wihtigleit: Verordnung vom 29. 
uni 1871, betreffend den Dieniteib der 
unmittelbaren Reich&beamten (Reichsge⸗ 
ſetzblatt, ©. 303); Geſetz vom 30. Juni 
1873, betreffend die Bewilligung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen, nebſt Verord⸗ 
nung über die desfallſige Klaſſifikation 
der Reichsbeamten (Reichsgeſetzblatt, S. 
166); Verordnung vom 23. Nov. 1874 
betreffend die Zuſtändigkeit der R. zur 
Ausführung des Geſetzes vom 31. März 
1873 und bie Anſtelung der Reichsbeam⸗ 
ten (Reichegelegblakt, . 135); Verord⸗ 
nung vom 21. Suni 1875, betreffend bie 
Tagegelder 2c. der Reichsbeamten (Reichs⸗ 
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efeßblatt, ©. 249) ; Verordnung vom 5. 
Sun 1875, betreffend die Tagegelder ıc. 
von Beamten ber Reichseifenbahnverwal- 
tung und ber ‚Boftverwaltung insbeſon⸗ 
bere (Reichsgeſetzblatt, S. 253); Verord⸗ 
nung, betreffend die Tagegelder ꝛc. von 
Beamten der Reichspoſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung, vom 29. Juni 1877 (Reichs⸗ 
geſphigtt S. 545); Verordnung vom 19. 

ov. 1879, betreffend die Abänderung der 
Beſtimmungen über die Tagegelder ꝛc. der ” 
Reichsbeamten (Reichsgeſetzblatt, 5.313). 
Bol. Zedlitz⸗Neukirch, Die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Reichsbeamten (1873); Kan⸗ 
negießer, Das Recht der deutſchen 
Reichsbeamten (1874); Thudichum, 
Das Reichsbeamtenrecht (in Hirths »An⸗ 
nalen des Deutſchen Reichſse 1876, S. 265 
ff.). Eine Überſicht über die ſämtlichen R. 
iſt im nachftehenden Verzeichnis enthalten. 


Die Behörden des Deutſchen Reichs. 


Der Reihsfanzler, ber alleinige 
verantwortliche Minifter des Reichs, wel: 
her im Namen des Kaiſers bie Ausfüh- 
rung der Reichögefete zu überwachen, bie 
Verwaltung und Benufichtigung der An⸗ 
gelegenbeiten zu leiten bat, welche dem 
Reich verfaſſungsmäßig zugemwiefen find, 
und die Verfügungen und Anordnungen 
des Kaiferd gegenzeichnet, indem er ba= 
dur) die Verantwortung für biefelben 
übernimmt. Ihm ift 

die Reichskanzlei unmittelbar unter⸗ 
ſtellt, welche als Zentralbüreau des Reichs⸗ 
kanzlers den amtlichen Verkehr des letztern 
mit den Chefs der einzelnen Reſſorts ver⸗ 
mittelt. Unter dem Reichskanzler ſtehen 
ferner folgende R.: 

J. Das auswärtige Amt des 
Deutſchen Reichs in Berlin, deſſen 
Vorſitzender, der Staatsſekretär für 
die auswärtigenAngelegenheiten, 
als ſtändiger Vertreter des Reichskanzlers 
fungiert. Das Amt zerfällt in zwei Ab: 


‚|teilungen, von benen bie Abteilung I A 


von dem Staatsfefretär felbft geleitet wird 
und fih mit den Angelegenheiten der 
höhern Bolitif befchäftigt, während die Ab⸗ 
teilung IB, als deren Dirigent einer der 
ältern Räte fungiert, für die Firchlichen 
Angelegenheiten, die Generalien, Perfo: ' 
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nalien, Zeremontalien, Etats⸗ und Kaſ⸗ 
fenfahen, Die zweite Abteilung aber für 
Handel?» und Verkehrsangelegenheiten 
beftimmt ift. Dem auswärtigen Amt find 
bie Botichafter zu Paris, London, Rom, 
Wien, Petersburg und Konftantinopel, 
die Gefandten, Deinifterrefidenten, Ge⸗ 
Ihäftsträger und Konfuln des Deutjchen 
Reichs unterftellt. 
ID. Das Reihsamt des Innern 
"in Berlin, geleitet von dem StaatB: 
fefretärdes Innern, zur Verwaltung 
und Beauffichtigung der Durch Die Reichs⸗ 
verfaflung zu Gegenftänden der Reichs⸗ 
verwaltung gewordenen und unter bie 
Aufficht des Kaifers geftellten Angelegen: 
heiten und ber Reichsangelegenheiten über: 
haupt, foweit fie nicht befondern Behörden 
übertragen ſind. Insbeſondere gehören 
dahin: die auf ben Bundesrat, ben Reichs⸗ 
tag und die Reichstagswahlen bezüglichen 
Geſchäfte, die allgemeinen Angelegenbei- 
ten der Reichsbehoͤrden und der Reichöbe- 
amten einfchließlich ber Aufficht über den 
Dizziplinarhof und bie Disziplinarkam- 
mern, die Indigenats⸗, Heimatd-, Nieder: 
laſſungs⸗, Sreizügigfeitöfachen, die Han⸗ 
dels⸗ und Gewerbeangelegenbheiten, ind 
befondere auch bie das Bankweſen, bie 
Berficherungen, die Maße und Gewichte 
betreffenden Gejchäfte, die Angelegenhei: 
ten des geiftigen Eigentums einfchließlich 
der Patente, die See: und Flußſchiffahrt 
fowie die Flößerei, die Medizinal- und 
Beterinärpolizei, die Angelegenheiten ber 
Preſſe und der Vereine, die Militär: und 
Marineangelegenheiten, ſoweit biejelben 
die Mitwirfung ber Zivilverwaltung er⸗ 
fordern, insbeſondere Erfagwefen, Mobi⸗ 
lifierung, Naturalleiftungen, Transport: 
und Etappenwefen, Rayenlachen, Fami⸗ 
lienunteritügung, Zivilverforgung, Lanz 
deövermeffung, Anerkennung und Klaf: 
fifizierung der höhern Lehranftalten mit 
Bezug auf die Wirkſamkeit ihrer Zeugniffe 
für die Zulaffung zum einjährigsfreiwil- 
ligen Militärdienit Dem Reichdamt des 
Innern findfolgende Behörden unterftellt: 
4) Das Bundesamt für das Hei: 
matswefen in Berlin, ein follegtalifch 
befegter Verwaltungsgerichtshof, welcher 
für da8 gefamte Reichsgebiet, mit Aus: 
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nahme von Bayern und Elſaß⸗Lothringen, 
als endgültig entſcheidende Berufungs⸗ 
inſtanz fungiert in Streitigkeiten von Ar⸗ 
meeverbänden untereinander, welche ver: 
ſchiedenen Bundesſtaaten angehören. 

2) Das Geſundheitsamt in Berlin, 
beſtimmt zur Unterſtützung bed Reichs⸗ 
kanzlers in der Ausübung des Aufſichts⸗ 
rechts und in der Vorbereitung der Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiet der Medizinal⸗ 
und Beterinärpoliget. 

3) Dad Patentamt in Berlin, be 
ftehend aus fieben Abteilungen, von denen 
die Abteilungen 1—6 für bie Beſchluß⸗ 
fafjiung über Patentgefuhe kompetent 
find, während die Abteilung 7 für bie 
Entſcheidung in dem Verfahren wegen 
Erklärung der Nichtigkeit und wegen Zu⸗ 
rücknahme erteilter Batente beftimmt tft. 

4) Die Normal-Eichungskommiſ— 
fion in Berlin, welche für das Reichs- 

ebiet, mit Ausnahme von Bayern, alle 
genftände, welche bie technijche Seite 
des Eichungswefeng betreffen, zu regeln 
und barüber zu wachen bat, daß bas 
Eichungsweſen nach übereinftimmenden 
Regeln und den Intereſſen des Verfehrs 
entiprechend ehandhabt werde, auch all 
gemeine Borfhriften über bag a g⸗ 
weſen zu erlaſſen und die Taxen für die 
Eichungsgebühren feſtzuſtellen hat. 

5) Das ſtatiſtiſche Amt in Berlin 
für die Reichsſtatiſtik. 

6) Der Reichskommiſſarius für 
das Auswanderungswefen in Sam: 
burg zur Überwachung ber Ausführung 
derjenigen reichsgeſetzlichen Beftimmun- 
gen, welche über dad Auswanderungs: 
weſen ergangen find. 

7) Die R. für bie Unterfuchung 
von Seeunfällen. Diefe Unterfuchung 
ift nämlich, inſoweit fie fich auf Kauffahr⸗ 
teifchiffe bezieht, Sache ber Seeäimter, 
welch letztere Landesbehörden find. R. 
find dagegen die Reichskommiſſare 
bei den Seeämtern, welde vom 
Reichskanzler ernannt werben, ben Ber: 
bandlungen ber Seeämter beizumwohnen 
haben und Anträge zu flellen befugt 
find, namentlich auch die Einleitung ber 
Unterſuchung ſelbſt beantragen Tünnen. 
Beſchwerden gegen bie Entjcheibungen 
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der Seeämter gehen an das Oberjee: 
amt in Berlin, eine Reichsbehörde, welche 
in folden Fallen darüber zu befinden bat, 
ob einem Seejchiffer, einem Seeſteuer⸗ 
mann oder einem Mafchiniften eines See- 
dampfers die Befugnis zur Ausübung fei- 
nes Gewerbes zu entziehen ſei. 

8) Die Reihsprüfungsinfpefto- 
ren für die Prüfung der Seejchiffer und 
Seefteuerleute mit Inſpektionsbezirken 
für Schleswig: Holftein, Medlenburg, 

übel und Hamburg, für Hannover, 
Oldenburg und Bremen und endlich für 
Ditpreußen, Weftpreußen und Pommern. 
Die Reichsſchiffsvermeſ— 
fungsinfpeftoren, weldye die Ausfüh⸗ 
rung der für das Reich erlafjenen Schifis- 
vermeſſungsordnung zuüberwachen haben. 

10) Die entſcheidenden Disziplinar⸗ 


behörden des Reich, welche über bie ſch 


Entfernung eines Reichsbeamten (ausge: 
nommen bie Mitglieder des Reichsgerichis, 
des Bundesamts fiir dad Heimatsweſen, 
bes dehnungehoſe und die richterlichen 
Militärjuſtizbeamten) aus dem Amt im 
Meg des Disziplinarverfahrend zu ent- 
fcheiden haben. Hier erfennen nämlich in 
erfter Inſtanz die Disziplinarkam— 
mern in Arndberg, Bremen, Breslau, 
Bromberg, Danzig, Darmftadt, Düffel: 
dorf, —28 Frankfurt a. M., Frank—⸗ 
furt a. D., Hannover, Karlsruhe, Kaſſel, 
Köln, Königsberg i. Pr., Köslin Leipzig, 
Liegnig, Lübel, Magdeburg, Münſter, 
Dppeln, Poſen, Potsdam, Schleswig, 
Stettin, Straßburg i. E., Stuttgart und 
Trier, in zweiter Inſtanz aber der Dis⸗ 
ziplinarhof in Leipzig. 

11) Die Reichskommiſſion, welche 
auf Grund bez jogen. Sozialiftengejeßes 
vom 21. Oft. 1878 eingefeßt wurde und 
aus einem vom Kaijer ernannten Vor: 
figenden und aus neun vom Bundesrat 

ewählten Mitgliedern beiteht, die zum 

wed der Beratung in Berlin zuſammen⸗ 
treten. Die Reichskommiſſion hat über 
Beſchwerden zu enticheiben gegen die fei- 
ten? ber Landespolizeibehörden ausge: 
fprochenen Verbote von Vereinen, bie 
durch jozialdemofratifche, jozialiftifche oder 
tommuniftifche Beftrebungen den Umfturz 
der beftehbenden Staats⸗ oder Gejellfchafts- 
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ordnung bezweden, ober in welchen der- 
artige' Beftrebungen in einer den öffent: 

lichen Frieden, insbeſondere die Eintracht 

ber beitehenden Bevölkerungsklaſſen, ge 

fährdenden Weife zu Tage treten, bes- 
feichen über Beichwerben wegen des Ver⸗ 
ot3 derartiger Drudichriften. 

IH. Die faiferlihe Admiralität in 
Berlin, "die einen Chef zum Borftand 
bat, welcher den Oberbefehl über die deut: 
che Kriegsmarine nad) den Anordnungen 
bes Kaiſers und die Verwaltung der Dia: 
rineangelegenbeiten unter ver Berantwort- 
Iichfeit des Reichskanzlers führt. Die 
Geſchäfte der Admiralität werben in De: 
zernaten bearbeitet, von denen bie militä- 
riſchen in einer Abteilung, die technijchen 
in einem Departement und die hydrogra⸗ 
phiſch- wiſſenſchaftlichen und kartographi⸗ 

en in einem a en 
Amt zufammengefaßt find. Zu dem Rei: 
jort des Iegtern gehört auch das Obſer⸗ 
datorium zu Wilhelmshaven. Der Chef 
ber Admiralität präjidiert dem Admira⸗ 
litätsrat, welchem die Löſung ſchwieri— 
ger Fragen organiſatoriſcher und techni⸗ 
ſcher Natur obliegt, und welcher ſich aus 
den vom Chef bezeichneten Mitgliedern 
der Admiralität ſowie aus ben dazu be⸗ 
rufenen Seeoffizieren, Beamten und Tedy 
nifern zufammenfegt. Außer den Kom: 
mando= und Verwaltungsbehörden der 
faiferlichen Marine rejjortieren von der 
Admiralität auch die Marineakademie 
und «Schule jowie die Maſchiniſten-, 
Steuermannd- und Torpedoſchule 
in Kiel und endlich auch die Deutſche 
Seemwarte in Hamburg. 

IV. Das Reichsjuſtizamt in Ber: 
in für die dem Reich obliegenden Ge- 
jchäfte der Juſtizwerwaltung, geleitet von 
einem Staatsfefretär. Von dem Reichs 
juſtizamt rejfortiert, foweit es fih um 
Berwaltungsangelegenheiten handelt, das 
Reichsgericht in Leipzig. 

V. Das Reichsſchatzamt in Berlin, 
an deſſen Spike ein Unterftantsfefretär 
ſteht. Diefer Behörde find das Etats-, 
Kaſſen- und Rechnungsweſen, bie Bear: 
beitung der Zoll= und Steuerfaden, ber 
Münze, Reichpapiergeld: und Reiche: 
ichuldenangelegenbeiten fowie Die Verwal⸗ 
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tung bes Reichsvermögens, ſoweit dieſelbe 
nicht von andern Behoͤrden geführt wird, 
unterſtellt. Von dem —— reſ⸗ 
ſortieren aber folgende Behörden: 

4) Die Reichshauptkaſſe in Berlin, 
als welche eine beſondere Geſchäftsabtei⸗ 
lung ber Reichsbank fungiert, bie als Zen⸗ 
tralkaſſenſtelle bes Reichs dient. 

2) Die Verwaltung bes Reichs: 
kriegsſchatzes in Berlin. 

3)Die Reichſsſchuldenverwaltung 
in Berlin. Die Verwaltung der Reichs⸗ 
ſchulden iſt der königlich preußiſchen Ver⸗ 
waltung der Staatsſchulden übertragen, 
welche als ſolche die Bezeichnung »Reichs⸗ 
ſchuldenverwaltung« führt und unter bie 
fortlaufende Aufficht der Reichsſchulden⸗ 
kommiſſion (f. d.) geſtellt ift. 

4) Das Zoll: und Steuerred: 
nungsbüreau in Berlin, welches bie 
Zoll⸗ und Steuerarbeiten des Reichs und 
die Etats und Rechnungsjachen der fai- 
ferlihen Hauptzollämter in ben Hanfe- 
ftädten zu bejorgen bat. 

5) Die Hauptzollämter in ben 
Hanfeftäbten, welche als Amter ber deut: 
ihen Zollgemeinfchaft fungieren und auf 
deren Rechnung erhalten werben. 

6) Die Reihsbevollmädtigten 
und Stationsfontrolleure der 
Zölle und Verbrauchsſteuern. 

7) Die Reichſsrayonkommiſſion 
in Berlin, welche endgültig über diejeni⸗ 
gen Beihränfungen entjcheidet, denen die 
Benutung bed Grundeigentums inner- 
halb des Rayons der permanenten Be- 
feftigungen unterliegt, und insbefondere 
über Refurfe gegen Anordnungen und 
Entſcheidungen der Kommanbanturen in 
Rayonangelegenheiten. 

VL Das Reichseiſenbahnamt in 
Berlin, welches ſeine Geſchäfte unter der 
Sberteitung und Berantmwortlichfeit bes 
Reichskanzlers führt, infofern e8 ſich um 
bie Wahrnehmung des Auffichtärechts über 
das Eiſenbahnweſen innerhalb des Reichs⸗ 
gebiets, um die Ausführung der in der 
Reichsverfaſſung hierüber enthaltenen Be⸗ 
flimmungen fowie ber Ionftigen auf das 
Eiſenbahnweſen bezüglichen Gefeße und 
verfaffungsmäßigen a ri und um 
bie Abftellung der in Hinfiht auf das 
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Eiſenbahnweſen hervorgetretenen Drängel 
und Mißſtände handelt. Wird jedoch gegen 
eine von dem Reichseiſenbahnamt ſelbſt 
verfügte Maßregel Gegenvorſtellung auf 
Grund der Behauptung erhoben, daß jene 
Maßregel in den Aeher und rechtsgůlti⸗ 
gen Vorschriften nicht begründet fei, fo bat 
a8 durch Hinzuziehung von Richterbeam: 
ten Mu verftärfenbe Reichseiſenbahnamt 
felbftändig und unter eigner Berantwort- 
lichkeit in Tollegialer Beratung unb Be 
Kanbjaflung zu befinben. 

VIL Ber Rechnungshofdes Deut- 
[hen Reichs, als welcher bie königlich 
preußifche Oberrechnungsfammer in Pots⸗ 
dam bie Kontrolle des gefamten Reichs: 
Haushalts führt. 

VILL Die Berwaltung des Reich: 
invalidenfonds in Berlin, mit wel- 
her zugleich die Verwaltung bes Reichs⸗ 
feftungsbaufonds und be Fonds für bie 
Errichtung eines Reichstagsgebäudes ver: 
bunden ift. 

IX. Das Reichspoſtamt in Berlin, 
welches von einem Staatsfefretär geleitet 
wird, Dem Reichspoſtamt ift die Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung des Reichs, 
mit Ausnahme von Bayern und Würt- 
temberg, übertragen. Die Gejchäfte be3: 
felben zerfallen in brei Hauptgruppen. 
Der erten Abteilung find nämlich alle 
poftalifhen Einrihtungen und das tech⸗ 
niſche Poſtweſen zugeteilt, der zweiten Ab⸗ 
teilung alle telegraphifchen Einrichtungen 
und das technifhe Telegraphenmelen, 
während ber dritten Abteilung die orga- 
nifchen, geiehtien und abminiftrativen 
Mapregeln, Perſonalweſen, Disziplinar- 
fülle, Wertzeichenverwaltung, Statiftif 
u. dal. überwiefen find. In den einzelnen 
Begieten wird die Verwaltung des Poſt⸗ 
und Telegraphenwefens von den Ober: 
poftdireftionen in Aachen, Arnsberg, 
Berlin, raunichweig, Bremen, Breslau, 
Bromberg, Danzig, Darmſtadt, Dresden, 
Düfjeldorf, Erfurt, Frankfurt a. M, 

ranffurt a.D., Gumbinnen, Halle a. S. 

amburg, Hannover, Karlsruhe, Kaflel, 

iel, Koblenz, Köln, Königsberg i. Pr. 
Koslin, Konflanz, Leipzig, Liegnitz, Mag: 
beburg, Met, Minden i. W., Müntter ı. 
W., Oldenburg, Oppeln, Bofen, Botsdam, 
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Schwerin, Stettin, Straßburg i. E. und 
Trier wahrgenommen, denen bie einzel: 
nen Boftämter, Telegraphbenänter 
und PBoftagenturen unterftellt find. 
Dem Reichepoftamt ift auch die Direk⸗ 
tion. der Reichsdruckerei, hervorge— 
gangen aus ber vormaligen Geheimen 
Dberhofbuchdruderei und der bamit ver- 
ſchmolzenen Föniglich preufifchen Staats⸗ 
druckerei, übertragen, und außerbem find 
bemjelben noch folgende Behörden und 
Anftalten untergeordnet: Die Generalpoft- 
kaſſe, das Poſtzeitungsamt, das Poſtan⸗ 
weiſungsamt, das ‚Poftzeugamt, bie Tele- 
raphenapparatwerfitatt und Das beutfche 
oftamt in Konftantinopel. 

X. Das Reihsamt für die Ver: 
waltung der Reichseiſenbahnen 
(in dem Reichsland Eljaß-Lothringen) zu 
Berlin, deſſen Chef der königlich preußiſche 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten ift. Ihm 
ift die Generaldireftion ber Eiſen— 
bahnen in Eljaß= Lothringen zu 
Straßburg unterftellt. 

XL Die Reichsbankbehörden, 
nämlich das Reichsbankdirektorium, 
an deſſen Spitze deſſen Präſident ſteht, und 
welches die Verwaltung der Reichsbank 
unter Leitung des Reichskanzlers beſorgt, 
und das eichsbankkuratorium, 
deſſen Vorſitzender der Reichskanzler ſelbſt 
iſt, und welches die dem Wer uſtehende 
Aufſicht über die Reichsbank führt. Dem 
Reihöbanfbiretorium aber find unter: 

et: 
' 3 Die Reichshauptbank in Berlin. 

2) Die Reihsbankfhauptitellen in 
Bremen, Breslau, Danzig, Dortmund, 
Frankfurt a. M., Hamburg, Hannover, 

öln, Königsberg i. Pr., Leipzig, Magbe- 
burg, Mannheim, München, Bofen, Stet: 
tin, Straßburg i. €. und Stuttgart. Die 
Reichsbanfhauptitellen werden auf Grund 
von Bunbesratöbefchlüffen errichtet. Sie 
ftehen unter Leitung eines aus zwei Mit⸗ 
gliedern beitehenden Vorſtands und unter 
Aufficht eines vom Kaifer ernannten 
Banktfommiffare. 


Z)Die Reichsbankſtellen in Aachen, | b 


Augsburg, - Bielefeld, —— — 
Bromberg, Chemnitz, Dresden, Düſſel⸗ 
dorf, Elberfeld, Elbing, Emden, Erfurt, 


463 


Eſſen, Flensburg, Frankfurt a. O., Gera, 
Gleiwitz, Glogau, Görlitz, Graudenz, 
Halle a. S., Karlsruhe, Kaſſel, Kiel, 
Koblenz, Krefeld, Landsberg a. W., Lieg— 
nig, Kübel, Mainz, Memel, Met. Min⸗ 
den i. W., Mülbaufeni. E., Münſter i. W., 
Nordhauſen, Nürnberg, Osnabrück, Sie 
gen, Stolp, Stralfund, Thorn und Tilfit. 
ie Reihöbanfitellen werden auf Anord⸗ 
nung bes Reichskanzlers eingerichtet. 

Den Reihsbankfhauptitellen und Reichs⸗ 
banfitellen find bie Reihöbanfneben: 
ftellen EKommanditen, «Agentu= 
ren) untergeorbnet, welche von dem 
Reichsbankdirektorium an zahlreichen klei⸗ 
nern Handelsplägen des Deutjchen Reichs 
errichtet find. 

XH. Die Reichsſchuldenkom miſ—⸗ 
fion in Berlin, deren Vorſitzender ber 
Unterftaatsfefretär im königlich preußi- 
fen Tinangminifterium ift. Dieſelbe 
führt die Aufficht über die Reichsfchulden- 
verwaltung und die Kontrolle über die 
Verwaltung des Reichskriegsſchatzes und 
des Reichsinvalidenfonds fowie iiber Ans 
und Ausfertigung, Einziehung und Vers 
nichtung der Banknoten ber Reichsbank. 
Sie beiteht aus drei Mitgliedern des Bun⸗ 
besrat3 und zwar aus dem Vorfibenden 
bes Ausfchufles für das Rechnungsweſen 
und zwei Mitgliedern dieſes Austäufes, 
ferner aus drei Mitaliebern bes Reichs⸗ 
tag8 und dem Präfidenten des Rechnungs 
hofs und wird, fofern e8 fich um die Kon⸗ 
trolle der Verwaltung des Reichsinvali⸗ 
denfonds handelt, womit diejenige des 
Neichefeftungsbaufonds und des Fonds 
für den Bau eined Reichstagsgebaudes 
verbunden ift, durch fünf Mitglieder (zwei 
vom Bunbesrat, drei vom Reichstag ges 
wählt) und, wenn es ſich um die Kontrolle 
der Neichsbanfnoten handelt, durch ein 
vom Kaifer ernanntes Mitglied verftärft. 

Reihsboten, |. v. w. Neichdtagsabge- 
orbnete. Neuerdings wird diefer Ausdrud 
beſonders im Gegenſatz zu ben preußi: 
ſchen Landboten, d. h. ben Mitgliedern 
bes preußifchen Abgeordnetenhauſes, ge- 


raucht. 
Reihshürgerreit, f. Bundesinbi- 
enat. 

8 Neichsdeputationen, Seommiffionen, 
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welche vom ehemaligen deutſchen Reichs⸗ 
tag zur Erledigung beſtimmter Geſchäfte 
engelcht wurben. Bon befonderer Widy- 
tigfeit ift der Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluß vom 25. Febr. 1803, durch 
weldyen der Lũneviller von 1801 
bes nähern ausgeführt wurbe. In diefem 
—* war das ganze linke Rheinufer an 

rankreich abgetreten worden; bas Reid, 
foflte aber bie weltlichen Herren, welche 
bort Gebietsteile verloren hatten, aus ſich 
ſelbſt entſchädigen, und biefes Entſchä⸗ 
digungswerk wurde dadurch vollbracht, 
daß man die Mehrzahl der deutſchen Reichs⸗ 
ſtädte mediatiſierte und die geiſtlichen 
Territorien fäfularifierte, was eben durch 
jenen Reichbeputationshauptfchluß be 
wirkt wurde. 

Reissdirelisrium, ſ. Kurfürften. 

Neichsdörfer, imalten Deutichen Reich 
eine Anzahl reichsunmittelbarer Dörfer, 
hatten geiftliche und weltliche Gerichtsbar⸗ 
feit und zahlten nur Krieggumlagen, 120 
urkundlich nachweisbar, die legten 1803 
mediatifiert. 

NReichſsdruclerei, bie aus ber Bereini- 
gung der ehemaligen Föniglich preußifchen 
Staatsdruderei und der frühern Gehei⸗ 
men Oberhofbuchdruderei bervorgegangene 
Druderei des Deutſchen Reichs in Berlin, 
welche zu unmittelbaren Zwecken des 
Reichs und ber Bunbesftaaten beſtimmt, 
aber zugleich ermächtigt ift, Arbeiten von 
ftädtiichen und andern Behörden, Korpo⸗ 
tationen fowie unter gewillen Voraus⸗ 
ſetzungen auch von Privatperſonen zu über: 
nehmen; bem Reichspoſtamt unterftellt. 

Reichſeiſenbahnamt, deutſche Reichs⸗ 
behörde in Berlin, zur Kontrolle des ge⸗ 
ſamten Eiſenbahnweſens innerhalb des 
Reichsgebiets beſtimmt. Das R., deſſen 
Thätigkeit durch die Vielköpfigkeit der 
deutſchen Eiſenbahnverwaltungen und die 
Buntſcheckigkeit ihres Betriebsweſens frei⸗ 
lich ſehr erſchwert iſt, übt 1)das Aufſichts⸗ 
recht des Reichs über das geſamte Eiſen⸗ 
bahnweſen innerhalb des Reichsgebiets 
aus; 2) hat das R. für die Ausführung 
der in der Reichsverfaſſung enthaltenen 
Beſtimmungen ſowie der ſonſtigen auf 
das Eiſenbahnweſen bezüglichen Geſetze 
und verfaſſungsmäßigen Vorſchriften 
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Sorge zu tragen; 3) hat es auf Abftellung 
ber in Hinfiht auf das Eiſenbahnweſen 
bervortretenden Mängel und Mitflände, 
namentlih auf desfallfige Beichwerben 
hin, Bebacht zu nehmen. In Iebterer Be: 
ziebung hat das R. 3. B. bie Fürſorge für 
gleihmäßige Beſtimmungen über bas 
rechtzeitige Offnen ber Wartefäle und 
Billetfchalter, für ein ordnungsmäßiges 
Ausrufen ber Stationsnamen, für ge 
hörige Einrichtungen in Anfehung ber 
Heizung, Erleuchtung und Bentilation 
der Perjonenwagen, für bie Herftellung 
einheitlicher Verſchlußvorrichtun an 
ben Perſonen⸗ unb Güterwagen, für eine 
deutliche Begeihnung ber bejtellten, ber 
Rauch- und Frauenkoupees, für die Er- 
richtung beutlicher Steigungdzeiger x. 
übernommen. Außerdem find feine Bor: 
arbeiten für ein Reichseiſenbahngeſetz, 
welches freilich noch nicht zuftande gekom⸗ 
men ift, das von ihm bearbeitete Eifen- 
bahnbetriebsreglement, die Eifenbahnfta- 
tiſtik, in8befondere in Rüdficht auf Zug: 
verfpätungen und verfäumte Anfchlüffe, 
toorzubeben. Wird gegen eine von bem 
verfügte Maßregel auf Grund der Be: 
bauptung, daß jene Maßregel in ben Ge: 
feßen und rechtsgültigen Borjchriften nicht 
begründet fei, Gegenvorftellung erhoben, 
fo bat das R. fich durch Hinzuziehung von 
Richterbeamten zu verflärfen und über die 
Gegenvorftellung felbftändig und unter eig: 
ner Verantwortlichkeit in Tollegialer Bes 
tatung und Seht Bfaffung zu befinden. 
Nach dem Regulativ vom 13. März 1876 
(Reichszentralblatt, S. 197 f.) ſetzt ſich dies 
jogen. verftärfte R. aus feinem Präſi⸗ 
enten oder deilen Stellvertreter als Vor: 
figenden, zwei Rãten des Reichseifenbahn: 
amts und drei richterlichen Mitgliedern 
uſammen Die elſaß⸗lothringiſchen Eiſen⸗ 
ahnen ſind dem Reichsamt für die Ver⸗ 
wen ber ureicheeijenbahnen unterftellt. 
eigßerbämter * 
Bei Berbbeamie j. Erbämter. 
eigserzämter * 
Rei —— Kurfürſten. 
eichſsflagge, ſ. Flagge. 
Bei fe Kitterfgah, f. Reid: 
erſchaft. 
Reihögericht, der gemeinſame oberſte 
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Gerichtshof des Deutſchen Reichs in Leip⸗ 
zig. Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetz vom 27. Jar. 1877 bat das 
N. über das Rechtsmittel der Reviſion 
(ſ. d.) gegen zweitinftanzliche Endurteile 
der Dberlandeögerichte in bürgerlichen 
Rechtzftreitigfeiten und über die Revifion 
gegen Strafurteile der Schwurgerichte und 
der Zandgerichte zu entſcheiden. Was bie 
bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten (Zivil⸗ 
ſachen) anbetrifft, ſo iſt es den größern 
Bundesſtaaten, in denen mehrere Ober⸗ 
landesgerichte beſtehen, vorbehalten, die 
Verhandlung und Entſcheidung von Re⸗ 
viſionen und Beſchwerden in Zivilſachen 
an ein oberſtes Landesgericht zu verweiſen, 
jedoch nur für diejenigen Rechtsfälle, in 
welchen Landesrecht, nicht Reichsrecht in 
Deage fommt. (In Straffachen geht in 
anbesrechtlichen Angelegenheiten die Re⸗ 
vifion ſtets an die Straffenate der Ober- 
Yandesgerichte.) übrigens hat von ber 
Befugnid zur Errichtung eines folchen 
höchiten Landesgerichtshofs für die lan⸗ 
bestechtlichen Zivilfachen nur Bayern Ge 
brauch gemacht. Außerdem entjcheidet das 
R. in erfter und letzter Inſtanz über die 
gegen Kaifer und Neich gerichteten Ver: 
brechen des Hochverrats und des Landes⸗ 
verrats. Für die Behandlung ber Straf: 
fachen beftehen bei dem R. drei Straf: 
fenate. In jenen Fällen, welche in erfter 
Inſtanz vor bas R. gehören, findet das 
Hauptverfahren vor dem vereinigten zwei⸗ 
ten und dritten Straffenat ftatt, während 
diejenigen Entfcheidungen, welche die Vor⸗ 
unterfithung betreffen, ſowie ber Verwei⸗ 
ſungsbeſchluß von dem erften Strafjenat 
des Reichsgerichts erteilt werden. Für 
die bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten find 
fünf, Sioitfenate errichtet, zu denen für 
die Übergangszeit noch einige Hilfsfenate 
fommen. Die Senate erfennen in ber je: 
Beligen Beſetzung mit ſieben Richtern. 
Die —— ——— Funktionen 
werben bei dem R. durch einen Ober— 
reihsanmwalt und durch einen ober 
mehrere Reihsanwalte wahrgenom: 
men. Präfident, Senatspräfibenten und 
Räte des Neichögerichtd werben, ebenjo 
wie der Oberreihdanwalt und die Reiche: 
anmwalte, vom Kaiſer auf Vorſchlag des 
Staatslexikon. 
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Bundesrats ernannt. Nur wer die Fähig- 
feit zum Richteramt in einem Bundesftaat 
erlangt und das 35. Lebensjahr vollendet 
bat, iſt bazu befähigt. Durch Reichsgeſetz 
vom 11. April 1877 wurbe die Stadt Leip⸗ 
zig zum Sitz des Reichsgerichts beflimmt, 
indem gleichzeitig auf Antrag bes Abge⸗ 
ordneten Lasker in ebendieſes Geſetz Die 
Beſtimmung mit aufgenommen ward, 
daß berienige Staat, in deſſen Gebiet das 
R. feinen Sit befomme, von ber oben 
erwähnten Befugnis zur Errichtung eines 
oberften Landesgerichtehofs feinen Ge— 
brauch machen dürfe. Zur Veröffentli- 
hung der Entjcheidungen des Reichsge⸗ 
richt? im Weg des Buchhandels ift eine 
Redaktionskommiſſion gebildet, zu welcher 
je ein Mitglied eines Senat? abgeordnet 
ift. Zivilfahen und Straffachen werben 
getrennt publiziert. Außerdem veröffent- 
lichen die Mitglieder der Reichsanwalt⸗ 
fchaft die sRehipreun des Reichsge⸗ 
richts in Straffahene. Vgl. »Annalen 
bes Reichsgerichtss, Sammlung aller 
wichtigen Entſcheidungen bes Reichsge⸗ 
rihts, unter Mitwirfung von K. Braun 
herausgegeben von H. Blum (1880 ff.). 

Reihögefebe, die von der gejeßgeben- 
ben Gewalt bes Deutfchen Reiche für das⸗ 
jelbe erlaffenen gejeglichen Normen. Zur 
Gültigfeit eines Reichsgeſetzes waren zur 
Zeit bes frühern Deutfchen Reichs die Zu⸗ 
jtimmung bes Reichstags (ſ. d.) und bie 
Sanftion des Kaiferd erforderlih. Die 
R. bildeten eine, allerdings nur fpärlich 
fließende, gemeinfame Quelle für das 
Recht des ganzen Reichs; doch waren die⸗ 
jelben nur ausnahmsweiſe abfolut ge: 
bietend oder verbietend gefaßt, fo baß 
fie alfo unbebingte Geltung beanſpruch⸗ 
ten. Letzteres galt bejonderd von beit 
fogen.Reihsgrundgefegen, d.h. ben 
eigentlichen Berfafiungsgefegen bes Reichs, 
a welchen namentlich die fogen. Golbne 

ulle von 1356, ber Einige Ranbdfriebe 
von 1495, die Gerichtsordnungen ber 
oberften Reichsgerichte, nämlich die Reichs⸗ 
fammergerichtöorbnung von 1555 und bie 
tepidierte) Meich&hofratsordnung von 
654, ferner die Reichöpotigelorhmun en 
des 16. Jahrh., namentlich die von 1577, 
ber Weitfälifche Friede, der Friede zu 

30 
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Lüneville von 1801 und der Reichsdepu⸗ 
tationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 
ehörten. Übrigen? wurden auch die Kon- 
ordate der deutſchen Nation mit bem 
päpftlihen Stuhl und bie fogen. Wahlka⸗ 
pitulation ben Reichsgrundgeſetzen beige 
zählt. Dagegen nahmen die R. privat: 
rechtlicher Natur nur felten unbedingte, 
vielmehr in ver Regel bloß jubfidiäre Gel⸗ 
tung in Anſpruch, d. h. wenn und foweit 
die partifuläiren Landesgeſetze nicht? an- 
bermeites beflimmten, was zuweilen in 
ben Reichsgeſetzen felbit in der ſogen. ſal⸗ 
vatoriſchen Klausel ausbrüdlich erklärt ift. 
Gerade in diefem Punkt zeigt ich aber 
eine wefentliche Verfchiebenbeit zwiſchen 
den Gefeten bes frühern und denjenigen 
bes vermafigen Deutichen Reichs. Denn 
nah dem organg der norddeutſchen 
Bundesverfafiung beſtimmt die beutiche 
Reichsverfaffung vom 16. April 1871 
(Art. 2), daß bag Reich das Recht der Ge: 
feßgebung innerhalb des verfaflungsmäßi- 
gen ‚Competengtreifce mit der Wirkung 
ausübt, daß .die R. ben Lanbesgefeben 
vorgehen. Während ferner zur Set es 
frühern Deutſchen Bundes die Beſchlüſſe 
des Bundestags für die Angehörigen der 
Einzelſtaaten nur dann rechtsverbindliche 
Kraft hatten, wenn ſie von der betreffen⸗ 
den Staatsregierung publiziert worden 
waren, jo erhalten die dermaligen R. dieſe 
Kraft durch ihre Verkündigung von Reichs 
wegen , welche mittelft des Reichsgeſetz⸗ 
blatts erfolgt. Iſt in dem einzelnen Ge- 
feß fein befonderer Anfangstermir feiner 
Gültigkeit vorgefehen, fo beginnt diefelbe 
mit dem 14. Tag nach) Ablauf desjenigen 
Tags, an welchem das fragliche Stüd des 
Reichsgeſetzblatts in Berlin ausgegeben 
worden ift. Die Faktoren ber dermaligen 
deutſchen Reichsgeſetzgebung find aber le⸗ 
diglich der Bundesrat (ſ. d.) und der 
Reichstag (ſ. d.). Jede von beiden Kör⸗ 
perſchaften, erſtere die verbündeten Staats⸗ 
regierungen, letztere das geſamte deutſche 
Volk repräſentierend, hat das Recht der 
Initiative. Die von dem Bundesrat aus⸗ 
gehenden Geſetzvorſchläge werden zwar im 
Namen des Kaiſers an den Reichstag ge⸗ 
bracht, wo ſie durch Mitglieder des Bun⸗ 
desrats oder durch beſondere von letzterm 
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zu ernennende Kommiſſare vertreten wer⸗ 
en; allein das Recht des Geſetzvorſchlags 
ſelbſt ſteht dem Kaiſer als ſolchem nicht 
zu, während dies zur Zeit des frühern 
Deutſchen Reichs der Fall war und auch 
nach der von der Frankfurter Nationalver⸗ 
ſammlun publigierten Reichsverfaffung 
vom 28. März 1849 ber Fall fein jollte. 
Allerdings kann ber Kaifer in feiner Eigen 
Ihaft ala König von Preußen, wie jedes 
andre Bundesglied, im Bundesrat An: 
träge zur Veranlaſſung von Geſetzvor⸗ 
Ihlägen ftellen und fo mittelbar die Ini⸗ 
tiative ergreifen. Immerhin ift aber der 
Mangel einer folhen Befugnis des Reichs⸗ 
oberhauptd mit Recht gerügt und eine 
Abhilfe nach diefer Richtung hin: im In⸗ 
tereffe ded Anfehens und der Stärfe ber 
Zentralgewalt gefordert worben. 

Das Zuftandefommen eines 
Reichsgeſetzes felbft ift durch den über: 
einftimmenden Mehrheitsbeſchluß des Bun⸗ 
desrats und des Reichstags bedingt. Die 
Ausfertigung und Verkündigung der R. 
und die überwachung ihrer Ausführung 
ſtehen dem Kaiſer zu. Ihre Publikation 
erfolgt durch den letztern im Namen des 
Reichs, und die hierauf bezüglichen Erlaſſe 
bedürfen, wie alle kaiſerlichen Verfügun⸗ 
gen, zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
des eihetanzterh, EinRecht der Sanktion 
oder ein abſolutes Veto kommt alſo hier⸗ 
nach dem Kaiſer nicht zu, während dies im 
frühern Deutſchen Reich derFall war. Auch 
dem Präſidenten der nordamerikaniſchen 
Union iſt doch wenigſtens ein hufpenfioeg 
Veto eingeräumt, und ebenfo follte nach 
ber ReichSverfaffung von 1849 dem Kaifer 
ein ſolches zuftehen, letzteres nämlich inſo⸗ 
fern, als Reichstagsbeichlüffe beim Wider: 
ſpruch des Raifers nur dann Geſetzeskraft 
erlangen follten, wenn fie in drei fich un⸗ 
mittelbar folgenden ordentlichen Sitzungs⸗ 
perioden in ebenderjelben Weife unver: 
ändert gefaßt werden würden. Auch dieſer 
Mangel eines wenigſtens ſuſpenſiven Ve⸗ 
tos der jetzigen kaiſerlichen Regierung iſt 
neuerdings -mit Recht gerügt, von den 
Partikulariften freilich energijch verteidigt 
worben. Allerbingd wird jene Schwäche 
ber Faiferlihen Autorität durch das 
Stimmgewicht der preußifchen Regierung 
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im Bundesrat, welche hier über 17 von 
58 Stimmen verfügt, nainentlich aber 
dadurch einigermaßen paralyfiert, baß 
bei Meinungsverfchiedenheiten im Bun⸗ 
besrat, fobald es fich um Gefegvorichläge 
über Heer, Marine, Zollmefen oder bie 
Berbrauchöftenern des Reichs handelt, bie 
Präfibialitimme den Ausfchlag gibt, wo: 
fern fie fih für die Aufrechterhaltung ber 
beftehbenden Einrichtungen ausfpridit. 
Ebenfo & es die preußifche Regierung 
in ber Hand, eigentlichen Verfaſſungs⸗ 
änderungen vorzubeugen, da ſolche für ab: 
gelehmt gelten, wenn jie im Bundesrat 14 
timmen gegen fich haben, eine Beflim- 
mung, die —* inſofern zweiſchneidiger 
Natur iſt, als dadurch auch den übrigen 
Bundesmitgliedern und namentlich den 
Königreichen Bayern, Sachſen und Würt- 
temberg, wenn I ihre Stimmen vereini- 
gen, die Vereitelung einer von der Reichs⸗ 
regierung ſelbſt angeftrebten Verfaſſungs⸗ 
änderung ermöglicht ift. Dagegen ift dem 
Kaifer mit dem Rechte der Überwachung 
der Ausführung der R. auch die Befugnis 
zum Erlaß berzur Ausführung berlegtern 
erforderlichen Verordnungen und Inſtruk⸗ 
tionen, und zwar auf dem Gebiet des Mi⸗ 
Iitär- und Marine=, des Poſt- und Te 
legraphenweſens in ausschließlicher Weiſe, 
eingeräumt. Im übrigen fteht dem Bun: 
desrat ein Tonfurrierendes Verordnungs⸗ 
recht zu, und ebendarum pflegt nach bis⸗ 
beriger Praxis in den einzelnen Reichs: 
gefegen ſelbſt bie Stelle bezeichnet zu 
werben, von welcher die erforderlichen 
Ausführungsverordrnungen in bem gege: 
benen Fall ausgehen follen. 
Res in er Kompetengtreit ber 
eihögefeßgebung gezogenen Gegen: 
ftände find im Art. 4 ber Berfaff ung auf: 
geasblt. Das Reichsgeſetz vom 20. Dez. 
1873 bat diefe Kompetenz auf das gefamte 
bürgerliche Recht eritreckt, und eine Reihe 
wichtiger R., welche bereits erlafjen find, 
haben die beutjche Nechtseinheit angebahnt 
unb auf verfchiedenen Rechtögebieten ver: 
wirflicht (vgl. Recht). Auch die Feitftel- 
lung bes Reihshnushaltsetats erfolgt im 
Weg ber Reichögelesarung und ebenfo 
follen auf dieſe Weije Berfaffungsftreitig- 
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Erledigung gebracht werden, wenn ihre 
gütliche Erledigung durch den Bundesrat 
vergeblich verfucht worden ift. 
Das Verhältnis der Reichsgeſetz⸗ 
ebung zur Landesgejeßgehung tft 
—* * dieſes: Eine Reihe von Gegenftän- 
den ift ausſchließlich der Reichögefeßgebung 
unterftellt. Dies gilt namentlich von dem 
Militärweſen und der Krieggmarine be 
Reichs; aber aud) in Anſehung der eilt: 
ftelung ber Einnahmen und Ausgaben 
bes Reichs, der Geſetzgebung über das Zoll- 
wejen und über die zur Reichskaſſe fließen- 
den Berbrauchäfteuern fowie in Anſehung 
des Poft: und Telegraphenwejens ift das 
Geſetzgebungsrecht des Reichs ein aus- 
fchließliches, jo daß alfo eine Konkurrenz 
der Landesgejebgebung ausgeſchloſſen ift. 
Ebenfo fteht der Reichsgewalt ausjchließ- 
lich das Recht der Geſetzgebung zur Rege⸗ 
lung des Handelsverkehrs und zur Orga: 
nifation eine? gemeinfamen Schußes des 
Handel? im Ausland, der deutichen Schiff- 
fahrt und ihrer Flagge zur See fowie in 
betreff einer gemeinfamen konſulariſchen 
Vertretung zu. Endlich kann auch die 
Anlegung von Eiſenbahnen im Intereſſe 
der Verteidigung Deutſchlands oder im 
Intereſſe des gemeinſamen Verkehrs, ſo⸗ 
gar gegen den Widerſpruch derjenigen 
Bundesglieder, deren Gebiet dieſe Eijen- 
bahnen durchſchneiden (mit Ausnahme 
Bayerns), durch Reichsgeſetz angeordnet 
werden. Dagegen ſind verſchiedene andre 
Gegenſtände zwar in den Kompetenzkreis 
der eicheneiehgebung gezogen, ohne jedoch 
damit der Yandesgefeßgebung entzogen zu 
fein. Doch gehen hier unter allen Umſtän⸗ 
den die R. den Landesgeſetzen vor. Dies gilt 
namentlich von dem Gebiet be bürgerli- 
hen Rechts, doch iſt die Ausarbeitung eines 
gemeinfamen bürgerlichen Geſetzbuchs für 
ganz Deutichland bereits in Angriffgenom- 
men. Andre Segenftänbe endlich, nament⸗ 
lich das Gebiet der innern Landesverwal⸗ 
tung, find Tebiglich der Landesgeſetzgebung 
der einzelnen Bunbesftaaten vorbehalten. 
an über die frühern R. außer den 
Lehrbüchern bes beutjchen Privatrechts 
und der Rechtsgeſchichte:. Emminghaus, 
Corpus juris germanici (2. Aufl. 1844— 
1856, 2 Bde.); über bie Gejeßgebung bes 
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neuen Deutfchen Reichs: »Jahrbuch für 
Gefeßgebung, Verwaltung und Volks⸗ 
wirtſchaft im Deutfchen Reiche (1872 von 
olgendorff begründet, feit 1881 von 
moller herausgegeben); Hirth, Ans 
nalen des Deutfchen Reichs (1871 ff-). 
Reichſsgeſundheitsamt, deutſcheReichs⸗ 
behörde (in Berlin), welche ben Reichs⸗ 
fanzler in der Ausübung des Aufſichts⸗ 
rechts und in der Vorbereitung ber Ge 
jeßgebung auf dem Gebiet ber Mebizi: 
nal= und Beterinärpolizei bes Reichs zu 
unterftügen bat. Das * welches einem 
Direktor unterſtellt iſt und aus ſtändigen 
Mitgliedern und Hilfsarbeitern beſteht, 
reſſortiert von dem Reichsamt des Innern. 
Ihm iſt auch die Herſtellung einer medizi⸗ 
niſchen Statiſtik Deutſchlands übertragen. 
Reichſsgoldwährung, ſ. Reihswäh- 


rung. 
4 Reichsgutachten, ſ. Reichstag (©. 
eichehanptkaſe, ſ. Reichsſchatz⸗ 
amt. 
Reichshaushaltsetat, ſ. Deutſches 
u un j 1. Deutjöe 


Reichſsheer, die gefamte Landmacht 
eines großen Staats, insbefondere bes 
Deutſchen Reichs (ſ. d., S. 123 ff.). 

Reichshofrat, im alten Deutſchen Reich 
neben dem Reichskammergericht das höchſte 
Gericht, 1501 von Kaiſer Maximilian I. 
errichtet und im Weſtfäliſchen Frieden als 
zweites oberſtes Reichsgericht anerkannt. 
Der R. beſtand aus einem Präſidenten, 
Vizepräſidenten und 18 Räten, darunter 
6 evangeliſchen, alle vom Kaiſer ernannt 
und befoldet, und teilte fi) ineine Herren- 
und Gelehrtenbant. Der von Kurmainz 
ernannte Reichsvizekanzler hatte Sit und 
Stimme nad) dem Brändenten. zugleih 
oberſtes Regierungsfollegium des Reichs 
mit dem Sitz in Wien, löfte ſich der R. 
bei jedem Regierungswechſel auf, um vom 
folgenden Kaifer neu kreiert zu werben. 
eichshofvizekauzler, Reichskanz⸗ 


er. 
Reihehaleit,j-Territorialhnheit. 
Reichſsindigenat, |. Bundesindige— 


nat. 
di?ttichsinſignien, ſ. Reichskleino— 
ien. 
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Reichbinvalidenfonds (ipr. -fong), ein 
Bone, welcher zur Sicherftellung und 
eftreitung derjenigen Ausgaben beitimnit 
ift, welche dem Deutfchen Reich infolge bes 
Kriegs von 1870/71 durch die Penſionie⸗ 
rung und Berforgung von Mtilitärperfo- 
nen bed Reichsheers und der Taijerlichen 
Marine jowie durch die Bewilligungen 
für Hinterbliebene ſolcher Perfonen er: 
wachen find. Mit der Verwaltung die⸗ 
ſes Durch Reichsgeſetz vom 23. Mai 1873 
(Reichsgeſetzblatt, S. 117 ff.) mit einer 
Rapitalhumme von 187 Mill. Thlr. aus 
ber franzöfifhen Kriegsfoftenentichäbi- 
gung begründeten Fonds ift zur Zeit auch 
iejenige bed Reichsfeſtungsbaufonds und 
des Fonds für die Errichtung eines Reichs⸗ 
tagsgebäudes verbunden. Die Verwal⸗ 
tung des R., welche ihren Sitz in Berlin 
hat, beſteht aus einem Vorſitzenden, der 
vom Kaiſer ernannt wird, und drei Mit⸗ 
gliedern, welche vom Bundesrat gewählt 
werden. Sie ſind für die geſetzmäßige An⸗ 
lage, Verrechnung und Verwaltung des 
R. unbedingt verantwortlich. Im übri- 
gen unterliegt jedoch dieſe Verwaltung ber 
berleitung des Reichskanzlers; auch iſt 
dieſelbe unter die fortlaufende Aufſicht der 
Reichsſchuldenkommiſſion geſtellt. 
Reichsjuſtizamt, deutſche Reichsbehörde 
ur Wahrnehmung aller in das Gebiet 
er Rechtspflege einſchlagenden Reichsan⸗ 
elegenheiten, insbeſondere zur Vorberei⸗ 
ung und Vertretung von derartigen Ge⸗ 
ſetzentwürfen ſowie zur Bearbeitung der 
zu ſolchen Geſetzen erforderlichen Ausfüh- 
rungsbeſtimmungen. Auch iſt dem R. das 
Reichsgericht (ſ. ſoweit es ſich um die 
Juſtizverwaltung handelt, unterſtellt. Das 
R. hat ſeinen Sitz in Berlin. Es wird 
von dem Staatsſekretär im R. geleitet. 
Reichſskammergericht, im alten Deut⸗ 
— Reich neben dem Reichshofrat (ſ. d.) 
as höchſte Gericht, 1495 von Kaiſer Maxi⸗ 
milian J. eingeſetzt. Dasſelbe beſtand aus 
einem vom Kaiſer ernannten Kammer⸗ 
richter fürſtlicher oder gräflicher Abkunft, 
zwei Präſidenten und Aſſeſſoren, deren 
Zahl zuletzt auf 25 fixiert war, hatte Al 
nen is anfangs in Frankfurt a. M., 
feit 1497 in Worms, dann in Speier, 
jeit 1689 in Wetlar und urteilte über 


Reichskanzlei — Reichskanzler. 


alle Rechtsſachen der Reichsunmittelbaren. 
Das R. war zugleich höchſte Inſtanz für 
bie Reichsmittelbaren, doch nur in Zivil 
fachen, und war auch hierin durch die Pri- 
vilegien de non appellando mandyer 
Reihsftände befchränft. Wegen Langſam⸗ 
feit des RrogeBgange ſprichwörtlich, hörte 
e3 1806 mit dem Reich auf. Die Kam⸗ 
mergerihtsordnungen von 1495, 
1555 und der Entwurf einer ſolchen von 
1613 find für die Entwidelung bes deut- 
hen Zivilprozeſſes wichtig. Bol. Thu⸗ 
dihum, Das vormalige R. und feine 
Schickſale (in der »Zeitſchrift für beut- 
ſches Recht«, Bd. 20, ©. 148 ff.). 

Reichskanzlei, Zentralbüreau des deut⸗ 
ſchen Reichskanzlers zur Vermittelung des 
geisäfı lien Verkehrs desſelben mit den 

hefs der einzelnen Reſſorts. 

Reichskanzler, Erzamt im ehemaligen 
Deutichen Reich, welches vom Kurfürften 
von Mainz (Kurerzlanzler) befleidet 
wurde. Der ſtändige Vertreter desfelben 
am Taiferlichen Hof war ber vom R. er: 
nannte Reihsvigefanzler GReichs⸗ 
hofvizekanzler), ber zugleich Mitglied 
des Reichshofrats (f. d.) under eigentliche 
Fonftitutionelle Rechtsminifter war. 

Am bermaligen Deutfchen Reich bat ber 
R. ebenso wie der frühere Bundesfanzler 
des Norbdeutfchen Bundes, eine Doppel- 
ftelung, indem gerabe in Anfehung dieſes 
wichtigen Poſtens die Grenzen zwiſchen 
Reichsamt und Landesamt noch nicht 
ſcharf genug gezogen find. Der R., wel: 
cher vom Kaiſer ernannt wird, ift nämlich 
einmal Mitglied und VBorfitender bed Bun⸗ 
desrats (|. d.), deſſen Gefchäfte er zu leiten 
hat. ALS Mitglied diefer Körperjchaft ift 
er aber Vertreter der preußifchen Staats⸗ 
vegierung und übt als ſolcher namentlich 
auch bie der letztern zuftehenben Vorrechte 
des Bundespräfidiums aus. Wie jedes an- 
dre Mitglied des Bundesrats, hat er Dabei 
nad den Inſtruktionen feines Souveräng 
zu handeln und ift injoweit auch nur ber 
preußifchen Staatsregierung allein ver: 
antwortlich. Auf der andern Seite ift dem 
R. aber auch die Leitung der fämtlichen 
Geſchäfte bes Deutfchen Reichs übertragen; 
er ift ber eigentliche und zwar ber alleinige 
verantivortliche Reichsminiſter, das voll- 
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giedende Drgan ber Neichägewalt. Der 
. it der Gehilfe bed Kaifers, na⸗ 
mentlich bei ber Vertretung bed Reichs 
auswärtigen Staaten gegenüber; er ift 
ber Leiter ber gefamten Reichsverwaltung 
und der oberite Chef ber Reichsbehorden 
(ſ. d.); er ſteht dem Kaiſer bet der Über- 
wachung der Ausführung der Reichsgefete 
zur Seite; durch ihn werden die erforder: 
lien Vorlagen nach Maßgabe der Be⸗ 
ſchlüſſe des Bundesrats im Namen des 
Kaiſers an den Reichstag gebracht, und 
durch ihn übt ber Kaiſer das ihm zuſtehende 
Recht der Berufung, Eröffnung, Ver 
tagung und Schließung des Bundesrats 
und des Reichstags aus. Alle Anordnun⸗ 
gen und Dertügungen des Kaijers bedür- 
fen zu ihrer Gültigleitder Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers, welcher dadurch die Ber: 
antwortlichfeit übernimmt; dies gilt 
namentlich auch für die Publikation 
von Reichdgefegen. Nicht berührt werben 
von dieſer Vorjchrift die rein militärt- 
Then Befehle, welche ber Kaiſer in feiner 
Eigenſchaft als Oberbefehlshaber ber 
Kriegsmacht des Reichs erteilt. Jene 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers aber 
entbehrt zur Zeit noch einer rechtlichen 
Ausführung und Normierung. Sie iſt 
vorwiegend eine politiſche, indem der R. 
ſowohl im Bundesrat als im Reichstag 
bezüglich der Reichsregierung interpelliert 
und durch das Mißtrauensvotum des letz⸗ 
tern vielle icht zum Rücktritt beſtimmt wer⸗ 
den könnte. Ein Anklagerecht der Volks: 
vertretung befteht bier aber nit. Wie 
aber die Machtitellung der Reichsregierung 
zum großen Teil darauf berubt, daß fie mit 
der weitaus mächtigiten Landesregierung 
verbunden ift, fo ift auch die Übereinftim- 
mung, wenn nicht jogar die Einheitlichkeit 
der minijteriellen Leitung be Deutſchen 
Reichs und ber bed preußifchen Staats 
eine Bedingung der Stärke und bes Ein- 
flufies ber Reichſsregierung. Nechtlich not⸗ 
wendig ift aljo bie derzeitige Vereinigung 
ber Stellung bes Reichskanzlers und ber 
des preußifchen Minifterpräfidenten in 
Einer Berfon keineswegs, wohl aber poli- 
tiſch zweckmäßig, wenn nicht notwenbig. 
Daß übrigens hierbei im Lauf ber Zeit 
die Stellung des Reichskanzlers die über: 


470 Reichskanzleramt — Reichslande. 


wiegende geworden ſei, iſt von dem Für⸗ 
ſten Bismarck ſelbſt anerkannt und aus: 


9 
geſprochen worden. Ebenſo iſt es auch 


wiederholt zur Sprache gekommen, daß 
die nahezu diktatoriſche Stellung des Kanz⸗ 
lers auf die Perſon des Fürſten Bismarck 
zugeſchnitten ſei; und eben weil auf dieſe 
Weiſe die Perſönlichkeit des Gründers der 
deutſchen ichorerfoſſung au ſchwer ins 
Gewicht fällt, und weil Verfaſſungsein⸗ 
richtungen nicht aus perſönlichen, ſondern 
aus ſachlichen Geſichtspunkten getroffen 
werden ſollen, iſt das im Reichstag wie⸗ 
derholt zum Ausdruck gekommene Ver: 
langen nad) einem kollegialiſchen Reichs⸗ 
minijterium, b. b. nad) verantivortlichen 
Fachminiſtern oder (»Antrag Bennigfen«) 
nach verantwortlihen VBorftänden ber ein- 
zelnen VBerwaltungszweige, ficherlich fein 
ungerechtfertigtes. Ein Anlauf hierzu ift 
übrigen? in dem Stellvertretungsgefeß 
jenommen. Durch Reichsgeſetz vom 17. 
März 1878 (Reichsgeſetzblatt, ©. 7 f.) 
ift nämlich beitimmt, daß für den gefam- 
ten Umfang der Gejchäfte und Obliegen- 
heiten bes Reichskanzlers ein Stellvertre- 
ter (Reichsvizekanzler) allgemein er: 
nannt werben kann. Auch können für die⸗ 
jenigen einzelnen Amtszweige, welche fich 
in der eignen und unmittelbaren Ver: 
waltung des Reichs befinden, die Vor: 
fände ber dem R. untergeordneten oberjten 
Reichsbehörden mit ber Stellvertretung 
des Kanzlerd im ganzen Umfang oder in 
einzelnen Teilen ihres Geſchäftskreiſes be⸗ 
auftragt werden. Die Ernennung der 
Stellvertreter erfolgt durch den Kaiſer 
auf Antrag des Reichskanzlers in Fällen 
der Behinderung des letztern, welchem es 
jedoch unbenommen iſt, jede Amtshand⸗ 
lung auch während der Dauer einer Stell⸗ 
oertretung ſelbſt vorzunehmen. 
Reichſskanzleramt, ſ. Reichsbehör—⸗ 


den. 

Reichskleinodien Reich sinſig— 
nien), der Krönungsſchmuck der alten 
deutſchen Kaiſer und Könige: die goldne 
Krone, das vergoldete Zepter, der goldne 
Reichsapfel, das Schwert Karls d. Gr., 
das des heil. Moritz, die vergoldeten Spo: 
ren, die Dalmatika und andre Kleidungs- 
ſtücke, aufbewahrt ſeit 1424 in Nürnberg, 


zum Teil auch in Aachen, 1797 nach Wien 
e 


afft. 

eichskommiſſare bei den Seeäms 

tern, |. Reichsbehörden (S. 460). 
Reichſskommiſſarins für Das Auß- 

wanderungsweſen, |. Reichsbehör⸗ 

den (S. 460). 

Neichſskommiſſion (für die Entſchei⸗ 

dung uͤber Beſchwerden gegen Verbote, 

welche auf Grund bes Sozialiſtengeſetzes 

erafien find), ſ. Reichsbehörden (S. 


Reichskriegsſchatz, ein bermalen im 
Deutichen Reich für den Fall eines Kriegs 
und zwar lebiglich für Zwecke der Mobilma⸗ 
hung bereit gehaltener Barbeftand. Der: 
ſelbe verbanft feine Entftehung ber Über- 
tragung ber feit Friedrich Wilhelm I. be: 
ftehenden und bewährten Einrichtungeines 
preußifchen Staatsſchatzes auf das Reich, 
indem hierzu nach Auflöfung jenes preußi⸗ 
ſchen Staatsſchatzes 120 Mil. Mk. aus der 
franzöfifhen Kriegsentſchädigung durch 
Reichsgeſetz beſtimmt wurden. Üüber ben 
R., welcher im Juliusturm der Spandauer 
Citadelle niedergelegt iſt, kann nur mit⸗ 
telſt kaiſerlicher Anordnung unter vor⸗ 

ängig oder noch nachträglich ein zuholen⸗ 
er ; uftimmung des Bundesrats und des 
Reichstags verfügt werden. Bei etwaiger 
Verminderung bed Beſtands von 120 
Mill. DE. ift derfelbe durch Zuführung 
ber nicht etatifierten zufälligen Einnah— 
men bes Reichs und im übrigen nach ber 
durch den Reichshaushaltsetat zu treffen: 
den Beſtimmung zu ergänzen. Der R. 
wird von dem Reichskanzler unter Kon: 
trolle der Reichsſchuldenkommiſſion durch 
die dazu beftellte Nendantur und ben Ku: 
rator bed Reichskriegsſchatzes verwaltet. 
Bol. Reichsgeſetz vom 11. Nov. 1871, be: 
treffend bie Bildung eines Reichs friegs- 
ſchatzes (Reichsgeſetzblatt, S. 403); Ver: 
ordnung vom 22. Jan. 1874, betreffend 
die Verwaltung bed Reichskriegsſchatzes 
(Reichsgeſetzblatt, S. 9 ff.). 

Reichſslande, alles zum ehemaligen 
Deutichen Reiche gehörige Gebiet, wozu 
außer den eigentlichen veutfchen Ländern 
auch Böhmen, Mähren und Schlefien ge 
hörten. In neuefter Zeit erhielten die im 
Krieg von 1870/71 für Deutſchland wie: 





Reichsmark — Reichsſchatzamt. 


dergewonnenen Gebiete von Elſaß und 
Deutſch⸗Lothringen ven Namen ⸗deutſches 
Reichslande. 

Reichsmark, ſ. Reichswährung. 

Reichsmatrikel, |. Matrikel. 

Reichsoberhandelsgericht, ehedem ein 
für das Deutſche Reich fungierender ge⸗ 
meinſamer oberſter Gerichtshof für Han⸗ 
delsſachen in Leipzig, hervorgegangen aus 
dem frühern Bundesoberhandelsgericht 
des Norddeutſchen Bundes, welches auf 
Grund eines Bundesgeſetzes vom 12. 
Juni 1869 errichtet worden war. An 
Stelle dieſer Gerichtsbehörde iſt jetzt das 
Reichsgericht (ſ. d.) getreten, deſſen Zu⸗ 
ſtändigkeit nicht bloß auf Handelsſachen 
beſchränkt iſt. Die Entſcheidungen des 
Reichsoberhandelsgerichts ſind von den 
Räten desſelben herausgegeben (1871ff.). 


Reichsoberſeeamt, |. Reichsbehör⸗ 
den (2 461). 
Reichspanier, |. Banner. 


Reichspartei, ſ. Konſervativ. 
Reichspatentamt, ſ. Patentamt. 
Rei 8poſt Poſt 
Feichspoſtamt/ 
Reichsprüfungs⸗Inſpektoren, ſ. 
Reichsbehörden (©. 461). 
Reichsrat, in Ofterreich die Volksver⸗ 
tretung für das gefamte cisleithanifche 
Gebiet, in Bayern bie Erfte Kammer bes 
Landtags, auch Titel der einzelnen Mit- 
lieder berjelben; in Rußland bie oberfte 
Be örde ber Staatöverwaltung. 
eihsrayontommilfien, 7 Reichs: 
De ben (S. 402). 
eihsritterfhaft (reichsfreie Rit- 
terſchaft, freie R.), im vormaligen 
Deutichen Reich die Gefamtheit der reichs⸗ 
unmittelbaren ritterlihen Gefchlechter, 
welche fich von der Landeshoheit der Reichs⸗ 
fürſten unabhängig erhalten hatten. Die 
R. hatte zur Aufrechterhaltung ebendieſer 
Unabhängigkeit verſchiedene Ritterbünde 
abgeſchloſſen, und zwar zerfiel dieſelbe in 
die drei Ritterkreiſe in Schwaben, Fran⸗ 
ken und am Rhein. Die einzelnen Kreiſe 
wurden wieder in Kantone, Orte oder 
Viertel eingeteilt. Die R. hatte zwar 
keine Reichsſtandſchaft, d. h. ſie war auf 
dem Reichstag nicht vertreten; ſie ſtand 
jedoch unmittelbar unter Kaiſer und Reich, 
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und die Beſchlüſſe des Reichstags, na⸗ 
mentlich in Anſehung der Erhebung von 
Reichsſteuern, banden die R. nicht ohne 
weiteres. Dieſelbe bewilligte aber dem 
Kaiſer von Zeit zu Zeit eine außerordent⸗ 
liche Abgabe, welche Karitativſubſi— 
dien genannt wurde. Für ihre Territo⸗ 
rien hatten die Reichsritter ähnliche Rechte 
wie die Reichsfürſten. Mit der Gründung 
des Rheinbunds wurde die geſamte R. 
den Rheinbundsfürſten unterworfen. Vgl. 
Kerner, Staaitsrecht ber unmittelbaren 
freien R. (1786 ff.,3 Bde.). 
Reichſsſchatzamt, die oberſte Finanzver⸗ 
waltungsbehörde des Deutſchen Reichs, 
hervorgegangen aus der Finanzabteilung 
des vormaligen Reichskanzleramts. Dieſer 
Behörde, welche ihren Sitz in Berlin hat, 
und bie von einem Unterftaatsfefretär ges 
leitet wird, find das Etats⸗, Kallen- und 
Rechnungsweſen, die Münz-, Reichspa⸗ 
piergeld- und Reichöfchuldenangelegenbei- 
ten und die Verwaltung des Reichsver⸗ 
mögens, infoweit einzelne Smeige der 
legtern nicht befondern Behörden übertra- 
gen find, zugeteilt, ebenfo auch die Bear: 
beitung der Zoll» und Steuerfadhen, zu 
deren Erledigung zugleich ein bejonderes 
Zoll= und Steuerrechnungsbüreau einge 
richtet und mit dem R. verbunden iſt. 
Bon dem R. refjortieren aber ferner fol- 
gende Behörden: 1) Die Reihshaupt- 
affe in Berlin. Es befteht nämlich die 
Einrichtung, baß die Jentralfaffengeichäfte 
bes Reichs von ber Reichsbank (f. d.) 
wahrgenommen werden, und zwar dient 
als Zentralfaffenftelle des Reichs eine be- 
fonbere Abteilung der Reichsbank, welcher 
die amtliche Sein »Reichshaupt⸗ 
kaſſe« beigelegt ift. 2) Die Verwaltung 
des Reichskriegsſchatzes (f. d.) in 
Berlin. 3) Die Reichsſchuldenver— 
waltung dafelbft, welche der königlich 
preußifchen Hauptverwaltung ber Staats⸗ 
ſchulden übertragen ift und zwar unter 
Oeilenung biefer amtlichen Bezeichnung. 
Diefelbe ift unter Die Aufſicht der Reich s⸗ 
fhuldenfommiffion (ſ. d.) und un⸗ 
ter bie Oberleitung bes Reichskanzlers 
geftellt. 4) Die Reichsbe vollmächtig— 
ten und Stationgfontrolleurefür 
bie Kontrolle ber Zölle und Ber: 
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tung des Reichsvermögens, ſoweit biefelbe 
nicht von andern Behörden geführt wird, 
unterftellt. Von dem Reichsſchatzamt reſ⸗ 
jortieren aber folgende Behörden: 

4) Die Reichshauptkaſſe in Berlin, 
als welche eine befondere Gefchäftsabtei- 
lung der Reichsbank fungiert, die als Zen: 
tralfafienitelle des Reichs dient. 

2) Die Verwaltung des Reich: 
kriegsſchatzes in Berlin. 

3)Die Reichsſchuldenverwaltung 
in Berlin. Die Verwaltung ber Reichs⸗ 
ſchulden ift der königlich preußifchen Ver: 


waltung der Staatsfchulden übertragen, | ſ 


welche als | oide bie Bezeichnung »Reichs⸗ 
chuldenverwaltung« führt und unter die 
fortlaufende Auflicht der Reichsſchulden⸗ 
kommiſſion (f. d.) geftellt ift. 

4) Das Zoll: und Steuerred: 
nungsbüreau in Berlin, welches bie 
Zoll⸗ und Steuerarbeiten des Reichs und 
die Etats und Rechnungsſachen ber fai- 
ferlihen Hauptzolämter in ben Hanſe⸗ 
ftäbten zu beforgen bat. 

5) Die Hauptzollämter in ben 
Hanfeftädten, welche als Amter ber deut: 
ſchen Zongemeinſhaft fungieren und auf 
deren Rechnung erhalten werden. 

6) Die Reichsbevollmächtigten 
und Stationskontrolleure der 
Zölle und Verbrauchsſteuern. 

7) Die Reichſsrayonkommiſſion 
in Berlin, welche endgültig über diejeni⸗ 
gen Beſchränkungen entſcheidet, denen die 
enugung des Grundeigentums inners 
halb des Nayons der permanenten Be⸗ 
feftigungen unterliegt, und in$bejondere 
über Refurfe gegen Anordnungen und 
Entjcheidungen der Kommandanturen in 
Rayonangelegenheiten. 

. Das Reichseiſenbahnamt in 
Berlin, welches ſeine Geſchäfte unter der 
Oberleitung und Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers führt, inſofern es ſich um 
die Wahrnehmung des Aufſichtsrechts über 
das Eiſenbahnweſen innerhalb des Reichs⸗ 
gebiets, um die Ausführung der in der 
Reichsverfaſſung hierüber enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen ſowie der ſonſtigen auf das 
Eiſenbahnweſen bezüglichen Geſetze und 
verfaffungsmäßigen a ar und um 
die Abftellung der in Hinfiht auf das 


Reichsbehörden. 


Eiſenbahnweſen hervorgetretenen Mängel 
und Mißſtände handelt. Wird jeboch gegen 
eine von dem Reichseiſenbahnamt jelbft 
verfügte Maßregel Gegenvorſtellung auf 
Grund der Behauptung erhoben, daß jene 
Maßregel in den Gefeben und rechtsgülti⸗ 
gen Vorfchriften nicht begründet fei, jo hat 
das durch Hinzuziehung von Richterbeam⸗ 
ten u verftärfende Neichgeifenbahnamt 
jelbftändig und unter eigner Berantwort- 
lichkeit in Tollegialer Beratung und Bes 
ſchiutfaſſung zu befinden. 

VL. Der Rechnungs hofdes Deut- 
hen Reichs, als welcher die königlich 
preußische Oberrechnungsfammer in Bots: 
dam die Kontrolle des gefamten Reichs⸗ 
Haushalts Hunt: 

Die Verwaltung des Reichs— 
invalidenfonds in Berlin, mit wel- 
her zugleich die Verwaltung des Reichs⸗ 
feftungöbaufonds und des Fonds für die 
Errichtung eines Reichstagsgebäudes ver: 
bunben ift. 

IX. Das Reihspoftamt in Berlin, 
welches von einem Staatsſekretär geleitet 
wird, Dem Reichspoſtamt iſt bie Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung bed Reichs, 
mit Ausnahme von Bayern und Würt- 
temberg, übertragen. Die Gefchäfte des⸗ 
felben zerfallen in drei Hauptgruppen. 
Der eriten Abteilung find nämlich alle 
poftaliihen Einrichtungen und das tech⸗ 
nijche Poſtweſen zugeteilt, ber zweiten Ab- 
teilung alle telegraphifchen Einrichtungen 
und das technijche Telegraphenweſen, 
während ber dritten Abteilung die orga⸗ 
niſchen, gefeßlihen und abminiftrativen 
Mapregeln, Berfonalwefen, Disziplinar: 
fülle, Wertzeichenverwaltung, Statiftif 
u. dgl. überwieſen find. In den einzelnen 
Bezirken wird die Verwaltung bes Poſt⸗ 
und Telegraphenwefens von den Ober: 
poftdireftionen in Aachen, Arnsberg, 
Berlin, Braunſchweig, Bremen, Breslau, 
Bromberg, Danzig, Darmſtadt, Dresden, 
Düffeldorf, Erfurt, Franffurt a. M., 
Frankfurt a.D., Gumbinnen, Halle a.S. 
gambe, Hannover, Karlörube, Kaſſel, 

iel, Koblenz, Köln, Königsberg i. Pr., 
Koslin, Konſtanz, Leipzig, Liegnitz, Mag: 
deburg, Met, Minden i. W., Muͤnſter ı. 
W., Oldenburg, Oppeln, Poſen, Potsdam, 
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Schwerin, Stettin, Straßburg i. E. und 
Trier wahrgenommen, denen bie einzel⸗ 
nen Boftämter, Telegrapbenämter 
und Boftagenturen unterftellt find. 
Dem Reichspoſtamt ift auch die Direk⸗ 
tion der Reihsdruderei, hervorge⸗ 
gangen aus ber vormaligen Geheimen 
Oberhofbuchdruderei und der bamit ver- 
ſchmolzenen Töniglich preußiſchen Staats- 
druderei, übertragen, und außerbem find 
bemfelben noch folgende Behörden und 
Anftalten untergeordnet: Die Generalpoſt⸗ 
kaſſe, das Polzeitungsamt, dag Poſtan⸗ 
weiſungsamt, das Poſtzeugamt, die Tele⸗ 
raphenapparatwerkſtatt und das deutſche 
Boftamt in Konftantinopel. 

X, Das Reihsamt für bie Ver: 
waltung ber Reichseiſenbahnen 
(in dem Reichsland Elfaß-Lothringen) zu 
Berlin, beifen Chef ber Föniglich preußiſche 
Minister der öffentlichen Arbeiten ift. Ihm 
ift die Generaldireftion ber Eiſen— 
bahnen in Eljaß= Lothringen zu 
Straßburg unterftellt. 

XL Die Reich sbankbehörden, 
nämlich das Reichsbankdirektorium, 
an deſſen Spitze deſſen Präfident ſteht, und 
welches die Verwaltung der Reichsbank 
unter Leitung des Reichskanzlers beſorgt, 
und das Reichsbankkuratorium, 
deſſen Vorſitzender der Reichskanzler ſelbſt 
iſt, und welches die dem Reich zuſtehende 
Aufſicht über die Reichsbank führt. Dem 
Fi hobandoireltorium aber ſind unter⸗ 

ellt: 

1) Die Reichshauptbank in Berlin. 

2) Die Reihsbanfhauptftellen in 
Bremen, Breslau, Danzig, Dortmund, 
geontiun a.M., Hamburg, Hannover, 

öln, Königsberg i. Pr., Leipzig, Magde- 
burg, Mannheim, München, Poſen, Stet- 
tin, Straßburg i. €. und Stuttgart. Die 
Reichsbankhauptſtellen werden auf Grund 
von Bundesraisbeſchlüſſen errichtet. Sie 
ſtehen unter Leitung eines aus zwei Mit⸗ 
gliedern beſtehenden Vorſtands und unter 
Aufſicht eines vom Kaiſer ernannten 
Bankkommiſſars. 


3) Die Reichsbankſtellen in Xachen, | 5 


Augsburg, - Bielefeld, ne 
Bromberg, Chemnig, Dresden, Düſſel⸗ 
dorf, Elberfeld, Elbing, Emden, Erfurt, 
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Eijen, Flensburg, Franffurt a. D., Gera, 
Gleiwitz, Glogau, Görlig, Graudenz, 
Halle a. S., Karlsruhe, Kaffel, Kiel, 
Koblenz, Krefeld, Landsberg a. W., Lieg⸗ 
nig, Lübeck, Mainz, Memel, Met. Min⸗ 
den i. W., Mülhauſen i. E, Münſſer i. W., 
Northaugen. Nürnberg, Osnabrück, Sie 
en, Stolp, Stralſund, Thorn und Tilſit. 
ie Reichsbankſtellen werden auf Anord⸗ 
nung des Reichskanzlers eingerichtet. 

Den Reichsbankhauptſtellen und Reichs⸗ 
bankſtellen find bie Reichsbankneben— 
ſtellen EKommanditen, -Agentu- 
ren) untergeordnet, welche von dem 
Reichsbankdirektorium an zahlreichen klei⸗ 
nern Handelsplätzen des Deutſchen Reichs 
errichtet ſind. 

XI Die Reichsſchuldenkommiſ⸗ 
fion in Berlin, deren Vorſitzender ber 
Unterftaatsfefretäir im föniglich preußi- 
fhen Tinangminifterium if. Diefelbe 
führt die Aufficht über die Reichsſchulden⸗ 
verwaltung und die Kontrolle über die 
Verwaltung des Reichskriegsſchatzes und 
des Reichsinvalidenfonds fowie iiber Ans 
und Ausfertigung, Einziehung und Vers 
nichtung der Banknoten ber Keichsbanf. 
Sie beftebt aus drei Mitgliedern des Bun- 
desrats und zwar aus dem Vorſitzenden 
bes Ausfchufles für das Rechnungsweſen 
und zwei Mitgliedern dieſes Austäuffes, 
ferner aus drei Mitgliedern des Reiche 
tag8 und dem Präfidenten bes Rechnungs⸗ 
hofs und wird, fofern e8 fich um bie Kon: 
trolle der Verwaltung des Reichsinvali⸗ 
denfonds handelt, womit diejenige bes 
Neichzfeftungsbaufonds und des Fonds 
für den Bau eines Reichstagsgebäudes 
verbunden ift, durch fünf Mitglieder (zwei 
vom Bunbedrat, drei vom Reichstag ges 
wählt) und, wenn e8 ſich um die Kontrolle 
ber Reichsbanknoten handelt, dur ein 
vom Raifer ernanntes Mitglied verftärkt. 

Reichsboten, |. v. w. Reichstagsabge⸗ 
ordnete. Neuerdings wird dieſer Ausdruck 
beſonders im Gegenſatz zu den preußi⸗ 
ſchen Landboten, d. h. den Mitgliedern 
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, ge⸗ 


raucht. 
Reihsbürgerteiit, f. Bundesindi— 
enat. 

i Neichſsdeputationen, Kommiſſionen, 
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welche vom ehemaligen beutichen Reichs⸗ 
tag zur Erledigung beſtimmter Geſchäfte 
eingejeßt wurden. Bon befondberer Wich⸗ 
tigfeit ift der Reihsbeputationg: 
hauptſchluß vom 25. Febr. 1803, durch 
welchen ber Tüneviller Friede von 1801 
des nähern ausgeführt wurbe. In diefem 
Dan war dag ganze linfe Rheinufer an 
Frankreich abgetreten worden; das Reich 
jollte aber die weltlichen Herren, welche 
bort Gebietsteile verloren hatten, aus ſich 
ſelbſt entihädigen, und dieſes Entſchä⸗ 
digungswerk wurde dadurch vollbracht, 
daßman die Mehrzahl der deutſchen Reichs⸗ 
ſtädte mediatiſierte und die geiſtlichen 
Territorien ſäkulariſierte, was eben durch 
jenen Reichsdeputationshauptſchluß be= 
wirkt wurbe. 

Reihsdireftorium, j. Kurfürſten. 

Reichsdörfer, imalten Deutfchen Reich 
eine Anzahl reih8unmittelbarer Dörfer, 
hatten geiftliche und weltliche Gerichtsbar⸗ 
feit und zahlten nur Krieggumlagen, 120 
urkundlich nachweisbar, die Iegten 1803 
mediatifiert. 

Neichsdruckerei, die aus ber Vereini⸗ 
gung der ehemaligen föniglich preußischen 


Reichsdirektorium 


Staatsdruckerei und der frühern Gehei⸗ haup 


men Oberhofbuchdruckerei hervorgegangene 
Druckerei des Deutſchen Reichs in Berlin, 
welche zu unmittelbaren Zwecken des 
Reichs und der Bundesſtaaten beſtimmt, 
aber zugleich ermächtigt iſt, Arbeiten von 
— und andern Behörden, Korpo⸗ 
rationen ſowie unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen auch von Privatperſonen zu über⸗ 
nehmen; dem Reichspoſtamt unterſtellt. 
Reichſseiſenbahnamt, deutſche Reichs⸗ 
behörde in Berlin, zur Kontrolle des ge⸗ 
ſamten Eiſenbahnweſens innerhalb des 
Reichsgebiets beſtimmt. Das R., deſſen 
Thätigkeit durch die Vielköpfigkeit der 
deutſchen Eiſenbahnverwaltungen und die 
Buntſcheckigkeit ihres Betriebsweſens frei⸗ 
lich ſehr erſchwert iſt, übt 1)das Aufſichts⸗ 
recht des Reichs über das geſamte Eiſen⸗ 
bahnweſen innerhalb des Reichsgebiets 
aus; 2) hat das R. für die Ausführung 
der in der Reichsverfaſſung enthaltenen 
Beſtimmungen ſowie der ſonſtigen auf 
das Eiſenbahnweſen bezüglichen Geſetze 
und verfaſſungsmäßigen Vorſchriften 


— Reichsgericht. 


Sorge zu tragen; 3) hat es auf Abftellung 
ber in Hinfiht auf das Eifenbahnmwefen 
bervortretenden Mängel und Mißſtände, 
namentlich auf beefallfige Beſchwerden 
bin, Bedacht zu nehmen. In letzterer Be⸗ 
ziehung hat das R. z. B. die Fürſorge für 
gleichmäßige Beſtimmungen über das 
rechtzeitige Offnen ber Wartefäle und 
Billetfchalter, für ein ordnungsmäßiges 
Ausrufen der Stationsnamen, für ge 
hörige Einrichtungen in Anfehung ber 
Heizung, Erleuchtung und Ventilation 
ber Perjonenwagen, für bie Herftelung 
einbeitliher Verſchlußvorrichtungen an 
ben Berfonen = und Güterwagen, für eine 
deutliche Bezeichnung der beitellten, ber 
Rauch: und Frauenfoupees, für die Er: 
richtung beutliher Steigungszeiger ꝛc. 
übernommen. Außerdem find feine Vor- 
arbeiten für ein Reichseiſenbahngeſetz, 
welches freilich noch nicht zuftande gekom⸗ 
men ift, das von ihm bearbeitete Eifen- 
bahnbetrieböreglement, die Eifenbahnfta- 
tiſtik, insbeſondere in Rüdficht auf Zug 
veripätungen und verfäumte Anfchlüffe, 
jervot ubeben. Wird gegen eine von dem 
. verfügte Maßregel auf Grund der Be: 
tung, baß jene Maßregel in ben Ge⸗ 
ſetzen und rechtsgültigen Vorſchriften nicht 
begründet fei, Gegenvorftelung erhoben, 
fo hat das R. ſich durch Hinzuziehung von 
Richterbeamten zu verftärten und über bie 
Gegenvorftellung ſelbſtändig und unter eig: 
ner Verantwortlichkeit in Follegialer Bes 
ratung und Sea bfaffung zu befinden. 
Nach dem Regaulativ vom 13. März 1876 
(Reichszentralblatt, 8.197 f.) jet fich Dies 
jogen. verftärfte R. aus feinem Präft 
enten oder deſſen Stellvertreter als Bor: 
figenden, zwei Räten be Reichseifenbahn- 
amts und drei richterlichen Mitgliedern 
gujammen. Die elſaß⸗lothringiſchen Eijen: 
ahnen find dem Reichsamt für die Ver- 
vun er Meicheeifenbahnen unterftellt. - 
erpamier . 
Rei Berbbeamie ſ. Erbämter. 
eichserzämter * 
| Rei Berstane Kurfürften. 
eihöflagge, 1. Flagge. 
Reihsfreie Kitterfäaht, f. Reichs⸗ 
ritterſchaft. 


t 
Neichsgericht, ber gemeinſame oberſte 








Reichsgeſetze. 


Gerichtshof des Deutſchen Reichs in Leip⸗ 
zig. Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſ⸗ 
fungsgefeb vom 27. San. 1877 hat das 
N. über das Rechtsmittel der Nevifion 
(ſ. d.) gegen zweitinftanzliche Endurteile 
der Dberlandesgerichte in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten und über die Revifion 
gegen Strafurteile der Schwurgerichte und 
der Ranbgerichte zu entſcheiden. Was bie 
bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten (Zivil: 
fachen) anbetrifft, jo ift e8 den größern 
Bundesftaaten, in denen mehrere Ober- 
landesgerichte beftehen, vorbehalten, die 
Verhandlung und Entfheidung von Re 
vifionen und Beſchwerden in Zivilſachen 
an ein oberftes Landesgericht zu verweifen, 
jedoch nur für diejenigen Rechtsfälle, in 
welchen Landesrecht, nicht Reichsrecht in 
Deage fommt. (In Strafſachen geht in 
andesrechtlichen Angelegenheiten Die Re⸗ 
vifion flet3 an die Straffenate der Ober: 
Yandesgerichte.) Übrigen® hat von ber 
Befugnis zur Errichtung eines folchen 
höchſſen Landesgerichtshofs für die Yan: 
desrechtlichen Zivilfachen nur Bayern Ge: 
brauch gemacht. Außerdem entjcheidet das 
N. in eriter und letzter Inſtanz über die 
gegen Kaifer und Reich gerichteten Ver: 
brechen bes Hochverrats und des Landes⸗ 
verrats. Für die Behandlung der Straf: 
fachen beftehen bei dem R. drei Straf: 
fenate. In jenen Fällen, welche in eriter 
Inſtanz vor das R. gehören, findet das 
Hauptverfahren vor dem vereinigten zwei⸗ 
ten und dritten Straffenat ftatt, während 
diejenigen Entſcheidungen, welche bie Vor: 
unterfuchung betreffen, fowie ber Verwei⸗ 
fungsbefchluß von dem erften Straffenat 
des Reichsgerichts erteilt werden. Für 
die bürgerliben NRechtsftreitigfeiten find 
fünf Zivilſenate errichtet, zu denen für 
die Übergangszeit noch einige Hilfsfenate 
fommen. Die Senate erfennen in der je: 
Beligen Beſetzung mit ſieben Richtern. 
Die —— ——— Funktionen 
werden bei dem R. durch einen Ober: 
reichſanwalt und durch einen ober 
mehrere Reihsanmalte wahrgenom- 
men. Präfident, Senatspräfidenten und 
Räte des Meichsgerichtö werben, ebenfo 
wie ber Oberreichdanwalt und bie Reichs⸗ 
anwalte, vom Kaifer auf Vorſchlag des 
Staatslexikon. 
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Bundesrats ernannt. Nur wer die Fähig⸗ 
keit zum Richteramt in einem Bundesſtaat 
erlangt und das 35. Lebensjahr vollendet 
hat, iſt dazu befähigt. Durch Reichsgeſetz 
vom 11. April 1877 wurde die Stadt Leip⸗ 
zig zum Gig des Reichsgerichts beſtimmt, 
indem gleichzeitig auf Antrag des Abge⸗ 
ordneten Lasker in ebendieſes Geſetz die 
Beſtimmung mit aufgenommen ward, 
daß derenige Staat, in deſſen Gebiet das 
R. ſeinen Sitz bekomme, von der oben⸗ 
erwähnten Befugnis zur Errichtung eines 
oberſten Landesgerichtshofs keinen Ge— 
brauch machen dürfe. Zur Veröffentli⸗ 
chung der Entſcheidungen des Reichsge⸗ 
richts im Weg des Buchhandels iſt eine 
Redaktionskommiſſion gebildet, zu welcher 
je ein Mitglied eines Senats abgeordnet 
iſt. Zivilſachen und Strafſachen werden 
getrennt publiziert. Außerdem veröffent⸗ 
lichen die Mitglieder der Reichsanwalt⸗ 
ſchaft die »Rechtſprechung des Reichsge⸗ 
richts in Strafſachene. Vgl. »Annalen 
bes Reichsgerichts,, Sammlung aller 
wichtigen Entſcheidungen bes Reichsge⸗ 
richts, unter Mitwirfung von K. Braun 
herausgegeben von H. Blum (1880 ff.). 
Reihögefebe, die von der gejeßgeben- 
ben Gewalt des Deutfchen Reichs für das⸗ 
felbe erlaffenen gefeßlichen Normen. Zur 
Gültigkeit eines Reichsgejebed waren zur 
Zeit bes frühern Deutfchen Reichs die Zu⸗ 
ftimmung bed Reichstags (f. d.) und die 
Sanktion des Kaiferd erforderlih. Die 
R. bildeten eine, allerdings nur fpärlich 
fließende, gemeinfame Quelle für das 
Recht des ganzen Reichs; doch waren bie: 
ſelben nur ausnahmsweiſe abſolut ge: 
bietend oder verbietend gefaßt, ſo daß 
ſie alſo unbedingte Geltung beanſpruch⸗ 
ten. Letzteres galt beſonders von den 
ſogen Reichsgrundgeſetzen, d.h. den 
eigentlichenVerfaſſungsgeſetzen des Reichs, 
welchen namentlich die ſogen. Goldne 

ulle von 1356, der wige Landfriede 
von 1495, die Gerichtsordnungen der 
oberſten Reichsgerichte, nämlich die Reichs⸗ 
kammergerichtsordnung von 1555 und bie 
(revidierte) Reichshofratsordnung von 
1654, ferner die Reichspolizeiordnungen 
des 16. Jahrh., namentlich die von 1577, 
ber MWeftfäliiche Friede, ber Friede zu 

30 
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fußern, etwaige Mißitände zu rügen, 
Wünfche auszuſprechen und Bedenken gel- 
tend zu machen. Überhaupt kann der. in- 
fofern eine Kontrolle ber gefamten Reichs⸗ 
verwaltung ausüben, ald es ihm unbe⸗ 
nommen in, über Einführung von Maß⸗ 
regeln und Abſtellung von Mißitänden 
Nefolutionen zu fallen und biefe bem 
Bundesrat zur Erledigung mitzuteilen. 
Dabei iſt es denn auch von befonberer Wich⸗ 
tigkeit, daß dem R. ausdrücklich (Reichs⸗ 
verf., Art. 23) das Recht eingeräumt iſt, 
Petitionen entge unebmen, ſie zum 
Gegenſtand von Verhandlungen zu machen 
und ſie eventuell dem Bundesrat oder dem 
Reichskanzler zu überweiſen. Die Zahl 
ber Betitionen,, welche a an ben 
R. gelangen, ift aber eine jehr große, von 
der regelmäßig nur eine geringe Zahl zur 
Erörterung im Plenum des Reichstags 
geeignet ift. Es befteht daher bie zwed⸗ 
Hnäfige Einrichtung, daß alle Petitionen 
gefchäftsordnungsmäßig zunächſt an bie 
Petitionskommiſſion geben; aud 
können Betitionen, welche mit einem Ge⸗ 
genfiand in Verbindung ſtehen, welcher 

ereitd an eine andre Kommiffion ver- 
wieſen ift, dieſer legtern durch) Verfügung 
des Präfidenten überwiefen werben. Der 
Anhalt der eingehenden Petitionen ift von 
der Kommiſſion allmöchentlich durch eine 
in tabellarifcher Form zu fertigenbe Zu: 
fammenftellung gur Kenntnis der einzel: 
nen Mitglieder des Reichstags zu brin- 
gen. In der Plenarjigung des Reichstags 
gelangen alsdann nur diejenigen Peti— 
tionen zur Erörterung, bei welchen dies 
von ber Kommiſſion oder von 15 Mit- 
gliedern des Reichstags ausdrüdlich bean- 
tragt wird, 

Ein weiteres Mittel zur Ausitkung 
einer Kontrolle über bie Äußere und 
innere Reichsverwalkung ift für den R. 
ferner in den Interpellationen und 
Adreffen gegeben. Die Verfaffung 
enthält über beides allerdings feine Be: 
flimmungen, allein ſowohl das Recht der 
nterpellation als das Adreßrecht wird 
vom Rt. praftifch geübt und ift durch die 
Geſchäftsordnung geregelt. Interpella⸗ 
tionen an den Bundesrat müſſen nach der 
letztern (6$ 32 ff.), beſtimmt formuliert 


und von 30 Mitgliedern unterzeichnet, 
dem Präſidenten bes Reichstags überreicht 
werden. Dieſer teilt fie bem Reichskanz⸗ 
ler abſchriftlich mit und fordert benfelben 
ober feinen jeweiligen Vertreter in ber 
nächſten Sitzung des Reichstags zur Er- 
Märung darüber auf, ob und wann er bie 

nterpellation beantworten wolle. Erflärt 
ich der Reichsfanzler zur Beantwortung 
al3bald oder in einer andern Sikung be- 
reit, fo wird alsdann zunächſt der Inter 
pellant, b. 5. derjenige, von weldem 
die Snterpelation ausgeht, zum Wort 
und zu einer nähern Ausführung berjel- 
ben zugelaffen. Hierauf folgt bie Beant- 
wortung vom Tiich des Bundesrats aus, 
und an biefe oder an eine etwaige Ab- 
lehnung ber Interpellation kann fich eine 
fofortige Befprechung des Gegenftands ber 
leßtern anſchließen, wenn mindeſtens 50 
Mitglieder des Hauſes darauf antragen. 
Was die Adreſſen anbetrifft, ſo ſind Adreſ⸗ 
ſen an den Bundesrat zwar prinzipiell 
nicht ausgeſchloſſen; üblich ſind aber nur 
Adreſſen an den Kaiſer, und nur von 
ſolchen handelt die Geſchäftsordnung (SS 
67f.). Wird die Vorberatung einer fol: 
hen Adreſſe einer Kommiſſion übertra- 
gen, jo wird biefe aus dem Prälidenten 
des Reichstags als Vorſitzendem und aus 
21 Mitgliedern bes letztern zuſammenge⸗ 
fest. Ebenfo ift der Bean: jedesmal 
Mitglied und alleiniger Wortführer der 
Deputation, welche bie Adreffe überreichen 
fol. Die Zahl der übrigen Mitglieder 
wird auf Vorſchlag bes Vräfidenten vom 
R. feftgeitellt; die einzelnen Mitglieder 
werden durch das Los beitimmt. 

Bei dieſer Aufzählung der Rechte des 
Reichstags in Bezug auf die Neichsverwal⸗ 
tung ift —* hervorzuheben, daß der R. 
mit darüber zu Ba nie bat, ob Eiſen⸗ 
bahnen, welde im Intereſſe ber Verteidi- 
gung Deutſchlands oder im Intereſſe bes 
gemeinfamen Verkehrs für notwendig er= 
achtet werben, auch gegen den Widerſpruch 
der betreffenden Einzelregierung für Rech: 
nung des Reichs im Weg ber Reichdge- 
ſetzgebung angelegt werden ſollen (Reichs⸗ 
verf., Art. 41). Endlich hat der R. auch 
in Anſehung der äußern Reichsverwal⸗ 
tung ein wichtiges Recht. Handelt es ſich 
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nämlid um Staatsberträge mit fremden 
Staaten, die ſich auf Gegenftände beziehen, 
weiche nach ber Reichöverfaffung ın den 
Bereich der Reichögefebgebung gehören, 
fo ift zu ihrem Abſchluß die Zuſtimmung 
des Bunbesrat3 und zu ihrer Gültigkeit 
‚bie Genehmigung bed Reichstags erfor: 
derlich (Reichsverf., Art. 11). 
Bräfident. Wbtellungen. Konmiſſionen. 
Der R. ift im übrigen eine felbftändige 
parlamentarifche Körperfchaft, welche bie 
Legitimation ihrer Mitglieder ſelbſt prüft 
und darüber entjcheidet, ihren Gejchäfts- 
. gang und die Disziplin durch eine Ge- 
ſchäftsordnung (revidierte Geſchäftsord⸗ 
nung vom 10. Febr. 1876) regelt und ihren 
Präjidenten, die Vizepräfidenten und die 
Schriftführer jelbft erwählt. Außerdem 
fteht dem R. auch das Recht zu, ſechs Mit- 
glieber der Reichsſchuldenkommiſſion zu 
wählen. Bei dem Beginn einer neuen 
Legislaturperiode des Reichstags treten 
nämlich die Mitglieder desſelben zunächſt 
unter dem Vorfi ihres älteften Mitglieds 
(bed Alterspräfidenten) zuſammen, 
welch letzterer dies Amt auf das ihm im Le⸗ 
bensalter zunächſt ſtehende Mitglied über⸗ 
tragen kann. Der Alterspräſident ernennt 
proviſoriſch vier Mitglieder des Hauſes 
zu Schriftführern. Für jede fernere Seſ⸗ 
ſion derſelben Legislaturperiode ſetzen da⸗ 
gegen die Präſidenten der vorangegangenen 
Seſſion ihre Funktionen bis zur neuen 
Präfidentenwahl einſtweilen fort. Sobald 
nun die Anweſenheit einer befchlußfähigen 
Anzahl von Mitgliedern (199), der abſo⸗ 
Inten Mehrheit der fämtlichen Abgeorb- 
neten (39%), durch Namensaufruf feftge- 
ftiellt ift, wird zur Präſidentenwahl ge 
ſchritten. Die Wahl des Bräfidenten 
und des eriten und zweiten Vizepräfidenten 
erfolgt nach abfoluter, die der acht Schrift: 
führer nad, relativer Mehrheit ber an⸗ 
wejenden Reichsboten und zwar bie Wahl 
des Präfibiums durch Stimmzettel. Hat 
ſich bei der Präfidentenwahl eine abfolute 
Mehrheit nicht ergeben, fo find diejenigen 
fünf Kandidaten, welche die meiften Stim- 
men erhalten haben, auf eine engere Wahl 
zubringen. Nötigenfalls ift auch noch eine 
geile engere Wahl zwiſchen benjenigen bei⸗ 
en Kandidaten, welche bei der erſten en⸗ 
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gern Wahl die meiſten Stimmen erhal⸗ 
ten hatten, vorzunehmen, und im Notfall 
muß das Los bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheiden. Die drei Präſidenten werden zu 
Anfang einer Legislaturperiode das erſte 
Mal nur auf vier Wochen, dann aber 
für die übrige Dauer der Seſſion gewählt, 
während in den folgenden Seſſionen der⸗ 
ſelben Legislaturperiode die Wahl alsbald 
für die ganze Dauer der Seſſion erfolgt. 
Die Schriftführer können auch durch Al⸗ 
klamation gewählt werden, wie dies regel⸗ 
mäßig zu geſchehen pflegt. Eine Beftäti- 
gung der Präfidentenwahl durch das 
Reichsoberhaupt iſt nicht erforderlich, doch 
find die Konftituierung des Reichstags und 
das Ergebnis der Wahlen durch den Prä- 
fidenten dem Kaifer anzuzeigen. Dem 
Präfidenten liegen ferner die Leitung ber 
Verhandlungen, die Handhabung ber Orb: 
nung und die Vertretung des Reichstags 
nad) außen ob; er hat auch dag Recht, ben 
Sitzungen ber Abteilungen und der Kom⸗ 
miffionen mit beratender Stimme beizu⸗ 
wohnen. Er bejchließt über die Annahme 
und Entlaffjung des Verwaltungs und 
Dienftperfonals fowie über die Ausgaben 
zur Dedung der Bebürfniffe des Reichs» 
tags; insbejondere hat er aus ber Ver⸗ 
fammlung für die Dauer feiner Amt3- 
führung zwei Quäftoren für das Kaffen- 
und Rechnungsweſen zu ernennen. Der 
Präfident eröffnet und fließt die Plenar- 
fitungen und verfündigt Ir) und Stunde 
der nächften Situng. Ihm liegt e8 ferner 
ob, mit zwei Schriftführern das Protofoll 
einer jeden Situng zu vollziehen. Will 
er ſich an der Debatte beteiligen, jo muß 
er den Vorſitz fo lange abtreten. Er ift 
ferner berechtigt, die Redner auf den Ge- 
genftand der Verhandlung (zur Sache«) 
zurüdzuweifer ober nötigenfa 8»3ur Orb: 
nunge zu rufen. Iſt das eine ober dag - 
andre in der nämlichen Rede zweimal 
ohne Erfolg gefchehen, und fährt der Red⸗ 
ner fort, fi vom Gegenstand oder von ber 
Ordnung zu entfernen, jo Tann die Ver: 
fammlung auf Antrag des Präfidenten, 
und nachdem der Redner von letzterm 
auf diefe Folge aufmerkſam gemacht wor: 
den ift dernfelßen das Wort entziehen. 
Bei allen Diskuſſionen erteilt ber Präſi⸗ 
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ches na Eröffnung der Diskuffion ober 


nad) Beendigung der vorhergehenden Rebe 
zuerft darum nachſucht. Der Bräfibent bat 
bie ragen zur Abftimmung und zwar fo 
zu ftellen, daß fie einfach mit »Ia« obermit 
»Neine beantwortet werben können; er 
verkündet das Ergebnis ber Abitimmung. 
Wenn ein Mitglied bie Ordnung verlegt, 
fo ift e8 vom PBräfidenten mit Nennung 
bes Namens darauf zurüdqumeifen, Das 
betreffende Mitglied kann hiergegen jchrift- 
lich Einſpruch thun, worauf der R. in der 
nächfifolgenden Sigung und ohne Dig 
kuſſion darüber entfcheibet, ob der Ord⸗ 
nungsruf gerechtfertigt war oder nicht. 
yerner fann ber Bräfident, wenn in ber 

erfammlung ftörende Unruhe entfteht, 
bie Situng auf beftimmte Zeit Fr 
ober ganz aufheben. Kann er fid in ſol⸗ 
chem Fall fein Gehör verſchaffen, fo be: 
beit er fein Haupt, womit die Sitzung 
auf eine Stunde unterbrochen ift. Sodann 
fteht dem Präfidenten die Handhabung 
ber Polizei im Sikungsgebäude zu; er 
Tann einzelne Ruheftörer von ber Tribüne 
entfernen oder diejelbe ganz räumen laj- 
fen. DerPräfibent ift befugt, Reichstags⸗ 
mitgliedern bis zu acht Tagen Urlaub zu 

eben. Endlich ift derſelbe jedesmaliger 

orfißender ber behufs Einreichung einer 
Adreſſe an den Kaifer zufanmentretendben 
Kommilfion, auch Mitglied und alleiniger 
Sprecher der etwaigen Adreßbeputgtion. 

Die Shriftführer haben für bie 
Aufnahme bed Protofolls und den Drud 
ber Berbandlungen zu forgen, daher aud) 
bie Revifion ber ftenographifchen Berichte 
zu überwachen. Sie leſen die Schriftftüce 
vor, halten ben Itamensaufruf, vermer- 
fen bie Stimmen ꝛc. 

Die Prüfung ber Legitimation ber 
Reichötagsmitglieber, d. h.ihrer ordnungs⸗ 
mäßigen Wahl Wahlprüfung), erfolgt 
durch den R. jelbft. Hierzu find zunächit 
die Abteilungen des Reichstags be: 
ftimmt. Derjelbe wird nämlich) durch das 
2008 in fieben Unterabteilungen von mög- 
lichſt gleicher Mitgliederzahl abgeteilt, die 
fich getrennt verfammeln. Jede bteilung 
wählt mit abfoluter Stimmenmehrheit 
einen Borfißenden und einen Schriftführer 
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fowie deren Stellvertreter. Zum Zweck der 
Wahlprüfung wird nun einer jeden Abtei- 
lung durch das Los eine möglichit gleiche 
Anzahl der einzelnen Rablverbandlungen 
ugeteilt Den Abteilungen, weldye ohne 

üdfiht auf bie Zahl der anmwefenden 
Mitglieder beſchlußfähig find, werden et 
waige Wahlanfechtungen ober von jeiten, 
eines Reichstagsmitglieds gegen die Gül- 
tigkeit einer Wahl erhobene Einfprachen 
unterbreitet. Dabei ift jedoch beſtimmt, 
daß Wahlanfechtungen und Einfprachen, 
welche fpäter als zehn Tage nad Eröff- 
nung bed NReichdtagd und bei Nachwah⸗ 
len, bie während einer Legiölaturperiobe 
ftattfinden, ſpäter als zehn Tage nad 
Feſtſtellung bes Wahlergebnifles erfolgen, 
unberüdfichtigt bleiben jollen. Von ber 
Abteilung aber find bie Wahlverhandluns 

en an die Wablprüfungstfommif: 
Fon. weldye in jeber Seſſion für bie 
Dauer berjelben gewählt wird, abzugeben, 
wenn eine rechtzeitig erfolgte Wahlanfech⸗ 
tung ober Einſprache vorliegt, oder wenn 
von ber Abteilung bie Gültigfeit ber Wahl 
buch Mehrheitsbefchluß für zweifelhaft 
ertlärt wird, ober wenn zehn anwefende 
Mitglieder der Abteilung einen aus dem 
Anhalt der Wahlverhandlungen abgeleite- 
ten, fpeziell zu bezeichnenden Zweifel gegen 
bie Gültigkeit der Wahl erheben. Die Wahl- 
prüfungsfommiffion hat dann an den N. 
Bericht zu erftatten, welcher über bie Gül- 
tigfeit oder Ungültigfeit der Wahl ent- 
ſcheidet. Ebenfo bat die Abteilung direkt 
an ben R. Bericht zu erftatten, wenn zwar 
die Borausfeßungen zur Abgabe ber Sache 
an bie Wahlprüfungskommiſſion nicht 
vorliegen, aber fonft erhebliche Ausſtel⸗ 
lungen gegen bie Wahl geltend gemacht 
werden. Bis zur Ungültigfeitserflärung 
einer Wahl bat der Gewählte Sit und 
Stimme im R. 

Den Abteilungen liegt ferner die Wahl 
ber Kommiffionen des Reichötags ob, 
welche zur Vorberatung ber an ben R. 

elangenden Sachen beftimmt find, ſo⸗ 
Ken eine ſolche Vorberatung erforderlich. 
Jede Abteilung wählt und Stimmzettel 
eine gleiche Anzahl von Mitgliedern ber 
Kommilfion. Befteht diefe aus fieben 
Mitgliedern, fo wählt jebe Abteilung ein 
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Mitglied, während je2, 3 oder 4 Mitglies 
ber zu wählen find, je nachdem die Kom⸗ 
miffon aus 14, 21 oder 28 Mitgliebern 
beftehen fol. Thatſächlich werden übri⸗ 
gend die Mitglieder ber Kommilfionen 
von den Fraktionen, ben Parteigenoſſen⸗ 
Ichaften des Reichstags, erwählt, indem 
durch den fogen. Seniorenfonvent, der 
aus den älteften Mitgliedern des Reichs⸗ 
tags beiteht, im voraus feſtgeſetzt ilt, wie- 
viel Mitglieder eine jede Fraktion jeweilig 
in die Kommiffionen entjenden fol. Die 
Wahl durch die Abteilungen ijt in der 
That nur eine leere Form. Außer der 
Petitiond- und ber Wahlprüfungsfom- 
milfion werden no Kommifjionen für 
ben Reichshaushaltsetat (Budgetlommif: 
fion), für die Rechnungslegung (Rech: 
nungsfommiffion) und überhaupt nach 
Maßgabe bes Bebürfniffes, fo oft ein 
Gefegentwurf ober ein fonftiger Antrag 
vom R. an eine Kommiſſion verwiejen 
wird, Fonftituiert. Die Kommilfionen 
wählen ihren Vorfigenden und ihren 
Schriftführer aus ihrer Mitte; fie find 
befchlußfähig, fobald mindeftens die Hälfte 
ber Deitglieder anweſend ift. Wird einer 
Kommilfion die Vorberatung eine von 
einem Reichstagsmitglied geftellten An⸗ 
trag3 überwiefen, fo nimmt ber Antrag- 
jteller, vefp. da8 unter dem Antrag 
zuerft unterzeichnete Mitglied jedenfalls 
mit beratender Stimme an den Kom: 
miffionsfigungen teil. Die Mitglieder 
bed Bundesrat? und die Kommiſſare 
besfelben können dieſen Sigungen eben- 
falls mit beratender Stimme beiwohnen. 
Nach geichloiiener Beratung wählt bie 
Kommiffion aus ihrer Mitte einen Be- 
richterftatter, der die Anfichten und An⸗ 
träge der Kommiffion in einem Bericht 
für den R. zufammenftellt. Die Kommiſ—⸗ 
fionen find aber auch befugt, ohne ſchrift⸗ 
lihen Bericht durch ihren Berichterftatter 
mündlichen Beriht im R. eritatten zu 
Yaflen. Doch kann ber R. in ſolchen 
Fällen noch jchriftlichen Bericht verlan- 
gen und zu biefem Behuf die Sache an 
die Kommiſſion zurüdverweifen. 
Berhaudlungen bed Reichſtags. 

Was nun die Verhandlungen im Ple⸗ 

num bes Reichstags (Plenarverhandlun⸗ 
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gen) anbetrifft, fo ift eine beſtimmte 
eihenfolge in der Beratung ber einzel- 
nen Gegenftände nicht vorgejchrieben; 
ingbefondere befteht die Vorſchrift, welche 
fi in andern Verfaffungsurfunden fin 
bet, und wonach Regierungsvorlagen 
jtet8 vorgehen follen, für den R. nicht. 
In der Regel findet aber in jeder Woche 
an einem beftimmten Tag (bis auf wei⸗ 
teres am Mittwoch) eine Situng ftatt, in 
welcher an erfter Stelle die von den Mit: 
gliedern des Reichstags geftellten Anträge 
und bie zur Erörterung im Plenum ges 
langenden Petitionen erledigt werben 
(fogen. Schwerinstag). Die Vorlagen bes 
Bundesrat bedürfen einer dreimaligen 
Beratung(Lefung). Anträgevon Reichs⸗ 
tagsmitgliedern, welche von mindeften® 15 
Mitgliedern unterzeichnet und mit der Ein- 
gangsformel: »Der R. wolle befchließen« 
verjehen fein mülfen, erfordern nur dann 
eine dreimalige Lefung, wenn fie Gefet- 
entwürfeentbalten; außerdem genügt eine 
einmalige Leſung. Die dreimalige Leſung 
beginnt mit der eriten Beratung, welche 
ie auf eine allgemeine Diskuffion (Ge⸗ 
neralbebatte) über die Grundfäße des 
Entwurfs beſchränkt und mit dem Beſchluß 
darüber endigt, ob der Entwurf einer 
Kommiffion zur VBorberatung zu übermei- 
fen ſei oder nicht. In diefem erften Sta: 
dium der Verhandlung dürfen Abänbe- 
zungsvorjhläge (Amendements) ſei— 
tens der Reichstagsmitglieder nicht einge: 
bracht werden. Die zweite Lejung erfolgt 
früheftend am zweiten Tag nach Abſchluß 
der eriten Beratung und, wenn eine Kom⸗ 
milfion eingejeßt ift, frühefteng am dritten 
Tag nad) Verteilung ber gebrudten Kom: 
milfiondanträge an die Mitglieder des 
Dane: Sie beiteht in einer Disfuffion 
Spezialdbebatte) über jeden einzel- 
nen Artilel der Vorlage, in ber Regel 
ber Reihenfolge nach, woran fih dann 
die Abftimmung über die einzelnen Ar: 
tifel anjchließt. Nach Schluß ber eriten 
bi8 zum Schluß ber zweiten Leſung 
fünnen von ben Reichstagsmitgliedern 
Amendements eingebracht werben. Am 
Schluß ber zweiten Beratung ftellt der 
PBräfident mit Zuziehung ber Schriftführer 
die gefaßten Beichlüffe zufammen, falls 


* 
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durch dieſelben Abänderungen der Vor: 
lage ſtattgefunden haben, und ebendieſe 
Zuſammenſtellung bildet die Grundlage 
für die dritte lung, als welche außer- 
dem bie Vorlage felbft dient. Iſt jedoch 
der Entwurf in zweiter Lefung in allen 
feinen Teilen abgelehnt worben, fo findet 
eine meitere Beratung überhaupt nicht 
flatt. Die dritte Beratung erfolgt frübe- 
tens am zweiten Tag nad) Abſchluß ber 
zweiten Selung, reſp. nach Verteilung ber 
erwähnten Zufammenftellung; fie ver: 
einigt nochmals eine General= und eine 
Spezialdiskuſſion in fi. Bei ber dritten 
Leſung bebürfen Abänberungsoorjöjläge 
ber Unterftügung von 30 Mitgliedern. 
Die dritte Lefung endigt mit der Schluß: 
abftimmung über Annahme oder Ableh⸗ 
nung ber Borlage, wie fie fich im Lauf der 
Berhandlungen geftaltet bat. Handelt es 
fih um Anträge von Reichstagsmitglie⸗ 
dern, über welde nur einmal beraten 
wird, fo müſſen Abänderungsvorfchläge 
ebenfall8 von 30 Mitgliedern unter- 


ſtützt fein. 

Für die Reichstagsverhandlungen git 
das Prinzip ber Disfontinuität, 
d. h. die Verhandlungen einer jeben Seſ⸗ 
fion ericheinen als etwas Selbftändiges, 
wenn fie auch thatfächlich freilich vielfach 
an Vorhergegangenes anlnüpfen. Es 
müſſen daher Vorlagen bed Bundesrats, 
welche in einer Seffion nicht zur Beratung 
kamen (hierfür ift die Redewendung »un⸗ 
ter den Tiſch des Haufes gefallen« üblich), 
in ber nädjiten Seffion von neuem wie 
der eingebracht ‚werben, wofern fie über: 
haupt zur Berhandlung kommen follen. 
Dasfelde gilt von Anträgen und von Pe: 
titionen, die ebenfall® zu erneuern find, 
wofern eine Verhandlung darüber ge 
wünjcht wird. Ebenfo find — und 
Berichte einer Kommiſſion, welche in der 
einen Seſſion dem Plenum nicht unter⸗ 
breitet wurden, für die andre Seſſion 
nicht maßgebenb. 

U) ung. 

Bei den Abflimmungen des Neiche- 
tags find bie Fragen von dem Präfiden- 
ten fo zu ftellen, daß fie einfach durch 
»Ja« oder „Meine beantwortet werben 
fönnen. Unmittelbar vor der Abftim- 


Reichstag (Abſtimmung). 


mung ift die Frage zu verlefen. Iſt vor 
einer oftimmung infolge einer barüber 
gemachten Bemerfung ein Mitglieb des 

üreaus (Präfident und bie vier bienft- 
thuenden Schriftführer) über die Anwefen- 
beit der befhlußfähigen Anzahl (199) von 
Mitgliedern bed Haufes zweifelhaft, fo er- 
folgt der Namensaufruf nad alpha= 
betifcher Reihenfolge ber Mitglieder, und 
war wirb, fo oft ſich während einer ©Sef- 
ion der Namendaufruf nötig madht, nicht 
jebesmal mit dem Buchitaben A begonnen, 
jonbern e3 wird nad) der alphabetilchen 

eibenfolge der Buchitaben mit bem Be: 
ginn des Namensaufrufs abgemwechfelt. 
ud wird das Alphabet refapituliert, um 
fpäter Hinzufommenben Gelegenbeit zu 
geben, fich noch zu melben und mit ab: 
uſtimmen. Die Abſtimmung ſelbſt er- 
Fat durch Aufitehen und Sikenbleiben 
nad abfoluter Mehrheit. It das Ergeb: 
nis nach ber Anficht eines Mitglieds des 
Bürenus zweifelhaft, jo erfolgt Die Gegen: 
probe durch eine umgefehrte Abftimmung, 
durch Sitenbleiben und Aufftehen, und 
liefert auch diefe dem Büreau noch Fein 
ficheres Ergebnis, fo erfolgt die Zählung 
bes Haujes (fogen. Hammelfprung). 
Der Bräfident fordert nämlich die Mit: 
gicher auf, ben Saal zu verlaflen. So- 
ald dies gefchehen, werben bie Thüren 
geichloffen, mit Ausnahme einer Thür 
an der Oft: und einer an ber Weitfeite. 
An jeder diefer beiden Thüren ftellen 
fih je zwei Schriftführer auf. Auf ein 
vom Präfidenten mit der Glocke gege- 
benes Zeichen treten nun biejenigen Mit- 
glieber, welche mit »Ja« ſtimmen wollen, 
uch die Thür an ber Oftfeite, recht? 
vom Büreau, diejenigen dagegen, welche 
mit »Nein« ſtimmen wollen, durch bie 
Thür an der Weftfeite, links vom Bü- 
reau, in ben Saal ein. Die an jeber ber 
beiden Thüren ftehenden Schriftführer 
zählen laut bie eintretenden Abgeordne⸗ 
ten. Demnächſt gibt der Präfident mit 
der Glocke ein Zeichen, fchließt das Skru⸗ 
tinium und läßt bie Saalthüren öffnen. 
Jede nachträgliche Stimmabgabe ift aus⸗ 
geſchloſſen, nur der Bräfibent und die vier 
bienftthuenden Schriftführer geben ihre 
Stimmen nachträglich öffentlich ab. Der 


Reichstag (Reichstagswahl). 


Präſident verkündigt das Reſultat der 
Abſtimmung. Auf namentliche Ab— 
ftimmung endlich kann beim Schluß der 
Beratung vor der Aufforderung zur Ab⸗ 
flimmung angetragen werden; der Antrag 
muß aber von wenigſtens 50 Mitgliedern 
unterftügt fein. Das Verfahren ift bier 
basfelbe wie bei dem Namendaufruf, in= 


bem jeder einzelne Abgeorbnete bei Auf⸗ 


ruf feines Namen? laut mit »Ja« oder 
»Neine flimmt. 

Die Sitzungen bes Reichstags find df- 
fentlih. Der R. tritt jedoch auf Antrag 
des Präfidenten oder von zehn Mitgliedern 
zu einer geheimen Sitzung zufammen, in 
welcher dann zunächft über den Ausfchluß 
der Offentlächkeit zu befchließen ift. Wahr⸗ 
heitsgetreue Berichte über Verhandlungen 
in den öffentlichen Situngen des Reichs- 
tags bleiben von jeder Verantwortlichfeit 
frei (Reichsverfaſſung, Art. 22). 

Neichſtagsſwahl. 

Fragen wir nun nach der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichstags, fo beſtimmt die 
Reichsverfaſſung (Art. 20), daß der R. 
aus allgemeinen und bireften Wahlen 
mit geheimer Abftimmung hervorgehen 
fol. Die nähern Vorſchriften über bie 
Reichstagswahlen find in dem Wahlgeſetz 
vom 31. Mai 1869 (Bundeögefehblatt, 
©. 145 ff.) enthalten, welches nunmehr 
auch auf die fiiddeutichen Staaten ausge- 
dehnt if. Ein Wahlreglement vom 28. 
Mai 1870 (Bundesgefetblatt, S.275 ff.), 
zu welchem ſpäter verichiedene Nachträge 
binzufamen, enthält die zur Ausführung 
jenes Geſetzes erforderlichen Anordnungen. 
Wahlfähig, Wähler, int Befit des afti- 
ven Wahlrechts, ift biernach jeber 
Reichsangehörige männlichen Gefchlechts, 
welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
bat, und zwar in demjenigen Fundesttant, 
in welchem er feinen Wohnſitz hat. Eine 
Ausnahme findet nur für diejenigen ftatt, 
über deren Vermögen Konkurs- oder Fal- 
litzuſtand erklärt worden iſt; für die un: 
ter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehenden 
Perſonen; für folche, die eine Armenun- 
terftügung beziehen oder im leßten ber 
Wahl vorhergegangenen Jahr bezogen ha⸗ 
ben; endlich auch fir diejenigen, denen in- 
folge rechskräftigen Erfenntnifjes der Voll⸗ 

Staatslexikon. 
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genuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte entzo⸗ 

en iſt. Für Perſonen des Soldaten⸗ 

ands, des Heers und der Marine ruht 
jedoch die aktive Wahlberechtigung ſo lange, 
als ſich dieſelben bei den Fahnen befinden. 
Wählbar, im Beſitz bes paſſiven Wahl: 
rechts, iſt jeder, der das aktive Wahlrecht 
beſitzt, alſo auch derjenige, für welchen dies 
letztere aus dem letzigedachten Grund ruht; 
doch muß der Betreffende einem deutſchen 
Bundesſtaat ſeit mindeſtens einem Jahr 
angehören. Die Frage, ob Beamte zum 
Eintritt in den R. des Urlaubs bedürfen, 
iſt in der Reidererfaſſam— (Art. 21) aus⸗ 
drücklich verneint. Mitglieder des Bun⸗ 
desrats können nicht auch zugleich Mit⸗ 
glieder des Reichstags fein (Reiheverfaf- 
jung, Art. 9). 

In jedem Bunbesitaat ſoll auf durch⸗ 
fchnittlich 100,000 Seelen ber Bevölferung 
k ein Abgeordneter gewählt werden. Ein 

berſchuß von mindeftens 50,000 Seelen 
der Sejamtbewölferung eines Bundesſtaats 
wird vollen 100,000 Seelen gleich gerechnet. 
In einem Bunbesflaat, deſſen Bevölkerung 
100,000 Seelen nicht erreicht, wird ein Ab: 
georbneer gewählt. Die Gefamtzahl ber 

bgeorbneten beträgt 397, und hiervon 
fommen auf Preußen 236, Bayern 48, 
Sachſen 23, Württemberg 17, Elfaß=Lo: 
thringen 15, Baden 14, Heffen 9, Mecklen⸗ 
burg: Schwerin 6, Sachen: Weimar, DL 
denburg, Braunfchweig und Hamburg je 
3, Sadjfen-Weiningen, Sadjen:Koburg- 
Gotha und Anhalt je 2, Sachen: Alten- 
burg, Medlenburg-Strelit, Schwarzburg: 
Rudolſtadt, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Neuß ältere Linie, Neuß jüngere Linie, 
Waldeck, Schaumburg⸗Lippe, Lippe, Lü: 
bet und Bremen je 1 Abgeordneter. 

Zum Zweck der Reihstagswahl ift das 
Reich in 397 Wahlkreiſe (ſ. ©. 484 ff.) 
eingeteilt. Jeder Wahlkreis zerfällt wie: 
derum in Wahlbezirke. Für jeden Wahl- 
kreis wird ei Wahlkom miſſar und für 
jeden Wahlbezirk ein Wahlvorſteher 
nebſt Stellvertreter von der zuſtändigen 
Behörde ernannt. Jede Ortſchaft bildet 
der Regel nach einen aloe für fi; 
doch können einzelne bewohnte Befigungen 
und Kleine fowie ſolche Ortſchaften, in 
welchen Perſonen, bie zur Bildung des 

3 
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BRahlvorftands geeignet, fich nicht in ge: 
nügender Anzahl vorfinden, mit benach⸗ 
barten Ortfchaften zu einem Wahlbezirk 
vereinigt, große Ortichaften aber aud) in 
mehrere Wahlbezirfe geteilt werben. Kein 
Wahlbezirk darf mehr als 3500 Seelen 
nach ber lebten allgemeinen Voltszählung 
enthalten. gr jebe Gemeinbe ift eine Liſte 
fämtlicher Wahlberechtigten (Wahlliſte, 
Wählerlifte) anzufertigen und zu je 
dermanns Einficht mindeſtens 8 Tage 
lang öffentlich aufzulegen. Innerhalb 
achttägiger Friſt müſſen auch etwaige An⸗ 
träge auf Berichtigung und Vervollſtän⸗ 
bigung ber Wahlliſte geftellt werden. 
Die Wahlhandlung (Wahlakt)be- 
ginnt an dem beftimmten et um 10 Uhr 
vormittags und wird um 6 Uhr nachmit⸗ 
tags gefchloflen. Um eine Beeinfluffung 


ber fpätern Wahl durch bad Reſultat | fteh 


der frühern zu vermeiben, muß die Wahl 
im ganzen Gebiet bed Deutichen Reiche 
an ein und demfelben Tag ftattfinden. 
Während ber Wahlbandlung dürfen im 
Wahllofal weber Diskuffionen ftattfinden, 
noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe 
gefaßt werden, abgeſehen von Diskuſſio⸗ 
nen und Beſchlüſſen des Wahlvorſtands, 
welche durch die Leitung des Wahlgeſchäfts 
bedingt ſind. Zur Stimmabgabe ſind nur 
diejenigen zuzulaſſen, welche in bie Wäh⸗ 
lerliſte aufgenommen find. Die Stimm- 
abgabe bei der Wahl ift geheim. Der 
Wähler übergibt feinen Stimmzettel dem 
Wahlvorfteher Jo zufammengefaltet, daß 
der auf dem Zettel verzeichnete Name ver: 
bedt ift, und ber Wahlvorſteher legt den 
Stimmzettel uneröffnet in das aut bem 
Wahltiſchſtehende Gefäß(Wahlurne). 
Die Stimmzettel, welche außerhalb des 
Wahllokals mit dem Namen des Kandi⸗ 
daten, welchem der Wähler ſeine Stimme 
geben will, zu verſehen ſind, müſſen von 
weißem Papier und dürfen mit feinem 
äußern Kennzeichen verjehen fein. Um 
6 Uhr nachmittags erklärt der Wahlvor- 
fteher die Wahl fürgefchloffen;; die Stimm: 
zettel werben aus ber Wahlurne genom⸗ 
men, uneröffnet gezählt, und ihre Gejamt- 
zahl wird zunächft mit der ebenfalls feft- 
zuftellenden Zahl der Wähler verglichen, 
bei deren Namen durch den Protokollfüh⸗ 


Reichstag (Reichstagswahl). 


rer ein Abſtimmungsvermerk in der Wäh⸗ 
lerliſte gemacht iſt. über die Gültigkeit 
oder Ungültigkeit der Stimmzettel ent⸗ 
ſcheidet zunächſt ber Wahlvorſtand nach 
Stimmenmehrheit der Dütglieber. Zu 
biefem Zwed find Diejenigen Stimmzettel, 
über beren Gültigkeit es einer Beichluß- 
fafiung bedarf, mit fortlaufenden Num⸗ 


‚mern zu verjehen und dem Wahlprotokoll 


beizufügen. Alle übrigen Stimmzettel 
ſind zu verſiegeln und ſo lange aufzube⸗ 
wahren, bis der R. die Wahl definitiv für 
gültig erklärt hat. Schutzmittel gegen et⸗ 
waigen Mißbrauch dieſes Wahlverfahrens 
ſind die Offentlichkeit der Wahlhandlung 
und der Ermittelung des Wahlergebniſſes, 
ferner die Beſtimmung, daß die —** 
der Wahlvorſteher, Beiſitzer und Proto⸗ 
kollführer, welch letztere von dem Vor⸗ 
eher ernannt werden und mit ihm zu- 
jammen den Wahlvorſtand bilden, ein 
unentgeltliche8 Ehrenamt ift, welches nur 
von Perfonen ausgeübt werden Tann, bie 
fein unmittelbare® Staatsamt befleiden. 
Ebendasſelbe gilt von ben Beifigern, welche 
der Wahlkommiſſar zur Ermittelung des 
Gefamtergebniijes ber Wahl im Wahl: 
kreis auf den vierten Tag nad) bem Wahl- 
termin Bene Der Zutritt zu 
biefer Verhandlung fteht ebenfalls jedem 
Bühler frei. Endlich ift hier noch hervor: 
zubeben, daß das Wahlrecht nur in Per⸗ 
fon ausgeübt werben kann. Die Wahl 
felbft erfolgt durch abfolute Stimmen- 
mebrbeit aller im Wahlfreis abgegebenen 
Stimmen, b. h. ber Kandibat muß mehr 
als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen 
auf fich vereinigen. Stellt fich bei einer 
Mahl eine abjolute Majorität nicht ber- 
aus, fo ift anberweit, aber nur unter den 
wei Kandidaten zu wählen, welche im er: 

en Wahlgang bie meiften Stimmen er: 
halten hatten (engere Wahl, Stich: 
wahl). Bei Stimmengleichheit entfchei- 
det das Los. 

Der Neichſtagßabgeordnete. 

Der Gewählte hat ſich binnen 8 Ta⸗ 
gen über die Annahme der Wahl, durch 
welche er das Reihstagsmandat über⸗ 
nimmt, zu erklären, Died Mandat ift je- 
doch fein imperativeß, b. h. der Abgeorb- 
nete ift an Aufträge und Inſtruktionen 
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ber Wähler nicht gebunden (Reichsverf., 
Art. 29). Die Mitglieder des Reichstags 
find Vertreter bed gefamten Volks, nicht 
bloß ihres Wahlkreiſes; fie haben die In⸗ 
tereffen der Gejamtheit, nicht bloß die 
des Wahlkreiſes zu wahren. Die Reichs⸗ 
verfaflung (Art. 30) fichert ihnen die um⸗ 
faflendfte Redefreiheit zu, indem fein 
Abgeordneter zu irgenb einer Zeit wegen 
feiner Abſtimmung oder wegen einer in der 
Ausübung feines Berufs gethanen Auße⸗ 
rung gerichtlich oder disziplinarifch ver: 
folgt oder ſonſt außerhalb der Berfamm: 
lung zur Verantwortung gezogen werben 
darf. Ferner find die Reichstagsabgeord⸗ 
.neten in Anſehung einer etwaigen Verhaf⸗ 
tung und ſtrafrechtlichen Unter ſuchung 
beſonders privilegiert. Ohne Genehmi- 


gung des Reichstags Tann nämlich Fein 


itglied desſelben während ber Sitzungs⸗ 
periode wegen einer mit Strafe bebrohten 
Handlung zur Unterfuchung gezogen oder 
verhaftet werben, außer wenn es bei Aus⸗ 
übung der That oder im Lauf des nächſt⸗ 
folgenden Tags ergriffen wird. Gleiche 
Genehmigung ift bei einer Verhaftung 
wegen Schulden erforderlih. Auf Ver: 
langen bed Reichstags muß auch jedes 
Strafverfahren gegen ein Mitglied des⸗ 
felben und jede Unterſuchungs- oder Zi⸗ 
vilhaft für die Dauer der Sitzungsperiode 
aufgehoben werben (Reichverf., Art. 31). 
Yu al8 Zeugen oder Sachverftändige 
bürfen Reichstagsmitglieber während ber 
Situngsperiode außerhalb bes Sites bes 
Reichstags nur mit Zujtimmung bes letz⸗ 
fern vernommen werben (Reichszivilpro⸗ 
zeßordnung, 9 347, 367; Strafprozeß⸗ 
ordnung, FF 49 und 72). Ferner iſt es 
mit ſchwerer Strafe bedroht, eine Ver⸗ 
ſammlung des Reichstags auseinander zu 
ſprengen, zur Faſſung oder Unterlaſſung 
von Beſchlüſſen zu nötigen, oder Mitglie⸗ 
ber aus einer folchen gewaltfam zu ent- 
fernen oder durch Gewalt ober Bedrohung 
zu verhindern, fi an ben Drt ber Ber- 
jammlung zu begeben oder zu ſtimmen 
(Dreicheftrafgelenbuc, SS 105 5 Bei Be: 
Yeidigungen des Reichstags bedarf es feines 
Strafantrags, wohl aber einer Ermäch⸗ 
tigung durch denfelben In ſtrafrechtlichen 


Auf der andern Seite aber duͤrfen die 
Reichstagsabgeordneten als folche Feine 
Befoldung oder Entfhädigung be 
ieden (Reichöverf., Art. 32). Gegen dieſe 

eitimmung hat ber R. zwar wiederholt 
einen Anlauf genommen, jedoch ohne Er: 
folg, indem die verbündeten Regierungen 
an ber Diätenlofigfeit der Reichstagsab⸗ 
geotbneten, als einem Gegengewicht gegen 
allgemeine Stimmrecht, fefthielten. 
In der That werden denn auch durch bie 
Diätenlofigfeit Häufige Wahlen befiglofer 
Abgeordneten vermieden werben, benn die 
Erfahrung fpricht dafür, daß Anhänger 
einer radilalen Oppofition mehr unter den 
Beliglofen als unter ber befitenden Klaſſe 
zu finden find. Zudem läßt es fich nicht 
verfennen, DaB die Stellung eines Abge- 
ordneten ohne Diäten eine würdigere und 
angelebenere ift als im ent egengejeßten 
Fall, wenngleich die Diätenlofigfeit man- 
chem tüchtigen Mann ben Zutritt zum R. 
verfchließen wird. Übrigens ift es einem 
Reichstagsabgeorbneten nicht verwehrt, et⸗ 
waige Entfhädigungen, die ihm aus Pri⸗ 
vatmitteln, 3. B. von einem Wahlverein, 
gewährt werden, anzunehmen. Auch wird 
denfelben jet während ber Sitzungs⸗ 
periode und 8 Tage vor und 8 Tage nach 
Beginn bderjelben auf allen deutſchen 
Eifenbahnen freie Fahrt gewährt. 
Berufung bed Reichſtags. Legislaturperiede. 

Die Berufung, Eröffnung, Vertagung 
und Schließung des Reichstags ift ein 
Borrecht bes Kaiſers (Reichsverf. Art.12). 
Diefe Berufung, welche durch Taiferliche 
Verordnung erfolgt, muß alljährlich ftatt- 
finden, und zwar kannder R. nicht ohne den 
Bundesrat berufen werden (Reichsverf., 
Art. 12). Die Eröffnung erfolgt »im Na⸗ 
men ber verbündeten Regierungen« durch 
den Kaiſer in Perjon oder auf deffen Be: 
fehl durch den Reichskanzler oder deſſen 
Bertreter am Schluß ber Eröffnungs- oder 
Thronrede Die Situngsperiode 
nimmt nun ihren Anfang und währt ie 
nach Bedürfnis bis zum Schluß der Seſ⸗ 
fion, welcher ebenfalls im Namen ber ver: 
bünbeten Regierungen durch ben Kaifer, 
reſp. auf deſſen Befehlerfolgt. Während der 
Situngsperiode Tann eine VBertagung, 


% 
Verfolgung (Reichsſtrafgeſetzbuch, 5197). |d. b. eine Unterbrechung ber Sigungen, 
1* 
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auf beftimmte Zeit vom Kaiſer angeorbnet 
werden, welche jedoch ohne Zuſtimmung 
des Reichstags bie Frift von 30 Tagen nicht 
überfleigen und während berfelben Seifion 
nicht wiederholt werben darf (Reichsverf., 
Art. 26). Übrigens kann auch der R. ſelbſt 
eine derartige fürzere Unterbrechung ber 
Sigungen durch Sitzungsbeſchluß eintre: 
ten lajlen. Die Vertagung erfolgt unbe⸗ 
fchabet der fogen. Kontinuität ber Verhand⸗ 
lungen, während nad) erfolgtem Schluß 
des Reichſstags nach bem oben erörterten 
Grundſatz der Disfontinuität eine völlige 
Neukonftituierung des Reichstags bei ſei⸗ 
nem Wiederzufammentreten nötig ift. 
Verſchieden von dem Schluß ift aber die 
Aufldfung des Reichstags. Die regel: 
mäßige Wahl: oderLegislaturperiode 
des Reichstags dauert nämlich 3 Jahre, 
vom Wahltag an gerechnet. 
biefer Friſt kann aber der ®. durch Beichluß 
des Bunbesratd unter Zuſtimmung des 
Kaiſers aufgelöſt werden, wie dies 1878 
geſchah, um eine ber Reichsregierung gün⸗ 
ſigere Majorität zu gewinnen. In einem 
ſolchen Fall müffen innerhalb eines Zeit- 
raums von 60 Tagen nach ber Aufldjun 
die Wähler zum Zweck einer Neumahl, 
wiederum auf eine volle Legislaturperiode 
von 3 Jahren, und innerhalb eines Zeit- 
raums von 980 Tagen nad) der Auflöfung 
die neugewählten Reichstagsmitglieder 
verfammelt werben(Reichanert, Art 24 f.). 
Erlifcht während des Laufs ber Legisla⸗ 
turperiode ein Mandat, fo ift eine Nach⸗ 
wa hlerforderlich. Derartige Erlöfchungs- 
ründe find, abgefehen von bem Tod eines 
geordneten, die Drieberlenung des Man⸗ 
dats, der Verluſt der zur Wählbarkeit er⸗ 
forderlichen Eigenſchaften, z. B. Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte, ſowie der 
Ausſchluß infolge ſtrafrechtlichen Urteils, 
wie dies nach dem Reichsſtrafgeſetzbuch 
(F§ 81, 83, 87 ff., 95) bei Majeſtätsver⸗ 
brechen (f. d.) geſchehen kann. Außerdem 
erlifcht das Mandat, wenn der Abgeorb- 
nete in den Bundesrat eintritt, und end⸗ 
lich auch dann, wenn er ein befolbetes 
Reichs- oder Staatdamt annimmt, oder 
wenn er in ein ſolches Amt aufrüdt, mit 
welchem ein höherer Rang oder ein höherer 
Gehaltverbunden ift. Die Beilegung eines 
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Reichstag (Regislaturperiode; Reichstagswahlbezirke). 


höhern Ranges ober eines höhern Titels 
beim Berbleiben inbem bisherigen Amt hat 
biefe Wirfung nicht. Der Beamte, weldyer 
aus jenem Grund fein Mandat nieber: 
ieden muß, Tann wieder gewählt werden. 
Über die Fraktionen des Reichstags ſ. bie 
nachſtehende Überficht; über die einzelnen 
raktionen vgl. die betr. Artifel. Über ben 
. von Ungarn f. Ofterreih- Ungarn, 
über ben Katmebif en R. ſ. Schweden. 
Bol. außer ben Lehrbüchern des Staats⸗ 
rechts: R.v. Mohl, Kritiſche Erdrterungen 
über Ordnungen und Gewohnheiten des 
Deutſchen Reichs, in der Tübinger »Zeit⸗ 
ten«, Bd. 30, ©. „Bd. 31, ff. 
»Geſchäftsordnung bed deutſchen Reichs⸗ 
iope vom 10. Febr. 1876«, abgebrudt in 
Hirths »Annalen bed rn Neichd« 
‚©. 4% fi; Hirth, Deutjcher 
Parlamentsalmanad (13. Ausg. 1878). 
Überfigt über bie beutfden Neichſtagswahl⸗ 
bezirke. 
Der Reichstag beſteht aus 397 Abge⸗ 
ordneten. Hiervon werden gewählt: 


Abge⸗ Abge⸗ 

im Konigreich: ordnete ordnete 
Preußen . : . 2336| im Fürſtentum: 
Bayern. . . . 8| GShwarzburg- 
Sadfen. . . . 238 Sondershaufen 1 
Württemberg. . 17| Schwarzburg⸗ 

im Großherzogtum: Rudolſtadt.. 1 
Baden . . . . 14| Wale 1 
Heſſen... 1 RE... 1 
M.⸗Schwerin. 6 Ruj.R. .. 1 
Sadjfen. . . ». 81 Schaumb.-Lippe 1 
M.⸗Strelitz. 11 Zippe .... 1 
Oldenburg. . . 8}inder Freien und Hanje- 

im Herzogtum: ftadt: 
Braunſchweig si Lübed.... 01 
S.⸗Meiningen. 2| Bremen. ... 1 
S.⸗Altenburg. 1] Hamburg. . . 8 

2 |im Reichsland: 


S.⸗Koburg⸗Gotha 
Anhalt.... 


— 


Elſaß⸗Lothringen 15 


Die einzelnen Wahlkreiſe ſind folgende: 
Preußen. 
L Provinz Oſtpreußen. 

Reg.» Bez. Königsberg. 1. Diemel. 2. Labiau. 
8. Königsberg. 4. Fiſchhauſen. 5. Heiligenbeil. 
6. Braunsberg. 7. Pr.-Holland. 8. Oſterode 9. Allen- 
ftein. 10. Raftenburg. 

Neg-Bez. Sumbinnen 1. Tilſit. 2 Ragnit. 
8. Sumbinnen. 4. Stallupönen. 5. Lößen. 6, Lyck. 
7. Sensburg. 
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' D. Provinz Weftpreußen. 
Reg.» Bey. Danzig. 1. Elbing. 2. Kreis Dan⸗ 

zig. 3. Stadt Danzig. 4. Neuftabt. 5. Pr.⸗Stargard. 

Reg. Bes. Marienwerder. 1. Marienwerder. 
2. Löbau. 8. Graudenz. 4 Thorn. 5. Schwetz. 
6. Konik. 7. Schlochau. 8. Deutſchkrone. 

II. Provinz Brandenburg. 
Berlin, Stadt: Wahlkreife „Berlin 16”. 
Reg.-Bez. Potsdam. 1. Weftpriegnik. 2. Oſt⸗ 

priegnik. 83. Nuppin. 4 Angermünde. 5. Ober- 
barnim. 6. Niederbarmim. 7. Potsdam. 8. Weft- 
havelland. 9. Züterbogt. 10. Teltow. 

Reg. Bes. Frankfurt. 1. Arnswalde. 2. Lands» 
berg. 3. Königsberg. 4 Frankfurt a. O. 5. Stern- 
berg. 6. Züllichau. 7. Guben. 8.Sorau. 9. Kottbus. 
10. Kalau. 

IV. Provinz Pommern. 

Reg.⸗Bez. Stettin. 1. Anklam. 2. Uckermünde. 
3. Randow. 4. Stettin, Stadt. 5. Pyritz. 6. Nau⸗ 
gard. 7. Greiffenberg. 

Veg.⸗Bez. Kölin. 1. Stolp. 2. Bütow. 
3. Fürſtenthum (die Kreiſe Kolberg, Körlin, Kös⸗ 
lin, Bublitzy. 4 Belgard. 5. Neuſtettin. 

Reg.⸗Bez. Stral ſund. 1.Rügen. 2. Greifswald. 

V. Provinz Poſen. 

Reg.⸗Bez. Poſen. 1. Poſen. 2. Birnbaum. 
3. Meſeritz. 4 Koſten. 5. Kröben. 6. Frauſtadt. 
7. Schrimm. 8. Wreſchen. 9. Krotoſchin. 10. Adelnau. 

Reg.⸗Bez. Bromberg. 1. Czarnikau. 2. Wirſitz. 
3. Bromberg. 4. Inowrazlaw. 5. Gneſen. 

VI. Provinz Schleſien. 

Reg.⸗Bez. Breslau. 1. Guhrau. 2. Militſch. 
3. 818. 4 Brieg. 5. Ohlau. 6. Breslau, öſtl. T. 
7. Breslau, weftl. T. 8. Neumarkt. 9. Schweidnitz. 
10. Waldenburg. 11. Reichenbach. 12. Habelſchwerdt. 
13. Frantenftein. 

Meg.» Bez. Oppeln. 1. Kreußburg. 2. Oppeln. 
3. Großſtrehlitz. 4. Lublinig. 5. Beuthen. 6. Katto⸗ 
witz. 7. Pleß. 8. Ratibor. 9. Leobſchütz. 10. Neu⸗ 
ftabt. 11. Falkenberg. 12. Neiße. 

Reg." Bez. Liegnik. 1. Grünberg. 2. Sagan. 
3. Ologau. 4. Bunzlau. 5. Löwenberg. 6. Liegnik. 
- 1 Randahut.8.Hirfchberg. 9. Görlitz. 10. Hoyerßwerda 

VIL Provinz Sachſen. 

Reg.-Bez. Magdeburg. 1.Salzwebel, 2. Sten⸗ 
dal. 3. Zerihow. 4. Magdeburg 5. Wolmirftebt. 
6. Wanzleben. 7. Kalbe. 8. Halberftadt. 

Reg.⸗Bez. Merjeburg. 1. Torgau. 2. Witten- 
berg. 3. Bitterfeld. 4. Halle. 5. Mansfelder Kreife. 
6. Sangerhaufen. 7. Merjeburg. 8. Raumburg. 

Reg.⸗Bez. Erfurt. 1. Nordhauſen. 2. Heiligen- 
ftadt. 3. Mühlhaufen. 4 Erfurt. 

VIL Proving Shleswig-Holftein. 

1. Habersleben. 2. Flensburg. 3. Schleswig. 
4. Tondern. 5. Itzehoe. 6. Glückſtadt. 7. Kiel. 
8. Altona. 9. Stormarn. 10. Lauenburg. 

IX. Proving Hannover. 
1. Emden. 2. Aurich. 8. Meppen. 4. Osnabrüd. 
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5. Diepholz. 6. Verben. 7. Nienburg. 8. Hannover. 
9. Hameln. 10. Hildesheim. 11. Ofterode. 12. Göt« 
tingen. 13. ®o3lar. 14. Celle. 15. Ulzen. 16. Lüne⸗ 
burg. 17. Harburg. 18. Stade. 19. Neuhaus. 
Z. Provinz Weftfalen. 

Meg.» Bez. Münfter. 1. Tedlenburg, 2. Mün⸗ 
fer. 8. Redlinghaufen. 4 Lüdinghaufen. 

Reg.» Bez. Minden. 1. Minden. 2. Herford. 
3. Bielefeld. 4. Paderborn. 5. Warburg. 

Reg.» Bez. Arnaberg. 1. Siegen. 2. Arnsberg. 
3, Zerlohn. 4. Hagen. S. Bochum. 6. Dortmund. 
7. Hamm. 8. Lippftabt. 

XI Provinz Heffen-Naffan. 

Reg.-Bez. Wiesbaden. 1. Homburg. 2. Wies⸗ 
baden. 3. Braubach. 4 Diek. 5. Dillenburg. 
6. Frankfurt a. M. 

Reg.-Be.Kaffel. 1. Rinteln. 2. Kaſſel. 3. yrig- 
lar. 4. Eſchwege. 5. Marburg. 6. Heräfeld. 7. Fulda. 


8 Hanan. 
XL Rheinprovin;z. 

Neg.⸗Bez. Köln. 1. Stadt Köln. 2, Kreis Köln. 
3. Bergheim. 4. Bonn. 5. Siegtreiß. 6. Wipperfürth. 

Reg.» Bez. Düffeldorf 1. Lermep. 2. Elber⸗ 
feld. 3. Solingen. 4. Düfleldorf. 5. Eſſen. 6. Duis⸗ 
burg. 7. Mörs. 8. Geldern. 9. Kempen. 10. Glad⸗ 
bad. 11. Krefeld. 12. Neuß. 

Reg.» Bez. Koblenz. 1. Wehlar. 2. Neuwied, 
8. Koblenz. 4 ſtreuznach. 5. Mayen. 6. Adenau. 

Reg.⸗Bez. Trier. 1. Daun. 2. Wittlich. 3. Trier. 
4. Saarlouis. 5. Saarbrüden. 6. Ottweiler. 

Reg.⸗Bez. Aachen. 1. Schleiden. 2. Ktreis Aachen. 
8. Stadt Aachen. 4. Jülich. 5. Geilenkirchen. 

XIII. Hohenzollern. 

1. Sigmaringen. 

abern. 

I. Oberbayern. 1. Münden J. 2. Mün⸗ 
hen II. 3. Aichach. 4. Ingolftadt. 5. Waſſerburg. 
6. Weilheim. 7. Rojenheim. 8. Traunftein. 

IL Niederbayern. 1. Landshut. 2. Strau⸗ 
bing. 3. Pafjau. 4. Pfarrkirchen. 5. Deggendorf. 
6. Kelheim. 

II Rheinpfalz. 1.:Speier. 2. Landau. 3. 
Germersheim. 4. Zweibrüden. 5. Homburg. 6. 
Kaiſerslautern. 

IV. Oberpfalz. 1. Regensburg. 2. Amberg. 
3. Neumarkt. 4. Neunburg v. W. 5. Neuſtadt a. W. 

V. Oberfranken. 1. Hof. 2. Baireuth. 8. 
Forchheim. 4. Kronach. 5. Bamberg. 

VL Mittelfranken. 1. Nürnberg. 2. Er⸗ 
langen. 3. Ansbach. 4. Eichftätt. 5. Dinkelsbühl. 
6. Rotenburg a. T. 

VIL Unterfranten. 1. Aſchaffenburg. 2. 
Kitzingen. 3. Lohr. 4. Neuftadt a. S. 5. Schwein« 
furt. 6. Würzburg. 

VII Shwaben. 1. Augsburg 2. Donau- 
wörth. 3. Dillingen. 4. Illertiſſen. 5. Kauf⸗ 
beuren. 6. Immenſtadt. 

Sachſen. 1. Zittau. 2. Löbau. 3. Bautzen. 
4. Dresden r. d. Elbe. 5. Dresden I. d. Elbe. 
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6. Tharant. 7. Meißen. 8. Pirna. 9. Freiberg. 


— Reichsvikarien. 


Oldenburg. 1. Oldenburg. 2. Barel. 3. Del- 


10. Döbeln. 11. Oſchatz. 12. Stadt Leipzig. 13. Amt | menborft. 


Leipzig. 14. Borna. 15. Mittweida. 16. Chemnitz 
17. Glauchau. 18. Zwickau. 19. Schneeberg. 20. Zicho- 
pau. 21. Annaberg. 22. Reichenbach. 23. Plauen. 

Mürttemb 1. Stuttgart. 2. Kannſtadt. 8. 
Heilbronn. 4. Böblingen. 5. Eßlingen. 6. Reutlingen. 
7. Kalw. 8. Freudenftadt. 9. Balingen. 10. Gmünd. 
11. Hall. 12 Gerabronn. 13. Aalen. 14. Ulm. 15. 
Blaubeuren. 16. Biberach. 17. Ravensburg. 

Baden. 1. Konſtanz. E. Donaueſchingen. 3. 
Waldshut. 4. Lörrach. 5. Freiburg. 6. Kenzingen. 
7. Offenburg. 8. Baden. 9. Pforzheim. 10. Karl 
ruhe. 11. Mannheim. 12. Heivelberg. 13. Sinsheim. 
14. Tauberbiſchofsheim. 

Heften. 1. Gießen. 2. Friedberg. 3. Alsfeld. 
4. Darmitabt. 5. Offenbach. 6. Bensheim. 7. Worms. 
8 Bingen. 9. Mainz. 

Mecklenburg⸗Schwerin. 1.Hagenow. 2. Schwe⸗ 
rin. 3. Parchim. 4. Malin. 5.Roftod. 6. Güſtrow. 

Seifen: Weinar. 1. Weimar. 2. Eiſenach. 

ena. 

Mecklenburg⸗ Strelitz. Strelitz. 


Braunfäweig. 1. Braunſchweig. 2. Wolfen- 
bütteL 8. Holzminden. 

&.- Meiningen. 1. Meiningen. 2. Sonneberg. 

Sachſen⸗Altenburg. Altenburg. 

Sachſen⸗KNKoburg⸗ Gotha. 1. Koburg. 2. Gotha. 

Auhalt. 1. Defjau. 2. Bernburg. 

Schwarzburg⸗ Nudslſtadt. Rudolſtadt. 

Schhwarzbe⸗ Sonderßhauſen. Sondershaufen. 

Walded. Pyrmont. 

Neunk ä. 2. Greiz. Nenß j. 2. Gera. 

Eqchanmburg⸗ Sippe. Bückeburg. 

Fürſtentum Sippe. Detmold. 

Lũteck. Lübeck. 

Bremen. Bremen. 

Hamburg. Wahltreife „Hamburg 13”. 

Eljak- Lothringen. 1. Thann. 2. Mülbaujen. 
3. Kolmar. 4 Gebweiler. 5. Rappoltsweiler. 
6. Schlettftabt. 7. Molsheim. 8. Stabt Straßburg. 
9. Land Straßburg. 10. Hagenau 11. Zabern. 
12. Saargemiünd. 13. Diedenhofen. 14. Meb. 
15. Saarburg. 


Bergleichende Aufammenftellung ber Fraktionen bei Neihätagd des Norddentſchen Bundes und 
bed deutſchen Neichſtags. 


Fraktionen —E 





a) Nationalliberale...... 79 | 82 | 116 150 126 | 97 B858162 
b) Liberale Gruppe (Schauß- Böll) . . . -| —-| -! -| —| -!| -| 5! B 
c) Deutſche Yortirittspartei . . . . - | 30144 8 5| | 23] 2656| 8 
d) Freie liberale Bereinigung . . . . - 4 | 20| —| -| —-| -! —-| —| — 
e) Linles Zentum -. -. . 2 2 20. 27| 18|ı —! —| —| —| — -| — 
f) Liberale Reihsparti . . . » .. . — —-| 239 —| -| — —-| —| — 
g) Bundesftaatl.tonftitutioneleBereinigung | al — — — —-| — - — 
h) Freie konſervative Vereinigung. . - - al 4|I| —|ı —| —-| —-| —-| — — 
i) Konfervative (feit 1877 Deutſchkonſervat.) 59 | 62! 50) 21j 40 59 59| 58| 58 
k) Deutſche Reihapatti . . . . 2. . ——| —| s| sı) 8) 56 4| s8| 9 
DD gaıım . ». 2 2 2 2 2000. —! — | 57I| | 961 108 | 102 | 101 | 102 
. m) Bolen. > 2 2 2 2 2 2 2 nn. 1383| 11) 1838| 138) 14| 14) 14| 14| 14 
n) Sozialdemokraten . . . . 2 202. 2 5 2 91 22 9 8| 10] 10 
0) Bei feiner Sraltion. . . . 2... I 5 | 271 a BB | 7| 37 
p) Liberale Bereinigung (Sezeffioniften). . — —1 -| —-| -I —| —| —| a 
g) Erledigte Mandate. . . . 2... 1 1 6I| —| 11 —| #| 38| ı 


Zuſammen: 


Reichſtagsmandat, ſ. Reichstag. 

Reichſtagswahl, ſ. Reichstag. 

Reichſsunmittelbar waren im frühern 
Deutſchen Reich diejenigen Mitglieder 
desſelben, welche nicht unter einem Lan⸗ 
desfürſten ſtanden, alſo »reichsmittelbar« 
waren, ſondern vielmehr unmittelbar un⸗ 
ter Kaiſer und Reich ſtanden, alſo die 
Reichsſtände, namentlich auch die Reichs⸗ 
ſtädte, deren Mehrzahl jedoch durch den 
Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. 


297 | 297 | 382 | 397 | 897 | 397 | 397 | 397 | 397 


Tebr. 1803 aus reihsunmittelbaren zu 
mittelbaren Städten gemacht (»mebiati- 
fiert«) wurde (ſ. Reihsftädte) und jo 
die Reihsunmittelbarkeit verlor. 

Reichsverfaſſung, ſ. Deutſches 
Reich (©. 122). 

Reichſsvikarien (Reich sverweſer) 
im frühern Deutſchen Reich diejenigen 
Fürſten, welche, fofern nach dem Tobe des 
Kaiſers bis zur Neumahl des Nachfolgers 
eine Zwifchentegierung notwendig wa bie 





’ 


interimiftifche Beratung ber Reichsan⸗ 
gelegenheiten (Reichsvikariat) wahr: 
nahmen. Das Reich zerfiel zu dieſem Zweck 
in zwei Reichsvikariatsbezirke, von 
denen ber einedie Länder ſächſiſchen Rechts 
umfaßte und dem Kurfüriten von Sachen 
unterjtellt war, während ber anbre bie 


, Übrigen beutichen Länder in fi} fchloß. 


Hier führte der Pfalzgraf bei Rhein das 
Reichsvikariat. Die Frankfurter Natio⸗ 
nalverſammlung ernannte 27. Juni 1848 
ben Erzherzog Johann von Ofterreich zum 
Reichsverweſer, welcher als folcher bis 
20, Dez. 1849 fungierke. 

Beiäpngefam er, .Reichskanzler. 

Reichswährung (Reichsgoldwäh— 
rung), die an Sielle der in Veutſchland 

eltenden Landeswährungen durch das 

eemünageieh vom 9. Juli 1873 
(Reichögefegblatt, ©. 233 ff.) eingeführte 
Münzwährung (Golbwährung), beren 
Einheit die Reihsmart ift. 

Relaptor, Relaptur(Iat.),|.Reprife. 

Rellamieren (Iat.), Widerſpruch er: 
heben, zurüdfordern; Reklamation, 
Beſchwerde wegen Rechtsverletzung; ges 
richtlihe Zurückforderung unredhtmäßig 
in Beſitz genommener Dinge; Rekla⸗ 
mant, ber Bejchwerbeführende. 

Relognoszieren (Iat.), im Nechtöleben 
die Echtheit einer Sache ober bie Identi⸗ 
tät einer Perfon anerkennen; Rekogni⸗ 
tion, die Anerkennung einer Perſon, 
einer Urkunde oder eines fonftigen Be: 
weismittels vor einer Behörde, nament: 
fih vor Gericht oder dor einem Notar. 
Dffentliche Urkunden bedürfen feiner aus- 
drüdlichen Rekognition zur Feſtſtellung 
ihrer Gültigkeit und ihrer gerichtlichen 
Beweiskraft; vol. Tote nſchau. 

Kelrebitin (lat.), Abberufungsſchrei⸗ 
ben an einen Geſandten ſeitens ſeiner Re⸗ 
gierung. 

Rekruten (v. franz. la recrue, »Nach⸗ 
wuchs«), der neu eingetretene Soldat bis 
zur Einreihung in die geſchloſſene Truppe 
nach erfolgter Einzelausbildung; Re⸗ 
krutierung, die Aushebung und Ein⸗ 
ſtellung ber R. (I. Srjapmwelen); Re⸗ 
krutierungsſyſtem, die Grundſätze, 
nach welchen die Truppen eines Landes 
ausgehoben werden (ſ. Wehrpflicht). 


Reichsvizekanzler — Religionsverbrechen. 
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KRektifizieren (lat.), zurechtweiſen, be⸗ 
richtigen; Rektifizierung, Rektifi— 
kation, Zurechtweiſung, Berichtigung, 
. B. die Zurechtweiſung eines Unter⸗ 

eamten durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde. 

Rektor (lat.), Leiter, Ordner; Vor⸗ 
ſteher eines geiſtlichen Kollegiums ꝛc.; 

Titel des Dirigenten und erſten Lehrers 
an Bürgerſchulen ze. R. magnificus, 


auf beutichen Univerfitäten ber aus ben 


ordentlichen Profefloren, welche den aka⸗ 
demifchen Senat bilden, halbjährlich oder 
jährlich erwählte oberfte Vorfteher (vgl. 
Proreftor). 

Rekurs (Iat.), Beichwerde; rekurrie⸗ 
ren, Beichwerde führen, R. einwenben, 
3. D. gegen eine progepleitende richterliche 
Berfügung; namentlich für die in Ber: 
waltungsangelegenheiten gegen die Ber: 
fügung einer untern Verwaltungsftelle 
an die Oberbehörbe gegebene Beſchwerde 
ift der Ausdruck R., reſp. Oberrefurs ge- 
—— vgl. Recursus ab abusu. 

Rekufieren (lat.), verweigern, ableb: 
nen, namentlich einen Richter aus ben 
geſetzlich beflimmten Gründen ablehnen; 
Rekuſation, Ablehnung, Verweigerung. 

Relation (lat.), Zurücktragung; Be⸗ 
ra Berichterftattung (ſ. Referieren). 

elegieren (Iat.), verbannen; Rele⸗ 
gation, Verbannung; jett Bezeichnung 
für die Verweifung eined Studierenden 
von ber Univerfität. 

Religionsfriede, Oeeiänung für die 
feit ber Reformation zur Sicherung der 
Rechte ber evangelifchen Stände im Deut: 
[hen Reiche geichloffenen Verträge: ber 
Nürnberger 5 2), ber Augsburger 
(1555) und der Weitfälifche (1648). 

Religionsnerbreden (Religions: 
d a in ber ältern Strafgefeßgebung 
alle ftrafbaren Handlungen, welche über: 
haupt die Verlegung einer Religions: 
pflicht enthielten, wie denn 3.8. der Mein⸗ 
eid regelmäßig ben R. beigezählt wart. 
Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch 8 166 
bis 168) bezeichnet dagegen als Religions⸗ 
vergehen nur die Gottesläfterung und die 
Störung bes Religionsfriebens (Gefäng- 
nisftrafe bis zu 3 Jahren)ſowie bie an Let: 

en unb Gräbern begangene Entweihung 
(Gefängnigftrafe bis zu 2 Jahren). 
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Reliquien (lat.), Überbleibſel, insbe⸗ 
ſondere in ber katholiſchen Kirche wirk⸗ 
liche ober vermeintliche Überrefte von hei⸗ 
ligen Perſonen und mit diefen in Beruͤh⸗ 
rung gewejenen Dingen: Gebeine, Klei: 
bungsftüde, Geräte 2c., gewöhnlich im 
einem befondern Bebältnis (Neliquia- 
rium) aufbewahrt. Bekannte R. in 
Deutjchland: der heilige Rod in Trier, bie 
Aachener Heiligtümer, die heil. brei Kö⸗ 
nig in Köln u. a. 

embonrfleren(franz., ſpr. rangburſfi⸗), 
wiebererftatten, vergüten, decken; Rem⸗ 
bours oderRembourſement (ipr- rang 
burf’mang), Einziehung einer Barauslage 
(im Spebitionsgeihäft), Dedung einer 
Forderung, Bezahlung eines Wechjels. 

Remonftrieren (Iat.), Gegenvorſtel⸗ 
lungen maden; Remonftration, Ge 
genvoritellung. 

Removieren (Iat.), entfernen, bejeiti- 
gen, abfegen (von Amt ober Praris); Re: 
motion, Entfernung, Amtsentjeßung. 

Renitenz(lat.), Widerjpenftigfeit; Me: 
nitent, ein Widerfpenitiger, wie man 
3. B. von einer renitenten Bevölkerung, 
von R. gegen die Obrigkeit und ihre An- 
ordnungen zu fprechen pflegt. 

Renkontre (franz., ſpr. rangkongtr), 
feindlicher Zuſammenſtoß, zufällige feind⸗ 
liche Begeghung, Zweikampf; auch bild⸗ 
lich z. B. für den Zuſammenſtoß zweier 
politiſcher Gegner gebraucht. 

Rente (franz.), jedes Einkommen aus 
einem Kapital, rg! aus einem 
Geldfapital, daber f. v. w. Zinſen, beſon⸗ 
ders Zinfen aus einem nicht zurüdzahl- 
baren Kapital; dann ber Abwurf eines 
Grundſtücks (Bodenrente), eined Hau: 
fe8, einer Aftie, eine Staatspapiers 
(Staatörente) ꝛc.; daher rentieren, 
f. v. w. eindringen, Nutzen bringen. Le⸗ 
benstente, eine R., deren Auszahlung 
von der Lebensdauer einer oder mehrerer 
Perfonen abhängt, indem fie entiveber 
nur fo lange ausgezahlt wird, als ber 
Empfänger oder eine beftimmte britte 
Perſon lebt (Reibrente), oder nur fo 
lange, als zwei ober mehrere Perſonen 
zufammenleben(VBerbindbungsrente), 
oder fo large, als von mehreren Perfonen 
noch eine am Leben ift, indem die Anteile 
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ber Abſterbenden ben Überlebenden zu⸗ 
wahjen(Zontine, vom StalienerTonti 
erfunden). Auf letzterm Prinzip beruhen 
die meilten Rentenbanfen und Ren: 
tenverfiherungsanftalten (f. Ver— 
fiherungswejen). Früher war bie Ber- 
pflichtung zur Zahlung einer R. (Zins, 
Gült, Grundzins) oft als Reallaft mit 
dem Beſitz eined Grundſtücks verbunden, 
zumeiſt durch ſogen Rentenkauf, indem 
ſich der Grundbeſitzer (Rente nverkäu⸗ 
fer) gegen den Empfang eines Kapitals 
zur —28* einer R. an den Ren⸗ 
tenfäufer verpflichtete. Zur Ablöſung 
ber Grundzinſen find vielfach bejonbere 
Srundelfand- RNentenbanten 
(Landestfreditanftalten) ins Leben 
gerufen worben; auch beftehen Landes: 
ulturrentenbanten, bei welchen das 
zur Bobenmelioration entnommene Ka⸗ 
pital, ebenfo wie bei jenen, durch eine 
Zins: und Tilgungsrentenadh und 
nach abgetragen wird. Auch für öffentliche 
Abgaben und Gefälle wird ber Ausdruck 
Renten gebraucht, baher die zur ‚Erbe 
bung berjelben beftellten Beamten Rent⸗ 
beamte, Rendanten genannt werben; 
auch Fommt die Bezeihnung Nentamt 
für berartige Behörden vor. Der Vorſtand 
eines Rentamts beißt Rentamtmann. 
Auch bie Verwaltungsbehörben, welche 
über fürftliche Kammergüter, Rittergüter, 
Stiftungen ac. und beren Vermögensver: 
waltungen geiest find, werben Renten: 
fammern, enbanturen, Ren: 
teien, Nentmeifter ıc. genannt. 
Renunzieren (Iat.), Verzicht leiſten, 
entfagen; Renunziation, Verzichtlei⸗ 
ftung; Renunziationsafte, Urkunde, 
welche über bieBerzichtleiftung, namentlich 
eine? Monarchen oder Kronprätendenten 
auf bie Krone, aufgenommen wird. 
Reorganifieren (franz.), umgeftalten, 
neu einrichten; Reorganifation, Um: 
geftaltung, } D. einer Armee, Bebörbe x. 
Replik (lat.), im Prozeßverfahren die 
Gegenrede, das Gegenvorbringen gegen eine 
Einrebe; repligieren, antworten, ent: 
gegnen (aufeine Einrebe, einen Einwand). 
eponieren (Iat.), zurüclegen, ein Ak⸗ 
tenftüd‘, eine Eingabe zu ben Alten (ad 
acta) befretieren, nicht barauf eingehen. 
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Reporter (engl.), Berichterftatter für 
eine Zeitung, namentlich über öffentliche 
Berbandlungen berPBarlamente, der Volks⸗ 
verfammlungen, der Gerichtshöfe, über 
öffentliche Feſtlichkeiten u. dgl. 

Repräſentativſyſtem (Repräſenta⸗ 
tivverfaſſung), dasjenige Staatsver⸗ 
faſſungsſyſtem, bei welchem dem Volk ein 
Mitwirkungsrecht bei den wichtigſten Re⸗ 
gierungshandlungen und namentlich bei 
der Gelebaebung eingeräumt ift, welches 
durch deſſen Abgeordnete wahrgenommen 
wird, Repräſentativgewalt wird die 
dem Staatsoberhaupt eingeräumte Befug- 
nis genannt, ben Staat, feine Ehre, fein 
Recht und feine Macht 3% außen zu ver: 
treten und zu diefem Behuf namentlich 
Geſandte zu empfangen und zu entjenben. 
Repräfentation, Stellvertretung, Ber: 
tretung; ber Aufwand, welcher mit einer 
gewiffen Stellung verbunden ift; daher 
Repräfentationsgelder, ein Beitrag 
zu ebendiefen Koften, welcher hohen Beam⸗ 
ten, wie Miniftern und Sefandten, aus 
Staatsmitteln verwilligt wird. 

Repräſentieren (Iat.), vertreten; bie 
Rechte einer oder mehrerer andrer Perjo: 
nen wahrnehmen; auch die Würde und das 
Anfehen ber eignen Stellung wahrnehmen. 
NRepräfentant, Abgefandter, Vertreter. 

Reprefialien (Iat., >zurüdbrängenbe 
Maßregeln«), Wiedervergeltungsmaßre: 
geln, namentlich diejenigen, welche eine 
Staatregierung oder ein militärifcher Be⸗ 
fehlshaber gegen eine andre Regierung 
oder gegen eine feindliche Truppe zur 
Anwendung bringt, um eine Fortſetzung 
oder Wiederholung eines rechtswidrigen 
Berhaltens zu verhindern. Derartige R. 
fommen namentlid im Krieg vor, jo 3.2. 
wenn der Feind feinen Bardon gibt, wenn 
er zur Plünderung fchreitet oder jonft ge- 
gen das Völkerrecht verftößt. 

Reprife (franz.), Wiederaufnahme, Zu: 
rücknehmung; im Seewejen bie Wieder: 
nahme (Refaptur, franz. Recousse) 
einer vom Kriegsfeind gemachten See⸗ 
beute im Weg anderweiter Erbeutung, 
welche ebenfalls nach Priſenrecht zu beur: 
teilen iſt (ſ. Brife); aud Bezeichnung 
für das dem Feind wieber abgenommene 
Schiff oder bie fonftige Seebeute jelbft, 
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welche ſo zurüderbeutet wurbe. Die Frage, 
ob und wann die R. dem urſprünglichen 
Eigentümer wieder herausgegeben werben. 
müſſe, wird von ben Gefeßen ber verjchie- 
denen Seeftaaten verfchieden beantwortet. 
Der Regel nad} erfolgt die Zurückgabe ge- 
gen einen beitimmten Bergelohn, welchen 
der Wiedernehmer (Rekaptor) zu beans 
fpruchen bat, vorausgefegt, daß Die Priſe 
noch nicht 24 Stunden in feindlicher Ge⸗ 
walt und auch noch nicht in einen feind⸗ 
lihen Hafen ober zu einer Flotte gebracht 
worden war. 

Reptilienfonds (pr.fong), ſatiriſche Be⸗ 
zeichnung für denjenigen Fonds, aus wel⸗ 
chem die im Intereſſe der deutſchen Reichs⸗ 
regierung, reſp. bes Fürſten Bismarck wir⸗ 
kenden Litteraten beſoldet und unterſtützt 
werden. Der Ausdruck »Reptilien« wurde 
nämlich von Bismard in einer Rede vom 
30. Jan. 1869 zur Bezeichnung von politi- 
Then Intriganten oder bunfeln Eriftenzen 
der Preſſe gebraucht und ſpeziell für die Wel- 
fenagenten angewendet. Der jogen. Wel⸗ 
fenfonds F > annover) jollte urfprüng- 
lich zur Bekämpfung jener »Reptilien« 
verwendet werden; mit der Zeit hat ſich 
aber hieraus überhaupt eine Unterſtützung 
ber offiziöfen Preſſe berausgebilbet, zu 
welcher die fogen. geheimen Fonds in einer 
Weiſe verwendet werben, welche nicht zu 
billigen ift, iumal dba eine Regierung, die 
mit dem Bolt ſelbſt Fühlun Ent und bei- 
fen Sympathien befitt, eine derartige Un- 
terftüßung nicht nötig haben wird. 

Republik (v. Iat. res publica, »Ge⸗ 
meinweſen«, Freiſtaat), Volksherrſchaft 
im Gegenſatz zur Einherrſchaft oder Mon⸗ 
archie cs b.). Die republifanifche Staat3- 
verfaflung legt ber Gefamtheit bes Volks 
bie Souveränität GGolksſouveräni— 
tät) bei, während biefe in monardhifchen 
Staaten einem Einzelnen, dem Fürſten 
(Fürftenfouveränität), zuftebt. Se nad: 
dem num aber in einer. R. die Regierungs⸗ 
gewakt ſelbſt von einer bevorzugten Klatie 

es Volks in beffen Namen oder wirflich 
bon ber Geſamtheit ber Staatsangehöri- 
gen ausgeübt wird, unterfcheidet marı wie: 
derum zwifchen Ariftofratie(j.d.) und 
Demokratie (j. d.) Während jedoch 
nach den demokratiſchen Staatsverfaſſun⸗ 
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en bed Altertums, z. B. in Athen, bie 
eſamtheit bed Volks in ben Volksver⸗ 
fammlungen über die wichtigern Staats: 
angelegenbeiten a unmittel- 
bare Demo kratie), übt das Bolt in 
der mobernen Demofratie nur mittelbar 
durch feine Volksvertreter und durch bie 
von ihm gewählten Organe bie Staats⸗ 
getvalt aus (repräfentative Demo: 
ratie). Da nun für die Ariftofratien 
bes Altertums und des Mittelalters indem 
modernen Staat fein Raum mehr ift, und 
ba auch die unmittelbare Demokratie fich, 
abgejehen von wenigen Berglantonen ber 
Schweiz, nicht mehr findet, ſo kann man 
bie repräfentative Demokratie in der That 
als die moderne R. bezeichnen. Diefe re 
präfentative R. gelangte namentlich in 
Nordamerika zur Ausbildung, indem fie 
bier aus den von Englanb mit herüber: 
gebrachten been und Grundfäten ber 
monathifch=ariftofratifhen Repräſenta⸗ 
tioverfafjung Bervorging. Das amerifa- 
niſche Vorbild fand dann in Frankreich 
Nachahmung, woſelbſt jekt nach dem 
Sturz Napoleons III. wiederum eine re⸗ 
Pa R. errichtet if. Auch ber 
chweizeriſche Bundesſtaat hat eine reprä- 
jentatib republifanifche Verfaſſung, wie 
enn auch dort die meilten einzelnen Kan⸗ 
tone eine ſolche angenommen haben. Un 
ter der Bezeichnung rote R. veriteht man 
bie von dem aͤußerſten Radilalismus an- 
geftrebte R. mit abfoluter Gleichſtellung 
der Individuen, welche nötigenfallg3 mit 
blutiger Gewalt — der Name) ver⸗ 
wirklicht werden ſoll; ſcherzhaft auch als 
»das rote Weſpenſte (nach dem Titel einer 
1851 erſchienenen Broſchüre von Romieu: 
»Le spectre rouge de 18524) bezeichnet. 
Auch die ſoziale R. wirb oft fo bezeich: 
net, gleichviel, ob ihre Errichtung durch 
revolutionäre Gewalt oder auf friedlichem 
Weg erfolgen fol. Es ift Dies ber fozial- 
bemofratiiche Zukunftsſtaat, in welchem 
ber Gefellichaft, d. ). allen ihren Gliedern, 
bei allgemeiner Arbeitspflicht das gefamte 
Arbeitöproduft en ſoll, nach gleichem 
Necht, jedem nach feinen vernunftgemäßen 
Bebürfniflen. Vgl. Sozialdemokratie. 
Kequirieren (lat.), etwas in Anſpruch 
nehmen, barum bitten, es fordern; Re⸗ 


Requirieren — Reſervieren. 


wifit, Erfordernis; Reguifition, 
orderung, Ausſchreibung von Lieferun⸗ 
gen, Hilfsichreiben, bag Erjuchen, welches 
eine Behörde an eine andre richtet; Re⸗ 
quilitionsfpiem, Verpflegungsart im 
rieg, bei welcher bie Bebürfnilfe ber 
Truppen durch die Obrigfeit bes beſetzten 
Landes von den Einwohnern erhoben und 
ben Militärbehörben überwiefen werben. 
Reſervatrechte, vorbehaltene Rechte, 
wurden zur Zeit des frühern Deutſchen 
Reichs diejenigen Rechte genannt, welche 
dem Kaiſer (ſ. d.) von ſeiner Machwoll⸗ 
kommenheit übrig geblieben waren und 
ihn vor den Reichsſtänden auszeichneten. 
Im dermaligen Deutſchen Reich verſteht 
man unter Reſervatrechten die beſondern 
Rechte einzelner Bundesſtaaten, welche 
nach 8— Richtungen hin von der 
Kompetenz des Reichs eximiert ſind. Dies 
it zunächſt von Bayern inſofern, als 
Na bie Reichsgeſetzgebung über Heimats: 
und Niederlaffungsverhältniffe auf biefen 
Bunbesftaat nicht erftredt. Ebenfo find 
bie bayrifchen Eifenbahnen ber Oberauf- 
ficht des Reichs nicht unterflellt. Ferner 
ift die Verwaltung bes Poſt⸗ und Tele 
graphenweſens in Bayern unb ebenfo in 
Württemberg Landes⸗, nicht Reichsſache. 
Weiter ift für Bayern, Württemberg und 
Baden bie Beſteuerung bes inländifchen 
Branntweins und Biers Landesfache ge 
blieben. Reichsgeſetzliche Normen über 
bas Smmobiliarverficherungswefen kön⸗ 
nen in Bayern nur mit Zujtimmung ber 
bortigen Landesregierung Gültigkeit er- 
langen. Beſonders wichtig aber find die 
Eremtionen, welde Bayern und Würt- 
temberg in Anfehung bes Militärweſens 
zugeftanden find. Endlich gehört hierher 
bie Beitimmung, wonach bie Hanfeftädte 
Bremen und Hamburg mit einem zweck⸗ 
entſprechenden Bezirk al3Freihäfen außer: 
halb der Zollgrenze und damit außerhalb 
bed beutichen Zollgebiets ftehen. Derar 
tige R. ber einzelnen Bundesſtaaten Fön: 
nen nur mit Zuftimmung bes berechtigten 
Bunbesftaats eine Abänderung erleiden. 
Referpieren (Iat.), aufbewahren, ſich 
etwas vorbehalten; referviert, zurüd- 
haltend;Rejervat, Rechtsvorbehalt; Re- 
servatum ecclesiasticum (geiftlicher 


Refidieren — Rettungshäufer. 


Vorbehalt), Beſtimmung im Augsburger 
Religionsfrieden von 1555, wonach jeder 
Geiſtliche, welcher zur evangelischen Kirche 
übertreten würde, auf fein Amt verzichten 
follte, ward troß des Widerſtands der pro- 
teftantifchen Stände in den Reichsabſchied 
aufgenommen, aber nır in Süd- und 
Weitdeutfchland beachtet. 

In militärischer Beziehung veriteht 
man unter Referve bie für ben Kriegs: 
fall und für den Notbebarf bereit gehal- 
tenen Truppenmaffen (ſ. Erſatzweſen). 
Reſervefonds iſt derzur Deckung etwai⸗ 

er Verluſte vorbehaltene Vermögensbe⸗ 
Hand, für den ein befonberes Reſerve⸗ 
fondstonto geführt wird; namentlich 
bei Aftiengefel haften und Genoſſenſchaf⸗ 
ten üblich und notwendig. 

Reſidieren (Iat.), feinen ftändigen 
Aufenthalt haben, befonders von fürft: 
Yihen Perſonen; daher Refidenz (v.Tat. 
residentia), feſter Aufenthaltsort bes 
Staatsoberhaupts und ber höchſten Be⸗ 
hör den, in der Regel die Hauptſtadt (Re⸗ 
ſidenzſtadt) des Landes. Dann verſteht 
man darunter auch den Aufenthalt eines 
kat holiſchen Geiſtlichen in feinem Kirch⸗ 
ſprengel, welcher, eingeriſſenen Mißbräu⸗ 
chen zu ſteuern, vom Tridentiner Konzil 
allen fungierenden Kirchendienern zur 
Pflicht gemacht iſt, beſonders den Biſchö⸗ 
fen, Stifts⸗ und Ordensobern und Pfar⸗ 
rern. Reſident (Miniſterreſident) 
iſt auch der Amtstitel einer gewiſſen Klaſſe 
ber Geſandten (ſ. d.). 

RNeſkribieren (Iat.), ſchriftlichen Be⸗ 
ſcheid erteilen; Reſkript, ſchriftlicher 
Beſcheid, namentlich die Verfügungen 
und Erlaſſe der Oberbehörde im Gegen⸗ 
ſatz zu den Dekreten der Unterbehörden. 

Reſolvieren (lat.), einen Beſchluß, 
eine Entſchließung faſſen; Reſolution, 
Beſchluß, Entſcheidung einer Behörde; 
im politiſchen Sprachgebrauch Meinungs⸗ 
&ußerung einer Abgeordnetenverſamm⸗ 
lung, welde einen Einfluß auf die Re 
gierung ausüben fol; auch zur Bezeich- 
nung des Refultats von Beratungen, 
welches in Form eines Beſchluſſes feſtge⸗ 
ftellt wird, überhaupt gebräuchlich. 

Reſſort (franz., ſpr. Nör), Springfeber; 
Tach, Geſchäftskreis einer Behörde (f. 
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Kompetenz); rejjortieren, in einen 
gewiflen Sei häftetreis ehören. 

Reſtauration (lat.), Wiederherftelung, 
in politiſcher Beziehung die Wiederherſtel⸗ 
lung eines frühern Zuſtands, z. B. die 
Wiedereinſetzung einer durch Revolution 
vertriebenen Dynaſtie, beſonders die der 
Stuarts (1660) und der Bourbonen (1814 
und 1815); Reſtaurationsepoche, die 
a vom erſten Parifer Frieden bis zur 

ulirevolution 1830, als die Zeit reaktio⸗ 
närer Bolitit der Kabinette. 

Reſtitnieren (Iat.), wieberberftellen, 
miebererftatten; Reftitution, Wieder: 
berftellung; Restitutio in integrum, 
Wiedereinjfegung in den vorigen 
Stand (f.b.). 

Retinieren (Int.), zurüd-, vorenthal- 
ten; Retention, Vorenthaltung; Re⸗ 
tentionsredt, Zurückbehaltungsrecht, 
die Befugnis, eine fremde Sache jo lange 
zurüdyubehalten, bi die mit der auf bie 
Herausgabe ber Sache gerichteten Forde: 
rung Julemmenhängenben Gegenan: 
ſprüche befriedigt find. 

Retorquieren (Iat., »zurüdorehene), 
erwibern, eine Retorfion (ſ. d.) anwenden. 

Retorfion (Iat.), die Erwiderung nach⸗ 
teiliger Anordnungen ber einen Staats . 
regierung durch jene gleichfalls benachtei⸗ 
ligende Maßregeln feitend einer andern. 
Die R. ift ber Veranlaſſung und dem 
Zwed nach mit den Repreffalien (f. d.) 
verwandt, unterfcheidet fich aber injofern 
von ihnen, als letztere bie Erwiberung 
einer ungerechten Handlung mit einer 
gleichen find, während die R. fih nur 
gegen eine unbillige Maßregel bes andern 
Teils richtet. Die R. hält fich daher an 
und für fich innerhalb der Grenzen eines 
rechtlich zuläfligen Verfahrens. Als Re: 
torfionen werden 3. B. gebraucht die Ent: 
ziehung von Vergünftigungen, welche ben 
Unterthanen des andern Staats einge: 
räumt waren, und die Auflegung von 
Eingangszöllen (Retorfionszöllen) 
auf dort erzeugte Waren. 

Rettungshäuſer, Anftalten zu bem 
Zweck, verwahrlofte Kinder zu befjern und 
gu bilden, in Deutfchland zuerft bon Fel⸗ 

enberg, Peſtalozzi und Joh. Falk errichtet. 
Belannt ift befonbers bas Rauhe Haus in 
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Hamburg. Nach bem deutfchen Strafge 
bu ($ 55) find jugendliche Verbrecher 
unter zwölf Jahren, gegen welche eine 
ftrafrechtliche Verfolgung nicht auläffig ift, 
in einer Erziehungs = oder Leflerun ganz 
ftalt unterzubringen, nachdem burd) Be⸗ 
ſchluß der Vormundſchaftsbehörde bie Be- 
gehung der Handlung feftgeftellt und bie 
Unterbringung für zuläffig erklärt wor- 
den ift. In neuerer, Zeit find auch für 
Erwachſene R. gegründet worden, na⸗ 
mentli für proftituierte Frauensperſo⸗ 
nen (fogen. Magdalenenftifter). 
Reunionsklage,j.Dismembrieren. 
Reuß ältere Linie (Reuß:Greiz), 
Fürftentum und Bunbesftaat des Deut: 
ihen Reichs, 316 qkm, 50,782 meift 
evangeliſch⸗ luther. Einwohner; Haupt: 
und Refidenzftadt: Greiz mit 12,657 
Einw. Die monardifch=Fonftitutionelle 
Staatverfaffung ift durch die Berfaf: 
fungsurfunde vom 28. März 1867 nor: 
miert. Der nad) dem Einfammerfyftem 
berufene Landtag ſetzt fih aus 12 Ab⸗ 
geordneten zufammen, von welchen 3 
vom Fürften ernannt, 2 von ben Rit- 
tergutöbefibern, 2 von ber Stadt Greiz, 
1 von der Stadt Zeulenroda und 4 
von den Landgemeinden in indireftem 
Wahlverfahren auf je ſechs Jahre gewählt 
werden. An ber Spite bes Staats fteht 
der Fürft (»Durcdhlauchte). Die Staatsver⸗ 
waltung wirb von der Landesregierung 
in Greiz geleitet, neben welcher dad fürft- 


Yiche geheime Kabinett, zugleich als Mi⸗ 


nifterium bes fürftlichen Haufes, und die 
Kammer für die Verwaltung des Domi- 
nialvermögens beftehen. In Anfehung 
der Nechtöpflege hat fich das Fürſten⸗ 
tum dem gemeinschaftlichen thüringifchen 
Oberlandesgericht zu Jena angefchlofien. 
Das Landgericht bes Fürſtentums ift in 
Greiz errichtet; Amtsgerichte. beftehen in 
Burgk, Greiz und Zeulenroda. Laut Mi- 
Titärfonvention vom 15.. Sept. 1873, 
welche an Stelle ber frühern Konvention 
vom 26. Juni 1867 abgejchloffen ward, 
ift die gefamte Militärverwaltung ber 
Krone Preußen übertragen, und zwar ift 
zur Aufnahme der Mannichaften aus 
den beiden Fürftentümern Reuß_ ältere 
und jüngere Linie und aus dem Herzog: 


Reunionsklage — Reuß jüngere Linie. 


tum Sachſen⸗Altenburg vorzugsweiſe das 
7. thüringiſche a ern Nr. 96 
beſtimmt, welches der 18. Diviſion des 
4. Armeekorps (Magdeburg) zugehört. 
Die Staatseinnahme des ir entums 
wurbe für das Jahr 1881 “u 557,153ME, 
peranfchlagt, welcher Ausgaben im gleichen 
Betrag gegenüberftanden. Die verzind- 
liche Staatsichuld betrug 1880: 906,300 
ME., die unverzinsliche 118,995 Mk. Das 
Wappen ber beiden reußifchen Fürftentü- 
mer bat vier Felder, in deren erftem und 
viertem ein aufrecht ftehender Löwe in 
ſchwarzem Feld, in deren zweitem und 
drittem ein goldner Kranich in filbernem 
Feld zu fehen if. Das Wappen ift mit 
drei Helmen bebedit und wird von zwei 
Löwen gehalten. Die Landesfarben find 
Schwarz, Rotund Gelb. Das Fürftentum 
entjendet einen Abgeordneten zum deut: 
ſchen Reichstag und führt im beutichen 
Bunbesrat eine Stimme. , 

Reuß jüngere Linie, Fürftentum und 
Bundesftaat bes Deutſchen Reichs, 829 
akm, 101,265 Einw.; Haupt: und Refi: 
benzftabt: Gera mit 20,810 Einw. Die 
Staatsform ift die einer Fonftitutionellen 
Erbmonarchie, welche durch das repidierte 
Staatögrundgefet vom 14. April 1852 
und durch die Nachtragsgefete vom 16. 
Mai und 10. Juni 1856, 19. Juli 1867 
und 18. Suni 1868 normiert if. Die 
Landesvertretung, welche nach dem Ein- 
kammerſyſtem eingerichtet ift, befteht aus 
einem Landtag von 16 Abgeordneten, näm- 
ich dem Beſitzer des Paragiums Reuß—⸗ 
Köſtritz, 3 Abgeordneten, ber Höchſtbe⸗ 
ftenerten und 12 aus allgemeinen direk⸗ 
ten Wahlen bervorgehenden Abgeordneten. 
Die Legislaturperiode ift eine dreijährige. 
An der Spike des Staats flieht der Fürſt 
(Durchlaucht«). Alle Fürften und Prinzen 
des Haufes Reuß führen feit alten Zeiten 
den Namen »Heinriche, und zwar zählt 
bie ältere Linie hierbei ſtets bis 100 und 
beginnt dann wiederum mit 1, während 
die jüngere Linie nur bis zu Ende des 
Jahrhunderts jeweilig fortzählt und dann 
wiederum mit 1 anfängt. Die oberfte 
Staatsverwaltungsbehörde ift das Mini- 
jterium in Gera, welches in die fünf Ab- 
teilungen für die Angelegenheiten. des 








Revaccination — Redifion. 


fürſtlichen ne, für die Juſtiz, für das 
Innere, für Kirchen- und Schulfachen 
und für die Finanzen zerfält. Zum 
Zwed der innern Landesverwaltung ift 
das Land in die Landratsamtsbezirke Gera 
und Schleiz eingeteilt. Das Fürftentum 
ift an dem gemeinjchaftlichen thitringis 
fchen Oberfandeögericht zu Jena mitbetei- 
ligt. Es befteht für dazfelbe ein Landge⸗ 
richt zu Gera, welches die Amtsgerichts- 
bezirfe Gera, Sirlüberg, Hobenleuben, 
Lobenftein und Schleiz umfaßt, desgleichen 
den tweimarifchen Kreis Neuftadt a.D. Die 
Militärverhältnifie find ebenfo wie in dem 
Firftentum Reuß ältere Linie geordnet. 
Für bie Finanzperiode 1878 — iſ die 
jährliche Staatseinnahme auf 1,117,146 
Mk., darunter 156,000 Mk. Grundſteuer, 
354,000 ME. Klaſſen- und Einkommen⸗ 
fteuer, die Jüprtige Ausgabe aber auf 
4,115,168 k. veranfchlagt, wovon 
239,955 ME. auf die Suftiz, 179,258 ME. 
auf Kirchen und Schulen unb 174,749 
ME. auf die innere Landesverwaltung 
entfallen. Die Staatsſchuld belief ſich 
1880 auf 1,040,550 ME. und 319,432 ME. 
an umnverzinslichen Vorſchüſſen aus ber 
Reichskaſſe. Das Landeswapren ift das: 
felbe wie für Neuß ältere Linie. Die Lan- 
desfarben find Schwarz, Not und Gelb. Im 
beutfchen Bundesrat führt das Fürften- 
tum eine Stimme und entfendet zum 
deutſchen Reichstag einen Abgeordneten. 
Bal. Brüdner, Landes: und Volkskunde 
bes Fürftentums R. (1870, 2 Bde.). 
Revaceination (Iat.), die Wiederim- 
pfung Erwachlener, geſchieht am beiten 
"alle zehn Jahre; nad) dem Reichsimpf⸗ 
gefeß muß die erſte R. im zwölften Leben? 
jahr vorgenommen werden (f. Impf⸗ 


zwang). 

Revers (Iat.), Kehr⸗, reſp. Wappenfeite 
einer Münze; ſchriftliche Verpflichtung, 
etwas zu leiſten oder zu unterlaſſen. 

Rebverſalien (Reversbriefe, Re— 
verſe, lat. Reversales), die Erklärung, 
durch die ein Fürſt beim Antritt ſeiner 
Regierung, bei der Huldigung der Stände 
oder bei ähnlichen Gelegenheiten die Rechte, 
Freiheiten und Privilegien feiner Unter: 
thanen gewährleiftet. 

Rebilon (Tat.), nochmalige Durchficht, 
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Prüfung; vevidieren, durchſehen, bie 
Nichtigkeit einer Rechnungslegung, einer 
Gefhäftsführung 20. Überwachen und 
prüfen. Im Rechtsweſen Keine man 
mit R. ein Rechtsmittel, durch welches 
eine nochmalige Prüfung und Entſcheidung 
einer Rechtsfrage in höherer Inſtanz ver⸗ 
anlaßt wird. Die deutſche Zivilprozeßord⸗ 
nung ($$ 507 ff.) insbeſondere ſtatuiert 
gepen Die zweitinftanzlichen Endurteile der 
Dberlandesgerichte das Rechtsmittel der 
R., doch ift die Juläffigkeit desſelben der 
Regel nach durch einen Wertbetrag des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtands von mindeitens 1500 
ME (Reviſionsſummehbedingt. Diefe 
R. begtnedt jedoch keineswegs eine nochma⸗ 
lige Verhandlung und Prüfung der That⸗ 
umſtände, ſondern lediglich eine wieder⸗ 
holte Erörterung und Entſcheidung der 
Rechtsfrage. Sie kann daher nur auf eine 
angebliche Verlegung eines Gefebes durch 
die Vorentjheidung und zwar entiveber 
eines Reichsgeſetzes ober eines Geſetzes, 
deſſen Geltung&bereich fich über den Be⸗ 
zirk des Berufuüngsgerichts hinaus erftreckt, 
geſtützt werden. Über die R., welche 
binnen einer einmonatigen Friſt von der 
Zuſtellung des zweitinſtanzlichen Urteils 
an (Reviſionsfriſt) eingelegt werden 
muß, entſcheidet das Reichsgericht. In 
Bayern, welches allein von der Befug⸗ 
nis zur Errichtung eines höchſten Landes⸗ 
erichtshofs Gebrauch gemacht hat, ent- 
—5* — das oberſte Landesgericht über die 
R. in landesrechtlichen Angelegenheiten, 
während ſie in reichsrechtlichen Fragen auch 
in Bayern an das Reichsgericht geht. In 
Strafſachen iſt das Rechtsmittel der R. nach 
ber deutſchen Strafprozeßordnung (65 374 
ff.) gegen Urteile der Landgerichte und der 
Schwurgerichte gegeben und zwar ebenfalls 
nur für den Fall einer etwaigen Verletzung 
eines Geſetzes durch Das angefochtene Er: 
fenntnis. Eine ſolche Gefebedverlegung 
Tiegt 3. B. dann vor, wenn bag erfennende 
Gericht oder die Geſchwornenbank nicht 
vorſchriftsmäßig befeßt war, wenn das 
Gericht feine Zuftändigfeit mit Unrecht 
angenommen bat, oder wenn überhaupt 
eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig 
angewendet worben ift. Die Nevifions- 
Fri beträgt in Straffachen eine Woche, 
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Als Revifionsgerichte fungieren, wenn e3 | Innern des Palaftes durch eine Intrige 


ſich um die Anfechtung von Urteilen ber 
Straffammern ber Landgerichte in ber 
Berufungsinflang oder von erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteilen berfelben Handelt, bie 
Straffenate Der Oberlandeögerichte, jeboch 
nur dann, wenn die R. ausſchließlich auf 
die angebliche Verlegung einer landesge⸗ 
ſetzlichen Beitimmung geitüt wird. Han⸗ 
delt es ſich dagegen um bie Verlegung 
einer reichögefehlichen Norm, alfonament- 
li einer Beflimmung bed Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs, fo geht die R. an das Reichs⸗ 
gericht, weldyes auch über bie gegen Ur- 
teile der Schwurgerichte eingelegte R. 
allein zu enticheiden bat. — Im Re 
nungswejen verfteht man unter R. bie 
nohmalige Prüfung einer Rechnung, und 
zwar werben bie Staatd- und Gemeinde: 
rechnungen regelmäßig durch beſonders 
Dazu angeltellte Beamte (Reviforen, 
Revifionsbüreaus) revidiert. In ber 
Politik bezeichnet man mit R. die Durch⸗ 
ſicht und erneute Prüfung von Staat$- 
verträgen ober Gefegesbeftimmungen, um 
diefelben mit ben veränderten Zeitverhält- 
niffen in Einklang zu bringen, zu welchem 
Zweck nicht felten befonbere Reviſions⸗ 

ommifjionen gebildet werben. 

‚ Revolte (fran 5 Empörung; revol⸗ 
tieren, fi) enıpören. - 

Revolution (mittellat., »Umwälzung, 
Umbdrehunge), eine gewaltfame Umgeſtal⸗ 
tung im politifchen ober im fozialen Leben 
der Völker; revolutionär, die. betref: 
fend, bei einer folchen beteiligt. Smengern 
und eigentlichen Sinn aber verfteht man 
unter R. bieimgeftaltung einer beftehen- 
ben Stantsverfatfung, welche wiberrecht- 
ih, d. h. mit Verlegung ber Rechtsorb- 
nung des Staats, bewerfitelligt wird. 
Den Gegenſatz zu der R. in biefem Sinn 
bildet die Reform (f. d.) d. h. die plan⸗ 
mäßige Veränderung der Staatsverfaſſung, 
welche fich auf verfaffungsmäßigem Weg 
vollzieht. Hiernach gehört zu dem Wefen 
ber R. eine gewaltfame Umgejtaltung der 
Regierungsform, nicht bloß ein gewalt- 
famer Wechſel in ber Perfon bes Regie: 
renden, und ebendarum ift eine fogen. 
Palaftrevolution, d. h. der Sturz 
eines Staatsbeherrſchers, welcher fich im 


che | jebt und durchgeführt, 


vollzieht, unb wobei aldbald ein andrer 
an bie Stelle des geftürzten Monarchen 
efeßt wirb, Teine eigentlihe R. Eine 
olche kann aber nicht nur von den Re 
gierten, fondern auch von ben Regierenden 
ind Wert geſetzt werden. Revolutionen 
der Iebtern Art waren 3.2. die Umwand- 
lung ber franzöſiſchen Republik in ein 
Kailerreich Dadurch, daß fi) Napoleon I. 
vom Erften Konful zum Kaifer erheben 
Tieß, fowie nachmals die PBroflamierung 
bes biöherigen Präſidenten der Republik 
zum Kaifer ald Napoleon II. Wird eine 
ſolche R. raſch und —* in Szene ge⸗ 
o pflegt man von 

einem Staatsſtreich zu ſprechen. Bei 
denjenigen Revolutionen aber, welche von 
den Regierten ausgehen, ſind wiederum 
give Fälle zu unterſcheiden. Es ift näm⸗ 
ich einmal möglich, daß die R. nur durch 
Einzelne und zwar namentlich Durch bie 
Ariftofratie eines Landes ausgeführt wird, 
wie bie 3.8. im alten Rom bei bem 
Sturz des Königtums durch bie Patrizier 
ber Kal war, ober baf bie Mafie des 
Volks ſich gegen die beftehende Staats: 
regierung erhebt, um berjelben ein ge 
waltfames Enbe zu bereiten. Zuweilen 
wird unter R. ausfchließlich diefe Iehtge 
bachte Art verftanden. Dahin gerdrt alfo 
i B. bie große franzöfifhe R., welche 
789 ihren Anfang nahm unb zur Er- 
richtung ber erften —** chen Republik 
führte. Die Urſachen einer ſolchen R. 
ſind nach einem Ausſpruch Friedrichs d. Gr. 
in den Geſetzen der Menſchennatur zu 
ſuchen. Sie erſcheinen tegelmüBig als 
ber lange verhaltene gewaltfame Ausbruch 
menſchlicher Leidenfchaften, welchem ein 
längere Zeit hindurch währender krank⸗ 
alter Zuftand boranäning, wie 3. 2. 
ißachtung und Beeinträchtigung ber 
Breipeitsreäte ber Staatsbürger durch 
den Regenten, Aufbürbung übermäßiger 
Stantslaften, Verfaſſungsverletzungen 
feitend der Staatsregierung, Zerjplitte: 
rung einer Nation in eine größere — 
kleinerer Staatsweſen ohne einheitliche 
Geſamtorganiſation u. dgl. In allen 
biefen 5 en kann durch die rechtzeitige 
Vornahme von Reformen ber dor: 





Revue — Rheinbund. 


gebeugt werden, zumal da ſich das Nahen 
des Sturms zuvog durch warnende An⸗ 
zeichen kundgibt, wie z. B. durch dauernde 
Unzufriedenheit, Ungehorſam, Verſchwö⸗ 
rungen und ſogen. paſſiven Widerſtand 
der Bevölkerung, indem dieſelbe nur ge 
zwungen ihren flaatlichen Obliegenbeiten 
nachkommt. Kommt es aber wirklich zum 
Ausbruch der R., dann pflegt das Volt 
felten bei feinen urfprünglicen billigen 
Forderungen ftehen zu bleiben, und der 
gemäßigten ftellt ſich bald eine radifale 
Partei entgegen, beren Sieg die Schreckens⸗ 
herrſchaft bedeutet. Eine ſolche läßt aber 
alsdann regelmäßig in der Maſſe des 
Volks nach kurzer Friſt das Bedürfnis 
nach Ruhe als das unbedingt vorherr⸗ 
ſchende erſcheinen, und dieſer Umſtand 
hat ſchon wiederholt und zwar nament⸗ 
lich in Frankreich, »dem Lande der Re⸗ 
volutionen«, wiederum zur Gewaltherr⸗ 
Ichaft eines einzelnen Ufurpators geführt. 
Biel erörtert iſt endlich die Trage, ob 
bag Volk ein Recht zur R. babe. Jeden⸗ 
falls ift diefe Frage vom Fechtoſtandpuntt 
aus zu verneinen, denn die R. iſt an und 
für ſich immer etwas Rechtswidriges; ſie 
charakteriſiert ſich ja gerade als eine Um⸗ 
geitalbung bes Staatsweſens im Weg der 

echtöverlekung. Dazu kommt, daß eine 
jede R. vom volfswirtichaftlichen Stand» 
punft aus wegen ber bamit verbundenen 
tief gehenden Erſchütterung der ätaatlichen 
und ber gefellichaftlihen Verhältniſſe, 
wegen der Störung ber Öffentlichen Ord⸗ 
nung und wegen der durch fie verurfachten 
Beeinträchtigung bed Kredits ber einzelnen 
Bürger wie des Staats ſelbſt ſtets zu be: 
Hagen if, Betrachtet man aber eine R. 
nicht als eine Rechtsericheinung, ſondern 
als eine Naturerfcheinung im Völferleben, 
welche durch ben Notftand, dem fie ein 
Ende macht, Bervorgerufen ward, jo fann 
ihr auch die innere Berechtigung nicht ab⸗ 
gefprochen werben; man denfe nur an 
die Befreiung Griechenlands von ber Tür- 
tenherrfchaft oder an die Aufrichtung 
bes einigen Stalien, welche ſich ebenfalls 
! ößtenteils im Weg der R. vollzog. Frei: 
ich gehört dazu, daß biefe Berechtigung 
buch ben Erfolg bargetban werbe, denn 
ber mißlungene Verſuch einer R. wird 


495 


immer nur als ein ftrafbares Unrecht, als 
Hochverrat ober Rebellion (Revolte) da- 
ftehen. Die Frage, ob eine vollendete R. 
als gerechtfertigt erfcheinen könne oder 
nicht, ift eben nicht vom rechtlichen, ſon⸗ 
bern vom hiſtoriſch⸗politiſchen Standpunkt 
aus zu beantworten. 

Rebue (franz., ipr. row), Heerichau, 
Sprung des felddienfttüchtigen Zus 

ands der Truppen; dann Titel von Zeit: 
fohriften, wie ber 1831 von Buloz in Paris 
gegründeten >R. des Deux Mondes« und 
der >Deutihen R.«; überhaupt Bezeich- 
nung für Zeitfehriften, welche regelmäßig 
Rundſchau auf bem Gebiet des politifchen 
uud bes Kulturlebens halten (gleich dem 
englifchen Review [ipr. röwjühſ und dem 
beutihen Rundſchau). 

Bex apostolieus (Tat.), ſ. Apoſto⸗ 
Liider König. 

x fidelissimus (Tat.), |. Aller: 
getreuefter Sohn der Kirche. 

Rex non moritur (lat., »der König 
ſtirbt nichte), Prinzip der Erbmonardhie, 
dem zufolge nach dem Tobe des bisherigen 
Inhabers ber Krone fofort der Nachfolger 
an deſſen Stelle tritt. Dies deutete in 
Frankreich die Formel an: »Le roi est 
mort, vive le roi!« (»Der König ift tot. 
es Iebe der Künig!«) 

Rezenfion (lat.), Fritifche Durchſicht; 
Beurteilung und Beſprechung eines ' 
Schriftwerks oder einer Fünftleriichen Leis 
fung in einem Öffentlichen Blatt; Regen: 
fent, Verfaſſer einer folchen. 

Rezeß (Tat., »Rücktritt«), Endrefultat 
gepflogener Berbanblungen, insbeſondere 

ereinbarung über ftreitige Familienan⸗ 
gelegenheiten, zwifchen dem Landesherrn 
und den Ständen; Reichstags⸗, Landtags: 
abſchied (f. Abſchied). Rezeßgeldern, 
früher eine beim Bergbau übliche Abgabe 
an den Landesherrn. 

Rezipieren (lat.), auf>, annehmen; 
rezipiertes Recht, das von einem Volk 
angenommene fremde Recht, z. B. das 
römiſche in Deutſchland. 

Rheder, ſ. Reeder. 

Rheinbund, Staatenbund, welcher un⸗ 
ter dem Protektorat Napoleons J. auf den 
Trümmern bed Deutſchen Reichs errichtet 
ward. In bem Lüneniller Frieden (1801) 
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hatte Deutſchland das aanze linfe Rhein⸗ 
ufer an Frankreich verloren. „Diejenigen 
deutjchen Fürſten aber, welche dort ihrer 
Beſitzungen verluftig gegangen waren, 
wurden dadurch entfchädigt, Daß man zu 
einer Sälularifation geiltlicher Territo⸗ 
rien fchritt, d. 5. diefelben weltlichen Staa: 
ten einverleibte, und dadurch, baß man bie 
Pehrzeh der freien deutſchen Reichsſtädte 
einem Territorialherrn unterwarf, »media⸗ 
tiſiertee. Dies Entfhädigungswert fand 
in dem Reichsdeputationshauptſchluß vom 
25. Febr. 1803 ſeinen Abſchluß. In dem 
für Hſterreich demütigenden Frieden von 
Preßburg (26. Dez. 1805) wurde an 
Bayern und Württemberg bie Königs: 
würde verliehen, und die ſüd⸗ und weit: 
deutſchen Staaten wurden demnächſt von 
Frankreich genötigt, ſich au bem R. zu 
vereinigen. Die urjprünglichen Mitglie⸗ 
der des Bundes waren: Die Könige von 
Bayern und Württemberg, der Kurfürft- 
Reichserzkanzler (Dalberg), welcher ben 
Titel »Fürſt-Primas«, fpäter »Großher⸗ 
zog von Frankfurt«, erhielt, ver Kurfürft, 
jetzt Großherzog von Baden, ber bisherige 
Herzog, nunmehr Großherzog von Kleve 
und Berg (Napoleons Schwager Murat), 
der bisherige Landgraf, jebt Großherzog 
von Heffen-Darmitadt, der bisherige Fürft, 
nun Herzog von NaffausUfingen, der Fürft 
von Nafiau= Weilburg, die Fürften von 
Sehengollern-Gedhingen undHohenzollern- 

igmaringen, bie Fürften von Salm⸗ 
Salm und Salm-Kyrburg, ber Fürft von 
Sienburg-Birftein, der Herzog von Aren⸗ 
berg, der Fürft von kiechtenftein und der bis⸗ 
herige Graf, nunmehr Fürſt von der Leyen. 
Später fam dann noch ber Kurfürft von 
Würzburg (früher Kurfürft von Salz: 
burg, refp. Großherzog von Toscana) bin: 
zu. Die Verfaſſungsurkunde des Bundes, 
bie Rheinbundsafte, ward 12. Juli 
1806 zu München unterzeichnet, und 1. 
Aug. 1806 zeigten bie Rhein bunds⸗ 
fürjten ihre Losſagung vom Deutichen 
Reich an, eine Erklärung, welche der 
deutfche Kaiſer Franz IL. 6. Aug. 1806 
mit der Niederlegung der deutſchen Kaifer- 
krone beantwortete unter gleichzeitiger 
Annahme des Titels eines Kaiſers von 
Ofterreich. Damals tauchte bereit bie 
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Idee zur Gründung eines snorbbeutfchen 
Reichsbunds« mit praußiſcher Spike auf; 
allein die furdtbaren Schläge, welde 
Preußen in dem nun folgenden Krieg mit 
rankreich erlitt, vereitelten alle berartigen 
läne, und die Tleinern norbdeutfchen 
Staaten, Toweit fie nicht ihre Selbftändig- 
feit verloren, mußten ebenfall® dem R. 
beitreten, und zwar trat 11. Dez. 1806 
zunächſt der Kurfürft, nunmehr König 
von Sachſen bei. Ihm folgten die ſächſiſchen 
Herzöge, bie Fürſten von Schwarzburg 
und bie Herzöge von Anhalt, die Fuͤrſten 
von Kippe, die Herzöge von Medlenburg, 
ber Herzog von Oldenburg und ber Fürk 
von Walded. Preußen aber mußte im 
geieben von Tilfit (9. Suli 1807) feine 
efigungen zwiſchen Rhein und Elbe und 
ben größten Teil feiner polnifchen Be- 
fitungen abtreten und den R.anerfennen. 
Der Kurfürft von HefjensKaffel, der Her: 
zog von Braunfchmweig: Wolfenbüttel und 
der Fürft von Naffau-Dillenburg, welcher 
Fulda erhalten hatte, wurden vertrieben, 
und Napoleon I. bildete aus frühern Zei- 
len ber preußifchen Monardjie, aus han 
növerfchen, hefliichen und braunſchwei⸗ 
gifchen Landen da3 Königreich Weftfalen, 
welches er feinem Bruder Jeröme verlieh. 
Die geſamte reichsfreie Ritterſchaft aber 
und viele ehemalige Neichsftände wurden 
den Rheinbundsfürſten unterworfen, was 
man ebeufalls als Mediatiſierung bezeich⸗ 
nete. Das Organ des Rheinbunde Sole 
eine Bunbesverfammlung in Frank⸗ 
furt a. M. fein, welche aus dem Kollegium 
der Könige und Öroßherzöge und dem Kol- 
legium der dürſten beftehen follte, aber 
nie berufen worden ift. Der R. war mit 
— zu einem Schutz⸗- und Trutz⸗ 
ündnis unter dem Protektorat Napoleons 
verbunden. Seit 13. Dez. 1810 waren 
Teile des Großberzogtums Berg, des Kö— 
nigreichs Weitfalen, bie Länder ber Her- 
zöge von Oldenburg und Arenberg und 
der Fürften von Salm, die drei Hanſe— 
ftädte und Lauenburg ber franzöſiſchen 
Monarchie gerabezu einverleibt worden, 
und thatfächlich ftanden die ſämtlichen zum 
N. gehörigen Lande unter Frankreichs 
Botmäkigfeit, eine Zeit, die man mit 
Recht diejenige Deutichlands in feiner 
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tiefften Erniebrigung genannt hat, bis fich 
dann infolge der Erhebung bes beutfchen 
Volks 1813 der N. thatfächlich auflöſte. 
Die beutichen Staaten aber wurden in der 
Folgezeit zudem Deutſchen Bund.(ſ. d.) 
vereinigt. Vgl. Winkopp, Der Rheiniſche 
Bund (Zeitſchrift, 1807 — 13, 23 Bde.); 
v.Berg, Abhandlungen zur Erläuterung 
der rheinischen Bundesakte (1808); Zin⸗ 
tel, Entwurf eined Staatsrechts für den 
R. (1807); Zadariä, Jus publicum 
civitatum, quae foederi rhenano ad- 
scriptae sunt (1807); Klüber, Staat®- 
recht des Rheinbunds (1808); Behr, 
Syſtematiſche Darftellung des Rheiniſchen 
Bundes (1808); Häuſ IE, Deutſche Ge- 
[hichte vom Tod Friedrichs db. Gr. bis 
gut Gründung des Deutfchen Bundes, Bd. 

u. 3 (4. Aufl. 1869). 

Rhetor (griech.), Redner, Lehrer der Be⸗ 
redſamkeit; Rhetorik, die Theorie der 
Redekunſt, neuerdings infolge des Auf⸗ 
Kung bes öffentlichen Lebens auch in 
Deutjchland gepflegt. 

Richter, Beamter, welchem bie Ent: 
fheibung vor Gericht anhängig gemachter 
Nechtsfachen zufteht. Unterfuhungs- 
richter, Gerichtäbeamter, ber nur bie 
Borunterfuhung zu führen bat, an der 
Urteilsfällung felbit aber nicht teilnimmt. 
Die Stellung und Zuftänbigfeit der R. ift 
durch das deutjche Gerichtsverfaſſungsge⸗ 
jeß vom 27. Jan. 1877 normiert (ſ. Ge: 


richt). 
Biönt of petition (engl., fpr. reit of 
petiſch'n), ſ. v. w. Betitionsrecht. 
KRinderpeſt (Viehſeuche, Viehfter: 
ben, Löſerdürre), anſteckende fieber⸗ 
hafte Erkrankung des Rindviehs, beginnt 
mit Mattigkeit, Appetitloſigkeit, anfangs 
Verſtopfung, dann Durchfall, endet ſehr 
oft tödlich. Eigentliche Behandlung meiſt 
erfolglos; amtliches Zwangsverbot der 
Einführung von Vieh aus Gegenden, wo 
die R. herrſcht, ſchützt am ſicherſten vor 
Verbreitung. Als Zeit des Erlöſchens der 
Seuche kann man 21 Tage nad) dem letz⸗ 
ten Todesfall annehmen. Für das Deutſche 
Reich ſind die nötigen Vorſchriften über 
die Maßregeln gegen die R. durch Bundes⸗ 
—8 eſetz vom 7. April 18 Igegeben 
Bundesgefeßblatt, S. 105 ff.) Die revi⸗ 
Staatslegiton. 


bierte Snftruftion zur usführun dieſes 
Geſetzes datiert vom 9. Juni 1873 (Reichs⸗ 
geſetzblatt, S. 147 ff.) Für die auf An- 
ordnung ber Behörde getöteten Tiere, ver- 
nichteten Sachen und enteigneten Plätze 
ſowie für die nad) end erfolgter An⸗ 
zeige bed Beſitzers gefallenen Tiere wird 
der durch unparteiiihe Taratoren feſtzu⸗ 
ftellenbe gemeine Wert aus ber Reichs⸗ 
kaſſe vergütet. 

Ritter, ehebem Krieger zu Pferd, welche 
im alten Rom und nachmals in ben 
Staaten des Meittelalters einen befondern 
Stand bildeten. In Deutſchland ent: 
wicelte fich, wenigftens teilweife, aus den 
Rittern der Adel, und die Reichsritter— 
[Haft (f. d.) behauptete bis zu Anfan 

tefes Jahrhunderts ihre Reichdunmittel- 
barkeit. In manchen Staaten, 3. B. in 
OHſterreich, ift die Bezeichnung R. als ab- 
Tiger Titel noch heutzutage gebräuchlich. 
Auch werden die Mitglieder gewiſſer Or: 
ben (ſ. d.) R. genannt. Rittergüter 
waren urfprünglich ſolche Güter, von wel: 
hen Ritterdienite geleiftet wurden. Hierzu 
war Ritterbirtigfeit der Eigentümer 
erforderlich, welch letztere eben als Ritter: 
bürtige manche Vorrechte genofjen und 
namentlich von bäuerliden und gewillen 
Öffentlichen Laſten, für welche der Ritter: 
dienſt als Aquivalent galt, befreit waren. 
Die neuere Zeit hat die damit zuſammen⸗ 
hängenden VBorrechte, wie Landitandfchaft, 
Steuerfreiheit, Befreiung von Einquar⸗ 
tierungen, Fronen, Batrimonialgericht3- 
barkeit und mancherlei jonjtige Gerecht⸗ 
fame, inäbefonbere auch die gutSherrliche 
Polizei, befeitigt. Auch können jet Bür⸗ 
ger und Bauern ſolche ehemalige Ritter: 
güter eriverben. 

Ritterprobe, j. Ahnen. 

NRitterihaft, ſ. Medlenburg. 

Rittmeifler, bei der Kavallerie Befehlz- 
haber einer Eskadron, gleichftehend mit 
dem Hauptmann. 

Ritnal (Tat), vorgefchriebene Regel 
für Gebräuche und Zeremonien, beſon⸗ 
ders kirchliche; Rituale romanum, bie 
römiſch-katholiſche Kirchenagende. 

Ritus (lat.), Geſamibezeichnung aller 
religiöſen Gebräuche; in den chriſtlichen 
Kirchen die Liturgie. 
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Kobote N gIrguen 

Komani ‚1. Germaniſt. 

Römiioe: König, im frühern Deut- 
ſchen Reich der bei Lebzeiten des Kaiſers 
erwählte Nachfolger deötelben. 

Römiſches Kaifertum, |. Heiliges 
römiſches Reich deutſcher Nation; 
vgl. Kaifer. 
ſches Reit, |. Recht. 

Römifhstatholiid, Be eifmung für 
die chriftlich-Fatholifche Kirche des Abenb- 
lands im Gegenjat zur griechiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche (f. b.) und für die Ange- 
hörigen ber erftern; feit der Reformation 
des 16. Jahrh. diejenige Firchliche Gemein- 
ſchaft, welche die Autorität des Papftes 
(f. d.) anerfennt, im Gegenſatz zur pro: 
teftantifchen oder evangeliichen Kirche. Von 
diefer unterfcheidet ſich die römifch-Tatho- 
liſche Kirche ferner namentlich dadurch, 
daß fie neben der Bibel auch bie mündliche 
Überlieferung oder Tradition als Quelle 
der Religionserfenntnis, daß fie flatt der 
beiden Saframente der proteftantifchen 
Kirche deren fieben annimmt (Taufe, 
A—— Abendmahl, Buße, Ehe, 

rieſterweihe und Letzte Olung), und daß 
fie ſich, als unter dem fortwährenden Ein- 
fluß des Heiligen Geiſtes ſtehend, als die 
alleinſeligmachendeKirche betrachtet, welche 
durch die Bifchöfe repräfentiert wird, an 
deren Spibe ber Papſt als Nachfolger des 
Apoſtels Petrus und als fichtbares Ober- 
haupt ber Kirche fteht. Das vatikaniſche 
Konzil hat zubem die Unfebhlbarfeit des 
letztern proflamiert, während die jogen. 
Altkatholiken (f.d.) dies Dogma nicht 
anerfennen. Weitere harakteriftifche Ei- 
gentümlichfeiten der römiſch-katholiſchen 
Kirche find folgende: Das Abendmahl wird 
nicht, wie in der proteftantifchen Kirche, in 
beiderlei Geftalt gereicht, fonbern ber 
Kommunifant empfängt nur die —* 
Die Beichte iſt ein ins einzelne gehendes 
Sündenbekenntnis vor dem Prieſter 
Ohrenbeichte). Die Kirche verfügt nad) 
ber Tatholifchen Auffaflung über einen 
von Chriſtus und ben Heiligen ange- 
fammelten Schatz von guten Werfen, 
aus welchem fie den Gläubigen in Form 
von Ablaß zu gute kommen laflen Tann. 
Es ift heilſam, die Jungfrau Maria und 


Robote — Rüdfall. 


bie Heiligen als Dee bei Sott ans 
urufen. Die Geiftlichen find u eheloſem 
eben (Cölibat) verpflichtet. Die römiſch⸗ 
Fatholiiche Kirche zählt gegen 1200 Erz⸗ 
bifchöfe und Bifäite und etwa 200 Mill. 
Bekenner in allen Erbteilen. Vgl. Kir: 
chenrecht und Kirhenpolitif. 

Bottenboroughs (engl., ipr.-börzods), 
faule Wahlorte (j. Borough). 

Boyal (franz., ipr. roajdll, ober engl., 
ſpr. reusel), königlich; Royaliſten, Ans 
hänger des Königtums, in Frankreich ſeit 
1789 die Anhänger des Hauſes Bourbon, 
im Gegenſatz zu den Republikanern, Bo⸗ 
napartiſten, auch Konſtitutionell⸗Mon⸗ 
archiſchen Royalismus, f.v. w. Mon: 
archismus. 

Kubel, ruſſ. Silbermünze zu 100 Ko⸗ 
peken, = 3 ME. 23,33 Pf. 

NRübenzuderfiener, |. Juderfteuer. 

Bubrum (lat.), »das Rote«, Überichrift 
eines amtlihen Schriftftüds, fonft rot 

ejchrieben, im Gegenjat zu Nigrum, dem 
— 8*— geſchriebenen Inhalt; daher Ru⸗ 
brik, v. w. Abteilung; rubrizieren, 
eine Schrift, namentlicheine Prozeßſchrift, 
mit ber nötigen Aufſchrift und Bezeich⸗ 
nung verſehen. 
üdfell, die Verübung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung von feiten eines bereit 
früher wegen einer ſolchen rechtskräftig 
Berurteilten. In dieſem Sinn wird ge⸗ 
wöhnlih in der Verbrederftatiftit von 
NRüdfälligen, b. 5. von Sträflingen 
gefprochen, welche früher ſchon eine Strafe 
verbüßt haben. R. im engern und eigent- 
lichen Sinn liegt dagegen nur dann vor, 
wenn ed basfelbe ober Doch ein gleicharti- 
es Verbrechen war, wegen deſſen ber 
erbrecher bereits beftrart ober rechts⸗ 
räftig verurteilt worden ift. Während 
aber die frühere Ttrafgelesgebung die⸗ 
ſen R. regelmäßig als allgemeinen Straf⸗ 
erhohungsgrund behandelte, wird er in dem 
deutſchen echeſratgeſerbuo nur aus⸗ 
nahmsweiſe bei einzelnen Verbrechen als 
ſolcher bezeichnet, ohne daß jedoch dadurch 
dem richterlichen Ermeſſen vorgegriffen 
wurde, welches da, wo ihm bei Zumeſſung 
der Strafe ein gewiſſer Spielraum ge⸗ 
laſſen ift, die etwaige Rüdfälligfeit des 
Angefehuldigten regelmäßig als Straf: 





Rüdgarantie — 


erhöhungsgrund in Berückſichtigung ziehen 
wird. hi? befonderer Strafſchärfungs⸗ 
grund wird dagegen ber R. bei dem Ver: 
techen des Raubes und bei dem diefem 
gleich zu beftrafenden Diebitahl ſowie bei 
der Erprefiung behandelt, wofern die letz⸗ 
tern mit Gewalt oder mit agelobeligen 
Drohungen verübt wurden. Wieberholter 
R. ift ein Straffhärfungsgrund bei dem 
Diebftahl und bei der Hehlerei. Die höhere 
Rückfallsſtrafe fol jedoch alsdann nichtein- 
treten, wenn ſeit der Verbüßung ober jeit 
den Erlaß der Ießten Strafe bis zur Be⸗ 
gehung des neuen Verbrechens ein Zeitraum 
von 10 Jahren verfloſſen iſt (ſogen. Rück⸗ 
fallsverjährung). Vgl. Friedlän— 
der, Der R. (1872); Deutſches Straf: 
gefehbuch, SS 244 f., 250, 252, 255, 261. 
- Rüdgarantie, |. Staatsgarantie. 
Rüdzol, |. Ausfuhr. 
Rubeflörung, ungebührliche Störung 
ber dffentlichen Ruhe und Ordnung, 
grober Unfug, wird 1 bem beutjchen 
eichsſtrafge u ($ 360, Nr. 11) mit 
Bea bis zu 6 Wochen oder mit Geld- 
tafe bis zu 150 ME. beftraft.. 
Rumänien, Königreich, bis 1881 
Fürftentum, 1859 aus ben beiden Do- 
naufürftentümern Moldau und Wale: 
hei gebildet; 129,947 qkm mit ca. 
5,376,000 Einw. Hauptitadt: Bufareft 
mit 177,646 Ginw.’ Die überwiegende 
Mehrzahl der Bevölkerung, welche zumeift 
romanifcher oder waladhifcher Abſtam⸗ 
mung ift, gehört dem griechifch=Tatholi- 
ſchen Glaubensbekenntnis an; die zahl: 
reichen Juden (ca. 400,000), welche in 
R. leben, haben durch den Berliner Frie⸗ 
den bürgerliche und politiſche Gleichſtel⸗ 
lung mit den Chriſten erlangt, die für 
alle Glaubensbekenntniſſe proklamiert 
worden iſt. Wie die frühern beiden Do⸗ 
naufürftentümer, fo ftand auch R. unter 
türfifcher Oberhoheit, welche erft mit ber 
Unabhängigfeitserflärung vom 10. (22.) 
Mai 1877 und mit der Anerkennung ber- 
jelben auf bem Berliner Kongreß ihr Ende 
erreichte. Durch Plebiszit vom 20. April 
1866 wurde Prinz Karl von Hohenzollern 
als Karl I. zum ren von R. erwählt 
mit dem Rechte ber Erblichkeit. Noch in 
bemfelben Jahr erfolgte beffen Anerken⸗ 
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nung jeitens der Großmächte. Der Fürft 
nahm 1881: den Königstitel an. Die 
Thronfolgeorbnung ift 1880 geierlig ge 

g- 


Rumänien. 


ordnet worden, indem bei der Kinderlo 

feit ber Che bes nunmehrigen Königs Karl 
ein Neffe bes letztern, Prinz Karl Anton 
von Hohenzollern, zum Thronfolger be: 
flimmt ward. Nach der 1866 von einer 
Tonftituierenden Verf ‚mmlung feftgeftell: 
ten Verfaſſungs urkunde ift die Staats: 
form diejenige einer Fonftitutionellen 
Erbmonardie. Die gejebgebende Gewalt 
wird von dem König und der Volksver⸗ 
tretung zZzegzuet welch letztere aus dem 
Senat (70 Mitglieder) und einer Depu- 
tiertenfammer von 145 Mitgliedern be: 
fteht, die in Diſtriktswahlkollegien ge: 
wählt werben. Die Kammern treten 15. 
Nov. jedes Jahrs zu einer dreimonatlichen 
regelmäßigen Sitzung zufammen. Die 
Erefutivgewalt fteht dem König an. wel⸗ 
cher ſie durch verantwortliche Miniſter 
ausübt. Das Staatsminiſterium zerfällt 
in bie fieben Abteilungen des Innern, des 
Kultus und Unterrichts, der Juſtiz, des 
Kriegs, des Außern und bes Aderbaus, 
San els und ber öffentlichen Arbeiten. 
Zum Zweck ber innern Verwaltung ift 
das Land in Piftrifte eingeteilt, welche un 
ter Präfekten ftehen. Die Diftrikte zer: 
fallen in Kreife, mit Unterpräfeften, und 
bie Kreife in Kommunen, mit fogen. 
Primaren (Maires) an der Spite. Im 
Berliner Frieden wurde die Dobrudicha 
anıR. abgetreten; bafür mußte aber das 
durch ben PBarifer Frieben von 1856 von 
Rußland an R. abgetretene Beſſarabien 
zwiſchen dem Pruth und dem Kilia⸗Arm 
der Donau an Rußland zurückgegeben 
werden. Für die ——6 be⸗ 
ſtehen Kreiseinzelrichter, Kreistribunale 
und Appellhöfe in Bukareſt, Krajowa, 
Jaſſy und dengart Ein oberſter Kaſ⸗ 
ſationshof iſt in Bukareſt errichtet. An der 
Spitze ber griechiſch⸗ katholiſchen Staats— 
kirche ſtehen die Erzbiſchöfe und Metro⸗ 
politen zu Bukareſt und Jaſſy und ſechs 
Biſchöfe. Zur Kontrolle der Staats fin an⸗ 
zen beſteht ein Rechnungshof in Bufa= 
reſt. Nach dem Budget für 1880 waren 
bie Staatseinnahmen auf 117,545,944 
Frank, die Ausgaben auf 117,245,944 Fr. 

32* 
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veranſchlagt. Die Staatsſchuld belief ſich 
1.%an.1880 auf 597,964,953 Fr. In mili⸗ 
täriſcher Hinſicht iſt die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht eingeführt. Die Armee ſetzt ſich aus 
dem ſtehenden Heer und ſeiner Reſerve, aus 
der ſogen. Territorialarmee (Landwehr), 
aus der Miliz, der Bürgergarde der 
Städte und dem Landſturm zuſammen. 
Das ſtehende Heer beträgt aus ben Frie⸗ 
densfuß 1200 Offiziere, 80 Militärbe- 
amte, 18,532 Mann, 192 Geſchütze und 
2945 Pferde. Die Kriegsmarine beſteht 
aus 3 Dampfern, 6 Kanonenſchaluppen, 
U Offizieren und 246 Mann. Die Flagge 
iſt blau, gelb und rot. Dal. Cretzu⸗ 
le8co, La Roumanie considérée sous 
le rapport physique, administratif et 
&conomique (im »Bulletin de la Soc. 

&ogr. roumainee«e, 1876); Hente, R., 

and und Volk (1876); »Ännusire gE&- 
neral officiel de Roumanie«. 

Auffiiches Reich (Rußland), Kaifer- 

reich, welches den ganzen Often Europas, 
ben Norben unb einen Teil ber Mitte 
Aſiens einnimmt, bem Flächeninhalt nach 
ber größte, aber einer der am ſchwächſten 
bevölferten Staaten der Erbe, ber einzige 
felbftändigeSiawenftaat;21,759,974q 
mit 88,085,356 Einw. Hauptftadt: St. 
Petersburg mit 667,963 Einw.; zweite 
Haupt: und Krönungsftadt: Moskau 
mit 601,969 Einw. In hiſtoriſcher Hin- 
ficht zerfällt daS europäifche Rußland in 
drei Beitandteile: das eigentliche ruſſiſche 
Reich, das Königreich Polen (f. d.) und 
da8 1809 von Schweden abgetretene Groß⸗ 
fürftentum Finnland. Mit den neueiten 
Gebietderwerbungen infolge bes ruffifch- 
türkifchen Kriege und der Eroberungen 
in Armenien befteht dag rujfifche Reich 
aus folgenden Teilen: 


| DRilom. | Einw. 


1) Europäifches Rußland | 4909 194 | 65864910 


Königreih Polen . . 127317| 6528017 
Zuwachs in Beſſarabien 9274| 127000 
2) Sroßfürftent. Finnland 373536 | 1990847 
3) Länder des ſtaukaſus. 439188] 5391744 
Zuwachs in Armenien 25769| 2836600 
4) Sibirien . . .. . 12495109 | 3440 362 
5) Zentralafien . . . . | 3380587| 4505876 





Zufammen: | 21759974] 88085 356 


Nuffiiches Reich (Nationalität, Konfeffion). 


Die Mehrzahl ber Bevölferung bed unge- 
heuern Reichs (%/5) gehört dem flawifchen 
Volksſtamm an, indem ſich die Geſamt⸗ 
bevölferung in folgende Gruppen zerlegen 
läßt: 4) Slawen, nämlihd Rujien 


), |(Sroß:, Klein= und Weißrufien), Polen 


über 5 Mill.), Bulgaren und Serben. 
)Litauer, ein indogermanifcher, den 
Slawen verwandter Volksſtamm im Sü⸗ 
ben ber Oftfeeprovinzen (etwa 2 Mil.), 
zu welchem außer ben eigentlichen Litauern 
auch die fogen. Letten gehören. 3) Fin: 
nen (etwa 3 Mill), zu melden außer 
ben namentlich im Großfürftentum Finn 
land wohnenben eigentlichen Finnen auch 
die Lappen, Duänen, Eſthen, Liven, Sa: 
mojeden 2c. zu rechnen find. 4) Germa= 
nen, deren e8 in Rußland etwa 830,000 
gibt und zwar Deutiche und Schweben. 
) Völker bes türkiſch-tatariſchen 
Stammes, Tataren, Baſchkiren und 
Kirgifen —8 11 Mil). 6) Kal: 
müden (ca. 100,000), mongoliſchen 
Stammes. 7) Walachen oder Rum: 
nen, tomantihen Stammes (ungefähr 
1 Mill.). 8) Juden, über 2% Dill, 
et in Bolen und Litauen. 
Konfeljionen. Die Staatzreligion 
ift die griechifch- Fatholifche; als dag Ober: 
haupt diefer Kirche wird ber Kaifer ange- 
gefehen. Die römiſch-katholiſche Kirche 
ıft in Polen und Litauen, bie evangelifche 
in den Oftfeeprovinzen und in Sinnland 
am meiften vertreten. Im einzelnen ver- 
teilen fich die Konfeffionen etwa folgen: 
dermaßen: 


Griehiih- Ortbodore . . . 54922800 
Sektierer (Rastolniten) . . 997600 
Ammnir. . oo 00% 285700 
Evangeliide. . -. - - » 4504800 
Katbolitien . . . ». 7495300 
Juden. .. 2759800 
Mohammedanı . . . . 2364100 
Heiden. . 2 2200. 258400 


Die griechiſch-katholiſche Zentralbehörbe 
ift die heilige Synode in St. Peters: 
burg, zuſammengeſetzt aus hoben welt- 
lichen und geiftlihen Würbdenträgern unb 
dem Unterrichtsminifter als Generalpro- 
kurator; Präſident ift der Metropolit von 
Nowgorod. Unter ber Synode ſtehen bie 
Eparchien (Didzefen). Es gibt im euro- 
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päifchen Rußland 16 Metropoliten und 
Erzbiſchöfe und 32 Bifchöfe, im ganzen 
Neich 4 Metropoliten, 29 Es und 
39 Biſchöfe. Die Geiftlichfeit zerfällt in 
bie ſchwarze ober Elöfterliche und bie weiße 
oder weltlihe. Die Kirche ift fehr reich, 
Doch find die auf einer jehr niebern Bil- 
dungsftufe ftehenden untern Geiſtlichen 
(Poren) ſchlecht bezahlt. Zahlreiche Klöſter 
find vorhanden. Die römiſch-katholiſchen 
Glaubensgenoſſen fiehen ın Polen unter 
bem Erzbiichof von Warſchau, im übrigen 
Reich unter dem Erzbifchof von Mohilew 
und fieben Biſchöfen. Die evangelijche 
Kirche ift dem Generaltonfiftorium in 
Petersburg unterftellt. 
Staatsverfafjung. An der Spike 
ber Monarchie ſteht der Kaiſer (Zar) 
aus dem Haus Holftein=-Gottorp, wel: 
ches jeit 1762 den ruffiihen Thron inne- 
hat. Der große Titel des Zaren it: »Von 
Gottes hilfreiher Gnade Raifer undSelbft: 
herricher aller Neußen, Zar zu Mosfau, 
Kiew, Wladimir, Nowgorod, Zar zu 
Altrahan, Zar zu Bolen, Zar von Sibi: 
rien, Zar ber Tauriichen Cherſones; Herr 
von Pſkow, Großfürft von Smolensf, 
Litauen, Wolhynien, Podolien und Finn⸗ 
land; Fürft von Eſthland, Livlarıd, Kur: 
land x.« Der Heine Titel lautet: »Kai⸗ 
fer und Selbftherrjcher aller Reußen, Zar 
von Polen und Großfürft von le 
Der Titel des Thronfolgers ift »Cäſare⸗ 
yeitfche, derjenige ber übrigen Faiferlichen 
Brinzen —— — Der Kaiſer iſt un⸗ 
umſchränkter Staatsbeherrſcher, nur durch 
gewiſſe Hausgeſetze gebunden, ſo durch die 
Reichsordnung Iwans J. von 1476, be⸗ 
treffend die Unteilbarkeit des Reichs, die 
Verordnung Katharinas J. von 1727, 
wonach ſich der Zar und ſeine Nachkom⸗ 
men zur griechiſch⸗katholiſchen Kirche be⸗ 
kennen müjjen, das ogeeet PaulsL 
von 1797 (Regelung der Thronfolge nad) 
bem Rechte der Erfigeburt in der maͤnn⸗ 
lichen und nad deren Erlöjchen in ber 
weiblichen Linie) und das Manifeſt Aler- 
anders I. von 1820, wonach nur bie Kin⸗ 
der au? einer vom Kaifer für ftandes- 
mäßig erklärten Ehe fuccejfionsfähig find. 
Eine Volksvertretung eriftiert in dem ab: 
ſolut vegierten Land nicht; nur in den 


Dftfeeprovinzen beftehen ritterfchaftliche 
Landtage als Organe ber privilegierten 
Autonomie und Selbitverwaltung diefer 
Länder, und ebenfo ift für Finnland der 
auf der Verfaſſung von 1772 berubende 
Landtag durch Ukas (faiferlichen Erlaß) 
von 1863 wieber ind Leben gerufen wor: 
den. Die Leibeigenſchaft (f. d.) ift durch 
Manifeft Alexanders II. vom 19. Febr. 
1861 aufgehoben. 

Für die Staat3verwaltung fteht 
bem Kaiferbiegeheime Kanzleimitbrei 
Abteilungen zur Seite. Oberſte Staats⸗ 
körperſchaft ift der Reich srat, eine bes 
ratende Behörde, welche ſich aus den voll- 
jährigen Großfürſten, den Miniſtern und 
ben vom Kaiſer auf Lebenszeit ernannten 
Neichsräten zuſammenſetzt. Der Reichs: 
rat beichließt teilg im Plenum, teils in 
feinen Departement? für Geſetzgebung und 
Kodiftkation, für Zivilangelegenbeiten und 
Kultus und für Staatswirtichaft und Fi⸗ 
nanzen. Daneben beſteht ein Senat für 
die Veröffentlichung und Regiſtrierung 
der Ukaſe, für die richterliche Entſcheidung 
in letzter Inſtanz über Staatsverbrechen 
ſowie in Zivil: und Kriminalſachen, für 
die Eee von Abelstiteln ꝛc. Der 
Senat zerfällt in die Departements für 
Geſetzgebung, Berwaltung und Red 
nungsrevifion, für Zivilfachen (2), für 
Kriminalſachen, für Angelegenheiten, be- 
treffend das Grundeigentum, und das He: 
roldsamt. Beſonders wichtige Angelegen- 
heiten werden im Plenum verhandelt. 
Ein beſonderes Kaflationzdepartement 
fungiert als Oberkaſſationshof. Dazu 
fommt dad Minifterfomitee, neben 
welchem bie einzelnen Verwaltungs⸗ 
minifterien für Juſtiz, für das failer- 
liche Haus, das Miniſterium des Außern, 
des Innern, des Kriegs, der Marine, für 
Poſten und Telegraphen, für Öffentlichen 
Unterricht (mit 11 Lehrbezirken, welche 
unter bejondern Kuratoren ftehen), für 
bie nangen, für die Domänen und für 
die Wege und Verfehrsanftalten mit ihren 
zahlreichen Reſſorts in Thätigfeit find. 

Zum Zweck ber innern Verwal: 
tung zerfällt das ruffiiche Reich in Gou⸗ 
vernementd, welde unter Zivilgou= 
verneuren ftehen. Die Städte Peters⸗ 


- 


502 


Ruffiſches Reich (Finanzen, Heerweſen). 


burg, Odeſſa, Sebaftopol, Kertich und durch die Überlaffung von Ländereien an 


Taganrog find befondern Präfekten unter- 
ftellt. General: (Militär-) Gouver⸗ 
neure find für folgende Bezirke ein- 
gefett: Warſchau und Weichſelgouverne⸗ 
ment; öſtliches Sibirien; weftliches Si⸗ 
birien; Moskau; Kiew, Wolhynien und 
Podolien; Wilna, Grodno und Kowno; 
Orenburg u. Samara; Turkeſtan; Finn⸗ 
land. I die Länder des Kaufafus befteht 
eine befonbere Stattbalterfchaft. Die nihi⸗ 
liſtiſchen Umtriebe, welche das ruſſiſche 
Reich in ſeinen Grundfeſten erſchuͤttert 
und die Ermordung des Kaiſers Alexan⸗ 
der UI. 13, März 1881 herbeigeführt ha⸗ 
ben, machten die Einfeßung einer höchſten 
Erefutivfommiffion mit diktatori⸗ 
ſchen Befugniflen zum Zwed der Unter: 
drüdung bes Nihilismus (f. d.) nötig. 
Finanzen. Nach dem Etat für das 
Finanzjahr 1880 waren die Geſamtſtaats⸗ 
einnahmen auf 666,452,434 Rubel (& 
3 ME. 23,98 Pf.), die Ausgaben auf 
666,256,500 Rub. veranfchlagt, jo Daß ein 
Überſchuß von 195,934 Rub. zu erwarten 
fand. In der Einnahme figurierten bie 
direften Steuern mit 133,369,575 Rub,, 
die indirekten mit 381,188,164 Rub. , dar: 
unter 88,544,000Rub. aus ben Zöllen und 
255,822,380 Rub. aus ben Verbrauchs⸗ 
fteuern (Getränke⸗, Salz, Tabaf-, Rü⸗ 
benzuderfteuer). Der Etat bes Kriegs: 
minifteriums belief fih auf 189,669,802, 
verienige des Marineminifteriumd auf 
28,946,994 und der Etat des Minifte- 
riums des öffentlichen Unterrichts auf 
16,760,376 Rub. Die Staatsſchuld der 
Monarchie hat infolge des langwierigen 
Kriegs mit der Türkei eine ſehr bedeutende 
Höhe erreichtz fie betrug 1. Jan. 1879: 
. 1800542158 Rubel fundierte Schuld 
10344152077 = nicht eingetragene Schuld 
646552690 +» Gchulden der Reichsbank 


8481510055 Rubel in Summe. 


Diefer koloſſalen Schulbenlaft ftanden an 
Forderungen des Staats 1,358,305,939 
Rub. gegenüber, jo daß die eigentliche 
Schuld 2,123,204,116 Rub. betrug, je: 
doch abgefehen von ber ſogen. Loskaufs⸗ 
operation, d. h. von derjenigen Schuld, 
welche durch die Bauernemanzipation und 


die Bauern entflanden iſt, beren Zins⸗ 
und Tilgungsbeträge die Bauern zu zah⸗ 
len haben, während ber Staat für die 
Schuld ſelbſt Haftet. 

Kriegsweſen. Nach dem Geſetz vom 
1.(13.) San. 1874 ſetzt ſich die Heeres⸗ 
macht aus dem ſtehenden Heer und 
ber Reichsw a (opoltschenie) zuſam- 
men. Es beſteht algemeine Wehrpflicht, 
doch find Geiftliche vollftändig, Arzte und 
Lehrer wenigitens in Friedenszeiten von 
der Dienftpflicht befreit. Die Dienftzeit 
beträgt in Europa 15 Jahre (6 aktiv, 3 in 
ber Referve), in Aſien 10 Jahre (7 aktiv, 
3 in ber Neferve). Das ftehende Heer 
fest fih aus folgenden Beftandteilen zu⸗ 
ſammen: 1) reguläre Truppen; 2) die 
aus Urlaubern beſtehende Rejerve; 3) ir⸗ 
reguläre Truppen (Rofaten) ; 4) die aus 
jonftigen $remdvölfern formierten Trup⸗ 
penteile. Die Reichswehr ergänzt fich nach 
der Verordnung vom 30. Okt. 1876 aus der 
gelamten übrigen waffenfäbigen Bevölke⸗ 
rung vom 20.—40. Lebensjahr. 


&tärte ber regulären Armee. 


Friedensfuß Keriegsfuß 

Dann | Pferde| Mann | Pferde 
Sinfanterie . | 623981| 10985 |1800710| 81540 
Kavallerie . | 85860| 61727] 94466] 93440 
Artillerie . | 108610 | 21252] 210772) 118300 
Genie. . . | 20624 6611 43352| 14020 














Zufammen: | 839075| 94625 |2149300| 257300 
Stürke der irregulären Armee. 


Dann | Pferde 


Friedensfuß: 





12 Bataillone 
Sinfanterie 10 —— 650001 — 
Kavallerie 206 Eſstadrons..341961 32754 
Artillerie 13 Batterien . . 2912| 1989 
Zufammen: | 48608| 34743 
Kriegsfuß: 
Infanterie 19 Bataillone. .| 8510| — 
Kavallerie 852 Esfadrons . . | 142400 | 128810 
Artillerie 32 Batterien . . | 12650] 11440 





Zufammen: | 163560 | 140250 


Dazu kommen bie Stäbe, Genbarmerie, 
Zollwache ꝛc., jo baß bie Geſamtmacht im 





Sachbeſchädigung. 


rieden 973,135, im Krieg 2,618,312 

ann betragen würde. Es find 19 Ar- 
meeforps formiert. Zum Zweck ber Mi- 
litärverwaltung ift das ruffifche Reich in 
14 Militärbezirfe eingeteilt. Kriegs: 
marine Die Gefamtitärfe ber Kriegs⸗ 
flotte betrug 1880: 389 Schiffe mit 836 
Geſchützen, barunter die baltifche Flotte 
mit %4 und die Flotte des Schwarzen 
Meers mit 4 Banzerfchiffen. Dazu kom⸗ 


men die Flotte des Kafpiichen Meers, die | 1873, 26 Bd 


Aralflottille und die fibirifche Flottille. Das 
Perſonal beftand aus 4041 Offizieren 
und 26,153 Mann. Die Flagge ift weiß, 
durch ein blaues Kreuz diagonal geteilt, 
die Flagge ber Kauffahrteifchiffe weiß, 
blau, rot in horizontalen Streifen. Die 
Landesfarben find Schwarz, Orange und 
Weiß. Das Reichswappen if ein 
ſchwarzer, aweiföpfiger Adler, das Zepter 
in ber rechten, den Reichsapfel in der lin- 
fen Klaue baltend, auf der Bruft das 
mogfowitifhe Wappen (St. Georg zu 
Pferde, den Lindwurm durchbohrend). 
Der Adler befindet ſich auf einem gold: 
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nen Schild, über welchen die Kaiferfrone 
ſchwebt. Der zweiköpfige Adler ift dem 
byzantinischen Reichswappen entnommen 
und zwar von dem Zaren Swan III, 
welcher die griechifche Prinzeſſin Sophia 
zur Gemahlin hatte. 

Bol. Bauly, Description ethnogra- 
phiquedes peuples de la Russie (1862); 
Baer und Helmerfen, Beiträge zu 
Kenntnis des ruſſiſchen Reichs (1839— 
, e.); Saraumw, Das ruffifche 
Reich (1873); Derjelbe, Die ruſſiſche 
Heeresmacht (1875); 08 ffmeifter, Das 
europäifche Rußland (1877); Wallace, 
Rußland (a. d. Engl., 3. Aufl. 1880); 
»Russia and England from 1876 € 
(2. Aufl. 1880) und folgende Werke eines 
anonymen Verfafiers: »Aus ber Peters 
burger Gefellichafte (4. Aufl. 1875),>Neue 
Bilder aus der Petersburger Gefellichaft« 
(1874), »Rußland vor und nad) dem 
Kriege (1879), »Von Nikolaus I. bis 
Alerander IH.« (1881), zur Beurteilung 
der gegenwärtigen Verhältniffe in Ruß- 
land von Intereſſe. 


©. 


Sachbeſchüdigung (Beihädigung 
fremden Eigentums), imallgemeinen 
jeber widerrechtlihe Eingriff in frembe 
Eigentumsrechte. Das Etrafgeſetzbuch 
bes Deutſchen Reichs (K 303) beſtraft 
die S., d. h. die vorſätzliche und rechts⸗ 
widrige Beſchädigung ober Zerſtörung 
einer fremden Sache, auf Antrag des 
Verletzten mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mk. 
oder mit Gefängnisſtrafe (von einem 
Tag) bis zu zwei Jahren und erklärt 
aus den Verſuch für ſtrafbar. Als Straf: 
erhöhungsgrund erfcheint e8, wenn das 
Vergehen an Gegenftänden der Verehrung 
einer im Staat befindlichen Religions- 
gefelichaft oder an Sachen, bie dem Got: 
tesbienft gewidmet find, oder an Grab- 
mälern, an Gegenftänben ber Kunft, ber 
Wiſſenſchaft oder des Gewerbes, weldye in 
Öffentlihen Sammlungen aufbewahrt 
werben oder öffentlich aufgeftellt find, oder 
an Gegenftänden, welche zum öffentlichen 


Nutzen ober zur Verſchönerung öffent: 
licher Wege, like oder Anlagen bienen, 
begangen wird. In einem foldhen Fall 
tritt ($ 304), ohne daß es eines beſon⸗ 
bern Strafantrags bedürfte, Gefängnis- 
firafe bis zu 3 Jahren ober Gelbitrafe 
bis zu 1500 ME. ein. Hanbelt es ſich 
aber um die gänzliche oder teilweife Zer- 
ftörung eined fremden Gebäudes oder 
Schiffs, einer gebauten Straße, einer 
Eifenbahn oder eined andern fremden Bau: 
werks, jo muß (nad) $ 305) ſtets auf Ge⸗ 
fängnisftrafe (bis zu d Jahren) und zwar 
nicht unter einem Monat erkannt wer: 
ben. Sachbeſchädigungen endlich, die mit 
einer gemeinen Gefahr für fremdes Eigen: 
tum und fremdes Dtenfchenleben verbun- 
ben find, erfcheinen als felbftändige (jogen. 

emeingefährliche) Berbreden und 

ergeben, fo namentlich die Branbdftiftung, 
die Beichädigung von Eifenbahnanlagen, 
die mit einer Gefahr für ben Transport 
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verbunden find, bie Beichäbigung von Te: 
legraphenanftalten, weldye mit einer Stö- 
rung oder Verhinderung im Betrieb ber 
Anftalt verfnüpft find, u.dgl. Vgl. Deut- 
ſches Reichsſtrafgeſetzbuch, SS 306 ff. 

Suchen, die unperjönlichen, materiellen 
Dinge der Außenwelt; Gegenſatz: Perſon. 
Sachenrecht, Teil des Privatrechts, 
umfaßt diejenigen Rechte, wonach eine 
Sache der Herrſchaft eines Berechtigten 
unterworfen iſt und zwar ganz EEigen⸗ 
tum) oder teilweiſe (Nechte an frem: 
den S., wie Pfandrecht, Servitut, Real- 
laft u. dal.). 

Sachſen, Königreich und beutfcher 
Bundesitaat, 14,993 qkm mit 2,970,220 
Einw. Hauptitadt: Dresden mit 220,216 
Einw. Areal und Bevölferung (1880): 


Kreishbauptmannfhaften Dfilom. Einw. 
351089 


Bauten . 2... 

Dresden . 2. 2... 4337 806895 

Leipzig...... 3567 107 932 
da . 2... 4619 1104324 


Zufammen: 14993 2970220 


Das dermalige Königreich ift aus dem 
vormaligen Kurfürftentum ©. hervorge⸗ 
angen. Nachdem nämlich mit dem alten 
Der ogtum ©. die Kurwürde verbunden 
worden war, ging diefelbe nach dem Aug: 
fterben bes askaniſch-ſächſiſchen Haufe 
1423 auf den Markgrafen von Meißen, 
Friedrich den Streitbaren aus dem Haus 
Wettin, über. Die Söhne des Kurfürften 
Friedrich des Sanftmiti en, Ernft und 
Albrecht, teilten aber 1485 die gefamten 
jächfifhen Lande, wobei jener Thüringen, 
diefer Meißen erhielt, während das fogen. 
Dfterland zwiſchen beiden geteilt warb. 
Sp entftanden die noch jetzt blühenden 
Linien, bie erneftinifhe und bie al: 
bertinifche Linte, des Haufed ©. Die 
Kurwürde war ber erneitiniihen Linie 
verblieben; body wurbe ihr diefe nach der 
Schlaht bei Mühlberg buch Kaifer 
Karl V. genommen und an ben Derzog 
Morik aus ber albertinifchen Xinte ver- 
lichen, welcher zugleich einen beträchtlichen 
Teil der erneftinifhen Lande erhielt. 
Während aber bie erneftinifche Linie Durch 
verfchiedene Länderteilungen ſich zerfplit- 
terte, fo daß jeßt noch das Großherzogtum 


Sachen — Sachſen (Berfaffung). 


S.Beimar-@ifenadh und die Sergoglümer 
©.- Meiningen: Hildburghaufen, S.⸗Ko⸗ 
burg: Gotha und S.- Altenburg beftehen 
(ſ. die betreffenden Artikel), wahrte das 
Kurfürftentum S., welches von der alber⸗ 
tinifchen Linie beherricht wurde, feine 
Eindeitlichfeit, indem verichiebene Seiten- 
linien desfelben wieder ausftarben. Der 
Anſchluß an Napoleon I. in dem Frieden 
u Poſen 11. Dez. 1806 brachte dem Kur⸗ 
chen Friebrih Auguft den Königstitel 
ein. Dafür mußte dann freilich der nun⸗ 
mehrige König von ©. fein Feithalten an 
ber franzöſiſchen Allianz nach der Schlacht 
bei Leipzig auf dem Wiener Kongreß mit 
dem Berluft von 367 GM. Landes mit 
864,404 Einw. büßen, welche an Preußen 
famen, während dem Königreih ©. nur 
271 OM. mit 1,182,744 Einw. verblie 
ben. Die abgetretenen Gebietßteile bilden 
ben Hauptbeftandteil ber nunmehrigen 
preußiſchen Provinz ©. Die militärischen 
Erfolge Preußens 1866 führten den Ein 
tritt Sachſens in den Norddeutjchen Bund 
herbei, welcher der Vorläufer des nun⸗ 
megeigen Deutſchen Reichs fein ſollte. 
einer VBerfaffung nah ift bag 
Königreich eine Fonftitutionelle Erbmon⸗ 
archie, welche fich auf bie Verfaffungsur: 
kunde vom 4. Sept, 1831 und die Abün- 
berungs= und nachtragsgejede vom 31. 
Dez. 1849, 5. Mai 1851, 27. Nov. 1860, 
19. Oft. 1861, 3. Dez. 1868 und 12. 
Okt. 1874 gründet. Das Gefeb über die 
Landtagswahlen batiert vom 3. Dez. 1868. 
Der König ift das fouveräne Oberhaupt 
bes Staats, und zwar ift die Krone erb- 
lich im Mannsſtamm bes Föniglich fäch- 
ſiſchen Haufe albertinifcher Linie nad 
bem Rechte der Erfigeburt und der agna⸗ 
tifchen einenlerbfolge. Bei dem etwaigen 
Erlöſchen desjelben fuccebiert bie erneiti- 
niſche Linie de3 Haufes S. Der König 
bezieht eine gioilfifte von 2,940,000 ME., 
wozu noch 321,855 ME. Sbanagen fom- 
men. Das Tönigliche Dan befennt fich 
ur katholiſchen Konfeflion. Sn ber Ge 
 engebung und bei der Befteuerung ift ber 
König an bie Zuftimmung des Landtags 
gebunden, welch leßterer fi nach dem 
Zweikammerſyſtem zufammenfebt. Zu 
ber Erften Kammer ber Stänbever: 
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fammlung gehören folgende Mit Nieber: 
1) bie volljä ER Hi —A— gligen 
auſes; 2) ein n Deputinter bes ae 
iben; )) der Beſitzer ber eisaft 
Bidenfes; 4) die Belier ber fun 
Buafhen Regenberrjchaften Slaue au, 
benbi Kihtenftein, Hartenſtein 
und Stein Hure einen aus ihrer Deitte; 
2 ein Abgeorbneter ber Univerfität Reipe | ii 
; 6) der Befiter ber Standeöherrjchaft 
R ii ohrüg; 7) ber Befiker der Standed- 
eichaft Reienber; 8 ber ebangeliiche 
bergofprebiger; 9) der Defanı bes Doms 
ifis St. Petri zu —8 und, im Fall 
er Behinderung be er Erledigung ber 
She, einer brei Ropitulare des 
‚Stift; 10) der Superintendent zu Leip- 
N 1) ein Abgeorbneter, des Kollegiat⸗ 
Be u u Wurzen; 12) bie Befiger ber 
Sa — Fe Lehns herrſchaften Rochs⸗ 
era und Penig 
uch Er ihres Mittelö; 13) zmölf au 
gebenszei —* Abgeorbnete ber Be: 
figer dont ‚teen unbanbern größern 
Ken Süten; 14) Ba vom König 
nad) freier Wahl "auf ebenszeit DE 
wenmenbe eittergutsbefiter; 1) bie erfte 
Mag; erfon ber Stäbte Dresden 
und — 16) bie Magiſtratsper⸗ 
ſon in je vom König an heſtimmenden 
Stäbten; 17) fünf vom König aufbebens 
zeit, ernannte Mitglieber. Die unter 3, 
4,6, 7 unb 12 benannten Berfonen kör 
nen ihr Recht durch Stellvertreter aus: 
üben. Die Zweite Kammer befteht aus 
80 Abgeordneten, 35 ber Städte und 2 
ber Tänblicen 2 





Dresden ſendet 5 „= 
und Zwidau 1! nd 
die übrigen Gt iſe 
verteilt ſind, der tbe 
neten wählt, Di ine 
fehejährige. Die ien 
erfolgt bireft img en 
mit Stimmzette iſt 
jeder Staatsange 1% 
jahr ar, welde: 

114 Stanteftener er, 


ber das 30. Leben: ige 
ſtens 30 m. —— 

—— 
mung ber beiden Kammern notwendig. 





alefe wählen ihre Präfidenten ſelbſt. 
as Petition: Tönnen beibe Kam⸗ 
mern re ee das Beſchwerde⸗ 
recht kann 1% von beiben Kammern ge⸗ 
Beim das Recht ber Miniiteranflage 

en Tönnen fie nur vereint aus lien. 

eje ift bei angeblicher Verfaffungsver- 
Tegung gegeben. Die Entſcheidung bar: 

Acht einem teild vom König aus 
den Vorfländen und Mitgliebern der 
Höhern Fe teils von den Ständen 
zu wählenden Staatsgerichtshof zu 
nad einem durch Gefeß vom 3. Febr. 
1838 normierten Verfahren. 

Staatsverwaltung. Die oberfte 
Verwaltungsinftang des Königreichs ift 
das Gefamtminifterium. Einzelne 
Minifterialbepartements beftehen Mi bie 
Fe, für bie Finanzen, für das Innere, 
für ben Krieg, für Kultus und dj lichen 
Unterricht und für bie auswärtigen An: 
geligenbeiten, Unmittelbar under bem 

jejamtminifterium ftehen bie Oberrech- 
nungäfammer unb das Hauptftaatsarchiv. 
Unter bem inanzminilte um — die 
Generaldirektion der Fo 
Eifenbaßnen, bie Zoll: um] See 
tion und bie Sanbtentens, Sanbesfult 
renten⸗ unb Altersrenten+ Banoeri 
tung. Zum Zwed ber innern Landesv 
waltung ift das Staatsgebiet in vier 
gierungöbezixfe oder Kreishaup 
mannjdaften, und bie letztern find 
wieberum in Amtshauptmannfgaf- 
tem eingeteilt, nämlich: 

L Rreispauptmannfgaft (egierungs- 
It |degiet) Dresden. A Amtshauptmannfhaften: 
Drekden, Pirna, Dippolbistwalde, Freiberg, Reiben, 
Grogenhain. B. Die Gtadt Dresden. 

II Rreispanptmannfäaft Seivate & 
Amtspauptmannfhaften: Leipzig Borna, Grimma, 
Olaf, Döbeln, Rodlig. B. Die Stadt Leipyig- 

MU. Rreispauptmennfäaft uidan A. 
Aıntspauptmannfeaften: Shemnig, Flöhe, M: 

zienberg, nnaberg, Gämwarzenberg, — 
Plauen, Auerbach, Slänig, diaugei. . Die 
Stadt Semi. 

IV. Rreisfauptmannfhaft Baugen. 
Amtshauptmannfaften: Sittau, Bauen, bau, 
Bam, ‚Zn Denen befleht eine Adnigiiche Po · 


Die it Dresen, Sigipunb hem- 














nig find jeboch von ber Zujtänbigfeit ber 
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leßtern ausgenommen und ber betreffen: 
ben Kreiſhauptmannſchaft unmittelbar 
unterftellt. An der Spite der Kreishaupt: 
mannſchaft ſteht der Kreishbauptmann 
(inDresden, Bautzen, Leipzig und Zwiclau), 
an ber Spike ber Amtabanptmannfdaft 
ber Amtshauptmann. Jede Amts: 
bauptmannichaft bildet zugleich einen Be⸗ 
zirksverband, vertreten durch die Be⸗ 
girfederfammiun , welche fih aus 

ertretern der Höchſtbeſteuerten, derStädte 
und der Landgemeinden zuſammenſetzt. 
Die Bezirksverſammlung, als Organ der 
kommunalen Selbſtverwaltung, waͤhlt den 
Bezirksausſchuß. Für jeden Regie— 
rungsbezirk eines Kreishauptmanns be⸗ 
ſteht ein Kreisausſchuß, deſſen Mit- 
glieder von den Bezirksverſammlungen 
und von den unmittelbaren Städten ab⸗ 
eordnet werden. Der Kreisausſchuß bil⸗ 
et zugleich für den Seireaueſchus die 
Rekurdinſtanz. Außer den Kreishaupt⸗ 
mannſchaften ſind dem Miniſterialdeparte⸗ 
ment des Innern noch bie Polizeidirek⸗ 
tion in Dredben, bie Brandverſicherungs⸗ 
fommijfion und das Landesmebizinal: 
follegium unterftellt. - 

Rechtspflege. Das Oberlandesge- 
richt für das Königreih ©. ift in Dres- 
ben errichtet worden, und außerdem find 
fieben Landgerichte mit den nachſtehend 
verzeichneten Amtsgerichten in Funktion. 


Zandgeriht Bauen mit den Amisgerichten: 
Bauken, Bernftabt, Biſchofswerda, Ebersbach, 
Großſchoͤnau, Herrnhut, Kamenz, Königsbrüd, 
Löbau, Neufalza, Neuftabt, Oftrik, Pulsniß, 
Neihenau, Ehhirgiswalde, Sebnik, Stolpen, 
Zittau. 

Chemnitz: Annaberg, Auguſtusburg, Burgftädt, 
Chemnitz, Ehrenfriedersdorf, Frankenberg, Lim⸗ 
bach, Mittweida, Oberwieſenthal, Penig, Roch⸗ 
litz, Scheibenberg, Stollberg, Waldheim, Wol⸗ 
kenſtein, Zſchopau. 

Dresden: Altenberg, Döhlen, Dresden, Großen⸗ 
hain, Königſtein, Lauenſtein, Lommatzſch, Meißen, 
Pirna, Radeberg, Radeburg, Rieſa, Schandau, 
Wilsdruff. 

Freiberg: Brand, Dippoldiswalde, Döbeln, 
Frauenftein, Freiberg, Hainichen, Lengefeld, 
Marienberg, Noſſen, Oderan, Roßwein, Sayda, 
Tharant, Zöblig. 

Leipzig: Borna, Frohburg, Geithain, Grimma, 
Kolditz, Leipzig, Leisnig, Markranſtädt, Mügeln, 


Sachſen (Rechtspflege, Finanzen). 


Oſchatz, Pegau, Strehla, Taucha, Wurjzen, 
Zwenkau. 


Plauen: Morf, Auerbach, Elſterberg, Falken⸗ 
ftein, Klingenthal, Lengenfeld, Markneukirchen, 
Olsnitz, Pauſa, Plauen, Reichenbach, Treuen. 

Zwickau: Eibenſtock, Glauchau, Hartenſtein. 
Hohenſtein mit Ernſtthal, Johanngeorgenſtadt, 
Kirchberg, Krimmitſchau, Lichtenſtein, Loßnitz 
Meerane, Schneeberg, Schwarzenberg, Walden⸗ 
burg, Werdau, Wildenfels, Zwickau. 

Die Mehrzahl der Bevölkerung gehört 
ber evangelifihen Konfeifion an, und bie 
oberſte evangelifch-Tutherifche Kirchenbe- 
börde ift das evangeliſche Landeskonſiſto⸗ 
rium in Dreöden. Die Vertretung der 
feirdhengemeinben ift einer aus 35 Laien 
und 29 Geiſtlichen zuſammengeſetzten 
Synode übertragen. Für bie römiſch— 
Tatholifche Kirche fungiert das apoftolifche 
Vifariat zu Dresden als oberfle Behörbe, 
welchem das Fatholifche Konfiftorium dort: 
jerot unterſtellt iſt. Beide fliehen unter 

em Kultusminifterium. 

Finanzen. Die Staatseinfünfte find 
—I Staatsbudget pro 1881 auf 
63,858,559 ME. veranſchlagt, und zwar 
find insbefonbere die Steuern und Abga- 
ben mit 28,099,931 Mt. in Einnahme 
geftellt. Aus ber Staatseifenbahnverwal- 
tung waren 23,219,530 ME. und aus der 
Landeslotterie 3,057,700 ME. zu verein: 
nahmen. Die Ausgaben balancieren mit 
ber Staatseinnahme, und zwar find für 
die Yuftiz 2,767,422 ME., für die innere 
Landesverwaltung 7,137,803 ME., für 
die Finanzverwaltung 5,372,041 Dit. 
für Kultus und öffentlichen Unterricht 
6,559,180 ME. und für das Departement 
des Auswärtigen 148,870 ME. in Aus: 
gebe geitelt. Neben dem ordentlichen 

ubget beiteht noch ein außerordentliches 

Stoatebubget, welches pro 1880 und 1881 

mit 1,081,200 ME. aus den verfügbaren 

Beltänden des mobilen Staatsvermögens 

botiert war und für ben Straßen: und 

Waſſerbau fowie für ben Staatseiſen⸗ 

bahnbau größere einmalige Ausgaben an: 

wies. Die Staatsſchuld bezifferte ſich 

1879 auf 663,270,725 ME., ein Betrag, 

welcher jedoch durch den Wert bes vor: 

bandenen Staatsimmobiliarnermögens 
unb namentlid durch die Staatseiſen⸗ 
bahnen mehr als gedeckt wird. 





Sadjen- Altenburg. 


Das Militärmwefen berubt auf ber 
norbbeutjchen Bundes⸗, reſp. der nunmeh⸗ 
rigen Reichsverfaſſung ſowie auf der mit 
Preußen abgeſchloſſenen Militärkonven⸗ 
tion vom 7. Febr. 1867. Die ſächſiſchen 
Truppen formieren hiernach ein in fid) 
geſchloſſenes (das 12. deutſche) Armee: 
korps, deſſen innere Verwaltung Sache 
des Königreichs ©. iſt. Doch iſt die koö⸗ 
niglich ſächſiſche Armee in den Etat und 
in die Abrechnung des Reichsheers mit 
aufgenommen. Der Höchſtkommandie⸗ 
rende des Kontingents wird auf Vorſchlag 
des Königs von dem Kaiſer ernannt. Die 
Generale werden von dem König unter 
Zuſtimmung des Kaiſers, als des Bun⸗ 
desfeldherrn, ernannt. Die Poſt- und 
Telegraphenverwaltung ging mit dem 
Eintritt Sachſens in den Norddeutſchen 
Bund auf diefen und in ber Folge auf 
das nunmehrige Deutjche Reich über. Im 
Bundesrat führt ©. 4 Stimmen; in den 
deutſchen Reichstag entjendet es 23 Abge⸗ 
ordnete. Das Staatöwappen ift ein Schild, 
welcher fünf ſchwarze Balken in goldnem 
Feld - mit fchräg recht? darübergelegtem 
grünen Nautenfranz zeigt, vom Hau: 
orben der Rautenfrone umbangen, von 
der Königskrone bebedt ift und von zwei 
Löwen derer wird. Die Landesfarben 
find Weiß und Grün. Vgl. Böttiger, 
Gefchichte des Kurftants und Königreichd 
©. (2. Aufl., neu bearbeitet von Flathe, 
1867 —73, 3 Bde.); Engelhardt, Vater: 
landskunde für Schule und Haus im Kö⸗ 
nigreih ©. (neue Bearbeitung von Flathe, 
3. Aufl. 1877); Böhmert, Statiſtiſches 
Jahrbuch für das Königreich ©. (1881). 

Sachſen⸗Altenburg, Herzogtum und 
Bundesſtaat des Deutſchen Reichs, 1322 
qkm, 155,062 Einw.; Haupt⸗ und Reſi⸗ 
denzſtadt: Altenburg mit 26,240 Einw. 
Die Staatsverfafjung ift die emer kon⸗ 
ftitutionellen Erbmonardie. An der Spitze 
des Staatswefens fteht der Herzog (»Ho⸗ 

eite Jausdem Haufe Sachen erneftinifcher 

inie. Nach dem Erlöfchen der Gothaer 
Linie dieſes Haufes trat nämlich Herzog 
Friedrich von Hildburghaufen fein gefam- 
te3 Land an Meiningen ab (12.Nov. 1826) 
und empfing dagegen das Fürftentum 
Altenburg mit Ausnahme ber Grafichaft 
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Kamburg und einiger Dorfichaften. So 
entitand Das nunmehrige Herzogtum S., 
welches demnächſt ein mit Zuflimmung 
der alten Stände feftgeftellte® Grund- 
gefeß vom 29. April 1831 erhielt, das 
aber 1848 und 1849 verjchiedene Ab- 
änderungen erfuhr, bis dann durch Ge⸗ 
fe vom 1. Mai 1857 eine Revifion bed 
Grundgefebes, fomeit e3 fich um die Wah⸗ 
len zum Landtag banbelte, erfolgte und 
endlich durch dad Wahlgeſetz vom 31. Mai 
1870 ein bereits früher erlafjenes Wahl- 
gejeß (vom 3. Aug. 1850) wiederum in 
Wirkſamkeit gefeßt warb. Hiernach be: 
fteht der Landtag aus 30 Abgeorbneten, 
welche in birefter Wahl auf drei Sahre 
(Geſetz vom 2. Mai 1872) gewählt wer: 
den, und zwar werben 9 Abgeordnete von 
ber näbtifihen Bevölferung, 12 von ben 
Bewohnern bes platten Landes und 9 von 
den Höchftbefteuerten gewählt. Die oberſte 
Berwaltungsbehörde ded Herzogtums 
ift das herzogliche Staatsminifterium in 
Altenburg, welches in die drei Abteilun- 
gen für die Juſtiz, für die Finanzen und 
für Angelegenheiten bes berzoglichen 
Haufes, für auswärtige, innere und Zoll: 
vereinsangelegenbeiten, für Kultus und 
Militärfachen zerfällt. Zum Zweck ber 
innern Landesverwaltungzerfällt das Land 
in bie brei Berwaltungsbezirte Altenburg, 
Schmölln und Roda, an deren Spike 
Landräte ſtehen. Eine Organifation von 
Kommunalverbänden höherer Ordnung 
(Kreisvertretung) eriftiert nicht. Sur 
ftiz. Das Herzogtum gehört zu dem Be⸗ 
zirk bed gemeinfamen Thüringer Ober: 
landesgerichts zu Jena, e8 bildet den Land» 
erichtsbezirk Altenburg, welch letzterer Die 

mtögerichtöbezirfe Altenburg, Cifenberg, 
Kahla, Roda, Ronneburg und Schmölln 
umfaßt. Laut Militärfonvention mit 
Preußen vom 15. Sept. 1873, welche an 
bie Stelle der frühern Konvention vom 
26. Juni 1867 trat, gehört das Kontin⸗ 
gent des Dergogkumd dem preußiſchen 
Militärverband an, indem es mit den 
Truppen von Schwarzburg: Rubolitadt 
und benjenigen ber beiben reußiſchen Für⸗ 
ftentümer zufammen das 7. thüringifche 
Infanterieregiment Nr. 96 bilbet, welches 
ber 8. Divijion und dem 4. deutſchen 
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Armeelorps (Magdeburg) angehört. Der 
ginanzetat bes Herzogtums balan⸗ 
ciert für 1878 — 80 mit einer jährlis 
hen Etatseinnahme und Ausgabe von 
2,274,347 ME. Die Altiven betrugen 
zu Ausgang 1878: 6,474,722 ME, 
welchen 1,847,676 ME. Bafliva gegen 
überftanden, fo daß ein überſchuß von 
4,627,046 ME. vorhanden war. Der An- 
teil de8 berzoglichen Haufes an dem Do⸗ 
manialgut ift in bas Privateigentum 
besfelben übergegangen, wirb nunmehr 
als »Domänenfideifommiß bed berzogli- 
chen Haufes ©.« bezeichnet und hat bie 
Eigenihaft eines Familienfideikommiß⸗ 
uts. Im beutfchen Bundesrat führt das 
Serrogtum eine Stimme, und zum beut- 
jchen Reichstag entfenbet es einen Ab- 
georbnieten. Das Tleinere Landes wap⸗ 
pen ift das allgemeine fächliiche, wel: 
ches fünf ſchwarze Balken in Golb mit 
dem barübergelegten grünen Rautenfranz 
zeigt, bebedit mit ber Herzonsfrone. Das 
größere Wappen enthält 21 Felder mit 
den Zeichen ber Randesteile und ber übri- 
en Länder bes ſächſiſchen Geſamthauſes. 
ie Landesfarben ſind Weiß und Grün. 
Bol. Frommelt, Saq en⸗altenburgiſche 
Landeskunde (1838—41, 2 Bde.). 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotha Dergogkum 
und Bunbdesftaat des Deutichen Reichs, 
beitebt aus den beiben getrennt verwalte- 
ten Herzogtümern Roburg, 561 qkm, 
56,674 Einw., Hauptſtadt: Koburg mit 
45,742 Einw., und Gotha, 1405 qkm, 
137,805 Einw., Hauptitadt: Gotha mit 
26,425 Einw. Die Staatöverfaffung 
ift die einer Tonftitutionellen Erbmonar: 
hie, unb zwar hatte dad Herzogtum Ko⸗ 
burg (damals Koburg = Saalfeld) ſchon 
8. Aug. 1821 eine Berfafiungsurfunde 
erhalten. Nach dem Ausſterben ber Go: 
thaer Linie wurde das Herzogtum Gotha 
mit Koburg vereinigt, welch letzteres das 
Fürftentum Saalfeld und das Amt The 
mar an Meiningen abtrat. Seitdem führt 
bad Land bie Bezeihnung ©., doch be⸗ 
hielten bie beiben Herzogtümer eine ge- 
trennte Verwaltung. In Gotha, wojelbit 
noch big Mi die altftändifche Verfaſſung 
beftanden hatte, wurbe 26. März 1849 
ein neues Staatögrundgefeß publiziert, 


Sadhjjen- Koburg- Gotha. 


bis dann in beiden Herzogtümern bie be- 
ftehenden Verfaſſungen Durch das gemein- 
ſchaftliche Grundgeſetz für die Herzogtü- 
mer Koburg und Gotha vom 3. Mai 1852 
befeitigt wurden, welch leßtered wiederum 
durch ein Nachtragsgefeß vom 31. San. 
1874 einige Anderungen erfahren bat. 
gienag fteht der Sonderlandtag für 
oburg aus 11, ber für Gotha aus 19 
Mitgliedern, und die 30 Mitglieder diefer 
beiden Speziallandtage bilden ben gemein- 
ſchaftlichen Sambtag der vereinigten Her⸗ 
ogtümer. Speziallandtage und gemein 
—* Landtag ſind nach dem Prinzip des 
Einkammerſyſtems organiſiert. Die Wahl 
iſt eine indirekte durch Wahlmänner, 
welche dann den Abgeordneten ihrerſeits 
zu wählen haben. Die Wahlperiode iſt eine 
vierjährige. An der Spitze des Staatswe⸗ 
ſens ſteht der Derzog (»Hoheit«) aus der 
erneftinifchen Linie des Haujes Sadjfen. 
Die Staatdverwaltung leitet ein ge 
meinfames Staatsminifterium, IDelddeg 
aus zwei Abteilungen befteht, von denen 
bie eine bie beſondern Angelegenheiten 
von Koburg, die andre biejenigen von 
Gotha wahrzunehmen bat. Der dirigie- 
rende Staatsminiſter ift zugleich Vorſtand 
der einen Abteilung. Zum Zweck ber in- 
nern Landesverwaltung zerfällt das Her- 
gogfum Gotha in bie drei Landratsamts⸗ 
ezirke Gotha, Ohrdruf und Walters- 
haufen, während das Herzogtum Kobur 
einen Landratsamtäbezirt (Koburg) bil- 
det. Eine fommunale Gefamtvertretung 
(Kreisvertretung) der einzelnen Verwal⸗ 
tungsbezirke bejteht nicht. Juſtiz. Die 
vereinigten Herzogtünter find bei dem ge- 
meinſchaftlichen Thüringer Oberlandes- 
gericht zu Jena mitbeteiligt. Das Her: 
gogtum Gotha bildet einen Landgerichts- 
ezirk für fih. Sig des Landgerichts, wel- 
ches die Amtsgerichtsbezirke Gotha, Lie⸗ 
benſtein, Ohrdruf, Tenneberg, Thal, 
Tonna, Wangenheim und Zella umfaßt, 
iſt Gotha. Das Herzogtum Koburg da⸗ 
egen mit ben Amtsgerichtsbezirken Ko- 
urg, Königsberg, Neuftadt, Rodach und 
Sonnefeld gehört zu bem Bezirk des Land⸗ 
geriits Meiningen, welches außer für 
oburg zugleich für bie meiningifchen 
Kreife Meiningen, Hildburghaufen und 





Sachjfen= Lauenburg — Sachjen=- Meiningen. 


Sonneberg und für die preußifchen Kreife 
Schleufingen und Schmalfalden fungiert. 
Laut Militärfonvention mit Preußen 
vom 15. Sept. 1873, welche an Stelle ber 
frühern Konvention vom 26. Juni 1867 
trat, ift das Truppenkontingent in. den 
preußifchen Militärverband mit aufge- 
nonımen; basfelbe bildet mitden Truppen 
von Sachſen⸗-Meiningen zufammen bas 6. 
thüringifche Infanterieregiment Nr. 95, 
welches der 22. Divifion und dem 11. Ar⸗ 
meekorps (Kaffel) angebört. Finanzen. 
Der Domänentafjenetat weift für Ko- 
burg auf die Etatöperiode 1879—85 eine 
jährliche Einnahme von 445,900 ME. und 
eine Ausgabe von 291,400 ME., mithin 
einen Überfhuß von 154,500 ME. nad, 
wovon die Summe von 77,250 ME. in bie 
Staatskaſſe u.der gleiche Betrag in die her⸗ 
gogliche Kaffe fliegen follen. Für Gotha ent- 
bält der Domänentaffenetat pro 1877 — 81 
eine Sahreseinnahme von 2,102,221 ME. 
und eine jährliche Ausgabe von 1,258,715 
Mt. Der überſchuß von 843,506 ME. fol 
zum Betrag von 322,006 ME. in bie 
Staatskaſſe und zum Betrag von 521,500 
ME. in die herzogliche Kaffe fließen. Der 
Staatstafjenetat für Koburg balanciert 
auf bie Zeit von 1877—81 mit 878,900 
ME. Jahreseinnahme und Ausgabe und 
ber Staatskaſſenetat für Gotha auf eben- 
dieſelbe Periode mit 2,433,200 Mk. Ein: 
nahme und Ausgabe pro Jahr. Die 
Staatsſchuld Beten (30. Juni 1878) 
für Koburg 3,708,992 ME., welden 
2,113,196 ME. Aktiva gegenüberflanden, 
fo daß fi) der eigentliche Schuldbetrag 
auf 1,595,796 DE. reduzierte. Gotha 
hatte (30. Juni 1879) 7,205,856 ME. 
Paſſiva und 6,470,357 Mf. Aktiva auf: 
zuweifen, mithin einen Nettofchuldbeftand 
von 735,499 ME. Im deutſchen Bundes⸗ 
rat führt das ge ogtum eine Stimme; 
zum deutſchen Reichstag entfendet es zwei 
Abgeordnete. Das Staats wappen iſt 
das allgemeine ſächſiſche, welches fünf 
ſchwarze Balken in goldnem Feld mit dem 
darübergele tengrünentautenfzang geipt 
Die Lan eshrben find Grün und Weiß. 
Vgl. Sch ulze, Heimatsfunbe für die Be⸗ 
wohner des ee Gotha (1845 — 
1847, 3 Bde.); Bed, Geſchichte des go⸗ 
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tbaifchen Landes (1868—75, 3 Bbe.); 
Schultes, Sahfen-Roburg-Saalfeldifche 
Landesgeſchichte (1818—21, 2 Bbe.). 
Sachſen⸗Lauenburg, |. Lauenburg. 
Sadien »s Meiningen (Meiningen: 
Hildburghbaujfen), Dergoghum und 
Bundezitant bes Deutichen Reichs, 2468 
qkm u. 207,147 meift ebangelifch-Tntber. 
Einwohner; Haupt: und Reſidenzſtadt: 
Meiningen mit 11,227 Einw. Die 
Staatöver Pr ffung ift die einerfonftitu- 
tionellen Erbmonardie, unb zwar hatte 
dag Herzogtum ©. bereit8 4. Sept. 1824 ein 
Grundgeſetz erhalten, während im Her: 
zogtum Sachſen⸗Hildburghauſen 19. März 
1818 ein neues Grundgeſetz an die Stelle 
der dortigen ältern landſtändiſchen Ver: 
faſſung getreten war. Nach der Vereini⸗ 
gung beider Herzogtümer 1826 wurde mit 
einem bierzu berufenen ftändifchen Aus⸗ 
ſchuß ein gemeinfames Grundgejeb vom 
23. Aug. 1829 vereinbart und feſtgeſtellt 
Gachnagege eye vom 20. Juli 1871 und 
24. April 1873). An ber Spibe bes 
Staatswefens ftebt ber Seräog (»Hobeit«) 
aus der erneitinifchen Linie des Haufes 
Sachſen. Der nach dem Einkammerſyſtem 
organiſierte Landtag beſteht aus 24 —— 
ordneten, bon denen 4 von den höchſtbe⸗ 
ſteuerten ——— 4von denjenigen, 
welche die höchſte Perſonalſteuer zahlen, 
und 16 von den übrigen Angehörigen des 
Perzogtums in allgemeinen Wahlen auf 
Sabre gewählt werben. An der Spike 
ber Landesverwaltung ſteht das herzog⸗ 
lihe Staatsminifterium in Meiningen 
(Organifationsgejete vom 14. Sept.1848, 
21. Febr. 1870, 8. Oft. 1873) mit ben 
Abterlungen für Angelegenheiten des ber: 
oglichen Saufes, bes Außern, des Innern, 
er Finanzen, für Kirchen: und Schul: 
ſachen und für die Juſtiz. Zum Zweck 
der innern Verwaltung ift das Land 
in bie vier Kreife Meiningen, Hildburg- 
haufen, Sonneberg und Saalfeld einge: 
teilt, welche unter Landräten ftehen, de⸗ 
nen »Kreisausſchüſſe« als Kreisvertretun⸗ 
gen beigegeben find. Juftiz. Das Land 
get mit zum Bezirk des gemeinfamen 
hüringer Oberlandesgerichts zu Jena. 
Zufolge bes Staatsvertrag? vom 17.Of. 
1878 fungiert das Landgericht zu Mei: 
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ningen für die reife Meiningen, Hilb- 
burghaufen und Sonneberg, zugleich aber 
auch für bad Herzogtum Koburg und für 
die preußifchen Kreife Schleu ingen und 
Schmalfalden. Der Kreis Saalfeld ge 
hört zu dem gemeinfchaftlichen Landge⸗ 
richt Rudolſtadt. Das Herzogtum zerfällt 
in 16Amisgerichtsbezirke: Eisfeld, Sräfen- 
thal, Helbburg, Hilbburghaufen Kamburg, 
Kranichfeld, Meiningen, Pößneck, Röm: 
hild, Saalfeld, Salzungen, Schalkau, 
zonneberg, Steinach, Themar und Was 
fungen. Yaut Militärlonvention mit 
Preußen vom 15. Sept. 1873, welche an 
die Stelle der frübern Konvention vom 
26. Juni 1867 trat, ift das Truppenkon⸗ 
tingent in ben preußifchen Militärverband 
mit aufgenommen; baßfelbe bildet mit ben 
foburg=gothaifhen Truppen zufammen 
das 6. thüringifche Infanterieregiment 
Pr. 95, welches ber 22. Divifion und dem 
11. Armeekorps (Kaffel) angehört. Das 
Sinanzbudget 1880— 82 zeigt in ber 
Einnahme: 4,640,565 ME. und zwar 
2,075,500 ME. aus der Domänenfaffe und 
2,565,065 Mk. aus der Landeskaſſe; in 
der Ausgabe: 4,123,100.ME., darunter 
394,286 ME. aus der Domänenfafle für 
das herzogliche Haus. Die Staatsſchuld 
betrug 1879: 12,372,273 Mk., welchen 
11,588,440 Aftiva gegenüberftanden. Im 
beutjhen Bundesrat hat das Herzogtum 
eine Stimme; zum beutfchen Reichstag 
entjendet e8 zwei Abgeorbnete. Das her: 
zogliche Wappen zeigt einen quadrierten 

auptichild mit den Wappenzeichen von 

hüringen, Henneberg, Römbild, Meißen 
und einen gekrönten Deitteljchild mit dem 
grünen fächfifchen Rautenfranz in ſchwarz⸗ 
golbnem Felde. Die Landesfarben find 
Grün und Weiß. Vgl. Brüdner, Landes: 
Funde des Herzogtums ©. (1853, 2 Bde.). 

Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Großher⸗ 
zogtum und Bundesſtaat des Deutſchen 
Reichs, 3593 qkm, 309,503 Einw.; 
Haupt- und Refidenzltabt: Weimar mit 
19,967 Einw. Die Staatöverfaffung 
ift die einer Fonftitutionellen Erbmone 
archie. An ber Spike des Staat? fleht der 
Großherzog (Königliche Hoheit«) aus der 
erneftiniichen Linie des Hauſes Sach—⸗ 
ſen. Den großherzoglichen Titel führt 
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der Monarch ſeit dem Wiener Kongreß, 
welcher dem Land eine Vergrößerung um 
31 OM. brachte. Schon 1816 hatte ber 
Großherzog Karl Auguft, als der erſte 
deutſ ürft, dem Land eine freiſinnige 
Verfaſſung gegeben; doch mußte die da⸗ 
mals jchon gewährte Preßfreiheit infolge 
ber Karlsbader Beichlüffe 1819 wieder 
aufgehoben werden. Die Verfaffungs- 
urfunbe vom 15. Mai 1816 aber ift durch 
das revidierte Grundgeſetz vom 15. Oft. 
1850 erfegt worden. Nach bem Wahlge: 
fe vom 6. April 1852 befteht ber nach 
dem Einfammerfyftem organifierte Land⸗ 
tag bes Großherzogtums aus 31 Abgeord- 
neten. Von biejen geht einer aus ber 
Wahl ber ehemaligen begüterten reichs⸗ 
freien Ritterfchaft hervor, während 4 Ab- 
georbnete von den größern Grundbeſitzern, 

von den Högitbefteuerten gewählt wer: 
den unb 21 aus allgemeinen, indireften 
Wahlen hervorgehen. Die Wahlperiode 
ift eine dreijährige. Nach dem Organi- 
jationsgefeg_ dom 5. März 1850 ift das 
Staatsminifterium in Weimar die oberfte 
Staatsyerwaltungsbehörde. Es zer: 
zerfällt in da8 Departement ber Finanzen, 
das des großherzoglichen Haufes unb bes 
Kultus, das der Juſtiz und daß Departe- 
ment des Außern und des Innern. Unter 
dem Departement bes Innern fteben als 
Adminiftrativbehörden die Bezirksdirek⸗ 
tionen zu Weimar, Apolda, Eiſenach, 
Dermbady und Neuftadt a. O. Juſtiz. 
Das Oberlandeögericht zu Jena (gemein 
fames thüringiiches Oberlandesgericht) 
fungiert als folches für das Großherzog: 
tum ©., für die Herzogtümer Sachjen- 
Altenburg, Sachen Koburg- Gotha und 
Sadhjen: Meiningen, für bie Fürftentü- 
mer Schwarzburg-Rudolftadt, Reuß äl⸗ 
tere Linie und Neuß jüngere Linie und 
für die preußifchen Kreiſe Schleufingen, 
Scmalfalden und Ziegenrüd (Staats- 
verträge vom 19. Febr. 1877 und 23. 
April 1878). Se ein Landgericht be- 
ftebt zu Weimar für die Amtögerichtäbe- 
irke Allftebt, Apofda, Blankenhain, Butt: 
häbt, Großrudeſtädt, Jena, Vieſelbach und 
Weimar und in Eiſenach für die Amts⸗ 
gerichtöbezirfe Eiſenach, Geiſa, Gerſtun⸗ 
gen, Ilmenau, Kaltennordheim, Lengs⸗ 
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feld, Oſtheim und Vacha, während für die 
Amt3gerichtsbezirfe Auma, Neuftadt a. O. 
und Weida da gemeinfchaftliche reußi⸗ 
ſche Landgericht zu Gera als folches fun- 
iert. Laut Militärkonvention vom 
5. Sept. 1873, welche an bie Stelle der 
frübern Konvention vom 26. Juni 1867 
getreten ift, gehören bie großherzoglichen 
ruppen dem preußiichen Armeeverband 
an und bilden das 5. thüringifche In⸗ 
fanterieregiment (Großherzog von Sach⸗ 
fen) Nr. 94, welches der 22. Diyifion und 
dem 11. Armeekorps (Kaffel) zugewiefen 
if. Finanzen. Nach dem Staats- 
haushaltsetat für die Finanzperiode 1878 
bis 1880 betrug die Jahreseinnahme 
6,766, 805 ME. und die Ausgabe 6,737,687 
ME., jo daß ein Überfchuß von 29,148 Mk. 
etatifiert war; babet war bie jährliche Ein- 
nahme aus ber Einfommenfteuer mit 
1,787 ,350 Mk., die aus den indirekten 
Steuern mit 1,039,030 ME. veranchlagt. 
wit das großherzoglihe Haus waren 
jährlich 930,000 ME. in Ausgabe geflellt, 
ferner 2,324,795 ME. für die Staatsver⸗ 
waltung, 814,145 ME. für Kirchen und 
Schulen und 207,613 Mf. für gemein- 
nützige Waben Die Staatsſchuld 
betrug 1880: 7,026,704 Mk. und war, 
abgeſehen vom fiskaliſchen Grundvermö⸗ 
gen, durch Aktiven mehr als gedeckt. Das 
Großherzogtum iſt im deutſchen Bundes⸗ 
rat mit einer Stimme vertreten; zum 
deutſchen Reichstag entſendet es drei Ab⸗ 
geordnete. Das Landes wappen beſteht 
in einem quadrierten Haupt⸗ und einem 
Mittelfchild, von denen erfterer die Zei- 
en von Thüringen, Meißen, Henne: 
berg), Blanfenhain, Neuſtadt und Tau⸗ 
tenburg enthält, während ber letztere 
das ſächſiſche Stammwappen zeigt, fünf 
ſchwarze Balken in Gold mit dem grünen 
Rautenkranz. Das Ganze ift mit dem 
Falkenorden umbangen und mit ber Kö⸗ 
nigskrone bebedt. Die Lanbesfarben find 
Schwarz, Grün, Gold. Vgl. Schüſtz, Das 
Staatäleben des Großherzogtums ©. 
(1861); Martin, Die Berfaffung des 
Großherzogtums ©. (1866); Rrontelb, 
Landesfunde (1878—79, 2 Bde.). 
Sachverſtändige (Experten), Per: 
fonen, welche auf einem beflimmten Ge⸗ 
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biet der Wiſſenſchaft ober der Technik be- 
ſonders bewandert unb ebendarum zur 
Begutachtung und Beantwortung von 
Fragen, weldye dies Gebiet betreffen, vor: 
ugsweiſe berufen find. Sind berartige 
tagen für die Enticheibung einer Rechts⸗ 
ſache von Wichtigfeit, jo macht fich für 
den Richter die Juziehung von Sachver- 
fländigen notwendig, und das Gutachten 
(&rpertife) berjelben bildet nicht nur für 
bürgerliche Nechtsftreitigfeiten, ſondern 
au für das ftrafrechtliche Verfahren ein 
wichtigeß Beweismittel, 3. B. wenn es ſich 
bei Verbrechen gegen das Lehen um Felt: 
ftellung ber Todesurfache Durch ärztliche? 
Gutachten oder um Körperverlegungen 
u. dgl. handelt. Für ben Beweis durch 
©. gelten im allgemeinen ebenbiejelben 
Grundfäte wie für ben Zeugenbeweis (ſ. 
Zeuge). Die Auswahl der Sachverſtän⸗ 
digen fol nach ber beutfchen —— 
ordnung durch das Gericht erfolgen; doch 
kann letzteres die Parteien zur Bezeichnung 
eeigneket Perfonen auffordern, undwenn 
ie Parteien über beftinmte Berfonen 
als ©. einigen, fo bat das Gericht diefer 
Eini ung Tolge zu geben, wenn ed aud 
die Wahl der Bosteten auf eine beftimmte 
Anzahl befchränten Tann. Die Parteien 
und ebenfo nach der deutichen Strafpro: 
zeßordnung im Strafprozeß der Staats: 
anwalt, ber Privatkläger und der Ange: 
ſchuldigte können ©. aus ebendenjelben 
Gründen, welche zur Ablehnung eines 
Richters berechtigen, ablehnen. Der zum 
Sadverfländigen Ernannte hat im Straf: 
prozeß ſowohl als in bürgerlichen Rechts- 
ftreitigfeiten ber Ernennung Folge zu 
leiften, wofern er zur Erftattung von Gut⸗ 
achten ber erforberlichen Art öffentlich be- 
ftelt ift, oder wenn er bie Wiffenjchaft, 
die Kunft ober das Gewerbe, deren Kennt: 
nis Vorausſetzung ber Begutachtung ift, 
öffentlich zum Erwerb ausübt, oder wenn 
er zu Ausübung derfelben öffentlich be: 
ftellt oder ermächtigt iſt. Döento ift auch 
derjenige zur Erflattung bes Gutachtens 
verpflichtet, welcher fich dazu vor Gericht 
bereit erflärt hat. ©., welche nicht, wie 
3.B. bie Gerichtöärzte, im allgemeinen 
für die Erftattung von Gutachten ber be- 
treffenden Art vereidigt find, haben den 


512 


befondern Sachverftändigeneid dahin 
abzuleiften, daß fie das von ihnen gefor: 
berte Gutachten in und nad 
beftem Wiffen und Gewillen erftatten 
werben. Die wiflentlih falſche Abgabe 
eines Gutachtens feiteng eines vereibigten 
Sachverſtändigen wird als Meineib bes 
ftraft. Zur Beantwortung von Taufmän- 
nifchen ragen und zur Abgabe von han⸗ 
belsrechtlihen Gutachten (Barere) be 
ftehen zuweilen befondere Kollegien von 
Sachverſtändigen, wie z. B. das Kollegium 
ber Alteften ber Berliner Kaufmannſchaft. 
So follen auch nach dem Bundes: (Reich$-) 
Geſetz vom 11. Juni 1870, betreffend das 
Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbil- 
bungen, muſikaliſchen Kompofitionen und 
dramatischen Werfen (Bunbesgefehblatt, 
©. 339 ff.), befondere litterariſche und 
mufifaliide Sachverſtändigenver⸗ 
eine gebildet werben, die auf Erforbern 
ber Gerichte Gutachten über technifche 
Drogen abzugeben haben, welche ben That- 
eitand des Nachdrucks von Schriftwerten, 
Abbildungen und mufifalifhen Kompoſi⸗ 
tionen oder den Thatbeftand unerlaubter 
aufführungen dramatiſcher oder muſika⸗ 
liſcher Werke oder den Betrag des dadurch 
verurſachten Schadens, beziehentlich der 
Bereicherung betreffen. Die ſpätern 
Reichs siehe vom 9., 10. und 11. San. 
1876 ! eichs geſetzblatt, S. 4 ff.) haben 
dieſe Beitimmung auch auf bie unbefugte 
Nachbildung von Werfen ber bildenden 
Kunft, von photogeapbifhen Werfen unb 
von Muftern und Miodellen ausgebehnt, 
Vgl. Inſtruktion vom 12. Dez. 1870 über 
die Zufammenfjegung und ben Geſchäfts⸗ 
betrieb ber Sachverſtaͤndigenvereine (Bun: 
desgeſetzblatt, ©. 621 ff.); Deutſche Zivil- 
prozekordnung, 66 367— 379; Deutjche 
Strafprogeßorbnung, 65 72— 93; Deut- 
ſches ei ſrafeeſſchtuch SS 154 ff. 
Sadmalter, |. Rechtsanwalt. 
Saint ‘James (engl., pr. fient dichehms), 
urſprünglich ein dem heil. Jakob (engl. 
James) geweihtes Klofter, dann königlicher 
Palaſt in London, daher man oft den eng⸗ 
liſchen Hof als den Hof von S. und das 
engliſche Miniſterium als das Kabinett 
von ©. bezeichnet. 
Sätularifieren (lat.), verweltlichen; 
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Säkulariſation, die Umwandlung 
einer Sache oder einer Ben aus einer 
geiftlichen in eine weltliche. Insbeſondere 
zeichnet man damit bie Einverleibung 
ber frübern geiftlihen Territorien in 
ke Staaten, wie fie zu Anfang die 
ſes Jahrhunderts in — ſtattge⸗ 
funden hat. Vgl. Kleinſchmidt, Die 
Säfularijation von 1803 (1878). 
Salarium (Iat.), eigentlid im alten 
Nom die Ration an Salz, welche ſowohl 
Soldaten als Magiftratöperfonen auf 
Reifen oder in ber Provinz erhielten; ba 
aber dieſe Gabe fpäter in Gelb umgewan- 
belt ward, f. v. w. Gehalt ober Diäten 
einer Militär: oder Magiftratsperfon; 
bann überhaupt ſ. v. w. Sold, Beſoldung, 
daher ber franzöfifche Ausbrud Salaire, 
f. v. w. Honorar, Gehalt; falarieren, 
ſ. v. w. belohnen, Gehalt auszahlen. 
Saliſches Geſetz, |. Thronfolge. 
Salutieren (lat.), begrüßen, nament- 
ih bie formelle Ehrenbezeigung erwei- 
fen, wie die Salutation (Salut) ber 
Militärs (Honneurs), ber fogen. 
Sciffsgruß u. bel. 
algmonopol, |. Salzfteuer. 
Salzftener, eine im Deutfchen Reich 
und für das Reich zur Erhebung fom- 
mende Verbrauchsfteuer von demjenigen 
Salz (Kochſalz), welches im Inland ver: 
braucht werden fol. Das norbdeutiche 
Bundesgefeh vom 12. Oft. 1867 (Bun: 
desgeſetzblatt, S. 41 ff.) Hob zunächſt das 
in einzelnen deutichen, Staaten beftehenbe 
ausschließliche Recht bes Staats, den Han⸗ 
bel mit Salz zu betreiben (Salzmono: 
pol), auf und unterwarf das zum inlän- 
diſchen Verbrauch beitimmte, ſowohl das 
im Inland produzierte als dad aus dem 
Ausland eingeführte, Salz einer Abgabe 
von 2 Thlr. für den Sentner Netto: 
ewicht. Diefe Abgabe wurde nad) Kon: 
tituierung bes Deutfchen Reiche beibe: 
halten, obgleich wiederholt Verſuche ges 
macht worden find, biefe Befteuerung 
eines notwendigen Lebensmittels zu be 
feitigen. Befreit von ber ©. ift nament: 
lich das zu landwirtſchaftlichen Zwecken, 
d. h. zur Fütterung des Viehs und zur 
Düngung, beftimmte Salz, ebenfo das zu 
gewiſſen gewerblichen Zweden beftimmte 
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fowie das bei Notftänden und an Wohl- 
thätigfeitsanftalten verabfolgte Salz. Der 
Ertrag der ©. war z. B. pro 1880— 81 
mit 35,740,790 Mk. in ben Reichshaus⸗ 
haltsetat eingeftelt. Vgl. v. Auffeß, 
Die Zölle und Verbrauchsſteuern des 
Deutſchen Reiche, in Hirth8 »Annalen bes 
Deutſchen Reichd« (1873, ©. 117 ff.). 
SamoasInfeln, Infelgruppe im ſüd⸗ 
lichen Großen Ozean, beitehend aus 14 
vulkaniſchen Inſeln: Savaii, Upolu, Tu⸗ 
tuila, Mlanda u. a. Ein Freundſchafts⸗ 
vertrag mit dem Deutſchen Ra abge» 
söefien zu Apia auf ber Inſel Upolu 
. Jan. 1879, fichert den beutichen Reichs⸗ 
angehörigen die gleichen Rechte in Samoa 
wie den meiltbegünitigten Nationen. Der 
Selen von Saluafata ift den beutichen 
riegsichiffen zur Benutzung und Anle: 
ung von Magazinen zur Verfügung ge: 
tellt. Die Firma Godeffroy in Ham⸗ 
burg hatte auf den ©. Plantagen ange: 
Yegt, geriet aber in Vermögensverfall, und 
die Plantagen gingen in ben Befig einer 
»Deutfchen Seehandelsgeſellſchaft« über. 
Um jene Plantagen zu halten und an⸗ 
geblich den deutſchen Erporihandel zu för: 
bern, wurbe 1880 bem beutichen Reiche: 
taz von ben verbündeten Regierungen 
eine Vorlage gemacht, wonach das Deutſche 
- Reich bis zur Höhe von 3 Bros. für ein 
Grundfapital von 10 Mil. ME. auf den 
Zeitraum von 20 Jahren eine Dividen- 
dengarantie für jene Gefellichaft überneh⸗ 
men follte. Allein dieſe Vorlage wurde 
vom Reichstag namentlich auf Bamber- 
gerd Ausführungen bin, wonach irgenb 
welche Rentabilität des Unternehmens 
nicht zu erwarten‘, abgelehnt. Ein deut: 
ches Generalkonſulat ıft in Apia errichtet. 
Samos, Inſel an ber Küfte Klein: 
afiens, feit 1832 befonderes Fürftentum 
unter türkfifher Oberhoheit; 550 qkm 
mit 37,701 gumait griechiſch⸗kathol. Ein- 
wohnern. Die Einnahmen bed Staat 
- waren pro 1880— 81 auf 3,104,949, bie 
Ausgaben auf 3,103,349 Piafter (à 18 
Pf.) veranfchlagt. 
San Domingo (Santo Domingo), 


f. Hayti. 

Sandwichinſeln (ipr. ſſänndwitſch), |. 
Hamaii. 

Staatslexikon. 


Sanität (lat.), Geſundheit; daher Sa⸗ 
nitätspolizei, f. v. w. Geſundheits⸗ 
polizei (ſ. d.); Sanitätsrat, Titel eines 
Mediziners; Sanitätsbehörden, die 
mit der öffentlichen Geſundheitspflege be⸗ 
trauten Behörden. 

Sanktionieren (lat.), beſtätigen, Ge- 
ſetzeskraft verleihen; Sanktion, im 
weitern Sinn die Beſtätigung eines jeden 
Beſchluſſes, Beitrags oder Geſetzes, im 
engern derjenige Att ber geſetzgebenden 
Gewalt, durch welchen ber Regent den von 
den beratenden oder gefeßgebenden Kür: 
pern beratenen und genehmigten Geſetz⸗ 
entwürfen feine Zuftimmung gibt und 
Ne Baburh mit geſetzlicher Autorität be 

eidet. 

Sau Salvadör, Republif in Zentral- 
amerifa, 18,720 qkm mit 482,422 Einw. ; 
Hauptfladt: San Salvador mit etwa 
16,000 Einw. Nachdem ſich das Land 1821 
von ber panifchen Herrfchaft unabhängig 
gemacht hatte, gehörte es zunächſt zu der 
gentvalamerifonifchen Union, ſchloß ſich 

nnbald an dieſe, bald an jene der zentral⸗ 
amerikaniſchen Republiken an und hatte 
ſchwere innere und äußere Kämpfe burdh- 
umachen. Seit 1853 ift ©. ein völlig 
Fersfänbi er Staat. An ber Spite des⸗ 
jelben fteht ein auf ſechs Jahre gewählter 
Präſident, welcher durch die Minifter 
(Außeres, Zuftiz und Kultus; Inneres 
und öffentliche Arbeiten; Krieg, Marine 
und Finanzen; öffentliher Unterricht) 
die Erefutivgewalt ausübt. Die geſetz⸗ 
nebende Gewalt fteht dem Kongreß zu, be= 
ftehend aus einer Yegislativen Kammer 
von 24 Abgeordneten und aus einem 
Senat von 12 Mitgliedern. Das Staat2- 
gebiet ift in 10 Departements eingeteilt. 

ie herrſchende Religion ift bie römifch- 
katholiſche. Das ftehende 2 ift 1000 
Mann ftark, wozu aber noch 5000 Mann 
Miliztruppen fommen. Nach dem Staatö- 
haushaltsetat gu 1876 betrugen bie Eins 
nahmen1,958,350,bieXusgaben1,760,850 
Doll., fo daß ein Überfhuß von 197,500 
Doll. zu erwarten ſtand. Ein Konful 
bes Deutfchen Reichs ift zur Zeit in ©. 
nicht vorhanden. Die Flagge tft abwech⸗ 
felnd blau und weiß gefreif (5 blaue 
und 4 weiße horizontale Sareifen) mit 
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einem toten Feld in der linfen obern Ede, 
welches zwölf weiße Sterne zeigt. Val. 
Squier, Die Staaten von Zentralame: 
rifa (deutſch von K. Andree, 1865); Son: 
nenjtein, Descripcion del estado del 
Salvador (1859). 

Sanstulotten (franz., ſpr.ſſang⸗ » Ohne: 
hoſen«), zu Antang der erſten franzöfi⸗ 
ſchen Revolution Spottname ber revo⸗ 
lutionären Proletarier, dann während 
der Schreckenszeit Ehrenname der extrem⸗ 
ſten Revolutionsmänner. Sansculot⸗ 
tismus, Bezeichnung für eine derartige 
Gefinnung. 

anfibar (Zanzibar), Inſel an ber 
Oſtküſte Afrifas, bildet mit der gegenüber: 
liegenden Küſte des Feſtlands einen Staat, 
weldyer unter einem Sultan fteht. Die 
Inſel ift 1597 qkm groß mit 1— 200,000 
Einw. Die Hauptftabt S. (ca. 80,000 
Einw.) ift ein wichtigen Hanbelszentrum 
ber oftafrifanifchen Küfte; Sit eines deut: 
[hen Konſulats. 

Sardinien, bis 1860 ſelbſtändiges ita- 
lieniſches Königreich, umfallend die Her: 
zogtiimer Savoyen und Genua, Piemont 
und bie Grafſchaft age mit der Inſel 
S.; 1376 AM. mit 9,167,542 Einw.; 
jest, mit Ausnahme der an Frankreich ab: 
getretenen GebietsteileScavoyen undRizza, 
Beftandteil des Königreich Stalien, deſſen 
Einigung der farbinifhen Staatsregie- 
rung (Cavour) zumeift zu verdanken ift. 

Sabohen, ein früher zu Sardinien ge⸗ 
höriges, jeit 1860 an Frankreich abgetre- 
tened Herzogtum, ehemals (bis 1416) 
Grafſchaft. ©. ift das Stammland des 
gleichnamigen Fürſtenhauſes, welches jetzt 
über ganz Italien berricht. 

Scabini (Tat.), j. Schöffen. 

Schaden (lat. Damnum), in der Rechts: 
ſprache |. v. w. Vermögensnachteil, na= 
mentlich derjenige, welchen jemand burch 
das ſchuldhafte Handeln eines anbern er⸗ 
leidet, fei es, daß es ſich um eine wirkliche 
Minderung bed Vermögens (pofitiver 
©., damnum emergens) oder um einen 
entgangenen Gewinn (negativer ©., 
lucrum cessans) handelt. Verbindlich 
teit zum Schadenerſatz wird begründet 
durch Vertrag, z. B. Verſicherungsvertrag, 
ſchuldhaftes (abſichtliches oder fahrläſſi⸗ 


es) Handeln und unmittelbar durch ge= 
* iche Beſtimmung, wie z. B. die Haft⸗ 
pflicht 6 der Unternehmer für die 
beim Eiſenbahnbetrieb vorkommenden 
Tötungen und Körpexverletzungen. 

Sqchafott (franz. Echafand, ſpr. eiha- 
fo), Blutgerüft zu Sinrisstungen, 

® andfhrift. f. Basauill. 

Schändung, ſUnzuchtsverbrechen. 

Schatzanweiſung, .Staatspapiere. 

Schaumburg⸗Lippe (Lippe-Büde- 
burg), Fürſtentum und Bundesſtaat des 
Deutſchen Reichs, 340 qkm mit 35,332 
meiſt proteft. Einwohnern; Haupt= und 
Reſidenzſtadt: Büdeburg mit 5007 
Einw. Die Staatsform ift bie einer konſti⸗ 
tutionellen Erbmonardhie, normiert durch 
das Ranbesverfaffungsgefet von 17. Nov. 
1868. An der Spite des Staatsweſens 
fteht der durn (»Durdlauchte). Der nach 
bem Einfommenfyftem organifierte Land: 
tag befteht aus 15 Mitgliebern, von de⸗ 
nen 2 von bem Fürften ernannt werben, 
während 1 Abgeordneter von der Ritter: 
ſchaft, 1 von ber Geiftlidhfeit, 3 von 
ben Städten, 7 von ben Bauern und 1 
von ben Studierten mit Ausfchluß ber 
Geiftlichfeit im direkten Wahlverfahren 
gewählt werden. Die Legislaturperiode 
iſt jechsjährig. Die oberfte Staatsbehörde 
für die gefamte Äußere und innere Lan- 
desverwaltung ift die fürſtüg Regierung 
u Bückeburg, welcher die Verwaltungs⸗ 
imter in Bückeburg und Stadthagen un⸗ 
terftellt find. Die Firchlichen Angelegen- 
heiten der lutherischen Kirche werden von 
dem SKonfiftoriun verwaltet. S. bat 
fih dem gemeinfgaftlichen Oberlandes⸗ 
gericht in Oldenburg angeſchloſſen. Das 
Sürtentum hat ein eigned Landgericht 
in Büdeburg und zwei Anıtögerichte in 
Büdeburg und Stadthagen. Laut Mili- 
tärfonvention vom 25. Sept. 1873, welche 
an die Stelle der frühern Konvention 
vom 30. Juni 1867 trat, leiten bie 
Wehrpflichtigen des Fürftentums ihre af- 
tive Dienftzeit, infoweit fie zum Süger- 
bienft tauglich find, in einem zu Büde 
burg ftehenden preußifchen Sägerbatail- 
Ion (weſtfäliſches Jägerbataillon Nr. 7), 
außerdem bei fonftigen königlich preußi⸗ 
jhen Truppenteilen ab. Im beutfchen 


Scheffel — Schiffsmakler. 


Bundesrat führt S. eine Stimme und 
entſendet zum deutſchen Reichstag einen 
Abgeorbneten. Die Staatseinnahme be: 
trug nach dem Landeskaſſenetat 1880— 
1881: 507,293 ME. und balancierte mit 
einer Ausgabe von dem’ gleichen Betrag. 
Die Staatsſchuld befteht in einer Anleihe 
von 360,000 Mk., welche in 40 Jahren 
u amortifieren if. Die Landesfarben 
nd Blau, Rot, Weiß. Das Wappen ift 
uadriert unb enthält die Zeichen von 
Lippe, Schwalenberg und in einem Mits 
telfichild von Schaumburg; Schtlöhalter 
find zwei weiß gefleidete Engel. 
Scheffel, |. Liter. 
Schenk, |. Mundſchenk. 
Scherbengericht, ſ. Oſtracismus. 
Schibboͤleth (hebr., »Kornähre«), bad 
Erkennungswort, an deſſen Ausſprache 
die Gileaduer die ihnen feindlichen Ephrai⸗ 
miter erkannten; daher ſ. v. w. Loſungs⸗ 
wort. Der Ausdruck wird jetzt im poli⸗ 
tiſchen Leben oft gebraucht, um das charak⸗ 
teriſtiſche Merkmal einer Partei und einer 
gewiſſen Geſinnung Er bezeichnen. 
Schiedemann, beſondere Behörde, 
welche zur br und protofolla- 
riihen Aufnahme von Vergleichen, Die 
unter den Parteien vereinbart werden, 
beitelt it. Schiedsmanngorbnung, 
Geſetz über die Einrichtung und über das 
Verfahren der Schiebsmannägerichte, ins: 
befondere die preußilche Schiedsmanns⸗ 
ordnung vom 29. März 1879. Auch in 
einigen anbern deutſchen Staaten ift die 
Bezeihnung S. an Stelle ber früher 
üblichen eines Friedens = ober Vergleiche 
rihterd angenommen worden. Bol. 
Turnau, Die Schiebsmannsordnung 


(1879). 
- Schiedsrichter (Tat. Arbiter), berje- 
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Kauffahrteifchiffs, welcher im ber Regel 
vom Reeder (ſ. d.) engagiert und bem- 
jelben für Schiff und Ladung, Verhalten 
der Mannfchaft und die Überfeeführun 
verantwortlich ift. Für das Deutſche Rei 
find die Rechte und Pflichten des Schiffers 
durch das Handelsgeſetzbuch und durch bie 
deutſche Seemanndorbnung vom 27. Dez. 
1872 (Reichsgeſetzblatt, ©. 409 ff.) nors 
miert. Seeſchiffer müjfen ſich über ihre 
Befähigung durch ein Zeugnis der zu 
fländigen Verwaltungsbehörde ausiweifen, 
und zwar wird bei der Schifferprüfung 
zwiſchen Prüfung für Fleineundgroße 
Fahrt unterfhhieden, indem man unter 
eriterer bie Kahrt in der Norbfee bis zum 
61.’ nördl. Br. und in der Oftfee mit See⸗ 
ſchiffen von 30 bis ausfchließlich 100 
Tonnen (zu 1000 kg) Tragfähigkeit ver- 
fteht, während unter een diejenige 
Seefchiffahrt verftanden ift, welche bie 
Grenzen der bloßen Küſtenſchiffahrt und 
der einen Sabre überſchreitet. Die ges 
bräuchliche eeihnung eines Schiffers in 
der Umgangsſprache it Kapitän. Val. 
Deutiches Ganbersgelebbun, Art. 478— 
527, 557ff. 665 - 679; DeutiheSeemanns: 
ordnung, S$ 10 ff.; Bekanntmachung, be⸗ 
treffend bie Prüfung ber Seefchiffer und 
Seefteuerleute auf deutſchen Kauffahrtei- 
ihiffen, von 25. Sept. 1869 (Bundes: 
gejeßblatt, ©. 660 ff.). 

Sifishefahung, ſ. Shiffsmann: 


ſchaft. 
a le esiter. 
Schiffsdirektor SSchiffsdispo⸗ 
nent), ſ. Reeder. 
Schiffsfreunde, ſ. Reeder. 
Schiffsgruß, |. Seezeremoniell. 
Schi 53 1. Schiffspapiere. 
Schiffsjungen, ſ. Schiffsmann— 


nige, dem die Entſcheidung eines Rechts⸗ | f haft 


ſtreits durch Übereinfunft der Parteien, 
entweder unbedingt ober mit Vorbehalt 


Schiffer (engl. Master, franz. Capi- 
taine), der Sefeblehaber und Führer eines 


aft. 
Shiffsflarierer, beſonders in ben 
Oftfeehäfen f. v. w. Schiffsmakler. 
Hiffsmaller (fFrachtmakler, 
Schiffsklarierer), — welche 
gewerbsmäßig die Verſendung aur See 
beforgen und in der Regel amtlich ver: 
pflichtet find. Auch beforgen bie ©. in 
der Regel das Ausflarieren des Schiffs 
ſowie das Einflarieren anfommenber 
Schiffe (f. Klarieren). 3 


3* 
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Schiffsmannſchaft (Schiffsbe⸗ 
ſatzung), bie zum Schiffsdienſt be⸗ 
ſtimmte Mannſchaft eines Schiffs, welche 


unter dem Kapitän ober Schiffer d 


(ſ. d.) ſteht. Nach der deutſchen See⸗ 
mannsordnung werden auch die Schiffs⸗ 
offiziere mit Ausſchluß des Schiffers zu 
der S. gerechnet, beögleichen ift unter 
Schiffsmann aud jeder Schiffsoffizier 
mit Ausnahme des Schiffers zu verftehen. 
Perſonen, welche, in zut ©. zu gehö⸗ 
ren, auf einem Schiff als Maſchiniſten, 
Aufwärter ober in andrer Eigenſchaft 
angeftellt find, haben biefelben Rechte und 
Pflichten wie die eigentlihe ©. Dieſe 
Rechte und Pflichten find jebt unter Auf: 
hebung der diesbezüglichen Vorſchriften 
des beutichen Handelsgeſetzbuchs durch Die 
deutfhe Seemannsordnung normiert. 
Namentlich darf hiernach niemand als 
Schiffsmann in Dienit treten, bevor er 
ſich über Namen, Heimat und Alter vor 
einem Seemanndamt ausgewieſen und 
von bemfelben ein Seefahrtöbuch ausge: 
fertigt erhalten hat. Der mit dem Schiffe: 
mann abgeſchloſſene . Heuervertrag (ſ. 
Heuer) ilt vor bem Seemannsamt zu 
verlautbaren (jogen. Anmufterung), 
und dieſe Anmufterungsverbandlung wird 
von Seemanndamt als Mufterrolle 
ausgefertigt (f. Schiff&papiere). Die 
—— — werden Steuerleute 
(erſter, zweiter Steuermann, Bootsmann) 
genannt; die Matroſen zerfallen in Voll⸗ 
oder befahrene Matroſenund Leicht⸗ 
matroſen oder Jungmänner; die 
Schiffsjungen werben vielfach als 
Jungen ſchlechthin bezeichnet. Vgl. Deutſche 
Seemannsordnung vom 27. Dez. 1872 
(Reichögefepblatt, S. 409 ff.). . 

& ifshapiere (franz. Papiers de 
bord, Lettresdemer), Dofumente, welche 
an Bord eines Schiffs zum Ausmeis für 
Schiff, Befatung und Sabung zu führen 
find. Diefe S., deren Erfordernis durch 
die Gefekgebungen ber einzelnen Staaten 
verfchteden beftimmt ift, find namentlich zur 
Feſtſtellung der Nationalität und für den 
Fall eines Seekriegs insbefondere zur 
Feſtſtellung der Neutralität des Schiffs 
notwendig. Wefentlich find in diefer Hin⸗ 
ficht dag fogen. Schiffscertififat d.h. 


Schiffsmannſchaft — Schifferegifler. 


eine Urkunde zur Beicheinigung bes Ein- 
trags des Schiffs in das Schiffsre⸗ 
gifter (ſ, Schiffspermeffung), und 
er Meßbrief. Nah dem beutichen 
Handelsgeſetzbuch ift ferner für See: 
ihiffe das Schiffsjournal obliga- 
torifch, in ‚welches für jebe Reife alle er: 
beblichen Begebenheiten, feit mit bem Ein⸗ 
nehmen der Ladung oder des Ballaftes be- 
gonnen ift, einzutragen find. Die beutfche 
Seemannsdorbnun —* ferner die Mit⸗ 
führung der Muſterrolle vor, welche 
von den Seemannsämtern auszuſtellen 
iſt und Namen und Nationalität des 
Schiffs, Namen und Wohnort des Schif⸗ 
fers, Namen, Wohnort und dienſtliche 
Stellung jedes Schiffsmanns und die Be⸗ 
ſtimmungen des Heuervertrags einſchließ⸗ 
lich etwaiger beſonderer Verabredungen 
enthalten muß. Insbeſondere muß aus 
der Muſterrolle erhellen, was der Schiffs⸗ 
mannſchaft für den Tag an Speiſe und 
Trank gebührt. Vgl. Deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch, Art. 480, 486—489, 592; 
Deutiche Seemanneorbnung vom 27. Dez. 
1872 (Reichsgeſetzblatt, S.409 ff.), SS 10 
bis 23, 34, 46 f., 57, 77,80, 85, 99. 
Schiffspart, ſ. Reeder. 
Schiffsprokureur (pr. -ör), bei ber 
Flußſ tar . v. w. Schiffsmakler (i. b.). 
Schiffsregiſter, amtliches Verzeichnis 
der Kauffahrteiſchiffe, welche zur Fuhrung 
ber Nationalflange befugt find. Nach 
dem beutjchen Bundes: (Meichd:) Geſetz 
vom 25. Oft. 1867 kann ein foldhes zum 
Erwerb durch die Seefahrt beitinmtes 
Schiff nur in das ©. bdesjenigen Hafens 
eingetragen werben, von welchen aus bie 
Seefahrt mit ihm betrieben werben ſoll 
Heimatshafen, NRegifterbafen). 
ie Behörden, weldhe dad ©. zu führen 
haben (Regifterbebörden), find burdy 
die Landesgefete zu beſtimmen; gewöhn- 
lich find die mit der Handhabung der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit betrauten Ge- 
richtsbehörden damit beauftragt. Die 
Eintragung des Schiffs in das S. muß 
enthalten: ben Namen und bie Gattung 
des Schiffs, feine Grüße und Tragfähig- 
feit, Zeit und Ort der Erbauung, die An⸗ 
gabe de Heimatshafens, die Bezeihnung 
des Reeders oder der Mitreeber, ben 











Schiffsvermeſſung. 


Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung 
des Eigentums des Schiffs ober ber ein- 
zelnen Schiffsanteile beruht, die Natio⸗ 
nalität des Reeders oder der Mitreeder 
und den Tag der Eintragung des Schiffs. 
Über dieſen Eintrag des Schiffs in das 
©. wird vonder Regifterbehörde dag fogen. 
Certifikat, d. 5. eine mit dem Inhalt 
der Eintragung übereinflimmende Ur⸗ 
kunde außgefertigt, welche zum Nachweis 
bed Rechts, bie Neichsflagge zu führen, 
erforderlich ift und zugleich die Stelle eines 
Seepaſſes vertritt. Bor Eintragung des 
Schiffs ind ©. und vor Ausfertigung bes 
Gertifilats darf bas Recht, die Reichsflagge 
zu führen, überhaupt nicht ausgeübt wer: 
ben. Es ift jedoch Schiffen von nicht mehr 
als 50 cbm Bruttoraumgehalt nachgelaf- 
fen, die aeicheflange auch ohne Eintragung 
in ba8 ©. und Erteilung des Certifikats 
gu führen. Vgl. Bundes: (NeichE=) Geſetz, 
etreffend die Nationalität der Kauffahrtei⸗ 
Ihiffe und ihre Befugnis zur Sübrung 
ber Bundesflagge, vom 25. Dft. 187 
(Bundesgejegblatt, S.35 ff.); Anweifung 
für die deutichen Schiffsregiſterbehörden, 
betreffend die Eintragung der nach ber 
Sciffävermeifungsordnung vom 5. Juli 
1872 ermittelten wermellungäergeömifle 
in bie Schiffgcertififatsformulare, vom 5. 
Kan. 1873 (Reichszentralblatt, ©. 156); 
Reichsgeſetz, betreffend bie Regiftrierung 
und die Segeihnung ber Kauffahrtei⸗ 
ichiffe, vom 28. Juni 1873 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt, S. 184); Verfügung des Reichs⸗ 
Tanzlers vom 13. Nov. 1873 über die 
Regiftrierung und Bezeichnung der Kauf: 
fahrteischiffe (Reichszentralblatt, S. 367). 
Schiffsvermeſſung, die amtliche Aus⸗ 
meſſung eines Shine, beren Ergebnis 
namentlich für die von dem Schiff, 3. 2. 
für die Benutung eines Hafens, zu ent: 
richtenden Abgaben maßgebend ift. Die 
erfolgte S. und der Raumgehalt des ver: 
meſſenen Schiffs werben im jogen. Meß: 
ns fürdas Deutſche 
Reich erlaflenen Schiffsvermeſſungsord⸗ 
nung erfolgt die Vermeſſung nach dem 
Metermaß durch die von den Landesregie⸗ 
rungen beſtellten Vermeſſungsbehörden, 
über welchen die Reviſionsbehörden ſtehen. 
Die Aufſicht über das geſamte Schiffsver⸗ 
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meſſungsweſen wird von dem Reichskanz⸗ 
ler durch Schiffsvermeſſungsin⸗ 
ſpektoren ausgeübt. Das Vermeſſungs⸗ 
verfahren iſt ber Regel nach ein »voll⸗ 
ftändigese, nur ausnahmsweiſe ein »ab- 
gefit tes«, namentlich dann, wenn das 

ih ganz ober teilweife belaben ober bie 
volftändige Bermellung ausandern Grün⸗ 
ben unthunlich if. In dem Meßbrief ift 
ſowohl ber Brutto als der Nettoraumge- 
halt des Schiffs nad Kubikmetern und 
ugleich nach den entjprechenden britijchen 

egiftertond anzugeben. Unter Brutto: 
raumgebalt wird nämlich das Ergebnis 
der Vermeſſung aller Räume bes Schiffs, 
in Körpermaß Aegedgugt ‚ berftanbeıt, 
während man mit Nettoraumgehalt das 
nach Abzug der Logisräume der Schiffe- 
mannſchaft und der etwaigen Mafchinen-, 
Dampffefiel- und Kohlenräume I ers 
gebende Refultat bezeichnet. Auch mehrere 
andre europäifche Seemächte ſowie die 
nordamerikaniſche Unton haben ihr Schiffg- 
vermeſſungsverfahren neu reguliert, und 
nad) vorgängiger Zuſicherung der Gegen: 
ſ eitigteit ift von dem Reichskanzler bekannt 
dene en worden, baß und inwieweit bie 

hiffevermeilungen jener Staaten in 
beutichen Häfen anzuerkennen find; To 
in Anfehung ber in bänifchen, öſterrei⸗ 
if — chen und nordamerikaniſchen 
Schiffspapieren enthaltenen Vermeſſungs⸗ 
angaben durch Bekanntmachung von 21: 
Dez. 1872 (Reichsgentralblatt, ©. 163), 
für Frankreich und nglanc durch Be⸗ 
kannimachung vom 2. Okt. 1873 (Zen⸗ 
tralblatt, S. 316) und für Italien durch 
Bekanntmachung. vom 25. Aug. 1874 
(Zentralblatt, S. 323). Endlich find burd) 
Bekanntmachung be? Rangers vom 
8. Zuli 1874 (Zentralblatt, ©. 282) über 
das Ermittelungsverfahren und die Aus- 
fertigung bes Meßbriefs für Dampffchiffe, 
welche ven Suezfanal paffieren, ım Ans 
fhluß an die von ber internationalen 
Kommilfion zur Regelung ber Abgaben 
auf dem Suezfanal gefaßten Beſchlüſſe 
befonbere Beftimmungen gegeben worden. 
Bol. Belanntmachung, betreffend bie 
Sciffsvermeflungsordnung, vom 5. Juli 
1872 (Reichsgefeblatt, S.270) nebſt For: 
mularen A—E zu Meßbriefen und nebft 
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Inſtruktion dazu vom 23. Nov. 1872; 
Engliſche Kauffahrteifchiffahrtsafte (Mer- 
chant shipping act) vom 10. Aug. 1874; 
Amerikaniſches Gefep vom 6. Mai 1864; 
Däniſches Geſetz vom 13. März 1867; 
Oſterreichiſch- ungariſches Gefeb vom 15. 
Mai 1871; Franzöſiſche Dekrete vom 24. 
De}. 1872 und 24, Mai 1873; Stalienifche 
Dekrete vom 11. März. 1873. 
Schlägerei (Raufsanden), ein in 
Thätlichleiten ausgearteter Streit unter 
mehreren Perſonen. Wirb dadurch ber 
Tod einer Perſon oder eine ſchwere Kür: 
perverlegung herbeigeführt, jo wird ſchon 
die Beteiligung an der ©. ſchwer beitraft; 
ebenso ift der Gebrauch eines Meſſers oder 
einer ſonſtigen gefährlichen Waffe bei einer 
©. mit Strafe bedroht (|. Körperver: 


tegung): 
de chleichhandel, ſ. Schmuggelhan⸗ 
e 


Schleswig⸗Holftein, Elbherzogtümer, 
bis 1863 durch Perſonalunion mit Däne⸗ 
mark verbunden. Mit dem Tod Köni 
Friedrichs VII., 15. Nov. 1863, erloic 
der Manneſtamm Priebrihs LIE; in 
ben Herzogtümern hätte bie agnatifche 
Erbfolge eintreten und damit bie Perfo: 
nalunion mit Dänemark ihr Ende er: 
reichen müſſen. Gleihwohl nahm König 


Chriftian IX. von Dänemark als Nach: | ( 


folger Friedrichs VII die Regierungs⸗ 


nachfolge auch in den Herzogtünern für | P 


fi in Anſpruch, geftübt auf das Londoner 
Protokoll vom 8. Mai 1852, welches zwi: 
ſchen den Großmädten, Dänemarf und 
Schweden vereinbart worben war und bie 
Integrität ber bänifhen Monarchie für 
ein europäifches Intereſſe erklärte. Auch 
wer bier für ben Fall, daß männliche 
Deſzendenz Friedrich III. nicht vorhan⸗ 
den fein I, te, dem Prinzen von ©.: 
Sonderburg⸗Glücksburg (nunmehr Chri⸗ 
ſtian X. von Dänemark) und ſeiner 
männliden Nachkommenſchaft die Regie⸗ 
rungsnachfolge gewährleiſtet. Dagegen 
nahm der anfangs von Preußen unter⸗ 
fügte Erbprinz von S.⸗Auguſtenburg, 
eſtützt auf ſein agnatiſches Erbrecht, die 
Thronfolge in den Herzogtümern für ſich 
in VL Der König von Dänemark 
ging num fo weit, die fürmliche Einver- 


Schlägerei — Schöffen. 


feibung Schleswigs in Dänemarf mit 
Zuftimmung bed Reichsrats auszuſpre⸗ 
hen. Dies batte die Kriegderflärung 
Preußens und Ofterreichg zur Folge, und 
Dänemarf wurde gamun en, burch den 
Trieben vom 30. Oft. 1861 feine Rechte 
an ben Herzogtümern, ebenjo wie an 
Lauenburg, an Ofterreih und Preußen 
abzutreten. Durch die Safteiner Konven⸗ 
tion vom 14. Aug. 1865 fam Lauenburg 
(j. d.) an Preußen, während die Verwal: 
tung in Schledwig von Preußen, die in 
Holitein aber von Ofterreich geführt wer: 
den follte. Die großen Erfolge des Kriegs 
1866 aber führten zu ber vollftändigen 
Einverleibung ber Herzogtümer in die 
preußifche Monarchie, welche durch Geſetz 
vom 24. Dez. 1866 vollzogen warb. Be. 
üglich Nordſchleswigs war in bem Prager 
Rieden vom 23. Aug. 1866 (Art.5) aller: 
dings vereinbart worben, daß bie definitive 
Zuteilung biefes Landesteils an Preußen 
oder Dänemark von einer Volksabſtim⸗ 
mung abhängig gemacht werben follte. 
Doch wurde diefer Vorbehalt durch ein 
Abkommen zwiſchen Preußen und Sfter: 
reich vom 11. Oft. 1878 wieder befeitigt. 
Bol. Fich, Volitifche Gefchichte de däniſch⸗ 
deutſchen Streit? (1865); Thu dichum, 
—5 — ſungsgeſchichte Schleswig-Holfteind 


Vaahigrift Schmachſchrift), ſ. 
asquill 


quill. 

Schmuggelhandel (Schleichhandel, 
Paſcherei, Einſchwärzung), verbots⸗ 
widrige Einführung von Waren (Kon: 
terbanbe) in ein fremdes Staatd- und 
Zollgebiet mit Hinterziehung bed Ein⸗ 
gangszolls. Zur Befämpfung des Schmug- 
gels beftehen zwiſchen den Grenzſiaaten 
meiſtens beſondere Konventionen, ſo zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Äſterreich das 
Zollkartell von 1868 (SG 5—-8, 12, 26; 
et Bundesgejetblatt 1868, ©. 
Schöffen (Schöppen, Tat. Scabini), 
im altdeutſchen Prozeßverfahren die Ge⸗ 
richtsbeiſitzer, welche das von dem Grafen 
als Vorſitzendem des Gerichts zu verkündi⸗ 
gende Urteil zu finden (»ſchöpfen«) hatten; 
im modernen Strafprozeß Laien, welche 
neben und mit bem rechtögelehrten Richter 








Schoppen — Schultheiß. 


zufamnten in minder wichtigen Straffällen 
urteilen. Nach dem deutchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz ($$ 25 ff.) find die aus 
dem Amtsrichter als Vorfikendem und 
zwei aus bem Bolt erwählten S., welche 
bei der Enticheidung gleiches Stimmrecht 
mit jenem haben, gebildeten Schöffen: 
gerichte für bie Üiertretungen fowie für 
biejenigen Vergehen zuftändig, welche nur 
mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder 
mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 600 
Mk. bebroht find, ferner für Beleidigun- 
gen und Körperverlegungen, die im Weg 
der Privatklage verfolgt werben, für ein- 
fachen Diebſtahl und Betrug, einfache 
Unterſchlagung und Sachbeſchädigung, 
wofern der Wertbetrag des Verbrechens⸗ 
gegenfiande bie Summe von 25 DIE. nicht 
überſteigt, endlich für Begünftigung und 
Hehlerei, wenn bie verbrecheriſchen Hand⸗ 
lungen, auf re ſich dieſe beziehen, 
ebenfalls in die ſchöffengerichtliche Kom⸗ 
petenz fallen. Außerdem können noch 
andre leichtere Vergehen von den Straf⸗ 
Tammern der Landgerichte an die Schöffen⸗ 
gerichte verwiefen werden, wenn bie Strafe 
vorausfichtlich 3 Monate Gefängnis nicht 
überfteigen wird. Vgl. Voitus, Hands 
bug für ©. (1879), 
hoppen, |. Liter. 

- Shottland, ſ. Großbritannien. 

Säriftführer, in Verfammlungen und 
Vereinen eine borzugsiveite zur offiziellen 
Beurfundung ber Verhandlungen und 
Abftimmungen berufene Perſon. Befon- 
ders wichtig ift die Schriftführung für 
parlamentarifche Körperichaften, und zwar 
war es früher üblich und ift auch noch jet 
bei Tleinern Landtagen gebräudlich, daß 
die Regierung ben Ständen einen beſon⸗ 
dern Beamten (Synbifus) als ©. beigibt. 
Regelmäßig werden aber bie S. von ber 
Kammer felbft gewählt. So wählt ins: 
bejondere der beutfche Reichstag nach ber 
Reichsverfaffung (Art. 27) feine ©. felbft, 
und zwar werben nad) ber Geſchäftsord⸗ 
nung acht ©. in einer einzigen Wahlhand- 
Yung nad relativer Stimmenmehrheit er: 
wählt. Bei Stimmengleichheit entjcheibet 
das 208, welches durch Die Hand des Präfi- 
benten gezogen wird. Die Wahl ber ©. 
geichieht für die Dauer jeder Seſſion, doch 
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fann ber Gewählte nach Ablauf von vier 
Wochen zurüdtreten. Bei Beginn einer 
neuen Legislaturperiode. und einer neuen 
Seffion innerhalb ber laufenden Legisla⸗ 
turperiode ernennt der Vorſitzende provi⸗ 
beis bi zur Konftituierung des Vor⸗ 
ande, zu welchem die S. mit gehören, vier 
Mitglieder des Haufes zu Schriftführern. 
Schriftſäſſig, früher Bezeichnung für 
Rittergüter, deren Befiter unter den obern 
Zandezgerichten als erfter Inftanz ſtanden, 
im Gegenjaß zu den amtsfäffigen, bes 
ren Beſitzer das Amt, in bem fie gelegen, 
als erite Inſtanz hatten. 
Schriftvergleichung (Tat. Comparatio 
literarum), die Vergleihung der Hand- 
jhrift einer ihrer Echtheit nach zweifel⸗ 
haften mit einer unzweifelhaft von dem 
angeblichen Ausfteller herrührenden Ur⸗ 
kunde, um fo bie Echtheit oder Unechtheit 
der erflern darzuthun. Die ©. kann fo- 
wohl im Zivil: wie im Strafprozeß als 
Beweismittel vorkommen. Sie erfolgt 
regelmäßig unter Zuziehung von Sadı- 
verftändigen (Schreibverjtändigen). Vgl. 
Deutſche Zivilprogeßorbnung, $$ 406 f.; 
Steafprngeberbnung, oo 
Schulbbrief, j. Obligation. 
Schuldfrage, |. Fpaifrage. 
Schuldhaft, ſ. Haft. 
Schuldner ) ſ. 
Schuldverſchreibung tion. 
Schultheiß (Schulze, eigentlich 
Schuld heiß, neulat. Sculdarius Scul- 
tetus, franz. Maire, engl.Bailliff,Mayor), 
urfprünglich derjenige Beamte, welcher 
die Mitglieder einer Gemeinde zur Lei⸗ 
ftung ihrer Schulbigfeit anzubalten hat, 
welcher »heißte Cheifcht), was jemand 
ſchuldig ift; Dann überhaupt ſ. v. w. Ge 
meindevorſteher. Dabei wurde früher zwi⸗ 
[hen Stabtfhultheiß und Dorf: 
ſchultheiß unterfchieden, während für 
eritern jebt die Bezeichnung »Bürger⸗ 
meifter« üblich ift. Bas Amt des Schult- 
beißen, welches jet durch die Wahl der 
Gemeinde erfolgt, die aber ber obrigfeit- 
lichen Beftätigung bedarf, war früher aud) 
vielfach mit dem Beſitz beftimmter Güter 
(Schulzengut, Schulgenlehen, Bauermei⸗ 
fterlehen, in Schlefien Scholtifei, Erb: 
fcholtifei, Scholzen= oder Scholtengut ge: 
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nannt) verbunden, für welche fid) bie dar⸗ 
auf bezügliche Bezeichnung teilweife noch 
jest erhalten hat. 

Schutzbürger, |. Beifafjen. 

ah f. Urheberrecht. 

Schutzgenoſſen —— 
ſ. v. w. Schutzbürger oder Beiſaſſen (ſ. d.). 
Eine beſondere Klaſſe von S. machten ehe⸗ 
dem die Schutzjuden aus, welche erſt 
durch den Schutzbrief die Unterthanen⸗ 
rechte und zwar oft nur auf gewiſſe Jahre 
erhielten. J 

Schutz⸗ und Trutzbündnis, ſ. Al⸗ 
lianz. 
Sutzverwandte, ſ. Beiſaſſen. 
na ſ. Zoll. . 

Schwarzhurg⸗ Rudolſtadt, Fürften- 
tum und Bundesſtagt des DeutſchenReichs, 
942 qkm mit 80,264 meift evangel. Ein: 
wohnern; Haupt: und Refidenzftadt: Ru⸗ 
bolftadt mit 8747 Einw. Vie Staats⸗ 
form iftdie einer Fonftitutionellen Erbmon: 
archie, für welche ein neued Grund= und 
Wahlgeſetz 21. März 1854 erlaffen worden 
ift, das aber durch Jagtragegetete vom 21. 
März 1861 und 16. Nov. 1870 Umgeftal: 
tungen erfahren bat. An der Spite bed 
Staatsweſens fteht ber Fürft (»Durch⸗ 
lauchte) aus dem Haus der Grafen von 
Schwarzburg. Der Landtag fekt ſich nach 
dem Einkammerſyſtem aus 16 Abgeordne⸗ 
ten zufammen, bon welchen 4 von ben 
Köätibeftenerten und 12 in allgemeinen 

ahlen und zwar imbireften Wahlverfah- 
ren jeweilig auf drei Jahre gewählt wer: 
den. Das Land zerfällt in die fogen. Ober- 
ee, (Rubolftabt) und in die Inter: 
berrichaft (Franfenhaufen). An der Spike 
der Landes verwaltun gſteht das Staats⸗ 
miniſterium, welchem zum Zweck der in⸗ 
nern Landesverwaltung bie drei Landrats⸗ 
ämter Rudolſtadt, Königſee und Franken⸗ 
hauſen unterſtellt ſind. Juſtiz. Das 
Fürſtentum iſt bei dem gemeinſchaftlichen 
thüringiſchen Oberlandesgericht zu Jena 
mitbeteiligt, das gemeinfame Landgericht 
zu Rudolſtadt umfaßt die Amtsgerichtsbe⸗ 
zirke des Landes (Frankenhauſen, König: 
ſee, Leutenberg, Oberweißbach, Rudol⸗ 
ſtadt, Schlotheim und Stadtilm) ſowie 
den preußiſchen Kreis Ziegenrück und den 
ſachſen-meiningiſchen Kreis Saalfeld. 


Schutzbürger — Schwarzburg-Sondershaufſen. 


Laut Militärkonvention vom 15. Sepi. 
1873, welche an die Stelle der frühern 
Konvention vom 26. Juni 1867 trat, ge⸗ 
hört das Kontingent des Fürftentums 
dem preußifchen Deilitärverband an. Das 
Kontingent bildet mit den Truppen von 
Sahjen- Altenburg unb denjenigen ber 
beiden reußifchen Fürftentümer zufammen 
bas 7. thüringiſche zrlanterieregiment 
Nr. 96, welches der 8. Divifion des 4. 
deutfchen Armeekorps (Magdeburg) zu: 
gewielen if. Sinanzen. Die Jahres: 
einnahme unb Ausgabe balanciert nad) 
dem Staatshaushaltsetat für bie Jahre 
1879 — 81 mit 1,772,270 ME. , barunter 
280,365 ME. Ausgabe für das fürftliche 
paue. Die Staatsſchuld beläuft ſich auf 
‚426,704 ME. gegen 3,235,795 ME. Af: 
tiven. Im deutſchen Bundesrat führt das 
Fürftentum eine Stimme und entjenbet 
einen Abgeordneten zum Reichstag. Das 
fleinere Wappen ber beiden Fürftentüs 
mer ©. und Schwarzburg-Sondershaufen 
eigt den deutſchen Reichsadler in Gold 
* Erinnerung an ben Kaiſer Gün⸗ 
ther), daS größere enthält die Zeichen ber 
Zandesteile, jenes Tleinere Wappen und 
da8 Zeichen von ©. (einen goldnen Löwen 
in blauem Feld), wird von ſechs gefrönten 
Helmen bededt und von einem wilben 
Manır und einem wilden Weib gehalten. 
Die Landesfarben find Weiß und Blau. 
Bol. Sigismund, Landesfunde bes Für: 
ftentumg ©. (1862, 2 Teile). 
Shwarzburgs Sondershaufen, Fiir: 
ftentum und Bundesftaat des Deutjchen 
Reichs, 862 qkm mit 71,083 meiftevangel. 
Einwohnern; Haupt und Refidenzftadt: 
Sondershaufenmit6110Einw. Durch 
Berfaffungsgefete vom 24. Sept. 1841, 
12. Dez. 1849 und 8, Juli 1857 wurbe 
bie Stantsform als diejenige einer konſti⸗ 
tutionellen Erbmonarchie feftgeftellt. Die 
dermalige Staatsverfaffung gründet ſich 
us die Berfaflungsurfunde vom 8. Zuli 
1857, mobifigiert durch Gefete vom 24. 
Jan. 1860, 2. Aug. 1866 und 27. Dez. 
1871. An der Spibe des Staats fteht ber 
Such (»Durdlaudt«) aus dem Haus ber 
trafen von Schwarzburg. Der Landtag 
befteht nad) dem Einfammerfyftem aus 
15 Abgeordneten, von weldden d von dem 
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ürften ernannt, 5 von ben Höchſtbe⸗ 
teuerten und 5 in allgemeinen Wahlen 
auf vier Jahre und zwar im indirekten 
Wahlverfahren gewählt werden. Die 
oberfte Berwaltungsbehörbe des Für- 
ftentung ift dag Staatöniinifterium (Ges 
feß vom 17. März 1850) mit ben Abtei- 
lungen für Angelegenbeiten des fürftlichen 
Sauer und für dad Auswärtige, für bas 
nnere, für bie Finanzen, für Kirchen: 
und Schulfachen und für die Juftiz. Das 
Fürftentum zerfällt zum Zwed ber innern 
Verwaltung in bie vier Verwaltungs- 
bezirfe Sondershaufen und Ebeleben (o- 
en.Unterherrichaft), Arnftabt und Gehren 
jogen. Oberherrfchaft), welche unter Lande 
täten ſtehen. Juſtiz. Durd Staates 
vertrag hat ſich dad Fürftentum mit ſei⸗ 
nen fünf Amtsgerichtöbezirken (Arnftadt, 
Ebeleben, Gehren, Greußen und Son: 
beröhaufen) dem gemeinſchaftlichen Ober: 
landesgeriht zu Naumburg und dem 
Landgericht in Erfurt angefchloffen. Laut 
Militärkonvention vom 17. Sept. 1873, 
welche an die Stelle ber Konvention vom 
28. Juni 1867 trat, gehört das Kontin: 
gent des Fürftentums dem preußifchen 
tlitärverband au, und zwar bildet das⸗ 
felbe einen Beitandteil bes 3. thüringi- 
ſchen Snfanterieregimentd Nr. 71 (Er: 
furt), welches dem 4. Armeelorps (Mag: 
deburg) zugehört. inanzen. Die 
Jahreseinnahme beträgt nach dem Staats: 
haushaltsetat pro 1880— 83: 2,119,391 
ME., die Ausgabe 2,083,316 ME, fo daß 
ein Überichuß von 36,075 ME. verbleibt. 
Die Staatsfchuld betrug 1880: 1,431,667 
Mt., die Kammerſchuld 2,067,086 ME. 
Am Bundesrat führt ©. eine Stimme; 
es entfendet zum beutfchen Reichstag einen 
Abgeordneten. Das Wappen ijt das: 
felbe wie für Schwarzburg-Rubolitabt. 
ne Er & Dei mA lan. 
gl. Helmrid, warzburgifche Lan- 
beöfunde (1E7H). 

Schwebende Säuld, Schulden, welche 
auf Verlangen der Gläubiger fofort oder 
nad) furzer Kündigungsfriſt zurückgezahlt 
werden müffen, im Gegenjaß zu einer 
folhen Schuld, bei welcher eine längere 
Friſt für die Rückzahlung gefichert ift. 

Schweden und Norwegen, vereinigte 
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Königreihe ber Skandinaviſchen Halb: 
infel! Schweden (ſchwed. Sverige), 
442,818 qkm, (1879) 4,578,%1 Einw., 
Hauptſtadt: Stodholm (173,433 
Einm.);NRorwe gen (din. Norge ſchwed. 
Norrige), 318,195 qkın, (1875) 1,806,900 
Ew., Hauptftadt: Chriftiania (76,054, 
inkl. der 1880 einverleibten Gemeinden 
116,801 Einw.). Die Bevölkerung Schwe- 
dens jet fih aus den eigentlichen Schwe- 
den, welchegermanifcher Abfunft find, aus 
Lappen und Finnen und fremden Ratio: 
nalitäten zufammen, während in Nor: 
wegen außer ben eingebornen Norwegern 
namentlih Quänen, d.h. Finnländer oder 
ausFinnland Eingewanberte, und Lappen, 
in Norwegen Finnen genannt, vorhanden 
ſind. Die ſchwediſche Sprache gehört zu 
dem ſkandinaviſchen Zweig des germani⸗ 
ſchen Sprachſtamms. In Norwegen hat 
ſich die eigentliche Landesſprache nur als 
Dialekt erhalten, die Bücherſprache iſt die 
däniſche. Im Frieden von Kiel 14. Jan. 
1814 wurde Norwegen, welches bis da⸗ 
hin zu Dänemark gehört hatte, von dem 
letztgenannten Staat an Schweden abge 
treten und ift nunmehr mit diefem König: 
reich in Ah einer Realunion verbuns 
ben. Dieje Union ift 4. Nov. 1814 von 
dem norwegifchen Storthing angenom⸗ 
men und durch die Bundesalte (Riksak- 
ten) vom 6. Aug. 1815 fanftioniert wor: 
den. An der Spike ber beiden Königreiche 
kn ber König aus ber Familie des fran- 
öfifchen Marſchalls Bernadotte (geb. 26. 
an. 1764 zu Pau, get 8. März 1844), 
welcher 21. Aug. 1810 von ben ſchwedi⸗ 
ihen Ständen zum Kronprinzen von 
Schweden erwählt, 5. Nov. 1810 von dent 
König Karl XII. adoptiert wurde und 
5. Febr. 1818 als Karl XIV. den Thron 
beftieg. Die Staatsgrundgeſetze bes Kö— 
nigreich® Schweben find: die Konftitution 
(Regerings-Formen) vom 6. Juni 1809, 
das Erbfolgegeieg vom 26. Sept. 1810, 
bie Preßfreiheitsordnung vom 16. Juli 
1812, der Reichsakt vom 6. Aug. 1815 
über bie Union mit Norwegen und das 
Reichstagsgefeb vom 22. uni 1866. Die 
Würde des Königs (»von ©. u. N., ber 
Goten und Wendene) ift erblih. Der 
König muß ber protetantifchen Konfef: 
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fion angehören. Derfelbe ift bei der Aus⸗ 
übung der geſetzgebenden Gewalt und bei 
ber Befleuerung an bie Zuſtimmung bes 
Reichstags gebunden. Diefer befteht 
feit 1866 aus zwei Kammern, und zwar 
werben bie Abgeordneten zur Eriten Kam⸗ 
mer in indirefter Wahl, je einer auf 
30,000 Einw., auf neun, bie zur Sweiten 
Kammer in den größern Orten in birel: 
ter, in ben kleinern in indirefter Wahl 
auf brei Jahre gewählt. Unterdem Reich: 
tag fteht der Generalprofurator bes Reichs⸗ 
tags, welcher von jener Körperſchaft all» 
jährlich zur Kontrolle der Mechtöpflege 
und der Verwaltung ernannt wird. Dies 
fer Generalprofurator ift zugleih Vor⸗ 
jigenber bes Komitees für bie Preßfreibeit, 
welches aus 6 Mitgliedern beiteht, bie 
vom Reichstag jeweilig auf drei Jahre er⸗ 
nannt werben. Auch die Mitglieder ber 
Nationalbank (7) und des Kontors der 
öffentlichen Schuld (ebenfalls 7) werben 
vom Reichstag abgeorbnnet, ebenfo das 
Komitee ber 12 Staatsreviforen zur Über: 
wachung ber Verwaltung bed Schatzes, 
ber Bank und des Kontors ber öffent: 
lihen Schuld. Die vollziehende Gewalt 
wird vom König burdy den Staatsrat 
ausgeübt. Diejer befteht aus dem Staats⸗ 
minifter und den Chefs ber Minifterial- 
bepartements ber Juſtiz, ber auswärtigen 
Angelegenheiten, ded Kriegs, ber Marine, 
bes Innern, ber Finanzen und des Kul- 
tus und öffentlichen Unterrichts. Außer: 
bem find drei Mitglieder des Staatsrats 
mit nur beratender Stimme und ohne 
Vortefeuille vorhanden. Das Königreich 
Schweden zerfällt in die drei Landſchaften 
Spealand, Sotland und Rorrland; 
es wird zum‘ med ber innern Verwal: 
tung in 24 Läns (Landeshauptmannjchaf: 
ten), welche unter Gouverneuren ftehen, 
und den Stadtbezirk Stodholm mit einem 
Generalgouverneur eingeteilt. Die Ling 
zerfallen in 117 Vogteien. Rechtspflege. 
Das oberſte Tribunal des Königreichs 
befteht zu Stodholm; dazu fommen Ober: 

erichte (zweiter Inſtanz) zu Stodholm, 
Jönköping und Ehriftianitad und ein Mi- 
litärgerichtShof zweiter Snftanz, Die herr: 
ichende Religion ift die evangelifch -Tuthes 
riſche. Erſter Neichsprälat ift der Erz 
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biſchof von Upſala, unter welchem elf 
Biſchöfe ſtehen. Es beſteht jedoch völlige 
Religionsfreiheit. Finan zen. Die 
Staatseinnahmen bed Königreichs Schwe⸗ 
ben, waren pro 1881 auf 74,995,000 
Kronen (d 1 ME. 12” Pf.), die Aus⸗ 
gaben ebenfo Hoch veranichlagt. Für bie 
anbtruppen waren 17,251,000 und für 
bie Marine 5,175,000 Kronen in bie Aus: 
gabe eingeftellt. Doch bezieht das Heer, 
ebenfo wie ein Teil ber Zinilbeamten und 
ber Geiftlichen, feine Einkünfte zum Teil 
aus gewifien Kronländereien, beren Er: 
trag in das Bubget nicht mit aufgenom: 
men if. Die Geſamtſtaatsſchuld betrug 
31.083. 41879: 220,296,130 Kronen. Die 
ſchwediſche Armee befteht teild aus ange: 
worbenen (värfvade), teil aus Tanto- 
nierten ober eingeteilten (indelta) Trup⸗ 
pen. Dazu Tommen bie eandreht (bevä- 
ring) und die Miliz ber Inſel Gottland; 
auch beftehen he Schügenvereine, 
deren Befehlshaber vom König ernannt 
werden. Dietinientruppen beflanben 1879 
aus 26,669 Mann Infanterie, 4957 
Mann Kavallerie, 4748 Mann Artillerie 
und mit ber Generalität unb den Genie- 
truppen int ganzen aus 37,396 Mann 
mit 234 Kanonen und 6647 Pferben. 
Dazu fommen 125,424 Mann Reſerve⸗ 
truppen fowie 20,243 Mann gottländi- 
ſche Miliz und freiwillige Schügen. Die 
Kriegsflotte zählte 1879: 43 Dampfer, 
40 Segelfchiffe und eine Nuberflottille 
von 87 Schaluppen, im ganzen mit 373 
Kanonen. Das Ichwebiihe Wappen be- 
ſteht aus vier Feldern, zwei mit brei gold: 
nen Kronen in blauem Felde, die beiden an⸗ 
bern mit einem toten Löwen in goldnem 
Feld und brei blauen Tinten Schrägbalfen 
und einem Mittelfhilb mit fünf Feldern. 
Die Lanbesfarben find Gold und Blau. 
Norwegen. 

Das mit Schweden vereinigte König⸗ 
reich Norwegen flellt ſich ebenfalls als 
eine Erbmonardhie dar, welche nach ber 
Konftitution vom 4. Nov. 1814 einen 
bemofratifchen Charakter bat infofern, 
als Abel und fonftige Standesunterjchiebe 
nicht vorhanden find und ber König den 
Beichlüffen der Verſammlung der Volks: 
abgeorbneten (Storthing) gegenüber nur 
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ein fufpenfives Veto hat. Das Stor⸗ 
thin ß wird auf drei Jahre gewählt; die 
Wahl ift indireft, und zwar werben in 
den Raufftäbten 37, in den Landdiſtrikten 
74 bgeorbnete gewählt. Das Stprthing 
wählt dann aus feiner Mitte ein Viertel 
der Mitgliederzahl Ei einem bejondern 
Ausſchuß, welcher Lagthing genannt 
wird; im Gegenſatz hierzu bilden die übri⸗ 
gen das Odelsthing. Auf dieſe Weiſe 
werden zwei Kammern hergeſtellt, welche 
getrennt verhandeln, während gewiſſe Ge⸗ 
genſtände, wie Abgaben und Zölle, im 
Plenum des Storthings beraten werden. 
Dem König ftebt zur Ausübung der vol- 
ziehenden Gewalt ein befonderer Staats- 
rat für Norwegen zur Seite, weldyer aus 
zwei Staatsminiftern und mindeſtens 
fieben Staatsräten beftehen fol. Der eine 
Staatsminifter und zwei Staatzräte follen 
fihimmer beidem König aufhalten, wenn 
diefer nicht in Norwegen ift; die übrigen 
bilden die Eöniglich norwegifche Regierung 
in Chriftiania, welcher die innere Regie⸗ 
rung der Monarchie übertragen ift. Zum 
Zwed der innern Verwaltung zerfällt 
dag Reich in 20 Amter und 54 Vogteien, 
boch ſtehen die Städte Chriftiania und Ber: 
gen unter eigner Verwaltung. Jedem Amt 
jtebt ein Amtmann vor. Fünf Amtleute 
(in Bergen, Chriftiania, Chriftianfand, 
Drontbeim und Tromsd) find Stiftsamt- 
Yeute, welche mit dem Bilchof des Stift? 
zufammen bie Stiftsdireftionen bilden. 
&3 werden nämlich in kirchlicher Hinficht 
ſechs Stifter (außer den bereits genann- 
ten noch Hamar) unterfchieben, welche 
unter Biſchöfen jtehen. Die evangeliſch⸗ 
lutheriſche Konfeifion bildet bie Staats 
religion, doch beiteht völlige Religions⸗ 
freiheit. Gerihtsverfafjung. In den 
Städten bilden bie Stadtvogte, in Chri⸗ 
ftiania ein Follegialed Stadtgericht, auf 
dem Lande bie Sorenfkriver (»gefchworne 
Schreiber«) die unterfte Inſtanz. Die 
Berufung gegen Urteile derjelben geht an 
bie Stift3obergerichte in Ehriftiania, Chri⸗ 
ftianfand, Bergen und Drontheim. Ein 
oberſtes Neichsgericht befteht in Chriftia- 
nia. Finanzen. Direfte Abgaben unb 
Steuern werden nicht erhoben. Das 
Staatzeinfommen feßt fich vielmehr im 
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wejentlichen aus ben Zöllen (12,294,000 
Kronen), ausdenErträgnifiender Brannt- 
weinfteuer und der Malzfteuer und aus 
den Einnahmen aus dem Boit: und Tele: 
graphenmwefen zufammen. Die Gelamt: 
einnahme betrug 1878—79: 40,724,200 
Kronen. Die Ausgaben beliefen fih in 
diefem Finanzjahr auf 48,571,600 Kro⸗ 
nen. Die Staatsihulden betrugen 30. 
uni 1879: 99,632,000 Kronen, weldyen 
an Aktiven 84,200,000 Kronen gegenüber 
fanden. Heerwefen. Die »Landbewaff⸗ 
nunge zerfällt in die Linientruppen mit 
Reſerve, Train, Landwehr, Bürgerbewaff- 
nung und Landfturm. Jeder Staatsan⸗ 
gehörige ift wehrpflichtig. Die Dienfizeit 
beträgt. 10, für die Kavallerie 7 Sabre. 
Die Tinientruppen (d Brigaden Infan⸗ 
terie zu je 4 Bataillonen mit je 4 Kom: 
panien, 1 Jägerkorps zu 5 Kompanien, 1 
Brigade Kavallerie, 11 Batterien Artil- 
lerie zu je 6 Geſchützen) zählen 750 Offi: 
ziere und 18, ann. Die Landwehr 
dient zur Verteidigung des eignen Landes, 
die Bürgerwehr zur Lofalverteidigung; 
der Sandfurm wird nur in Krieg organi⸗ 
fiert. Die Kriegsflotte zählt 32 Dam- 
pfer mit 146 Kanonen, darunter dMonito- 
ren; 92 Segel: und Ruderſchiffe mit 149 
Kanonen. Das Wappen Norwegens ift 
der gefrönte goldne Löwe auf rotem Feld 
mit der Streitart des heil. Olaf. Die 
Flagge ift rot, durch ein dunfelblaues, 
mit weißen Kanten eingefaßtes Kreuz in 
vier Quadrate eingeteilt. Bol. Jona, 
Schweden und feine Entwidelung (1875); 
»Royaume de Suede. Expos6 statis- 
tique« (1878); Kraft, Topographisk 
Handbog overKongeriget Norge (1845 
bis 1848); orbeniinnt, Die ſchwedi⸗ 
ſche Staatöverfafiung (1861); T. H. Aſhe⸗ 

oug, Norges nuvaerende Statsfor- 
atning (1875); Lilienberg, Sveriges 
Grundlagar och konstitutionella Stad- 
gar (1877), 

Schweiz (Schweizer Eingenoffen- 
fchaft, Confederation suisse), republi= 
kaniſcher Bundesſtaat, 41,389 qkm, (1880) 
2,846,102 Einw. Die durch den Bund 
bereinigten Kantone find folgende: Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterivalden 
(ob und nid bem Wald), Glarus, Zug, 
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Be u et 
und Landfdaft), jaufen, e 
Außer: Roben und ee odenı &ı 
allen, Graubünden, glasge, Thurgau, 
Teffin, Waadt, Wallis, Neuenburg und 
— en, Sen a pre 
vorherrfehenb reformiert, näml en 
zell⸗ Außer · Roden, Züri, Waadt und 
Ftetauen neun dorhertſchend katho⸗ 
if), nämlich Zug, Luzern, Unterwalden, 
wyz, A elleInner-Roben, Wallis, 
Ur und Teifin, während in ben übrigen 
Kantonen bie Bevölkerung eine gemitäe 
m waren 1880: 1,666,9 
ıgelifge, 1,161,055 (40 
e und 7380 (0,3 Proz.) 
er vorhanden. Die 
Deftierer betrug 10,083. 
He Bilchöfe vefibieren zu 
Chur,. Freiburg (Raus 
R — „len und Sitten. Seit 
1876 Yat ein alttatholifcher Biichof (Bir 
ſcof der Nationaldiözefe) in Bern jeinen 
Sig. In ben protejtantifchen Didzeſen 
werben bie Firdjlichen Angelegenheiten von 
gemiften Behörden geleitet, beren Stel 
ung und — aber in den 
einzelnen Kantonen, da das Kirchenweſen 
Kantonalſache, eine ſehr verfchiebenartige 
ift. Was bie Spradverhältniffe anber 
Tangt, fo zählte man 1870: 384,538 beut- 
fche, 133,575 frangöfiihe, 30,079 italier 
nifhe, 8778 omanifche unb 48 anders 
ſprechende Haushaltungen. Die Bundes⸗ 
hauptftabt if Bern mit 44,087 Einw. 
erfaffung. Das dermalige Grund» 
geleß ber Schweiger Füberativrepublit da⸗ 
tiert vom 29. Mai1874. Zived des Bundes 
it: »Behauptung der Unabhängigkeit bed 
Baterlands gegen außen, Hanbhabungvon 
Ruhe und nung im Innern, Schuß 
der Freiheit und der Nedhte ber Cidgenofe 
fen unb Beförberung ihrer gemeinjamen 
Woplfahrte. Die einzelnen Kantone find 
fouverän, foweit ihre Souveränität nicht 
burd) die Bunbesverfafjung befchränft it, 
und üben als folche alle Rechte aus, weldhe 
nicht der Bunbesgervalt übertragen find. 
So fteht insbefondere dem Bunde bie Ge⸗ 


ſebgebung zu über das Heerweſen, über den | das 


Bau und Betrieb von Eifenbahnen, über 
die perfönliche Handlungsfähigfeit, über 


|| Verfafung, befteht, 
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das Obligationentecht mit Einfchluß bes 
Hanbels: und Wechjelrecht, über das Ur⸗ 
jeberrecht an Merken ber Kitteratur und 
ınft, über Maß und Gewicht, über Das 
Beitreibungsverfahren und über das Konz 
Tursrecht, besgleichen bie Gefeßgebung über 
bie ga jemeingefährlihe Epidemien 
und Viehſeuchen 1 treffenden gefunbheits- 
polizeilichen Verfügungen. Auf andern 
Gebieten bes privaten und des Sffenttigen 
Rechts fteht Dagegen, bie Gefeßgebung ben 
Kantonen zu. Die Staatsverfaffung der 
Tetern ift eine fehr verfchiebenartige. In 
einzelnen Kantonen findet ſich noch eine 
unmittelbare Demokratie, während in ben 
übrigen eine repräfentativ-bemofratifche 
ohne daß jedoch im 
einzelnen eine grobe überein fimmung ber 
Kantonalverfaljungen vorhanden wäre. 
Dem Bund allein fieht das dech Kriegzu 
erklären und Frieden zu fließen, Bünd- 
niffe und Gtaatäverträge, namentlich, 
Zoll: und Handelöverträge, mit bem Aus: 
Iand einzugehen, zu. Das Zollwefen, das 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen im ganzen 
Anfang der Eidgenoſſen ſchaft ift Bundes⸗ 
jache. Die Wünzprägung geht allein vom 
und aus. Die dabrikatlon und ber Ver⸗ 
tauf bes Schießpulvers ftehen ausſchließ⸗ 
lich dem Bund zu. Der einzelne Schweir 
zerbürger hat aber als Schweizer und als 
Kantonalbürger eine doppelte Stellung. 
Seber Rantonsbürger if zugleic Schwer: 
erbürger. Der nie etfene Schweizer⸗ 
ürger genießt an feinem Wohnfig alle 
Beh —— und bamit and 
bie Rechte ber Öemeindebürger, ausgenom: 
men ben Mitanteil an Bürger- und Kor⸗ 
porationsgütern und das Stimmrecht in 
tein bürgerlichen Ungelegenfeiten. Sämt: 
ůche Rantone finb verpflichtet, alle Schweiz 
zerbürger in der Gefeggebung wie in bem 
gerichtlichen Verfahren ben Bürgern des 
eignen Kantons gleich zu halten. Das 
—— weldjeß bie aktive 
und alfoe hlfähigteit für bie eid 
genöftiihen Wahlen begründet, verleiht 
dem Schweizerbürger innerhalb des Buu⸗ 
beögebietS völlige Freizügigkeit. Er Hat 
bad“ Keät, fh innerdalb befefken an 
jedem Ort nieberzulaflen, wenn er einen 
Heimatfchein oder eine anbre gleichbebeu- 
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tende Ausweisſchrift befigt (Bunbesver- 
faflung, Art. 45 


Die oberfte Gewalt des Bundes wird 


nach der Bundesverfaflung (Art. 71 ff.) | d 


durch die Bundesverfammlung aus 
geübt, welche fi) aus dem Nationalrat 
und dem Ständerat zufammenfeßt. Der 
Nationalrat (Conseil national) re 
präfentiert die eigentliche Volksvertre⸗ 
tung, und zwar ift hier das Schweizervolf 
in jeiner Gefamtheit vertreten, wie im 
deutfchen Reichstag das beutfche Volk in 
feiner Gefamtheit vertreten ift. Der Na⸗ 
tionalrat wird jeweilig auf drei Jahre in 
allgemeinen und direften Wahlen von 
dem Schweizervolf gewählt. Wahlfähig 
und wahlberechtigt ift jeder Schweizer, 
welcher das 20, Lebensjahr zurüdgelegt 
bat und nad) der Geſetzgebung feines 
Kantons nicht vom Aftivbürgerrecht aus: 
aeichloffen ift. Näheres über die eidgendf- 
fifhen Wahlen und Abftimmungen iſt 
durch Bundesgeſetz vom 19. Juli 1872 
beftimmt. ur je 20,000 Seelen der Ge 
famtbevölferung wird ein Mitglied ge- 
wählt; eine Bruchzahl über 10,000 Seelen 
wird für 20,000 Seelen gerechnet. Nach 
der ortogfhlung von 1870 zählt der Na⸗ 
tionalrat 135 itglieber und zivar für 
Zürich 14, Bern 25, Luzern 7, Uri 1, 
Schwyz 2, Unterwalden ob dem Wald 1, 
Unterwalden nid dem Wald 1, Glarus 2, 
Zug 1, Freiburg 6, Solothurn 4, Bafel- 
itadt 2, Bafelland 3, Schaffhaufen 2, 
Appenzel-Außer-Roden 2, Appenzell⸗In⸗ 
ner: Roden 1, St. Gallen 10, Graubuͤn⸗ 
den 5, Aargau 10, Thurgau-5, Teffin 6, 
Waadt 11, Wallis 5, Neuenburg 5 und 
Genf 4 »Nationalrätee. 

Der Ständerat (Conseil des Etats) 
befteht aus 44 Abgeordneten der Kantone. 
Jeder Kanton wählt zwei Abgeordnete, in 
den geteilten Kantonen jeder Landesteil 
einen Abgeordneten. Der Ständerat ift 
die Vertretung ber Einzelftaaten, ähnlich 
dem deutfchen Bunbesrat. Die Art und 
Weife, wie die einzelnen Kantone ihre 
Abgeordneten für dieſe Körperichaft er: 
wählen, richtet fih nach den einzelnen 
Kantonalverfaffungen. Zu beachten ift 
jeboch, daß die Mitglieder des Ständerats, 
ebenfowenig wie Die des Nationalratz, an 
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Anftruftionen ihrer Wähler gebunden 
find. Die Mitglieder beider Kammern 
beziehen Entjhädigungen. Die Mitglie- 
er des Nationalrats und des Bundes- 
rat3 Tonnen nicht zugleih Mitglieder 
des Ständerats fein. Die beiden Räte 
verfammeln fich jährlich einmal zur or- 
dentlihen Sikung. Sie werben außer: 
ordentlich einberufen durch Befchluß bes 
Bundesrats, ober wenn ein Viertel der 
Mitglieder des Nationalrats ober fünf 
Kanione e3 verlangen. Jeder ber beiden 
Räte wählt aus feiner Mitte für jede or⸗ 
dentlihe und aufßerordentlihe Sitzung 
einen Präfidenten und einen BVizepräfis. 
benten. Für Bundesgefeße und Bundes: 
beſchlüſſe ift die Zuftimmung beider Räte 
erforberlidh. Bundesgeſetze ſowie allae- 
mein verbindliche Bundesbefchlüffe, welche 
nicht dringlicher Natur find, jollen über: 
die dem Gejamtvolf zur Abflimmung 
(Referendnm) vorgelegt werden, wenn 
es von 30,000 ftimmberechtigten Schweis 
zerbürgern oder von acht Kantonen ver- 
langt wird. Das Nähere über dieſe Volks-⸗ 
abftimmung ift durch Bundesgeſetz vom 
17. Juni 1874 beftimmt. Im einzelnen 
find aber folgende Gegenflände dem Ge- 
Tchäftsfreis der beiden Räte überwiefen: 
4) Geſetze über die Organifation und bie 
Wahlart der Bundesbehörden; 2) Gefeke 
und Beichlüffe über Diejenigen Gegen 
ftände, zu deren Regelung der Bund nach 
Maßgabe der Bundesverfaflung befugt ift; 
3) Bejoldung und Entfchädigung ber Mit: 
glieder der Bundesbehörden und der Bun 
desfanzlei, Errichtung bleibender Beam: 
tungen und Beſtimmung ihrer Gehalte; 
A) Wahl des Bunbesrats, des Bunbes- 
gerichts, des Kanzlers jowie bes Generals 
der eidgendffifchen Armee; 5) Bündniſſe 
und Verträge mit dem Ausland fowie 
Gutheißung ber Verträge unter fich ober 
mit dem Ausland; folche Verträge der 
Kantone gelangen jedoch nur dann an bie 
Bundesverfammlung, wenn vom Bundes: 
rat oder von einem andern Kanton Ein- 
fprache erhoben wird; 6) Maßregeln für 
die Außere Sicherheit, für Behauptung ber 
Unabhängigkeit und Neutralität der S., 
Kriegserklärungen und Friedenzichlüfie; 
7) Garantie ber Verfaflungen und des 
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Gebiets ver Kantone; Intervention infolge 
ber Garantie; Maßregeln für die innere 
Sicherheit, für Handhabung von Ruhe 
und Ordnung; Amneſtie und Begnabi- 
ung; 8) Dabregeln, welche die Hand: 
bung der Bundesverfaffung, die Ga⸗ 
rantie der Kantonalverfaflungen, bie 
Erfüllung ber bundesmäßigen Verpflich⸗ 
tungen zum Zweck haben; 9) Verfügungen 
über das Bundesheer; 10) Auiftellung 
des jährlichen Voranſchlags und Abnahme 
ber Dinaterenung fowie Befchlüffe über 
bie Aufnahme von Anleben; 11) die Ober: 
auflicht über bie eibgendf filche Verwaltung 
und Rechtspflege; 12) Beichwerden gegen 
Entfcheidungen des Bundesrat über Ad⸗ 
miniftrativflreitigfeiten; 13) Kompetenz: 
ftreitigfeiten zwiſchen Bundesbehörden; 
14) Revifion der Bundesverfaſſung. 

Über folche Angelegenheiten verhandelt 
jeder Rat abgefondert. Bei Wahlen (Zif- 
fer 4), bei Ausübung des Begnadigunge- 
rechts und für Entſcheidung von Kompe⸗ 
tenzftreitigfeiten (Ziffer 13) vereinigen fich 
jedoch beide Räte unter ber Leitung bes 
Präfidenten des Nationalrats zu einer ge 
meinfchaftlichen Verhandlung, fo daß die 
abfolute Mehrheit der ftimmenben Mit- 
glieber beider Räte entfcheibet. Jedem ber 

eiden Räte und jebem — derſelben 
ſteht übrigens das Vorſchlagsrecht (die 
Initiative) zu. 

Die oberſte vollziehende und leitende 
Behörde der Eidgenoſſenſchaft iſt ber 
Bundesrat (Conseil fedEral), welcher 
aus 7 Mitgliedern befteht. Diefe werden 
von ber Bunbesverfammlung aus allen 
Schweizerbürgern, welche al$ Mitglieder 
des Nationalrat3 wählbar find, auf die 
Dauer von 3 Zahren ernannt. Es barf 
jedoch nicht mehr als ein Mitglied aus 
dem nämlihen Kanton gewählt werden. 
Nach) jeder Gefamterneuerung des Natio: 

nalrats findet auch eine Gejamterneue: 
rung bed Bundesrats flatt. Die in ber 
wilden eit erlebigten Stellen werden 
ei der nächſtfolgenden Sikung ber Bun- 
besverfammlung für den Reſt ber Amts: 
dauer wieder belebt. Die Mitglieder des 
Bunbdesrats dürfen feine andre Beam: 
tung, jei es im Dienjte ber Eidgenoſſen⸗ 
ha, fei e8 in einen Kanton, beffei- 
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ben, noch irgend einen andern Beruf oder 
Gewerbe treiben. Der Bundesrat wählt 
aus feiner Mitte auf die Dauer eines 
Sahrs den Bundespräfidenten (Pre&- 
sident de la Confederation) und den 
Bundespizepräfidenten. Der Bunbesprä- 
fidvent führt im Bundesrat den Borfik. 
Der abtretende Bräfident ift für bag nächſt⸗ 
folgende Jahr weder als Präſident noch 
als Vizepräfident wählbar. Das gleiche 
Mitglied kann nicht während zwei unmit- 
telbar aufeinander folgender Sabre bie 
Stelle eines Vizepräfidenten befleiden. Die 
Kanzleigefchäfte bei der Bundesverſamm⸗ 
lung und bei dem Bundesrat werden von 
einer Bunbesfanzlei (Chancellerie 
federale) bejorgt, welcher ein Fanzier 
vorſteht, der von der Bundesverfammlung 
auf 3 Salt gleichzeitig mit dem Bundes: 
rat gewählt wird. 

Zur Ausübung der Rechtspflege, fo- 
weit diefelbe in den Bereich des Bundes 
füllt, ift ein Bundesgericht (Tribunal 
f&deral) beftellt, welches in Lauſanne jei: 
nen Sit hat. Dasfelbe befteht aus I Mit- 
gliedern und 9 Erfagmännern, die auf 
die Amtsdauer von 6 Sahren von ber 
Bundesverfammlung gewählt werben. Bei 
ber Wahl fol baranf Bedacht genommen 
werden, daß alle drei Nationalfprachen 
vertreten find. Zum Mitglied bes Bun⸗ 
besgerichts kann jeder Schweizerbürger 
ernannt werben, der in den Nationalrat 
wählbar if. Die Mitglieder ber Bundes: 
verfammlung und des Bundesrats forwie 
die von ihnen gewählten Beamten können 
nicht gleichzeitig Mitglieder bes Bundes: 
gericht$ fein. Das Bundesgericht urteilt 
über bürgerliche Nechtsftreitigkeiten zii: 
Ihen dem Bunb und den Kantonen, zwi- 
| en ben Kantonen untereinander, zwi⸗ 

en dem Bunb ober den Kantonen einer- 
ſeits und Korporationen oder Privaten 
anberjeits, wenn der Streitgegenftand von 
einer durch bie Bundeögefehgebung zu be 
ftimmenden Bebeutung ift und die eine 
Partei es verlangt. Das Bundesgericht 
urteilt ferner über Kompetenzkonflikte 
wiichen Bundesbehörden einerfeits und 

antonalbehörden anderfeits, über Strei: 
tigfeiten ſtaatsrechtlicher Natur zwifchen 
ben Kantonen und über Beſchwerden, be- 
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treffend Verletzung verfaffungsmäßiger 
Nechte der Bürger, fowie über folche von 
Privaten wegen Verlegung von Konfor: 
Daten und Staatsverträgen. Endlid ur: 
teilt da8 Bundesgericht und zwar unter 
Zuziehung von Geſchwornen, welche über 
die Thatfrage entjcheiden, in folgenden 
Straffällen: Hochverrat gegen die Eidge⸗ 
noffenichaft, Aufruhr und 
gen die Bundesbehörden; Verbrechen und 
ergehen gegen das Völkerrecht; politische 
Verbrechen und Vergeben, Die Urfache oder 
Tolge derjenigen Unruhen find, durch 
welche eine bewaffnete eidgenöſſiſche —* 
tervention veranlaßt wird; endlich in ſol⸗ 
chen Fällen, in denen eine Bundesbehörde 
die von ihr ernannten Beamten dem Bun⸗ 
beögericht zur ſtrafrechtlichen Aburteilung 
überweiſt. Für die Strafrechtspflege be⸗ 
ſtehen bei dem Bundesgericht eine Krimi⸗ 
nalkammer, eine Anklagekammer und ein 
Kaſſationsgericht. Außerdem fungieren 
zwei Unterſuchungsrichter für die deutſche 
und für die romaniſche S. Im übrigen 
verbleibt die Rechtſprechung mit Vorbehalt 
der dem Bundesgericht eingeräumten Kom⸗ 
petenzen den einzelnen Kantonen. 
Heerweſen. Die ©., deren Neutrali⸗ 
tät von den Großmächten garantiert iſt, 
darf, was den Bund anbelangt, keine 
ſtehenden Truppen halten. Das Bundes⸗ 
heer beſteht aus den Truppenkörpern der 
Kantone und aus allen Schweizern, welche 
— nicht zu dieſen Truppenkörpern ge⸗ 
hören, aber nichtsdeſtoweniger militäͤr⸗ 
pflichtig ſind. Jeder Schweizer iſt wehr⸗ 
pflichtig. Ohne Bewilligung der Bundes⸗ 
behörde darf kein Kanton oder in geteilten 
Kantonen kein Landesteil mehr als 300 
Mann ſtehende Truppen halten, die Land⸗ 
jägerkorps nicht inbegriffen. Die Verfü⸗ 
gung über das Bundesheer mit Inbegriff 
des geſetzlich dazu gehörigen Kriegsmate⸗ 
rials ſteht der Eidgenoſſenſchaft zu. Die 
Deititärvermaltung ift Sache des Militär: 
bepartements, welchem je ein Waffenchef 
für Infanterie, Kavallerie, Artillerie und 
Genie jowie ein Chef des Stabsbürenus 
unterftellt find. Für die Verwaltung des 
Kriegsmaterials beftehen eine techniſche u. 
eine abminiftative Abteilung. Das Ober: 
kommando des Bunbdesheers ıft einem Ge⸗ 


ewältthat ge: 
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neral übertragen. Das Bundesheer jelbft . 
beiteht aus dent fogen. Auszug, d. 5. ben 
Mannſchaften vom 20.— 32. Lebensjahr, 
und aus der Landwehr (biß zum 44. Le⸗ 
bensjahr). Der Beitand ber ſchweizeri⸗ 
ſchen Armee betrug 1.%an. 1879: 119,419 
Mann im Auszug und 95,338 Mann in 
ber Landwehr. 

Finanzen. Die Einnahme bed Bun- 
des (aus dem Bundesvermögen, den öl: 
len, der Poſt- und Telegraphenverwal⸗ 
tung, den Beiträgen der Kantone und 
der Pulververwaltung) war nach dem 
Budget für 1880 mit 40,599,000 Frank, 
die Ausgabe (darunter 12,801,919 Fr. für 
dag Militär, 14,010,000 Fr. für die Poft, 
358,000 Sr. für das Polytechnikum) auf 
40,782,000 Fr. veranfchlagt. Die Alti- 
verr des Bundes betrugen Ende 1879: 
43,609,843 FIr., die Paſſiven 32,331,284 
Fr. ; Uberſchuß: 11,278,559 Fr. Das Wap⸗ 
pen ber Eidgenoſſenſchaft ift ein ſilbernes 
Kreuz im roten Felde; bie Landesfarben 
find Weiß u. Rot. Val. Meyer, Geſchichte 
des ſchweizeriſchen Bundesrechts (1875 
u, 1878); »Eidgenöſſiſche Bundesverfaſ⸗ 
ſung, Bundesgeſetze undBundesbeſchlüſſe« 
(1876); »Staatskalender der ſchweizeri⸗ 
ſchen Eidgenoſſenſchaft« (1880); Dubs, 
Das öffentliche Recht der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft (1877); Gareis und 
Zorn, Staat und Kirche inder ©. (1877). 

Schwerinstag, im parlamentarifchen 
Sprachgebraud eine der Erledigung von 
Anträgen aus der Mitte ber Verfamm- 
lung und von Betitionen gewibmete 
Sigung (im deutſchen Reichstag gewöhn⸗ 
lich Mittwochs), nach der auf Antrag des 
frühern Minifter8 Grafen Schwerin im 
preußifchen Abgeordnetenhaus getroffenen 
und aud) auf den Reichstag übertragenen 
Einrichtung fo genannt. 

Schwurgericht (Jury, Gefhwor: 
nengericht), Gericht, bei welchem neben 
vechtögelehrten Richtern aus dem Volt 
gewählte Männer (Geſchworne), von 
denen Rechtskenntnis nicht verlangt wird, 
an der Rechtiprehung in ber Art teil- 
nehmen, daß der von ihnen nad) mündlich 

eführter Verhandlung gefäte Wahr: 
rc (Verdikt) dem Urteil zu Grunde 
gelegt werben muß. Das Inſtitut ſtammt 
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aus England, wo Geſchworne ſowohl bei 
bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten (Zivil: 
jury) als bei bebeutenbern Straffachen 
einberufen werden, und warb für das 
Strafverfahren 1791 in Frankreich und 
nad franzöfifhem Vorbild feit 1848 in 
ben meiften deutſchen Staaten eingeführt. 
Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz ſollen die bei den andgerwen perio⸗ 
diſch zuſammentretenden Schwurgerichte 
über ſchwere Verbrechen urteilen. Sie 
follen aus 3 richterlihen Mitgliedern 
(Shwurgerihtshof) mit Einfluß 
des Borfigenden (Schwurgerichts⸗ 
präſident) und 12 Geſchwornen (Ge⸗ 
ſchwornenbank) beſtehen, die über bie 
Schuldfrage entjcheiben, indem für jedes 
©. 30 Hauptgejchworne und aus biefen 
für jede Hauptverbandlung je 12 Ge: 
fhworne ausgeloft werben. Zur Leitung 
der Beratung und Abftimmung wählen 
bie Gefhwornen einen Obmann. Die 
Geſchwornen haben die ihnen am Schluß 
ber Qauptverhanblung vorgelegten Tragen 
mit Ja oder Nein zu beantivorten. Es ift 
ihnen aber auch geitattet, eine Frage teil- 
weife zu bejahen und teitweile zu vernei- 
nen. Der Wahrſpruch der Gelchwornen 
ift im Sigungszimmer von dem Obmann 
Tundzugeben. Es geſchieht dies in ber 
Torm, daß der Obmann bie Worte [pricht: 
»Auf Ehre und Gewiſſen bezeuge ich als 
den Spruch ber Geſchwornen«, hierauf 
aber bie von dem Vorſitzenden geftellten 
Tragen jamt den von den Geſchwornen 
darauf gegebenen Antworten verlieit. Auf 
Grund des Spruchs wirb das Urteil er 
laſſen, welches freiſprechend ausfällt, wenn 
der Angeklagte von ben Gefchwornen für 
nichtſchuldig erklärt wurde, im entgegen- 
gelegten Tall aber die von ben Richter: 
eamten feſtgeſetzte Strafe ausfpricht. Der 
Schwurgerichtspräfident wird für jede 
Sitzungsperiode von dem Präfibenten des 
zufländigen Oberlandesgeriht? ernannt, 
während ber Stellvertreter besfelben und 
die übrigen richterlichen Mitglieder von 
dem Präfidenten des Landgerichts, bei 
welchem das ©. zufammmentritt, aus ber 
Zahl ber Mitglieder des Landgerichts be⸗ 
ſtimmt werben. Das Amt eined Geſchwor⸗ 
nen ift ein Ehrenamt; dasfelbe kann nur 


Schwurgerichtshof — Seemannshaus. 


von einem Deutſchen bekleidet werden. 
Dal. Deutſches Gerichtsverfaſſungsgeſetz, 
N 79-99; Deutſche Strafprogeßordnung, 
276ff.; Mittermaier, Erfahrungen 
über bie Wirkſamkeit ber Schwurgerichte 
(1865); Hye, Über das ©. a, 
Schwarze, Das deutſche ©. (1865); 
Heinze, Ein beutfches Geſchwornenge⸗ 
richt (1865); G. Brunner, Die Ent: 
ftehung ber Schwurgerichte (1872); Gla⸗ 
fer, Zur Surhftane (1864). 
‚Säwurgeriätöhof, ſ. Schwurge⸗ 


richt. 

Sorutinium (lat.), Wahlprũfung, na⸗ 
mentlich die Ermittelung des Ergebniſſes 
einer Wahl oder einer Abſtimmung, welche 
mit Stimmzetteln erfolgt iſt; Skruta⸗ 
toren, die mit dieſer Ermittelung beauf⸗ 
tragten Perfonen. Auch die ver Übertra- 


"gung eines geiftlichen Amtes voraus- 


gehende Unterjuchung über die Befähigung 
des dazu Berufenen wird 8. genannt. 

Secamt, |. Seerecht. 

Seeauswurf, Gegenſtände, welche 
außer dem Fall der Seenot eines Schiffs 
beſitzlos geworden und von der See auf 
den Strand geworfen worden ſind (ſ. 
Seerecht). 

Seebente, ſ. Priſe. 

Seehandelsrecht, ſ. See recht. 

Seehandlung, preuß. Handelsinſtitut, 
1772 in Berlin zur Hebung des über⸗ 
feeifchen Handels Preußens gegründet; 
betreibt jekt veräugaweile Banfgeichäfte 
und ſteht feit 1848 unter bem Finanz⸗ 
minifterium. 

Seemannsämter, |. Seerecht. 

Seemannshaus (Seemannsheim, 
engl. Sailor’s home, bolländ. Zeemans- 
huis), eine Anftalt, die Seeleuten, wäh: 
trend fie am Land finb, für Billige Zahlung 
eine gefunbe und angenehme Wohnung, 
zugleich aber auch Gelegenheit zur Fort: 
bildung und gefelligen Erholung dar- 
bietet. Oft find damit auch Sparkaſſen, 
Einrichtungen zur Aufbewahrung von 
Effekten der Seeleute, Lefegimmer, Unter: 
rihtsanftalten u. dal. verbunden, indem 
e8 der Zweck der Errichtung folcher See: 
mannshäufer ift, an Stelle eines oftmals 
rohen und wüften Leben? die Seeleute 
zur Ordnung zu gewöhnen und ihnen 





Seemannsordnung — Seerecht (internationales ©.). 


bie Gelegenheit zu einem anftändigen Un: 
terfommen und zu weiterer Ausbildung 
zu släeften. R 

cemannBordnung 

Seepolizei |f. Seerecht. 

Seeproteft, Bericht eines Schiffers über 
erlittene dan (ſ. d.). 

Seerecht, Inbegriff der auf Seewefen 
und Seeverkehr, indbejondere auf Seehan⸗ 
bel und Seeſchiffahrt, bezüglichen Rechts⸗ 

rundfäte. Das ©. bildet, infoweit es 
I babei um Rechtöverhältniffe des Pri- 
vatverkehrs handelt, einen Teil des Privat: 
recht? und zwar, foweit dabei ber See- 
handel in Frage fommt, des Handelsrechts 
(PBrivatfeereht, Seehandelß- 
recht). Soweit dagegen Fragen ber öffent- 
lihen Ordnung und Sicherheit (See- 
polizei) zu enticheiden find, gehören die 
ſeerechtlichen Beſtimmungen bem öffent- 
lichen Recht und, infoweit es ſich endlich 
um die Verkehrsverhältniſſe der Seeftaa- 
ten untereinander hanbelt, dem Völker⸗ 
recht an (internationales ©.). Das 
internationale S. insbejondere beruht 
teils auf ben zwifchen ben einzelnen Staa⸗ 
ten abgefehfoffenen völkerrechtlichen Ver⸗ 
trägen, teils auf ſeerechtlichem Gebrauch 
(Ulance). Der Hauptmangel dieſes wich⸗ 
tigen Teils des Völkerrechts ift aber ber, 
daß im Kriegsfall das Privateigentum zur 
See von den Triegführenden Mächten nicht 
refpeltiert wird, während dies ım Land⸗ 
frieg nach mobernem Bölferrecht aller: 


dings gefchieht. Zwar erflärten ſich 1866. 


Preußen, Diterreih und Stalien bereit, 
das fogen. Priſen recht gegeneinander 
nicht zur Anwendung zu bringen, und 
ebenſo unterſagte 1870 eine Verordnung 
bes Norddeutſchen Bundes die Aufbrin- 
gung und Wegnahme framzöfiicher Han: 
delsichiffe Durch die Bundeskriegsmarine; 
allein diefe Verordnung mußte, da Frank⸗ 
reich ſich Deutfchland gegenüber nicht zu 
berielben Konzeifion verftand, wieder zu⸗ 
rüdgezogen werben. Selbft die Abſchaf⸗ 
fung ber Kaperei ſ. b.) iſt noch nicht 
vollftändig gelungen, da fich die nordame⸗ 
rikaniſche Union dem bierauf gerichteten 
Übereinfommen der europäiſchen See⸗ 
mädhte nicht angeichlofien hat. Was das 
neutrale Eigentum zur See anbelangt, fo 
Staatslexi kon. 


E 
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gilt dasſelbe für unverletzlich, abgeſehen 
von folgenden Beſchränkungen, welche im 
Fall eines Seekriegs auch für die Neu⸗ 
tralen eintreten. Eine effektive Blockade 
iſt nämlich auch fir neutrale. Staaten 
verbindlich, und ein Blockadebruch wird 
ihnen gegenüber ebenfo wie dem Feind 
gegenüber geahndet. Ebendasſelbe gilt 
von ber Einfuhr von Kriegsfonterbande, 
db. h. vom Verforgen bes Feindes mit Mit- 
teln zur Kriegführung durch eine neu⸗ 
trale Macht. Große Schiwierigfeiten machte 
früher bie Verbindung neutralen Guts 
mit feindlihem Gut, ſei e8, daß neutrales 
Gut auf feindlichen Schiffen oder feind⸗ 
lihe Schiffe mit neutralem Gut angehal- 
ten wurden. Das frühere englifche Syſtem 
(» Frei Schiff, unfrei Sut; unfrei Schiff, 
frei Gute) verlangte bier eine Trennung 
bes feindlichen von dem neutralen Ver⸗ 
mögen; es Tieß alfo die neutrale Fracht 
und das neutrale Schiff unangefochten, 
eftattete aber die Wegnahme des feind- 
ihen Schiffs, auf welchem die erftere, und 
der feindlichen Ware, die auf dem letztern 
verladen war. Died Syſtem hatte für bie 
Neutralen den ſchweren praftiichen Nach⸗ 
teil, daß hiernach auch die neutralen 
Schiffe angehalten und nach feindlichem 
Gut durchſucht werden durften. Als Re⸗ 
preſſalie dagegen wurde daher eine Zeit⸗ 
lang von Frankreich das Syſtem zur An⸗ 
wendung gebracht, wonach die feindliche 
igenſchaft des einen Teils, ſei es des 
Bits oder ber Brad, auch den Verluſt 
bes damit in Berbindung gebrachten neu⸗ 
tralen andern Teils zur Folge hatte. Im 
übrigen wurde gegenüber ber englifchen 
Seepraris das Syſtem durchgeführt: » Frei 
Schiff, frei Gut; unfrei Schiff, unfrei 
Gute ‚db. alfo, die Eigenschaft des Schiffs, 
als der Hauptfache, ift für die Behandlung 
ber Ladung, als der Nebenjache, entichei: 
dend, oder, wie man dies auch ausdrückte, 
»die Flagge deckt Die Ladunge. Die Pa- 
rifer Seerechtödeflaration von 1856 ijt 
aber noch weiter gegangen, indem fie ben 
Sat proflamierte: ei Schiff, frei Gut; 
unfrei Schiff, ei ute, aljo auch bie 
Freiheit neutralen Guts auf feindlichen 
chiff anerfannte, unbejchadet jedoch bed 
fogen. Durchſuchungsrechts (j.d.). 
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Was das Privatfeerecht anbetrifft, 
fo ift dasſelbe in neuerer Zeit mehrfach ko⸗ 
difiziert worden, indem faft alle modernen 
Hanbelsgefebücher nach dem Vorgang des 
franzöfifchen Code de commerce ba% 
Seehandelsrecht in ausführlicher Weife 
barftellen. Für das Deutiche Reich ift das⸗ 
felbe durch dais deutſche Handelsgeſetzbuch 
(Buch V) normiert. Die Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes und des nunmeh⸗ 
rigen Deutſchen Reichs (Art. 4) zieht aber 
die Organiſation eines gemeinfamen 
Schußes der beutichen Schiffahrt und ihrer 
Tlagge zur See in den Kompetenzfreis der 
Bundes⸗-(Reichs 2 Sefegebung, Sie be 
ſtimmt im Art. 54, daß das Reich das Ver⸗ 
führen zur Ermittelung der Ladungsfähig⸗ 
feit der Seefchiffe zu beſtimmen, die Aus⸗ 
ftelung ber Meßbriefe fowie der Schiffe: 
certififate zu regeln und bie Bebingungen 
feftzuftellen habe, von melchen die Erlaub- 
nis zur Führung eines Seeſchiffs abhängig 
zu machen fei. Auf Grund diefer Beftim- 
mungen, und nachdem inzwifchen das ge- 
famte bürgerliche Recht zum Gegenftand 
der Reichsgeſetzgebung erhoben worben 
war, wurden eine Reihe wichtiger Gefebe 
erlaffen, welche da3 Seeweien, namentli 
auch in polizeilicher Hinficht, regeln. Da⸗ 
hin gehört zunächſt das Gefeß vom 25. 
Okt. 1867, betreffend die Nationalität ber 
Kauffahrteifchiffe und ihre Befugnis zur 

ührung ber Bundesflagge (Bundesgeftt- 

latt, ©. 35), welches ebendiefe Befugnis 
von dem Bundesindigenat ber Reeder und 
vom Eintrag des Schiffs in das Schiffs- 
regifter abhängig macht, aber durch ein 
Nachtragsgefeb vom 28. Juni 1873, be: 
treffend die Regiftrierung und Bezeichnung 
ber Kauffahrteifchiffe (Reichsgeſetzblatt, 
©. 184), mobifiziert worden if leich⸗ 
zeitig erging eine Verordnung vom 25. 
Dft. 1867 (Bundesgefebblatt, ©. 39), 
welche die nähern Beftimmungen über 
bie Bundes: (Neichs — enthielt (ſ. 
Slnoge) Auch die Beftimmungen ber 

ewerbeordnung ($$ 6, 31, 34, 40, 53) 
gehören hierher, weldye ben Gewerbebetrieb 
der Seejchiffer, Seefteuerleute und Lotſen 
von der allgemeinen Gemwerbefreiheit aus⸗ 
nehmen und von dem Ausweis tiber den 
Beſitz ber erforderlichen Kenntniffe durch 


Seerecht (Privatſeerecht). 


ein Befähigungszeugniß ber zuftänbigen 
Vermwaltungsbehörbe abhängig machen. 
Das Prüfungswefen felbit ift im Verord- 
nungsweg reguliert worden. 

Ferner ift aus den hier einfchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen bes Reichöftrafgefeubuch® der 
$ 145 pervorzubeben, welcher denjenigen 
mit Geldftrafe dis zu 1500 ME. bedroht, 
ber bie von Raifer ur nerötung des ai 
—A der Schiffe auf See, über 

as Verhalten der Schiffer nach einem ſol⸗ 
chen Zuſammenſtoß oder die in betreff der 
Not⸗ oder —A— auf See oder in den 
Küſtengewäſſern erlaſſenen Verordnungen 
übertritt. Diendtigen Vorſchriften zur Ver⸗ 
bütung des Zufammenftoßes der Schiffe 
auf See aber find burch kaiſerliche Verord⸗ 
nungbom 23. Dez. 1871 (Reichsgefeblatt, 
&.475) gegeben. Ferner gehört hierher bie 
Schiffsvermeffungsordrnung vom 5. Juli 
1872 (Reichsgeſetzblatt, ©. m) famt 
ben zugehörigen nftruftionen und Rad; 
a maungen (. Schiffsvermeſ⸗ 

ung). 

- &3 folgt fobann die deutſche See: 
manndorbnung vom 27. Dez. 1872 
(Reichögefeßblatt, ©. 409), welche aus⸗ 


| führlihe Vorſchriften über die An= und 


Abmuſterung ber Schiffsmannfchaft durch 
bie Seemannsämter, als welche in: 
nerbalb des Neichegebicte die Mufterung?s 
bepdrben und im Ausland die Neichskon⸗ 
fuln fungieren, ferner über die Ausferti⸗ 
gung ber Seefahrtsbücher für bie Schiffs: 


maunnſchaft Durch Diefe Behörden und über 


das Vertragsverhältnis zwiſchen Schiffe- 
mannſchaft und Schiffer (unter gleichzei⸗ 
tiger Aufhebung der Beiwmungen im 
4. Titel des 5. Buches des Handelsgeſetz⸗ 
buchs), endlich auch über Zwangsmaßre⸗ 
gein und Strafen zur Aufrechterhaltung 

er Disziplin auf den Seeſchiffen enthält 
(ſ. sarlien). Ein weiteres Reichsgeſetz 
von 27. Dez. 1872 normiert bie Verpflich⸗ 
tung deuticher Kauffahrteifchiffe zur Mit- 
nahme bilfsbebürftiger Seeleute. 

Bon großer Bictigfeit ift ferner die 
Strendungsorbnung vom 17. Mai 
1874 (Reichsgeſetzblatt, ©. 73). Diefe 
unterftelt näntlid) die gefamte Verwal: 
tung der Stranbungsangelegenheiten ben 
Strandämtern, deren Organifation 


Seerecht (Strandungsordnung ꝛc.). 


zwar den einzelnen Bundesregierungen 
in den Küſtenſtaaten überlaſſen iſt, die 
aber doch unter der Oberaufſicht des Reichs 
ſtehen. Den Strandämtern find Strand: 
vögte untergeordnet, welche insbeſondere 
diejenigen Maßregeln zu leiten haben, 
die zum Zweck der Bergung oder Hilfs: 
leiftung zu ergreifen find. Die Stran- 
dungsordnung normiert ferner das Ver: 
fahren bei Bergung und Hilfsleiftung in 
Seenot und die Nechtöverhältnifie, welche 
in Anſehung des geborgenen Guts Platz 
areifen. Das Strandgut ift nämlid) 
ſtets an den Eigentümer oder jonftigen 
Empfangsberechtigten zu verabfolgen, un- 
bejchadet jedoch des Anſpruchs des Bergers 
auf Berges und Hilfslohn, deſſen Betrag 
fih nad den Vorfchriften des deutfchen 

andelsgeſetzbuchs beſtimmt. Die Aus⸗ 
lieferung der geborgenen Gegenſtände darf 
jedoch, mit Ausnahme der für das augen⸗ 
blidliche Bedürfnis der Mannfchaft und 
Paſſagiere erforderlichen Gegenjtände, erſt 
nad) Bezahlung oder Sicherftellung der 
Bergungsfoften, einjchlieplich des Berge: 
lohns, und nach erfolgter zollamtlicher Ab⸗ 
fertigung gejchehen. Zur Ermittelung des 
Empfangsberechtigten ift nötigenfallg ein 
öffentliches Aufgebotöverfahren einzulei= 
ten. Führt auch dies zu einem Refultat, 
erfcheinen alfo die geborgenen Sachen als 
herrenlos, jo unterjcheidet das Geſetz fol- 
gendermaßen: Gegenftände, weldhein See⸗ 
not vom Strand aus geborgen (Strand: 
gut), ebenfo der fogen. Seeauswurf, 
d.h. Gegenftänbe, die außer dem Fall einer 
Seenot befißlos geworden und von ber 
See auf den Strand geworfen worden or 
gehören dem Landesfisfus. Ebenbasjelbe 

ilt von firandtriftigen Gegenftänden 
 Stranbtrif t), welche ebentallß außer 
dem Fall der Seenot eines Schiffs beſitzlos 
geworden find und gegen ben Sfrand ge 
trieben und von hier aus geborgen wur: 
den. Dem Berger gebührt jedoch auch bier 
ber gejegliche Bergelohn (ſ. d.). Ver: 
funfene Schiffstrümmer dagegen ober fon: 
flige Gegenftände, die vom Meeresgrund 
heraufgebracht (Wradgut), desgleichen 
die fogen. Seetrift, d. h. Gegenſtände 
welche, in offener See treibend, von einem 
Tahrzeug geborgen werben, gebübren, 
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wenn ber Smpfangebereistigte nicht zu 
ermitteln ift, dem eigen: 

Durch ein weiteres Reichögefek vom 9. 
San. 1875 (Reichsgeſetzblati, S.11) wurbe 
die deutſche Seewarte in Hamburg ins 
Leben gerufen, welche Die Aufgabe hat, die 
Kenntnisder Raturverhältnijje des Meers, 
ſoweit diefe für die Schiffahrt von Intereſſe 
find, fowie die Kenntnis der Witterungs- 
erſcheinungen an den deutſchen Küften zu 
fürdern und fie zur Sicherung und Erleich⸗ 
terung des Schiffahrtsverkehrs zu verwer⸗ 
ten. Eine Bekanntmachung des Reichskanz⸗ 
leramts vom 31. Jan. 1875 (Reichszen⸗ 
tralblatt, ©. 124) publizierte ferner eine 
ee a To nu ngfir Schiffe 
auf See und auf den Küftengewäffern, und 
endlich wurde 27. Juli 1877 ein Reichs: 
gelb, betreffend die Unterfuhung von 

eeunfällen, publiziert (Reichsgeſetzblatt, 
©. 549). Nach letzterm Geſetz find an den 
deutſchen Küften zur Unterfuchung von 
Seeunfällen, von welchen Kauffabrtei- 
fhiffe betroffen werden, Seeämter zu 
errichten. Dies bezieht ich zwar zunächſt 
nur auf deutſche Kauffahrteifchiffe; doch 
find auch Seeunfälle, welche ausländifche 
Kauffahrer betroffen haben, durch Die deut⸗ 
ſchen Seeämter zur Unterſuchung zu ziehen, 
wenn fich ber Unfall in den Küſtengewäſ⸗ 
fern ereignet oder wenn ber ReichSfanzler 
bie Unterfuhung angeordnet bat. Die 
Seeämter, welche von den Randesregie- 


rungen einzurichten find, aber unter der 


Dberaufficht de Reichs ſtehen, haben bie 
Urfachen des Seeunfalls fowie alle damit 
zufammenhängenden Thatfadhen ji er⸗ 
mitteln und feſtzuſtellen. Namentlich iſt 
feſtzuſtellen, ob der Schiffer oder der Steuer⸗ 
mann durch Handlungen oder Ilnterlaj- 
fungen den Unfall oder deſſen Folgen ver- 
jchuldet hat. Für jedes Seeamt wird vom 
Reichskanzler ein Kommiſſar beftellt, wel- 
cher Anträge an das Seeamt ober feinen 
Vorſitzenden zu ftellen, den Verhandlungen 
des Seeamts beizuwohnen, Einficht von 
ben Aften zu nehmen und für den Fall, 
daß der Vorfigende die Einleitung einer 
Unterfuhung verweigert, Anträge auf 
Anordnung derjelben bei dem Reichskanz⸗ 
Ver zu ftellen berechtigt ift. Auf Antrag 
dieſes Kommiſſars kann, wen ſich ergibt, 
3 % 
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daB ein deutſcher Schiffer oder Steuer: 
mann ben Unfall oder deſſen Folgen ins 
folge des Mangels ſolcher Eigenichaften, 
die zur Ausübung feines Gewerbes erfor- 
berlich find, verſchuldet hat, bemjelben 
durch Spruch bed Seeamts zugleich bie 
Befugnis zur Ausübun Jin ewerbes 
entzogen werden. Bei Ablehnung des An⸗ 
trags ſteht dem Kommillar, in entgegen- 
gel ten gel den dadurch betroffenen 
Sifer oder Steuermann das Rechts⸗ 
mittel der Beichwerde an das Oberfee: 
amt zu. Bal. Kaltenborn, Grund: 
ſaͤtze des praftifchen europäifchen Seerechts 
(1851, 2 Bde); Tedlenborg, Die Frei- 
heit bes Meer (1870); Stabenow, 
Deutfche Seeeifjebetägejete (1875 ‚te: 
wis, Deutſches ©. (1877— 78, 2 Bbe.); 
Pardeifus, Cours de droit commer- 
cial (6. Aufl. 1857); Ruffel, The new 
maritime law (1856); Es pe rſon, Di- 
ritto diplomatico (1872— 74, 2 Bbe.). 
Seetrift(feetriftiges®ut), ein ver: 
laſſenes Schiff oder fonftige beſitzlos ge- 
wordene Gegenftände, welche auf offener 
See treiben und von einem Fahrzeug ge- 
borgen werben (f. Sereät). 
Seewarte (deutſche ©.), Zentral: 
jtelle fiir maritime Meteorologie, nadı dem 
Muſter der englifchen und amerifanifchen 
Nautical Observatories 1868 in Ham: 
burg gearündet und nunmehr in eine 
Reichsanſtalt umgewandelt. Die ©. bat 
bie Aufgabe, die Kenntniffe der Naturver: 
hältniſſe des Meers, foweit diefe für die 
Schiffahrt von Antereffe find, fowie die 
Kenntnis der Witterungserfcheinungen 
an den deutſchen Küften zu fürdern und 
zur Sicherung und Erleichterung des 
Schiffahrtöverlehrs zu verwerten. Die 
Geſchäfte der S. werben unter Leitung 
eined Direktors in vier Abteilungen ſowie 
durch Hauptagenturen, Agenturen, Bes 
obadhtungsftationen und Signafftellen er: 
fter und zweiter Klaffe verwaltet. Haupt: 
agenturen find errichtet zu Neufahrwaſſer, 
Swinemünde und Bremerhaven. 
Seewehr, |. Marine. 
Seewurf, |. Havarie. 
Seezeremoniell, die im Schifisverfehr 
au beobachtenden Förmlichkeiten, nament- 
ich die Chrenbezeigungen , welche bei Be⸗ 


Seetrift — Selbfthilfe. 


egnungen auf hoher See und beim Be- 
Pibren emden SeegebietS zu erweilen 
find, wie ber fogen. Schiffsgruß, der 
im Hilfen der Flagge und Abfeuern von 
Kanonenfhüffen beſteht und durch den 
Gegengruß erwidert wird. 
eitenverwandte, |. Kollateralen. 
Sektion (Iat.), Zerlegung, namentlich 
diejenige eines Leichnams (|. Toten- 
han); dann ſ. v. w. Abteilung, 3. 2. 
die Abteilungen oder Departements eines 
Minifteriums. .. 
Sekundärbahnen (Neben-, Bizi- 
nal=, Zweigbabnen), Eifenbabnen zur 
Vermittelung des Lokalverkehrs, unter Zu: 
laſſung gefrümmter Linien und flärferer 
Steigungen, früher meiſt fchmalfpurig 


Kr 
elundieren (lat.), Beiftand Yeiften; 
Sefundant, Beiltand, ingbefondere 
beim Zweikampf. 

Serbhbere! aft, ſ. v. w. Autofratie. 

Selbſtherrſcher aller Reußen, Titel, 
den Swan II. Wafiljewitih, Großfürft 
von Moskowien, bei feiner Verheiratung 
mit Sophie, der Nichte des letzten byzan⸗ 
tinifchen Kaifers, zugleich mit dem byzan⸗ 
tiniſchen Doppelabler im Wappen um 
1470 annahm, und ben feitbem alle fol: 
genden Ruß von Rußland führten. 

Selbſthilfe, eigenmächtiges Handeln 
zum Zweck der Geltendmachung eines wirk⸗ 
lichen oder vermeintlichen Rechts. Wie 
nämlich der Hauptzweck des Staats in dem 
Rechtsſchutz beſteht, ſo charakteriſiert ſich 
auch das Weſen des Rehteftante gerade 
dadurch, daß er bie Staatsbürger verpflich- 
tet, zur Geltendmachung ihrer Rechte und 
ur Bejeitigung von Störungen in den⸗ 
* den Schuß des Staats, die richter⸗ 
liche Gewalt des letztern, anzurufen. Da⸗ 
rum ſchließt der Begriff eines mon peorb- 
neten Staatsweſens bie ©. prinzipiell aus. 
Gleichwohl bringt e3 die Unvollkommen⸗ 
heit aller menſchlichen Inſtitutionen mit 
fih, daß die ©. als ganz entbehrlich nie 


— 


ſerſcheinen kann, namentlich dann nicht, 


wenn in einem gegebenen Fall die Staats⸗ 
hilfe ſich als unerreichbar darftellt. Dies 
gilt in erfter Linie von bem eigenmächti: 
gen Schuß gegen einen wiberrechtlichen 
Angriff (j. Notwehr). Aber aud Fälle 


Selbitverwaltung — Senat. 


aggrejfiver ©. fommen vor, unb zwar ge= 
bört dahin namentlich bie eigenmächtige 
Pal auch die Retention kann hier- 
r gezogen werden. Der Regel nach ift 
aber die ©. ſchon im römiſchen Recht 
rundfäglich verboten. Bei den germant- 
Pen Völferfchaften Dagegen gelang bie 
Befeitigung ber S., welche namentlich in 
dem fogen. Fehderecht des Mittelalters 
ihren Augdrud fand, erft nad) und nach, 
bis der Rechtszuſtand genugfam erftarkt 
war, um bie ©. einerfeit8 unterbrüden, 
aber auch anderjeits als entbehrlich erfchei- 
nen laſſen zu können. Neuere Strafgeſetz⸗ 
bücher haben die ©. vielfach bei Vermei⸗ 
dung einer Geld⸗ oder Gefängnigftrafe 
— unterſagt. Das deutſche Reichs⸗ 
rafgelebbu bat biefen Weg nicht ein⸗ 
geſchlagen. Es beftraft die ©. nur dann, 
wenn dabei der Thatbeftand eines beſtimm⸗ 
ten Verbrechens, 3. B. einer Erprefjung 
oder einer Potigun vorliegt. Dies iſt 
beſonders dann der Fall, wenn die S. in 
einen Widerſtand gegen die Staatsgewalt 
oder, von mehreren verübt, in einen Land⸗ 
friedensbruch oder Aufruhr übergeht. Von 
der Maſſe des Volks unternommen, führt 
bie ©. zur Revolution (ſ. d.). Zur Beſei⸗ 
tigung und zur Sühne eines Unrechts, 
welches von dem einen Staat bem andern 
gegenüber begangen warb, find bie Staaten, 
wofern die Ausgleihung der Differenz auf 
friedlichem Weg nicht gelingt, allerdings 
auf die S., d. 5. auf die Entfcheidung 
durch Waffengewalt, angewiefen. Übris 
gens ift in neuerer Zeit von ©. im Ge: 
genfaß zur Staatshilfe auch noch in einem 
andern Sinn bie Rebe, indem man bar: 
unter bie Förderung wirtfchaftlicher In⸗ 
tereffen durch eigne Kraft und durch ge⸗ 
meinſames Wirken der Intereſſenten ver: 
fteht, ein Prinzip, auf weldem das 
zutient der modernen wirtſchaftlichen 
enoſſenſchaften (f. d.) beruht. 
Selbfiverwaltung (Selbftregie: 
rung, engl. Selfgovernment), Bezeich⸗ 
nung fir ie Staatsregierung, foweit fie 
den Staatsbürgern felbft übertragen und 
nicht von den unmittelbaren Organen ber 
Regierungsgewalt ausgeübt wird. Das 
Spitem der ©. hat namentlich in Eng: 
land und Norbamerifa feine Ausbildung 
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erhalten, und zwar hat es in der engliſchen 
Monarchie einen mehr ariftofratifchen 
Charakter, während e8 in ber nordameri⸗ 
kaniſchen Union mehr bazu dient, Die Maſſe 
bes Volks überhaupt an ber Stantsver- 
waltung teilnehmen zu Iaflen. In diefem 
Sinn bezeichnen die Engländer neben ber 
Jury und dem Inftitut der Friebensrich- 
ter auch ihr Parlament und ebenfo die 
Nordamerilaner ben Kongreß als Aus: 
flüffe der S. Der Schwerpunft berfelben 
liegt jedoch in ber innern Verwaltung 
oder in der fogen. Verwaltung im engern 
Sinn im Gegenjaß zur Gefeßgebung unb 
zur Juftiz, und in diefer Beziehung ift 
man jeßt auch auf bem Kontinent bemüht, 
das englifche Vorbild nachzuahmen. Die 
©. legt nämlich ben Schwerpunft ber Ver: 
waltung in die Gemeinden und in deren 
organifche Verbindungen (in England 
Kicchipiele, Armenverbände, Öraffenften). 
So wird in Preußen nach ber neuen Kreis⸗ 
verfaflung die Verwaltung unter jtantlicher 
Autorität durch Die Gemeinden und durch 
die SKommunalverbände (Amtsbezirke, 
Kreife, rovimgen) und deren Organe aus⸗ 
geübt (ſ. Kreis). Die ftaatlihen Funk—⸗ 
tionen werben bier den Gemeindebehoͤrden 
übertragen; aus freier Wahl hervorge⸗ 
angene Kommunalfollegien treten an Die 
Stelle büreaufratifch organifierter Staats⸗ 
bebörben, Ehrenämter an bie Stelle be: 
foldeter Berufgämter, indem bie Koften ber 
Verwaltung durchKommunalabgaben auf: 
gebracht werden und bie freie Entwidelung 
e8 Bürgertums aus ſich ſelbſt heraus im 
Gegenſaß zur obrigfeitlichen Bevormun⸗ 
dung und zur Regierung »von oben herab« 
angeftrebt wird. Faljchaber wäre e8, dieſe 
©. ald eine Trennung vom Staat und 
von der Staatsgewalt aufzufaffen. Die 
©. erfolgt vielmehr ftet8 unter ftaatlicher 
Autorität. Der Staat regiert Durch bie 
Kommunalbebörben, indem das Wefen 
der S. nad) Gneiſts Ausſpruch gerade in 
einer Verbindung von Staat und bür⸗ 
gerlicher Geſellſchaft zu ſuchen ift. Vgl. 
Gneift, Selfgovernment (3.Aufl.1871). 
Selfgovernment (engl., ſpr. flelfgo- 
wern=), |. Selbitverwaltung. 
Semiten, |. Juden. 
Senat (lat.), obrigfeitliches Kollegium; 
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nad Analogie des römiichen Senats Be: 
zeichnung für die Magiſtratskollegien in 
ben beuticien Städten des Mittelalters. 
In den freien Hanfeltädten wird bie höchſte 
Regierungsbehörde noch jetzt fo genannt, 
welcher augleih Funktionen eines gejeß- 
ebenden Körpers mit übertragen find. 
&n ber nordamerifanifchen Union und in 
Frankreich wird Die Erfte Kanımer ©. ge⸗ 
nannt. Auch die Abteilungen von Zuftiz- 
und Berwaltungsbebörden werben fo be⸗ 
zeichnet. Senator, Mitglied des Senats. 
Seniorentonpent, eine aus bem ftu- 
bentifchen Leben herübergekommene Be: 
eichnung für den aus ben Delegierten der 
Froftionen im beutfchen Reichstag und im 
preußischen Abgeorbnetenhaus gebilbeten 
Ausſchuß, welcher bie Zahl der Vertreter je- 
ber Fraktion in den Kommiffionen, Fragen 
der — u. dgl. vereinbart. 
Senjal Matler), ſ. Börſe. 
Separation (lat.) Abſonderung, Tren⸗ 
nung, 3. B. einer Ehe; dann bie 
menlegung von Grundftüden einer Flur. 
ft der Grundbefig in einer folchen Ieht 
zeriplittert, fo empfiehlt es fih, die Grund⸗ 
ftüde zu feparieren, d. h. jo zu vertaus 
ſchen und zufammenzulegen, baß jeber 
©rundeigentümer fein Beſitztum möglichſt 
zufammenhängenb hergeftellt bekommt, 
um eine rationelle Landwirtjchaft zu er- 
möglichen. 

‚ Sequeftration (lat.) die Beſchlagnahme 
eines ſtreitigen Gegenſtands zur einſtwei⸗ 
ligen Bewahrung und Verwaltung durch 
einen Dritten. Sequejter, ber Aufbe- 
wabrende. 

erbien, 
nien und der Walachei, 53,410 qkm mit 
1,654,955 Einw.; Hauptftadt: Belgrad 
mit (1873) 26,970 Einw. Langwierige und 
blutige Kämpfe und namentlich ber Auf: 
ftand bes Miloſch Obrenowitſch 1815 
brachten ©. eine felbftändige Verwaltung, 
wenn das Land, zu deſſen erklichem Für⸗ 
ſten Miloſch 6. Nov. 1817 erhoben ward, 
auch unter türkiſcher Oberhoheit blieb. 
Der Berliner Friede vom 13. Juli 1878 
erklärte S., welches zudem eine terri⸗ 
toriale Vergrößerung auf Koſten der Tür⸗ 
kei erhielt, für unabh sie, DieStaats- 
verfaffung ift durch die KRonftitution 


ufam: 


ürftentum zwiſchen Bos⸗ 
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vom 29. Juni 1869 neu geregelt. Die 
fürſtliche Würde iſt in der Familie Obre- 
nowitſch erblich. Der Fürſt iſt Träger der 
Staatsgewalt und übt die vollziehende Ge⸗ 
walt durch verantwortliche Miniſter (für 
zul: Außeres und Finanzen; öffent: 
liche Bauten; Krieg; Inneres; Unterricht 
und Kultus), die geſetzgebende Gewalt da⸗ 
genen mit der Vollsvertretung zuſammen 
aus. Lebtere ift die Skupſchtina, welche 
aus 160 Abneorbneten beitebt, von benen 
40 von ber Regierung und 120 vom Bolf 

ewählt find. An die Stelle ber frübern 

tften Kammer oder bed Senats ift ein 
Staatsrat getreten, welchem dic Bor: 
bereitung ber Geſetze obliegt. Abgefehen 
von ber Stadt Belgrad, ift bas Land in 
21 Kreife eingeteilt, welche wiederum in 
Bezirke zerfallen. Jede Gemeinde verwal- 
tet ihre Angelegenheiten jelbftindig, bie 
Staatsgewalt übt nur in beflimmten Fäls 
len ein DOberauffichtsrecht burch die Boli- 
eibehörden, bie Kreis⸗ und Bezirksvor⸗ 
Hände aus. Rechtspflege. Höchſte 
zwil= und ftrafgerichtliche Behörde ift der 
oberfte Gericht: und Kaſſationshof in Bel: 
grad, zweite Anftanz ift das Appellations⸗ 
gericht dafelbit. Außerdem beftehen Kreis- 
gerichte und Friebensgerichte. Ein Han 
belögericht zu Belgrad fungiert ale Schieds⸗ 

ericht in Handelds und Gewerbeſachen. 

ie berrfchende Religion ift die grie⸗ 
hifchsfatholifche. Das Oberhaupt ber fer: 
biſchen Nationalfirche ift der Erzbiſchof 
und Metropolit von ©. zu Belgrad. Es 
beftebt übrigens Neligionsfreibeit. Fi⸗ 
nanpen. Das ck für 1880 iſt mit 
19,560,509 Dinar (Kranf) an gewöhnli- 
hen Einnahmen und mit 19,520,478 Din. 
an gewößnlicen Ausgaben feitgeftellt, fo 
baß fich ein Überfhuß von 40,022 Din. 
ergeben würbe. Dazu kommen 7,462,754 
Din. an außerordentlihen Einnahmen, 
welchen 7,427,583 Din. an außerorbent- 
lichen Ausgaben gegenüberftehen, fo daß 
ein Überfchuß von 35,166 Din. zu erwar: 
ten ſteht. Die Staatsfchuld belief fich in- 
jolge ber letzten Kriege (Ende 1879) auf 
31,530,067 Din., wovon 22,936,074 Din. 
auf die Nationalanleihe und 9,603,993 
Din. auf die ruffiige Anleihe kamen. 
Militärwefen. Die jerbifche Arnıee 


Serbil — Sezejlion. 


beſteht nach dem organifchen Statut von 
1862 aus zwei verfchiedenen Teilen, dem 
ſtehenden per und der NRationalarmee. 
Jeder Serbe ift vom 20.— 50. Lebens: 
jahr dienftpflichtig. Die Dienftzeit im 
ftehenden Heer beträgt 3, ber Negel nad) 
allerdings nur 2 Jahre, nach welcher bie 
Mannfchaften noch 4 Jahre ber Reſerve 
und 24 Jahre lang der Nationalarmee, 
welche aus zwei Aufgeboten befteht, ange⸗ 
hören. Das ftehende Heer bildet eine Bri- 
gabe Infanterie zu 2 Regimentern, je zu 
» Bataillonen (im Frieden 700, im Krieg 
800 Dann ftarf). Dazu fommen 4 Es⸗ 
kadrons Kavallerie, 28 Feld- und 4 Ge⸗ 
birg3batterien, 1 Pionier- und 1 Ponto⸗ 
wierbataillon. Die Nationalarmee aber 
kann bis auf 125,000 Mann erften und 
%,000 Mann zweiten Aufgebots gebracht 
werden. Das Wappen beiteht in einem 
roten Schild, in welchem ſich ein filbernes 
Kreuz mit vier Feuerftählen in den Eden 
befindet, und tft von einem mit einer 
Krone bedeckten Burpurmantel umhüllt. 
Die Nationalflagge ift rot, blau und 
weiß, mit vier goldnen Sternen im oberſten 
roten und mit dem Wappen bes Fürften- 
tums im blauen Mittelfeld. Vgl. Den⸗ 
ton, ©. unb die Serben (1865); Kanitz, 
©. (1868); Ranke, S. und die Türkei 
im 19. Jahrhundert (1879); Schwider, 
Politiſche Gejchichte der Serben (1879). 
Servbil (lat.), knechtiſch gefinnt, krie⸗ 
chend; im politiſchen Leben nennt man 
Servile (zuerſt in Spanien 1814) die un⸗ 
bedingten, charakterlofen Anhänger des 
berrihenden Regimes; Seryilismus, 
Tnechtifche Gefinnung. 
ervitũt (lat.), Dienſtbarkeit; Recht 
an’ einer fremden Sache auf Benutzung 
berjelben für ein beflimmtes Subjeft. Letz⸗ 
teres tft entweder ber jeweilige Eigentümer 
eines Grundftüds (Reale, Präbial- 
fervitut), wie 3. 8. bei den zu Gunften 
des einen (des » errichendene) an einem 
andern (dem »dienenden«) Grundſtück be- 
ſtellten Wegegerechtigkeiten, oder eine be⸗ 
ſtimmte —28— (Berjonalfervitut), 
wie namentlich beim Nießbrauch. 
Seifion (lat.), Sitzung, und zwar wirb 
bei parlamentariſchen Körperichaften nicht 
nur bie einzelne Sigung, ſondern auch die 
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Situngsperiobe, ber ganze Zeitraum, für 
welchen da8 Parlament jeweilig zuſam⸗ 
menberufen ift, ©. genannt. 

Sezeſſion (Iat.), Trennung, Abſonde⸗ 
rung. Sezeffionijten hießen im norb- 
amerifanifchen Bürgerkrieg die für bie 
Trennung und jelbftändige Stellung der 
Südftaaten Wirkenden. Neuerdings ift der 
Ausdrud Sezeffionijten zur Bezeich- 
nung derjenigen Abgeorbneten gebräuchlich 
geworden, welche aus ber nationalliberalen 
Fraktion ausgefchieben find und bie libe- 
tale Bereinigung (»Gruppe Forden- 
bee, Entſchieden⸗Liberale) begrün- 
bet haben. Es ift dies ein Teil des ſogen. 
linken Flügels der Nationalliberalen, der 
1880 au biefer Bartei ausfchied, nachdem 
[om zuvor der Abgeordnete Lasker, einer 
ber Dlitbegründer biefer Fraktion, aus 
berfelben ausgetreten war (j. Nationale 
liberal). Das Hauptbeitreben ber Ent: 
ſchieden⸗ Liberalen ift bie Bereinigung aller 
wirklich Liberalen Elemente zu einer großen 
liberalen Bartei, welche an die Stelle ber 
bisherigen Fraktionen treten würde, in 
welche die liberale Bartei zur Zeit zerfällt. 
An diefem Sinn erflärten die Austreten- 
ben Folgendes: »Eine in fihern Bahnen 
ruhig fortfchreitende Entwidelung unfrer 
in Kaiſer und Reich ruhenden Einheit 
wird nur aus ber Wirkſamkeit eines wahr: 
baftfonftitutionellenSyftems hervorgehen, 
wie es die beutfche Tiberale Partei feit ihrer 
Sriftenzunverrüdterftrebt hat. Das einige 
Aufammengeben ber liberalen Bartei in 
den wejentlihen Fragen, dad Aufhören 
verwirrender und aufreibender Kämpfe 
verſchiedener Tiberaler Fraktionen erſcheint 
und als die unerläßliche Vorausfegung 
für das erftrebte Ziel.« Weiter wirb in 
der Außtrittserflärung vom 1. Sept. 1880, 
welche von 17 Reichdtagsmitgliebern (zum 
Teil auch Mitgliedern des preußifchen Ab- 
—— und 12 Mitgliedern 

es preußiſchen Abgeordnetenhauſes unter⸗ 
zeichnet war, das Ziel der Sezeſſioniſten 
in großen Zügen dahin präjziſiert: »Feſter 
Widerſtand gegen die aſeai Be⸗ 
wegung, Feſihalten unſrer nicht leicht er⸗ 
rungenen politiſchen Freiheiten iſt die ge 
meinfchaftliche Aufgabe der gefamten libe⸗ 
talen Partei. Mit der politischen Freiheit 
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ift die wirtfchaftliche eng verbunden, nur 
auf der gefiherten Grundlage wirtichaft- 
licher Freibeit ift Die materielle Wohlfahrt 
ber Nation dauernd verbürgt. Nur unter 
Wahrung der Eonftitutionellen Rechte, um: 
ter Abweifung aller unnötigen Belaftungen 
bes Volks und folder indirekten Abgaben 
und Zölle, welchebie Steucrlaft vorwiegend 
um Nachteil der ärmern Klaffen ver- 
"leben, barf bie Reform ber Reichöfteuern 
erfolgen. Mehr als für jebes andre Land 
ift für Deutichland die kirchliche und reli- 
giöſe Freiheit bie Grunbbebingung bes 
innern Friedens. Diefelbe muß aber Durch 
eine fel Känbige Staatsgeſetzgebung ver: 
bürgt und geordnet fein. Ihre Durchfüh- 
rung darf nicht von politifhen Neben: 
zweden abhängig gemacht werben. Die 
underäußerlichen Stantsrechte müſſen ge⸗ 
wahrt und die Schule darf nicht ber kirch⸗ 
lihen Autorität untergeordnnet werden.« 
In der Neichstagsfelfion von 1881 tra= 
ten zu ben 17 Unterzeichnern jener Er: 
Märung außer dem Abgeordneten Laster 
noch drei andre (früher nationallibe 
rale) Abgeordnete hinzu, und ſo erhöhte 
fih die Zahl der Seeiftoniften auf 21, 
darunter namentlih: Bamberger (geb. 
22. Juli 1823 zu Mainz, Rentier und 
Schriftfteller in Berlin), Braun eb. 
4. März 1822 zu Hadamar in Naſſau, 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leip⸗ 
zig), Mar v. Fordenbed (geb. 21. Oft. 
1821 zu Münfter, Oberbürgermeifter von 
Berlin), Laster (geb. 14. Okt. 1829 zu 
Jarotſchin in Poſen, Rechtsanwalt ın 
Berlin), Ridert (geb. 27. Dez. 1833, 
früher unbefolbeter Stadtrat in Danzig, 
dann Landesdirektor der Provinz Preu- 
Ben, Gutsbeſitzer in Zoppot bei Danzig) 
und der Freiherr Schenf v. Stauffen- 
berg (geb. 3. Aug. 1834 zu Würz⸗ 
burg, früher Staatsanwalt, jekt Guts⸗ 
befiger auf Nißtiffen bei Ulm). An: 
fangs vielfach befpüttelt, gewann die ©. 
bald eine größere Bedeutung, als man 
erwartet hatte. Doch werden erft Die näch⸗ 
ften Wahlen über das Nefultat ber Be: 
wegung eine Entfcheidung und vielleicht 
eine neue Parteibildung bringen. Inzwi⸗ 
ihen haben aber die Sezeſſioniſten im 
Reichstag ein wichtiges Bindeglied zwi⸗ 
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ſchen Nationalliberalen und Yortfchritts- 
partei bergeftellt, und wenn die Rational 
liberalen eine entjchiedenere Haltung an⸗ 
genommen haben, fo find die Sezeſſioniſten 

uch ihr Vorgehen bier fiherlih nicht 
ohne Einfluß gewejen. Das Barteiorgan 
ber Gruppe ift die in Berlin erfcheinende 
»Tribüne«. Außerdem werden von dent 
Büreau ber Sezeflioniften bie »Riberale 
Korrefpondenz« und die »Deutfche Reichs⸗ 
korreſpondenze herausgegeben. Ein wö⸗ 
chentlich erſcheinendes »Deutiches Reichs⸗ 
blatte joU die been der Entfchieben-Libe- 
ralen in den weitelten Kreiſen des Volks 
verbreiten. Außerdem ift ein »Liberafer 
Wahlverein für Deutſchland« gegründet, 
welcher bereits zahlreiche Mitglieder hat. 
2 Bamberger, Die ©. (4. Aufl. 


1881). 

Sri (engl., ipr. ſcherrif, vom angel- 
ſächſ. seiregerefa, »Hüter oder Richter 
der Grafſchaft«), in England der erfte Be⸗ 
amte ber Srafichaft. Jede Graffchaft hat 
einen S. (High S.); nur Mibblefer bat 
beren zwei, von denen der eine für bie 
Stadt London beftimmt ift. Der ©. ver: 
waltet die Polizei, leitet die Barlaments- 
wahlen, treibt die Föniglihen Auflagen, 
Strafgefälle und Konfiskationsgelder ein 
und bringt bie Strafurteile zur Boll 
ziehbung. Auch fchlägt er bie-Gefgwornen 
vor und ruft fie, nachdem er den Prozeß 
inftruiert, zur richterlichen Entjcheidung 
zufammen. Da das Amt bed Sheriff feine 
Befoldung trägt und mit bedeutendem Auf: 
wand verknüpft ift, fo ift niemand ver: 
bunden, es in vier Jahren zweimal zu 
übernehmen. Die Under-Sheriffs ober 
Bailiffs, feine Amtsgehilfen, werben vom 
©. ernannt, ber für deren Handlungen 
verantwortlich if. Auf ber Weigerung, 
bas Amt be Sheriff zu übernehmen, 
ſteht, mit Ausnahme der vom Geſetz vor: 
gejebenen Fälle, hohe Geldftrafe. 

iam, Königreih in Hinterinbien, 
726,850 qkm mit etwa 5,750,000 Einw,, 
darunter ca. 1 Mi. Malaien und 1 Mill. 
Chineſen; Hauptitabt: Bangkok mit d— 
600,000 Einw. Die herrichende Religion 
ift der Buddhismus. Die Staatsform ift 
die einer abfoluten Monarchie, und zwar 
jteht dem König eine Art Nebenkönig oder 
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zweiter König, ber Herr bes Vorpalaftes, 
zur Seite. Das Königtum ift infofern 
erblich, als regelmäßig ber älteſte Sohn 
des Königs zum Nachfolger gewählt wird; 
immerhin ih aber eine ſolche Wahl, bie 
Durch ba8 Minifterkonfeil erfolgt, notwen- 
big. Neben dieſem Konfeil beiteht der fogen. 
große Staatsrat unter dem Vorſitz bes 
eriten Königs, welcher ſich aus Prinzen 
bes königlichen Haufes, Miniſtern und 
vom König ernannten Stantsräten zu: 
fammenjeßt. Das Land zerfällt in 41 
Provinzen, welche jeweilig unter einem 
Kat erfier Klaſſe (phraya)ftehen. Außer: 
dem find mehrere Fürften tributpflichtig. 
Die Einnahme des Königs wird auf etwa 
15 Mill. ME. geſchätzt. Die Truppenmacht, 
von europãiſchen Offizieren eingeübt, iſt 
eine geringe. Die Kriegsflotte beſteht aus 
14 Dampfern mit 51 Kanonen. Ein beut: 
ſches Konfulat ift in Bangkok errichtet. 
Bal. Baltian, Die Völker bes öftlichen 
Alten, Bd. 3 (1867); Greéh an (General: 
fonful), Le royaume $. (4. Aufl. 1879). 

Sicherheitspolizei, |. Bolizei. 

Siegelbewahrer (Int. Sigilli eustos), 
in manchen Staaten einer der höchſten 
Staatsbenmten, dem bie Aufbewahrung 
der Staats- und Regentenfiegel und bie 
Unterfiegelung ber Staatsurfunden an⸗ 
vertraut find. Im Deutfchen Reich hatte 
der Kurfürft von Mainz als Erzkanzler bie 
Reichsſiegel zu verwahren. In Frankreich 
ernannte ber »Garde des sceaux« ober 
Großfiegelbewahreralle Beamten der 
Reichskanzlei und Hatte alle Erlaſſe im 
Namen bed Königs zu unterfiegeln ; neuer⸗ 
dingsführtin RR 
biejen Titel. In England ift feit der Kö⸗ 
nigin Elifabeth das Amt bes Großfiegel- 
bewahrers (Lord keeper of the great 
seal) mit dem des Lorbfanzlers vereinigt; 
nur für das Kleine Fönigliche Siegel beiteht 
noch ein befonderer Beamter (Lord privy 
seal), durch deſſen Hände alles gehen 
muß, ehe ed mit dem großen Siegel be 
brudt wird. 

Siegelmäßigteit (Int. Jus insignio- 
rum), eigentlich das Recht, Wappen zu füh⸗ 
ren, Vorrecht ded Adels. In Bayern ver: 
fteht man darıınter das Vorrecht des Adels 
und der höhern Staatsbeamten, deneignen 


Urkunden durch deren ‚Sefiegelun volle 
Beweisfraft zu verleihen. Dasſelbe be- . 
ſchränkt fich aber auf nichtitreitige Rechts⸗ 
geichäfte; auch vermag bie ©. bie geſetzlich 
vorgefchriebene Eintragung in ein öffent: 
Viches Buch, 3. B. in das Hypothefenbuch, 
ni zu erjeßen. 
ignal (Iat.), Zeichen zur Mitteilun 

von Nachrichten, Befehlen u. dgl. So ift 
3. B. bie Flaggenſprache derSchiffe durch ein 
internationales Signalbuch beſtimmt. 
Für die deutſchen Eiſenbahnen iſt eine ge⸗ 
meinſame Signalordnung durch Be 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 
4. Jan. 1875 (Zentralblatt des Deutſchen 
Reiche, S. 73 fi.) publiziert worden, ab⸗ 
geändert durch Befanntmagung vom 12. 
uni 1878 (Zentralblatt, ©. 363). 

Signalement (fran;., ipr. «mang), Be: 
ſchrei ung des Außern einer Perſon in 
Legitimationspapieren, Steckbriefen ꝛc. 

——— ſ. Signal. 

&ignatärmädle, Bezeihnung für bie 
Stantsregierungen, welche einen Staats- 
(Friedens) Vertrag unterzeichnen (fig- 
nieren) und damit die Garantie für die 
Ausführung desjelben übernehmen. 

Signieren (lat.), unterzeichnen, zeich⸗ 
nen, befonders ein Aktenjtiid mit bloßem 
Namenszug, 3.2. mit ben Anfangsbuch⸗ 
ſtaben des Namenod, zeichnen; Signatur, 
Unterſchrift, Zeichnung, Bezeichnung. 

Silberwährung, |. Währun 8. 

Simultan (lat.), gemeinſchaftlich, ne⸗ 
beneinander beſtehend, z. B. Simul—⸗ 
tanſchule, diejenige Lehranſtalt, bei 
welcher die Angehörigen verſchiedener Kon⸗ 
feflionen als Gfeichberechtigte beteiligt 
find; Simultankirche, Kirche, welche 
von Angehörigen verſchiedener Konfeſſio⸗ 
nen benutt wird, 

Siſtieren (lat.), zumStilfitand bringen, 
einitellen ; vor Gericht ftellen; anfiebeln. 

Sittlichkeitspolizei, ſ. Polizei. 

Sittlichkeitsverbrechen, .Unzucht s⸗ 
verbrechen. 

Sitzung (Seſſion), gemeinſchaftliche 
Beratung eines Kollegiums, einer Ver: 
jammlung; daher Sigungsperiode 
(Diät), die Zeit, in weldyer eine parla⸗ 
mentarifcheKörperichaftzum gemeinſamen 
Tagen zufammenberufen ift und zuſam⸗ 
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menbleibt. Die Sikungen ber Weiche 
und Landtage find in ber Regel öffentlich, 
doch Fünnenj auf befondern Antrag auch 
gehetme Sikungen ftattfinden, fo 3. B. 
nach der Geſchäftoordnung des deutſchen 
Reichstags, wenn es von bem Präfidenten 
ober von zehn Mitgliedern beantragt wird. 
In der geheimen ©. ift alsdann zunächſt 
über ben Ausihluß ber Offentlichkeit zu 
beſchließen. Die Handhabung der Dis⸗ 
ziplin und bie Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung in ben Sitzungen (Sitzungspoli⸗ 
zei) find Sache bes Borfibenden. Die nö- 
tigen Borfchriften hierüber find in ber 
Geſchãftsordnung enthalten. Für bie 
Situngen Tollegialiiher Behörden find 
- in ber Regel ein für allemal gewifle 
Sitzungskage beitimmt, wie die 3. B. 
im. deutichen Gerichtoverfafſungsgeſetz für 
bie Schöffengerichte verordnet ijl, deren 
Sigungstage für das ganze Jahr im vor⸗ 
aus feftzuftellen find. 

Sizilien (Königreich beider ©.), 
bis 1860 felbjtändige Monarchie mit der 
Hauptitadt Neapel, die InfelS. und Unter: 
italien umfaffend; 111,900 qkm mit 
8,703,130 Einw.; jett Beitandteil bes 
Königreichs Stalien. 

Skandingavien, Halbinfel im Norden 
Europas. Diefe Skandinaviſche Halbinfel 
umfaßt die Königreiche Norwegen und 
Schweben, doch wirb wegen Gleichartig⸗ 
feit der Bevöllerung gewöhnlich auch Däne- 
mark zu ©. gerechnet. 

Sklaverei, der Zuftand eines Menſchen, 
worin er als rechtloſes feiner perfönlichen 
Treiheit verluftiged Indivibuun Eigen: 
tum eines andern Menſchen ift. ©. findet 
fi im Altertum bei den Syrern, Agyp- 
tern, Israeliten, befonders aber bei den 
Griechen und Römern, indem namentlich 
die Kriegegefangenen zu Sklaven gemacht 
wurden. Durd die Erhebung des Chri- 
ſtentums zur Staatsreligion wurde ſpä⸗ 
ter die Nechtlofigleit der Sklaven in mehr: 
facher Beziehung gemilbert, ebenfo erfolg: 
ten Freilafjungen in Maſſe; doch über: 
dauerte die ©. bie Zertrümmerung bes 
oftrömifchen Reichs. Im Orient hatte 
die ©. einen mildern Charalter. An ben 
Den ber Kalifen gab es meift nur Reger- 

klaven; boch kaufen Die Türken noch jebt 
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auch Weiße aus ben kaukaſiſchen Gebirgs⸗ 
ländern, Mädchen für die Harems, Kna⸗ 
ben und Jünglinge für den Dienſt der 
Großen, in welchem ihnen bie Laufbahn 
zu den höchſten Amtern und Ehrenitellen 
offen fteht. In Algerien, Tunis, Tripo- 
lis und Marokko herrſchte Handel mit 
Ehriftenfflaven, verbunden mit Seeräube- 
rei, bis ing 19. Jahrh. 1842 erfolgte die 
Aufhebung des Sflavenbandels und 1846 
ber ©. ber Weißen und Schwarzen durch 
ben Bei von Tunis. In Algerien bauerte 
bie Negeriklaverei fort unter der franzd: 
füchen Herrichaft 6131848. Inden moham- 
medaniichen Reichen im Innern von Afrika 
befteht bis auf bie Gegenwart ausgebrei⸗ 
teter Sklavenhandel. Bei den alten Ger: 
manen waren bie Unfreien Unterjochte 
und Kriegdgefangene. Erft feit dem 13. 
Jahrh. hörten die harte S. und der Sklaven⸗ 
handel auf, unb bie Unfreien verwandel⸗ 
ten ſich in Xeibeigne (|. Leibeigenſchaft) 
und Hörige. In Spanien und Portugal 
dauerten infolge der Kämpfe mit ben Mau⸗ 
ren ©. und Stlavenbanbel bis in das 16. 
Jahrh. fort. Zu einer neuen ©., nämlich 
zur —— von Negerjflaven in die 
überfeeiichen Kolonien der Europäer, gab 
zu Anfang bes 16. Jahrh. die Entdedung 
Ameritas Beranlafjung. Seit 1506 führ⸗ 
ten die Portugiefen, die Spanier jeit1511, 
die Engländer feit 1562, fpäter auch bie 
Franzoſen Negeriflaven nad ben ſpani⸗ 
jhen und portugiefiichen Kolonien. Die 
Abfchaffung der Negerſklaverei brachten 
zuerit die Quäfer feit 1727 in England 
und Nordamerika in Anregung. Seit 
1788 wirkte Wilberforce, von Pitt, Tor 
u. a. unterftüßt, im engtiiden Barlament 
für Abſchaffung der ©.; aber exit 1807 
jebte da3 Minifterium ben »Abolition 
act of slavery« durch, wonad) ber briti- 
ſche Negerbandel 1. Sarı. 1808 aufhörte. 
Infolge Verhandlungen ber Großmächte 

u London gab Frankreich 1816 den Neger: 
Sander auf. Spanien und Portugal muß⸗ 
ten 1814 im Prieden zu Wien auf ben 
Sklavenhandel nördlich vom Aquator ver: 
zichten. Spanien gab ihn 1817 gegen eine 
Entfhädigung von 00,000 Pfd. Sterl., 
Portugal gegen eine folche von 300,000 
Pd. Sterl. auf. Brafilien fchaffte den 
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Sklavenhandel durch Verträge von 1826 
und 1830 ab. Deſſenungeachtet wurde 
derſelbe von Portugieſen, Spaniern und 
Franzoſen insgeheim fortbetrieben. 1831 
gab die britiſche Regierung alle Kronſkla⸗ 
ven frei. Am 28. Aug. 1833 erfolgte die 
völlige Emanzipation der Sklaven in den 
britiſchen Kolonien gegen Entſchädigung 
ber Pflanzer mit 20 Mil. Pfd. Sterl,, 
anfangs unter Beſchränkungen, welche 
41. Aug. 1838 sanfachoben wurden (Zahl 
der Behteiten 639,000, auf Jamaika allein 
322,000). In Frankreich wurden erft in⸗ 
folge ber Kevolution von 1848 bie Skla⸗ 
ven in den Kolonien für frei erklärt 
(250 — 300,000). Auch in der norbame- 
tifanifhen Union ward bie S. in den 
nördlien Staaten na und nad ab- 
nefchafft, während diefelbe in ben Süd⸗ 
ftaaten durch den nur mit Sflavenarbeit 
erfolgreich zu betreibenden Baumwoll⸗, 
Zucker⸗ und Tabafbau mehr und mehr 
erftarfte (1860 waren in den Südſtaaten 
3,949,557 Negerfflaven). Der Mifjouri- 
fompromiß von 1820, wonach in ben Ge: 
bieten nördlich vom 36.° die ©. für immer 
ausgeſchloſſen fein follte, ward 1845 durch 
bie Kanjad:-Nebrasfa: Alte aufgehoben, 
welche die Einführung ber ©. ben An⸗ 
fiedlern aller neuen Territorien freiftellte. 
Diefer Richtung entgegenzunvirfen, war 
die Aufgabe der republifantichen oder Frei: 
bobdenpartei, welche den Ausichluß der ©. 
aus allen Territorien und Beichränfung 
berjelben auf ihre bißberigen Grenzen an⸗ 
ftrebte. Der Sieg Mi ben 1860 durch 
Lincolns Wahl zum Präfidenten führte 
zum Bürgerkrieg, in deſſen Verlauf Lin⸗ 
coln 1. Jan. 1863 in der Emanzipation: 
proflamation alle Sklaven ber in! urgierten 
Staaten für frei erflärte. Dieſe Kriegs: 
maßregel ward durch das vom Kongreß 
31. San. 1864 beichloffene Amendement 
zur Konftitution der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, weldhesdieS.im ganzen 
Bereich berfelben für immer aufbob, um 
Geſetz erhoben und erlangte infolge der Nie⸗ 
berlagederSezeifioniften 1865 thatfüchliche 
Geltung. Bald darauf ward aud) in Braſi⸗ 
lien die Sflaveneinfuhr verboten und 1871 
das Sflavenemanzipationsgefeß publi: 
ziert, wie denn auch auf Cuba unter harten 
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Kämpfen die Befreiung der Sklaven durch⸗ 
eführt warb. Dem abteuti en Sflaven- 
Bande, welcher im Innern Afrifas und 
an ben Küften getrieben wird, den Skla⸗ 
venjagden, weldye ganze Landftriche zu ent⸗ 
völfern drohen (nach Livingitone werden 
jährlich mindeſtens 350,000 Menfchen ge⸗ 
raubt, von denen jedoch nur etwa 70, 
an ihrem Beftimmungsort lebend anfom: 
men), wird neuerdings mit aller Energie 
von England entgegengearbeitet. 1877 
wurde die ©. auf Madagaskar abgefchafit 
und ein Vertrag zwifchen England und 
Agypten gefchloflen, nad) welchem Agypten 
ben Negerhandel verbietet, englifche und 
ägyptiſche Kreuzer zur Durchſ udung von 
Sklavenſchiffen ermächtigt und die ©. in 
Agypten in fieben, im Suban und in den 
Grenzprovinzen binnen zwölf Sahren ab- 
zuſchaffen veripricht. Auch dem import 
von Kulis in Südamerika und Xuftralien, 
welcher thatfächlih dem Sklavenhandel 
leichkam, ift neuerdings, namentlich) von 
—* Englands, wirkſam entgegengetre⸗ 
ten worden. Vgl. Kapp, ken ber ©. 
in den Vereinigten Staaten (1861); Del: 
geur, Latraitedesndgres(1877);€& oo: 
per, Der verlorne Weltteil(a.d. Engl. von 
Soyaux, 187; Gareis, Das heutige 
Völkerrecht u. ber Menichenhandel(1879). 
Stupiätina (Stuptihina), Bes 
zeichnung des ferbifchen und bulgarischen 
Landtags, |. Serbien und Bulgarien. 
Slawen, Bölfergruppe des indoger: 
manijchen Stammes, welche in Oftfla= 
wen (Rufen), Südflawen (Bosnier, 
Bulgaren, Dalmatier , geraegowiner, 
Kroaten, Montenegriner, Serben, Sla⸗ 
wonier und Slowenen) und Weſtſla⸗ 
wen (Polen, Tſchechen in Böhmen und 
Mähren, Slowaken in Mähren und 
Nordungarn und Wenden oder Sorben 
in ber Xaufit und int Spreewald) zer- 
fält. Die panflawiftifchen Beſtre— 
bungen bezweden die Errichtung eines ges 
meinfamen großen Slawenreichs. 
Sodomie, |. Unzuchtsverbrechen. 
Solawediel, ſ. Wechſel. 
Sonderrechte, ſ. Reſervieren. 
Sous-pre6fet (franz., ſpr. ſſuhprefaͤh), ſ. 
Unterpräfekt. 
Sounvbe rãn (ſpr. ſſuw⸗ franz. Souverain, 
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v. Tat. supremus), zu oberft befindlich, 
am böchten; daher Bezeichnung für ben 
Anhaber ber höchſten Gewalt im Staat, 
welche von Feiner andern Macht abhängig 
ift. Diefe höchſte Stantsgewalt (Staats: 
hoheit) jelbft wird als Souveränität 
bezeichnet; daher Souveränitäts: 
rechte, ſ. dv. w. Hoheitsrechte oder Rega⸗ 
lien. Ferner wird ber Ausdrud ©. auch 
gebraucht, um die völlig felbftänbige und 
unabhängige Stellung eines Staats im 
Verhältnis zu andern Staaten zu bezeich- 
nen. Sft biete Selbftändigfeit zu Gunften 
eine andern Staats oder zu Gunſten 
einer ftaatlichen Bereinigung befchränft, 
fo pflegt man ben alfo beichränften Staat 
als ha lbſouve rän zu bezeichnen. ‘Dies 
ift insbeſondere der Fall in Anſehung der 
zu dem beutichen Geſamtſtaat gehörigen 
einzelnen beutichen Staaten. Ein andres 
Verhältnis, welches für die abhängigen 
Staaten aber auch eine Beſchränkung der 
Souveränität involviert, ift das der Pforte 
zuibren Bafallenftaaten Bulgarien, Agyp⸗ 
ten, Samos und Tunis; dasfelbe wird 
gewöhnlich als Suzeränitätsver— 
hältnis bezeichnet. 

Sovereigu (ipr. ſſoͤwwerin), |. Pfund 
Sterling. 

Sozialdemokratie, politiiche bartei 
(Arbeiterpartei), welche die Löſung 
der fozialen Frage (ſ. Sozialismus) 
durch eine totale Umgeftaltung ber be- 
ſtehenden Verhältniſſe des Staats und der 
bürgerlichen Gejellichaft, namentlich durch 
bie Bejeitigung jeglichen Klaffenunter: 
ſchieds und durch die Abjchaffung ber 
Ffapitaliftifchen Brobuftionsweife, anitrebt. 
Die Sozialdemofraten wollen die Lohn⸗ 
arbeit befeitigt wijlen. Während jebt das 
Kapital in den Händen einzelner Perſo⸗ 
nen ift, welche den Arbeiter für feine Lei- 
tungen ablohnen und biefe Leitungen 
ſelbſt für fich verwerten, fol nach der fo: 
zialdemofratifchen Theorie das Kapital, 
als das Arbeiteproduft, allen Gliedern 
der Geſellſchaft bei gleicher Arbeitspflicht 
nach gleichem Necht, jedem nach feinem 
vernunftgemäßen Bedürfnis, zu teil wer: 
den. Allein abgejehen davon, Daß die Bes 
jeitigung ber Fapitaliftifchen Produktions: 
weile nach aller gefchichtlichen Erfahrung 
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in das Reich der Unmöglichkeiten gehören 
dürfte, ift jenes Ziel der S. auch wegen 
ber Berfchiebenheit ber Arbeitäfraft der 
einzelnen unb wegen ber Schwierigfeit 
einer objektiven Feſtſtellung ber Bedürf⸗ 
niffe berfelben —8 unausführbar. 
Zudem baut ſich das ganze Programm 
auf dem unrichtigen Satz auf, daß bie 
Arbeit die alleinige Duelle alles Reich⸗ 
tums fei, indem 3. ®. bie Bedeutung bes 
ArbeitSmateriald und namentlich diejenige 
bes Grund und Bodens nicht berückſichtigt 
wird. Im übrigen find es hauptſächlich 
folgende Anforderungen, welche die ©. 
an ben Staat flellt: Errichtung foziali- 
ftifcher erobuftiogenoffenfhaften mit 
Staatshilfe; allgemeines, gleiches, direktes 
Wahl: und Stintmrecht mit geheimer und 
obligatorifcher Stimmabgabe; direfte Ge⸗ 
feßgebung durch das Volk; Entſcheidung 
über Krieg und Frieden durch dasſelbe; 
unentgeltliche Rechtspflege durch das Volk; 
unentgeltlicher Unterridt; Erklärung der 
Religion als Privatſache; eine einzige pro: 
greſſive Einfommenfteuer für Staat und 
Gemeinde anftatt aller beflehenden, insbe- 
ſondere der das Volk belaftenben indirekten 
Steuern; ein den Geſellſchaftsbedürfniſſen 
entſprechender Normalarbeitstag; Verbot 
der Kinderarbeit und aller die Geſundheit 
und Sittlichkeit ſchädigenden Frauenar⸗ 
beit; Regelung ber Gefaͤngnisarbeit; volle 
Selbfiverwaltung für alle Arbeiterhilfg- 
und Unterftügungsfafien. Der foziali- 
ſtiſche Staat foll Ns nach ber Meinung 
der Sozialdemokraten auf bie ganze In: 
divibuglität bes Menfchen eritreden. Der 
Einzelne fol im Staat aufgehen. Für 
Keihe Streben, für freies Ringen, für 
reiheitlihe Entwidelung würbe in einem 
ſolchen Staatsweſen fein Raum fein, wel- 
ches die gefamte Produktion zur Staats⸗ 
ſache machen und alle individuelle Ent: 
widelung auf dem Gebiet der Arbeit burch 
eine jchablonenhafte Produktion erſetzen 
würde im direften Gegenfat au bem 
Prinzip der Selbfthilfe, wie es insbefon: 
dere von Schulze-Delitfh in feinem 
Streit mit Laſſalle, der bie Staatshilfe 
als Dogma proflamierte, aufgeftellt und 
verteidigt und in ben Genofjenfchaften 
praktiſch verwirklicht warb. 





Sozialdemokratie. 


Mit Ferdinand Laſſalle (geb. 11. April 
1825 zu Breslau, geft. 31. Aug. 1864 in 
Genf infolge eines Duelle mit Yanko v. 
Racowitza) trat bie ©. in Deutichland zu- 
erft in bie eigentliche politifche Aktion ein 
und zwar zunächſt auf nationaler Grund: 
Tage. Laffalle gründete 22, Mai 1863 den 
Allgemeinen beutfchen Arbeiterverein, wel: 
cher bei dem Tod feines Grünbers und er- 
ften Präfidenten nicht ganz 3000 Mitglie⸗ 
Der zählte. Unter den olgenben Präfiden- 
ten Bernhard Beder, Tölfe und Per 
ber Verein zu feinem wirklichen Auf: 
jhwung, ba die Auhänger der Gräfin 
Hatzfeld, der Freundin Laſſalles, ihm Op⸗ 
pofition machten und längere Zeit hin⸗ 
durch als fogen. weite Linie ber 
deutſchen S. unter dem Präfibium Förſter⸗ 
lings, dann Frig Mendes einen Gegen: 
verein unterhielten. Unter dem Bräfi- 
dium Schweißer (1867— 71) hob fi 
zwar der Allgemeine deutſche Arbeiter: 
verein weſentlich, erbielt jedoch an ber 
fogen. Eifenacher. Partei, welche ihre An⸗ 
gehörigen als »die Ehrlichen« bezeichnete, 
einen gefährlichen Gegner, ber ſich an bie 

nternationale anlehnte und entjchieden 

ommuniftifche Tendenzen verfolgte. An 
ber Spite dieſer Bewegung ftanden Bebel 
(geb. 22. Febr. 1840 zu Köln, Drechsler⸗ 
meifter in Leipzig) und Lieblnecht (geb. 
29. März 1826 zu Gießen, Schriftiteller 
in sein) Nachdem aber nad) Schweitzers 
Nüdtritt vom Präfidium des Allgemeinen 
deutfchen Arbeitervereind Hafenclever an 
die Spitze der Laffalleaner getreten war, 
erfolgte 1875 eine Verfchmelzung beider 
Gruppen unter Proflamierung eines kom⸗ 
—— — auf dem Partei⸗ 

otha. 


tag zu 
eitdem nahm die fozialiftifche Bewe⸗ 
gung größere und gefährlichere Dimenfio- 
nen an, namentlich wegen der Art unb 
Weife, wie bie fozialdemofratifchen Lehren 
gepredigt, wie der Klaſſenhaß gefhürt und 
wie ber Umfturz aller beftehenden ftaatli- 
chen undgejellichaftlichen Verhältniſſe offen 
als das Ziel der S. verfünbet ward. Zahl: 
reiche bejoldete Agitatoren bearbeiteten ie 
»Brovinzen« planmäßig. Die ſozialiſti⸗ 
| e —** beſchaäftigte allein 16 Genoſſen⸗ 
fisdruckereien mit einem Geſchäftsoper⸗ 


kam 
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ſonal von mehreren Hundert Perſonen 
Binnen kurzem war eine weitverbreitete 
und weitverzweigte ſozialiſtiſche Tages⸗ 
preſſe geſchaffen worden, die ganz Deutſch⸗ 
land mit einem großen Ne umſpannte. 
Das Zentralorgan der Partei war ber in 
Leipzig erfcheinenbe Vorwärts«. Daneben 
beftanden zahlreiche politifche Lofalblätter, 
Arbeiterfreunde, Beobachter, Volföblätter, 
Tagesblätter, Vollsfreunde, Freie Pref: 
jen zc. Von einem mehr wifjenjchaftlichen 
Standpunkt aus wurben bie ſozialdemo⸗ 
Tratifchen Angelegenheiten in ber »Neuen 
Geſellſchaft«, Monatsſchrift für Sozial: 
wiflenichaft, behandelt. Dazu kamen bie 
»Zufunfte, eine jozialiftifche Revue, und 
die „Neue Welt«, ein fozialdemofratifches 
Unterhaltungeblatt, welches als bie »ſozia⸗ 
liſtiſche Gartenlaube« bezeichnet wurde 
und es bis auf 40,000 Abonnenten brachte. 
Außerbem wurbe das Land mit zahlreichen 
Agitationsichriften, Flugblättern, Be: 
ſprechungen und Erörterungen fozialifti- 
[her Fragen förmlich überſchwemmt. 
Hierzu famen Schriften hiftorifchen und 
freireligiöfen Inhalts, Proletarierlieder: 
bücher, fozialiftifche Gedichtfammlungen, 
Romane und vor allem Kalender, welche 
bie Lehren der ©. in die weiteften Kreife der 
Bevölkerung und in dns bürgerliche Leben 
derfelben bineinzutragen beftimmt und ge⸗ 
eignet waren; jo namentlich »Der arme 
Konrad, illuftrierter Kalender für das ar⸗ 
beitende Volk«, welcher in Leipzig heraus⸗ 
gegeben und in jährlich 60,000 Exemplaren 
verbreitet wurde. 

Eine außerordentliche Verbreitung und 
Bedeutung erlangte ferner da8 ſozialdemo⸗ 
Fratifche Vereinsweſen, und zwar waren es 
nicht bloß eigentliche politifche Vereine, Ar: 
beitervereine, Volksvereine, bemofratifche 
Bereine u. hal, fondern auch Arbeiterfän- 
gervereine, Bildungs⸗, Theater-, Unter: 
richtsvereine, Liedertafeln, Lieberhaine, 
dann auch Turn⸗, Konfum- und ähnliche 
Vereine und genoflenjchaftliche Vereini⸗ 
gungen einzelner Handwerke, Arbeiter: 
unterſtützungs⸗ u. Krankenvereine, welche 
im Sinn der ©. und für deren Jwede thä- 
tig waren. So beitanden 3. B. 26 gröhene 
Gewerfichaftsverbindungen mit ca. 50,000 
Mitgliedern, welche ſich über mehr denn 
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4200 Ortichaften erftreckten, miteiner jühr 
lichen Einnahme von etwa 400, k. 
Auch die Statiftif der Reichstagswahlen 
läßt das Zunehmen der ſozialdemokrati⸗ 
fchen Bewegung beutlich erfennen. Denn 
bei den Wahlen von 1871 fielen ben So- 
zialdemofraten nur 3 Proz. der ab gebe 
nen gültigen Stimmen, nämlic 117,893 
von einer Gefamtzahl von 3,892,397, zu. 
Die Reihstagswahlen von 1874 bagegen 
ergaben bei ben entfcheidenden Wahlen 
»015,259,155 abgegebenen gültigenStim- 
men 340,078 foziafiftifche Stimmen, alfo 
nicht weniger denn 6,5 Proz. ber Geſamt⸗ 
flimmenzahl. Wenn dann 1877 troß ber 
außerordentlihen Anftrengungen der So⸗ 
zialdemofraten nur zwölf Abgeordnete ber: 
jelben in ben Reichſtag gelangten, jo wa⸗ 
ren doch die Minoritäten, welche fich für 
die ſozialdemokratiſchen Kandibaten außer: 
bem ergaben, von jehr bedenklicher Größe. 
Denn von 5,535,785 gültigen Stimmen 
entfielen 481,008, d. 5. 8,7 Proz., auf fo: 
zialiftifche Kandidaten. Ya felbit nach der 
Auflöfung bed Neichstags im Sommer 
1878, unmittelbar unter bem Eindrud 
jener beiden Attentate, welche auf ben 
Raifer Wilhelm unternommen worden 
waren, ergaben fich bei einer Gefamt: 
Mimmenzadt von 5,811,159 gültigen 
Stimmen 420,662 Foginldennofratitche 
Stimmen, alfo 7,3 Broz., und bie Zahl 
der fezialdemofratifchen Mitglieder bes 
Neichstags verminderte ſig nur um 
drei, alſo von 12 auf 9: Bebel (Ores⸗ 
den-Altſtadt), Bracke (Glauchau = Mee: 
rane), Fritzſche (Berlin 4), Haffelmanı 
(Düffeldorf Barmen), Kayſer (Freiberg⸗ 
Oderan⸗Hainichen), Liebknecht (Stollberg: 
Schneeberg in Sachſen), Reinders (Stadt 
Breslau öſtlichen Teils), Vahlteich (Mitt⸗ 
weide guantenbet in Sachſen) und Wie⸗ 
mer (Zihopau: Marienberg in Sachſen). 
An Brades Stelle wurde nachmals ber 
Spzialdemofrat Auer und für Reinders 
ebenfalls bei einer Nachwahl ber jozialde- 
mokratiſche Kanbibat Hafenclever gewählt. 
Am Frühling 1880 aber wurde bei einer 
Nachwahl in Hamburg ber Sozialdemo⸗ 
krat Hartmann gewählt. 

Die bereits erwähnten Attentate fönnen 
zwar nicht unmittelbar, wohl aber mittel: 
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bar mit der ©. in Verbindung gebracht 
werben. Sie waren die äußere Beranlaf: 
fung zu dem fogen. Sozialiftengefeß, 
welches für die Angehörigen der ©. einen 
Ausnahmezuftand ftatuiert bat. Zunächſt 
nur 6i8 31. März 1881 für gültig er: 
klärt, richtete fich das deutſche Reichsge⸗ 
feb vom 21. Oft. 1878 gegen bie gemein 
efährlichen Beſtrebungen ber ©. in er: 

er Linie gegen biejenigen Vereine und 
fonftigen Verbindungen, welche durch ſo⸗ 
zialdemofratifche, fozialiftifche und kom⸗ 
muniftifhe Beftrebungen ben Umfturz 
ber beftehenden Staats: ober Geſellſchafts⸗ 
ordnung bezweckten, ober in benen folche 
Beitrebungen in einer ben Öffentlichen 
Frieden, insbefondere bie Eintracht der Be- 
völkerungsklaſſen, gefährbenden Weiſe zu 
Tage treten würden. Auf Grunb biefer 
geleblichen Beſtimmungen find zahlreiche 

ereine verboten worden.” Ebenſo geht 
das Sozialiftengefeß genen Berfammlun: 
en vor, in welchen Beitrebungen biefer 

rt zu Tage treten und beren Auflöfung 
durch bie zuſtändige Polizeibehörde ſta⸗ 
tuiert iſt; ja, ſolche Verſammlungen können 
von vornherein unterſagt werben, wenn 
die Annahme durch Thatſachen — 
tigt iſt, daß ſie zur üörberung erartiger 
Beitrebungen befimmt find. Weiter richtet 
ſich das Sozialiſtengeſetz gegen die Preſſe der 
©., und zahlreiche Verbote find inzwiſchen 
in dieſer N: ergangen; jenes Neb, 
welches die jozialiftifche Preſſe über Deutfch- 
land gaogen hatte, tit völlig zerftört. Auch 
dad Sammeln, von Beiträgen für die 
Zwede ber ©. iſt unterfagt. Endlich Tann 
über Bezirke oder Ortfchaften, weldye durch 
Beftrebungen der bezeichneten Art mit 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit be: 
brobt find, der fogen. kleine Belage: 
rungszuftand verhängt werden. Dieje 
Mapregel bat namentlich bie Da baß 
Perjonen, von denen eine Gefährbung ber 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu 
bejorgen ift, ber Aufenthalt in ben betref: 
fenden Bezirken oder Ortichaften verfagt 
werden kann. Auch den auf Grund des 
Sozialiftengefebes verurteilten Agitatoren 
kann der Aufenthalt in beftimmten Be: 
irfen oder Ortſchaften unterfagt, und 
Ausländer können in ſolchen Fällen aus 
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bem Reichögebiet veriwiefen werben. Der 
Tleine Belagerungszuftand ift bis jet über 
Berlin und Umgegend fowie über Ham: 
burg und Umgebung verhängt worden. 
Das Sozialiſtengeſetz ſelbſt aber ift bezüg⸗ 
lich feiner Gültigkeitsdauer bis 30. Sept. 
1884 verlängert worden (Reichegel eb vom 
31. Mai 1880), namentli mit Rüdficht 
darauf, daß man vielfach Umgehungen des 
Geſetzes verſucht und insbejondere die in 
Zürich erfcheinende Zeitung »Der Sozial- 
demofrate fowie das Organ ber revolu⸗ 
tionär=fozialdemofratiihen Parteigenof- 
fen, die von dem Sozialdemokraten Moft, 
welcher fich nach London begeben hatte, dort 
herausgegebene »reibeit«, in Deutſch⸗ 
land verbreitet hatte. Übrigens ift inzwi⸗ 
fhen im Lager der ©. ſelbſt Zwielpalt 
ausgebrochen. Die raditalen Parteigenoſ⸗ 
fen Haflelmann, weldyer nah Amerifa 
entwichen, und Moft, gegen ben inzwilchen 
ſelbſt die englische Behörde eingeichritten 
ift, wurden auf dem Kongreß, weldyen die 
Sozialdemokraten im Auguft 1880 auf 
bern balbverfallenen Schloß Wyden in der 
Schweiz abhielten, aus der Partei aus⸗ 

eftoßen. Sodann haben die Sozialdemo: 
raten Finn und Körner in Berlin fich 
ber chriſtlich⸗ſozialen Richtung angeſchloſ⸗ 
fen (f. Sozialismus). Diefer Zer- 
ſetzungsprozeß, in weichem bie beutfche ©. 
dermalen begriffen zu fein fcheint, wird 
noch bejchleunigt werden, wenn man fich 
bemühen wird, ber arbeitenden Klaſſe 
Bertrauen zu den Maßregeln ber Regie⸗ 
rung einzuflößen und etwaige Gründe 
zur Unzufriedenheit und zum Haß gegen 

ie beſitzende Klaſſe möglichſt zu beſeitigen. 
Vgl. Diebring. Die deutiche ©. (2. Aufl. 
41879); Findel, Der innere Zerfall der 


©. (1880); FJeger, Geſchichte der De⸗b 


mokratie (1880, 
Sozialismus (neulat.), das Streben, 
die Verbältniffe ber bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft möglichſter Vervollkommnung zuzu⸗ 
führen; Sozialpolitik, die theoretiſche 
Entwickelung und praktiſche Anwendung 
ber hierauf bezüglichen Grundſätze; So⸗ 
zialpolitiker, derjenige, welcher ſich 
mit der Löfung der Frage, wie die bürger⸗ 
liche Gefelfchaft zu reformieren, und wie 
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beitenden Klaſſen (des fogen.vierten Stan⸗ 
des) zu geftalten feien (Joziale Frage), 
beihäftigt. Die Sozialdemofratie 
(ſ. d.) will Diefe Frage durch. völlige Be: 
ſeitigung des Klaſſenunterſchieds und durch 
Aufhebung der kapitaliſtiſchen Probuf- 
tionsweiſe, überhaupt durch einen radika⸗ 
len Umſturz der beſtehenden Verhältniſſe 
löſen. Dies Beſtreben wird vielfach als 
S. bezeichnet, und S. alſo mit Sozialde⸗ 
mokratie identifiziert. Allein dies iſt um 
deswillen nicht richtig, weil die Löſung der 
ſozialen Frage von andrer Seite auch auf 
anderm Weg im Rahmen des dermaligen 
Staats angeſtrebt wird, ſo namentlich von 
den fogen. Kathederſozialiſten (f. d.) 
und von bem 13. Okt. 1873 in Eiſenach 
gegründeten Verein für Sozialpolitik. 
Neuerdings ift hierzu auch die von dem 
Hofprediger Stöder in Berlin ins Leben 
gerufene chriſtlich-ſoziale Arbeiter- 
partei binzugefommen, beren Agitatio- 
nen fich jedoch mehr gegen die Liberalen 
richten und Namentlich an ber modernen 
Judenhetze fich beteiligt haben (ſ. Juden). 
Die Chriſtlich- Sozialen find zu ber kon⸗ 
fervativen Partei in nähere Beziehungen 
getreten; fie verfolgen als Ziel »die Ver: 
vingerung der Kluft zwiſchen reich und 
arm und Die Herbeiführung einer größern 
ökonomischen Sicherheite, indem die Bars 
tei »eine friedliche Drganifation der Arbei: 
ter erftrebt, um in Gemeinfchaft mit ben 
andern Faktoren des Staatslebens die not- 
wendigen praftifchen Reformen anzubab: 
nen«. Dabei werden »arbeiterfreundlicher 
Betrieb ded vorhandenen Staats: und 
Kommunaleigentumd und Ausdehnung 
desſelben, ſoweit e8 dfonomifch ratfam und 
technisch zuläffig ifte, empfohlen. Die neu⸗ 

egründete Partei hat jedoch bis jetzt nur 
wenig Verbreitung gefunden. Wichtiger 
ift die mehr und mehr bemerfbare Hin: 
neigung des Fürften Bismard zu dem 
fogen. Staatsſozialismus. Hierun: 
ter ift dasjenige Syſtem gu verftehen, wel- 
ches bie hoirtfenftiihen ee mög: 
lichſt Durch ben Staat geregelt willen und 
die Staatshilfe an bie Stelle ber Selbit: 
hilfe fegen will. Dahin gehören das Stre⸗ 

en nach Einführung von Arbeiterun: 


babei insbeſondere Nie Verhältniffe der ar: | Fallverficherungsanftalten auf Koften des 
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Staats, von ſtaatlichen Altersverfor- 
gengetaften, das Tabafsmonopol und 
iömliche Maatliche Probuktiondbetriebe. 
Der Staatsfozialismus führt zu dem gm: 
nipotenten Staat, welcher die Indivibua⸗ 
Tität bes Einzelnen möglicft wenig zur 
Geltung tommen iaſſen würde, wofern es 
benfbar wäre, baß biefe® Ideal der Sogia- 
Tiften prattif verwirflicht werben Fönnte. 
Bl. Jäger, Der moderne ©. (1873); 
Eonpen, Geſchichte ber fozialen vage 
1877); Tobt, Der rabifale deutihe ©. 
2. Aufl. 1878); Meyer, Der Emanyie 
Yationsfampf beöviertenStandes (1874 7., 
2 Bbe.); Schäffle, Ouintefienz des ©. 
(6. Aufl 1876); HeIb, ©, Snlalbemor 
catie und Sogialpolitif (1878); Huber, 
Sole Ara el 7 Hefte) 
ozialpelitik, . Politik. 
Spanien par. 8), einiges 
auf der Pyrendiſchen Halbinjel, 495,625 
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von ben Cortes gewählt. Aber ſchon im 
Februar 1873 dankte berfelbe in ab, 
unb bie Cortes proflamierten bie Re 
publik, welde zu Anfang 1874 wie: 
derum durch eine Regentſchaft Serranos 
befeitigt ward. Der Aufftanb zu Gunften 
des Brätendenten Don Karlos hatte in- 
zwiſchen größere Dimenfionen angenom: 
men. Die Abneigung gegen biejen und 
ber Wunfd nach Ruhe und georbneten 
Berhältnifien machten bie Ri iv ber 
Bourbonen Gi jere Linie) auf den Thron 
von ©. möglich. Alfons Sohn ber 
Königin Yabela und ihres Gemahls 
Franz be Alfıfi, wurde 30. Dez. 1874 als 
König proflamiert, und ihm gelang es, 
bie Monarchie wiederum zu georbneten 
Zuftänden zurüdzuführen. 

Eine neue Staatsverfaffungwurbe 
30, Juni 1876 publigiert. Hiernadh ift bie 
frühere Xhronfolgeorbnung beibehalten, 


kin, mit ben Balearen unb ben Kanari= | nach welder das weibliche®@elchledht gleiches 
hen Infeln 507,716, mit ben Kolonien | Succeffionsredht wie das mi ml bat. 
812,011 am Die 7 m | Nur in der geraden Linie hat ber jüngere 
31. Dez. 1877 ergab fü $, | Brinzvorberältern Prineſſin ben Vorzug. 
bie Balearen und Kanaı ge) In der Seitenlinie entfcpeibet bie Nähe ber 
an ber Küfte von Norba ife | Sinie allein, ohne Rüdliht auf dad Ger 
fen, eine Bevölferung | fHleht. Die Succeffionzfähigkeit ift vom 
Ein. Hauptftabt: Da % | tömifej-fathofiicen Glaubensbefenntnis 
Ein. Das Königreich & | abhängig. Diegeleßgebende Gewalt übtber 
aus 14 Landſchafien, m | König mein fane mit ben Cortes aus, 
— ufamme te | welche in ziwei Kammern zerfallen, ben 
und Neufaftilien, Ga... -.......n,| Senat unb ben —F ber Deputierten. 
Xeon, Eftremabura, Anbalufien, Mur⸗ Der Senat wird gebildet 1) aus ben 
cia, Valencia, Katalonien, Nragonien, | Senatoren vermöge eignen Nechts (bei 


Navarra, ben basliſchen Provinzen und 
Majorca. Kolonien. (merita: 
Cuba mit (1. Juli 1877) 1,394,516 
Einw. und Rortorico (661,494 Einw.); 
in Afrifa: Sernando Po, Annobon (35, 
Einw.); in Afien und Ozeanien: bie 
Philippinen, Marianen, Karolinen und 
Pelewinſeln mit 6,036,800 Einw. Nach 
ber Vertreibung der Königin Iſabella 
4868 folgte zunäcft eine Regentfchaft 
Serranos, und nachdem bie Kandidatur 
be3 Prinzen Leopolb von Sehemolem 
für den Wanifeen Thron 1870 wieder 
auf Igegeben, worden war, wurde 16. Nop. 
4870 der Prinz Amadeus, Herzog von 
Aofta, Vruber des jet tepierenden Rd 
nigs von Italien, zum König von ©. 








Töniglichen Rrinzen, Oranden, Erzbifdhd: 
fen nd höchften Sontsbeamten), — 
ben von ber Krone auf Lebenszeit ernann⸗ 
ten Senatoren und 3) aus denjenigen 
Senatoren, welche durch die Korporalio⸗ 
nen des Staats und durch bie Höchfibe: 
fteuerten gewählt werben. Die A der 
Senatoren kraft eignen Rechts umd ber 
vom — ernannten Senatoren darf 
qufammmeı ie Zahl 180 nicht überfteigen. 

benfoviel Senatoren find zu wählen. Die 
Mitglieder des Deputiertenfongref= 
fes werben von ben zeabtuntae unbawar 
je ein Deputierter auf 40,000 Einw. ge: 
wählt. Das aktive Wahlrecht ift durs 
einen Steuerzenfus von 25 —2 — be⸗ 
ſchraͤnkt (Geſetz vom 20. Juli 1877). Die 
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Wahlperiode ift eine fiinfjährige. Die De- 
putierten erhalten Feine Diäten. Die 
vollziehbende Gewalt wird vom König 
durch den Minifterrat ausgeübt, welch 
legterm ein Staatsrat zur Seite fteht. 
In dem Minifterrat find außer ben Prä: 
fidenten der Minifter bes Außern, ſodann 
ber Minifter der Juſtiz und der Gnabe, 
der Minifter des Kriegs, ber Marine: 
minifter, ferner die Minifter des Innern, 
der Finanzen, der Kolonien und endlich 
des Handeld und des Aderbaus ver- 
treten. Der Staatsrat befteht aus 33 
von König ernannten Räten und aus 
ben Miniftern. Er berät die Regierungs- 
maßregeln und entfcheidet über Kompe⸗ 
tenzkonflikte zwiſchen Gerichts- und Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden. Zum Zweck der in⸗ 
nern Verwaltung iſt das Reich in 49 
Provinzen eingeteilt, an deren Spitze für 
die geſamte innere und ebenſo für die 
Steuerverwaltung Gouverneure ſtehen, 
welchen Provinzialdeputationen und ſtän⸗ 
dige Kommiſſionen der letztern beigegeben 
ſind. Die Polizei wird in den Gemeinden 
von den Alkalden, in den größern Städ⸗ 
ten von beſondern Polizeikommiſſaren 
unter Aufſicht des Gouverneurs gehand⸗ 
habt. Für die Militärverwaltung in den 
Provinzen ſind Generalkapitäne beſtellt. 
Die herrſchende Religion iſt die Fatho- 
liſche. Es beftehen Erzbistiimerzu Toledo, 
Burgos, Granada, Santiago, Saragoffa, 
Sevilla, Tarragona, Valencia und Balla- 
bolib fowie 45 Bistümer. 
Gerichtsverfaffung. Die unterfte 
Inſtanz bilden die Alkalden der Gemein⸗ 
den als Friedensrichter. Außerdem beftehen 
ca. 500 Untergerichtöbezirfe mit einem 
Gerichtshof erfter Inſtanz. Diefen find 
die Appell- und Oberappe ationsperichtä- 
Dr übergeordnet. Ein höchfter Gerichts- 
of fungiert zu Madrid. Außerdem be 
ſtehen geiftliche und Militärgerichte, Han- 
belögerichte, Berggerichte, Gerichte für 
Poſt⸗ und Straßenweſen und ein Gerichts⸗ 
hof für Steuerjachen. eerwejfen. 
Neuere Geſetze haben bie allgemeine Wehr: 
pflicht eingeführt, doch ift die Loskaufung 
als vorübergehende Maßregelgeftattet. Die 
Dienftpflicht erſtreckt fi auf den Zeit: 
raum von acht Fahren, davon vier Jahre 
Staatislexikon. 
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im aktiven Heer; doch iſt dieſer Zeitraum 
thatſächlich auf zwei Jahre herabgemin⸗ 
dert. Die Friedenspräſenzziffer wird all⸗ 
jährlich im Etat feſtgeſern Sie betrug 
1879—80: 90,000 Mann ohne Karabi— 
niere (Zollwächter an der Grenze und an 
ber Küſſe) und ohne Guardia civil (Gen⸗ 
barmerie). Die eriegeitärte ber Armee 
aber ift auf 10,250 Offiziere, 426,557 
Mann, 16,728 Pferde und 13,112 Maul: 
tiere berechnet, fo daß die mobile Armce 
mit Stäben, Sanitätsforps, Adminiftra= 
tionen 2c. Ti auf rund 450,000 Köpfe 
belaufen würde. Die Kriegsmarine 
umfaßt 117 Schiffe, von denen 1879— 80: 
100, darunter 10 Pangerſchite in Dienſt 
geſtellt waren. Die Bemannung betrug 
ca. 14,000 Matroſen mit 684 Marine 
offizieren und 7340 Mannfchaften ber 
Marineinfanterie und Artillerie mit 495 
Dffizieren. Die Finanzen find infolge 
bes Bürgerkriegs noch in einem bebenf- 
lichen Zuftand. Das Budget für 1880 
1881 veranfchlagt die Einnahmen des 
Staats auf792,150,792 Befetas (à 80Pf.), 
die Ausgaben aber auf 829,158,576 Pe⸗ 
ſetas, jo daß ein Defizit von 37,007,784 
Peſetas in Ausficht ftand. Die Staats- 
ſchulden beliefen fih 30. Juni 1879 auf 
12,916,046,162 Pejetad. - 

Das Mappen ber Mionardjie, welches 
von dem Orden bed Goldnen Vließes um⸗ 
geben ift und von zwei Löwen gehalten 
wird, enthält die Wappenfchilde von 
Kaftilten und Leon und in der Mitte das 
Wappen des königlichen Hauſes Bour- 
bon=Anjou mit Drei goldnen Lilien in 
blauen: Felde, dad große Wappen auch 
noch bie Bappenfeiifbe ber einzelnen 
Landesteile. Die Flagge ift golden, oben 
und unten mit zwei breiten roten Strei- 
fen eingefaßt, mit dem ſpaniſchen Wap- 
pen in der Mitte. Die Landesfarben find 
Rot und Gold. Val. Laufer, Geſchichte 
Spaniens vom Sturz Iſabellas bis zur 
Thronbefteigung Alfons’ (1877, 2 Bbe.). 

Spedition (Tat.), Weiterbeförberung 
von Waren und Gütern, welche nicht di- 
rekt an ihren Beltinnmungsort verlaben 
werben fünnen. Speditionsgejhäft 
(Spebitionshandel), der gewerbs⸗ 
mäßige Betrieb der zur Verſendung von 
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Gütern notwendigen Geſchäfte in eignem 
Namen für fremde Rechnung gegen Ber: 


hoben wird und 0,30 ME. für jedes Kar: 
tenfpiel von 36 oder weniger Blättern 
und 0,50 ME. für jedes andre Spiel be 
trägt. Vgl. Reichegeieh vom 3. Juli 1878, 
betvefjenb ben ©. (Reichögefebblatt, ©. 


Staat, das öffentliche Gemeinwefen, 
welches eine auf einem beflimmten Gebiet 
anfäffige Völkerjchaft in der Bereinigung 
von Regierung und Regierten umfaßt. 
Freilich tft der Begriff des Staats, wie er 
bier gegeben, fein wifjenfchaftlich feftfiehen- 
ber, benn es gibt in ber That nur wenige 
Gegenftände, über welche die Anfichten in 
gleicher Weife augeinander geben wie über 
Weſen, Rechtsgrund und Zweck des Staats. 
Dabei iſt aber auch noch zwiſchen dem 
eigentlichen Staatsbegriff, welcher 
auf weſentlich hiſtoriſcher Grundlage be⸗ 
ruht, und der Staatsidee, die lediglich 
Sache der philoſophiſchen Spekulation ift, 
wohl zu unterfcheiden. Lebtere nämlich 
ftellt den ©. fo dar, wie er fein ſoll, er- 
fterer fo, wieererfahrungsmäßig ift. Run 
lehrt uns aber die Geſchichte, daß von ei: 
en Staaten erit bann die Rebe 
ein kann, wenn eine größere Gefamtbeit 
von Menſchen zu einem gemeinjamen 
Organismus vereinigt iſt. Die Familie 
mag daher immerhin al® die natürliche 
Grundlage und als ber Ausgangepunft 
biefer organifchen Vereinigung betrachtet 
werben; der ©. felbit aber charakteriſiert 
fich gerade im Gegenfaß zur Familie da⸗ 
durch, daß feine Angehörigen nicht durch 
das Band ber Verwanbtichaft, jondern 
durch eine befonbere Organifation zuſam⸗ 
mengebalten werden, und das Charafte: 


Sperrgeſetz — Staat (Staatsbegriff, Staatsgewalt). 


riftifche ebendiefer Organifation beſteht 
wieber barin, daß bier eine Bereinigung 
von Regierung (Staaisregierung, 
Gouvernement) einerfeit3 und von 
Regierten (Staatsangehörigen, 
Staatäbürgern, Unterthanen) an 
berjeit3 gegeben ift. Wo es an einerfoldyen 
Drganifation oder body an ber Aufrechter- 
haltung der flaatliden Ordnung fehlt, 
wo alſo Anarchie berricht, da kann audy 
von einem eigentlihen Staatswejen nicht 
die Rebe fein. Endlich ift aber noch als 
wejentlicher Faktor des Staatsbegriffs das 
Borhandenfein eines beftimmten Gebiets 
(Staatsgebiet, Territorium) her⸗ 
vorzubeben, auf welchem ſich jene Geſamt⸗ 
Fr von Menſchen dauernd niebergelafien 
at. Der Juftand eines Nomadenvolks 
ift die Negation des Staatsbegriffs, welch 
Veßterer gerade mit Rüdficht hierauf von 
Zöpfl dahin präzifiert wird, daß der ©. 
ber Zuftand einer anfälfigen Völkerſchaft 
fei. Diejenigen Rechte nun, weldye ber 
Staatsregierung und deren Inhaber, bem 
Staatsbeherrſcher (Staatsober: 
Fr Souverän), als ſolchem zu: 
eben, die fogen. 2 eitsrechte, bilden 
den Inhalt der Staatsgewalt (Re: 
ierungsgewalt), welde namentlich 
infofern, als fie auch das Recht des Staats: 
beberrjchers zur Ausübung der Hoheits- 
rechte auf dem beftimmten Staatsgebiet 
und in Anjehung der auf bemfelben le: 
benden Menichen (Territorialitäts: 
prinzip) bedeutet, als Souveränität 
(Staatshoheit [f.d.],suprema potes- 
tas) bezeichnet zu werden pflegt. Das 
Subjeft der Staatsgewalt jowie die Art 
und Weife ihrer Ausübung durch erfteres, 
alfo die Staats: und Regierungs— 
—8 werben durch die Sta ats verfaſ⸗ 
ung (Konjtitution) beſtimmt. Wenn 
man aber die Staatsgewalt regelmäßig in 
die geſetzgebende, die richterliche und die 
vollziehende Gewalt einzuteilen pflegt, ſo 
iſt dies im Grund nur eine Bezeichnung 
der bergiebenen Richtungen, nach denen 
hin die Staatögewalt thätig ift, und das 
Charafteriftiiche der modernen konſtitu⸗ 
tionellen Monarchie beiteht gerade barin, 
baß, ſoweit es fi) um die Ausübung ber 
gejeßgebenden Gewalt handelt ber Ge 











Staat (Staatstheorien). 


ſamtheit der Negierten, dem Volk, das 
Hecht der Mitwirfung durch die von ihm 
gewählten Volksvertreter (Nepräjen: 
tativverfaffung) zufteht. Die Staats⸗ 
gemalt ſelbſt aber ıjt und bleibt unteilbar, 
einheitlich und ausfchließend; fie duldet kei⸗ 
nen S.im©., und ebendarummußfieaud 
indbefondere von der Kirche Unterordnung 
unter die jtaatliche Autorität verlangen. 
Träger ber Staatögewalt ift in der Mon= 
ah ie der Einzelberrfcher, in ber Re: 
publif die Geſamtheit ver Staatsange⸗ 
börigen, und je nachdem in dem letztern 
Fall diefe Gejamtheit wirflih im Beſitz 
der Staatsgewalt ift, ober je nachdem diefe 
nur von einer bevorzugten Klafje der Be- 
völferung ausgeübt wird, pflegt man zwi: 
[hen Demokratie und Ariftofratie 
zu unterfcheiden. Der einzelne Staats- 
bürger aber jteht der Staatögewalt und 
ihren Inhaber gegenüber im Verhältnis 
der Unterordnung. Die rechtliche Begrün⸗ 
bung dieſes Verhältniſſes, Die Feſtſtellung 
des Rechtsgrunds des Staats, iſt ein 
Problem, welches von Philoſophen und 
Publiziſten auf die verſchiedenartigſte 
Weiſe zu löſen verſucht worden iſt, wäh: 
rend andre ſich nicht ohne Grund damit 
begnügten, den ©. und das damit gege- 
bene Berhältniß ber Unterorbnung der 
Negierten als eine hiſtoriſche Thatjache 
und ebendarum der philofophifchen Recht: 
fertigung nicht bedürftig binzuftellen. 
Dagegen finden wir fchon im Altertum 
in den Theofratien der ODrientalen die 
ſogen. »religidfe Theorie« vertreten, welche 
den ©. als eine göttliche Stiftung und bie 
Einjegungder Regierungsgewalt als einen 
Teil der göttlihen Weltordnung über 
haupt auffaßt, eine Theorie, welche man 
neuerdings ald die Lehre vom Königtum 
»bon Gottes Gnaden« zu modernilieren 
juchte, wie dies z. B. von Stahl gejchehen 
it. Andre wollen bie uehung des 
Staats aus dem ſogen. »Rechte des Stär⸗ 
kern«, aus der übermacht, welche auch in 
bem Ausdrud »Staatsgewalt« angedeu⸗ 
tet ſei, herleiten, während auf ber entge- 
ee Seite der S.(Batriardhal: 
ftaat) auf die väterliche Gewalt zurüdige 
führt und als eine Erweiterung der Fa⸗ 
milie bingeftellt wird. Eine weitere, früher 
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auch in Deutjchland vielfach praftifch gel- 
tend gemachte Theorie CBatrimsnial: 
prinzip) ftelt die Staatsgewalt als 
Ausflug des Eigentums (PBatrimoniali- 
tät) am Grund und Boden hin. Es ift 
dies bie Theorie der abjoluten Monarchie, 
vermöge beren fich die StaatSbeherrfcher 
gewillermaßen als Eigentümer von Land 
und Leuten betrachteten, und welche zu je⸗ 
nem Sat führen Tonnte, der Ludwig XIV. 
in den Mund gelegt wird: »Der ©. bin 
iche. Auch der jogen. »Vertragstheorie« ift 
hier zu gedenken, welche die Entftehung 
des Staat? auf eine vertraggmäßige Un- 
terwerfung ber Unterthbanen unter bie 
Staatögewalt zurüd aen ſuchte und 
durch Sean Jacques Rouffeau (»Contrat 
social«) populär geworben ift, zuvor aber 
Ihon durch die Engländer Hobbes und 
Locke vertreten worden war. Dagegen ift 
nah Rant, Karl Salomo Zacharik und 
Wilhelm v. Humboldt der ©. durch das 
Rechtögefe gerechtfertigt. Im Zufam: 
menhang damit bezeichneten dieſe den 
Schub des Rechts als den ausfchließlichen 
Zweck des Staats (Rechtsſtaat), eine 
Theorie, welche als ſogen. »Mancheiter- 
tbeorie« in neuerer Zeit große und infofern 
auch praktiſche Bedeutung erlangt hat, als 
ihre Anhänger die Staatshilfe möglichſt 
auf den Rechtsſchutz beſchraͤnkt willen 
wollen und im übrigen auf die Selbithilfe 
der Staatöbürger verweilen, auf deren 
Baſis ſich z. B. die modernen wirtſchaft⸗ 
lichen Genoſſenſchaften aufbauen. Dieſer 
Theorie ſteht die ſogen. »Wohlfahrtstheo⸗ 
rie« gegenüber, welche die öffentliche 
Wohlfahrt des Staats und die allgemeine 
Wohlfahrt ſeiner Angehörigen als den 
Staatszweck bezeichnet, damit aber frei- 
lich nicht felten zu einer Bevormundung 
bed Volks und zum fogen. oligei: 
ftaat geführt bat. Den Vorzug möchte 
eine vermittelnde Theorie verdienen, welche 
das Recht allerdings als die Baſis und 
den Hauptzweck des Staats bezeichnet und 
im übrigen die Staatshilfe nur als völ- 
kerſchaftliche nter ti vung zur Tan ei; 
freien Entwidelung der Staatsangehöri⸗ 
gen eintreten laſſen will, indem das ge- 
jamte flaatliche Leben fih in den Angeln 
des Rechts bewegen ſoll en Iturftaat). 
5* 
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Der S. fommt aber nicht nur ala für 
fich beftehenbes, felbftändiges Ganze, fon: 
bern aud in feinem Verhältnis und in 
feinen Beziehungen zu andern Staats- 
förpern in Anbetracht. Dem einfachen 
Staatsbegriff entjpricht zunächſt allerdings 
ber Einheitsftaat, d. h. ber völlig ſou⸗ 
veräne, für fich beftehende ©. mit Einem 
Staatsgebiet, welches ein und berjelben 
Staatsregierung unterftellt iſt, bie es in 
einheitlicher Weiſe verwaltet. Es Tiegt aber 
in der Natur der Sache, daß fich zwifchen 
verfchiedenen Staaten, welche jelbftändig 
und unabhängig nebeneinander eriftieren, 
nach und nad) die verfchiedenartigften Ans 
Mmüpfungspunfte ergeben und die man 
nigfachiten Verbindungen auf dem Gebiet 
bed Handels und der Induſtrie, ber 
Wiffenfhaft und bes politifchen Lebens, 
furz des geiftigen und materiellen Völ⸗ 
ferverfehrs überhaupt, bilden müſſen. 
Es Tann dann aber auch nicht fehlen, 
daß fi für die gleichmäßige Behand: 
fung und Beurteilung nerartiger Verhãlt⸗ 
niſſe mit der Zeit gewiſſe völkerrechtliche 
Grundſätze Eingang und Anerkennung 
verfchaffen. 

Die in ſolcher Weife verbundenen Staa- 
ten bilden aldbann ein fogen. Staaten: 
ſy ſtem, und in biefem Sinn begann 
man feit bem 16. Jahrh. insbefondere von 
einem europäifchen Staatenfyftem zu [pres 
hen. &8 pflegen aber ferner nicht felten 
einzelne Staat#förper zu einander in eine 
noch engere Verbindung gebracht und zur 
Erreichung eines beftimmten politifchen 
Zwecks zu einem fogen. Bund vereinigt 
zu werden. Ste nach ber Art und Weile 
biefer Vereinigung und je nad) der Bes 
Ihaftenheit bed Zwecks und bes Ziels bie- 
fer letztern laſſen ſich dann aber wiederum 
verſchiedene Unterarten eines ſolchen Bun⸗ 
des unterſcheiden. 

1) Der Bund, zu welchem ſich eine 
Mehrheit von Staaten vereinigt, iſt nur 
ein vorübergehender, zur —— eines 
ebenfalls nur vorübergehenden, ſpeziellen 
Zwecks beſtimmt und beſtehend. Es han⸗ 
delt ſich dabei nur um die Ausführung 
eines beſtimmten politiſchen Plans zur 
gemeinſamen Löfung einer beſondern Auf⸗ 
gabe, welche ſich die verbündeten Staaten 


Staat (Staatenverbindungen). 


geſtellt haben. In ſolchen Fällen ſpricht 
man von einer ſogen. Allianz ober Koa⸗ 
lition. So waren 3. B. bie gegen Ruß- 
land gerichtete Allianz der Weitmächte mit 
der Pforte vom 12. März 1854, der Bund 
zwiſchen Een und dem bamaligen 
Königreich) Sardinien gegen Ofterreich von 
1859, die Koalition Oſterreichs u. Preußens 
im bänifchen Feldzug von 1864 und das 
Bündnis zwiſchen Preußen und Sta- 
lien gegen Ofterreich von 1866 Staaten: 
bündniffe, welche lediglich zur Realiſie⸗ 
rung eines vorübergehenden Zwecks und 
keineswegs auf die Dauer abgeichlofien 


waren. 

2) Der Bund ift ein auf Die Dauer be: 
rechneter und befteht zur Verwirklihung 
umfaffender politifcher Zwecke. Die Ber: 
bindung Felbft trägt bier einen ftaatlichen 
Charakter; die verbündeten Staaten tre⸗ 
ten dritten Staaten gegenüber als ein 
völferrechtliches Ganze und als eine po⸗ 
litiſche Korporation auf, ausgeftattet mit 
fländigen Einrichtungen zur Erreichung 
des Bundeszwecks und regelmäßig unter 
einer den Bund repräfentierenden Zen⸗ 
tralgewalt vereinigt. Es find Died bie 
eigentlichen Stantenverbindungen (Staa- 
tenſyſtem in dieſem befondern Sinn); auch 
werben berartige ftaatliche, Vereinigungen 
nicht felten geradezu ald zufammenge- 
ſetzte Staaten bezeichnet. Die Vereini- 
gung mehrerer Staaten zu einem fogen. 
zufammengefehten hebt jedoch die einzelnen 
verbünbeten ftaatlichen Eriftenzen Teines- 
wegs auf; diefelben behalten vielmehr ihre 
Spezialregierungen bei, ihre Staatsgebiete 
bleiben nach wie vor voneinander unter: 
ſchieden, und e8 verbleibt den Einzelftanten 
unter allen Umftänden eine gewiſſe poli= 
tifche Selbftändigfeit, welche freilich regel- 
mäßig im Interejfe ber Geſamtverbindung 
mehr oder weniger bejchränft zu werben 
pflegt. Anders bei der Vereinigung meh⸗ 
rerer Staaten zu einem Einheitsſtaat. 
Diefe hebt die befonbere Souveränität ber 
bis dahin nebeneinander beitehenden Staa⸗ 
ten völlig auf, indem fie deren Territorien 
mit einer gemeinfamen Hoheitsgrenze um- 
zieht und einer gemeinfamen und einheit- 
lichen Regierung unterftellt. Letzteres kann 
aber im konkreten Fall entweder fo ge- 





Staat (Stentenverbindungen: Union). 


fchehen, daß bie zu einem Einheitsftaat zu: 
fammengefügten Staaten nunmehr einen 
anz neuen ©. bilden, wie dies z. B. durch 
arbinien mit der Gründung des König- 
reichs Stalien 1861 geſchehen ift, ober fo, 
daß ber eine ©. bem andern einverleibt 
wird. Im erflern Fall liegt dann eine 
fogen. Union in biejem bejondern Sinn 
dor, während man im lebtern Tal von 
einerInforporation zu ſprechen pflegt, 
für welche die Einverleibung ber 1806 
anneltierten Staaten in bie preußifche 
akonnsihie ein naheliegendes Beispiel dar⸗ 
ietet. 

Was nun aber die zuſammengeſetzten 
Staaten und ihre Unterarten im einzel- 
nen anbelangt, fo wirb hier regelmäßig 
zwiſchen den jogen. Unionen im engern 
Sinn einerfeit3 und zwiſchen den fogen. 
Konföderationen anderjeitS unter- 
hen Es können nämlich einmal ver- 
ſchiedene, an und für ſich voneinander ge 
trennte und unabhängige Monardhien un- 
ter ein und demſelben Souverän ftehen, 
alfo durch die Identität der Perſon bes 
Staatsbeherrſchers miteinander verbuns 
den fein(Union, uniocivitatum). Dem 
fteht dann als andre Form des zufammen: 
geſetzten Staats die Konföderation 
(confoederatio) gegenüber, welche ſich da- 
durch Tennzeichnet, daß verjchiedene mehr 
ober weniger felbftändige Staaten mit be- 
fondern Regierungen und verjchiedenen 
Souveränen vermöge einer bejonbern 
ftantlihen Verbindung zu einem neuen 
politiihen Geſamtweſen vereinigt find. 
Was dann jpeziell a) bie Union anbelangt, 
fo befteht Hier wiederum ein Unterfchied 
zwifchen der Berjon WR ——— 
sonalis) und der Realunion (unio rea- 
lis). Die Perſonalunion iſt dann ge- 
geben, wenn zufälligermeife zwei oder meh: 
rere an und dir ſich jelbftändige Staaten 
unter bem Zepter ein und beriefben Ber: 
fon thatſächlich vereinigt find, was na- 
mentlich dann ber Kal iſt, wenn infolge 
einer zufälligen Übereinftimmung ber 
Thronfolgeordnung ein und diefelbe Dy⸗ 
naftie und ein und basfelbe Glied derjel- 
ben zur Regierung über beide Länder be: 
rufen, ober wenn in einer Wahlmonarchie 
ein Fürft an die Spibe bes Staats geftellt 
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wird, welcher bereits das Staatsoberhaupt 
einer andern Nation if. Eine Perfonal- 
union ber erftern Art war 3. B. die Ver: 
einigung Englands und Hannovers, 
welche von 1714 bis zum 20. uni 1837 
beitand, während für die zweite Kategorie 
bie Berfonalunion Sachſens und Polens 
unter Auguft dem Starfen von Sachſen 
als Beifpiel dienen mag. Ebenſo ftehen 
Luremburg und Holland zu einanber im 
Verhältnis der Perfonalunion, und eben- 
dasfelbe war früher in Anfehung von Dä⸗ 
nemark und Schleswig = Holftein der Fall. 
Sit dagegen die Vereinigung zweier ober 
mehrerer Staaten unter ebendemfelben 
Staatsbeherrfcher durch die Staatsgrund⸗ 
geſetze angeorbnet, iſt dieſe Verbinbung 
alſo von Rechts und Verfaſſungs wegen 
eine notwendige und unauflögliche, jo liegt 
eine Realunion vor. Die einzelnen 
Kronländer erjcheinen Hier zwar auch ala 
befondere Staaten, aber fie find verfaf- 
fungsmäßig unter Einem Zepter ver: 
einigt. Sie ftellen ſich infolge davon in 
ihrer Verbindung und namentlich dem 
Ausland gegenüber als eine ftaatliche Ge- 
famtheit dar, deren gemeinfame Intereſſen 
regelmäßig auch durch eine gemeinfame 
oberfte Regierungsbehörbe vertreten wer: 
ben, welcher dann da, wo ein Fonftitutig- 
nelle8 Regierungsſyſtem befteht, auch eine 
jtändifche Gefamtvertretung der vereinig: 
ten Völkerſchaften zur Seite ſteht. Die 
Realunion hat alfo mitder Perfonalunion 
das gemeint, daß bier wie dort bie unierten 
Staaten bejondere Staatsförper bilden, 
deren Souverän aber ein und biejelbe 
Perſon ift. Der Unterfchied zwischen die⸗ 
fen beiden Staatsformen befteht darin, 
daß diefe Gemeinfchaft des Monarchen bei 
ber Berfonalunion eine zufällige und mög: 
licherweife nur vorübergehende, bei der 
Realunion jedoch eine verfaffungsmäßige 
und cbendarunı notwendige ift. Damit 
hängt dann auch der weitere Unterfchieb zu⸗ 
jammen, baß bei der PBerfonalunion die 
Regierungen der einzelnen StaatZgebiete 
formell als durchaus getrennte erjcheinen, 
während ſich bei der Realunion zwar auch 
eine Separatverfaffung und eine Separat- 
verwaltung der einzelnen Staaten vorfin⸗ 
den, neben diefen aber auch eine Gefamtver: 
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faffung und ein gemeinfchaftlicher ftaat- 
licher Organigmus ber unierten Staaten 
vorhanden find. Das Beifpiel einer Real: 
union bietet das Verhältnis Oſterreichs und 
Ungarns nach dem Februarpatent vom 26. 
Febr. 1861 und ben Staatögrundgefegen 
vom 21. Dez. 1867 dar; ebenfo fteben 
Schweben und Norwegen feit 1814 in 
Realunion, während Schleswig und Hol- 
fein ehedem zu einander im Verhältnis 
ber Realunion, zur Krone Dänemark aber 
beide im Verhältnis der Perfonalunion 
geftanden haben. 

Mas b) die fogen. Konföberation 
oder Föderation betrifft, jo tritt ung hiet 
wiederum ein wichtiger Unterfchieb entge⸗ 
nen, nämlich ber bedeutfame Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen dem fogen. Bunbesftaat (Bun: 
desreich, civitas foederata 8. compo- 
sita, von den italienifchen Publiziiten 
stato federativo genannt) und dem fogen. 
Staatenbund(lat.confoederatio civi- 
tatum, ital. confederazione degli stati). 
In beiden Fällen ift nämlid) eine Mehrheit 
von Staaten gegeben, welche fämtlich be- 
fondere Staatsgebiete und beſondere Re⸗ 
gierungen haben, auch, wofern ihre Verfaſ⸗ 
jung eine monarchifche ift, unter verſchiede⸗ 
nen Staatsbeherrichern ftehen. In beiden 
Fällen find ferner diefe Staaten zu einem 
Bund vereinigt, welcher im Gegenſatz zu 
einer bloß vorübergehenden Allianz auf die 
Dauer berechnet ift und zwar in ber Weife, 
daß diefer Bund im völferrechtlichen Ver: 
kehr dritten Staaten gegenüber bie Bedeu⸗ 
tung einer völferrechtlichen Korporation 
und eines politifchen Organismus in Ans 
ſpruch nimmt, indem für die verbündete 
Staatengruppeeinegentralgewalt errichtet 
ift, welche die Gefamtheit des Bundes zu 
repräfentieren hat. Diefen gemeinfamen 
Merkmalen gegenüber teilt fich dann der 
Unterſchied zwijchen beiden Staatsformen 
im wejentlicyen folgendermaßen dar. Im 
Staatenbund erjcheinen die einzelnen ver: 
bündeten Staaten als völlig fouverän, und 
die Jentralgewalt, unter welcher fie ver: 
einigt find, ift nur ein Ausfluß der Sou⸗ 
veränität der einzelnen Staatsregierun: 
gen, aus beren Vertretern fich jene Zentral⸗ 
gewalt zufammenfegt. Im Bundesſtaat 
Dagegen ift bie Souveränität ber einzelnen 
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Staaten in Intereſſe der Gefamtheit we⸗ 
fentlich beſchraͤnkt; die Zentralgewalt ftebt 
bier über den einzelnen Regierungen, und 
diefe befinden ſich alfo zu jener in einem 
Subordinationsverbältnid. Der Staaten: 
bund ift ferner, ebenjo wie ber Bundes⸗ 
ftaat, auf die Dauer berechnet und ver- 
folgt, wie biefer, bleibende politifche Zwecke; 
allein es find immer doch nur beitimmt 
abgegrenzte Aufgaben, welche er zu Töfen 
ſucht. Der Bundesftaat dagegen * die 
Aufgaben des Staats überhaupt zu reali⸗ 
ſieren, der Bundeszweck fällt hier mit dem 
Staatszweck ſelbſt zuſammen. Der Staa⸗ 
tenbund erſcheint daher immer nur als 
eine politiſche Genoſſenſchaft, er hat einen 
vorzugsweiſe völkerrechtlichen Charakter; 
der Bundesſtaat dagegen iſt ein wirklicher 
ſtaatlicher Organismus, er hat einen we⸗ 
jentlich ftaatsrechtlihen Charakter; ber 
Staatenbund ift ein bloßer völkerrecht⸗ 
licher Verein, der Bunbesftaat dagegen ein 
wirfliher S. So war beifpielsweife die 
Schweiz feit 1815 nur ein Staatenbund, 
während fie jeßt vermöge der Verfaſſung 
vom 12. Sept. 1848 ein Bunbesftaat iſt; 
ebenfo find die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika feit 1787 als ein Bunbess 
ftaat Fonftituiert. Zu beachten iftübrigeng, 
dag von manchen Staatsrechtslehrern noch 
ein bejonderer, wenn auch unmichtiger 
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fogen. Staatenjtaat gemacht wirb, je 
nachdem nämlid die Vereinigung einer 
Mehrheit von Staaten zu einem Geſamt⸗ 
ftaat auf Vertrag und auf einer wenig: 
ſtens äußerlich freien Übereinkunft der ver- 
bünbeten Staaten berubt, ober je nachdem 
fie durch die Lockerung eine? urſprüng⸗ 
lihen Einheitsſtaats herbeigeführt wor: 
ben ift. Als ein Fall der letztern Art und 
als ein ſogen. Staatenftaat wirb dann bas 
vormalige Deutiche Reich, das bis jum 
Jahr 1806 beitand, aufgefaßt, welches 
allerdings in ben Iebten Jahrhunderten 
feines Beſtehens, als die Landeshoheit der 
einzelnen Territorien mehr unb mehr er- 
ftarft war, nichts weiter als ein bloßer 
Töderativftant geweſen ift. Als Bei⸗ 
ſpiel eines Staatenbunds iſt aber nament⸗ 
lich der poamatige Deutſche Bund anzu⸗ 
führen, welcher 1866 ſein Ende erreichte. 
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Eben weil dieſer Deutfche Bund ein bloßer 
Staatenbund war und als folcher Die beut- 
Tchen Staaten bloß durch ein ſchwaches fö⸗ 
Deratives Band zufammenbielt und nicht 
gu einem wirklichen S. vereinigte, fonnte 
iefe Staatsform dem erwachten, wach⸗ 
fenden und eritarfenden Nationalgefühl 
des deutſchen Volks auf die Länge nicht 
genügen, und e8 war daher fein bloßes 
Dolitiiches Schlagwort, Tondern das mit 
immer größerer Entſchiedenheit ausge⸗ 
fprochene Ziel einer tief gehenden politi- 
Then Bewegung, »daß man den Deutfchen 
Bund aus einembloßen Staatenbunbum- 
wandeln müjje in einen Bunbesftaat«. 
Diefe Aufgabe war e8 denn auch, welche 
durch das Verfaſſungswerk der Tonftituie- 
renden Frankfurter Nationalverſamm⸗ 
Yung, durch die fogen. Reichsverfaſſung 
vom 28. März 1849, gelöft werben follte. 
Freilich Hat jenes Streben damals fein 
günft er Erfolg gekrönt, aber ed war doch 
er erſte bedeutſame Anlauf zu dem großen 
Wert der nationalen Einigung unſers 
beutichen Volks, welche jebt nach den Er⸗ 
folgen der fahre 1866 und 1870 mit ber 
Gründung des Norbdeutichen Bundes und 
mit der Konftituierung des neuen Deut⸗ 
Then Reichs zuftande gebradit worben ift. 
Pie aber damals bei Gelegenheit der Be: 
ratungen über die Feſtſtellung der Reichs⸗ 
verfaflung von 1849 die Frage über We⸗ 
fen des Staatenbunds und deſſen Unter: 
ſchied vom Bundesftaat vielfach befprochen 
und erörtert worden ift, fo hat man auch 
in neuefter Zeit nicht felten Die Frage auf: 
geworfen, ob ben unfer gegenmwärtiges 
Deutiches Reich nun wirklich ein Bundes⸗ 
ftaat fet, und in der That haben fich, wenn 
auch fehr vereinzelt, Stimmen gefunden, 
welche diefe Trage verneinen. Allein bie 
berrichende Anficht, welche in bem Deut: 
ſchen Reich einen Bunbdesftaat ober Ge- 
famtftaat erblidt, wird gleichwohl die rich: 
tige fein. Died erhellt namentlid) aus 
folgenden Punkten, welche zugleich ben 
.Unterſchied zwiſchen »Stantenbund«e und 
»Bundesftaate weiter erläutern mögen. 
In dem vormaligen DeutfhenBund 
waren bie einzelnen verbündeten Staaten 
völlig fonverän. Das Organ bes Bundes, 
ber Frankfurter Bundestag, febte ſich 
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lediglich aus den Bevollmächtigten ber ein: 
zelnen Bundesregierungen zufanımen. 
Der Angehörige der einzelnen Stanten 
ftand zu diefem Zentralorgan des Bunbes 
in gar feiner direkten Beziehung. Die 
Bundesbeſchlüſſe erhielten in dem betref- 
fenden ©. und für deſſen Angehörige erft 
dadurch rechtäverbindliche Kraft, daß fie 
von ber fraglichen Einzelregierung als Ge: 
jet verfündigt wurden. Das Deutfche 
Reich dagegen bat das Geſetzgebungsrecht 
eined wirklichen Staats. Die Reichdge- 
ſetze, welchelinnerhalb des Kompetenzfreifes 
der Reichsgeſetzgebung erlajien werben, 
gehen den Landesgeſetzen ber Einzelftaaten 
vor und erhalten ihre vechtsverbindliche 
Kraft für die Unterthanen des Reichs und 
ber Einzelftaaten durch die Verfündigung 
von Reichs wegen, welche im Reichsgeſetz⸗ 
blatt durch den Kaiſer erfolgt. Die geſetzge⸗ 
benden Faktoren desReichs aber ſindReichs⸗ 
tag und Bundesrat. Letzterer entjpricht 
dem vormaligen deutſchen Bundestag, in: 
fofern er fih aus inftruierten Vertretern 
der verbünbeten Staaten zufammenfeßt. 
Anı Reichstag dagegen ift eine nationale 
Vertretung des gefamten Volks, ähnlich 
bem Landtag bes Einzelſtaats, gegeben, 
von welcher in dem bloßen Staatenbund 
natürlich nicht die Rede fein kann. Ferner 
fteht an ber Spite bes deutſchen Gefamt- 
ftaat3 ein einzelner Monarch, welcher die 
Reichsgeſetze zu verfündigen und auszu⸗ 
führen, auch das Reich völkerrechtlich zu 
vertreten hat und namens desſelben Krieg 
u erklären und Frieden zu ſchließen 
efugt iſt. Ihm ſteht auch ein verant- 
wortlicher Miniſter in der Perſon des 
Reichskanzlers zur Seite. Von einem 
ſolchen kann im Staatenbund natürlich 
ebenfalls nicht die Rede ſein, weil es ja an 
einer einheitlichen Staatsgewalt und alſo 
auch an dem Träger einer ſolchen fehlt, 
welchem ein verantwortlicher Miniſter zur 
Seite ſtehen könnte. Die Angehörigen der 
einzelnen deutſchen Staaten aber ſtehen, 
was ihre Unterthaneneigenſchaft anbetrifft, 
in einem Doppelverhälinis. Sie ſind Un⸗ 
terthanen ihrer Einzelregierung, Bürger 
des Einzelftaats, dem fie jeweilig anges 
hören. Aber fie find auch zugleich Ange: 
hörige und Bürger bes deutichen Geſamt⸗ 


552 


ſtaats. Die Unterthanen verfchiedener 
deutfcher Staaten erfcheinen alfo im Ver: 
hältnis zu einander nicht mehr wie früber 
als Ausländer, fordern als Söhne eines 
gemeinfanen Vaterlands und Angehörige 
ein und besjelben ftaatlichen Verbands. 
Ebendarum fünnen fie vermöge ihres ge: 
meinfamen Heimatsrechts (Bundesin- 
bigenat) in jebem beutjchen ©. biefelbe 
rechtliche Behandlung wieder Inländer be: 
anfpruchen. Unfer gemeinfamter deutfcher 
©. verfolgt ferner diejenigen Zwecke, welche 
fi) der ©. überhaupt ftellt. Der frühere 
deutſche Staatenbund freilich hatte fich 
lediglich den Zweck geiegt: Erhaltung ber 
&ußern und innern Sicherheit Deutjch- 
lands und der Unabhängigkeit unb Unver: 
legbarfeit der einzelnen deutfhen Staa⸗ 
ten«. Der gegenwärtig unter dem Namen 
»Deutiches Reich« beitehende Bund dage⸗ 

en ift nach den Eingangsworten ber Ber: 
9 ungsurkunde abgeſchloſſen »zum Schutz 
des Bundesgebiets und des innerhalb des⸗ 
ſelben gültigen Rechts ſowie zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutſchen Volks«. Alſo 
auch hier iſt der Rechtsſchutz in den Vor⸗ 
dergrund geſtellt, und es wird genügen, 
an die gemeinſame deutſche Gerichtsor⸗ 
ganiſation, an die Einſetzung eines Reichs⸗ 
gerichts und an die umfaſſenden Juſtizge⸗ 
ſetze, welche das Reich ergehen ließ, zu er⸗ 
innern, um darzuthun, daß jene Zuſage 
in der Reichsverfaſſungsurkunde keine 
leere geweſen iſt. Dasſelbe gilt aber auch 
von der Pflege der Wohlfahrt bes deut⸗ 
ſchen Volks. Dean denfe nur an die reichs⸗ 
gefeßlichen Beitimmungen und Einrich⸗ 
tungen in Anſehung des Poſt⸗ und Tele: 
graphenweſens, der Seeſchiffahrt, des 
Eiſenbahnweſens, de8 Geſundheitsweſens 
u. dgl. Zur Realiſierung des Staatszwecks 
aber und zur Erreichung der Ziele, welche 
die Staatsgewalt verfolgt, ſowie zur Er⸗ 
haltung des Staatsweſens überhaupt müſ⸗ 
ſen der Staatsgewalt im Bundesſtaat 
wie in jedem andern Staat die nötigen 
Mittel zurVerfügung ſtehen, und die Sorge 
für die Beſchaffung dieſer Mittel, der Be: 
zug der Staatseinkünfte und bie Verwal: 
tung und Berwenbung des Staatsvermö⸗ 
gen? find eine Aufgabe und ein Recht der 
Stantögewalt, fiefind die Finanzhoheit ber: 
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felben. Gerade in diefer Beziehung zeigt 
fih aber nochmals der Unterjchied ib chen 
dem einftigen Staatenbund und bem Bun⸗ 
besftaat der Gegenwart. Der frühere 
DeutfheBund nämlich hattegar kein eigent⸗ 
liches Finanzweſen, ſondern nur ein Kaſ⸗ 
ſenweſen, eine gemeinſchaftliche Bundes⸗ 
kaſſe, indem er lediglich auf die Matriku⸗ 
larbeiträge der einzelnen Bundesmitglie⸗ 
der angewieſen war. Der Bund als ſolcher 
hatte nicht die Finanzhoheit und folge⸗ 
weife auch nicht den Kredit eines Stcats. 
Es war daher unmöglich, eine Bundes⸗ 
ſchuld zu Fontrahieren, fo daß ber Bund 
für den Fall einer notwendigen, nicht zu 
vertagenben Ausgabe, wenn gerabe bie 
Bundeskaſſe erfchöpft war, auf Borfchüfie 
feiner Mitglieder angewieſen blieb. Unſer 
gegenmwärtiges Beute Reid) dagegen 
hat als ein wirklicher ©. die Finanzhoheit 
und auch ben Kredit eines ſolchen, es ift 
sicht bloß auf die Matritularbeiträge jei- 
ner Mitglieder angewiejen, ſondern es hat, 
wenn auch noch feine direkten Reichsfteuern 
eingeführt find, doch andre direkte Ein- 
hafmen und zwar aus ben Überfchüffen 
bes Poſt- und Telegraphenweſens, aus 
ben Reineinnahmen aus den Zöllen und 
aus ben gemeinchaftlichen Verbrauchs⸗ 
ſteuern; e8 ift alfo auch in diefer Beziehung 
ein wirflider ©. Weiter ift die Er: 
— der dem Reich in erſter Linie ge⸗ 

ellten Aufgabe, der Schutz des Bundesge⸗ 
biets nämlich, durch die Kriegsmarine 
und durch die Landmacht des Reichs ge⸗ 
ſichert, welch letztere im Krieg wie im 

rieden ein einheitliche®@ Heer unter dem 

berbefehl des Kaiſers bildet, deſſen Be- 
fehlen alle deutſchen Truppen unbedingt 
Folge zu leiften haben, während zur Zeit 
des frühern deutſchen Staatenbunds ein 
ftändiges Kriegsheer in Friedenszeiten 
nicht beftand. Nur für den Kriegsfall ſollte 
ein folche8 aus ben Stontingenten ber 
einzelnen Staaten zufammengejeßt und 
nur für den Tall eined Bundeskriegs ein 
Bundesoberfeldherr gewählt werden; im 
übrigen war bie Milttärhoheit ber Einzel: 
flaaten eine unbefchränfte. Endlich hat 
das Deutjche Reich als ein wirklicher ©. 
aud) das Geſandtſchaftsrecht eines ſolchen, 
indem es ein Vorrecht des Reichsoberhaupts 
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ift, Geſandte zu beglaubigen und zu em: 
pfangen. 

Die Verbältnijje und Beziehungen ber 
Staatsregierung zu den Staatsuntertha= 
nen und zwilchen den letztern untereinan= 
der, foweit fie fich auf den ©. beziehen, 
werben durch das Staatsrecht (ſ. d.) ge 
regelt; ebendahin gehören auch diejenigen 
Rechtsſatzungen, welche dieſe Verhältniſſe 
in einem zuſammengeſetzten S. normieren 
und die für das Deutſche Reich das deutſche 
Reichsſtaatsrecht bilden. Das Staats⸗ 
leben dagegen und die amedmäßige Geſtal⸗ 
tung und Einrichtung desſelben bilden den 
Gegenſtand der Politik (f. d.) während 
die rechtlichen Beziehungen verſchiedener 
ſelbſtändig nebeneinander beſtehender 
Staaten durch dad Völkerrecht(ſ. d.) 
geregelt werden. Vgl. außer den Lehr⸗ 
büchern des Staatsrechts und des beut- 
[hen Reichsſtaatsrechts insbeſondere: 
Waitz, Das Weſen des Bundesſtaats (in 
feinen »Grundzügen der Politik«, 1862); 
Seydel, Der Bundesftaatäbegriff (in ber 
»Zeitjchrift für bie gefamte Staatswiffen- 
fchaft« 1872, Bd. 18, ©. 185 ff.); Der⸗ 
jelbe, Die neueften Geftaltungen des 
Bundesſtaatsbegriffs (in Hirths »Annalen 
bed Deutſchen Reichs« 1876, ©. 641 ff.); 
Hänel, Zur Kritik der Begrifföbeflim- 
mung des Bundesſtaats, ©.78 ff. (1877); 
Brie, Der Bundesftaat (1874). 

Stastenbund, j. Staat (5.551). 

Staatengefdichte,i.Staatzwifjen- 


ſchaften. 

Staatsadreßbuch (Staatsadreß— 
kalender, Staatshandbuch), Na: 
mensverzeichnis der Staatsbeamten, ent⸗ 
weder mehrere Staaten umfaſſend oder 
ſich auf einen einzelnen Staat befchrän- 
fend; im engern Sinn bie amtlidy abge- 
faßte Überficht des Staatd- und Hofhaug: 
halts und aller oder doch der Höhern Staats⸗ 
und Hofbeamten unter Hinzufügung 
genealogifher und ſtatiſtiſcher Notizen. 
Wahrſcheinlich ift der franzöfifhe »Al- 
manach royal« (1679 von dem Buch- 
händler Laurent Houry in Paris ge 
gründet) der Vorläufer ver Staatsadreß⸗ 

ücher. Im 18. Jahrh. erihienen ähnliche 
Almanache nach und nady in allen, ſelbſt 
in den Heinften europätfchen Staaten fo: 


=> 
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wie inden verfchtebenen Gebieten bes Deut: 
jchen Reiche. Die erften Darunter waren: 
das »Namenregifter für bie vereinigten 
Niederlande« (1700), der »Preupifch-bran: 


denburgifche Staatsfalender« (feit 1704), 


der »Regensburger Komitialfalender« 
(jeit 1720), ber »Kurſächſiſche Staatsfa- 
lender« (jeit 1728), der englifche »Royal 
calendar« (jeit 1730) ze. Auch der »&o- 
thaifche Genealogiſche Hoffalender« ift 
hier zu nennen. Wie jett für die meilten 
Staaten amtlich rebigierte Staatshand: 
bücher herausgegeben werden, jo wird aud) 
ein Danbäud) für das Deutiche Reich« 
vom Reichskanzleramt bearbeitet und all- 
jährlich veröffentlicht. 
Staatsangehörigleit, j. Heimats- 
recht, Staat (©. 546). . 
Staatsauwaltſchaft (franz. Ministere 
ublic), die zur Wahrnehmung de? ftaat- 
ichen Intereſſes bei ber Nechtspflege und 
namentlich zur Betreibung ber öffentlichen 
Klage wegen verbrecherifcher Handlungen 
beitellte Behörde. Dem Altertum fremb, ift 
das Inſtitut des öffentlichen Anklägers 
(Profureur, Profurator) befonders in 
Frankreich aus⸗ und in andern Staaten dem 
franzöſiſchen Muſter nachgebildet worden. 
Nach dem deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (8$ 142 ff.) ſoll das Amt der ©. bei 
den Neichögericht durch einen oder mehrere 
Reichsanwalte unddurd einen Ober: 
reih3anwalt, bei den Oberlandeöge: 
richten, den Randgerichten und ben Schwur⸗ 
gerichten durch einen ober mehrere 
Staatsanmwalte, bei den Amtsgeridy 
ten und den Schöffengerichten durch einen 
oder mehrere Amtsanmwalte ausgeübt 
werden. In vilachen tritt die ©. nad) 
ber beutfchen Zivilprozeßordnung nur in 
Ehe: u. Entmündigungsfachen in Thätig- 
feit. In Straffachen ift die S. Organ der 
Strafverfolgung und Strafvollftredung. 
Sie ift nach der beutfchen Stenfprogeh: 
ordnung ($ 152) zur Erhebung der öffent: 
lichen Klage berufen und ift der Regel 
nach verpflichtet, ſoweit geſetzlich nicht ein 
andres beftimmt iſt, wegen aller gerichtlich 
ftrafbaren und verfolgbaren Handlungen 
einzufchreiten, fofern zureichende thatfäch- 
liche Anhaltspunkte vorliegen. Nur aus: 
nahmsweiſe bei Beleidigungen und bei 
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seörperverlegungen, foweit beren Verfol- 
ging nur auf Antrag erfolgt, tritt ber 
erlegte felbft mit der Privatklage vor 
Gericht auf, und auch felbft in diefen 
Fallen kann bie ©. mit öffentlicher Klage 
vorgehen, wenn dies im öffentlichen In 
** liegt. Was die Vornahme von Un⸗ 
terſuchungshandlungen anbetrifft, ſo iſt 
die S. dem Richter nicht völlig gleichge⸗ 
ſtellt, welchem gewiſſe Unterſuchungshand⸗ 
lungen, wie eidliche Bepeymung Erbre⸗ 
chen von Briefen, vorbehalten find, wäh⸗ 
rend andre Unterfuhungshanblungen, wie 
vorläufige Feſtnahme, Beichlagnahme, 
von der ©. nur vorgenommen werben 
bürfen, wenn Gefahr im Berzug if. 
Der ©. fteht überhaupt bie Leitung einer 
Unterſuchungsſache nur fo lange zu, als 
fie noch nicht die gerichtliche Vorunter⸗ 
ſuchung beantragt oder, wofern eine folche 
nicht erforderlich, die Anflagefchrift noch 
nicht eingereicht hat. Mit diefem Augen: 
blid wird die S. Bartei, und bie weitere 
Leitung und Entſcheidung ber Sache ge- 
bührt dem Gericht. Die einmal erhobene 
öffentliche Klage kann von ber ©. nicht 
zurüdgenomnten werben. Die ©. Tann 
eine gerichtliche Entſcheidung durch Rechts⸗ 
mittel anfechten, auch die Wiederaufnahme 
eines durch rechtliches Urteil geſchloſſenen 
Verfahrens beantragen und zwar beides 
auch zu Gunften des Angefchulbigten. ALS 
Bo Iredungsbehörbe bit bie S. außer 
für die Behändigung ber Ladungen und 
Zuftellungen auch für die Herbeiſchaffung 
der Beweismittel Sorge zu tragen ſowie 
bie Strafen zu vollitreden, doch ſteht 
ben Amtsanwalten bie Strafbolitredung 
nit zu. Die Beamten des Polizei- un 
Sicherheitsdienſtes find Hilfsbeante der 
©., und fie find in biefer Eigenfchaft ver- 
pflichtet, ben Anordnungen der Staatsan⸗ 
walte Folge zu leiften. Vgl. Deutfches 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, 142 — 153; 
Deutſche Strafprozeßordnung, $$ 152 ff. 
414, 416, 36, 213, 483; Deutſche Zivil- 
progeßordnung, $$ 569, 595 ff.; v. 
golgenbortt, Die Reform der ©. in 
eutichland (1864); Derfelbe, Die Um⸗ 
geftaltung der ©. (1865). 
Staatsärar, ſ. dv. w. Fiskus (ſ. d.). 
Staatsbahnen, ſ. Eifenbahnen. 
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Staautsbankrott, Zuſtand, worin ber 
Staat ſich außer ſtande erflärt, feinen 
finanziellen Verbindlichfeiten nachzufom= 
men, insbejondere feine Schulden volls 
ftändig zu bezahlen. ’ 

Staatsbürger, im weitern Sinn jeber 
Staatsangehörige (f. Unterthban); im 
engern Sinn aber nennt man ©. diejeni⸗ 
gen, welche felbitthätig in ber Durch bie 
Berfaffung bezeichneten Weife an ben öf⸗ 
fentlichen Angelegenheiten teilnehmen kön⸗ 
nen. Zu den Rechten bed Staatsbürgers 
(Staatsbürgerredht) in diefem Sinn 
gehören ingbejondere die Fähigkeit zu 
öffentlichen Amtern und das aftive und 
paffive Wahlrecht. Diejed Staatsbürger: 
recht kann burch richterliches Urteil wegen 
Berbredhen und durch Konkurs ganz oder 
vorübergehendentzogen werben (ſ. Ehren⸗ 
rechte). Vgl. Unterthban. 

Stantsdienft, derjenige Dienft, ber 
auf einen befondern, von der Staatäge- 
walt ausgehenden Auftrag beruht und ben 
Beauftragten zur Verwaltung beftimmter 
Staatsangelegenheiten anweiſt. Hiernach 
ſchließt man vom S. jeden Dienſt aus, 
worin nur die Erfüllung einer allgemei⸗ 
nen Bürgerpflicht liegt, ferner jedenDienſt, 
der, wenn auch zu ſeiner Ausübung eine 
Bevollmaächtigung oder Beſtätigung durch 
die Staatsgewalt erforderlich iſt, doch nicht 
Staatsangelegenheiten, ſondern nur Pri⸗ 
——— betrifft, welche den Staat 
bloß mittelbar berühren, wie namentlich 
die Funktionen ber Privat⸗ und Hofdiener 
des Fürſten, der Korporationg= und Ge: 
meindebiener, ber Diener ber Kirche un) 
aller, welche, wie Arzte, Advokaten ıc., 
nur die ihnen vom Publikum anvertraus 
ten Angelegenheiten beſorgen, endlich je: 
den Dienft, der, wenn auch auf öffentliche 
Zwecke gerichtet, doch nicht vom Inhaber 
der Staatsgewalt übertragen wird (Mit: 

lieder der - Stänbeverfammlung, Ge 
} worne). Die Berufung zum ©. ges 
ſchieht durch das Staatsoberhaupt, in der 
Regel auf gutachtliche —— der vor⸗ 
geſetzten Behörden; bei Subalternbeam⸗ 
ten pflegt die Anſtellung von der Oberbe⸗ 
hörde ſelbſt kraft erteilter Vollmacht ſeitens 
des Regenten auszugehen. Die Beſchäf— 
tigung mit dem öffentlichen Dienſt iſt in 
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ber Regel eine ausſchließliche, neben wel⸗ 
her andre regelmäßige Ermwerbsgeichäfte 
nicht betrieben werden Dürfen. Daher muß 
aber auch der Unterhalt durch ausreichende 
Befoldung (Gehalt) und für den Fall 
unvderfchuldeter Dienjtuntüchtigfeit durch 
Gewährung eines Ruhegehalts (ſ. Ben: 
fion) gefichert werben. In der Regel darf 
ber Staat den Beamten nicht ohne weite: 
res entfernen, fofern er nicht Durch Ver⸗ 
gehen oder durch ihm zuzurechnende Dienft- 
unfäbigfeit die Entfernung verfchuldet. 
Gbenfowenig Tann der Beamte feinen 
Dienft ohne weiteres verlafjen. Der Be: 
amte ift dem Staatsoberhaupt Gehorfam 
ſchuldig und für feine Handlungen ver: 
antwortlih. Der Gehorſam ift aber nur 
ein verfafjungsmäßiger; der Befehl muß 
von ber zuftändigen Behörde und in ber 
gefegmäßigen Form ergangen fein und in 
den Bereich des Dienftes fallen, um Ge- 
horfam beanſpruchen zu können; auch 
darf nichts gefordert werden, was dem 
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garantie ſeitens des Staats nur auf 
eine beftimmte Reihe von Jahren über: 
nommen, und zuweilen kommt babei auch 
eine fogen. Rüdgarantie vor, welche 
darin befteht, daß gemwilie bei dem Bahn: 
bau bejonders intereſſierte Gemeinden, 
Korporationen 2c. fich verpflichten, ben 
Staat für den Je) etrag, für welchen er 
eventuell aufzulommen hat, ganz ober 
teilweise ſchadlos zu halten. 
Staatsgerichtshof, Gerichtshof, wel- 
cher über die gegen einen Miniſter er- 
gobene Anklage wegen Verfaſſungsver⸗ 
egung zu enticheiben bat. ©. wird aud) 
die zur Enticheidung von Kompetenzkon⸗ 
fliften zwiſchen Sultiz und Verwaltung 
beftellte Behörde (Verwaltungsgerichts⸗ 
hof) genannt, endlich auch das Ausnahme: 
gericht für ſchwere politifche Verbrechen, 
welche jet in Deutfchland dem Reichsge⸗ 
richt zur Aburteilung überwieſen find. 
Staatögewalt, |. Staat (S. 546). 
Staatshandbuch, ſ. Staatsndrep- 


allgemeinen Sitten⸗ und dem Rechtsge⸗ | buch 


feß entgegen ift. Eine eigentümliche Stel- 
Yung nehmen bie Richter und bie Minifter 
ein, welch leßtere mit ihrer Verantwort- 
lichkeit Die Handlungen bes Fürften beden. 
Am einzelnen find die Rechtsverhältniſſe 
der Staatödiener (Staatsbeamten) in ben 
meiften Staaten durch befondere Geſetze 
geregelt; für die beutichen Reichsbeamten 
insbefonbere ift dies durch Reichsgeſetz 
vom 31. März 1873 (Reichsgeſetzblatt, 
©. 61 ff.) geichehen. 

Stoniöchelten, f. Staatspapiere. 

Staatögarantie, bie von der Staats: 
zegierung übernommene Bürgfchaft, ver: 
möge beren fie für die vertragsmäßige 
Rückzahlung und Verzinſung einer von 
einem Dritten gewirften Schuld einfteht. 
Der bauptfächlichite Fall einer folchen 
©. it der, baf der Staat, um das Zu⸗ 
ftandefommen eines im öffentlichen In⸗ 
tereffe wünfchenswerten Eifenbahnbaus 
u ermöglichen, ben Aktionären eine be⸗ 
immte Dividende »garantiert«, d. 5. all: 
jährlih für einen gewillen Prozentfaß 
einfteht, für welchen er dann felbit aufzu⸗ 
kommen hat, wenn und ſoweit die Ein⸗ 
nahmen der Bahn nicht ausreichen. Regel⸗ 
mäßig wird aber eine ſolche Eiſenbahn⸗ 


uch. 
Staatshaushaltsetat, ſ. Etat. 
Staatshoheit (Souveränität), die 
dem Staat als ſolchem zukommende Un- 
abbängigfeit, vermöge beren er ſelbſt fich 
die Gejebe feined Handelns gibt und an 
fremden Staaten nur die gleiche Unab- 
bängigfeit zu achten hat. Die ©. ift mit 
dem Dafein ded Staat? felbft gegeben, 
ohne daß e8 der völferrechtlichen Anerken⸗ 
nung bedarf; vielmehr kann und muß 
jeder Staat die Achtung feiner ©. von 
andern Staaten fordern. Thatjächliche 
Berhältnifie Haben aber zur Bildung halb: 
fouveräner Staaten geführt, welche in ges 
wiffer Beziehung der Oberhoheit (Su: 
zeränität) eines andern unterworfen 
find, in weldem Berhältniß 3. B. die 
Donaufürftentüner bisher zur Pforte 
ftanden. Auch kommen in den jogen. 
zujammengefeßten Staaten Beichränfun: 
gen der ©. ber Einzelftaaten im gnterele 
des Geſamtſtaats vor (ſ. Staat, S.548). 
a unpeitßlehre, Polititk. 


Staatskun 
Staatslehre, ſ. Staatswiſſen— 
ſchaften. 
Staatsmann, ſ. Politik. 
Staatsnoten, ſ. Staatspapiere. 
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Stantöpapiere (Stantseffetten, 
Staatzobligationen, Staat$: 
ſchuldſcheine, Effelten, Fonds), 
Schuldverſchreibungen, welche über die 
Einzelbeträge ausgeſtellt ſind, in welche 
eine vom Staat kontrahierte Schuld 
(Staatsſchuld) zerlegt iſt. Eine ſolche 
iſt entweder beine oder unverzindlich. 
Die über eine Schuld der letztern Art aus⸗ 

egebenen ©. heiten Staatönoten 
(Kaffenfceine Raffenanweifun: 
gen), wie bie beutfchen Reichskaſſenſcheine 
zu 5, 20 und 50 Mk.(Geſetz vom 30. April 
1874), welche bei allen Kaflen bes Reichs 
und ſämtlichen Bunbesftaaten nach ihrem 
Nennwert in Zahlung angenommen und 
von der Reichshauptkaſſe für Rechnung 
bed Reichs jederzeit bar eingelöft werden, 
ohne bag im Privatverfehr ein Zwang zu 
ihrer Annahme ftattfindet. Die über ver⸗ 
zinsliche Staatsſchulden ausgeftellten ©. 
find entweder eigentlihe Staatsfchuld- 
Scheine (Staatsihuldbriefe) oder 
jogen. Schatanmweifungen, welch let: 
tere nur auf beftimmte und furze Zeit, 
laut Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 29. Dft. 1877 3.8. nur auf drei Mo⸗ 
nate, ausgegeben werden, während erftere, 
wenigftend für die Stantsgläubiger, un: 
fündbar find. Werden dabei außer Kapi⸗ 
tal und Zinjen auch noch befondere Prä⸗ 
mien zugefichert, fo jpricht man von einem 
Zotteries oder PBrämienanleben, 
unb die darüber ausgefertigten ©. heißen 
Prämienſcheine (Partialobliga— 
tionen, Loſe). Die Staatsſchuldſcheine 
lauten entweder auf den Namen oder auf 
ven Inhaber (au porteur), find aber 
im erftern Fall übertragbar. Inhaberpa⸗ 
piere mit Brämien dürfen in Deutfchland 
(Reichsgeſetz vom 8. uni 1871) über: 
haupt nur zum Zweck der Anleihe eine 
Bundesftants oder bed Reichs und nur 
auf Grund eines Reichsgeſetzes ausgege⸗ 
ben werden. Fundierte Fonds beißen 
©., bei deren Ausgabe der Staat eine 
befondere Sicherheit ausdrücklich beftellt, 
im Gegenſatz zur fogen. [hwebenben 
Schuld; erftere werden auch Fonjoli- 
dierte Fonda genannt. Der Staats- 
papier= oder Fondshandel bildet einen 
Hauptgegenftanddes Börfenverkehrs. Val. 


En 
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Saling, Börfenpupiere, Bd. 2 (4. Aufl. 
1874). 


Staatspraxis, ſ. Politik. 

Staatsproturator, ſ. v. w. Staats⸗ 
anwalt. 

Staatsrat, Kollegium, welches bie 
wichtigſten Staatsangelegenheiten in Be⸗ 
ratung dient und die Grundfäße für deren 
weitere Behandlung feitftellt. Durch das 
Vertrauen bes Fürſten aus hochgeftellten 
und erfahrenen Perfonen berufen, hat 
der ©. die Hufgabe, Einheit in die Maß⸗ 
regeln ber einzelnen großen Verwaltungs⸗ 

weige zu bringen und demnach teils die 

taanitation der Staatsverwaltung im 
ganzen, teils bie Grunblagen der Geſetz⸗ 
gebung, teils die auswärtigen Verbält- 
niffe zu beraten. In der abfoluten Mon: 
archie eine Art Erſatz ber Volksvertre⸗ 
tung, pflegt er, wenn eine jolche eingeführt 
wird und an Einfluß gewinnt, in gleichem 
Maß an Bebeutun 5 verlieren. In 
manden Staaten in . auch Titel für 
höhere Stantsbeamte, namentlich für die 
verantwortlichen Chef3 von Miniiterial- 
abteilungen, in Rußland auch für ver- 
biente Gelehrte. 

Staatsrecht (Tat. Jus publicum), im 
meitern Sinn ſ. v. w. Öffentliches Recht (ſ. 
Necht); im engern und eigentlichen und 
gmar im fubjeftiven Sinn der Inbegriff 

er Rechte und Pflichten, welche durch das 
Staatswefen fir die Regierung und für 
die Regierten im Verhältnis zu einander 
und für die leßtern untereinander begrün⸗ 
bet, im objeftiven Sinn bie Geſamtheit 
derjenigen Rechtsgrundſätze, durch welche 
jene Rechte und Pflichten normiert werben. 
Je nachdem nun dieſe Grundſätze unmit- 
telbar aus dem Begriff und aus dem We- 
fen des Staats überhaupt abgeleitet und 
entwickelt werben, ober je nachdem es fich 
um bie pofitiven Sabungen eines beftimm: 
ten Staats, 3. B. des Deutſchen Reich, 
—5— wird zwiſchen allgemeinem 

philoſophiſchem, natürlichem) und be⸗ 
ſonderm (pofitivem, hiſtoriſchem) S., 
. B. dem S. des DeutſchenReichs (Reichs⸗ 
* Steht), unterſchieden. Ferner un: 
terfcheibet man. nach den Gegenftänden, 
auf welche fih jene Satungen beziehen, 
zwiſchen Außerm und innerm ©, 
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je nachdem es fidh eben um die äußern 
Berhältniffe und die Stellung bed Staats 
andern Staaten gegenüber oder um in- 
nere Stantsangelegenheiten handelt. Mit 
Rückſicht auf die Form ber Staatsregie- 
rung und bie Ausübung der Stantsgewalt 
pflegt man endlich noch das ©. in Ver⸗ 
Faflungsredt und Verwaltungs: 
recht einzuteilen, indem man unter er: 
fterm diejenigen Normen verfteht, welche 
binfichtlih der Regierungsform und in 
Anjehung der Subjefte der Staatsgewalt 
gegeben find, während bas ermoltungs- 
recht aus denjenigentormen befteht, welche 
die Ausübung der Stantsgewalt und ber 
barin enthaltenen einzelnen Regierungs⸗ 
rechte felbft betreffen. Für Deutſchland ins⸗ 
bejondere war zur Zeit bes frühern Deut- 
Tchen Reichs die Einteilung in Reichs⸗ 
ftaatsreht und Territorial- oder 
Landesſtaatsrecht von Wichtigkeit, in- 
bem man damit bie auf Verfafjung und 
Regierung bes Reichs bezüglichen Satzun⸗ 
en ben für die einzelnen Territorien be⸗ 
onders gegebenen faatsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen gegenüberftellte, eine Einteilung, 
welche nad) der Errichtung des neuen Deut 
Then Reichs, und nachdem fo die bisherige 
Einteilung in Bundesrecht und Landes- 
ftaatsrecht obfolet geworden, wiederum 
praftifche Bedeutung gewonnen bat. Was 
die willenfchaftlihe Bearbeitung bes 
Staatsrechts anbelangt, fo ift die Abgren⸗ 
ung feines Gebiets gegenüber demjenigen 
er Bolitif (ſ. d.), ebenfo wie die ſyſtema⸗ 
tifche Behandlung des Gegenſtands über- 
haupt, zwar erft in neuerer Zeit mit Erfolg 
verfucht worden; gleichwohl ift die ftants- 
rechtliche Litteratur und namentlich bie 
beutfche eine fehr reichhaltige. Die zahl: 
reichen Publiziften des 16. und 17. Ja th., 
unter denen beſonders Pufendorf, Leibniz, 
Gocceji und Thomaſius zu nennen find, 
wurden von 3. 3. Mofer durch die Gründ⸗ 
lichkeit, womit er in feinen zahlreichen 
Schriften die verfchiedenen Zweige des 
Staatsrechts behandelte, und yon Rütter, 
bem größten Staatsrechtälehrer des vori- 
gen Jahrhunderts, übertroffen, welcher 
auf Hiftorifher Grundlage zuerit einer 
foftematifchen Bearbeitung des Staats⸗ 
rechts bie Bahn eröffnete. 
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A (3. Aufl. 1865 — 67, 2 Bbe.), 
öpfl (5. Aufl. 1863), Held (185657, 
2 Bde.) und Gerber (2. Aufl. 1869) her- 
vorzubeben. Unter den Bearbeitungen bes 
partifulären Staatsrechts, von welchen 
befonders die von Mohl (Württemberg), 
Pözl( Bayern), Milhaufer (Sachen) und 
Wiggers (Medlenburg) zu nennen find, 
fteht Rönnes »©. ber preußifchen Mon⸗ 
archiex (4. Aufl. 1881, 2 Bde.) obenan. 
Ebenso ift unter den ſyſtematiſchen Bear: 
beitungen des deutichen Reichsſtaatsrechts 
ber Gegenwart das Werk von Rönne 
(2. Aufl. 1876—77) wegen feiner Reich: 
haltigkeit und Grünblichfeit von befon- 
derer Bedeutung. Um die Bearbeitung 
des allgemeinen Staatsrecht3 Hat fich 
namentlich Bluntſchli verdient gemacht, 
welcher in der »Deutichen Staatslehre« 
(2. Aufl. 1880) auch eine populäre Dar: 
ftelung des Staatsrechts zu geben ver- 
fucht Hat. Vgl. außer den angeführten 
Lehr⸗ und Handbüchern de Stagatsrechts: 
Bluntſchli, Lehre vommobernen Staat, 
Bd. 1: Allgemeine Staatslehre; Bd. 2: 
Allgemeines ©. (5. Aufl. des frühern »All⸗ 
eıneinen Staatsrechtd«, 1875); 3b. 3: 
Bofitif (1876); Laband, ©. des Deut: 
chen Reichs (1876); ©. Meyer, Lehr: 
buch des deutichen Staatsrecht® (1878); 
Schulze, Lehrbuch des deutſchen Staats⸗ 
rechts (1880); Hirth, Annalen des 
Norddeutſchen Bundes, jett als »Anna⸗ 
len des Deutſchen Reichs« fort erſcheinend 
(1868 ff., 1871 ff.). 

Staatsregierung, |. Regierung, 
Staat (=. 546). 

Stantsrente, f. Rente. 

Staatsſchuldſcheine, |. Staatspa⸗ 
piere. 
 Stanisfelretär, ſ. v. w. Miniſter 
(ſ. d.); in Preußen führen die Vertreter 
der verantwortlichen Miniſter den Amts⸗ 
titelünterſtaatsſekretär, währendim 
Deutſchen Reich die Vorſtände einzelner 
Reichsaͤmter, welche dem Reichskanzler 
als dem alleinigen verantwortlichen Mi⸗ 
niſter des Reichs unterſtellt ſind, den Titel 
S. oder Unterſtaatsſekretär führen. 

Staatsſervituten (öffentliche Ser: 
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pituten), dauernde Beſchränkungen ber 
Stantshoheit eines unabhängigen Staats⸗ 
wefens im Intereffe und zu Gunſten eines 
andern Staats oder fonftigen drechtg 
ten. In dieſem Sinn wurde früher z. B. 
das dem Haus Thurn und Taxis zu: 
ſtehende Poſtrecht in den einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten alsStaatsſervitut bezeichnet. 
Staatsſtreich, ſ. Revolution. 
Stautsverbrechen, ſ. Majeſtäts⸗ 
verbrechen. 
Stantöverfafiung,i.Stant(S.546 ff.). 
Stantöwi enfhaften (Kameral: 
wiſſenſchaften), im allgemeinen Be⸗ 
zeichnung für siejenigen Wiſſenſchaften, 
deren Gegenſtand der Staat iſt. Dieſelben 
zerfallen in beſchreibende (hiſtoriſche) 
und lehrende (dogmatiſche) S. Zur er⸗ 
ſtern Kategorie gehören die Staatenge: 
ſchichte (Politiſche Geſchichte), welche 
die gerhiättige Entwidelung ber Staa- 
ten, und bie Statiftit (f. d.), welche die 
bermaligen ann und die bejtehenden 
Staatseinrichtungen fchildert. Die letztern 
zerfallen in die allgemeine Staat3: 
lehre, welche von Begriff und Wefen bes 
Staats und andrer politifcher Verbände 
handelt, in das Staatsrecht (ſ. d.), 
welches die rechtlichen Beziehungen zwi⸗ 
ſchen der Staatsgewalt und den Staats⸗ 
angehörigen ſowie zwiſchen den letztern 
untereinander, und das Völkerrecht 
(ſ. d.) welches die rechtlichen Beziehungen 
der verſchiedenen Staaten zu einander be⸗ 
handelt. Dazu kommen aber noch dieje⸗ 
nigen ©., welche ſich mit den Mitteln zur 
Erreichung ded Staatszwecks befchäftigen, 
nämlich: die Polizei- und die Sinanz= 
wiſſenſchaft, die Volkswirtſchafts— 
lehre oder Nationalökonomie und 
die Politik. 
Stadtgemeinde, ſ. Gemeinde. 
Stadtphyfikus, ſ. Phyſikus. 
Stadtrat (Kollegium ber Stadt: 
- dverorbneten), bie ftädtifche Kollegialbe- 
hörde, welcher die Verwaltung ber ftäbti- 
chen Angelegenheiten obliest, und die aus 
den Stadtverordnneten (Ratsherren, Se⸗ 
natoren) beiteht. Das voiebenbe Organ 
ihrer Beſchlüſſe iſt der Magiſtrat (Bür- 
germeiſteramt). Mitunter wird aber auch 
der letztere S. genannt und für die Mit⸗ 


glieder desſelben die Bezeichnung »Stadt⸗ 
rätee gebraucht. 

Stammaltien } ſ. Attien= 

Stammprieritäten I gejellichaft. 

Stammrolle, Verzeichnis ber im mili- 
tärpflichtigen Alter ftehenden männlichen 
Einwohner eined Orts; auch Lifte der 
Mannſchaften einer Kompanie, Eska⸗ 
dron oder Batterie. 

Etandarte (franz. Etendard), Fahne 
ber Kavallerie; Reichsbanner (|. Ban: 
ner). 

Stände, im juriftiihen Sinn Bezeid)- 
nung für die verjchiedenen Klaffen von 
Perjonen, welchen entweder vermöge ihrer 
Geburt (Geburtsftände) ober infolge 
ihrer Berufsthätigfeit (Berufsftände, 
erworbene ©.) gewifle befondere Befug- 
niffe zuftehen ober befondere Verpflichtun: 
gen auferlegt find. Auf dem erftern Ein- 
teilungsgrund berubt der Unterfchieb zwi⸗ 
ſchen Adligen und Nichtadligen (f. Adel), 
auf dem letztern derjenige zwiichen Bürger: 
und Bauernfland. Im gewöhnlichen Le⸗ 
ben werben aber aud) als ©. gewiſſe Klaſ⸗ 
fen von Perſonen bezeichnet, welche wegen 
Gleichartigkeit ihrer Intereſſen und ihrer 
Beichäftigung als zuſammengehörig zu 
betrachten find, wie man denn 3. B. von 
bem Gelehrten⸗, Beamten⸗, Handwerker: 
ftand ꝛc. zu fprechen pflegt. Auch wird ber 
Ausdrud ©. zur Bezeihnumg ber Land: 
fände gebraucht. 

Ständerat, in der Schweiz (f. d.) bie 
eine Abteilung ber Bundesverfammlung. 

Standesbeamter, der zur Beurkun⸗ 
dung der Geburten, Heiraten und Sterbe: 
fälle beftellte ftantliche Beamte. Das von 
ihm zu führende Stanbesregifter zerfällt 
in ein Geburtd-, Heirats- um 
Sterberegifter. Die Führung und bie 
darauf bezuglichen Verhandlungen find 
foften= und ftempelfrei, abgefehen von ben 
Gebühren für die Einfiht und für Aus: 
züge aus dem Stanbesregifter. Die Bil: 
dung ber Standesamtsbezirke und bie 
aiesung ber Standesämter mit dem 
Standesbeamten und deſſen Stellvertreter 
erfolgen durch die höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörde, und zwar bildet ber Regel nad) 
jede Gemeinde einen Stanbesamtäbezirk, 
für welchen der Gemeindevorſteher als ©. 
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fungiert; doch Tann bie Verwaltungs⸗ oder 
die Gemeinbebehörde die Anftellung eines 
befonbern Standesbeamten beichließen. 
Geiftliche und andre Religionsdiener bür- 
fen dazu nicht beftellt werben. Vgl. Reichs⸗ 
gejeß vom 6. Febr. 1875 über die Beur: 
Tundung des Perſonenſtands (herausgeg. 
von Hinſchius, 1875). 

Standesherren, ſ. Mediatiſieren. 

Standrecht, das ſummariſche Verfah⸗ 
ren vor den Militärgerichten, welches 
nach Proklamierung des Belagerungszu⸗ 
ſtands (ſ. d.) Platz greift; auch Bezeich⸗ 
nung ſolcher Gerichte felbft (Standge- 
richte). Die preußifche, jegt für Das 
Deutſche Reich, mit Ausnahme von Bayern 
und Mürtternberg, gültige Militäritraf- 
gerichtSordnung unterjcheibet zwiſchen 
Kriegögerichten für bie zur höhern und 
Standgerichten für die zur nieder Ge- 
richtöbarkeit gehörenden Straffälle. 

Statiſtik (Iat.), im weitern Sinn 
»Darftelung auf Grund von zahlreichen 
Beobadhtungene, alfo nicht ſowohl eine 
Wiſſenſchaft als vielmehr eine wiflen- 
ſchaftliche Methode, welche auf jedes Ge: 
biet menschlichen Wifjens und menfchlicher 
Thätigkeit Anwendung finden kann. Un: 
ter ©. im engern Sinn des Worts ver- 
fteht man bie ziffermäßige Darftellung ſo⸗ 
zialer, ftaatlicher und volf3wirtichaftlicher 
AZuftände. Im einzelnen wird zwifchen 
Bevölferungd:, Eifenbahns, Gefundheitg-, 
Gewerbe⸗, Kriminal:, Moral, Mortali- 
tätsſtatiſtik 2c. unterfchieden. Statiſti⸗ 
Ter nennt man Gelehrte, welche fid) vor: 
wiegend mit Meaffenbeobachtungen oder 
beren Verarbeitung auf ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Gebieten befchäftigen. Statifti- 
[he Büreaud, in der Regel ftaatliche 
ober fommunale Anftalten zum Zweck der 
Erhebung und Zuftammenftellung flati- 
ftifcher Daten über Bevölferungszuftände 
—— Staats⸗ und reſp. Ge: 
meindeverhaältniſſe. Solche Büreaus ent⸗ 
ſtanden in Frankreich (1800), Bayern 
(1801), Stalien (1803), Preußen (1805 
von Stein gegrünben), Oſterreich —88 
Belgien (1831), Griechenland (1834), 
Hannover, Holland (1848), Sadjen 
(1849), Kurheſſen, Medlenburg EN 
Braunfchweig (1853), Olbenburg (1855), 
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Rumänien (1859), in der Schweiz (1860), 
im Großherzogtum Heflen (1861), in 
Serbien (1862), den vereinigten thürin- 
giſchen Landen (in Jena, 1864). Für dag 
Deutfche Reich, deſſen Einzelitanten alle 
nunmehr ftatiftifche Büreaus haben, be 
fteht ein befondereg Statiftifches Amt 
in Berlin. Das letztere ftellt feine eignen 
Erhebungen an, fondern verarbeitet bie: 
jenigen ber einzelnen Landesbüreaus und 
der Reichs⸗ und Zollvereinsbehörden. Seit 
neuerer Zeit haben auch Die meijten Groß⸗ 
ſtädte eigne ftatiftifche Büreaus errichtet. 
Neben den ftatiftifchen Büreaus beftehen 
zuweilen noch ftatiftifhe Zentral: 
fommiffionen, zuſammengeſetzt aus 
Mitgliedern verfchiedener Verwaltungs 
zweige, VolfSvertretern und Theoretifern, 
welche über die Art ber auszuführenden 
Arbeiten beraten. Snternationale ftati- 
ftifhe Kongreffe von Vertretern ber 
amtlihen ©. fanden ftatt in Brüffel 
(1853), Paris (1855), Wien (1857), 
London (1860), Berlin (1863), Florenz 
—33 im Song (1869), in Petersburg 
(1872), Peſt (1876).. Zwed des in 7 Sel: 
tionen eingeteilten Kongreſſes ift, Einheit 
in die amtlichen Statiftifen ber verfchie- 
denen Staaten zu bringen und gleichför- 
mige Orundlagen für bie ftatiftiichen Ar- 
beiten zu erlangen. Vgl. die Lehrbücher 
ber ©. von Haushofer (1873), Blod 
(deutjch bearbeitet von H.v. Scheel, 1879) 
und über Moralftatiftif insbefondere die 
Werke von Drobijch (1867), Knapp 
(1871) und v. Ottingen (2. Aufl.1874). 
Als populärer Abriß ber ©. und ihrer 
Aufgabe ift G. Mayrs »Die Gefehmä- 
Bigfeit im Gefellfchaftslebene (1877) zu 
empfehlen. Die befannteften Hilfsmittel 
zur Orientierung über ftatiftifche That: 
ſachen (Zahlenmaterial) find: Kolb, 
panheu ber vergleichenden ©. (8. Aufl. 
879); Hübners jährlich erfcheinende 
»Statiſtiſche Tafele und der »Gothaiſche 
Genealogiſche Hoffalender«. 

Statiflifhe Gebühr. Zur Herftellung 
einer für die Zollgeſetzgebung fo wichti⸗ 
gen Statiftil bes Warenverkehrs 
des deutfchen ZollgebietS mit dem Aus: 
Yand ift durch ein 1. San. 1880 in Kraft 
getretenes Reichsgeſetz vom 20. Juli 1879 
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Reichsgeſetzblatt, ©. 261 ff.) angeorbnet 
worben, daß alle Waren, die über bie 
Grenzen des deutſchen Zollgebiets einz, 
aus⸗ oder dutchgeführt werden, einfchließ- 
lich der Berfendungen aus dem Zollgebiet 
buch das Ausland nad) dem Zollgebiet, 
nah Gattung, Menge, Herfunfts= und 
Beſtimmungsland anzumelden find. Diefe 
Anmeldung bat bei den beftimmten amt- 
lien Anmelbefiellen, als welche zumeift 
bie Zollämter bes Grenzbezirks fungieren, 
zu erfolgen und zwar in ber Regel jchrift- 
lich; nur bei dem Meinen Grenzverkehr ge⸗ 
nügt mündliche Anmeldung. Diefer Ver: 
pflihtung unterliegen nicht: Sendungen 
zollfreier Waren im Gewicht von 250 g 
oder weniger ſowie bie Gegenftänbe, 
welde "überhaupt frei von Eingangszoll 
find, wie Reifegerät, Mufterfarten, Ans 
tiquitäten 2c.  Roigefeh vom 15. Juli 
1879, $5). Zur Deckung der Koften aber 
wird die jogen. ft. ©. erhoben, welche in 
bie Reichskaſſe fließt und die für verpadte 
Waren für je 500 kg 5 Pf., bei un- 
verpadten Waren für je 1000 kg eben 
falls 5 Pf., bei Kohlen, Koks, Torf, Holz, 
Getreide, Kartoffeln, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheifen, Zement, Dungmitteln, 
Rohſtoffen zum Verfpinnen und andern 
Maſſengütern in Wagenladungen, Schif: 
fen oder Flößen für je 10,000 kg 10 Pf., 
bei Pferden, Maultieren, Efeln, Rind: 
vieh, Schweinen, Schafen und Ziegen 
aber für jed Stüd 5 Pf. beträgt. Von 
andern nicht in Umfchließungen verwahr: 
ten lebenden Tieren wird bie ft. ©. nicht 
erhoben. Befreit von dieſer Gebühr find 
im übrigen nur die im Gefet fpeziell be⸗ 
zeichneten Gegenftände ($ 12), wohin na= 
mentlich alle Bofkfendinigen gehören. 

Statiftifhes Amt, |. Statiftit. 

Statthalter, derjenige, welder bie 
Stelle des Landesherrn oder der höchſten 
Obrigfeit in einem Land oder einer Pro⸗ 
vinz vertritt; Stadhouder, ehemals in 
ben Vereinigten Niederlanden berjenige, 
in deſſen Händen ein Zeil der oberften 
Staatögewalt ruhte, unb ber beſonders 
im Krieg das oberſte Kommando hatte; 
in Ofterreich Amtstitel der politifchen Lan⸗ 
beöbehörden (Statthaltereien) in ben 
einzelnen Kronlänbern. 


Statiftifches Amt — Stempelfteuer. 


Status (Iat.), Stand (3. B. bes Ber- 
mögens, bie Bilanz), Zuftand; daher 8. 
quo, ber Zuftand, bie Lage, in welcher fich 


ß- | etwas befand ober befindet, namentlich S. 


quo ante (bellum), bie Lage, insbeſon⸗ 
bere bie Gebietd: und Machtverhältniſſe, 
wie fie vor einem Krieg waren. Die Rö- 
mer bezeichneten mit S. auch die brei 
Hauptitufen ber Perfönlichkeit, nämlich 
Steibeit, römiſches Bürgerrecht und Ya: 
milienftand. Der Verluit eines folchen S. 
involvierte eine Capitis deminutio (ſ. d.). 

Statuten (Iat.), Geſetze, Grundgeſetze, 

insbeſondere die Stiftungs= ober Grund⸗ 

eſetze einer Gefellichaft oder Korporation. 
—* Silttigteit eines Statut verlangt 
man nad) sömilchem Rechte, baß alle Mit- 
glieder zur Abftimmung berufen, zwei 
Dritteile wirklich erfchienen find und von 
diefeh der Beſchluß durch Mehrheit der 
Stimmen gefaßt worden ift.” Sollen bie 
©. aud für andre, weldhe nicht zur Ge: 
fellichaft gehören, verbindlich fein, fo ift 
ihre Betätigung von feiten des Staats 
notwendig. 

Steckbrief, öffentliches Erfuchen um 
Feſtnahme einer zu verhaftenden Perſon, 
welche flüchtig ift oder fich verborgen hält. 
Nach ber deutichen Strafprogeßorbnung 
($ 131) können Stedbriefe von dem Rich⸗ 
ter ſowie von ber Staatsanwaltſchaft er- 
laſſen werden. Ohne vorgängigen Haft- 
befehl ift aber eine ſteckbriefliche Verfol⸗ 
gung nur dann ftatthaft, wenn ein Felt: 
genommener aus dem Gefängnis entweicht 
oder fonft fih der Bewachung entzieht. 
In dieſem Fall find auch die Polizeibehör⸗ 
den zum Erlaß des Steckbriefs befugt. 
Der S. muß eine Beichreibung der Per: 


ſon des Verfolgten (Signalement), jo: 


weit dies möglich, enthalten fowie die dem⸗ 
felben zur Laft gelegte ftrafbare Handlung 
und das Gefängnis bezeichnen, in welches 
die Ablieferung zu erfolgen hat. Sit ein 
©. unnötig geworben, fo erfolgt deſſen Wi⸗ 
berrufung (Stedbrief3erledigung) 
aufbenf —— Weg, auf dem er erlaſſen iſt. 
empelbogen 

Stempelmarte} ſ. Stempelfteuer. 

Stempelftener, Abgabe, welche in 
Torm eines Stempels oder einer Stent= 
pelmarfe erhoben wird. Für das Deut- 


Stenographie — Steuern. 


ſche Reich ift zwiſchen Reichsſtempel⸗ 
ſteuern und Landesſtempelſteuern 
zu unterſcheiden. Für Rechnung des 
Reichs werden die Wechſelſtempel— 
teuer und der Spielfarten- 
ftempel erhoben. Neuerdings wirb 
von dem Fürſten Bismard die Einfüh- 
rung einer weiters Reichsſtempelſteuer 
angeftrebt. Es ift jedoch im Reichstag das 
Projekt einer Quittungsfteuer von 
allen Barteien gleichmäßig verworfen wor- 
den, für welche man aber auch in der That 
faum etwas weiteres vworbringen kann, 


als daß dieſe Steuer ziemlich einträglic fi 


ift, und daß eine ſolche S. aud) in andern 
Ländern erhoben wird. Am Reichstag 
hatte ſich für den Quittungsftempel, wel- 
cher von jeder Quittung, Die über einen 
Betrag von 20 ME. oder mehr lautet, mit 
10 Pf. erhoben werden jollte, nur ein Ver: 
treter, der Sohn bes Fürften Bigmard, 
gefiinden. Ebenjo wurde die weitere ©. 
auf Chedd und Giroanweiſungen von 
ben meilten verworfen; nur injoweit diefe 
©. den Charakter einer eigentlichen Bör⸗ 
jenfteuer trägt, ift fie vom Reichstag 
angenommen worden. Al Lanbesitem- 
peljteuer fommt, nachdem ber Zeitungs⸗ 
fiempel in Deutjchland abgefchafft iſt, 
namentlich der in Form von Stem⸗ 
pelbogen (Stempelpapier) zur Er: 
hebung gelangende Stempel vor. Gewifie 
Urkunden bürfen nämlich nur auf Stem⸗ 
pelpapier gefchrieben werden. Auch in 
orm von Gerichtöfoften werden vielfach 
tempelgebübren erhoben, fo namentlich 
der Verkaufsſtempel von Grunbftüden, 
welcher 3. B. in Breußen 1 Proz. beträgt, 
und beffen Ermäßigung von liberaler 
Seite mit Recht gefordert wird, weil da⸗ 
rin eine unbillige Belaftung de8 Grund- 
vermögens, nantentlich wenn Died ver- 
ſchuldet ift, erblicht werben muß. 
Stenographie (griech., »Engſchreibe⸗ 
funft«) wird in parlamentarifhen unb 
jonftigen wichtigern Verſammlungen viel- 
fach zum Zweck fofortiger und vollftändi- 
ger Aufzeihnung der gepflogenen münd⸗ 
lichen Verhandlungen angewandt. Die 
ftenographifchen Aufzeihnungen(Steno- 
gramme) werben dann baldthunlichſt 
übertragen und dem Redner gewöhnlich 
Staatslexikon. 
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zur Korrektur vorgelegt, worauf regel: 
mäßig bie Veröffentlichung bes ftenogra- 
phiſchen Protokolls (ſten ographiſcher 
Bericht) erfolgt. 

Sterberegiſter, ſ. Standesbe—⸗ 
een [.. w. Sqhifſeoff 

enermann, ſ. v. w. Schiffsoffizier, 
ſ. Schiffsmannſchaft. 

Steuern (Auflagen, Abgaben, 
Umlagen, Gefälle), Zwangszahlun: 
gen, welche an die öffentlichen Korpora⸗ 
tionen für die flantsrechtlichen Leiftungen 
derſelben von den Einzelnen zu entrichten 
ind. Je nachdem fie an den Staat, an 
die Gemeinde, an den Kreis, an die Bro: 
vinz2c.zuzahlen, jpricht man von Stants>, 
Gemeinde⸗, Kreide, Provinzialfteuern ıc. 
Ferner wird zwilchen direkten und in— 
direften ©. unterfchieden. Jene bemef- 
fen fich nach der Steuerfraft der Einzel: 
nen und werden unmittelbar von diefen 
und zwar von ihrem Einfommen erhoben, 
jo die Einfommenfteuer, die Grundren: 
tens, Rapitalrentens, Gewerbe:, Miet: und 
Lohnfteuer und die Vermögens: (Grunb>, 
Gebäude, Kapital-, Erbſchafts⸗) Steuer; 
diefe, die indirekten S.(VBerbrauds: 
fteuern), werben in der Regel nicht von 
den Neueepftichtigen Konfumenten, fon: 
bern von den Verfäufern von Waren er: 
hoben, indem diefe die Steuer vorſchuß⸗ 
weife ‘an den Staat entrichten und fich 
durch einen Preisauffchlag beim Verkauf 
ſchadlos halten. Sie richten fich nicht nach 
ber Einnahme, fondern nach der Ausgabe. 
Die Erhebung der indireften ©. findet 
in betreff von Gegenftänden des innern 
Verkehrs bei einzelnen Vorgängen der 
Produktion oder des Umfages (im Deut: 
ſchen Reich und für dasſelbe Branntweinz, 
Braus, Tabak, ander und Salzfteuer, 
ſ. bie betre[fenben rtifel), in betreff aus⸗ 
ländifcher Verkehrsgegenſtände beim Ein- 
oder Ausgang über die Grenze ftatt (Ein: 
fuhr, Ausfuhr, Durchfuhrzölle;ſ. Zölle). 
Außerordentliche S. werden nur zeitweis 
lig und vorübergehend zur Dedung nicht 
regelmäßig wiederfehrender Bedürfniffe 
erhoben. Die Verhältniszahl zwijchen dem 
Steuerfapital und der darauf entfallen: 
den Steuer ift der Steuerfuß, nad 
welchem die ©. ausgeſchrieren werden. 
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Die Einfommenfteuer wird vom Ein 
kommen ber Staatsbürger erhoben und 
ift eine progreffive, wenn fie das größere 
Einfommen in fortfchreitend fteigenden 
Prozentfäten relativ höher trifft als das 
kleinere (Progreſſivſyſtem). Bei der 
Klaffenfteuer finddie Steuerpflichtigen 
nach ihrem Vermögen, Einkommen, Er- 
werb ꝛc. in beftimmte Klaſſen eingeſchätzt 
und werben zu dem gejeglich feitgeftellten 
Steuerbetrag ihrer Klaffe perbeigegogen. 
Die Gewerbefteuer belaitet nur das 
Einkommen, welches aus Gewerb- und 
Handelsbetrieb erzielt wird. Dagegen tra: 
gen manche fogen. ©. mehr den Charak—⸗ 
ter von Gebühren, wie Stempeliteuer, 
Sporteln, Konzeffionsgelder, Patentab- 

aben, Hundeſteuer u. dgl. Neuerdings 
Eat das indirekte Beſteuerungsſyſtem an 
dem Fürften Bismard einen eifrigen Ver- 
teibiger gefunden. Sein Reformplanı gebt 
dahin, die indirekten S. bes Reichs zu ver⸗ 
mehren und dadurch Entlaftungen auf 
dem Gebiet der bireften Befteuerung zu 
ermäglichen. Das Hauptbedenken dagegen 
it namentlich dies, daß die indireften ©. 
orzugeieiie die ärmern Volksklaſſen be 
Yaften, weil diefelben nur dann ergiebig 
find, wenn fie Gegenftände des allgentei- 
nen Berbrauchs treffen. Val. Hoffmanı, 
Lehre von den ©. (1840); Eiſenhart, 
DieKunft der Befteuerung(1868); S örſte⸗ 
mann, Die direkten und indirekten S. 
(1867); v. Schäffle, Die Grundſätze ber 
Steuerpolitik (1880); v. Schlör, Über 
Steuerreform (1881); Gneiſt, Die 
preußiſche Finanzreform durch Regulie⸗ 
rung ber Gemeindeſteuern (1881); Fit⸗ 
“ ger, Der Steuerreformplan (1881). 

Steuers und Wirtihaftsreformer, 
ſ. Agrarier. 

Stichwahl, ſ. Wahl. 

Stimmenmehrheit, ſ. Majorität. 

Stimmzettel, ſ. Wahl. 

Stolgebühren (lat. Jura stolae), bie 
Gebühren, welche die Seiftlichen für Tirch- 
liche Handlungen beziehen, jet meift Ac⸗ 
cidenzien genannt. 

Storthing (ſchwed.), die reichsſtändiſche 
Verſammlung von Norwegen (ſ. Schwe⸗ 
den und Norwegen). 

Strafbefehl, ſ. Gericht. 


Steuer und Wirtſchaftsreformer — Strafe. 


Strafe, das wegen eines begangenen 
Unrechts über ben Thäter verhängte Übel. 
In dieſem weiteflen Sinn umfaßt der 
Begriff der S. zunächſt diejenige S., welche 
fih als ber Ausfluß einer Erziehungs: 
gewalt und eines gewiflen Aufſichtsrechts 
charakteriſiert. Hierher gehört alfo 3.2. 
die Strafgewalt der Eltern den Kindern, 
bes Lehrers den Schülern, des Dienftherrn 
dem Gefinde und bes Lehrherrn bem Lehr⸗ 
ling gegenüber. Ferner ift auch die fogen. 
Disziplinarftrafe, melde eine Dienft- 
behörde dem Unterbeamten gegenüber in 
Vollzug bringen kann, unter den Begriff 
der ©. in biefem allgemeinen Sinn zu 
fubfumieren, ebenjo die Orbnung8= 
firafe (Zwangsftrafe), welche eine 
Öffentliche Behörde androben und in Voll- 
zug feßen kann, um bie Befolgung einer 
amtlichen Verfügung, 3. B. einer Borla- 
bung, zuerzwingen. Auch bie ſogen Kon⸗ 
ventionalſtrafe, d. h. die vertrags⸗ 
mäßig feſtgeſetzte S., welche für den Fall 
ber Nichterfüllung oder der nicht rechtzei- 
tigen Erfüllung einer Verbindlichkeit, 3.8. 
bei Abfchluß eines Baufontrafts, ausbe⸗ 
dungen wird, ift bier zu erwähnen. Im 
engern und eigentlihen Sinn aber ver: 
ftebt man unter ©. die fogen. Rechts: 
jtrafe, welche unmittelbar auf eine Ge: 

etzesvorſchrift zurüdzuführen und wegen 
erlegung berfelben in Vollzug zu brin- 
en ift. Handelt e8 fi dabei um bie 
bertretung einer polizeilichen VBorichrift, 
fo liegt eine Bolizeiftrafe vor, während 
man bei Übertretung eines eigentlichen 
Strafgefeßes von einer Kriminalftrafe 
ſpricht. Nach den Strafmitteln wird zwi: 
hen Todesſtrafe, Freiheit: und 
ermegeneftcafe unterfchieden. Die 
früher üblichen gefchärften Tobezftrafen, 
wie 3. B. das Rad, das Lebendigverbren- 
nen u. dal., find, ebenfo wie bie verftüm- 
melnden unb bie in Törperlicher Züchti: 
gung beitehenden Leibesſtrafen, wenig- 
ſtens in allen zivilifierten Rändern, abge= 
ſchafft. Ehrenſtrafen fommen nad 
Abſchaffung gewiſſer beihimpfender Stra- 
fen, wie ze der Prangerſtrafe, nur noch 
als Nebenſtrafen vor, d. h. als die 
olgen anderweiter, in erſter Linie er⸗ 
annter Strafen, ſo z. B. der Verluſt der 








Strafgerichtsbarkeit — Strafprozeß. 
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ſenden Geſetz, wie es für das Deutſche 
Reich in der Strafprozeßordnung vom 
1. Sebr. 1877 gegeben, bie 1. Oft. 1879 in 
Kraft getreten ift. Die Zuftänbigfeit der 
Behörden in Straffahen ift durch das 


8; | beutfche Gerichtöverfaffungsgefeß vom 27. 

zn | San. 1877 beim und ywar {m nz 

FE | fit. am das Meipefuagelepöud,. Sepr 
erlichen Chrenzechte; 2) Poligeiaufficht; | tereß teilt nämlich, dem franzöfifchen Sh- 
3) Ausweifung von Xusfänbern; A)liber: | fiem folgenb, bie Verbrechen ein in: Ber: 
weifung an bie Lanbeöpofigeibehörbe; 5) | brechen im engern Sinn, Vergehen und 


Einziehung oder Konfisfation (vgl. bie 
betreffenden Artikel). Das deutſche Miliz 
tärftrafgefeßbuch fennt außer ber Todes⸗ 
rafe die Sreibeitöftrafen: Arreft, Ge 
füngnis und Seftungsbaft. IR Bucht: 
nisſtrafe verwirkt, ober wirb auf Ent⸗ 
fernung aus dem Heer oder ber Marine 
‚ober auf Dienftentlaflung erfannt, ober 
wird das mifitärifche Dienitverhältnis aus 
einem anbern Grund auf stößt, 5 geht 
die Strafvollfirefung auf bie bürger- 
lichen Behörben über. Wo bie allgemei- 
nen Strafgefege Gelb: und Freiheitäfttafe 
wahlweiſe androhen, darf, wenn durch bie 
ftrafbare Handlung zugleich eine militä- 
riſche Dienftpflicht verlegt worben ift, auf 
Geldſtrafe nicht erfannt werben. Endlich 
Tommen gegen Perfonen des Solbaten= 
ſtands nad, dem deutſchen Militärſtraf⸗ 
gefetbuch folgende Ehrenftrafen vor: Ente 
fernung au bem Heer ober ber Marine, 
gegen ffigiere Dienftentlaffung, gegen 
nteroffiziere Degrabation und gegen Unz 
teroffiziere und Gemeine Berfegung in 
die ee — ER ‚golbatenftande. 
afgerichtöhe: i 
hraffammer } 1. Gericht 

Straftolonien, |. Deportation. 

Strafmilderungsgründe, |. Mil: 
dernbe Umftände. 

Strafprozeß (Kriminal| zojeh, 
Strafverfahren), das gerichtliche Ver⸗ 
fahren, weldjes für biejenigen Fälle Be 
orbnet ift, in welden e8 fi um bie Unz 
terfuhung und Beftrafung von Verbrechen 
Hanbelt ‚auch Bezeichnung für ba8Strafz 
progeßredt, d. h. für bie Gefamtheit 
derjenigen Rechtögrunbfäge, welche jenes 
Verfahren regeln; Strafprogeßorb=- 
nung, Zuſammenfaſſung folder Nor⸗ 
men A einem erfhörfenbden und umfaſ⸗ 








Übertretungen. Hiernach ift ein ver⸗ 
brechen eine Handlung, welde mit 
dem Tob, mit Zuchthausftrafe oder mit 
Seftungshaft von mehr als d Jahren ber 
brot ift, aljo z. B. Morb, Hodiverrat, 
Rotzudt. Cine mit Feftungshaft BIS zu 
5 Jahren, mit Gefängnis (von 1 Tag bis 
ud Sahıen) ober mit Gelbftrafe von 
mehr als 150 ME. bedrohte Handlung ift 
ein Bergeben, fo3. 2. ber einfache Diebe 
ſtahl, Ehebrud), bie einfache Koͤrperver⸗ 
Tegungu.dgf. Eineibertretung enblich 
if eine mit datt (bis zu 6 Wochen) ober 
mit Geldftrafe bis zu 150 ME. bedrohte 
Handlung. Diefe Übertretungen Bilden 
bn8 eigentliche Gebiet ber ftrafrichterlichen 
Tätigkeit der Amtsgerichte. Aber auch 
eiviffe leichtere Vergeben, namentlich Dies 
jenigen, welche nur mit Gefängnis bi8 zu 
3 Monaten oder mit ai ‚ober mit Gel 
ftrafe 5iß zu 600 Mf. bebroht find, ger 
dem vor ben Amtsrichter, welcher in 
traffachen unter Zuziehung von je zwei 
Schöffen Recht fpricht lsarı en: 
geriöh, So — 3. ©. das Vergehen 
es einfachen Diebſtahis, wenn ber Wert 
bes Geftohlenen 25 ME. nicht Aberfteigt, 
vor das Scäfengeriäht, ebenfo bie 
Teidigung und Körperverlegung, welde 
im ber Privatflage verfolgt wird. 
Auch ift es den Straffammern ber dand⸗ 
geiöt nachgelaſſen, eine Reihe Teichterer 
ergeben auf Antrag ber Staatdanwalte 
[haft am das Schöffengericht zu verweis 
jen, wofern in bem einzelnen Fall voraus⸗ 
narna, feine Höhere Strafe als Gefängnis 
is zu 3. Monaten oder Gelbftrafe bis zu 
600 ME. eintreten wirb, Für biejenigen 
Vergehen aber, welche nicht vor bie Schdf- 
fengerichte gehören, find die in ber Ber 
jegung mit fünf Richtern heclennenden 
. 
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Straffammern ber Lanbgerichte zuftän- 
big, Die Zuſtändigkeit ber lebtern, bei 
welchen das Taienelement nicht vertreten 
ift, erſtreckt fih aber auch auf leichtere 
Verbrechen, welche höchſtens mit fünfjähri- 
ger auhthauaftrafe bedroht find, ferner 
auf Verbrechen jugenblicher, noch nicht 18 
Sabre alter Perſonen, auf gewiſſe Un- 
uchtöverbrechen, auf den ſchweren Dieb: 
ahl und ſchwere Hehlerei, auf Betrug, 
ieehaht und Hehlerei im wiederholten 
Rückfall, endlicy auch auf die in verjchie- 
benen Reichsgeſetzen, wie 3. B. im Bank⸗ 
efeß, für ftrafbar erflärten Handlungen. 
em eigentlichen Strafverfahren (Haupt: 
verfahren) bei dem Landgericht geht eine 
Borunterfuhung voraus, wenn dies 
von der Staatsanwaltichaft oder von dem 
Angefchuldigten beantragt wird. Der zur 
übrung von Borunterfuchungen bei dem 
Zanbgericht beitellte Unterfuhung®: 
richter darf am Hauptverfahren feinen 
Anteil nehmen. Die Hauptverhandlung 
ſelbſt findet ftatt auf die von der Staat3- 
anwaltichaft erhobene Klage hin und en 
vorgängigem Verweiſungsbeſchlu 
ber Straffammer. Die ſchweren Verbre: 
chen aber gehören vor das bei den Land⸗ 
geriäten periodiſch zufammentretende 
chwurgericht, beftehend aus brei rich⸗ 
terlichen Mitgliedern und zwölf Geſchwor⸗ 
nen, welch leßtere über die Schuld- oder 
Thatfrage zu entjcheiden haben. In dieſen 
Fällen muß ſtets eine Vorunterſuchung 
ftattfinden. Über die gegen Kaiſer oder 
Reich gerichteten Verbrechen bes Hochver⸗ 
rats und des Lanbesverrats entjcheidet das 
Neihsgericht nach vorgängiger Vor: 
under Tu hung: Berufung, welde eine 
nochmalige Entfcheidung ber Sache in 
thatjächlicher wie in rechtlicher Hinficht 
herbeiführt, ift nur gegen Urteile der 
Scöffengerichte zuläffig; fie geht an die 
Straffammer des Landgerichts. Strafe 
urteile Der Landgerichte und der Schwur⸗ 
gerichtedagegen ſind nur burch bag Rechts⸗ 
mittel ber Reviſion anfechtbar, durch 
welches lediglich eine nochmalige Brüfung 
ber Rechtöfrage herbeigeführt wird, indem 
die Revifion nur darauf geftügt werben 
fann, daß das angefochtene Urteil auf 
einer Verletzung ber Geſetze beruhe. Ent: 


Strafrecht. 


gegen dem frühern gemeinrechtlichen Straf⸗ 
prozeßrecht, wonach die Gerichte von Amts 
wegen gegen den Verbrecher einſchritten 
(ſogen. Inquiſitionsprozeß), hat die 
deutſche Strafprozeßordnung den moder⸗ 
nen Anklageprozeß adoptiert, wonach 
bie Eröffnung einer gerichtlichen Unter: 
ſuchung durch die Er ebung einer Klage 
bedingt iſt, und zwar regelmäßig ber öffent- 
lichen Klage der Staatsanwaltſchaft und 
nur ausnahmsweiſe, wie z. B. bei Belei⸗ 
digungen, der Privatklage des Verletzten. 
Außerdem bat die deutſche Strafprozeß⸗ 
ordnung das Prinzip der Mündlichkeit 
und für das Hauptverfahren das ber Of⸗ 
fentlichfeit ebenfall8 angenommen, wäb- 
rend für die Unabbängigfeit der Ge- 
richte in dem Gerienelahungegee bie 
nötigen Garantien gegeben find. Bal. 
Meves, Strafoerahen nad) ber beut- 
[chen Strafprozeßor nung: 3.Aufl.1879); 
v. Holtzendorff, Handbuch des deut⸗ 
ſchen ngprogeßrecie in Einzelbeiträ⸗ 

n (1877 — 19, 2 Bde); Dochow, 

eichäftrafprogeß (2. Aufl. 1879); Kom⸗ 
mentare zur Strafprozeßorbnung von 
Löwe, Schwarze, Thilo u. a. 

Strafrecht —— —— im ob⸗ 
jektiven Sinn gInbegut der Rechtsregeln 
über ſtrafbare Verbrechen (Jus poenale); 
im jubjeltiven Sinn bie Befugnis, Inegem 
verübten Unrechts Strafe zuzufügen (Jus 
puniendi). Dabei pflegt man das ©. 
im erftern Sinn innatürliches (all: 

emeines, philoſophiſches) und po⸗ 
Pitives ©. einzuteilen, je nachdem es 
ſich um ftrafrechtliche Grundjäge handelt, 
welche wir durch Denken als die ber bee 
ber Gerechtigkeit und den fozialen Ber: 
hältnifjen entſprechenden erfennen, oder 
um bie gegebenen Strafrechtönormen eines 
beftimmten Staats. Die rechtlichen Un⸗ 
terfuchungen über den lebten Grund und 
Zweck der Strafe aber werden Straf: 
trehtstheorien genannt. Das pofitive 
deutiche ©. insbefondere beruhte in Älterer 
Zeit aufaltgermanifchen Rechtsgewohnhei⸗ 
ten und auf agungen des römiſchen und 
kanoniſchen Rechts, bis 1532 in der pein= 
lihen Gerichtsordnung Karla V. 
(fogen. Carolina, Constitutio crimina- 
lis Carolina = 0. C. C.) ein einbeit: 








Strafſachen — Stubenarreft. 


liches Strafrechtsbuch ‚gegeben ward. Die 
hierdurch gefchaffene Rechtseinheit wurbe 
jedoch ſchon im Kauf des 18. Jahrh. da⸗ 
durch weſentlich abgeſchwächt, daß bie 
Härte jenes Geſetzbuchs mit der fortſchrei⸗ 
tenden Humanitäat durch einen freilich im 
einzelnen vielfach abweichenden Gerichtö- 
gebraud) gemildert wurde. Nach und nad) 
aber entitanden in ben einzelnen beutjchen 
Staaten befondere Strafgefeßbücdjer, na⸗ 
mentlich das Joſephiniſche Geſetzbuch von 
1787 und das Strafgeſetzbuch des allge- 
meinen preußifchen Landrechts von 1794; 
auch der franzöfilche Code penal von 1810 
fand in Deutfchland Eingang und war 
für einzelne deutſche Strafgefeßgebungen 
von befonderm Einfluß. So 3 der 
Unterſchied poll hengemeinembdeutichen 
und partilulärem ©., indem jchließ- 
lich fait alle deutfchen Einzelſtaaten ihre 
bejondern Strafgefeßbücher Hatten. Die- 
fer Zerriſſenheit des Rechtszuſtands wurde 
jedoch durch das Strafgeſetzbuch des Nord⸗ 
deutſchen Bundes vom 31. Mai 1870 ein 
Ende gemacht, welches nach Begründung 
des Deutſchen Reichs als Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch von neuem publiziert und auch 
int Reichsland Elſaß-Lothringen einge 
führt ward. Ein befonderes Militärftraf- 
gefekbuch für das Deutſche Reich ift 20. 
uni 1872 erlaffen worden. Vgl. bie Lehr: 
bücher des deutſchen Strafrecht8 von Ber: 
ner (11. Aufl. 1880), —TF Meyer 
(1875) u Schü tze (2. Aufl. 1874) ſowie 
oltzendorff, Handbuch des deutſchen 
trafrechts in Einzelbeiträgen (1877-73, 
2 Bde.); Kommentare bed Reichsſtrafge⸗ 
ſetzbuchs lieferten Oppenhoff, Schwarze, 
Rudorff, Meyer: Thorn, Jahr, Blum, 
Puchelt, Rubo u. a. 
Strafſachen, ſ. Rechte. 
Strafverſetzung, Disziplinarſtrafe, 
welche in der Verſetzung eines Beamten 
in ein andres Amt von gleichem Rang 
beſteht; gumeil mit einer Schmälerun 
bes Gehalt verbunden, welche 3. 2. nad 
dem deutſchen Reichsbeamtengeſetz vom 
31. März 1873 (Reichögefegblatt, ©. 61), 
$ 75, nicht über ein Fünftel des Dienft- 
einfommens eine? Neichdbeamten betra- 
en fol. Statt der Verminderung Des 
Dienfteinfommens fann auch eine Geld: 
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ftrafe ausgefprochen werben, welche ein 
Drittel des jährlichen Dienfteinfommens 
ig überfteigt. 
frandamt, ſ. Seerent. 
Strandgut, j. Seerecht, Stran: 


bung: 
Strandredt, ſ. Srundruhredt. 

Strandtrift(itrandtriftigesGut), 
Gegenftänbe, die infolge eines Seeunfalls 
von der See genen den Strand getrieben 
und von dem Strand aus geborgen wer: 
den; f. Seeredt. 

Strandung ‚ das Auflaufen und Feft- 
figen eines Schiffs auf dem Strand, auf 
einer Klippe ober auf einer Sandbank. 
Wird die S. abfichtlicdh bewirkt, um das 
Scheitern des Schiffs zu vermeiden, fo ge: 
* der dadurch verurſachte Schaden zur 
ogen. großen Havarie (ſ. d.). Die in ver⸗ 
brecheriſcher Abſicht mit Gefahr für das 
m —A—— FAN: 
nad dem beutichen Reichsſtrafgeſetzbu 
— 323) mit Zuchthaus nicht unter 5 

ahren und, wenn dadurch der Tod eines 
Menſchen verurſacht worbenift, mit Zucht: 
Haus nicht unter 10 Jahren oder mit le 
benslänglihem Zuchthaus beitraft. Wurde 
eine ſolche ©. fahrläffigerweife verurfacht, 
fo tritt (5326) Gefängnizftrafe ein. Wer 
endlich ein Schiff, welches als folches oder 
in feiner Ladung oder in feinem Fracht⸗ 
lohn verfichert iſt, finfen oder ſtranden 
madt, wird mit Zuchthaus bis zu 10 
Jahren und zugleich mit Geldftrafe von 
150-6000 ME. beftraft ($ 265). Für 
das Deutfche Neich iſt das Strandungs: 
wejen im übrigen durch die Strandungs⸗ 
ordnung vom 17. Mat 1874 geregelt, na: 
mentlidy gilt dieg von den Rechtöverhält- 
nijjen in Anfehung des fogen. Stranb- 
qui und von den Befngniſſen der 

trandämter \ Seerecht). 

Fr Ha ei, ſ. Polizei. 

Straßenraub, ſ. Raub. 

Strenger Arreſt, ſ. Arreſt. 

Strike (engl., ſpr. ftreit), gemeinjame 
Arbeitseinitelung zum Zwed ber Er⸗ 
zwingung befjerer Lohn: und Arbeitöbe- 
dingungen; ftrifen, bie Arbeit in folder 
Meife einftellen (j. Arbeitseinftel: 


lung). 
Siubenarrefl, ſ. Arreſt. 








566 Stuprum — Synobal- und Presbyterialverfaffung. 


Stuprum (lat., »Notzucht«), f. Uns 
zuchtsverbrechen. 


Subaltern (lat.), untergeordnet, in (. b 


niedern Graden ſtehend. Subaltern⸗ 
beamte, Beamte, welche nicht die höhern 
Staatsprüfungen abgelegt haben und bei 
einer Behörde in umtergeorhneket Thãtig⸗ 
keit angeſtellt ſind; Subalternoffi— 
ziere, die niedrigſie Rangſtufe der Offi⸗ 
giere, zu welcher die Premiers und Se⸗ 
onbeleutnants gehören. 
Subdatäring (Iat.), ſ. Dataria. 
Subditus (Iat.), ſ. Unterthan. 
&ubmittieren (Tat.), an ben Minbeft- 
[prbernben vergeben; Sub mil ion, bie 
usbietung von verlangten Lieferungen 
an den Mindeſtfordernden. 
Subordinieren (Iat.), unterordnen; 
Subordination, Unterordnung; beim 
Militär die Pflicht der Untergebenen zum 
unbebingten Gehorfam dem Vorgeſeßzten 
gegenüber, deren Verletzung ftreng beftraft 
wird (j. ISnfubordination) Bon 
jubordinierten Behörden ift namentlich im 
Gegenſatz zu koordinierten die Rede, indem 
der erſtere Ausdruck die Unterordnung 
der einen Behörde (Unterbehörde) unter 
die andre (Oberbehörde), der letztere da⸗ 
egen das Rangieren mehrerer gleich: 
Hebenber Behörden nebeneinander be: 
zeichnet. 
Subfidiäre Klage, |. Privatllage. 
Subfivien (lat.), Hilfsmittel, insbe: 
fondere Hilfsgelder, welde ein Staat 
dem anbern bezahlt, um biejen in der 
Kriegführung zu unterflüßen. Sub⸗ 
fidientraftat, f. Allianz. 
Subſkription (lat.), ſ. Anleihe. 
Subflituieren (lat.), an eines andern 
Stelle ſetzen; Subftitut, Stellvertreter, 
Amtsvertreter; Subftitution, Gtell 
vertretung, auch die Anordnung einer 
ſolchen, namentlich feiten® eines Prozeß: 
bevollmächtigten, welcher feine Vollmacht 
auf einen andern überträgt; Subiti- 
tutorium, die zur Beurkundung deſſen 
ur HS Urkunde. 
uccedieren (Tat.), nachfolgen; Suc⸗ 
ceffor, Rechtsnachfolge; Succeffion, 
Nechtönachfolge, inäbefondere Thron: 


lge (ſ. d.). 
ſo Eu ſrNandiſchof, ſ. Biſchof. 


Suffrage universel (franz., ſpr. füff- 
rahſch mgen) allgemeines Stimmrecht 


du ahl). 
Superintendent (lat.), Oberaufſeher; 
in evangeliſchen Ländern Titel des erſten 
Geiſtlichen einer Ephorie ober Diözeſe, 
über welche derſelbe die Aufſicht zu führen 
bat. Über ſämtlichen Superintenbenten 
einer Provinz fteht in Preußen ber Gene⸗ 
ralfuperintendent, welch letztere Be: 
zeihnung übrigend in manden Staaten 
auch als Ehrentitel vorkommi. 

urtaxe(franz., ipr. fürtag), Zuſchlags⸗ 
tare; S. d’entrepöt, Unterfcheidungszoll, 
ſ. Entrepot. 

Enipendieren (Iat.), zeitweife auf- 
heben, entheben, namentlich ein Gefeß 
zeitweilig außer Wirkjamfeit, einen Be: 
amten zeitweilig außer Thätigfeit ſetzen; 
Sufpenfion, vorläufige Dienftent- 
ſetzung. 

Eulientation (lat.), |. Apanage. 

Suzeränität (fr3.), Oberhoheit, Ober⸗ 
lehnsherrlichkeit, Inbegriff berjenigen 
Rechte, welche der Beherricher eines ſouve⸗ 
ränen Staats über halbſouveräne Staa— 
ten, namentlich bisher ber türfifche Sul: 
tan über Serbien und bie Donaufür: 
ftentimer, ausübte; auch f. v. w. Sou⸗ 
veränität. . 

Synbitatöverbreihen, ſ. Beugung 
bes Rechts. 

Synkratie (grieh., »Mitherrſchaft«), 
Bezeichnung für die ſogen. Repräſentativ⸗ 
vertaffung, in welcher das Volk ein Mit- 
wirfunggrecht bei den wichtigfter Regie⸗ 
rungsbandlungen hat, im Geyenfaß zur 
fogen. Autofratie, in welcher ein ununt- 
ihränfter Monarch an ber Spike bes 
Staats fteht. 

Synodals und Preßbyterialverfafs 
fung, in ber proteftantifchen Kirche die⸗ 
jenige Einrichtung, bei ber Synoden und 

resbyterien (Kirchenälteſte, Kir: 
henvorftände) eine repräſentative Kir⸗ 
chengewalt ausüben. Das Presbyterium, 
aus dem Geiſtlichen und einer Anzahl von 
Gemeindegliedern beſtehend, bildet den 
Vorſtand einer Lokalkirche. Die Synoden 
zerfallen in Kreis-, Diögefon: ober Pro- 
vinzial= und Landesfynoden und bilden, 
aus Geiſtlichen und Laien beitehend, eine 


Tabaksmonopol — Tabakſteuer. 


aufſteigende Inſtanz. Die Landesſynode 
übt mit dem Landesherrn zuſammen die 
geſetzgebende Gewalt in der Kirche aus 
und nimmt in der Regel durch einen ſtän⸗ 
digen Ausſchuß an wichtigern Verwal⸗ 
tungsmaßregeln des Kirchenregiments 
teil, inſofern in den meiſten Kirchenver⸗ 
fe) ungen nod) eine Berbindung ber Syno⸗ 
dal⸗ mit ber ältern Kon jittorialverfaffung 
(ſ. Konfiftorium) beiteht, bei wel 
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letzterer den Staatsbeamten bie ausfchließ- 
liche Leitung der kirchlichen Angelegenheiten 
qufteht. Synobdalverfafjung belebt ins⸗ 

eſondere in den reformierten Kirchen 
Frankreichs, Englands, Schottlands, der 
Niederlande und Norbamerifag, in den 
ſchweizeriſchen Kantonen Waadt u. Genf, 
in ben acht alten preußifchen Provinzen, in 
der bayrifchen Rheinpfalz, in Oldenburg, 
Baden, Deutſch-Hſterreich. 


T. 


Zabalsmonopol, ſ. Tabakſteuer. 

Tabakſteuer, Verbrauchsſteuer, welche 
vom Tabak erboben wird. Im Deutſchen 
Reich iſt neuerdings eine weſentliche Er⸗ 
höhung der T., welche für Rechnung des 
Reichs entrichtet wird, durch das Reichs⸗ 
eſetz vom 16. Juli 1879, betreffend die 
eſteuerung des Tabaks, ſtatuiert worden. 
Dieſe Steuer, welche vom 1. April 1880 
an von dem innerhalb des Zollgebiets er⸗ 
zeugten Tabak erhoben wird, beträgt fir 
das Jahr 1880: 20, für das Jahr 1881: 
30 und für das Jahr 1882 und bie 
Bolgegent 45 ME. für 100 kg, während 
ie früher 4 Mk. betragen hatte. Für 
Tabakzpflanzungen auf Grundftüden von 
weniger als 4 Ar Flächengehalt tritt an⸗ 
ftatt dieſer Gewichtöfteuer die Befteuerung 
nah Maßgabe des Flächenraums ein. 
Die T. beträgt bier für ein Quadrat⸗ 
meter der mit Tabak bepflanzten Grund: 
fläche jährlich für 1880: 2 Br für 1881: 
3 Bf. und für das Jahr 1882 und für 
die Folgezeit 4,5 Pf. Dazu kommt ber 
erhöhte Eingangszoll auf Tabak (Tabak: 
zoll). Dieler * ift ſeit 25. Juli 1879 
von 12 auf 42a ME. pro Zentner Roh: 
tabaf erhöht worden, indem Tabaksblätter 
und ⸗Stengel jowie Tabakfaucen mit 
einem Zoll von 85 Mf. pro 100 kg 
belegt find, während von Zigarren und 
aigerretien 270 ME. und von anderm 
fabrizierten Tabak 180 ME. pro 100 kg 
erhoben werben. Trotz dieſer außer⸗ 
ordentlichen Mehrbelaſtung des Tabaks 
hat Fürſt Bismarck bekanntlich erklärt, 
»daß der Tabak noch mehr bluten müſſe« 


Sein Ideal iſt das Tabaksmonopol, 
d. h. die alleinige Fabrikation von Tabak 
in Regierungsanſtalten und der alleinige 
Verkauf von Tabak durch die Beauf: 
tragten der Regierung für Rechnung der 
letztern. Das Tabaksmonopol beſteht 
namentlich in Hſterreich, Italien und 
Frankreich und iſt dort allerdings eine 
ausgiebige Finanzquelle. Allein in jenen 
Staaten wurde das Monopol zu einer 
geit eingeführt, in welcher die dortige 

abafzinduftrie nur wenig entwickelt war, 
während es ſich in Deutſchland um einen 
blühenden Induftriezweig handelt, welcher 
auf dieſe Weife vernichtet werben würde. 
Eine von der Neichsregierung berufene 
Enquetekommiſſion berechnete, daß eine 
bilfige Entfchädigung der Tabaksfabrikan⸗ 
ten die Summe von etwa 687 Mil. ME. 
erfordern würde. Ebendiefelbe Kommilfion 
ſprach fi mit acht gegen drei Stimmen 
gegen ba8 Monopol aus. Gleichwohl zählt 
das Monopolprojekt des Kanzlers zahlreiche 
Anhänger; auch hat ſich die württem⸗ 
bergifche Regierug ebenfo wie der bortige 
Landtag für das Monopol ausgefprochen. 
Auf der andern Seite ilt ein Hauptarqu⸗ 
ment gegen das Tabafsmonopol dies, daß 
wefentlich die geringern Sorten es find, 
welche das meifte einbringen, fo daß es 
fih alfo dabei vorzugsweile um eine Be- 
laftung ber wenig bemittelten Volksklaſſen 
handeln würde. In Frankreich, wo ber 
Aufihlag beim Monopol regelmäßig 430 
Proz. beträgt, werden auf bie aller 
bilfigfte Sorte, ben fogen. Kaporaltabat, 
597 Proz. Nutzen verrechnet, jo daß ſich 
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der Preis biefer billigiten Sorte auf 
IME. pro Pfund ftelt. Nach der Enquete 
wurden in Deutichland im Tabaksbau 
63,000 Vien ſchen befhäftigt. Der Per 
fonalftand der Rohtabalshandlungen ift 
11,700. _ Außerdem beftanden 1878: 
15,000 Yabrifationsbetriebe mit einem 
Berfonal ‚ftand von 132,000 Menſchen. 
m ftehen in frankreich, wofelbit das 
Monopol am Ainträgfiäften ift, indem es 
5% ME. pro Kopf der Bevölkerung und 
vto Jahr einbringt gegen 2% ME. in 
ferreich-Ungarn und 21a Mf.in Stalien, 
in 16 Manufatturen, welde ben franz 
aöfifchen Gefamtbebarf beden, nur 16,000 
Arbeiter gegenüber. Übrigens wirb für 
das Monopol in Deutfehlanb neuerbings 
durch die kaiſerliche Tabalsmanufaktur 
in Straßburg ber Boden bereitet, welche 
aus ber franzöfiichen Monopolverwaltung 
übernommen worben ift, außerhalb 
Reichslandszahlreicheigiliafengründetund 
der Brivattabafsinbufttie eine Täftige und 


unbilige Konkurre 
Neichätag bat zina ie 
Tution ſich gegen ein er 
T. und gegen das V nz 
bies fehließt jedoch di 
aus, daß ber dürſt er 
Gelegengeit auf Ri 

Tommen und auf Da... urn ou n. 





zen 
madjen wirb, bie Reichefaffe durch eine 
Einnahme zu füllen, welche ſich ber bud⸗ 
getmäßigen Kontrolle ber Volfsvertretung 
möglichft entziehen würde. 
‚abor, Bezeihnung für geile be 
ſonders tihechifche, Voltäverfammlungen. 
Zafelgüter (lat. Bona mensalia), 
gm Unterhalt bes Lanbegherelichen Hofß, 
fonders in dem ehemaligen geiftlichen 
Staaten, beftimmte Güter. “ 
Zagegelber, |. v. w. Diäten (f. b.). _ 
Tagesordnung, für Verfammlungen 
und für bie Siguugen bon ‚geltegien ie 
Reißenfolge und das Verzeichnis er u 
Beratung kommenden Gegenftände, welche 
im voraus feitzuftellen find. Dies ift der 
Negel nad) Sache des Vorfigenden. So 
wid nach ber Gefhäftsorbnung bes deut⸗ 
ſchen Reichstags vor dem Schluß einer je⸗ 
den Plenarfigung die T. für die näcite 
Sigung durch ben Bräfidenten verfünbigt. 


he ber 





Zabor — Tarif. 


Erhebt ſich dagegen ein Widerſpruch, fo 
entfgjeibet be eig hai, ob 
bielet Widerſpruch Bent indet ift. Die T. 
felbft wirb den Mitgliebern des Reichs- 
iagẽ und des Bundes tats durch den Drud 
mitgeteilt, Der Ausbrud ozur T über- 
geben« bedeutet, daß ein Antrag oder 
eine Vorlage nicht weiter bißfutiert und 
— dieſer Srgenftant verlaffen werden 
fol. Dabei wird zwiſchen ein fader und 
motivierter X. unterfdjieben, je nad): 
dem bies ohne oder mit Angabe von Grün- 
den gefchieht. Nach ber Geihäftsorbnung 
des beutfchen Reichötags insbejonberefann 
ber Antrag auf einfache T. Ein jeber Zeit 
ieftellt werden und bedarf Feiner Unter» 
füsır, Nachdem ein Redner für und 
ein Debner gegen den felden go wor: 
den ift, erfolgt darüber ber Beſchluß bes 
Haufe. Im Lauf derjelben Disfuffion 
darf jedoch der einmal verworfene Antrag 
auf E nicht wiederholt werben. Ebenfo 
können Anträge auf motivierte T. zu je= 

eit vor Ocluß ber Verhandlungen 
getellt werden. Haben derartige Anträge 
jedoch bem Reichstag noch nicht gedrudt 
vorgelegen, fo muß, fofern fie angenom= 
‚men werben, in der näcften Sigung nach 
erfolgtem Drud und Verteilung nochmals 


= | ohne Distuffion barües,adgeftimmt wer: 
.& |den. Die Anträge auf motivierte T. find 


vor ben übrigen Amendements zur Ab— 
flimmung zu bringen. Über Anträge des 
Bundesrats Tann nicht zur X. Übergegan= 
‚gen werben. 
Zogfaßtt, [. Termin. 
Zaleman (ſchwed.), ber Sprecher des 
Bauernftands auf den fehvebifcjen Reiche 


tagen, 
alon (franz., Ipr. long), Zingleifte 
Gi. Koupon). 

Zarif (arab.), Verzeichnis von Preise, 
Kohn» oder Wertjägen, fo insbeſondere 
ber Zollabgaben gettarin, wie 3. B. 
der Deutfche Zolltarif von 1879 (f. Zoit), 
bes Preifes fremder Münzen bei der An- 
nahme in öffeı Näen Kaflen (Münz= 
— ber Gienkankaßfäe u. ba. 
FH legterer Beziehung ſpricht man ins- 

efondere von einer Eifenbahntarif= 
balitit; tarifieren, auf einen T. 
ringen; tarifierte Münzen, folge 


Zarieren — Telegtaphentvefen. 


Münzen, benen durch den Münztarif ein 
beftimmter Kurs gegeben ift. 

Tarieren , abihäten; Tare (Tara 
tion), Schäbung, Wertbeſtimmung einer 
Sache durch (meiit vereidete) Wertſchätzer 
(Taratoren);obrigfeitliche Preisbeftim- 
mung für gewiſſe Lebensbedürfniffe oder 
Dienftleiftungen (ſ. Gewerbegeſetz— 

ebung); auch Bezeichnung für gewiſſe 
ebühren und Abgaben, z. B. Stempel: 
tare u. dal. 

Te Deum (nimlid) laudamus, »Herr 
Gott, dich Toben wir«), Anfangsworte 
und Bezeichnung des fogen. Ambrofiani- 
ſchen Lobgeſangs, welcher namentlich nach 
großen Siegen und fonftigen wichtigen 
Ereigniffen angeftimmt wird. 

Teilnahme am Verbrechen, bie Betei- 
ligung mehrerer Berfonen an einer ftraf- 
baren Handlung. Diefe mehreren Perſo⸗ 
nen, welche ſich an der Ausführung eines 
Verbrechen? beteiligen, werben in dem 
deutſchen Strafgeſetzbuch als Mitthä- 
ter, Anſtifter und Gehilfen ($ 50) 
Flaffifiziert. Mitthäter, Mitſchul— 
dige, Komplicen einer verbrecheriſchen 
That ſind diejenigen, welche ein Verbrechen 
in gemeinſamer Weiſe begehen, oder wie 
das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch (F 47) 
ſagt: »Wenn mehrere eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung gemeinſchaftlich ausführen, ſo wird 
jeder als Thäter beſtrafte. Wird dagegen 
die verbrecheriſche That von einer Perſon 
(dem fogen. phyſiſchen Urheber) aus: 
eführt, welche hierzu von einer andern 
demfogen.intelleftuellen Urheber) 
durch Gefchenfe oder Verſprechen, durch 
Drohung, durch Mißbrauch des Anſehens 
oder der Gewalt, durch abſichtliche Herbei⸗ 
führung oder ve förberung eines Irrtums 
ober durch andre Mittel vorfäßlich be⸗ 
ftimmt worden war, fo erfcheint dieſer Teß- 
tere al8 Anftifter (f. d.), welcher gleich 
dem Thäter beitraft wird. Hat dagegen 
ber Teilnehmer dem Thäter zur Begehun 
des Verbrechen? ober Vergehens nur dur 
Rat oder That wifjentlich Hilfe geleiftet, 
fo wird derfelbe als Gehilfe bezeichnet. 
Die Strafe des Gehilfen richtet fich nach 
den Grundfäßen über bie Beftrafung bes 
Verſuchs und ift diefen entjprechend zu 
ermäßigen(f. Beihilfe). Vgl.Langen— 


569 


bed, DieXehre vonder 561968); © chütze, 
Die notwendige T. (1869). 
Telegraphenweſen, im Deutſchen 


Reich, abgeſehen von Bayern und Würt- 
tember 


, eben) wie das Poſtweſen für 
Neichefäche erklärt und dem Reichspoſt⸗ 
amt unterftellt (ſ. Boft). Die Anzahl der 
Telegraphenanftalten im Reichstelegra⸗ 
phengebiet beträgt (1881) 5668. Am Ber 
trieb befindlich find 60,292 km Zelegra- 
phenlinien mit 215,909 km Leitungen 
(einfchließlich 5236 km unterirdifche Tele- 

rapbenlinien mit 35,780 km unterirbi- 
cher Leitungen) fowie 39,350 km Rohr: 
leitungen und 24,389 km Kabelröhren- 
linien mit 39,279 km aabeltöbeen, Zur 
Bermittelung telegrapbifcher Korreſpon⸗ 
denz dienen ferner 2816 Eifenbahntele- 
graphenitationen. Eine Telegraphen- 
num für das Deutfche Reich ift 21. 
Juni 1872 (Reichsgeſetzblatt, ©. 213 ff.) 
erlaffen. Eine Abänderung derfelben ift 
durch Verordnung vom 24. San. 1876 
(Reichzentralblatt, S. 101 ff.) verfügt 
worden. Hiernach wird für Das gewöhn⸗ 
lihe Telegramm auf alle Entfernungen 
eine Grundtare von 20 Pf. ohne Rückſicht 
auf die Wortzahl und daneben eine Wort: 
tare von I Pf. Ih jedes Wort erhoben. 
Die im telegraphifchen Verfehr zugelaffe- 
nen, der Adrefje voranzuftellenden furzen 
Zeichen, welche für je ein Wort gezählt 
werden, find folgende: D. für »dringendes 
Telegramme, für welches die dreifache Tare 
eines gewöhnlichen Telegramms zur Er: 
bebung fommt, und welches den Vorrang 
bei der Beförderung vor den übrigen Pri- 
vattelegrammen bat; R. P. für »Antwort 
bezahlt« (als Gebühr für das vorauszu⸗ 
bezahlende Antworttelegramm wird regel- 
mäßig die Gebühr eines gewöhnlichen 
Felegramms von zehn Worten berechnet); 
T. C. für »follationiertes Telegramme, 
wofür die Hälfte der Gebühr für das ge 
wöhnlicheTelegramm felbft berechnet wird; 

.R. für nplangöangeigee (für eine 
folche ift dieſelbe Gebühr wie für ein ge: 
wöhnliches Telegramm von zehn Worten 
zu entrichten); F. S. für »Rachzufenden« ; 
P.P. für »Poſt bezahlte; X. P. für »Er- 
preß bezahlte. Eine Gewähr für bie rich: 
tige Überfunft oder bie Überfunft und Zuͤ⸗ 
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ftellung ber — innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſt leiſtet die Telegraphenver⸗ 
waltung nicht. Es wird jedoch die ent⸗ 
richtete Gebühr für jedes Telegramn er⸗ 
ftattet, welches durch bie Schuld ber Tele 
graphenverwaltung gar nicht oder mit be 
beutender Verzögerung in bie Hände bes 
Adrefiaten gelangt ift, besgleichen für Das 
follationierte Telegranım, welches infolge 
Verftümmelung erweislich feinen Zweck 
nicht hat erfüllen können. 
ermin (lat, »Tagfahrte), in ber 
Rechtsſprache die beftimmte Zeit, zu wel- 
cher etwas gejchehen muß; Gerichtätag, 
Amiatog. 
Zerritorislarmee, |. Frankreich. 
Territorialboheit, die Sefamtheit ber 
Befugniffe, welche der Staatsgewalt in 
bezug auf das Staatsgebiet zufonmen; 
im ehemaligen Deutjchen Reich [.v.w. Lan⸗ 
beshoheit im Gegenſatz zu der Reichs⸗ 


hogtit 
erritorialſyſtem, |. Territorium. 
Territorium (lat.), Grund, Bezirk, 
auch |. v. w. Staatsgebiet. In der nord: 
amerikaniſchen Union verſteht man unter 
T. (territory) ein durch Kongreßakte ab: 
egrenztes Gebiet, das die zur Aufnahme 
in den Staatenverband erforderliche Ein⸗ 
wohnerzahl noch nicht hat und von einem 
Gouverneur regiert wird. Territorial, 
ein beſtimmtes T. betreffend, damit ver⸗ 
knüpft. Im Staatsrecht verſteht man 
unter Territorialprinzip biejenige 
Theorie, welche das Staatsgebiet als bie 
Grundlage der Staatögewalt und des 
Staats ſelbſt auffaßt; nicht zu verwech⸗ 
feln mit dem mittelalterliden Patri⸗ 
monialprinzip, wonach ber Landesherr als 
Eigentümer des Staatsgebiet betrachtet 
wurde. Im Kirchenrecht verfiand man 
früher unter Territorialfyften bie 
jenige Theorie, nach welcher beim Landes⸗ 
berrndie Ausübung ber gefamten Kirchen: 
ewalt als Ausflug der Staatsgewalt zu⸗ 
Heben follte, ein Grundjaß, welchen man 
durch die Formel ausdrüdte: »Cujus re- 
gio, ejus religio« (»Wenm das Land } ⸗ 
hort nach dem richtet ſich das Religionsbe⸗ 
enntnis«). Im Strafrecht bezeichnet man 
mit Territorialprinzip den früher vielfach 
verteidigten Grundſatz, wonach nur die im 


Termin — Thron. 


Inland begangenen Verbrechen der in⸗ 
landiſchen Strafgewalt unterliegen ſollten. 

Terrorismus (lat.), Schreckensherr⸗ 
ſchaft, Gewaltherrſchaft; Terr oriſt, Ans 
hänger eines ſolchen Syſtems; terrori⸗ 
ſieren, eine Gewaltherrſchaft ausüben. 

Teſtament (lat.), letzter Wille, letzt⸗ 
willige Erbeinjegung; politifhes T., 
die Nieberichrift eines Staatsmanns, 
welche deſſen Ideen über die fünftige po- 
litiſche Entwidelung eines Volks und über 
diejenige Regierungsweiſe enthält, welche 
ihm gegenüber zu beobachten fein möchte. 

Testimonlum (lat.), Zeugnis; 3.8. t. 
morum, Sittenzeugni®; t. paupertatis, 
Armutszeugnis 2c. 

Testis (lat.), f. Seude 

Thaler, deutihe Silbermünge, — 3 
Mark, früher = 30 Silbergroſchen, auf 
ben Ausfterbeetat geſetzt. Der Name 
fommt von einer zuerft in Joachimsthal 
geprägten Münze ber. 

Thatfrage (Schulbfrage), bei einem 
Verbrechen bie Frage, ob der Angejchul- 
digte ber ihm zur Laft gelegten Handlung 
ſchuldig fei ober nit, im Gegenfat zur 
fogen. Rechtsfrage, db. 5. der Trage, 
unter welche Beftimmung des Strafgefe- 
buchs bie That zu jubjumieren und wie 
fie zu beftrafen je. Zur Beantwortung 
ber T. werden bei jchwereren Verbrechen 
Ge one ugezogen. 

eofratie (griechiſch, »Gottesherr⸗ 
ſchaft«), vieienige Regierungsform, bei der 
die Gottheit ſelbſt als der eigentliche Herr⸗ 
fcher betrachtet. wirb, welcher durch Jeine 
Diener regiert. Dies war indbefondere bie 
Anſchauungsart des jüdiſchen Volks, wel- 
ches Jehovah durch den Richter, Prieſter 
(GPrieſterſtaat) und Propheten beherr⸗ 
ſche. Neuerdings hat Bluntſchli dafür 
die Bezeichnung | deofratie und für bie 
Ausartung dieſer. Staatsform bei ben 
Götzendienern den Ausdrud Sdolofra= 
tie vorgefchlagen. Auch der alte ägypti⸗ 
che Staat und ber altindifche Staat waren 
Priefterftaaten, wie denn überhaupt bie 
meiſten orientalifhen Staaten troß ber 
monarchiſchen Form einen theofratifchen 
Charakter haben. 
Thing (13ldnd.), |. Ding. 
Thron (griech.), der Durch erhöhte Stel- 





Thronentjagung — Thronrebe. 


lung, Toftbare Stoffe und Funftreiche Ar- 
beit ausgezeichnete Sit für fürftliche Per: 
fonen; das Attribut ber Herrfchergemalt. 
Der T. ift ſtets in einem befondern Saal 
(Thronjaal) aufgeftelt und ruht ge: 
wöhnlich auf einem Geftell, zu dem meh: 
tere Stufen führen. Über dem Seffel ift 
in der Regel ein Thronhimmel ange- 
bracht, d. h. eine an ber Wand befeftigte 
verzierte zeltartige Decke mit prächtigen, 
meift aus Seide und Goldftoff beitehenden 
Behängen. Sekt wird ber T. von ben 
Fürften nur bei feierlichen Gelegenheiten 
benußt, wo ber Fürſt als Träger der 
Herriherwürde auftreten muß. Sym- 
bolifch bezeichnet T. die Herricherwürbe 
oder Herrſchergewalt felbft, daher die Aus⸗ 
drüde: den T. befteigen, jemand vom T- 
flogen 2c., Thronerbe, Thronlehen, Thron- 
räuber (Ufurpator) ꝛc. 
—— „ſ. Abdankung. 
Thronfolge( Thronerbfolge, Suc—⸗ 
ceffion), der Eintritt des Regierungs⸗ 
nachfolgers in die Souveränitätgrechte des 
bisherigen Monarchen. In Erbmonardhien 
ift Dies ein Vorrecht der berrjchenden Dy- 
naftie, welches Durch die Staatsverfaſſung 
und durch Hausgejeke regelmäßig in aus⸗ 
führlicher Weife normiert if. Die T. 
richtet fich nach dem Grundfaß der Unteil- 
barfeit des Staatsgebiet und nach dem 
ber Erftgeburt (Primogenitur). Da 
bie früher üblichen Länberteilungen zwi⸗ 
ſchen den verſchiedenen Söhnen eines 
Fürſten zur Zerſplitterung der Macht und 
u einer Schwächung des Glanzes dieſer 
— führten, wurde in Deutſch⸗ 
and zunächſt für die Kurfürſten das 
Recht der Primogeniturerbfolge feſtgeſtellt. 
Hausgeſetze andrer fürſtlicher Häuſer adop⸗ 
tierten das Prinzip, welches jetzt faſt in 
allen Staaten und namentlich in allen 
deutſchen Staaten zum Staatsgrundgeſetz 
geworden iſt. Das Thronfolgerecht 
wird durch eheliche und leibliche Abſtam⸗ 
mung (Deſzendentenerbfolge) begründet. 
Außerdem iſt es aber notwendig, daß die 
Ehe eine ebenbürtige war (f. Ebenbür: 
tigfeit). Nach den meiften Berfaffungen 
find ferner Abflammungdburh Männer und 
männliches Geſchlecht erforderlich (agnıa= 
tifche oder männliche T.). In mans 
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hen Staaten ift bie kognatiſche T., 
d. h. die T. von Frauen und von Män— 
nern, die von Frauen abftammen, über: 
* ausgeſchloſſen. Es iſt dies das 
open, Saliſche Geſetz, welches, von den 
faliihen Franken ftammend, auf das 
Thronfolgereht in der fränfifhen und 
fpäter in der franzöfiihen Monarchie über: 
ging. In andern Staaten befteht nur 
ein Vorzug des Mannsſtamms vor dem 
Weibsſtamm, indem eventuell bei bem 
Ausfterben bes erjtern die Fognatifche T. 
zuläjfig ift. Diefer letztere Grundſatz gilt 
. B. in Bayern, Sachſen und Württem⸗ 
erg, während die preußifche Verfaſſung 
(Art. 53) beſtimmt: »Die Krone ift den 
Töniglihen Hausgefeßen gemäß erblich in 
dem Mannsſtamm bes Föniglichen Hauſes 
nach dem Rechte der Erfigeburt und der 
agnatifchen Tinealerbfolge«. In England 
und in Spanien ift jogar eine mit ber 
agnatifchen vermifchte weibliche T. (suc- 
cessio Promiscua) Rechtens, indem nur 
die Söhne de3 regierenden Monarchen und 
beren männliche Deſzendenz einen Vorzug 
vor ben Töchtern haben, während die Toͤch⸗ 
ter und deren Defzendenz die Brüder und 
andre Agnaten in ber Seitenlinie aus- 
fchließen. Die ahronfolgeorbnung 
ift regelmäßig die Xinealfolge, verbun: 
ben mit der Drimogenitursrdnung 
db. h. der Erftgeborne und bei feinem vor 
ber Thronerledigung erfolgten Ableben 
deſſen erſtgeborner Deſzendent fuccedieren. 
In Ermangelung jeder Deſzendenz kommt 
der Erſtgeborne der dem letzten Regenten 
nächſten Linie (d. h. die Geſamtheit der 
durch einen gemeinſamen Stammvater 
verbundenen Perſonen) an die Reihe. 
Vgl. Schulze, Das Recht der Erſtgeburt 
in ben deutſchen Fürſtenhäuſern (1851); 
Heffter, Die Sonderrechte der fouveränen 
und ber mebdiatifierten, vormals reiche: 
fländigen Häuſer Deutfchlands (1871). 
Thronrede, die Nede, mit welcher ber 
Monarch oder an deſſen Stelle ein ver: 
antwortlicher Minifter die Sigungen der 
Volksvertreter eines Fonftitutionellen 
Staats eröffnet. Sie bezeichnet bie von 
der Landesvertretung zu behandelnden 
Gegenftände und gibt zugleich eine Dar: 
legung ber Äußern und innern Verhält: 
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nilfe des Staats, Die T. wirb daher zu: 
gleich als Programm bed Minifteriums, 
welches ihren Anhalt zu vertreten bat, 
angejehen und bei befonderer Beranlaf- 
fung von ber Kammer in einer Adreſſe 
beantwortet. 

Thnrn und Taris, mebiatifiertes deut⸗ 
fches Füritenhaus, das früher im Deut- 
ſchen Reich und in den fpanifchen Nieber: 
landen mit demPoſtregal belieben war, und 
beilen Poftverwaltung in mehreren deut⸗ 
ſchen Kleinftaaten bis zur Gründung des 
Norddeutſchen Bundes beftand (f. Poft). 

Tiãra (griech.), urfprünglich die Kopf: 
bedeckung der entberhitgen Könige, jetzt bie 
dreifache päpftliche Krone. 

Tierguälerei, die Übertretung, deren 
ſich derjenige ſchuldig macht, der öffentlich 
oder in Ürgernis erregender Weife Tiere 
boshaft quält oder roh mißhandelt, wird 
nad) bem beutfchen Strafgeſetzbuch ($ 360, 
Nr. 13) mit Haft biß zn 6 Wochen ober 
nit Gelbftrafe bis zu 190 ME. beitraft. 

Tiers-6tat (franz. , ſpr. tjährsseta), ber 
dritte Stand; in Frankreich ehebem der 
Bürgerftand, welcher neben dem Abel und 
dem Klerus die britte Kurie der Reichs: 
ftände (Etats generaux) bildete. 

Times (engl., pr. teims, »Zeiten«), 
Titel des bedeutendften Organs der eng- 
liſchen gettungspreile, in London erfchei- 
nend. Die Zeitung, welche als »London 
daily universal Register« 13. %an.1783 
von dem Buchdruder Sohn Walter ge 
gründet ward, führt ben Titel T. feit 1786. 

Timokratie (griech.), Staatöverfaf- 
ſung, nach welcher die politiſchen Rechte der 
Staatsbürger ſich nach dem Vermögen und 
Einkommen derſelben richten, wie dies im 
alten Rom nad) der Verfaſſung des Ser- 
vius Tullius der Kal war. 

Tirol, gefürftete Grafſchaft, Kronland 
der Öfterreichifchen Monarchie (f. Ofter: 
reich-Ungarn). 

Titel (lat.), Bezeichnung bes Amtes, 
des Ranges und der Würde einer Perfon, 
daher man geilen Amts-, Ehren= und 
Stanbestitel unterfcheidet; Titulatur, 
Betitelung; titular, nur dem T. nad, 
B. Titularrat, Titularprofeffor. Unter 

en verjchiedenen fonftigen Bedeutungen 
des Wort? T. ift hier namentlich noch die⸗ 


Thurn und Taxis — Todeaftrafe. 


jenige hervorzuheben, wonach T. ben geſetz⸗ 
lihen Grund bezeichnet, vermöge beifen 
jemand ein Recht ausübt, 3.8. Befigtitel. 

Todesſtrafe, die Hinrichtung eines 
Verbrechers wegen eines zu fchulden ge: 
brachten Verbrechens. Während bas äl- 
tere Strafreht zwiihen geſchärfter 
(qualifizierter) und einfader X. unter- 
ſchied, hat die fortfchreitende Humanität, 
wenigftens in allen zivilifierten Ländern, 
die geſchärften Todesftrafen, wie Rab, 
Pfählen, Vierteilen, Feuertod, befeitigt, 
und fo fennt die moderne Strafgefebge: 
bung nur die einfache T., welche in den 
mein Staaten, namentlich aud in 
Deutfchland, buch Enthauptung und zwar 
meiftens mitteld des Fallbeils, in Eng: 
land, Ofterreih und Amerika durch Er: 
würgen am Galgen und in Spanien burd) 
Bruch der Halswirbel (Garotte) erfolgt. 
Als militäriſche T., welche aber nach Ver⸗ 
hängung bed Belagerungszuſtands auch 
gegen Zieiliften zur Anwendung fommt, 
iſt dag Erfchießen gebräuchlich. Die früher 
allgemein übliche Öffentlichkeit der Boll: 
ftrefung ber X. beftehbt nur noch aus⸗ 
nahmsweiſe, 3.2. in Frankreich und Ita⸗ 
lien; ſonſt wird biefelbe regelmäßig in 
einem umſchloſſenen Raum (fogen. &n- 
tramuranbinridtung) bolgogen , fo 
feit 1869 auch in England. Nach der 
deutfchen Strafprogeßor nung müfjen zur 
Vollitredung der T. bei Gerichtsperſo⸗ 
nen, ein Beamter der Staatsanwaltſchaft, 
ein Gerichtsſchreiber und ein Gefängnis- 
beamter zugezogen werden. Der Ortsvor⸗ 
ftand aber Hat zwölf Perſonen aus ben 
Vertretern oder außandernachtbaren Mit- 
gliedern der Gemeinde abzuordnen, um 
der Hinrichtung beizuwohnen. Außerdem 
ift einem Seiftlichen von dem Religions 
befenninis des Verurteilten und dem Vers 
teidiger fowie nady Ermeſſen bes bie Voll: 
ftredung leitenden Beamten auch andern 
Perfonen der Zutritt zu geftatten. Der 
Leichnam des Bingerichteten ift den An⸗ 
gehörigen besfelben auf ihr Verlangen 
zur einfachen, ohne Feierlichfeiten vorzus 
nehmenden Beerdigung zu verabfolgen. 
An ſchwangern oder geiftesfranfen —* 
ſonen darf die T. nicht vollſtreckt werden. 


Ihre Vollſtreckung iſt überhaupt nur zu⸗ 


Toleranz — Toscana. 


läſſig, nachdem die Entſchließung bes 
Staatsoberhaupts ergangen ift, von dem 
Begnadigungsrecht feinen Gebraud; ma- 
chen zu wollen. Das beutfche Reichs⸗ 
ftrafgejeß bedroht mit der T. den voll- 
endeten Morb und ben als Hochverrat 
ftrafbaren Mordverfuch, welcher an dem 
Kaifer, an dem eignen Landesherrn oder 
mährend be Aufenthalts in einem Bun⸗ 
deöitant an dem Landesherrn besfelben 
verübt wurde. Außerdem bedroht bas 
deutſche Militärftrafgefegbuhb auch bie 
ſchwerſten Militärverbrechen, wie 3. 2. 
den Kriegsverrat, Fahnenflucht und Feig⸗ 
beit vor dem Feind, Tchätlichfeiten gegen 
Vorgeſetzte im Feld, militärifchen Auf: 
ruhr vor dem Feind, mit dem Tod. Auch 
da, wo bie T. abgeſchafft ift, wie in Hol- 
Yand, VBortugal, Rumänien, in der Schweiz 
und in einigen nordamerifanifchen Staa- 
ten, bezieht 3 dieſe haltung nicht auf 
das Kriegs⸗ und Notreht. Vgl. Deut: 
ſches Strafgefeßbud, 66 13, 32, 80, 211; 
Deutiche Strafprozeßordnung, $$ 485 f.; 
Deutfches Tunitäriteajgeieb ud, S$ 58, 
63, 73, 84, 97, 107 f., 133,159; Mitter= 
maier, Die T. (1862); Hebel, Die 
T. 180); v. Holtzendorff, Das Ver: 
brechen des Mordes und die T. (1875). 

Toleranz (lat.), Duldung, befonders 
religiöfe, daher man früher obrigfeitliche 
Verfügungen, welche in diefem Sinn erlaf- 
fenwurbden, als Toleranzedikte bezeich- 
nete. Heutzutage ift faft in allen Staaten 
vollftändige religidfe Duldung gewährlei- 
ftet, wenn aud) dietraurige Antifemitenbe- 
wegung der Neuzeit darthut, daß nicht alle 
damit einverftanben find (j. Juden). 

Tonne, ſ. Gramm. 

Zontine (nad) dem Erfinder »Tonti« 
benannt), eine für mehrere Perſonen unter 
der Bedingung ftipulierte Rente Ne d.), 


daß die Anteile ber fterbenden Empfänger | (22 


ben noch lebenden zumachen follen. 
Torpedo, ein mit Erplofivftoff ges 
füllter, unterfeeifch angebrachter Körper, 
welcher zur Zerftörung feindlicher Schiffe 
beftinmt ift, zuerft 1805 von Fulton an- 
gewendet und nad) dem Zitterrochen be- 
nannt. In der deutichen Marine werben 
die Torpedos bejonders zur Küftenvertei: 
digung angewendet. Dazu find auch be- 
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fondere Torpeboboote beftimmt. Tor: 
pedodepotß beitehen in Wilhelmshaven 
und in Friedrichsort bei Kiel. 

Tortur (lat., Folter), Die ehebent zur 
Erpreſſung von Geftänbniffen gegen einen 
Angeſchuldigten zur Anwendung gebrachte 
Marter. Die T., welche namentlich von 
Thomafius, Beccaria, Voltaire u. a. be⸗ 
fümpft ward, ift in Deutfchland zuerft im 
preußiſchen Staate durch Friedrich d. Gr., 
in Frankreich aber erft 1789 gänzlich ab: 
geſchafft worden. 

zory und Whig (engl., Mehrzahl 
Tories und Whigs), Name der beiden 
großen politiichen Parteien in England, 
welche fich ſeit Karl II. gegenüberftehen 
und, da in England das parlamentarifche 
Regierungsſyſtem befteht und hiernach das 
Minifterium aus ber Barlament2majori- 
tät heroorgeht, fich in ber Regierung ab» 
löfen. Seit der Parlamentöreform von 
1867 find ftatt deffen die Bezeichnungen 
Konfervative (Tories) und Liberale 
(Whigs) gebräuchlicher. Der Ausdrud T. 
fol angeblich von dem Ruf: »Tar a ry« 
(»FKomm,o Könige) herrühren. Urfprüng- 
lih wurden fo Tatholifche Räuberbanden 
enarınt, welche unter Karl I. unter dem 
orwand royaliftjicher Tendenzen Irland 
verwüfteten. Whigs hießen urjprünglich 
[pottiweile fromme Bauern in Schottland. 

Indre leiten da8 Wort von Whig, d. h. 
Dünnbier oder Molke, her. Wieder andre 
bringen das Wort mit Whigam in Ver: 
bindung, b. 5. ein Inftrument, deſſen fich 
fchottifhe Bauern zum Antreiben des 
Viehs bebienten. Jene uriprünglichen 
Schimpfnamen wurden mit der Zeit zu 
Parteinamen, welche fich bis auf Die Gegen: 
wart erhalten babeır. 

Toscana, Landichaft in Mittelitalien, 
bis 1859 jelbftändiges Großherzogtum 
‚025 qkm) unter einer Geitenlinie 
des Hauſes Habsburg= Lothringen, wel: 
ches nach dem Krieg von 1859 auf Grund 
bes Beichluffes einer nach Florenz einbe- 
rufenen Nationalverfammlung und einer 
goltäabftimmung durch Dekret Viktor 
Emanuels vom 22. März 1860 mit dem 
Königreich Sardinien vereinigt warb und 
jebt einen Beflandteil des nunmehrigen 
Koͤnigreichs Stalien bildet. 
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Tote Hand (lat. Manus mortus), Be 
zeihnung für juriftifche Perſonen, na⸗ 
mentlih für Kirchen, Klöfter und milde 
Stiftungen, infofern diefelben ald Grund⸗ 
eigentlimer ber Negelnach über ihr Grund: 
eigentum nicht beliebig verfügen können. 

Totenſchau (Leichen ſcha u), bie amt: 
liche Beſichtigung einer Leiche. Dabei iſt 
zwiſchen polizeilicher und gericdht= 
licher T. zu unterſcheiden; erſtere findet 
nach der Geſetzgebung der meiften Staaten 
bei jedem Todesfall zur Feſtſtellung des ein: 
getretenen Todes ftatt, und bie Beerbigung 
der Leiche darf Mh eher erfolgen, als bis 
der amtlichverpflichtete Totenbeifhauer 
den Totenfchein ausgeſtellt hat. Eine 
gerichtliche T. (Obduktion) findet da⸗ 
gegen nur bann Statt, wenn Anhaltspunkte 
dafür vorhanden find, daß jemand eine? 
nicht natürlichen Todes geftorben fei, oder 
wenn der Leihnam eined Unbelannten 
gefunden wird. Das über die Ergebniffe 
einer folhen aufgenommene Protokoll 
wird Obduktionsprotokoll(Leichen⸗ 
beſichtigungsprotokoll, Fundbe— 
richt, Fundſchein, Visum repertum, 
Parére medicum) genannt. Im einzel⸗ 
nen zerfällt die Obduktion in folgende 
Akte, welche in dieſem Protokoll getrennt 
zu behandeln und darzuſtellen find: 1) die 
Borzeigung der Leiche an ſolche Perſonen, 
welche den Verftorbenen bei Lebzeiten ges 
fannt haben, wofern folche zu erlangen, 
und an den etwaigen Angefchuldigten zur 
Miedererfennung (Relognition); 2) 
die äußere Obduftion, vorzugäieife 
Obduktion (Leichenſchau, Leichen—⸗ 
beſichtigung) genannt, welche ſich mit 
den Fundumſtänden, mit der äußern Er⸗ 
ſcheinung des Leichnams nach Größe, Ge⸗ 
ſchlecht, Alter, Körperbau ꝛc. und mit ben 
außerlih wahrnehmbaren außergewöhn- 
lichen Grfdeinungen, etwaigen Wunden, 
Flecken, Verletzungen ꝛc., befehäftigt; 3) 
die innere Obduktion (Sektion, 
Leichenöffnung), d. h. die kunſtge— 
rechte Zerlegung des Leichnams zum Zweck 
einer innern Beſichtigung, welche ſich, ſo⸗ 
weit es der Zuſtand der Leiche geſtattet, 
auf die Offnung der Kopf⸗, Bruſt- und 
Bauchhöhle erſtrecken muß. Dabei ift jeder 
anomale Zuftand feftzuftellen, namentlich 
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wenn berjelbe mit der Todesurfache im 
zufammenbang ſteht. Insbeſondere ift 
ei der Sektion eines neugebornen Kindes 
bie Uıfterfuchung mit darauf zu richten, 
ob basfelbe nach und während ber Geburt 
gelebt bat, zu welchem Zweck bie fogen. 
ungenprobe(f.d.)angeftelltwird, und 
ob bag Kind reif oder wenigftens täbin ger 
ieien ift, das Leben außerhalb bes Mut: 
terleibs fortgufeßen; 4) ein kurzes Gut⸗ 
achten ber Medizinalperfonen über bie 
Todesurfache, vorbehaltlich eines etwa er: 
forberlihen ausführlichern Gutachtens, 
welches benfelben noch beſonders abgefor- 
bert wird und durch Gründe ber Wiflen- 
Ihaft zu unterftügen ift. Die Obduftion 
ift im Beiſein bes Richter vorzunehmen, 
und zwar foll nach der beutichen Straf: 
prozeßordnung ($ 87) bie gerichtliche Lei⸗ 
chenſchau unter Zuziehung eines Arztes, 
bie Keichendffnung von zwei Arzten, unter 
welchen ſich ein Gerichtsarzt befinden muß, 
vorgenommen werden; demjenigen Arzt, 
welcher ben Verftorbenen in ber dem Tod 
unmittelbar voransgegangenen Krankheit 
bebanbelt bat, foll die Leichenöffnung nicht 
übertragen werben, wenn er auch. zu ber: 
jelben mit zugezogen werden Tann, um 
aus ber —— —* Aufſchlüſſe zu 
geben. Iſt die Zuziehung eines Arztes bei 
der Leichenſchau nach dem Ermeſſen des 
Richters entbehrlich, ſo kann ſie hier auch 
anz unterbleiben. Liegt der Verdacht einer 
Vergiftung vor, fo [ol nach der Strafprozeß⸗ 
ordnung (591) die Unterfuchung derin der 
Leiche oder fonft gefundenen verbächtigen 
Stoffe durch einen Chemifer oder durch 
eine hierfür beitehende Fachbehörde, nad) 
Befinden unter Sinzugiejung eines Arz⸗ 
tes, erfolgen. Übrigens kann bie Offnung 
ber Leiche auch ganz ıunterbleiben, wenn 
ſchon die äußere Befichtigung die Todes: 
urſache klar erkennen und ſich von der Sek⸗ 
tion ein wefentlicheg Refultat für die Unter⸗ 
ſuchung ſchlechterdings nicht erwarten läßt. 
Totenſchein, ſ. Totenſchau. 

Toiſchlag bie widerrechlliche Tötung 
eines Menſchen, welche zwar mit Vorſatz 
aber nicht mit Überlegung ausgeführt 
wird. Durch das Vorhandenſein ber Tö⸗ 
tungsabficht unterfcheibet ſich das Ver⸗ 
bredyen von ber fahrläffigen Tötung (f. b.), 


Tötung — Treasure. 


durch den Mangel der Überlegung von 
bem Verbrechen des Mordes (f. d.). Der 
T. iſt die im Affeft begangene abfichtliche, 
widerrechtliche Tötung, welche, weil durch 
die leidenichaftliche Erregung das Bewußt⸗ 
fein des Thäters ald getrübt erjcheint, mit 
geringerer Strafe bedroht ift ald der Mord. 
a8 deutfche Reichsſtrafgeſetzbuch beftraft 
ben Totjchläger mit Zuchthaus von 5— 
15 Jahren. Dabei gilt e8 als Strafer- 
böhungsgrund, wenn der T. an einem 
Berwandten auffteigender Linie oder wenn 
er bei Unternehmung einer ftrafbaren 
andlung verübt wurde, um ein ber Aus: 
führung der letztern entgegentretendes 
Hindernis zu befeitigen, ober um fich der 
Ergreifung auf friicher That zu entziehen. 
ALS jtrafmilderndes Moment wird es da⸗ 
gegen angejehen, wenn ber Totſchläger 
ohne eigne Schuld durch eine ihm oder 
einem Angehörigen zugefügte Mißhand—⸗ 
lung oder jchwere Beleidigung von dem 
Setöteten zum Zorn gereizt und hierdurch 
auf der Stelle zur That hingeriſſen wor- 
ben war. In dieſem Fall, oder wenn fon- 
ftige mildernde Umſtaͤnde vorliegen, fol 
auf Gefängnisftrafe von 6 Monaten bis 
ud ehren erfannt werden. Vgl. Deut: 
Sea trafgeſetzbuch, FF 212— 215. 
Tötung (Tötungsverbredhen), dad 
Verbrechen desjenigen, welcher widerrecht⸗ 


Jicherweife den Tod eines andern Menjchen | i 


verurfadht. Hiernach fällt alfo ber Selbft- 
mord nicht unter den Begriff ber ftrafba- 
ren T., ebenfowenig bie X. im Krieg nach 
Kriegsrecht ober Die rechtmäßige T. eines 
zum Tod Verurteilten und bie T. im Fall 
der Notwehr (f. d.). Ebenfo- ift bie Ab⸗ 
treibung der Leibesfrucht, welche ein erft 
im Werden begriffenes Menfchenleben zer: 
ftört, hier auszuſcheiden. Je nachdem aber 
ber Tötenbe mit oder ohne Abficht handelte, 
wird zwifchen vorfählicher und fahr: 
Läffiger (kulpofer) T. unterfchieben. 
Leptere wird nad) bem Strafgefeßbuch bes 
Deutfchen Reiche ($ 222) mit Gefängnis 
bis zu 3 Jahren und, wenn ber Thäter au 
ber Aufmerkſamkeit, welche er fahrläifi: 

erweije aus den Augen jebte, vermöge 
Kine Amtes, Berufs oder Gewerbes be- 
onders verpflichtet war, mit Gefüngnis 
bis zu 5 Jahren beftraft. Bei der vor- 
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ſätzlichen T. wird je nad) der Verſchieden⸗ 
heit des Thatbeſtands wiederum zwifchen 
Mord, Totſchlag und Kindesmord 
unterfchieben (f. d.). Dazu fommen noch 
die T. im Zweikampf (f.d.) und bieT. 
eines Cinwilligenden, melde nad) bem 
deutfchen Strafgefegbuch ($ 216), wofern 
der Thäter durch dad ausbrüdliche und 
ernftlihe Verlangen bes Getöteten zur 
That beftimmt worden war, mit Gefäng- 
nis von 3—5 Jahren geahndet wird. In 
allen viejen Fällen mub aber ber Tod die 
urehenbare Folge einer — des 
Thäters ſein. Die ſogen. tödliche Körper- 
berlehung (f. 2.) endlich, bei welcher ber Tod 
des Verletzten die nicht beabfichtigte Folge 
der Verlegung ift, fallt nicht unter ben 
Begriff ber T. 
rabänten, Leibwache hoher Perſonen; 
bann f. d. w. unbedingt ergebene Gefolg⸗ 
ſchaft, 3.8. diejenige eines Barteiführers. 

Trades’ unions (engl., ſpr. trehds juh⸗ 
nions), Gewerkvereine (f. d.). 

Tradition (lat.), Übergabe, Befigüber- 
tragung;in der fatholijchen Kirche die Durch 
münblice Überlieferung fortgepflanzte 
göttliche Belehrung, Die neben der Heiligen 
Schrift ald Quelle ber Offenbarung gilt. 

raktãt (Iat.), Verhandlung, Vertrag, 
namentlich zwiſchen verichiedenen Staaten 
ebaeiähteilen, baber 3.8. bie Häfen, welche 
in China (f. d.) vertragamäßig ben rem: 
ben geöffnet find, Traftatshäfen ge 
nannt werben. Insbeſondere veriteht mar 
unter Traktaten Vorverhandlungen, 
welche dem eigentlihen Abſchluß eines 
Staatövertrags vorbergehen. 

Transactio {lat., Transaktion), 
Verhandlung, Vergleich. 

<ranfithandel,1. Durdfubrhan bel. 

Transleithanien, bie jenfeit des 
Leithaflufjeg gelegenen Länder ber ehe⸗ 
maligen ungarifchen Krone, alfo f. v. w. 
Ungarn, im Gegenſatz zu Eisleithanien, 
ben bie2feit der Leitha gelegenen öfterrei= 
chiſchen Kronländern. 

Tratte (ital.), traffierter oder gezoge⸗ 
ner Wechſel; Traffant, ber Ziehende, 
en Traffat, der Bezogene (vgl. 

echſel). 

Treasure (engl., ipr. ttäig'r), Schatz; 
Treasurer, Schatmeifter; Lord High 
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Treasurer, Großfchatmeifter, ſ. v. w 
Sinangminiiter; Treasury, Schatfam- 
mer, Schatamt. 

Triarchie Griech »Dreiherrſchaft«), 
Staatsform, bei welcher drei Regenten 
an der Spitze des Staats ſtehen. 

Trias (çgriech.), in ber Politik ſowohl 
ein Staatenſyſtem, welches auf der Ver⸗ 
einigung dreier Staaten beruht, als ein 
Bündnis dreier Staaten, 

Tribüt (lat), Abgabe, welche unter: 
worfene Voͤlkerſchaften oder Länder, bie 
gu einem andern Staat in einem gewiflen 

bhängigfeitsverhältnis ſtehen, bem Sie: 
ger oder dem Suzerän entrichten müflen; 
tributär, tributpflichtig. 

Trikolõre (Iat.), die dreifarbige Na- 
tionalflagge und Nationalfofarbe moder: 
ner Völferfchaften, uelprüngtich gegen bie 
Regeln der Heraldik, fo 3. B. die deutſche 
T. »SchwarzRot:Gold«, welche dadurch 
entftand, daß man mit den beutichen Far⸗ 
ben Schwarz⸗Gelb die rote Farbe derjen igen 

ahne verband, mit welcher die deutſchen 

aiſer ehedem den Blutbann verliehen. 

Tripðlis, Landſchaft in Nordafrika, 
am Mittelmeer, unter türkiſcher Regent⸗ 
ſchaft; ca. 1,033,349 qkm mit etiwa 
1,010,000 Einw. Hauptftabt: Tripolis 
mit 30,000 Einw. Das Land wirb von 
einem türfifcher Generalgouverneur re: 

tert, während es bis 1835 unter erblichen 
—*8* eſtanden hatte. 

— ſtem (v. engl. truck, ipr. tröd, 
»Tauſch«), das Verfahren ber Arbeitgeber, 
ihre Arbeiter nicht in_barem Geld, fon- 
dern ganz oder teilweife mit Waren abzu- 
lohnen. Das T., vielfach gemißbraucht 
und zur Bedrückung der Arbeiter ausge⸗ 
beutet, ift jeßt verboten. Die deutſche Ge: 
werbeordnung ($$ 115 fi.) hatte Dasjelbe 
urjprünglich nur in Anſehung der Fabrik: 
arbeiter unterfagt, während es die Ge- 
werbeordnungsnovelle von 1878 verall- 
gemeinert bat. Hiernach find Die Gewerb⸗ 
treibenden verpflichtet, Die Löhne ihrer 
Arbeiter bar in Reihswährung auszu⸗ 
zahlen; fie dürfen denfelben feine Waren 
freditieren. Die Verabfolgung von Lebens⸗ 
mitteln an die Arbeiter, fofern fie zu einem 
die m 1aaffungstoften nicht überfteigen- 
ben Preis erfolgt, fällt jedoch nicht unter 
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Triarchie — Türkiſches Reich. 
. | die vorftehende Beſtimmung. Auch füns 


nen den Arbeitern Wohnung, Teuerung 
und Landnutzung, regelmäßige Beföfti- 
gung, Arzneien und ärztliche Site fowie 
Werkzeuge und Stoffe zu ben ihnen über- 
tragenen Arbeiten unter Anrechnung bei 
ber Lohnzahlung verabfolgt werden. 

Tunis (Tuneiien), türk. Bafallen- 
ftaat in Norbafrifa, ca. 116,348 qkm 
mit etwa 2,100,000 Einw.; Hauptftabt: 
Tunis (ca. 125,000 Einw.). Die Bevöl⸗ 
terung eftehbt zum überwiegenden Teil 
aus Mohammedanern (Arabern u. Mau⸗ 
ren), etwa 45,000 Israeliten, 25,100 Ka⸗ 
tholifen, 400 Griechiſch-⸗Katholiſchen und 
400 Proteſtanten. Die »Regentichaft« 
T. befindet ſich feit 1575 unter türkifcher 
Oberhoheit. An ber Spike des Staats: 
weſens fteht ein erblicher Bei, welcher 
ben Titel »Befiber des Königreichs T.« 
führt. Der gegenwärtig regierende Bei, 
Mohammed Es Sadof (feit 23. Sept. 
1859), hat das Land zu europäifieren ver: 
ſucht und ihm eine Art Konftitution ge- 
geben. Derfelbe fteht jedoch nach den 

emonftrationen im Frühjahr 1881 we⸗ 
fentlih unter dem Einfluß Frankreichs. 
befien Beftreben es ift, T. als eine Art 
Zubehör von Algerien zu behandeln. 
Die Staatdeinnahmen beliefen ſich 1874 
bis 1875 auf 6,832,300 Frank, welchen 
6,296,850 Fr. Ausgaben gegenüberftan- 
den. Die Staatsfchuld ift, dank den Be- 
mühungen einer europäifchen »Finanz- 
kommiſſion«, auf 125 Mil. Sr. vermin- 
dert. Die reguläre Armee 7 Regimenter 
Snfanterie, 4 Bataillone Artillerie und 
eine Abteilung Kavallerie) beläuft fich auf 
ca. 20,000, bie irreguläre auf ca. 10,000 
Mann. Die Kriegsmarine befteht in 
einem Avifo= und einem Transportdam- 
pfer. Ein deutſches Generolfonfulat ift 
in Tunis errichtet. Vgl. Desfoffes, La 
Tunisie (1877). 

Türkiſches Reih (Türkei, Osma— 
niſches a das gejamte unter dem 
Sultan (Padiſchah) in Konftantinopel 
ftchende Laändergebiet, welches Zeile von 
Europa, Alten und Afrifa umfaßt; mit 
allen mittelbaren und unmittelbaren Be: 
figungen 6,365,500 qkm unb 45,578,000 
Einw. Hauptſtadt: Konftantinopel 





Türkiſches Reich, 


mit ca. 600,000 Einw. Der Hauptbe⸗ 
flandteil des Reichs ift die europäiiche 
Türkei, den größten Teil der Balkan: 
halbinſel und Die zugehörigen zahlreichen 
Jufelm umfafend, mit 4,422,846 Einw. 
- (ohne die Bajallenftaaten). Die bisheri- 
en Bafallenftaaten Rumänien und Ser: 
ien find durch den Berliner Trieben vom 
13. Juli 1878 für unabhängig erklärt. Da⸗ 
gegen wurde der Provinz Oſtrumelien 
eine autonome Verwaltung durch einen 
beſondern Gouverneur zugeſtanden, in 
dem Fürſtentum Bulgarien ein tributärer 
Vaſallenſtaat geſchaffen und Bosnien un⸗ 
ter die öſterreichiſche Oberhoheit geſtellt, 
wenn dies Land auch dem Namen nach 
mit der Türkei vereinigt blieb. Dazu 
kommen das tributäre Furſtentum Sa⸗ 
mos und die Schutzſtaaten Agypten und 
Tunis (ſ. die betreffenden Artikel). Die 
Bevölkerung der europäiſchen Türkei be- 
ſteht zum größern Teil aus Slawen (Ser⸗ 
ben und Bulgaren), ferner aus Türken, 
Albaneſen, Griechen, Rumänen und Tſcher⸗ 
keſſen. Nach der Konfeffion ftanden 1864: 
3,609,606 Mohammedanern (außer ben 
eigentlichen Türken auch bie meijten Al- 
banefen und ein Teil der Bosnier und 
Bulgaren) 4,792,443 Chriften gegenüber. 
Letztere befennen fich größtenteils zur grie- 
chiſch-katholiſchen Kirche, beren Oberhaupt 
ber Patriarch von Konftantinopel if, un⸗ 
ter welchem 49 Metropoliten und Erz 
bifchöfe und 52 Bifchöfe ftehen. Dane: 
ben waren 540,000 römifche Katholiken, 
450,000 armenifche Ehrilten und 75,165 
Juden vorhanden. Chriften und Juden 
ift gegen Erlegung eines Kopfgelds freie 
Religionsübung geftattet, auch feit 1854 
volle Rechtsfähigkeit zugeſicher. Die 
anßereuropäifchen Befigungen der Türkei 
umfaffen in Afien die Halbinfel Klein- 
afien (Anatoli, Natolien) mit ben zuge- 
börigen Inſeln, Armenien, Meſopota⸗ 
mien und Arabien; in Afrifa außer ben 
Schutzſtaaten die Generalftatthalterjchaft 
Tripolis, 

Staatsverfaffung. Die höchſte welt⸗ 
liche Macht vereinigt ſich mit dem Kali⸗ 
fat, der höchften geiftlichen Würde, in dem 
Sultan oder Padiſchah (»Großherr«), 
welcher feinen Unterthanen als Nachfolger 

Staatslexikon. 
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des Propheten gilt, feine Autorität ur 
mittelbar von Gott ableitet, Bewahrer 
des Geſetzes und mit der Vollziehung des⸗ 
felben beauftragt ift. Der Thron ilt erb- 
lich im Haus Demand, des eriten Sul- 
tans ber nach ihm benannten Osmanen 
(1299. Die Eroberung Konftantinopels 
durch die Türken erfolgte 29. Mai 1453). 
Der Hof des Sultans heißt die Hohe 
Pforte, wie der Sultan Urchan das Thor 
feines Palaftes genannt hatte. Den Titel 
»GSultanin« führen nur die Schweitern 
ober Töchter des Großberrn. Die Mutter 
des lektern führt den Titel Walide-Sul: 
tane (Sultanin- Mutter); fie bat nad 
dem Sultan ben erften Rang im Reich. 
Die Srauen des Harems zerfallen in meh: 
vere Nangklaffen, unter denen die fieben 
eigentlichen Frauen (Kabynen) des Sul- 
tans bie erfte Rangftufe einnehmen. Dem 
Namen nad ift das türfifche Reich feit 
23. Dez. 1876 eine Tonftitutionelle Mon: 
archie; allein diefe Nachahmung der kon⸗ 
fitutionell = monarchiſchen Berkaffungen 
bes Abendlands mit Preßfreiheit, Peti⸗ 
tions⸗ und Berfammlungsrecht fowie 
Gleichheit vor dem Geſetz, unbefchadet der 
thatſaͤchlich noch immer vorhandenen Skla⸗ 
verei, iſt bis jetzt ohne praktiſche Bedeutung 
geblieben, namentlich auch die Konſti⸗ 
tuierung einer Reihsverfammlung, 
welche nach der Verfafiungsurfunde aus 
einem Senat und einer Deputiertenfam: 
mer beftehen fol. Die Mitglieder bes 
Senats werden vom Sultan auf Lebens: 
eit ernannt; die Zahl derjelben darf ein 

rittel der Deputierten nicht überschreiten. 
Die Mitglieder ber Deputiertenfammer 
follen, ein Mitglied auf je 50,000 männ- 
lihe Ottomanen, auf vier Jahre vom 
Bolt gewählt werden. 

An der Spike der Staatsverwal— 
tung fteht der Präfident des Minifter- 
Eonjeil3, früher Großweſir genannt. 
Die geiftliche Gewalt des Kalifat? wird 
durch den Scheich ul Islam (»Hoheit«) 
repräfentiert, welcher Chef der Ulemas, 
einer zugleich richterlichen und pricfter: 
lichen Körperichaft, ift. Ihm fteht die Aug- 
legung ber Geſetze zu. Die einzelnen 
guet ber Verwaltung find befondern 
Miniitern unterfielt, nämlich dem Mi- 
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nifter ber auswärtigen aingelt enbeiten, 
dem Kriegsminiſter (Serasfi 

minifter, Marineminifter (Kapuban- 
Paſcha), Großmeifter der Artillerie, Mi⸗ 
nifter bes Innern, Chef bed Generalftabs, 
Tinanzminifter, Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten, Polizeiminifter, Minifter des 
öffentlichen Unterrichts, Diinifter des Hans 
dels und Aderbaus und dem Intendan⸗ 
ten bed Evkafs, b. h. ber den Moſcheen 
und frommen eetiftungen gehörigen Gü⸗ 
ter. Alle wichtigern Maßregeln werben 
von einem Miniſterkollegium (Diwan), 
an deſſen Beratungen auch der Scheich ul 
Slam teilnimmt, beraten. Behufs ber 
innern Verwaltung wird das Rech in 
Wilajets oder Generalftatthalterichaf: 
ten eingeteilt, beven Vorſtände ben Titel 
»Wali« (Seneralgouverneur) führen. Die 
Wilajets zerfallen in Sandſchaks (Be- 
zirke), an deren Spite Gouverneure (Mu: 
tefarrifg) ftehen. Die Sandſchaks wiederum 
ſindin Kaza amt eingeteilt, welche 
von einem Kaimakam (Gouverneurleut- 
nant) verwaltet werben. Ein höchſter Ge- 
richtshof befteht in Konftantinopel. 

Die Finanzen des Reichs befinden 
fi, beſonders infolge der letzten Kriege, 
in der traurigiten Verfaſſung. Eine be: 
fonbere Finanzlommiffion von neun Mit: 

liedern, darunter vier Europäer, hat die 
chwierige Aufgabe, Dronung bineingu 
bringen. Das Defizit pro 1 wurde 
auf 342,272,960 Biafter (à 18 Pf.) oder 
61,609,133 ME. veranichlagt, die Geſamt⸗ 
ftantsfchuld auf 1,590,887,433 Piafter. 
Die Armee, welche zu Ende des Kriens 
von 1875 — 78 gänzlid nedorganifiert 
war, ift in ber Reorganifation be tillen 
und ſoll ſchon jebt wieder ca. 300,000 
Mann betragen. Tiefelbe wird aus bem 
ftehenben Heer, ber Landivehr (Rebife) und 
dem Landiturm (Muſtahfis) zufammen- 
gelest. Die Dienftzeit beträgt 20 Jahre, 
avon 4 im aktiven Heer K Jahr Ur: 
laub), 9 in ber eriten und zweiten Reſerve 
und 


ter), Yinanz: | gef 


im Landſturm. Durch Gefeß von | (j 


Turnus — Tyrann. 


1869 if bie allgemeine Wehrpflicht ein- 


eführt. 

Esch Armee beiteht aus 155 Regimen- 
tern Infanterie oder 620 Bataillonen, 36 
Bataillonen Zäger, 109 Negimentern Ka- 
vallerie ober 545 Eskadrons (unter die⸗ 
fen 432 aftive, 108 Depot= und 5 Lokal⸗ 
esfadrond), 18 Regimentern Feldartille⸗ 
rie oder 72 Bataillonen mit 288 Batte- 
rien, 18 Pionier: und 18 Trainba- 
taillonen. | 

Die sriegaflotte ift wejentlich ges 
ſchwächt aus dem Krie bervorgegan en, 
aud find drei Panzerihiffe an bie Eng⸗ 
länder verfauft worden. Die Flagge iſt 
rot und weiß mit dem Halbmond. Das 
Wappen bes türkiichen Neichs ift ein 

rüner Schild mit filbernem Monde, dem 

mblem, welches Mobammeb II. nad 
ber Eroberung von Konftantinopel auf 
feine ahnen iepen ließ. Den Schild um- 
gibt eine Löwenhaut, auf welcher ein Tur⸗ 
ban mit einer Neiherfeber Tiegt; Hinter 
bemfelben ftehen jchräg zwei Stanbarten 
mit Roßſchweifen. Vol. Bianconi, 
Ethnographie et statistique de la Tur- 
quie d Europe et de la Grèce (1877); 
pellmatı und Bed, Die heutige Tür- 
ei (1877); Ariftarchi Bei, La legis- 
lation ottomane (1873 ff., 4 Bde.); Ba⸗ 
fer, Die Türken in Europa (beutfch 1878). 

Turnus (neulat.), die Reihenfolge, in 
welcher die mehreren Perſonen oder Kor: 
porationen zuftehende Ausübung eines 
Recht oder einer Pflicht von einem zum 
andern übergeht. 

Tutel (lat.), Vormundſchaft; Tutor, 
Vormund; Tutorium, die über bie Be- 
ftelung eined Vormunds ausgefertigte 
Urkunde, welche zugleich zur Legitimation 
desſelben dient. ' 

Tyrann (griedh.), im alten Griechen- 
land Bezeichnung für einen unumfchränf: 
ten Herrfcher, welcher ſich in einem freien 
Staate ber Herrihaft Tyrannis) be: 
at hatte; heutzutage |. v. w. Defpot 
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u. 


Abertretung, |. Strafprozeß. 

überverfiherung, diejenige Verſiche⸗ 
rung, bei welcher ber Verficherte die Ver- 
fiherungsfumme abfichtlich höher angibts 
als fie Re nach dem wirklichen Werte ber 
verficherten Gegenftäinde flellen würde. 
Eine ſolche Ü. wird nicht felten in betrü⸗ 
gerifcher Abficht bewirkt. 

überwanderung, |. Auswanbde: 
run $ 
tberweifung an Die Landespolizeis 
behörde, eine Nebenftrafe, auf welche 
nach dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch 

egen Landftreicher, Bettler und gegen 
—— welche gewerbsmäßig 
Unzucht treiben, unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen neben der verwirkten Haftſtrafe 
von dem Gericht erkannt werden kann. 
Diefe Überweifung kann ferner auch gegen 
denjenigen ausgeſprochen werben, der jich 
dem Spiel, Trunk oder Müßiggang der: 
geftalt Hingibt, daß er in einen Zuſtand 
gerät, in weldem zu feinem Unterbalt 
oder zum Unterhalt derjenigen, zu beren 
Ernährung er verpflichtet iſt, durch Ver- 
mittelung der Behörde fremde Hilfe in 
Anfpruch genommen werden muß. Auch 
wer, wenn er aus öffentlichen Armenmit- 
teln eine Unterftüßung empfängt, ſich aus 
Arbeitsſcheu weigert, die ihm von der Be: 
hörde angewieſene, feinen Kräften ange⸗ 
mejjene Arbeit zu verrichten, und wer 
nach Verluſt feines bisherigen Unterfom: 
mens binnen der ihm von der zuftändigen 
Behörde beftimmten Frift fich Fein ander: 
weites Unterfommen verfchafft hat und 
auch nicht nachweijen kann, daß er folches, 
der von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet, nicht vermocht habe, kann Durch 
Richterſpruch ber Landespolizeibehörbe 
überwiefen werden. Letztere erhält durch 
dieſe richterfiche Überweifung die Befug⸗ 
nis, die verurteilte Perſon entweder bis 
gu 2 Jahren in ein Arbeitshaus unterzu- 
ringen, oder zu gemeinnüßigen Arbeiten 

zu verwenden. Vgl. Deutiches Reichsſtraf⸗ 
gefegbuch, 65 361, Nr. 3—8, 362. 

Ukas (v. ruſſ. ukasät, »befehlen«), in 
Rußland ein direft vom Kaifer ober vom 


birigierenden Senat ergehenber legislati⸗ 
ver oder abıminiftrativer Erlaß. 

Ulanen, Reiter, welche mit Säbel und 
Karabiner und mit einer Lanze bewaffnet 
find. Die U. fanıen als reguläre Truppe 
zuerfi bei den Polen vor, worauf ihre 
eigentümliche Uniform, bie vieredige pol- 
niſche Müte (Czapka) und der Rod von be⸗ 
jonderm Schnitt (Ulanfa), hinweiſt. Der 
Name ift tatarifchen Urfprungs und bedeu⸗ 
tet eigentlich |. v. w. Wadere, Tapfere. 

Ultima ratio regum (lat.), »ber 
legte Grund ber Könige«, d. h. die Ka⸗ 
nonen; eine angeblich von Ludwig XIV, 
zuerſt gebrauchte Wendung. 

Nltimätum (neulat.), im völkerrecht⸗ 
lihen Verkehr die Schlußerflärung des 
einen Teils, an welcher er unwiderruflich) 
feftzubalten gefonnen ſei. Wird das U. von 
dem andern Teil verworfen, jo find Ab- 
bruch der diplomatischen Verhandlungen 
und Eröffnung kriegeriſcher Maßregeln 
bie regelmäßige und notwendige Folge. 

Ultra at), jenfeits, barüber hinaus; 
über das rechte Maß hinaus; daher Be- 
zeichnung für eine extreme politifche Nich- 
tung. Die Anhänger einer ſolchen werben 
al8 Ultras und die Richtung jelbft 
wird als Ultraismug bezeichnet. 

Ultramontän (lat.), jenfeit der Berge 
(ultra montes, d. h. jenjeit der Alpen) 
gelegen, Bezeichnung für Die römiſche 
Kurie und ihren Einfluß, auch für die- 
jenigen Anbänger derfelben, welche ben 
ganzen Schwerpunft des Katholizismus 
»ijenfeit ber Berge«, d. h. nach Rom, ver: 
Yegen möchten. Die deutiche ultramontane 
Partei der Gegenwart, bie im Reichstag 
und im preußifchen Abgeordnetenhaus 
unter dem Namen TE (1. d.) vertre⸗ 
ten ift, befämpft bie ftaatliche Autorität, fo: 
fern dieſe bie Unterorbnung ber Kirche un⸗ 
ter die Staatsnewalt in Anfprud) nimmt. 

Umzugskoſten, die einem Beamten bei 
befien Verfegung gewährte Vergütung 
für die Koften der Überjiebelung. Der 
Betrag der N. ift in den meijten Staaten 
geſetzlich beſtimmt; auch findet fich viel- 
fach die Vorſchrift, daß bie U. nur bei 
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unfreiwilliger Verſetzun⸗ jahlt, alſo 
namentlich dann nicht FR: jet werben, 
wenn fich ber Beamte zu ber anderweiten 
Stelle felbft gemelbet Hatte. Bei bem Auf⸗ 
rüden in eine beffer botierte Stelle muß 
fich ber Beamte regelmäßig die Gehaltser: 
böhung des erſten Jahrs ober doch beserften 
Halbjahr auf die U. anrechnen Iaffen. 
Unele Sam (engl., fpr._ontt ſäm), 
fcherzhafte Derihmung ber Dereimigten 
Staaten von Nordamerika und ihrer Mes 
gierung, auf bie Bezeichnung United 
States of America, abgefürgt U. 8. Am., 
aueh Ren, —— 
Infallve jerung, biejenige Verfiches 
rung, welche Arbeitern für ve Fall, daß 
fein 
an ber Gefunt 


Uncle Sam — Union. 


matie des Papſtes und ber katholiſchen 
Kirche dem Staat gegenüber, wenigftens 
in religidfen Dingen unb in kirchlichen An⸗ 
elegenheiten, bebeutet. Das Unfehlbar- 
feitebogme ift denn auch als der eigentliche 
Ausgangspunkt für den gegenwärtig na= 
Mnentlid) in Deutfelanb zwifcen Kirche 
und Staat ausgebrohenen Kulturfampf 
zu bezeichnen (f. Kirhenpolitif). 
Unfundierte Schuld, |. Staats: 


fat. 





:t | leithanien). Der —E Slaat er⸗ 


fiheint ebenſo wie ber Öfterreichifche alß ein 


Rente ober eu ür Kt umab ni er und im Verhältnis 
den Betroffen ze |zu Oferreig glei — Staat, wel: 
bliebene ficher je | cher mit bem bſierreichiſchen nicht nur 


tungen gehör : 


pflihtverfi eg 
it, in folk Ye 
ung zu gew . ‚Ne 

ihnen, Bernwerkd: und Fabritunter- 


nehmer auf Grunb bes Haftpflichtgefehes 
(Reicjägefep vom 7. Juni 1871) verun: 
lüdten Arbeitern u beren Hinter 
liebenen gegenüber am Schabenerfag 
verpiit find (vgl. Ver ſicherungs⸗ 
wejen). 
infehlbarkeit, Dogma ber katholiſchen 
Kirche, wonad) biefelbe und insbefonbere 
ihr Oberhaupt, ber Papft, in Glaubens: 
ſochen night irren fan. Die Anhänger 
bieſes Dogmas Amfatisitieht) wer⸗ 
ben Infallibiliften genannt, im Ge 
genfag zu ben Anhängern be Alt ka⸗ 
tbetigiömus (X itfatgotiten) Die 
u. in Sadıen bes Glaubens und der Lehre 
war ſchon von frühern Päpften und zwar 
indbefonbere von Innocenz III. in Ans 
ſpruch genommen worben; bie Verfünbis 
gung brfelßen ale Dogma erfolge [ch 
erft auf dem vatifanifcien Konzil (f.d.) in 
Kam, Juli 1m —* — nur menkg 
eachtet, zeigte ad ia von ber U, 
bald als Am bireften Gegenjag zu ber mo⸗ 
bernen Auffafjung von ber Stellung ber 
Kirche zum Staat ſtehend, indem es die 
NRüdtehr zu ber mittelalterlihen Supre⸗ 





durch bie Perfon des Monarchen, ſondern 
audh burd) organifche Einrichtungen und 
gemeinfame Angelegenheiten verfaffungs- 
mäßig verbunden it, aljo zu biejem in 
bem Verhäftniß ber Realunion fteht. ©. 
Sfterrei-Ungarn. 

Uniform (lat. ),biegleigmäßige Dienf- 
kleidung von Militärperfonen und gewiſ⸗ 
fen Zivilbeamten. Unbefugtes Tragen 
einer U. wirb im beutfchen Reicheftraf- 
geleesu 360, N. 8) mit Saft Bi8 zu 

Wochen oder mit Gelbftrafe bis zu 1: 
ME. bedroht. 

Union (lat), Bereinigung, Verbin⸗ 
bung, namentlich; der Bund mehrerer 
Staaten; baher Bezeichnung für bie Ber 
einigten Staaten von Nordamerika, deren 
Anhänger Unioniften, im Gegenfap zu 
ben fühftaatlichen Konföberierten, wähe 
end deö Bürgerkriegs genannt wurden. 
In Deutſchland verjuchte Preußen 1850 
üine U, ee, und Alcnfaaen 
unter preußifcher Führung zuftande zu 
Bingen, zu weldem — Fr Erfurter 
Unionsparlament berufen warb. 
Namentlich wird aber das Verhältnis 
mweier Staaten, welche unter ein und 

mjelben Souverän ſiehen und dadurch 
miteinander verbunden find, U. genannt 
(i. Staat, ©.549). In firhlicer Hi 
ſicht verfteht man unter U. die Bereinigung 








United States of America — Unterſchlagung. 


getrennter Kirchenparteien zu einer ge= 
meinfamen (»unierten«) Kirche, wie fie 
in Preußen 31. Oft. 1817 in Anfehung 
der Lutheraner und der Reformierten jtatt- 
hatte und danach in andern Staaten} B. 
in Baden und in Heſſen⸗Darmſtadt, Nach⸗ 
ahmung fand, baher die Anhänger und 
Verteidiger der evangeliihen U. Unio- 
niften genannt werben. Sal. 3. Mül⸗ 
Ler, Die evangelifche U. (1854); Schen: 
tel, Der Unionsberuf des evangeliichen 
Proteftantismus (1855). 

United States of America (engl., 
fpr. juneiteb ftehts of ämerrikä, abgekürzt 
U. 8. Am.), die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. 

Univerſal (univerjell, lat.), allge- 

mein, allumfafiend; daher Univerfal- 
monardie, ein monarchiſcher Staat, 
welcher die ganze zivilifierte Welt unter 
Einem Oberhaupt vereinigen follte, wie 
bas Reich der römiſchen Imperatoren. 
Seit Karl d. Gr. tritt die dee ber Uni- 
verſalmonarchie auch bei den Germanen 
bervor, indem man fich den Kaifer (f. d.) 
als den Herrn der Chriftenheit dachte, 
eine Auffajfung, welche der nationalen 
Entwidelun —A ganz beſon⸗ 
ders nachteilig geweſen iſt. 

Universitas porsonarum (lat.), 
Rechtsperſönlichkeit, welche an eine Mehr⸗ 
heit phyfiſcher Individuen geknüpft iſt; z. B. 
eine Gemeinde. Vgl.Perſon. 

Univerfität (lat. Universitas litera- 
rum, Hochſchule), Öffentliche Lehran- 
ftalt, in welcher die Wiljenfchaften voll- 
ftändig und in ſyſtematiſcher Ordnung 
gelehrt und die höchſten Würden (atade- 
. mifche Grabe) der Wiffenfchaft erteilt wer: 
ben. In Deutichland beiteben gegenwär- 
tig 20 Univerfitäten, nämlich Yin Üreußen 
(Berlin, Bonn, Breslau, Göttingen, 
Greifswald, Halle, Kiel, Königsberg und 
Marburg), 3 in Bayern (München, Er: 
langen und Würzburg), 2 in Baden 
(Heidelberg und Freiburg), 1 in Würt- 
temberg (Tübingen), 1 in Sachſen (Leip⸗ 
zig), 1 in Heflen (Gießen), 1 in Thürin- 
gen (Jena), 1 in Medlenburg (Roftod) 
und 1 in Elfaß-Lothringen (Straßburg). 
Daneben beftehen polytechnifche Hoch⸗ 
ſchulen und Kunftafabemien, welche zu⸗ 
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meift nach bem Muſter der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchulen organifiert find. 

Unteradt, |. Acht. 

Unteramendement, j. Amenbement. 

Unterhaus, da3 Haus ber Gemeinen 
in engliihen Barlament, |. Großbri- 
tannien (©. 232). 

Unteroffizier, Bezeichnung ber unter: 
ſten militärischen Befehlshaber, welche 
bem gemeinen Soldaten unmittelbar vor: 
gelebt find. Dan unterjcheidet dabei in 

eutſchland Unteroffiziere mit Portepee 
Igdwetel, Bachtmeitter, Dberfeuerwer- 
er) und ohne Portepee (Sergeanten, 
Teuerwerker unb gewöhnliche Unterofft- 
ziere). Unteroffizierfchulen beftehen 
in Biebrih, Ettlingen, Jülich, Marien: 
berg _i. ©., Potsdam, Weilburg und 
Weißenfels. 

Unterpräfelt (Sous-pröfet), in Frank⸗ 
reich ber Verwaltungschef eines Arron- 
diſſements (ſ. d.). In Elfaß- Lothringen 
ift der Amtötitel U. in »Kreisdirektor« 
umgewandelt worden. | 

uterſcheidungszoll, f. v. w. Surtaxe 
d’entrepöt (ſ. Entrepot). 

Unterfiebung eines Kindes ober 
vorfäßliche Verwechſelung eines jolchen 
wird nach dem beutfchen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch ($ 169) mit Gefängnis bis zu 3 
Jahren und, wenn die Handlung in ge 
winnfücdhtiger Abficht begangen wurde, 
mit Zuchthaus bis zu 10 Sahren beitraft. 

Unterihlagung (Unterichleif, lat. 
Interversio),die wifjentliche, rechtswidrige 

ueignung einer fremden, beweglichen 
Sache, welche ſich im Belit oder im Ge⸗ 
wahrfam bes Thäters befindet. Der That- 
beftand ber U. fällt alſo infofern mit dem 
bes Diebftahls (f. d.) zufammen, als bier 
wie dort eine Sache ben Gegenitand bes 
Verbrechens bildet, welche eine beweg⸗ 
liche und eine fremde, d. b. einem ans 
bern gehörige, ift. Ebenſo ilt der ſubjek⸗ 
tive Thatbeſtand bei beiden Verbrechen 
derjelbe, indem für beide Vorfätlichteit 
ber Handlung, ferner das Bewußtſein, 
baß die Sache eine fremde, und endlid) 
die Abficht, fich Die Sache zuzueignen, er- 
forderlich find. Verſchieden jind die bei- 
den Delikte aber infofern, als es fich bei 
dem Diebſtahl um die Wegnahme einer 
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Sache aus bem Gewahrſam eines andern, 
bet der 1. dagegen um bie Zueignung 
einer ſolchen Sache handelt, welche ſich 
bereits im Gewahrſam des Thäters be⸗ 
findet. So fällt z. B. ber fogen. Fund⸗ 
biebftahl, d. h. bie widerrechtliche Zu⸗ 
eigmung einer gefunbenen Sade, nicht 
unter ben Begriff bes Diebflahls, fon: 
Kir unter Fa ae —e— da⸗ 
rdie Bezeichnung» Fundunterfchlagung« 
richtiger . Als ſchwerer Sal ber n. er: 
ſcheint es nach bem deutſchen Reichsſtraf⸗ 
eſetzbuch, wenn dem Thäter die unter⸗ 
chlagene Sache anvertraut war (ſogen. 
Veruntreuung). Das Reichsſtrafge⸗ 
ſetzbuch laͤßt hier Gefängnisſtrafe bis zu 
5 Jahren eintreten, während es bie ein⸗ 
fahe U. nur mit Gefängnis bis zu 3 
Jahren bebrobt. Beim Vorhandenſein 
milbernder Umftände kann aber auch auf 
Geldftrafe bis zu 900 ME. erkannt wer: 
ben. Wie beim Diebflahl, wird auch bei 
ber U. ber Verfuch beitraft. Ebenfo haben 
beide Verbrechen e8 miteinander gemein, 
daß die That nur auf Antrag des Ber: 
letzten ftrafrechtlich verfolgt wirb, wenn 
ber Betrag bed Derbrediensuegenftanbg 
nur ein geringer iſt und ber Verletzte mit 
dem Thäter in Familiengenoſſenſchaft oder 
häuslicher Gemeinſchaft lebte. Diebſtahl 
und U., welche von Verwandten aufſtei⸗ 
gender Linie gegen Verwandte abſteigen⸗ 
ber Linie oder von einem Ehegatten gegen 
den andern begangen worden, blei 
ftraflos. Wird eine U. von einem Be 
amten an Geldern oder andern Saden 
verübt, welche er in amtlicher Eigenſchaft 
empfangen ober im Gewahrfam hat, jo 
wird bie That als befonberes Amtöver- 
brechen (ſ. d.) beftraft. Vgl. Deutſches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, FF 246 & 350 f. 
Unterlantsfekretär, ſ. Staatsje: 
retär. 
Unterflübungswohnfiß, derjenige Ge- 
meindeverband, welcher zur Unterftüßung 
einer Hilfsbebürftigen Perfon aus öffent⸗ 
lihen Mitteln als verpflichtet erjcheint; 
auch Bezeichnung für den Anfpruch eines 
Hilfebedürftigen auf eine derartige Unter: 
ſtützung durch einen beftimmten Gemeinde: 
verband. Für ben Norddeutſchen Bund 
wurde das Recht des Unterſtützungswohn⸗ 


Unterftaatzfefretär — Unterflüßungswohnfik. 


ſitzes durch Gefeß vom 6. Juni 1870 
(Bunbesgefeßblatt, S. 360 ff.) in einbeit- 
licher Weife geregelt. Dies Geſetz ift jebt 
auch auf die füdbeutihhen Staaten, mit 
Ausnahme Bayerns und Elfaß-Lothrin- 

end, erftredit worden. In Bayern (Ge- 
Fee vom 16. April 1868, 23. Febr. 1872) 
ift ber Anſpruch auf Armenunterftüßung 
durch ben Befit bes Heimatrechts in einer 
Gemeinde bedingt, während in Elfaß- 
Lothringen nad) dem dort geltenden fran⸗ 
zöfifchen Recht ein Anſpruch auf Armen: 
unterflüßung weber dem Staat noch ben 
Gemeinden gegenüber beftebt. Nach bem 
angeführten beutfchen Reichsgeſetz dage⸗ 
gen werben ſolche Unterflügungen an die 

ngebörigen ber Staaten, in welchen das 
Seh gilt, durch die Ortsarmenver: 
bände fowie durch die Lanbarmen- 
verbände gewährt, und zwar können 
die Ortsarmenverbände aus einer oder 
mehreren Gemeinden oder Gutsbezirten 
zufammengefebt fein, während die Land⸗ 
armenverbänbe entiweber mit bem Staats: 
gebiet des betreffenden Bunbesflaats, wel: 
her die Funktionen des Landarmenver- 


bands jelbft übernimmt, zufammenfallen, 


oder beſonders Tonftituiert werden und 
dann in der Regel aus mehreren Orts- 
armenverbänden zuſammengeſetzt find. 
Die innere Organijation biefer Orts⸗ und 
Landarmenverbände, bie Art und bas 
Map der im Fall der Hilfsbebürftigfeit 
zu gernäbrenben öffentlichen Unterſtützung 
und die Beſchaffung der erforberlihen 
Mittel werben durch die Lanbesgefehge- 
bung (vgl. 3.8. das preußiſche Armen= 
pflegegejeg vom 8. März 1871) geregelt, 
welche auch darüber Beltimmungen zu 
treffen bat, in welchen Fällen und in wel- 
cher Weife den Ortsarmenverbänden von 
ben Landarmenverbänden oder von andern 
Stellen eine Beihilfe zu gewähren ift, fo- 
wie darüber, ob und inwiefern fich Die 
Landarmenverbände der Ortsarmenver⸗ 
bände als ihrer Organe behufs ber öffent: 
lihen Unterftüßung Hilfsbedürftiger be⸗ 
dienen dürfen. Was bie Unterſtützun 

jelbft anbelangt, fo ift zu dieſer zunächſt 
derjenige Ortsarmenverband verpflichtet, 
in befien Bezirk fich ber ilfsbedürftige 
bei dem Eintritt ber Hilfsbedürftigkeit 
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befindet, vorbehaltlich des Anſpruchs auf 
Erſtattung der Koſten und auf Übernahme 
bes Hilfsbebürftigen gegen ben hierzu 
verpflichteten Armenverband. Zu dieſer 
Erftattung und Übernahme ift aber ber: 
jenige OrtSarımenverband, in welchem ber 
Unterſtützte den U. bat, verpflichtet. Wenn 
jeboch Perfonen, welche im Gefindedienft 
ftehen, Geſellen, Gemwerbsgehilfen oder 
Lehrlinge, an dem Ort ihres Dienftver: 
hältniſſes erfranten, I bat ber Ortsar: 
menverband des Dienftort3 bie Verpflich- 
tung, ben Erkrankten die erforberliche Kur 
und Verpflegung zu gewähren. Ein An: 
fprud auf Erftattung der dadurch verur⸗ 
fachten Koften erwächſt in ſolchen Fällen 
nur dann und infoweit, als die Kranken⸗ 
pflege über den Zeitraum von ſechs Wochen 
hinaus fortgefebt wurde. Hat der Inter: 
ftüßte innerhalb eines beftimmten Orts: 
armenverbanbs einen U. nicht, wie dies 
3. B. bei Vagabunden regelmäßig ber 
Tall ift, fo ift zur Unterſtützüng desſelben 
derjenige Landarmenverband verpflichtet, 
in deſſen Bezirk fich jener bei Eintritt ber 
Hilfsbebürftigfeit befand, oder, fall er in 
hilfsbedürftigem Zuftand aus einer Straf-, 
Kranken⸗, Bewahr: oder Heilanftalt ent: 
laffen wurde, berjenige Yandarmenver: 
band, aus welchem feine Einlieferung in 
die Anftalt erfolgte. 

Der U. wirb aber begründet: 1) durch 
Aufenthalt, 2) durch Verehelihung, 3) 
durch Abſtammung. Durch) Aufenthalt in- 
fofern,al$derjenige,melcher innerhalb eines 
Ortsarmenverbands nach zuriidigelegtem 
24. Lebensjahr zwei Jahre lang uünunter⸗ 
brochen feinen gewöhnlichen Aufenthalt ge: 
habt hat, dadurch in demfelben den UL. er: 
wirbt. Ferner teilt die Ehefrau vom Zeit: 
punkt der Ehefchliegung ab den U. des Man⸗ 
nes; endlich teilen die ehelichen Kinder den 
U. des Vaters, uneheliche denjenigen ber 
Mutter. Entfteben über die Verpflichtung 
zur Unterftüßung hilfsbedürftiger Perjo- 
nen rigen verfhiebenen Armenverbän: 
den Streitigkeiten, jo fonımt e8, was das 
Berfahren anbetrifft, darauf an, ob bie ſtrei⸗ 
tenden Teileein und demfelbenBundesftaat 
oder ob fie verfchiebenen Staaten angehö- 
ren. Im erſtern Fall find die Landesge⸗ 
fee des betreffenden Staats maßgebend, 
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während für Differenzen zwifchen ben 
Armenverbänden verſchiedener Staaten 
in dem Geſetz vom 6. uni 1870 beſon⸗ 
dere Vorſchriften in Anfehbung des Ver: 
fahren® gegeben find. Auch in diefem 
gall wird nämlich zunächſt von den nach 

aßgabe der Landesgejetgebung Tome 
petenten Behörden verhandelt und entichie- 
den, und zwar im Vermaltungsweg und 
durch diejenige Behörde, welche dem 
in Anſpruch genommenen Armenverband 
vorgefeßt ift. Diefe Behörden können 
Unterfuchungen an Ort und Stelle ver- 
anlafien, Zeugen und Sachverſtändige 
laden und eidlich vernehmen und über- 
haupt den angetretenen Beweis in vollem 
Umfang erheben. Gegen bie durch jchrift- 
lihen, mit Gründen zu verfehenden Be- 
ſchluß zu gebende Entfcheidung findet nur 
Berufung an da8 Bundesamt für bas 
Heimatswefen ftatt. Letzteres ift eine 
ftändige und Tollegiale Behörde mit dem 
Sit in Berlin, beitehendb aus einem Vor- 
fißenden und minbeftens vier Mitgliedern, 
welche auf VBorfchlag des Bundesrats vom 
Kaifer auf Lebenszeit ernannt werben. 
Zu der Beihlukfaflung find mindeſtens 
drei Mitglieder, zuzuziehen. Die Beru- 
fung ift binnen einer Präkluſivfriſt von 
14 Tagen, von ber Behändigung der an- 
gefochtenen Entſcheidung an gerechnet, bei 
derjenigen Behörde, gegen deren Entjchei- 
bung fie gerichtet ift, Priftlich anzumel- 
den. Der Gegenpartei fteht das Recht zu 
einer binnen vier Wochen nach der Behän⸗ 
digung einzureichenben [chriftlichen Gegen 
ausfülbrung zu. Die Entſcheidung des 
Bundesamtes erfolgt gebührenfrei in öf⸗ 
fentlicher Situng nach erfolgter Ladung 
und Anhörung der Parteien; gegen bie 
Entſcheidung iſt ein weiteres Rechtsmittel 
nicht zuläſſig. Vgl. Stolp, Das deutſche 
Reichögejeß über den U. (1871); Arnold, 
dreazagigteit und U. (1872); Eger, Das 
Reichsgejeb über ben U. (1875). Die 
Entfcheidungen des Bundesamts für das 
Heimatöwejen werden gefammelt und her⸗ 
aus eben von va ade (1873 ff.). 

merſuchungshaft (Unter ſu— 

chungsarreſt), ſ. Haft. 

Unterfuhungsprozeß, ſ. Anklage⸗ 
prozeß. 
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biefer Unterſuchn dbrũdlich aflärt: >» gegen⸗ 
ſein, auch nicht ũber haben alle Deutſchen aãßig 
a Saar Ei a Baer ae 
9 = 
—— * Bol. Deutſche Straf: —* auf den —— im 
brogeber , matñaat; er kann nicht, wie 
—2 (lat. Subditus), im allge⸗ Suögewiefen urıb ebenfornenia, — 
meinen jeber, welder einer beftimmnien | eines im Ausla , 


Sinn if auch ber Frembe ober Ausländer, | fert werben. —— — 
welter ſich in einem Staate, bem er nicht | verfafju ber eit dem Sulänber 
angehört, aufhält, U. ber Regierung biefes g gewi 
Staats. Denn die Geſetze bes Staats fin- | rechte (ſ. d.), wie: bie Unverleblidhkeit 
ben auch auf ben Ausländer, welcher fih | der Perion, ber Wohnung und der Pa: 
innerhalb des Staatsgebiets zeitweilig | piere (Briefgeheimnis), bie Freiheit ber 
aufhält (subditus temporarius), Anwen- | perfönlichen und ber wirtfchaftlichen Be- 
dung, wofern er nicht, wie die Geſandten wegung (Treizügigfeit, Gewerbefreiheit, 
fremder Dlächte, bes Kechts ber Erterri= | Auswanderun Freiheit, Verehelichungs⸗ 
torialität (f. d.) genießt. Diejenigen | freiheit), bie ——— des Eigen⸗ 
Jemnden insbeſondere, welche im Inland tums, abgeſehen von Fällen des Stantd- 
rundbeſitz haben, werden Land ſaſſen notrechts, die Preßfreiheit, Bekenntnis⸗ 
(subditi reales, Forenſen) genannt. | freiheit und das Beſchwerde- und Peti- 
Sie find ben inlänbiſchen Geſetzen jeben- | tiongrecht. Endlich fteht den Unterthanen 
jew, infoweit biefe ſich auf den Grund: | auch der Anfprud auf öffentliche Unter- 
efig beziehen, ober infoweit fie ausbrüd- ſtützung im Fall der Verarmung zu. Auf 
lich auf bie Korenfen mit ausgedehnt find, | ber andern Seite ift aber der U. nicht nur, 
unterworfen, Im engern und eigentlichen | ebenfo wie ber Fremde, ber Staatsregie- 
Sinn verjteht man aber unter Untertha⸗ |rung und ihren Organen gegenüber zu 
nen, gerade im Gegenſatz zu ben Fremden Arc ehorfam verpflichtet, ſondern 
oder Ausländern, die Angehörigen eines | e8 find ihm auch gegen ben heimatlichen 
ewiffen Staats, bie zu der Staatägewalt | Staat befonbere Pflichten auferlegt, wie 
n einem bdauernben Verhältnis perſön⸗die Pflicht zum Militärdienft, zu Kriegs⸗ 
licher a: ftehen (Snlänber, und Militärleiftungen, zur Entrihtung 
Staatsangehörige, Volksgenoſ-gewiſſer Abgaben, zur Übernahme be- 
fen, Regierte). Die Untertbanen: | jtimmter öffentlicher Amter und zur Lei⸗ 
ſchaft ie bier gleichbebeutenb mit dem | ftung gewifler Gemeinbebdienfte. 
Heimatsrecht (! d.). Diefe einentlihen| Die Unterthanenfchaft ift aber ferner 
Untertbanen ſind natürlich, ebenfo wie | die Vorausfegung des Staatsbürger: 
ber Fremde, ber ſich innerhalb des Staats: | recht#, d. h. des Rechts der Teilnahme an 
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den eigentlichen politifchen Rechten und 
insbefonbere an ven Wahlen ber Volksver⸗ 
treter indem modernen Repräfentativftaat. 
Der Genuß dieſes Staatsbürgerrechts ift, 
abgefehen von bem Erfordernis ber Un⸗ 
tertbaneneigenfchaft, zunächft Durch männ⸗ 
liches Geſchlecht und durch Volljährigkeit 
bedingt. Die politischen Rechte ftehen ben 
Trauen und ebenjo ben Förperlich und 
eiftig noch nicht zur Reife gelangten 
ännern nicht zu. Sn Iehterer eziehung 
iſt nur in manchen Staaten die politiſche 
Volljährigkeit mit ber bürgerlichen in 
übereinftimmender Weiſe normiert, jo in 
England, Frankreich und Nordamerika 
mit dem 21. Sebenäjabt, In andern 
Staaten dagegen, wie im Deutjchen Reich 
und in einzelnen beutfchen Staaten, aber 
auch in Ktalien und Spanien, beginnt bie 
politifche Großjaͤhrigkeit fpäter als bie 
bürgerliche, nämlich erft mit dem 25., in 
Sfterreich fogar erft mit bem 26. Lebens⸗ 
jahr, während in einzelnen Schweizer 
Kantonen ba3 politiiche Stimmrecht früße 
als die bürgerliche Volljährigkeit, nämlich 
Thon mit 20 Jahren, eintritt. Außerdem 
ſetzt das Staatsbürgerrecht aber auch den 
Vollgenuß ber bürgerlichen Ehrenrechte 
fowie volle Diöpefitionäbefugnid voraus, 
daher Bevormundete, wie Geiſteskranke 
oder Verſchwender, Sträflinge und im 
Konkurs- oder Fallitzuſtand befindliche 
Perſonen oder ſolche, welche eine öffent⸗ 
liche Armenunterſtützung beziehen, des 
Staatsbürgerrechts nicht teilhaftig ſind. 
Ein weiteres Erfordernis dagegen, wel⸗ 
ches in ben chriſtlichen Staaten bis in bie 
neuere Zeit hinein aufgeftellt ward, näm⸗ 
lich chriftliches Glaubensbekenntnis, ift 
durch neuere Geſetze in den meiſten Staa⸗ 
ten beſeitigt, ſo insbeſondere durch das 
norddeutſche Bundes⸗(Reichs⸗) Gef ni vom 
3. Juli 1869, wonach alle noch beitehen- 
den, aus ber Verſchiedenheit bes religiöfen 
Befenntniffes bergeleiteten Beſchränkun⸗ 
en ber bürgerlihen und flaatsbürger- 
fichen Rechte für aufgehoben erklärt find. 
Übrigens wird die Ausübung bes aftiven 
Wahlrecht auch in manchen Verfaſſungs⸗ 
urfunden von einer gewilfen vermögend- 
rechtlichen Selbftändigfeit abhängig ge- 
macht, während andre neuerbingd das 


allgemeine Stimmrecht (f. d.) adop⸗ 
tiert haben. Für das Deutfche Reich aber 
it ſchließlich noch darauf hinzumeifen, 
daß bier ein doppeltes Unterthanenver: 
hältnis, die Staatsangehörigkeit im Ein: 
gelftant und zugleich bie Reichsangehörig⸗ 
eit, befteht, und daß die Reichsangehöri⸗ 
gen vermöge des fogen. Bundesindige— 
nats (ſ. d.) im Verhältniß zu einander 
nicht als Ausländer, wenn ſie auch ver: 
ſchiedenen Einzelitaaten angehören, ſon⸗ 
bern vielmehr als die Bürger eined ge⸗ 
meinfamen Staat? und die Genofien 
eines gemeinfamen Vaterlands erfcheinen. 
Unterthaneneid, |. Sulbigung. 
Untreue, im ftrafrechtlichen Sinn die 
abfichtlihe Verlegung einer Rechtsver⸗ 
bindlichkeit, welche fich zugleich als Ver⸗ 
letzung befondern Vertrauens darftellt. In 
biefem Sinn ftraft das deutfche Reichs: 
ſtrafgeſetzbuch ($ 266) bie von Bevollmäd;- 
tigten, Vormuͤndern, obrigfeitlich oder 
letztwillig beftellten Verwaltern fremden 
Vermögens, Feldmeſſern, Maflern, Gü⸗ 
terbeftätigern und andern im Dienite des 
öffentlichen Vertrauens ftehenden Perſo⸗ 
nen verübte U. mit Gefängnis bis zu 5 
Jahren und nad) Befinden mit Verluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte. Daneben Tann, 
wenn bie U. begangen wurbe, um fid) oder 
einem andern einen Vermögensvorteil zu 
verihaffen, auch noch auf Seldftrafe bis 
zu 3000 ME. erkannt werden. Die von 
einem öffentlichen Beamten verfchuldete 
U. wird als Amtsverbrechen (ſ. d.) beitraft. 
Unvordenkliche Berjäͤhrung (Jmme⸗ 
morialverjährung), Rechtsvermu⸗ 
tung, daß ein über Menſchengedenken 
hinaus beſtehender Rechtszuſtand irgend⸗ 
wann und irgendwie auch rechtsgültig be⸗ 
gründet worden ſei; namentlich an den 
unvordenklichen Beſitz geknüpft. 
Unzuthtsverbrechen (Unzuchtsde⸗ 
likte, Sittlichkeitsverbrechen, 
Bleiihesverbregen) ftrafbare Hand: 
ungen, welche mit einer rechtswidrigen 
Befriedigung bed Gefchlechtstriebs in Ver: 
bindung ftehen. Dazu gehören: Blut: 
ſchande (Inzeſt), b. b. Beiſchlaf zwifchen 
Verwandten auf> und abjteigender Linie 
(Afzendenten und Defgenbenten), zwi⸗ 
ſchen Geſchwiſtern und zwiſchen Ver⸗ 
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fhwägerten auf⸗ und abfleigender Linie 
(Schwiegereltern und Schwiegerfindern). 
Notzuct (stuprum violentum), Nöti- 
gung einer ——— — aut bung 
es außerehelichen Beiſchlafs durch Gewalt 
oder Drohung mit gegenwärtiger Gefahr 
für Leib oder Leben. Verleitung einer 
Frauensperſon zur Geſtattung des Bei⸗ 
ſchlafs durch Vorſpiegelung einer Trauung 
oder durch Erregung oder Benutzung eines 
andern Irrtums, in welchem ſie den Bei⸗ 
ſchlaf für einen ehelichen hielt. (Die Be⸗ 
ſtrafung tritt nach dem deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuch in dem letztgedachten Fall nur 
auf Antrag ein.) Shänbung (stuprum 
non voluntarium nec violentum), außer: 
ehelicher Beifchlaf mit einer geiftesfranfen 
ober einer in willen- ober bewußtloſem Zu: 
ftand befindlihen Frauensperfon, wirb 
als Notzucht beftraft, wenn ber Thäter 
bie Frauensperſon abfichtlih in dieſen 
Zuſtand verfebte. Mädchenſchändung, 
Verführung eines unbeſcholtenen Mäd⸗ 
chens, welches das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, zum Beiſchlaf. (Die Ver⸗ 
folgung tritt hier nach dem deutſchen 
Strafgeſetzbuch nur auf Antrag der El⸗ 
tern oder des Vormunds der Verführten 
ein.) Unzüchtige Handlungen, welche 
Vormünder mit ihren Pflegebefohlenen, 
Eltern mit ihren Kindern, Geiftliche, Leh⸗ 
rer und Erzieher mit ihren minderjährt- 
gen Schülern ober Zöglingen, Beamte 
mit Perſonen, gegen welche fie eine Unter: 
ſuchung zu führen haben, ober welche ihrer 
Obhut anvertraut find, Beamte, Arzte 
oder andre Mebizinalperjonen, welche in 

*  Gefängniffen oder in öffentlichen Anftalten 
beſchäftigt find, mit den bier aufgenom: 
menen Perſonen vornehmen; unzüchtige 
Handlungen, weldhe mit Gewalt an einer 
Frauensperſon vorgenommen werden, oder 
zu deren Duldung diefelbe durch Drohung 
mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und 
Leben gendtigtwird, unb unzüchtige Hand⸗ 
lungen mit Berfonen unter 14 Jahren. 
Widernatürlihde Unzucht, fei eg, 
daß fie zwischen Perſonen männlichen Ge: 
ſchlechts (Päderaſtie) oder von Menfchen 
mit Tieren begangen wird (Sodomie). 
Verlegung der Schambaftigfeit durch un: 
züchtige Handlungen, burch bie ein öffent: 
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liches Argernis gegeben wirb, ſowie durch 
unzüchtige Schriften, Abbilbungen oder 
Darftellungen, bie verfauit, verteilt oder 
fonft verbreitet, oder an Orten, welche dem 
Publikum zugänglich find, ausgeftellt ober 
angeflogen werden. 
ußerdem zählt das beutfche Reichäftraf- 
geſetzbuch noch die Bigamie oder Dop⸗ 
pelebe zu den U. d. h. das Eingehen einer 
neuen Che feitens eine Ehegatten, bevor 
die Ehe desfelben aufgelöft ober für ungül- 
tig oder nichtig erflärt iſt. Ebenſo wirb eine 
unverbeiratete Berfon wegen Bigamie be 
ftraft, wenn fie mit einem Ehegatten eine 
Ehe eingeht, — ſie weiß, daß letzterer 
verheiratet iſt. Auch der Ehebruch wird 
von dem Reichsſtrafgeſetzbuch als U. be⸗ 
handelt. Hierunter iſt die wiſſentliche 
Verletzung einer beſtehenden Ehe durch 
den außerehelichen Beiſchlaf ſolcher Per⸗ 
ſonen zu verſtehen, von denen wenigſtens 
die eine verheiratet iſt. Sind beide Per⸗ 
ſonen verheiratet, fo ſpricht man von einem 
Doppelehebruch, während, wenn nur 
eine Berfon verheiratet, ein einfacher 
Ehebruch begangen if. Die Beltrafung 
bes Ehebruchs (Gefängnis bis zu 6 Mo- 
naten) tritt jedoch nur auf Antrag bes ver: 
legten Ehegatten ein und zwar nur unter 
ber Vorausſetzung, daß eben wegen bed 
Ehebruchs die Ehe geſchieden worden ift. 
Endlich wird nod die Kuppelei un 
ter den U. des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit 
aufgeführt. Hierunteriftdas genobnbei 
mäßige ober eigennüßige Gelegenheits: 
ſchaffen zus Unzucht zu verftehen, welches 
mit Gefänanisitrafe bis zu 5 Jahren be⸗ 
droht ift. Auch kann auf Berluft ber bür- 
gerlichen Ehrenrechte ſowie auf Zuläffigfeit 
von Polizeiaufſicht erkannt werden. Mit 
Zuchthausſtrafe aber wird die (ſchwere) 
Kuppelei beſtraft, wenn fie hinterliſtiger⸗ 
weile oder von Eltern, Geiſtlichen, eb: 
tern oder Erziehern an deren Kindern oder 
Pflegebefohlenen verübt wird. Außerehe⸗ 
licher Beifchlaf oder gewerbsmäßige Un- 
zucht ift an und für ſich nad) dem Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch nicht mehr Eriminell ftraf- 
bar; letzteres bedroht nur diejenigen Weib3- 
perjonen, welche wegen gewerbsmiüßiger 
Unzucht einer polizeilichen Aufficht unter- 
ſtellt find, mit Haft bis zu 6Wochen, wenn 











Unzurechnungsfähigkeit — Urkunde. 


ſie den in dieſer Hinſicht zur Sicherung 
der Geſundheit, der bffentlichen Ordnung 
und des öffentlichen Anſtands erlaſſenen 
polizeilichen Vorſchriften zuwiderhandeln; 
desgleichen ſolche Frauenzimmer, welche, 
ohne einer ſolchen Aufſicht unterſtellt zu 
fein, gewerbsmaßig auwqh treiben. Vgl. 
Deutjches neinelraigelet uch, 68 171— 

‚361, Nr. 6. ‘ 
Unzurechnungsfähigkeit, |. Zurech⸗ 

n 


nung. 
Urbeberreät (Autorrecht, ſogen. gei⸗ 2 


ſtiges od. litterarifches Eigentun), 
das Necht, über die Veröffentlichung und 
Vervielfältigung eines Produfts der Wiſ⸗ 
ſenſchaft oder Kunft auzfchließlich zu ver: 
fügen. In Deutfchland wurden durch Be⸗ 
fchlüffe des vormaligen deutſchen Bundes: 
tags zuerit allgemeine Maßregeln gegen 
ben Nachdruck, d. h. die mechanifche Ver: 
vielfältigung eines Schriftwerks ohne Ge⸗ 
nehmigung de Berechtigten, veranlaßt, 
bis bie Geſetzgebung des Norddeutichen 
Bundes und des nunmehrigen Deutjchen 
Reichs in wirffamer und umfallender 
Meife das U. überhaupt unter den Schub 
bes Geſetzes ftellte. Das Bundes: (Reiche) 
Geſetz vom 11. Suni 1870 normiert Das 
U. an Schriftwerken, Abbildungen, mufi: 
falifchen Kompofitionen und dramatifchen 
Werfen, welche es gegen Nachdruck und 
refp. gegen unbefugte öffentliche Auffüh: 
sung chützt. Durch Geſetz vom 9. J 
1876 wird auch das U. an Werfen ber 
bildenden Künfte und durch Gefeh vom 
410. San. 1876 das U. an Photograpbien 
ewahrt. Ein weiteres Geſetz vom 11. 
Ian. 1876 behandelt das U. an Muftern 
und Modellen. Die Schugfrift befteht 
nach den Gefeken vom 11. Juni 1870 
und 9. San. 1876 in ber Lebenszeit bes 


Autors und einem weitern Zeitraum dom 


30 Jahren. Anonyme und pfeudonyme 
. fowie die von Univerfitäten, Afabemien 
und fonftigen juriftifchen Perfonen, öffent: 
lichen Unterrichtsanftalten und Gefell- 
Tchaften herausgegebenen Werfe werben 
30 Sabre lang nach ihrem Erfcheinen, 
poſthume Werfe 30 Sahre lang nad) dem 
Tode des Urhebers geihüst. Bei Photo: 
graphien ift die Schußfrifteine fünfjährige. 
Dem Urheber eines Mufters oder Modells 


an. | 
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wird der Schuß gegen Nachbilbung (Mu: 
fterfchug) nur dann gewährt, wenn er 
dazfelbe zur Eintragung in das bei der 
äuftändigen GSerichtöbehörde zu führende 

ufterregifter angemeldet und bei bie- 
fer ein Eremplar niedergelegt bat. Die 
Schutzfriſt ift bier eine ein= bis dreijährige 
nah der Wahl des Urheber? (Gebühr: 1 
ME. pro Jahr). Sie kann bis aufhöchitens 


45 Jahre verlängert werden (Gebühr für 


jedes weitere Jahr bis zum 10. Jahr inkl. 
Mk., von 11—15 Jahren 3 Mk.). Das 
U. geht auf die Erben des Urhebers über 
und kann durch Vertrag oder letztwillige 
Verfügung ganz oder teilweiſe auf andre 
übertragen werden; es geht bei Porträten 
und Porträtbüſten von ſelbſt auf den Be⸗ 
fteller über. Auf die Baufunft findet Die 
Geſetzgebung über das U. Feine Anwen: 
dung. Folgen einer Beeinträchtigung des 
Urheberrechts find: Entihäbigungspflicht, 
Konftsfation, Geldftrafe, die im Unver: 
mögen fall in Gefängnis umgewanbelt 
wird. Für den Schuß von techniſchen Er⸗ 
findungen forgt die Patentgejeßgebung 
(1. Batent). Bol. Kloftermann, Das 
N. an Schrift: und Kunftwerfen (1876). 

Urkunde (lat. Documentum, Instru- 
mentum), im weitern Sinn jeder Äußere 
Gegenftand, durch welchen eine Thatfache 
bewiefen werben fol, alſo auch 3.82. ein 
Zeuge ober ein Sachverſtändiger; im en: 
gern Sinn aber ein Ieblojer Segenitand, 
deſſen Beſchaffenheit bie Einwirkung einer 
menfchlichen Thätigfeit erkennen und dar⸗ 
aus auf die Art und Weiſe dieſer Thätig- 
keit ſchließen läßt. Hiernach gehören alte 
nicht nur gefchriebene oder gebrudte Auf: 
fäge, welche man im engiten Sinn als 
Urkunden bezeichnet, fondern aud) Grenz: 
zeichen, Münzen, Denkmäler, Bilder xc. 
zu den Urkunden. Man unterfcheibet da⸗ 
bei zwilchen öffentlichen und zwifchen 
VBrivaturfunden. Erftere find jetehe, 
welche von einer Öffentlichen Behörde in- 
nerhalb der Grenzen ihrer Amtöbefugnis 
oder von einer mit öffentlihem Glauben 
verfehenen Perſon, insbefonderevon einem 
Notar, innerhalb des biefer Perſon zuge: 
wiefenen Gefchäftsfreijes in ber vorge: 
fchriebenen Form aufgenommen find. Ur: 
funden, weldye nad) Form und Inhalt ſich 
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als öffentliche barftellen, haben bie Ber: 
mutung ber Echtheit für fidh, d. h. fie gel: 
ten im Rechtsftreit fo lange als echt, bis 
das Gegenteil vom —— ReT barge- 
than ift. Nach ber deutſchen Zivilprozeß⸗ 
ordnung ($ 402) kann jeboh bas Ge 
richt auch von Amts wegen, wenn es bie 
Echtheit einer Öffentlichen U. für zweifel- 
baft Bält, die Behörde ober die Perſon, 
von welcher die U. errichtet fein ſoll, zur 
Erflärung über die Echtheit veranlafien. 
Privaturkunden dagegen, b. 5. ſolche 
Urkunden, die von Privatperfonen ausge⸗ 
ftellt find, haben nur dann die Vermutung 
der Echtheit für fih, wenn bie Echtheit 
ber barunter erſichtlichen Namensunter: 
Schrift feftftebt, oder wenn das unter der U. 
befindliche Hanbzeichen einer des Schrei- 
ben? unkundigen Perfon gerichtlich ober 
notariell beglaubigt ifi. Außerdem muß 
bie Echtheit einer Privaturkunde, welche 
vom Beweisgeguer nicht anerkannt wird, 
von dem Beweisführer bewiefen werben, 
was h ®. durch Eibeszufchiebung ober 
a urch Schriftoergleichung (ſ. d.) ge⸗ 
ſchehen kann. Offentliche Urkunden liefern 
in der Regel den vollen Beweis der darin 
beurfundeten Thatſachen. Privaturkun⸗ 
den dagegen liefern nur dafür vollen Be⸗ 
weis, daß die in denſelben enthaltenen 
Erklärungen von den Ausſtellern abge⸗ 
eben ſind. Befindet ſich eine U. in den 
Bänden bes Prozeßgegners, fo kann ber 
Deweisführer von biefem die Herausgabe 
(Edition) ber U. verlangen. Aus Urkun⸗ 
den, welche von einem deutfchen Gericht 
oder von einem deutſchen Notar innerhalb 
der Grenzen feiner Amtsbefugniſſe in ber 
vorgeichriebenen Form aufgenommen find, 
kann nach der deutichen Aynlprogeßorb- 
nung ($ 702), fofern bie U. über einen 
Anfpruch errichtet ift, welcher bie Zahlung 
einer beftimmten Gelbfumme oder bie 
Leiftung einer beftimmten Quantität an⸗ 
brer vertretbarer Sadjen oder Wertpa⸗ 
piere zum Gegenftand bat, die fofortige 

wangsvollſtreckung flattfinden, wofern 
ih ber Schuldner in der U. ebenbiefer 

wangsvollitredung unterworfen bat. 
Ferner kann ein Anfpruch, welcher bie 

ahlung einer beftimmten Geldſumme 
oder die Leiftung einer beftimmten Quan⸗ 


Urkundenfälſchung — Urkundsperfonen. 


tität anbrer vertretbarer Sachen ober 
Wertpapiere zum Gegenftanb bat, im Ur⸗ 
kundenprozeß geltend gemadt werben, 
wenn die fämtlichen zur Begründung des 
Anſpruchs erforderlichen Thatfachen durch 
Urkunden bewiejen werden. Diefer Ur⸗ 
—— ————— e ßz) charak⸗ 
teriſiert ſich als ein ſummariſches Prozeß⸗ 
verfahren, in welchem das erteilte Urteil 
ſtets als vorläufig vollftredbar zu erflären 
if. Als Beweismittel find in dieſem Pro⸗ 
vB für die Echtheit ober Unechtheit einer 
rkunde fowie für andre als die zur Be: 
ründung bed Flägerifchen Anfpruch® er: 
—— Thatſachen nur Urkunden und 
Eideszuſchiebung geſtattet. Verloren ge 
gangene Urkunden können im Weg ber 
mortifation (|. d.) oder bes Aufgebots- 
verfahrens filr ungültig erflärt werben. 
N Deutſche Sinilbrogeborbnung, Ss 
308 ff., 555 ff., 648, 702; Briegleb, 
Einleitung in die Theorie ber fummari- 
fen rogelle (1859). 
Urlundenfäligung, das Berbrechen 
besjenigen, welcher in techtswibriger Ab⸗ 
fiht eine inlänbifche oder ausländiſche öf- 
fentliche Urkunde oder eine foldhe Privat: 
urkunde, welche zum Beweis von Rechten 
und Rechtsverhältniffen von Erbeblichfeit 
ift, verfälfcht oder fälfchlich anfertigt und 
von derfelben zum Zweck einer Tãuſchung 
Gebrauch macht (deutſches Strafgefek- 
bu, $ 267), wirb mit Gefängnis von 
1 Tag bis zu 5 Jahren beftraft. Wird die 
U. in der Abficht begangen, fich ober einem 
andern einen VBermögensvorteil zu ver- 
ſchaffen oder einem andern Schaben zuzu⸗ 
fügen, fo tritt Zuchtbausftrafe ein. Der U. 
leich werben mehrere ähnliche Delikte be- 
—* (uneigentliche Urkundenfäl— 
ſchungen), wie der wiſſentliche Gebrauch 
einer falſchen ober gefälſchten Urkunde zum 
weck der Täuſchung, die Vernichtung, 
nterdrückung und Beſchädigung von Ur⸗ 
kunden zum Zwed ber Benachteiligung 
andrer, lfgungeganblungen in Bezug 
auf Stempelpapier u. el. Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch, SG 267—280. 
Urkundenprozeß, f. Ur kunde. 
Urkundsperſonen, bie zur Beurkun⸗ 
dung gewifler Thatfachen amtlich beftell- 
ten und innerhalb ihrer Berufsfphäre mit 





Urlaub — Uruguay. 


öffentlichem Glauben (publica fides) aus- 
geftatteten Perfonen, wie Stanbesbeamte 
und Notare. 

Urlaub (Beurlaubung), bie zeit- 
weilige und nur vorübergehende Entbin- 
dung von gewiſſen dienftlichen Funktio⸗ 
nen. Über Die Dauer bes Urlaubs, welcher 
Beamten verwilligt werben kann, und 
über die Stelle, welche ihn erteilt, beftehen 
regelmäßig befondere Dienftworfchriften. 
Zum Eintritt in ben Reichstag bebürfen 
Beamte nad) der Reichsverfaſſung (Art. 
21) feines Urlaubs. Ebendasſelbe gilt 
nach verichiedenen Verfajiungsurfunden 
für den Eintritt von Beamten in die Land⸗ 
tage der betreffenden Staaten, fo 3.2. in 
Preußen, Bayern und Württemberg, wäh: 
rend in andern Staaten das Gegenteil 
ber Fall ift, 3. ®. im Königreich Sächſen. 
Mitglieder einer Kammer fönnen auf für: 
zere Zeit von dem Präſidenten berfelben 
beurlaubt werden; für die Erteilung eines 
längern Urlaubs ift Dagegen regelmäßig 
die Zuſtimmung der ftändifchen Körper: 
fchaft ſelbſt erforderlich. So kann nad 
der Geſchäftsordnung deödeutfchen Reichs: 
tags ($ 63) der Präfident big zur Dautr 
von 8 Tagen U. bewilligen; für eine län⸗ 
gere Zeit kann dies nur der Reichstag; 
Urlaubögefuche auf unbeftimmte Zeit find 
unftattbaft. Für die deutſchen Reichsbeam⸗ 
ten iſt das Urlaubsweſen durch Verord⸗ 
nung vom 2. Nov. 1874 (Reichsgeſetzblatt, 
S. 129) geregelt. Eine Verkürzung des 
Gehalts tritt nur ausnahmsweiſe bei be⸗ 
ſonders langem U. ein. Unteroffiziere und 
gemeine Soldaten erhalten ebenfall3 bei 

ürzerm U. ihre Löhnung fort, während 

fie bei längerer Beurlaubung nur Marſch⸗ 
verpflegungsgelder oder Verpflegung bis 
Aur Ankunttinder eimat zu beanfpruchen 
haben. zit allen Staaten fommen Mi- 
Titärbeurlaubungen (Urlaubsiyftem) 
der Erfparnid wegen regelmäßig zu ge: 
willen Zeiten in größerm Umfang vor. 

Urlife, Verzeichnis derjenigen Perſo⸗ 
nen, welche in einer Gemeinde wohnhaft 
und zur Bekleidung des Amtes eines Schöf⸗ 
fen oder eine? Gefhwornen tauglich find. 
Nach dem deutſchen Gerichtöverfaffungs- 
geſetz CD 36 ff., 85) fol die. für die 
Auswahl der Schöffen auch zugleich als U. 
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für bie Auswahl der zum Schwurgericht 
(f. d.) zu berufenden Geſchwornen dienen. 
Urredte, die dem Menfchen angebor- 
nen und unveräußerlichen fogen. Men⸗ 
fchenrechte (j. Grundredte). 
Urfprungseertififate, amtliche Zeug⸗ 
niffe zur Bejcheinigung dafür, daß eine 
Ware in einem gewifjen Land oder Ort ver: 
fertigt worden, um dadurch freie Einfuhr 
ober Verminderung des Zolles zu erzielen. 
Uruguay (Republicaoriental del U.), 
fübamerifan. Freiſtaat, 186,920 qkm mit 
440,000 Einw.; Hauptitabt: Montevi⸗ 
deo mit 91,167 Einw. Die Entftehung des 
Freiſtaats datiert vom 25. Aug. 1825, an 
welchem Tag die in ber Stadt La Florida 
verfammelten Deputierten die Unabhän⸗ 
gigfeit des Landes von Spanien profla- 
mierten. Nachdem dann zwifchen Buenos 
Ayres, wozu U. als Beitanbteil diefes ehe⸗ 
maligen fpanifchen Vizekönigreichs gehört 
hatte, und Brafilien 27. Aug. 1823 ein 
Anerfennungsvertrag zuftande gekommen 
war, wurde N. als jelbftändige Republik 
anerfannt. Die Verfaſſungsurkunde ber: 
felben datiert vom 10. Sept. 1829. An 
der Spite bed Staatsweſens fteht ein je 
auf 4 Jahre gewählter, aber nach Ablauf 
der Wahlperiode wieder wählbarer Prä⸗ 
fivent als Inhaber der Erekutivgewalt. 
Die gefebgebende Gewalt wird von einem 
Senat, beftehend aus I Mitgliedern, und 
von einer Deputiertenlammer ausgeübt. 
An der Spike ber Staatsverwaltung 
ftehen die Minifter des Außern, des In⸗ 
nern (zugleich für Juſtiz, Aderbau, öf⸗ 
fentlihen Unterriht und Kultus), ber 
Finanzen und des Kriegs und ber Ma- 
rine. Das Staatsgebiet ift in 13 De- 
partement? eingeteilt. Die Rechtöpflege 
wird dur Richter und Gefchmorne aus⸗ 
gelibt, Der Code Napoleon ift als Geſetz⸗ 
ud eingefübrt, Die Armee beiteht aus 
d Bataillonen (zufammen 1664 Dann) 
Infanterie, 1 Regiment (232 Mann) 
Kavallerie, 1 Regiment (294 Mann) Ar⸗ 
tilerie und 20,000 Dann Nationalgar: 
den. Die Staatseinnahmen waren pro 
1876 auf 8,470,608 Peſos (1 Peso na- 
cionale = 4 Mi. 20 Pf.) veranſchlagt, 
darunter 5,612,117 Pejos Einnahme aus 
den Zöllen. Die Staatsſchuld belief fich 
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1879 auf 47,611,485, ber Betrag bed aus⸗ 
egebenen Papiergeld auf 6,055,062 Pe- 
08. Die Flagge beiteht aus vier horizon⸗ 

talen blauen Streifen in weißen Feld mit 

einer filbernen Sonne. Bol. Francken⸗ 
berg, Darftelung ber a Verbält: 
niſſe der Republif U. (1866); »Réſsum6é 
statistique pour l’exposition univer- 
selle de Paris par la direction de sta- 

tistique de la röpublique U.« (1878); 

Mulbhall, Handbook of the River 

Plate republies (1878). 

Urwahl, die Wahl von Wahlmän: 
nern durch Die aktiv Wahlberechtigten 
(Urwähler), auf welche dann bie Wahl 
der Abgeordnieten felbft durch die Wahl: 
männer folgt. Diefe fogen. inbirefte 
Wahl mar früher in den Tonftitutionellen 
Staaten allgemein üblich, fie ift es noch 
= B. bei ven Wahlen für das preußifche 

bgeordnetenhaus. Sekt tft vielfach an 
ihre Stelle, 3. B. bei den Wahlen für ben 
beutichen Reichſtag, die birefte Wahl 

(1. Wahl) getreten. 

Urwähler, ſ. Urwahl. 

Ulance(franz., ſpr. uſangſſ), hergebrachte 
Gewohnheit, namentlich im Gegenſatz zur 
Geſetzesvorſchrift eine im Handelsverkehr 
von dem Kaufmannsſtand beobachtete Ge⸗ 
wohnheit (Handelsgebrauch), welche 
nötigenfalls durch kaufmänniſches Gut⸗ 
achten (Parere) feſtzuſtellen iſt. 

Ufnalinterpretation (lat.), |. Inter: 
pretieren. 

Usucäpio (lat.), Erfibung, erwerbende 
Verjährung; daher ufufapieren, das 
Eigentum einer Sache burch Tängern Be⸗ 
fit berjelben erwerben: 


Urwahl — 


Pelleitäten. 


Uſurpieren (lat.), fich des Befiteseiner 
Sache bemächtigen, daher Ufurpatton, 
bie Anmaßung des Beſitzes, einer Befug- 
nis, beſonders ber öffentlichen Gewalt. Es 
ift dies insbefondere eine Bezeichnung für 
bie gewaltfame VBerbrängung des Iegiti= 
men Herrfchers, für den Umſturz ber bis⸗ 
berigen Berfaifung und aud) wohl für bie 
Unterbrüdung ber Seldftändigfeit eines 
Staats. Iſt ein Ufurpator in ber That 
in den Befit ber Stantsgewalt gelangt, 
fo muß ber nachmals etwa reftaurierte 
rechtmäßige Landesherr Die von jenem vor= 
genommenen Regierungshandlungen in 
ihren thatfächlichen und rechtlichen Solgen 
anerkennen, inbem bie Nichtbefolgung Dies 
je8 Grundſatzes zu offenbaren Unbillig- 
feiten führen würde, 

Usus (Tat.), Gebrauch, Herfommen. 

Ususfructus (Tat.), Nießbrauch. 

Utilitarismus (neulat., Nützlich⸗ 
keitstheorie), die von dem britiſchen 
geegelehrten Jeremias Bentham (geſt. 
1832) aufgeſtellte Theorie, wonach es als 
Grundſatz der Moral und der Staatsver⸗ 
waltung oingetelft wird, der größtmög- 
Ifhen Anzahl von Menſchen den größt- 
möglichen Nuten zu verichaffen. 

Vti possidetis (Tat., »wie ihr befikt«), 
Bezeihnung für den Beſitzſtand und im 
römifchen Recht für eine Befigflage (in- 
terdietum u. p.); neuerdings ein beim 
Abſchluß eines Waffenftillfiands zur Be: 
zeichnung bes militärifchen Beſitzſtands 
gebräuchlicher Ausdruck. 

Utriausque juris doctor (Iat.), Dok⸗ 
tor beider Rechte, des römifchen und des 
kanoniſchen Rechts nämlich. 


V. 


Vactination (neulat.), ſ. Impf⸗Vater begangene Mord, ſondern f. v. w. 


zwang. 
Vagabund (Vagant, lat.), Landſtrei⸗ 


Verwandtenmord überhaupt (ſ. Mord). 
Batilan (lat.), die Reſidenz des Papſtes 


cher; vagabundieren (vagieren) ſich in Nom, an die Peterskirche angebaut; 


als ſolcher umhertreiben. 
Vaſall, Lehnsmann (ſ. Lehen). 
Ba:ermord (lat. Parricidium), im 


Daher oft zur Bezeichnung der püpftlichen 
Macht gebraucht. 
Belleit ten (lat.-franz.), Gelüfte; na: 


weitern Sinne nicht nur der an den eignen | mentlich im politischen Leben oftmals zur 


Benezuela 


Bezeichnung eines bloßen Wollen ohne 
Ernft und ohne Energie gebuanait 
Venezuela (»SKlein-Benebige, Ver⸗ 
einigte Staaten von V.), Föderativ⸗ 
republift in Südamerika am Antillen: 
meer, welche 20 Sreiftaaten, 3 Territorien 
und ein fogen. Bundesland (District fe- 
deral) umfaßt; 1,137,615 qkm mit 
1,784,197 Einw. (meift Dulatten und 
Zambod); ca. 24,000 Fremde, darunter 
viele Deutſche. Hauptiſtadt: Caraͤcas 
(48,897 Einw.). Zunächſt unter ſpani⸗ 
ſcher Herrſchaft (von Karl V. dem Augs⸗ 
burger Bankhaus Welſer verpfändet), 
erflärte das Land 5. Juli 1811 feine Un: 
abbängigfeit und fchloß fich 1819 der Fö⸗ 
berativrepublif Kolumbien (ſ. d.) an, 
welche ſich 17. Nov. 1831 in die brei Frei⸗ 
ftaaten®., Neugranada und Ecuador auf: 
löfte. Bis 1863 war V. eine in Provin- 
zen eingeteilte Republik, in welchem Jahr 
der Staat durch den Sieg der Föderaliſten 
über die Unitarier in einen Bunbesftaat 
umgewandelt warb, beilen Verfaflung 22. 
März 1864 feftgeftellt und publiziert wurde. 
Diefelbe it 27. Mai 1874 revidiert und 
erneuert worden, nachdem die Unitarier, 
welche 1868 über die Föderaliſten gefiegt 
hatten, wiederum aus der Negierung ver: 
drängt worden waren. Un der Spike 
des Bundes fteht der auf zwei Jahre ge: 
wählte Präfident, welcher mit den Mi: 
niftern (für Inneres und Juſtiz, für Auße⸗ 
red, für die Finanzen, für Krieg und Ma⸗ 
rine, für öffentliche Arbeiten und für den 
Staatskredit) die Erefutingewalt ausübt. 
Die gefetgebende Gewalt jteht ber Volks⸗ 
vertretung zu, betehend aus dem Kongreß 
und dem Abgeordnetenhaus. Die herr: 
fchende Religion ift bie Fatholifche; ein 
Erzbifchof refidiert zu Caraͤcas. Eben: 
daſelbſt befteht ein oberftied Bundesgericht, 
beifen Prälident, jolange ber Bräfident 
der Republik noch nicht gewählt ift, in ber 
Zwiſchenzeit bie Junttonen des letztern 
wahrzunehmen bat. Die Einzelfinaten 
haben felbftändige Regierung und Rechts- 
pflege und ebenjo jelbitändige Legislative. 
Die Einnahmen bes Föderativftaats wa⸗ 
ren für das Etatsjahr 1880—81 auf 
‚680,000, die Ausgaben auf 4,448,000 
Venezolanos (a 4 Mark) veranichlagt. 
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Die Arınee beträgt ca. 12,000 Mann; bie 
Kriegsflotte befteht aus zwei Kleinen 
Dampiern und zwei armierten Schonern 
mit 8 Gefhüten. in beutfcher Ge 
ſchäftsträger reſidiert zu Cardcas. Deutfche 
Konſulate beſtehen zu Ciudad Bolivar 
und zu Caraͤcas. Die Flagge iſt gelb, 
blau und rot. 

Venia aetätis (lat., »Nachſicht bes 
Alters«), Großjährigkeitserflärung (I. 
Alter). 

Verbal (Tat.), ſ. Real. 

BVerbalinjurie(lat.),j. Beleidigung. 

Verbalnote, im biplomatifchen Ber: 
fehr Note einer Regierung an ihren Ge: 
fandten, welche, bloß zum Vorleſen be: 
fimmt, mehr den Charakter einer kon⸗ 
fidentiellen Mitteilung an das jenjeitige 
Kabinett trägt. 

Verbannung (lat. Relegatio), im Al- 
tertum als Strafe und als politiſche Map: 
regel üblich (ſ. Eril); heutzutage noch in 
Form der Deportation (|. b.) und der Aus⸗ 
weiſung N; db.) vorfommend. 

Verbefierungsantrag, |. Abänbe: 
rungsvorſchläge. 

Verbrechen (lat. Crimen, Delictum; 
Delift), widerrechtliche, mit öffentlicher 
Strafe bedrohte Handlung. Die Eintei- 
lung der®. nach ihrer Schwere und Straf: 
barkeit in V. Vergehen und Übertre- 
tungen ift befonderd für den Strafprogeh 
(1. b3 bon Wichtigkeit. 

Verbringung, |. Deportation. 

Verdikt (lat), Wahrſpruch der Ge- 
ſchwornen, |. Shwurgeridt. 

Veredelungsverkehr, die zollfreie Über- 
führung von Gegenſtänden über die Zoll⸗ 
grenze zum Zweck der Bearbeitung und 
Verarbeitung mit der Beſtimmung der 
Rückſendung in vervollkommnetem (ver⸗ 
edeltem) Zuſtand. Der V. iſt namentlich 
für die Textilinduſtrie Deutſchlands und 
Oſterreichs von großer Bedeutung und 
ſpielt ebendarum in der deutſch⸗öſterreichi⸗ 
ſchen Handelspolitik eine wichtige Rolle. 

Verein (Aſſociation, Koalition), 
die auf die Dauer berechnete freiwillige 
Verbindung mehrerer Perſonen zu einem 
beftimmtengmwed; Vereinsrecht (Recht 
der freien Aſſociation), die Befugnis 
ber Staatsbürger, ſich zu beſtimmten ge⸗ 
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feplih erlaubten Zweden zu vereinigen 
und u verbinden. Mit diefem Recht fteht 
das Berfammlungsredt in unmit- 
telbarem Zuſammenhang, d. h. das Recht 
der Staatsbürger, ſich friedlich zu beſtimm⸗ 
ten Zwecken zujammenzufinden zur ge 
meinfamen Erörterung beitimmter Ange⸗ 
legenbeiten. Das freie Vereind- und 
Verſammlungsrecht ift ein Ausfluß 
ber perfönlichen Freiheit der Staatsbür- 
gen, welches nur infoweit Beſchränkungen 

urch Die Stantögeralt unterliegt, als e8 
bie Rüdficht auf die Erhaltung des Staats 
und auf die Erhaltung der ftantlichen 
Drbnung unbedingt erheifht. Zudem 
hat der Staat an der Entwidelung des 
Vereinsweſens, welche für das Wohl des 
Volks von der höchften Bedeutung ift, das 
lebhafteſte Intereſſe, zumal ba die Ver: 
eine vielfach fich Aufgaben ftellen, welche 
mit den Zwecken des Staats in unmittel- 
darer Verbindung ftehen und bie Erfül- 
lung ber Aufgaben des Staats dem letz⸗ 
tern erleichtern. Dan denke nur z. B. an 
bie lanbwirtfchaftlichen Vereine, welche 
bie ftaatliche Fürſorge für bie Hebung ber 
Landivirtfhaft ganz welentlih unter 
ftüßen, an bie in volfäwirtichaftlicher Hin- 
fiht fo unendlich wichtigen deutfchen Ge⸗ 
noſſenſchaften, an dieKriegervereine, welche 
für bie Srbaltung bes Nationalbewußt- 
ſeins im Volt von entfchiedener Bedeu⸗ 
tung find, und an die Turnvereine, deren 
Wichtigfeit für die Wehrkraft der Nation 
nicht zu unterfchäten ift. Während nun 
nad) franzöfifchem echt, welches zur Zeit 
auch noch in Elfaß-Lotbringen gilt, alle 
Vereine von mehr als 20 Perſonen einer 
obrigfeitlichen Genehmigung bedürfen, 
ift eine gel in Deutjchland für Vereine, 
welche feine politifchen Zwecke verfolgen, 
vegelmäßig nicht erfordberlih. Auf ber 
andern Seite wird aber ein V. nur da⸗ 
durch zum Vermögensſubjekt, d. h. er er⸗ 
langt nur dadurch Rechtsperſönlichkeit 
oder Eorporative Rechte, daß er vom Staat 
als folder anerfannt wird, ſei es auf 
Grund eines allgemeinen Rechtsſatzes, fei 
es auf Grund eines bejondern Staatzatts, 
welcher einem beftimmten einzelnen 3. die 
Korporationsrechte verleiht und ihn da⸗ 
duch zu einer Korporation madıt. 


Verein. 


Eine foldhe Korporation unterfcheibet ſich 
von dem ftaatlih nicht anerfannten V. 
dadurch, daß fie durch ihre Vorftände im 
Öffentlichen Leben und namentlich vor Ge⸗ 
richt in rechtsgültiger Weife vertreten 
wirb, und baß fie auf ihren Namen Ber- 
mögen erwerben und Schulden kontra⸗ 
hieren Tann. Die NRechtsperjönlichfeit 
aber wird dem V., wie gejagt, entwe⸗ 
ber burch allgemeine —— oder 
durch beſondere ſtaatliche Verleihung bei⸗ 
elegt. Im erſtern Fall erklärt das Ge⸗ 
daß gewiſſe Vereine, welche be⸗ 

immte Zwecke verfolgen und gewiſſe ge⸗ 
ſetzlich vorgeichrichene Bedingungen er: 
füllen, als Korporationen anerkannt find. 
Dies ift nad dem deutſchen Genoſſen⸗ 
ſchaftsrecht in Anjehung von eingetrage- 
nen Erwerbs: und Wirtfchaftögenoffen- 
fhaften der Fall (f. Genoſſenſchaf— 
ten), ebenfo bei eingetragenen Altien- 
nejellichaften, welche nach dem beutichen 
Bundes⸗(Reichs-) Geſetz vom 11. Juni 
1870 ber ftaatlichen Genehmigung nicht 
mehr bedürfen. Andre Vereine dagegen 
müffen, wofern fie ald Korporation auf- 
treten wollen, ausdrücklich um bie ftaatliche 
Genehmigung nachfuchen, mögen fie wirt- 
lie efellige, fünftlerifche, wiſſen⸗ 
ſchaftliche oder fonftige Zwecke verfolgen. 
Sie find aber auch regelmäßig Teinerlei 
geſetzlichen Beſchränkungen unterworfen. 
Anders verhält es ſich dagegen mit den 
politiſchen Vereinen, welche jetzt, wo das 
öffentliche Leben ein viel regeres iſt als 
früher, von großer peneutung Kit Staat 
und ftaatliches Leben find. Auf dieſem 
wichtigen Gebiet ift das Recht ber Ver⸗ 
einäfreiheit in Deutichland erft ſeit 
1848 zur Geltung gelangt. Ein Bunbes- 
beihluß vom 5. Juli 1832 Hatte alle poli- 
tiſchen Vereine fchlechthin verboten und 
bie Abhaltung von Volfsverfanmlungen 
einfach von der Genehmigung ber flaat= 
lihen Organe abhängig gemadit. Nach 
dem Vorgang Franfreichd machte ſich aber 
feit 1848 eine entgegengejegte Strömung 
geitend; die Damals verabfaßten beutichen 

rundrechte ftatuierten das freie Vereins⸗ 
und Berfammlungsrecht, und obgleich ein 
weiterer Bundesbeſchluß vom 13. Juli 
1854 dies Recht thatfächlich in feiner prak⸗ 
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. tiihen Berwirflichung wiederum von dem 
Ermeſſen der einzelnen Bundesregierun- 
gen abhängig zu machen fuchte, war und 
blieb dasſelbe Doch in ben jeit 1848 zu⸗ 
ftande gefommenen Berfaffungsurfunden 
auzbrüdlich anerkannt. Zudem wurde 
das Vereind= und Berfammlungsredt in 
vielen einzelnen deutſchen Staaten durch 
bejondere Geſetze geordnet, fo in Preußen 
durch Gefet vom 14. März 1850, einge 
. führt in den neuen Provinzen durch Ver: 
ordnung vom 25. Juni 1867 und in 
Lauenburg durch Geſetz vom 28. Juni 
1876; in Bayern durch Geſetz vom 26. 
Febr. 1850, in Sachſen durch Gefeb vom 
32, Nov. 1850, in Württemberg durch 
Geſetz vom 2. April 1848, in Baden durd) 
Geſetz vom 21. Rov. 1867 und in Heſſen⸗ 
Darmitadt durch Verordnung vom 2.Okt. 
1850. Die wichtigften Beftimmungen die: 
fer Gefeße find folgende: »Politiſche Ver: 
eine, d. h. Vereine, welche fich mit der Er- 
örterung öffentlicher Angelegenheiten be⸗ 
ſchäftigen, müſſen Statuten und Vorſteher 
haben, welche, zumeiſt ebenſo wie die Mit⸗ 
glieder, der Behörde anzuzeigen find. Aus⸗ 
Rdleſten iſt die Yufaadme von Frauen, 
hülern und Lehrlingen, nach den mei- 
ften Gefegen überhaupt von minberjähri- 
gen Perfonen, und nad) dem Reichsmili⸗ 
tärgejeß vom 2. Mat 1874 auch von Mi: 
Yitärperfonen. Ein politifcher V. fol fer- 
ner nur als örtlicher V. geduldet werden 
und darf daher nicht mit andern politi- 
[chen Vereinen in Verbindung treten. 
Was die Berfammlungen anbetrifft, fo 
iftzwiichen Bereingverfammlungen, 


d. 5. ſolchen, an benen nur Mitglieder des | 2 Bb 


Vereins teilnehmen, und öffentlihen 
Verfammlungen zu unterjcheiden. 
Für foldhe Vereinsverfammlungen, für 
welche Ort und Zeit ſtatutenmaͤßig oder 
durch Vereinsbeſchluß feititehen, ijt eine 
vorgängige Anzeige bei ber Obrigfeit Her 
erforberlih; dagegen müſſen öffentliche 
Berfammlungen (Bolfsverfamm: 
lungen) regelmäßig eine beſtimmte Zeit, 
meift 24 Stunden, zuvor bei ber zuftän- 
digen Polizeibehörde angemeldet werben, 
die jo berechtigt wie verpflichtet ift, Die Ver: 
fammlung zu verbieten, wenn Gefahr für 
das Bffentliche Wohl oder für die öffent: 
Stantäleriton. 
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Tiche Sicherheit dabei obwaltet. Die Poli: 
zei darf auch zu jeder Verfammlung Be: 
amte oder andre Bevollmächtigte aborb- 
nen. Der Vertreter der Polizeibehörde 
kann die VBerfammlung auflöfen, wenn 
Gejegwibrigfeiten darin vorfommen. Bei 
einer ſolchen Auflöfung haben ſich alle 
Anweſenden fogleich zu entfernen. Mili- 
tirperjonen dürfen nach dem beutfchen 
Militärgefeg an derartigen Verſammlun⸗ 
gen überhaupt nicht teilnehmen. Bejon: 
dere Beſtimmungen beftehen nach einzel- 
nen Gejeßgebungen für Verfammlungen 
unter freiem Himmel, denen öffentliche 
Aufzüge gleihitehen. Alle Berfammlun: 
gen dürfen nur unbewaffnet ftattfinden. 
Der Art. 4 ber beutichen Reichsverfaſſung 
bat Bann ——— in den Kompe— 
tenzkreis ber Reichsgeſetzgebung gezogen ; 
—2 — fehlt es —* zur Zeit noch an 
einem Vereinsgeſetz für das Reich, durch 
welches dieſer wichtige Gegenſtand in ein⸗ 
heitlicher Weiſe normiert würde. Doch iſt 
für die nichtpolitiſchen Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften die Regelung dieſer 
Branche des Vereinsweſens im Weg der 
Reichsgeſetzgebung bereits erfolgt. Das 
Reichswahlgeſetz geſtattet auch die Bil- 
dung von Vereinen zum Betrieb der den 
Reichstag betreffenden Wahlangelegenhei⸗ 
ten. Beſondere Beſchränkungen And endlich 
durch das deutſche Sozialiſtengeſetz vom 
21. Okt. 1878, deſſen Gültigkeitsdauer 
durch das Reichsgeſetz vom 31. Mai 1880 
bis zum 30. Sept. 1884 verlängert worden 
ift, ſtatuiert worden. Vgl. Gierke, Das 
deutſche Genoſſenſchaftsrecht (1868—73, 
e.); v. Stein, Sertvallungslehre, 
Teil 1, Abt. 1, II (2. Aufl. 1860). 
Vereinigte Staaten von Kolumbien, 
. Kolumbien. 
Vereinigte Staaten von La Plata, 
Argentinijhe Republik. 
Vereinigte Staaten von Nordame⸗ 
rita (United States of America, Nord⸗ 
amerifaniihe Union), Bundesſtaat, 
welcher das ganze norbamerifanijche Feſt⸗ 
land zwiſchen den britiſchen Beſitzungen 
im Norden und Mexiko im Süden um: 
faßt; 9,333,655 qkm mit (1880) 50,152,595 
Einw. (f. nachſtehende Überfiht), Das 
Land zerfällt in folgende 38 Staaten mit 
38 
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dem unabhängigen Bundesbifttift Co⸗ 
Tumbia, in Ben bie Bundeshauptſtadt 
Waſh ington gelegen iR, und 40 Territos 
rien, b. b. Totden Gebieten, welche bie zur 
Aufnahme in den Stantöverbanb erfor: 
Berlihe Ginwoßneraßt nod miätkfipen: 








Vereinigte Staaten von Nordamerika. 
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Die Zahl ber Einwanderer mit Einfhluf 
berjenigen, ‚welche ihren dauernden Aufents 
Haft in den Vereinigten Staaten zu nehe 
men nicht beabfichtigten, Setrun, 
1876: 
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Nach der Farbe wurden unter ber Bevölke⸗ 
rung von 1870 unterſchieden: 33,592,245 
Weite (86,3 Proz.), 4,886,387 Farbige 
(meift Neger, ca. /o Mulatten), 324,266 
Indianer, darunter 25,731 zivilifierte, 
und 63,254 Chinejen. Die Sflaverei (j.b.) 
ift feit 31. San. 1864 aufgehoben. Es be: 
fteht volftändige Reli ionsfreibeit Nahezu 
60 verfchiedene Kirchen und Selten find 
innerhalb der Union vertreten. Die Zahl 
der Katholiken wurbe 1830 auf 450,000, 
1840 auf 900,000, 1850 auf 1,233,000, 
1860 auf 44 Mill. und 1867 auf 5 Mil. 
geſchätzt. Es beftehen 11 Erzbistümer 
(Baltimore, Boſton, Cincinnati, San 
Francisco, St. Louis, Milwaukee, Dres 
gon, New Orleans, New York, Philadel- 
phia und Richmond) und 50 Bistümer. 
Dazu kommen etwa 6 Mill. Methobiften, 
3 Mill. Baptiften, über 2 Mill. Presbyte⸗ 
rianer, ca. 2 Mil. Anglikaner, 120, 
Juden 2c. 
Staatsverfaffung. Die Unabhän- 
gigfeit3erflärung von zunächſt 13 Kolo⸗ 
nien gegenüber bem englälgen Mutter: 
and erjoihte 4. Juli 1776. Im Frieden 
ji Berfailles 3. Sept. 1783 wurde bie 
nabhängigteit ber Vereinigten Staaten 
von England anerfannt. Die 17. Sept. 
1787 beichloffene Konftitution bildet noch 
jett die Grundlage der norbamerifani- 
ihen Berfaflung. Sie ift 15mal Abän- 
Berungen unterworfen worden, zuletzt 
30. März 1870, als man ben ehema- 
ligen Stlaven Stimmrecht verlieh. Die 
Bereinigten Staaten von Nordamerika 
bilden einen Bundesſtaat, welcher ſich 
aus (38) Einzelitanten zuſammenſetzt, 
die, foweit nicht die Geſamwerfaſſung be: 
Ihränfend einwirkt, ſouverän find und 
ihre eigne Staatsverwaltung haben. Die 
Einzelitanten haben innerhalb ihrer Zu: 
fländigfeit eine eigne Gefehgebung, Rechts⸗ 
pflege und Verwaltung; ſie haben eine be⸗ 
ſondere demokratiſche Verfaſſung und eine 
nach dem Zweikammerſyſtem geordnete 
Volksvertretung (Kongreß). Die Exeku⸗ 
tivgewalt dieſer Cingelitanten ift jeweilig 
einem Gouverneur übertragen. Für ben 
emeinjamen Staat ift eine befonbere 
taatsgewalt konftruiert, und zwar orb- 
net die Konftitution eine geſetzgebende, 
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eine erefutive und eine richterYiche Gewalt 
an. Die Gefehgebung ift Sache des Kon⸗ 
grelie der Vereinigten Staaten. 
er Kongreß muß ſich wenigftend einmal 
im Jahr verfammeln; er tritt, wenn nicht 
anbermweit beftimmt wird, am erften Mon⸗ 
tag im Dezember zufammen und zwar 
am Sit der Bundesregierung. Der Kon 
geeß ſetzt ſich aus dem Senat und aus 
em Haus ber Repräfentanten zuſammen. 
Zum Senat entfendet jeber Staat ohne 
Rückſicht auf feine Größe zwei Senatoren, 
welche von der Legislatur des betreffenden 
Staats auf ſechs Jahre gemählt werben. 
Alle zwei Jahre wird ein Drittel des Se⸗ 
nats, welcher im ganzen aus 86 Mitglie- 
bern befteht, neu gewählt. Um Senator 
werben zu fünnen, muß man 30 Jahre 
alt, 9 Jahre Bürger der Union und 
iur Zeit der Wahl Einwohner dezjenigen 
taats jein, von welchem man gewählt 
wird, Der Präfident des Senats ift zus 
gleich Vizepräfident ber Union. Er ift 
nicht ſtimmberechtigt, ausgenommen bei 
Stimmengleichheit, in welchem Fall feine 
Stimme den Ausfchlag gibt. Das Re⸗ 
präfentantenhaus beiteht aus 293 
Mitgliedern, welche von den einzelnen 
Staaten in allgemeinen Wahlen auf zwei 
Sabre gewählt werben. Die Xerrito- 
rien find durch Delegierte vertreten, 
welche nur beratende, feine beichließenbe 
Stimme haben. Um zum Repräfentanten 
ewählt werben zu Tönnen, muß man 25 
ahre alt, 7 Jahre Bürger ber Vereinig- 
ten Staaten geweſen und zur Zeit der 
Wahl in dem betreffenden Staat anfälfig 
fein. Senatoren und Repräfentanten er: 
halten außer der Vergütung der Reife- 
often 20,000 ME. Zabresgehalt. Kein 
Mitglied des Senats oder bes Repräſen⸗ 
tantenhaufes darf während der Dauer 
ſeines Manbat3 von ber Unionsregierung 
zu einem Staatdamt berufen werben, wel 
ches in diefer Zeit neu errichtet oder höher 
botiert worden iſt; auch kann fein Beam: 
ter ber Unionsregierung zugleich Mitglied 
einer von jenen beiden Körperichaften fein. 
Der Präfident der Union hat ben von dem 
Kongreß beichloffenen Geſetzen gegenüber, 
weldye durch übereinftimmenden Mehr: 
heitsbeſchluß der beiden Kammern zuſtande 
38* 
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fommen, ein fufpenfives Veto; er kann 
ben Gejeßentiwwurf genehmigen ober mit 
feinen etwaigen Einwendungen an das⸗ 
jenige Haus, von welchem er ausging, zu⸗ 
Hüdlenben. Stimmen aber alddann in 
beiben ulm je zwei Drittel ber Mit- 
lieder für den Entwurf, fo erhält der⸗ 
* gleichwohl Geſetzeskraft. Was den 
Kompetenzkreis des Kongreſſes anbetrifft, 
ſo ſteht ihm das Recht zu, Abgaben, Ge⸗ 
fälle, Steuern und Zölle aufzuerlegen; 
für bie Sanbedverteibigung wird von ihm 
Fürſorge getragen; Anleihen bebürfen 
feiner Genehmigung; das Münz-, Maß: 
und Gewichts, das Patentwefen wie 
auch das Poſtweſen find ber Zuſtändig⸗ 
feit des Kongreſſes unterftellt, ebenfo die 
Geſetzgebung über die Naturalifation, bie 
Regelung des Handels und die Entjcheis 
dung über Krieg und Frieden. Die Union 
arantiert jedem Einzelftaat die republi- 
anifche Staatsform und ſchützt diefelbe 
egen feindlichen Einfall wie gegen ein⸗ 
eimiſche Angriffe auf Anſuchen der Le⸗ 
gielatur oder der vollziehenden Gewalt bes 
eftrafenden Staats. Die vollziehenbe Ge: 
walt in dem Gefamtbundesftaat ift bem 
Vräfidenten übertragen, welcher auf 
vier Jahre gewählt wird unb wieder wähl⸗ 
bar ift. Die Präſidentenwahl erfolgt durch 
Wahlmänner, welche von ben ſtimmfähi⸗ 
gen Bürgern ber einzelnen Staaten ges 
wählt werben. Ihre Zahl beläuft ſich jo 
body wie die Zahl der Senatoren und 
ber Repräfentanten zufammengenommen, 
welche der betreffende Staat in ben Kon⸗ 
greß der Union entjendet. Die Wahlmän- 
ner haben den Präfidenten und Vizeprä- 
fidenten zu wählen. Das Wahlergebnis 
wird von den Einzelſtaaten dem Präſi⸗ 
benten des Senats mitgeteilt, welcher in 
öffentliherSigung beider Häufer die Wahl- 
urfunden Öffnet und die Stimmen zählt. 
Hat fich eine abfolute Mehrheit nicht her: 
ausgeftellt, fo wählt das Repräfentanten- 
haus durch Stimmzettel den Präfiven- 
ten aus benjenigen drei Kandidaten aus, 
welche bie meiften Stimmeu haben. Bei 
diefer Wahl hat die Nepräfentation eines 
jeden Staats nur eine Stimme. Hat ſich 
für den Bizepräfidenten Feine abjolute 
Mehrheit ergeben, fo wählt ihn ber Se: 
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nat aus ben beiden Kandidaten, welche die 
meiften Stimmen erhalten haben. Prä- 
fident und Vizepräfident müſſen minde⸗ 
ftens 35 Jahre alt und geborne Bürger der 
Vereinigten Staaten fein. Der Präfibent 
bewohnt als Amtswohnung bag 5 
gend in Waſhington; er bezieht 50, 

ollar und ber Bizepräfibent 10,000 
Doll. Jahresgehalt. Der Bräfident ift zu⸗ 
gleich öchfter Befehlshaber der Land⸗ und 

eemacht. Die von ihm ausgehenden Er- 
nennungen von Beamten bedürfen ber Be: 
fätigung des Senats. Dem Präfidenten 
ſteht das Kabinett zur Seite, beftehend 
aus ben fünf Staatsfekretären für Aus: 
wärtiges, für ben Schab, das innere, 
den Krieg und für bie Marine, aus dem 
Generalpoftmeifter (E ostmaster gene- 
ral) und bem Generalftaatsanwalt( Attor- 
ney general). 

Gerihtsverfaflung. Nebenden Ge- 
richten der Einzelitanten beftehen befon- 
bere Unionsgerichte, beren Mitglieder vom 
Präfidenten auf Lebenszeit ernannt und 
nur durchden Kongreß angeflagt und ihrer 
Stellen entfeßt werben können. Die rich— 
terliche Gewalt ber Union erftredt fih auf 
alle Gegenſtände, welche unter bie Gefeß- 
gebung ber Vereinigten Staaten fallen, 
auf Streitigkeiten verfchiedener Staaten 
untereinander, Prozeſſe eines Einzelftants 
mit der Union, Ötreitigfeiten zwiſchen 
Bürgern verfchiebener Staaten, Rechts⸗ 
fälle, welche die Admiralität und die See: 
gerichtebe eteit betreffen,zc. Einoberfter 

erichtshof (Supreme court), aus 
neun Richtern beftehend, tritt alljährlich 
in Wafhington zu Gerichtsſitzungen zu⸗ 
fammen. Die zweite Inftanz bilden die 
Kreisgerichte (Circuit-courts). Die 
Bereinigten Staaten find nämlich in neun 
Gerichtskreiſe eingeteilt, und in jedem der- 
jelben wird jährlich zweimal ein Kreisge⸗ 
richt abgehalten. Der Diftrift Columbia 
bildet einen befondern Gerichtsfreis. Als 
unterfte Inftanz der Unionsgerichtäbarfeit 
fungierendieBezirfsgerichte(Distriet- 
courts), deren in jedem Staat minbeftens 
eins beiteht. Sie werden von dem Bezirks⸗ 
richter allein abgehalten, welchem ein 
Staatsanwalt und ein Vereinigte Staa: 
ten-Marſchall zur Seite fliehen. Neben 
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diefen Unionsgerichten ift nochein mit fünf 
Richtern befeßter befonberer Bejchwerde: 
bof(Court ofclaims) in Waſhington vor⸗ 
handen, welcher über Anſprüche und Be: 
jchwerben gegen die Regierung entjcheibet. 
Finanzen. Nach bem Etat fürbas Fi- 
nanzjahr 1880—81 waren die Einnahmen 
derßereinigtenStaaten auf 288 EIN. Doll. 
— veranſchlagt, die Ausgaben auf 
8,269,138 Doll. In der Einnahme waren 
unter anderm die Zoͤlle mit 152, die innern 
Steuern mit 116 Nil. Doll. in Rechnung 
geftelt. Die Erigenz bed Kriegsminiſte⸗ 
riums beträgt 38,876,829 Doll., diejenige 
bes Marinebepartements 14,884,148 Doll, 
während für den Zivildienft, einſchließlich 
der öffentlichen Arbeiten ıc., 60,233,905 
Doll. in den Etat eingeftellt find. Die 
Staatsſchuld belief fih 1. Juli 1879 auf 
einen Effektivbetrag von 1,996,414,965 
Doll., ausschließlich einer für die Pacific⸗ 
eifenbahn Fontrahierten Schuld, deren 
Zinfen in Papiergeld zu zahlen find, und 
welche 1. Zuli 1877: 64,623,512 Doll. 
betrug. Kriegsweſen. Die reguläre 
Armee (25 Regimenter Infanterie, 10 
Negimenter Kavallerie, 5 Regimenter Ar- 
tillerie, 1 Bataillon Genietruppen ac.) hat 
einen gefeßlichen Effeftivbeftand von 2153 
Offizieren und 25,000 Mann. Sie bildet 
ben stern, um welchen fich im Kriegsfall die 
Miliztruppen der Einzelſtaaten formie- 
ren ſollen. Für die Miliz gilt nämlich der 
Pegel nach jeder waffenfähige Bürger vom 
18. — 45. Jahr al? dienſtpflichtig. Die 
Heeresergänzung der regulären Armee 
erfolgt durch Anwerbung auf je fünf 
Jahre. Kriegsmarine. Die Zahl der 
ſämtlichen Kriegsſchiffe betrug 1879: 138 
mit 1053 Kanonen, darunter 24 Pan: 
zerichiffe und 59 Schraubendampfer. Die 
Tlagge ber Vereinigten Staaten befleht 
aus lieben roten und Voche weißen horizon⸗ 
talen, miteinander abwechfelndenStreifen, 
in ber obern Ede ein Fleines Karree mit fo 
viel weißen, zu einem großen Stern ver: 
einigten Sternen (»Sternenbannere), 
als die Union Staaten zählt. Das Wap- 
pen der Union ift ein ſchwarzer Adler, ivel- 
cher in ber einen Klaue ein Bündel Pfeile, 
in ber andern einen Olzweig hält. Die 
Bruft de Adlers wird durch einen in zwei 
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Felder geteilten Schild gebildet, beffen 
oberes Feld blau ift, während das untere 
filberne Feld ſechs fenfrechte Balfen durch⸗ 
jchneiden. Der Adler Hält im Schnabel 
ein Band mit ber Inſchrift: »E Pluri- 
bus Unume«; er ift von 13 weißen Ster- 
nen, der Zahl der eriten Staaten ber 
Union, umgeben. Vgl. Ratzel, Die 
Vereinigten Staaten von Norbamerifa 
(1878—80, 2 Bde); Schlief, Die Ver- 
faffung ber nordamerikaniſchen Union 
(1880); »American Almanac« (1830); 
»Statistical abstract of the United 
States« (1880); v. Holſt, Verfaflung 
und Demofratie der Vereinigten Staaten 
von Norbamerifa (1873); Derfelbe, 
Dertaffungagelhichteber Bereinigten Stan: 
ten (Bd. 1, 1878); Bancroft, History 
of the United States (deutfch, 1847—74, 
10 Bde); Laboulaye, Geichichte ber 
Bereinigten Staaten (a. d. Franz. 1870, 
3 Bde); Kapp, Geſchichte der deutfchen 
Einwanderung in bie Vereinigten Staa⸗ 
ten (1868); Derfelbe, Aus und über 
Amerifa (1876, 2 Bde.). 

Vereinsrecht, |. Verein. 
— „f. Wechſel. 
Verfafſung, Staatsform, überhaupt 
die Organiſation eines Gemeinweſens, wie 
man denn 3. B. von ber Gemeindeverfaſ⸗ 
fung, Kreisverfaffung u. dgl. fpricht. Ins⸗ 
bejondere wird die landftändifche V. hier: 
unter verftanden; auch bezeichnet man 
mit ®. die VBerfaffungsurfunde 
(Konftitution), in welder die geſetz⸗ 
liden Normen hierüber enthalten find 
(j. Staat, ©. 546 ff.). 

Derfafiungseid, die feierliche VBerfiche- 
rung des Souveräns, daß er der Verfaf- 
jung und den Gefegen bed Landes gemäß 
regieren werbe, und zwar wird nach man⸗ 
chen Verfaflungen, 3. B. nach der preußi- 
chen, ein eidliches Gelöbnis des Monar⸗ 
chen in Gegenwart der Kammern verlangt, 
während nad) andern Verfaſſungsurkun⸗ 
den die eidliche Verſicherung in einem Pa⸗ 
tent genügt und noch andre Konſtitutio⸗ 
nen eine ſolche Zuſicherung in einer Ur⸗ 
kunde bei dem fuͤrſtlichen Worte des Sou⸗ 
verüns verlangen. In manchen Staaten 
ift eine dem V. analoge Verficherung auch 
in ben Verpflichtungseib ber Staatsbiener, 
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mitunter auch in den allgemeinen Hul⸗ 
digungseid der Staatsbürger überhaupt 
mit aufgenommen. 

Verfofiungsredt, | Stantsredt. 

Vergeben, |. Strafprozeß. 

Vergiftung, |. Körperverlehung. 

Verhaftung, |. Haft. 

Verifizieren (Iat.), buch Prüfung eines 
Sachverhalts deifen Richtigkeit darthun; 
auch f. v. w. eichen (1. d.). 

VBerjährung,das Erlöfchen von Rechten 
und Nichtausübung derfelben (er: 
löſchende V.) fowie der Erwerb von 
Nechten ſeitens eines Nichteigentümers 
durch einen eine beftimmte Reihe von Jah⸗ 
ren fortgeſetzten Peſig (erwerbende V. 
oder Erſitzung). Die selagverjöbrun 
tritt nach gemeinem Recht regelmäßig na 
30 Jahren ein, boch haben Partikular⸗ 
gejete.vielfach Fürzere VBerjährungsfriften 
eingeführt. So verjähren 3. B. nad 
preußifchem Necht Forderungen ber gabris 
fariten, Kaufleute, Krämer, Handwerker ıc. 
für Waren und Arbeiten in 2 Jahren. 
Wechſelklagen gegen ben Arreitanten ver: 
jähren nad) ber euilaen Wechſelordnung 
in 3 Jahren, Regreßanſprüche gegen den 
Ausſteller des Wechſels und gegen Vor: 
männer in kürzerer Friſt und zwar, wenn 
der Wechfel in Europa zahlbar, in ber 
Regel in 3 Monaten. Nach bem beutichen 
SanbeiSgelesbud verjähren Klagen des 

äuferd gegen den Verkäufer wegen 
Mängel der Ware binnen 6 Monaten 
von ber Lieferung an; Anſprüche an ben 
Spebiteur und Frachtführer binnen einem 
Jahr; Klagen aus Berficherungen und 
Forderungen an einen Gefellichafter aus 
Anfprücen gegen eine Handelsgeſellſchaft 
in d Jahren; Klagengegeneinen Genojien- 
fhafter aus Anjprüchen gegen bie Ge 
noflenfchaft verjühren nad) bem beutfchen 
Genofjenfhaftsgefeg in 2 Jahren. Er- 
fitung findet bei beweglichen Sachen in 
"3, bei unbeweglichen in 10, Abweſenden 
gegenüber in 20 Jahren ftatt. Unvor: 

enflihe B. oder Smmemorialver: 
KB tritt bei finem Beſitzſtand ein, 
befien Anfang über Deenichengebenfen 
binausliegt. Im Strafrecht findet ſowohl 
V. ber Strafverfolgung als auch V. der 
Strafvollſtreckung (ber erfannten Strafe) 


Berfaffungsreht — | Verordnung. 


ftatt; fo verjähren z. B. nach bembeutfchen 
Strafgeſetzbuch Todezftrafe und lebens 
längliche Freiheitsſtrafe in 30 Jahren; 
die Strafverfolgung bei Verbrechen, die 
mit ſolcher Strafe bedroht ſind, verjährt 
in „Jahren. Bol. Reichsſtrafgeſetzbuch, 


Verklarung, die vom Schiffer und ber 
Mannſchaft vor einer Behörde abgele te, 
eventuell beeibigte Ausfage über bie Er: 
eigmiffe auf einer Reife. Grundlage ber- 
jelben ift das Schiffsjournal (Xog- 
bu). Eine V. ift erforderlich, wenn 
dem Schiff ein Unfall paffiert ift, um die 
Anfprüche bes Reeders (1 b.), des Ver⸗ 
ficherers, refp. die Schuld des Schiffers 
ober der Mannfchaft feititellen zu können. 

Verfümmerung, |. Arreſt. 

Verletzte Kichterpflicht, ſ Beugung 
bes Rechts aus Parteilichkeit. 
Verleumdung, |. Beleidigung. 

Verluſt der burgerlicgen Ehrenrechte, 
ſ. Ehrenrechte. 

Vermächtnisnehmer, |. Fideikom— 
miß. 
ermögen, im volkswirtſchaftlichen 
Sinn bie Summe ber einer Perjon zu⸗ 
itehenden Güter; in ber Rechtswiſſenſchaft 
wird das Bermögensrecht als eine Un⸗ 
terabteilung bes Privatrechts bem Perfo: 
nenrecht gegenübergeftellt und in Sachen⸗ 
recht, Recht der Forderungen HNbligatig 
nenrecht) und Erbrecht eingeteilt. Ver⸗ 
mögensſtrafe, ſ. Strafe. 

erordnung, im Gegenſatz zum Geſetz 

eine allgemeine ſtaatliche Anordnung, 
welche ohne Mitwirkung der Volksvertre⸗ 
tung lediglich von Organen der Regierung 
ausgeht. Die Verordnungen dienen na- 
mentlich bazu, um zum Zwed ber Ausfüh⸗ 
rung ber Gejebe bie nötigen Beſtimmun⸗ 
gen zu treffen (Ausführungsperord: 
nungen). Solche Verordnungen werben 
namentlich auf bem Gebiet ber Berwaltung 
erlajjen, um bie Organe ber legtern mit 
zufttuftion Darüber zuverfehen, in welcher 
eife und in weldem Sinn fie ein Ge 
feß zur Ausführung bringen follen (Re= 
glements, SInftruftionen, Ber: 
waltungsperordbnungen). Mande 
Verordnungen haben aber auch den Cha: 
tafter allgemein verbindlicher Rechtsnor⸗ 
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men für alle Stantsangehörigen. Man 
hat fürbiefe Kategorie den Namen »Rechtö- 
verordnungen« vorgeichlagen. Derartige 
Verordnungen können aber nur erlaſſen 
werben, wenn unb foweit der Monarch 
oder die Stantsbehörden durch dad Geſetz 
dazu ermächtigt find. Dies gilt auch für 
die Verordnungen, welche im Deutfchen 
Reich und für dasjelbe erlaffen werden 
jollen. Das Verordnungsreht fann 
nämlich hier von dem Kaiſer, vom Bundes⸗ 
rat, vom —— oder von gewiſſen 
andern Reichsbehörden ausgeübt werden. 
Die Stelle, von welcher im gegebenen Fall 
die Ausführungsverordnungen erlaſſen 
werden ſollen, wird regelmaͤßig in dem 
betreffenden Reichsgeſetz ſelbſt bezeichnet. 
Es kommt aber auch vor, daß die einzelnen 
Landesregierungen mit dem Erlaß der nö⸗ 
tigen Verordnungen betraut werden. Von 
beſonderer Wichtigkeit ſind in den Einzel⸗ 
ſtaaten die Polize iverordnungen, die 
jedoch einen mehr lokalen Charakter haben, 
indem den Orts⸗ und Bezirkspolizeibehör⸗ 
ben vieljach in einem gewiſſen Umfang das 
Recht eingeräumt ift, ortd= und bezirks⸗ 
polizeiliche Verordnungen zu erlaffen und 
ihreNichtbefolgung mit beitimmten Stra- 
fen, namentlich mit Geldfirafen, zu be- 
legen. Endlich enthalten viele Berfafhunge: 
urfunden aud die Beitimmung, wonad) 
die Regierung in Zeiten, wo ber Land⸗ 
tag nicht verjammelt ift, fogen. Notver- 
ordnungen für- beſonders bringenbe 
Fälle erlaflen darf. Eine ſolche V. hat 
den Charakter eines proviforifchen Ges 
febes. Jedenfalls find aber diefe Notver: 
ordnungen ben Kammern bei ihrem näch⸗ 


sten Zufammentreten vorzulegen, und 


falls die Zuftimmung, der Stänbe nicht 
erfolgt, die V. alfo nicht zum Geſetz er- 
hoben wird, ift diefelbe wiederum außer 
Kraft zu ſetzen. Vgl. außer ben Lehrbüchern 
des Staatsrechts: Gneijt, Verwaltung, 
Juſtiz, Rechtsweg 2c. (1869). 
Verſammlung, |. Verein. 
—A „ſ. Prämie. 
Verficherungsweſen. Derjenige Ber: 
trag, vermöge deſſen ber eine Kontrabent 
(Berfiherer) dem andern (Berficher: 
ten, Berfi erungsnehbmer) gegen 
eine dem erſtern zu entrichtende Gebühr 


(Prämie) den Schaden zu erfeßen ver- 
ſpricht, welcher ihn aus einer beftimmten 
Gefahr treffen jollte, wird Berfiherung 
genannt. Die dem Verficherten zur Be: 
urkundung dieſes Vertrags vom Verlicherer 
ausgeftellte Urfunde heißt Police. Regel: 
mäßig werden derartige Verficherungen 
von befondern Verfiherungsanftal: 
ten und Verſicherungsgeſellſchaf— 
ten übernommen. Diejenige Kategorie 
ber legtern, bei welcher eine größere An- 
v4 von Perſonen zufammentritt und 
& durch Vertrag verpflichtet, ven für ben 
Einzelnen aus der beitimmten Gefahr 
entftehenden Schaden gemeinjchaftlich zu 
tragen, bezeichnet man als die Gegen— 
feitigfeitsgefellihaften. Bei diefen 
befteht regelmäßig die Einrichtung, daß 
jedes Mirglieb einen beftimmten Beitrag 
unter der Bedingung bezahlt, daß die nach 
Dedung der Schäden und ber fonftigen 
Gefchäftzfoften verbleibenden überſchüſſe 
den Mitgliedern in Form einer Dividende 
queüctgegeben ‚ während umgefehrt bie 
etztern au zur Zahlung von Nachſchüſ⸗ 
fen herangezogen werben, wofern fich ein 
Defizit ergeben ſollte. Die Verſiche— 
rungsakttiengefellihaften da egen 
find regelmäßig jo eingerichtet, bob er 
Verſicherte eine feite Prämie zu entrichten 
hat. Die Aktionäre ſchießen das Aktien: 
Tapital zufammen, welches den Verfiches 
rungsnehmern für die Erfüllungder ihnen 
gegenüber eingegangenen Verpflihtungen 
haftet. Der am Ende des Geichäftsjahrs 
fich ergebende Reingewinn fließt alsdann 
als Dividende den Aktionären zu, und 
ein etmwaiges Defizit ift aus dem Reſerve⸗ 
fonds oder aus dem fonftigen Vermögen 
der Geſellſchaft zu deden. Übrigens fon: 
men auf bem Gebiet ber Nebensverfiche- 
rung reine Aftiengefellichaften nur noch 
jelten vor, indem bie meiften Verſicherungs⸗ 
aftiengefellichaften, wenigitens bei Xebens- 
verficherungen, ihren Verficherten einen 
Anteil am Reingewinn gewähren. Unter 
Lebensverjiherung im engern Sinn 
verſteht man dieBerfiherungeinerSumme, 
welche beim Tode der verficherten Perſon 
fällig wird. Es kommen jeboch aud Ver: 
ficherungen »auf den Erlebengfall«e (Ren: 
tenverficherung, Ausfteuerverficherung sc.) 
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vor, bei welchen da8 VBerficherungstfapital 
oder eine Sahresrente füllig wird, wenn 
der Verficherte einen beftimmten Termin 
erlebt, wie 3. ®. bei ber Kaifer Wilhelms: 
Spende (ſ. d.). Die erfte Lebensverſiche⸗ 
tungögefellichaft wurde 1705 zu London 
gegründet. Die älteiten deutfchen Gefell- 
Ichaften diefer Art find: die Lübecker, Go⸗ 
thaer und Leipziger. Nächſt der See: 
berfiherum it die Feuerverfide: 
rung die älteſte Art der Verficherungen. 
Spuren davon finden fich in Deutfchland 
fon zu Ende des 16. Jahrh., und in 
England ift die erfte derartige Gefellfchaft 
1666 gegründet worden. Für Teuerver: 
fiherung beftehen übrigens auch öffentliche 
Anflalten. Außerdem ift ber Hagel⸗, 
der Hypotheken-, der Kredit: und ber 
Snvaliditätsverfidherung zu ge: 
denfen. In die lebtgebachte Kategorie 
gehören die zahlreichen Knappſchafts-, 
Eiſenbahn-, Beamten, Arbeiterpenfiong: 
kaſſen 2c. Auch die Transportverjidhe- 
rung (See:, Fluß-, Eifenbahn:, Poſtver⸗ 
fiherung ꝛc.) ift von großer Wichtigkeit 
für den öffentlichen Verfehr. Beider See=, 
Transport: und Feuerverficherung insbe⸗ 
fondere fpielt auch die Rückverſiche— 
rung eine wichtige Role, deren Wefen 
darin befteht, daß der VBerficherer eine 
übernommene Berfiherung einem andern 
Verfiherer ganz oder teihweife über: 
trägt und fich für den Fall, daß er 
feinem Berficherungsnehmer für einen 
Schaden auffommen muß, feinerfeit3 an 
dem Rückverſicherer ſchadlos Hält. 
Vielfach erörtert ift neuerding? die Un⸗ 
fallverfiherung, und namentlich das 
Arbeiterunfallverfiherungsgefet 
des Fürften Bismard, welches er 1881 
dem Reichstag vorlegte, hat zahlreiche Ve: 
titionen und Erklärungen ſowie eine ganze 
Brofchürenlitteratur hervorgerufen. Über 
feinen Gegenftand ift feit langer Zeit in 
ber Preſſe jo viel diskutiert worden wie 
über diefen. Nach der Regierungevorlage 
follten nämlich alle in Bergwerfen, Sali⸗ 
nen, Aufbereitungsanftalten, Brüchen und 
Gruben, auf Werften, in Anlagen für 
Bauarbeiten (Bauhöfen), in Fabriken und 
Hüttenwerken befchäftigten Arbeiter ſowie 
diejenigen Betriebsbeamten, beren Jahres⸗ 


Verſicherungsweſen. 


arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt nicht 
über 2000 Mk. beträgt, gegen die dohen 
ber beim Betrieb ſich ereignenden Unfälle 
verfichert werben. Die Arbeiter der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft ſowie die Eiſenbahn⸗ 
bedienſteten ſollten dabei nicht berückſich⸗ 
tigt werden. Für jene Kategorien von 
Arbeitern aber ſollte der verſicherungs⸗ 
gi angeintreten. Der Reichskanzler wollte 
ieſe Verficherung bei einer allgemeinen 
Reichsverfiherungsanftalt in Berlin be- 
wirft haben; die Mehrheit bes Reichstags, 
namentlid) das Zentrum, entichieb ſich 
jedoch für Lanbeöverficherungsanitalten 
und gab biefem partifulariftiihen Stand: 
punft durch die Beſtimmung Ausdrud: 
»Jeder Bunbesftaat hat eine für feine 
Rechnung zu verwaltende Landesverſiche⸗ 
rungsanftalt zu errichten, bei welcher die 
Berficherung Hr alle innerhalb besfelben 
belegenen Betriebe, foweit nicht dieſes Ge⸗ 
feb Ausnahmen zuläßt, flattfindet; für 
mehrere Bundesftaaten Tann eine gemein 
ſame Lanbesanftalt errichtet werden«. 
Außerdem wurbe von ber Reichsregie⸗ 
rung das Berfiherungsmonopol 
verlangt, d. h. neben ber ftaatlichen Ver: 
fiherung folten Unfallverficherungen bei 
Privatanftalten nicht geitattet fein, wäh: 
rend der Reichstag wenigitens eine genof- 
fenfchaftliche Berfiherung durch die Be⸗ 
triebsunternehmer und durch Invaliden⸗ 
(Knappſchafts⸗) Kaflen ftatuieren wollte. 
Die Verfiherungsprämie betreffend, jo 
follten diefelbe nach der Regierungsvorlage 
1) für diejenigen Verficherten, beren Sal 
resarbeitsverdienft 750 Mk. und weniger 
betrage, zu %s ber Iinternehmer, zu "s 
das Reich, 2) bei einem jährlichen Ver- 
bienft von 750—1000 Mf. zu %s ber 
Unternehmer und zu Ys ber Verficherte, 
3) bei einem jährlichen Verdienit von über 
1000 ME. zur Hälfte der Unternehmer 
und zur andern Hälfte ber Berficherte be⸗ 
zahlen. Allein der unter 1) gedachte Reichs⸗ 
zuſchuß erregte bie erheblichiten Bedenken, 
indem man denfelben ganz mit Recht als 
eine Art Almofen bezeichnete und einer 
jolhen Gabe an eine beftimmte. Klaſſe 
von Staatsangehödrigen jede Berechtigung 
abſprach. Die Fonjervativ-Tlerifale Ma⸗ 
jorität des Reichstags nahm endlid) ben 
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Borichlag der Kommilffion des legtern an: | führung des Verbrechens ober Vergehens 


»Die VBerjiherungsprämie ift zu %/s vom 
Betriebgunternehmer, zu Ys vom Ber: 
ficherten aufzubringen«e. Dieje Belaftung 
der Arbeiter troß des Verſicherungszwangs, 
die Ablehnung der Reichsanftalt und das 
Berficherungsmonopol waren es beſonders, 
welche die Liberalen bewogen, gegen das 
Geſetz zu ſtimmen, zumal da der Staats⸗ 
ſozialismus, welcher damit inauguriert 
werden ſollte, die erheblichſten Bedenken 
erregen mußte und es vielen als weit rich⸗ 
tiger erſchien, ſtatt deſſen lieber das Haft: 
pflichtgefeg einer verbeſſernden Reviſion 
gu unterziehen. Das Geſetz ift zwar von 

er Mehrheit des Reichstags angenom: 
men worden, allein das Zuftandefommen 
desfelben ift gleichwohl jehr fraglich, da 
ber Fürſt Bigmard zwar bereit war, die 
Reichsanſtalt fallen zu laſſen, eine Bela: 
ftung des Arbeiter aber für völlig unzu⸗ 
Yäffig erflärte. Vgl. die Handbücher des 
Verſicherungsweſens von Maſius (1846), 
Schmidt (1871), Gallus (1874), Lemcke 
(1874); Wiegand, Die Lebensverfiche- 
rung (2. Aufl. 1867); Karup, Handbuch 
ber Xebensverficherung (1874); Bren: 
tang, Die Arbeiterverficherung gemäß 
bem heutigen Recht (1877); Derfelbe, 
Der Arbeiterverfiherungszwang (1881). 

Verflantlihung der Eifenbahnen, 
f. Eifenbahnen. 

Verfiridung, |. Freiheitsſtrafe. 

Verſtümmelung (Tat. Mutilatio), die 
jenige Körperverlegung, infolge deren ein 
Glied verlorengeht. Selbftverftümme: 
ung zu dem Zweck, fich dadurch dem Mi: 
Yitärdienft zu entziehen, wird nad) dem deut⸗ 
ſchen Reichsſtrafgeſetzbuch ($ 142) mit Ge- 
fängnis bis zu 5 Jahren und nicht unter 
einem Jahr beitraft; auch kann auf Ver- 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werden. Denjenigen, welcher einenandern 
auf beffen Verlangen zur Erfüllung ber 
Wehrpflicht untengli macht, trifft die⸗ 
felbe Strafe. vi .Deutſches Militär: 
ſtrafgeſetzbuch, $ 81. 

Verſuch eines Verbrechens oder Ver: 
gehens (lat. Conatus, Konat) liegt dann 
vor, wenn ber Entihluß, ein Verbrechen 
oder Vergehen zu verüben, durch Hand⸗ 
lungen, welche einen Anfang der Aus: 


enthalten, bethätigt, das beabfichtigte Ver— 
brechen oder Vergeben ſelbſt aber nicht 
zur Ausführung gelommen if. Der V. 
wird nad) dem deutſchen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch bei eigentlichen Verbrechen (1. d.) ſtets, 
bei Vergehen nur in benjenigen Fällen 
beſtraft, in welchen dies das Geſetz aus⸗ 
drücklich beſtimmt. Das verſuchte Verbre⸗ 
chen oder Vergehen iſt milder zu beſtrafen 
als das vollendete. Bei übertretungen iſt 
der Verſ ug überhaupt nicht ſtrafbar. Auch 
bleibt der Verſuch als ſolcher ſtraflos, wenn 
ber Thäter die Ausführung der beabſich⸗ 
tigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß 
er an dieſer Ausführung durch Umſtände 
gehindert worden iſt, welche von ſeinem 
Willen unabhängig waren, oder wenn er 
zu einer Zeit, zu welcher die Handlung 
noch nicht entdeckt war, den Eintritt des 
zur Vollendung des Verbrechens gehörigen 
Erfolgs durch eigne Thätigkeit abgewendet 
bat. Vgl. Deutſches Strafgeſetzbuch, $$ 43 
bis 46; Bar, Zur Lehre vom Verſuch und 
Teilnahme am Verbrechen (1859). 
Vertagen, die Beihlußfaffung aus: 
ſetzen, vom altdeutichen »tagen«, d. h. 
Gericht halten; wird jest hauptſächlich 
von den Ständeverfanmlungen und ähn- 
lichen Korporationen gelagt, wen deren 
Beratungen auf einige Zeit ausgeſetzt 
werden. Das Recht ber Vertagung 
fieht regelmäßig dem Staatsoberhaupt, 
dem beutfchen Reichstag gegenüber dem 
Kaifer, zu. Die meilten Verfaſſungen und 
jo aud die deutſche Reichsverfaſſung 
(Art. 26) enthalten aber die Beitimmung, 
daß die Bertagung während berjelben 
Seſſion nicht wiederholt und ohne Zus 
ftimmung ber Kammer einen beftimmten 
Zeitraum, nach der deutjchen Reichsver⸗ 
fafjung 30 Tage, nicht überfteinen darf. 
Durch eine folhe Vertagung wird bie 
Kontinuität der Verhandlungen nicht 
unterbrochen; die Kammer bleibt in ihrer 
alten Konftituierung, Vorftand und Kom: 
miffionen dauern fort, und die Arbeiten 
werben bei dem Wiederbeginn ber Sigun: 
gen einfach wieder aufgenommen. Anders 
eim Schluß des Parlaments. Hier ift 
fiir die wieder zufammentretende parla= 
mentarifche Körperfchaft eine anberiweite 
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Konftituierung erforderlich, eine Neuwahl 
ber Kommiſſionen und ein erneutes Ein: 
bringen etwaiger Vorlagen und etwaiger 
Antrage die in der vorigen Sitzung nicht 
ur endgültigen Beratung kamen (ſogen. 
iskontinuität ber Sitzungs— 
end Aber auch bie von ben 
Kammern ſelbſt ausgehende Unterbrechung 
ber Sitzungen auf beitimmte Zeit, bie 
Abbrehung ber Verhandlungen an dem 
einen Tag, um fie an einem andern 
wieder aufzunehmen, wirb al Vertagung 
bezeichnet. Nach der Geſchäftsordnung 
bes deutſchen Reichstags ($ 53) bebarf 
ein folder Vertagungsantrag der Unter: 
ſtützung von 30 Mitgliedern. Wenn ſolche 
erfolgt, fo wirb alsbald ohne weitere Mo: 
tivierung bed Antrags und ohne Disfuf- 
fion über denfelben abgeftimmt. Wird der 
Antrag auf Vertagung von der Drajorität 
angenommen, fo wird die Beratung des 
betreffenden Gegenftands abgebrochen, um 
an einem andern Tag wieder aufgenom- 
men und fortgejeßt zu werben. 

VBertrauenspotum, |. Botum. 

Vertretbare Sachen, |. Fungible 
Sachen. 

Veruntrenung, ſ. Unterſchlagung. 

——— ſ. Haft. 

Verwaltung (Adminiſtration), 
zunächſt Bezeichnung für die Staatsver⸗ 
waltung überhaupt, db. h. für die Aus⸗ 
übung der flaatlihen Negierungsge: 
walt (Exekutivgewalt, Erefutive, 
vollziehende Gewalt), im Gegenfat 
zur Geſetzgebung und zur Rechtspflege 
(Suftiz). Hiernach fallen alſo die V. der 
auswärtigen Staatsangelegenbeiten (po = 
Yitifche Regierung), das Heerweien, 
bie Staats⸗ oder Finanzwirtichaft, bie 
Anftellung der Beamter und die Über: 
wachung ihrer Amtsführung (welcheman, 
injoweit es fich dabei um Juſtizbeamte 
banbelt, ala Juſtizverwaltung zu be 
zeichnen pflegt) jowie bie innere V. mit 
unter biefen Begriff, während man im 
engern Sinn mit V. nur bie innere ®. 
bezeichnet, welche Lorenz v. Stein al? »bie 
Verwendung der Macht und ber Mittel 
des Staats für die Förderung des Einzel: 
nen in feinen individuellen Lebensverhaͤlt⸗ 
niffene definiert. In ben Kreis diefer 


Vertrauensvotum — Berwaltung. 


innern Verwaltungsthätigkeit gehören 
aber inusbeſondere folgende Gegenſtände: 
dad Bevoölkerungsweſen (Paßweſen, 
Bolfszählung, Beurkundung des Perſo⸗ 
nenſtands, Heimatsweſen, Angelegenhei⸗ 
ten der Staatsangehörigkeit), ferner bie 
V. des geiftigen Lebens (Pflegſchafts⸗, Bil- 
—— namentlich das Volksſchul⸗ 
weſen und die V. der Preßangelegenhei⸗ 
ten, dann das ganze Gebiet der Polizei 
g d.), ſodann die V. des wirtſchaftlichen 

ebens, wohin die Ablöfung von Grund: 
Yaften, Separationen, Erpropriationen, die 
Angelegenheiten bed Waſſerrechts, das Ver⸗ 
fiherungs:, Verfehrö:, Maß⸗, Gewichts⸗ 
und Geldwefen, ferner die B. einzelner 
wirtfchaftlicher Unternehmungen gehören, 
wie Landwirtfchaft, Fabrik: und Gewerbe⸗ 
wefen, Berg:, Jagd⸗, Forſt⸗ und Filcherei- 
weſen, endlich die V. des gefellfchaftlichen 
Lebens, bes Familien⸗, Gefindes, Armen⸗ 
und Vereinsweſens. Auch der Ausbrud 
Berwaltungslehre wird regelmäßig 
mit Rüdficht auf jenen engern Begriff 
von V. gebraucht, und ebenſo veriteht man 
unterBerwaltungsrecht vorzugsweiſe 
diefenigen Rechtsnormen, welche jich auf 
die Ausübung Der Regierungegermali in 
Saden ber innern V. beziehen. Na⸗ 
mentlih im Gegenfaß zu den Juftiz- 
ſachen, die infolge der Trennung der 
Juſtiz von ber V. von den Gerichtöbe- 
börden zu erledigen find, werden die An⸗ 

elegenbeiten ber innern B. Verwaltungs⸗ 
Face (Adminiftrativfaden) ge 
nannt, welche vor bie Berwaltungs: 
bebörden (Gemeinbebehörben, Landrat, 
Negierungäpräfident, Oberpräfident u. a.) 
gehören. Zu beachten ift aber, daß ge 
wille Rechtsfachen, welche nur mittelbar 
das Öffentliche Intereſſe berühren und im 
Grund als PBrivatrechtäftreitigfeiten und 
ebendarum als Juftizfachen erfcheinen, aus 
Zweckmäßigkeitsgründen ben Gerichts⸗ 
behörden entzogen und an die Verwal: 
tungsbehörden zur Verhandlung und Ent- 
ſcheidung verwiejen find, wie z. B. Strei- 
tigfeiten zwifchen Gelinde und Dienft: 
berrichaft oder zwifchen Lehrling und Lehr: 
— Man bezeichnet dieſe Angelegen⸗ 

eitenalsadminiſtrativ-kontentiöſe 
Sachen und die entſprechende Thätigkeit 














Verwaltungsrat — Veto. 


ber Behörden als Derwaltungdtegts- 
pflege (Adminiftrativjufliz;). Um 
aber nicht nur für folche Privatrechtöftrei- 
tigfeiten, fondern auch für Fragen des 
öffentlichen Rechts, bie prinzipiell von den 
DBerwaltungsbehörben zu entſcheiden find, 
die Garantien richterliher Unabhängig: 
Teit uı. die Vorteile unbefangener richter- 
licher Prüfung zu gewähren, find in 
neuerer Zeit für die Verwaltungäpflege 
überhaupt bejondere Verwaltungs: 
gerichte (in Preußen 3. B. Bezirksver⸗ 
waltungsgerichte und das Oberverwal- 
tungsgericht) geſchaffen worden, jo in 
Preußen durch das Geſetz vom 3. Juli 
1875, betreffend die Verfaſſung der Ver: 
waltungegerichte und das Verwaltungs: 
ftreitverfabren, und durch das für den 
Geltungsbereih der Provinzialorbnung 
vom 29, Juni 1875 erlaffene Geſetz vom 
26. Juli 1876, betreffend die Zuftändig- 
feit der Verwaltungsbehörden und der 
Berwaltungsgerichtöbehörben. Üübrigens 
ift die moderne Verwaltungsgeſetzgebung 
bemüht, die ftaatliche B. vielfach Durch die 
Selbjiverwaltungderfiommunalverbände 
u erſetzen (f. Selbibermaltung) 
Bol. Stein, Verwaltungslehre (1865 
big 1868, 7 Teile); Derfelbe, Handbuch 
ber Verwaltungslehre (2. Aufl. 18603 
Gneiſt, V., Sufliz Rechtsweg 2c. (1869); 
Rösler, Lehrbuch des deutfhen Verwal: 
tungsredhts (1872 ff.); Piizer, Reform 
ber Verwaltungsredhtöpflege (1873); K. 
% Schmidt, Die Grundlagen der Ber: 
waltungsrechtspflege (1878), Meißner, 
Handbuch fürVerwaltungsbeamte (1878). 
Verwaltungsrat, |. Aufſichts rat. 
Verwaltungsverordnung, |. Ber: 
ordnung. 
Berwandtenmord, ſ. Mord. 
Verweis, die Erklärung, daß die Hand⸗ 
lungsweiſe deſſen, dem der V. gegeben 
wird, eine fehlerhafte, ungeſetzliche gewe⸗ 
fen ei, wogegen Qurehtweifung ek⸗ 
tifizierüng, Rektifikation) die Er: 
kläärung ausdrückt, daß der andre von 
einer irrigen Anficht autsgegan en jet. 
Der B. kommt namentlich als Diszipli⸗ 
narftrafmittel, dagegen als öffentliche 
Strafe nur ausnahmsweife und zwar 
nach dem deutſchen Strafgefegbuch ($ 57) 
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ingbefondere nur bei jugendlichen Perſo⸗ 
nen unter 18 Jahren und nur bei befon- 
ders leichten Vergehen und Übertretungen, 
welche von ſolchen verübt wurden, zur 
Anwendung. 
Bermeitungsbefiiluß ‚|. Straf: 


prozeß. 
Veterinärpolizei, ſ. v. w. Tiergeſund⸗ 
heitspolizei (ſ. Geſundheitspolizei). 
Veto (at., »ich verbiete«), die Befug⸗ 
nis, durch Widerſpruch einen Beſchluß zu 
entkräften und ſomit die Ausführung des⸗ 
ſelben zu hindern. Iſt damit das Er: 
ebnis eines Beſchluſſes gänzlich beſeitigt, 
ho ift das V. ein unbebingtes oder abſo⸗ 
lutes; kann aber durch Cintegung des 
V. ein Beſchluß in feinen Folgen nur 
aufgefhoben, bei gleichmäßiger Wieber- 
holung aber fpäter nicht abgelehnt mer: 
den, fo iſt e8 ein bedingtes oder ſuſpen⸗ 
fived V. In der römifhen Republif 
hatte jeder Volfstribun das Necht, durch 
fein V. die Befchlüffe des Senats für un- 
gültig zu erklären. Im ehemaligen Kö⸗ 
nigreich Polen warb das zuerſt 1652 ges 
gebene Beifpiel durch ein Geſetz als ein 
beftändiges Recht feftgeftellt, daß auf dem 
Neichdtag ein einzelner Landbote durch 
feinen Widerfprudy (»Nie poz walam«, 
»ich erlaube es nichte)die von ben übrigen 
Mitgliedern genehmigten Beſchlüſſe un: 
ültig machen konnte. Im frübern 
eutichen Reich hatte der Kaifer den Be⸗ 
ihlüffen des Reichstags gegenüber ein 
abfolutes V., während nad ber gegen 
wärtigen Neichöverfaffung bie Geſetze 
durch den übereinftimmenden Mebrheits- 
beichluß des Bunbesrats und bes Reichs⸗ 
tags zuftande fommen, ohne daß bem 
Kaifer als ſolchem auch nur ein fufpen- 
fives V. zuftände, wie dies im Intereſſe 
der Machtjtellung bes Kaiſers neuerdings 
vielfach gemünjcht wird. Steht body auch 
dem Präfidenten der norbamerifanifchen 
Union ein fufpenfives V. zu, und follte 
ein ſolches doch auch nad, der Reichsver⸗ 
teffung von 1849 dem beutfchen Kaifer 
eingeräumt werden. In England fteht 
ber Krone verfaffungsmäßig, wenn aud) 
nur felten geübt, das Necht des abjoluten 
V. zu, für welches bie höfliche Formel 
»Le roi s’avisera« gebräuchlich ifl. 
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Vidi (Iat., »ich habe gefehen«) dient, 
mit Namensunterfhrift oder Namensfig- 
natur verjehen (in der Abfürzung Vid), 
als fchriftliches Bekenntnis über Die er- 
folgte Mitteilung und Einfiht einer 
Schrift Vidimus hingegen ift die be- 
weifende Erflärung eines öffentlichen Be: 
amten unter einer Abjchrift darüber, daß 
biejelbe mit dem Driginal gleichlautend 
jei; daher Vidimierung, wofür andre 
Tidemierung, abgeleitet von in fidem, 
d. h. beglaubigt, fchreiben. Stammver⸗ 
wandt mit V. und Vidimus iſt das Wort 
Visum (f. Viſierung) auf Reiſepäſſen. 

Vidimieren (lat.), mit dem »Vidi« 
(ſ. d.) verjeben. 

Biehfeude, |. Rinderpeft. 

Viehſeuchengeſetz, ſ. Sefunbhbeits: 
polizei. 

Viehſterben, ſ. Rinderpeſt. 

Big! ante all, ſ. Durchſuchungs⸗ 


recht. 

Bilar (Tat.), der Stellvertreter eines 
Beamten im Dienft, fo: Faiferliche 
Vikare, im Mittelalter die Statthalter 
in ben ttalienifhen Städten; Reichs⸗ 
vifare, in Deutichland die nach dem 
Tod eines Kaifer bis zur Wahl eines 
neuen das Amt des Kaifers vertwaltenden 
Fürften; Vikare des Papſtes (Groß: 
vifare) müſſen Kardinäle fein; Vikare 
des Stifts,des Kapitels, derdom: 
herren, anStiftsfirchen bie an ber Stelle 
der Domberren Fungierenden; apoſto⸗ 
lifher V. (vicarius apostolicus), ber 
Stellvertreter des Papſtes da, wo fein 
Biſchof feinen Sik hat. 

Virilſtimme, die Befugnis eines Ein- 
zelnen, als folcher feine Meinung abzu⸗ 

eben und in einer Stimmenzählun Äh 
I gerechnet zu werden; — im 
Gegenſatz zur Kuriatſtimme (ſ. d.). 

Viſierung FERN die Einfchrift des 
Visum (vgl. Vidi), Zeichen, baß man 
etwas geleen bat, auf einen Paß oder 
in ein Arbeit3= oder Geſindebuch geſchrie⸗ 
ben oder neitempelt. 

Viſitationsrecht, im Völkerrecht ſ. v. w. 
Durchſuchungsrecht (ſ. d.); auch das dem 
Staatsoberhaupt zuftehende Recht der 
Oberaufficht über die Amtsführung ber 
Behörden, insbefondere der Gerichte, 


Vidi — Völkerrecht. 


Visum (lat.), ſ. VidiundBifierung. 
Yisumrepertum (lat. Fundſchein, 
Bunbberihh), ber auf amtliche Veran⸗ 
aflung verfaßte Bericht eines Arztes über 
bie bei einer mebizinifchen Unterhu ung, 
befonderd einer Totenſchau (ſ. d.), ges 
fundenen Rejultate nebit den barauf ge: 
gründeten Schlußfolgerungen. 
Bize...(lat.,>anftatte), inVerbindung 
mit Amtstiteln zur Bezeichnung eines 
Stellvertreters gebräuchlich, 3.B. Vizekanz⸗ 
ler, Vizefönig, Vizepräſident zc. Jemandes 
vices wahrnehmen, beißt im Etaatsleben 
als Vertreter eines Beamten fungieren. 
Vizinalbahnen, j. Sekundaͤrbah— 


nen. 
Volk (lat. Populus), die Geſamtheit 
ber unter einer gemeinfamen Staatsre⸗ 
gierung vereinigten Angehörigen eines 
eftimmten Staats (ſ. Nation); bann 
die große Menge der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft im Gegenſatz zu ber Durch politifche 
Stellung, Reichtum und Bildung hervor: 
ragenben Ariftofratie, in welder Be 
ziehung man aud von Volksbildun 
und Volksunterricht ſpricht; in no 
engerm Sinn bie fogen. arbeitenden Klaſ⸗ 
ſen gegenüber der politiſchen Ariſtokratie, 
den Beſitzern und induſtriellen Unterneh⸗ 
mern; endlich wohl auch Bezeichnung der 
rohen, ungebildeten Menge, des Pöbels. 
Völkerrecht (lat. Jus gentium, in= 
ternationalesRecht, Droit des gens, 
Law of nations, Diritto internazio- 
nale), der Inbegriff der Rechtsgrundſätze, 
welche im Verkehr fouveräner Staaten un 
tereinander Geltung beanspruchen. Inſo⸗ 
weit biefe Normen lediglich aus der Natur 
ber wechleljeitigen Verhältniſſe der Staa= 
ten überhaupt gefolgert werben, alfo ledig⸗ 
li) auf fubjektive rechtsphiloſophiſche An⸗ 
Idanung zurüdzuführen find, [pricht man 
von al gemeinem oder philoſophi— 
ſchem V., während man -biejenigen 
Rechtsgrundſätze, welche auf ausbrüdli: 
chem oder ftilljchweigendem Übereinfom- 
menbeftimmtereinzelner Staaten beruhen, 
als praftifches oder pofitives V. be: 
zeichnet. Praktiſches europäiſches V. 
insbeſondere werden diemigen Rechtsre⸗ 
geln genannt, welche die Staaten und 
zwar zunächſt die chriſtlichen Staaten der 





Völkerrecht. 


europäiichen Völferfchaften ſowie ber von 
ihnen beherrichten und Tolonifierten Länder 
anbrer Weltteile verpflichten. Seit dem 
Pariſer Frieden von 1856 ift auch die Tür: 
fei in das fogen. europäifche Konzert 
mit aufgenommen, während die nordame- 
rifanifche Union ſich nicht unbedingt an 
jene Normen bindet und namentlidy den 
Abmahungen ber europäiſchen Staaten 
über die Kaperei (f. d.) nicht beigetreten 
ift. Was die Quellen bes pofitiven Völker⸗ 
rechts anbelangt, jo beruhen diefelben zu- 
nächſt auf den von einzelnen Staaten mit- 
einander abgeichloffenen Staatsverträgen, 
dann auf dem Herfommen oder der völfer- 
rechtlichen Gewohnheit. Die Hauptver: 
träge, welche hier in Frage fommen, find: 
der Weftfälifche Friede von 1648, ber 
Friede von Utrecht von 1713, die Wiener 
Kongreßalte vom 9. Juli 1815, die fogen. 
Heilige Allianz vom 25. Sept. 1815, das 
Aachener Konferenzprotofoll vom 24. Mai 
1818, der Parifer Friede vom 30. März 
1856, die Genfer Konvention vom 22. Aug. 
1864, welche das Elend ber Kriegführung, 
namentlich für Verwundete, zu mildern 
fucht, bie Peteräburger Konvention vom 
11. Dez. 1868 über die Unzuläffigfeit des 
Gebrauchs erplofiver Geſchoſſe aus Hand: 
feuerwaffen und der Berliner Friede vom 
13. Juli 1878. Auch die Handeld= und 
Sciffahrtsverträge fowie bie internatio- 
nalen Poft: und Telegraphenverträge der 
Neuzeit gehören hierher. Anfofern aber, 
als es in Anſehung ber völferrechtlichen 
Normen an einer gemeinfamen richter- 
Yichen Autorität fehlt, welche deren Er- 
zwingbarkeit garantierte, ift dem V. aller: 
dings nicht mit Unrecht ber Charafter 
eines eigentlichen Rechts abgejprochen wor: 
ben; bie praftifche Anwendbarkeit des 
Völkerrechts hängt eben zumeift von den 
Machtverhältnifien der beteiligten Stanten 
ab. Um jo beachtenswerter ift e8 daher, 
daß man in neuerer Zeit wieberbolt in 
Streitigkeiten völferzechtliher Natur bie 
Entſcheidung eines Schiedsgerichts ange- 
rufen bat (}. Schiedsrichter). Auch 
wird eine Kodififation des Völkerrechts 
angeftrebt, welche fhon von Bentham an- 
geregt und zu der neuerdings von Bluntfchli 
in jeinem Wer? »Das moderne V. der 
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zwvilifierten Staaten, als Rechtsbuch dar: 
eftellt« (3. Aufl. 1878) ein wertvoller 
eitrag geliefert worden ift. 

An neuerer Zeit bat namentlich bag 
Snfitut für. (Institut de droit in- 
ternational) ſich um bie Förderung bes 
internationalen Rechts große Verdienite 
erworben. Es ift dies eine unabhängige 
internationale Gefellfchaft, welche in die: 
fem Sinn vorzugöweife durch Konferen- 
zen von Rechtögelehrten und Publiziſten 
verichiedener Länder zu wirken jucht. All⸗ 
jährlich findet eine Situng ftatt, an wel- 
her die wirklichen Mitglieder (membres 
effectifs) , deren Zahl jet 60 beträgt, mit 
Stimmredt teilnehmen. Cbenfo groß 
fann die Zahl ber jogen. Associ6s —* 
welchen nur eine beratende Stimme zu: 
ſteht. Zu ſolchen Mitarbeitern follen na: 
mentlid) Männer berufen werben, welche 
durch Spegialfenntnifle dem Inſtitut nütz⸗ 
lich ſein können. Die Verſammlungen 
werden in ber »Revue de droit interna- 
tional« undauszugsweife im » Annuaire« 
des Inſtituts veröffentlicht. Von befonde- 
rer Wichtigkeit war namentlich der 1880 
in Orford abgehaltene Kongreß, auf wel- 
chem unter anderm ein von Guſtav Moy- 
nier in Genf, den Präfidenten der Inter: 
nationalen Gejellichaft zur Pflege im Feld 
verwunbeter Krieger, ausgearbeiteles 
Handbüchlein des Kriegsrechts vorgelegt 
und für geeignet befunden ward, den da⸗ 
bei intereſſierten Regierungen zu beliebi⸗ 
ger Benutzung bei dem Erlaß ihrer kriegs⸗ 
rechtlichen Normen unterbreitet zu wer- 
ben. Nicht zu verwechjeln mit dem In⸗ 
ftitut für V. ift der Verein für Re— 
form und Kodififation bes Völ— 
ferredhts (Association de droit inter- 
national oder Association pour la ré- 
forme et la codification de droit des 
gens). Dies ift ebenfalls eine Gefellfchaft 
von Rechtsgelehrten, Staatsmännern, 
Publiziften und Geſchäftsleuten, melde, 
verjchiedenen Ländern angehörig, fich alle 
jährlich einmal zufammenfinden. Dief: 
Körperichaft Hat fih namentlich um das 
internationale Privatrecht und zwar ins⸗ 
befondere um das Seerecht grobe erdienfte 
erworben. Seinem Inhalt nach zerfällt 
das B. in Öffentliches V., d. h. das 
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Recht unabhängiger Staaten in ihrem 
Verkehr als Staaten, und das interna: 
tionale Privatrecht, worunter man 
bie Rechtsgrundſätze verfteht, nach welchen 
bei ber Kollifion der Gefege verjchiedener 
Staaten in Bezug auf Rechtsverhältnifie 
ihrer Unterthanen zu verfahren ift. Zu 
bem öffentlichen ober eigentlichen V. ges 
hören insbefondere die Normen über Un- 
abhängigfeit, Gleichheit und Selbiterhal- 
tung ber eingelnen Staaten, ferner das 
Recht der völterrechtlichen Ehre, das Ver: 
trags⸗ und Geſandtſchaftsrecht, Die Grund⸗ 
fäte über die Staatsvertretung nach außen, 
über Krieg und Frieden, über das Recht 
ber Reutralen und über das internationale 
Seeweien (ſ. Seerecht). Die wiſſenſchaft⸗ 
liche Bearbeitung bes Völkerrechts beginnt 
mit Grotius, welcher 1617 fein berühm⸗ 
tes Wert »De jure belli ac pacis« 
— von Kirchmann, 1871, 2 Bbe.) 
chrieb. am folgten: Hobbes, Bufenborf, 
Deoier, Klüber und Zachariä, unter ben 
Neuern Heffter und Bluntſchli, der Eng- 
länder Phillimore und ber Amerifaner 
Wheaton. Bol. Bee Europäifches 
B. (6. Aufl. 1873); Oppenheim, Sy 
ftem des Völkerrechts (2. Aufl. 1866); 
Wheaton, Elements of international 
law (8. Aufl. 1866); Bulmerincaq, 
Vraris, Theorie und Kodififation des Völ⸗ 
kerrechts (1874); v. Bar, Internationa⸗ 
led Privat und Strafrecht (1866). 
Volksherrſchaft, |. Republik. 
Volfspartei, |. Libero. 
Volksſouveränität, ſ. Republik. 
Volklsverſammlung, |. Verein. 
Volksvertretung, die Teilnahme der 
Regierten an ben wichtigften Regierungs⸗ 
bandlungen, namentlid an der Gef er 
bung durch gewählte Vertreter (ſ. Wahl); 
auch Bezeihnung für diefe Vertreter 
Volksvertreter, Abgeordnete, Deputierte, 
andſtände, Repräſentanten) ſelbſt. Die 
V. iſt für das moderne Staatsleben von 
der größten Wichtigkeit und zwar ſowohl 
in ber repräfentativen Demokratie (ſ. d.) 
als in der konſtitutionellen Monarchie 
—9 Dabei iſt der Gegenſatz zwiſchen der 
eutigen repräſentativen (parlamentari⸗ 
ſchen) und der frühern ſtändiſchen Mon⸗ 
archie beſonders hervorzuheben, indem 


Volksherrſchaft — Volkswirkſchaftslehre. 


in der letztern das Volk nur nach gewiſſen 
Ständen vertreten war, welche ihre Stan⸗ 
desintereſſen wahrzunehmen hatten, wäh: 
rend die moderne V. das Volk in ſeiner 
Geſamtheit repräſentiert, wie z. B. die 
deutſche Reichsverfaſſung von den Reichs⸗ 
tagsabgeordneten jagt: »Die Mitglieder 
des Reichstags find Vertreter des geſamten 
Volks und an Aufträge und Inftruftionen 
nicht gebundene. Gleichwohl ift für bie 
B. der frühere Name »Landſtände« (Rand: 
tag) immer noch gehäuäfig, Für die 
größern Staaten befteht nad) dem Vor⸗ 
gang Englanbe (Ober: und Unterhaus) 
die Cinteilung in bie Erfte und Zweite 
Kammer (3. B. in Preußen Herrenhaus 
und Abgeordnetenhaus), während in klei⸗ 
nern Staaten nur eine »Volfsrepräfenta= 
tione (Ein: u. Zweifammerfyitem) 
vorhanden ift. Die Erfte Kammer ſetzt fi) 
aus Mitgliedern aulammen, welche teils 
vermöge erblichen Rechts zur Mitgliebichaft 
berufen, teils von der Krone ernannt find. 
Nur ein gewiffer Teil ber Mitglieder wird 
in manden Staaten von beitimmten 
Körperfchaften aus den Kreifen ber Re⸗ 
gierten gewählt. Die Erſte Kammer fol 
auf dieſe Weife einen mehr ftetigen, bie 
Zweite einen mehr beweglichen Charakter 
befonmen. Die Erjte Kammer ift für das 
Tonfervative, bie Zweite mebr für das libe⸗ 
tale Element gefchaffen. Über die Volks⸗ 
vertretungen ber einzelnen Staaten vgl. 
bie betreffenden Artikel (3. B. Preußen, 
Frankreich 2c.) und den Art. »Reichstag«. 

Volkswirtſchaftslehre (National: 
ober politifhe Ofonomiie), die Lehre 
vom Sein und Seinfollen ber Volks- und 
Staatswirtfchaft, d. h. die Wiflenfchaft, 
welche die Regeln und Geſetze zu erforjchen 
ſucht, nach denen fih das wirtichaftliche 
Leben ber Völker, indbefonbere die Pro⸗ 
duktion, Verteilung und Konfumtion ber 
Produkte, welche dem Menſchen notwen⸗ 
dig, nüßlich oder angenehm find, oder bie 
einen Taufchwert repräfentieren, auf ben 
verſchiedenen Kulturftufen entwidelt; eine 
auf Erfahrung berubendeWifjenfchaft und 
erft in ber neuern Zeit ſyſtematiſch aus: 
yebitket, Aufgeltellt wurden befonders brei 

yſteme: das Handels= oder Merkan⸗ 
tilſyſtem, welches den Volkswohlſtand 





Volkswirtſchaftsrat. 


als das Produkt weiſer Regierungsmaß⸗ 
regeln betrachtete und namentlich auf 
ſtaatlichen Schutz der nationalen Arbeit 
bedacht war; das phyſiokratiſche oder 


ökonomiſtiſche Syſtem, welches den | 1880 


Landbau als die Quelle alles National: 


= 


l) 
Birnbaum, Volkswirtichaftliches Lexi⸗ 


dene »Korreipondenzen«, Hildebrands 
»Jahrbücher für Nationalölonomie und 
Statiftife, > Zeitjchrift für Staatswiſſen⸗ 
ichafte, » Zeitjchrift für deutjche Volkswirt⸗ 


607 


ſchaft« u.a. Vol. Roſcher, Geſchichte der 
Nationalökonomik in Deutichland (1874); 
Mor. Meyer, Die neuere Nationalöko: 
nomie in ihren Hauptrichtungen (2. Aufl. 


Bollswirtidaftsrat, ein für die Be- 
gutachtung wirtichaftliher Gejeße und 
Verordnungen, welche wichtigere wirt: 
f daftliche Sntereffen von Handel, Gewerbe, 
Lands und Foritwirtichaft betreffen, in 
Preußen 17.Nov. 1880 ins Leben gerufe- 
nes Kollegium. Der V. bat namentlich 
auch zu allen auf den Erlaß von Reichs: 
geleben und Reichsverordnungen bezüg- 
ihen Anträgen Preußens im Bundesrat, 
fomeit fie für das gedachte wirtichaftliche 
Gebiet von Bebeutungfind, feine beratente 
Stimme abzugeben. Der ®. beiteht aus 
75 auf Die Dauer von fünf Jahren jeweilig 
zulammenberufenen. Bon diefen werden 
5 durch die Minifter der öffentlichen Ar- 
beiten, für Handel und Gewerbe und für 
Landwirtichaft berufen. Es werden näm: 
ih je 30 Perſonen von ben Bertretern 
des Handels, der Induſtrie und der Land⸗ 
wirtihaft, im ganzen alfo 90 Perfonen, 
ber Regierung präfentiert, und aus diefen 
werben je 15 Mitglieder für Handel, Ges 
werbe und Land: und Forftwirtfchaft aus⸗ 
gemäntt. Dazu kommen noch 30 von ben 
iniftern unmittelbar berufene Mitglies 
ber, von denen minbeiten® 15 bem Hand⸗ 
werker⸗ und bem Arbeiterftand angehören 
müfjen. Der ®. zerfällt in die drei Sek⸗ 
tionen für Handel, Gewerbe und Land: 
und Forftwirtichaft, und jede Seftion wählt 
wiederum aus ihrer Mitte einen Ausſchuß 
(Sektionsausſchuß), welcher ausfiinf 
Ditgiebern beiteht. Die 15 Mitglieder 
ber Sektionsausſchüſſe bilden dann mit 
weitern 10 von den oben bezeichneten Mi- 
niftern zufammen den permanenten 
Ausſchu ß des Volkswirtſchaftsrats. Den 
Vorſitz im V., in den Sektionen und den 
Ausſchüſſen führt einer jener Miniſter 
oder ein von dieſen als Vertreter beſtellter 
Beamter. Iſt nun auch das Beſtreben der 
Regierung, Ai ſachverſtändigen Beirat in 
wirtichaftlihen Fragen zu erholen, nur 
zu billigen , fo würbe doch eine aus freier 
Entſchließung ber beteiligten Kreife ber- 
vorgebende Begutachtung an Stelle einer 
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Intereffendertretung unter dem Einfluß 
der Regierung vorzuziehen fein, ganz abges 
jehen davon, baß ber V. in feiner jegigen 
orm ba® Unfehen des Parlaments zu 
fGmätern geeignet if. Immerhin wirb 
aber erft abzuwarten fein, ob und inwie⸗ 
weit fidh die Inftitution bewährt, Ühri: 
gen ift die Ausbehnung ber letztern auf 
das Reich in Ausficht genommen. 

Volks zãhlung, die periodiſche amtliche 

—86 —— eines 
Bandes. ei ber roßen Bebeutung ber 
VBolkszäglungen für bie Feftellung ber 





Wehr: und Oteuerfraft eines Staats und 
ber‘ el ” ver 
Bevölkeru des 
burten, 5 18: 
und Einw he 
unb bie € el⸗ 
nen Kult en 
in neueren it, 
und bieTe hr 
und mehr me 
net worden. Die bringendwünfchenswerte 


Übereinftimmung in dem Volfsgählungs- 

verfahren zwiſchen ben einzelnen Staaten 

ift namentlid, auf den ftatiftifhen Konz 
grefien (ſ. Statiftif) angeftrebt, und 
auf dem achten ftatiftifchen Kongreß in 

&t. Petersburg (1872) ift bereits ein inz 

ternationales Programm für bie Vollszahe 

Tungen aufgeftellt worden, welches freilich 

nod) nicht alenthalben zur Ausführung 

und ara fübtung gefommen ift. Nas 
mentlich fol bie ©. in den verfchiebenen 

Staaten foweit als möglich an einem ein- 

zigen Tag vorgenommen werben ober bie 

Aufnahme ſich doch auf einen beftimmten 

Tag und eine beftimmte Stunde beziehen. 

Die Voltözählungen find zum minbeften 

einmal innerhalb eines Jahrzehnt? und 

war in ben Fahren, beren Enbzahl bie 

Sat 40 ober’beren Vielfaches ift, vorzu⸗ 

nehmen. Die legten und näcjften Volt: 

zaͤhlungen ber wichtigfien Staaten fallen 
auf folgende Beitpunfte: 
1. Europ. 

Belgien 1848, 1856, 1866, 1876, 81. De. 1886 (9) 
(er jeßige Zuftand der amtlichen Statiftit macht 
die Einhaltung des Zermins fraglich). 

Dänsmart 1040, 145, 185, 1600, 180,1. ir. 


Volksʒählung. 





Deutſches Reich 1871, 1875, 1. Des. 1880. 
Sranfreidh 1821-86 alle 5 Jahre, 1872, 1876, 
1881. 


Griechenland 1888, 184° 1851, 1860, 1810, 
Anfang 1870. 

Großbritannien 1801, ale 10 Jahre, 9. April 
1881. 


Ytalien 1861, 1871, 31. Dez. 1881. 

Niederlande 1829, alle 10 Jahre, 1. Dej. 1889 
le Zählung, welde 1. Dez. 1879 Hätte er- 
folgen foflen, unterblieb). 

Norwegen 1815, alle 10 Jahre, 81. Deg. 1875. 

Öfterreih- Ungarn 1850-1, 1857, 1809, 31. 
Dei. 1880. 

Portugal 1868, 1. Ian. 1878. 

Rumänien 180-00—8 

Rußland, Ceelenrebifionen für 1858, 1867, 

? 


1870— 

Sweden 1750-1875 je fünfjägrige fberfihten, 
31. Dez. 1880 (Bummarien aus den Paroial- 
zegiftern), 

Söweig 1850, 1860, 1870, 1. De 

Serbien 1860, Dejember 1874 (. 

Spanien 1857, 1880, 81. Dei. 1877. 

IL Umerite und andre aufereurspäijhe Länder. 

Britifge Kolonien in Amerita und Auftra- 
Tien gumeift 1851, 1861, 1871, 1881. 

Bereinigte Staaten von Nordamerifa feit 
1790 alle 10 Jahre, Junt 1890, 

Brafilien 1872 (). 

Algerien 1856, 1861, 1866, 1872, 1876. 

Andre frangdfifge Kolonien zumeifi 1876. 

Britif de Indien 1800-72, 

Japan 18. 


Die weſentlichen Erhebungen ber ®. 
follen fi) nad dem Petersburger Pro: 
ggamım auf folgende Momente raiehen: 

zor- und Zuname; Geſchlecht; Alter; 
Verhältnis zum Haupte ber Farmifie oder 
des Hausftands; Zivilftand; Beruf oder 
—— —— m 
gewöhnlichen Berfehrgefprodiene Sprade; 
Kenntnis des Leſens und Schreibens; 
‚Herfunft, Geburtdort und Stantsangehi: 
tigkeit; Wohnort und Ort des Aufenthalts 
am Zählungstag (ob bauernb oder vorüber: 
gehend anıoefenb, refp. abiwefenb); Blinb- 
heit, Taubheit, Blödfinn, Kreinismus 
und Geifteöfranfgeit. Zur Bermeibung 
von Mipverftänpniffen und Doppelzäh: 
Tungen ift zu unterfdeiben: 1) bie fak⸗ 
tiſche ober ortsanweſende Benölferung 
(Population de fait on presente); 
2) bie Wohnbevölkerung jation 
de söjour habituel ou domicilise), 






1880. 


S 





Volljährigleit — Votum. 


d. h. bie ortsanweſende Bevölkerung 
mit Hinzurechnung der im Moment 
ber Zählung nur vorübergehend Ab⸗ 
mwefenden und Abrechnung ber nur vor: 
übergehend Anweſenden; 3) die einheimi- 
ſche — (Population do droit), 
d. h. diejenige, welche im Zählungsort 
das Heimatsrecht beſitzt. Vgl. Engel, Die 
Methoden der V. (1861); Korbſi, Projet 
d’un recensement du monde (1881); 
Behm und Wanner, Die Bevölkerung 
ber Erde (feit 1872, bis jeßt 6 Bde.). 
Volljährigkeit, |. Alter. 
Vollziehende Gewalt (Eretutiv- 
e w alt, Grefution), bie Stantögewalt, 
Enfofern fie mit der eigentlichen Staats⸗ 
regierung befaßt ift, alſo bie verwaltende 
Thätigfeit ber Staatsgewalt im Gegenſatz 
ur richterlihen und zur gejeßgebenden 
— Verwaltung). 
Vorläufige Fefinahme, ſ. Haft. 
Vormundfhaft (Tutel Kuratel), 
Schutzgewalt über bilfsbebürftige Perfo- 
nen (Mündel, Bupillen) durch einen 
obrigfeitlich beitellten Beiftand (Vor: 
mund, QTutor, Kurator) Vie V. 
grfan in die De le 
. über minberjährige Berfonen (in 
Deutichland unter 21 Jahren), welche 
nicht in väterlicher Gewalt ftehen, und bie 
zukonb buormundtnaft über 
eiſteskranke, notoriſche Verſchwender, 
ſogen. breſthafte Perſonen, wie Blinde, 
Taubſtumme, welche ihre Angelegenheiten 
nicht ſelbſt beforgen fönnen. Auchfommen 
bloße VBermögensfuratelen vor, 3. B. über 
das Vermögen eined Abwefenden, eines 
Verfchollenen x. Das Vormundſchafts⸗ 
weſen fteht unter jtaatlicher Oberaufficht, 
welche regelmäßig durch die zuftändige 
Gerichtsbehörd (Obervormund- 
haft) ausgelibt wird; doch fungieren 
als Oberpormundichaftsbehörde zuweilen 
auch befonbere Behörden, wie Pupillen- 
Amter, Bupillenräte, Pupillenkollegien. 
Dal. Kraut, DieB.(1835—59, 3 Bde.); 
Chriftiani, Das Amt des Vormunds 
(2. Aufl. 1876); Dernburg Vormund⸗ 
ſchaftsrecht ber preußifchen Monarchie 
(2. Aufl. 1876). 


Staats lexiton. 
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Vorfitz, ſ. Präfidium. 
Borunterfuhung (Borverfahren), 
im Strafprozeß dad Stadium ber jchrift- 
lichen und protofollarifchen Vorerörterun⸗ 
gen im Gegenfat zur mündlichen und 
Öffentlihen Hauptverhanblung 
Hauptverfabren) Die B. bat den 
Zweck, das Unterfuchungsmaterialzu ſam⸗ 
meln und die gegen den Angeſchuldigten 
vorliegenden Verdachtsgründe ſo klar zu 
ſtellen, daß Entſchließung darüber gefaßt 
werden kann, ob gegen denſelben Anklage 
zu erheben und das Hauptverfahren zu 
eröffnen ſei oder nicht. Nach der deutſchen 
Zraſpreheßerdnung findet bei ſogen. 
Übertretungen und den ſonſt vor bie Amts⸗ 
erichte verwiefenen geringfügigen Straf: 
Puchen eine B. überhaupt nicht, bei ben vor 
die Landgerichte gehörigen Verbrechen und 
Vergeben dagegen nur dann ftatt, wenn 
dies von der Staatsanwaltichaft oder vom 
Angefchuldigten beantragt wird. Bei den 
von den Schwurgerichten abzuurtellenden 
ſchweren Berbreden aber ift vie V. obliga- 
toriſch. Dasfelbe gilt von denjenigen Ver: 
bredhen, welche in erſter Inſtanz vom 
Reichägericht abzuurteilen find. Zur Füh- 
rung der V. ift ein befonderer Unter: 
ſuchungsrichter bei jedem Landgericht 
u beftellen, doch kann die Sührun ber- 
!efen ober die Vornahme einzelner Unter: 
juhungshandlungen auch einem Amts⸗ 
richter Übertragen werben. Vgl. Deutfche 
Strafprogeßorenung, $$ 176 . 
Votum (Iat.), eigentlich f. v. w. Ge: 
lübde, dann Gutachten, namentlich ein in 
einer beratenden Verſammlung abgegebe- 
ne? Urteil. Das V. ift entweder mitent- 
ſcheidend (V. decisivum) oder bloß gut⸗ 
achtlich (V. consultativum), oder es gibt 
bei Stimmtengleichheit (Vota paria) den 
Ausichlag (V. decisivum in specie), was 
regelmäßig von bem V. bes Borfigenden 
gilt. BertrauengscderMißtraueng: 
votum heißt das von einem Landtag ober 
einer fonftigen Körperſchaft abgegebene 
Urteil, welches kundgibt, ob man zu einer 
beſtimmten Perſon Vertrauen oder Miß⸗ 
trauen hege. Votieren, abſtimmen, 
durch Abſtimmung erklären, verwilligen. 


39 
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Wachtmeiſter — Wahl (Reglement). 


W. 


Wachtmeifier, ſ. Feldwebel. 
er 2 


enrecht (Waffen: und Wehr: | % 


boheit, Militärgewalt, lat. Jus ar- 
morum), das Recht, eine ftehende bewaffnete 
Macht zu unterhalten, it ein ausſchließ⸗ 
liches Hoheitsrecht des Staatsoberhaupts 
und als ſolches im modernen Staatsrecht 
allgemein anerkannt. Außerdem verſteht 
man unter W. das Recht, Waffen zu tra⸗ 
en (port d'armes), welches früher jedem 
Freien zuftand, jet aber vielfach polizei- 
lihen Beichränfungen unterliegt. Ita: 
mentlich geftatten die Vereinsgeſetze Volks⸗ 
verfanmlungen renelmäßig nurunbewaff: 
neten Berfonen. 
Waffenruhe, |. Waffenftillftand. 
Waffenſtillſtand, Vertrag zwilchen 
friegführenden Zeilen wegen Unterbre= 
hung der Feindfeligfeiten auf eine be= 
ftimmte Zeit oder bis zu erfolgenber Auf: 
fündigung. Sit der W. ein allgemeiner, 
welcher für alle Arten von Feinbjeligfeiten 
auf dem ganzen Kriegsſchauplatz gelten 
fol, ſo kann er nur von ben Friegführens 
den Regierungen geſchloſſen werden; bat 
er dagegen nur für gewiſſe Truppenteile, 
Gegenden und Linien Geltung, jo wird er 
von den oberften Befehlshabern abgeſchloſ⸗ 
fen. Die von beiden Zeilen während bes 
Waffenftilftandd oder einer teilweiſen 
fuzzen Waffenruhe einzunehmenden 
Stellungen werden Frag durch eine 
Demarfationslinie getrennt. Häufig wird 
auch nur auf wenige Stunden ein W. ge 
ſchloſſen und zwar behufs der Beerdigung 
der Toten, Fortfchaffungder Bermunbeten, 
Auswechlelung der Gefangenen ſowie wäh: 
rend des PBarlamentierend. Der W. iſt 
für die fontrahierenden Teile mit Dem ver: 
abredeten Anfangspunft verbindlich, für 
Einzelne dagegen nur erft von dem Zeit⸗ 
punft erhaltener Kenntnis an. Ein Bruch 
des Waffenſtillſtands gilt als Verletzun 
des Völkerrechts. Ein allgemeiner W. 
gewöhnlich Vorläuferbes Friedens. Früher 
ſind Waffenſtillſtände ſelbſt auf eine Reihe 
von Jahren geſchloſſen worden; nament⸗ 
lich die Türken ſchloſſen aus religiöſen 
Gründen mit den Chriſten nur Waffen⸗ 


ſtillſtände auf 20 — 30 Jahre, keinen 


rieden. 

Wahl, die Art und Weiſe, wie die zur 
Vertretung einer Körperſchaft (Verein, 
Gemeinde, Kreis, Volk ꝛc.) beſtimmten 
Perſonen berufen werden. Im Bereins⸗ 
weſen richtet ſich eine derartige W. regel⸗ 
mäßig nach den Vereinsflatuten, während 
für die Gemeinde⸗, Kirchen=, Landtags: 
wahlen u. dgl. geletliche Beftimmungen 
maßgebend find. DieW. der Bolfevertreter 
ift entweder eine unmittelbare (direkte) 
burch die Wahlberechtigten (Wähler) felbft, 
wie in England, Norbamerifa, ——— 
Belgien, Italien, in ben meiſten ſchwei⸗ 
zeriſchen Kantonen und bei den Wahlen 
zum deutſchen Reichstag, oder eine mittel: 

are (indirekte) W. Bei biefer letztern 
wählen nämlich bie Wahlberechtigten Hure 
wähler) zunächſt Durch fogen. Urwahl 

Wahlmänner, durch welche ſodann erft 
bie W. ber Abgeordneten felbft erfolgt, jo 
in Spanien, Preußen, Bayern und in 
vielen beutichen Einzelitaaten. Die Be 
fugnis zum Wählen (jogen. aktives 
Wahlrecht) und die Fähigkeit, gewählt 
werden zu können (jogen. paſſives 
ee fowie das zu beobachtende 
Wahlverfahren (Wahlmodu8) find 
durch befondere Wahlgefege (Wahl: 
ordnung, Wahlreglement) feftge: 
ftellt, fo 3.8. durch die preußiſche Ver⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1849, welche auch 
für die neupreußifchen Gebietsteile gilt, 
für die Wahlen zum preußifchen Abgeord- 
netenhaus, Durch das bayrifche Gefeß vom 
4. Juni 1848, das ſächſiſche Geſetz vom 
26. März 1868 ꝛc. Für das Deutſche Reich 
find die für die Reichsſtagswahlen maß: 

ebenden Zeſt mungem in dem Bundes⸗ 

Reichs⸗) Geſetz vom 31. Mai 1869 (Bun⸗ 
desgeſetzblatt, ©. 145 ff.) und in dem 
Wahlreglement vom 28. Mat 1870 (Bun: 
desgeſetzblatt, S. 275) ff.) enthalten. 

Bezüglich Diefer Wahlgefeßgebungen im 
allgemeinen find verjchtedene Wahliy: 
fteme zu unterjcheiden. Zunächſt finden 
fih nämlid noch Spuren des früher in 
Deutſchland allgemein üblichen ſtändi⸗ 





Wahl (Wahlfufteme). 


fchen Syſtems, wonach einzelne beftimmte 
Stände ihre jeweiligen Vertreter (Land: 
ftänbe) wählten, welch letztere aljo nicht 
Vertreter der Gefamtheit der Staatsbür⸗ 
ger, fondern nur ihres fpeziellen Standes 
waren. Die meiften modernen Staatsver: 
faffungen haben jedoch dieſen Standpunkt 
verlafjen und das Repräfentativfyften 
aboptiert, wonach der Volksvertreter bie 
Geſamtheit des Volks repräfentiert. Aber 
gleichwohl laſſen noch viele Wahlgeſetze bei 
der W. ber Abgeordneten für die Zweite 
Kammer oder da, wo das Einfammer: 
ſyſtem beiteht, der Landtagsabgeordneten 
überhaupt nicht lediglich Die Kopfzahl ent: 
ſcheiden; fie legen vielmehr einen gewiflen 
Steuerzenſus zu Grunde. So find z. 2. 
in Ofterreich diejenigen, welche gar Feine 
‚oder nur ganz geringe Steuern zahlen, 
vom Wahlrecht AI cr, ih ausgeſchloſſen. 
Das preußifche Wahlgeleg vom 30. Mai 
41849 hat für die (indirekte) W. zum Ab⸗ 
georbnetenhausein Dreikla ſſen ſy ſtem 
eingeführt. Hiernach zerfallen die Urwäh⸗ 
ler in Höchſt⸗, Mittel: und Niebrigfibe- 
fteuerte, und jede biefer drei Klaſſen bat 
je ein Drittel ber Wahlmänner zu wählen. 
n England haben die Haushaltungsvor: 
ände das Recht, an den Wahlen für das 
Unterhaus teilzunehmen. Ebenfo ift in bie 
Wahlgefete verichiedener deuticher Einzel: 
aaten das Erfordernis eines eignen Haus: 
ands (Altenburg, Koburg-Gotha, Olden⸗ 
burg, Reuß ältere Linie) oder ber Zahlung 
birefter Staatsfteuern, überhaupt ober 
in einem beftimmten Betrag (Preußen, 
Bayern, Heilen, Sachſen u. a.), mit auf: 
genommen. In Frankreich, inder Schweiz, 
in manden nordamerilaniichen Staaten 
und nun auch für die Wahlen zum beut- 
chen Reichstag ift Dagegen dag allgemeine, 
leiche, direkte Wahlrecht (allgemeines 
Stimmredt, Suffrage universel) ein: 
eführt. Hiernadh werden zur Ausübung 
* aktiven Wahlrechts, abgejehen von dem 
allgemeinen Erfordernis des männlichen 
Geſchlechts, nur die Staatsangehörigfeit, 
Vollgenuß ber bürgerlichen Ehrenrechte 
und ein gewiſſes Lebensalter erfordert. 
Schon die Frankfurter Fonftituierende 
Nationalverſ emmung hatte nämlich nach 
franzoͤſiſchem Mufter durch Gefeb vom 12. 
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April 1849, betreffend die Wahlen der Ab: 
georöneten zum Volkshaus, das allgemeine 
timmredt einzuführen gefucht, indem 
fie beftinimte, daß an diefen Wahlen jeder 
unbeſcholtene Deutiche, welcher das 25. 
Lebensjahr aurildgeleat, teilzunehmen be= 
fugt fein jolle. Freilich war dieſem Gefet 
eine praftiiche Verwirklichung nicht bes 
fchieden; es blieb jedoch das immer ent- 
ſchiedener auftretende Verlangen nach Ein- 
berufung einer deutſchen Geſamtvolksver⸗ 
tretung auf der Baſis des allgemeinen und 
bireften Wahlrechts, und als nach den Er: 
folgen bes Jahrs 1866 ber Norddeutſche 
Bund errichtet warb, ift bem Liberalismus 
von feiten der verbündeten Regierungen 
die Konzeffion der Aufnahme Des allge: 
meinen Stimmrechts in die norbdeutfche 
Bunbesverfaffung vom 1. Juli 1867 ge 
macht worben. Auch bie nunmehrige 
Reichsverfaſſung (Art. 20) erflärt, daß 
ber Reichstag aus allgemeinen und biref- 
ten Wahlen bervorzugehen habe, und bas 
nunmehr auch aufkiefübbeutf e Staaten: 
gruppe ausgedehnte unb zum Reichsgeſetz 
erhobene norddeutſche Wahlgeſetz vom 31. 
Mai 1869 enthält ($ 1) die jenem Frank—⸗ 
furter Wahlgeſetz analoge Belimmung, 
daß jeber (Nord) Deutfche, welcher das 25. 
Lebensjahr zurücgelegt bat, in dem Bun⸗ 
besftaat, in welchem er feinen Wohnfit 
babe, Wähler für den Reichstag fei. Eine 
Ausnahme (Wahlgeſetz, $ 3) findet nur 
ftatt für diejenigen, über deren Vermögen 
Konkurs: oder Fallitzuftand erklärt wor: 
den ift, für die unter ht ober 
Kuratel ftehenden Perſonen, für folche, 
bie eine Armenunterftügung beziehen ober 
im lebten ber W. vorhergegangenen Jahr 
bezogen haben, endlich auch für diejenigen, 
welchen infolge rechtskräftigen Erfennt- 
niſſes der Bollgenuß ber ftaatsbürgerlichen 
Rechte entzogen if. Es find dies aber 
ſaͤmtlich Ausnahmen, welche bereits in dem 
angezogenen Geſetz ber Frankfurter Natio⸗ 
nalverfammlung aufgeftellt worben wa- 
ren. Dage en ift.eine Abweichung von dent 
letztern nfofern bemerfenswert, ald nad) 
dem gegenwärtigen Wahlgeſetz ($ 2) für 
Perſonen bes Soldatenftande, des Heers 
und der Marine die aktive Wahlberechti⸗ 
gung ſo lange ruht, als biefelben fich bei 
39 
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den Fahnen befinden, eine Beſchränkung, 
welche das Frankfurter Geſetz nicht ent: 
bielt, indem es vielmehr ($ 11) das Wahl- 
recht ber Soldaten und Militärperjonen 
ausdrücklich ftatuierte. Endlich ift auch 
noch barauf hinzuweiſen, baß befanntlich 
als Gegengewicht für das allgemeine 
Stimmredt von feiten der verbündeten 
Regierungen an ber Diätenlofigfeit ber 
Reichstagdabgeorbneten feftgehalten wird. 

Die Erforderniffe ber paffiven Wahl- 
fähigkeit find In der Regel biefelben wie 
für die Ausübung bes aftiven Wahlrechts. 
Das deutſche Reichswahlgeſetz (F 4) fügt 
für bie Reichstagsabgeordneten noch die 
Beitimmung binzu, daß ber Kanbibat 
einem beutiehen Staat feit minbeftens 
einem Jahr angehören muß. Nicht wähls 
bar jind die Mitglieder des Bunbesrats, 
wie denn auch in ben beutichen Einzel: 
ftaaten der Grundfaß gilt, baß niemand 
gleichzeitig Mitglied der Erften und Zwei⸗ 
ten Kammer fein kann. In mandyen Staa= 
ten, 3. B. in Preußen, ift übrigens für 
bie Abgeordneten ein höheres Lebensalter 
erforberlich, gumeift von 30 Jahren. Die 
W. von Beamten ift zwar in allen Staa- 
ten aeftattet, abgejehen von einzelnen Aus⸗ 
nahmen, welche gewiſſe Beamtenkategorien 
betreffen, wie 3. B. die aktiven Staatsmi: 
nifter, die nach fähfifchem, und die Mit- 
glieder ber Oberrehnungsfanmer, bie 
nach preußiſchem Recht nicht wählbar find. 
Die Frage aber, ob die Beamten zur Anz 
nahme der W. einer bienftlihen Geneh⸗ 
migung und zum Eintritt in bie Kammer 
des Urlaubs bedürfen, ift in den einzel: 
nen Gefeßbüchern verichieden beantwortet. 
Nach der beutfchen Reichsverfaflung (Art. 
21) bedürfen Beamte zum Eintritt in ben 
Reichstag Feines Urlaubs. ' 

Faſt alle Wahlgefete erfordern für hie 
Gültigkeit der W. die abfolute Stimmen: 
mehrheit aller im Wahlkreis abgegebe- 
nen Stimmen, d. 5. ber Wahlkandi⸗ 
dat muß mehr als bie Hälfte aller ab- 
negebenen Stimmen auf fich vereinigen. 
Stellt fi bei einer W. eine abfolute 
"Stimmenmehrheit nicht heraus, fo ift 
nur unter ben beiden Kandidaten ander: 
weit au wählen, welche die meiften Stim- 
men im erjten Wahlgang erhalten hatten 


Wahl (der Wahlakt, Wahlvergeben). 


(engere®., Stihwahl). Ber Stim- 
mengleichheit entſcheidet das Los, Der 
Zeitraum, für welchen die Abgeorbneten 
verfaffungsmäßig zu wählen find, wirb 
Wahlperiode (Kegislaturperiode) 
enannt. Ihre Dauer ift für ben deutfchen 
eichötag auf 3, für die Deutfchen Einzel: 
lanbtage teil auf 6, teils auf 4, teils auf 
3 Sahre feftgejept. Erledigt fich ein Man: 
bat vor Ablauf dieſes Zeitraums, fo ift 
für den Reft der Wahlperiode eine Nach⸗ 
wahl vorzunehmen, während für ben Fall 
der Aufldjung der Kammer zu einer Neu⸗ 
wahl fämtlicher Abgeordneten, wie nadı 
Ablauf einer Legislaturperiode, alſo wie: 
berum aufeinevolle Wahlperiode, zu ſchrei⸗ 
ten ift. In England und in einem großen 
Teil von Nordamerika ift die W. öffentlich 
und mündlich, im Deutfchen Reich und 
in ben meiften deutſchen Einzelltaaten da⸗ 
gegen ift fie geheim. Der Wühler übergibt 
feinen Wahlzettel (Stimmzettel) 
jo Aufommengeraltet, baß ber Darauf ver- 
zeichnete Name verdedt ift, und der Wahl- 
zettel wird uneröffnet in das auf bem 
Wahltiſchſtehende Gefäß(Wahlurne) 
niebergeitgl. Tür jebe Gemeinde ift eine 
Lifte jümtlicher Wahlberechtigten (Wahl⸗ 
liſte, Wählerlifte) anzufertigen und zu 
jebermanng Einficht öffentlich aufzulegen. 
Zum Zweck ber Reichstagswahlen * ällt 
das deutſche Reichsgebiet in Wahlkreiſe, 
welch letztere wiederum zum Zweck der 
Abſtimmung in Wahlbezirke zerfallen. 
Für jeden Wahlkreis wird ein Wahl: 
tommiffar und für jeden Wahlbezirf 
ein Wahlvorfteber ernannt. Die end- 
gültine Wahlprüfung flieht regelmäßig 
er betreffenden parlamentarifhen Kör⸗ 
perjchaft jelbft zu; nach ber Geſchäftsord⸗ 
nung bes deutſchen Reichstags befteht zu 
dieſem Zwed eine bejondere Wahlpru: 
fungsfommiffion (f. Reichstag). 
Wahlvergeben, d. h. Übertretungen 
der Vorfchriften, welche zum Schuß des 
Wahlrechts erlajlen find, insbefonbere 
Beeinträchtigungen ber Wahlfreibeit, 
werden ftrafrechtlich geahndet. Dabin ge- 
bören namentlich die jogen. Wahlbefte: 
hung und die Wahlfälfhung. Leb- 
tere, d. 5. die vorfähliche Herbei 


ung 


eines unrichtigen Ergebnifles ber 
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handlung ober die Verfälſchung eines 
Wahlergebnifles, wird, wenn fie von einer 
Perfon begangen wurbe, bie in einer öf⸗ 
fentlihen Angelegenheit mit ber Samm⸗ 
lung von Wahl: oder Stimmgetteln oder 
Wahlzeichen oder mit der Führung der 
Berfundungsverbandlung beauftragt ift, 
nach dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch 
($ 108) mit einer Gefängnisitrafe von 
einer Woche bis zu drei Jahren beitraft. 
Wird die Handlung von jemand began- 
gen, welchem eine derartige Funktion nicht 
oblag, fo tritt Gefängnigitrafe von einem 
Tag bis zu zwei Jahren ein. Denjenigen 
aber, welcher in einer öffentlichen Angele- 
genheit eine Wahlſtimme Tauft oder ver: 
fauft, bebroht das deutſche Strafgeſetzbuch 
00 mit Gefängnisftrafe von einem 
onat bis zu zwei Jahren. Auch kann 
auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werben. Endlich foll derjenige, 
welcher einen Deutfchen mit Gewalt oder 
durch Bedrohung mit einer firafbaren 
Handlung verhindert, in ber Ausübung 
jeiner ftaatSbürgerlichen Rechte zu wählen 
oder zu flimmen, mit Gefängnis nicht 
unter ſechs Monaten oder mit Feſtungs⸗ 
haft bis zu fünf Jahren beitraft werden 
Reichsſtrafgeſetzbuch, $ 107). Val. Hare, 
reatise on the election of represen- 
tation (4. Aufl. 1873); Naville, Die 
Wahlreforn in Europa und Amerifa (a. 
b. Franz. von Wille, 1868); Waitz, 
Grundzüge ber Politit (1862); Mohl, 
Staatsrecht, Völkerrecht und Bolitif, Bd.1 
(1860); Bluntfchli, Poliut (1876). 
Wahlariſtokratie, ſ. Demokratie. 
Wahlbeflechung, Seegehen besjenigen, 
welcher in öffentlichen Angelegenheiten eine 
Wahlftimme kauft oder verkauft; nad) dem 
deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch ($ 109) mit 
Gefaͤngnisſtrafe von einem Monat bis zu 
zwei Jahren bedroht. 
Wähler, |. Wahl (S. 610). 
Bahlfapitnlation (lat. Capitulatio 
caesarea), im frühern Deutſchen Reichein 
feit Kaiſer Karl V. (1519) bei jeder Kai: 
ferwahl zwifchen dem Katfer und ben Kur: 
fürften vereinbartes Reichsgrundgeſetz, 
welches bie Bedingungen, unter denen 
die Wahl erfolgte, und die Beihränfungen 
der Taiferlichen Machtvollkommenheit ent- 
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hielt. Die W. wurde nachmals bei jeder 
Kaiferwahl erneuert, benn wenn man 
fih auch 1711 Über eine beftändige W. 
geeinigt hatte, fo waren doch jeweilige Zu: 
ſätze üblich und zuläfiig. 
—A ſ. Monarchie. 
Wahlprüfnungs⸗Kommiſfion, |. 
Reichstag (S. 478). 
Wa 44 „ſ. Wahl (S. 610). 
Wahlreich, im Gegenſatz zum Erbreich 
dasjenige Reich, deſſen Regierung dem 
Regenten nur für ſeine Perſon übertragen 
iſt. Mit dem Tode des gewählten Regenten 
iſt in dem W. der Thron erledigt. Solche 
Wahlreiche waren die Republik Polen und 
das ehemalige Deutſche Reich. 
Wahlvergehen, |. Wahl (©. 612). 
Bahriprug, |. Shwurgericht. 
Währung, der in einem Land geſetzlich 
eingeführte Münzfuß, d. h. die geſetz⸗ 
liche Beſtimmung uͤber den durch Gewicht 
und Feingehalt bedingten Wert ber Mün- 
zen; dann das Verhältnis der Einheit die: 
ſes Münzfußes zur Gold oder Silber: 
gewichtzeinheit an edlem Metall. Je nach: 
dem nun die Hauptmaffe bes in einem 
Land umlaufenden Geldes in Gold oder 
in Silbermünzen beſteht, unterjcheidet 
man zwifhen Gold: und Silberwäh-: 
rung. Letztere ift in Rußland und Spa: 
nien bie berrfchenbe, während die Golb- 
währung neuerdings von Deutichland an⸗ 
genommen worden ift, nachdem fie bereits 
ın Dänemarf, Schweben, Sroßbritunnien, 
Portugal und Nordamerika Geltung er: 
langt hatte. Ofterreich und Stalien haben 
dem Namen nach ebenfalls Goldwährung, 
in ®irklichfeit aber Bapierwährung. 
Tranfreih, Belgien, die Niederlande und 
die Schweiz haben ein gemilähtes Syitem 
Bimetallismus), d. b. Gold- und 
ilberwährung (Doppelwährung). 
Für die Einführung dieſes letztern Syſtems 
wird gegenwärtig in Deutfchland ftark agi- 
tiert, Doch ſpricht gegen diejelbe namentlich 
die leichte Verichiebbarfeit bes Wertver: 
hältniffes guilsen Gold und Silber. Da: 
egen ift Gold nicht nur ein bequemeres 
Sahlungemitkt, fondern aud in feinem 
Wert weniger den Verkehrsſchwankungen 
unterworfen, und ebendies ift ein wichti> 
ger Vorteil, da ber allgemeine Wertmeſſer 
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möglichft feftitehen und möglichit wenig 
Veränderungen unterliegen fol. Die 
Reichsregierung hat allem Anjchein nach 
in biefer Frage noch nicht befinitiv Stel- 
lung genommen, und ber Kampf hat über: 
haupt noch nicht zu einer völligen Klä⸗ 
rung ber Situation geführt, Vgl. Neu: 
wirth, Der Kampf un bie W. (1881). 

Baiblinger, ſ. Shibellinen. 

BValded(B.-Byrnıont), Fürftentum 
und Bunbesftaat des Deutſchen Reichs, 
1121 qkm, 56,548 Einw. ; Haupt: und 
Refidenzftabt: Arolfen mit 2476 Einw. 
Das Land beiteht aus dem eigentlichen 
Fürftentum W. und dem % titentum 
Pyrmont, Lebtered bildet einen Kreis 
für fi, während W. in bie brei Kreife 
der Twifte, des Eifenbergs und der Eber 
zerfällt. Die Staatsform ift die einer 
fonftitutionellen Erbmonardie, normiert 


durch bie Verfaſſungsurkunde vom 17. | fche 


Aug-1852. An der Spibe bes Staats fteht 
ber Fürft (»Durdlaudte). Die Volks⸗ 
vertretung ijt nach dem Einkammerſyſtem 
organifiert, und zwar beiteht der Landtag 
des Fürftentums aus 15 durch allgemeine, 
indirefte Wahl erwählten Abgeorbneten, 
412 aus dem Fürftentum W. und 3 aus 
dem Fürftentum Pyrmont. Die Schwie- 
rigfeit einer jelbftändigen Verwaltung des 
fleinen Staatsweſens führte nad ber 
Gründung des Norbbeutihen Bunbes 
u einem Anfchluß des Fürftentums an 
reußen auf Grund eines Acceſſionsver⸗ 
trags vom 18. Juli 1867, welcher 22. Oft. 
b. * von den Landſtänden genehmigt 
wurde. Demzufolge behielt W. zwat eine 
jelbitändige Geſetzgebung, foweit voneiner 
olchen nach der Reichsverfaſſung noch die 

ede fein kann; die Staatsverwaltung 
aber ging 1. an. 1868 auf Breußen über, 
welches diefelbe durch einen Landesdirek⸗ 
tor und die ihm unterftellten Behörden 
ausübt. Der Vertrag ift 1. San. 1878 
auf zehn Jahre erneuert worden, indem 
dem Fürften bei biefer Gelegenheit einige 
Opfer auferlegt wurden, welche ber IIm- 
ftand, daß beriefbe die Domäneneinfünfte 
behalten hatte, und daß Preußen bis da⸗ 
bin zu den Berwaltungsfoften nicht un⸗ 
bedeutende Zufchüffe Teiften mußte, als 
geboten erfcheinen ließ. Dem Fürſten find 


das Be nabigungeredt, bie Tanbesherr- 
fihen Rechte in Anfehung ber Gefetge: 
bung und das Kirchenregiment verblieben. 
Die Verwaltung ber vier Kreife wirb nach 
ber Kreisorbnung vom 16. Aug. 1855 
von Sreisamtmännern wahrgenommen, 
welchen eine fommunale Kreisvertretung 
(Kreisporftand) beigegeben ift. Was bie 
Rehtäpflege anbetrift fo ift dag Fürſten⸗ 
tum W. dem Oberlanbeögericht zu Kaſſel 
unterftellt; ebenfo fungiert für bie drei 
waldedifchen Amtögerichte Aroljen, Kor: 
bach und Wildungen bag preußifche Lanb- 
gericht zu Kaffel als Landgericht, während 
das Fürftentum Pyrmont mit dem Amts: 

ericht zu Pyrmont dem preußifchen Ober: 


Tandesgericht zu Celle und bem Landgericht 


zu Hannover zugewieſen iſt. Laut Mis 


litärfonvention vom 6. Aug. 1867, 


refp. 24. Nov. 1877 bilden bie walbedi- 
n Truppen einen Beitandteil ber Tö- 
niglich preußifchen Armee, und zwar ift 
zur Aufnahme mwalbedifcher Wehrpflich⸗ 


tigen vorzugsweiſe bad 3. heſſiſche In⸗ 


fanterieregiment Nr. 83 beflimmt, wel- 
ches dem 11. Armeekorps (Kaffel) ange: 
hört. Übrigens beftand ſchon vor Grün- 
dung bed Norbbeutfchen Bundes eine Mi- 
litärfonvention mit Preußen. Jinan 
ie n. Die Staatzeinnahme balancierte 
880 mit ber Ausgabe in dem Betrag von 
973,404 ME., darunter 310,000 ME. Zu: 
ſchuß aus der preußifhen Staatstaffe. 
Die Staatsfhulden begifiern fi) pro 
1. Mai 1881 für W. auf 2,198,700, für 
Pyrmont auf 271,800 Mt. Zum deut: 
Then Bundesrat entjendet W. einen Be- 
vollmächtigten und ebenfo zum deutſchen 
Neichdtag einen Abgeordneten. Tag Wap- 
pen von W. zeigt acht Felder, für W. mit 
einem ſchwarzen achtſtrahligen Stern auf 
goldnem Grund, für Pyrmont mit einem 
roten Anferfreuz in Silber, von einem 
Purpurmantel umgeben und mit dem 
Fürſtenhut bedeckt. 
Walzende Grundſtücke, ſ. Dismem- 


brieren. 

Wandlungsfehler, ſ. Gewährs— 
mängel. 

Wappen (ſ. v. w. Waffen), die Abzei⸗ 


chen gewiſſer Familien, Vereine, Städte, 
Staaten und fonftigerKörperfchaften, meijt 


Wappenrecht — 


mit allerlei Emblemen gegierte Schilde. 
Bol. bie in den einzelnen Länderartikeln 
über die Staatswappen gegebenen Notizen. 
Wappenredt, |. Adel. 
Warenzeien, |. Markenſchutz. 
Waflerboheit, das Oberauffichtsrecht 
ber Staatsgemwalt über alle Nutzungen der 
öffentlichen Flüffe und Seen; daher das 
Recht, gewiſſe Ordnungen darüber vorzu⸗ 
fchreiben, deren Beobachtung zu überwa⸗ 
hen (Waſſerpolizei) und zu verlan- 
en, daß feine größere Anlage an einem 
luß obne Anzeige bei der höhern Behörde 
und ohne deren Xeitung gemacht werde. 
Weihſel (franz. Lettre de change, 
engl. Bill of exchange) bezeichnet ſowohl 
das Wechlelveriprechen als auch den Wech⸗ 
felbrief, d. h. eine Urfunde, wodurch der 
Ausfteller (Traſſant) fih zur Zahlung 
einer gewifien Summe zu einer beſtimm⸗ 
ten Zeit (Berfallzeit) an eine be- 
ſtimmte Berfon (Nemittent) entweder 
ſelbſt verbindlich macht (Sola= oder 
trockner W., Eigenwechſel), oder 
einen Dritten — Depogenen) 
mit biefer Sahlung beauftragt (Lratte 
oder gezogener W.). Der Bezogene 
wird Acceptant, nachdem er den W. 


angenommen (acceptiert), d. b. fi 


zur Zahlung desjelben burdy einen Ver: 
mer! auf dem W. jelbft (Accept) ver: 
pflihtet hat. Dies gejchieht gewöhnlich 
dadurch, daß der Bezogene feinen Namen 
ober feine Firma auf die Vorderfeite des 
Wechſels jchreibt. Die über Verweigerung 
der Annahme oder ber Zahlung eines 
Wechſels oder zur Beurkundung ber Ver: 
mögensunficherheit eines Bezogenen auf: 
genommene gerichtliche ober notarielle Ur: 
unde gebt echfelproteft. Die geſetz⸗ 
Yihen Vorſchriften, welche id) auf dag 
Mechfelgefchäft beziehen, bilden dag W ech: 
ſelrecht, einen wichtigen Beſtandteil des 
Privatrechts. Für das Deutfche Reich ift 
das Wechfelrecht durch die nunmchr zum 
Reichsgeſetz erhobene allgemeine beutjche 
Wechſelordnung vom 1. Mai 1849 nebft 
den fogen. Nürnberger Novellen von 1857 
normiert. Diefe it auch in den ciZleitha- 
nifchen Ländern von Öfterreich-Ungarn in 
Kraft. Die formelle Kraft des Wechſels 
beruht auf dem Wechfelprozeß, einem 
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jummarifhen Verfahren, welches dann 
eintritt, wenn im Urkundenprogeß An 
ſprüche aus Wechieln Flagend geltend ge- 
macht werben (ug beutiche Zvilprozeß⸗ 
ordnung, > 55— 567). Das früher 
übliche Erefutionsmittel des Wechſel⸗ 
arreſts (Wechſelſtrenge) ift nad) dem 
Borgang bes englifchen und franzöftichen 
Rechts in Deutfchland durch Bundes⸗ 
(Reichs-) Geſetz vom 29. Mai 1868, in 
Oſterreich durch Geſetz vom 4. Mai 1868 be⸗ 
ſeitigt. Neuerdings ſind Anläufe gegen die 
allgemeine Wechſelfähigkeit (»Wech⸗ 
ſelfähig iſt jeder, welcher ſich durch Ver- 
träge verpflichten fanne«)) genommen wor⸗ 
den; namentlich fuchte ein Antrag des Gra⸗ 
fen Wilhelm von Bismard im Reichstag 
eine Beſchränkung derfelben in Anfehung 
von Handwerkern, Offizieren und Beam- 
ten herbeizuführen ; Doch fanden diefe Be- 
ftrebungen wenig Anklang, und ber deut: 
ſche Juriftentag insbefondere hat fich ge: 
gen eine Einſchränkung der allgemeinen 
Wechielfäbigkeit ausgefprochen. Lehrbü— 
cher des Wechſelrechts und Kommentare 
der allgemeinen deutſchen Wechfelordnung 
find namentli von Renaud, Wächter, 
Hartmann und Bernhardt herausgegeben. 

Wechſelſtempelſtener, im Deutichen 
Reich eine durch Reichsgeſetz vom 4. Juni 
1879 feftgefette, für Rechnung bes Reiche 
zu erhebende Abgabe von Wechſeln. Diefe 
Stempelabgabe, welhedurhAuffleben von 
Stempelmarfen entrichtet wird, beträgt 
von einer Wechſelſumme von 200 Mk. und 
weniger: 10Pf. von200 — 400Mk.: 20Pf., 
von 400—600 Mk.: 30 Pf., von 600 
800 Mk.: 40 Pf. und von 800 — 1000 
Mk.: 50 Pf. Von jedem fernern Taufend 
Mark der Wechlelfumme find 50 Pf. mehr 
zu entrichten, und zwar wirb dabei jebes 
engelungene Zaufend für voll gerechnet. 

rd ſ. Waffenredt. 

Wehrpflicht, die Verpflichtung zum 
Heeresdienft. An Stelledes frühern Werbe- 
ſyſtems trat im vorigen Jahrhundert die 
Aushebung und Konffription der Unter: 
tbanenzumMilitärdienft, unddem preußi⸗ 
ihen Staat gebührt das Verdienft, unter 
Ausſchluß der Stellvertretung das Prin⸗ 
zip ver allgemeinen ®. zu Anfang bie: 
jes Sahrhunderts eingeführt zu haben, ein 
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Syſtem, welches jebt für das Deutfche 
Reich adoptiert worden ift und auch in 
ben meiften andern europäifchen Staaten 
Eingang gefunden hat. Die beutjche Reichs: 
verfajlung (Art. 57) erflärt ausdrücklich: 
»Jeder Deutfche ift wehrpflichtig und kann 
fih in Ausübung diefer Pflicht nicht ver- 
treten laflen«e. Weiter ift im Art. 59 be- 
fimmt, daß jeder wehrfähige Deutjche 
7 Sabre Yang, in ber Regel vom vollen: 
beten 20.bi8 zum beginnenden 28. Lebens⸗ 
iat, dem ftehenden Heer und zwar bie 
eriten 3 Jahre bei den Fahnen, bie lebten 
4 Sabre in der Referve und bie folgenden 
5 Sabre in ber Landwehr angehören ſoll 
(ſ, Erſatzweſen). Neben biefer Dienft: 
pflicht beftebt die Landſturmpflicht 
(f. Landfturm). Die feemännijche Be 
völferung bed Reichs, enfatienie des 
Maſchinenperſonals und der Schiffshand⸗ 
werker, iſt zwar vom Dienſt im Landheer 
befreit, dagegen zum Dienſt in der kaiſer⸗ 
lichen Marine (ſ. d.) verpflichtet. Des 
näbern iſt die W., von welcher nur die 
Mitglieder ber regierenden und ber me- 
biatifierten Fürftenhäufer ausgenommen 
find, duch das nunmehr auch auf bie 
fübdeutichen Staaten ausgebehnte Bun⸗ 
Ben vom 9. Nov. 1867, betreffend bie 
Verpflichtung zum Kriegsdienſt, Durch das 
Reihsmilitärgefeh vom 2. Mai 1874 und 
bie Novelle zu diefem vom 6. Mai 1880 
normiert. Auf Grund diefer gejeßlichen 
Beftimmungen ift die deutſche Wehror d⸗ 
nung vom 28. Sept. 1875 (nebſt Nadh- 
trägen) erlajien. Vgl. Schmibt, Die 
W. im Deutſchen Reich (1877). 
Wehrflener, Steuerprojeft bes Fürſten 
Bismarck, wonach diejenigen, welche vom 
Dienft im Heer oder in der Marine aus: 
gefchloffen oder außgemuflert, ferner die⸗ 
jenigen, welche der Erfaßreferve 1. oder 
2. Klafie ober der Seewehr 2. Klaſſe über: 
wiefen werden, und endlich diejenigen, 
welche vor erfüllter Dienftpflicht aus je 
- dem Militärverhältnis ausſcheiden, einer 
direkten Steuer unterworfen werben foll: 
ten. Die W. follte nach der Regierungs: 
vorlage jährlich 1—3 Proz. vom Einkom⸗ 
men des Steuerpflichtigen auf die Dauer 
von höchſtens 12 Jahren betragen, abge 
ſehen von einer jährlichen Kopfiteuer von 


MWehrftener — Widerjehlichkeit. 


AME. Allein dies Projekt, deſſen Ertrag 
auf jährlich 16,090,000 Mk., für fpätere 
Zeiten aber auf 19,680,000 RE. veran⸗ 
ichlagt wurde, fanb bei Feiner Partei bes 
Reichstags rechten Beifall, namentlich) 
um beswillen nicht, weil e8 ber Auffaj- 
fung, daß die allgemeine Wehrpflicht nicht 
nur eine Pflicht, ſondern auch eine Ehre 
iſt, zuwibderläuft. 
eihbiſchof, |. Biſchof. 

Welfen (Guelfen) deutſches Sürfen- 
nefchlecht, im Mittelalter in Deutichland 
beſonders mächtig (Heinrich ber Stolze, 
— ber Löwe). Der Name (»junge 

undee) fol dem Geſchlecht durch einen 
Ahnen desjelben, Iſenbrand, Sohn bes 
Grafen Warin von Altorf, welch lebterer 
ein Zeitgenoffe Karls db. Er. war, gegeben 
worden fein. Im Mittelalter war ber 
Name. zugleich eine Bezeichnung für bie 
Gegner ber faiferlichen Partei (Waiblin: 
ger ober Ghibellinen); in Statien 
wurben namentlih bie Anhänger bes 
Bapftes jo bezeichnet. Zu dem welfifchen 
Haus gehören die Fünigliche und die herzog⸗ 
liche Linie des Haufes Braunfchweig, von 
welchen die erftere in England, die lettere 
in Braunjchweig regiert, während fie in 
Hannover 1866 bepofjediert ward. Die 
Hartnädigfeit, mit welcher Georg V. von 
Hannover an feinen Thronrechten feſt⸗ 
hielt, indem er die jogen. Welfenlegion 
errichtete, führte zur Beichlagnahme bes 
jogen.Welfenfonde(j.Hannover). 
W. werben jet vielfach die hannönerjchen 
Partikulariſten, welche die Wiederherſtel⸗ 
lung bes Königreichs Hannover erftre 
ben, genannt. 

Weltpoftverein, |. Bott. 

Bettin, ſächſ. Srafengejchlecht, welches 
im 10. Jahrh. zuerit vorfommt. Das 
Haus W. erhielt 1068 die Markgrafſchaft 
Meigen, 1263 Thüringen und 1423 das 
Kurfürftentum Sachſen. Von ihm ftam- 
men bie zur ernejtinifchen Linie des Haus 
fe8 Sachen gehörigen großherzoglich und 
berzoglich ſächſiſchen Häufer und die alber- 
tintiche Linie des Hauſes Sachſen (ſ. d.) ab. 


.Tory. 
Biverfeplifeit (Wideriebung, 
Widerſtand gegen die Staatsge— 
walt), derjenige Widerftand, welcher der 
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Obrigkeit bei einer Amtshandlung durch 
Gewalt oder Bedrohung mit folder ge- 
leiftet wird. Das deutſche Strafgeſetzbuch 
bedroht denjenigen, welcher einem Beam: 
ten, der zur Vollitredung von Gefeten, 
Befehlen und Anordnungen der Verwal⸗ 
tungsbehörden oder von Urteilen und Ber- 
fügungen ber Gerichte berufen ift, in der 
rechtmäßigen Ausübung feines Amtes 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit 
Gewalt Widerſtand leiſtet oder einen ſolchen 
Beamten während der rechtmäßigen Aus- 
übung feines Amtes thätlih angreift, mit 
Gefängnis von 14 Tagen bis zu 2 Jahren. 
Der es unternimmt, durch Gewalt oder 
Drohung eine Behörde oder einen Beam- 
ten zur Vornahme oder Unterlafjung 
einer Amtshandlung zu nötigen, wird 
mit Gefängnis von 3—5 Jahren beitraft. 
Wird die That von mehreren verübt, fo 
fommen die Strafbellimmungen über 
Auflauf (f. d.) und Aufruhr (f. d.) in 
Anwendung. Wer ferner öffentlich vor 
einer Menſchenmenge ober durch Verbrei- 
tung oder Öffentlichen Anſchlag oder öffent- 
liche Ausftellung von Schriften oder an⸗ 
dern Darftellungen zum Ungehorſam ge⸗ 
gen Geſetze oder rechtsgültige Verordnun⸗ 
gen oder gegen die von der Obrigkeit in⸗ 
nerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen 
Anordnungen auffordert, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 600 Mk. oder mit Gefängnis 
bis zu 2 Jahren beſtraft. Gleiche Gefäng- 
nisſtrafe trifft denjenigen, welcher eine 
Perſon des Soldatenſtands auffordert oder 
anreizt, dem Befehl des Obern nicht Ge⸗ 
horſam zu leiſten. Beſondere Strafvor⸗ 
ſchriften beſtehen endlich in Anſehung der 
W. gegen Forft- oder Jagdbeamte, Wald⸗ 
eigentiimer, Forſt⸗- und Sagbberechtigte 
oder deren Auffeber, ferner für die Be 
freiung von Gefangenen und für Meute: 
rei (f.d.) ber Gefangenen. Val. Deutjches 
Reichsſtrafgeſetzbuch, FF 110—122. 
Wiederaufnahme des Verfahrens iſt 
nach modernem Strafprozeßrecht, obgleich 
ein rechtskräftiges verurteilenbed ober 
freifprechendes Erkenntnis vorliegt, ſo⸗ 
wohl zu Gunſten als auch zu Ungunften 
des Angefchuldigten zuläffig. Letzteres 
kann nach der deutſchen Strafprozeßord⸗ 


nung insbeſondere dann geſchehen, wenn 


der freigeſprochene Angeklagte nachträgli 
vor — oder außergerichtlich ein au 


würdiges Geſtändnis der ftrafbaren Hand: 


fung ablegt. . Zu Gunften eines verur⸗ 
teilten Angefhuldigten dagegen Tann 
die W. erfolgen, wenn neue Thatſachen 
ober Beweismittel beigebracht werben, 
welche die Freiſprechung des Angellagten 
oder doch in Anwendung eined mildern 
Strafgeiebes eine geringere Beltrafung 
desſelben zu begründen geeignet find, oder 
wenn ein zivilgerichtliches Urteil, auf wel- 
ches das Strafurteil gegründet war, durch 
ein andres rechtöfräftig gewordenes Urteil 
wieder aufgehoben ift. Zu Gunften wie 
zu Unguniten des Angefchuldigten fin: 
bet ferner die W. ftatt, wenn eine in ber 
Sauptverbanbfung gegen oder für ben 
Angefchuldigten als echt vorgebrachte Ur: 
funde fälſchlich angefertigt oder verfälfcht 
war, wenn ein Zeuge oder Sachverſtän⸗ 
diger fi) Durch Beeidigung eines gegen 
oder für den Angeklagten abgelegten Zeug: 
niſſes oder abgegebenen Gutachtens einer 
Verlegung ber Eidespflicht Iöutbig ge: 
macht, oder endlich, wenn bei dem Urteil 
ein Richter, Geſchworner oder Schüffe mit: 
gewirkt bat, welcher fich in Beziehung auf 
die Sache einer Verletzung jeiner Amts: 
pflichten ſchuldig gemacht hatte. Im bür- 
gerlichen Prozeß ift eine W. im Weg ber 
tichtigleitöflage oder im Weg ber 
MWiebereinjfegung in den vorigen 
Stand (f. d.) möglid. Bol. Deutſche 
Strafprozeßorbnung, 65 399—413; Zi: 
vilbeegehoranung, 65 541—554. 
iebereinfegung in Den vorigen 
Stand (Reftitution, lat. Restitutio 
in integrum), die Wiederaufhebung eines 
nad) den Grundſätzen des firengen Rechts 
eingetretenen Nachteild aus Gründen ber 
Billigfeit, indbejondere wegen Minder- 
jährigkeit, Abweſenheit, Irrtum ıc. Das 
moderne Recht bat die W. namentlich als 
Rechtsmittel für den Prozeß beibehalten, 
3. B. zur Befeitigung der Rechtänachteile, 
bie durch die unverſchuldete Verſäumnis 
von Friſten und Terminen erwachſen ſind. 
Bol. Deutſche Zivilprozeßordnung, FF 208 
ff., 541ff.; Zeunge Strafprozeßordnung, 
8544 fi., 234,399 ff. S. Wiederauf: 
nahme des Verfahrens. 
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Wicdernahme, |. Reprife 


Wiener Schlußakte, ſ. Ken tſcher Nr 


Bund (©. 116). 

Wildpiebflahl (Wilddieberei), die 
Beeinträchtigung fremder Jagd durch wi: 
derrechtliche Zueignung von jagbbaren 
Tieren. War das Wild bereits im Befik 
des Jagdberechtigten oder fonft in das 
rechtmäßige Eigentum eines anbern über: 
gegangen, befand es fich 3. B. in einem 

ebege, in einer Parkanlage, fo liegt fein 
W., jondern ein eigentlicder Diebitahl 
(ſ. d.) vor. Das deutſche Reichsftrafgejep- 
buch bedroht denjenigen, welcher an Orten, 
an denen zu jagen er nicht berechtigt iſt, 
bie Jagd ausübt, mit Gefängnis bis zu 
3 Monaten oder mit Geldftrafe bis zu 
SOME. ab bie ftrafrechtliche Ver: 
folgung überhaupt früher nur auf An 
trag des Sagbberechtigten eintrat, ift das 
Erfordernis des Antrags Durch die Novelle 
zum Strafgeſetzbuch (Gefeb vom 26. Febr. 
1876) auf Angehörige bes SJagbberechtig: 
ten beſchraͤnkt. Auch ift in diefem Fall die 
here des Antrags zuläffig. Als 

raferhöhendes Moment wird e8 ferner 
bezeichnet, wenn dem Wild nicht mit 
Schiepgewehr oder Hunden, fondern mit 
Schlingen, Neben, Ta oder andern 
Vorrichtungen nachgeitellt, oder wenn das 
Vergehen während der gejeklichen Schon: 
zeit, in Wäldern, zur Nachtzeit ober ges 
meinschaftlich von mehreren begangen wird. 
Wird unberechtigted Jagen gewerbsmäßig 
betrieben, jo tritt ausichlieglich Gefäng- 
niöftrafe und zwar von 3 Monaten bis 
u 5 Jahren ein; au Fann in diefem 
Eon auf Berluft der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte jowie auf Zuläſſigkeit von Polizei= 
auflicht erfannt werden. Allgemein ift die 


Kagdvergeben verübt wurde, angeordnet, 
gleichviel ob fie dem Verurteilten gehören 
oder nicht. Übrigens ift auch ſchon dere 
jenige ſtrafbar (Geldftrafe His zu 60 ME. 
oder Haft bis zu 14 Tagen), welcher ohne 
* Genehmigung des Sagbberechtigten oder 
ohne fonftige Befugnis auf einem fremden 
Jagdgebiet auperhalb bes öffentlichen, 
zum allgemeinen Gebraud bejtimmten 
Wegs, wenn aud) nicht jagend, Doch Ai; 
Jagd ausgerüftet betroffen wird. Val 


Singiepung der Werfzeuge, mit benen das 


Wiedernahme — Wucher. 


Frichaſtrafgeſebbuch, $$ 292-295, 368 


Wildfangsrecht, |. Fremdenrecht. 
Wildfrevel, ſ. Jagdrecht. 
Wilhelus⸗Spende, |. Kaiſer Wil: 

helms-Spende. 

Willkür (»Straßenpolizeiordnunge), 


ſ. Fr ei. 
irtigafisreformer, f. Agrarier. 

Wittelsbach, deutſches Fuürſtengeſchlecht, 
welches 1180 von Friedrich Barbaroſſa 
mit dem Herzogtum Bayern beliehen 
ward, indem dasſelbe Heinrich dem Löwen 
abgenommen und an Otto von W. ver⸗ 
geben wurde. Das Haus W. teilte ſich 
1294 in eine pfälzifche und eine bayrifche 
Linie, welch Iestere 1623 die Kurwürde 
erlangte, aber 1777 ausftarb. Die pfälzi- 
che Linie hatte fich in mehrere Linien ge- 
teilt, welche aber bis auf die Linie Zwei⸗ 
brüden ausftarben, die noch jett Bayern 
beherricht. 

Wittum, f. Npanage. 

Witwenfahr f.v.w.Snabenjahr(f.d.). 

Witwenpenfion, |. Benjion. 

Wohlfahrtspolizei, |. Bolizei(417). 

Wohnort, ſ. Domizil. 

Wollfad (engl. Woolsack), im Ober: 
haus de engl. Parlaments Bezeichnung 
für ein große, vierediges, mit rotem 
Tuch bededtes Kiffen ohne Rüd= und 
Geitenlehne, welches dem Lord⸗Kanzler als 
Sit dient. Auf dem W., ber nad) altem 
Herlommen als außerhalb des Haufes be- 
findlich gebacht wird, nehmen auch die bei 
der Entieibung gewiſſer Prozeſſe zur 
Abgabe ihres Gutachtens ins Oberhaus 
berufenen, aber nicht als Mitglieder des⸗ 
ſelben fungierenden und deshalb nicht 
ſtimmberechtigten Richter Platz ſowie die⸗ 
jenigen Peers, welche ſich der Abſtimmung 
enthalten wollen. 

rackgut, perſunkene Schiffstrümmer 
oder ſonſtige Gegenftände, die vom Mec- 
a heraufgebracht werben (f. See: 
recht). 


Wucher, der unbillige und übermäßige 
Gewinn, den jemand aus der Benutzung 
ſeines Vermögen? zieht; insbeſondere 
Zinswucher, die überſchreitung des ge⸗ 
ſetzlich oder landesüblich feſtgeſtellten Maxi⸗ 


mums von Kapitalzinſen. In letzterer 








Wuchergejeße — 


Beziehung war e8 früher mit Strafe bes 
droht, mehr als 5 Proz. und im Han⸗ 
belsverfehr mehr als 6 Proz. Zinfen zu 
nehmen. Ein Bundes: (Reichd=:) Geſetz 
vom 14. Nov. 1867 hat jedoch biefe Wu⸗ 
hergefete befeitigt. Neuerdings ift man 
freilich vielfach mit dem Wunſch nad) 
Wieberherftellung ber leßtern hervorgetre⸗ 
ten, ohne jedoch eine derartige Beſchrän⸗ 
fung des Zinsfußes durchzufeßen. Da⸗ 
gegen bat ein Geſetz, welches den W. mit 
Strafe bedroht, unterm 24. Mai 1880 
für da8 Deutſche Reich Geltung erlangt. 
Dasſelbe erflärt e8 für W. und bedroht 
ed mit Gefängnisitrafe bis zu 6 Monaten 
und zugleich mit Geldftrafe bis zu 3000 
MT. (5 302 a— d bes Reichsitrafgefeh- 
buchs), wenn jemand unter Ausbeutung 
ber Notlage, des Leichtfinns oder der Un: 
erfahrenheit eines andern fürein Darlehen 
oder im Fall der Stundung einer Geld- 
forberung ſich oder einem Dritten Vermö⸗ 
gensvorteile verſprechen läßt, welche den 
üblichen Zinsfuß dergeſtalt überſchreiten, 
daß nach den Umſtänden des Falles die 
Vermögensvorteile in auffälligem Miß- 
verhältnis zu ben Leiſtungen ſtehen. Au 
fann in einem folden Fall auf Verluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt wer: 
ben. Noch ftrengere Strafe tritt ein, wenn 
jemand fich oder einem Dritten die wucher⸗ 
lichen Vermögensvorteile verjchleiert oder 
wechfelmäßig oder unter Berpfändung ber 
Ehre, auf Ehrenwort, eidlich oder unter 
ähnlichen Verficherungen oder Beteue- 
rungen verfprechen läßt, oder wenn ber 
W. gewerbs⸗ oder gemohnheitgmäßig be- 
trieben wird. Die im einer foldyen wuche⸗ 
riſchen Abficht abgefchlofienen Verträge 
find nichtig. Ob nun das Geſetz von praf- 
tifher Wirkung fein wird, ift fehr frag: 
lich, da e8 für den Richter außerordentlich 
ſchwer ift, für ben einzelnen Fall feftzu: 
ftellen, ob die Merkmale bes Wuchers 
wirklich begründet und vorhanden find. 
Dal. Endemann, Bedeutung ber Wu⸗ 
cherlehre (1866). 

Wuchergeſetze, ſ. Wucher. 

Württemberg, Königreich und Bun⸗ 
desſtaat des Deutſchen Reichs, 19,504 
qkm mit (1880) 1,970,132 zum überwie⸗ 
genden Teil evangelifchen Einwohnern. 


MWürttemberg. 619 


Haupt= und Refidenzftadt: Stuttgart 
mit 117,021 Einw. 


DRilom. Einw. 

Nedarkeeß . . . .„ 3327 622 358 
Shwarzwaldtreis . . 4773 472646 
Jagſikreis . 5139 407479 
Donaufeß . . . . 6265 467649 
Zuſammen: 19504 1970132 


An der Spite bes Staatswefens, wel: 
che fich als eine Fonftitutionelle Erbmon- 
archie darftellt, ſteht der König, deſſen 
Krone im Mannsſtamm des Haufes W. 
nach ber Linealerbfolge und dem Erftge- 
burtsrecht erblich ift. Nach dem Erlöfchen 
des Mannsſtamms fuccediert die weib⸗ 
liche Linie, doch tritt bei der Deſzendenz 
des alsdann regierenden königlichen Haus 
je8 das Vorrecht des Mannsſtamms wies 
der ein. Das urfprünglich gräflihe Haus 
W. führte feit 1495 den Herzogstitel, bis 
basfelbe 1803 für den Verluft feiner Be- 
figungen auf dem linfen Rheinufer neben 
einer Entſchädigung durch neun Reiche: 
ſtädte und mehrere geiftliche Territorien 
die Kurmwürde erhielt. Durch den Anz 
ſchluß an Napoleon I. erlangte dag würt- 
tembergifche Haus 1. San. 1806 den Ki: 
nigstitel. Die Zivillifte des Königs beträgt 
bermalen 1,835,257 Mk., wozu nod 
328,347 ME. an Apanagen für die Mit: 
glieder des königlichen Haufes kommen. 
Der König iſt hinſichtlich der Geſetzgebung 
und der Beſteuerung an die Zuſtimmung 
des Landtags gebunden. Nachdem näm— 
lich 1805 bie altitändifche Verfaſſung 
Württembergs befeitigt worben war, wurde 
an Stelle des abfoluten Regiments, wel: 
ches ſeitdem geführt worden, durch Vers 
faffungsurfunde vom 25. Sept. 1819 eine 
Tonftitutionellemonardifche Verfaſſung 
gegeben, deren Normen jedoch durch ſpä—⸗ 
tere Deich vom 26. März 1868 und 23. 
ar 1874 teilweife modifiziert worden 
ind. Der Verſuch einer durchgreifenden 
Berfaflungsveränderung nach 1848 war 
vergeblich. Die Volfsvertretung fett fich 
nad bem Zweikammerſyſtem zufammen. 
Die Erfte Kammer oder die Kammer ber 
Standesherren befteht aus den Prinzen 
bes Föniglichen Haufes, den Häuptern der 
fürftlihen und gräflichen Familien und 
den Vertretern der ftanbesherrlichen Ge: 
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meinſchaften, auf deren Beſitzungen ehe: 
dem eine Reichs- oder Kreistagsſtimme 
ruhte, endlich aus ben vom König lebens⸗ 
länglich ober erblich ernannten Mitglie- 
dern, deren zent ben dritten Teil ber 
übrigen Mitglieder nicht überfteiden darf. 
Zu erblihen Mitgliedern fol der König 
nur folche Gutsbejißer aus dem ſtandes⸗ 
herrlichen oder vitterfchaftlichen Adel er: 
nennen, die von einem mit Fideikommi 
belegten Majoratsgut ein jührliches Ein- 
fommen von mindeltens 6000 FI. beziehen. 
Die Mitglieber der Zweiten Kammer geben 
aus direkten Wahlen hervor (Gefek vom 

. März 1868), und zwar werben 13 
Mitglieder von dem ritterfchaftlichen Adel, 
6 von ber proteftantifchen und 3 von der 
katholiſchen Geiftlichfeit, 7 von den größern 
Städten und 63 von ben Landbezirken 
gewählt. Dazu fommt noch ein Vertreter 
der Univerſität Tübingen. Die Wahl- 
periode ift eine ſechsjährige. 

Durch Vertrag mit dem Norddeutſchen 
Bund vom 25. Nov. 1870 iſt W. dem 
soeutiihen Bund und nunmehrigen Deut- 
fchen Neich beigetreten. Dabei find aber 
der Krone W. befondere eletvatteiite 
eingeräumt worden, nämlich folgende: Die 
Beiteuerung des inländifchen Branntweind 
und des inländifchen Bier ift, ebenfo wie 
für Baden und Bayern, ber Landesgeſetz⸗ 
gebung ded Königreichd vorbehalten, und 
der Ertrag diejer Steuern fließt in bie 
Landeskaſſe. Ferner iſt bie Verwaltung 
des Poſt- und Telegraphenwefens in W. 
ebenjo wie in Bayern Landesſache. Die 
Geſetzgebung des Reichs beſchränkt ſich in 
dieſer Hinſicht der Krone W. gegenüber 
auf folgende Gegenſtände: die Vorrechte der 
Poſt und der Telegraphie, die rechtlichen 
Verhältniſſe dieſer beiden Anſtalten zum 
Publikum, die Portofreiheiten und das 
Poſttaxweſen, letzteres jedoch ausſchließlich 
der reglementariſchen und ber Tarifbe⸗ 
fliimmungen für den internen Berfehr 
innerhalb Württembergs, und unter gleis 
cher Beſchränkung die Feitftellung der Ge 
bühren für die telegrapbifche Korreſpon⸗ 
benz. Ebenfo ſteht dem Reich die Regelung 
bes Poſt⸗ und Telegraphenverfehrs mit 
dem Ausland zu, ausgenommen ben eig: 
nenunmittelbaren Verkehr Württembergs 


Würtktemberg (Berfaffung). 


mit feinen bem Reich nicht angebörigen 
Nachbarſtaaten nad) Maßgabe des Art. 49 
bes Poſtvertrags vom 23. Nov. 1867. 
Anden aus den übrigen Bundesſtaaten zur 
Reichskaſſe fließenden Einnahmen des Poſt⸗ 
und Telegraphenwejend bat W. ebenſo⸗ 
wenig wie Bayern Anteil. Enbli find 
W. gewiſſe Sonderrechte in Anſehung des 
Militärweſens, allerdings nicht jo weit 


8 | gehende wie dem bayriichen Staat, ein: 


geräumt. Nach ber Militärfonvention 
mit Breußen voom21.—25.Rov. 1870 find 
nämlich die königlich württembergifchen 
Truppen bem Oberbefehl des Königs von 
Preußen als des Bundesfeldherrn unter: 
ſtellt; allein dieſe Truppen follen ein in fi 
geichloffenes (ba 13.) AUrmeeforps Bilben, 
welches für die Dauer frieblicher Verbält- 
niffe in feinem Verband und in feiner 
Glieberung erhalten bleiben und im eig: 
nen Land disloziert werben joll; eine hier⸗ 
von abweichende Anordnung des Bundes: 
feldherrn fowie die iafogierung andrer 
le Truppenteile in dad Königreich 
W. fol in Friedendzeiten nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Königs von W. erfolgen, jofern 
es fi) nicht um Beſetzung ſüd⸗ oder weft- 
deutſcher Feitungen handelt. Weiter ift das 
verfaſſungsmäßige Recht des Kaifers, den 
öchttlommandierenden eines jeden Kon: 
tingents und alle Feftungsfommandanten 
zu ernennen, auch innerhalb des Bundes- 
ebiet8 Feltungen anzulegen, ber württem⸗ 
ergilchen Staatöregierung gegenüber be- 
Ichräntt. Die Cenennung bes Höchſtkom⸗ 
manbierenden erfolgt vielmehr durch den 
König von W. nad vorgängiger Zuflims 
mung de? Kaiſers, und über bie Ernennung 
der Feitungefommandanten und bie An: 
legung von Feftungen innerhalb des König- 
reichs ſoll der Kaiſer ſich zuvor mit dem 
König von W. ins Benehmen ſetzen; ebenſo, 
wenn er einen von ihm zu ernennenden 
Sifigier aus dem württembergiichen Ar: 
meelorp8 wählen will. Ferner fol zur 
Bermittelung ber bienfilichen Beziehun: 
gen bed württernbergifchen Armeekorps zu 
en bdeutfchen Bundesheer ein birefter 
Schriftenwechſel zwiſchen dem preußiſchen 
und württembergiſchen Kriegsminiſterium 
ſtattfinden. Endlich ſoll die württem⸗ 
bergiſche Regierung jederzeit in dem Buu- 
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besausfhuß für bad Landheer und die 
Feſtungen vertreten fein. 

In den beutfchen Reichstag entfendet 
W. 17 Abgeorbnete; zum Bundesrat Tann 
es 4 Vertreter aborbnnen, entjprechend ber 
Stimmenzahl, welche ihm in diefer Körper: 
ſchaft zufteht. 

An ber Spike ber Staatsverwal: 
tung fleht das Staatsminifterium, 
welches fich aus den Reſſortminiſtern oder 
den Chefs der einzelnen Minifterialdeparte- 
ment? zufammenfeßt. Daneben beiteht ein 
Geheimer Rat, für welchen außer den 
Miniftern noch ordentliche u. außerordent- 
liche Mitglieder vom König ernannt wer: 
den. Dem Staatsminifterium iftein Ber: 
waltungsgerichts hof unterftellt. Die 
einzelnen Departements bes Minifteriums 
find diejenigen für die Juftiz, die auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten, das Innere, das 
Kirchen: und Schulwefen, das Kriegsweſen 
unb bie Sinanzen, Die von dem erfige: 
bachten Departement wahrzunehmende 
Suftizverwaltung erftredt ſich auf bad in 

tuttgart errichtete Oberlandesgericht, bie 
acht Landgerichte und bie Amtsgerichte des 
Königreihs (j. unten). Dem Minifterium 
ber auswärtigen Angelegenheiten find die 
Archivdirektion und die Generaldireftion 
ber Staatseifenbahnen und der Bodenfee- 
dampfſchiffahrt, Die Generaldireftion ber 
Boften und Telegraphen und ber Rat ber 
Verkehrsanſtalten unterftelt. Bon dem De- 
partement des Innern refjortieren die vier 
Kreisregierungen, an beren Spike 
Präfidenten oder Direktoren ſtehen. Das 
Land zerfällt zum Zweck der innern Ver⸗ 
waltung in bie vier Kreife: Nedarfreis 
(Hauptitadt:Lubwigsburg) Schwarzwald: 
freis( Reutlingen), Sagftfreis(Elliwangen) 
u. Donaufreis(Ulm). Die Kreife zerfallen 
wiederum in Oberamtsbezirte, welche 
jeweilig untereinem Oberamtmann ftehen. 

L NRedartreis. Stuttgart (1. Stadtdireltion, 
2. Oberamt), Ludwigsburg, Böblingen, Leonberg, 
Vaihingen, Maulbronn, Bradenheim, Befigheim, 
Heilbronn, Nedarjulm, Weinsberg, Badnang, 
Marbach, Waiblingen, Kannftadt, ERlingen. 

IL Schwarzwaldkreis. Reutlingen, Urach, 
Nürtingen, Tübingen, Rottenburg, Horb, Herren. 
berg, Kalm, Neuenbürg, Nagold, Freudenſtadt, 
Sulz, Oberndorf, Rottweil, Tuttlingen, Spai- 
chingen, Balingen. 
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IL Jagſtkreiß. Ellwangen, Neresheim, Hei⸗ 
denheim, Aalen, Gmünd, Welzheim, Schorndorf, 
Gaildorf, Hall, Ohringen, Künzelsau, Mergeni⸗ 
heim, Gerabronn, Krailshe im. 

IV. Donaufreis. Ulm, Blaubeuren, Ehin⸗ 
gen, Laupheim, Biberach, Leutlich, Wangen, 
Tettnang, Ravensburg, Waldſee, Saulgau, Ried» 
lingen, Münfingen, Geislingen, Kirchheim, Göp⸗ 
pingen. 


Sulisorganifation. Nach ber 

neuen Gerichtsorganifation beftehen in 

W. ein Oberlandesgeriht zu Stuttgart 

und die im nachftehenden begeichueten acht 

Lanbgerichte mit folgenden Amtsgerichts⸗ 

Bezirken: 

Ellwangen (Amtsgeridte: Aalen, Ellwangen, 
Gmünd, Heidenheim, Neredheim, Schorndorf, 
Welzheim); 

Hall Gailsdorf, Hall, Krailsheim, Künzelsau, 
Zangenburg, Drergentheim, Öhringen); 

Heilbronn (Badnang, Befigheim, Bradenheim, 
Heilbronn, Marbach, Maulbronn, Neckarſulm, 
Vaihingen, Weinsberg); 

Ravensburg Giberach, Leutkirch, Ravensburg, 
Riedlingen, Saulgau, Xettnang, Waldſee, 
Wangen); 

Rottweil (Balingen, Yreudenftadt, Horb, Obern- 
dorf, Rottweil, Spaichingen, Sulz, Tuttlingen); 

Stuttgart (Böblingen, EBlingen, Kannftatt, 
Leonberg, Ludwigsburg, Stuttgart [Stadtdirek⸗ 
tionsbezirf), Stuttgart [Oberamtsbezirt], Waib⸗ 
lingen); 


Tübingen (Herrenberg, Kalw, Nagold, Reuen« 


bürg, Nürtingen, Reutlingen, Rottenburg, Tüs 
bingen, Urach); 
Ulm (Blaubeuren, Ehingen, Geislingen, Göp⸗ 
pingen, ſtirchheim, Laubheim, Münfingen, Ulm), 
Die Stadt Stuttgart bildet einen be- 
Sondern Berwaltungsbezirk, welcher einer 
königlichen Stadtdireftion unterftellt iſt. 
Dem Oberamtmann ift eine Amtöver: 
fammlung als Kommunalvertretung bes 
Bezirks beigegeben, welche aus Abgeorb- 
neten ber Gemeinderäte befteht, welch 
legtere in ben einzelnen Gemeinden ben 
Gemeindevorfländen (Schultheißen) als 
befchließende Verfanımlungen zur Geite 
fteben. Dem Miniftertum bed Innern 
find außerdem ein Mebizinalkollegium, 
eine Zentralftelle für Landwirtſchaft und 
Landeskulturſachen, die Landgeſtütskom⸗ 
miſſion, das Oberbergamt, die Forſt⸗ 
direktion und die a ftelle für Gewerbe 
und Hanbel unterjtellt. Für das Straßen 
und Rafferbaumwefen und ebenfo für das 
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Hochbauweſen beftehen bejondere Abtei- 
lungen bes Minifteriums, Abteilung bed 
Snnern. Bonbem Winifterialdepartement 
ber Finanzen refiortieren die Oberfinanz- 
fanımer unter Oberleitung des Departe⸗ 
mentschef3 mit der Domänenbireftion, ber 
Forftdireftion und dem Bergrat als Ab: 
teilungen, ferner bie Oberrechnungskam⸗ 
mer, das Steuerfollegium, das ftatiftifch- 
topographifche Büreau und bie Katafter- 
fommiffion. Die uniert= proteftantifche 
Kirche fteht unter dem königlichen Kon- 
fiftorium zu Stuttgart, welch letzteres Die 
Kirchen: und Schulgejebe handhabt. Bei 
ber Firchlichen Geſetzgebung wirft Die Lan: 
desſynode mit, deren Mitglieder teild vom 
König berufen (6), teils von ber evange⸗ 
liſch⸗ theologiſchen Fakultät ber Landes⸗ 
univerfität Tübingen und von den 49 
Didzefanfynoben der Monardie (51) ges 
wählt werden. Das Land zerfällt nämlich 
in ſechs evangelifche Generalfuperinten- 
benzen, deren Vorſteher den Titel »Prä⸗ 
latene führen. Unter ihnen ftehen bie 
Dekane mit ihren Sprengeln. Für jeden 
Sprengel bejteht eine Didzefanfynode, 
welche fich aus den ſämtlichen ordentlichen 
Geiftlichen und ebenſo vielen Kirchenälte- 
ſten ber Pfarrgemeinden zuſammenſetzt. 
Die innern Angelegenheiten der katho⸗ 
liſchen Kirche werben in W. von dem Lan⸗ 
desbifchof zu Rottenburg wahrgenommen, 
welcher der oberrheinifchen Kirchenprovinz 


(Erzbistum Freiburg i. Br.) angehört. Die | reich! W. (2. Aufl. 1840); 


verfaflungsmäßige Behörde, durch welche 
die der Staatsregierung zuftebenden Rechte 
gegenüber ber tbolilten irche WBege 
übt werben (Geſetz vom 30. San. 1862), 
ift der Fatholifche Kirchenrat. 
Finanzen. Die Staatzeinnahmen des 


Königreichs waren für das Finanziahr 
1880—81 auf 49,958,401 Mk., die Aus: 
aben auf 53,674,595 ME. veranichlagt, 
bo daß ein Defizit von 3,716,192 DIE. zu 
erwarten ftand, welches im Weg der An⸗ 
leihe gedeckt werben follte. Die Einnahme 
aus ben direkten Steuern war hierbei auf 
12 522,215, bie ausben indireften Steuern 
auf 10,745,255 Mt. veranfchlagt. Der 
Ertrag aus ben Verkehrsanſtalten ift mit 
14,301,600 unb ber aus ben Domänen 
mit 6,885,409 ME. eingeftelt. In der 
Ausgake kommt die Erigenz ber Juſtiz 
mit 3,603,885 ME., die der innern Ver⸗ 
waltung mit 4,790,641 ME., die bes Kir⸗ 
chen⸗ und Schulwef ens mit 8,091,397 ME. 
unb diejenige ber Finanzen mit 3,066,228 
ME. in Rehmung 
Das württembergiihe Staatswap- 
pen ift der Länge nach geteilt und ent- 
hält rechts drei quer übereinanber ge: 
ftellte fchwarze ‚pitiögemeihe auf goldnem 
Grund (wegen W.) und links drei ſchwarze 
Löwen übereinander ebenfalls auf Golb- 
grund (wegen Hobenftaufen und Schwa⸗ 
n). Aut ben Wappenſchild ruht ein 
mit der Königsfrone gezierter Ritterhelm; 
Schildhalter find ein ſchwarzer Löwe und 
ein goldner Hirſch. Eine Bandſchleife 
unter dem Schild zeigt bie Deviſe: > Furcht» 
108 und treive. Die Landesfarben find Rot 
und Schwarz. 
Bol. Most, nk bes König: 
rider, Ber: 
faffungsurfunde für das Königreih W. 
Ge); Fönigt, Ratitifetopogtaphif 
eg. vom Fönigl. flatiftifchetopographifchen 
Direan 1863); Staiger, Geichichte 
Württembergd (1875); Pleibel, Hanb- 
buch der Vaterlandsfunde (2. Aufl. 1877). 


2. 


Zählung Des Haufes, j. Abſtim-zogliche Haus Baben (f. d.) ſtammt aus 


mung. 
blungöbefehl „ſ. Gericht. 
ähringen, Dorf im bad. Kreis Frei⸗ 
burg, bei welchem ſich 
alten Stammſchloſſes ber Herzöge von 2. 
(Zähringer) befinden. Das großher: 


dem Gejchlecht ber Herzöge von 3. ¶ Schwa⸗ 
ben), indem ber Herzogstitel ſpaͤter mit 


bem eines Marfgrafen von Baden ver⸗ 
die Ruinen bes | taufcht ward; body führen ber Großherzog 


und die Bringen des großberzoglichen Hau: 
je noch jeßt den Titel »Herzog von 3.« 


»Das hr W.«, heraus: 
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onziber, ſ. Sanfjibar. 

ar (ruſſ., franz. Schreibweife Czar 
ober Tsar, v. lat. Caesar), Herrihertitel 
hei ben öftlihen Slawen (Bulgaren, 
Serben, Ruffen). Der Großfürft Wla⸗ 
bimir II. von Rußland (1113—25) war 
der erfte, welcher den Titel 3. annahm, 
ben feit Swan IL Krönung (1547) alle 
ruſſiſchen Herricher führten. Peter I. ver: 
tauſchte ihn 1712 mit dem Titel » Kaifer« ; 
doc) führen bie Kaifer von Rußland noch 
jet von einzelnen Teilen bed Reiche (Ka⸗ 
fan, Aſtrachan, Sibirien, Tauriſche Cher- 
ones) den Titel 3., wie AleranderL. 1815 
den eines Zaren von Polen annahm. Die 
Gemahlin des Zaren hieß Zariza und 
ber Thronfolger Jaren itſch, jebt Ceſa⸗ 
rewitſch, ſeine Gemahlin Ceſarewua. 

Br a hot 

enfur (lat), rüfung, Prüfungs: 
zeugnid. Die fogen. Büdherzenfur, 
d. h. die polizeiliche Einrichtung, wonach 
ale Bücher und jonftigen Druckſachen, 
ingbefondere auch Zeitungen, vor ihrem 
Erfcheinen von-einem ftaatlich dazu bes 
rufenen Zenfor geprüft werben mußten 
und nur nad) deſſen Zuftimmung ver- 
Öffentlicht werden durften, ift jest in ben 
meiften Staaten ber Preßfreiheitgewichen. 
Die Einführung ber 3. erfolgte zumeift 
auf Anordnung der Päpſte und wurde 
auch in Deutfchland zuerft von den kirch⸗ 
lichen Behörden gehandhabt, bis fie dann 
auf ſtaatliche Organe überging und im 
18. Jahrh. faft in allen heuttihen Ländern 
beftand. Die deutſche Bundesakte (Art.18) 
fiherte zwar eine einheitliche Gefeßgebung 
über die Preſſe zu, welche auf dem Grund» 
faß ber Preßfreiheit beruhen follte; allein 
ein Bundesbefchluß vom 20. Sept. 1819 
hielt für alle Zeitungen, Zeitfchriften und 
Bücher bis zu 20 Bogen die 3. aufrecht, 
bis durch Bundesbeihluß vom 3. März 
1848 die 3. definitiv befeitigt und die 
Preßfreiheit proflamiert ward. Andre 
Staaten, wie England (1694), Schweden 
(1809), Dänemarf (1770) und Frankreich 
(1791, 1814, 1827), waren mit der Ab: 
Ihaffung ber 3. fchon früher vorgegangen. 
In Rußland beiteht die Bücherzenfur noch 
jet. Die Theaterzenfur wird noch in 
den meilten Staaten gehandhabt. 
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Zenſus (lat. Census), im alten Rom die 
in der Regel alle fünf Jahre vorgenommene 
Schätzung der römiſchen Bürger, baber 
man denn auch heutzutage von einem 3. 
fpricht,, injofern gewiſſe politifche Rechte 
an ben Nachweis eines beftimmten Ver⸗ 
mögens geknüpft find, wie fi 5.8. in 
Preußen das Wahlrecht zum Abgeord⸗ 
netenhaus nad einem gewillen 3. be- 
ftimmt, ber nach der Steuer firiert ift. 
Auch verfteht man unter 3. zuweilen eine 
Volkszählung. 

Zentner (6. lat. centum, »bundert«), 
in Deutjchland, der Schweiz und Däne- 
marf ein Hanbelögewidht meift von 100 
Pfd. Der deutſche Zollgentner hat jet 50 
* Ein 3. (oder 100 Pfd.) neuen deut⸗ 
ſchen Handelsgewichts ift gleich 106,9 Pb. 
alten Gewichts in Preußen, 89,286 Pfd. in 
Bayern, 89,28 Pd. in Ofterreich und 107 
Pfd. 3 Lot 1,3 Quentchen in Sachſen. 

Zentral (lat), im Mittelpunft befind- 
ih, nad) dem Mittelpunft hinwirkend; 
daher 3.8. Zentralbebörde, diejenige 
Behörde, von ber eine größere Anzahl von 
Behörden rejjortiert , welche die einzelnen 
Zweige eines Teild ber Verwaltung zu 
befchäftigen haben; Zentralgewalt, 
bas gemeinfame Organ einer bunbdesftaat- 
lichen ereinigung mehrerer Staatskör⸗ 
per. Zentralifieren, auf einen be 
ſtimmten Mittelpunft hinleiten, zuſam⸗ 
menfaffen, Tonzentrieren; Zentraliſa— 
tion, basjenige Syitem ber Staatsver⸗ 
waltung, bei welchem alle Funktionen 
möglichit in einem Haupt: und Mlittel- 
punkt des Staatsganzen zulammengefaßt 
werden, alle Fäden thunlichſt in einer 
Hand zufammenlaufen und bie ganze 
Staatäthätigfeit von einem Haupt aus 
geht, welches von einer Stelle aus das 
Ganze und da8 Einzelne leitet. Den Ge: 
genfaß bildet die Dezentralifation. 

iefe nimmt für die einzelnen lieber, 
für die einzelnen Teile des Staatsganzen 
—— einige in Anſpruch. 
Die größte Zentralifation fand in Frank⸗ 
reih unter Ludwig XIV. ftatt, welchem 
man nicht umfonft das befannte Wort in 
ben Munb legt: »Der Staat bin ich!« 
Die viel erörterte Frage aber, welchem von 
beiden Syftemen der Borzug zu geben jei, 
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läßt fich fchlechterdings nicht mit Ja ober 
Nein beantworten; vielmehr ift ein ge- 
fundes Staatsleben gerade duch die Wech 
ſelwirkung zwiſchen beiden Grundſätzen 
und durch eine harmoniſche Verbindung 
beider Syſteme bedingt. So iſt in der 
auswärtigen Politik ſicherlich möglichſte 
Zentraliſation erforderlich; die Leitung 
der Staatsangelegenheiten, inſofern fie 
ſich auf den Verkehr mit fremden Staaten 
beziehen, muß eine einheitliche ſein. Das⸗ 
ſelbe gilt von der Militärverwaltung. Es 
erhöht bie geſamte Streitfraft bes Landes, 
wenn bie einzelnen Streitträfte möglichit 
ineiner Hand konzentriert ſind, wenn auch 
eine Dezentraliſation bei der Zuſammen⸗ 
ſetzung der einzelnen Heereskörper unver: 
meiblich und notwendig ift. Auch auf dem 
Gebiet ber Gefeßgebung wird das Ber: 
langen nad Zentralifation nicht mit Un⸗ 
recht ausgefprochen. Die Zerriffenheit der 
beutfchen nn , welche jest von 
dem neuen Reich mühſam bejeitigt wir, 
tft auf die frühere Dezentralifation zu— 
rüdzuführen, welche faft jedem Dorf, jeder 
Stadt, jeder Genoffenfchaft, jedem Terri- 
torium und jedem Landesteil ein befon- 
deres Necht Ihuf. Gleichwohl barf aber 
auch dag Prinzip der gefebgeberiichen 
Uniformität nicht auf die Spite getrieben 
werden. Denn es gibt Stammegeigentiim- 
lichkeiten, geographiſche Eigenartigfeiten, 
bejondere Lebensbedürfnifie einzelner Be: 
rufsklaſſen 2c., welche bejondere Berüd- 
fihtigung verbienen. Vorzugsweiſe aber 
find es das Gebiet der innern Verwaltung, 

a8 Gebiet ber Polizei und der Kultur: 
pflege, welche der Dezentralifation ein 
geeignetes Feld barbieten. Hier ift denn 
auch die moderne Gefetgebung bemüht, 
bem Prinzip ber Selbftverwaltung Rech: 
nung au tragen, indem fie ftaatliche 
Funktionen auf die Gemeinden und auf 
die Kommunalverbände überträgt, unbe 
fchadet jedoch ber einheitlichen Leitung des 

efamten Staatsorganismus und info: 
Fern wiederum zentralifierend (ſ. Selbſt⸗ 
verwaltung). 

Zentralamerila (Mittelamerika), 
das fchmale Verbindungsland zwiſchen 
Nordamerika und Südamerifa, umfaſ⸗ 
jend die fünf Freiftaaten Coſtarica, Gua⸗ 


temala, Honduras, Nicaragua und San 
Salvador (ſ. bie betreffenden Artikel), 
welche früker einen Staatenbunb bildeten, 
jetzt aber f e'bftändige Staaten fird. Außer: 
bem gehören zu 3. Britifch- Honduras und 
Banamd, letzteres ein Mlitglieb der Ver: 
einigten Staaten von Kolumbien (ſ. Ko⸗ 
lumbien). 

Zentrum (lat. Centrum), in ber poli⸗ 
tiſchen Sprache die Gejamtheit derjenigen 
Mitglieder einer parlamentarifchen Kür: 
perichaft, welche eine mittlere Parteiftel- 
fung zwiſchen ber Rechten und der Linken 
einnehmen und dies auch Außerlich durch 
bie Wahl-ihrer Plätze in der Mitte (im 
3.0) des Sitzungsſaals anbeuten. Im 
deutfchen Reichstag und im preußifchen 
Abgeordnetenhaus ift es zur Zeit bie 
ultramontane oder Flerifale Barter, welche 
ſich diefen Namen. beigelegt hat. Angeb⸗ 
lich »für Wahrheit, Freiheit und Recht« 
wirkend, bat bie Zentrumsfraftion mit 

roßer Zähigfeit und Energie ben Kampf 
Air die päpitliche Machtftelung und für 
die möglichite Freiheit der Fatholifchen 
Kirche gegenüber ber ftaatlihen Autorität 
aufgenommen. Zur Erreihung biefes 
Zwecks hat fich die Flerifale Partei mit 
altpreußifchen Liberalen, wie den beiden 
Reichenfperger und dem inzwiſchen ver: 
fiorbenen Mallinckrodt, mit verfchtebenen 
Geiftlichen, wie mit dem Biſchof v. Ket- 
teler, Domkapitular Moufang, Pfarrer 
Weftermayer u. a., mit banndverfchen 
PBartifulariften, Windthorſt an der Spike, 
mit bayrifhen Partifulariiten, wie Jörg, 
mit unzufriedenen Beamten, wie mitbem 
in feinem Chrgeiz gefränften Savigny, 
ufommengethan auch proteftantifche 

elfen und Polen hielten ſich zum 2. 
Durch ihre Eintreten für die vermeint: 
lihen Rechte der Kirche gewann bie Par⸗ 
tet in dem Tatholifchen Adel zahlreiche 
Anhänger, nicht minder aber auch im 
Volk durch demagogiſche Umtriebe, durch 
den Einfluß der Geiſtlichkeit und durch 
ihre von den ſWer Hetzkaplänen redi⸗ 
gierte Preſſe. Solange ber Fürſt Bis- 
marck eine liberale Politik verfolgte und 
mit der nationalliberalen Partei zuſam⸗ 
men an dem geſetzgeberiſchen Ausbau des 


neuen Reichs arbeitete, verhielt fi das, 





Zentrum. 


3. der Reichsregierung gegenüber ent- 
ſchieden oppofitionell, jo ziwar, daß man 
die Anhänger besfelben ſchlechthin als 
Reichsfeinde bezeichnete. Aber unbefüm- 
mert und unentwegt bielt die Partei in 
dem fogen. Kulturfampf aus, ermutigt 
durch die Kurie in Rom und durch bie 
Biſchöfe, und bei ber Reichſtagswahl vom 
10. Ian. 1874 ftieg die Zahl der Zen⸗ 
trumsfraktion auf 91 Mitglieder. Bei 
ben Wahlen für das preußifihe Abgeord⸗ 


netenhaus 1876 und für den Reichstag | ft 


zu Anfang 1877 behauptete das 3. 
dank einer vorzüglichen Organifation 
feinen Beſitzſtand; ja, die nach den beiden 
Attentaten auf den deutfchen Kaifer 1878 
erfolgte Auflöfung des Reichstags und 
bie damals von ber preußiichen Staatsre- 
ierung beglimligte Agitation gegen bie 
Srationalligera en kamen zumeiſt dem 3. zu 
ute, deffen Mitgliederzahl auf 103 flieg. 
atte Doch die ultramontane Partei, wenn 
es auf einen Wahlerfolg ankam, felbit ein 
Aufammengehen mit ben Sozialdemokra⸗ 
ten nicht verfchmäht, wie in Mainz und 
im eriten Münchener Wahlkreis, wogegen 
fie umgefehrt in Offenbach und in Elber⸗ 
feld die Sozialdemokraten unterftüßt hatte. 
Dagegen brachte die Seſſion von 1879 
einen merfwürbigen Umſchwung in ber 
.Taktik bes Zentrumd. Bereit? im Som: 
mer des vorhergehenden Jahrs hatte ber 
päpftliche Nunzius Maſella mit Bismard 
in Kilfingen Verhandlungen angetnüpft, 
welche eine Beendigung bed Kulturfampfs 
bezweckten und welche allerdings zu feiner 
Beilegung besfelben, wohl aber zu einer 
Annäherung geführt hatten. Das Z3. in 
ber Hoffnung auf einen günftigen Ab: 
ſchluß dev Verhandlungen, lieh nunmehr 
dem Fürften Bismarck jeine Unterſtützung 
in ber von dem Reichskanzler inaugurier- 
ten Schußgollpolitif und in ben Beſtrebun⸗ 
gen beöfelben nach einer wirtfchaftlichen 
mgeftaltung ber deutſchen Verhältnifie 
und ermöglichte jo das Zuſtandekommen 
bes neuen Zolltarifd. Die Entlaffung 
Falks war der Ann dafür. Die Konfer: 
vativen aber ſtimmten ihrerjeitd dem 
Franckenſteinſchen Antrag (bes Zentrums) 
u, wonach derjenige Ertrag ber Zölle und 
er Tabaffteuer, welcher bie Summe von 
Staatslexilon. 


625 


130 Mil. ME. in- einem Jahr überftei- 
gen würde, ben einzelnen Bundesitaa- 
ten nach Mäßgabe der Bevölkerung, mit 
welcher fie zu ben Matrikularbeiträgen 
herangezogen würden, zu überweifen ſei, 
und fofamen das Tabafiteuergejch und ber 
Zolltarif ohne und gegen die Stimmender 
Nationalliberalen, welche nun entbehrlich 
geworben waren, zuftande. Die Flerifal- 
Tonfervative Koalition war ſchon zuvor 
durch die Wahl des Freiherrn v. Franden- 
ein zum erften Vizepräfidenten des Reichs⸗ 
tags befiegelt worden, während man bis 
dahin das 3. als reichsfeindlich von den 
Präfidentenfiten ſchlechthin ausgeſchloſ⸗ 
ſen hatte. Bei den Neuwahlen zum Abge⸗ 
ordnetenhaus im Herbſt 1879 rüſtete ſich 
das Z. mit beſonderm Eifer, um auch im 
Abgeordnetenhaus die Liberalen im Ver⸗ 
ein mit den Konſervativen aus dem Feld 
zu ſchlagen und die Regierung zur Zu⸗ 
rücknahme ber Maigeſetze zu zwingen. 
Durch die Unterſtützung der Konfervati- 
ven und durch die Konnivenz ber Regie: 
rung gelang es benn aud) dem Z. die Zahl 
feiner Site im preußifchen Abgeordneten: 
baus bis auf 95 zu bringen. Inzwiſchen 
hatten aber die im Herbft 1879 wieder 
aufgenommenen Verhandlungen mit der 
Kurie, die damals durch den Kardinal 
Sacobini vertreten war, wiederum zu 
feinem Nefultat geführt. Das 3., welches 
fich für feine guten Dienfte in ber Zoll- 
und Steuerfrage ſchlecht belohnt ſah, 
fehrte Daher zu ber frühern oppofitionellen 
Stellung gegen die Regierung zurüd, was 
dem Fürsten Bismard Veranlaffung gab, 
in ber Reichdtagsfikung vom 8. Mai 1 
bem 3. ben Fehdehandſchuh hinzumerfen 
und die übrigen Parteien aufzuforbern, 
ihm gegen bas 3. beizuſtehen. Auch in 
ber Nachſeſſion des preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſes im Sommer 1880 verhielt 
ſich das Z. der Regierung gegenüber nach 
wie vor oppoſitionell, indem es ſogar ge⸗ 
en das entgegenkommende Puttkamer⸗ 
—* Geſetz ſtimmte, welches ber Staats⸗ 
regierung bei Handhabung der kirchenpo⸗ 
litiſchen Geſetze eine —* bisfretionäre 
Gewalt einräumt. Die »würdige Zurüd: 
haltunge, welche die Mitglieber bes Zen: 
trums bei ber Kölner Dombaufeier im 
40 
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gerött 1880 beobachteten, Hatte zubem 
ine Serftimmung bes Fürften Bismard 
und eines Teild der Konjervativen dem 
8 gegenüber zur Folge, und ſo kam es, 
aß das Z. im —— Abgeordneten⸗ 
haus bei der Wahl des Präfibiums aus⸗ 
gefchlofien warb. In der Reichstagsſeſſion 
von 1881 dagegen wurde ber Freiherr 
v. Franckenſtein dank einer Tonfervativ- 
Herikalen Allianz wieder zum erften Vize⸗ 
präfidenten gewählt, und bas 3. nahm in 
ber ganzen Seffion eine zumwartende Hal- 
tung ein, indem bie Mitglieder desfelben 
es Tlüglich vermieden, ſich für ober gegen 
die Reformpläne des Fürften Bigmard in 
entjchiebener Weile zu engagieren. Der er: 
Härtegübrer des Zentrums ift der ſchlagfer⸗ 
tige Ludwig Windthorft (Wahlkreis: Mep- 
pen, daher »die Perle von Meppen«), geb. 
17. San. 1812, hannöverſcher Staatsmi- 
nifter a. D. zuleßt Kronoberanwalt in&elle. 
Unterben hervorragendern Mitgliedern der 
Traktion find indbefondere Graf v. Balle: 
jirem, Freiherr zu Frandenftein, Freiherr 
v. Deeremam Stnbtopt Freiherr v. Hert⸗ 
ling, Majunke, ufang die beiden Rei⸗ 
an [heiger, Freiherr v. Schorfemer-Alft, 
eſtermayer u. ber Freiherr v. Zu-⸗Rhein 
u nennen. Das offizielle Organ der Partei 
iſtdie von Majunke vebiglerie» Öermaniar, 
feit 1. San. 1871 in Berlin erfcheinend. 
Zeremoniell (franz.), Inbegriff ber 
bei gewiſſen feierlichen Handlungen zu 
beobachtenden Pörmlichleiten und Ge⸗ 
brauche (Zeremonien). Hierher gehört 
namentlid das Staats- und Hofzere: 
moniell, welches für Staatshandlungen 
und für das Hofleben maßgebend ift. 
Bölferrehtliches 3. wird bas im Ver: 
tehr der Staatöregierungen untereinan- 
ber übliche 3. genannt. Zeremonien: 
meifter, Beamter, welcher über Beob⸗ 
achtung des Zeremoniells bei Hof zu 
wachen bat. Zeremonialien, diejeni- 
gen Angelegenheiten, welche ſich auf das 
3. beziehen. Vgl. Seezeremoniell. 
Zerihlagung, |. Dismembrieren. 
Be en ſ. Bank. 
euge (lat. Mestis), eine bei einer 
Rechts ſache unbeteiligte Perſon, welche 
über Wahrnehmungen, die ſie gemacht, 
ausſagen (deponieren) fol, Erfolgt die Zu: 


Zeremoniell — Zeuge. 


ziehung von Zeugen zum Zweck der Beur⸗ 
kundung eines Rechtsakts, z. B. bei einer 
Teſtamentserrichtung, ſo ſpricht man von 
Inſtruments- oder Solennitäts— 
zeugen. Soll dagegen dem Richter über 
zweifelhafte Thatſachen durch Zeugenver⸗ 
nehmung Gewißheit verſchafft werden, ſo 
werden die Zeugen Beweiszeugen ge⸗ 
nannt. In Anfehung der Beweistraft der 
Zeugenausfagen unterjchieb die bisherige 
gemeintechtlihe Prozeßtheorie zwiſchen 
völligglaubwürdigen(flaffiichen) 
und unglaubwürdigen Zeugen. Dan 
bezeichnete nämlich gewiſſe Perſonen als 
ihlehthin unfähig zur Ablegung eines 
Zeugniſſes (testes naturaliter inhabi- 
les), weil ihnen die Fähigkeit zur Wahr: 
nehmung oder zur Mitteilung des Wahr: 
genommenen fehle, wie Kinder, Wahn: 
linnige, Stumme, Blinde und Taube. 
Im Gegenſatz zu diefen wurden Diejenigen 
Perſonen, welche zwar an und für fi 
nicht unfähig waren, die Wahrheit auszu⸗ 
fagen, bei benen es jeboch ungewiß war, 
ob fie die Na Ne fagen würben, als 
verbäcdhtige Zeugen (testes suspecti 
per se) bezeichnet, wie 3. B. Meineidige 
und Unmündige Endlich kam noch die 
Kategorie derjenigen Zeugen binzu, welche 
nur in bezug auf eine beſtimmte Rechts⸗ 
fache als verdächtig erfchienen, fei es, weil 
fie ein eignes Intereſſe an ber Sache hat⸗ 
ten, fei e8 wegen VBerwandtichaft, wegen 
eines befondern Pflichtverhältnifjes, wegen 
Freundſchaft oder Feindſchaft zu einer Par: 
tei. Zu den verbächtigen (nicht völlig glaub⸗ 
würdigen, nicht einrebefreien) Zeugen in 
dbiefem Sinn gehörten namentlidy Ehe⸗ 
gatten und Berlobte. Die neue deutf 
Juſtizgeſetzgebung bat jedoch diefen Stan 
punft aufgegeben. Sie gibt die Beurtei- 
Yung ber Glaubwürbigfeit eines Zeugen le⸗ 
diglich dem richterlichen Ermeſſen ambeim. 
Dabei ift im Prinzip die Zeugnis: 
pflicht ald allgemeine und erzmwingbare 
Bürgerpflicht anerkannt. Folgende Per: 
fonen können jedoch das Zeugnis ver: 
weigern: ber Verlobte einer Partei unb 
im Strafprozeß ber Verlobte bes Beichul- 
digten; ber Ehegatte einer Partei ober bes 
Beſchuldigten; derjenige, welcher mit einer 
Partei oder mit dem Angefchulbigten in 


Zeuge. 


gerader Linie verwandt, verſchwägert ober 
urch Adoption verbunden ober in der 
Seitenlinie bis zum britten Grab ver: 
wandt ober bis zum zweiten Grad ver- 
ſchwägert iſt; Geijtliche in Anſehung des⸗ 
jenigen, was ihnen bei der Ausuübung ber 
Seelforge anvertraut iſt. In bürgerlichen 
Nechtzftreitigkeiten find außerdem zur Ver: 
weigerung des Zeugniffes Berfonen berech- 
tigt, welchen Fraft ihres Amtes, Standes 
ober Gewerbes Thatfachen anvertraut find, 
beren Geheimhaltung durch die Natur ber: 
felben oder durch gejetliche Vorſchrift ges 
boten ift, in betreff ber Zhatfachen, auf 
welche fich die Verpflichtung zur Verfchwie: 
enheit beziebt. Außerdem fann in einem 
— der 8 das Zeugnis verweigern 
ber Fragen, deren Beantwortung dem 
Zeugen oder einem feiner Angehörigen 
einen unmittelbaren vermögensrechtlichen 
Schaden verurfachen, oder beren Beant- 
wortung ihm oder einem feiner Ange- 
hörigen zur Unehre gereichen ober die Ge⸗ 
fahr ftrafrechtlidher Verfolgung zuziehen, 
oder über Fragen, welche ber 5: nicht 
würde beantworten fünnen, ohne ein 
Kunſt⸗ oder Gewerbegeheimnis zu offen⸗ 
baren. Kür den Strafprozeß find ferner 
ber Verteibiger des Angeſchuldigten in 
Anfehung desjenigen, was ihm in biefer 
Cigenfüaft, und ebenfo Rechtsanwalte 
und Arzte in Anfehung desjenigen, was 
ihnen bei Ausübung ihres Berufs anver: 
traut ift, zur Verweigerung des Zeugniffes 
berechtigt. Diefelben dürfen jebody das 
Zeugnis nicht verweigern, wenn fie von 
ber Verpflichtung zur Verſchwiegenheit 
entbunden find. Endlich Tann im Straf: 
prozeß jeder 3. die Auskunft auf foldhe 
tagen verweigern, deren Beantwortung 
ihm felbft oder einem feiner Angehörigen 
bie Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung 
zuziehen würde. 
Eine weitere Ausnahme von ber all- 
gemeinen Zeugnispflidt (Zeugnis: 
wang) wollte der Reichstag zu gun- 
en des Redakteurs, des Verlegers, bes 
Druders und bes Hilfsperfonals der Preffe 
für ftrafrechtliche Unterfuchungen ftatuie- 
ren, in welchen ber Redakteur einer perio- 
difchen Druckſchrift wegen einer barin ab- 
gebructen Zufchrift ftrafrechtlich verfolgt 
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werden könnte. Dies fcheiterte jedoch an 


dem Wiberjpruch ber Bunbesregterungen. 


Dabei ift Iebod zu berüdfichtigen, daß 
nad 6 54 ber Strafprozeßordnung jeder 
3. die Auskunft auf folhe Fragen ver: 
weigern kann, beren Beantwortung ihm 
bie Gefahr ftrafrechtlicher Verfolgung zu: 
ziehen würde. Nach dem Reichspreßgeſetz 
S 20) ift nun für Handlungen, deren 
trafbarfeit durch den Inhalt einer pe- 
riodifhen Drudichrift begründet wird, 
ber verantwortliche Redakteur als Thäter 
zu beftrafen, wenn nicht Durch befondere 
Umftände die Annahme feiner Thäters 
haft ausgeichloffen wird. Nach jenem 
allgemeinen Grundſatz kann alfo der Re⸗ 
dakteur das Zeugnis verweigern, wenn e8 
fih darum Handelt, durch feine Verneh- 
mung zu ermittelt, wer eine in ber frag: 
lihen Drudichrift veröffentlichte Zufchrift 

eingefandt habe. 
Die Zeugenvernehmung jelbft be 
innt damit, baß ber 3. über Vor: und 
Zunamen, Alter, Religionsbefenntnis, 
Stand oder Gewerbe und Wohnort be- 
fragt wird. Erforderlichen Falls find ihm 
Tragen über ſolche Umſtände, welche feine 
olaubwülrbigfeit in ber vorliegenden Sache 
betreffen, insbeſondere über feine Beziehun: 
gen zu den Parteien, im Strafprozeß zu 
dem Beſchuldigten oder Beſchädigten, vor: 
zulegen. Der Regel nad) ift jeber 3. vor 
der Vernehmung mit dem Zeugeneid 
zu belegen; doch kann die Beeidigung auch 
aus beſondern Srünben, namentlich wenn 
Bedenken gegen ihre Zuläffigfeit obwalten, 
bis nach Abſchluß ber Vernehmung aus: 
gejett bleiben. Der Zeugeneid geht dahin, 
»daß der 3. nach beitem Willen Die reine 
Wahrheit jagen (gefagt), nichts verſchwei⸗ 
gen (verjchwiegen) und nichts hinzuſetzen 
werde (hinzugeſetzt habe)«. Unbeeidigt 
ſind zu vernehmen: Perſonen, welche zur 
Zeit ber Vernehmung das 16. Lebensjahr. 
noch nicht vollendet oder wegen mangeln= 
ber Berftandesreife ober wegen Verſtandes⸗ 
ihwäche von dem Wefen und ber Bebeu: 
tung des Eides feine genügenbe Zorftel- 
lung haben; die wegen Meineids Verur⸗ 
teilten; Perſonen, welche hinfichtlich der 
ben Gegenftand einer firafrechtlichen Un⸗ 
terfuchung bildenden That als Teilnehmer, 
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Begünftiger oder Hehler verbächtig oder 
bereit verurteilt find; Perſonen, welche 
bei dem Ausgang eines Rechtsſtreits un- 
mittelbar beteiligt find; endlich in bürger- 
lichen Rechtsftreitigfeiten bie meiften Ber: 
fonen, welche das Seugnis an und für fi) 


verweigern fönnten, von biefer Befugnis | | 


aber feinen Gebraud gemacht haben. Die 
Entſchädigung, welche Zeugen für bie zu 
ihrer Vernehmung erforberliche Zeitver- 
ſaäumnis zu beanfpruchen haben, ift Durch 
Reichsgeſetz normiert. Vgl. Die Gebühren: 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
vom 30. Juni 1878 (Reichsgejetblatt, ©. 
173 APL Deutihe Strafprozeßordnung, 
88 48 f}.; Zivilprozeßordnung, $$ 338 ff.; 
. B. Oppenheim, Die Preſſe und der 
eugniszwang(in der »Gegenwarte 1877, 
era)’ Dochow, Der Zeugniszwang 
Zinſen, Vergütung für die Benutzung 
eines einem andern angehörigen ſtehen⸗ 
ben (Miet-, Pachtzins) oder umlau⸗ 
fenden, zumal Geldkapitals (Interef- 
ſen, Z. im engern Sinn). Der Maßſtab, 
nad) welchem die Z. eines Kapitals berech⸗ 
net werben, heißt Zindfuß, der gewöhn⸗ 
lich in Prozenten ausgedrüdt wird, und 
deſſen Höhe, mit Rüdficht auf den Grab 
ber Sicherheit, Angebot und Nachfrage 
beftimmen. Bertragsmäßige 3. (Kon: 
ventionalzinfen) find nach Aufhebung 
der zaudhergelehe rücfichtlich der Höhe an 
feine Beichränfung gebunden; doch ift das 
Nehmen von Zinfeszinfen (Anato: 
zismus), abgelehen vom Handelsverkehr, 
regelmäßig noch unterfagt. Geſetzliche 
3. (Zegalzinfen), insbeſondere Ver: 
zugszinſen, find entweder im Gefeß aus- 
drücklich firiert, jo die handelsrechtlichen 
6 Proz., oder es werden landesübliche 
3., meilt 5 Proz., berechnet. 
Bene? f. Koupon. 
insrente, |. Rente. 
inswucher, ſ. Wucher. 
irkularnote, ſ. Note. 
irkulieren (lat.), im Umlauf befind⸗ 
lich ſein, ein namentlich von einem Rund⸗ 
erlaß (Zirkular) gebräuchlicher Aus- 
druck; Zirkulardepeſche, eine diplo— 
matiſche Mitteilung (RZirkularnote) an 
die ſaͤmtlichen Regierungen oder doch an 


sıamten, 


Zinſen — Zivillifte. 


einen Teil derſelben, bei welchen ein Ka- 
binett vertreten ift. 

Zitieren (lat.), laden; Zitation, La- 
bung namentlich gerichtliche Snbung 
Ediktalzitation, Ladung in öffentli 


1: 
chen Blättern und durch öffentlichen An- 
chlag; Realzitation, Vorführung des 
auf mündliche oder fchriftlicheLabung nicht 
Grigienenen vor bie auftänbige Behörde. 
Zivil (lat.), den Bürgerftand betreffend, 
bürgerlich, im Gegenfat zu militäriſch, 
baber man von dem Z. der Gejamtheit 
der Ziviliften, d. b. ber Angehörigen 
des Bürgerſtands (Divilfiande), im 
Gegenfag zum Militär, von Zivilbe- 
ivilgerihtsbarfeit, Zi— 
vilingenteuren, Sinilgonnerneu 
ren ıc. im Gegenfab zu Militärbeam- 
ten, Militärgerichtsbarkeit, Militäringe- 
nieuren ober Ingenieuroffizieren, Mili- 
tärgouverneuren zu ſprechen pflegt, vom 
Zivilfabinett des Monarchen im Ge- 
genſatz zum Militärfabinett, von ber Zi: 
viluniform im Gegenſatz zur militäri- 
{hen Uniform xc. Ziviletat ift derjenige 
Teil bes Budgets, welcher ben Staats- 
haushalt, abgejehen von den Militäraus⸗ 
gaben und von der Hofhaltung des Mon⸗ 
archen, anbetrifit; ihm ftehen bie Zivil- 
liſte (ſ. d. und der Militäretat gegenüber. 
Endlih gebraucht man den Ausdrud 3. 
auch im Gegenfaß zu Friminal, daher Zi⸗ 
vilrecht (j. d.) im Gegenfat zum Kri- 
minalrecht, Zivilprozeß (f. db.) im Ge⸗ 
enſap zum Kriminal- oder Strafprozeß. 
iv fammer, Ziviljenat, piejenigen 
Abteilungen eines Kollegialgerichts, welche 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zu ent⸗ 
ſcheiden haben (ſ. Gericht). — In einem 
andern Sinn ift ber Ausdrud 3. gleich 
bedeutend mit human, gebildet, pinig da⸗ 
ber man von ziviliſieren in dem Sinn 
von bilden und von Zivilifation gleidy- 
bebeutenb mit Kultur ſpricht und unter 
zivilifierten Staaten bie Kulturftaaten 
veriteht. 
rt: „ſ. Bergelohn. 
ivilehe, f 


e, ſ. Ehe. 

Zinillifte, die gefeglich beftimmte Jah⸗ 
regrente, welche ein Monarch zu feinem 
ftandesgemäßen Unterhalt, namentlich 
auch zur Beftreitung ber Koſten feiner Hof- 





Zivilprozeß. 


haltung, bezieht. Dieſelbe iſt entweder für 
alle Zeiten ſeſtgeſetzt, oder fie wird auf bie 
Lebenszeit bes Fürſten oder auf eine jewei⸗ 
lige Ftnanzperiode mit den Ständen vers 
einbart. Ohne Bewilligung der Stände 
ift eine Erhöhung derfelben nicht zuläffig. 
Zivilprozeß(lat.), Inbegriff der Rechts⸗ 
grundſätze über das Verfahren, um bür⸗ 
erliche Rechtsanſprüche zur gerichtlichen 
nerkennung und zur rechtlichen Wirk⸗ 
ſamkeit zu bringen (Bivitprogebreät, 
Zivilprozeßtheorie); dann dies Ber- 
fahren ſelbſt im allgemeinen (Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkei— 
ten, Prozeßverfahren) oder in einem 
einzelnen gegebenen Fall, d. h. in einem 
beftimmten bürgerlichen Rechtsitreit; Zi⸗ 
vilprozeßordnung, ausführliches Ge 
jeß, wodurch das gerichtliche Verfahren in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten georbnet 
it. Den Gegenfag zum 3 bildet zur 
nädit der Straf- oder Kriminal: 
prozeß, und diefer Gegenſatz beruht in 
folgendem: Es ift die Hauptaufgabe bes 
Staats, die Angehörigen des letztern in 
ihren Rechten zu ſchützen. Zu biefem 
Zweck muß einmal die gejetgebende Ge⸗ 
walt des Staats thätig fein, welche die 
Nechte und Prlichten der Einzelnen im 
Verhältnis zu einander und im Verhält⸗ 
nis zur Selamtheit feftftellt und regelt. 
Es muß aber auch außerdem dafür Sorge 
gene en werden, daß jede VBerlekung ber 
eftehenden Rechtsordnung möglichft ver- 
mieben und daß ber Rechtözuftand des 
Staats und feiner Angehörigen thunlichit 
aufrecht erhalten werde. Jede Rechts⸗ 
verlegung dharakterifiert ſich als ein re= 
Iatives oder als ein abfolutes Unrecht, 
b. 6b. fie erfcheint als Rechtsverletzung, 
weil fie das befonbers begründete Recht 
eines Einzelnen nicht reſpektiert, ober fie 
ericheint an und für ſich als eine Ver⸗ 
legung der ftaatlichen Rechtsordnung über: 
haupt, ala eine widerrechtliche Erhebung 
des Einzelwillend über ben ftaatlichen Ge⸗ 
famtwillen, als ein ftrafbares Unrecht. 
Der Schuldner, welcher mir eine Summe 
Geldes, die er mir aus einem Rechtäge- 
ſchäft, das ich mit ihm abjchloß, jchuldet, 
nicht rechtzeitig gewährt, verlegt meine Pri- 
vatrechtsiphäre, und e8 ift meinem Ermeſ⸗ 
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fen anheimgeftellt, ob ich ihn deshalb ver- 
lagen und zur Erfüllung feiner Verbind⸗ 
lichkeit anhalten will oder nicht. Der Dieb 
dagegen, welcher mir eine Summe Geldes 
entwendet, verlegt dadurch die ftantliche 
Rechtsordnung überhaupt, und ebenba- 
rum läßt ber Staat zur Sühne des be- 
gangenen Unrechts und zur Sanftion und 

iederherftellung der verlegten Nechts- 
ordnung bie Beitrafung des Verbrechers 
eintreten. Der Strafrichter hat es alio 
mit ber Unterfuhung von Verbrechen zu 
thun, während der Zivilrichter oder Pro: 
zeßrichter über Brivatanfprüche im bürger⸗ 
lien PBrozeßverfahren rechtlich Entfchei- 
bung fallt. Aber damit allein ift dag Ge⸗ 
biet des Zivilprozeſſes noch nicht völlig aen 
gegrenzt. Es ift vielmehr dem ftreitigb- 
Gerichtsverfahren auch noch dasjenige Ge⸗ 
biet ber Rechtöpflege entgegenzuftellen, auf 
welchem zwiſchen den beteifigten Perſo⸗ 
nen ein Streit nicht obwaltet, und in dem 
die richterliche Thätigfeit mehr aus dem 
Grund eintritt, un Rechte zu fihern und 
Nechtsverhältniffe Flarzuftellen und zu 
ſchützen. Es ift Dies das Gebiet der ſogen. 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, wo— 
hin 3. B. das gerichtliche Hypothekenweſen, 
das Grundbuchweſen, die VBerlautbarung 
gewiffer Verträge, das Vormundſchafts⸗ 
weſen u. dgl. gebören. Endlich ift aber der 
Umſtand, daß im 3. nur Privatrechts⸗ 
fragen zum Austrag und zur Entſcheidung 
fommen, auch um deswillen zu betonen, 
weil bierinderlinterjchieb zwischen ber ftrei- 
tigen Rechtspflege und der fogen. Verwal: 
tungsrechtspflege begrünbef ift. Ge: 
genſtand des Zivilprozeſſes können nämlich 
nur Privatrechtsſachen fein, d. h. Rechts- 
anſprüche, bei welchen ein öffentliches In⸗ 
tereſſe nicht konkurriert, die vielmehr dem 
Gebiet des bürgerlichen Rechts (Zivil⸗ 
rechts) entnommen ſind, auf welchem der 
Einzelne ſeinen Mitmenſchen als Einzel⸗ 
nen gegenüberſteht. Kommen dagegen auf 
dem Gebiet des öffentlichen Rechts, bei 
welchem es ſich um die Intereſſen der Ge⸗ 
ſamtheit des Staats oder ſtaatlicher Kor⸗ 
porationen handelt, und in welchem nicht 
nur Rechts⸗, ſondern auch Zwedmäßig- 
keitsfragen in Anbetracht kommen, Strei⸗ 
tigkeiten vor jo haben die Verwaltungs: 
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bebörden zu entſcheiden, fo z. B. über die 
Anlegung und Benupung einer öffent: 
lihen Straße u. dgl. Zu beachten ift je 
body, daB ausnahmsweife aus Zweck⸗ 
mäßigfeitsgründen mitunter auch gewiſſe 
Privatrechtöftreitigfeiten vor die Verwal: 
tungsbehörben verwiefen find, wie z. B. 
Gewerbeftreitigleiten zwifchen Lehrherren 
und Lehrlingen, Gefindeflreitigfeiten 2c. 
Es find dies die fogen. Verwaltungsrechts⸗ 
ftreitigfeiten im engern Sinn (fogen. 
Berwaltungs- oder Abminiftrativ: 
juftiz). Aber wenn auch nach bem bisher 
Ausgeführten das Privatrecht das eigent- 
liche Gebiet des Zivilprozeffes ift, fo er- 
ſcheint doch auch bei folchen ftreitigen Pri- 
vatrechtsfachen ber Staat in gemwiljer Hin⸗ 
fiht als mitbeteiligt. Denn es ift mit 
einem geordneten Staatsweſen ſchlechter⸗ 
dings unverträglid, daß In derartigen 
Talleı der Verletzte auf feine Selbithilfe 
angewiejen wäre, welche einerjeits oft: 
mals nicht ausreichend fein und anderjeit? 
nicht felten zu weit gehen und ebendarum 
die flantlihe Ordnung ſelbſt gefährden 
würde. Darum gehören ſolche Anfprüche 
vor den von Staats wegen beitellten Rich⸗ 
ter, und darum müſſen auch das Verfah⸗ 
ren, in welchem über berartige Anſprüche 
entichieben wird, und die Art und Weije, 
wie auf Grund des Richterfpruchß ſchließ⸗ 
lich die ziwangsweife Geltendmachung des 
Rechtsanſpruchs erfolgen fol, durch das 
Geſetz ein für allemal feſtgeſtellt fein. 
Was aber nun die Rechtsgrundſätze 
über das Zivilprogeßverfahren fpeziel in 
Deutſchland anbetrifft, fo war bis vor 
furzem gerade auf dieſem wichtigen Gebiet, 
welches Die Rechtöverhältnifie jedes Einzel: 
nen berührt, eine Rechtseinheit durchaus 
nicht vorhanden. Es beftand vielmehr big 
1. DE. 1879 der Gegenfaß zwiſchen ge⸗ 
meinem beutfhen 3. und bem par: 
tilulären ober befondern 3. einzel- 
ner beutfcher Staaten. Grundlage des ge: 
meinen deutfchen Bioifprogefie, ber friiher 
in Deutichland allgemein üblich war und 
auf gemeinrechtlichen Quellen berubte, 
waren das römifche und das kanoniſche 
Net. An die Stelle des einheimifchen 
“ mündlichen Verfahrens vor Schöffen aus 
dem 2aienftand trat nämlich vom 13. 
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Jahrh. ab allmählich der bei ben geiftlichen 
erichten ausgebildete fchriftliche 3., und 
die Rechtfprechung gelangte mehr und mehr 
in bie Sünde techtögelehrter Richter, Durch 
beren Einfluß und Einwirfung bie frem⸗ 
ben Prozeßnormen noch ſchneller und leich⸗ 
ter als das fremde Privatrecht in Deutfch- 
land Eingang fanden. Zur Vollendung 
aber Fam dies Prozeßverfahren durch die 
Anwenbung und weitere Ausbildung bei 
den Reichögerichten, bi endlich Die Reichs⸗ 
gefeßgebung biefen durch die Praris ge- 
tegelten Prozeßzuſtand fanktionierte und 
verſchiedene auf ben 3. bezilgliche Reiche: 
gefeße, wenn auch feine vollſtändige Reichs⸗ 
zivilprozeßordnung binzufügte, fo na= 
mentlich: die Reichskammergerichtsord⸗ 
nung von 1495, zuletzt erneuert und ver⸗ 
vollftändigt 1555, den Deputationsabſchied 
von 1600 und ben jüngften Reichsabſchied 
von 1654. Diefe Geſetze hatten jedoch zu: 
nächſt nur das Verfahren bei den Reiche: 
gerichten zum Gegenftand. Bei den Lan⸗ 
beögerichten bildete fi im Anichluß an 
jened Verfahren durch den Gerichtöge- 
brauch in ben einzelnen Territorien ber 
Landesprozeß aus, für welchen ber Reichs⸗ 
prozeß als jubfidiäre Rechtsquelle betrach- 
tet wurde. Namentlidy war unter biefen 
Landesprozeſſen ber ſächſiſche 3. von 
befonderer Bedeutung. Die neuere Zeit 
brachte bann vielfach an Stelle ber frühern 
einzelnen Gejete über verjchiedene Teile 
bes Prozeßrechts umfafjende Zivilprozeß- 
ordnungen, jo namentlich in Preußen bie 
allgemeine Gerichtsorbnung von 1795, wo⸗ 
ran fi) dann Geſetze von 1833, 1846 und 
1849 über das Prozeßverfahren und über 
die Gerichtsorganifation anſchloſſen; dann 
die braunſchweigiſche Prozeßordnung von 
19. März 185U, die hannöverſche vom 
8. Nov. 1850, die oldenburgiſche vom 2. 
Nov. 1857, die badifhe vom 18. März 
1864, die württembergifche vom 3. April 
1868 und die bayrifhe von 1869, weld 
leßtere fich im wefentlichen an das fran- 
zölifche Prozeßrecht anlehnte. Überhaupt 
ift das franzöfifche Recht auf bie moderne 
deutſche Zivilprozefgefeßgebung von be 
fonderm Einfluß gewefen, ja der franzd- 
fifche Code de procedure civile von 1 
hatte fich fogar in Rheinpreußen und in 
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Rheinheffen bis in bie neue get in prak⸗ 
tiſcher mg beh tet. Dieſe Zerriſſen⸗ 
heit des Rechtẽ zuſtands auf dem zivilpro⸗ 
effualifchen Gebiet Hatte aber fhon zur 

it deb vormaligen Deutf—en 8 
zu einem Beſchluß des Bundestags Vers 
anlaffung gegeben, wonad in Hannover 
ein 1866 veröffentlichter Entwurf zu einer 
allgemeinen beutichen Zivilprogehorbnung 
ausgearbeitet ward. Allein die zu Hanno: 
ver tagenbe Kommiffion war von Preußen 
nicht mitbeſchidt worden, vielmehr wurde 
in Berlin ein »Entwurf einer Prozeßord⸗ 
nung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
für ben preußiſchen Staat · aufge, Nach 
ber inzwifchen erfolgten Gründung des 
Norbdeutigen Bundes aber wurde auf 
Grund des Art. 4 der Bundesverfaffung, 
welcher das gerichtliche Verfahren in ben 


Kompetenzfveiß ber Bunbeögefepgebung | 3) 


Hineingog, unter Berüdfichtigung des han⸗ 
növerjchen und bes preußiſchen Entwurfs 
der »Gntwurf einer Progeporbnung in 
bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten für ben 
Norddeuiſchen Bunde aucgenrbeitet, Nach 
der Errichtung des neuen Deutſchen Reichs 
beichlo enblich ber Bundesrat behufs de 
finitiver Feftftellung eines beutfchen Zivik 
progeßentwurfs bie Einfegung einer aus 
sehn Mitgliedern gebilbeten Kommiffion, 
welche unter bem Vorſitz des preußiſchen 
Juſtizminiſters Leonhardt zufammentrat 
Und ihre Arbeiten 7, März 1872 ab: 
ſchloh Der Entwurf ber Seutfen Ati. 
prozeßordnung aber. ward von bem Reiche: 
tag famt ben Entwürfen einer beutichen 
Strafprogeporbnung und eines deut den 
Gerichteverfaffungegefeheseinerbefonbern 
Kommiffion von Mitgliedern (her 
fogen. Suftigtonmiffien überwiejen, 
6i8 bann im Hexbft 1876 der Entwurf 
vor das Plenum bed Reichstags gelangte, 
welches ihn faft mit Stimmeneinheligteit 
annahm. Die Publikation der nunmehri⸗ 
gen Beutfen Siiunpeforbmung folge 
30. Jan, 1877. Sie trat 1. Oft. 1879 
gleicheitig mit ber Strafprogehorbnung, 
dem Gerihtsverfaffungsgeieh und mit der 
Konfursorbnung in Kraft. Zur vollſtän⸗ 
bigen Normierung bes beutichen gericht- 
lichen Verfahrens in einheitlicher Weife 
waren noch bas Gerichtfoftengefeß von 
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18. Juni 1878, die Gebührenorbuung für 
Seristnofieer vom 24. Juni 1878, die 
Gebührenor! mung für Zeugen und Sach 
verftänbige vom 30. Juni 1878, bie deutſche 
Rehtsamwaltsorbnung vom 1. Juli 1878 
und die Gebührenordnung für Rechtsan⸗ 
walte vom 7. Juli 1879 hinzugefommen. 
Auf diefe Weife ift denn auf dem wichti- 
gen Gebiet bea Zivilprogektecht bie laug⸗ 
reine Retseinpeit in Deutfchland Her- 
eftellt, 

 Berüglic, der Teitenden Grunbfäge, 
welche da8 beutiche Berfahen in bürger: 
Tichen Recptöftreitigkeiten gegenwärtig be= 
Herrchen, ift zunäcit an das gent 

etliche Verbot ber fogen. Kabi— 
nett3juftiz und an das Prinzip ber 
tigterligen Unabbängigfeit zu 








erinnern, Grunbfäge, welche ſchon zur 
77 Deutjchen Reiche reichs⸗ 
e nt und in allen beutz 
# tolhungemiig gewährte 
le Richter und die Recht⸗ 
ip iernad) von einer Ber 
ei ı bie Regierungsgemalt 
ve ıgeftellt, Nicht nur, daß 
de et ftreitigen Rechtefache 
ni, ind unmittelbar entjchei- 
ben und in ben ang bes Verfahrens ein- 
greienbarte fonderndie Unterfudhung und 
ntfjeibung_ einer Zivilprogeßiache foll 


auch unter feinen Umijtänden bem zuftänz 
digen Gericht entzogen unb etwa einer 
Berwaltungdbehörbe übertragen werbeıt. 
Ebenfowenig barf bie Redtshilje verwei: 
jert oder verzögert werben. In Iehterer 
inſicht iſt auch im ber deutichen Reiche 
Verfaflung Ct, m) vereeken, baß, wenn 
in einem Bunbesflaat ber all einer Ju⸗ 
figverweigerung eintritt und auf geſeb⸗ 
ide Weg ausreichende Hilfe ct en 
Tangt werben Tann, e8 bem Bundesrat 
obliegen fol, erwiefene, nad) der Verfafz 
fung und ben beftehenben Gefeßen bes be 
treffenden Bundesſtaats zu beurteilende 
Beſchwerden über verweigerte ober ge— 
hemmte Rechtspflege anzunehmen unbbarz 
auf bie gerichtliche Sirke bei ber vundes⸗ 
tegierung, bie zu ber Beſchwerde Anlaß 
gegeben t, zu bewirken. Auch ift in beim 
then erh taverfaffungegel (Art.1) 
der Grunbfaß obenan gefiel: >Die rich 
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terliche Gewalt wird durch unabhängige, 
nur dem Geſetz unterworfene Gerichte aus⸗ 
geübte. Damit hängt auch die vollſtän⸗ 
Dige Trennung ber Juftiz und der Ver: 
waltung zufammen, welche jegt in gas 
Deutſchland durchgeführt ift, indem allent⸗ 
halben für die Juſtiz- und für die Ver: 
waltungsfachen befondere Behörben ein: 
geſetzt find. 

Um aber die Unparteilichfeit und bie 
Gründlichfeit der richterlichen Entfchei: 
dung noch mehr zu fichern, hat die mo: 
berne Gefebgebung das Prinzip ber 
richterlichen Entſcheidung durch 
Kollegialgerichte mehr und mehr zur 
Anwendung gebracht. Freilich iſt damit ein 
größerer Zeit⸗ u. Koſtenaufwand und auch 
eine größere Umftändlichfeit bes Deriah- 
rens verfnüpft, und ebendies läßt es al? 
erechtfertigt erſcheinen, wenn in gering⸗ 
igigen und beſonders dringlichen Tällen 
auch noch im mobernen Prozeßverfahren 
die Entſcheidung dburhEinzelrichter( Amts: 
richter) erfolgt (ſ. Gericht). Gelangt je: 
boch eine einzelrichterliche Sache im Weg 
ber Berufung an das Obergericht, fo er- 
folgt bier ſtets die Entſcheidung durch ein 
kollegialiſch befettes Gericht, fo daß alfo 
auch für jene Sache die Miöglichfeit einer 
eingehenden Prüfung durch ein, Richter: 
follegium gegeben if. Es ift nämlich ein 
Thon im römifhen Recht anerfannter 
Grundſatz, daß es den ftreitenden Teilen 
geftattet fein muß, gegen richterliche Ent: 
ſcheidungen, Durch welche fie ſich beſchwert 
fühlen, »3u appellieren«, d.h. bei einem 
höhern Richter Beſchwerde zu führen und 
eine nochmalige Prüfung und Entſchei⸗ 
dung ihrer Sache herbeizuführen. Die 
deutiche Bundesakte von 1815 nun garan- 
tierte den Bundesangehörigen das Necht 
ber brei Inftanzen. Allein jo zweckmäßi 
die Einrichtung des Inſtanzenzugs au 
im Intereſſe der Unparteilichfeit und der 
Grünblichfeit der vichterlichen Entfchei- 
dung fein mag, fo liegt Doch darin die Ge⸗ 
fahr der Verſchleppung und der Verteu- 
rung der Prozefie, und ebendarum bat 
man e3 fi neuerdings angelegen fein 
laffen, das Berufungsrechtaufein gewiſſes 
Map zurüdzuführen und einzufchränfen. 
Nach der deutſchen Zivilprozeßorbnung 


insbefondere iſt gegen bie Enburteile ber 
Amtsgerichte, deren Kompetenz, ſoweit 
es ſich um vermögensrechtliche Anſprüche 
handelt, bis zum Betrag von 300 ME. 
reicht, Berufung an bag zufländige Land⸗ 
gericht unb gegen Enburteile der Land⸗ 
gerichte im eriter Initanz Berufung an 
das zuftändige Oberlanbesgericht zuläffig. 
Gegen fonftige beichwerende Verfügungen 
ift in der Negel Beichwerbe an das Ber 
rufungsgericht nachgelaffen. Die britte 


Inſtanz, bag Reichsgericht ober der höchite 


Landesgerichtshof, aber kann nur bei land: 
gerichtlichen Sachen angerufen werden 
und zwar mit dem Rechtsmittel ber Re: 
vifion, welches gegen diein der Berufungs- 
inflanz von ben Oberlanbesgerichten er= 
laſſenen Entſcheidungen gegeben it wofern 
e8 fih um die angebliche Verlegung einer 
Rechtsnorm duch das angefochtene Er⸗ 
fenntnis handelt, und wofern bei Rechts⸗ 
ftreitigfeiten über vermögengrcchtliche An⸗ 
fprüche ber Wert bed Beſchwerdegegen⸗ 
ſtands den Betrag von 1500 ME. überfteigt. 

Am übrigen ift der gemeinvechtrüche 
Grundſatz bes wechfelfeitigen Ge— 
hörs (Audiatur et altera pars) auch in 
der neuen deutfchen Zivilprogeßordnung 
allenthalben zur Tonfequenten Aus und 
Durchführung gebracht. Das Gericht darf 
nämlich nie auf einfeitiges Vorbringen 
einer Partei eine Entfcheidung zu Ungun⸗ 
ften der andern treffen, wofern nicht der 
legtern Gelegenheit zur Verteidigung ge⸗ 
geben war. Ferner ift auch bie fogen. Ver⸗ 
bandlungsmarime beibehalten, d. h. 
der Srundfaß, wonach das Gericht bei ſei⸗ 
nen Entfcheidungen an die Vorträge und 


Anträge ber Parteien gebunden ifl. Nur - 


diejenigen Thatfachen und Beweismittel 
dürfen, abgejehen von Ehe⸗ und von Ent- 
mündigungsfachen, vom Gericht berückſich⸗ 
tigt werden, welche von ben Barteien felbft 
vorgebracht find, und auf welche fich die 
Parteien jelbit in ihren Vorträgen berufen 
haben. Keiner Partei ſoll mehr zuge 
ſprochen werden, als fie felbft verlangte; 
nur zur Tragung der Prozeßkoſten Tann 
eine Partei verurteilt werden, auch ohne 
daß die Gegenpartei ausdrücklich barauf 
angetragen bat. Auch bat der Nichter das 
Recht, durch Fragen in den mündlichen 


Zivilprozeß (Verfahren im einzelnen). 


Verhandlungen darauf binzumirfen, daß 
unklare Anträge erläutert, ungenügende 
Angaben ber geltend gemachten Thatjachen 
ergänzt und die Beweismittel bezeichnet, 
überhaupt alle für bie Feititellung des 
Sachverhältniſſes erheblichen Erflärun- 
gen abgegeben werben. 

Hervorzuheben ift ferner da8 Prinzip 
ber Münbdlichfeit und der Unmit- 
telbarteit der Verhandlung, wel: 
ches den neuen deutſchen 3. völlig be- 
herrſcht. Freilich ift Dies nicht fo zu ver: 
jtehen, ald ob in dem modernen —** 
verfahren gar keine ſchriftlichen Aufzeich⸗ 
nungen vorkämen. Der Schwerpunkt des 
Verfahrens liegt aber allerdings in der 
mündlichen Verhandlung, und die ſchrift⸗ 
lich au sebigierenben Entjcheidungen bes 
Gerichts follen ſich nicht auf die Prozeß⸗ 
ſchriften der Parteien allein oder doch 
gauptfäätih, fondern vielmehr in erfter 

inie auf die mündliche Rebe und Gegen⸗ 
rede der Parteien in der gerichtlichen Ver: 
handlung fügen. Die Schriftjäte der 
Barteien, welche namentlich im landge⸗ 
rihtlihen Verfahren zwifchen denfelben 
gewechfelt werben, haben zumeift einen 
vorbereitenden Zwed mit Rückſicht auf 
die nachfolgende mündliche Verhandlung, 
wenn auch einzelne Prozeßſchriften, wie na: 
mentlich die Klage felbit, die bei Gericht ein⸗ 
gereicht wird, von wejentlicher Bedeutung 
find. Übrigens kann die Klage im amts- 

erichtlichen Verfahren auch mündlich zu 
Brotofofl des Gerichtöfchreibers erflärt 
werden. Wichtig ift ferner ver Grundſatz 
des unmittelbaren Prozeßbetriebs 
durch die Parteien. Hiernach geſchehen 
nämlich, wenigſtens der Regel nach, La⸗ 
dungen, Zuſtellungen und ſonſtige prozeſ⸗ 
ſualiſche Maßregeln nicht mehr, wie früher, 
durch das Gericht, ſondern vielmehr un⸗ 
mittelbar durch die Parteien ſelbſt mittels 
der von ihnen beauftragten Gerichtsvoll⸗ 
zieher oder, inſofern es ſich um Ladungen 
und um bie Zuſtellung von Schriftſäten 
handelt, auch durch die Poft. Endlich if 
aber auch der Grundfaß ber Offent- 
lichfeit des Verfahrens beſonders 
bervorzubeben. Die mündliche Verband: 
lung vor bem erfennenden Gericht ſowie 
bie Verkündung ber gerichtlichen Urteile 
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und Befchlüffe gefchehen öffentlich. Aus: 

efchlofien ift die Offentlichkeit, wenn es 
Ka um fogen. Entmündigungsiachen, d. h. 
um die Bevormundung einer Berfon wegen 
Geiftesfranfheit, handelt. Ebenjo ift die 
Offentlichkeit in Eheſachen auf Antrageiner 
Partei auszuſchließen, und ſie kann über⸗ 
haupt in jeder Sache für die Verhandlung, 
nicht aber für Verkündung des Urteils 
durch Gerichtsbeſchluß ausgeſchloſſen wer⸗ 
ben, wenn fie nach dem Ermeſſen des Ge: 
richts mit Gefahr für die öffentliche Ord⸗ 
nung oder für die Sittlichfeit verbunden 
fein würde. 

Was das Verfahren im einzelnen 
anbetrifft, jo ift wiederum zwifchen dem 
ordentlichen (regelmäßigen) Prozeßverfah⸗ 
ren und den beſondern Arten bes Ber: 
fahrens zu unterfcheiben. Das ordentliche 
Verfahren aber ift vor dem Landgericht 
ein umflänblicheres ald vor dem Amts: 

eriht im einzelrichterlihen Berfahren. 

ür das Verfahren vor den Landgerichten 
und allen Gerichten höherer Inſtanz be- 
fteht ber fogen. Anmwaltszwang, d. h. 
jede Partei muß ſich durch einen bei dem 
Prozeßgericht zugelaſſenen Rechtsanwalt 
vertreten laſſen, wenn ſie nicht ſelbſt zu den 
Rechtsanwalten gehört (Anwaltspro— 
zeß). Für diejenigen Rechtsſtreitigkeiten 
(Parteiprozeſſe) dagegen, welche vor 
den Amtsgerichten verhandelt werden, be⸗ 
ſteht kein Anwaltszwang. Beſondere Ar- 
ten des Verfahrens find: ber Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß, dad Mahnverfahren 
(ſ. d.), das Verfahren in Cheſachen, in 
Entmündigungsiahen und das vorberei- 
tende Verfahren in Rechnungsſachen, Aus⸗ 
einanderfegungen und ähnlichen Brozefjen. 
In ausführlicher Weife ift ferner die ge 
richtliche Zwangsvolliitedung (f.d.) 
in der neuen Prozeßordnung normiert bis 
auf bie Borichriften über die gerichtliche 
gifvollitrefung in das unbewegliche 

ermögen, welche ber Canbeögelebgt ung 
der einzelnen Staaten überlajien find. 
Dagegen enthält bie Neichszivilprogeßorb- 
nung ausführliche Vorfchriften über das 
Aufgebots- oder Ediktalverfahren und über 
das fchiebSrichterliche Verfahren. Bol. 
Fitting, Der Reichszivilprogeß (4. Aufl. 
1879); Saupp, Die Zivilprozeßordnung 
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für das Deutfche Reich (1880); Meyer, 
Anleitung m ʒrozeßpraxis nad) ber Zir 
Bilbrogeberomung ‚vom. 30. San. BT 
(1879); Sugelt, Die Zivilprogekords 
nung fürbas Deutſche Reich (1879,2 8be.); 
Ausgaben und Kommentare ber Zivil- 
prozeßordnung von Sarwey, Schelling, 
Seuffert, Strudmann und Koh, Wil- 
mowsti und Levy, Zimmermann u. a.; 
populäre Bearbeitungen bes deutſchen Zi⸗ 
dilprogeßrecht8 von Bender, Feige, Bud, 


elbig, Menz, pP u. 4. 
» ——— Rechſ 
v. w. Privatrecht, dasjenige Recht, 


welches bie Rebensverhältniffe ber Men- 
ſchen untereinander infoweit normiert, als 
ber Menich als Einzelner feinen Mitmen: 
{hen als Einzelnen _gegenüberfteht (I. 
Rech t) im engern Sinn wirb nament= 
Tid) dad auf römifd-rechtlichen Sapungen 
beruhende Privatrecht fo genannt; Zivi= 
TiRt, ei Kenner ober Lehrer diejes diechis⸗ 
zweigs 

ivilfend, j. Berfonenitand. 
inilverforgungsfchein, die Beſche 
gung, weldje Militärperfonen (Militär: 
anmwärtern) behuſs Crlangung einer 
Zivilbienfiflellung ausgeftelt wird. Im 
Deutfchen Reid) erhalten Invaliben biefen 
Schein, wenn fie fid) gut geführt haben. 
Die Ganzinvaliden erhalten ihn neben 
der Benfion, den Halbinvaliden wirb er 
nad) ihrer Wahl an Stelle ber Penſion 
verlichen, wenn. fie minbeftens zwölf 
Jahre gebient Haben. Unteroffiziere, bie 
nicht als Invaliden verfergung erehtigt 
find, erlangen durch zwölfjährigen aktiven 
Dienft bei Gortgefegter auter Füihrung ben 
Anfprud) auf den Strterforgungel ein. 
Vgl. Reichögefeg vom N. Juni 1871, ber 
treffend bie Penfionierung und Verjor: 
gung ber Militärperfonen 2c., $$ 58 und 
5 Eh (bänberungsgejeg bazu vom 4. April 








BoN, Agabe, welche auf die Ein⸗ Durch⸗ 
onen Abfuhr ton Waren gelegt if: IN 
für bie in ein Land eingeführten Waren 
ein 8. zu entrichten, fo ſpricht man von 
einem Ei ngangszoll; find dagegen die 
Waren, welche aus einem Land ausgeführt 
werben, mit einem 3. belegt, fo wird diejer 
als Ausfuhrzollbegeichnet. Vergleichen 





Zivilrecht — Zoll. 


Ausfuhrzöle find jetzt faft überall befei- 
tigt, da_eB ja Im Intereffe jedes Staats 
Tiegt, baß feine Angehörigen möglichft viel 
und möglichft. ungehindert erportiereit. 


;| Nur für dewiſſe Robftoffe, deren bie Heiz 


mifche Induftrie motmenbig bebarf, kann 
ein AusfuhrzoN zum Zivedl ber Beichrän- 
fung des Erporis berfelben unter Um⸗ 
flänben als gereihtfertigt erfjeinen. Es 
beftebt im gen Heutzutage vielfad) 
das fogen. Rüdgollfuftem wonacdhman 
ben für Waren, bie man aus bem Aus: 
Tandexog, entrichteten 3.al8fogen. Rüd+ 
zoll (engl. drawback) ganz ober teil: 
weife erftattet befommt, wenn man bie 
verzollte Ware wiederum ins Ausland 
gehen läßt, Zi für durchgehende Waren 
ein 3. zu entrichten, fo wird von einem 
Durhgangs- (Ausgangs, Trans 
fieagen geſprochen. Derfogen. Un ter⸗ 
ſcheldungszoll, welchen man neuer: 
dings in — ‚gebracht, mit dem man 
Waren belegen will, die nicht direlt aus 
dem Urfprungslanbimportiert werden, hat 


= | wenig Anklang gefunden (f. Entrepot). 
Yuetehdungsgot ı 


Ein Ausglet I wird für bie 
Einfuhr folder Erzeugniffe erhoben, bei 
welchen binfichtfich der Befteuerung noch 
eine Verſchiedenheit der Gefeßgebung un⸗ 
te u " rgemeinjchaftlichen 
ı Staaten, befteht. 
ind ermäßigte Zoll: 
e aus einem Land 
die Erzeugniffe bes 
ndes ebenfall® ge: 
en genießen (Dif⸗ 
N eemsnegsrerger). Die dabei ber 
ſonders günftig geftellten Staaten werden 
»meiftbegünftigtee genannt, Ginb bei der 
Auferlegung eines Zolles Tediglid) finan: 
zielie Rüdjichten enticheibenb, ift er mit an⸗ 
dern Worten nur als eine Einnahmequelle 
des Staats anzufehen, wie 3. ®. ber Belro: 
Teumzoll, fo wird berjelbe als Finanz⸗ 
zoll bezeichnet. Den Gegenſatz bazu bil⸗ 
bet ber Shußzoll, b. D. ein Eingangs 
zoll auf Segenlände, tele im Inland 
probugiert werden, ber durch feine Höhe 
den inlandiſchen Inbuftriezweig, welder 
mit dem außländilchen — nicht zu 
Tonkurrieren vermag, fügen ſoll (Pro⸗ 
hibitivzolN). Wird eine derartige Maß⸗ 


Zoll. 


— von dem Nachbarſtaat mit der Auf- 
erlegung gleicher oder ähnlicher Zölle er- 
widert, ſpricht man von Retorſions⸗ 
zöllen. Es kann dies unter Umſtänden 
zu einem ſogen. Zollkrieg und zu ſogen. 
Kampfzöllen führen. Die Zollverhält⸗ 
niſſe der einzelnen Staaten im wechſel⸗ 
feitigen Verkehr find vielfach durch Han: 
delsverträ ge geordnet. Ein bejonderes 
Zollkartell enthält alsdann regelmäßig 
biebezüglich des wechfeljeitigen Zollſchutzes 
an ber Zollgrenze getroffenen Verein: 
barungen. Der Zollfhug wird dur 
eine militärifch organifierte Mannfchaft 
Grenzaufſeher, Zollmwächter, 
Douanters)wahrgenommen. Die Ein- 
rihtungen und Vorſchriften, welche zur 
fihern Erhebung der Zollabgaben für not- 
wendig erachtet werben, find im Zollge- 
fe& (Zollordnung) enthalten. Der 
Zolltarififteineklafitfizierte gufammen= 
jtellung der zu verzollenden Gegenjtände 
mit Angabe ber von denfelben im einzelnen 
zu erhebenden Zollfäte, welche entweber 
nach dem Preis der Waren (ad valorem) 
in Brogenten oder nach ber Stüdzahl oder 
nad) Maß und Gewicht erhoben werben. 
Für das Deutfche Reich ift 1879 ein neuer 
Zolltarif erlaflen worden, welcher auf dem 
Gebiet des Zollweſens einen vollſtändi⸗ 
gen Umſchwung herbeigeführt hat. Die 
frühere preußiſche Zollpolitif, wie fie auf 
ben Deutſchen Zollverein übergegan- 
gen war, bewegte fich wefentlich auf dem 
Boden bes Finanzzolliyitems und näherte 
ſich demjenigen ber Hanbelsfreibeit (f. d.). 
Es war bis in bie neuefte Zeit bie herr- 
fchende Anſicht, daB der Schutzzoll nur 
einzelnen Großinduftrielen Vorteile ge⸗ 
währe, daß er die Konfumenten in un: 
billiger Weiſe belafte, unb daß er auch im 
finanziellen Intereſſe nicht zu billigen fei, 
ba ber Schußzoll, je mehr er ſchützt, deſto 
weniger einbringt. Auch ber Fürft Bis⸗ 
mard war früher ein Gegner des Schuß- 
zolls, bis er fich in feinem Brief an den 
Bundesrat vom 15. Dez. 1878 (fogen. De: 
zemberbrief) zu dem Syſtem bes Schuß- 
zolls bekannte. Dadurch wurde die Partei 
der Schutzzöllner (Protektioniſten) 
in Deutſchland weſentlich geſtärkt, indem 
dieſelbe nunmehr »den Schutz der natio⸗ 
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nalen Arbeit« auf ihre Fahnen ſchrieb 
und einen Wettlauf der Intereſſenten nach 
Schutzzöllen eröffnete. In dieſer Hinſicht 
haben ſich namentlich die Angehörigen der 
Eiſeninduſtrie hervorgethan. Die Agra: 
rier g d.) wurden durch die Getreidezölle 
(f. d.) und durch deren Erhöhung gewon⸗ 
nen, und ber neue Zolltarif kam mit Hilfe 
des Zentrums durch die Annahme des 
Franckenſteinſchen Antrags (ſ. d.) zuſtande. 
Beſondere Bedenken erregen außer den 
Getreidezöllen namentlich der Petro⸗ 
leumzoll (f. d.), die Zölle auf Speck, 
Schmalz und Butter, die Viebzölle und 
andre auf. notwendige Nahrungs- und 
Gebrauchsmittel gelegte Zölle. Die Zoll: 
politif bes Fürſten Bismard bat deshalb 
vielfache Angriffe erfahren, doch läßt fich 
bag lebte Wort über dieſe Politik, welche 
nit der Vorliebe des Kanzlers für das in: 
birefte Steuerſyſtem zufammenbängt (1. 
Steuern), zur Zeit noch nicht [prechen, da 
der Tarif noch zu Furze Zeit in Kraft ift 
und die Folgen besfelben auf dem wirt: 
Ichaftlichen Gebiet ſich augenblicklich noch 
nicht voll und ganz überfehen laſſen. 
Das Deutjche Reich bildet ein gemein: 
ſchaftliches Zollgebiet, umgeben von einer 
gemeinfamen Zollgrenze. Die Hanjeftäbte 
Bremen und Hamburg find als Frei— 
bäfen außerhalb diefer Grenze zu belaf- 
jen, jo lange, bis fie ihren Einſchluß in 
diefelbe beantragen (Art. 34 der Reichsver⸗ 
faflung). Auch ift ein dem Zweck entſpre⸗ 
Gender Bezirk ihre oder des umliegenden 
ebiet3 (Hreihafengebiet) von ber 
Zolfgrenze auszujchließen. Die Aufhebung 
oder doch die Beſchränkung dieſer Freihafen- 
ftelung ift jedoch vom Fürſten Bismard 
in Angriff genommen. Übrigens umfaßt 
das Zollgebiet des Deutfchen Reichs auch 
noch das Großherzogtum Luremburg und 
die dem bayriſchen Zollſyſtem angejchlof- 
jene Öfterreichiihe Gemeinde Zungholz. 
ach dem Franckenſteinſchen Antrag wird 
derjenige Betrag ber Jahreseinnahme aus 
ben Zöllen und aus der Tabaffteuer, wel- 
cher bie Summe von 130 Mil. ME. über: 
fteigt, ben einzelnen Bundesſtaaten nach 
Maßgabe ber Benölferung, mit welcher 
fie zu ben Matritularbeittigen herange⸗ 
zogen werben, überwieſen. 1 81 wa⸗ 
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ren die Reichdeinnahmen aus den Zöllen 
mit 166,851,000 ME. etatifiert, während 
fie pro 1881—82 auf 188,250,000 ME. 
veranfchlagt ſiad. Vogl. Lehr, Schubzoll 
und Freibandel (1877); Bertram, Zoll: 
tarif vom 15. Juli 1879 (1880). 

ollparlament, ſ. Zollverein. 

ollpolitit, |. Politik. 

olltarif, j. Fre 

ollverein, Deutſcher, die zwiſchen 
mehreren deutichen Staaten, zunächſt un: 
ter Anſchluß an Preußen, zuſtandege⸗ 
kommene Vereinigung, wonach im we: 
fentlihen unter Zugrundelegung bes 
preußifchen Zollſyſtems im Innern des 
Vereinsgebiets alle Zollſchranken megfie- 
len, an defjen Grenzen aber Zölle für ges 
meinfame Rechnung erhoben und nad 
der Einwohnerzahl unter bie einzelnen 
Vereinsſtaaten verteilt wurden. Derfelbe 
trat nach Auflöfung verfchiedener gegen 
Preußen gerichteter Zollverbänbe unter 
einzelnen deutichen Staaten 1. Jan. 1834 
ing Xeben, zunächſt auf die Dauer von acht 

ahren. Er umfaßte damals 18 deutſche 
taaten. Es traten noch bei: 1835 Hef: 

fen Homburg, Baden und Raffau, 1836 
Frankfurt, 1838 Walde, 1842 Braun 
chweig, Lippe und Luremburg, 1851 und 
1852 Hannover und Oldenburg. Wäh— 
renb ber Vertragsperiode 1854— 65 ge: 
hörten dem 3. ſaͤmtliche deutſchen Staa⸗ 
ten, mit Ausnahme Oſterreichs, der beiden 
Medlenburg und der Hanfeltädte, an. 
Der lebte Zollvereingvertrag datiert vom 
16. Mai 1865 und follte vom 1. Yan. 
1866 bis Ende 1877 laufen, warb aber 
durch die Ereignijle von 1866 befeitigt. 
Auf andern Grundlagen berubte der 8. 
Juli 1867 zwiſchen dem Norddeutichen 
Bund, als einen einheitlichen Zollgebiet, 
einerfeitd und Bayern, Württemberg, Ba⸗ 
ben und Helfen anderfeit auf zwölf Jahre 
abgeſchloſſene Zollvereinsvertrag. Die Or: 
gane des neuen Zollvereins waren der 
30llbunbesrat, beitehend aus einem 
Kollegium von Abgefandten (Beamten) 
der einzelnen Zollvereinsregierungen, in 
welchem Preußen ben Vorſitz führte, und 
das Zollparlament, die Berfammlung 
ber Volksabgeordneten des Zollvereing, 
weiche an ber Zollvereinsgeſetzgebung ver: 


Bollparlament — 


Zuckerſteuer. 


faſſungsmäßigen Anteil nahm. Beide 
Faktoren brachten das Vereinszollgeſetz 
vom 1. Juli 1869 zuſtande, welches mit 
1. Jan. 1870 in Wirkſamkeit getreten 
iſt. Dasfelbe enthält in 21 Abſchnitten 
eine überfichtliche Zufammenftellung aller 
für die Zollabfertigung, Zollerhebung und 
Zollfontrolle fowie für die Beitrafung der 
Ze gültigen Beftimmungen. Der 

. jelbft erlangte mit der Gründung bes 
Deutſchen Reichs injofern feinen Ableluk, 
als nach ber Rei 
April 1871, Art. 33, Deutichland ein ein⸗ 
beitlicheß Zoll und Handelsgebiet mit ge⸗ 
meinfchaftlicher Zollgrenze und mit Bre⸗ 
men und Hamburg als Freibäfen bildet. 
Die Gefeßgebung über das gefamte Zoll: 
weſen iſt Reichsfache (f. Zoll). Val. Dit- 
mar, Der Deutſche 3. (2. Aufl. 1867— 
1868, 2 Bbe.); Weber, Der Deutiche 3., 
Geſchichte (2. Aufl. 1871). 

Zudthausftrafe, die härtefte Freiheits⸗ 
ftrafe, ilt nad) dem deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buch ($$ 14 ff.) entweder Tebenslänglich 
ober zeitlih (1—15 Jahre), wird in einer 
beſondern Strafanjtalt verbüßt_ und ift 
mit Zwangsarbeit verbunden. Sie zieht 
bie dauernde Unfähigfeit zum Dienft im 
Reichsheer und in der Reichgmarine fowie 
die dauernde Unfähigfeit zur Bekleidung 
Öffentlicher Unter nach fih. Die 3. kann 
ganz oder teilweife in Einzelhaft vollzogen 
werden. Bei längern Zuchthausſtrafen 
fann von dem fogen. Beurlaubung3- 
ſyſtem Gebrauch gemacht werben. Hier: 
nach kann nämlich ein Verurteilter, nach: 
dem er drei Viertel der 3. verbüßt und 
fih während diefer Zeit gut geführt hat, 
mit feiner Zuftimmung vorläufig entlaj- 
fen werden. Diefe vorläufige Entlaffung, 
welche durch die oberfte Juſtizaufſichtsbe⸗ 
hörde verfügt wird, Tann jedoch bei fchlech- 
ter Führung des Entlajlenen, oder wenn 
berfelbe den ihm bei der Entlaflung auf: 
erlegten Verpflichtungen zumwiderhandelt, 
von jener Behörde widerrufen werden. 
Bol. Freiheitsftrafe. 

Zuderfieuer, Abgabe, welche im Deut: 
ſchen Reich von dem aus Rüben und an: 
dern inländifchen Erzeugnilien dargeftell- 
ten Zuder und Sirup zu gunften ber 
Reichskaſſe erhoben wird. Nach dem Bun 


verfajlung vom 16. 





Zunft — Zurechnung. 


bes: (Neich8 =) Gefeb vom 26. Juni 1869, 
betreffend bie Befteuerung des Zuckers, 
wird die Steuer vom inländifchen Rüben: 
zuder mit 80 Pf. vom Zollgentner ber zur 
Zuderbereitung bejtimmten rohen Rüben 
erhoben. Neben diefer 3. beſteht ein Ein- 
gangszoll, welder vom ausländiſchen 
RM und Sirup erhoben wird. Der 
olltarif von 1879, welcher die Sätze bes 
ejeßed vom 26. Juni 1869 in dieſer 
Hinfiht nicht abgeändert hat, belegt den 
raffinierten Zucker mit 30 ME., den 
Rohzucker mit 24 ME. und den Sirup mit 
45 ME. Eingangezoll pro 100 kg. Vgl. 
v. Auffeß, Die Zölle und Verbrauchs⸗ 
fteuern des Deutihen Reichs (in Hirths 
R ae Deutichen Reichs« 1873, 
A !. Gewerbegefeßgebung. 
urechnung (lat. Imputatio), Das Ur⸗ 
teil über das Verhältnis einer Thatſache zu 
ihrem Urheber oder der Ausſpruch, daß ir⸗ 
gend eine Perſon als Urſache einer That 
betrachtet werben müfle. Die 3. fett vor: 
aus nicht allein Zurehnungsfähig- 
feit (imputabilitas) de3 Handelnden, 
d. h. VBolleinficht der firafrechtlichen Ver: 
antiwortlichkeit, fondern auch Zurechen⸗ 
barkeit der Handlung, ide eine derar⸗ 
tige Bejchaffenheit des Gejchehenen, daß 
das letztere auf den freien Willen einer 
Perſon als die Urfache des Erfolgs zurück⸗ 
zuführen ift. Die Negation ber Aured- 
nungsfähigfeit ift die Unzurech nungs⸗ 
fähigkeit. Das beutice —— — 
ſetzbuch nimmt letztere dann als vorhanden 
an, wenn jemand zur Zeit der Begehung 
einer ſonſt ſtrafbaren Handlung ſich in 
einem Zuſtand von Bewußtloſigkeit oder 
krankhafter Störung der Geiſtesthätigkeit 
befand, durch welchen ſeine freie Willens⸗ 
beſtimmung ausgeſchloſſen war. Außer⸗ 
dem iſt das Kindesalter wegen der ihm 
mangelnden Einſicht in das Strafbare 
ſeiner Handlungen von ſtrafrechtlicher 
Verantwortlichkeit frei. Das öſterreichiſche 
Strafgeſetzbuch ſetzt hier das vollendete 
14., das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch das 
12. Lebensjahr als Altersgrenze feſt. Der 
Lebensabſchnitt zwiſchen dem vollendeten 
12. und dem vollendeten 18. Lebensjahr 
aber bildet nach dem deutſchen Strafgeſetz⸗ 
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buch injofern eine Zwifchenftufe, als ber 
Angefchuldigte in dieſem Alter freizufpre: 
hen it, wenn er bei Begehung ber That 
die zur Erfenntnis ihrer Strafbarkeit er- 
forderliche Einficht nicht befaß. Im ent: 
gegengeſetzten Fall ift das jugendliche Alter 
ein Strafmilderungsgrund. Endlich er- 
lürt dag —— —— auch Taub⸗ 
ſtumme dann für ſtraffrei, wenn fie bie 
zur Erkenntnis ber Strafbarfeit einer von 
ihnen begangenen Handlung erforderliche 
Einfiht nicht befiten. Dagegen bat das 
beutiche Strafgeſetzbuch den Standpunft 
der gemeinrechtlihen Doktrin verlaſſen, 
welche den Zuftand des höchſten Affekts für 
ein Moment der Unzurechnungsfähigkeit 
erachtete. Der Affekt kann wohl unter 
Umftänden, wie 3. B. beim Totſchlag, ein 
Strafminderungsgrunb fein; er kann auch 
als Grund einer krankhaften Störung der 
Geiſtesthätigkeit oder der Bewußtloſigkeit 
in Frage kommen; aber einen ſelbſtändi⸗ 
gen Grund zur Ausfchliegung der Zurech⸗ 
nungsfähigteit kann derfelbenicht abgeben, 
da die Beherrſchung ber Leidenſchaften als 
eine fittliche Pflicht aufzufafien ift. Aus- 
ſchluß ber Zurechenbarkfeit, alfo Straflo- 
figfeit einer zurechnungsfähigen Perſon 
wegen einer an fich ftrafbaren Handlung, 
tritt nach dem Reichsſtrafgeſetzbuch dann 
ein, wenn der Thäter durch unmiderfteh: 
lihe Gewalt oder durch eine Drohung, 
welche mit einer gegenwärtigen, auf anbre 
Weiſe nicht abwendbaren Gefahr fir Leib 
oder Leben feiner felbft oder eines Ange⸗ 
hörigen verbunden war, zu ber Hanblung 

endtigt worden ift, und ebenfo, wenn er 
N im Zuftand der Notwehr (f. d.) oder 
des Notftands (f. d.) befunden hat. End⸗ 
lich kann auch ein thatſächlicher Irrtum 
oder ein Nichtwiſſen einen Strafaus: 
Ihliegungsgrund abgeben, infofern näm- 
lich, als, wenn jemand bei Begehung einer 
ftrafbaren Handlung das Vorhandenfein 
von Thatumftänden nicht fannte, welche 
zum gejeblichen Thatbeftand gehören oder 
die Otrafbarfeit erhöhen, ihm bdiefe Um: 
fände nicht zuzurechnen find. Unkenntnis 
des Strafgeſetzes (Rechtsirrtum) iſt da: 
gegen kein Strafausichließungsgrund. 

gl. Deutiches Reichsſtrafgeſetzbuch, SS 


51 ff.; Casper, Handbuch ber gericht- 
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lichen Medizin (5. Aufl. 1871); Krafft: 
ebing Grundzüge der Kriniinalpfycho: 
logie ( 872 Hoppe, Die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit (1877). 
urechtweiſung, |. Vermeis. 
ufammenlegung der Grundflüde, 
f. Separation. 
A end ſ. Kompetenz. 
uſtandspormundſchaft, j. Vor: 
mundſchaft. 
a len f. Anleihe. 
wangsdienſt, Bezeichnung für Dienft: 
Yeiftungen , deren Verrichtung auf Grunb 
allgemeiner oder befonderer Verpflichtung 
eforbert und erzwungen werben fann. 
In die erfte Kategorie gehören bie als 
Ausfluß ber allgemeinen Bürgerpflicht er- 
ſcheinende Wehrpflicht und die Verpflich⸗ 
tung zu Kriegsleiftungen, während unter 
ben aufbefondererzivilrechtlicher Verpflich- 
tung beruhenden Zwangsdienſtleiſtungen 
namentlich die yronen hervorzuheben find. 
Zwangsenteignung |. Erpro: 
priation. 
wangskaſſe, |. Hilfskaſſen. 
wangsſtrafe, ſ. Strafe. 
wangsvollſtrelung (Hilfsvoll⸗ 
ſtreckung, Exekution), die zwangs— 
o 


v 


weiſe Ausführung einer behördlichen An⸗ 
ordnung, insbeſondere eines Richter⸗ 
ſpruchs. Für das Deutſche Reich iſt die 
gerichtliche Z. in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten nunmehr durch die deutſche Zivil⸗ 
prozeßordnung ($$ 644 ff.) in einheitlicher 
Weiſe normiert; nur bie 3. in das unbe: 
wegliche Vermögen richtet fich nach den 
Landesgefeten. Die Pfändung einer be 
weglichen, Törperlihen Sache erfolgt durch 
den Gerichtövollzieher (1. Pfändung), 
während die gerichtlichen Handlungen, 
welche die 3. in Forderungen und andre 
Bermögensrechte zum Gegenftand haben, 
Sache des Bollftredungsgerichtd 
ſind. Vollſtreckungsgericht iſt der Regel 
nach das Amtsgericht, bei welchem der 
Schuldner feinen allgemeinen Gericht: 
ftand bat. Für die 3. in ein Grundftüd 
ift das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen 
Bezirk das Grundſtuͤck gelegen iſt. Hat 
der Schuldner nicht eine beſtimmte Geld⸗ 
ſumme zu leiſten, ſondern eine ſonſtige 
bewegliche Sache oder eine Quantität be⸗ 
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mweglicher Sachen herauszugeben, fo find 
ihm biefelben durch den Gerichtövollgieher 
wegzunehmen. Handelt es fih um bie 
Herausgabe einer unbeweglichen Suche, 
jo bat der Gericht8vollzieher ben Schuld: 
ner aus bem Beliß zu feten und den 
Gläubiger in ben Beſitz einzuweiſen. Soll 
ber Schuldner eine Handlung vornehmen, 
und ift diefelhe derartig, daß ihre Vor: 
nahme audy durch einen dritten vorge 
nommen werben Tann, fo ift ber Gläu: 
biger von bem Prozeßgericht erfter Inſtanz 
auf Antrag zu ermäctigen, auf Koften 
bes Schuldners die Handlung vornehmen 
zu laſſen. Kann die Handlung aber durch 
einen britten nicht vorgenommen werben, 
fo ift der Schuldner durch Gelbftrafen bis 
gum Gefamtbetrag von 1500 ME. oder 
urch Haft zur Bornahme jener Handlun 
anzubalten, eine Beftimmung, die jeb 
dann nicht zur Anwendung fomnıt, wenn 
e3 fich um die Eingehung einer Ehe han⸗ 
belt, und im Fall ber Verurteilung zur 
Herftellung des ehelichen Lebens nur in- 
foweit, als die Landesgeſetze die Erzwin- 
gung ber Herftellung bes ehelichen Lebens 
für zu fig erflären. Handelt e8 fih um 
die Unterlaflung einer Handlung, fo ift 
der Schuldner von dem Prozeßgericht eriter 
Inſtanz wegen etwaiger Zuwiderhand⸗ 
lungen zu einer Gelditrafe bis zu 1500 
ME. oder zu Haft bis zu 6 Monaten zu 
verurteilen. Das Maß der Sefimtitrafe 
barf jedoch 2 Jahre Haft nicht überftei- 
gen. Übrigens kann in folden Fällen 
der Gläubiger auch Feſtſiellung feines 
rechtlichen Intereſſes durch Richterſpruch 
im Wege gerichtlicher sioge verlangen. 
Iſt der Schuldner zur Abgabe einer 
Willenserklärung verurteilt, jo gilt dieſe 
Erklärung als abgegeben, fobald dag Ur: 
teil die Rechtsfraft erlangt bat. Die 3. 
findet auf Grund rechtsfräftiger Endur- 
teile ftatt.. Es können aber auch noch nicht 
rechtsfräftige Urteile für vorläufig voll: 
ſtreckbar erklärt werben, 3.8. Streitigfeiten 
mil hen VBermietern und Mietern; mandhe 
rteile find jogar ohne befondern Antrag 
für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, 3.8. 
Urteile, die im Urfunden= ober Bedhfel- 
prozeß erlaffen werden. Die 3. erfolgt auf 
Grund einer mit ber Vollſtreckungsklau⸗ 
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ſel verſehenen Ausfertigung des Urteils 
(vollſtreckbare Ausfertigung), 
welche von dem Gerichtsſchreiber des be⸗ 
treffenden Gerichts erteilt wird. Die 
Vollſtreckungsklauſel (»Vorſtehende 
Ausfertigung wird dem N. N. zum Zweck 
der 3. erteilte) iſt der Ausfertigung des 
Urteils am Schluß beizufügen, von dem 
Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben und 
mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen. Außer 
auf Grund rechtskräftiger oder für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärter Urteile findet 
die 3. auch aus gerichtlichen Vergleichen, 
ferner aus Vollſtreckungsbefehlen, welche 
auf Grund eines Zahlungsbefehls erlafien 
find (f. Mahnverfahren), und aus 
Urkunden ftatt, welche von einem beut- 
fehen Gericht oder von einem beutfchen 
Notar innerhalb der Grenzen feiner Amts⸗ 
befugniffe in der vorgeichriebenen Form 
aufgenommen find, Sofern bie Urfunde 
über einen Anſpruch errichtet ift, welcher 
die Zahlung einer beftimmten Geldfumme 
ober die Leiſtung einer beftimmten Quan⸗ 
tität andrer vertretbarer Sachen ober 
Wertpapiere zum Gegenſtand bat, und der 
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Schuldner fih in der Urkunde der fofors 
tigen 3. unterworfen hat. Was die zwangs⸗ 
weile VBollfiredung von Strafurtetlen ans 
betrifft, fo richtet fich diefelbe nach den 
Landesgejeken, indem der Erlaß eines 
Strafvollzugsgefeges für das Deutiche 
Reich zwar in Ausficht genommen, aber 
noch nicht erfolgt ift. 

end bahnen, |. Sefundärbahnen. 
guei ammeriyflem, |. Cinfammer: 
yſi 


em. 

weikampf (Duell), ein zwiſchen 
nd Gegnern nad) beftimmten Regeln 
hattfindenber Kampf mit tödlichen Waf- 
jen zur Austragung eine Ehrenhandels, 
wird nach dem deutſchen Reichsftrafgefeb: 
buch ($$ 201 FF.) mit Feitungshaft beitraft, 
ebenjo die Herausforderung dazu und die 
Annahme einer folden. Auch die Kartell- 
träger, welche den Auftrag zu einer Heraus⸗ 
forderung übernehmen und ausrichten, 
find ftrafbar, es fer denn, daß fie ernitlid) 
bemüht gewefen, den 3. zu verhindern. 
Sefundanten unb die zum 3. zugezogenen 
Zeugen, Arzte undWundärzte find ſträflos. 

Zwiſchenreich, |. Snterregnum. 
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